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Vorbemerkung 

Der 1. Untersuchungsausschuß des 11, Deutschen 
Bundestages (l.UA -11. WP) hat am 5. Oktober 1990 
beschlossen, dem Bundestag diesen Bericht vorzule- 
gen. 

Wie schon beim Zwischenbericht (BT-Drucksache 11/ 
6141) vom 20.12.1 989 angemerkt, ist auch hier festzu- 
halten, daß ein erheblicher Teil der Beweisaufnahme 
auf der Grundlage eines vom Amtsgericht Bonn für 
verfassungswidrig gehaltenen Untersuchungsauftra- 
ges erfolgt ist. Ungeachtet dieses Umstandes stützt sich 
der Bericht auch auf jene Teile der Beweisaufnahme. 
Der Untersuchungsausschuß hält dies für rechtlich zu- 
lässig und politisch sinnvoll, da die erfolgte Beweisauf- 
nahme nicht ungeschehen gemacht werden kann, sich 
keine unmittelbaren Rechtsfolgen an den Bericht 
knüpfen und so gut wie die gesamte Beweisaufnahme 
in öffentlichen Sitzungen erfolgt und daher der Öffent- 
lichkeit bekannt ist. Die Frage nach einer etwaigen 
rückwirkenden Heilung der Rechtswidrigkeit der inso- 
weit erfolgten Beweisaufnahme kann deshalb dahin- 
stehen; sie wird allerdings bei etwaigen gerichtlichen 
Verfahren, beispielsweise den von den Gerichten an- 
gestrengten und auch von der SPD angestrebten Straf- 
ermittlungsverfahren wegen angeblicher Falschaussa- 
ge, nicht ohne Belang sein. 


A. Verlauf des Verfahrens 

I. Verfahren zur Einsetzung 
des Ausschusses und 
Auftrag 

Der Antrag der SPD-Fraktion vom 11. März 1987 auf 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses (BT- 
Drucksache 11/50, Anlage 1) wurde in der 8. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 2. April 1987 beraten 
(Plenarprotokoll 11/8, S.432 ff.). 

Bereits in dieser Debatte wurde über die verfassungs- 
rechtliche Zulässigkeit und über die textliche Fassung 
des Untersuchungsauftrages sowie die daraus zu zie- 
lenden Konsequenzen gestritten. Für die Antragstel- 
ler seitens der SPD-Fraktion begründete der Abg. Gan- 
sei die Bezeichnung der Lieferungen nach Südafrika im 
Untersuchungsauftrag als rechtswidrig mit dem Hin- 
weis: 

„Würden wir das Rüstungsgeschäft als rechtmäßig 
klassifizieren, so könnten wir uns allerdings den Un- 


tersuchungsausschuß sparen und uns sogleich in 
die politische Auseinandersetzung darüber bege- 
ben, ob ausgerechnet mit Südafrika globalstrategi- 
sche Interessen des freien Westens vertreten wer- 
den müssen ..." 

Seitens der Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und 
FDP wurden Bedenken gegen den Untersuchungsauf- 
trag sowohl im Hinblick auf eine unzulässige Einfluß- 
nahme auf ein bei der Oberfinanzdirektion (OFD) Kiel 
anhängiges Ermittlungsverfahren als auch im Hinblick 
auf eine mögliche Verletzung der dem Bundestag im 
Bund-Länder- Verhältnis gezogenen Grenzen geltend 
gemacht. 

Nach Ablehnung des Antrages der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
zu demselben Sachverhalt (BT-Drucksache 1 1/84 vom 
25.3.1987) stellte Vizepräsidentin Renger fest, daß 
über den SPD-Antrag nicht abgestimmt zu werden 
brauche, da der Deutsche Bundestag auf Antrag eines 
Viertels seiner Mitglieder verpflichtet sei, einen Un- 
tersuchungsausschuß einzusetzen. Der Antrag der 
SPD entspreche diesen Voraussetzungen. Sie könne 
somit feststellen, daß gern. Artikel 44 Abs. 1 GG der 
Untersuchungsausschuß eingesetzt sei. 

Der Antrag der SPD-Fraktion, der nicht von allen ihren 
Mitgliedern, sondern lediglich mit „Dr. Vogel und 
Fraktion" unterzeichnet ist, hat folgenden Wortlaut: 

„Der Bundestag wolle beschließen: 

Es wird ein Untersuchungsausschuß gemäß Artikel 
44 Grundgesetz eingesetzt. Ihm sollen elf Mitglieder 
angehören. 

Der Ausschuß soll klären: 

I. 

In welcher Weise haben sich Bundeskanzler Dr. 
Helmut Kohl, andere Mitglieder der Bundesregie- 
rung, Ministerpräsidenten von Bundesländern, Mit- 
arbeiter von Ministerien oder anderen staatlichen 
Stellen und der bayerische Ministerpräsident Dr. 
h.c. Franz Josef Strauß mit der beabsichtigten Liefe- 
rung von Unterseebooten oder Konstruktionsunter- 
lagen für den Unterseebootsbau an die Republik 
Südafrika befaßt, obwohl derartige Lieferungen nach 
internationalem und deutschem Recht verboten 
sind? 

II. 

Unter welchen Umständen ist die rechtswidrige Lie- 
ferung von Konstruktionsunterlagen für den Unter- 
seebootsbau durch Unternehmen aus der Bundesre- 
publik Deutschland an die Republik Südafrika zu- 
stande gekommen und erfolgt? 

Sind neben Konstruktionsunterlagen auch Teile von 
Unterseebooten geliefert worden, und welche Un- 
ternehmen oder Staaten waren an diesen Geschäften 
beteiligt? 

III. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/ 
oder andere Mitglieder der Bundesregierung, Mini- 
sterpräsidenten von Bundesländern, Mitarbeiter 
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von Ministerien oder anderen staatlichen Stellen 
getan oder unterlassen, um die rechtswidrige Liefe- 
rung von Konstruktionsunterlagen für den Unter- 
seebootsbau an die Republik Südafrika rechtzeitig 
zu verhindern? 

IV. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/ 
oder andere Mitglieder der Bundesregierung, Mini- 
sterpräsidenten von Bundesländern, Mitarbeiter 
von Ministerien oder anderen staatlichen Stellen ge- 
tan oder unterlassen, um nach der rechtswidrigen 
Lieferung den Sachverhalt unverzüglich und voll- 
ständig aufzuklären und den Schaden für die Bun- 
desrepublik Deutschland und die deutsche Wirt- 
schaft zu begrenzen? 

V. 

Dem Verfahren des Untersuchungsausschusses 
werden die Regeln zugrunde gelegt, die von den 
Mitgliedern der Interparlamentarischen Arbeitsge- 
meinschaft im Entwurf eines Gesetzes über Einset- 
zung und Verfahren von Untersuchungsausschüs- 
sen formuliert wurden*), soweit sie geltendem Recht 
nicht widersprechen, und wenn nach übereinstim- 
mender Auffassung der Mitglieder des Untersu- 
chungsausschusses keine sonstigen Bedenken dage- 
gen bestehen." 

Auf interfraktionellen Antrag vom 14. Februar 1990 
(BT-Drucksache 1 1/6463, Anlage 2) erhielt der Un- 
tersuchungsauftrag in der 197. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 15. Februar 1990 (Plenarpro- 
tokoll 11/197, S. 15169 ff.) folgende Fassung: 

„Der Ausschuß soll klären: 

I. 

In welcher Weise haben sich Bundeskanzler Dr. 
Helmut Kohl, andere Mitglieder der Bundesregie- 
rung, Mitarbeiter von Bundesministerien oder ande- 
ren staatlichen Stellen des Bundes mit der beabsich- 
tigten Lieferung von Unterseebooten oder Konstruk- 
tionsunterlagen für den Unterseebootsbau an die 
Republik Südafrika befaßt? 

II. 

Unter welchen Umständen ist die ungenehmigte Lie- 
ferung von Konstruktionsunterlagen für den Unter- 
seebootsbau durch Unternehmen aus der Bundesre- 
publik Deutschland an die Republik Südafrika zu- 
stande gekommen und erfolgt? Sind neben Kon- 
struktionsunterlagen auch Teile von Unterseeboo- 
ten geliefert worden, und welche Unternehmen oder 
Staaten waren an diesen Geschäften beteiligt? Un- 
tersuchungen, die sich auf den nichtstaatlichen Be- 
reich erstrecken, sind insoweit zulässig, als sie zur 
Aufklärung des in den Nrn. I., III. und IV. genannten 
Sachverhalts nach dem jeweiligen Stand des Verfah- 
rens notwendig werden. 


*) sogenannte IPA-RegeJn 


III. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/ 
oder andere Mitgliederder Bundesregierung, Mitar- 
beiter von Bundesministerien oder anderen staatli- 
chen Stellen des Bundes getan oder unterlassen, um 
die in Nr. II. genannte Lieferung von Konstruktions- 
unterlagen für den Unterseebootsbau an die Repu- 
blik Südafrika rechtzeitig zu verhindern? 


IV. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/ 
oder andere Mitglieder der Bundesregierung, Mitar- 
beiter von Bundesministerien oder anderen staatli- 
chen Stellen des Bundes getan oder unterlassen, um 
nach der in Nr. II. genannten Lieferung den Sach- 
verhalt unverzüglich und vollständig aufzuklären 
und den Schaden für die Bundesrepublik Deutsch- 
land und die deutsche Wirtschaft zu begrenzen? 

V. 

Dem Verfahren des Untersuchungsausschusses 
werden die Regeln zugrunde gelegt, die von den 
Mitgliedern der Interparlamentarischen Arbeitsge- 
meinschaft im Entwurf eines Gesetzes über Einset- 
zung und Verfahren von Untersuchungsausschüs- 
sen formuliert wurden *), soweit sie geltendem Recht 
nicht widersprechen, und wenn nach übereinstim- 
mender Auffassung der Mitglieder des Untersu- 
chungsausschusses keine sonstigen Bedenken dage- 
gen bestehen." 

II. Konstituierung des 
Ausschusses 

Der 1. Untersuchungsausschuß ist am 20. Mai 1987 
durch den Präsidenten des Deutschen Bundestages, 
Dr. Philipp Jenninger, konstituiert worden. 

1. Mitglieder des Ausschusses 

Die Fraktionen hatten zunächst folgende Ausschuß- 
mitglieder benannt: 

CDU/CSU 

Ordentliche Mitglieder 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 

Friedrich Bohl 
Horst Eylmann 
Ortwin Lowack 
Michael von Schmude 

Stellvertretende Mitglieder 

Dr. Gerhard Friedrich 
Klaus-Jürgen Hedrich 
Michael Jung (Limburg) 

Wilhelm Jung (Lörrach) 

Hans-Wilhelm Pesch 
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SPD 

Ordentliche Mitglieder 

Norbert Gansei 
Dietrich Stobbe 
Dr. Peter Struck 
Hans-Jürgen Wischnewski 

Stellvertretende Mitglieder 

Horst Jungmann 
Dr. Willfried Penner 
Frau Heide Simonis 
Günter Verheugen 

FDP 

Ordentliches Mitglied 
Frau Ursula Seiler- Albring 
Stellvertretendes Mitglied 
Manfred Richter 

DIE GRÜNEN 
Ordentliches Mitglied 
Frau Ursula Eid . 

Stellvertretendes Mitglied 
Frau Angelika Beer 

Nach dem Ausscheiden des Abg. Michael von Schmu- 
de am 30. November 1987 trat Abg. Dr. Rolf Olderog 
als ordentliches Mitglied in den Ausschuß ein. 

Für den am 4. November 1987 ausgeschiedenen Abg. 
Hans- Wilhelm Pesch wurde Abg. Peter Harry Car- 
stensen (Nordstrand) von seiner Fraktion als stellver- 
tretendes Mitglied benannt. 

Anstelle des am 23. Februar 1988 ausgeschiedenen 
Abg. Dr. Gerhard Friedrich rückte Abg. Dr. Eicke Götz 
am gleichen Tag als stellvertretendes Mitglied in den 
Ausschuß ein. Nach Ausscheiden des Abg. Dr. Eicke 
Götz übernahm am 13. April 1988 Abg. Wolfgang 
Zeitlmann diese Funktion. 

Am 8. Juni 1988 legte das stellvertretende Mitglied 
Abg. Frau Heide Simonis ihr Bundestagsmandat nie- 
der. An ihrer Stelle nominierte die SPD-Fraktion Abg. 
Reinhold Hiller (Lübeck). 

Das ordentliche Mitglied Abg. Dr. Peter Struck wech- 
selte am 6. September 1988 zum stellvertretenden Mit- 
glied; an seine Stelle trat das bisherige stellvertretende 
Mitglied Abg. Reinhold Hiller (Lübeck). Zum selben 
Zeitpunkt benannte die SPD-Fraktion als neuen stell- 
vertretenden Vorsitzenden Abg. Dietrich Stobbe. 

Am 8. Juni 1990 schied das stellvertretende Mitglied 
Abg. Dr. Peter Struck aus. Für ihn trat Abg. Dr. Wil- 
helm Nobel ein. 

Für das stellvertretende Mitglied Abg. Michael Jung 
(Limburg) benannte die CDU/CSU- Fraktion am 12. 
September 1990 als stellvertretendes Mitglied Abg. 
Dr. Jürgen Rüttgers. 


Das stellvertretende Mitglied Abg. Wolfgang Zeitl- 
mann schied am 4. Oktober 1990 aus und wurde durch 
Abg. Josef Brunner ersetzt. 

Außerdem wurden, um die Präsenz im Ausschuß si- 
cherzustellen, in Einzelfällen kurzfristige Wechsel in 
der Mitgliedschaft vorgenommen. 

Gegenwärtig gehören dem Ausschuß folgende Mitglie- 
der an: 

CDU/CSU 

Ordentliche Mitglieder 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 

Friedrich Bohl 
Horst Eylmann 
Ortwin Lowack 
Dr. Rolf Olderog 

Stellvertretende Mitglieder 

Peter Harry Carstensen (Nordstrand) 

Klaus- Jürgen Hedrich 
Wilhelm Jung (Lörrach) 

Dr. Jürgen Rüttgers 
Josef Brunner 

SPD 

Ordentliche Mitglieder 

Norbert Gansei 
Reinhold Hiller (Lübeck) 

Dietrich Stobbe 
Hans-Jürgen Wischnewski 

Stellvertretende Mitglieder 

Horst Jungmann 
Dr. Willfried Penner 
Dr. Wilhelm Nobel 
Günter Verheugen 

FDP 

Ordentliches Mitglied 
Frau Ursula Seiler-Albring 
Stellvertretendes Mitglied 
Manfred Richter 

DIE GRÜNEN 

Ordentliches Mitglied 
Frau Ursula Eid 
Stellvertretendes Mitglied 
Frau Angelika Beer 

2. Bestimmung des Vorsitzenden und 
seines Stellvertreters 

Unter der Leitung des Präsidenten wurden in der kon- 
stituierenden Sitzung der Abg. Horst Eylmann (CDU/ 
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CSU) zum Vorsitzenden und der Abg. Dr. Peter Struck 
(SPD) zum stellvertretenden Vorsitzenden bestimmt. 

Zwischenzeitlich ist der Abg. Dietrich Stobbe (SPD) an 
die Stelle des Abg. Dr. Peter Struck (SPD) als stellver- 
tretender Vorsitzender getreten. 


III. Vorgeschichte und 
Parallelverfahren 

1. Vorgeschichte 


3. Benennung der Obleute und 
Berichterstatter 

Als Obleute wurden von ihren Fraktionen die Abge- 
ordneten Friedrich Bohl (CDU/CSU), Norbert Gansei 
(SPD), Frau Ursula Seiler-Albring (FDP) und Frau Ur- 
sula Eid (DIE GRÜNEN) benannt. Auf Anregung ihrer 
Fraktionen benannte der Vorsitzende diese vier Abge- 
ordneten zu Berichterstattern. 


4. Benennung der Fraktionsmitarbeiter 


Die Fraktionen haben folgende Mitarbeiter(innen) be- 
nannt: 


CDU/CSU: 

SPD: 


FDP: 

DIE GRÜNEN: 


Herrn Rudolf Seiler 

Frau Barbara Deuling und 
Herrn Jürgen-Christian 
Brandt 

Herrn Hans Ulrich Güther 

die Herren Dr. Manfred Busch 
und Reinhard Krämer 


Die SPD benannte zwischenzeitlich anstelle von Herrn 
Brandt Oberstleutnant Dieter Puschke als Mitarbeiter. 


Am 26. November 1986 berichteten die Kieler Nach- 
richten unter der Überschrift „U-Boot-Pläne der HDW 
an Pretoria", daß die Howaldtswerke Deutsche Werft 
AG (HDW) Konstruktionspläne für den Bau von 
U-Booten nach Südafrika verkauft hätte und dieses 
Geschäft ohne die notwendige Ausfuhrgenehmigung 
nach dem Außenwirtschaftsgesetz (AWG) abgewickelt 
worden sei. In dem Bericht hieß es darüber hinaus, daß 
ein Bußgeldverfahren gegen den HDW-Vorstandsvor- 
sitzenden Klaus Ahlers und gegen das Unternehmen 
anhängig sei. 

Am 26. November 1986 wies Bundesaußenminister 
Hans-Dietrich Genscher während der Haushaltsde- 
batte darauf hin, daß der Bundesminister der Finanzen, 
nachdem er von dem Transfer von U-Boot-Konstrukti- 
onsunterlagen erfahren habe, das notwendige Verfah- 
ren eingeleitet habe. 

Ebenfalls während der Haushaltsdebatte gab Bundesfi- 
nanzminister Dr. Gerhard Stoltenberg am 28. Novem- 
ber 1986 eine kurze Darstellung des Geschehens. Bun- 
desminister Dr. Stoltenberg sagte dabei ausdrücklich, 
er habe durch die Unterrichtung seitens des Bundesmi- 
nisters für Wirtschaft zum ersten Mal von einem mög- 
lichen Gesetzesverstoß erfahren. Nach einer internen 
Vorprüfung in seinem Hause sei der Vorgang an die 
zuständige OFD Kiel zur weiteren Verfolgung abgege- 
ben worden. 


Der Mitarbeiter der Fraktion DIE GRÜNEN, Herr Dr. 
Manfred Busch, ist zwischenzeitlich ausgeschieden. 

Im Auftrag des Ausschusses hat der Vorsitzende den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages unter dem 3. 
Juni 1987 gebeten, den Mitarbeitern, die von den Frak- 
tionen genannt werden, die Teilnahme auch an nichtöf- 
fentlichen Sitzungen zu gestatten. Dieser Bitte hat der 
Präsident entsprochen. Aufgrund des Beschlusses des 
Deutschen Bundestages vom 13. Dezember 1989, mit 
dem § 57 der Geschäftsordnung des Deutschen Bun- 
destages (GO-BT) ergänzt worden ist, ist inzwischen 
die Teilnahme von Fraktionsmitarbeitern auch aus- 
drücklich in der Geschäftsordnung geregelt. 


5. Sekretariat des Ausschusses 

Dem Sekretariat des Ausschusses gehörten zwei Be- 
amte an, die die Befähigung zum Richteramt besitzen: 
Regierungsdirektor (RD) Dr. Winfried Heymer und RD 
Friedhelm Dreyling. 

Weiter gehörten dem Ausschußsekretariat an: Ober- 
amtsrat Manfred Mandt und die Verwaltungsange- 
stellten Susanne Diefenthal, Gerta Göddertz, Elke 
Bracht, Brigitte Sistig. 

Darüber hinaus waren insgesamt elf Zeitangestellte im 
Sekretariat tätig. 


Am 3. Dezember 1986 berichteten die Bundesminister 
Dr. Martin Bangemann, Dr. Wolfgang Schäuble und 
Hans-Dietrich Genscher über den Vorgang in einer ge- 
meinsamen Sitzung des Wirtschaftsausschusses und 
des Auswärtigen Ausschusses. Bundesminister Dr. 
Gerhard Stoltenberg gab am selben Tag einen Bericht 
im Haushaltsausschuß. Einen Tag zuvor hatte der ge- 
schäftsführende Gesellschafter des Ingenieurkontors 
Lübeck, Prof. Gabler Nachfahren GmbH (IKL), Dipl- 
Ing. Lutz Nohse, Bundesminister Dr. Gerhard Stolten- 
berg einen stichwortartigen Vermerk, datiert vom 30. 
November 1986, übersandt, der in der „Bild"-Zeitung 
vom 4. Dezember 1986 teilweise veröffentlicht wurde. 

An diesem Tag befaßte sich auch der 10. Deutsche Bun- 
destag auf Antrag der Fraktion der SPD in einer Aktu- 
ellen Stunde mit der Angelegenheit unter dem Thema 
„Haltung der Bundesregierung zu Geschäftsbeziehun- 
gen von bundeseigenen Unternehmen zur Republik 
Südafrika" (Plenarprotokoll 10/253, S. 19629-19643). 

Zwölf Fragen von Mitgliedern der SPD-Fraktion an die 
Bundesregierung zu den Vorgängen um den Export der 
Konstruktionsunterlagen in die Republik Südafrika 
wurden am 11, Dezember 1986 schriftlich beantwortet. 
Die Antworten sind als Anlagen zum Plenarprotokoll 
abgedruckt (BT-Drucksache 10/256, S. 20075-20077). 

Bereits am 3. Dezember 1986 hatte die Fraktion DIE 
GRÜNEN die Einsetzung eines Parlamentarischen Un- 
tersuchungsausschusses beantragt (BT-Drucksache 
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10/6659). Sie zog diesen Antrag jedoch zurück, als die 
SPD-Fraktion am 9. Dezember 1986 einen entsprechen- 
den Antrag (BT- Drucksache 10/6709) einbrachte und 
stellte gleichzeitig einen Ergänzungsantrag zu diesem 
Antrag (BT- Drucksache 10/6737). Gegenstand des Än- 
derungsantrags war eine Ausdehnung der Untersu- 
chung auf: 

„Ministerpräsidenten von Bundesländern, Mitarbei- 
ter von Ministerien und andere Stellen". 

Außerdem sollte zusätzlich geklärt werden: 

„Sind neben Konstruktionsunterlagen auch Teile 
von Unterseebooten geliefert worden, und welche 
Unternehmen oder Staaten waren an diesen Ge- 
schäften beteiligt?" 

In der Plenardebatte am 10. Dezember 1986 führte der 
Abg. Gansei für die antragstellende SPD-Fraktion zur 
Begründung u.a. folgendes aus: 

„Er (Anm.: der Untersuchungsausschuß) soll die po- 
litische und juristische Verantwortung der Bundes- 
regierung bei den verbotenen Lieferungen von Un- 
terlagen für den U-Boot-Bau nach Südafrika unter- 
suchen. 

Es geht dabei nicht um die Ausforschung von Wirt- 
schaftsunternehmen, auch wenn wir bei ihnen un- 
vermeidliche Untersuchungen werden anstellen 
müssen . . (Plenarprotokoll 10/255, S. 19971). 

Der Deutsche Bundestag nahm den Antrag der Frak- 
tion der SPD mit den von der Fraktion DIE GRÜNEN 
beantragten Änderungen in seiner 255. Sitzung am 10. 
Dezember 1986 (Plenarprotokoll 10/255, S. 19976) an. 
Dieser Untersuchungsauftrag entspricht wörtlich dem 
Untersuchungsauftrag gemäß dem Antrag der SPD- 
Fraktion auf Bundestags-Drucksache 11/50. 

Der 4. Untersuchungsausschuß der 10. Wahlperiode 
(4. UA - 10. WP), der daraufhin am 18. Dezember 1986 
konstituiert wurde, trat zu insgesamt 15 Sitzungen zu- 
sammen, die der Beratung und Beweisaufnahme dien- 
ten. Dabei hat er u.a. Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, 
die Bundesminister Hans-Dietrich Genscher, Dr. Mar- 
tin Bangemann und Dr. Gerhard Stoltenberg sowie 
Staatssekretär (StS) Prof. Dr. Waldemar Schreckenber- 
ger als Zeugen vernommen. Wegen des Ablaufs der 
Wahlperiode gelang es nicht mehr, dem Bundestag ei- 
nen Bericht nach Artikel 44 GG zu erstatten. Aller- 
dings leiteten die den Koalitionsfraktionen angehören- 
den Berichterstatter im 4. UA - 10. WP, Abg. Friedrich 
Bohl und Abg. Klaus Beckmann, dem Ausschußvorsit- 
zenden Abg. Dr. Willfried Penner den Entwurf einer 
Beschlußempfehlung und eines Berichts zu. Dieser 
Entwurf wurde vom 1. UA - 11. WP beigezogen. 


2. Parallelverfahren 

a| Ordnungswidrigkeitenverfahren bei der 
Oberfinanzdirektion Kiel 

Auf Veranlassung des Bundesministeriums der Finan- 
zen (BMF) vom 14. November 1985 führte die OFD 
Kiel im Hinblick auf das Südafrika-Geschäft Ermittlun- 


gen wegen des Verdachts eines als Ordnungswidrig- 
keit zu bewertenden Verstoßes gegen Außenwirt- 
schaftsbestimmungen zunächst gegen 1KL und im spä- 
teren Verlauf auch gegen HDW durch. Bei beiden Un- 
ternehmen wurde auch gegen die jeweils verantwort- 
lich handelnden Personen ermittelt. Diese Verfahren 
wurden mit den Verfügungen vom 1 1 . Januar 1 988 ein- 
gestellt (Anlage 3). Die wesentlichen Gründe für diese 
Entscheidungen werden unter B II 3 im einzelnen dar- 
gestellt. 

Die OFD Kiel nahm während ihrer Ermittlungen wie- 
derholt Kontakt mit der Staatsanwaltschaft Kiel auf. 
Diese Kontakte beliefen sich in dem Zeitraum bis zur 
Einstellung der Bußgeldverfahren insgesamt auf min- 
destens 24 Fälle. Nach diesem Zeitpunkt kam es zu 
wenigstens 26 weiteren Kontakten (Anlage 4). 

b) Verfahren bei der Staatsanwaltschaft Kiel 

Der bereits bei der Darstellung der Vorgeschichte er- 
wähnte Artikel der Kieler Nachrichten vom 26. No- 
vember 1986 war Anlaß für die Staatsanwaltschaft 
Kiel, am 27. November 1986 ein Überprüfungsverfah- 
ren (AR- Vorgang) einzuleiten. Bei der Überprüfung 
kam die Staatsanwaltschaft Kiel zunächst im Juli 1987 
zu dem Ergebnis, daß keine zureichenden tatsächli- 
chen Anhaltspunkte i.S.d. § 152 Abs. 2 Strafprozeß- 
ordnung (StPO) vorlägen, welche die Einleitung eines 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens rechtfertigen 
könnten. Mit Verfügung vom 17. Juli 1987 lehnte sie 
deshalb die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens mit 
der Begründung ab, es seien weder ein Verstoß gegen 
das Kriegswaffenkontrollgesetz (KWKG) noch ein 
Vergehen nach dem AWG noch Anhaltspunkte für ei- 
nen Geheimnisverrat nach §353 b Abs. 2 Nr. 2 Strafge- 
setzbuch (StGB) festzustellen. 

Gegen diesen Bescheid der Staatsanwaltschaft legte 
die Anti-Apartheid-Bewegung, Bonn, die auch An- 
zeige erstattet hatte, am 4. September 1987 Be- 
schwerde ein. Für die Staatsanwaltschaft ergab sich 
aber auch aufgrund dieser Beschwerde kein hinrei- 
chender Tatverdacht. Am 9. Mai 1 988 gab der Leitende 
Oberstaatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft Kiel fol- 
gende Presseerklärung heraus: 

„Die Staatsanwaltschaft Kiel hält an ihrer Entschei- 
dung fest, daß aus Anlaß der Lieferung der U-Boot- 
Pläne durch HDW/IKL an Südafrika ein förmliches 
Ermittlungsverfahren nicht einzuleiten ist. 

Im Juli 1987 hatte die Staatsanwaltschaft bereits 
einmal die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 
abgelehnt und dabei insbesondere dargelegt, daß 
weder ein Verstoß gegen das Kriegswaffenkontroll- 
gesetz noch ein strafbarer Verstoß gegen das Außen- 
wirtschaftsgesetz in Betracht kommen könne. Inso- 
weit haben sich auch in den vergangenen Monaten 
wesentliche neue Gesichtspunkte nicht ergeben. Die 
Ausfuhr von Plänen fällt, weil diese nicht auf der 
sogenannten Kriegswaffenliste verzeichnet sind, 
nicht unter die Bestimmungen des Kriegswaffenkon- 
trollgesetzes; und ein strafbarer Verstoß gegen das 
Außenwirtschaftsgesetz liegt schon deshalb nicht 
vor, weil jedenfalls die auswärtigen Beziehungen der 
Bundesrepublik Deutschland nicht erheblich gestört 
worden sind. Nach der hier geteilten Einschätzung 
des Auswärtigen Amtes ist es zwar im Ausland ver- 
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einzelt zu gewissen Irritationen gekommen, zu An- 
fragen oder Unmutsäußerungen, die Bundesrepu- 
blik Deutschland ist aber nicht in eine Lage ge- 
bracht worden, die es ihr unmöglich gemacht oder 
ernsthaft erschwert hätte, ihren Interessen an den 
Beziehungen zu anderen Staaten oder zu internatio- 
nalen Organisationen gerecht zu werden. 

Da die Preisgabe militärischer Staatsgeheimnisse 
(§ 97 StGB) in die Zuständigkeit des Generalbun- 
desanwalts fällt, galten die Überlegungen der 
Staatsanwaltschaft Kiel zuletzt im wesentlichen nur 
noch der Frage, ob im Zusammenhang mit der Ver- 
äußerung der U-Boot-Pläne pp. gegen eine beson- 
dere Geheimhaltungspflicht i.S.d. § 353 b Abs. 2 Nr. 
2 StGB verstoßen worden ist. Diese Frage ist zu 
verneinen. Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß 
die zuständige oberste Bundesbehörde trotz umfas- 
sender Kenntnis des Sachverhalts die für eine Straf- 
verfolgung notwendige Strafverfolgungsermächti- 
gung bisher nicht erteilt hat. Unabhängig davon be- 
steht nach Auffassung der Staatsanwaltschaft kein 
Anfangsverdacht: 

Aufgrund der 1. Zusatzvereinbarung zur Vereinba- 
rung über technische Zusammenarbeit zwischen 
dem Bundesverteidigungsminister und dem Vertei- 
digungsminister der Republik Indien (sog. Geheim- 
schutzabkommen) werden für die Vertragsparteien 
und die von ihnen beauftragten Personen und Fir- 
men hinsichtlich .militärischer Verschlußsachen' 
bestimmte im einzelnen näher umschriebene Pflich- 
ten zur Geheimhaltung begründet. Hinweise dafür, 
daß diese Pflichten in strafrechtlich relevanter 
Weise verletzt worden sind, haben sich nicht erge- 
ben. 

Fest steht nach den vom Bundesverteidigungsmini- 
sterium (BMVg) vorgenommenen Prüfungen, daß 
sich unter den nach Südafrika gelieferten Plänen 
keine formell dem Verschlußsachenschutz unter- 
stehenden Unterlagen befunden haben. Ein unmit- 
telbarer Verstoß gegen die 1. Zusatzvereinbarung 
scheidet damit aus. Nach Auffassung der Staatsan- 
waltschaft liegt eine Verletzung besonderer Ge- 
heimhaltungspflichten auch nicht darin, daß der 
Vertrag mit Südafrika einen sehr pauschal gehalte- 
nen Hinweis darauf enthält, daß die zu liefernden 
Pläne möglicherweise z.T. identisch sein sollten mit 
denen, die dem Bau der Indien-Boote zugrunde la- 
gen und die nach der 1. Zusatzvereinbarung einem 
Verschlußsachenschutz unterstanden. Dieser Hin- 
weis bewegte sich im Rahmen der üblichen, allen 
Beteiligten bekannten Akquisitionstätigkeit der 
Bauwerft und kann bei unbefangener Betrachtungs- 
weise und unter Beachtung von Inhalt, Sinn und 
Zweck der 1. Zusatzvereinbarung nicht Gegen- 
stand einer besonderen Geheimhaltungspflicht ge- 
wesen sein. Zu berücksichtigen ist dabei, daß 
HDW/IKL bekanntermaßen und in aller Öffentlich- 
keit U-Boote verschiedener Klassen unter spezifi- 
zierter Angabe ihrer Eigenschaften im Ausland an- 
bieten und z.T. verkaufen und daß auch über die 
Lieferung von 1 500 t-Booten an Indien in der Presse 
wiederholt berichtet worden ist. Unter diesen Um- 
ständen liegt die Annahme auf der Hand, ein pau- 
schaler Hinweis auf die Identität der an Südafrika 
zu liefernden Pläne mit denen der Indien-Boote ver- 
letze kein Geheimnis, sondern dokumentiere 


nur etwas Offenkundiges. Dabei muß auch berück- 
sichtigt werden, daß eine zu weite Auslegung des 
Geheimnisbegriffs dem Verfassungsgebot des straf- 
rechtlichen Bestimmtheitsgrundsatzes zuwiderlau- 
fen würde." 

Am 10. März 1989 wies jedoch der Generalstaatsan- 
walt in Schleswig im Zusammenhang mit der Be- 
schwerde der Anti-Apartheid-Bewegung die Staatsan- 
waltschaft Kiel an, gegen HDW und IKL ein Ermitt- 
lungsverfahren wegen des Verdachts der Verletzung 
einer besonderen Geheimhaltungspflicht einzuleiten. 
Er begründete dies u.a. damit, daß der Staatsanwalt- 
schaft bei ihrer Beurteilung des Falles eine Zusatzver- 
einbarung vom 29. April 1985 zu dem von HDW und 
IKL mit der Republik Südafrika geschlossenen Vertrag 
nicht bekannt gewesen sei, wonach die 2,6 Mio. DM, 
um die die Vertragssumme von 60 Mio. DM in einer 
anderen Zusatzvereinbarung gekürzt worden waren, 
nunmehr in bar an einen von IKL beauftragten Vertre- 
ter gezahlt werden sollte. Über eine derartige Verein- 
barung hatte die Hamburger Morgenpost in ihrer Aus- 
gabe vom 7. November 1988 unter Teilabdruck des 
genannten Dokuments berichtet. Die für die Durchfüh- 
rung eines solchen Ermittlungsverfahrens nach § 353 b 
Abs. 4 StGB erforderliche Strafverfolgungsermächti- 
gung, die die Staatsanwaltschaft Kiel unter dem 15. 
März 1989, übermittelt mit Schreiben des Justizmini- 
sters des Landes Schleswig-Holstein vom 28. März 
1989, beantragt hatte, wurde jedoch nicht erteilt. Mit 
Schreiben vom 27. Juli 1989 (Anlage 5) teilte der Bun- 
desminister für Wirtschaft dem Justizminister des Lan- 
des Schleswig-Holstein mit: 

„Der Bundesminister der Justiz hat Ihr o.a. Schrei- 
ben mir als dem für den Geheimschutz in der Wirt- 
schaft zuständigen Bundesminister zur Erledigung 
zugeleitet. 

Die von dem Leitenden Oberstaatsanwalt beim 
Landgericht in Kiel mit Schreiben vom 15. März 
1989 -591 Js 9809/89 Tgb.-Nr. 4/89 VS geh. - erbe- 
tene Ermächtigung zur Strafverfolgung wird nicht 
erteilt. 

Nach den Ausführungen des Leitenden Oberstaats- 
anwalts soll nur wegen der unbefugten Lieferung 
von Verschlußsachen ermittelt werden. Für andere 
Straftatbestände liegen derzeit keine Anhaltspunkte 
vor. 

Der vorgetragene Sachverhalt läßt nach Auffassung 
des dafür zuständigen Bundesministers der Verteidi- 
gung eine Verletzung materieller Geheimschutz- 
interessen des Rüstungsbereichs nicht erkennen. 

Darüber hinaus sprechen gegen die Durchführung 
eines Strafverfahrens gewichtige öffentliche Interes- 
sen, weil seine Auswirkungen die Fähigkeit der 
Bundesrepublik zur Rüstungskooperation insbeson- 
dere mit NATO-Partnern beeinträchtigen könnte. 

Bei dieser Entscheidung wurde auch berücksichtigt, 
daß die Staatsanwaltschaft Kiel noch am 23. Februar 
1989 einen Anfangsverdacht verneint hat. Ihr wa- 
ren zu diesem Zeitpunkt schon alle Tatsachen be- 
kannt, die jetzt dem Antrag auf Erteilung der Er- 
mächtigung zugrunde liegen ..." 


6 



Deutscher Bundestag —11. Wahlperiode 


Drucksache 11/8109 


Am 29. November i 989 teilte der Leitende Oberstaats- 
anwalt beim Landgericht Kiel in einem Schreiben an 
den Präsidenten der OFD Kiel mit, aufgrund der in der 
44. Sitzung der Vollversammlung der Vereinten Natio- 
nen (VN) gestellten Resolutionsanträge vom 9, und 21. 
November 1989 habe er die Verfolgung der den Ver- 
fahren der OFD Kiel gegen Verantwortliche von HDW 
und 1KL zugrunde liegenden Ordnungswidrigkeiten 
nach den §§ 40, 42 Ordnungswidrigkeitengesetz 
(OWiG) übernommen. Er bat, ihm die Urschriften der 
Bußgeldvorgänge zu überlassen. 


In einem Vermerk der Staatsanwaltschaft vom selben 
Tage wird zu dem Az. 591 Js 9809/89 diese Entschei- 
dung im einzelnen damit begründet, daß sich in dem 
Entschließungsantrag vom 9. November 1989 34 Staa- 
ten wegen der Veräußerung von U-Boot-Konstrukti- 
onsunterlagen an die Republik Südafrika für eine 
ernsthafte Mißbilligung der Bundesrepublik Deutsch- 
land ausgesprochen hätten. In dem von 25 Staaten ein- 
gebrachten, gleichgelagerten Antrag vom 21. Novem- 
ber 1989 (A/44/L.34/Rev. 1 ), der von der Vollversamm- 


rom r\o r 


angenommen wi 


das Verhalten der beiden Unternehmen heftig beklagt 
und die Bundesrepublik Deutschland aufgefordert 
worden, ihrer Verpflichtung zur Ahndung der Vor- 
gänge nachzukommen. Vorher sei der Versuch der 
deutschen Delegation, die Passage mit der namentli- 
chen Nennung der Bundesrepublik Deutschland aus 
der Resolution zu entfernen, gescheitert. 

Schließlich seien in einer weiteren Resolution vom 9. 
November 1989 mehrere Staaten unter besonderer 
Hervorhebung der Bundesrepublik Deutschland zum 
Abbruch ihrer Handelsbeziehungen zur Republik Süd- 
afrika aufgefordert worden. 


Im Januar 1990 nahm die Staatsanwaltschaft Kiel zu 
den Gründen für die Übernahme der Verfahren in einer 
öffentlichen Erklärung wie folgt Stellung: 


„In Betracht kam weiter eine Verfolgung unter dem 
rechtlichen Gesichtspunkt des § 34 Abs. 1 Nr. 3 
Außenwirtschaftsgesetz. Voraussetzung einer Straf- 
barkeit nach dieser Bestimmung ist einmal das Vor- 
liegen eines Embargo-Verstoßes, d.h. eines Exports 
unter Verletzung der insoweit geltenden Bestim- 
mungen (Grundtatbestand). Ist dieser Verstoß gege- 
ben, liegt grundsätzlich nur eine Ordnungswidrig- 
keit vor, die von der zuständigen Bußgeldbehörde - 
hier der OFD Kiel - zu verfolgen ist. Zur Straftat 
wird der Embargo-Verstoß erst bei Vorliegen der 
weiteren Voraussetzungen des § 34 Abs. 1 AWG, 
insbesondere bei Eintritt einer erheblichen Störung 
der auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland (§ 34 Abs. 1 Nr, 3 a.a.O.; Qualifika- 
tionstatbestand). Wie in der Vergangenheit mehr- 
fach mitgeteilt, hatte die Staatsanwaltschaft Kiel den 
als Voraussetzung für strafprozessuale Zwangsmaß- 
nahmen unabdingbaren Anfangsverdacht eines Ver- 
gehens nach dem Außenwirtschaftsgesetz aus 
Rechtsgründen bisher verneint, weil jedenfalls eine 
erhebliche Störung der auswärtigen Beziehungen im 
oben angegebenen Sinne des Qualifikationstatbe- 
standes nicht festzustellen war. Die Frage, ob der 
Grundtatbestand erfüllt war, konnte unter diesen 
Umständen offenbleiben. Nachdem aber kürzlich 
eine Reihe von UNO-Mitgliedstaaten eine Verurtei- 
lung der Bundesrepublik Deutschland begehrt hat 


und daraufhin Ende November i989 die Vollver- 
sammlung der Vereinten Nationen sich in einer Re- 
solution mit dem Blaupausenexport befaßt und da- 
bei einen in wesentlichen Punkten von dem der 
Bundesrepublik Deutschland abweichenden Stand- 
punkt eingenommen hat, hält die Staatsanwalt- 
schaft die tatsächlichen Voraussetzungen einer er- 
heblichen Störung im Sinne des § 34 Abs. 1 Nr. 3 
AWG nunmehr für gegeben. Anders als die Oberfi- 
nanzdirektion Kiel bei ihrer schon länger zurücklie- 
genden Entscheidung im Ordnungswidrigkeiten- 
verfahren bejaht die Staatsanwaltschaft nach einge- 
hender Prüfung der zugrundeliegenden außeror- 
dentlich schwierigen Rechtsfragen auch einen An- 
fangsverdacht des Grundtatbestandes eines Verge- 
hens nach dem Außenwirtschaftsgesetz (Embargo- 
Verstoß). Die Voraussetzungen für ein Einschreiten 
im Wege strafprozessualer Zwangsmittel lagen da- 
mit vor." 

Das Auswärtige Amt (AA) war demgegenüber in sei- 
ner von der Staatsanwaltschaft Kiel am 24. November 
1989 erbetenen Stellungnahme vom 15. Dezember 
1989 zu dem Ergebnis gekommen, daß eine erhebliche 
Störung der auswärtigen Beziehungen der Bundesre- 
publik Deutschland auch nach Verabschiedung der 
Resolution (A/44/L.34/Rev. 1 ) am 22. November 1989 
nicht vorliege. 

Im Zusammenhang mit der Durchführung des Ermitt- 
lungsverfahrens wurden aufgrund richterlicher Be- 
schlüsse bei den beiden Unternehmen sowie bei Ver- 
antwortlichen und Mitarbeitern dieser Unternehmen 
im ersten Quartal 1990 zahlreiche Durchsuchungen 
vorgenommen und umfangreiches Aktenmaterial be- 
schlagnahmt. 

Ende April 1990 wurden die Ermittlungen auf das mög- 
liche Vorliegen von Vergehen nach § 353 b Abs. 2 Nr. 2 
StGB ausgedehnt. Die erforderliche Strafverfolgungs- 
ermächtigung erteilte der Bundesminister für Wirt- 
schaft am 25. April 1990 und teilte dazu mit: 

„Der Bundesminister für Wirtschaft hat nach sorg- 
fältiger Prüfung heute der Staatsanwaltschaft in Kiel 
auf deren Antrag vom 21 . März 1990 die nach § 353 
b Abs. 4 Strafgesetzbuch erforderliche Ermächti- 
gung zur Strafverfolgung wegen des Verdachts des 
Geheimnisverrats erteilt. Die von der Staatsanwalt- 
schaft vorgelegten neuen Unterlagen verlangen - 
auch im wohlverstandenen Interesse der betroffe- 
nen Unternehmen - nach rückhaltloser Aufklärung. 
Diese läßt sich nur im Rahmen eines staatsanwalt- 
schaftlichen Ermittlungsverfahrens erreichen." 
(Hervorhebung durch den Ausschuß) 

Gegen die Durchsuchungs- und Beschlagnahmebe- 
schlüsse legten die Betroffenen Beschwerde beim 
Landgericht Kiel ein. Dieses hat mit Beschluß vom 4. 
Juli 1990 die entsprechenden Anträge zwar weitge- 
hend verworfen, gleichzeitig aber entgegen der Auffas- 
sung der Staatsanwaltschaft den Anfangsverdacht von 
Straftaten der Firmen verantwortlichen verneint. Nach 
Ansicht des Gerichtes liegen weder die Voraussetzun- 
gen des Tatbestandes des § 34 Abs. 1 Nr. 1 AWG noch 
des § 353 b Abs. 2 Nr. 2 StGB vor. Auch den Anfangs- 
verdacht bezüglich der von der Staatsanwaltschaft 
weiter erhobenen Vorwürfe der Untreue und Steuer- 
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hinterziehung hat das Gericht verneint. Nach Auffas- 
sung des Gerichts besteht ein Anfangsverdacht nur 
dafür, daß Verantwortliche der Firmen HDW und 1KL 
eine Ordnungswidrigkeit nach dem AWG begangen 
hätten, indem sie bis Anfang 1987 ohne die erforderli- 
che schriftliche Genehmigung Unterlagen für den Bau 
von U-Booten geliefert und nicht allgemein zugängli- 
che Kenntnisse über deren Fertigung weitergegeben 
hätten. Unter diesem Gesichtspunkt seien die Durch - 
suchungs- und Beschlagnahmemaßnahmen gerechtfer- 
tigt. 

Das Gericht geht in dem Beschluß, gegen den kein 
Rechtsmittel gegeben ist, davon aus, daß die Sache von 
der Staatsanwaltschaft wieder an die für die Verfol- 
gung der Ordnungswidrigkeit zuständige OFD Kiel ab- 
gegeben werde. 

Diese Feststellungen sind der Presseerklärung des 
Landgerichts Kiel vom 5. Juli 1990 entnommen (An- 
lage 6). Die Beschlußbegründung selbst hat das Gericht 
GEHEIM eingestuft. 

Der Bitte des Ausschusses, ihm über die Geheim- 
schutzstelle des Deutschen Bundestages den Text des 
Beschlusses zur Verfügung zu stellen, hat das Landge- 
richt Kiel nicht entsprochen. Im Schreiben vom 1 0. Juli 
1990 hat es dazu ausgeführt: 

„Dem Ersuchen des Vorsitzenden des 1. Untersu- 
chungsausschusses, ihm den Beschluß der Kammer 
vom 4. Juli 1990 über die Geheimschutzstelle des 
Deutschen Bundestages zuzuleiten, vermag ich lei- 
der nicht ohne weiteres zu entsprechen. Die in der 
Vergangenheit erfolgten wiederholten - aktenkun- 
digen - Verletzungen der Geheimhaltungspflicht 
zeigen deutlich, daß die vom Bundesverfassungsge- 
richt (NJW 1984, 2271 ff.) geforderten wirksamen 
Vorkehrungen für den Geheimschutz bisher nicht 
Vorgelegen haben. 

Sie werden daher sicher dafür Verständnis haben, 
daß ohne Darlegung und Nachweis, daß die Einhal- 
tung des Geheimschutzes in der Zukunft gewährlei- 
stet ist, eine Übersendung des Beschlusses nicht in 
Betracht kommen kann." 

Der Leitende Oberstaatsanwalt bei dem Landgericht 
Kiel gab am 5. Juli 1990 zu dem Beschluß des Landge- 
richts vom 4. Juli 1990 folgende Presseerklärung her- 
aus: 

„Ermittlungsverfahren wegen Verdachts des unbe- 
fugten Blaupausenexports pp. nach Südafrika 

Die Staatsanwaltschaft Kiel bezieht sich auf die heu- 
tige Presseerklärung des Landgerichts Kiel über die 
Beschwerdeentscheidung der Wirtschaftsstrafkam- 
mer. Die Staatsanwaltschaft wird den 60seitigen Be- 
schluß sehr sorgfältig prüfen und dann entscheiden, 
wie in dieser Sache weiterverfahren werden soll. 

Der Beschluß des Landgerichts befaßt sich lediglich 
mit der Frage der Rechtsgültigkeit der vom Amtsge- 
richt Kiel getroffenen Durchsuchungs- und Be- 
schlagnahmeanordnungen und ist auch nur insoweit 
für die Staatsanwaltschaft bindend. Die Staatsan- 


waltschaft wäre daher rechtlich nicht gehindert, ih- 
rer weiteren Entschließung eine andere von der des 
Landgerichts abweichende Auffassung zugrunde zu 
legen, vor allem was die Frage des Vorliegens der 
Voraussetzungen der Straftatbestände des § 34 des 
Außenwirtschaftsgesetzes und des § 353 b des Straf- 
gesetzbuches (Verletzung einer besonderen Ge- 
heimhaltungspflicht) angeht. Die Auffassung des 
Landgerichts wird indessen nach Lage der Dinge 
nicht unberücksichtigt bleiben können, zumal die 
Strafkammer, die die Beschwerdeentscheidung ge- 
troffen hat, die gleiche ist, die über die Zulassung 
einer eventuellen Anklage in dieser Sache zu ent- 
scheiden hätte. 

Die Staatsanwaltschaft Kiel wird über ihr weiteres 
Verfahren zu gegebener Zeit eine Presseerklärung 
herausgeben." 


Die GRÜNEN im Bundestag kommentierten diese Ent- 
scheidung mit Pressemitteilung Nr. 585/90 vom 6. Juli 
1990 wie folgt: 


„Justizskandal in Kiel 

Zur gestrigen Entscheidung des Landgerichts in 
Kiel, die illegale Lieferung von U-Boot-Plänen nach 
Südafrika lediglich als Ordnungswidrigkeit einzu- 
stufen, erklären die Abgeordneten der GRÜNEN IM 
BUNDESTAG, Uschi Eid und Angelika Beer: 

Die skandalöse Entscheidung des Landgerichts Kiel 
stand seit Wochen fest. Die Bekanntgabe wurde je- 
doch bewußt auf die Ferienzeit gelegt, um einen grö- 
ßeren politischen Wirbel zu vermeiden. In der Sache 
handelt es sich um einen Justizskandal größten Aus- 
maßes. In allen Punkten ist die Entscheidung des 
Landgerichts Kiel unhaltbar. Die Verdachtsmo- 
mente für strafbare Handlungen nach den Paragra- 
phen 34 AWG und 353 StGB sind so konkret und 
umfangreich wie zuletzt nur im Fall des Verfahrens 
gegen Hippenstiel/Imhausen. Die Empfehlung des 
Landgerichts, das Verfahren gegen die U-Boot-Fir- 
men an die Oberfinanzdirektion Kiel abzugeben, 
zeigt die Beweggründe des Landgerichts in aller 
Deutlichkeit: 

Die Bundesregierung, die beim U-Boot- Skandal 
schwer belastet ist, soll wieder zum Herren des Ver- 
fahrens gemacht werden. Würde die Staatsanwalt- 
schaft Kiel dieser Empfehlung folgen, wäre ein er- 
neuter Freispruch der U-Boot-Firmen durch die 
OFD wie bereits einmal im Januar 1988 absehbar. 
Ohnehin könnte statt drei Jahren Gefängnis nur 
noch eine Geldbuße von maximal 500 000 DM ver- 
hängt werden. Die freudestrahlende und prompte 
Reaktion von IKL zeigt, welchen gefährlichen Präze- 
denzfall das Landgericht Kiel hier schaffen will: 
eklatante Verstöße gegen das UN-Rüstungsembargo 
gegen Südafrika sollen zukünftig straffrei sein. IKL 
kündigte schon an, sich wieder ungestört ihren Ge- 
schäften widmen zu wollen. Gemeint ist hiermit 
wohl eine jetzt ungestörte Fortsetzung des U-Boot- 
Geschäftes mit Südafrika. 
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Wir appellieren dringend an die Kieler Staatsan- 
waltschaft, den Generalstaatsanwalt Schleswig und 
das Kieler Justizministerium, den skandalösen 
Empfehlungen des Landgerichts nicht zu folgen, 
sondern unverzüglich eine Anklageschrift gegen 
IKL und HDW einzureichen, damit es bald zu einem 
Prozeß kommen kann.” 

Mit Verfügung vom 17. August 1990 hat die Staatsan- 
waltschaft Kiel das Ermittlungsverfahren gegenüber 
allen Beschuldigten im Hinblick auf die Beschwerde- 
entscheidung des Landgerichts Kiel vom 4. Juli 1990 
gemäß § 170 Abs. 2 StPO eingestellt und die Vorgänge 
an die OFD Kiel zur Ahndung einer Ordnungswidrig- 
keit nach § 33 AWG abgegeben. 

Dies gab der Leitende Oberstaatsanwalt mit Presseer- 
klärung vom 24,8.1990 bekannt. Die Presseerklärung 
lautet: 

„Ermittlungsverfahren wegen der Lieferung von 
U-Bootplänen nach Südafrika. 

Die Staatsanwaltschaft Kiel hat das Ermittlungsver- 
fahren gegen Verantwortliche der Howalutswerke/ 
Deutsche Werft AG, des Ingenieur-Kontors Lübeck 
und andere wegen Exports von U-Boot-Blaupausen 
pp. nach Südafrika am 17. August 1990 eingestellt 
und das Verfahren gemäß §43 des Ordnungswidrig- 
keitengesetzes zur Ahndung der in Betracht kom- 
menden Ordnungswidrigkeit an die Oberfinanzdi- 
rektion Kiel als die kraft Gesetzes zuständige Ver- 
waltungsbehörde abgeben. 

Nach abschließender Prüfung des Beschlusses des 
Landgerichts Kiel vom 04. Juli 1990 und nochmali- 
ger Auswertung aller bisher vorliegender Ermitt- 
lungsergebnisse sieht die Staatsanwaltschaft keine 
Möglichkeit, die Ermittlungen fortzusetzen und ei- 
nen für eine Anklage hinreichenden Tatverdacht ei- 
ner strafbaren Handlung gegen die Beschuldigten zu 
begründen. Wie bereits früher mitgeteilt, hatte das 
Landgericht in seiner Beschwerdeentscheidung das 
Vorliegen schon eines Anfangs Verdachts einer straf- 
baren Handlung aus Rechtsgründen verneint. Auf 
die Presseerklärung des Landgerichts Kiel vom 
05.07.1990 wird wegen der Einzelheiten insoweit 
Bezug genommen. Diese Entscheidung ist anfecht- 
bar. Die Staatsanwaltschaft wäre zwar formell an die 
Auffassung der Strafkammer nicht gebunden, 
könnte also, gestützt auf ihre abweichende Auffas- 
sung, wonach der Verdacht eines Vergehens im 
Sinne von §34 Abs. 1 Ziff. 3 des Außenwirtschafts- 
gesetzes besteht, die noch nicht abgeschlossenen Er- 
mittlungen fortführen. Bei jeder künftigen Ermitt- 
lungshandlung würde der Staatsanwaltschaft jedoch 
der Beschluß der Strafkammer entgegengehalten 
werden; insbesondere richterliche Beschlüsse, z.B. 
zur Durchführung von Durchsuchungen oder Be- 
schlagnahmen, würden nicht mehr ergehen oder 
von der Beschwerdekammer aufgehoben werden. 
Weiter noch erforderliche Beweise wären daher 
nicht mehr zu erlangen, ein für eine Anklageerhe- 
bung hinreichender Tatverdacht einer strafbaren 
Handlung nicht mehr zu begründen. Somit erscheint 
eine Fortsetzung der Ermittlungen praktisch nicht 
mehr möglich und rechtlich nicht mehr zulässig. 
Eine etwaige Anklage ginge ins Leere, weil über 


ihre Zulassung dasselbe Gericht zu entscheiden 
hätte, das den mehrfach erwähnten Beschluß erlas- 
sen und darin zu erkennen gegeben hat, daß es aus 
Rechtsgründen eine strafbare Handlung nicht für 
gegeben erachtet. 

Unter diesen Umständen blieb nach der Strafpro- 
zeßordnung (§ 170 Abs. 2 StPO) nur die Möglich- 
keit, das Verfahren einzustellen und die Vorgänge 
entsprechend den insoweit geltenden Vorschriften 
des Ordnungswidrigkeitengesetzes an die Oberfi- 
nanzdirektion Kiel zur weiteren Ahndung im Buß- 
geldverfahren abzugeben. Auch das Landgericht 
hatte dies, wie aus seiner Presseerklärung ersicht- 
lich, bereits angeregt. Die Oberfinanzdirektion wird 
im weiteren Verfahren genau wie die Staatsanwalt- 
schaft zwar an die Rechtsauffassung des Landge- 
richts nicht gebunden sein, diese aber zu berück- 
sichtigen haben. Das Landgericht hatte im übrigen, 
wie aus seiner Pressemittlung weiter ersichtlich, 
den Anfangsverdacht einer Ordnungswidrigkeit 
nach dem Außenwirtschaftsgesetz (Export ohne die 
erforderliche Genehmigung) bejaht. 

Denjenigen Personen, die in diesem Verfahren ei- 
nen Antrag auf Erhebung der öffentlichen Klage ge- 
stellt haben, insbesondere der Vertreterin der An- 
tiapartheidbewegung und einigen Abgeordneten 
der Fraktion der Grünen im Bundestag, beide in 
Bonn, ist ein Einstellungsbescheid erteilt worden. 

Mit der Einstellung des Verfahrens werden die um- 
fangreichen Verfahrensakten an die Oberfinanzdi- 
rektion abgegeben. Diese Behörde wird auch für alle 
weiteren Entscheidungen, insbesondere auch zu 
Fragen der Akteneinsicht durch den Bonner 
U-Boot-Ausschuß zuständig sein. Die Staatsanwalt- 
schaft hat in ihrer Abgabeverfügung zum Ausdruck 
gebracht, sie gehe davon aus, daß die Oberfinanzdi- 
rektion dabei nach den von den Gerichten, zuletzt 
vom Landgericht Bonn (Beschluß vom 30.07.1990), 
entwickelten Grundsätzen verfahren wird. Danach 
hätte die Staatsanwaltschaft, falls sie weiter zustän- 
dig geblieben wäre, dem berechtigten Informations- 
interesse des U-Boot- Ausschusses, eines parlamen- 
tarischen Organs, entsprochen und zuvor auf einen 
geeigneten Kompromiß mit dem Ausschußvorsit- 
zenden zur Gewährleistung eines effektiven Ge- 
heimschutzes hingewirkt. 

Der Vollständigkeit halber wird weiter mitgeteilt, 
daß auf die Strafanzeige der Antiapartheidbewe- 
gung gegen den Präsidenten der Oberfinanzdirek- 
tion Kiel und einen seiner Mitarbeiter wegen 
Rechtsbeugung im Zusammenhang mit der Führung 
des früheren OWi- Verfahrens ebenfalls eine das 
Verfahren einstellende Entscheidung der Staatsan- 
waltschaft Kiel ergangen ist. Der Verdacht einer 
Rechtsbeugung, d.h. einer vorsätzlichen Verlet- 
zung des Rechts, war zu verneinen. Hierbei war zu 
berücksichtigen, daß die Rechtslage bei der Anwen- 
dung der Bestimmungen des Außenwirtschaftgeset- 
zes, wie auch jetzt wieder der Beschluß des Landge- 
richts Kiel gezeigt hat, kompliziert und in Recht- 
sprechung und Rechtswissenschaft weitgehend un- 
geklärt ist. Bei den auf die Anzeige hindurchgeführ- 
ten Ermittlungen hat sich ergeben, daß die Beamten 
der Oberfinanzdirektion Kiel sich bei ihren Ent- 
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Scheidungen im Rahmen des rechtlich Vertretbaren 
gehalten haben. Irgendwelche Hinweise darauf, daß 
insbesondere die beschuldigten Personen vorsätz- 
lich gegen bestehendes Recht verstoßen hätten, 
sind nicht ersichtlich." 

Die OFD Kiel hat seit dem 30. August 1 989 die ihr gern. 
§ 43 OWiG zur Weiterverfolgung einer Ordnungswid- 
rigkeit nach § 33 AWG übersandten Akten der Staats- 
anwaltschaft Kiel vollständig in Besitz. Zu der Abgabe- 
verfügung der Staatsanwaltschaft Kiel und zum weite- 
ren Verfahren nahm sie in einer Pressemitteilung vom 
31. August 1990 u.a. wie folgt Stellung: 

„Eine Voraussetzung für einen Zuständigkeitswech- 
sel von der Staatsanwaltschaft zur Verwaltungsbe- 
hörde ist u.a., daß .Anhaltspunkte dafür vorhanden 
sind, daß die Tat als Ordnungswidrigkeit verfolgt 
werden kann'. Anhaltspunkte können sich nur aus 
dem Vorliegen konkreter Tatsachen ergeben, die auf 
die Verwirklichung eines Bußgeldtatbestandes hin- 
deuten, nicht aus reinen Vermutungen. Die Staats- 
anwaltschaft Kiel hat in ihrer Abgabeverfügung 
nicht angegeben, worin sie die Anhaltspunkte dafür 
sieht, daß die Tat als Ordnungswidrigkeit verfolgt 
werden kann. Lediglich in ihrer an die Öffentlichkeit 
gerichteten Presseerklärung vom 24. August 1990 
hat sie darauf hingewiesen, daß das Landgericht Kiel 
in seiner Beschwerdeentscheidung vom Juli 1990 
den Anfangsverdacht einer Ordnungswidrigkeit 
nach dem Außenwirtschaftsgesetz bejaht habe. Die 
OFD Kiel wird deshalb in Vorermittlungen die ge- 
nannte Landgerichtsentscheidung sorgfältig zu prü- 
fen haben und sich anhand des Aktenmaterial Klar- 
heit verschaffen müssen, ob dieser erwähnte An- 
fangsverdacht tatsächlich besteht und gegen wen er 
sich richtet, bevor sie über die Einleitung von Er- 
mittlungsverfahren entscheidet. Dies wird wegen 
des Umfangs der Verfahrensakten der Staatsanwalt- 
schaft Kiel nicht innerhalb weniger Tage möglich 
sein. Zusätzlich ist darauf hinzuweisen, daß die 
Rechtsmaterie der einschlägigen Außenwirtschafts- 
bestimmungen bekanntermaßen kompliziert und 
zweifelhaft ist, woran sich durch die in anderem Zu- 
sammenhang ergangene Entscheidung des Landge- 
richts Kiel wenig geändert haben dürfte." 


c) Verfahren bei der Bundesanwaltschaft Karlsruhe 

Mit Verfügung vom 19. Januar 1987 sah der General- 
bundesanwalt aufgrund des Ergebnisses der Prüfungen 
des BMVg und des Bundeswirtschaftsministeriums 
(BMWi) sowie der OFD Kiel von der Einleitung eines in 
seine Zuständigkeit fallenden Ermittlungsverfahrens 
wegen der Lieferung von U-Boot-Konstruktionsunter- 
lagen in die Republik Südafrika ab. 

Nach den Feststellungen der genannten Stellen sind 
die gelieferten Fertigungsunterlagen nicht als Staatsge- 
heimnis (§ 93 StGB) zu bewerten und es fehlen An- 
haltspunkte für geheimdienstliche Aktivitäten. 

Aufgrund einer Mitteilung des Abg. Gansei an die 
Staatsanwaltschaft Kiel nahm der Generalbundesan- 
walt seine Vorprüfung nochmals auf. Unter dem 9. Juni 
1988 teilte er dazu dem Ausschuß mit: 


„. . . Auch nach erneuter Prüfung habe ich gemäß 
§152 Abs. 2 StPO davon abgesehen, wegen der hier 
in Rede stehenden Lieferung von U-Boot-Ferti- 
gungsunterlagen an die Republik Südafrika ein 
förmliches Ermittlungsverfahren wegen Verdachts 
einer meine Zuständigkeit begründenden Straftat 
nach §§ 93 ff. StGB einzuleiten. Wegen der Gründe 
im einzelnen nehme ich auf meinen anliegenden 
Vermerk vom 9. Juni 1988 Bezug.” 

In dem Vermerk heißt es: 

„Die Einleitung eines solchen Ermittlungsverfahrens 
kommt aber weiterhin nicht in Betracht, da nach wie 
vor zureichende tatsächliche Anhaltspunkte dafür 
fehlen, daß die gelieferten U-Boot-Fertigungsunter- 
lagen als Staatsgeheimnis zu bewerten sind, selbst 
wenn man dabei unterstellt, daß Konstruktionsun- 
terlagen in dem vom Abgeordneten Gansei genann- 
ten Umfang geliefert worden sind. Denn Ministerial- 
rat Dreher als der für die Erstellung des Prüfberichts 
vom 14. Januar 1987 verantwortliche Sachverstän- 
dige des Bundesministeriums der Verteidigung hat 
hierzu sowohl gegenüber dem Sachbearbeiter der 
Staatsanwaltschaft Kiel am 1. Dezember 1987 als 
auch bei einer Befragung durch den 1. UA -11. WP 
geäußert, Unterlagen über den Brückenfahrstand ei- 
nes U-Bootes seien sog. .offene' Unterlagen, deren 
Weitergabe die Verteidigungsfähigkeit der Bundes- 
republik Deutschland nicht berührten.“ 


IV. Reichweite des 

Untersuchungsauftrages 

Sowohl bei der Beratung von Beweisanträgen als auch 
bei der Durchführung der Beweisaufnahme sind wie- 
derholt unterschiedliche Auffassungen der Koalitions- 
fraktionen einerseits und der Oppositionsfraktionen 
andererseits über Inhalt und Reichweite des Untersu- 
chungsauftrages deutlich geworden. 

Die Mitglieder der SPD-Fraktion und die Mitglieder 
der Fraktion DIE GRÜNEN im 1. UA - 1 1. WP haben 
den Untersuchungsauftrag dahin interpretiert, daß alle 
mit dem Südafrika-Geschäft in Zusammenhang stehen- 
den Vorgänge aufzuklären seien, während die 
Mitglieder der Koalitionsfraktionen im Ausschuß die 
Ansicht vertraten, der Untersuchungsauftrag richte 
sich nicht gegen die Unternehmen, sondern habe nur 
eine Untersuchung des Verhaltens der Exekutive zum 
Gegenstand. Diese Auffassung wurde auch unter Be- 
zugnahme auf ein Gutachten des Wissenschaftlichen 
Dienstes des Deutschen Bundestages vom 6. August 
1 987 (Anhang 1 .8) in einem Rechtsgespräch gegenüber 
den Rechtsvertretern von HDW und IKL am 14. Okto- 
ber 1987 geäußert. In der 12. Sitzung des Ausschusses 
am 12. November 1987 formulierte der Vorsitzende 
den zwischen den Koalitionsfraktionen und den Oppo- 
sitionsfraktionen bestehenden Dissens über den Ge- 
genstand des Untersuchungsauftrages dahingehend, 
daß die Ausschußmehrheit das Verhalten der Bundes- 
regierung untersuchen wolle und die Vorgänge auf 
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der Unternehmensseite in diese Untersuchungen nur 
insoweit einbeziehe, wie sie als Reilex dieses Verhal- 
ten widerspiegelten, während die Minderheit die Mei- 
nung vertrete, der Untersuchungsauftrag habe sozusa- 
gen zwei Gegenstände, nämlich einmal das Verhalten 
der Bundesregierung und zum anderen die Vorgänge 
auf der Unternehmensseite. 

Die Frage, ob Gegenstand des Untersuchungsauftrages 
nur eine Regierungsenquete oder gleichzeitig auch 
eine unternehmensgerichtete Skandalenquete sei, 
wurde auch im Plenum bei der Beratung des Antrags 
der Fraktion der SPD zur Konkretisierung und Erwei- 
terung des Untersuchungsgegenstandes des 1. UA - 
11. WP (BT-Drucksache 11/1684), des Antrags der 
Fraktion DIE GRÜNEN zur Herausgabe der HDW- 
Akten an den l.UA- 1 1. WP (BT-Drucksache 1 1/1097) 
sowie des weiteren Antrages der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN zur „Aufkündigung und Überprüfung der Ge- 
schäftsbeziehungen zwischen der Bundesregierung 
und IKL/HDW" vom 5. November 1987 (BT-Drucksa- 
che 1 1/1096) diskutiert (Plenarprotokoll 1 1/58, S. 4038 

ff i 

/• 

Mit der Annahme des interfraktionellen Antrags auf 
Änderung des Untersuchungsauftrags durch den Deut- 
schen Bundestag am 15. Februar 1990 wurde dieser 
Meinungsstreit zugunsten einer Regierungsenquete 
entschieden. 

Meinungsverschiedenheiten zwischen den Koalitions- 
fraktionen und den Oppositionsfraktionen bestanden 
zu Beginn der Ausschußarbeit auch hinsichtlich der 
zeitlichen Begrenzung des Untersuchungsgegenstan- 
des. Die Mitglieder der Koalitionsfraktionen waren der 
Ansicht, daß Gegenstand der Untersuchung nur die 
Vorgänge bis zum Zeitpunkt der Einsetzung des Unter- 
suchungsausschusses sein könnten und spätere Vor- 
gänge in die Untersuchung nur insoweit einbezogen 
werden sollten, als sie zur Aufklärung dieser Vorgänge 
dienen könnten. Dagegen lehnten die Mitglieder der 
Oppositionsfraktionen eine solche zeitliche Begren- 
zung ab. 

Diese Problematik ist nach Eingang der OFD-Akten im 
Ausschuß nicht wieder aufgegriffen worden. 


V. Ablauf des Untersuchungs- 
verfahrens 

1. Beschlüsse und Absprachen zum 
Verfahren 

a) Allgemeine Verfahrensbeschlüsse und -absprachen 

Behandlung von Beweisanträgen 

Die Ausschußmitglieder trafen in der 1. Sitzung am 20. 
Mai 1987 die Absprache, daß Beweisanträge erst in der 
auf die Einbringung folgenden Beratungssitzung be- 
handelt werden sollten. Zweck dieser Vereinbarung 
war es, einen ausreichenden Zeitraum für die Vorbera- 


tung der Anträge in den Fraktionsgremien zu gewähr- 
leisten. 


Fragerecht bei der Beweiserhebung 

Auf Vorschlag des Vorsitzenden verständigte sich der 
Ausschuß in seiner 2. Sitzung am 3. Juni 1987 auf fol- 
gende Regelung: 

„1. Das Fragerecht bei den Beweiserhebungen wird 
grundsätzlich nach § 17 in Verbindung mit § 4 
Abs. 3 der IPA-Regeln mit den nachfolgenden 
Konkretisierungen ausgeübt. 

2. Die Beweisaufnahme wird in 3 Abschnitte aufge- 
teilt. Zunächst steht das Fragerecht dem Vorsit- 
zenden zu. Im zweiten Abschnitt wird das Frage- 
recht abwechselnd von den Fraktionen durch 
ihre Berichterstatter ausgeübt. Leitet der Vorsit- 
zende die Sitzung, so steht nach ihm der SPD- 
Fraktion, leitet der Stellvertreter des Vorsitzen- 
den die Sitzung, so steht nach ihm der CDU/ 
CSIJ-Fraktion das erste Fragerecht zu. Die Ob- 
leute können das ihnen zustehende Fragerecht 
an ein ordentliches Mitglied oder auch an ein 
stellvertretendes Ausschußmitglied ihrer Frak- 
tion weitergeben. 

Im dritten Abschnitt können alle Mitglieder Fra- 
gen stellen. 

3. Die Gesamtzeit für den 2. Abschnitt wird auf 2 
Stunden begrenzt und unter den Fraktionen 
nach den für die Plenarsitzungen geltenden Re- 
geln aufgeteilt. 

Sollten in einer Sitzung mehrere Zeugen ge- 
trennt vernommen oder Sachverständige ge- 
trennt angehört werden, so kann nach Abspra- 
che der Obleute die Gesamtzeit für die den 2. 
Abschnitt nach Bedarf abweichend festgelegt 
werden. 

4. Für den 3. Abschnitt gilt § 28 der GO-BT sinnge- 
mäß. 

5. Ein stellvertretendes Ausschußmitglied darf 
trotz der Anwesenheit der ordentlichen Aus- 
schußmitglieder derselben Fraktion das Frage- 
recht ausüben, wenn das ordentliche Ausschuß- 
mitglied sich bei Fragen zu demselben Komplex 
zurückhält." 


Protokollierung 

In seiner 2. Sitzung am 3. Juni 1987 entschied der Aus- 
schuß einstimmig, alle öffentlichen Sitzungen und 
nichtöffentlichen Beweiserhebungen stenographisch 
aufnehmen zu lassen und alle nichtöffentlichen Bera- 
tungen in einem durch das Sekretariat zu erstellenden 
Kurzprotokoll festzuhalten. 

Behandlung von Ausschußprotokollen 

Ebenfalls in seiner 2. Sitzung am 3. Juni 1987 beschloß 
der Ausschuß auf Vorschlag des Vorsitzenden einstim- 
mig folgendes Verfahren: 
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„1. Protokolle nichtöffentlicher Sitzungen 

1 . 1 Protokolle nichtöffentlicher Sitzungen erhalten 
die Mitglieder des Ausschusses und ihre Stell- 
vertreter, der Leiter des Sekretariats und dessen 
Stellvertreter, die benannten Mitarbeiterfinnen) 
der Fraktionen sowie die benannten Vertreter 
der Bundesregierung. 

1.2 Dritte haben grundsätzlich kein Recht auf Ein- 
sichtnahme in Protokolle nichtöffentlicher Sit- 
zungen und folglich auch nicht darauf, daß ihnen 
Abschriften solcher Protokolle überlassen wer- 
den. Eine Ausnahme besteht nur gegenüber Be- 
hörden, denen der Untersuchungsausschuß 
Amtshilfe zu leisten hat (Artikel 35 Abs.l GG). 

2. Protokolle öffentlicher Sitzungen 

2.1 Protokolle öffentlicher Sitzungen erhält der un- 
ter 1. genannte Personenkreis, darüber hinaus 
auf Antrag eine Behörde, der gegenüber der Un- 
tersuchungsausschuß Amtshilfe leisten muß 
(oben 1.2). 

2.2 Dritten, insbesondere vom Untersuchungsaus- 
schuß vernommenen Zeugen, kann Einsicht in 
die Protokolle gewährt und eine Abschrift zur 
Verfügung gestellt werden, wenn der Betroffene 
, ein berechtigtes Interesse nachweist' (Abschnitt 
II der .Richtlinien für die Behandlung der Aus- 
schußprotokolle gemäß § 73 a GO-BT vom 16. 
September 1985'). 

2.3 Von der Regel gern. 2.2 können Ausnahmen ge- 
troffen werden entsprechend den o.a. Richtlini- 
en. 2.4 Im Hinblick auf das Regel-Ausnahme- 
Verhältnis wird folgendes Verfahren angewandt: 

- Der Vorsitzende entscheidet über das Vorlie- 
gen des .berechtigten Interesses’. 

- Bejaht er dieses Interesse, wird Einblick in das 
Protokoll gewährt oder eine Abschrift erteilt, 
es sei denn, es lägen Anhaltspunkte dafür vor, 
daß der Ausschuß trotz des berechtigten Inter- 
esses das Einsichtrecht verneinen würde. In 
diesem Fall ist eine Entscheidung des Aus- 
schusses herbeizuführen. “ 

Zu dem Beschluß hat der Vorsitzende erklärt, er werde 
die Wünsche von Zeugen auf Erteilung von Protokoll- 
abschriften über ihre Vernehmung großzügig handha- 
ben. Gegen diese Ankündigung hat sich kein Wider- 
spruch erhoben. 


Verzicht auf Verlesung von Schriftstücken 

Der Ausschuß hat in seiner 37. Sitzung am 27. April 
1989 folgenden Beschluß gern. § 1 1 Abs. 2 IPA-Regeln 
gefaßt: 

„Gemäß § 1 1 Abs. 2 der IPA-Regeln wird auf die 
Verlesung von Schriftstücken verzichtet, soweit 
diese vom Ausschußsekretariat an alle Mitglieder 
des Untersuchungsausschusses verteilt worden sind 
oder verteilt werden." 


b) Beschlüsse und Erklärungen zur Geheimhaltung 

ba) Geheimeinstufung der Unternehmensakten 

Im Zusammenhang mit der Beiziehung von Unterlagen 
bei den Unternehmen IKL und HDW ergab sich die 
Notwendigkeit, über die Geheimhaltung von Unter- 
nehmensakten zu beschließen. Der Ausschuß hat dazu 
in seiner 2. Sitzung am 3. Juni 1987 beschlossen: 

„1. Hinsichtlich der von IKL und HDW noch beizu- 
ziehenden Akten wird den Unternehmen die 
Einstufung als GEHEIM zugesichert. 

2. Nach Eintreffen der Akten soll dann unter 
Wahrnehmung eines Höchstmaßes an Öffent- 
lichkeit und unter Berücksichtigung der Verfas- 
sung und der Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts darüber befunden werden, ob es 
hinsichtlich der vorgelegten Akten bei der Ein- 
stufung GEHEIM bleibt oder nicht.“ 

Ergänzend dazu stellte der Ausschuß in seiner 4. Sit- 
zung am 24. Juni 1987 einstimmig fest: 

„Vor einer Aufhebung der Einstufung GEHEIM der 
dem Ausschuß von den Unternehmen zugehenden 
Akten oder Aktenteile wird den Betroffenen in je- 
dem Falle rechtliches Gehör, d.h. Gelegenheit zur 
Stellungnahme gewährt." 


bb) Verpflichtung zur Geheimhaltung 

Zur strafrechtlichen Absicherung der Geheimhaltung 
hat der Ausschuß in seiner 3. Sitzung am 15. Juni 1987 
folgenden Beschluß gefaßt: 

„ 1 , Die Mitglieder des 1 . UA -11. WP sind zur Ge- 
heimhaltung (§ 7 Abs. 1 S. 1 GSO-BT i.V.m. § 3 
Abs. 1 GSO-BT, § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB) der- 
jenigen Angelegenheiten verpflichtet, die ihnen 
durch die aufgrund des Beweisbeschlusses 11-1 
vom 3.6.1987 von den Unternehmen übermittel- 
ten Urkunden bekannt werden. 

2. Diese Geheimhaltungsverpflichtung entfällt, 
wenn und insoweit der Ausschuß die Einstufung 
als GEHEIM aufhebt. 

3. Für die Ausschußmitglieder besteht die im 
Abs. 1 beschriebene Geheimhaltungsverpflich- 
tung auch für alle von amtlichen Stellen als VS- 
Geheim eingestuften und dem Ausschuß über- 
mittelten Urkunden." 


bc) Zugang zu den GEHEIM eingesluften Akten 

Der Ausschuß beschloß in seiner 4. Sitzung vom 
24. Juni 1987 dazu folgendes: 

„Die bei der Geheimschutzstelle des Deutschen Bun- 
destages verwahrten GEHEIM eingestuften Akten 
der Bundesregierung und der Firmen werden von 
der Geheimschutzstelle wie folgt verteilt: 

Jeweils ein Exemplar an: 

- den Vorsitzenden 

- den stellvertretenden Vorsitzenden 
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- je einen von den Fraktionen benannten Mitarbei- 
ter." 


bd) Verfahren bei der Einreichung von Anträgen ge- 
heimhaltungsbedttrftigen Inhalts 

Der Ausschuß nahm in seiner 26. Sitzung am 5. Mai 
1988 den vom Sekretariat vorgelegten Vorschlag zur 
Behandlung schriftlicher Anträge mit Zitaten aus Ge- 
heimakten zustimmend zur Kenntnis: 

„1. Der Antragstext wird in einem Exemplar dem 
Vorsitzenden bzw. dem Sekretär mit einem ent- 
sprechenden Hinweis auf dem Schriftstück über- 
geben. Der Vorsitzende überprüft dann mit Un- 
terstützung des Sekretariats die Geheimhal- 
tungsbedürftigkeit und veranlaßt ggf. eine ent- 
sprechende Geheimeinstufung. 

Über die Form des Hinweises auf dem Antrags- 
text sollte eine Absprache im Aussch uß 6 rf ei- 
gen. Es könnte folgender Klammerzusatz unter 
dem Wort .Antrag' sein: .Möglicherweise ge- 
heim einzustufen' oder auch nur ein rotes Kreuz 
neben dem Wort .Antrag'. 

2. Der Antragstext könnte in der Geheimschutz- 
stelle hinterlegt und dem Vorsitzenden bzw. dem 
Sekretariat ein entsprechender schriftlicher 
Hinweis gegeben werden. Die Übergabe des Hin- 
weises auf die Hinterlegung würde dann als Ein- 
bringung des Antrages gelten. 

Auch in diesem Falle würde der Vorsitzende die 
Entscheidung über die Einstufungsfrage treffen." 

Anlaß zu diesem Beschluß war, daß von dem Obmann 
der SPD-Fraktion im Ausschuß, Norbert Gansei, in ei- 
ner Sitzung ein Antragstext zusammen mit vier weite- 
ren Anträgen übergeben worden war, der mehrere Zi- 
tate aus Geheimakten ohne jegliche Kennzeichnung 
enthielt. Auf diesen Umstand war auch weder münd- 
lich noch schriftlich hingewiesen worden. 


be) Praktische Schwierigkeiten bei der Anwendung 
der Geheimschutzvorschriften und -beschliisse 

Im Zusammenhang mit der Verwendung einer Notiz, 
die sich der SPD-Abgeordnete Gansei als Mitglied des 
vom 4. UA - 10. WP seinerzeit aus beigezogenen und 
GEHEIM eingestuften Unterlagen von Unternehmen 
gemacht hatte, wurde der Präsident des Deutschen 
Bundestages durch Beschluß (25. Sitzung am 20. April 
1988 zu Ausschußdrucksache 11-83 <neu> gebeten 

„1. zu prüfen, ob 

- das Behalten einer angefertigten schriftlichen 
Notiz aus einer dem 4. Untersuchungsaus- 
schuß der 10. Wahlperiode zur Verfügung ge- 
stellten und geheim eingestuften Unterneh- 
mensakte trotz eines Beschlusses jenes Unter- 
suchungsausschusses, wonach die Geheimak- 
ten an die Unternehmen zurückgegeben sind, 


— SOVvic die UucFgäue dieScr NutiZ ucZieiHiugS“ 

weise einer Abschrift davon - wie es sich aus 
der Akte des 1. Untersuchungsausschusses 
Tgb Nr. 15/87 sowie aus dem Protokoll über 
die Sitzung am 14.1.1988 (Vernehmung von 
MinRat Dreher) des 1. Untersuchungsaus- 
schusses der 11. Wahlperiode ergibt - an die 
Staatsanwaltschaft als Anlage zu einer Straf- 
anzeige ca. 9 Monate später 

in Einklang mit der einschlägigen Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts, der Geheimschutz- 
ordnung des Deutschen Bundestages sowie mit den 
durch § 353 b StGB geschützten Verpflichtungen 
von Mitgliedern des Untersuchungsausschusses 
stehen, 

2. dem 1 . Untersuchungsausschuß der 1 1 . Wahlpe- 
riode das Ergebnis seiner Prüfung sowie die ggf. 
ergriffenen Maßnahmen mitzuteilen". 

Der Präsident verwies in seiner Stellungnahme vom 
26. Mai 1988 an den Vorsitzenden auf eine Ausarbei- 
tung des Wissenschaftlichen Dienstes - Fachbereich X 
G - vom 5. Mai 1988 (enthalten im Anhang 1.12), die 
zu den aufgeworfenen Sachverhaltsfragen und Rechts- 
problemen erstellt worden war. Diese komme zu dem 
Ergebnis, daß das geschilderte Verhalten eines Aus- 
schußmitgliedes zwar gegen Bestimmungen der Ge- 
heimschutzordnung des Deutschen Bundestages ver- 
stoße, daß aber insoweit keine Sanktionsmöglichkeiten 
bestünden. Solche ergäben sich auch nicht aus den 
Vorschriften des Abgeordnetengesetzes und den Ver- 
haltensregeln für die Mitglieder des Bundestages. Die 
strafrechtliche Würdigung des Verhaltens des Abge- 
ordneten richte sich ausschließlich nach § 353 b Abs. 2 
Nr. 1 StGB. Die zum gesetzlichen Tatbestand gehören- 
den Geheimhaltungsbeschlüsse lägen zwar vor, es sei 
aber Sache der Staatsanwaltschaft zu prüfen, ob das 
Verhalten des Abgeordneten den Tatbestand erfülle 
und ob eine rechtswidrige und schuldhafte Handlung 
vorliege. 

Unter Bezugnahme auf ein Zitat aus der Entscheidung 
des Amtsgerichts Bonn in den Aktenbeschlagnahme- 
verfahren des Ausschusses gegen HDW und IKL, wo- 
nach aus den von den Unternehmen dem 4. UA - 10. 
WP zur Verfügung gestellten Akten durch Indiskretio- 
nen Veröffentlichungen in der Presse erfolgt seien, bat 
der Obmann der CDU/CSU-Fraktion im Ausschuß, 
Abg. Bohl, mit Schreiben vom 14. Oktober 1988 den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages erneut darum, 
die Rechtslage überprüfen zu lassen. 

In dem Antwortschreiben vom 23. Januar 1989 führte 
die Präsidentin des Deutschen Bundestages aus, sie 
habe zu den aufgeworfenen Fragen zwei Gutachten des 
Wissenschaftlichen Dienstes eingeholt. Ein Gutachten 
- Fachbereich X G - vom 7. Dezember 1988 (Anhang 
1.15) komme zu der Feststellung, daß die Geheim- 
schutzordnung im Hinblick auf den Schutz grund- 
rechtsrelevanter Daten in parlamentarischen Untersu- 
chungsverfahren Lücken enthalte. Sie bestünden dar- 
in, daß die Geheimschutzordnung nicht auf den Schutz 
privatwirtschaftlicher Daten angelegt sei, keine strikte 
Verschwiegenheit normiere und keine Sanktionsre- 
geln enthalte. Die von Abg. Bohl angesprochene Indis- 
kretion könne daher nicht mit einer Sanktion belegt 
werden. 
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Weiter wies die Präsidentin darauf hin, daß die Proble- 
matik der Anwendung der Geheimschutzordnung auf 
grundrechtsgeschützte Daten und die Frage der Nor- 
mierung einer strikten Verschwiegenheitspflicht be- 
reits in aktuellen Beratungen des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung zur 
gesetzlichen Regelung des parlamentarischen Unter- 
suchungsrechts berücksichtigt würden. Das Problem 
der fehlenden Sanktionsmöglichkeit sei dagegen bis- 
lang nicht Gegenstand parlamentarischer Initiativen. 
Das Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes 
komme insoweit zu dem Ergebnis, zukünftig könne 
diese Frage ggf. nach dem Vorbild des § 8 Abs. 3 S. 1 
der Verhaltensregeln für Mitglieder des Deutschen 
Bundestages gelöst werden, der die Veröffentlichung 
des festgestellten Verstoßes als parlamentarische 
Sanktion vorsieht. 

Das zweite Gutachten des Wissenschaftlichen Dien- 
stes Fachbereich VII G - vom 9. November 1988 (An- 
hang 1.16) weist auf zahlreiche Lücken im strafrechtli- 
chen Schutz von Geheimhaltungsinteressen Dritter bei 
Verletzung durch Mitglieder des Deutschen Bundesta- 
ges hin. Als Lösungsvorschläge werden teilweise die 
Änderung der Strafvorschriften oder der Geschäfts- 
ordnung und teilweise die Verabschiedung besonderer 
Geheimhaltungsbeschlüsse in den Ausschüssen unter- 
breitet. 

In der Sitzung vom 26. April 1990 gab die Abg. Frau 
Seiler-Albring folgende Erklärung zu Protokoll: 

„In der Beratungssitzung am 28. März 1990 hat der 
Kollege Wischnewski im Zusammenhang mit der 
Diskussion um die Rückgabe von staatsanwalt- 
schaftlichen Geheimakten sinngemäß erklärt, daß er 
nicht gezwungen werden könne, aufgrund der Ak- 
ten gemachte Notizen herauszugeben. Im Kurzpro- 
tokoll Nr. 47 ist dies auf Seite 4 kurz angesprochen. 

Hierzu möchte ich festhalten: Ich habe Zweifel, ob 
die Auffassung des Kollegen Wischnewski richtig 
ist. Unabhängig davon war ich bisher der Ansicht, 
daß die Anfertigung solcher Notizen nach der Ge- 
heimschutzordnung des Deutschen Bundestages 
nicht ohne weiteres zulässig ist. Damit wir im Aus- 
schuß im Hinblick auf die Bearbeitung von Gehei- 
makten alle dieselben Arbeitsbedingungen haben, 
bitte ich den Ausschußvorsitzenden, zu klären und 
uns mitzuteilen, ob und unter welchen Vorausset- 
zungen die Anfertigung von Notizen aufgrund von 
Geheimakten möglich ist." 

Die daraufhin eingeholte Stellungnahme des Geheim- 
schutzbeauftragten des Deutschen Bundestages vom 
22. Mai 1990 lautete wie folgt: 

„§ 6 (2) der Ausführungsbestimmungen zur Geheim- 
schutzordnung des Deutschen Bundestages vom 
15. September 1975 (GSO AB) regelt die Anferti- 
gung und Behandlung von (Sitzungs-) Notizen wäh- 
rend der Sitzung, in der Streng Geheim oder Geheim 
eingestufte Vorgänge behandelt werden. 

Er lautet: 

.Genehmigt der Ausschußvorsitzende während 
der Sitzung, in der VS-STRENG GEHEIM oder 
VS-GEHEIM «eingestufte Vorgänge» behandelt 


werden, Sitzungsnotizen zu fertigen, so sind 
diese am Ende der Sitzung zur Aufbewahrung 
oder Vernichtung an die Geheimregistratur ab- 
zugeben.' 

Ich empfehle, die Ausschußmitglieder darauf hinzu- 
weisen und diese Bestimmung analog auf die Anfer- 
tigung von Notizen aus VS-Vertraulich und höher 
eingestuften Vorgängen anzuwenden. Aus dem Gut- 
achten der Wissenschaftlichen Dienste über den 
.Umfang der parlamentarischen Geheimhaltungs- 
pflichten' ergibt sich zudem, daß die Herstellung von 
Kopien, Auszügen, Aufzeichnungen (Notizen) und 
VS-Vertraulich und höher eingestuften Unterlagen 
nicht zulässig ist und jeder, der es dennoch tut, ge- 
gen die Vorschriften der GSO und GSO AB ver- 
stößt." 

Nachdem der Untersuchungsausschuß die unter A V 5 
b erwähnten GEHEIM eingestuften Akten der Staats- 
anwaltschaft Kiel erhalten hatte, gaben die Mitglieder 
der GRÜNEN im Ausschuß, Abg. Frau Eid und Abg. 
Frau Beer, unter dem 28. März 1990 eine Presseerklä- 
rung heraus (Pressemitteilung 295/90), die für die 
Staatsanwaltschaft Bonn später Anlaß war, gegen die 
beiden Abgeordneten ein Ermittlungsverfahren wegen 
des Verdachtes, eine Straftat nach § 353 b StGB (Ver- 
letzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen 
Geheimhaltungspflicht) begangen zu haben, einzulei- 
ten. 

Die Kritik im parlamentarischen Raum an dieser Pres- 
seerklärung wiesen die GRÜNEN mit ihrer Pressemit- 
teilung Nr. 305/90 vom 29. März 1990 zurück: 

„SCHMUDDELAKTEN GEHÖREN IN DIE ÖF- 
FENTLICHKEIT - IN OST UND WEST 

Zur Forderung des Parlamentarischen Geschäfts- 
führers der CDU/CSU, Friedrich Bohl, die Fraktion 
der GRÜNEN möge ihre Mitglieder im U-Boot- Aus- 
schuß auswechseln, erklärt die Fraktionssprecherin 
der GRÜNEN, Antje Vollmer: 

Die GRÜNEN Mitglieder im Ausschuß, Frau Eid 
und Frau Beer haben hierüber gestern die Öffent- 
lichkeit informiert. Sie haben damit den Waffen- 
händlern des Bundeskabinetts einen entscheiden- 
den Strich durch die Rechnung gemacht. Sie haben 
es abgelehnt, schmutzige Rüstungsgeschäfte unter 
der Decke zu halten und - wie Herr Bohl - zu vertu- 
schen. 

Der Fraktionsvorstand möchte, daß sie diese erfolg- 
reiche Aufklärungsarbeit mit Volldampf fortsetzen." 

Die Staatsanwaltschaft in Kiel reagierte unter dem 30. 
März 1990 mit folgender Presseerklärung: 

„Ermittlungsverfahren wegen Verdachts des rechts- 
widrigen Blaupausenexports nach Südafrika 

Die Staatsanwaltschaft Kiel hat in der Vergangen- 
heit nähere Einzelheiten zum Ergebnis der Ermitt- 
lungen nicht veröffentlicht, um die weitere Durch- 
führung des Ermittlungsverfahrens nicht zu gefähr- 
den, um insbesondere Beweisverluste zu vermeiden. 
Die Staatsanwaltschaft bedauert deshalb ausdrück- 
lich, daß in der Vergangenheit von dritter Seite 
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wiederholt Detailinformationen in die Ivledien lan- 
ciert worden und daß auch im Zusammenhang mit 
der Anhörung des Leitenden Oberstaatsanwalts im 
Untersuchungsausschuß in Bonn am 28.03.1990 
weitere Detailinformationen Gegenstand Publi- 
kums- und presseöffentlicher Erklärungen gewesen 
sind, über die der Leitende Oberstaatsanwalt Anga- 
ben nicht gemacht hatte und die von der Staatsan- 
waltschaft formell als geheim eingestuft worden wa- 
ren. Die Staatsanwaltschaft bedauert weiterhin, daß 
zum Teil sogar der Eindruck erweckt wurde, als 
stammten bestimmte Informationen von der Staats- 
anwaltschaft selbst, die tatsächlich aber von dritter 
Seite gegeben worden sind. Auch wenn nicht alles, 
was hier bekanntgegeben wurde, richtig war - vieles 
war Spekulation und Fehlinterpretation - und auch 
wenn die aus den mitgeteilten Tatsachen gezogenen 
Schlüsse vielfach unzutreffend, z.T. sogar abwegig 
waren, weist die Staatsanwaltschaft Kiel mit Nach- 
druck auf folgendes hin: 

1. Jedes Bekanntwerden von nichtautorisierten 
Detailinformationen gefährdet den Untersu- 
chungszweck, insbesondere die Durchführung 
weiterer Ermittlungen. 

2. Jedes Bekanntwerden von Detailinformationen 
kann tendenziell auch das Recht der Beschuldig- 
ten auf ein faires Verfahren beeinträchtigen, das 
zu gewährleisten ebenfalls zu den Aufgaben der 
Staatsanwaltschaft gehört. Daß auch eine Vor- 
verurteilung von Beschuldigten in der Öffent- 
lichkeit Probleme im weiteren Verlauf des Ver- 
fahrens schaffen kann, sei hier nur am Rande er- 
wähnt. 

3. Die Staatsanwaltschaft Kiel wird deshalb auch in 
Zukunft im Interesse der Sache eine zurückhal- 
tende Informationspolitik betreiben. Bei allem 
Verständnis dafür, daß die Öffentlichkeit in die- 
ser Sache ein besonderes Recht auf Information 
hat, meinen wir doch, daß auch den Rechten der 
Beschuldigten und dem Interesse an einer unge- 
störten und unbehinderten Fortführung der Er- 
mittlungen Rechnung getragen werden muß. 

4. Zur Zeit laufen die Ermittlungen auf Hochtou- 
ren; ein Ende ist nicht abzusehen. Eine Prognose 
über den Verfahrensausgang ist angesichts der 
schwierigen Beweisituation und angesichts der 
komplizierten und zweifelhaften Rechtslage 
nicht möglich. Alle in diesem Zusammenhang in 
der Öffentlichkeit geäußerten Auffassungen sind 
- vorsichtig ausgedrückt - verfrüht. 

5. Die Staatsanwaltschaft wird sich auch in Zu- 
kunft von Zeit zu Zeit mit Presseerklärungen zu 
Wort melden. Wir bitten jedoch ebenso dringend 
wie herzlich darum, beim Abdruck nicht von uns 
autorisierter Informationen die Möglichkeit in 
Betracht zu ziehen, daß diese Informationen 
falsch sein oder jedenfalls den Untersuchungs- 
zweck ernsthaft gefährden könnten." 

Weiterhin schrieb der Leitende Oberstaatsanwalt in 
Kiel unter dem 2. April 1990 an den Vorsitzenden des 
Ausschusses wie folgt: 


„Ich übersende Ihnen mit der Bitte um Kenntnis Ab- 
lichtungen meines heute an die Panorama-Redakti- 
on, Herrn Dr. Wagner, gerichteten Schreibens nebst 
Anlagen. Auf die Pressemitteilung der .Grünen' im 
Bundestag Nr. 295/90 vom 28.03.1990 nehme ich 
außerdem Bezug. Ich bedaure es außerordentlich, 
daß es offenbar auch Mitglieder des 1. Untersu- 
chungsausschusses gewesen sind, die unter bewuß- 
ter Mißachtung der von uns vorgenommenen VS- 
Einstufung und des Beschlusses des Landgerichts 
Kiel vom 28. März 1990 Unterlagen, die dem Unter- 
suchungsausschuß zugänglich gewesen sind, in die 
Öffentlichkeit getragen haben. Ich weise auch an 
dieser Stelle noch einmal darauf hin, daß durch der- 
artige Aktionen nicht nur der Untersuchungszweck 
des staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens 
und damit eine umfassende sachgerechte Aufklä- 
rung des zugrunde liegenden Sachverhalts nachhal- 
tig beeinträchtigt werden kann, sondern auch das 
Recht der Beschuldigten auf ein faires Verfahren. 

Ich wäre Ihnen daher dankbar, wenn Sie auch dieses 
Schreiben den Mitgliedern des Untersuchungsaus- 
schusses zur Kenntnis bringen würden. Für Ihre Be- 
mühungen bedanke ich mich im voraus." 

Im Hinblick auf die Presseerklärung der Staatsanwalt- 
schaft Kiel vom 30. März 1990 wandte sich der Vorsit- 
zende des Ausschusses mit Schreiben vom 8. Mai 1990 
an die Präsidentin des Deutschen Bundestages und 
regte unter Hinweis auf die von einzelnen Ausschuß- 
mitgliedern offensichtlich begangenen Verstöße gegen 
Geheimschutzvorschriften eine Prüfung der Frage 
durch den Geschäftsordnungsausschuß an, welche 
Möglichkeiten für die Einführung von Sanktionsrege- 
lungen bestünden (beigefügt als Anlage 7). In dem 
Schreiben ist weiter ausgeführt, daß nicht nur die der 
Präsidentin des Deutschen Bundestages zugleich zur 
Kenntnis gebrachte Presseerklärung der Fraktion DIE 
GRÜNEN vom 28. März 1990 einen Verstoß gegen die 
Geheimschutzvorschriften offenkundig mache; auch 
berichtete der Ausschußvorsitzende, daß der SPD-Ob- 
mann Gansei sich gegenüber Medienvertretern über 
den Akteninhalt geäußert habe. 

Sowohl Norbert Gansei als auch die Abgeordneten der 
GRÜNEN Frau Eid und Frau Beer nahmen gegenüber 
der Präsidentin zu dem Schreiben des Vorsitzenden 
Stellung. Norbert Gansei bestritt die gegen ihn ge- 
machten Vorwürfe pauschal. Die GRÜNEN-Abgeord- 
neten Frau Eid und Frau Beer behaupteten in ihrem 
Schreiben vom 13. Mai 1990 an die Präsidentin des 
Deutschen Bundestages, es sei im Untersuchungsaus- 
schuß üblich, daß allgemeine Darstellungen über den 
Inhalt als GEHEIM eingestufter Akten durch Aus- 
schußmitglieder zugelassen würden. Sie zeigten sich 
bereit, der Präsidentin Protokollauszüge zu überlas- 
sen, haben aber entsprechende Protokollauszüge nicht 
konkret bezeichnet. Außerdem enthält ihr Schreiben 
die Einlassung, es seien keine wörtlichen Zitate aus 
Geheimakten an die Öffentlichkeit gebracht worden; 
nur das wörtliche Zitieren von Geheimakten wäre in 
der Tat ein Verstoß gegen die Geheimschutzordnung 
des Deutschen Bundestages. 
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Der Vorsitzende antwortete der Präsidentin des Deut- 
schen Bundestages auf die beiden vorstehend berichte- 
ten Schreiben des SPD-Obmanns Gansei und der GRÜ- 
NEN-Abgeordneten Frau Eid und Frau Beer mit einem 
beim Sekretariat des Untersuchungsausschusses am 
21. Mai 1990 erfaßten Schreiben und erläuterte seinen 
gegen den SPD-Obmann Norbert Gansei gerichteten 
Vorwurf mit Hinweisen aus der Presseberichterstat- 
tung unter Vorlage entsprechender Auszüge wie folgt; 


- In einem Artikel des Nachrichtenmagazins 
,Der Spiegel' vom 02.04.1990 heißt es: 

,Die Ermittler’ fanden darin (gemeint sind die 
Akten der Staatsanwaltschaft Kiel) auch den 
Namen des damaligen Parlamentarischen 
Staatssekretärs in Stoltenbergs Finanzministe- 
rium, Friedrich Voss. Der CSU-Mann und 
Strauss-Vertraute sollte, so berichtete Gansei, 
,am OFD- Verfahren mitwirken’; er kannte 
nach Auskunft des SPD-Parlamentariers auch 
den , Türkei-Weg'. 

Hier hat der Kollege Gansei sogar ein Detail 
der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsakte 
preisgegeben. Der Spiegel-Artikel wird in der 
Anlage 2 beigefügt. 

- In einer Meldung der Nachrichtenagentur 
Reuter, die ich Ihnen in der Anlage 3 überrei- 
che, wird eine Äußerung des Kollegen Gansei 
wie folgt wiedergegeben: 

.Aufgrund der von der Kieler Staatsanwalt- 
schaft beschlagnahmten Akten sei erwiesen, 
daß der Vorstand der Großwerft bis 1 986 das 
Geschäft ohne die erforderliche Genehmigung 
der Bundesregierung fortgesetzt habe. 1 

- In einer weiteren Nachricht einer Presseagen- 
tur vom 6. April 1990, in der Anlage 4 beige- 
fügt, heißt es: 

,Der SPD- Bundestagsabgeordnete (gemeint ist 
der Kollege Gansei) verwies darauf, daß die 
HDW-Manager nach Bekanntwerden des 
Blaupausengeschäftes Ende 1986 Auskünfte 
verweigert und nach den Unterlagen der Kie- 
ler Staatsanwaltschaft trotz des grundsätzli- 
chen Lieferverbots der Bundesregierung aus 
dem Jahre 1 985 weiterhin Konstruktionspläne 
nach Südafrika geliefert haben.' 

- In einem Bericht der .Kieler Nachrichten' vom 
07.04.1990, als Anlage 5 beigefügt, heißt es, 
die Firmen HDW, IKL und ihre Lobbyisten 
hätten das verbotene Südafrikageschäft noch 
während der schon laufenden Ermittlungen in 
den Jahren 1985 und 1986 weiterverfolgt. Das 
ergebe sich aus den vorliegenden Akten. In 
dem in derselben Ausgabe der .Kieler Nach- 
richten' veröffentlichten Kommentar wird 
noch einmal darauf hingewiesen, daß der Kol- 
lege Gansei seine Behauptungen aus Akten 
ableite, die gegen Recht und Gesetz durch In- 
diskretion bruchstückhaft bekannt geworden 
seien. 


- Weitere Pressemeldungen, aus denen hervor- 
geht, daß sich der Kollege Gansei unter Beru- 
fung auf den Inhalt der staatsanwaltschaftli- 
chen Ermittlungsakte über die Weiterführung 
des Geschäfts geäußert hat, können nachge- 
reicht werden. Mit Recht ist deshalb auch in 
der Öffentlichkeit angenommen worden, daß 
sich die Vorwürfe der Staatsanwalt in Kiel ins- 
besondere gegen ihn richten. Ich verweise auf 
eine Meldung der .Stuttgarter Zeitung' vom 
10.04.1990, als Anlage 6 beigefügt, in der es 
heißt: ,Der Vorwurf der Vorverurteilung 
dürfte sich vor allem gegen den SPD-Bundes- 
tagsabgeordneten Norbert Gansei richten, der 
die Entlassung der verantwortlichen Manager 
fordert und dabei auf die Aktenlage Bezug ge- 
nommen hatte.' 


Im übrigen wies der Vorsitzende die von den GRÜ- 
NEN-Abgeordneten Frau Eid und Frau Beer verteidi- 
gungsweise vorgebrachte Auffassung, nur wörtliches 
Zitieren aus Geheimakten stelle einen Verstoß gegen 
Geheimschutzvorschriften dar, zurück. Außerdem 
wies er darauf hin, daß die von den GRÜNEN behaup- 
tete Praxis, allgemeine Inhaltsangaben über Geheim- 
akten seien üblich und zulässig, nicht bestehe. 

Der vollständige Vorgang ist als Anlage 8 beigefügt. 

Im Juni erfuhr der Untersuchungsausschuß im Rah- 
men des von ihm eingeleiteten Verfahrens zur Be- 
schlagnahme von Unterlagen der Unternehmen IKL 
und HDW, daß im Zusammenhang mit der Verwah- 
rung der Akten der Staatsanwaltschaft Kiel beim 1. 
Untersuchungsausschuß Strafanzeige erstattet worden 
sei. Auf entsprechende Anfragen teilte der Leitende 
Oberstaatsanwalt in Kiel mit Schreiben vom 26. Juni 
1990 mit, daß auf eine Strafanzeige des Rechtsvertre- 
ters von HDW, Rechtsanwalt (RA) Kohlhaas, vom 16. 
Mai 1990 seine Behörde die Staatsanwaltschaft Bonn 
wegen der Pressemitteilung der GRÜNEN vom 28. 
März 1990 und der Behauptung des Anzeigeerstatters, 
Mitglieder des Untersuchungsausschusses hätten Un- 
terlagen der Staatsanwaltschaft an die Presse weiterge- 
leitet, die Staatsanwaltschaft Bonn im Hinblick auf den 
Verdacht von Vergehen nach § 353 b, 353 d StGB ein- 
geschaltet habe. Die Staatsanwaltschaft Bonn teilte mit 
Schreiben vom 17. Juli 1990 dem Untersuchungsaus- 
schuß mit, daß die Staatsanwaltschaft Kiel den vorbe- 
zeichneten Vorgang mit Schreiben vom 30. Mai 1990, 
soweit diesem die Pressemitteilung Nr. 295/90 der 
GRÜNEN im Bundestag vom 28. März 1990 zugrunde- 
liege, ihr - der Staatsanwaltschaft Bonn - gemäß § 7 
Abs. 2 StPO zum zuständigen Befinden zugeleitet habe. 
Weiter heißt es: 

„Der in dieser Pressemitteilung veröffentlichte Sach- 
verhalt, insbesondere dort wiedergegebene Erklä- 
rung der Bundestagsabgeordneten Ursula Eid und 
Angelika Beer hat der Staatsanwaltschaft Veranlas- 
sung gegeben, gegen sie ein Ermittlungsverfahren 
wegen des Verdachts einer Straftat gemäß § 353 b 
Abs. 2 StGB einzuleiten, nachdem die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages mit Schreiben vom 
27.6.1990 gemäß Nr. 192 a RiStBV unterrichtet wor- 
den war. Das Schreiben ist der Präsidentin des 


16 




Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/8109 


Deutschen Bundestages am 11.7.1990 zugegangen. 
Zugleich hatte die Staatsanwaltschaft bei der Präsi- 
dentin des Deutschen Bundestages angefragt, ob die 
gemäß § 353 b Abs. 4 StGB erforderliche Ermächti- 
gung zur Strafverfolgung erteilt werde. Hierzu hat 
die Präsidentin ein gesondertes Schreiben in Aus- 
sicht gestellt. 

Die beiden Bundestagsabgeordneten sind gemäß Nr. 
192 a Abs. 3 Satz 1 RiStBV in Kenntnis gesetzt wor- 
den." 

Bereits mit Schreiben vom 27. Juni 1990 hatte die 
Staatsanwaltschaft Bonn die beiden Abgeordneten der 
GRÜNEN von demgegen beide bestehenden Anfangs- 
verdacht gemäß § 353 b Abs. 2 Ziff. 1 StGB unterrichtet 
und ihre Absicht mitgeteilt, ein entsprechendes Er- 
mittlungsverfahren einzuleiten. Zugleich wurde mitge- 
teilt, daß die Staatsanwaltschaft Bonn die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages über die beabsichtigte Ein- 
leitung des Ermittlungsverfahrens unterrichtet habe 
und für den Fall, daß der Einleitung nicht widerspro- 
chen werde, um Entscheidung gebeten, ob die gemäß 
§ 353 b Abs. 4 StGB erforderliche Ermächtigung zur 
Strafverfolgung erteilt werde. 

In Sorge um das Ansehen des Parlaments und zur Si- 
cherung der Beweiserhebungsmöglichkeiten des Un- 
tersuchungsausschusses auch in grundrechtsge- 
schützten und ggf. deswegen geheimhaltungsbedürfti- 
gen Bereichen wandten sich die Obleute der Koali- 
tionsfraktionen Friedrich Bohl und Ursula Seiler-Alb- 
ring mit Schreiben vom 8. August 1990 an die Präsi- 
dentin des Deutschen Bundestages und teilten u.a. 
folgendes mit: 

„Seit Mai 1988 betreibt der 1. Untersuchungsaus- 
schuß ein gerichtliches Beschlagnahmeverfahren 
zur Erlangung von Unternehmensakten. Das Amts- 
gericht Bonn hatte in seinem Beschluß vom 23. Sep- 
tember 1988 die Beschlagnahme mit dem Hinweis 
auf die Verfassungswidrigkeit des Untersuchungs- 
auftrages abgelehnt. Nachdem der Deutsche Bun- 
destag am 15. Februar dieses Jahres den Untersu- 
chungsauftrag geändert hat, konnte der Ausschuß 
gegen die ablehnende Entscheidung des Amtsge- 
richts Beschwerde einlegen. 

Mit dem als Anlage beigefügten Schreiben des 
Staatssekretärs im Justizministerium des Landes 
Nordrhein- Westfalen vom 26. Juli 1990 wird der 
Ausschuß über das Ermittlungsverfahren gegen die 
Abgeordneten Frau Beer und Frau Eid informiert. Es 
wird mitgeteilt, daß die Staatsanwaltschaft wegen 
der gemäß § 353 b Abs. 4 StGB erforderlichen Er- 
mächtigung zur Strafverfolgung bei Ihnen angefragt 
habe und dazu eine Antwort von Ihnen in Aussicht 
gestellt worden sei. 

Das Landgericht Bonn hat am 30. Juli 1990 der Be- 
schwerde zum Teil stattgegeben, so daß Akten zu- 
gunsten des 1. Untersuchungsausschusses beschlag- 
nahmt werden. Dieser Beschluß läuft im Ergebnis 
deswegen leer, weil das Landgericht unter Hinweis 
auf die Ermittlungsverfahren gegen die Abgeordne- 
ten Frau Beer und Frau Eid sowie unter Hinweis auf 
eine deren Verhalten unterstützende Erklärung der 
Abgeordneten Frau Dr. Vollmer erklärt hat, ,daß 
derzeit die Voraussetzungen für eine Aushändigung 


der beschlagnahmten Unterlagen an den Beschwer- 
deführer nicht vorliegen'. Mit vergleichbaren Be- 
gründungen zur Unzuverlässigkeit bei der Geheim- 
haltung im Untersuchungsausschuß hatte bereits die 
Vorsitzende der III. Strafkammer des Landgerichts 
Kiel am 10. Juli 1990 sowie das Amtsgericht Bonn in 
seiner der Beschwerde nicht abhelfenden Entschei- 
dung vom 16, Juli 1990 eine Herausgabe von Akten 
an den Untersuchungsausschuß in Zweifel gezogen. 
Dabei wird man nicht nur an die erwähnten Abge- 
ordneten der Fraktion DIE GRÜNEN denken dür- 
fen, sondern auch an die den Abgeordneten Gansei 
betreffende Feststellung des Bundestagspräsidenten 
bezüglich der Verletzung der Geheimschutzord- 
nung (vgl. dazu den Zwischenbericht des Ausschus- 
ses, Bundestags-Drucksache 11/6141 auf S. 17). 

Die Funktionsfähigkeit von Untersuchungsaus- 
schüssen wird nachhaltig beeinträchtigt, wenn 
bestehende und gerichtlich bestätigte Beweiserhe- 
bungsrechte, wie insbesondere die Aktenbeiziehung 
und die Zeugenvernehmung, durch mangelnde Ge- 
währleistung der Geheimhaltung im Ausschuß der 
faktischen Durchsetzbarkeit beraubt werden. Dabei 
ist daran zu erinnern, daß der vom Bundesverfas- 
sungsgericht im sogenannten Flick-Urteil seinerzeit 
gegebene Hinweis auf die Geheimschutzordnung 
des Deutschen Bundestages gerade dazu dienen soll- 
te, die Kontrollmöglichkeiten der Untersuchungs- 
ausschüsse zu gewährleisten. Kann die Geheimhal- 
tung im Parlament in solchen Fällen nicht gesichert 
werden, wird den Möglichkeiten zur Untersuchung 
nach Art. 44 des Grundgesetzes im Endeffekt der 
Boden entzogen. 

Wir halten es deswegen für dringend erforderlich, 
dies im Ältestenrat zu erörtern. Für die Beratung 
und eine schnelle Klärung der den Ausschuß insge- 
samt belastenden Vorgänge bitten wir Sie um Aus- 
kunft, ob Sie die erwähnte Ermächtigung bereits er- 
teilt haben." 

Die von der Staatsanwaltschaft Bonn erbetene Straf- 
verfolgungsermächtigung nach § 353 b Abs. 4 StGB 
wurde inzwischen durch die Präsidentin des Deut- 
schen Bundestages erteilt. Im Zeitpunkt der Feststel- 
lung des Berichts ist das Ermittlungsverfahren der 
Staatsanwaltschaft Bonn gegen die Ausschußmitglie- 
der der Fraktion DIE GRÜNEN Ursula Eid und Ange- 
lika Beer noch nicht abgeschlossen. 


bf) Verwendung „Nur für den Dienstgebrauch" einge- 
stufter Unterlagen des Ausschusses bei der Erstel- 
lung von Berichten 


Die Ausschußmitglieder haben in der 37. Sitzung am 
27. April 1989 übereinstimmend erklärt: 

„Vorgänge aus nichtöffentlichen Sitzungen und vom 
Ausschuß ,VS-NfD’ eingestufte Unterlagen können, 
soweit es für die Darstellung des Untersuchungsver- 
fahrens oder der Feststellungen des Ausschusses er- 
forderlich erscheint, in Ausschußberichten wieder- 
gegeben werden." 
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c) Beschlüsse zur Rückgabe der Behördenakten und 
Unternehmensunterlagen sowie zur Regelung der 
Einsichtnahme in die Protokolle, Akten und sonsti- 
gen Unterlagen des Ausschusses nach seiner Beendi- 
gung 

ca) Aktenrückgabe 

Der Ausschuß hat in seiner 60. Sitzung am 13. Septem- 
ber 1990 zur Behandlung der beigezogenen Behörden- 
akten und Unternehmensunterlagen nach Beendigung 
der Ausschußtätigkeit folgendes beschlossen: 

„Nach der Beendigung der Ausschußtätigkeit sind 
die von der Bundesregierung und anderen staatli- 
chen Stellen sowie die von den Unternehmen beige- 
zogenen Unterlagen zurückzugeben. 

Ausfertigungen und Auszüge von Verschlußsachen, 
die dem Ausschuß von dritter Seite zur Verfügung 
gestellt und nicht entsperrt wurden, sind nach Been- 
digung der Ausschußtätigkeit der Geheimschutz- 
stelle des Deutschen Bundestages zu übergeben und 
von dieser zu vernichten. 

Von den offenen bzw. entsperrten Unterlagen ver- 
bleibt je eine Kopie bei den Akten des Ausschus- 
ses." 

cb) Einsichtnahme in die Ausschuliunterlagen 

Weiter hat der Ausschuß in der vorgenannten Sitzung 
gemäß II 2 und 111 der Richtlinien für die Behandlung 
der Ausschußprotokolle gern. § 73 Abs. 3 GO-BT in der 
Fassung vom 7. September 1987 beschlossen: 

„Der 1. Untersuchungsausschuß der 11. Wahlperi- 
ode empfiehlt, bei Anträgen auf Einsicht in seine 
Protokolle, Akten und sonstigen Unterlagen, die 
nach Auflösung des Ausschusses gestellt werden, 
unbeschadet der gesetzlichen Regelungen und der 
Vorschriften der Geheimschutzordnung wie folgt zu 
verfahren: 

1 . Protokolle öffentlicher Sitzungen können von je- 
dem eingesehen werden, der ein berechtigtes In- 
teresse nachweist. 

2. Protokolle nichtöffentlicher Sitzungen werden 
gemäß § 73 Abs. 2 S. 2 der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages mit dem Vermerk ,Nur 
zur dienstlichen Verwendung' versehen. Ent- 
sprechendes gilt für die im 1 . Untersuchungsaus- 
schuß entstandenen Unterlagen. Der Vermerk 
verliert seine Gültigkeit mit Beginn der über- 
nächsten Wahlperiode. Von diesem Zeitpunkt 
an kann demjenigen, der ein berechtigtes Inter- 
esse nachweist, Einsicht gewährt werden. 

3. Die Regelung der Nummer 2 gilt in gleicher 
Weise für die Behandlung der 

- vom 4. Untersuchungsausschuß der 10. Wahl- 
periode mit Beschlüssen vom 3. Juni 1987 und 
vom 10. Mai 1990 beigezogenen Unterlagen, 
Sitzungsprotokolle, Ausschußdrucksachen 
und Unternehmensunterlagen 


- von Dritten beigezogenen bzw. zur Verfügung 
gestellten Akten und Unterlagen, soweit diese 
nicht aufgrund eines gesonderten Ausschuß- 
beschlusses zurückgegeben werden und bei 
Beendigung der Ausschußtätigkeit nicht oder 
nicht mehr als Verschlußsachen eingestuft 
sind. 

Für die Behandlung der im Ausschuß entstan- 
denen Verschlußsachen und deren Ausferti- 
gungen gilt die Geheimschutzordnung des 
Deutschen Bundestages." 


2. Durchführung der Untersuchung 


a) Anzahl und Dauer der Sitzungen 


Der Ausschuß tagte bisher 62 mal. Seine Beweisauf- 
nahmen durch Anhörungen führte er dabei in 43 öf- 
fentlichen und vier geheimen Sitzungen durch. Außer- 
dem hielt er 58 nichtöffentliche und zwei geheime Be- 
ratungen ab, wobei die Sitzungen von Fall zu Fall so- 
wohl öffentliche als auch nichtöffentliche Teile umfaß- 
ten. 


Ein erheblicher Teil der nichtöffentlichen Sitzungen 
diente der Beratung und Beschlußfassung über Beweis- 
anträge (vgl. die Zusammenstellung der Beweisbe- 
schlüsse in Anlage 9). 


Die Gesamtsitzungszeit von 152,5 Stunden verteilt 
sich wie folgt: 


öffentliche Beweisaufnahmen 
nichtöffentliche Beratungen 
geheime Beweisaufnahmen 
geheime Beratung 


74,5 Stunden 
72 Stunden 
5,5 Stunden 
0,5 Stunden 


Eine Liste über Art und Dauer der einzelnen Sitzungen 
ist als Anlage 10 beigefügt. 


Zur Vorbereitung von Ausschußsitzungen fanden ins- 
gesamt 1 1 Obleutebesprechungen statt. 


b) Anhörungen, Zeugenvernehmungen und Rechtsge- 
spräche 

Der Ausschuß hat in der Zeit vom 15. Juni 1987 bis 
zum 13. September 1990 insgesamt 37 Zeugen vernom- 
men sowie sechs Sachverständige und fünf sonstige 
Auskunftspersonen angehört (vgl. im einzelnen die 
Aufstellungen in Anlage 11). 

Die Beweiserhebung ist entsprechend der Regelung 
des § 169 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) grund- 
sätzlich öffentlich, in Einzelfällen entsprechend § 172 
GVG nichtöffentlich erfolgt. An den nichtöffentlichen 
Beweiserhebungen haben außer der jeweils vernom- 
menen Beweisperson und den Mitgliedern des Aus- 
schusses Beauftragte der Bundesregierung und des 
Bundesrates, Mitarbeiter des Ausschußsekretariats 
sowie Fraktionsmitarbeiter teilgenommen. Diese An- 
hörungen sind stenographisch aufgenommen und -aus- 
schließlich zum Zwecke der Unterstützung der Proto- 
kollführung - auf Tonband aufgezeichnet worden. 
Andere Bild- und Tonaufnahmen waren während der 
Beweiserhebungen nicht zugelassen. 
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Neun Zeugenvernehmungen wurden auf jeweils ein- 
stimmigen Ausschußbeschluß im schriftlichen Verfah- 
ren durchgeführt. 

Den Zeugen aus dem Unternehmensbereich (insgesamt 
14) sowie einem weiteren Zeugen, der bei dem Südafri- 
ka-Geschäft als Vermittler tätig war, billigte der Aus- 
schuß auf ihren Antrag, verschiedentlich nach länge- 
rer Beratung in den einzelnen Fällen, ein umfassendes 
Auskunftsverweigerungsrecht gemäß § 55 StPO zu. 
Diese Zeugen wurden nur zur Person, nicht aber zur 
Sache vernommen. 

Bei einem Zeugen verzichtete der Ausschuß einstim- 
mig auf sein Erscheinen, weil er über seinen Rechts- 
vertreter schriftlich glaubhaft gemacht hatte, daß auch 
ihm ein umfassendes Auskunftsverweigerungsrecht 
zustand. 

Einem Zeugen aus dem öffentlichen Dienst wurde ein 
Schweigerecht entsprechend § 136 Abs. 1 Satz 2 StPO 
zuerkannt, bis er Gelegenheit hatte, in die Akte eines 
Ermittlungsverfahrens gegen ihn, das mit dem Gegen- 
stand seiner Vernehmung im Zusammenhang stand, 
Einsicht zu nehmen. 

Alle Zeugenvernehmungen wurden ausdrücklich mit 
einem entsprechenden Ausschußbeschluß abgeschlos- 
sen. 

Die SPD-Fraktion beantragte verschiedentlich Zeugen 
zu vereidigen. Entsprechend der zum Gewohnheits- 
recht gewordenen Praxis der Untersuchungsaus- 
schüsse des Bundestages lehnte der Ausschuß mit sei- 
ner Mehrheit die Vereidigung - endgültig in seiner 62. 
Sitzung am 5. Oktober 1990 - ab. 

Diese Praxis ist in folgendem Sekretariatsvermerk fest- 
gehalten, der dem Ausschuß vorlag: 

„Vermerk: 

Betr.: Vereidigung von Zeugen durch die Unter- 
suchungsausschüsse des Deutschen Bundes- 
tages 

Soweit hier festgestellt werden konnte, sind von den 
Untersuchungsausschüssen des Deutschen Bundes- 
tages insgesamt nur drei Zeugen vereidigt worden, 
und zwar die Zeugen ORR Degenhardt und ORR 
Emmerling von dem 2. Untersuchungsausschuß der 

4. Wahlperiode (Abhöraffäre; BT-Drucksache IV/ 
2170, S. 2) sowie die Zeugin Dattendorfer von dem 1. 
Untersuchungsausschuß der 5. Wahlperiode (HS30- 
Untersuchungsausschuß; BT-Drucksache V/4527, 

5. 7). 

In späteren Untersuchungsausschüssen wurden 
zahlreiche Vereidigungsanträge gestellt, die jedoch 
regelmäßig abgelehnt wurden. Die Mehrheit in die- 
sen Ausschüssen vertrat die Rechtsauffassung, daß 
ein Untersuchungsausschuß zwar Zeugen vereidi- 
gen könne, daß jedoch im Gegensatz zum Strafver- 
fahren keine grundsätzliche Vereidigungspflicht be- 
steht, weil das Strafverfahren anderen Zwecken 
diene und damit anderen Verfahrensgrundsätzen 
unterliege (z.B. 1, UA - 7. WP; BT-Drucksache 
7/1803, S. 8). 


Zuletzt wurde die beantragte Vereidigung von Zeu- 
gen im sogenannten .Ramstein-Untersuchungsaus- 
schuß' abgelehnt. Der Ausschuß folgte damit, wie 
ausdrücklich in seinem Bericht (BT-Drucksache 11/ 
5354, S. 13) festgestellt wird, der Praxis der anderen 
Untersuchungsausschüsse. “ 

Mehrere Beweisbeschlüsse betreffend Zeugenverneh- 
mungen wurden nicht ausgeführt (vgl. im einzelnen die 
Aufstellungen in Anlage 12). 

c) Schriftliche Auskünfte, Berichte, Stellungnahmen 
und sonstige Materialien 

Der Ausschuß hat über die beigezogenen Behörden- 
und Unternehmensakten hinaus zahlreiche schriftli- 
che Auskünfte, Berichte, Stellungnahmen eingeholt 
und Materialien für seine Untersuchung herangezo- 
gen. Sie sind als Anlage 13 listenmäßig erfaßt. 

Weiter ist eine Liste der Ausschußdrucksachen beige- 
fügt (Anlage 14). 

d) Gutachten und Stellungnahmen zum Verfahren 

Der Ausschuß hat zum Verfahren mehrere Gutachten 
des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bun- 
destages und eine Stellungnahme des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages eingeholt, die zum Teil Ge- 
schäftsordnungsfragen betrafen, zum größeren Teil je- 
doch materiellrechtliche Probleme, insbesondere zum 
Umfang der Untersuchungsbefugnis des Ausschusses. 

Die Gutachten sind im Anhang beigefügt. 

e( Beiziehung von Unterlagen 

ea) Unterlagen des 4. Untersuchungsausschusses der 
10. Wahlperiode 

In seiner 2. Sitzung am 3. Juni 1987 beschloß der Aus- 
schuß, von den Unterlagen des 4. UA - 10. WP beizu- 
ziehen: 

- alle Sitzungsprotokolle, 

- alle Ausschußdrucksachen, 

- den von den Berichterstattern im 4. UA - 10. WP, 
Friedrich Bohl (CDU/CSU) und Klaus Beckmann 
(FDP), dem Vorsitzenden jenes Ausschusses über- 
sandten Entwurf einer Beschlußempfehlung und ei- 
nes Berichtes des U-Boot-Untersuchungsausschus- 
ses. 

In seiner 50. Sitzung am 10. Mai 1990 beschloß der 
Ausschuß weiter die Beiziehung von je vier Unterlagen 
der Firmen HDW und IKL (s. Anlage 15), die dem 4. 
UA - 10. WP vorgelegt worden waren und deren GE- 
HEIM-Einstufung dieser Ausschuß am 12. Februar 
1987 aufgehoben hatte. 

eb) Behördenakten 

Zu Beweiszwecken hat der 1. Untersuchungsausschuß 
Akten folgender Behörden beigezogen: 

Auswärtiges Amt, 

Bundeskanzleramt, 

Bundesministerium der Verteidigung, 
Bundesministerium für Wirtschaft, 
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Bundesamt für Wirtschaft, 

Bundesministerium der Finanzen, 
Oberfinanzdirektion Kiel, 

Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof, 
Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Kiel, 
Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Bonn. 

Von den aktenführenden Stellen war im Hinblick auf 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 17. Juli 
1984 (BVerfGE 67, 100 ff.) ein Teil der Akten GEHEIM 
eingestuft worden, weil dies zum Schutz vor Offenba- 
rung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen not- 
wendig erschien. Der Ausschuß hat diese Akten ent- 
sprechend den im wesentlichen gleichlautenden Über- 
sendungsschreiben (s. Anlage 16) als Geheimakten 
übernommen. 

Bitten um Überlassung von Unterlagen wurden an fol- 
gende Behörden gerichtet: 

Auswärtiges Amt, 

Bayerische Staatskanzlei, 

Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein. 

Außerdem übermittelte das Finanzministerium des 
Landes Schleswig-Holstein von sich aus Ablichtungen 
von Berichten eines Beobachters der Sitzungen des 4. 
UA - 10. WP und von einigen, diese betreffenden Ver- 
fügungen. 

Insgesamt umfassen die Behördenakten 8.068 Blatt. 

Die Aufschlüsselung der Akten im einzelnen und ihre 
Einstufung ergeben sich aus der Zusammenstellung in 
Anlage 17 dieses Berichts. 

ec) Unternehmensakten 

Der Ausschuß hat zur Beweisaufnahme mit Beweisbe- 
schluß 11-1 vom 3. Juni 1987 Unternehmensakten bei- 
gezogen, die, soweit es von den Unternehmen verlangt 
wurde, entsprechend der Zusicherung des Ausschus- 
ses (s. A V 1 b) GEHEIM eingestuft wurden. Es handelt 
sich um folgende Akten: 

Salzgitter AG: 

- Protokoll der Vorstandssitzung vom 1 6. Juli 1 984 

- 2 Schreiben 

HDW: 

- Protokollauszüge aus 1 1 Vorstandssitzungen (je 
eine Seite) 

- 22 Blatt Akten 

IKL: 

- 1 Heft Akten 

Insgesamt umfassen diese dem Ausschuß von den Un- 
ternehmen selbst vorgelegten Unterlagen 1 89 Blatt. 

Allerdings enthalten auch die beigezogenen Behörden- 
akten teilweise Unternehmensunterlagen, Die Gesamt- 
zahl der aus den Unternehmen stammenden Doku- 
mente einschließlich der dem Ausschuß von den Be- 
hörden vorgelegten Unternehmensunterlagen beläuft 
sich auf rd. 190, zum Teil bestehend aus mehreren 
Blatt. 

Die Salzgitter AG legte mit Schreiben vom 24. Juni 
1987 die genannten Akten dem Ausschuß unter Ver- 
zicht auf eine Geheimeinstufung vor. Dabei wies sie 
darauf hin, es handele sich um alle bei ihr vorhandenen 
Vorgänge mit Bezug zum Beweisbeschluß 11-1, wie sie 
auch bereits dem 4. UA - 10. WP Vorgelegen hätten. 


Demgegenüber weigerten sich HDW und IKL zunächst 
strikt, dem Ausschuß Akten zur Verfügung zu stellen. 
Der Ausschuß erhielt die vorgenannten Unterlagen 
erst nach langwierigen Verhandlungen. 

HDW und IKL wurden mit Schreiben vom 9. Juni 1987 
unter Beifügung des Beweisbeschlusses 11-1 vom 3. 
Juni 1987 aufgefordert, die im Beweisbeschluß näher 
bezeichneten Unterlagen dem Ausschuß zur Verfü- 
gung zu stellen. Im Beweisbeschluß 11-1 vom 3. Juni 
1987 waren u.a. von HDW und IKL „zur Beantwortung 
der Fragenkomplexe I - IV, die der Ausschuß nach 
seinem Einsetzungsauftrag zu klären hat, alle hierauf 
sich beziehenden Akten unverzüglich beigezogen und 
zum Gegenstand der Beweisaufnahme gemacht" wor- 
den. Grundlage dieses Beiziehungsbeschlusses war 
seinerzeit lediglich der ursprüngliche Untersuchungs- 
auftrag gemäß dem Antrag der SPD-Fraktion auf BT- 
Drucksache 1 1/50, gegen dessen wirksames Zustande- 
kommen und dessen Inhalt von den Koalitionsfraktio- 
nen verfassungsrechtliche und geschäftsordnungsmä- 
ßige Bedenken geltend gemacht worden waren, ohne 
daß diesen Bedenken durch Änderungsanträge der 
SPD-Fraktion auf Korrektur des Untersuchungsauftra- 
ges Rechnung getragen worden wäre. 

In weiteren Schreiben (12, Juni 1987/25. Juni 1987) 
wurden die Unternehmen zusätzlich über alle Be- 
schlüsse des Ausschusses zur Geheimeinstufung der 
angeforderten Akten und der Absicherung der Ge- 
heimhaltung unterrichtet. Die Unternehmen erklärten 
jedoch durch ihre Bevollmächtigten RA Prof. Dr. Dahs 
und RA Dr. Zoglmann mit Schreiben vom 19. und 22. 
Juni 1982 und 6. sowie 7. Juli 1987, die vom Ausschuß 
getroffenen Maßnahmen reichten ihnen nicht aus, und 
erhoben weitere Einwände gegen die Herausgabe der 
Akten, 

Die SPD-Fraktion im Untersuchungsausschuß brachte 
daraufhin in der 7. Sitzung am 17. September 1987 
einen Antrag vom 10. September 1987 auf Einleitung 
von gerichtlichen Aktenbeschlagnahmeverfahren ge- 
gen HDW und IKL (Ausschußdrucksache 11-23) ein. 
Die Behandlung dieses Antrags wurde aber mit den 
Stimmen der Antragstellerin auf die nächste Sitzung 
vertagt und der Ausschußvorsitzende zunächst ein- 
stimmig beauftragt, den Unternehmen die zur Einset- 
zung des Ausschusses und zur Aktenherausgabe- 
pflicht erstellten Gutachten des Wissenschaftlichen 
Dienstes vom 3. August 1987 und vom 6. August 1987 
(s. Anhang 1.7 u. 1.8) zu übermitteln, um ihnen Gele- 
genheit zu geben, ihren Standpunkt nochmals zu über- 
denken. 

In diesen Gutachten wurde im wesentlichen die An- 
sicht vertreten, daß die zahlreichen Einwendungen der 
betroffenen Unternehmen nicht stichhaltig seien. Das 
Aktenherausgabeverlangen unterliege zwar vielfälti- 
gen formellen und materiellen Beschränkungen, wie 
sie im einzelnen dargestellt seien, diese seien jedoch im 
vorliegenden Fall vom Ausschuß beachtet worden. So 
begegne die Form der Einsetzung des 1. UA - 1 1. WP, 
die von den Unternehmen beanstandet worden war, 
keinen durchgreifenden Bedenken. Es sei zwar richtig, 
daß der dem 1 .UA -11. WP erteilte Untersuchungsauf- 
trag seinem Wortlaut nach gegen das in Artikel 20 
Abs. 1 GG verankerte Bundesstaatsprinzip verstoße. 
Der Untersuchungsauftrag sei aber verfassungskon- 
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form dahin auszulegen, daß er ausschließlich die Kon- 
trolle der Bundesregierung sowie der Mitarbeiter der 
Bundesregierung und anderer bundesstaatlicher Stel- 
len betreffe. 

Die Bevollmächtigten der beiden Unternehmen rea- 
gierten Anfang Oktober 1987 mit der Frage, ob der 
Ausschuß sich die in den Gutachten vertretenen Auf- 
fassungen in vollem Umfange zu eigen mache. 

Während die Oppositionsfraktionen diese Antworten 
als endgültige Ablehnung der Herausgabe verstanden 
und eine Entscheidung über die Einleitung der gericht- 
lichen Beschlagnahme herbeiführen wollten, sah die 
Mehrheit im Ausschuß in ihnen ein Einlenken auf die 
Position des Ausschusses. Deshalb wollte sie zunächst 
vor Beantragung eines Zwangsmittels beim Amtsge- 
richt mit den Rechtsvertretern der Unternehmen ein 
klärendes Gespräch führen. 

Einen dahingehenden Beschluß faßte der Ausschuß in 
seiner 8. Sitzung am 7. Oktober 1987 in Abwesenheit 
der Mitglieder der Oppositionsfraktionen. Diese hatten 
die Sitzung wegen der Nichtentscheidung des Antrags 
auf Einleitung des gerichtlichen Beschlagnahmevei- 
fahrens verlassen. 

Dem in der 9. Sitzung am 14. Oktober 1987 durchge- 
führten Rechtsgespräch mit den Unternehmen blieben 
die Mitglieder der SPD-Fraktion fern. Das Gespräch 
hatte zum Ergebnis, daß die Rechtsvertreter der Unter- 
nehmen dem Ausschuß zusicherten, bis zum 16. Okto- 
ber 1987 verbindlich mitzuteilen, ob sie die nach Maß- 
gabe des Rechtsgesprächs gewünschten Akten heraus- 
geben würden. Mit Schreiben vom 14. bzw. 15. Okto- 
ber 1987 teilten die Rechtsvertreter dem Ausschuß 
mit, daß aufgrund des Rechtsgesprächs ihre Mandan- 
ten nunmehr bereit seien, die fraglichen Akten bis zum 
23. Oktober 1987 zur Verfügung zu stellen. Zu dem 
angekündigten Termin leiteten die Unternehmen dann 
die oben aufgeführten Akten der Geheimschutzstelle 
des Deutschen Bundestages zu. Dort wurden sie gemäß 
der Zusage des Ausschusses GEHEIM eingestuft. 

Alle ca. 160 Unternehmensakten, die dem Ausschuß 
von den Unternehmen oder Behörden zugeleitet wur- 
den, sind in einer gesonderten, GEHEIM eingestuften 
Liste zusammengefaßt und inhaltlich bezeichnet. 

Aufhebung der Geheimeinstufung bei Teilen der vor- 
liegenden Behörden- und Unternehmensakten 

In seiner 15. Sitzung am 9. Dezember 1987 beauftragte 
der Ausschuß den Ausschußvorsitzenden, der Firma 
HDW mitzuteilen, daß der Ausschuß beabsichtige, die 
Geheimeinstufung der von HDW übermittelten Aus- 
züge aus den Vorstandsprotokollen aufzuheben. Ent- 
sprechend der früheren Zusicherung des Ausschusses 
sollte HDW Gelegenheit haben, innerhalb von 14 Ta- 
gen hierzu Stellung zu nehmen. Mit Schreiben vom 8. 
Januar 1988 teilte der Rechtsvertreter von HDW, RA 
Prof. Dr. Dahs, dem Ausschuß mit, daß seine Mandan- 
tin gegen eine Aufhebung der Geheimeinstufung be- 
züglich der übermittelten Auszüge aus den Vorstands- 
protokollen keine Einwände erhebe. Daraufhin be- 
schloß der Ausschuß in seiner 17. Sitzung am 13. Ja- 
nuar 1988, insoweit die Geheimeinstufung aufzuhe- 
ben. 


Mit den - später als GEHEIM eingestuften - Anträgen 
Ausschußui ucksache 11-140 und 11-141 vom 13. De- 
zember 1988 verlangte die SPD-Fraktion die Aufhe- 
bung der Geheimhaltung von weiteren Teilen der Un- 
ternehmensakten. Auf die entsprechenden Anhö- 
rungsschreiben des Vorsitzenden vom 24. Februar 
1 989 antwortete zunächst RA Prof. Dr. Dahs unter dem 
10. März 1989 für HDW, daß seine Mandantin sich 
außerstande sehe, ihre Zustimmung zur Aufhebung 
der Geheimeinstufung der bezeichneten Unterlagen zu 
erteilen. Später erklärte RA Dr. Zoglmann für IKL und 
zugleich ermächtigt von HDW mit Schreiben vom 
10. Mai 1989, daß aus den IKL- Akten Blatt 61, 62, 63 
sowie 106 und aus den HDW-Akten laufende Nrn. 15 
und 18 entsprechend der Versandanzeige vom 20. Ok- 
tober 1987 freigegeben würden. Allerdings sei Voraus- 
setzung für die Aufhebung der Geheimhaltung von 
Blatt 106 der IKL- Akte, daß der dort fünfmal erwähnte 
Personenname unleserlich gemacht werde. IKL könne 
im Hinblick auf den mit den süfafrikanischen Kunden 
geschlossenen Vertrag einer Entsperrung weiterer GE- 
HEIM eingestufter Unterlagen nicht zustimmen. Unter 
Ziffer 19 dieses Vertrages hätten die Parteien aus- 
drücklich die Geheimhaltung des Vertragsinhaltes, da- 
mit aber auch des Umfeldes dieses Vertrages, verein- 
bart. 

Der Ausschuß beschloß daraufhin entsprechend der 
Nr. 2 seines Beschlusses vom 3. Juni 1987 und unter 
Bezugnahme auf das als Telefax übersandte Schreiben 
des RA Dr. Zoglmann vom 10. Mai 1989, die Geheim- 
einstufung folgender Unternehmensakten aufzuheben: 

Blatt 61,62 und 63 sowie Blatt 1 06 entsprechend der 
Paginierung durch IKL, unter gleichzeitiger Schwär- 
zung des auf Blatt 106 fünfmal genannten Familien- 
namens, 

laufende Nrn. 15 und 18 entsprechend der Versan- 
danzeige von HDW. 


f) Aktenbeschlagnahmeverfahren 

fa) Vorgeschichte bis zum Beschluß auf Einleitung der 
gerichtlichen Beschlagnahmeverfahren 

Wie bereits unter A V 2 ec zur Beiziehung der Unter- 
nehmensakten ausgeführt wurde, war der Antrag der 
SPD-Fraktion vom 10. September 1987 auf Einleitung 
von Aktenbeschlagnahmeverfahren gegen HDW und 
IKL {Ausschußdrucksache 1 1-23) in der 8. Sitzung am 
7. Oktober 1987 zurückgestellt und zunächst ein Ge- 
spräch mit den Bevollmächtigten der betroffenen Un- 
ternehmen auf den 14. Oktober 1987 terminiert wor- 
den. Da bei diesem Gespräch, das in Abwesenheit der 
Mitglieder der Antragstellerin stattfand, die Rechts- 
vertreter von HDW und IKL zusagten, bis zum 16. 
Oktober 1987, 10.00 Uhr dem Ausschuß endgültig 
mitzuteilen, ob die Unternehmen die erwünschten Ak- 
ten herauszugeben bereit seien, wurde die Entschei- 
dung des Beschlagnahmeantrags mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimme der Fraktion 
DIE GRÜNEN nochmals bis zu diesem Zeitpunkt - 16. 
Oktober 1987 vertagt. Die Unternehmen sagten inner- 
halb der vereinbarten Frist die Übermittlung der ge- 
wünschten Akten zu. Gleichwohl beharrte die Antrag- 
stellerin in der Sitzung am 16. Oktober 1987 auf Ab- 
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Stimmung und zog nur Teil III ihres Antrags zurück, in 
dem es um die Vollstreckung der Beschlagnahme und 
die Durchführung der Durchsuchung ging. Der Aus- 
schuß lehnte daraufhin den Beschlagnahmeantrag auf 
Ausschußdrucksache 11-23 mit 6 gegen 4 Stimmen 
ab. 

Die aufgrund des Rechtsgesprächs von den Unterneh- 
men vorgelegten Akten, die im Vergleich zu den dem 4. 
UA - 10. WP zugeleiteten Akten geringeren Umfang 
hatten, genügten der SPD-Fraktion nicht. Sie brachte 
deshalb in der 1 1. Sitzung am 4. November 1987 erneut 
einen Antrag vom selben Tag auf Einleitung von Ak- 
tenbeschlagnahmeverfahren gegen HDW und IKL ein 
{Ausschußdrucksache 1 1 -52), der den früheren Antrag 
vom 10. September 1987 (Ausschußdrucksache 1 1-23) 
lediglich um die Erteilung eines Mandats an den Vor- 
sitzenden betreffend die Durchführung einer eventuel- 
len Zwangsvollstreckung erweiterte. Obwohl nach 
Auffassung der Koalitionsfraktionen die Unternehmen 
die Akten in ausreichendem Umfange vorgelegt hatten, 
beschloß der Ausschuß in seiner 12. Sitzung am 12. 
November 1987 bei Stimmenthaltung eines Teils der 
Mitglieder der Koalitionsfraktionen, weitere Unterla- 
gen zwangsweise beizuziehen und den Vorsitzenden 
mit der Durchführung der entsprechenden Verfahren 
zu beauftragen. Zugleich wurde der Vorsitzende er- 
mächtigt, HDW und IKL mitzuteilen, daß sie binnen 
Wochenfrist die Möglichkeit hätten, zur Vermeidung 
von Zwangsmitteln weitere Akten vorzulegen. 

Die Koalitionsfraktionen gaben zum Abstimmungsver- 
halten folgende Erklärung ab: 

„CDU/CSU und FDP haben heute durch ihre Stimm- 
enthaltung dem Untersuchungsausschuß den Weg 
zum Gericht freigegeben, so daß dort ein Antrag auf 
Beschlagnahme von Unternehmensakten einge- 
bracht werden kann. 

Nach unserer Auffassung haben die Unternehmen 
die mit Beweisbeschluß beigezogenen Akten vorge- 
legt; weitere Unternehmensakten sind zur Erfüllung 
des Untersuchungsauftrags nicht erforderlich. 

Da SPD und GRÜNE dies offensichtlich in einer wei- 
ten Auslegung des Untersuchungsauftrags anders 
sehen und diese Frage auch für Zeugenvernehmun- 
gen Bedeutung hat, ist nunmehr eine gerichtliche 
Klärung zweckmäßig. Diese zu ermöglichen, dient 
unser Abstimmungsverhalten. Hätte die Koalition 
gegen den Antrag gestimmt, das Beschlagnahmever- 
fahren einzuleiten, könnte ein solcher Antrag bei 
Gericht nicht gestellt werden. 

Wir gehen davon aus, daß das Gericht sich auch mit 
den Fragen beschäftigen wird, die bereits Gegen- 
stand wissenschaftlicher Gutachten für den Unter- 
suchungsausschuß waren. 

Diese Gutachten kommen zu dem Ergebnis, daß 

- der Untersuchungsauftrag teilweise verfassungs- 
widrig ist; 

- der Untersuchungsauftrag gegenüber seinem 
Wortlaut sehr eingeschränkt auszulegen ist; 

- die Unternehmen selbst darüber zu entscheiden 
haben, welche Akten sie im Rahmen des Beweis- 
beschlusses vorlegen; 


- die Zulässigkeit des Herausgabeverlangens ent- 
scheidend von wirksamen Vorkehrungen über 
den Geheimschutz abhängt; 

- eine (aktive) Aktenherausgabepflicht, die nicht 
unverhältnismäßig sein darf, nicht zwangsweise 
durchgesetzt werden kann; 

- eine Beschlagnahme (passives Dulden) zulässig, 
aber möglicherweise im konkreten Fall nicht 
durchsetzbar ist. 

Hinzu kommen Zweifel an der ordnungsgemäßen 

Einsetzung des Untersuchungsausschusses." 

Auf die Schreiben vom 12. November 1987, in denen 
der Vorsitzende entsprechend dem Ausschußbeschluß 
aufforderte, binnen einer Woche weitere Akten vorzu- 
legen, antworteten die Rechtsvertreter der Unterneh- 
men, ihre Mandanten lehnten die Herausgabe weiterer 
Akten ab. 

fb) Durchführung des AusschuHbeschlusses auf Einlei- 
tung der gerichtlichen Beschlagnahmeverfahren 

Entsprechend einer einvernehmlichen Festlegung im 
Ausschuß in seiner 13. Sitzung am 2. Dezember 1987 
wurde Prof. Dr. Hans-Peter Schneider, Hannover, als 
Bevollmächtigter für die einzuleitenden Verfahren be- 
stellt. 

Der Verfahrensbevollmächtigte schlug dem Ausschuß 
vor, den beiden Unternehmen vor Antragstellung das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 1. Oktober 
1987 in Sachen „NEUE HEIMAT" zu übersenden und 
sie im Hinblick auf das Urteil nochmals unter Fristset- 
zung aufzufordern, die gewünschten Akten bei Ver- 
meidung eines Gerichtsverfahrens freiwillig herauszu- 
geben. Mit diesem Vorschlag erklärte sich der Aus- 
schuß in seiner 15. Sitzung am 9. Dezember 1987 ein- 
mütig einverstanden. 

Auf die entsprechenden Schreiben des Verfahrensbe- 
vollmächtigten vom 13. Dezember 1987 antworteten 
die Bevollmächtigten der Unternehmen, daß auch die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts die For- 
derung des Ausschusses nicht zu rechtfertigen vermö- 
ge, und wiesen das Begehren zurück. 

Nach dieser erneuten Weigerung der Unternehmen 
führte der Ausschuß in seiner 17. Sitzung am 13. Ja- 
nuar 1988 ein Gespräch mit dem Verfahrensbevoll- 
mächtigten über das Vorgehen bei der Einleitung der 
Beschlagnahmeverfahren. Prof. Dr. Schneider wies da- 
bei auch im Hinblick auf die am gleichen Tage vom 
Bundesminister der Finanzen dem Ausschuß gern. Be- 
weisbeschluß 1 1-57 übersandten Ermittlungsakten der 
OFD Kiel auf die seiner Ansicht nach bestehenden Ri- 
siken hin, die den Erfolg der Beschlagnahmeanträge 
gefährden könnten: 

- Unbestimmtheit des Beweisbeschlusses 

Nach dem Wortlaut des 1. Beweisbeschlusses 
seien alle Unternehmensakten erfaßt; eine Selek- 
tion könne jedoch dem Ermittlungsrichter nicht 
zugemutet werden. Deshalb halte er eine Konkre- 
tisierung durch einen weiteren Beweisbeschluß 
für notwendig. 
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- Unbestimmtheit des Untersuchungsauftrages so- 
wie dessen Reichweite 

Im Untersuchungsauftrag seien die Unternehmen 
HDW und IKL an keiner Stelle ausdrücklich ge- 
nannt. Zudem bestehe ein Dissens zwischen Op- 
position und Koalition über die Reichweite des 
Untersuchungsauftrages insbesondere bezüglich 
Ziffer II. Zur Vermeidung verfassungsrechtlicher 
Risiken sei eine Klarstellung geboten. 

- Vorliegende Unternehmensakten/OFD-Akten 

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verlange 
zu prüfen, ob die von den Unternehmen angefor- 
derten Akten oder Aktenteile in den nunmehr 
vorliegenden OFD-Akten oder in den von ande- 
ren Stellen dem Ausschuß zugeleiteten Akten be- 
reits enthalten seien. Die Anträge auf Beschlag- 
nahme müßten entsprechend dem Ergebnis dieser 
Prüfung eingeschränkt werden. 

- Untersuchung des Verhaltens von Ministerpräsi- 
denten der Länder 

Der Untersuchungsauftrag sei insoweit verfas- 
sungswidrig, als das Verhalten von Ministerpräsi- 
denten in die Untersuchung einbezogen werden 
solle. Dies könne auch nicht durch eine verfas- 
sungskonforme Auslegung des Auftrages geheilt 
werden. 

Nach dem Gespräch mit dem Verfahrensbevoll- 
mächtigten beantragte die SPD-Fraktion, der 
Ausschuß möge den Vorsitzenden ersuchen, die 
Durchführung des Beschlusses auf Aktenbe- 
schlagnahme bis zum 20. Januar 1988 zurückzu- 
stellen, damit der Ausschuß Gelegenheit erhalte, 
von den OFD-Akten Kenntnis zu nehmen. Der 
Ausschuß stimmte diesem Antrag bei einer Ge- 
genstimme zu. 

In der 1 9. Sitzung des Ausschusses am 20. Januar 
1988 erklärte Abg. Gansei, seine Fraktion habe 
aufgrund der OFD-Akten und der Anmerkungen 
des Verfahrensbevollmächtigten im Bundestag ei- 
nen Antrag auf Konkretisierung und Ergänzung 
des Untersuchungsauftrages (BT-Drucksache 1 1/ 
1684 <neu>) eingebracht. Weiter habe seine 
Fraktion auch die Bedenken von Prof. Dr. Schnei- 
der im Hinblick auf die Bestimmtheit des zugrun- 
deliegenden Beweisbeschlusses auf Aktenbeizie- 
hung (11-1) aufgegriffen und reiche daher einen 
(undatierten) Antrag (Ausschußdrucksache 11- 
74) zur Durchführung des Beweisbeschlusses ein, 
mit dem die Bezeichnung des Beschlagnahmege- 
genstandes in dem bereits am 12. November 1987 
gefaßten Beschlagnahmebeschluß (11-52) geän- 
dert werden sollte. 


Im einzelnen beantragte die SPD im Wege eines „Be- 
weisbeschlusses" die Beschlagnahme 

- aller Akten und Geschäftsunterlagen von HDW und 
IKL, die bereits an den 4. UA - 10. WP herausgege- 
ben worden sind, 


- je eines Exemplars aller Gesellschafter-, Vorstands- 
bzw Geschäftsführerbesprechungs- und Aufsichts- 
ratsprotokolle von HDW und IKL, soweit sie Vor- 
gänge enthielten, die vom Untersuchungsauftrag er- 
faßt sind, seit dem 1. Januar 1983, sowie 

- aller Unterlagen, die die mit Sondierung und Vorbe- 
reitung, dem Abschluß, der Durchführung, Erfüllung 
und Rückabwicklung der zwischen IKL und der süd- 
afrikanischen Firma Maritime Technologies (Pty) 
Ltd. abgeschlossenen Vereinbarung („Memorandum 
of Agreement") vom 15. Juni 1984 bzw. den mit der 
Firma Sandock Austral Ltd. getroffenen Vereinba- 
rungen („Memorandum of Agreement") - ohne les- 
bares Datum - und („Amending Agreement") vom 
29. April 1985 in Zusammenhang stehen, mit Aus- 
nahme der dem Untersuchungsausschuß bereits vor- 
liegenden Unterlagen wegen freiwilliger Herausgabe 
durch die Firmen, wegen ihres Vorhandenseins in 
den Akten der OFD oder in sonstigen Unterlagen des 
Untersuchungsausschusses. 

Zu den Firmenunterlagen betreffend die Vorbereitung 
der Verträge mit den südafrikanischen Unternehmen 
enthält der Antrag Hinweise auf spezielle Dokumente, 
deren Beschlagnahme beantragt werden sollte. Hin- 
sichtlich der Unterlagen, die dem Ausschuß bereits 
Vorlagen und von deren Beschlagnahme deswegen ab- 
gesehen werden sollte, bezog sich die SPD auf Listen, 
die vom Ausschußsekretariat erstellt und dem Antrag 
beigefügt werden sollten. 

Auf Antrag des Abg. Gansei beschloß der Ausschuß 
daraufhin mit 6 gegen 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen, 
die Einreichung der bereits beschlossenen Aktenbe- 
schlagnahmeanträge gegen HDW und IKL bei Gericht 
zurückzustellen, bis das Plenum über den Antrag der 
SPD-Fraktion zur „Konkretisierung und Erweiterung 
des Untersuchungsgegenstandes des 1. Untersu- 
chungsausschusses" (BT-Drucksache 11/1684 <neu>) 
entschieden und der Ausschuß einen Beschluß über 
den SPD- Antrag auf Änderung des bereits beschlosse- 
nen Aktenbeschlagnahmeantrags gefaßt habe. 

Der Antrag der SPD-Fraktion an das Plenum des Deut- 
schen Bundestages hat folgenden Wortlaut: 

„Der Untersuchungsauftrag für den 1. Untersu- 
chungsausschuß der 11. Wahlperiode (Drucksache 
1 1/50) wird wie folgt geändert: 


I. 

In welcher Weise haben sich Bundeskanzler Dr. 
Helmut Kohl, andere Mitglieder der Bundesregie- 
rung, Mitarbeiter von Bundesministerien oder ande- 
ren staatlichen Stellen des Bundes mit der beabsich- 
tigten Lieferung von Unterseebooten oder Konstruk- 
tionsunterlagen für den Unterseebootsbau an die 
Republik Südafrika befaßt, obwohl derartige Liefe- 
rungen nach internationalem und deutschem Recht 
verboten sind? 

Ist dabei von privaten oder staatlichen Stellen auf 
den Entscheidungsbereich der Bundesregierung 
Einfluß genommen worden? 
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II. 

Unter welchen Umständen ist die Lieferung von 
Konstruktionsunterlagen für den Unterseebootsbau 
durch Unternehmen aus der Bundesrepublik 
Deutschland, insbesondere durch die Howaldts- 
werke - Deutsche Werft AG, Schwentiner Straße 
1-3, 2300 Kiel 14, das Ingenieurkontor Lübeck, Prof. 
Gabler Nachf. GmbH, Niels-Bohr-Ring 5, 2400 Lü- 
beck 1 und die Maschinenbau Gabler GmbH, Niels- 
Bohr-Ring 5, 2400 Lübeck 1, an die Republik Südaf- 
rika zustande gekommen und erfolgt? 

Sind neben Konstruktionsunterlagen auch Teile von 
Unterseebooten geliefert worden? 

Welche anderen Unternehmen oder Staaten waren 
an diesen Geschäften beteiligt? 

III. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/ 
oder andere Mitglieder der Bundesregierung, Mitar- 
beiter von Bundesministerien oder anderen staatli- 
chen Stellen des Bundes getan oder unterlassen, um 
die Lieferung von Konstruktionsunterlagen für den 
Unterseebootsbau an die Republik Südafrika recht- 
zeitig zu verhindern? 

IV a. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/ 
oder andere Mitglieder der Bundesregierung, Mitar- 
beiter von Bundesministerien oder anderen staatli- 
chen Stellen des Bundes getan oder unterlassen, um 
nach der Lieferung den Sachverhalt unverzüglich 
und vollständig aufzuklären und den Schaden für 
die Bundesrepublik Deutschland und die deutsche 
Wirtschaft zu begrenzen? 

IV b. 

Der Untersuchungsausschuß soll die von ihm ge- 
wonnenen Erkenntnisse auch mit dem Ziel der Erar- 
beitung einer Empfehlung an den Deutschen Bun- 
destag und/oder die Bundesregierung auswerten, ob 
und gegebenenfalls welche gesetzgeberischen oder 
sonstigen Maßnahmen ergriffen werden müssen, um 
die völkerrechtliche Verpflichtung der Bundesrepu- 
blik Deutschland an das Waffen- und Rüstungsem- 
bargo gegen Südafrika aufgrund der Resolution 418 
des UN-Sicherheitsrates vom 14. November 1977 
einzuhalten." 

In der Begründung heißt es dazu u.a.: 

„. . .Nach Ansicht des für den Untersuchungsaus- 
schuß zur Vorbereitung eines Beschlagnahmever- 
fahrens tätigen Bevollmächtigten Prof. Dr. Hans-Pe- 
ter Schneider ist es verfassungsrechtlich geboten, 
die betroffenen Firmen ausdrücklich im Untersu- 
chungsauftrag zu nennen, da in ihre Grundrechte 
eingegriffen werden soll. 

Darüber hinaus wird verdeutlicht, daß nicht nur das 
Verhalten der staatlichen Stellen, sondern - im ver- 
fassungsrechtlich zulässigen Umfang - auch der Fir- 
men untersucht werden muß. 

Einen Dissens hat es unter den Mitgliedern des Un- 


tersuchungsausschusses von Anfang an über die 
Frage gegeben, ob die bisherige Fassung des Unter- 
suchungsauftrages in unzulässiger Weise in Länder- 
kompetenzen eingreife. Nunmehr wird klargestellt, 
daß das Verhalten von Vertretern von Landesregie- 
rungen nur insoweit untersucht wird, wie sie in 
Kompetenzen des Bundes eingegriffen haben und 
dies zur Beurteilung des Verhaltens der Bundesre- 
gierung erforderlich ist. 

Schließlich hat die Mehrheit im Untersuchungsaus- 
schuß die Auffassung vertreten, die Formulierung 
.rechtswidrige Lieferung' im Untersuchungsauftrag 
sei nach der Entscheidung der Oberfinanzdirektion 
Kiel vom 11. Januar 1988 nicht mehr zu halten. Sie 
haben mit dieser Begründung den Umfang der Aus- 
sagegenehmigung von Zeugen in Frage gestellt. 
Zwar hat ein vom Untersuchungsausschuß in Auf- 
trag gegebenes Gutachten des Wissenschaftlichen 
Dienstes die im ursprünglichen Untersuchungsauf- 
trag gewählte Formulierung für zulässig gehalten, 
zudem hat die Entscheidung der Oberfinanzdirek- 
tion Kiel keine Rechtskraftwirkung, da sie eine dem 
Bundesministerium der Finanzen nachgeordnete, 
weisungsgebundene Behörde ist und in ihrer Ein- 
stellungserklärung selbst auf die jederzeit mögliche 
Wiederaufnahme des Ermittlungsverfahrens hinge- 
wiesen hat, dennoch hat die SPD-Fraktion auch in- 
soweit eine Klarstellung vorgenommen, um inhaltli- 
che Aufklärungsarbeit nicht durch formale Ein- 
wände zu erschweren. . 

Dieser Antrag wurde in der 58. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 4. Februar 1988 (Plenarprotokoll 11/ 
58, S. 4039 ff.) behandelt. Für die SPD-Fraktion er- 
klärte Abg. Dr. Struck, daß die Konkretisierung des 
Untersuchungsauftrages das Recht der Minderheit 
nach Artikel 44 GG sei und von der Mehrheit nicht in 
Frage gestellt werden könne. Der Untersuchungsaus- 
schuß sei auf Antrag seiner Fraktion hin eingesetzt 
worden, und der Auftrag könne deshalb auch von sei- 
ner Fraktion präzisiert und konkretisiert werden (Ple- 
narprotokoll 11/58, S. 4039 C). 

Dagegen kündigten für die Koalitionsfraktionen die 
Abgeordneten Bohl und Frau Seiler-Albring die Ab- 
lehnung des Antrags an. 

Abg. Bohl widersprach mit der Begründung, daß der 
Antrag nicht der Konkretisierung, sondern der Erwei- 
terung des Untersuchungsgegenstandes diene. Er warf 
der SPD-Fraktion vor, aus der regierungsbezogenen 
Kontrollenquete nunmehr eine Skandalenquete im 
Hinblick auf die Unternehmen machen zu wollen. Arti- 
kel 44 GG gewähre insoweit auch keine Minderheiten- 
rechte. Seine Fraktion könne nur empfehlen, den An- 
trag zu stellen, einen neuen Ausschuß einzusetzen. 
Ginge es tatsächlich nur um eine Konkretisierung, 
wäre ein anderer Tatbestand gegeben (Plenarprotokoll 
11/58, S. 4041 D S. 4052 A). 

Ergänzend äußerte Abg. Frau Seiler-Albring, daß es 
entgegen der Behauptung der SPD-Fraktion nicht stän- 
dige Parlamentspraxis sei, auf Antrag der Minderheit, 
die den Untersuchungsausschuß beantragt habe, im 
späteren Verlauf Konkretisierungen und Erweiterun- 
gen vorzunehmen. Vielmehr seien es jeweils Mehr- 
heitsentscheidungen gewesen (Plenarprotokoll 1 1/58, 
S. 4046B). 
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Auf Verlangen der SPD-Fraktion wurde abschnitt- 
weise nach den Ziffern I bis IV b abgestimmt, wobei 
jeweils die Fraktionen von CDU/CSU und FDP dage- 
gen stimmten, während die Fraktionen der SPD und 
DIE GRÜNEN zustimmten (Plenarprotokoll 1 1/58, S. 
4048 A/B). Der Präsident stellte daraufhin die Ableh- 
nung des Antrags der SPD-Fraktion fest. 

Mit dem Antrag der SPD-Fraktion wurden zwei An- 
träge der Fraktion DIE GRÜNEN im Zusammenhang 
mit dem Untersuchungsgegenstand beraten und mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und 
FDP abgelehnt. Es handelt sich dabei um den bereits 
erwähnten Antrag auf „Herausgabe der HDW-Akten 
an den 1. Untersuchungsausschuß“ vom 5. November 
1987 (BT-Drucksache 11/1096) und den Antrag zur 
„Aufkündigung und Überprüfung der Geschäftsbezie- 
hungen zwischen Bundesregierung und IKL/HDW" 
vom 5. November 1987 (BT-Drucksache 11/1097). 

In der nächsten Sitzung des Ausschusses am 24. Fe- 
bruar 1988 erklärte der Vorsitzende, daß es nach der 
Entscheidung des Deutschen Bundestages bei dem bis- 
herigen IJntersuchungsauftrag bleibe, auf dessen 
Grundlage nunmehr über die Durchführung der Be- 
schlagnahmeverfahren zu befinden sei. Abg. Gansei 
wies demgegenüber auf ein Schreiben des Parlamenta- 
rischen Geschäftsführers der SPD-Fraktion vom 18. 
Februar 1988 an den Präsidenten des Deutschen Bun- 
destages hin, in dem dieser namens der Fraktion der 
SPD gebeten wird festzustellen, daß der Untersu- 
chungsgegenstand des 1. Untersuchungsausschusses 
gemäß dem Inhalt der Drucksache 1 1/1684 (neu), also 
der abgelehnte Antrag der SPD-Fraktion, rechtswirk- 
sam geändert sei, da er mit den Stimmen der Fraktion 
der SPD und DIE GRÜNEN für alle Abschnitte des 
Antrages das gern. Artikel 44 Abs. 1 GG erforderliche 
Minderheitsquorum erreicht habe. Zur Begründung 
heißt es in dem Schreiben weiter, daß die Oppositions- 
fraktionen als qualifizierte Minderheit nicht nur einen 
Anspruch auf die Einsetzung eines Untersuchungsaus- 
schusses und die Bestimmung seines Untersuchungs- 
gegenstandes hätten, sondern auch auf Konkretisie- 
rung und Erweiterung des Antrages. 

Die Abgeordneten Gansei und Dr. Struck plädierten 
daher im Ausschuß dafür, die Entscheidung über die 
Einleitung der Beschlagnahmeverfahren bis zur Ant- 
wort des Bundestagspräsidenten auf dieses Schreiben 
zurückzustellen. Dagegen beantragte Abg. Bohl, zu- 
nächst den Beschluß vom 12. November 1987 über die 
Aktenbeschlagnahme aufzuheben. Dieser Antrag 
wurde mit 4 gegen 1 Stimme bei 5 Enthaltungen abge- 
lehnt. Daraufhin stellte Abg. Bohl den Antrag, den Be- 
schluß vom 12. November 1987 noch in der laufenden 
Woche auszuführen. Dieser Antrag wurde mit den 5 
Stimmen der Oppositionsfraktionen bei einer Ja- 
Stimme und 5 Enthaltungen ebenfalls abgelehnt. Der 
Ausschuß einigte sich schließlich darauf, die Behand- 
lung der Einleitung der Beschlagnahmeverfahren auf 
die nächste Sitzung zu vertagen, 

Mit Schreiben vom 2. März 1988 widersprach der Prä- 
sident des Deutschen Bundestages der Auffassung des 
Parlamentarischen Geschäftsführers der Fraktion der 
SPD mit Hinweis darauf, daß der Bundestag den Ände- 
rungsantrag der SPD-Fraktion mehrheitlich abgelehnt 
habe. Das Minderheitenrecht nach Artikel 44 Abs. 1 


Satz 1 GG bedeute nicht, daß bereits aufgrund der Un- 
terstützung des Antrages durch ein Viertel der Mit- 
glieder des Bundestages der Antrag zum Beschluß ge- 
worden sei. Zur weiteren Begründung verwies der 
Bundestagspräsident auf ein Gutachten des Wissen- 
schaftlichen Dienstes vom 24. Februar 1988 (s. Anhang 
1.11). Nach wie vor stehe es der Minderheit jedoch 
frei, den ursprünglichen Untersuchungsauftrag zu 
konkretisieren oder zu beschränken. 

Zwischenzeitlich hatte die SPD-Fraktion im Untersu- 
chungsausschuß ihren Beschlagnahmeantrag auf Aus- 
schußdrucksache 11-74 inhaltlich und textlich geän- 
dert (Ausschußdrucksache 11-74 (neu)). Mit dem 
neuen Antrag wurde die Bezeichnung des Beschlusses 
als „Beweisbeschluß“ fallen gelassen; außerdem wurde 
ausdrücklich auf den bereits beschlossenen Beschlag- 
nahmeantrag gemäß Ausschußdrucksache 11-52 Be- 
zug genommen und hinsichtlich der Beschlagnahme 
von Gesellschafter-, Vorstands- bzw. Geschäftsbe- 
sprechungs- und Aufsichtsratsprotokollen der Antrag 
auf „entsprechende Auszüge" beschränkt. Bezüglich 
der dem Untersuchungsausschuß bereits vorliegenden 
Firmenunterlagen wurde auf eine in der Geheim- 
schutzstelle des Deutschen Bundestages befindliche 
Liste verwiesen. 

In der 23. Sitzung des Ausschusses am 10. März 1988 
gab der Vorsitzende bekannt, daß es nach der Antwort 
des Bundestagspräsidenten bei dem ursprünglichen 
Untersuchungsauftrag bleibe. Deshalb sei nun über 
den Antrag der SPD-Fraktion vom 20. Januar 1988 
(Ausschußdrucksache 11-74) zur Durchführung des 1. 
Beweisbeschlusses, d.h. zur Änderung des Beschlus- 
ses vom 12. November 1987 (Ausschußdrucksache 11- 
52) auf Einleitung von Beschlagnahmeverfahren zu 
entscheiden, wobei dieser Entscheidung der SPD-An- 
trag vom 20. Januar 1988 in seiner von der SPD neu 
eingebrachten Fassung vom 3. März 1988 (Ausschuß- 
drucksache 11-74 (neu)) zugrunde zu legen sei. 

Der Verfahrensbevollmächtigte vertrat dazu die An- 
sicht, bei Annahme dieses Antrags vom 3. März 1988 
werde eine neue Rechtslage geschaffen, die es gebiete, 
den Unternehmen nochmals Gelegenheit zur Stellung- 
nahme zu geben. Hierfür sei eine Frist von vier Wo- 
chen angemessen. Der Ausschuß einigte sich darauf, 
zunächst durch das Sekretariat die im Antrag vom 3. 
März 1988 erwähnte Liste der dem Ausschuß bereits 
vorliegenden Unternehmensunterlagen erstellen zu 
lassen und in der ersten Sitzung nach der Osterpause 
die Beratung fortzusetzen. 

Nachdem der Ausschuß den Antrag auf Einleitung von 
Beschlagnahmeverfahren in seiner 24. Sitzung am 14. 
April 1988 wegen Zeitmangels nicht mehr hatte bera- 
ten können und seine Behandlung auf die nächste Sit- 
zung vertagt hatte, faßte er in seiner 25. Sitzung am 20. 
April 1988 den einstimmigen Beschluß, dem Verfah- 
rensbevollmächtigten den Auftrag zu erteilen, den Un- 
ternehmen unter Beifügung des vervollständigten An- 
trags auf Ausschußdrucksache 11-74 (neu) rechtli- 
ches Gehör mit Fristsetzung für die Aktenherausgabe 
zu gewähren. 

HDW und IKL erhielten mit Schreiben des Verfahrens- 
bevollmächtigten vom 25. April 1988 unter Beifügung 
des Antrages vom 3. März 1988 (Ausschußdrucksache 


25 




Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


11-74 <neu>) und einer GEHEIM eingestuften Ge- 
samtliste der dem Ausschuß bereits vorliegenden Un- 
ternehmensakten wiederum Gelegenheit zur Stellung- 
nahme. Sie lehnten jedoch wiederum die Vorlage wei- 
terer Unterlagen ab. 

Daraufhin beschloß der Ausschuß in seiner 27. Sitzung 
am 19. Mai 1988 entsprechend dem SPD- Antrag vom 
3. März 1988 und beauftragte gleichzeitig den Verfah- 
rensbevollmächtigten, unverzüglich die erforderlichen 
Anträge bei Gericht zu stellen. 

Zur Abstimmung gaben die Koalitionsfraktionen fol- 
gende gemeinsame Erklärung zu Protokoll: 

„CDU/CSU und FDP haben heute wiederum - wie 
schon am 12.11.1 987 - durch ihre Stimmenthaltung 
dem Untersuchungsausschuß den von der SPD ge- 
wünschten Weg zum Gericht ermöglicht, so daß ein 
Antrag auf Beschlagnahme von Unternehmensakten 
dort gestellt werden kann. 

Wir nehmen Bezug auf unsere Erklärung vom 
12.11.1987, in der wir bereits detailliert und um- 
fänglich zu Rechtsfragen Stellung genommen haben. 
Noch mehr als damals sind wir heute davon über- 
zeugt, daß dem Untersuchungsausschuß die zur Er- 
füllung seines Auftrages und zum Abschluß seiner 
Arbeit erforderlichen Unternehmensakten vorlie- 
gen, denn inzwischen verfügt der Untersuchungs- 
ausschuß über die umfangreichen Akten der Oberfi- 
nanzdirektion Kiel, in denen auch Unterlagen der 
Unternehmen enthalten sind. 

Da der Beschlagnahmerichter aufgrund verfas- 
sungsrechtlicher Rechtsprechung auch alle Vorfra- 
gen zu prüfen hat, halten wir es auch im Hinblick auf 
die weitere Arbeit des Untersuchungsausschusses, 
wie z. B. Zeugenvernehmungen, für sinnvoll, daß die 
Meinungsverschiedenheiten im Untersuchungsaus- 
schuß nunmehr gerichtlich geklärt werden. 

Das Gericht wird auch Gelegenheit haben, in et- 
waige Abwägungen auch das an Mißbrauch gren- 
zende Gebaren der Opposition bei der Durchfüh- 
rung des Untersuchungsverfahrens einzubeziehen. 

So hat die Opposition 

- ständig versucht, den Untersuchungsausschuß als 
Dauerwahlkampfeinrichtung zu mißbrauchen, in- 
dem sie die Untersuchung über den Untersu- 
chungsauftrag hinaus ausgeweitet und den Ab- 
schluß hinausgezögert hat, obwohl seit langem die 
Haltlosigkeit der gegen die Bundesregierung er- 
hobenen Vorwürfe offensichtlich ist; 

- es immer wieder unternommen, dem Ansehen der 
Bundesrepublik Deutschland durch die Aufstel- 
lung unrichtiger Behauptungen über eine Verlet- 
zung des UN-Waffenembargos und über eine er- 
hebliche Störung der auswärtigen Beziehungen 
der Bundesrepublik Deutschland Schaden zuzu- 
fügen; 

- die internationalen Geschäftsbeziehungen von 
IKL und HDW durch Einbeziehung anderer Staa- 
ten in die Untersuchung gefährdet; 

- noch immer kein Verständnis für die wirtschaft- 
lich nachteiligen Auswirkungen der Arbeit des 


Untersuchungsausschusses auf HDW, die begrü- 
ßenswerterweise noch rechtzeitig vor den Be- 
schlagnahmeverfahren verdeutlicht worden sind 
(sei es vom Vorstand, vom Aufsichtsrat oder vom 
Betriebsrat); 

- stattdessen fast haßerfüllt mit der absurden Be- 
hauptung der Parlamentsnötigung und mit An- 
feindungen gegenüber dem Aufsichtsratsvorsit- 
zenden Ernst Pieper reagiert, der zu Recht ver- 
sucht hat, gegenüber dem Deutschen Bundestag 
die Interessen seines Unternehmens zur Geltung 
zu bringen, was im übrigen in unserer freiheitli- 
chen Demokratie täglich erlebte Selbstverständ- 
lichkeit ist; 

- sich geweigert anzuerkennen, daß die Oberfinanz- 
direktion Kiel in einem überzeugend gründlichen 
Ermittlungsverfahren gegen die Unternehmen 
IKL und HDW keinen Verstoß gegen das Außen- 
wirtschaftsrecht im Zusammenhang mit dem 
Blaupausenexport nach Südafrika hat feststellen 
können; 

- sich außerdem geweigert anzuerkennen, daß der 
Generalbundesanwalt nach gründlicher Prüfung 
entschieden hat, kein Ermittlungsverfahren ein- 
zuleiten; 

- sich schließlich geweigert anzuerkennen, daß die 
Staatsanwaltschaft Kiel nach wiederholten inten- 
siven Prüfungen zu dem Ergebnis gekommen ist, 
ein Ermittlungsverfahren nicht einzuleiten, und 
statt dessen der Staatsanwaltschaft ständig vorge- 
worfen, 18 Monate lang untätig gewesen zu sein, 
nur weil sich die Staatsanwaltschaft nicht zum po- 
litischen Werkzeug der Opposition machen ließ; 

- am 5.5.1988, allein um den in den Augen der Öf- 
fentlichkeit vor sich hindümpelnden Untersu- 
chungsausschuß interessant zu machen, die un- 
richtige Behauptung aufgestellt, ein Antrag der 
SPD-Fraktion auf Beiziehung von Akten eines 
weiteren Unternehmens sei bislang nicht behan- 
delt worden, obwohl dieser Antrag am 20. April 
1988 im Untersuchungsausschuß beraten und 
dann einvernehmlich mit der SPD vorläufig zu- 
rückgestellt worden ist; 

- die Verbesserung des von ihr am 1 2. 1 1 . 1 987 her- 
beigeführten - und nach Auffassung des Verfah- 
rensbevollmächtigten des Untersuchungsaus- 
schusses, Professor Dr. Hans-Peter Schneider, 
mangelhaften - Beschlusses über einen Antrag auf 
Beschlagnahme rund 1/2 Jahr verzögert und da- 
mit die Frage nach einer Verwirkung des Be- 
schlagnahmerechtes des Untersuchungsaus- 
schusses aufgeworfen hat. 

CDU/CSU und FDP hoffen sehr, daß SPD und 
GRÜNE trotz aller bisher gezeigten Uneinsichtig- 
keit im Interesse des parlamentarischen Untersu- 
chungsverfahrens wenigstens bereit sein werden, 
die nunmehr zu erwartenden Gerichtsentscheidun- 
gen zu akzeptieren.“ 

Für die SPD-Fraktion gab Abg. Gansei folgende Erklä- 
rung ab: 
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„ 1 . Die SPD-Fraktion ist der Ansicht, daß der Unter- 
suchungsauftrag gemäß der Drucksache 1 1/1684 
(neu) geändert ist. Bei einer Abstimmung in der 
58. Sitzung vom 4. Dezember 1988 wurde im 
Deutschen Bundestag das Minderheitsquorum 
gern. Artikel 44 Abs. 1 GG erreicht. Die Berech- 
tigung der Oppositionsfraktionen als qualifizier- 
ter Minderheit zu einem solchen Schritt ergibt 
sich aus den durch die Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts konkretisierten Struk- 
turprinzipien des parlamentarischen Untersu- 
chungsrechtes. 

2. Für den Fall, daß die Regierungsfraktionen mit 
ihrer Mehrheit das Beschlagnahmeverfahren auf 
der Grundlage des früheren Untersuchungsauf- 
trages gemäß Drucksache 11/50 durchführen 
wollen, erkläre ich für die SPD-Fraktion: 

Die SPD-Fraktion im 1 . Untersuchungsausschuß 
schließt sich der verfassungskonformen Ausle- 
gung des dem 1. Untersuchungsausschuß der 
1 1 .Wahlperiode früher erteilten Untersuchungs- 
auftrages gemäß Drucksache 11/50 durch das 
Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes vom 
3. August 1987 (Ausschußdrucksache 1 1-22 b 2) 
an. 

In Bezug auf die Formulierung in dem früheren 
Untersuchungsauftrag Drs. 1 1/50, in dem .Mini- 
sterpräsidenten von Bundesländern, Mitarbeiter 
von Ministerien oder anderen staatlichen Stellen 
und der bayerische Ministerpräsident Dr.h.c. 
Franz Josef Strauß' genannt werden, wird sie im 
Untersuchungsausschuß Beweise nur insoweit 
erheben, als dies mittelbar zur Kontrolle der 
Bundesregierung und der ihr nachgeordneten 
Bundesbehörden erforderlich ist. 

Sie wird sich dafür einsetzen, daß der Untersu- 
chungsausschuß in seinem Bericht die vorge- 
nannte Selbstbeschränkung und die Gründe 
hierfür darlegt und aus mittelbaren Untersu- 
chungen gewonnene Erkenntnisse nur als Be- 
weismaterial für das die Bundesmaterie betref- 
fende Untersuchungsergebnis einsetzt und kei- 
ner eigenen Bewertung im Schlußbericht unter- 
zieht. 

Die SPD-Fraktion versteht die Bezeichnung 
.rechtswidrige Lieferungen' in dem von ihr for- 
mulierten Untersuchungsauftrag als Verdacht 
der Rechtswidrigkeit, dem nachzugehen Auf- 
gabe des Untersuchungsausschusses ist und 
über dessen Bewahrheitung der Abschlußbe- 
richt endgültig Auskunft geben wird." 

Zu dieser Erklärung äußerten für die SPD-Fraktion die 
Abgeordneten Gansei und Dr. Struck ergänzend, daß 
ihre Fraktion an der Rechtsauffassung, wie sie im 
Schreiben des Parlamentarischen Geschäftsführers an 
den Bundestagspräsidenten zum Ausdruck gekommen 
sei, festhalte, daß aber die weitere Tätigkeit des Aus- 
schusses auf der Basis des ursprünglichen Untersu- 
chungsauftrages fortgesetzt werden könne. 

Die von dem Verfahrensbevollmächtigen gefertigten 
Antragsschriften wurden am 27. Mai 1988 beim Amts- 
gericht Bonn eingereicht. Die Unternehmen wehrten 
sich beim Amtsgericht gegen den beantragten Be- 


schlagnahmebeschluß mit einer Vielzahl von verfas- 
sungsrecniiichen und strafprozeßrechtlxchen Argu- 
menten. 

fc) Ergebnis der Beschlagnahmeverfahren in erster In- 
stanz 

Das Amtsgericht Bonn wies durch Beschluß vom 23. 
September 1 988 (Az. 50 Gs 500/88, Anlage 1 8) die An- 
träge des Ausschusses auf Beschlagnahme von Akten 
bei HDW und IKL mit der Begründung zurück, der 
Untersuchungsauftrag verstoße gegen das Bundes- 
staatsprinzip des Artikel 20 Abs. 1 GG. 

In dem Beschluß heißt es dazu u.a.: 

„Voraussetzung der beantragten Beschlagnahme ist 
. . . ein zulässiger Untersuchungsauftrag. Dieser un- 
terliegt als Grundlage des Beschlagnahmebegehrens 
der vollen gerichtlichen Nachprüfung (vgl. LG 
Frankfurt/Main NJW 1987 Seite 787). Insoweit ver- 
stößt der dem Antragsteller gemäß Drucksache 11/ 
50 vom 11.3.1987 erteilte Auftrag gegen das Bun- 
desstaatsprinzip des Artikel 20 Abs. 1 GG. 

Zwar ist das Recht des Bundestages, Untersu- 
chungsaufträge zu erteilen, nach dem Wortlaut des 
Artikel 44 GG nicht beschränkt. Aus dem Zusam- 
menhang der Verfassung ergibt sich aber, daß Unter- 
suchungsaufträge sich im Rahmen des Aufgabenbe- 
reichs des Bundestages halten müssen und nicht an- 
dere als Bundesaufgaben betreffen dürfen (vgl. 
BVerfGE 77 Seite 1 ff., 44, Bay VerfGH Bay VB1 1977 
S. 597 ff.). 

Hiermit steht nicht im Einklang, daß auch unmittel- 
bar das Verhalten der Ministerpräsidenten und der 
Mitarbeiter von Ministerien und anderen Stellen 
der Länder untersucht werden soll (vgl. Maunz-Dü- 
rig, Kommentar zum Grundgesetz Artikel 44 Rand- 
nummer 16; Mangoldt-Klein, Das Bonner Grundge- 
setz 2. Auflage 1964 III 3 a zu Artikel 44 GG; Arloth 
NJW 1987 S. 808 f„ 809). 

Der Auslegung des Antragstellers, der in dem Un- 
tersuchungsauftrag besonders genannte bayerische 
Ministerpräsident und die anderen Ministerpräsi- 
denten von Bundesländern seien nur als Vorsit- 
zende oder Präsidiums- bzw. Vorstandsmitglieder 
der im Bundestag vertretenen Parteien und nicht als 
Verfassungsorgane der Länder gemeint, steht der 
eindeutige Wortlaut des Untersuchungsauftrages, 
insbesondere die gleichzeitige Einbeziehung von 
Mitarbeitern der Ministerien und anderer staatli- 
cher Stellen der Länder entgegen. Versuche des 
Gutachters des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Bundestages, denen sich der Antragsteller ange- 
schlossen hat, den Untersuchungsauftrag verfas- 
sungskonform einschränkend dahin auszulegen, daß 
das Verhalten der Länder nur insoweit zu untersu- 
chen sei, als dies mittelbar zur Kontrolle der Bun- 
desregierung erforderlich sei . . ., bzw. die auf die 
Kontrolle von Länderorganen sich beziehenden 
Teile des Untersuchungsauftrages seien von Anfang 
an nichtig, so daß der Untersuchungsauftrag verfas- 
sungskonform dahin zu lesen sei, daß er sich nur auf 
das Verhalten von Bundesorganen und ihren nach- 
geordneten Stellen beziehe . . ., helfen da nicht wei- 
ter. 
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Denn dies würde bedeuten, daß der Antragsteller 
selbst im Rahmen der vorgetragenen verschiedenen 
Möglichkeiten erst festzulegen hätte, worauf sich 
der Untersuchungsauftrag erstreckt. In diesem 
Sinne haben auch in der Einsetzungsdebatte vom 
2.4.1987 die Sprecher der FDP und CDU-Fraktion 
schon angekündigt, sie würden im Ausschuß eine 
verfassungswidrige Kontrolle der Länderexekuti- 
ven nicht dulden, freilich ohne daß der Untersu- 
chungsauftrag entsprechend geändert worden wäre. 

Einer solchen nachträglichen Bestimmung des zu- 
lässigen Umfanges des Untersuchungsauftrages 
durch den Ausschuß selbst steht der Bestimmtheits- 
grundsatz entgegen, nämlich daß das Parlament 
selbst und nicht erst der Ausschuß den Untersu- 
chungsauftrag festlegen muß. Wird es dem Aus- 
schuß überlassen, die Verfassungsmäßigkeit des Un- 
tersuchungsauftrages zu prüfen und seine Untersu- 
chungen danach einzurichten, so ist der Gegenstand 
der Untersuchung nicht hinreichend bestimmt (vgl. 
Hess StGH DÖV 1967 S. 51 ff., 56f.; StGH Bad. 
Württ. DÖV 1977 S. 5224 ff.; Bay VerfGH VB1 1977 
S. 597 ff.; Maunz-Dürig a.a.O. RdNr. 1 1 Rechenberg 
Bonner Kommentar RdNr. 7 zu Artikel 44 GG). 

Der somit unzulässige Untersuchungsauftrag kann 
nicht Grundlage einer Beschlagnahme sein. 

Die Mängel des Untersuchungsauftrages sind 
schließlich durch den Antrag der Einsetzungsmin- 
derheit Bundestagsdrucksache 11/1684 (neu) nicht 
geheilt worden, da die mit diesem beabsichtigte Än- 
derung des Untersuchungsgegenstandes nicht die 
Zustimmung des Bundestages gefunden hat, sondern 
durch förmlichen Beschluß abgelehnt worden ist." 

Das Gericht widersprach damit ausdrücklich der in das 
Verfahren eingebrachten Rechtsmeinung des Wissen- 
schaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages - 
Fachbereich X G - vom 3. August 1987 (s. Anhang 
1.7), wonach der Untersuchungsauftrag verfassungs- 
konform dahin ausgelegt werden könne, daß der Aus- 
schuß - als Kontrollenquete - das Verhalten der Bun- 
desregierung und der ihr nachgeordneten Bundesbe- 
hörden zu untersuchen habe und daher Beweise über 
das Verhalten der Organe der Länder nur insoweit er- 
heben dürfe, als dies mittelbar zur Kontrolle der Bun- 
desregierung erforderlich sei. 

Zu der Frage, ob das Parlament selbst eine nachträgli- 
che Korrektur des Untersuchungsauftrages hätte vor- 
nehmen können, äußerte sich das Gericht nicht. Es er- 
wähnte lediglich in anderem Zusammenhang, daß ein 
derartiger Antrag vom Plenum bereits abgelehnt wor- 
den ist. Das Gericht ging auch nicht auf die Möglich- 
keit einer Teilnichtigkeit ein, sondern unterstellte eine 
Unzulässigkeit des gesamten Untersuchungsauftrages, 
obwohl das Bundesstaatsprinzip im Verhältnis des 
Ausschusses zu den Antragsgegnern unmittelbar 
keine Bedeutung hat. 

Ebenso wenig sah sich das Gericht zu Ausführungen 
darüber veranlaßt, ob die Nichtigkeit des Untersu- 
chungsauftrages auch die Wirksamkeit des Einset- 
zungsbeschlusses im übrigen berührt. Offensichtlich 
ging es von einer Aktivlegitimation des Ausschusses 
aus. Zur Frage der Wirksamkeit des Einsetzungsbe- 
schlusses wird ausdrücklich nur festgestellt, daß die 


Einsetzung als interner Organisationsakt Sache des 
Deutschen Bundestages sei, weshalb seine Modalitä- 
ten nicht der Kontrolle des Gerichtes unterlägen. 

fd) Entscheidung Uber die Einlegung des Rechtsmittels 
der Beschwerde am 16. Oktober 1988 

Vor der Beratung der vom Ausschuß aus der Entschei- 
dung des Amtsgerichts zu ziehenden Konsequenzen, 
insbesondere der Frage der Einlegung eines Rechtsmit- 
tels, bat der Vorsitzende den Verfahrensbevollmäch- 
tigten um eine schriftliche Stellungnahme. 

Mit Schreiben vom 2. Oktober 1988 empfahl Prof. Dr. 
Schneider dem Ausschuß, gegen die Entscheidung des 
Amtsgerichts Beschwerde einzulegen, welche nicht an 
eine Frist gebunden ist. Zur Begründung führte er aus, 
daß in dem Beschluß des Amtsgerichts Bonn das Pro- 
blem der Teilnichtigkeit nicht geprüft worden sei. 
Nicht zu überzeugen vermöge ferner die gegen eine 
verfassungskonforme Auslegung des Untersuchungs- 
auftrags gerichtete Überlegung, „einer solchen nach- 
träglichen Bestimmung des zulässigen Umfanges des 
Untersuchungsauftrags durch den Ausschuß selbst" 
stehe „der Bestimmtheitsgrundsatz entgegen". Der Be- 
stimmtheitsgrundsatz gelte lediglich für den sachli- 
chen Gegenstand der Aufklärung, während es bei der 
verfassungskonformen Auslegung um ein reines 
Rechtsproblem gehe, das nichts mit der tatsächlichen 
Reichweite einer parlamentarischen Untersuchung zu 
tun habe. 

Das abstrakte Abstellen auf das Bundesstaatsprinzip 
verblüffe im übrigen auch deshalb, weil mit den kon- 
kreten Beschlagnahmeanträgen keine einzige Unter- 
lage herausverlangt worden sei, die in irgendeiner er- 
kennbaren Beziehung zu Länderexekutiven stehe. Das 
Bundesstaatsprinzip als Grenze für Untersuchungs- 
ausschüsse bedeute ferner nicht, daß überhaupt keine 
Mitglieder von Länderregierungen oder -Verwaltun- 
gen von der Untersuchung erfaßt werden dürften. Es 
komme vielmehr darauf an, wo im konkreten Fall der 
Schwerpunkt bestimmter Aktivitäten der Länderexe- 
kutive liege. Soweit es darum gehe herauszufinden, ob 
eine Einflußnahme von Länderexekutiven auf Stellen 
des Bundes stattgefunden habe, dürfe sich der Untersu- 
chungsauftrag des Bundestages auch auf sie er- 
strecken, weil sonst ein kontrollfreier Raum entstünde, 
für den weder der Bundestag noch die Länderparla- 
mente zuständig wären. 

Während die Mitglieder der SPD-Fraktion bei der Be- 
ratung der Entscheidung des Amtsgerichts in der 33. 
Sitzung am 12. Oktober 1988 die Stellungnahme des 
Verfahrensbevollmächtigten als ausreichend ansahen 
und gemäß ihrem Antrag vom 11. Oktober 1988 die 
Einlegung des Rechtsmittels der Beschwerde verlang- 
ten, äußerten die Vertreter der Fraktionen der CDU / 
CSU und FDP Bedenken und plädierten dafür, zu- 
nächst ein Gespräch mit dem Verfahrensbevollmäch- 
tigten über die Frage der Einlegung des Rechtsmittels 
der Beschwerde zu führen. 

Für die Fraktion DIE GRÜNEN verwies Abg. Frau Eid 
auf den von ihrer Fraktion im Bundestag eingebrachten 
Antrag zur Änderung des Untersuchungsauftrages des 
1. Untersuchungsausschusses (BT-Drucksache 11/ 
3044), mit dem die bestehenden Bedenken ausgeräumt 
werden könnten und die Ausschußarbeit zu Ende ge- 
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führt werden könne., möglicherweise ohne die Fortset- 
zung der Aktenbeschlagnahme. 

Abg. Gansei bemerkte dazu für die SPD-Fraktion, daß 
das Amtsgericht offengelassen habe, ob eine Selbstbe- 
schränkung durch das Parlament insgesamt geschehen 
könne. Nach Ablehnung des Antrages seiner Fraktion 
müßten sich jetzt die Koalitionsfraktionen dazu äu- 
ßern, ob sie bereit seien, an einer Konkretisierung, Prä- 
zisierung oder Begradigung des Untersuchungsauftra- 
ges mitzuwirken. Er akzeptiere es jedoch, wenn die 
Koalitionsfraktionen noch Beratungsbedarf in ihren 
Gremien hätten. 

Der Ausschuß beschloß daraufhin bei zwei Enthaltun- 
gen, über den Antrag der Fraktion der SPD, Be- 
schwerde gegen die Entscheidung des Amtsgerichts 
einzulegen, erst nach einem Rechtsgespräch mit dem 
Verfahrensbevollmächtigten, Prof. Dr. Schneider, in 
der nächsten Sitzung abschließend zu beraten. 

In seiner 35. Sitzung am 9. November 1988 führte der 
Ausschuß das Rechtsgespräch mit dem Verfahrensbe- 
vollmächtigten. 

Prof. Dr, Schneider bemerkte einleitend, daß nach dem 
Beschluß des Amtsgerichts der Untersuchungsaus- 
schuß zwar ordnungsgemäß eingesetzt sei, aber ohne 
verfassungsmäßigen Untersuchungsauftrag agiere. Bei 
dieser Rechtslage halte er es parlamentsrechtlich sogar 
für problematisch, einen verhandlungsfähigen Schluß- 
bericht dem Plenum vorzulegen. Der ablehnende Be- 
schluß hätte aber vermieden werden können, wenn der 
Untersuchungsauftrag sorgfältiger formuliert oder dem 
Änderungsantrag der SPD-Fraktion (BT-Drucksache 
11/1684 < neu > ) gefolgt worden wäre. Die Einsetzungs- 
minderheit sei nunmehr verfassungsrechtlich ver- 
pflichtet, einen verfassungsgemäßen Untersuchungs- 
auftrag herbeizuführen. Diese Verpflichtung sei unab- 
hängig von der Entscheidung, gegen den Beschluß Be- 
schwerde einzulegen. 

Zum Inhalt des Beschlusses und zu den Aussichten der 
Beschwerde führte er aus, daß der Richter bei seiner 
Entscheidung über die Verfassungswidrigkeit des Un- 
tersuchungsauftrages wegen Verletzung des Bundes- 
staatsprinzips nicht die von der Verfassung gebotene 
wohlwollende Auslegung des Untersuchungsauftrags 
vorgenommen habe. Das Verhalten eines Ministerprä- 
sidenten könne durch einen Untersuchungsausschuß 
des Bundestages untersucht werden, soweit er sich - 
auch als Landesorgan - in Bundesangelegenheiten ein- 
gemischt habe. Entscheidend sei die Funktion, in der er 
tätig werde. Insoweit sei der Untersuchungsauftrag 
zwar mißverständlich formuliert, könne aber für sich 
zunächst die Vermutung der Verfassungsmäßigkeit in 
Anspruch nehmen. Der Amtsrichter habe entgegen 
seiner Verpflichtung, im Wege der wohlwollenden 
Auslegung Gründe für die Vermutung der Verfas- 
sungsmäßigkeit im Untersuchungsauftrag zu suchen, 
eine Interpretation mit dem Ziel vorgenommen, die 
Verfassungswidrigkeit nachweisen zu können. 

Prof. Dr. Schneider wies auch die Bedenken hinsicht- 
lich der Wirksamkeit der Einsetzung des Untersu- 
chungsausschusses zurück. Er bezeichnete die Frage 
der Notwendigkeit von Unterschriften unter den Un- 
tersuchungsauftrag von mindestens einem Viertel der 


Mitglieder des Deutschen Bundestages ebenso wie die 
Frage der Beschlußfassung im Plenum als parlaments- 
interne Vorgänge, die von der Geschäftsordnungsauto- 
nomie abgedeckt und daher nicht vom Amtsgericht zu 
überprüfen seien. 

Bezüglich der Einwände gegen die Zulässigkeit der 
Aktenbeschlagnahme bei privaten, nicht gemeinnützi- 
gen Unternehmen meinte der Verfahrensbevollmäch- 
tigte, die Entscheidung des Amtsgerichts habe dieses 
Risiko nicht erhöht. Der Beschluß des Amtgerichts 
enthalte hierzu keinerlei Aussage. Die Frage sei unge- 
klärt. Aus der Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts in Sachen „NEUE HEIMAT", insbesondere 
aus dem Wort „zumindest", folge jedoch die Möglich- 
keit, den Kreis der untersuchungsfähigen Unterneh- 
men weiter auszudehnen. Wenn ein rein privates Un- 
ternehmen, das gemeinwirtschaftliche Ziele verfolge 
und aus diesen Gründen steuerbegünstigt sei sowie an- 
dere Vergünstigungen genieße, untersuchungsfähig 
sei, so müsse dies erst recht für ein Unternehmen der 
öffentlichen Ffand gelten, das der Haushaltskontrolle 
gern, der Bundeshaushaltsordnung unterliege. Dies 
gelte auch für die rein privatrechthch tätig werdende 
Firma IKL, da ein Großteil des Auftragvolumens aus 
der öffentlichen Hand stamme. 

Zu den Fragen nach dem möglichen Umfang einer Be- 
schlagnahme angesichts der bereits von den Unterneh- 
men freiwillig herausgegebenen Unterlagen - antwor- 
tete der Verfahrensbevollmächtigte, daß die Aktenaus- 
wahl im Beschlagnahmeverfahren letztlich - so aus- 
drücklich das Bundesverfassungsgericht - der Amts- 
richter unabhängig von den Voraussetzungen eines 
strafrechtlichen Anfangsverdachtes treffe. Beim Land- 
gericht könne man erreichen, daß die Herausgabe der 
Akten nicht an den Ausschuß, sondern an den Amts- 
richter in Bonn erfolge, und zwar mit der Maßgabe, daß 
dieser die Relevanz der Akten für den Untersuchungs- 
auftrag prüfe, wobei er den Grundsatz der Verhältnis- 
mäßigkeit zu beachten habe. 

Nach dem Gespräch mit Prof. Dr. Schneider beschloß 
der Ausschuß auf Antrag des Abg. Bohl, in der laufen- 
den Sitzung keine Entscheidung über die Einlegung der 
Beschwerde zu treffen, sondern den Eingang des steno- 
graphischen Protokolls des Rechtsgespräches abzu- 
warten und in einer neuen Sitzung darüber zu be- 
schließen. Die Beratung über die Einlegung der Be- 
schwerde wurde in der 36. Sitzung des Ausschusses 
am 8. Dezember 1988 fortgesetzt. Nachdem Abg. 
Stobbe für die SPD erklärt hatte, seine Fraktion trete 
dafür ein, Beschwerde einzulegen, verlas Abg. Bohl für 
die Koalitionsfraktionen die folgende Erklärung: 

„Der Deutsche Bundestag und die Öffentlichkeit ha- 
ben einen Anspruch darauf, daß der Untersuchungs- 
ausschuß in angemessener Zeit über das Ergebnis 
seiner Arbeiten berichtet. Seit langem ist offenkun- 
dig: Der für eine politische Bewertung relevante 
Sachverhalt ist aufgeklärt und zwar sowohl auf- 
grund der Arbeiten des U-Boot-Untersuchungsaus- 
schusses der vergangenen Wahlperiode als auch 
aufgrund der des jetzigen Untersuchungsausschus- 
ses. Dazu gehören nicht nur umfangreiche Anhö- 
rungen, sondern auch die Einsichtnahme in zahlrei- 
che Akten, darunter ca. 160 Dokumente aus den 
Unternehmen IKL und HDW. Praktisch geht es nur 
noch um die politische Bewertung, 
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Ein Bericht an den Deutschen Bundestag ist in jedem 
Fall erforderlich und zwar auch dann, wenn der Un- 
tersuchungsausschuß wegen des vom Amtsgericht 
Bonn für verfassungswidrig erklärten Untersu- 
chungsauftrags bei der Abfassung des Berichts vor 
besonderen Problemen stehen wird. 

Nachdem der U-Boot-Untersuchungsausschuß der 
vergangenen Wahlperiode wegen deren Ende kei- 
nen Bericht verfassen konnte, ist es auch um des 
Ansehens des Parlaments willen erforderlich, die 
Arbeit des jetzigen U-Boot-Untersuchungsaus- 
schusses ordnungsgemäß, also mit einem Bericht, 
abzuschliessen. 

Verfahrensmäßige Probleme, wie sie durch die auf 
Wunsch der SPD und der Fraktion Die GRÜNEN 
herbeigeführten Entscheidung des Amtsgerichts 
Bonn im Beschlagnahmeverfahren entstanden sind, 
müssen in einem solchen Bericht dem Plenum eben- 
falls mitgeteilt werden, zumal das Gericht den von 
der SPD im Plenum unter Inanspruchnahme eines 
Minderheitenrechts beantragten Untersuchungs- 
auftrag für verfassungswidrig erklärt hat. Falsch 
wäre es, in dieser Situation durch weiteres Prozes- 
sieren das Ansehen des Parlamentes noch mehr zu 
beschädigen und das Verfahren des Untersuchungs- 
ausschusses weiter in die Länge zu ziehen. 

Wir haben es deshalb erneut abgelehnt, entspre- 
chend dem Antrag der SPD ein Rechtsmittel gegen 
die Entscheidung des Amtsgerichts Bonn einzule- 
gen. Nach einem ausführlichen Rechtsgespräch mit 
dem Bevollmächtigten des Untersuchungsausschus- 
ses im Beschlagnahmeverfahren, Prof. Dr. Hans-Pe- 
ter Schneider (Hannover), können wir dafür die Ver- 
antwortung nicht übernehmen. 

Im einzelnen waren dafür folgende Gründe maßge- 
bend: 

1. Das inhaltsreiche und ausgiebige Rechtsge- 
spräch mit Prof. Schneider hat keine hinlängli- 
che Sicherheit ergeben, daß das Beschwerdever- 
fahren gegen den die Beschlagnahmeanträge ab- 
lehnenden Beschluß des Amtsgerichts Bonn zum 
Erfolg führen werde. Im Gegenteil: Selbst Prof. 
Schneider, der die Einlegung einer Beschwerde 
aus grundsätzlichen Erwägungen heraus befür- 
wortet, ist hinsichtlich des Erfolgs skeptisch, wie 
sich aus seiner Auffassung ergibt, wonach das 
Risiko für den Ausschuß nicht höher als bei der 
Antragstellung beim Amtsgericht sei. 

2. Problematisch bleiben 

- die Einbeziehung der Länder, Landesregierun- 
gen und Länderministerien in den Untersu- 
chungsauftrag und damit verbunden die Über- 
schreitung der Bundeskompetenz, zumal deut- 
lich geworden ist, daß die SPD die Untersu- 
chungen im Länderbereich beabsichtigt hatte 
und es sich insoweit nicht lediglich um unprä- 
zise Formulierungen handelt, 


- die Frage der Notwendigkeit von Unterschrif- 
ten unter den Untersuchungsauftrag von min- 
destens einem Viertel der Mitglieder des 
Deutschen Bundestages, 

- die Notwendigkeit eines gesonderten Be- 
schlusses zur Einsetzung des Untersuchungs- 
ausschusses statt eines vereinfachten Abstim- 
mungsverfahrens, 

- die Zulässigkeit der Aktenbeschlagnahme bei 
privaten Unternehmen ganz generell, nach- 
dem das Bundesverfassungsgericht in seiner 
Entscheidung BGAG/NEUE HEIMAT diese 
Frage ausdrücklich offen gelassen hat, 

- die Erforderlichkeit der Akten für die Unter- 
suchung, nachdem die Unternehmen bereits 
Unterlagen freiwillig herausgegeben haben 
und der Ausschuß einschließlich der von Be- 
hörden zur Verfügung gestellten über ca. 160 
Dokumente aus den Unternehmen IKL und 
HDW verfügt. 

3. Die Empfehlung des Verfahrensbevollmächtig- 
ten zur Einlegung der Beschwerde aus Gründen 
des Ansehens des Parlaments führt genau zum 
Gegenteil, wenn der Untersuchungsausschuß 
auch beim Landgericht Bonn keinen Erfolg hat. 
Die Blamage für das Parlament wäre unüberseh- 
bar, zumal der Wissenschaftliche Dienst des 
Bundestages den Ausschuß bereits auf die teil- 
weise Verfassungswidrigkeit des Untersu- 
chungsauftrages hingewiesen hatte. 

4. Auch aus Sicht des Verfahrensbevollmächtigten 
des Ausschusses ist das zentrale Problem nicht 
die Einlegung der Beschwerde, sondern die Fort- 
führung des Ausschusses. Der Verfahrensbe- 
vollmächtigte des Ausschusses hat dargelegt, 
daß aus seiner Sicht für die weitere Arbeit des 
Untersuchungsausschusses ein verfassungs- 
rechtlich einwandfreier Untersuchungsauftrag 
geschaffen werden muß, sogar unabhängig von 
der Einlegung einer Beschwerde. Mit Einlegung 
der Beschwerde bleibt die Grundfrage des Aus- 
schusses, wie ein verfassungsgemäßer Untersu- 
chungsauftrag geschaffen werden kann, unge- 
löst. Nach Auffassung des Verfahrensbevoll- 
mächtigten ist ein Beschluß des Gesamtparla- 
ments über einen verfassungsgemäßen Untersu- 
chungsauftrag erforderlich. 

5. Völlig offen sind die Konsequenzen aus dem im 
Untersuchungsauftrag und damit vor Beginn der 
beantragten parlamentarischen Untersuchung 
von der SPD getroffenen Feststellung, daß 
rechtswidrig gehandelt worden sei, nachdem die 
Oberfinanzdirektion Kiel und die Landesregie- 
rung Schleswig-Holstein unter Ministerpräsi- 
dent Engholm kein rechtswidriges Handeln im 
Sinne des Untersuchungsauftrags haben feststel- 
len können. 

6. Selbst wenn Beschwerde eingelegt würde, wür- 
de dies für die Vergangenheit die Probleme ei- 
nes verfassungswidrigen Untersuchungsauftra- 
ges nicht klären. Bei Verfassungswidrigkeit des 
Untersuchungsauftrages kann der Untersu- 
chungsausschuß keine weiteren Beweisanträge 
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beraten und beschließen. Nur Verfahrensent- 
scheidungen könnte der Ausschuß noch treffen. 

Die SPD hat alle warnenden Hinweise der Koalition 
im Plenum und im Ausschuß mißachtet. Die SPD 
trägt die Verantwortung dafür, zweimal dem Deut- 
schen Bundestag einen verfassungswidrigen Unter- 
suchungsauftrag vorgelegt zu haben." 

Hierauf entgegnete Abg. Stobbe, auch seine Fraktion 
wolle die Ausschußarbeit möglichst bald mit einem Be- 
richt abschließen, nicht jedoch ohne die Beweiserhe- 
bung durch die Vernehmung mehrerer Zeugen fortzu- 
setzen. Zur Rechtslage hinsichtlich der Einlegung ei- 
nes Rechtsmittels und der Fortsetzung des Ausschus- 
ses erklärte Abg. Stobbe, seine Fraktion schließe sich 
der Auffassung des Verfahrensbevollmächtigten an, 
der zur Beschwerde geraten habe. Er wolle nur die vier 
wichtigsten Gründe herausstellen: 

1. Der Amtsrichter habe den Untersuchungsauf- 
trag in Teilen mißverstanden und ihn in anderen 
nicht, wie es seine Pflicht gewesen wäre, verfas- 
sungskonform ausgelegt. 

2. Mit den Beschlagnahmeanträgen sei keine ein- 
zige Unterlage von den Firmen herausverlangt 
worden, die in irgendeiner Beziehung zum Bund- 
Länder- Verhältnis stehe, so daß in dem Verfah- 
ren die Prüfung einer möglichen Verletzung des 
Bundesstaatsprinzips gar nicht hätte erfolgen 
dürfen. 

3. Der Untersuchungsausschuß sei berechtigt her- 
auszufinden, ob sich Ministerpräsidenten von 
Ländern in der Angelegenheit des Bundes einge- 
mischt hätten. 

4. Selbst wenn der Untersuchungsauftrag in dem 
vom Amtsrichter gerügten Maße verfassungswi- 
drig wäre, könne der Ausschuß mit den anderen 
Teilen des Auftrages weiter arbeiten. 

Bei der folgenden Abstimmung lehnte der Ausschuß 
den Antrag der SPD-Fraktion vom 16. Oktober 1988, 
gegen die Entscheidung des Amtsgerichts das Rechts- 
mittel der Beschwerde einzulegen, ab. 

3. Zwischenbericht 

a) Entscheidung Uber Erstellung des Zwischenberichts 

Von Seiten der Koalitionsfraktionen wurde im An- 
schluß an die Entscheidung des Amtsgerichts die Mei- 
nung vertreten, eine Fortsetzung der Beweiserhebung 
begegne rechtlichen Bedenken und sei praktisch nicht 
durchsetzbar. Jeder Zeuge könne sich mit dem Hin- 
weis, daß der Untersuchungsauftrag von einem Ge- 
richt als verfassungswidrig angesehen werde, einer 
Vernehmung entziehen. Aus den gleichen Gründen 
könne auch eine Beiziehung weiterer Unterlagen nicht 
erzwungen werden. 

Demgegenüber äußerten die Oppositionsfraktionen die 
Ansicht, der Beschluß des Amtsgerichts habe an der 
Wirksamkeit des Untersuchungsauftrags nichts geän- 
dert. Der Untersuchungsausschuß sei nach wie vor 
handlungsfähig. Die SPD-Fraktion bemühte sich den- 


noch zunächst im Ausschuß und dann im Plenum des 
Deutschen Bundestages um eine Bereinigung der auf- 
getretenen Probleme. Als ein von ihr eingebrachter 
Antrag auf Änderung des Untersuchungsauftrags ab- 
gelehnt wurde, kündigte sie eine Anrufung des Bun- 
desverfassungsgerichts an. 

Im Zusammenhang mit Überlegungen über das weitere 
Vorgehen wurde in einer Obleutebesprechung am 20. 
April 1989 auch kurz die Möglichkeit erörtert, zu- 
nächst im Plenum einen Zwischenbericht einschließ- 
lich einer Darstellung der aufgetretenen Probleme vor- 
zulegen. Diese Frage wurde in der 37. Sitzung des Aus- 
schusses am 27. April 1989 erstmals zum Gegenstand 
der Beratungen gemacht. Dazu erklärten die Obleute 
der Koalitionsfraktionen: 

„Bekanntlich hat das Amtsgericht Bonn den Unter- 
suchungsauftrag für den U-Boot-Untersuchungs- 
ausschuß für verfassungswidrig erklärt. Das Plenum 
des Deutschen Bundestages hat einen Antrag auf 
Änderung des Untersuchungsauftrages für den 
U-Boot-Untersuchungsausschuß abgelehnt. Die 
SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag hat ange- 
kündigt, ein Organstreitverfahren vor dem Bundes- 
verfassungsgericht in Karlsruhe einzuleiten. Der 
Untersuchungsausschuß hat die Beweisaufnahme 
nicht weiter fortgesetzt. 

Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und FDP im 
U-Boot-Untersuchungsausschuß halten es lür erfor- 
derlich, daß der Vorsitzende des Untersuchungsaus- 
schusses durch das Sekretariat den Entwurf eines 
Zwischenberichts erarbeiten läßt, der den Berichter- 
stattern als Grundlage ihrer Berichtsentwürfe für 
den Untersuchungsausschuß dienen kann. Der 
Deutsche Bundestag und die Öffentlichkeit haben 
einen Anspruch darauf, daß der Untersuchungsaus- 
schuß in einem Bericht Rechenschaft über seine Ar- 
beit ablegt. Der Entwurf des Zwischenberichts soll 
deswegen den bisherigen Gang des Verfahrens, den 
Verfahrensstand, die sich aus der Verfassungswi- 
drigkeit des von der SPD-Fraktion formulierten Un- 
tersuchungsauftrages und aus der Entscheidung des 
Amtsgerichts Bonn ergebenden Probleme sowie die 
bisher gewonnenen Erkenntnisse zum Gegenstand 
haben. 

Zur Vermeidung von Mißverständnissen machen 
wir ausdrücklich darauf aufmerksam, daß wir gegen 
den Willen der SPD die Arbeit des Ausschusses 
nicht beenden, sondern die Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichts abwarten wollen. Deswegen 
beschränken wir auch unseren Auftrag für das Se- 
kretariat ausdrücklich auf die Vorlage für einen 
Zwischenbericht. " 

Ergänzend bemerkte Abg. Bohl, er stelle jetzt keinen 
entsprechenden Antrag, sondern gehe lediglich davon 
aus, daß das Sekretariat in der dargestellten Weise den 
Verfahrensstand aufarbeite, so daß er als Berichterstat- 
ter seiner Fraktion und Frau Seiler-Albring als Be- 
richterstatterin für ihre Fraktion in die Lage versetzt 
würden, aus dem Stand heraus Zwischenberichtsent- 
würfe vorzulegen. 

In der 40. Sitzung am 1 5. Juni 1989 faßte der Ausschuß 
auf Antrag der SPD-Fraktion folgenden Beschluß: 
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„Der Untersuchungsausschuß legt dem Bundestag 
über den bisherigen Verlauf des Verfahrens, die bis- 
her ermittelten Tatsachen, das mit einer Begründung 
versehene bisherige Ergebnis der Untersuchung und 
über gegebenenfalls abweichende Auffassungen der 
Minderheit einen schriftlichen Zwischenbericht bis 
Ende September 1989 vor." 

In der 41. Sitzung am 14. September 1989 einigte sich 
der Ausschuß zunächst darauf, daß die Berichterstatter 
ihre Entwürfe dem Ausschußvorsitzenden bis zum 6. 
Oktober 1989 zuleiten und der Ausschuß in der näch- 
sten Sitzung am 19. Oktober 1989 den Bericht verab- 
schieden werde. 

b) Feststellung des Zwischenberichts 

ba) Veriahrensschritte zur Feststellung des Zwischen- 
berichts 

In der 42. Sitzung am 19. Oktober 1989 lagen dem 
Ausschuß drei Berichtsentwürfe vor, nämlich ein ge- 
meinsamer der Berichterstatter Abg. Bohl und der 
Abg. Frau Seiler-Albring, ein vom Abg. Gansei über- 
sandter, der als „Zwischenbericht der SPD-Fraktion im 

1. Untersuchungsausschuß" bezeichnet worden war 
sowie ein mit Schreiben der Abgeordneten Frau Eid 
und Frau Beer übersandter Entwurf. 

In der Sitzung boten die Koalitionsfraktionen an, auf 
der Basis der drei vorliegenden Entwürfe den Versuch 
zu machen, zu gemeinsamen Berichtsteilen zu kom- 
men. Dies lehnten SPD und GRÜNE ab; die SPD-Frak- 
tion stellte stattdessen den folgenden Antrag: 

„Der Zwischen-Bericht der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP und der davon abweichende Zwi- 
schen-Bericht der SPD-Fraktion und der Fraktion 
DIE GRÜNEN werden als Zwischen-Bericht des 1 . 
Untersuchungsausschusses beschlossen und dem 
Deutschen Bundestag vorgelegt." 

Bezüglich der Übernahme der Entwürfe von SPD und 
den GRÜNEN in den Zwischenbericht wurden von 
den Koalitionsfraktionen Bedenken geltend gemacht, 
weil in einer Reihe von Punkten diese Entwürfe sich 
nicht im Rahmen des Zulässigen hielten. Insbesondere 
wurde es nicht für zulässig gehalten, VS-NfD einge- 
stufte Unterlagen in der Weise im Zwischenbericht zu 
verwenden, wie die SPD dies vorgesehen habe. Die 
SPD beharrte auch in diesem Punkt darauf, daß dies 
zulässig sei. 

Auf Antrag des Abg. Bohl beschloß der Ausschuß dar- 
aufhin, die Beschlußfassung über den Antrag der SPD- 
Fraktion zurückzustellen und zunächst eine Stellung- 
nahme des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung zu den aufgeworfenen Fragen 
einzuholen und die nächste Sitzung am 7. Dezember 
1989 durchzuführen. 

Der Vorsitzende des Ausschusses faßte die aufgewor- 
fenen Streitfragen in seinem Schreiben vom 19. Okto- 
ber 1989 an den Vorsitzenden des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung zu- 
sammen: 

„Der 1. Untersuchungsausschuß hat in seiner Sit- 
zung am 19. Oktober 1989 beschlossen, die Feststel- 


lung eines Zwischenberichts für den Deutschen 

Bundestag bis zur Klärung einiger Rechtsfragen zu- 
rückzustellen und den Geschäftsordnungsausschuß 

um Stellungnahme zu bitten. 

Im einzelnen handelt es sich um folgende Fragen: 

1 . Kann ein Untersuchungsausschuß die Aufnahme 
eines Minderheitsvotums in seinen Zwischenbe- 
richt ablehnen, wenn dieses Votum verfassungs- 
rechtlich (Artikel 44 GG), straf(prozeß)rechtlich 
oder geschäftsordnungsrechtlich unzulässige 
Teile enthält, oder gilt dies nur für die entspre- 
chenden Teile des Minderheitsvotums? 

2. Hat ein Untersuchungsausschuß die Pflicht und 
das Recht, auch Einzelvoten im Sinne des § 23 
Satz 2 der IPA-Regeln auf ihre Rechtmäßigkeit 
zu überprüfen? 

3. Darf ein Minderheitsvotum als Teil des Gesamt- 
berichts eines Untersuchungsausschusses Zitate 
und inhaltliche Wiedergaben aus VS-NfD einge- 
stuften Regierungsunterlagen enthalten? 

4. Ist es zulässig, daß in einem solchen Minder- 
heitsvotum Unterlagen zitiert oder inhaltlich 
wiedergegeben werden, die vom Ausschuß nicht 
beigezogen und zum Gegenstand der Beweisauf- 
nahme gemacht worden sind? Wie ist die Rechts- 
lage, wenn der Ausschuß die entsprechende Bei- 
ziehung ausdrücklich abgelehnt hat oder ein Bei- 
ziehungsantrag zwar eingereicht ist, aber noch 
nicht auf der Tagesordnung stand? 

5. Ist es zulässig, daß ein Minderheitsvotum (Zwi- 
schenberichtsentwurf der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN) das Faktenmaterial, das der Feststellung 
des Sachverhalts in Erledigung des Untersu- 
chungsauftrages dient, weitgehend aus Zei- 
tungsberichten entnimmt? 

6. Ist es zulässig, daß in einem Minderheitsvotum 
als Teil des Gesamtberichts unter der Überschrift 
.Straftat gern. § 34 Außenwirtschaftsgesetz' die 
Feststellung getroffen wird, ,Die Verantwortli- 
chen aus beiden Firmen IKL und HDW haben 
sich einer Straftat schuldig gemacht und nicht 
lediglich eine Ordnungswidrigkeit begangen' 
(Seite 105 des Zwischenberichtsentwurfs der 
SPD-Fraktion), ohne daß in einem Strafverfahren 
diese Frage mit einem entsprechenden Ergebnis 
untersucht worden ist? 

7. Weiter wurden im Ausschuß Bedenken wegen 
der Zulässigkeit bestimmter Formulierungen in 
dem Minderheitsbericht der SPD-Fraktion geäu- 
ßert: 

Auf Seite 1 0 des Vorspanns heißt es .weil sie den 
durch den Untersuchungsausschuß ermittelten 
Tatsachen widersprechen', obwohl diese Fest- 
stellung nur von der Minderheit getroffen wird. 

Auf den Seiten 125, 128, 131, 133 wird von den 
.Regierungsfraktionen' gesprochen, obwohl es 
insoweit um Beschlüsse des Ausschusses geht. 
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des Vorsitzenden zwischen Beitritt und Zustim- 
mung zu einem Beweisantrag, sei völlig willkür- 
lich, obwohl der Vorsitzende sich ausweislich 
des Protokolls dabei auf die einstimmig beschlos- 
sene Entscheidung des Geschäftsordnungsaus- 
schusses vom 29. März 1984 berufen hatte. 

Auf Seite 128 wird dem Vorsitzenden vorgewor- 
fen, er habe (entgegen seiner Pflicht), einen als 
unzulässig abgelehnten Antrag der SPD-Frak- 
tion nicht wieder behandeln lassen, obwohl er 
dazu ohne einen entsprechenden Antrag nicht 
befugt war. 

Auf Seite 129 (dritter Absatz von oben) wird be- 
hauptet, der CDU/CSU-Obmann habe damit ge- 
droht, einen Antrag trotz des Minderheitenrech- 
tes der Opposition nach den IPA-Regeln als un- 
zulässig ablehnen zu lassen. Die erwähnte Dro- 
hung, einen SPD-Antrag trotz Minderheiten- 
rechtes als unzulässig abzulehnen, hat es nicht 
gegeben, vielmehr nur die Ankündigung, der 
Antrag könnte als unzulässig abgelehnt werden. 

Abschließend möchte ich noch den Hinweis geben, 
daß nach der Beschlußlage der Zwischenbericht des 
Ausschusses in Form und Inhalt einem Abschlußbe- 
richt gern. § 23 der IPA-Regeln entsprechen soll. 

Die nächste Sitzung des Untersuchungsausschusses 
findet am Donnerstag, dem 7. Dezember statt. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie zu den vorge- 
nannten Fragen eine gutachtliche Stellungnahme 
des Geschäftsordnungsausschusses herbeiführen 
würden, die den Mitgliedern des 1. Untersuchungs- 
ausschusses einen ausreichenden Zeitraum zur Vor- 
bereitung für diese Sitzung ermöglicht. 

Die erwähnten Zwischenberichtsentwürfe der Koa- 
litionsfraktionen und der Oppositionsfraktionen so- 
wie den Beschluß über die Erstellung eines Zwi- 
schenberichts füge ich als Anlagen bei." 

Daraufhin antwortete der Vorsitzende des Ausschus- 
ses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung mit Schreiben vom 7. Dezember 1989 wie folgt: 

„Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung hat in seiner 53. Sitzung in Ge- 
schäftsangelegenheiten am 30. November 1989 Ihre 
Anfrage vom 19. Oktober 1989 beraten. 

Das Ergebnis seiner Beratungen läßt sich folgenderma- 
ßen zusammenfassen: 

1. Ein Untersuchungsausschuß hat dem Bundestag 
über das Ergebnis seiner Untersuchungen einen 
schriftlichen Bericht vorzulegen. 

Er hat für die Abgabe seines Berichts festzustel- 
len, welche Texte dieser umfaßt. 

Ein schriftlicher Bericht eines Untersuchungs- 
ausschusses besteht zumindest aus dem Bericht, 
der vom Ausschuß selbst abgefaßt und von ihm 
mit Mehrheit beschlossen wird. 

Als zum schriftlichen Bericht gehörende Be- 
standteile festzustellen sind aber auch die Son- 
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Ausschußmitgliedern abgegeben werden. 

Zur Feststellung des Gesamtberichts durch den 
Ausschuß gehört, daß die Berichtsteile auf ihre 
Zulässigkeit überprüft werden, 

2. Für die Formulierung eines schriftlichen Berich- 
tes oder von Berichtsteilen tragen grundsätzlich 
deren Verfasser die Verantwortung. 

Der schriftliche Bericht des Untersuchungsaus- 
schusses selbst wird von der Mehrheit oder ent- 
sprechendenfalls von der Gesamtheit der Aus- 
schußmitglieder verantwortet. 

Sondervoten werden von deren Verfassern for- 
muliert und verantwortet. 

Jeder Verfasser von Berichtsteilen darf nur im 
Rahmen des Zulässigen berichten. 

Er kann das Untersuchungsergebnis und den 
Ablauf des Untersuchungsverfahrens aus seiner 
Sicht darstellen und bewerten. 

Er kann sich dabei auch - wie ein Strafrichter auf 
gerichtsbekannte Tatsachen - auf allgemein zu- 
gängliche und bekannte Quellen stützen. 

Weil Untersuchungsverfahren und Strafverfah- 
ren selbständig nebeneinander stehen, können 
strafrechtliche Bewertungen im schriftlichen Be- 
richt oder in Berichtsteilen der Untersuchungs- 
ausschüsse abweichen von strafrechtlichen 
Würdigungen der Strafverfolgungsbehörden 
oder Gerichte. 

Unzulässig sind indes Ausführungen, die außer- 
halb des Untersuchungsauftrages liegen, verfas- 
sungsrechtliche Grenzen überschreiten oder Ge- 
setze oder Geschäftsordnungsvorschriften ver- 
letzen. 

Enthalten Sondervoten nach Ansicht anderer 
Ausschußmitglieder unzutreffende Darstellun- 
gen, können diese Ausschußmitglieder ihrerseits 
ein Sondervotum abgeben, solange der Untersu- 
chungsausschuß den schriftlichen Bericht noch 
nicht gestellt hat. 

3. Geheimhaltungsbedürftige Angelegenheiten 
dürfen in einem öffentlichen Untersuchungsbe- 
richt nicht enthalten sein. 

Muß oder soll dennoch über geheimhaltungsbe- 
dürftige Angelegenheiten berichtet werden, 
können diese in nichtöffentliche Berichtsteile 
aufgenommen werden, die entsprechend der Ge- 
heimhaltungsstufe der berichteten Angelegen- 
heit als Verschlußsache einzustufen sind. 

Ob eine Information, die dem Untersuchungs- 
ausschuß zugegangen ist, geheimhaltungsbe- 
dürftig ist oder nicht, entscheidet grundsätzlich 
die herausgebende Stelle. 

Befindet sich die herausgebende Stelle außerhalb 
des Bundestages und wünschen die Verfasser 
des schriftlichen Berichts oder von Sondervoten 
die Erwähnung VS-eingestufter Informationen, 
obliegt es dem Ausschußvorsitzenden oder - 


33 




Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


falls jener nicht erfolgreich ist - dem Ausschuß, 
mit der herausgebenden Stelle im Interesse der 
grundsätzlich verlangten Öffentlichkeit von Be- 
richten der Untersuchungsausschüsse in geeig- 
neter Weise über eine Herabstufung der Infor- 
mation zu verhandeln. 

Diese für Staatsgeheimnisse (VS) geltenden 
Grundsätze sind entsprechend anzuwenden bei 
schutzwürdigen Informationen natürlicher oder 
juristischer Personen des Privatrechts, die zu- 
nächst vom Untersuchungsausschuß mit einem 
Geheimhaltungsgrad versehen worden sind. 

4. Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung ist gemäß § 127 GO-BT zur 
Auslegung der Geschäftsordnung des Bundesta- 
ges befugt. 

Diese Zuständigkeit erstreckt sich auch auf die 
Auslegung von Verfahrensvorschriften in Anla- 
gen der Geschäftsordnung oder in Sonderge- 
schäftsordnungen, wie beispielsweise der IPA- 
Regeln gemäß Bundestagsdrucksache V/4209, 
die vom 1. Untersuchungsausschuß der 11. 
Wahlperiode anzuwenden sind. 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung ist aber nicht befugt, über die 
Auslegung der Geschäftsordnung hinaus die von 
ihm festgestellten allgemeinen Grundsätze des 
Parlamentsrechts auf einen Einzelfall anzuwen- 
den. 

Die Anwendung der parlamentsrechtlichen 
Grundsätze auf den Einzelfall obliegt vielmehr 
den Gremien des Bundestages, in denen streitig 
geworden ist, in welchem Sinne bestehende Ge- 
schäftsordnungsvorschriften im konkreten Fall 
anzuwenden sind. 

Diese Grundsätze ermöglichen es Ihrem Ausschuß, 
Ihre Einzelfragen zu den vorgelegten Sondervoten 
zu beantworten." 

Da dieses Schreiben den Mitgliedern des Untersu- 
chungsausschusses erst nach der Sitzung am 7. De- 
zember 1989 zuging, mußte die Feststellung des Zwi- 
schenberichtes auf den 14. Dezember 1989 vertagt 
werden. 

bb) Beschluß zur Feststellung des Zwischenberichts 

In der 44. Sitzung am 14. Dezember 1989 lagen dem 
Ausschußänderungen und Ergänzungen zu den drei 
bisherigen Berichtsentwürfen vor. 

Auf Antrag der Koalition fand die Abstimmung zur 
Feststellung des Berichtes bezüglich der drei vorlie- 
genden Berichtsentwürfe getrennt statt. 

Der von den Berichterstattern Abg. Bohl und Abg. 
Frau Seiler-Albring vorgelegte Entwurf wurde mit den 
Stimmen der Koalition gegen die der Opposition als 
Zwischenbericht des Untersuchungsausschusses fest- 
gestellt. 

Vor der weiteren Abstimmung gab Abg. Bohl auch im 
Namen von Abg. Frau Seiler-Albring folgende Erklä- 
rung zu Protokoll: 


„Der abweichende Bericht der SPD-Minderheit und 
das Sondervotum der GRÜNEN im Zwischenbericht 
des 1. Untersuchungsausschusses U-Boot können 
heute nur mit den Stimmen von SPD und GRÜNEN 
verabschiedet und damit Bestandteil des Zwischen- 
berichts werden. Aus rechtlichen Gründen müssen 
wir diesen Teilen des Zwischenberichts unsere Zu- 
stimmung versagen. 

Nachdem der Vorsitzende des Ausschusses für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung mit 
Schreiben vom 7. Dezember 1989 an den U-Boot- 
Untersuchungsausschuß darauf hingewiesen hat, 
daß alle Berichtsteile im Zusammenhang mit der 
Feststellung auf ihre Zulässigkeit zu prüfen sind und 
daß die Freiheit zur Gestaltung des Berichts nur im 
Rahmen der Zulässigkeit besteht, deren Schranken 
sich aus dem Untersuchungsauftrag, Verfassungs- 
recht und Gesetz sowie Geschäftsordnungsrecht er- 
geben. 

Ein Untersuchungsausschuß übt öffentliche Gewalt 
aus; seine Tätigkeit vollzieht sich nicht im rechts- 
freien Raum, für sein Verfahren gelten Regeln gemäß 
Artikel 44 Abs. 2 GG. Bericht und Berichtsfeststel- 
lung sind davon nicht ausgenommen. 

Die gerichtliche Unangreifbarkeit des festgestellten 
Berichts gemäß Artikel 44 Abs. 4 GG verpflichtet zu 
besonderer Sorgfalt bei der Abfassung des Berichts. 
Soweit faktisch Betroffene nicht die Möglichkeit zur 
Äußerung nach Artikel 43 Abs. 2 GG haben, stellt 
sich vor sie belastenden Feststellungen die Frage 
nach der Gewährung rechtlichen Gehörs, wie sich 
dies aus dem Rechtsstaatsprinzip und aus der Ent- 
scheidung des OVG Berlin (8 S 449/88) vom 10. Ja- 
nuar 1989 betreffend einen Untersuchungsausschuß 
des Berliner Abgeordnetenhauses ergibt. 

Die von Abgeordneten der SPD und Abgeordneten 
der GRÜNEN verfaßten Berichtsteile lassen nicht 
erkennen, daß sie diesen rechtsstaatlichen Anforde- 
rungen genügen. SPD und GRÜNE überschreiten 
die Grenzen des Untersuchungsauftrages insbeson- 
dere in Bezug auf ihre Verurteilung und Würdigung 
des Verhaltens der beiden genannten Unternehmen 
und ihrer Verantwortlichen -, greifen in verfas- 
sungsrechtlich geschützte Rechtspositionen ein, 
halten sich nicht an bindende Verfahrensvorschrif- 
ten und gewinnen ihr Untersuchungsergebnis ganz 
oder teilweise jenseits des - ohnehin verfassungs- 
rechtlich anzuzweifelnden Untersuchungsverfah- 
rens. 

Nur beispielhaft für die Unzulässigkeit dieser Be- 
richtsteile sei auf folgendes hingewiesen: 

- Die Formulierung im SPD-Teil auf Seite 105 
,Die Verantwortlichen aus beiden Firmen IKL 
und HDW haben sich einer Straftat schuldig 
gemacht und nicht lediglich eine Ordnungs- 
widrigkeit begangen'. 

- Im SPD-Bericht auf Seite 127 die Kritik am 
Untersuchungsausschußvorsitzenden durch 
den Satz .Diese Unterscheidung zwischen Bei- 
tritt und Zustimmung ist völlig willkürlich'. 

- Der Bericht der GRÜNEN stützt sich wesent- 
lich auf Zeitungsartikel, obwohl lediglich die 
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Tatsache der Existenz der Zeitungsartikel, 
nicht aber deren Inhalt als offenkundig ange- 
sehen werden kann. Insofern ist das Ergebnis 
nicht entsprechend der Vorschrift des §261 
StPO gewonnen. 

Wir sehen in den von Mitgliedern der SPD und der 
GRÜNEN zu verantwortenden Berichtsteilen beab- 
sichtigte Vorverurteilungen und eine Verletzung des 
Grundsatzes des fairen Verfahrens. Wir weisen aus- 
drücklich auf den Bericht der Bundesregierung zum 
Thema .Öffentliche Vorverurteilung' und .Faires Ver- 
fahren' (Bundestags-Drucksache 10/4608 vom 
27.12.1985, Abschnitt B, Kapitel III.) hin, wo z.B. aus- 
drücklich die Rede ist von der .Unschuldsvermutung', 
wie sie z.B. auch in Artikel 6 Abs. 2 Europäische Men- 
schenrechtskonvention festgelegt ist. 

Die SPD hat den von ihr zu verantwortenden Berichts- 
teil auf den Seiten 127 bis 129 dazu benutzt, eigene 
Versäumnisse, die auf Unkenntnis der Geschäftsord- 
nung oder auf deren absichtlichem Mißverständnis be- 
ruhen, in abwegige Vorwürfe gegen den Vorsitzenden 
des Untersuchungsausschusses umzumünzen. So redet 
die SPD auf Seite 127 davon, daß die Unterscheidung 
zwischen Beitritt und Zustimmung zu einem Antrag 
völlig willkürlich sei, obwohl der Vorsitzende sich bei 
der Behandlung des Antrags entsprechend der einstim- 
mig beschlossenen Entscheidung des Geschäftsord- 
nungsausschusses vom 29. März 1984 verhalten hatte 
und ausdrücklich auf jene Entscheidung hingewiesen 
hatte. Entgegen dem auf Seite 128 erhobenen Vorwurf 
kann der Vorsitzende einen als unzulässig abgelehnten 
Antrag der SPD-Fraktion nicht erneut auf die Tages- 
ordnung setzen, wenn die SPD-Fraktion dies nicht be- 
antragt. Auch der auf Seite 129 erhobene Vorwurf, ei- 
nen Antrag nicht erneut zur Abstimmung gestellt zu 
haben, geht fehl, weil die Behandlung des Antrags nur 
hätte erfolgen können, wenn die SPD dies ausdrücklich 
beantragt hätte, was sie aber unterlassen hat. Wir wei- 
sen die oben erwähnten Vorwürfe gegen den Aus- 
schußvorsitzenden zurück." 

Danach gab der Abg. Gansei folgende Erklärung zu 
Protokoll: 

„Die SPD-Fraktion hält an dem verfassungsrechtlich 
verbürgten Recht fest, daß die Ausschußminderheit 
einen Bericht an den Bundestag geben kann, ohne 
daß sie dabei durch die Ausschußmehrheit zensiert 
wird. Nachdem durch die Abstimmungsmodalitäten 
jetzt sichergestellt wird, daß unser Minderheitenbe- 
richt an das Plenum weitergereicht werden kann, 
sind wir unsererseits bereit, in den Punkten, in de- 
nen eine neutralere Sprache möglich ist, unseren 
Minderheitenbericht zu ändern, ohne dadurch 
Zweifel an unserem Recht auf freie und unzensierte 
Meinungsäußerung zu wecken. 

Ich lege Ihnen deshalb einen Ergänzungsantrag vor, 
der in allen Punkten, die Herr Bohl angesprochen 
hat, eine Textänderung vorsieht. Teilweise geht es 
dabei um mehr sprachliche Formulierungen, wie 
statt .Mehrheit der Koalitionsfraktionen', .Mehrheit 
des Ausschusses'. Es geht auch darum, den Satz ,die 
Verantwortlichen aus den Firmen HDW und IKL 
haben sich einer Straftat schuldig gemacht', durch 
den Satz zu ersetzen, .durch die Lieferung der 


U-Boot -Pläne hüben die Verantwortlichen der bei- 
den Firmen HDW und IKL den Straftatbestand des 
§ 34 AWG erfüllt'. Eine solche, auf den objektiven 
Sachverhalt bezogene Formulierung berechtigt 
nicht zu dem Vorwurf, daß damit eine Vorverurtei- 
lung vorgenommen wird. Wie im Brief des Geschäft- 
sordnungsausschusses klargestellt worden ist, ist 
der Ausschuß und auch die Minderheit durchaus 
dazu in der Lage, eine juristische Bewertung eines 
Sachverhaltes vorzunehmen, die abweicht von der 
bisherigen Bewertung durch eine Behörde, wie der 
Oberfinanzdirektion. Ich überreiche Ihnen also 
diese Abänderungsanträge. Da sie sich auf unseren 
Minderheitenbericht und auf die von Herrn Bohl an- 
gesprochenen Punkte beziehen, kann kein Problem 
darin bestehen, diese jetzt zur Kenntnis zu nehmen 
und sogleich bei der Abstimmung unseren Bericht 
mit diesen Änderungen zu Grunde zu legen." 

Anschließend wurden die von der Opposition zu ver- 
antwortenden abweichenden Berichte jeweils mit 5 
Stimmen der Opposition gegen 3 Stimmen der Koali- 
tion bei 3 Enthaltungen festgestellt 

c) Behandlung des Zwischenberichts im Plenum des 
Deutschen Bundestages 

Der Zwischenbericht des 1. UA - 1 1. WP wurde in der 
200. Sitzung des Deutschen Bundestages am 8. März 
1 990 beraten (Plenarprotokoll 1 1/200, S. 1 549 1 ). Wäh- 
rend die Redner der Koalitionsfraktionen die Auffas- 
sung vertraten, daß der Untersuchungsauftrag erfüllt 
sei, wurde in den Diskussionsbeiträgen aus den Reihen 
der Opposition noch ein erheblicher Aufklärungsbe- 
darf festgestellt. Die Beschlußempfehlung des Aus- 
schusses wurde anschließend einstimmig mit einer 
Enthaltung angenommen. 

Mehrere Abgeordnete der Koalition gaben gemäß § 3 1 
GO-BT am 8. März 1990 Erklärungen zu Protokoll 
(Plenarprotokoll 11/200, S. 15537 ff.): 

„Erklärung nach § 31 GO 

des Abgeordneten Bohl (CDU/CSU) 

über die Beschlußempfehlung 

des 1. Untersuchungsausschusses nach 

Art. 44 GG zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

betr. Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 

(TOP 16): 

Ich habe heute der Beschlußempfehlung auf Bundes- 
tags-Drucksache 11/6141 zugestimmt, obwohl der 
darin enthaltene abweichende Zwischenbericht der 
SPD-Fraktion zahlreiche unrichtige und tenden- 
ziöse Darstellungen enthält, so z.B.: 

Auf Seite 64 oben rechts wird dargestellt, wer an- 
geblich von der beabsichtigten Lieferung der Kon- 
struktionsunterlagen für den Unterseebootsbau in- 
formiert gewesen sei, ohne daß dort gesagt wird, daß 
es sich um Planungen für die Lieferung im Falle einer 
regierungsseitigen Zustimmung gehandelt hat. 

Auf Seite 65 rechts wird ein nicht bestehender Wi- 
derspruch zwischen der Rückabwicklung des Ge- 
schäfts und der Zahlung eines Betrages von 42,6 
Mio. DM konstruiert. Der Betrag ist für Unterlagen 
gezahlt worden, die nach Auffassung der OFD und 
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der Unternehmen keiner Genehmigung bedurften. 
Zu der Rückabwicklung des Geschäfts ist es bisher 
nicht gekommen. 

Auf Seite 67 links wird behauptet, 1985 sei die 
Staatsanwaltschaft in dieser Angelegenheit zustän- 
dig gewesen, obwohl tatsächlich nicht eine Zustän- 
digkeit der Staatsanwaltschaft, sondern die der von 
der Bundesregierung eingeschalteten Oberfinanzdi- 
rektion gegeben war. 

Entgegen der Darstellung auf Seite 67 links hat die 
Oberfinanzdirektion das Verfahren nicht zögerlich 
und langwierig, sondern gründlich durchgeführt. 

Auf Seite 69 links unten wird erneut behauptet, 
1985 sei die Staatsanwaltschaft zuständig gewesen, 
obwohl tatsächlich die Oberfinanzdirektion Kiel für 
die Ermittlungen zuständig war. 

Auf Seite 69 rechts oben wird der Eindruck erweckt, 
die Staatsanwaltschaft in Kiel sei untätig geblieben. 
Dabei wird verschwiegen, daß die Staatsanwalt- 
schaft keinen Rechtsgrund sah, über die Anlegung 
eines Beobachtungsvorgangs hinaus tätig zu wer- 
den. 

Die Darstellung auf Seite 7 1 oben, wonach die OFD 
Kiel erst am 9. Dezember 1986, also nach dem Be- 
kanntwerden des Vorgangs, ein Ermittlungsverfah- 
ren auch gegen HDW eröffnet habe, ist falsch. Wie 
sich nämlich aus Seite 101 ergibt, erging der ent- 
sprechende Beschluß der OFD bereits am 4. Novem- 
ber 1986. 

Auf Seite 72 unten wird der falsche Eindruck er- 
weckt, die OFD Kiel habe erst am 20. Januar 1987 
Kenntnis vom Vertragstext erlangt. Tatsächlich 
hatte dieser Text dem Beamten, der die Außenwirt- 
schaftsprüfung vorgenommen hatte, längst Vorgele- 
gen. 

Die Darstellung auf Seite 81 links unten und rechts 
oben ist insoweit falsch, als der Betriebsprüfungsbe- 
richt der OFD Kiel eine solche Feststellung über das 
Verbringen außer Landes nicht enthält. Vielmehr ist 
die Rede von einem Verbringen in die Botschaft der 
Republik Südafrika in Bonn. 

Auf Seite 82 links oben wird durch die Darstellung 
mit vier Tirets der Eindruck einer Zusammengehö- 
rigkeit erweckt. Dies ist falsch, kann aber wegen der 
Geheimhaltung nicht weiter dargelegt werden. 

Die auf Seite 82 rechts angeführten Zitate aus dem 
technischen BAW-Gutachten sind tendenziös aus- 
gewählt. Tatsächlich sind aus dem vollständigen 
Gutachten ganz andere Schlüsse zu ziehen, als die 
von der SPD dargestellten. 

Auf Seite 83 rechts unten und Seite 84 links oben 
wird der Eindruck erweckt, bezüglich all dieser Un- 
ternehmen habe keine Prüfung stattgefunden. Dies 
ist falsch. 


Erklärung nach § 3 1 GO 

des Abgeordneten Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU) 

über die Beschlußempfehlung 

des 1. Untersuchungsausschusses nach 

Art. 44 GG zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

betr. Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 

(TOP 16): 

Ich habe heute der Beschlußempfehlung auf Bundes- 
tags-Drucksache 11/6141 zugestimmt, obwohl der 
darin enthaltene abweichende Zwischenbericht der 
SPD-Fraktion zahlreiche unrichtige und tenden- 
ziöse Darstellungen enthält, so z.B.: 

Auf Seite 87 rechts in der Mitte wird der Eindruck 
erweckt, als habe die OFD Kiel sich bei ihren Ermitt- 
lungen nicht hinreichend mit dem Abänderungsver- 
trag befaßt. Tatsächlich hat die OFD den Sachver- 
halt geprüft. 

Auf Seite 91 rechts unten wird behauptet, daß der 
Vermerk über die informatorische Anhörung am 30. 
Oktober 1986 erst am 28. November 1986 angefer- 
tigt wurde. Tatsächlich ist der Vermerk über das 
informatorische Gespräch bereits am Tage des Ge- 
sprächs, nämlich dem 30. Oktober 1986, gefertigt 
worden. 

Auf Seite 99 links unten wird fälschlicherweise von 
einer Konferenz bei Bundesfinanzminister Dr. Stol- 
tenberg gesprochen, obwohl es sich in Wirklichkeit 
um eine routinemäßige Konferenz der OFD-Präsi- 
denten gehandelt hat. Entgegen der Darstellung der 
SPD hat diese Konferenz nicht 1989, sondern 1985 
stattgefunden. 

Auf Seite 101 links unten wird der Eindruck er- 
weckt, die OFD Kiel habe erst nach der Veröffentli- 
chung am 26.11.1986 dem BMF berichtet. Tatsäch- 
lich arbeitete die OFD seit längerem an einem Be- 
richt, der bereits am 25. November 1986 dem OFD- 
Präsidenten zur Unterschrift zugeleitet worden war. 

Auf Seite 101 Mitte wird der Eindruck erweckt, es 
seien Ermittlungen im Bundeskanzleramt unterlas- 
sen worden. Dabei wird verschwiegen, daß solche 
nicht erforderlich waren, zumal der OFD das Schrei- 
ben von Professor Schreckenberger zum Sachver- 
halt vorlag. 

Auf Seite 102 oben wird der Eindruck erweckt, die 
OFD habe die Verhängung einer Geldbuße gegen 
HDW vorgeschlagen, obwohl die Verantwortlichen 
noch nicht einmal über die förmliche Einleitung ei- 
nes Verfahrens gegen sie informiert worden waren. 
Tatsächlich wird in jenem Sachstandsbericht auch 
ein Vorschlag über das weitere Vorgehen gemacht, 
woraus auch die beabsichtigte Einhaltung der Ver- 
fahrensvorschriften folgt. 

Entgegen der Darstellung auf Seite 102 links hat 
nicht RD Budrat am 9. Dezember 1986 im BMF Ge- 
spräche geführt, sondern Finanzpräsident Radom- 
ski, der bei der OFD Kiel für den Bereich Zoll zu- 
ständig war. 

Auf Seite 102 und 103 ist die Darstellung über die 
Beteiligung des Bundesamtes für Wirtschaft durch 
die OFD Kiel widersprüchlich insofern, als mal vom 
19. Dezember 1986 und mal vom 28. Dezember 
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1986 die Rede ist. Tatsächlich hat die OFD Kiel das 
Bundesamt für Wirtschaft am 19. Dezember 1986 in 
die Angelegenheit eingeschaltet. 


Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Richter (FDP) 
über die Beschlußempfehlung 
des 1. Untersuchungsausschusses 
nach Art. 44 GG 

zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

betr. Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 

(TOP 16): 

Ich habe heute der Beschlußempfehlung auf Bundes- 
tags-Drucksache 11/6141 zugestimmt, obwohl der 
darin enthaltene abweichende Zwischenbericht der 
Abg. Frau Eid (Berichterstatterin der Fraktion DIE 
GRÜNEN) zahlreiche unrichtige und tendenziöse 
Darstellungen enthält, so z.B.: 

Entgegen der Darstellung auf Seite 156 oben steht 
nach den Ermittlungen der OFD Kiel keineswegs 
fest, daß Oberingenieur Rademann anläßlich seiner 
Reise nach Südafrika im August/September 1985 
dort Gespräche über das U-Boot-Projekt geführt 
hat. 

Die Darstellung auf Seite 156 links oben darüber, 
daß die Lieferung der Schweiß-Box im Rahmen des 
U-Boot- Vertrags nach Südafrika möglicherweise 
hätte unterbunden werden können, ist insofern 
falsch, als damit der Eindruck erweckt wird, es habe 
eine solche Lieferung gegeben und diese Lieferung 
sei im Rahmen des U-Boot- Vertrages nach Südafrika 
erfolgt. Dementsprechend sind die Schlußfolgerun- 
gen hinsichtlich der OFD Kiel falsch. 

Entgegen der Darstellung auf Seite 1 57 rechts unten 
gab es die dort erwähnte Drohung gegenüber der 
OFD nicht. 

Entgegen der Darstellung auf Seite 160 links unten 
wurde die OFD Kiel nicht unter Druck gesetzt. 

Auf Seite 162 links wird die Stellungnahme vom 
9. Juli 1985 in verfälschter Weise wiedergegeben. 

Die Behauptung auf Seite 162 rechts, die Feststel- 
lungen der OFD Kiel basierten auf der Grundannah- 
me, daß die Firmen IKL und HDW das U-Boot-Ge- 
schäft mit Südafrika im Sommer 1985 beendet ha- 
ben, ist falsch. Maßgeblich für die OFD Kiel war 
nicht eine Grundannahme, sondern deren Feststel- 
lungen. 

Die auf Seite 163 links oben aufgestellte Behaup- 
tung, die Prüfungen der OFD seien von vorneherein 
darauf angelegt gewesen, die Firmen nicht in Verle- 
genheit zu bringen, wird durch nichts belegt. Die 
Beweisaufnahme gibt für eine solche Behauptung 
nichts her. Die Durchführung einer Außenwirt- 
schaftsprüfung zur Feststellung objektiver Sachver- 
halte außenwirtschaftsrechtlicher Vorgänge ist in 
einem solchen Falle ein geeigneter Weg, um sich 
Klarheit hinsichtlich der maßgeblichen Sachver- 
halte zu verschaffen. 


Auf Seite 163 links wird der Eindruck erweckt, die 
Bekanntgabe der Termine Her Betriebsprüfung sei 
nicht in Ordnung. Tatsächlich ist die Bekanntgabe 
von Terminen für die Betriebsprüfung vorgeschrie- 
ben. 

Die auf Seite 1 63 links aufgestellte Behauptung, das 
Ermittlungsverfahren gegen IKL sei erst fünf Mo- 
nate nach der Beauftragung der OFD durch den BMF 
offiziell eingeleitet worden, ist falsch. Tatsächlich 
erfolgte die Beauftragung am 14. November 1985 
und die Einleitung des Verfahrens gegen IKL am 
10. Februar 1986. 

Die Behauptung auf Seite 174 links, bei den Ermitt- 
lungen der OFD Kiel sei es zu gravierenden Ver- 
säumnissen gekommen, ist falsch. Die Behauptung 
wird auch nicht belegt. Ebensowenig wird die dort 
angestellte Vermutung hinsichtlich politischer Wei- 
sungen höchster Stellen belegt. Es handelt sich um 
Abwegigkeiten, für die es aufgrund der Beweisauf- 
nahme des Untersuchungsausschusses keinerlei 
Anhaltspunkte gibt. 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Dr. Hoyer (FDP) 
über die Beschlußempfehlung 
des 1. Untersuchungsausschusses 
nach Art. 44 GG 

zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

betr. Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 

(TOP 16): 

Ich habe heute der Beschlußempfehlung auf Bundes- 
tags-Drucksache 11/6141 zugestimmt, obwohl der 
darin enthaltene abweichende Zwischenbericht der 
SPD-Fraktion zahlreiche unrichtige und tenden- 
ziöse Darstellungen enthält, so z.B.: 

Auf Seite 107 links oben wird der Eindruck erweckt, 
erstmals am 20. November 1987 habe es einen Kon- 
takt zwischen der OFD Kiel und der Staatsanwalt- 
schaft Kiel gegeben. Tatsächlich war dem erwähnten 
Telefonat bereits am 10. September 1987 eine aus- 
führliche Erörterung zwischen der OFD Kiel und der 
Staatsanwaltschaft Kiel vorausgegangen. 

Es ist auch keineswegs offen, weshalb die OFD Kiel 
erst im Januar 1988 zu der Einstellung des Ermitt- 
lungsverfahrens kam. Denn entgegen der Behaup- 
tung im Zwischenbericht der SPD lagen die erforder- 
lichen Voraussetzungen erst später vor. So lag die 
Stellungnahme des zu beteiligenden Ministers für 
Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-Hol- 
stein zu der beabsichtigten Einstellung der OFD erst 
am 16. Dezember 1987 vor. Daraufhin wurde der 
Staatsanwaltschaft mit Schreiben vom 18. Dezember 
1987 die Absicht der Einstellung des Ermittlungs- 
verfahrens mitgeteilt. Erst am 7. Januar 1988 erfuhr 
die OFD Kiel aufgrund ihrer fernmündlichen Nach- 
frage bei der Staatsanwaltschaft, daß diese eine 
Übernahme des Bußgeldverfahrens nicht beabsichti- 
ge. 

Auf Seite 108 rechts wird fälschlicherweise behaup- 
tet, die OFD habe die ihr gemachten Angaben über 
die Kiste der Firma IKL ungeprüft übernommen. Tat- 
sächlich hat die OFD Kiel die Speditionsunterlagen 
bei der Firma Hamacher und bei HDW geprüft. 
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Auf Seite 116 rechts wird entgegen den Erörterun- 
gen im Untersuchungsausschuß wider besseres 
Wissen behauptet, daß bereits mit dem Vertragsab- 
schluß eine Lizenz erteilt wird, wobei unterstellt 
wird, daß es sich um eine solche handelt, die von 
§ 45 Abs. 3 AWV erfaßt ist. 

Die Behauptung auf Seite 117 rechts, die OFD Kiel 
habe bei der Einstellung des Verfahrens den Tatbe- 
stand objektiv verschleiert und sei nicht einmal vor 
einer Fehlinterpretation des Außenwirtschafts- 
rechts zurückgeschreckt, ist abwegig und in keiner 
Weise durch die Ergebnisse der Beweisaufnahme 
des Untersuchungsausschusses gedeckt. 

Entgegen den Behauptungen auf Seite 121 rechts 
oben kommt es für das Vorliegen eines strafbaren 
Versuchs allein auf den Willen des potentiellen Tä- 
ters an." 


4. Änderung des Untersuchungsauftrages 

a) Ablehnung der Änderungsanträge der 

SPD-Fraktion und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Bereits alsbald nach Bekanntgabe der Entscheidung 
des Amtsgerichts Bonn hatte die Fraktion DIE GRÜ- 
NEN am 30. September 1988 einen Antrag beim Deut- 
schen Bundestag auf „Änderung des Untersuchungs- 
auftrages des 1. Untersuchungsausschusses" (BT- 
Drucksache 11/3044) eingebracht. Nach seiner Be- 
gründung sollte dieser Antrag darauf abzielen, die im 
Verlauf der Arbeit des 1. Untersuchungsausschusses 
entstandenen Mängel zu beseitigen, ohne eine Neube- 
stimmung oder Ausweitung des ursprünglichen Unter- 
suchung sauf träges vorzunehmen. Der Antrag hat fol- 
genden Wortlaut: 

„Der Untersuchungsauftrag für den 1. Untersu- 
chungsausschuß der 11. Wahlperiode (Drucksache 
11/50, Einsetzung des 1. Untersuchungsausschusses 
durch das Plenum des Deutschen Bundestages am 2. 
April 1988) wird wie folgt abgeändert: 

I In welcher Weise haben sich Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl, andere Mitglieder der Bundes- 
regierung, Mitarbeiter von Bundesministerien 
oder anderen staatlichen Stellen des Bundes mit 
der beabsichtigten Lieferung von Unterseeboo- 
ten oder Konstruktionsunterlagen für den Unter- 
seebootsbau an die Republik Südafrika befaßt? 

II. Unter welchen Umständen ist die Lieferung von 
Konstruktionsunterlagen für den Unterseeboots- 
bau durch Unternehmen aus der Bundesrepublik 
Deutschland (insbesondere die Howaldtswerke 
Deutsche Werft AG, HDW, Kiel und das Inge- 
nieurkontor Lübeck, IKL) an die Republik Südaf- 
rika zustande gekommen und erfolgt? 

Sind neben Konstruktionsunterlagen auch Teile 
von Unterseebooten geliefert worden, und wel- 
che Unternehmen oder Staaten waren an diesen 
Geschäften beteiligt? 


III. Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/ 
oder andere Mitglieder der Bundesregierung, 
Mitarbeiter von Bundesministerien oder ande- 
ren staatlichen Stellen des Bundes getan oder 
unterlassen, um die Lieferung von Konstrukti- 
onsunterlagen für den Unterseebootsbau an die 
Republik Südafrika rechtzeitig zu verhindern? 

IV. Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/ 
oder andere Mitglieder der Bundesregierung, 
Mitarbeiter von Bundesministerien oder ande- 
ren staatlichen Stellen des Bundes getan oder 
unterlassen, um nach der Lieferung den Sach- 
verhalt unverzüglich und vollständig aufzuklä- 
ren und den Schaden für die Bundesrepublik 
Deutschland und die deutsche Wirtschaft zu be- 
grenzen?“ 

Am 16. Dezember 1988 brachte die SPD-Fraktion, 
nachdem keine Einigung über die weitere Ausschußtä- 
tigkeit mit den Koalitionsfraktionen erzielt werden 
konnte, ebenfalls einen Antrag beim Deutschen Bun- 
destag auf „Änderung des Beschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 2. April 1987 auf BT-Drucksache 1 1/ 
50 (Einsetzung eines Untersuchungsausschusses)“ 
(BT-Ducksache 11/3747) ein, der folgenden Wortlaut 
hat: 

„Der Beschluß des Deutschen Bundestages vom 

2. April 1987 auf Drucksache 11/50 wird wie folgt ge- 
ändert: 

A. 

I. In der Ziffer I werden die Worte Ministerpräsi- 
denten von Bundesländern, Mitarbeiter von Mi- 
nisterien oder anderen staatlichen Stellen und 
der bayerische Ministerpräsident Dr. h.c. Franz 
Josef Strauß' gestrichen und ersetzt durch die 
Worte .Mitarbeiter von Bundesministerien oder 
anderen staatlichen Stellen des Bundes'. 

II. In der Ziffer III werden die Worte .Ministerpräsi- 
denten von Bundesländern, Mitarbeiter von Mi- 
nisterien oder anderen staatlichen Stellen’ ge- 
strichen und ersetzt durch die Worte .Mitarbei- 
ter von Bundesministerien oder anderen staatli- 
chen Stellen des Bundes'. 

III. In der Ziffer IV werden die Worte .Ministerprä- 
sidenten von Bundesländern, Mitarbeiter von 
Ministerien oder anderen staatlichen Stellen' ge- 
strichen und ersetzt durch die Worte .Mitarbei- 
ter von Bundesministerien oder anderen staatli- 
chen Stellen des Bundes'. 

B. 

I. In der Ziffer II wird der Text der ersten Frage 
(erster Absatz) gestrichen und ersetzt durch fol- 
genden Text: 

,Im Rahmen der Untersuchungen zu Ziffer I ist insbe- 
sondere zu klären: Unter welchen Umständen ist die 
Lieferung von Konstruktionsunterlagen für den Unter- 
seebootsbau durch Unternehmen aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland (insbesondere die Howaldtswerke, 
Deutsche Werft AG in Kiel und das Ingenieurkontor 
Lübeck, Prof. Gabler Nachf. GmbH in Lübeck) in den 
Jahren 1983 bis 1985 an die Republik Südafrika zu- 
stande gekommen und erfolgt?’ 
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II. In der Ziffer III wird das Wort .rechtswidrige' 
gestrichen und ersetzt durch die Worte ,in Ziffer 
II genannte'. 

III. In der Ziffer IV wird das Wort .rechtswidrigen' 
gestrichen und ersetzt durch die Worte ,in Ziffer 
II genannten'." 

In der Begründung zu dem Antrag heißt es u.a. wie 
folgt: 

„Aus der Arbeit des 1. Untersuchungsausschusses 
der 1 1. Wahlperiode ergibt sich die Notwendigkeit 
für eine Präzisierung des Untersuchungsauftrages. 
Die von der Fraktion der SPD beantragte Präzisie- 
rung enthält weder eine Neubestimmung noch eine 
Ausweitung des ursprünglichen Untersuchungsge- 
genstandes.'' 

Beide vorgenannten Anträge wurden vom Deutschen 
Bundestag in seiner 121. Sitzung am 25. Januar 1989 
behandelt (Plenarprotokoll 11/121, S. 8887 ff.). 

Für die SPD-Fraktion erklärte Abg. Stobbe, daß mit der 
Entscheidung der Mehrheit, im Beschlagnahmeverfah- 
ren kein Rechtsmittel einzulegen, eine schwierige Si- 
tuation für den Ausschuß entstanden sei, die es nun- 
mehr zu beheben gelte. Er führte dazu u.a. aus, daß mit 
dem Antrag der Untersuchungsauftrag nicht erweitert, 
sondern eingeengt und klargestellt werde, was die 
SPD-Fraktion von Anfang an in Übereinstimmung mit 
dem Grundgesetz gewollt habe. Der Verfahrensbevoll- 
mächtigte des Ausschusses halte es für die Pflicht, aber 
auch für das Recht der Einsetzungsminderheit, den 
Auftrag klarzustellen und verfassungsrechtlich unan- 
greifbar zu machen. Wolle sich die Regierungskoali- 
tion nicht dem Vorwurf verfassungswidrigen Verhal- 
tens aussetzen, müßte sie dem Antrag zustimmen. 
Sollte sie den Antrag ablehnen, werde seine Fraktion 
das Bundesverfassungsgericht anrufen (Plenarproto- 
koll 11/121, S. 8888 D). 

Abg. Bohl entgegnete für die CDU/CSU-Fraktion, daß 
die SPD-Fraktion die warnenden Hinweise nicht be- 
achtet habe mit dem Ergebnis, daß das Amtsgericht die 
Beschlagnahme wegen Verfassungswidrigkeit des Un- 
tersuchungsauftrages abgelehnt habe. Die CDU/CSU- 
Fraktion lehne die Anträge der GRÜNEN und der SPD 
ab, da es sich nicht um Anträge auf Einsetzung eines 
neuen Untersuchungsausschusses handele und der 
Deutsche Bundestag deshalb keine Verpflichtung gern. 
Artikel 44 GG habe, den Anträgen zu folgen (Plenar- 
protokoll 11/121, S. 8891 B). 

Abg. Frau Seiler-Albring erklärte für die FDP-Frakti- 
on, der neuerliche Antrag der SPD sei zwar besser als 
der erste Reparaturversuch, jedoch nach wie vor nicht 
gelungen. Es gebe ernsthafte Rechtsmeinungen, die 
überhaupt eine Verpflichtung des Deutschen Bundes- 
tages bestritten, auf Antrag der antragstellenden Min- 
derheit einen einmal gefaßten und für verfassungswi- 
drig erkannten Untersuchungsauftrag korrigieren zu 
müssen. Aber selbst wenn man eine solche Rechtsver- 
pflichtung anerkennen würde, lägen die Voraussetzun- 
gen für einen entsprechenden Pflichtbeschluß des 
Plenums nicht vor. Nach wie vor sei der Korrekturan- 
trag der SPD einerseits nicht vollständig, andererseits 
aber ein Erweiterungsantrag (Plenarprotokoll 11/121, 
S. 8889 D). 


Abg. Gansei erklärte zur Abstimmung für seine Frakti- 
on, sie werde sich beim Antrag der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN der Stimme enthalten, um sich aus Gründen der 
Prozeßökonomie bei einer Klage vor dem Bundesver- 
fassungsgericht auf den eigenen Antrag konzentrieren 
zu können. 

Auf Verlangen der Fraktion DIE GRÜNEN bzw. der 
Fraktion der SPD gemäß § 52 GO-BT erfolgten die Ab- 
stimmungen namentlich. Beide Anträge wurden mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Das endgültige Ergebnis für den Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN lautete: 

Abgegebene Stimmen: 419; davon 
ja: 36 

nein: 233 

enthalten: 150 

Das endgültige Ergebnis für den Antrag der SPD-Frak- 
tion lautete: 

Abgegebene Stimmen 417; davon 
ja: 188 

nein: 228 

enthalten: 1 


b) Organklage der SPD-Fraktion Im Deutschen 
Bundestag gegen den Deutschen Bundestag 

Bei der Beratung des Antrags der SPD-Fraktion auf 
„Änderung des Beschlusses des Deutschen Bundesta- 
ges vom 2. April 1987 auf BT-Drucksache 1 1/50 (Ein- 
setzung eines Untersuchungsausschusses)" auf BT- 
Drucksache 11/3747 hatte Abg. Stobbe (SPD) ausge- 
führt, die Regierungskoalition müßte dem Antrag sei- 
ner Fraktion zustimmen, wolle sie sich nicht dem 
Vorwurf verfassungswidrigen Verhaltens aussetzen. 
Denn eine Zustimmung würde vermeiden, daß sich das 
Bundesverfassungsgericht mit dem Recht der Minder- 
heit und den Pflichten der Mehrheit in Bezug auf das 
Untersuchungsrecht zu befassen habe. Sollten die Koa- 
litionsfraktionen den Antrag der SPD auf Ausschuß- 
drucksache 11/3747 allerdings tatsächlich ablehnen, 
dann werde seine Fraktion das Bundesverfassungsge- 
richt anrufen. 

ba) Antrag der SPD-Fraktion 

Nachdem der Bundestag den Antrag der SPD-Fraktion 
auf Änderung des Untersuchungsauftrags am 25. Ja- 
nuar 1989 mit Mehrheit abgelehnt hatte, reichte die 
SPD-Fraktion unter dem 3. Juli 1989 beim Bundesver- 
fassungsgericht eine Organklage gegen den Deutschen 
Bundestag ein (Anlage 19) mit dem Antrag, das Bun- 
desverfassungsgericht möge feststellen: 

„Der Deutsche Bundestag hat das Recht der SPD- 
Fraktion aus Artikel 44 I GG verletzt, das Untersu- 
chungsthema des 1. Untersuchungsausschusses des 
1 1 . Bundestages in einer die weitere Durchführung 
der Beweisaufnahme ermöglichenden Weise zu ge- 
stalten, indem er den Antrag der SPD-Fraktion vom 
16. Dezember 1988 auf entsprechende Änderung 
des Einsetzungsbeschlusses durch Beschluß vom 25. 
Januar 1989 ablehnte, ohne seinerseits eine Korrek- 
tur vorzunehmen." 
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Zur Begründung wurde u.a. angeführt, die Regierungs- 
mehrheit habe durch ihre Ablehnung der Korrektur 
des Einsetzungsbeschlusses das in Artikel 44 Abs. 1 
GG normierte Untersuchungsrecht der konkreten An- 
tragsminderheit verletzt. Dieses Recht bestehe nicht 
nur in dem Anspruch, daß ein Untersuchungsausschuß 
zum gewünschten Thema eingesetzt werde, sondern 
erstrecke sich, wenn das Recht denn überhaupt einen 
Sinn haben sollte, auf die Durchführung der Untersu- 
chung. Dieses Recht sei durch das Verhalten der 
Mehrheit vereitelt worden. 

Die Erhebung der „erforderlichen Beweise" im Sinne 
des Artikel 44 Abs. 1 GG sei durch die Ablehnung der 
Korrektur des Untersuchungsauftrages unmöglich ge- 
worden, nachdem eine Beschlagnahme aufgrund des 
unkorrigierten Untersuchungsauftrages vom Amtsge- 
richtwegen angenommener Verfassungswidrigkeit ab- 
gelehnt worden sei und die Minderheit im Ausschuß es 
abgelehnt habe, gegen diesen Beschluß Beschwerde zu 
erheben. 

Die Parlamentsmehrheit habe sich durch ihre Weige- 
rung, Beschwerde gegen den amtsrichterlichen Be- 
schluß einzulegen, die Rechtsmeinung des Amtsrich- 
ters zu eigen gemacht und auf dieser Basis konsequen- 
terweise - und insofern legitim - einer weiteren Be- 
weiserhebung nicht mehr zugestimmt. 

Angesichts des Verhaltens der Mehrheit sei der Weg 
der Antragsminderheit, durch eine Korrektur des Un- 
tersuchungsauftrages alle bisher aufgetauchten verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken zu beseitigen, ebenso legi- 
tim wie im Hinblick auf die Haltung der Mehrheit ad- 
äquat. 

Es sei also nach dem Sinn der parlamentarischen Un- 
tersuchung wie nach der Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts davon auszugehen, daß die Parla- 
mentsmehrheit verpflichtet sei, wenn sie die Verfas- 
sungswidrigkeit des Untersuchungsauftrags reklamie- 
re, eine entsprechende Korrektur auf Antrag der 
Antragsminderheit zu beschließen, da die Antragsmin- 
derheit ja nichts anderes tue, als sich den Rechtsvor- 
stellungen der Mehrheit zu beugen. Dies habe zudem 
den weiteren Vorteil, daß bei solchen Konstellationen 
nicht unnötig das Bundesverfassungsgericht über die 
Frage, ob nun der Untersuchungsauftrag verfassungs- 
widrig sei oder nicht, angerufen werden müsse. 

Der Korrekturantrag reagiere also inhaltlich auf die 
von der Mehrheit angenommene Verfassungswidrig- 
keit mehr als adäquat. Er räume sie vollständig aus. 
Gründe für eine inhaltliche Verfassungswidrigkeit 
seien nicht ersichtlich. 

Im übrigen enthalte der Änderungsantrag ausschließ- 
lich Einschränkungen, die im wesentlichen sonstigen 
Vorwürfen der Mehrheit Rechnung trügen. Einen zu- 
lässigen Grund für die Ablehnung der Änderung könn- 
ten sie daher nicht angeben. 

bb| Antrag des Deutschen Bundestages 

Der Deutsche Bundestag beantragte mit Schriftsatz 
vom 26. Oktober 1989 (Anlage 20), den Antrag vom 3. 
Juli 1989 zurückzuweisen. 


Dieser Antrag wurde u.a. damit begründet, daß die An- 
tragstellerin eigene Rechte als Fraktion geltend mache, 
ihr solche Rechte aber nicht zustünden. Fraktionen 
hätten keine eigenen Rechte im Rahmen von Artikel 44 
Abs. 1 Satz 1 2. Alt. GG. Antragsbefugt sei nur die 
konkrete Antragsminderheit im Sinne des Artikel 44 
Abs. 1 GG. Der Antrag sei deshalb unzulässig. 

Wohlwollend könne der Antrag so verstanden werden, 
daß sich die Fraktion als konkrete Antragsminderheit 
im Sinne des Artikel 44 Abs. 1 GG konstituiert habe 
und als solche die Verletzung eigener Rechte geltend 
mache. Ob diese Personalunion bestehe, sei aber zwei- 
felhaft. 

Den Antrag auf einen Pflichtbeschluß nach Artikel 44 
Abs. 1 GG hätten wirksam nur die Personen stellen 
können, die sich dazu auch unterschriftlich als Antrag- 
steller bekannt hätten. Auf sie komme es an, wenn es 
um die Einwilligung der Minderheit zu etwaigen Ände- 
rungen des Untersuchungsauftrags gehe und, wenn ein 
Organstreitverfahren gegen den Deutschen Bundestag 
geführt werden solle, Minderheitenrechte zu verteidi- 
gen. 

Der geltend gemachte Anspruch gehe auf Zustimmung 
des Antragsgegners zu einem Änderungantrag für ei- 
nen eingesetzten Untersuchungsausschuß. 

Die Antragstellerin behaupte, kraft ihres Minderhei- 
tenrechts einen Anspruch auf „Konkretisierung und 
Erweiterung des Untersuchungsgegenstandes des 1. 
Untersuchungsausschusses" 

- So die Überschrift des ersten Korrekturantrags 

auf BT-Drucksache 11/1684 <neu> (= Anlage 6 der 

Antragsschrift). - 

zu haben. Dieser Anspruch auf Verfügungsbefugnis 
über selbstinitiierte Untersuchungsaufträge seitens 
der konkreten Antragsminderheit sei rechtlich unbe- 
gründet. 

Der Untersuchungsauftrag sei inhaltlich verfassungs- 
widrig. Das Einsetzungsverfahren sei mangels wirksa- 
men Einsetzungantrags einer konkreten Antragsmin- 
derheit sowie wegen eines fehlerhaften Procedere im 
Bundestag ebenfalls fehlerhaft, die Einsetzung also 
nicht wirksam. Da eine rückwirkende Heilung der bis- 
herigen Untersuchungshandlungen nicht in Betracht 
komme, sei der mit dem Organstreitverfahren geltend 
gemachte Anspruch auf Fehlerkorrektur unbegründet, 
weil es insoweit an der rechtlichen Begründetheit der 
Prämisse, daß eine Heilung möglich sei, fehle. Aber 
auch wenn man die Heilbarkeit des fehlerhaften Unter- 
suchungsauftrages und des fehlerhaften Einsetzungs- 
verfahrens unterstelle, sei der Anspruch auf Fehler- 
korrektur unbegründet. 

Es sei nicht Pflicht der Mehrheit, für verfassungsmä- 
ßige Verhältnisse zu sorgen und selbst an einer positi- 
ven Beschlußreife eines Einsetzungsantrags mitzuwir- 
ken. Die Behauptung, das Recht der SPD-Fraktion aus 
Artikel 44 Abs. 1 GG sei dadurch verletzt, daß der 
Bundestag den Änderungsantrag abgelehnt habe, ohne 
seinerseits eine Korrektur vorzunehmen, sei deshalb 
von vorneherein unbegründet. 

Außerdem enthalte der Heilungsantrag der Antrag- 
stellerin sachlich eine Erweiterung des Untersu- 
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chungsgegenstandes. Folglich sei der Antragsgegner 
rechtlich nicht verpflichtet gewesen, dem Antrag mit 
seiner Mehrheit zum Erfolg zu verhelfen. 

Selbst wenn man annehmen wolle, es hätte sich bei 
dem zweiten Reparaturversuch der SPD-Fraktion 
nicht um eine Erweiterung des Untersuchungsauftra- 
ges, sondern lediglich um eine verfassungsrechtlich 
zulässige Beseitigung zweifelhafter und verfassungs- 
widriger Schwächen des Einsetzungsbeschlusses ge- 
handelt, sei das Plenum immer noch nicht verpflichtet 
gewesen, dem Reparaturbegehren nachzukommen. 
Der beantragte Untersuchungsauftrag sei nämlich in- 
haltlich nach wie vor nicht verfassungsgemäß gewe- 
sen. 

So sei es verfassungsrechtlich durchaus zweifelhaft, 
daß der vorgesehene Untersuchungsausschuß sich ge- 
gen private Unternehmen richte, obwohl diese dem 
Kompetenzzugriff parlamentarischer Untersuchungen 
nur unter qualifizierten Umständen unterlägen, die 
hier nicht erfüllt seien. Jedenfalls sei der Untersu- 
chungsauftrag gegen die ausdrücklich benannten Un- 
ternehmen wie gegen die unbenannten, was aus dem 
Wort „insbesondere" in Ziffer II Satz 1 und Ziffer II Satz 
2 des Einsetzungsbeschlusses hervorgehe, im Zeit- 
punkt der Korrektur- Antragstellung nicht mehr zuläs- 
sig gewesen, weil ein Verdacht eines rechtswidrigen 
Handelns des Unternehmens durch vorgängige umfas- 
sende behördliche Untersuchungshandlungen ausge- 
räumt gewesen sei (hinsichtlich der benannten Unter- 
nehmen), beziehungsweise weil gegen andere Unter- 
nehmen von vorneherein keine Verdachtsmomente 
rechtswidrigen Tuns bestanden hätten, so daß es um 
eine Ausforschung „ins Blaue" hinsichtlich der unbe- 
nannten Unternehmen gegangen sei. 

br | Schriftliche Empfehlungen des Bundesverfassungs- 
gerichts an die Parteien des Organstreitverfahrens 

Das Bundesverfassungsgericht richtete an die Prozeß- 
bevollmächtigten der Verfahrensbeteiligten am 23. Ja- 
nuar 1990 gleichlautende Schreiben (Anlage 21) fol- 
genden Inhalts: 

„Der Senat hat in der genannten Sache beraten. Er 
gibt zu erwägen: 

Der im Streit befindliche Antrag der Antragstellerin 
BT-Drucksache 11/3747 - hat zum Ausgangspunkt 
verfahrensrechtliche Probleme, die bei der Durch- 
führung des Untersuchungsauftrags des Bundesta- 
ges entstanden sind. Sie beruhen unter anderem auf 
dem Beschluß des Amtsgerichts vom 23. September 
1988, der davon ausgeht, daß der Untersuchungs- 
auftrag insgesamt verfassungswidrig ist, weil er in 
die Kompetenz der Länder eingreife, sowie auf der 
Auffassung des Prozeßbevollmächtigten des Unter- 
suchungsausschusses für das Beschlagnahmever- 
fahren, wonach die Unternehmen, denen gegenüber 
gerichtliche Beschlagnahme-Maßnahmen durchge- 
setzt werden sollen, im Untersuchungsauftrag des 
Bundestages selbst bezeichnet sein müssen. Die An- 
tragstellerin hat es durch den genannten Antrag un- 
ternommen, diese verfassungsrechtlichen Bedenken 
zu beheben und, um weiteren Einwänden zu begeg- 
nen, unter Nr. II das Wort .rechtswidrige' fallenge- 


lassen und die während der Tätigkeit des Untersu- 
chungsausschusses entstandene Kontroverse über 
die Reichweite des Untersuchungsauftrages (vgl. in- 
soweit Zwischenbericht des Ausschusses S. 15 ff.) 
durch die die Nr. II des Untersuchungsauftrages ein- 
leitenden Worte und durch die Hinzufügung des 
Zeitraumes, auf den sich die Untersuchung er- 
strecken soll, auszuräumen gesucht. 

Wie das Protokoll der Bundestagssitzung vom 25. 
Januar 1989 (S. 8887 ff.) ergibt, sind die Nrn. I, III 
und IV des Untersuchungsauftrages ihrem sachli- 
chen Inhalt nach außer Streit, wenn man von der 
Bezugnahme auf die Nr. II in den Nrn. III und IV 
absieht. Aus der Sicht des Senats ist von den zwi- 
schen den Parteien bestehenden Streitfragen nur 
wesentlich, ob Nr. II des ursprünglich beschlosse- 
nen Untersuchungsauftrages verfassungsrechtli- 
chen Bedenken begegnet, die auch der Änderungs- 
antrag nicht behebt. Soweit Untersuchungen sich 
auf den nichtstaatlichen Bereich erstrecken, sind sie 
- was auch der Auffassung der Parteien entsprechen 
dürfte (vgl. den einstimmig gefaßten Beweisbeschluß 
1 1/1 des Untersuchungsausschusses, der die Auf 
sichtsrats- und Vorstandsprotokolle der Salzgitter 
AG, der HDW und des IKL einbezieht; vgl. auch die 
Vernehmung mehrerer Zeugen aus dem Unterneh- 
mensbereich) - nach vorläufiger Auffassung des Se- 
nats jedenfalls insoweit zulässig, als sie zur Aufklä- 
rung des in den Nrn. I, III und IV genannten Sach- 
verhalts nach dem jeweiligen Stand des Verfahrens 
notwendig werden. 

Zu der verfassungsrechtlichen Problematik, die sich 
angesichts dieser Sachlage stellt, hat der Senat er- 
wogen: 

Das Minderheitenrecht nach Artikel 44 Abs. 1 GG 
betrifft eine Initiative zur Aufklärung eines .Sach- 
verhalts' (vgl. §1 Abs. 1 bwUAG). Mit der Einset- 
zung des Untersuchungsausschusses macht der 
Bundestag diese Untersuchung zu seiner Sache, 
auch wenn er damit nur dem Antrag einer Minder- 
heit folgt. 

Daraus könnte zu folgern sein: Stößt ein Untersu- 
chungsausschuß im Verlauf seiner Tätigkeit darauf, 
daß verfassungsrechtliche Zweifel an der Korrekt- 
heit des Untersuchungsauftrags dessen Erfüllung 
gefährden, liegt es in der Verantwortung des Bun- 
destages zu prüfen, ob mit einer Änderung des Un- 
tersuchungsauftrages dem Willen des Bundestages 
zur Untersuchung des Sachverhalts, jedenfalls zu 
einem wesentlichen Teil, entsprochen werden kann. 

Im vorliegenden Fall, wo der Wortlaut des Untersu- 
chungsauftrages auf Bedenken stößt, die dessen Er- 
füllbarkeit in Frage stellen, könnte daher, wenn die 
antragsberechtigte Minderheit an der Durchführung 
des Untersuchungsauftrages festhält, für den Bun- 
destag eine verfassungsrechtliche Pflicht bestehen, 
den Untersuchungsauftrag so zu fassen, daß der Un- 
tersuchungsausschuß seine Arbeit fortsetzen kann. 
Fände das in Artikel 44 Abs. 1 GG statuierte Min- 
derheitsrecht seine Fortsetzung in einem Anspruch 
der Minderheit, deren Antrag der Einsetzung des 
Untersuchungsausschusses zugrundeliegt, auf Be- 
seitigung der der Fortsetzung der Arbeit des Unter- 
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suchungsausschusses im Wege stehenden verfas- 
sungsrechtlichen Hindernisse, könnte der Bundes- 
tag von Verfassungs wegen gehalten sein, einem Än- 
derungsantrag dieser Minderheit jedenfalls insoweit 
Folge zu leisten, als er auf die Beseitigung jener Hin- 
dernisse zielt und nicht seinerseits verfassungs- 
rechtlichen Bedenken begegnet. Der Minderheit 
bliebe es in diesem Falle überlassen, den Beschluß 
des Bundestages, soweit er den Änderungsantrag 
ablehnt, im anhängigen Verfahren vor dem Bundes- 
verfassungsgericht anzugreifen. 

Der Senat bittet die Parteien, bis zum 1 . März 1 990 
mitzuteilen, ob auf der Grundlage der dargelegten 
Erwägungen eine parlamentarische Lösung des 
Konfliktes gefunden worden ist. Sollte dies nicht der 
Fall sein, wird der Senat alsbald entscheiden." 

bd| Interfraktioneller Antrag auf Änderung des (Jnter- 
suchungsauftrages 

In Obleutegesprächen am 9. und 14. Februar 1990 
wurde unter Einbeziehung parlamentarischer Ge- 
schäftsführer der Fraktionen über Möglichkeiten einer 
parlamentarischen Lösung des Konflikts im Sinne der 
Erwägungen des Bundesverfassungsgerichts diskutiert 
und der Entwurf eines interfraktionellen Antrags zur 
Änderung des Untersuchungsauftrags ausgearbeitet. 

Die endgültige Fassung des Änderungsantrags (BT- 
Drucksache 1 1/6463, Anlage 2) wurde von den vier 
Fraktionen am 14. Februar 1990 im Deutschen Bundes- 
tag eingebracht. Sie lautet-, 

„Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Untersuchungsauftrag des 1. Untersuchungs- 
ausschusses der 11. Wahlperiode (Drucksache 11/ 
50 in Verbindung mit Plenarprotokoll 1 1/8) wird wie 
folgt geändert: 

1. In der Nr. I. werden die Worte .Ministerpräsi- 
denten von Bundesländern, Mitarbeiter von Mi- 
nisterien oder anderen staatlichen Stellen und 
der bayerische Ministerpräsident Dr. h.c, Franz 
Josef Strauß' ersetzt durch die Worte .Mitarbei- 
ter von Bundesministerien oder anderen staatli- 
chen Stellen des Bundes'. 

2. In der Nr. I. werden das Komma nach dem Wort 
.befaßt' durch ein Fragezeichen ersetzt und der 
nachfolgende Nebensatz gestrichen. 

3. In der Nr. II. wird das Wort .rechtswidrige' er- 
setzt durch das Wort .ungenehmigte’. 

4. In der Nr. II. wird als 3. Absatz folgender Satz 
eingefügt: .Untersuchungen, die sich auf den 
nichtstaatlichen Bereich erstrecken, sind inso- 
weit zulässig, als sie zur Aufklärung des in den 
Nrn. I., III. und IV. genannten Sachverhalts nach 
dem jeweiligen Stand des Verfahrens notwendig 
werden. 1 

5. In der Nr. III. werden die Worte .Ministerpräsi- 
denten von Bundesländern, Mitarbeiter von Mi- 
nisterien oder anderen staatlichen Stellen 1 er- 
setzt durch die Worte .Mitarbeiter von Bundes- 
ministerien oder anderen staatlichen Stellen des 
Bundes'. 


6. In der Nr. III. wird das Wort .rechtswidrige' er- 
setzt durch die Worte ,in Nr. II genannte'. 

7. In der Nr. IV. werden die Worte .Ministerpräsi- 
denten von Bundesländern, Mitarbeiter von Mi- 
nisterien oder anderen staatlichen Stellen' er- 
setzt durch die Worte .Mitarbeiter von Bundes- 
ministerien oder anderen staatlichen Stellen des 
Bundes’. 

8. In der Nr. IV. wird das Wort .rechtswidrigen' 
ersetzt durch die Worte ,in Nr. II. genannten'. 

be) Beschluß des Deutschen Bundestages zur Ände- 
rung des Untersuchungsauftrages 

Der interfraktionelle Antrag auf Änderung des Unter- 
suchungsauftrags des 1. UA - 11. WP wurde in der 
197. Sitzung des Deutschen Bundestages am 15. Fe- 
bruar 1990 einstimmig beschlossen. 

In der Debatte wurde von den Koalitionsfraktionen 
hervorgehoben, daß die Änderung den im bisherigen 
Untersuchungsauftrag enthaltenen Eingriff in die Län- 
derkompetenzen beseitige und als Untersuchungsge- 
genstand das Verhalten der Bundesregierung festlege. 
Untersuchungen im nichtstaatlichen Bereich seien nur 
insoweit zulässig, als sie zur Aufklärung des Handelns 
der Bundesregierung notwendig würden. Auch seien 
die in der Formulierung des bisherigen Untersu- 
chungsauftrags enthaltenen Vorverurteilungen entfal- 
len. 

Die Oppositionsfraktionen betonten hingegen, durch 
die vom Bundesverfassungsgericht erzwungene Ände- 
rung des Untersuchungsauftrags werde der Boden für 
die Hinhaltetaktik und die Verletzungen von Minder- 
heitenrechten der Koalitionsfraktionen entzogen. 
Zwar hätte eine verfassungskonforme Auslegung des 
Untersuchungsauftrags zum Schutz der verfassungs- 
rechtlichen Kompetenzen der Länder gereicht, die 
Koalitionsfraktionen hätten aber ihre Mitwirkung 
daran verweigert. Die SPD-Fraktion habe immer wie- 
der erklärt, daß sie das Verhalten von Ministerpräsi- 
denten von Bundesländern nur insoweit untersuchen 
wolle, wie sich diese in die verfassungsrechtliche Kom- 
petenz des Bundes eingemischt und Entscheidungen 
der Bundesregierung beeinflußt hätten. 


5. Durchführung der Untersuchung nach 
Änderung des Untersuchungsauftrages 

a| Beiziehung der Akten der Staatsanwaltschaft Kiel 
in dem Ermittlungsverfahren gegen 
Verantwortliche von HDW und IKL 
- 591 Js 9809/89 - 

Nachdem die Staatsanwaltschaft Kiel am 29. Novem- 
ber 1989 die Verfolgung der den Verfahren bei der 
OFD Kiel gegen Verantwortliche von HDW und IKL 
zugrundeliegenden Ordnungswidrigkeiten übernom- 
men, das Ermittlungsverfahren später auch auf weitere 
mögliche Delikte ausgedehnt und in diesem Rahmen 
zahlreiche Durchsuchungen und Beschlagnahmen 
durchgeführt hatte, hat der Ausschuß in seiner 46. 
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Sitzung am 15. März 1990 beschlossen, die entspre- 
chenden Ermittlungsakten beizuziehen (Beweisbe- 
schluß 160/1, s. Anlage 9). 

Ein Teil der Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft 
wurde dem Untersuchungsausschuß mit Schreiben des 
Chefs der Staatskanzlei des Landes Schleswig- Hol- 
stein vom 22. März 1990, beim Untersuchungsaus- 
schuß eingegangen am 23. März 1990, ohne Geheim- 
einstufung zugeleitet, allerdings mit dem Hinweis, daß 
die Akten zum Teil Unternehmensgeheimnisse enthiel- 
ten und deshalb der vertraulichen Behandlung bedürf- 
ten. Soweit nach Auffassung der Staatsanwaltschaft 
der Übersendung das Steuergeheimnis entgegenstehe, 
sei von der Übermittlung der Akten zunächst abgese- 
hen worden. Zugleich wurde darauf aufmerksam ge- 
macht, daß ein als VS-GEHEIM eingestufter Vorgang 
parallel der Geheimschutzstelle des Deutschen Bun- 
destages zur Weiterleitung an den Untersuchungsaus- 
schuß zugeleitet worden sei. Dieser Zuleitung von Un- 
terlagen der Landesregierung Schleswig-Holstein lag 
das Erbieten des Chefs der Staatskanzlei des Landes 
Schleswig-Holstein vom 5. September 1988 zugrunde, 
dem Untersuchungsausschuß diejenigen Akten der 
Landesregierung, die für den Untersuchungsauftrag 
des 1. Untersuchungsausschusses relevant seien, dem 
Untersuchungsausschuß zur Verfügung zu stellen. 
Demgemäß hatte der Untersuchungsausschuß mit Be- 
schluß vom 15. März 1990 um die Überlassung dieser 
Akten gebeten. 

Unter Bezugnahme auf den Beiziehungsbeschluß der 
Akten der Staatsanwaltschaft Kiel vom 15. März 1990 
übersandte der Justizminister des Landes Schleswig- 
Holstein unter dem 26. März 1990, eingegangen beim 
Untersuchungsausschuß am 27. März 1990, einen wei- 
teren Teil der Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft 
Kiel, und zwar unter der VS-Einstufung GEHEIM. Of- 
fen wurde mitgeteilt, daß es sich um das Schreiben des 
Leitenden Oberstaatsanwalts in Kiel an den Bundesmi- 
nister der Justiz zur Herbeiführung einer Stellung- 
nahme handele, ob nunmehr eine Strafverfolgungser- 
mächtigung gemäß § 353 b Abs. 4 StGB erteilt werde. 
In dem Schreiben wurde weiter angekündigt, daß der 
Leitende Oberstaatsanwalt bei seiner Anhörung vor 
dem Untersuchungsausschuß, die für den 28. März 
1990 angesetzt war, weitere Akten vorlegen werde. 
Dazu kam es aber infolge des nachfolgend geschilder- 
ten Beschlusses des Landgerichts Kiel vom 28. März 
1990 nicht mehr. 

Im Rahmen von Beschwerdeverfahren, die die Betrof- 
fenen gegen die Beschlagnahmemaßnahmen der 
Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Kiel anhängig 
gemacht hatten (33 Qs 8 und 9/90 sowie 33 Qs 16/90), 
erließ das Landgericht am folgenden Tage, dem 28. 
März 1990, im Wege der einstweiligen Anordnung Be- 
schlüsse, die der Staatsanwaltschaft Kiel untersagten, 
die beschlagnahmten Unterlagen an den Untersu- 
chungsausschuß herauszugeben (Anlage 22). Der Ge- 
neralstaatsanwalt in Schleswig ersuchte daraufhin 
noch am selben Tage den Ausschuß sicherzustellen, 
daß die übermittelten Akten keinen weiteren Personen 
zur Kenntnis gebracht, nicht verwendet und zurückge- 
geben würden. 

Der Ausschuß beschloß daraufhin unverzüglich in sei- 
ner 46. Sitzung am 28. März 1990, den genannten 


GEHEIM eingestuften Teil der Ermittlungsakten sowie 
alle Ausfertigungen der Geheimschutzstelle des Deut- 
schen Bundestages zuzuleiten und dort unter Ver- 
schluß zu halten, bis der Ausschuß nach Erlaß der Ent- 
scheidung des Landgerichts Kiel in dem Beschwerde- 
verfahren erneut einen Beschluß gefaßt habe. Nach- 
dem die Entscheidung des Landgerichts in der Haupt- 
sache am 4. Juli 1990, wie unter AIII 2 b im einzelnen 
ausgeführt worden ist, ergangen war, bat der Aus- 
schußvorsitzende zur Vorbereitung des entsprechen- 
den Ausschußbeschlusses den Justizminister des Lan- 
des Schleswig-Holstein unter dem 22. August 1990, 
eine Stellungnahme der Staatsanwaltschaft Kiel zu 
veranlassen. 

Bereits vorher hatte die Staatsanwaltschaft bei dem 
Landgericht Kiel mit Schreiben vom 17. August 1990, 
eingegangen beim Ausschuß erst am 24. August 1990, 
mitgeteilt, sie habe das Ermittlungsverfahren im Hin- 
blick auf die Beschwerdeentscheidung des Landge- 
richts Kiel vom 4. Juli 1990 gemäß § 170 Abs. 2 StPO 
eingestellt und die Vorgänge an die OFD Kiel zur Ahn- 
dung einer Ordnungswidrigkeit nach § 33 AWG abge- 
geben. Wegen der vordringlichen Einstellung und Ab- 
gabe des Verfahrens habe sich die Staatsanwaltschaft 
gehindert gesehen, über das dortige Akteneinsichtbe- 
gehren abschließend zu befinden. 

Das Schreiben des Vorsitzenden vom 22. August 1990 
beantwortete der StS Jensen im Justizministerium des 
Landes Schleswig-Holstein unter dem 3. September 
1 990. Danach hat sich die Staatsanwaltschaft bei dem 
Landgericht Kiel nach wie vor gehindert gesehen, die 
Akten „freizugeben“ mit der Begründung, daß der OFD 
Kiel in der Akteneinsichtsfrage nicht vorgegriffen wer- 
den solle. Die Staatsanwaltschaft sei nicht mehr in der 
Lage, über die Verfahrensakten zu verfügen. Daher 
bitte er den Ausschußvorsitzenden, sich mit seinem 
Ersuchen an die OFD Kiel zu wenden. 

Ein Antrag der SPD-Fraktion (Ausschußdrucksache 
11-191), die Verwahrung der bei der Geheimschutz- 
stelle eingelagerten Akten der Staatsanwaltschaft Kiel 
zu beenden und sie den Mitgliedern des Untersu- 
chungsausschusses unter Beachtung der Verfahrens- 
vorschriften der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages zur Verfügung zu stellen, wurde von der 
Mehrheit in der 60. Sitzung am 13. September 1990 
abgelehnt. Diese stellte sich wie schon vorher der Ju- 
stizminister des Landes Schleswig-Holstein auf den 
Standpunkt, daß auch bezüglich dieses Teils der Er- 
mittlungsakten nunmehr eine Entscheidung der OFD 
Kiel bzw. des Bundesfinanzministers eingeholt werden 
müsse, Im übrigen seien auch die Entscheidungen des 
Amts- und Landgerichts Bonn zu beachten, wonach für 
eine Einsichtnahme in Geheimakten die erforderliche 
Zuverlässigkeit fehle. Abg. Gansei vertrat demgegen- 
über die Auffassung, die Bedingung für die Verwah- 
rung der Akten in der Geheimschutzstelle des Deut- 
schen Bundestages sei mit der endgültigen Entschei- 
dung des Landgerichts Kiel über die Rechtmäßigkeit 
der Beschlagnahmemaßnahmen der Staatsanwalt- 
schaft Kiel entfallen. Damit stehe einer Freigabe der 
Akten nichts mehr im Wege. Die OFD Kiel bzw. die 
Bundesregierung sei lediglich für die Entscheidung 
über eine Aufhebung der GEHEIM-Einstufung dieser 
Akten zuständig. 
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b) Beschwerde im Aktenbeschlagnahmeverfahren des 
(.Untersuchungsausschusses des 11. Deutschen 
Bundestages gegen HDW und 1KL 

Auf Antrag der Koalitionsfraktionen (Ausschußdruck- 
sache 11/157) beschloß der Ausschuß in seiner 46. Sit- 
zung am 15. März 1990 auf der Grundlage des geänder- 
ten Untersuchungsauftrages mit fünf Stimmen bei vier 
Enthaltungen, gegen den Beschluß des Amtsgerichts 
Bonn vom 23. September 1988 (50 Gs 500/88) Be- 
schwerde einzulegen. Die Antragsteller hatten ihren 
Antrag damit begründet, daß die vom Amtsgericht an- 
genommene Verfassungswidrigkeit des bisherigen Un- 
tersuchungsauftrags wegen Verstoßes gegen das Bun- 
desstaatsprinzip des Artikel 20 Abs. 1 GG durch die 
Änderung des Untersuchungsauftrags beseitigt sei. 
Zuvor hatte der Abg. Gansei erklärt, er halte die Einle- 
gung der Beschwerde nicht für zulässig. Sein Antrag 
auf Nichtbefassung wurde abgelehnt. Ebenso wurde 
der Antrag der Abg. Frau Eid abgelehnt, die Behand- 
lung des Antrags auf Einlegung der Beschwerde zu- 
rückzustellen. 

ba) Einlegung der Beschwerde beim Amtsgericht Bonn 

Der Ausschußvorsitzende legte als Vertreter des Aus- 
schusses die Beschwerde mit Schriftsatz vom 15. März 
1990 beim Amtsgericht Bonn ein. Zur Begründung be- 
zog er sich zunächst darauf, daß der Deutsche Bundes- 
tag in seiner 197. Sitzung am 15. Februar 1990 den in 
der angegriffenen Entscheidung für verfassungswidrig 
erachteten Untersuchungsauftrag gemäß dem beige- 
fügten Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 
und der Fraktion DIE GRÜNEN, BT-Drucksache 11/ 
6463 vom 14. Februar 1990, geändert habe. 

Weiter führte er aus, daß die von den Antragsgegnern 
geltend gemachten Zweifel an der ordnungsgemäßen 
Einsetzung des Untersuchungsausschusses auch des- 
wegen nicht griffen, weil das Bundesverfassungsge- 
richt in dem Organstreitverfahren der SPD-Fraktion 
gegen den Deutschen Bundestag wegen Ablehnung der 
beantragten Änderung des Untersuchungsauftrages - 
2 BvE 3/89 offenbar von einer wirksamen Einsetzung 
des Untersuchungsausschusses ausgegangen sei. Die 
Tatsache, daß die Staatsanwaltschaft Kiel im Rahmen 
des Ermittlungsverfahrens 591 Js 9809/89 - gegen Ver- 
antwortliche von HDW und IKL zwischenzeitlich bei 
den Antragsgegnern Unterlagen beschlagnahmt habe, 
die auch Gegenstand des Antrags des Ausschusses sei- 
en, lasse das Rechtsschutzinteresse des Ausschusses 
nicht entfallen. Diesem gehe es zunächst nur um die 
Anordnung und nicht um die Realisierung der Be- 
schlagnahme. Außerdem habe er die begehrten Unter- 
lagen im Wege der Amtshilfe nicht erhalten. Die Be- 
schaffung der Unterlagen über die Staatsanwaltschaft 
stelle für die Betroffenen einen verhältnismäßig gerin- 
geren Eingriff dar. Während bei der gerichtlichen Be- 
schlagnahme eine Auswahl der dem Ausschuß auszu- 
händigenden Akten unter dem Gesichtspunkt der Re- 
levanz für den Untersuchungsausschuß durch den Er- 
mittlungsrichter erfolgen müsse, sei im Rahmen der 
Amtshilfe eine solche Rechtsschutzgarantie nicht vor- 
gesehen. 

Die Antragsgegner wiederholten ihre bereits im voran- 
gegangenen Verfahren vorgebrachten Einwendungen 
gegen einen Herausgabeanspruch des Ausschusses 


und meinten, der Ausschuß sei nach den Beschlagnah- 
memaßnahmen der Staatsanwaltschaft Kiel nicht mehr 
beschwert. Außerdem trugen sie weitere Ereignisse 
vor, um ihre Behauptung, der Ausschuß könne die er- 
forderliche Geheimhaltung der Unterlagen nicht ge- 
währleisten, zu erhärten. 

bb) Entscheidung des Amtsgerichts Bonn 

Das Amtsgericht Bonn lehnte es mit Beschluß vom 16. 
Juli 1990 (Anlage 23) ab, der Beschwerde des Aus- 
schusses abzuhelfen und legte die Sache der 1. Großen 
Strafkammer bei dem Landgericht Bonn zur Entschei- 
dung vor. Zur Begründung führte es folgendes aus: 

Soweit die mit den Beschlagnahmebegehren heraus- 
verlangten Papiere sich bereits in den Händen der 
Staatsanwaltschaft Kiel befänden, könnten sie nicht 
mehr bei den Beschwerdegegnern beschlagnahmt wer- 
den. Das Begehren stelle sich der Sache nach als Ver- 
langen nach Herausgabe weiterer Kopien durch die 
Staatsanwaltschaft Kiel dar. Hierüber zu befinden, sei 
jedoch nicht Aufgabe des angerufenen Amtsgerichts, 
sondern nach §§ 23, 25 EGGVG des Oberlandesge- 
richts in Schleswig. Hierbei handele es sich nämlich 
um das Verlangen nach einem Justizverwaltungsakt, 
für das der Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten 
gegeben und die Zuständigkeit eines Strafsenats des 
örtlichen Oberlandesgerichts begründet sei. 

Soweit die herausverlangten Papiere der Staatsanwalt- 
schaft Kiel noch nicht vorlägen, könne jedenfalls der- 
zeit ebenfalls dem Beschlagnahmebegehren nicht ge- 
folgt werden, da dem Beschwerdeführer in seiner jetzi- 
gen Besetzung Mitglieder angehörten, gegen die die 
Staatsanwaltschaft Bonn wegen Vergehens nach § 353 
b Abs. 2 Nr. 1 StGB mit dem Ziel der Aufhebung ihrer 
Immunität vorermittele, bei denen im Hinblick auf ihre 
Presseerklärung vom 28. März 1990 auch naheliege, 
daß sie geheime Papiere an die Medien weitergegeben 
hätten und schließlich im Hinblick auf eine Erklärung 
ihrer Fraktionssprecherin ernstlich zu besorgen sei, 
daß sie in dieser Weise fortführen. Das Gericht bezog 
sich auf den unter A V 1 be geschilderten Vorgang der 
Wiedergabe des Inhalts von geheim eingestuften Ak- 
ten der Staatsanwaltschaft Kiel in einer Presseerklä- 
rung der GRÜNEN, deretwegen von der Staatsanwalt- 
schaft Bonn zunächst ein Vorermittlungsverfahren ge- 
gen das Mitglied des Ausschusses von der Fraktion 
DIE GRÜNEN Ursula Eid sowie das stellvertretende 
Mitglied des Ausschusses von der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN Angelika Beer eingeleitet worden war und nach 
Erteilung der erforderlichen Strafverfolgungsermäch- 
tigung nach § 353 b StGB durch die Präsidentin des 
Deutschen Bundestages in ein normales staatsanwalt- 
schaftliches Ermittlungsverfahren der Staatsanwalt- 
schaft Bonn umgewandelt worden ist. 

In einer Presseerklärung der SPD im Deutschen Bun- 
destag vom 16. Juli 1990 kommentierte Abg. Gansei 
diese Gerichtsentscheidung unter anderem folgender- 
maßen: 

„Zur politischen Bewertung dieser Vorgänge: 

1 . Amtsrichter Hertz-Eichenrode begründet seinen 
Beschluß im wesentlichen damit, daß bei der 
Staatsanwaltschaft Bonn wegen des Verdachts 
eines Vergehens nach §353b Strafgesetzbuch ge- 
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gen 2 Ausschußmitglieder der Grünen wegen ei- 
ner Presseerklärung vom März 1990 Vurermitt- 
lungen laufen. Er verschweigt dabei, daß diese 
Vorermittlungen auf einer Anzeige der Rü- 
stungsfirmen beruhen, und bewertet den Sach- 
verhalt in einer Weise, die die Grenzen zur be- 
rühmten .Vorverurteilung' überschreitet. Amts- 
richter Hertz-Eichenrode sieht die Vorausset- 
zung für die Übergabe von Firmenakten (ohne 
daß er differenziert zwischen möglicherweise ge- 
heimen und möglicherweise nicht geheimen Un- 
terlagen) für so lange nicht gegeben, wie ,dem 
Ausschuß Mitglieder angehören, die im Ver- 
dacht strafbarer Verletzung ihrer Geheimhal- 
tungspflichten stehen und von denen weiterhin 
zu besorgen ist, daß sie sich an das Beschlossene 
nicht halten, da die beschlossenen Vorkehrun- 
gen nicht hinreichen, solange solche Ausschuß- 
mitglieder nicht gegen andere Unverdächtige 
ausgewechselt sind, von denen im Ernst erwartet 
werden darf, daß sie die Gesetze achten 1 (sic!). 

Diese Formulierungen überschreiten das Maß 
des juristisch Zulässigen und verfassungspoli- 
tisch Erträglichen. Der Amtsrichter maßt sich 
nicht nur an, welche vom Bundestag bestimmten 
Ausschußmitglieder dem Ausschuß weiter ange- 
hören dürfen, sondern auch, welche Ausschuß- 
mitglieder ihm in Zukunft angehören sollen (.an- 
dere Unverdächtige. . ., von denen im Ernst er- 
wartet werden darf, daß sie die Gesetze achten 1 ). 
Sinnvollerweise sollte der im Bundestag bera- 
tene Gesetzentwurf für Untersuchungsaus- 
schüsse einen zusätzlichen Paragraphen erhal- 
ten: .Mitglieder eines Untersuchungsausschus- 
ses werden aus dem Kreis der vom Amtsrichter 
Hertz-Eichenrode für unverdächtig gehaltenen 
Mitglieder des Deutschen Bundestages von den 
Fraktionen entsprechend ihrem Stärkeverhält- 
nis nach d'Hondt benannt. 1 


3. Alles deutet aber darauf hin, daß die einschlä- 
gige deutsche Tradition hochgehalten wird, daß 
sich die Reichs- bzw. Bundesregierung bei du- 
biosen Waffengeschäften, in die sie verwickelt 
ist, darauf verlassen kann, daß die von der Justiz 
verinnerlichte Staatsräson gilt ,The king can do 
no wrong'. 

Dem Untersuchungsausschuß ist nicht bekannt gewor- 
den, daß der Justizminister des Landes Nordrhein- 
Westfalen, Dr. Rolf Krumsiek (SPD), das Amtsgericht 
Bonn gegen diesen unsachlichen, wenn nicht sogar als 
ausfällig zu beurteilenden Angriff seines Parteifreun- 
des Gansei auf ein unabhängiges Gericht und die ge- 
samte deutsche Justiz in Schutz genommen hätte. 

bc) Entscheidung des Landgerichts Bonn 

Das Landgericht Bonn hob mit Beschluß vom 30. Juli 
1990 (Anlage 24) den Beschluß des Amtsgerichts Bonn 
vom 23. September 1988 mit der Maßgabe auf, daß die 
Beschlagnahme aller Akten und Geschäftsunterlagen 
des IKL, die bereits an den 4. U A - 1 0. WP herausgege- 
ben worden waren, angeordnet werde. 


Hinsichtlich der genannten Unterlagen wurde der Er- 
mittlungsrichter beim Amtsgericht Bonn angewiesen, 
diese unter Berücksichtigung der vom Bundesverfas- 
sungsgericht in seiner Entscheidung BVerfGE 77, S. 1 
ff. aufgestellten Grundsätze auszuwerten und die da- 
nach auszuhändigenden Unterlagen erst dann an den 
Beschwerdeführer herauszugeben, wenn die ord- 
nungsgemäße Geheimhaltung entsprechend den Re- 
geln des Deutschen Bundestages gewährleistet er- 
scheine. 

Im Gegensatz zur Vorinstanz, dem Amtsgericht Bonn, 
hielt sich das Landgericht für verpflichtet und berech- 
tigt zu überprüfen, ob der Ausschuß in formal rechtmä- 
ßiger Weise sowie mit zulässiger Aufgabenstellung 
konstituiert worden sei und sich bei der Beweiserhe- 
bung innerhalb des Rahmens des vom Bundestag be- 
schlossenen Themenkatalogs bewege. Das Gericht 
ging davon aus, daß es bei der Beurteilung der formel- 
len und materiellen Voraussetzungen des in Betracht 
kommenden Herausgabeanspruchs keinen nichtjusti- 
ziablen Bereich parlamentarischen Handelns gebe. In 
der Entscheidung wurden die parlamentarischen Vor- 
gänge im Zusammenhang mit der Einsetzung des 1. 
Untersuchungsausschusses in allen Einzelheiten mit 
dem Ergebnis gewürdigt, daß aufgrund konkludenter 
Zustimmung auch der Mitglieder der Koalitionsfrak- 
tionen von einer wirksamen Einsetzung des Ausschus- 
ses auszugehen sei. Im übrigen seien nach Ansicht der 
Kammer eventuelle Abstimmungsfehler jedenfalls 
durch die von allen Fraktionen getragenen Änderun- 
gen des Untersuchungsauftrags am 14. Februar 1990 
nachträglich geheilt. Im Anschluß an die Rechtspre- 
chung des Bundesverfassungsgerichts sollte vor einer 
Aushändigung der beschlagnahmten Akten an den 
Ausschuß eine Auswahl durch den Ermittlungsrichter 
unter dem Gesichtspunkt der Relevanz für den Unter- 
suchungsauftrag erfolgen. 

Das Gericht lehnte die Anträge ungeachtet des Vorlie- 
gens anderer Voraussetzungen für eine Beschlag- 
nahme mit der Begründung ab, die betreffenden Unter- 
lagen seien bereits von der Staatsanwaltschaft Kiel be- 
schlagnahmt worden. Der Ausschuß könne sie sich 
dort auf dem einfacheren und die Antragsgegner weni- 
ger belastenden Weg der Amtshilfe beschaffen. Gleich- 
zeitig vertrat das Gericht die Auffassung, daß sowohl 
der Ausschuß als auch die Antragsgegner gegen eine 
Entscheidung der Staatsanwaltschaft das Verwal- 
tungsgericht anrufen könnten. Dabei müsse dieses Ge- 
richt - wie im Regelfall der Ermittlungsrichter - über- 
prüfen, ob und in welchem Umfang die beschlagnahm- 
ten Papiere an den Ausschuß ausgehändigt werden 
könnten. 

Schließlich hat das Landgericht dem Amtsgericht auf- 
gegeben, die Unterlagen, deren Beschlagnahme ange- 
ordnet wurde, erst an den Ausschuß herauszugeben, 
wenn dieser durch den Austausch bestimmter Mitglie- 
der oder ähnlich geeignete Maßnahmen Geheimhal- 
tungslücken geschlossen habe. Anlaß hierfür sind die 
vorher erwähnten Presseerklärungen und Veröffentli- 
chungen vornehmlich der Ausschußmitglieder der 
GRÜNEN in den Medien nach Eingang GEHEIM ein- 
gestufter Akten im Ausschuß, die u.a. zu Ermittlungs- 
verfahren gegen zwei Ausschußmitglieder geführt ha- 
ben und die auch mehrfach Gegenstand von Erörterun- 
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gen im Ausschuß (Stenographisches Protokoll 47, S. 
15) waren. Das Gericht sah offensichtlich die Grenze, 
daß das Bekanntwerden von geheimgehaltenen Tatsa- 
chen trotz ansonsten ausreichender rechtlicher und 
tatsächlicher Maßnahmen zur Gewährleistung der Ge- 
heimhaltung noch keinen hinreichenden Anlaß zur 
Verweigerung der Aktenherausgabe darstellt, auf- 
grund dieser Vorkommnisse als überschritten an. 

bd) Gründe des Amtsgerichts Bonn für die Nichther- 
ausgabe der beschlagnahmten Akten an den Unter- 
suchungsausschuß 

Im Hinblick auf neues Vorbringen von Unternehmens- 
seite wandte sich das Amtsgericht Bonn unter dem 10. 
August 1 990 an den Untersuchungsausschuß und bat 
um Stellungnahme betreffend die Sicherung des Ge- 
heimschutzes. Anlaß dazu war der Hinweis in dem 
Schriftsatz des Rechtsvertreters von IKL, daß auch ge- 
gen Mitglieder der SPD-Fraktion der konkrete Ver- 
dacht unerlaubten Umgangs mit Geheimschutzdaten 
bestehe. So habe die SPD-Fraktion ihren Entwurf eines 
Zwischenberichts am 1 1 . Oktober 1 989 in einer Pres- 
sekonferenz vorgelegt, in dem es auf S. 26 heiße, daß 
die Namen der als Kuriere tätig gewordenen Angehöri- 
gen der südafrikanischen Botschaft GEHEIM einge- 
stuft seien. Anlage 14 zu diesem Entwurf des Zwi- 
schenberichts enthalte unter Nr. 2 einen Brief des SPD- 
Abgeordneten Gansei an den Vorsitzenden des Anti- 
Apartheid-Ausschusses der Vereinten Nationen, in 
dem er die Namen der Kuriere offenlege. Einen weite- 
ren Verstoß gegen Geheimhaltungspflichten sah der 
Rechtsvertreter von IKL in dem bereits im Zwischen- 
bericht, dort allerdings bislang anonym geschilderten 
Fall der Verwendung einer Notiz durch Norbert Gan- 
sei, die sich dieser als Mitglied des 4. UA - 10. WP aus 
den beigezogenen und GEHEIM eingestuften Unterla- 
gen entgegen den Regelungen der Geheimschutzord- 
nung angefertigt und im weiteren Verlauf des 1 . Unter- 
suchungsausschusses verwendet hatte. 

Zur Vorbereitung der Beratungen des Ausschusses zu 
Fragen der Geheimhaltung nahm der SPD-Obmann 
Norbert Gansei mit Schreiben vom 21. August 1990 (s. 
Anlage 25) zu den Vorwürfen in dem Schriftsatz des 
Rechtsvertreters von IKL wie folgt Stellung: 

Die Vorwürfe, die RA Dr. Zoglmann gegen mich we- 
gen angeblichen Verstoßes gegen die Geheimschutz- 
bestimmungen des Deutschen Bundestages richtet, 
sind absurd und entbehren jeder Grundlage. RA Dr. 
Zoglmann hat offensichtlich in seinem Schriftsatz 
vom 9.8.1990 Anschuldigungen aufgegriffen, die die 
Bevollmächtigten des früheren schleswig-holsteini- 
schen Staatssekretärs Dr. Schleifer in zwei Strafan- 
zeigen vom 26.4.1990 und 1 1.5.1990 gegen mich bei 
der Staatsanwaltschaft Kiel erhoben haben. Ich habe 
gegenüber der Staatsanwaltschaft Kiel hierzu Stel- 
lung genommen und übersende Ihnen in der Anlage 
diese Stellungnahme, die in vollem Umfang geeignet 
ist, auch die von RA Dr. Zoglmann gegen mich erho- 
benen Vorwürfe zu widerlegen. 

Soweit Dr. Zoglmann mich beschuldigt, ich hätte aus 
geheim-eingestuften Unterlagen Notizen gefertigt 
und diese in nichtöffentlicher Sitzung preisgegeben, 
verweise ich auf die 18. Sitzung des 1. Untersu- 


chungsausschusses vom 18.4.1988, in der aus- 
schließlich der damit zusammenhängende Sachver- 
halt behandelt wurde. Der Sachverhalt war niemals 
Gegenstand einer öffentlichen Sitzung; auf die dies- 
bezügliche Darstellung im Zwischen-Bericht (Seite 
17) nehme ich insofern Bezug. Die in geschmeidiger 
Kongruenz kolportierte Anschuldigung des Rechts- 
anwalts Dr. Zoglmann ist offenkundig falsch. Die Be- 
zugnahme des Dr. Zoglmann auf die Presseerklä- 
rung des Kollegen Bohl vom 1.8.1990 ist insofern 
entlarvend. 


Auf diese Weise erhielt der Untersuchungsausschuß 
davon Kenntnis, daß gegen Norbert Gansei aufgrund 
einer Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft beim 
Landgericht Kiel ein Vorermittlungsverfahren unter 
dem Aktenzeichen 591 AR 392/90 wegen Vergehens 
nach § 353 b StGB und anderer Straftaten anhängig 
war. 

Die Abgeordneten der Fraktion DIE GRÜNEN Frau 
Eid und Frau Beer verwiesen auf ein Schreiben vom 21 . 
August 1 990 an den Justizminister des Landes Schles- 
wig-Holstein (s. Anlage 26), das von ihnen mit dem 
Hinweis „(nach Diktat verreist) 1 ' nicht unterschrieben 
wurde und in dem sie die Bezugnahme des Amtsge- 
richts Bonn und des Landgerichts Bonn auf die Ermitt- 
lungen der Staatsanwaltschaft Bonn als Vorverurtei- 
lung kritisieren. Im übrigen behaupteten sie, daß „die 
GRÜNEN sich selbstverständlich an notwendige Ge- 
heimhaltungsvorschriften halten werden" ohne darzu- 
legen, welche Geheimschutzmaßnahmen sie als not- 
wendig anerkennen werden; darüber hinaus enthält 
das Schreiben die Passage, daß sie niemals Geheimak- 
ten an Medien weitergegeben hätten und auch nicht 
beabsichtigten, dies zu tun. Ihre Presseerklärung vom 
28. März 1990 beinhalte ihres Erachtens keinen Ge- 
heimnisverrat im Sinne des § 353 b StGB. Wenn durch 
einige Formulierungen der Eindruck entstanden sei, es 
sei die Absicht gewesen, Geheimnisse aus staatsan- 
waltschaftlichen Akten preiszugeben, werde dies be- 
dauert. 

In der 58. Sitzung des Ausschusses am 4. September 
1 990 wurde die Angelegenheit mit dem Ergebnis bera- 
ten, daß sowohl der SPD- Abgeordnete Gansei auch die 
GRÜNEN-Abgeordnete Frau Beer den Vorsitzenden 
aufforderten, ihre Schreiben dem Amtsgericht Bonn als 
dem für die Vollstreckung des Landgerichtsbeschlus- 
ses zuständigen Gericht zu übermitteln. 

Der von Abg. Stobbe gestellte Antrag, der Ausschuß 
möge feststellen, daß er nach den schriftlich vorliegen- 
den Erklärungen von Ausschußmitgliedern die Ge- 
heimhaltung für gewährleistet halte, wurde mehrheit- 
lich abgelehnt. 

Auf der Grundlage der entsprechenden Meinungsbil- 
dung im Ausschuß übermittelte der Vorsitzende mit 
Schriftsatz vom 5. September 1990 dem Amtsgericht 
die vorgenannten Schreiben und teilte weiter mit, daß 
der Ausschuß zusätzliche Maßnahmen zur Gewährlei- 
stung des Geheimschutzes nicht beschlossen habe. 
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Das Amtsgericht Bonn gab am 20. September 1 990 dem 
Ausschuß bekannt, daß die Unternehmensunterlagen 
von IKL freiwillig an das Gericht herausgegeben wor- 
den seien. Da der Ausschuß weitere Maßnahmen zur 
Gewährleistung der Geheimhaltung nicht getroffen 
habe und die beiden in dem Beschluß des Landgerichts 
namentlich genannten Ausschußmitglieder nicht aus- 
gewechselt worden seien, könnten die Unterlagen 
nicht an den Ausschuß ausgehändigt werden. Der ge- 
gen die beiden Ausschußmitglieder bestehende Ver- 
dacht sei durch das dem Schriftsatz des Vorsitzenden 
vom 5. September 1990 in Ablichtung beigefügte 
Schreiben vom 21. August 1990, das die beiden Mit- 
glieder an den Justizminister des Landes Schleswig- 
Holstein gerichtet hätten, nicht ausgeräumt (Anlage 
27). 

Am 26. September 1990 veröffentlichte der Leitende 
Oberstaatsanwalt in Kiel eine Presseerklärung, mit der 
die Einstellung des Vorermittlungsverfahrens gegen 
den SPD-Abgeordneten Gansei mitgeteilt wurde. Die 
Presseerklärung hat folgenden Wortlaut: 

„Weitergabe von Vermerken zu den Ergebnissen der 
Sitzungen des U-Boot-Untersuchungsausschusses 
durch Staatssekretär a.D. Dr. Schleifer an Vor- 
standsmitglieder der Salzgitter AG bzw. Howaldts- 
werke/Deutsche Werft AG. 

Die Staatsanwaltschaft Kiel hat von Amts wegen ge- 
prüft, ob Anlaß besteht, gegen Dr. Schleifer ein Er- 
mittlungsverfahren wegen der Verletzung von 
Dienstgeheimnissen (§ 353 StGB) einzuleiten. Die 
Überprüfung hat keine zureichenden tatsächlichen 
Anhaltspunkte (§ 152 Abs. 2 StPO) ergeben, welche 
die Einleitung eines strafrechtlichen Ermittlungs- 
verfahrens rechtfertigen könnten. Dabei kann da- 
hingestellt bleiben, ob Dr. Schleifer sämtliche Ver- 
merke weitergeleitet hat, die kürzlich im schleswig- 
holsteinischen Finanzministerium aufgetaucht sind. 
Nur einer dieser Vermerke war als .vertraulich' ein- 
gestuft; die übrigen waren offen. Der Tatbestand des 
§353 b StGB wäre in keinem Fall verletzt, weil selbst 
der eingestufte Vermerk seinem Inhalt nach keine 
geheimhaltungsbedürftige Angelegenheit darstellt 
und seine möglicherweise unbefugte Offenbarung 
keine wichtigen öffentlichen Interessen von Rang 
gefährdet hätte. 

Soweit Dr. Schleifer wegen der Veröffentlichung des 
zugrunde liegenden Vorgangs Strafanzeige gegen 
den Bundestagsabgeordneten Gansei und/oder un- 
bekannte Dritte erstattet hat, hat die Vorprüfung 
ebenfalls keine zureichenden tatsächlichen An- 
haltspunkte für den Verdacht einer Straftat ergeben. 
Abgeordnete unterliegen grundsätzlich nicht den 
besonderen Amtspflichten zur Verschwiegenheit 
nach § 353 b StGB. Hinzukommt auch insoweit, daß 
die Vermerke nicht als geheimhaltungsbedürftig an- 
zusehen sind. Es kann somit auch offenbleiben, von 
welcher Person die von Dr. Schleifer beanstandete 
Information ausgegangen ist. Der Kreis der mögli- 
chen Täter ist unüberschaubar groß.” 

Soweit ersichtlich, beschäftigt sich die Presseerklä- 
rung hinsichtlich der Einstellung des Verfahrens gegen 
Norbert Gansei nur mit der Veröffentlichung von Un- 
terlagen, die Grundlage der Ermittlungen gegen StS 
a.D. Dr. Schleifer waren. Die Presseerklärung beschäf- 
tigt sich nicht mit dem dem Untersuchungsausschuß 


ebenfalls bekannten Vorgang der Nennung der Kuriere 
der südafrikanischen Botschaft gegenüber einem Aus- 
schuß der VN und in der Presseveröffentlichung bei 
Vorlage des Entwurfs der SPD-Fraktion für einen Zwi- 
schenbericht des Untersuchungsausschusses am 11. 
Oktober 1989, obwohl auch dieser Vorgang der Staats- 
anwaltschaft Kiel im Zuge der Vorermittlungen gegen 
Norbert Gansei zur Kenntnis gebracht worden war. 
Dem Untersuchungsausschuß ist nicht bekannt, ob die 
Staatsanwaltschaft Kiel insoweit das Vorermittlungs- 
verfahren eingestellt hat, insbesondere dabei die vom 
Untersuchungsausschuß getroffenen und auch für Mit- 
glieder des Ausschusses geltenden und bindenden Be- 
schlüsse zur Geheimhaltung einbezogen hat. Die Be- 
merkung in der Presseerklärung, Abgeordnete unter- 
lägen grundsätzlich nicht den besonderen Amtspflich- 
ten zur Verschwiegenheit nach § 353 b StGB, lassen 
insoweit offen, ob und inwieweit die Staatsanwalt- 
schaft Kiel die in den Zwischenbericht des Untersu- 
chungsausschusses auf BT-Drucksache 11/6141 im 
Detail geschilderten Geheimschutzmaßnahmen im ein- 
zelnen gewürdigt hat. Im übrigen ist davon auszuge- 
hen, daß die Staatsanwaltschaft Kiel jedenfalls nicht 
geprüft hat, wie die Anfertigung und Verwendung ei- 
ner Notiz durch Norbert Gansei, die dieser sich aus 
beigezogenen und geheim eingestuften Unterlagen des 
4. UA - 1 0. WP gemacht und im Verlauf des 1 . U A - 1 1 . 
WP benutzt hatte, strafrechtlich zu würdigen ist. Den 
durch Norbert Gansei mit seinem Schreiben vom 21. 
August 1990 an das Ausschußsekretariat überlasse- 
nen Unterlagen des Vorermittlungsverfahrens der 
Staatsanwaltschaft Kiel 59 1 AR 392/90 ist nicht zu ent- 
nehmen, daß dieser Sachverhalt der Staatsanwalt- 
schaft Kiel zur Kenntnis gelangt wäre; im Zwischenbe- 
richt des Untersuchungsausschusses war dieser Sach- 
verhalt bislang ohne Nennung der Person geschildert 
worden. 

c) Beiziehung der von der Staatsanwaltschaft bei dem 
Landgericht Kiel an die OFD Kiel abgegebenen Er- 
mittlungsakten 

Der Ausschuß beschloß in seiner 60. Sitzung am 13. 
September 1990 einstimmig, die Ermittlungsakten bei 
der OFD Kiel, die die Staatsanwaltschaft Kiel, wie sie 
gegenüber dem Untersuchungsausschuß mit Schreiben 
vom 17. August 1990 angekündigt hat, an die OFD Kiel 
zur Ahndung einer Ordnungswidrigkeit gern. § 33 
AWG abgegeben hat, beizuziehen (Beweisbeschluß 
11-196). Auf das entsprechende Schreiben an den Bun- 
desfinanzminister vom 13. September 1990 teilte das 
BMF am 19. September 1990 fernmündlich mit, daß 
eine umfangreiche Schutzschrift der betroffenen Un- 
ternehmen vorliege, die eine kurzfristige Entscheidung 
ausschließe. 

d) Beiziehung der Akten der Staatsanwaltschaft Bonn 
in dem Ermittlungsverfahren gegen MD Teltschik 
- 50 Js 146/90 - 

Bei der Beschlagnahme von Unterlagen im Rahmen des 
Ermittlungsverfahrens gegen Verantwortliche von 
HDW und IKL - 591 Js 9809/89 - ergaben sich Er- 
kenntnisse, die die Staatsanwaltschaft Kiel an die 
Staatsanwaltschaft Bonn weiterleitete (Stenographi- 
sches Protokoll 47, S. 28 f.). Es handelt sich u.a. um die 
Kopie eines Briefes des Bayerischen Ministerpräsiden- 
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ten an den Bundeskanzler vom 5. November 1984 (Ste- 
nographisches Protokoll 53, S. 13). 

Am 2. Mai 1990 teilte der Leitende Oberstaatsanwalt 
beim Landgericht Bonn dem Ausschuß mit, die Staats- 
anwaltschaft Bonn prüfe unter der Geschäftsnummer 
50 Js 146/90 anhand von Unterlagen, die von der 
Staatsanwaltschaft Kiel in dem dort damals noch an- 
hängigen Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts 
von Vergehen gegen das AWG sichergestellt und der 
Staatsanwaltschaft Bonn zum weiteren Befinden zuge- 
leitet worden seien, ob Ministerialdirektor Teltschik in 
der 10. und 11. Wahlperiode des Deutschen Bundesta- 
ges vor dem jeweiligen „U-Boot-Untersuchungsaus- 
schuß" falsch ausgesagt haben könnte. Die Akten des 
Ermittlungsverfahrens bestehen lt. Schreiben der 
Staatsanwaltschaft Bonn vom 29. Mai 1990 im wesent- 
lichen aus Ablichtungen von Unterlagen, die in dem 
Ermittlungsverfahren 591 Js 9809/89 der Staatsan- 
waltschaft Kiel beschlagnahmt worden sind. 

Der Ausschuß beschloß in seiner 52. Sitzung am 17. 
Mai 1990, diese Akten zu Beweiszwecken beizuzie- 
hen. Auf das entsprechende schriftliche Ersuchen des 
Vorsitzenden vom selben Tage antwortete der Leitende 
Oberstaatsanwalt beim Landgericht Bonn mit Schrei- 
ben vom 28. Mai 1990, die erbetenen Akten könnten 
dem Ausschuß vorerst nicht zur Verfügung gestellt 
werden, da die III. Große Strafkammer des Landge- 
richts Kiel die Herausgabe der in dem Ermittlungsver- 
fahren 591 Js 9809/89 von der Staatsanwaltschaft Kiel 
beschlagnahmten Unterlagen, von denen sich Ablich- 
tungen in den Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft 
Bonn befinden, bis zur Entscheidung über die Be- 
schwerde der Betroffenen gegen die Beschlagnahme- 
maßnahmen für unzulässig erklärt habe. Nach Erlaß 
dieser Entscheidung werde er auf die Angelegenheit 
zurückkommen. 

Der Ausschuß erhielt die Ermittlungsakten schließlich 
am 7. September 1990 als Geheimakten über den Ju- 
stizminister des Landes Nordrhein- Westfalen. 

In seiner 59. Sitzung am 12. September 1990 faßte der 
Ausschuß auf Antrag der SPD-Fraktion einstimmig fol- 
genden Beschluß (Beschluß 11-197): 

„Der Justizminister des Landes Nordrhein- Westfa- 
len und die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht 
Bonn werden ersucht, die Geheim-Einstufung der 
von ihr dem Untersuchungsausschuß überlassenen 
Aktenstücke im Ermittlungsverfahren gegen Mini- 
sterialdirektor Horst Teltschik wegen des Verdachts 
falscher uneidlicher Aussage auf zu heben." 

Auf das entsprechende Schreiben des Vorsitzenden 
vom 13. September 1990 teilte der Leitende Ober- 
staatsanwalt bei dem Landgericht Bonn noch am selben 
Tage mit, daß im Hinblick darauf, daß der 1. UA - 1 1. 
WP in Kenntnis der vorgetragenen Besorgnisse gestern 
einstimmig beschlossen habe, um die Aufhebung der 
Geheimeinstufung zu ersuchen, die Staatsanwaltschaft 
Bonn diese Einstufung aufhebe. Dabei gehe sie davon 
aus, daß der Untersuchungsausschuß in eigener Ver- 
antwortung Maßnahmen ergreife, die Verletzungen 
von Grundrechten von Betroffenen zu verhindern. 

Mit Schreiben vom 12. September 1990 übersandte der 
Justizminister des Landes Nordrhein-Westfalen eine 
Reihe von Eingaben, mit denen die Unternehmen sich 
gegen die Weitergabe an den Ausschuß gewandt hat- 
ten (Anlage 28). 


6. Aktivitäten Dritter im Zusammenhang 
mit der Durchführung der Untersuchung 

Auf Antrag der SPD hat der Untersuchungsausschuß 
einen Vorgang zur Kenntnis genommen, der nicht vom 
Untersuchungsauftrag ungeachtet seiner verfassungs- 
rechtlichen Beurteilung - erfaßt ist, gleichwohl mit 
dem Gang des Verfahrens in Zusammenhang steht. 
Kurz vor der schleswig-holsteinischen Landtagswahl 
1988 wurde im Mai ein Brief des Betriebsratsvorsitzen- 
den von HDW, Herbert Baresel, vom 20. April 1988 an 
den SPD-Partei- und SPD-Fraktionsvorsitzenden im 
Deutschen Bundestag, Dr. Hans-Jochen Vogel, be- 
kannt, in dem mitgeteilt wurde, daß der Vorstand von 
HDW und der Aufsichtsratsvorsitzende von HDW, 
Ernst Pieper, an den Betriebsrat mit dem Verlangen 
herangetreten seien, auf den Verlauf im Untersu- 
chungsausschuß „Südafrika" einzuwirken. Herbert Ba- 
resel schilderte die Schwierigkeit der Akquisition 
neuer Kundenaufträge und die daraus resultierenden 
Gefahren für die Arbeitsplätze; der Grund für diese 
Schwierigkeiten läge in den Pressemitteilungen und in 
dem Verhalten des „Genossen Norbert Gansel". Er 
selbst habe bereits am 18. April 1988 in einem Ge- 
spräch mit Norbert Gansel auf die Gefährdung der Ar- 
beitsplätze hingewiesen; er bitte Hans-Jochen Vogel 
eindringlich, in dieser Angelegenheit mit dem „Gen. 
Gansel" zu reden. 

Mit Antrag vom 16. Mai 1988 (Ausschußdrucksache 
11-109) hat die SPD-Fraktion im Untersuchungsaus- 
schuß versucht, die Umstände dieses Schreibens des 
HDW-Betriebsratsvorsitzenden in das Untersu- 
chungsausschußverfahren einzuführen. Mit einem am 

7. September 1988 eingegangenen Antrag (Ausschuß- 
drucksache 11-129) hat die SPD-Fraktion den zuvor 
erwähnten Antrag geändert; dem letztgenannten An- 
trag waren eine Fotokopie ebenfalls eines Schreibens 
von Herbert Baresel vom 20. April 1988 an den SPD- 
Partei- und Fraktionsvorsitzenden im Deutschen Bun- 
destag, Dr. Hans-Jochen Vogel, sowie weitere Vor- 
gänge beigefügt (Anlage 29). Das von der SPD-Fraktion 
im Untersuchungsausschuß vorgelegte Schreiben von 
Herbert Baresel entspricht textlich und nach dem 
Schriftbild auf Seite 1 dem zunächst bekannt geworde- 
nen; demgegenüber ist auf Seite 2 des Schreibens ein 
Passus eingefügt, der in dem zunächst bekannt gewor- 
denen Schreiben fehlt. Dieser Passus lautet: 

„Wir, die Interessenvertretung, werden also in un- 
verantwortlicher Weise unter Druck gesetzt (s. auch 
anl. Schreiben des HDW-Vorstandes an Herrn Pie- 
per vom 20.04.1988. Bitte vertraulich behandeln)." 
Der Ausschuß hat nach längerer Erörterung die Be- 
handlung dieser Angelegenheit im Untersuchungsaus- 
schuß abgelehnt, da sie nicht zum Untersuchungsauf- 
trag gehört und im übrigen diese Art von Einflußnahme 
auf die Arbeit des Parlaments nichts Unzulässiges ist. 
Der Ausschuß hat festgestellt, daß er die im SPD-An- 
trag bezeichneten Schriftstücke erhalten und zur 
Kenntnis genommen habe und der Antrag damit erle- 
digt sei. Entsprechend einer Ankündigung seitens der 
CDU/CSU-Fraktion im Untersuchungsausschuß ist 
dem Ausschuß von einem Mitglied im Ausschuß eine 
Kopie der zunächst bekannt gewordenen Fassung des 
Baresel-Schreibens zur Verfügung gestellt worden 
(Anlage 30). 
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7. Rechtliches Gehör 

Nachdem von allen Fraktionen die Absicht geäußert 
worden war, die Arbeit des Ausschusses mit einem 
Bericht und einer entsprechenden Plenardebatte abzu- 
schließen und das Sekretariat mit den Vorarbeiten be- 
auftragt worden war, führte der Vorsitzende in der 58. 
Sitzung am 4. September 1990 aus, es sei nunmehr zu 
entscheiden, ob und in welcher Weise den von diesem 
Bericht Betroffenen rechtliches Gehör gewährt werden 
solle. 

Die Vertreter der Oppositionsfraktionen lehnten es in 
der anschließenden Diskussion entschieden ab, den 
betroffenen Unternehmen rechtliches Gehör zu ge- 
währen. Die Untersuchung habe sich nicht gegen die 
Unternehmen gerichtet. Die Zeugen aus dem Unter- 
nehmensbereich seien nicht als Angeklagte vernom- 
men worden. Ihnen seien deshalb auch nicht die ent- 
sprechenden strafprozessualen Rechte zuzugestehen. 
Da die betroffenen Unternehmen die Aktenherausgabe 
abgelehnt und die Zeugen aus dem Unternehmensbe- 
reich die Auskunft verweigert hätten, würde sich die 
Gewährung des rechtlichen Gehörs als doppelte Ein- 
schränkung der Minderheitenrechte darstellen. Die 
weitere Behandlung dieser Frage wurde daraufhin auf 
die nächste Beratungssitzung vertagt. 

In dieser Sitzung am 13. September 1990 legte der Vor- 
sitzende einleitend dar, der Ausschuß übe bei seiner 
Beweiserhebung ähnlich wie ein Gericht öffentliche 
Gewalt aus. Diese schlage sich auch in dem Bericht 
nieder. Die in dem Bericht getroffenen Feststellungen 
könnten daher schwerwiegend in die Rechtssphäre der 
genannten natürlichen und juristischen Personen ein- 
greifen. Dabei spiele es keine Rolle, ob sich die Unter- 
suchung gegen sie gerichtet habe oder nicht. Den in 
dieser Weise Betroffenen stehe gegen die Feststellun- 
gen in dem Bericht der Rechtsweg nicht offen. Daher 
müßte ihnen wenigstens das Recht zugebilligt werden, 
sich zu den sie betreffenden Ausführungen gegenüber 
dem Ausschuß zu äußern. Das gehöre zu dem Mini- 
mum an rechtsstaatlichen Verfahrensgarantien, das 
bei jedem staatlichen Handeln gewährleistet sein müs- 
se. Sowohl das OVG Hamburg in seinem Beschluß vom 
27. Mai 1986 als auch das OVG Münster in seinem 
Beschluß vom 2. September 1986 hätten einen An- 
spruch derjenigen Personen, deren Persönlichkeits- 
schutz durch die Feststellungen in dem Bericht eines 
parlamentarischen Untersuchungsausschusses be- 
rührt werde, auf rechtliches Gehör bejaht, wenn dabei 
auch offen gelassen worden sei, unter welchen konkre- 
ten Voraussetzungen und in welcher Art und Weise 
dieses zu erfolgen habe. So sehe z.B. auch der Entwurf 
eines Untersuchungsausschußgesetzes, an dem derzeit 
gearbeitet werde, in § 27 vor, daß den Personen, die 
durch Ausführungen in einem Abschlußbericht in ih- 
ren Rechten beeinträchtigt sein könnten, Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben werden muß. Darüber hin- 
aus solle der Inhalt dieser Stellungnahme auch in dem 
Bericht wiedergegeben werden. 

Da die maßgeblichen Sachverhalte im Zwischenbericht 
vom 20. Dezember 1989 dargestellt sind, ist der Aus- 
schuß übereingekommen, den beiden in Frage kom- 
menden Unternehmen den Zwischenbericht des Aus- 
schusses zu übermitteln und ihnen anheim zu stellen, 


sich binnen einer Woche zum Sachverhalt zu äußern. 
Der Vorsitzende hat daraufhin den Firmen HDW und 
IKL unter Beifügung je eines Exemplars des Zwischen- 
berichts in gleichlautenden Schreiben vom 13. Septem- 
ber 1990 mitgeteilt, daß sie Gelegenheit erhielten, bin- 
nen einer Woche nach Eingang der Schreiben Stellung 
zu nehmen. 

Angesichts der Tatsache, daß die betroffenen Unter- 
nehmen sich mit der Arbeit des Ausschusses intensiv 
beschäftigt hatten, wie z.B. die Schriftsätze in dem jah- 
relangen Beschlagnahmeverfahren zeigen, und in den 
öffentlichen Sitzungen häufig durch Beobachter ver- 
treten waren bzw. aufgrund umfänglicher Berichter- 
stattung der Medien über den Fortgang der Arbeiten 
des Ausschusses informiert sein konnten, erschien die 
Wochenfrist unter Berücksichtigung der kurzen, dem 
Ausschuß zur Erstellung des Berichts zur Verfügung 
stehenden Zeit angemessen. 

Mit Schreiben vom 20. September und 21. September 
1 990 haben sich die beiden Unternehmen geäußert; die 
Stellungnahmen (Ausschußdrucksachen 205 und 206 
a) sind als Anlagen 31 und 32 beigefügt. 


8. Feststellung des Ausschußberichts 

Der Ausschuß einigte sich in der 60. Sitzung am 13. 
September 1990 darauf, den Gesamtbericht in einer 
nichtöffentlichen Sitzung am 5. Oktober 1990 festzu- 
stellen und eine Plenardebatte am 25. Oktober 1990 
anzustreben. Weiter wurde vereinbart, die Beweiser- 
hebung in beschränktem Umfang über diesen Termin 
hinaus weiterzuführen. Die Ergebnisse dieser Beweis- 
erhebung sollten in einen Zusatzbericht eingearbeitet 
werden. Dieser soll am 23. Oktober 1990 festgestellt 
und gegebenenfalls in einer vorläufigen Form dem Be- 
richt angefügt und zusammen mit diesem in der vorge- 
sehenen Plenardebatte behandelt werden. 

In der 62. Sitzung am 5. Oktober 1990 lagen dem Aus- 
schuß ein gemeinsamer Berichtsentwurf der Berichter- 
statter der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP in 
der Fassung vom 2. Oktober 1990 und ein abweichen- 
der Berichtsentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN in der 
Fassung vom 3. Oktober 1990 vor. 

Für die SPD-Fraktion erklärte Abg. Gansei, der Ent- 
wurf seiner Fraktion habe nicht rechtzeitig fertigge- 
stellt werden können. Möglicherweise werde seine 
Fraktion eine abweichende Stellungnahme abgeben, 
die dem Gesamtbericht des Ausschusses zusammen 
mit dem vorgesehenen Ergänzungsbericht gegebenen- 
falls in hektographierter Form angefügt werden könne. 

Abg. Bohl bemerkte, die Koalitionsfraktionen könnten 
der Feststellung des abweichenden Berichts der Be- 
richterstatterin der Fraktion DIE GRÜNEN als Teil des 
Gesamtberichts nur zustimmen, wenn ihnen die Ab- 
gabe einer rechtswahrenden Erklärung zu diesem ab- 
weichenden Bericht Vorbehalten bliebe. Außerdem 
stelle er für die Koalitionsfraktionen den bereits 
schriftlich eingebrachten Antrag (Ausschußdrucksa- 
che 11-207), der Ausschuß möge beschließen, die Bun- 
desregierung zu bitten, den Bericht des 1 . UA - 1 1 . WP 
und einen etwaigen Ergänzungsbericht einschließlich 
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etwaiger abweichender Auffassungen vom Vorsitzen- 
den des aufgrund der Resolution 421 (1977) eingesetz- 
ten Waffenembargoausschusses des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen und dem Vorsitzenden des 
Sonderausschusses der Vereinten Nationen gegen 
Apartheid zu übermitteln. 

Der Ausschuß faßte mit 5 Stimmen bei 2 Enthaltungen 
folgenden Beschluß: 

Als Bericht des 1. Untersuchungsausschusses wird 
der Bericht der Berichterstatter der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP (Mehrheitsbericht) mit dem 
abweichenden Bericht der Berichterstatterin der 
Fraktion DIE GRÜNEN festgestellt. 

Den Berichterstattern der Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP bleibt es Vorbehalten, im vorgesehenen 
Ergänzungsbericht eine rechtswahrende Erklärung 
zu dem Bericht der Berichterstatterin der Fraktion 
DIE GRÜNEN abzugeben. 

Ferner beschloß der Ausschuß einstimmig, den Bericht 
dem Deutschen Bundestag mit der Beschlußempfeh- 
lung vorzulegen, ihn zur Kenntnis zu nehmen. 

Weiter stimmte der Ausschuß einstimmig dem vorge- 
nannten Antrag auf Ausschußdrucksache 11-207 zu. 


B. Feststellungen des 
Ausschusses 

I. Rechtslage 

1 . Rechtscharakter der UN-Resolution 41 8 

Die Resolution 418 (Anlage 33) wurde vom Sicher- 
heitsrat der VN am 4. November 1977 gefaßt. Die Bun- 
desrepublik Deutschland war an ihrer Ausarbeitung 
als damaliges Mitglied des Sicherheitsrats maßgeblich 
beteiligt. Die Resolution enthält kein allgemeines Em- 
bargo, sondern nur ein Waffenembargo gegenüber der 
Republik Südafrika. Der entsprechende Resolutions- 
teil lautet: 

„Der Sicherheitsrat, . . . 

2. beschließt, daß alle Staaten ab sofort die Lieferung 
von Waffen und dazugehörigem Material aller Art 
nach Südafrika einzustellen haben, einschließlich 
des Verkaufs oder der Weitergabe von Waffen und 
Munition, von Militärfahrzeugen und -ausrüstung, 
von paramilitärischer Polizeiausrüstung sowie von 
Ersatzteilen für die vorgenannten Gegenstände, und 
daß sie gleichermaßen sowohl die Bereitstellung al- 
ler Arten von Ausrüstungen und Materialien als 
auch die Gewährung von Lizenzvereinbarungen für 
die Herstellung oder Wartung der vorgenannten Rü- 
stungsgegenstände einzustellen haben; 

3. fordert alle Staaten auf, angesichts der Ziele die- 
ser Resolution alle in bezug auf die Herstellung und 
Wartung von Waffen, von Munition aller Art und 


von militärischen Ausrüstungen und Fahrzeugen 
mit Südafrika bestehenden vertraglichen Vereinba- 
rungen und Südafrika dafür gewährten Lizenzen im 
Hinblick auf deren Beendigung zu überprüfen; . . 

Die Resolution des Sicherheitsrats ist für die Mitglied- 
staaten unmittelbar völkerrechtlich verbindlich. Die 
Bindungswirkung erstreckt sich aber nur auf die Staa- 
ten als Völkerrechtssubjekte und nicht auf die ihnen 
zugehörigen natürlichen und juristischen Personen. 
Um die Geltung der Resolution auf diese zu erstrecken, 
bedarf es der Umsetzung in innerstaatliches Recht. In- 
soweit ist die Resolution 418 daher in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nicht unmittelbar anwendungsfähig; 
die UN-Resolution selbst enthält auch keine Sank- 
tionsregelung. Für die natürlichen und juristischen 
Personen sind maßgeblich vielmehr allein die zur 
Durchsetzung der von der Resolution bezweckten Ver- 
bote erlassenen deutschen Rechtsnormen, insbeson- 
dere die Vorschriften des AWG, der AWV und des 
KWKG. 


2. Außenwirtschaftsrecht 

a) Rechtsgrundlagen 

Das AWG geht als Grundlage des geltenden Außen- 
wirtschaftsrechts vom Grundsatz der Freiheit des 
Außenwirtschaftsverkehrs aus, § 1 Abs. 1 Satz 1 
AWG. Eingeschränkt werden kann die Freiheit des 
Außenwirtschaftsverkehrs gern. § 1 Abs. 1 Satz 2 und 
§ 2 AWG nur durch Verbote oder Genehmigungserfor- 
dernisse (Genehmigungsvorbehalt), die entweder im 
AWG selbst eine Rechtsgrundlage haben oder in 
Rechtsverordnungen enthalten sind, die ihrerseits auf- 
grund des AWG erlassen worden sind. Nach § 2 Abs. 2 
Satz 2 AWG sind Beschränkungen „so zu gestalten, 
daß in die Freiheit der wirtschaftlichen Betätigung so 
wenig wie möglich eingegriffen wird“. 

Für den Bereich der Warenausfuhr sind in der AWV 
und der Ausfuhrliste (AL) die geltenden Beschränkun- 
gen festgelegt. 

b) Zweifel an der Rechtswirksamkeit 

Die Vorschriften der AWV insbesondere die hier ein- 
schlägigen Bestimmungen der §§ 5 Abs. 1, 45 Abs. 3 
AWV wurden mehrfach geändert. Die Änderungen er- 
folgten vorwiegend im Umlaufverfahren. 

Der Hessische Verwaltungsgerichtshof hat jetzt in sei- 
nem Urteil vom 19. März 1990 (8 UE 811/88) zwei Ver- 
ordnungen zum Außenwirtschaftsrecht, die im Um- 
laufverfahren beschlossen wurden, wegen der konkre- 
ten Umstände jenes Umlaufverfahrens als nicht ord- 
nungsgemäß zustandegekommen angesehen. 

Verordnungen im Rahmen des Außenwirtschafts- 
rechts sind gemäß § 27 AWG von der Bundesregierung 
zu erlassen. Das setzt eine Beschlußfassung der Bun- 
desregierung voraus. 

§ 20 der Geschäftsordnung der Bundesregierung regelt 
das Verfahren der Beschlußfassung: 
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»§ 20 

( 1 ) Die Bundesregierung faßt ihre Beschlüsse in 
der Regel gemeinschaftlich. 

(2) Ist die mündliche Beratung einer Angelegen- 
heit nicht erforderlich, so soll der Staatsse- 
kretär des Bundeskanzleramtes die Zustim- 
mung der Mitglieder der Bundesregierung 
auf schriftlichem Wege einholen (Umlaufsa- 
che). Bestehen über die Notwendigkeit einer 
mündlichen Beratung Zweifel, so hat er die 
Entscheidung des Bundeskanzlers herbeizu- 
führen. " 

Das Umlaufverfahren ist folglich nach der Geschäfts- 
ordnung der Bundesregierung als besondere Form des 
Beschlußverfahrens außerhalb der Kabinettssitzungen 
für Fälle, die keine mündliche Beratung erfordern, aus- 
gestaltet. Die Geschäftsordnung sieht für solche Fälle 
vor, daß ein Beschluß auf schriftlichem Wege (§ 16 
Abs. 4 der Geschäftsordnung der Bundesregierung) 
herbeizuführen ist, der dadurch zustande kommt, daß 
die Zustimmung der Mitglieder der Bundesregierung 
schriftlich eingeholt wird. Bei der schriftlichen Zustim- 
mung handelt es sich um eine Willenserklärung des 
jeweiligen Regierungsmitglieds. Ein Beschluß, der auf 
diese Weise zustande kommt, stellt eine Entscheidung 
des Kabinetts dar, bei der lediglich auf die mündliche 
Beratung verzichtet wurde. 

Gegen das Umlaufverfahren, so wie es in jenen Fällen 
gehandhabt worden war, wendet der Hessische Ver- 
waltungsgerichtshof ein, daß eine fingierte Zustim- 
mungserklärung ohne eine rechtliche Regelung, die 
dem Schweigen die Folgen einer solchen Willenserklä- 
rung beimesse, nicht angenommen werden könne, sie 
sei formunwirksam. Die Fiktion einer Willenserklä- 
rung stelle keine Form der Mitwirkung bei der Be- 
schlußfassung dar. 

Gegen die Entscheidung des Hessischen Verwaltungs- 
gerichtshofs vom 19. März 1990 (8 UE 811/88) hat die 
Bundesregierung Revision beim Bundesverwaltungs- 
gericht eingelegt. Eine Entscheidung hierüber liegt 
noch nicht vor. 

Vorsorglich wurde die AWV zur Rechtsbereinigung in 
der Fassung vom 18.12.1986, die seit dem 1.1.1987 gilt, 
im Kabinett insgesamt neu beschlossen (BGBl 1 987 1, S. 
2671). 

Da die in Erfüllung der UN-Resolution 418 erlassene 
Vorschrift des § 45 Abs. 3 AWV im Umlaufverfahren 
zustande gekommen ist, kann nicht ausgeschlossen 
werden, daß sie - vorbehaltlich der noch ausstehenden 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts keine 
Rechtswirksamkeit erlangt hat. Dies würde bedeuten, 
daß die Bundesregierung unter Bundeskanzler Helmut 
Schmidt das VN-Rüstungsembargo gegen Südafrika 
nicht wirksam umgesetzt hätte, sondern daß dies erst 
durch die Bundesregierung unter Bundeskanzler Dr. 
Kohl geschah. Eine ähnliche Lage ergäbe sich bezüg- 
lich § 5 AWV. 

c) Außenwirtschaftliche Rechtslage im einzelnen 

Für die Ausfuhr von Waren sowie von Unterlagen zur 
Fertigung von Waren ist in der AWV in den §§ 5 


Abs. 1, 45 Abs. 3 AWV ein Genehmigungsvorbehalt 
statuiert. 

§ 5 Abs. 1 AWV in der bis Juli 1985 geltenden Fassung 
lautete: 

„(1) Die Ausfuhr der in Teil I Abschnitt A, B und C 
der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannten Waren be- 
darf der Genehmigung. Das gleiche gilt für die Un- 
terlagen zur Fertigung der Waren, die in Teil I Ab- 
schnitt A, B und C der AL genannt sind." 

§ 45 Abs. 3 AWV in der bis Juli 1985 geltenden Fas- 
sung lautete: 

„(3) Der Genehmigung bedürfen ferner die Erteilung 
von Lizenzen an Patenten sowie die Weitergabe von 
nicht allgemein zugänglichen Kenntnissen an Ge- 
bietsfremde, die in der Republik Südafrika und Süd- 
westafrika ansässig sind, soweit die Patente oder 
Kenntnisse die Fertigung oder Instandhaltung der in 
Teil I Abschnitt A, B und C der Ausfuhrliste genann- 
ten Waren betreffen." 

Durch die 58. Verordnung zur Änderung der AWV 
vom 1. Juli 1985 (BGBL I S. 1258, 1313) erhielten die 
Vorschriften folgende Fassung: 

§ 5 Abs. 1 

„(1) Die Ausfuhr der in Teil I Abschnitt A, B und C 
der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannten Waren und 
von Unterlagen zur Fertigung dieser Waren bedarf 
der Genehmigung. Das gleiche gilt für Unterlagen 
über die in Teil 1 Abschnitt A, B und C der Ausfuhr- 
liste in einzelnen Nummern benannten Technologi- 
en, technischen Daten und technischen Verfahren, 
sofern sie für Gebietsfremde bestimmt sind, die in 
einem Land der Länderliste C (Abschnitt II der An- 
lage zum Außenwirtschaftsgesetz) ansässig sind." 

§ 45 Abs. 3 

„(3) Der Genehmigung bedürfen ferner die Erteilung 
von Lizenzen an Patenten sowie die Weitergabe von 
nicht allgemein zugänglichen Kenntnissen an Ge- 
bietsfremde, die in der Republik Südafrika und Na- 
mibia ansässig sind, soweit die Patente oder Kennt- 
nisse die Fertigung oder Instandhaltung der in § 5 
Abs. 1 Satz 1 genannten Waren betreffen." 

Die AL enthält nur diejenigen Waren, deren Ausfuhr 
Beschränkungen unterliegt. In Teil I der AL sind Wa- 
ren von verteidigungspolitischer Bedeutung aufge- 
führt, deren Ausfuhr in Verbindung mit den §§ 5, 5a, 38 
Abs. 1, 40 und 45 AWV der Genehmigung bedarf. 
Diese Beschränkungen dienen gemäß § 7 AWG dem 
Schutz der Sicherheit, des Völkerfriedens und der aus- 
wärtigen Interessen. Teil I Abschnitt A enthält eine 
Liste für Waffen, Munition und Rüstungsmaterial, Ab- 
schnitt B eine Kernenergieliste sowie Abschnitt C eine 
Liste für sonstige Waren von strategischer Bedeutung. 
In Teil I Abschnitt A der AL sind unter Ziffer 0009 
(Kriegsschiffe und Marine-Spezialausrüstung) unter 
anderem ausdrücklich Unterwasserschiffe, Schiffskör- 
per sowie Teile von Schiffskörpern genannt. 

§ 45 Abs. 3 AWV ist eine besonders durch die UN-Re- 
solution 418 veranlaßte Erweiterung der Genehmi- 
gungsvorbehalte des Außenwirtschaftsrechts. Wäh- 
rend die Genehmigungspflicht für Unterlagen der ge- 
nannten Waren gemäß § 5 Abs. 1 AWV seit jeher be- 
steht, ist durch die 40. Verordnung zur Änderung der 
AWV vom 13. März 1978 (BGBl. Teil I S. 397) § 45 
AWV um den genannten Absatz 3 erweitert worden, 
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der bestimmte Rechtsgeschäfte und Handlungen im 
Bezug auf Südafrika unter den Vorbehalt einer vorhe- 
rigen Genehmigung stellt. Es handelt sich dabei um die 
Erteilung von Lizenzen an Patenten sowie die Weiter- 
gabe von nicht allgemein zugänglichen Kenntnissen, 
soweit diese die Fertigung oder Instandhaltung der in 
Teil I Abschnitt A, B oder C der Ausfuhrliste (Anlage 
AL zur AWV) genannten Waren, z.B. Kriegsschiffe 
und Marine-Spezialausrüstungen betreffen. Entspre- 
chend der damals im Außenwirtschaftsrecht üblichen 
Gestaltung hat die Bundesregierung sich für einen Ge- 
nehmigungsvorbehalt, nicht für ein Verbot entschie- 
den. Obwohl die UN-Resolution 418 Konstruktionsun- 
terlagen vom Wortlaut her nicht erfaßt, sind durch na- 
tionales Recht Konstruktionsunterlagen - entspre- 
chend der außenwirtschaftsrechtlichen Systematik - 
in die Restriktionen des Außenwirtschaftsrecht mit 
einbezogen worden. Die Bedeutung der UN-Resolution 
418 besteht darin, daß bei Genehmigungsanträgen zu 
prüfen ist, ob die Resolution 418 die Erteilung einer 
Genehmigung zuläßt. 

Wie in dem Berichtsentwurf der Berichterstatter der 
Koalitionsfraktionen im 4. UA - 10. WP, Abg. Bohl und 
Abg. Beckmann, vom 17. Februar 1987 hervorgehoben 
wird (Seite 46), hat die Bundesregierung seit 1963 
keine Lieferung von Waffen und Rüstungsgütern an 
Südafrika mehr genehmigt. 

Nach Auffassung des Bundesministers für Wirtschaft 
ähneln sich § 5 Abs. 1 AWV und § 45 Abs. 3 AWV in 
ihrem materiell-rechtlichen Gehalt und verfolgen im 
Hinblick auf § 7 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 AWG denselben 
Schutzzweck: Sie wollen den grenzüberschreitenden 
Transfer von militärisch-strategisch relevanten Wa- 
ren, von Unterlagen zu ihrer Fertigung und von nicht 
allgemein zugänglichen Kenntnissen in Bezug auf ihre 
Fertigung in gleicher Weise unter Kontrolle halten 
(Schreiben des Bundesministers für Wirtschaft an den 
Bundesminister der Finanzen vom 10. Februar 1987 im 
Rahmen des OFD- Verfahrens gegen HDW/IKL, An- 
lage 34). Der Bundesminister für Wirtschaft leitet dar- 
aus die Notwendigkeit ab, den Unterlagen- wie den 
Kenntnistransfer nach denselben Maßstäben zu beur- 
teilen, so daß dann, wenn im Falle einer Unterlagen- 
ausfuhr der Tatbestand des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV 
nicht erfüllt ist, auch der Tatbestand des § 45 Abs. 3 
AWV nicht bejaht werden kann. Wörtlich heißt es 
dazu in dem Schreiben: 

„Geringfügige sprachliche Unterschiede im Text bei- 
der Vorschriften (§ 5 Abs. 1 Satz 1: .Unterlagen zur 
Fertigung'; § 45 Abs. 3: .soweit die Kenntnisse die 
Fertigung betreffen'), sind offensichtlich rein redak- 
tioneller Art und können keine materielle Differen- 
zierung begründen. Es wäre auch rechtspolitisch 
schwer verständlich, wollte man die von § 45 AWV 
umfaßte formlose (z.B. mündliche) Weitergabe von 
Fertigungskenntnissen strenger beurteilen als die in 
Unterlagen verbriefte und damit prinzipiell gefährli- 
chere Weitergabe nach § 5 AWV." 

Welchen Umfang Unterlagen im Einzelfall haben müs- 
sen, um die Tatbestände der §§ 5 Abs. 1 Satz 1 und 45 
Abs. 3 AWV zu erfüllen, ist abstrakt nur schwer zu 
bestimmen. Im Falle der Lieferung unvollständiger Fer- 
tigungsunterlagen sieht der Bundesminister für 


Wirtschaft die Genehmigungsbedürftigkeit als gege- 
ben an, wenn es sich um die wesentlichen Teile der 
Unterlagen zur Fertigung einer in der AL genannten 
Ware - sei es einer kompletten Ware oder eines Wa- 
renteils - handelt. Unter wesentlichen Teilen könnten 
in Anlehnung an Teil I Nrn. 2 und 3 der Vorbemerkun- 
gen zur AL solche Teile verstanden werden, die beson- 
dere technische Kenntnisse oder Konstruktionsmerk- 
male vermitteln. Es komme dabei auf den „spezifisch 
militärisch-strategischen Gehalt der Unterlagen" für 
die fragliche Warenfertigung an (Anlage 34, S. 1 ). 

Die Genehmigungsbedürftigkeit erfaßt nur die tatsäch- 
lichen Ausfuhrhandlungen, nicht aber eine ihr zu- 
grunde liegende schuldrechtliche Vereinbarung. 

3. Kriegswaffenkontrollgesetz 

Das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen vom 
20. April 1961 -KWKG- (BGBl. IS. 444, zuletzt geän- 
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 31. Mai 1987, 
BGBl. I S. 641 ) erfaßt als Ausführungsgesetz zu Artikel 
26 Abs, 2 GG jedes Herstellen, Überlassen und Beför- 
dern von Kriegswaffen. Diese Handlungen, die auch 
den Fall der Ausfuhr erfassen, sind genehmigungsbe- 
dürftig. Die Resolution 418 wurde nicht zum Anlaß 
einer Änderung des KWKG genommen. 

Nach § 1 Abs. 1 KWKG sind Kriegswaffen nur die in 
der Anlage zum KWKG - sog. Kriegswaffenliste - enu- 
merativ aufgeführten Gegenstände, Stoffe und Orga- 
nismen. Dazu gehören U-Boote, wesentliche Bestand- 
teile von U-Booten (Rümpfe) und Teile der U-Boot- 
Ausrüstung (Torpedos). 

Nach § 6 Abs. 3 Nr. 2 KWKG ist eine Genehmigung 
zum Export von U-Booten zwingend zu versagen, 
wenn Grund zu der Annahme besteht, daß die Ertei- 
lung der Genehmigung völkerrechtliche Verpflichtun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland verletzen oder 
deren Erfüllung gefährden würde. 

Konstruktionsunterlagen für den Bau eines U-Bootes 
sind in der Kriegswaffenliste nicht aufgeführt, so daß 
sie nicht unter die Bestimmungen des KWKG fallen. 

4. Genehmigungsverfahren 

Nach § 1 der Verordnung zur Regelung von Zuständig- 
keiten im Außenwirtschaftsverkehr vom 18. Juli 1977 
i.d.F. der 3. Änderungs-VO vom 4. Mai 1983 (BGBl. I 
S.556 ff.) ist für die nach den §§ 5 Abs. 1, 45 Abs. 3 
AWV erforderliche vorherige Genehmigung das Bun- 
desamt für gewerbliche Wirtschaft (heutige Bezeich- 
nung: Bundesamt für Wirtschaft - BAW) zuständig. 
Genehmigungsanfragen, die die Ausfuhr von Waffen 
betreffen, sind grundsätzlich sowohl dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft als auch dem AA vor einer Geneh- 
migungserteilung vorzulegen. Bei Genehmigungsver- 
fahren in Bezug auf Kriegswaffen ist auch zu prüfen, ob 
eine nach dem KWKG erforderliche Genehmigung des 
Bundesministers für Wirtschaft vorliegt. 

Für die Ausfuhr in die Republik Südafrika heißt es 
dazu unter III 1 im „Erlaß über das Verfahren für die 
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Genehmigung der Ausfuhr von Waren des Teils I Ab- 
schnitt A und einzelner Waren des Abschnitts C der 
AL nach Ländern der Länderliste A/B und Kuba” vom 
20. August 1986 des Bundesministers für Wirtschaft, 
der insoweit wortgleich mit dem Vorerlaß vom 21. Ja- 
nuar 1983 ist: 

„Anträge auf Genehmigung der Ausfuhr von in Teil I 
Abschnitt A der Ausfuhrliste genannten Waren 
nach Südafrika lehnt das Bundesamt für gewerbli- 
che Wirtschaft ohne Abstimmung mit dem Auswär- 
tigen Amt und dem Bundesminister für Wirtschaft 
ab.“ 

Diese Bestimmung des Erlasses erstreckt sich auch auf 
Fertigungsunterlagen zur Herstellung der erfaßten 
Waren. 

Genehmigungen bedürfen immer der Schriftform (§ 30 
Abs. 2 AWG). 

Es ist zudem häufige Praxis, daß vor einem offiziellen 
Antrag auf Genehmigung im Hinblick auf die Erfolgs- 
aussichten für eine Genehmigung informelle Gesprä- 
che geführt oder auch schriftliche Voranfragen an das 
AA eingereicht werden. Die Beantwortung einer sol- 
chen schriftlichen Voranfrage verpflichtet die zustän- 
dige Behörde, die rechtlichen Voraussetzungen zu prü- 
fen, da einer positiven Auskunft die Qualität einer Zu- 
sicherung i.S. des § 38 des Verwaltungsverfahrensge- 
setzes zukommen kann. Dementsprechend werden 
derartige Antworten schriftlich erteilt. 

Dieses Verfahren geht auf einen Beschluß des BSR aus 
dem Jahre 1972 zurück. Bei dem BSR handelt es sich 
um einen Kabinettsausschuß, der sich mit sicherheits- 
politischen Grundsatzfragen, Abrüstungs- und Rü- 
stungskontrollfragen und Einzelfällen des Rüstungsex- 
ports befaßt. Er trifft in Angelegenheiten des Rüstungs- 
exports lediglich politische Entscheidungen; für die Er- 
teilung von Genehmigungen ist er nicht zuständig. 
Genehmigungsbehörde bleibt das BAW bzw. der Bun- 
desminister für Wirtschaft. Der BSR wird bei kon- 

§ 34 Abs. 1 J- 

1. eine in § 33 Abs. 1 AWG bezeichnete Handlung 


2. und als Taterfolg (alternativ) 

a) eine Beeinträchtigung der Sicherheit der Bun- 
desrepublik Deutschland 

b) eine Störung des friedlichen Zusammenlebens 
der Völker oder 

c) eine erhebliche Störung der auswärtigen Bezie- 
hungen der Bundesrepublik Deutschland 


kreten Rüstungsexportvorhaben unabhängig davon, 
ob es um die Ausfuhr von Kriegswaffen oder sonstigem 
Rüstungsgut geht, im wesentlichen in drei Fällen be- 
faßt: 

- bei Ausnahmen allgemeiner Art, wie z.B. bei Be- 
schlüssen zur Gleichstellung bestimmter Länder mit 
NATO-Mitgliedstaaten 

- bei Meinungsverschiedenheiten zwischen den Res- 
sorts 

- in politisch bedeutsamen Fällen. 

In diesem Zusammenhang sind auch die „Rüstungs- 
exportpolitischen Grundsätze der Bundesregierung" 
aus dem Jahre 1982 (Bulletin Nr. 38 vom 5. Mai 
1982) von Bedeutung. Diese Leitlinien für die Aus- 
fuhr von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgü- 
tern sollen die Einheitlichkeit der Praxis der Geneh- 
migungsentscheidungen sicherstellen, sowie ande- 
rerseits den Spielraum für Einzelentscheidungen ab- 
grenzen. 

5. Ahndung von GesetzesverstöBen 

a) Straf- und Bufigeldvorschriften im Außenwirt- 
schaftsrecht 

Ein Verstoß gegen die §§ 5 Abs. 1, 45 Abs. 3 AWV 
stellt nach § 70 AWV eine Ordnungswidrigkeit dar, 
deren Ahndung nach den §§42 Abs. 1, 43 Abs. 3 
AWG in den Zuständigkeitsbereich der OFD fällt. Eine 
Ahndung als Straftat kommt nach § 34 AWG dann in 
Betracht, wenn der Tatbestand der Ordnungswidrig- 
keit gegeben ist und mit dieser Handlung zusätzlich 
entweder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch- 
land beeinträchtigt wird oder das friedliche Zu- 
sammenleben der Völker oder in erheblichem Maße 
die auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland gestört werden. Der gesetzestechnische 
Aufbau der Straf- und Bußgeldvorschriften - im Unter- 
suchungszeitraum - ergibt sich aus der nachfolgenden 
Übersicht: 

VG setzt voraus: 

Ordnungswidrigkeitentatbestand für Verstöße ge- 
gen nach § 7 i. V. m. § 2 AWG erlassene Rechtsver- 
ordnungen, hier AWV 
§ 70 Abs. 1 Nr. 1 a) AWV 

nicht genehmigte Ausfuhr von Waren oder Unterla- 
gen gemäß 
§ 5 Abs. 1 AWV 

Genehmigungsvorbehalt nach Maßgabe der Aus- 
fuhrliste und der Länderliste C 

§ 70 Abs. 1 Nr. 1 e) u. f) 

nicht genehmigte Weitergabe von Kenntnissen an 
Gebietsfremde mit Sitz in einem Land der Länderli- 
ste C bzw. in der Republik Südafrika oder Namibia 
gern. § 45 Abs. 2 bzw. 3 AWV 


§ 34 Abs. 2 AWG stellt den Versuch unter Strafe 

§ 34 Abs. 3 AWG regelt abgestuft die fahrlässige 
Begehungsweise 
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Verstöße gegen Vorschriften des materiellen Außen- 
wirtschaftsrechts können als Ordnungswidrigkeit mit 
einer Geldbuße bis zu 500.000 DM geahndet werden. 
Bei der Bemessung der Geldbuße erlaubt § 17 Abs. 4 
OWiG auch jenseits des gesetzlichen Höchstmaßes ei- 
ner Geldbuße die Abschöpfung eines dabei erzielten 
Gewinnes, wobei sich nach der Rechtspraxis die Ab- 
schöpfung auf den Nettogewinn beschränkt. 

Die Rechtslage zur Abgrenzung von Ordnungswidrig- 
keiten zu Straftaten im Außenwirtschaftsrecht besteht 
nicht bereits seit dem AWG vom 28. April 1961 (BGBl. 
I S. 481); sowohl die Abgrenzung der Straftaten von 
den Bußgeldvorschriften als auch die Höhe der ange- 
drohten Sanktionen sind seit Inkrafttreten des AWG 
verschiedentlich geändert worden. 

Bis zum Inkrafttreten des Dritten Gesetzes zur Ände- 
rung des AWG am 3. April 1976 galten nach §34 
AWG in Verbindung mit § 70 der AWV alle Embargo- 
verstöße wie z.B. ungenehmigte Ausfuhren von Em- 
bargowaren oder Fertigungsunterlagen für solche Wa- 
ren, verbotene Durchfuhren von Embargowaren, un- 
genehmigte Transithandelsgeschäfte mit solchen Wa- 
ren sowie ungenehmigte Weitergabe von nicht allge- 
mein zugänglichen Kenntnissen über die Fertigung von 
Embargowaren als Straftaten. Strafrahmen war Ge- 
fängnis bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 

Durch das Dritte Gesetz zur Änderung des AWG vom 
29. März 1976 (BGBl. I S. 869) wurde die heutige Fas- 
sung des § 34 AWG eingeführt, der die genannten Em- 
bargoverstöße nur dann unter Strafe stellt, wenn da- 
durch, wie erwähnt, die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland beeinträchtigt wird, das friedliche Zu- 
sammenleben der Völker gestört wird oder die auswär- 
tigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland 
erheblich gestört werden. Zielsetzung des in der sozi- 
al-liberalen Koalition unter dem damals bereits amtie- 
renden Bundeskanzler Helmut Schmidt und dem dam- 
ligen Bundesminister der Justiz und jetzigen SPD-Par- 
tei- und Fraktionsvorsitzenden Dr. Hans-Jochen Vogel 
betriebenen Vorhabens eines Dritten Gesetzes zum 
AWG war unter anderem, wie es in dem Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung auf BT-Drucksache 7/4323 
vom 21. November 1975 heißt, eine Anpassung der 
Straf- und Bußgeldvorschriften des Außenwirtschafts- 
rechts an die allgemeine Entwicklung des Straf- und 
Bußgeldrechts. Die Lösung wurde darin gesehen, 
durch eine Neufassung der Straf- und Bußgeldvor- 
schriften zu bestimmen, daß im Außenwirtschaftsbe- 
reich Zuwiderhandlungen in der Regel als Ordnungs- 
widrigkeit und nicht als Straftaten geahndet werden 
sollen. Die Neuregelung sollte allerdings auch in Zu- 
kunft ermöglichen, Kriminalstrafen in den Fällen zu 
verhängen, in denen der Schutzzweck des § 7 AWG 
beeinträchtigt wird. In der Einzelbegründung zu dem 
Gesetzentwurf (BT-Drucksache 7/4323, Seiten 11,12) 
heißt es unter anderem: 

„Zu Artikel 1 Nr. 8 

Die Straf- und Bußgeldvorschriften des Außenwirt- 
schaftsgesetzes sollen der allgemeinen Entwicklung 
des Straf- und Bußgeldrechts angepaßt werden. Das 
Hauptmerkmal der neuen Vorschriften besteht dar- 
in, daß die Zweispurigkeit von Straftat und Ord- 


nungwidrigkeit aufgehoben wird und sämtliche Ver- 
stöße gegen das Außenwirtschaftsrecht im Grund- 
satz nur noch Ordnungswidrigkeiten darstellen. 
Nur in erschwerten Ausnahmefällen soll die Mög- 
lichkeit der Ahndung durch Kriminalstrafe erhalten 
bleiben, nämlich dann, wenn es um den Schutz der 
Sicherheit, des Friedens und der auswärtigen Inter- 
essen geht. Das zweite wesentliche Merkmal der 
neuen Vorschriften ist die Erweiterung des Bußgeld- 
rahmens, die sich durch die Erfahrungen der Ver- 
gangenheit als erforderlich erwiesen hat und die ins- 
besondere dem Gedanken der General- und Spezial- 
prävention im Außenwirtschaftsrecht besser Rech- 
nung trägt." 

Sowie: 

„Zu §34 

§ 34 Abs. 1 enthält die noch verbleibenden - er- 
schwerten Fälle, in denen Verstöße gegen das Au- 
ßenwirtschaftsrecht als Straftaten geahndet werden 
können. Ein erschwerter Fall liegt dann vor, wenn 
die Belange des § 7 AWG verletzt werden, d.h. wenn 
entweder die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland beeinträchtigt oder das friedliche Zu- 
sammenleben der Völker gestört wird oder die aus- 
wärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land erheblich gestört werden. Gleichzeitig wird 
dem Schuldgrundsatz des Strafrechts dadurch 
Rechnung getragen, daß der Erfolg der Handlung 
des Täters nicht mehr als objektive Bedingung der 
Strafbarkeit, die nicht vom Vorsatz umfaßt sein muß, 
sondern als Merkmal des objektiven Tatbestandes 
festgesetzt wird. 

Absatz 2 stellt den Versuch der in Absatz 1 bezeich- 
nten Handlungen unter Strafe. 

Absatz 3 trägt dem Schuldgrundsatz des Strafrechts 
Rechnung. In den Fällen, in denen der Täter zwar die 
Handlung mit Wissen und Wollen (Vorsatz) vorge- 
nommen, dabei aber fahrlässig nicht an den Eintritt 
des Erfolges gedacht hat (Nr. 1 ), und in den Fällen, in 
denen der Täter sowohl die Handlung fahrlässig 
vorgenommen als auch dadurch den Erfolgseintritt 
fahrlässig herbeigeführt hat (Nr. 2), soll für ihn ein 
milderer Strafrahmen als nach Absatz 1 gelten.“ 

Bereits seinerzeit waren gegen die Voraussetzungen 
für die Verhängung von Kriminalstrafen in § 34 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 AWG n.F. Bedenken erhoben worden; in 
der Stellungnahme des Bundesrates auf BT-Drucksa- 
che 7/4323 wurde die Bundesregierung gebeten, im 
Laufe des weiteren Gesetzgebungsverfahrens zu prü- 
fen, ob die erwähnten Tatbestände nicht konkretisiert 
werden könnten, weil die von der Bundesregierung 
vorgeschlagene Fassung im Hinblick auf das verfas- 
sungsrechtliche Bestimmtheitsgebot Bedenken begeg- 
ne. In ihrer Gegenäußerung hat die Bundesregierung 
dazu ausgeführt, daß sie die Frage nach der Bestimmt- 
heit der Tatbestände im Hinblick auf Artikel 103 
Abs. 2 des Grundgesetzes eingehend geprüft habe, und 
die Auffassung vertreten, daß die Frage der genügen- 
den Bestimmtheit der von ihr vorgeschlagenen Tat- 
bestandsfassungen zu bejahen sei. 

In dem Bericht und dem Antrag des Ausschusses für 
Wirtschaft vom 11. Februar 1976 auf BT-Drucksache 
7/4728 heißt es dazu: 
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„Grundsätzlich sollen jetzt Verstöße gegen das 
Außenvvirtschaltsgesetz nur noch als Ordnungswid- 
rigkeit behandelt werden. Lediglich in Ausnahme- 
fällen sollen Verstöße gegen den Schutz der Sicher- 
heit, des Friedens oder der auswärtigen Interessen 
als Straftaten geahndet werden." 

Angesichts der bisherigen Strafrechtspraxis erschien 
es dem Wirtschaftsausschuß auch nicht möglich, aber 
auch nicht notwendig, die Tatbestände in §34 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 AWG näher zu präzisieren. 

Das bereits erwähnte Dritte Gesetz zur Änderung des 
AWG und das Vierte Gesetz zur Änderung des AWG 
vom 6. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1905), das auf einen 
vom Deutschen Bundestag unverändert angenomme- 
nen Gesetzentwurf der Bundesregierung auf 
BT-Drucksache 8/4118 vom 23. Mai 1980 zurückgeht, 
brachten Erhöhungen des Bußgeldrahmens für Ord- 
nungswidrigkeiten nach § 33 AWG. Während nach 
der Rechtslage nach dem AWG vom 28. April 1961 die 
erwähnten materiellen Verstöße mit Bußgeldern bis zu 

50.000 DM geahndet werden konnten, die formellen 
Verstöße bis zu 10.000 DM, erhöhte das Dritte Gesetz 
zur Änderung des AWG die Bußgeldrahmen auf 

100.000 bzw. 20.000 DM. Das während der Amtszeit 
des Bundesministers für Wirtschaft Dr. Otto Graf 
Lambsdorff von der Bundesregierung vorgeschlagene 
und vom Deutschen Bundestag beschlossene Vierte 
Gesetz zur Änderung des AWG erhöhte diese Bußgel- 
drahmen nochmals, und zwar auf 500.000 DM bzw. 

50.000 DM. 

Zur Auslegung des Begriffs der erheblichen Störung 
der auswärtigen Beziehungen im Sinne von § 34 Abs. 1 
Nr. 3 AWG heißt es unter anderem in dem Urteil des 
Amtsgerichts Freiburg im Fall Migule vom 1 1 . März 
1985 - 20 AK 46/82 (zitiert nach BT-Drucksache 
11/7800): 

„Im Gegensatz zur .Gewährleistung der äußeren Si- 
cherheit' und der .Friedenssicherung' in den Num- 
mern 1 und 2 beider Vorschriften hat die Nr. 3 eine 
nach Tatbestandsvoraussetzungen und Qualifizier- 
barkeit ihrer Annahme und Feststellung eine we- 
sentlich weitere und unschärfere Zielsetzung, näm- 
lich den Gesamtbereich und -Zusammenhang der 
Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland zu 
fremden Staaten, d.h. der Außenpolitik schlechthin. 
Das Merkmal der Störung als Beeinträchtigung oder 
Gefährdung empfängt seinen Gehalt allein aus dem 
Verhältnis zur politisch erwünschten Ordnung der 
auswärtigen Beziehungen, d.h. zur jeweils verfolg- 
ten Außenpolitik. Somit kann als erhebliche Störung 
jeweils gelten, was nach der Einschätzung der für 
die Außenpolitik Verantwortlichen im Hinblick auf 
die von ihnen erstrebte Ordnung in gewisser Inten- 
sität unerwünscht ist (dazu Ipsen, Außenwirtschaft 
und Außenpolitik, 1967, Seite 35 ff.). Schon aus die- 
sem Grund bedarf die Bejahung dieses Tatbestands- 
merkmals nicht der Feststellung, ob und welche Re- 
aktionen fremder Staaten auf die Ausfuhr bestimm- 
ter Güter zu verzeichnen waren, weil es nur auf die 
Wahrung der von deutscher Seite definierten außen- 
politischen Interessen ankommen kann (vgl. 


auch Sieg/Fahning/Kölling, AWG 1963, §7 Vorbe- 
merkung 11 b.). Wollte man in erster Linie auf Reak- 
tionen ausländischer Regierungen abstellen - und 
diese nicht bloß als ein weiteres Indiz gelten lassen - 
so hieße dies, hauptsächlich deren außenpolitische 
Interessen dem Schutz des deutschen Strafrechts zu 
unterstellen. Falls entsprechende Exporte aus der 
Bundesrepublik Deutschland den Absichten und 
Zielen eines dritten Staates hinsichtlich des Empfän- 
gerlandes zuwiderliefen und er deswegen bei der 
Bundesregierung intervenierte, so müßten, um die 
Auswirkungen der Ausfuhr auf die auswärtigen Be- 
ziehungen der Bundesrepublik zu diesen Drittstaa- 
ten beurteilen zu können, die Wertigkeit und Bedeu- 
tung einer solchen Reaktion für die Politik der Bun- 
desregierung geprüft werden. Ein solcher Umweg 
über die Feststellung ausländischer Reaktionen, der 
darüberhinaus - wie die Hauptverhandlung gezeigt 
hat - beträchtliche Beweisschwierigkeiten mit sich 
brächte, ist demgegenüber entbehrlich. Abgesehen 
davon, daß die Erfüllung eines Straftatbestandes 
nicht davon abhängen kann, ob der Erfolgseintritt 
entdeckt wird und zu Reaktionen Dritter führt, geht 
das Gericht davon aus, daß nicht erst eine durch den 
Protest eines fremden Staates hervorgerufene Stö- 
rung entscheidend ist, sondern nur unmittelbar die 
eigenen Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
im internationalen Verkehr geschützt werden sol- 
len. Somit können nur die selbst gesetzten außenpo- 
litischen Zielvorgaben und Programme Maßstab ei- 
ner Störung im Sinne von § 34 Abs. 1 AWG sein. 

Die Störung der auswärtigen Beziehungen ist folg- 
lich kein fest umrissener Begriff, vielmehr kann er 
durch den Bezug auf sich wandelnde politische Kon- 
zeptionen ebenfalls einem dauernden Wechsel un- 
terworfen sein. Nach Auffassung des Gerichts be- 
gegnet die Fassung des Gesetzes im Hinblick auf das 
strafrechtliche Bestimmtheitsgebot (Artikel 103 
Abs. 3 Grundgesetz, § 1 StGB) aber keinen solch 
durchgreifenden Bedenken, daß eine Vorlage an das 
Bundesverfassungsgericht nach Art. 100 Abs. 1 GG 
angezeigt wäre. Zwar hat der Bundesrat in seiner 
Stellungnahme vom 17.10.1975 zum Entwurf der 
Bundesregierung eines Dritten Gesetzes zur Ände- 
rung des Außenwirtschaftsgesetzes Bedenken gegen 
die Formulierung des § 34 Abs. 1 Nr. 3 geäußert 
(Bundestags-Drucksache 7/4323 S. 13), die Bundes- 
regierung hat diesen Bedenken - wie später auch der 
Gesetzgeber jedoch unter Hinweis auf die gleichlau- 
tende Fassung des § 7 Abs. 1 Nr. 3 Außenwirt- 
schaftsgesetz nicht Rechnung getragen (Bundestags- 
drucksache 7/4323, S. 14). 

Bezüglich dieser Norm wurden - anläßlich des Rho- 
desien-Embargos - jedoch ebenfalls wegen ihrer 
weiten, unbestimmten Fassung verfassungsrechtli- 
che Einwände erhoben; werde die Vorschrift nicht 
im Hinblick auf § 7 Abs. 2 AWG einschränkend in- 
terpretiert, so sei sie verfassungswidrig, weil die Er- 
mächtigung gemessen an den Anforderungen des 
Artikel 80 Abs. 1 Satz 2 Grundgesetz nicht genü- 
gend spezifiziert sei. Rücksichten der Außenpolitik, 
wie sie dort normiert würden, seien aus der Natur 
der Sache nur schwer geeignet, rechtsstaatlich meß- 
bare und justiziable Tatbestandsmerkmale einer ge- 
setzlichen Ermächtigungsgrundlage gemäß den in 
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der Verfassung aufgestellten Anforderungen zu lie- 
fern (so Ipsen a.a.O., S. 37 ff; a.A. von Schenck 
ZaöRVR 29 (1969) 257, 285 ff. ihm folgend OLG 
Hamburg RIW 1976, 175; offengelassen in BayObLG 
ZfZ 1970; 340, 341; weitere Nachweise bei Hor- 
nung, Die Zulässigkeit von Einfuhrbeschränkungen 
nach dem AWG und ihre Vereinbarkeit mit dem 
Europäischen Gemeinschaftsrecht, Diss. jur. Augs- 
burg 1982, S. 131 ff). Wenn auch davon auszugehen 
ist, daß § 7 Nr. 3 AWG die Bundesregierung nicht 
ermächtigt, den Außenwirtschaftsverkehr unter Be- 
rufung auf nicht näher spezifizierte .Erfordernisse 
der Außenpolitik' oder .außenpolitische Interessen' 
zu beschränken, so stößt doch die Rechtsprechung 
bei der gerichtlichen Nachprüfung dieser unbe- 
stimmten Rechtsbegriffe auf - auch von den Prozeß- 
ordnungen gezogene - Grenzen ihrer Erkenntnis- 
möglichkeiten, und sie hat letztlich auch dem Um- 
stand Rechnung zu tragen, daß gemäß Art. 32 Abs. 1 
und 65 S. 1 und 2 GG die Bundesregierung an erster 
Stelle für die Pflege der auswärtigen Beziehungen 
verantwortlich ist (dazu von Schenck ZaöRVR 29 
(1969) 257,293 ff). Dieser sowohl faktische als auch 
normative Vorrang der Bundesregierung bei der 
Feststellung einer Störung der auswärtigen Bezie- 
hungen ist geeignet, bei weiter Auslegung im Falle 
einer strafrechtlichen Vorschrift mit dem Bestimmt- 
heitsgebot in Konflikt zu geraten; er muß deshalb in 
diesem Zusammenhang eingeschränkt werden. 

Aus der Forderung des Art. 103 Abs. 2 GG, daß die 
Strafbarkeit einer Tat vor deren Begehung .gesetz- 
lich bestimmt' sein muß, kann zwar nicht gefolgert 
werden, daß der Gesetzgeber gezwungen wäre, 
sämtliche Straftatbestände ausschließlich mit de- 
skriptiven, exakt faßbaren Tatbestandsmerkmalen 
zu umschreiben, und daß Generalklauseln oder un- 
bestimmte, wertausfüllungsbedürftige Begriffe im 
Strafrecht von vornherein zu beanstanden wären 
(BVerfGE 48, 48, 56 m.w.N.). Ohne die Verwendung 
solcher auslegungsfähiger Begriffe wäre der Gesetz- 
geber nicht in der Lage, der Vielgestaltigkeit des 
Lebens Herr zu werden (BVerfGE 41 , 314, 319). Auf- 
grund der Besonderheit des Tatbestandes, seiner Af- 
finität zum Politischen, sind an den Grad der gesetz- 
lichen Bestimmtheit keine überhöhten Anforderun- 
gen zu stellen. Jedoch ist immer der Zweck des Be- 
stimmtheitsgebots im Auge zu behalten (dazu 
BVerfGE 41, 109, 120). Zum einen strebt es den 
rechtsstaatlichen Schutz des Normadressaten an: 
Jedermann soll vorhersehen können, welches Ver- 
halten verboten und mit Strafe bedroht ist. Anderer- 
seits soll sichergestellt werden, daß der Gesetzgeber 
über die Strafbarkeit entscheidet; die Überlassung 
dieser Entscheidung an die vollziehende Gewalt - 
was hier bei einer zu weiten Interpretation de facto 
der Fall wäre - oder die Rechtsprechung ließe sich 
nicht mit dem Prinzip des Grundgesetzes vereinba- 
ren, daß die Entscheidung über die Beschränkung 
von Grundrechten oder über die Voraussetzungen 
dem Gesetzgeber und nicht den anderen staatlichen 
Gewalten obliegt. 

Deswegen bedürfen außenpolitische Orientierun- 
gen, sollen sie bei der Auslegung des § 34 Abs. 1 Nr. 
3 AWG als maßstabsbildende Zielvorgabe dienen, 
einer gewissen Objektivierung und Fixierung, durch 


die sie auch dem Rechtsunterworfenen Richtschnur 
für sein Verhalten sein können; diese und die nötige 
demokratische Legitimation erfahren sie in Zustim- 
mungsgesetzen zu internationalen Verträgen, die die 
Bundesrepublik Deutschland einzuhalten verpflich- 
tet ist. 

Mit einer solchen Interpretation, die dem Verständ- 
nis des Bestimmtheitsgebots als Konkretisierungs- 
gebot an die Judikatur entspricht (dazu Krey, Keine 
Strafe ohne Gesetz 1 983 Rd. 121), wird der ständige 
Wandel, dem der Begriff der Störung der auswärti- 
gen Beziehungen ausgesetzt ist und der letztlich zu 
dessen Verfassungswidrigkeit führen könnte (vgl. 
BayVerfGH, GVB1 1953, 75), normativ begrenzt und 
so mit den Erfordernissen des Art. 103 Abs. 2 GG, 
§ 1 StGB in Einklang gebracht.“ 

Schon dem vorstehend auszugsweise zitierten Urteil 
des Amtsgerichts Freiburg sowie der Verfahrensweise 
der Staatsanwaltschaft Kiel, zu der der 1. Untersu- 
chungsausschuß auch den Leitenden Oberstaatsanwalt 
von Raab-Straube gehört hat, ist zu entnehmen, daß 
die zuständigen Strafverfolgungsbehörden sowie die 
zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 33 
AWG zuständigen Oberfinanzdirektionen zur Prüfung 
der tatbestandlichen Voraussetzungen des § 34 Abs. 1 
Nr. 3 AWG Stellungnahmen bei den zuständigen Mi- 
nisterien der Bundesregierung zur Frage der Erheb- 
lichkeit einer Störung der auswärtigen Beziehungen 
der Bundesrepublik Deutschland einholen. Aus der 
Entscheidung des Amtsgerichts Freiburg und den ent- 
sprechenden Darlegungen der Staatsanwaltschaft Kiel 
ergibt sich, daß sich die Strafverfolgungsbehörden an 
die juristischen Wertungen von Stellungnahmen von 
Bundesressorts zur Frage der Erheblichkeit einer Stö- 
rung der auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland nicht gebunden fühlen; aus ihnen ergibt 
sich aber, daß in der Praxis im Ergebnis von diesen 
Stellungnahmen nicht abgewichen wird. 


b( Strafvorschriften zum Geheimschutz 

Die Strafvorschriften zur Sicherung des Geheimschut- 
zes kommen im Falle des Exports von Konstruktions- 
unterlagen privater Unternehmen dann zum Zuge, 
wenn diese als Verschluß-(Geheim)sachen eingestuft 
bzw. als solche gekennzeichnet oder behandelt wer- 
den. 

Die Einstufung von Daten und Informationen aus der 
Privatwirtschaft erfolgt auf deren Antrag hin durch 
den Bundesminister für Wirtschaft. Dieser hat für das 
Verfahren ein Handbuch herausgegeben mit dem Ziel, 
sämtliche Maßnahmen zu schaffen, aufrechtzuerhalten 
und abzuwickeln, die für den Schutz solcher Angele- 
genheiten getroffen werden müssen, die von einer amt- 
lichen Stelle oder auf deren Veranlassung geheimge- 
halten werden (Verschlußsachen). Im Vorwort zu dem 
Handbuch heißt es dazu: 

„Die Bundesrepublik Deutschland ist zur Verteidi- 
gung ihrer Sicherheitsinteressen und als Mitglied- 
staat der Organisation des Nordatlantikvertrages 
verpflichtet, Sicherheitsvorkehrungen zum Schutz 
ihrer Bürger und ihrer lebenswichtigen Interessen 
zu treffen. Die deutsche Wirtschaft ist zur Aufrecht- 
erhaltung ihrer internationalen Wettbewerbsfähig- 
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keit darauf angewiesen, ihren hohen technologi- 
schen Standard zu verteidigen. Ein an diesen Sicher 
heitsbedürfnissen orientiertes praktikables und 
wirksames Geheimschutzsystem soll gewährleisten, 
daß die gegen die deutsche Wirtschaft gerichteten 
Ausspähungsversuche durch gezielte Vorkehrun- 
gen im vorbeugenden Bereich abgewehrt werden 
können." 

Das Geheimschutzhandbuch regelt im besonderen den 
Gang des Geheimschutzverfahrens, den personellen 
und materiellen Geheimschutz. Es verfolgt auch das 
Ziel, die Begehung von Straftaten im Sinne des zweiten 
Abschnitts des Besonderen Teils des StGB (Landesver- 
rat und Gefährdung der äußeren Sicherheit, §§ 93 bis 
101a StGB) sowie des Delikts der Verletzung eines 
Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhal- 
tungspflicht gern. § 353 b StGB zu verhindern und die 
Ahndung solcher Straftaten zu fördern. 

In diesem Zusammenhang kann sich eine Strafbarkeit 
auch aus der Verletzung eines sog. projektbezogenen 
Geheimschutzabkommens zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und einem anderen Staat ergeben. In 
einem solchen Abkommen verpflichten sich die beiden 
vertragsschließenden Regierungen gegenseitig, die 
von der anderen Seite eingebrachten Geheimnisse in 
gleichem Maße zu schützen wie eigene Geheimnisse. 
Das Geheimnis des Partnerstaates wird danach zum 
deutschen Geheimnis und unterliegt demzufolge deut- 
schem Strafrechtsschutz. 

Im einzelnen sind folgende Strafbestimmungen ein- 
schlägig: 

Geheimnisverrat gern. §§ 95 Abs. 1, 97 Abs. 1 i.V.m. 93 
Abs. 1. StGB 

Danach macht sich derjenige strafbar, der ein Staatsge- 
heimnis, das von einer amtlichen Stelle oder auf deren 
Veranlassung geheimgehalten wird, an einen Unbefug- 
ten gelangen läßt und dadurch (fahrlässig gern. § 97 
Abs. 1 StGB) die Gefahr eines schweren Nachteils für 
die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
herbeiführt bzw. verursacht (§ 97 Abs. 1 StGB). 

Was ein Staatsgeheimnis ist, ergibt sich aus der Legal- 
definition von § 93 Abs. 1 StGB. Unter die in § 93 
Abs. 1 StGB genannten Gegenstände können auch 
Schriften, Zeichnungen und Modelle fallen. 

Gern, den §§ 142 a Abs. 1, 120 Abs. 1 Nr. 33 GVG ist 
für die Ermittlungen der Generalbundesanwalt zustän- 
dig. 

Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer be- 
sonderen Geheimhaltungspflicht gern. § 353 b StGB 

- Verletzung eines Dienstgeheimnisses gern. § 353 b 
Abs. 1 StGB 

Eine Strafbarkeit nach dieser Bestimmung tritt ein, 
wenn ein Amtsträger bzw. ein für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteter ein Geheimnis unbe- 
fugt offenbart und dadurch wichtige öffentliche Inter- 
essen gefährdet. 

- Verletzung einer besonderen Geheimhaltungspflicht 
gern. § 353 b Abs. 2 Nr. 2 StGB 


Danach macht sich strafbar, wer unbefugt einen Ge- 
genstand oder eine Nachricht, zu ueren oeneimnai- 
tung er von einer amtlichen Stelle unter Hinweis auf 
die Strafbarkeit der Verletzung der Geheimhaltungs- 
pflicht förmlich verpflichtet worden ist, offenbart. 
Schutzobjekte dieser Vorschrift sind auch Schriften, 
Zeichnungen und Modelle, soweit sie der Geheimhal- 
tung unterliegen. Die förmliche Verpflichtung muß sich 
auf diese konkreten Gegenstände beziehen, wobei eine 
Sammelbezeichnung, wie z.B. Gesamtpläne, ausrei- 
chend sein kann. 

Ermächtigung zur Strafverfolgung 

Die Tat wird nur auf Ermächtigung verfolgt - § 353 b 
Abs. 4 StGB die Ermächtigung erteilt die oberste 
Bundesbehörde. Der zuständige Staatsanwalt hat nach 
den Richtlinien für das Straf- und Bußgeldverfahren, 
wenn ihm eine Straftat nach § 353 b StGB bekannt 
wird, in der Regel vor weiteren Ermittlungen die Ent- 
scheidung einzuholen, ob eine Ermächtigung erteilt 
wird. Das Erfordernis einer Strafverfolgungsermächti- 
gung soll es ermöglichen, nicht strafwürdige Fälle 
schon auf diesem Weg auszuscheiden und Ermittlun- 
gen zu vermeiden, die zu einer Verletzung von Interes- 
sen der Allgemeinheit führen würden (vgl. auch Träger 
in Strafgesetzbuch, Leipziger Kommentar, 10. Aufl. 
1988, RdNr. 41 zu § 353 b). 


II. Sachverhalt 

1. Anbahnung des Blaupausen- 
Geschäftes 

IKL stand seit 1983 in Verhandlungen mit der Firma 
Liebenberg & Stander Maritime in Kapstadt, Republik 
Südafrika, zunächst über ein ziviles Projekt, später 
auch hinsichtlich des Baus von Unterseebooten. In die- 
sem Rahmen kam es zur Zusammenarbeit mit HDW, 
die zu 74,9% im Eigentum der Salzgitter AG, selbst eine 
zu 100% dem Bund gehörende Gesellschaft, sowie zu 
25,1% im Eigentum des Landes Schleswig-Holstein 
stand. Aufschiebend bedingt durch das am 1. Januar 
1990 in Kraft getretene Haushaltsgesetz für 1990 hat 
der Bund zum 1. Oktober 1989 seine Anteile an der 
Salzgitter AG an Preussag veräußert. 

Am 15. November 1983 wurde vereinbart, daß IKL für 
die Firma Liebenberg & Stander Maritime eine sog. 
Ausführungsstudie für ein Forschungstauchboot fer- 
tigt. Am 23. November 1983 schloß sich eine weitere 
Studie über ein Tauchboot an, die auf der vorläufigen 
Studie aufbaute. Die entsprechenden Unterlagen ent- 
hielten u.a. Angaben über eine Abschußvorrichtung, 
einen besonderen Kiel, besondere Periskope und Ab- 
schußrampen für Kurzstreckenraketen. 

Ab Mitte des Jahres 1983 versuchten Repräsentanten 
von IKL und HDW, in Sondierungsgesprächen auf 
Bundes- und Landesebene die Genehmigungsfähigkeit 
einer Zusammenarbeit auf dem Gebiete des U-Boot- 
Baus mit einem Unternehmen in Südafrika, der Firma 
L&S Maritime Technologies (Pty) Ltd. (LSMT) in Preto- 
ria, Südafrika, auszuloten. 
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In den Gesprächen und Verhandlungen wurden dabei 
verschiedene Lösungen erwogen, die im wesentlichen 
umlaßten: 

Lieferung von Fertigungsunterlagen mit einem Ver- 
tragswert von ca. 116 Mio. DM („Kleine Lösung"); 

Lieferung von Fertigungsunterlagen und entsprechen- 
den Komponenten, Bereitstellung von Personal, Ge- 
währung von Lizenzen zum Nachbau mit einem Ver- 
tragswert von ca. 475 Mio. DM („Mittlere Lösung"); 

Lieferung kompletter, bei HDW gebauter U-Boote mit 
einem Vertragswert von ca. 1,2 Mrd. DM („Große Lö- 
sung"). 

Eine der oben erwähnten Sondierungen erfolgte gele- 
gentlich eines der regelmäßig stattlindenden sog. Ei- 
gentümergespräche zwischen dem innerhalb der Bun- 
desregierung dafür zuständigen BMF und dem Vor- 
stand der Salzgitter AG am 24. Juni 1983. Die Vertre- 
ter des Unternehmens wiesen dabei darauf hin, daß ein 
südafrikanisches Interesse an einer Zusammenarbeit 
im U-Boot-Bau bestehe. Wie Bundesminister Dr. Stol- 
tenberg anläßlich seiner Vernehmungen am 16. Fe- 
bruar 1987 durch den 4. UA - 10. WP und am 16. Mai 
1990 durch den 1. UA -11. WP ausgesagt hat, erklärte 
er den Firmenvertretern daraufhin, daß nach seiner 
Einschätzung für ein solches Geschäft keine Genehmi- 
gung erwartet werden könne. Diese Aussage hat der 
StS im BMF Dr. Tietmeyer, der an dem Eigentümerge- 
spräch neben dem zuständigen Abteilungsleiter teilge- 
nommen hatte, bei seinen Vernehmungen durch den 4. 
U A - 10. WP am 3. Februar 1 987 und am 27. Juni 1 990 
durch den l.UA - 11. WP bestätigt. 

In dem Protokoll über die Vorstandssitzung von HDW 
vom 27. Juni 1983 heißt es zu diesem Gespräch: 

„Für das Süd- Afrika-Geschäft hat es im Ministerge- 
spräch eine ziemlich klare Absage gegeben. Herr 
Tietmeyer will sich jedoch auch mit diesem Fall wei- 
ter beschäftigen. K. wird Herrn Nohse entsprechend 
informieren." 

Am 12. Juli 1983 fand im Dienstzimmer von StS Dr. 
Tietmeyer ein Gespräch mit dem HDW-Vorstandsmit- 
glied Dip. -Kfm. Rohde statt, bei dem nach einer schrift- 
lichen Stellungnahme von StS Dr. Tietmeyer gegen- 
über dem 4. UA - 10. WP das Thema Südafrika am 
Ende ganz kurz erwähnt wurde. Danach sei die Reak- 
tion auf die Bitte um Unterstützung eindeutig negativ 
gewesen - auch sei keine weitere Prüfung der Angele- 
genheit in Aussicht gestellt worden. 

Einen Tag zuvor, am 11. Juli 1983, befaßte sich der 
Vorstand der Salzgitter AG mit dem Südafrika-Ge- 
schäft. In einem dem 1 .UA -11. WP vorgelegten Aus- 
zug aus dem Vorstandsprotokoll Nr. 19 heißt es u.a.: 

„Ohne die Akquisition eines U-Bootes und eines 
, packages' für Brasilien ist die Beschäftigung im U- 
Boots-Bau für das nächste Jahr nur zu zwei Drittel 
und für das übernächste Jahr zu einem Drittel gesi- 
chert. Vollbeschäftigt wäre die U-Boot-Kapazität 
von HDW, wenn die 6 Boote für den Iran gebaut und 
Boote nach Südafrika geliefert werden könnten. 
Wenn keine zufriedenstellende Beschäftigung beim 


U-Boots-Bau erreicht wird, muß in drei Jahren eine 
Liquidation von HDW erwogen werden, weil dann 
die für diesen Bereich im HDW-Konzept geplanten 
Gewinne nicht realisierbar sind." 

Die Unternehmen setzten ihre Bemühungen fort, das 
firmenintern „IK 97" genannte Projekt zu ermöglichen. 
Sie bedienten sich dabei auch der Vermittlung durch 
den ehemaligen Bundestagsabgeordneten Siegfried 
Zoglmann, der im November 1983 mit dem damaligen 
Bundesverteidigungsminister Dr. Manfred Wörner 
und Dr. h.c. Franz Josef Strauß in dieser Angelegenheit 
gesprochen hatte. Zur Unterstützung dieser Bemühun- 
gen wurde eine Notiz „Argumente IK 97" vom 6. Okto- 
ber 1983 verwendet, die von dem geschäftsführenden 
Gesellschafter von IKL Dipl. -Ing. Lutz Nohse verfaßt 
worden war. In dem Papier heißt es: 

„06.10.1983 

No/B 

Vertraulich 

Notiz 

Argumente IK 97 

1. Aufgrund schlechter Erfahrungen (Frankreich) 
will der Kunde die Fahrzeuge im eigenen Land 
bauen. Voruntersuchungen haben ergeben, daß 
er hierzu in der Lage ist. Auch die Lieferung von 
U-Booten oder Sektionen über Drittländer wird 
vom Kunden abgelehnt. Der Kunde ist lediglich 
bereit, in geringem Umfang Stahlbauteile und 
evtl, einige nackte Sektionen zu kaufen, sofern 
im Hinblick auf die schlechte Beschäftigung der 
deutschen Werften uns hiermit ein .Gefallen 1 
getan wird. 

2. Die Einbauteile werden zum größten Teil im ei- 
genen Land hergestellt oder aus anderen Län- 
dern importiert. 

3. Gespräche auf Ministerebene haben ergeben, 
daß die Mittel in den nächsten Haushalten vor- 
handen sind. 

4. Die gleichen Gespräche haben ergeben, daß man 
jetzt nur noch exclusiv mit IKL/HDW verhan- 
delt. 

5. Man will einen Satz Fertigungsunterlagen der 
Boote, die bei HDW nach IKL-Zeichnungen für 
Indien im Bau sind, kaufen. 

6. Die Unterlagen gehen als Mikrofilme im Diplo- 
matengepäck über die Grenze (werden abge- 
holt). 

7. 40 Mio. DM gehen an HDW. HDW will sich 
damit Handelsschiffsaufträge zur Sicherung von 
Arbeitsplätzen .kaufen'. 

8. 10 Mio. DM gehen an IKL. IKL will damit vor 
allem Eigenentwicklungen für deutschen U- 
Bootbau (Bundesmarine und Export) finanzie- 
ren. 

9. Es ist außerdem erforderlich: eine begrenzte 
Umkonstruktion des oben genannten Bootes 
durch IKL, weil man Komponenten aus dem 
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Kundenland einzubauen hat. Außerdem würde 
das IKL die Aufbauten verändern, um .deutsches 
Design' zu vermeiden. 

1 0. Diese Unterlagen würden in gleicher Weise, wie 
unter Punkt 6 erwähnt, abgeholt werden. 

1 1 . HDW und IKL müßten durch Entsendung von 
Spezialisten im begrenzten Umfang Bauhilfe ge- 
ben. 

12. Verwiesen wird auf § 5 Abs. 1 und § 45 Abs. 3 
der Verordnung zur Durchführung des Außen- 
wirtschaftsgesetzes (s. Anlagen). 

13. Anfang der 70er Jahre sind in England (bei 
Vickers) 3 Unterseeboote für Israel ähnlich der 
deutschen Bundesmarine-Klasse 206 gebaut 
worden. IKL hat hierfür die Entwürfe und Bau- 
zeichnungen geliefert. Die damalige Bundesre- 
gierung hat das IKL hierzu mündlich aufgefor- 
dert und .Rückendeckung 1 zugesichert, für den 
Fall, daß sich Schwierigkeiten ergeben würden. 
Dieser Fall ist dann später auch eingetreten, und 
das Bauprogramm wurde ohne weitere Schwie- 
rigkeiten abgewickelt. 

14. Im Falle einer regierungseitigen Zustimmung zu 
dem neuen Bedarfsfall würde es für IKL ausrei- 
chend sein, wenn ein leitender Beamter eine ähn- 
liche Erklärung, wie seinerzeit im Falle Israel, 
dem IKL gegenüber abgeben würde. 

1 5. Die mit dem Kunden geführten Gespräche haben 
ergeben, daß man gegebenenfalls in Anbetracht 
der besonderen und beim Kunden bekannten 
Problematik bis zu einer endgültigen Entschei- 
dung mehrere Monate Geduld zeigen würde. 

(Unterschrift Nohse) 

Anlagen“ 

Anstelle des in der vorstehend abgedruckten Notiz 
verwendeten Begriffs „regierungsseitige Zustimmung" 
wird bereits in Unternehmensunterlagen aus dem 
Jahre 1983 der Begriff „grünes Licht" verwendet, das 
von der Bundesregierung gegeben werden solle, des- 
sen sich die Vertragspartner zum Vertragsabschluß 
und zur Durchführung des Geschäftes versichern woll- 
ten. Die Absicht einer derartigen Vorgehensweise er- 
gibt sich z.B. aus dem Schreiben des geschäftsführen- 
den Gesellschafters von IKL Dipl.-Ing. Nohse vom 2. 
Dezember 1983 an das HDW- Vorstandsmitglied Dipl.- 
Kfm. Rohde. In diesem Schreiben stellt Dipl.-Ing. 
Nohse fest, daß „in den nächsten Tagen das grüne Licht 
aus Bonn" erwartet werde. Der südafrikanische Ge- 
schäftspartner von IKL und HDW sei über die beab- 
sichtigte Vorgehensweise unterrichtet. 

Die Nohse-Notiz ist Bundesminister Dr. Stoltenberg 
mit einem Schreiben des Vorstandsvorsitzenden der 
Salzgitter AG Ernst Pieper vom 28. Oktober 1983 und 
Bundesminister Dr. Wörner mit einem Schreiben von 
Siegfried Zoglmann vom 9. November 1983 zugegan- 
gen. Ob sie auch Bundesminister Hans-Dietrich Gen- 
scher erhalten hat, wie in jenen beiden Schreiben aus- 
geführt wurde, steht nicht fest. Bundesminister Gen- 
scher hat dazu vor dem 4.UA - 10. WP ausgesagt, er 
sei 1984, möglicherweise aber auch schon im Jahre 


1983, mehrfach von dem früheren Bundestagskollegen 
Zoglmann auf das U-Boot-Geschäft angesprochen wor- 
den. Er habe ihm beim ersten Gespräch schon erklärt, 
daß er keine Möglichkeit für eine Genehmigung sehe. 
Nach seiner Erinnerung seien ihm schriftliche Unterla- 
gen von Siegfried Zoglmann nicht übergeben worden. 
Nachdem er in der Presse gelesen habe, ihm seien ir- 
gendwelche Unterlagen zugegangen, habe er sowohl 
die Registratur im Ministerbüro als auch im Amt selbst 
prüfen lassen; dort sei seine Erinnerung bestätigt wor- 
den, weil solche Papiere nicht gefunden worden seien. 

Die in dem Protokollauszug der Vorstandssitzung von 
HDW 23/1983 vom 12. Dezember 1983 enthaltene 
Feststellung, daß „die Herren Botha und Genscher ein 
Gespräch über dieses Projekt (IK 97) geführt hätten", 
findet weder in den Zeugenaussagen noch in den vor- 
liegenden Akten eine Bestätigung. 

Wörtlich heißt es weiter in dem Protokollauszug: 

. .HDW wird keinen Vertrag mit dem .Kunden' 
abschließen, solange keine Ermächtigung dazu aus 
Bonn gegeben wurde." 

Zur Beantwortung des erwähnten Schreibens des Vor- 
standsvorsitzenden der Salzgitter AG vom 28. Oktober 

1983 teilte StS Dr. Tietmeyer dem Vorsitzenden des 
Vorstands der Salzgitter AG und des Aufsichtsrates 
von HDW, Ernst Pieper, im Auftrag des Bundesfinanz- 
ministers Dr. Stoltenberg fernmündlich mit, daß dieser 
dringend davon abrate, das Südafrika-Vorhaben wei- 
ter zu verfolgen. 

Anfang des Jahres 1984 entschied Bundesverteidi- 
gungsminister Dr. Wörner, auf das Schreiben von Sieg- 
fried Zoglmann vom 7. November 1 983 nicht zu reagie- 
ren. 

Nach der Vorstandssitzung von HDW am 23. Januar 

1984 hält HDW- Vorstandsmitglied Dipl.-Ing. Hansen- 
Wester in einem Vermerk vom 25. Januar 1984 zum 
Betreff „Projekt IK 97 (S.A.)" folgendes fest: 

„Mit diesem Projekt sind hochgestellte Vertreter der 
Bundes- und Landesregierung befaßt. Außerdem hat 
sich der AR- Vorsitzende intensiv eingeschaltet . . ." 

Im Februar 1984 übergab der Vorstandsvorsitzende 
von HDW Klaus Ahlers MD Dr. Schomerus, Abtei- 
lungsleiter im BMWi, der von September 1 983 bis Sep- 
tember 1984 Mitglied im Aufsichtsrat von HDW war, 
ein auf den 14. Februar 1984 datiertes Papier von IKL 
und HDW, das als „Arbeitspapier zur Vorlage im Si- 
cherheitsrat" überschrieben und als Argumentations- 
papier für das Südafrika-Projekt gedacht war. 

MD Dr. Schomerus teilte dem Vorstandsvorsitzenden 
Ahlers seine persönliche Beurteilung mit, wonach er 
das Geschäft unter rechtlichen und politischen Ge- 
sichtspunkten für nicht durchführbar und nicht geneh- 
migungsfähig hielt. Entsprechend wies er darauf hin, 
daß das Papier nicht als Anstoß zur Einleitung eines 
förmlichen Verfahrens angesehen werden könne, wo- 
bei er selbst als Mitglied des Aufsichtsrates von HDW 
wegen der damit verbundenen Inkompatibilitäten 
nicht amtlich in der Angelegenheit tätig werden könne. 
Zur Einleitung eines förmlichen Verfahrens müsse 
Klaus Ahlers sich an die zuständigen Referenten im 
AA und im BMWi wenden. Ahlers wollte danach 
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Kontakt mit dem Leiter des Referates 424 im AA, VLR 1 
Dr. Henze, aufnehmen. 

Am 17. Februar 1984 leitete MD Dr. Schomerus das 
Papier an den für Rüstungsexportfragen zuständigen 
Referats leiter der Abteilung IV im BMWi MR Engel 
weiter und unterrichtete ihn über sein Gespräch mit 
dem Vorstandsvorsitzenden Ahlers. Am gleichen Tage 
informierte MD Dr. Schomerus auch VLR I Dr.Henze, 
wobei beide Einvernehmen darüber erzielten, daß das 
Ansinnen der Unternehmen abgelehnt werden müsse. 
Aus Anlaß der Übergabe des Arbeitspapiers erklärte 
VLR I Dr. Henze dem Vorstandsvorsitzenden Ahlers 
im Februar 1984, daß das Projekt für „ausgeschlossen" 
gehalten werde. 

Am 3. April 1984 ging bei MD Dr. Schomerus ein For- 
mularschreiben von Dipl. -Ing. Nohse mit Übersendung 
einer Neufassung des Arbeitspapiers „IK 97" von IKL 
und HDW vom 2. April 1984 ein, in dem auf das Ge- 
spräch zwischen Klaus Ahlers und MD Dr. Schomerus 
Bezug genommen war. Hierüber unterrichtete MD Dr. 
Schomerus unmittelbar die zuständigen Referate 
ebenso wie über die telefonische Mitteilung der Sekre- 
tärin von Herrn Ahlers am folgenden Tage, wonach das 
Papier so lange als gegenstandslos zu betrachten sei, 
als HDW die darin aufgeworfenen Fragen nicht mit 
dem AA geklärt habe. MD Dr. Schomerus sah darauf- 
hin die Angelegenheit als erledigt an, nachdem ihm 
Klaus Ahlers dies auch in einem Telefonat am 6. April 
1984 bestätigt hatte. 

Bundeskanzler Dr. Kohl hatte - seiner Erinnerung 
nach - im Frühjahr 1984, vermutlich im April, mögli- 
cherweise sogar schon vor diesem Zeitpunkt ein- bis 
zweimal mit dem damaligen Bayerischen Ministerprä- 
sidenten Dr. h.c. Franz Josef Strauß über das U-Boot- 
Projekt gesprochen. Thema sei die schwierige Lage der 
deutschen Werftindustrie und vor allem auch die 
schwierige Lage bei HDW gewesen. Es sei vor allem 
um die Sicherung von Arbeitsplätzen gegangen. 

Zwischenzeitlich setzen IKL und HDW ihre Verhand- 
lungen mit dem südafrikanischen Geschäftspartner 
fort. Unter dem 17. April 1984 findet sich in den Unter- 
lagen von IKL eine Notiz von Dipl. -Ing. Nohse über ein 
Telefonat mit einem Vertreter des südafrikanischen 
Vertragspartners, in der es heißt: 

„Ich habe Herrn . . . (Name im Dokument ge- 
schwärzt) folgendes durchgegeben: 

1. Vorbereitungsgespräche auf Ministerebene sind 
positiv verlaufen. 

2. BSR tagt erst im Mai. 

3. Gespräche in Deutschland auf höchster Ebene 
für Juni vorgesehen (war auch Herrn . . . be- 
kannt und er mißt dem gleiche Bedeutung zu wie 
wir). 

Hieraus folgender Vorschlag von mir gemacht: 

1. Herr . . . schickt uns schnellstmöglich die Kom- 
mentare bzw. Gegenentwurf zu unserem Ver- 
tragsentwurf 34 i, 

2. Nach Durchsicht dieser Unterlagen wird Ver- 
handlungstermin GF 1 und GF für Anfang Mai 
im Lande IK 97 vereinbart. 


3. Sollte es bis zum Abschluß des Vertrages zu kei- 
ner BSR-Genehmigung gekommen sein, könnte 
eine Formulierung in den Vertrag in ungefähr 
wie folgt aufgenommen werden: 

,Die zuständigen deutschen Stellen sind infor- 
miert. Der Vertrag wird gültig, wenn die zustän- 
dige Stelle (BSR) die Genehmigung ausgespro- 
chen hat.' 

Herr . . . begrüßte diesen Vorschlag und wird kurz- 
fristig durch Übersendung der Stellungnahme zum 
Vertragsentwurf 34i reagieren." 

Innerhalb eines Gespräches, das am 10. Mai 1984 aus 
Anlaß der für den Iran gebauten U-Boote geführt wur- 
de, erklärte StS Dr. von Würzen vom BMWi gegen- 
über dem Vorstandsvorsitzenden der Salzgitter AG 
Ernst Pieper, es gebe keine Aussicht auf eine Genehmi- 
gung bezüglich der U-Boote für Südafrika. 

Nach telefonischer Terminvereinbarung führte MD 
Teltschik im Bundeskanzleramt am 23. Mai 1984 ein 
Gespräch mit Siegfried Zoglmann, das die Absicht von 
IKL und HDW auf Abschluß des Südafrikageschäftes 
zum Gegenstand hatte. Nach Aussage von MD Telt- 
schik vor dem 4. UA - 10. WP ging es dabei lediglich 
um den Verkauf von Fertigungsplänen und nicht um 
die Lieferung von U-Booten oder Komponenten. Er 
habe zwar bei dem Gespräch am 23. Mai 1 984 die Aus- 
führungen von Siegfried Zoglmann zur Kenntnis ge- 
nommen, diesem aber seine skeptische Einschätzung 
mitgeteilt, daß er die Chancen für eine Genehmigung 
des Projektes als äußerst gering erachte und im übrigen 
auf den üblichen Weg der Genehmigung durch die zu- 
ständigen Ressorts verwiesen. 

Wie aus einem Vermerk von Dipl. -Ing. Hansen- Wester 
vom 24. Mai 1984 hervorgeht, den HDW dem 4. UA - 
10. WP zur Verfügung stellte, verhandelte zu diesem 
Zeitpunkt IKL in Südafrika über den Vertragsab- 
schluß. Dipl. -Ing. Hansen-Wester hält dazu fest: 

„Der Vertrag soll unter dem Vorbehalt abgeschlos- 
sen werden, daß Bonn grünes Licht erteilt. Hiermit 
ist der Kunde einverstanden. Anläßlich des Regie- 
rungsbesuches des Kunden in Bonn Anfang Juli, soll 
G. diesbezüglich ganz offen vom Kunden angespro- 
chen werden (dies wurde mit Zo. abgestimmt). 

Der Kunde besteht darauf, daß HDW den Vertrag 
mitunterzeichnet. Ich habe grundsätzlich zuge- 
stimmt." 

Am 4. Juni 1984, ein Tag vor dem Treffen zwischen 
Bundeskanzler Dr. Kohl mit dem Premierminister der 
Republik Südafrika Botha in Bonn, machte Siegfried 
Zoglmann MD Teltschik telefonisch darauf aufmerk- 
sam, daß Premierminister Botha bei dem bevorstehen- 
den Besuch das Projekt von IKL und HDW mit Südaf- 
rika ansprechen werde. MD Teltschik unterrichtete 
anschließend Bundeskanzler Dr. Kohl über diese Infor- 
mation. Dies war nach Aussage von MD Teltschik das 
erste Mal, daß er mit dem Bundeskanzler über das 
Thema gesprochen hat. 

In dem sog. Vier-Augen-Gespräch am 5. Juni 1984 
berichtete Premierminister Botha Bundeskanzler Dr. 
Kohl, nachdem einleitend über die industrielle Koope- 
ration zwischen Südafrika und der Bundesrepublik 
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Deutschland im allgemeinen gesprochen worden war, 
über seine, Botnas, vorausgegangenen Gespräche mit 
Vertretern der deutschen Wirtschaft und erwähnte da- 
bei, daß Südafrika ein Projekt mit IKL verhandele. 
Nach seiner Kenntnis könnten diese Verhandlungen 
aber nur fortgesetzt werden, wenn der BSR zustimme. 
Von der Industrieseite seien die Verhandlungen so 
weit vorangeschritten, daß man nunmehr zu einem Ab- 
schluß kommen könne. Ihm liege daran, den Bundes- 
kanzler davon zu überzeugen, wie wichtig dieses Pro- 
jekt für Südafrika sei, und er wolle an den Bundeskanz- 
ler appellieren, baldmöglichst eine positive Entschei- 
dung zu treffen. Premierminister Botha erläuterte zu- 
sätzlich, daß das Projekt der Küstenverteidigung diene 
und die südafrikanischen Werften zum Bau der 
U-Boote das know-how deutscher Firmen benötigten, 
Bundeskanzler Dr. Kohl antwortete, er werde sich 
selbst um die Angelegenheit kümmern und von sich 
hören lassen. 


Aus dem vorliegenden Protokollauszug der Vorstands- 
sitzung 9/1984 von HDW vom 7. Juni 1984 geht her- 
vor, daß die Vertragsunterzeichnung „vorbehaltlich 


k ('grünes Licht')" am 15. Juni 1984 


der Genehmigun: 
erfolgen solle, die Vertragserfüllung aber einen aus- 
drücklichen Vorstandsbeschluß voraussetze. 


2. Vertragsabschluß und Lieferung 
von Konstruktionsunterlagen 

Am 15. Juni 1984 schlossen IKL und HDW dann ge- 
meinsam mit der Firma LSMT einen Vertrag über die 
Lieferung von Fertigungsunterlagen und Lizenzen für 
den eigenen Bau und Weiterverkauf dieses Typs durch 
Südafrika sowie die Umkonstruktion des U-Boot-Typs 
1650 auf den Typ 1650 M (“Modifikation) und die Ge- 
währung technischer Hilfe beim Bau von vier U-Boo- 
ten im Wert vom 116 Mio. DM, sog. „Memorandum of 
Agreement". 60 Mio. DM entfielen auf die Fertigungs- 
unterlagen, das zugehörige Konstruktionsmodell im 
Maßstab 1:5 und die Baulizenz für das erste U-Boot 
sowie ca. 56 Mio. DM für die Umkonstruktion und die 
technische Hilfe. 

Als „Lizenzgebühren“ wurde eine Zahlung von 2 Mio. 
DM vereinbart. Im Vertrag heißt es: „The licence fee 
for the first and second submarine shall be 2 Mio DM". 
Für weitere U-Boote fielen jeweils abgestufte „licence 
fees" an. Insoweit hat der Vorstandsvorsitzende von 
HDW Neitzke gegenüber dem Finanzministerium von 
Schleswig-Holstein zu einem späteren Zeitpunkt die 
Auffassung vertreten, daß der Bau von U-Booten nicht 
als besondere Bedingung für die Zahlung der 2 Mio. 
DM festgelegt worden sei. Der Vertrag basiere viel- 
mehr auf der Annahme des Normalfalles, daß der Bau 
von U-Booten ermöglicht werden sollte. 

Die zu liefernden Fertigungsunterlagen waren in um- 
fangreichen Listen erläutert, die dem Vertrag beigefügt 
waren. Dazu gehörten u.a. die komplette Bauspezifika- 
tion, Bestelldokumente für die Schiffsausrüstung, 
Zeichnungen für Fertigungsvorrichtungen, Zeichnun- 
gen für den U-Boot-Bau, Baustandards, Dokumente für 
Produktionsplanung, Logistikdokumentation, Ver- 
tragsbedingungen, Testprogramm und ein Qualitätssi- 
cherungshandbuch sowie ein Modell im Maßstab 1:5. 


Der Vertrag wurde unter dem in einem „Addendum to 
the Memorandum of Agreement“ enthaltenen Vorbe- 
halt abgeschlossen, daß die außenwirtschaftsrechtli- 
chen Genehmigungen erteilt würden. 

Wie sich aus der Vernehmung des Präsidenten der 
OFD Kiel, Svend Olav Hansen, vom 3. März 1988 er- 
gibt, ist zudem auf Bitten der südafrikanischen Firma 
ein weiterer Vertrag als Cover- Vertrag geschlossen 
worden. Eine entsprechende Aussage hat auch der 
Mitarbeiter von HDW Rathjens gegenüber der OFD 
Kiel gemacht. Zu weiteren Fragen von Mitgliedern des 
4. UA - 10. WP nach dem Abschluß eines derartigen 
Cover- Vertrages mit dem Ziel, den tatsächlichen Ge- 
schäftspartner und das Geschäft selbst verborgen zu 
halten, haben die vom Ausschuß vernommenen Zeu- 
gen keine Auskunft geben können. 

In diesem Zusammenhang ist noch zu erwähnen, daß 
bei der Abwicklung des Geschäfts „Deckbezeichnun- 
gen ” verwendet wurden, über deren Funktion der Aus- 
schuß aber weder aus Zeugenaussagen noch aus Un- 
terlagen hinreichende Erkenntnisse erlangt hat. 

Ende Juni/Anfang Juli beauftragte Bundeskanzler 
Dr. Kohl StS Prof. Dr. Schreckenberger und MD Telt- 
schik mit einer Prüfung der Angelegenheit; dabei wies 
der Bundeskanzler darauf hin, daß er ein großes Inter- 
esse habe, die Arbeitsplätze bei HDW zu sichern, und 
er, wenn eine Genehmigung eines solchen Projekts 
rechtlich und politisch möglich sei, dann auch darüber 
nachdenke, ob es nicht sinnvoller sei, U-Boote in Kiel 
zu produzieren und zu exportieren, weil dies einen 
größeren Beitrag zur Sicherung von Arbeitsplätzen 
darstelle als der Verkauf von „Blaupausen". StS Prof. 
Dr. Schreckenberger hat bei seiner Vernehmung vor 
dem 4. UA - 10. WPam 15. Januar 1987 ausgesagt, daß 
bei den von Siegfried Zoglmann und in den darauffol- 
genden Monaten vom Geschäftsführer von IKL Nohse, 
dem damaligen Vorstandsvorsitzenden von HDW 
Klaus Ahlers sowie dem Mitglied des Vorstandes von 
HDW Dipl. -Ing. Hansen- Wester mit MD Teltschik ge- 
führten Gesprächen drei Modelle des U-Boot-Ge- 
schäfts in Rede gestanden hätten, nämlich eine kleine 
Lösung - die Lieferung von Fertigungsunterlagen und 
Lizenzen -, eine mittlere Lösung - zusätzliche Liefe- 
rung von Bauteilen und sog. Komponenten - und 
schließlich eine große Lösung - die Lieferung von kom- 
pletten U-Booten -. 

Das Protokoll der HDW-Vorstandssitzung 1 1/184 vom 
16. Juli 1984 vermerkt unter Tagesordnungspunkt 5.7 
zum „Projekt IK 97 (S.A.)": 

„M. informiert über die Entwicklung dieses Projek- 
tes. Der Bundeskanzler wird direkt auf die Zustim- 
mung angesprochen, die in geeigneter Weise der 
HDW zugängig gemacht wird. Der Vermerk IKL/ 
HDW vom 16. Juli 1984 wird akzeptiert." 

Das Protokoll der Sitzung des HDW-Vorstandes am 
30. Juli 1984 zum Projekt „IK 97 (S.A.)" verzeichnet 
folgendes: 

„D, informiert über den Stand des Projektes. Zustim- 
mung für mittlere Lösung vereinbart. C. legt Wert 
auf ein justiziables Papier. D. wird das weitere Vor- 
gehen mit Herrn Nohse abstimmen." 
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Am 31. Juli 1984 ging im Bundeskanzleramt ein 
Schreiben des damaligen Bayerischen Ministerpräsi- 
denten Dr. h.c. Franz Josef Strauß an Bundeskanzler 
Dr. Kohl ein. Der Registriervermerk lautet: 
„31.07.1984 MP Strauß: Aufträge aus Südafrika - A 
2 27.08". Nach der schriftlichen Auskunft der Bayeri- 
schen Staatskanzlei vom 20. April 1990 wurde dieser 
Brief auf Weisung des früheren Bayerischen Minister- 
präsidenten in dessen Büro gefertigt, durch Telekopie - 
um 9.45 Uhr - dem Bonner Büro von Dr. Strauß mit der 
Bitte um Weiterleitung an den Bundeskanzler übermit- 
telt. Die Bitte an das Bonner Büro lautete: 

„Bitte Brief sofort in Umschlag Ministerpräsident 
und durch Boten mit dem Vermerk sofort aushändi- 
gen an Bundeskanzler". 

Der Brief selbst trug den Aufdruck „Sofort auf den 
Tisch". 

Der Text des Schreibens lautet: 

„Wir haben uns mehrmals über Aufträge aus Südaf- 
rika unterhalten. Ich habe das letzte Mal bei unse- 
rem gemeinsamen Spaziergang darauf hingewiesen, 
daß der Vertrag über Software in der Höhe von etwa 
116 Millionen DM zwischen dem südafrikanischen 
Partner und IKL/HDW mit der Klausel abgeschlos- 
sen worden ist, daß er nur wirksam wird, wenn bis 
15. August der Sicherheitsrat die Genehmigung er- 
teilt. Daher ist größte Eile geboten! 

Du hast sowohl bei dem Dreiergespräch am 1 . Juni 
wie auch bei unserem Spaziergang darauf hingewie- 
sen, daß Dir eine große Lösung von Hardware, die 
nicht nur finanzielle Entlastung, sondern auch Pro- 
duktionsaufträge mit sich bringen würde, lieber wä- 
re. Premierminister Botha beruft sich darauf, daß er 
Dir überhaupt kein Schreiben zu schicken braucht, 
weil Du dem Vorhaben - offengelassen, ob dem klei- 
neren oder größeren - zustimmst. Dieselbe Meinung 
scheint auch Ministerialdirektor Teltschik gegen- 
über Herrn Zoglmann vertreten zu haben. Vor unse- 
rem Spaziergang habe ich, wie ich Dir auch berichtet 
habe, von den Schwierigkeiten berichtet, die an- 
scheinend abermals das Auswärtige Amt mit Aus- 
wirkungen auf das Kanzleramt macht. Du wirst Dich 
erinnern, daß seinerzeit auch der Außenministerbei 
unserem Dreiergespräch am 1 . Juni alle möglichen 
Vorwände gebraucht hat. 

Ich halte die große Lösung, genauso wie Du natür- 
lich, für die bessere. Sie ist auch erzielbar. Ihr Ver- 
tragswert ist etwa 475 Millionen DM, ein namhafter 
Auftrag in unserer Wirtschaftslage. 

Ich bitte Dich, sich dieser Angelegenheit anzuneh- 
men und das weitere zu veranlassen." 

Eine Ablichtung des Briefes ist nach der Verfügung des 
Ministerpräsidenten am gleiche Tage an Siegfried 
Zoglmann abgesandt worden. 

Bundeskanzler Dr. Kohl hatte am 31. Juli 1984 seinen 
Jahresurlaub unterbrochen und war - seiner Erinne- 
rung nach für einen Tag - nach Bonn zurückgekehrt, 
um an der um 14.00 Uhr beginnenden „Buschhaus-De- 
batte" im Bundestag teilzunehmen. 

Mit Schreiben vom 24. Juni 1988 an den 1. UA - 11. 
WP hat der damalige Chef des Bundeskanzleramtes, 


Bundesminister Dr. Schäuble, dazu mitgeteilt, es sei 
nicht auszuschließen, daß der Bundeskanzler anläßlich 
seiner Urlaubsunterbrechung „die eingegangene Post 
durchgesehen und hierbei die Telekopie eines Schrei- 
bens des Ministerpräsidenten Strauß vom 31.7.1984 
gesehen haben könnte. Der Bundeskanzler habe weder 
eine Erinnerung an die Telekopie noch an den Brief“. 

Bundeskanzler Dr. Kohl hat bei seiner Vernehmung am 
31. Mai 1990 diese Mitteilung noch einmal ausdrück- 
lich bestätigt. Er könne nicht ausschließen, daß er den 
Brief bei seiner Rückkehr vorgefunden habe, er halte 
es aber genauso für möglich, daß dies erst zu einem 
späteren Zeitpunkt gewesen sei, z.B. am 27. August 
1984, als das Schreiben an MD Teltschik abgegeben 
worden sei. Er habe keine Erinnerung an den Brief bzw. 
die möglicherweise zuvor eingegangene Telekopie. Er 
könne nicht einmal sagen, ob der Brief, der am 27. Au- 
gust 1984 an MD Teltschik gegangen sei, mit dem Brief 
von Franz Josef Strauß am 31. Juli 1984 identisch sei, 
der in Form einer Kopie der Aktenverfügung dem Aus- 
schuß durch die Bayerische Staatskanzlei vorgelegt 
worden sei. Zum Inhalt des Briefs bemerkte er, der 
Bayerische Ministerpräsident habe die Gewohnheit 
gehabt, hin und wieder nach einer Besprechung, die 
ohne inhaltlichen Abschluß zu Ende ging, ein nachfol- 
gendes Schreiben zu verfassen, das den Eindruck er- 
weckte, eine Abmachung zu bestätigen, die noch nicht 
endgültig getroffen war. 

Bei der Erledigung des Auftrages des Bundeskanzlers 
stellte sich für StS Prof. Dr. Schreckenberger heraus, 
daß es kurzfristig nicht möglich war, eine begründete 
Stellungnahme zu dem geplanten Vorhaben zu erarbei- 
ten. Er rief deshalb ebenfalls am 31. Juli 1984 - sowohl 
bei Dipl. -Ing. Nohse als auch bei Klaus Ahlers an. 
Nach seiner Aussage vor dem 4. UA - 1 0. WP teilte StS 
Prof. Dr. Schreckenberger in beiden Telefonaten den 
Unternehmen mit, daß eine Stellungnahme zu dem Pro- 
jekt erst nach den Parlamentsferien abgegeben werden 
könne. 

Irgendeine Zusage oder gar eine telefonische Zustim- 
mung habe er keinesfalls erklärt. Dipl.-Ing. Nohse 
habe zwar auf eine baldige Antwort gedrängt; er habe 
jedoch darauf hingewiesen, daß das Bundeskanzleramt 
eine Entscheidung der zuständigen Stellen nicht erset- 
zen könne. 

Über die Telefonate fertigten Dipl.-Ing. Nohse und 
Ahlers Vermerke an, die zwischen den Unternehmen 
ausgetauscht wurden. In dem Vermerk von Dipl.-Ing. 
Nohse vom 31. Juli 1984 heißt es: 

„IK 97/GF Anruf von Staatssekretär Prof. Dr. Wal- 
demar Schreckenberger, Chef des Bundeskanzler- 
amtes, am 3 1 .7. 1 984, um 12.30 Uhr Prof. Schrecken- 
berger hat folgende Unterlagen vorliegen: 

1. Meinen Vermerk vom 16.07.1984, 

2. Unseren Vertrag vom 15.06.1984 

Ergebnis des Gespräches (alle Punkte wurden ange- 
sprochen): 

1 Bundeskanzler und Min. Präsident Strauß haben 
ein Interesse daran, daß HDW und IKL den Vor- 
gang IK 97 ausführen können, und zwar aus fol- 
genden Gründen: 
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1.1. Finanzielle Situation im Schiffbau und bei 
HDW speziell; 

1.2. Beschäftigungslage in der Zulieferindustrie und 
dabei in speziellen Bereichen mit hoher Ar- 
beitslosenquote; 

1.3. Strategische Bedeutung für die Bundesmarine. 

2. Entsprechend meinem Papier vom 16.7.1984 
sollte die große Losung nicht verfolgt werden, 
dagegen die mittlere. 

3. Der im Vertrag vom 15.6.1984 genannte Termin 
für das Rechtskräftigwerden (15.8.84) muß auf 
Grund der besonderen Situation beim Kunden 
(negative Goldpreisentwicklung; wirtschaftliche 
Lage beim Kunden, Haushaltsplanungen) unbe- 
dingt eingehalten werden. 

4. Dementsprechend haben Herr Ahlers und ich 
uns am 28.7.84 in Hamburg auf Grund von Mel- 
dungen, die uns aus München zugegangen sind, 
dem Kunden gegenüber positiv bezgl Regie- 
rungsgenehmigung geäußert. Eine ergänzende 
Äußerung wird von Herrn Ahlers bei seiner 
Reise zum Kunden in der 32. Woche erwartet. 

5. Eine endgültige Genehmigung, für die sich der 
Bundeskanzler und Min. Präsident Strauß einset- 
zen werden, kann erst nach den Parlamentsfe- 
rien und nach Durchsprache im Bundessicher- 
heitsrat erteilt werden. 

Abschließend habe ich folgendes Prof. S. gesagt, 

welcher dieses zustimmend zur Kenntnis nahm: 

1. Die Erklärungen von Prof. S. seien für uns die 
ersten direkten Erklärungen von höchster Stelle, 
die uns ermutigten. 

2. Wir werden - vorausgesetzt, daß unser Partner 
HDW zustimmt - dieses Telefongespräch und 
die Nachricht vom 28.7.1984 aus München zum 
Anlaß nehmen, dem Kunden gegenüber zu erklä- 
ren, daß für uns der Vertrag rechtskräftig gewor- 
den ist und daß wir jetzt die Arbeiten aufnehmen. 

3. Ich bat Prof. S., anschließend Herrn Ahlers an- 
zurufen und diesem das Ergebnis unseres Ge- 
spräches mitzuteilen. Prof. S. betonte mehrfach 
während des Telefongesprächs, das Äußerste für 
HDW/IKL in der Angelegenheit IK 97 zu tun. 
Seine Aussage in diesem Gespräch könnte je- 
doch für uns nicht Grundlage sein, die Bundesre- 
gierung schadenersatzpflichtig zu machen." 

Bei der Nachricht aus München handelt es sich offen- 
bar um eine Vorankündigung des Schreibens des Baye- 
rischen Ministerpräsidenten Dr. h.c. Strauß an Bun- 
deskanzler Dr. Kohl, von dem bei IKL am 2. August 
1984 eine Kopie einging, auf der wiederum die Weiter- 
gabe an den HDW- Vorstandsvorsitzenden verfügt 
wurde. 

ln einer Aktennotiz von Klaus Ahlers, die wie der Ver- 
merk von Dipl. -Ing. Nohse vom 31. Juli 1984 datiert, 
heißt es u.a. wörtlich: 


„Herr StS Dr. Schreckenberger hat uns im Aufträge 
von Herrn Bundeskanzler Dr. Kohl telefonisch mit- 
geteilt, daß der Bundeskanzler und Franz Josef 
Strauß unserem Projekt IK 97 in der mittleren Lö- 
sung, d.h. Blaupausen-Export und Zulieferung von 
Teilen ihre Zustimmung verleihen. 

Eine entsprechende Entscheidung im BSR könne aus 
technischen Gründen erst im September herbeige- 
führt werden. 

Im Hinblick auf die Terminlage der Erklärungsfrist 
zum 15.8.1984 hat es Herr Staatssekretär Dr. 
Schreckenberger als sein ausdrückliches Anliegen 
bezeichnet, die positive Einstellung des Herrn Bun- 
deskanzlers und des Ministerpräsidenten Strauß zu 
betonen, um die Einleitung des Geschäftes zu er- 
möglichen. 

Über die Ingangsetzung des Vertrages anläßlich der 
Reise von D vom 4.- 1 1.8.1984 nach Südafrika er- 
bittet Staatssekretär Dr. Schreckenberger eine In- 
formation wegen seiner Urlaubsabwesenheit an 
Staatssekretär Teltschik." 

StS Prof. Dr. Schreckenberger äußerte sich zu diesen 
Vermerken vor dem 4. UA - 10. WP in seiner Verneh- 
mung vom 17. Februar 1987 wie folgt: 

„. . . erstaunt bin ich doch sehr über die Äußerungen 
. . . daß ich hier eine Zustimmung verliehen habe. Es 
gibt auch andere Ausdrücke. Es ist schon eine arge 
Zumutung, mir so etwas zuzuschreiben; denn Sie 
wissen ja: Eine Verleihung ist etwas gänzlich ande- 
res, als etwa die Zustimmung. Beides miteinander zu 
verbinden ist sicherlich nicht Juristenart. Ich glaube 
nicht, daß man mir solche Worte in den Mund legen 
kann . . . der wesentliche Inhalt war . . . T.: Eine Stel- 
lungnahme zu Exportwünschen der beiden Firmen 
wird das Bundeskanzleramt erst in der Zeit nach den 
Parlamentsferien abgeben. Das klingt so auch an, 
etwas versteckt. So ist es denn auch geschehen. Den 
Firmenvertretern wurden bereits im Oktober 1984 
bei einer Besprechung im Bundeskanzleramt klar er- 
klärt, daß ein Genehmigungsantrag keine Chance 
und schon gar keine Aussicht auf Erfolg habe . . ." 

Diese Aussage hat StS Prof. Dr. Schreckenberger in 
seiner Vernehmung durch den 1. UA - 11. WP noch- 
mals ausdrücklich bestätigt. Er habe weder einen Auf- 
trag des Bundeskanzlers gehabt, bei den Firmenvertre- 
tern anzurufen, noch habe er in dessen Namen oder in 
eigenem Namen den Firmen „grünes Licht" gegeben. 
Ohne ausdrücklichen Auftrag, aber im Sinne und In- 
teresse des Bundeskanzlers habe er den Firmen fern- 
mündlich eine Vertagung ohne Absage mitgeteilt, aus 
der man jedoch keine Schlüsse habe ziehen können. Er 
habe weder die Absicht gehabt, eine Zustimmung zu 
verleihen, noch habe er seine Worte so gewählt, daß 
man daraus eine Zustimmung ableiten könne. 

ln einem weiteren Schreiben zum U-Boot-Geschäft 
vom 5. November 1984 (Anlage 35) an Bundeskanzler 
Dr. Kohl hat der damalige Bayerische Ministerpräsi- 
dent Dr. h.c. Strauß auch Ausführungen über die Tele- 
fonate von StS Prof. Dr. Schreckenberger mit den Fir- 
menvertretern Dipl. -Ing. Nohse und Ahlers gemacht. 
Der Text des Briefes hat folgenden Wortlaut: 
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„In meinem Schreiben an Dich vom 31. Juli 1984 
habe ich darauf hingewiesen, daß Du mit mir der 
Auffassung warst, das Anliegen, das Dir und mir 
von dem damaligen Ministerpräsidenten und jetzi- 
gen Staatspräsidenten des betreffenden Landes vor- 
getragen wurde, positiv zu entscheiden, wobei es 
nur noch offen war, ob es zu einer kleinen (soft wäre) 
oder zu einer größeren (hard wäre) Lösung kommt. 

Prof. Schreckenberger hat aufgrund meines Schrei- 
bens noch am 31. Juli 1984 Herrn Nohse von IKL in 
Lübeck und auf dessen Bitte anschließend Herrn 
Ahlers von HDW angerufen. 

Dabei wurde vereinbart: 

1. größere Lösung anstreben, 

2. .kleine Lösung' vereinbarungsgemäß rechts- 
wirksam werden zu lassen, 

3. nach den Parlamentaferien, also vor 1. Lieferung 
am 6. Oktober 1984, soll endgültige Genehmi- 
gung erfolgen. 

4. Dieses Gesprächsergebnis kann nicht die 
Grundlage für eine evtl. Schadenersatzklage ge- 
gen die Bundesregierung sein. 

In weiteren Gesprächen mit Prof. Schreckenberger 
und Herrn Teltschik haben beide schließlich emp- 
fohlen, Herrn Genscher noch einmal direkt anzu- 
sprechen. In einem Gespräch mit Herrn Ahlers am 
1 2. 1 0. 1 984 und einem weiteren Gespräch mit Herrn 
Zoglmann am 14.10.1984 hat Herr Genscher auch 
die kleine Lösung, die er in früheren Gesprächen 
allenfalls als möglich bezeichnet hat, nun abgelehnt. 
Die beiden Herren dargelegte Begründung ist derart 
abwegig, daß sie nicht ernsthaft sein kann. Die Ver- 
mutung liegt nahe, daß der Zustand der FDP dafür 
entscheidend sein könnte. 

Da die Auswirkungen des Rücktrittes vom Vertrag 
im Kundenland - Dein Gesprächspartner hat sich 
vor kurzem erneut persönlich in die Sache einge- 
schaltet schwerwiegende Folgen auslösen würden, 
haben die Herren Nohse und Ahlers Prof. 
Schreckenberger und Herrn Teltschik vorgeschla- 
gen, die engültige Genehmigung zwar jetzt in Aus- 
sicht zu stellen, aber erst nach Ablauf eines halben 
Jahres vorzunehmen. Beide Herren glauben, daß sie 
die auftretenden Probleme bei einer derartigen Lö- 
sung auffangen können. Das könnte auch bedeuten, 
daß in der Zwischenzeit soft wäre geliefert werden 
könnte. 

Ich halte dies für einen Weg, die Sache zu einem 
guten Abschluß zu bringen. Auch Herr Genscher 
kann einer solchen Lösung zustimmen. 

Die Angelegenheit eilt sehr. Bitte informiere mich 
über den Fortgang." 

Die Staatsanwaltschaft Bonn hatte eine Kopie dieses 
Schreibens im Rahmen des Ermittlungsverfahrens we- 
gen uneidlicher Falschaussage gegen MD Teltschik 
dem Kanzleramt zur Stellungnahme übersandt. Die 
Briefkopie war von der Staatsanwaltschaft Kiel bei ei- 
ner Durchsuchung der Wohnräume des früheren Vor- 
standsvorsitzenden von HDW, Klaus Ahlers, be- 
schlagnahmt und der Staatsanwaltschaft Bonn mit der 


Begründung übersandt worden, daß im Falle der inhalt- 
lichen Richtigkeit der Verdacht naheliege, die Bekun- 
dungen von MD Teltschik in seinen Vernehmungen 
durch den 4. UA - 10. WP am 20. und 29. Januar 1987 
sowie den 1. UA - 11. WP am 21. September 1988 
entsprächen nicht der Wahrheit bzw. seien unvollstän- 
dig. 

Zu dem Schreiben befragt, hat MD Teltschik bei seiner 
Vernehmung durch den 1 . UA -11. WP erklärt, daß er 
zu keinem Zeitpunkt mit dem damaligen Bayerischen 
Ministerpräsidenten Dr. h.c. Strauß über das U-Boot- 
Geschäft gesprochen habe. Seiner Ansicht nach biete 
auch das Schreiben vom 5. November 1984 keine 
Stütze dafür, daß ein „regierungsseitiges informelles 
oder außerhalb aller Legalität sich bewegendes Verfah- 
ren“ in Gang gesetzt werden sollte. 

MD Teltschik hat bei seiner Vernehmung am 13. Sep- 
tember 1990 durch den 1. UA - 1 1. WP weiter ausge- 
sagt, daß der Brief des Bayerischen Ministerpräsiden- 
ten vom 5. November 1984 ebensowenig wie die 
zwischenzeitlich dem Ausschuß zugegangenen Fir- 
menvermerke etwas an der Richtigkeit seiner bisheri- 
gen Aussagen änderten. Es habe im Bundeskanzleramt 
nie den Versuch gegeben, ein amtliches Verfahren ein- 
zuleiten mit dem Ziel der Genehmigung. 

Bundeskanzler Dr. Kohl hat bei seiner Vernehmung 
durch den l.UA - 11. WP am 31. Mai 1990 ausgesagt, 
von den Telefonaten, die StS Prof. Dr. Schreckenberger 
mit den Firmenvertretern geführt hatte, keine Kennt- 
nis gehabt zu haben. Er könne auch ausschließen, auf- 
grund des Briefes des damaligen Bayerischen Minister- 
präsidenten oder anderer Umstände StS Prof. Dr. 
Schreckenberger eine entsprechende Anweisung er- 
teilt zu haben. Bundeskanzler Dr. Kohl hat außerdem 
in der Vernehmung erklärt, keine Erinnerung an die 
von Dr. h.c. Strauß in seinem Schreiben vom 31. Juli 
1984 genannten Gespräche - Dreiergespräch am 
l.Juni sowie Spaziergang am Tegernsee - zu haben. 
Bundeskanzler Dr. Kohl erwähnte bei seiner Verneh- 
mung am 31. Mai 1990 den Brief von Franz Josef 
Strauß vom 5. November 1984, der dem Bundeskanz- 
leramt kürzlich in Kopie zugeleitet worden war. Eine 
Erinnerung an diese Briefkopie hatte Bundeskanzler 
Dr. Kohl nicht. Seinem Vorhaben, die Briefkopie dem 
Ausschuß zur Verfügung zu stellen, hatte die Staatsan- 
waltschaft Bonn unter Hinweis auf den Beschluß der 
III. Großen Wirtschaftsstrafkammer des Landgerichts 
Kiel vom 28. März 1990 widersprochen. 

Bundesaußenminister Genscher hat in seiner Verneh- 
mung durch den 1. UA - 11. WP am 31. Mai 1990 
bekundet, daß die Frage des U-Boot-Geschäfts zu kei- 
nem Zeitpunkt Gegenstand eines sog. Dreiergesprächs 
gewesen sei. 

Ausweislich eines Vermerks des IKL-Mitarbeiters 
Dipl. -Ing. Ingwersen vom 17. August 1984 fand am 30. 
und 31. Juli 1984 in Südafrika ein Gespräch mit dem 
südafrikanischen Geschäftspartner statt, in dem darge- 
legt wurde, daß das „Green Light" wohl in den näch- 
sten Tagen erteilt werden würde. Unter der Überschrift 
„Sicherheitsüberlegungen bei der Beschaffung" heißt 
es wörtlich: 
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„Dieser Besprechungspunkt wurde aber verscho- 
ben, da man den genauen Wortlaut des grünen 
Lichts abwarten wollte. Nachdem dann am nächsten 
Tag Einzelheiten des grünen Lichts bekanntgegeben 
worden waren, wurde gemeinsam beschlossen, erst 
einmal abzuwarten, was denn die sog. .mittlere Lö- 
sung' im einzelnen bedeutet." 

Unter dem 6. August 1984 trafen IKL und HDW mit 
ihren südafrikanischen Vertragspartnern eine Verein- 
barung über das Wirksamwerden des Vertrages vom 
15. Juni 1984, sog. „Addition to the Addendum to the 
Memorandum of Agreement“. Wörtlich heißt es darin: 

„Such approval . . . now is at hand in a sufficient 
manner." 

Etwa eine Woche später, am 14. August 1984, trafen 
sich Angehörige von IKL und HDW zu einer Bespre- 
chung über das weitere Vorgehen „in dieser Angele- 
genheit"; in einem Vorbereitungsvermerk für diese Be- 
sprechung vom 13. August 1984 ist für das am 15. 
August 1984 in Bonn vorgesehene Gespräch die Frage 
festgeh alten: „Wer erteilt uns wie die Genehmigung?". 
In einem der von den Unternehmen gefertigten Bespre- 
chungsvermerke befindet sich zu diesem Punkt der 
Hinweis, daß Klaus Ahlers und Dipl. -Ing. Nohse ver- 
suchen würden, am 15. August 1984 in Bonn in dieser 
Angelegenheit weiterzukommen. In einem korrespon- 
dierenden Vermerk des anderen Unternehmens vom 
15. August wird erwähnt, es bestehe Einigkeit darüber, 
keine Blaupausen-Lieferung vorzunehmen, bis die 
endgültige Genehmigung der Bundesregierung vorlie- 
ge. 

Am 15. August 1984 besuchten Dipl. -Ing. Nohse und 
Klaus Ahlers MD Teltschik zum ersten Mal im Bundes- 
kanzleramt. Nach Aussage von MD Teltschik gaben 
die beiden Unternehmensvertreter in diesem Gespräch 
zu verstehen, daß ihr Kunde in Südafrika kein Inter- 
esse an einer „großen Lösung" habe. 

Am 10. September 1984 folgte ein weiteres Gespräch 
zwischen MD Teltschik und Siegfried Zoglmann. Dipl.- 
Ing. Hansen- Wester hielt darüber in einem Vermerk 
vom 13. September 1984 (Anlage 36) folgendes fest: 

„Sachstand: 

a) Das Gespräch Zo. /Teltschik am 10.09.84 hat 
stattgefunden. 

Ergebnis: In der nächsten Woche wird K. uns 
bzw. Zo. über Teltschik darüber informieren, wie 
das Procedere bezüglich der Genehmigung ab- 
laufen soll. 

In der darauffolgenden Woche (39. Wo.) sollen 
Dr. Abels/Nohse sowie D/M nach Bonn zitiert 
werden. Es ist vorgesehen, daß uns das Einver- 
ständnis des BSR durch einen Staatssekretär 
(Rühl?) und Teltschik mitgeteilt wird. 

Bei der Zustimmung des BSR werden sich G. und 
B. der Stimme enthalten. 

b) Die Genehmigung für die .mittlere Lösung 1 soll 
erst vorangetrieben werden, wenn die Genehmi- 
gung für die .kleine Lösung’ unter Dach und Fach 
ist. Andernfalls befürchtet Zo. weitere Verzöge- 
rungen: Sofern beide Genehmigungen gleichzei- 


tio erteilt werden sollen, wird man uns auffor- 
dern, einen Vorvertrag mit dem Kunden auch für 
die .mittlere Lösung' vorzulegen. Den haben wir 
aber noch nicht. 

Dieser Beurteilung habe ich mich - ebenso wie 
das IKL - angeschlossen. 

K. hat sich bereits dahingehend geäußert, daß 
wir auch mit der Genehmigung für die .mittlere 
Lösung' rechnen können. 

c) Ich habe Zo. nochmals auf die entscheidenden 
Ecktermine hingewiesen: 

- am 6.08.84 Wirksamwerden des Vertrages 

- am 6.10.84 Beginn der Lieferungen, ferner auf 
den Kundenbesuch 18.09. 

T. und auch K. sind diese Termine bekannt. Zo. wies 
darauf hin, daß wir trotz der Aussagen gemäß l.b) 
damit rechnen müssen, daß wir die Genehmigung 
erst in der letzten Minute erhalten, d.h. kurz vor 
dem 06.10. 

Als ständiger Drängier im Hintergrund betätigt sich 
FJS, insbesondere bei K. FJS kennt die o.g. Termin- 
situation und die wesentlichen Zusammenhänge ge- 
nau." 

Am 19. September 1984 sprachen Bundeskanzler Dr. 
Kohl und Bundesaußenminister Genscher über die An- 
gelegenheit. Während Bundeskanzler Dr. Kohl bei sei- 
ner Vernehmung vor dem 4, UA - 10. WP am 16. Fe- 
bruar 1987 sich an dieses Gespräch nicht mehr erin- 
nern konnte, sagte Bundesaußenminister Genscher bei 
der am selben Tage stattfindenden Vernehmung, er 
habe dem Bundeskanzler gegenüber geäußert, daß er 
eine Genehmigung nicht für möglich halte. Diese Aus- 
sage bestätigte Bundesaußenminister Genscher bei sei- 
ner Vernehmung am 31. Mai 1990 durch den 1. UA - 
1 1. WP. Bei einem Telefongespräch, ebenfalls im Sep- 
tember 1984, äußerte sich StS Dr. von Würzen gegen- 
über MD Teltschik auf die am Rande gestellte Frage 
nach der Einschätzung des Südafrika-Projekts negativ, 
indem er auf das UN-Embargo verwies. 

Ausweislich eines Vermerks in den Unterlagen von 
HDW vom 11. Oktober 1984 soll StS Prof. Dr. 
Schreckenberger in einem Gespräch am 8. Oktober 
1984 gegenüber Klaus Ahlers und einem weiteren Mit- 
glied des Vorstandes Rohde erklärt haben, daß er im 
Augenblick keine positive Entscheidung zugunsten 
des Geschäfts geben könne, da ein Gespräch zwischen 
Bundeskanzler und Bundesaußenminister ohne Ergeb- 
nis geblieben sei; eine Entscheidung zwischen Kanzler 
und Minister sei notwendig, bevor „Grünes Licht" für 
das Anlaufen des Geschäfts gegeben werden könne. In 
einer Anmerkung zu diesem Vermerk vom 1 1 . Oktober 
1984 heißt es, daß unter diesen Umständen ein Ingang- 
setzen des Geschäfts für nicht möglich gehalten werde. 

StS Prof. Dr. Schreckenberger erklärte bei seiner Ver- 
nehmung durch den 1. UA - 11. WP, an dieses Ge- 
spräch keine genaue Erinnerung zu haben. Möglicher- 
weise habe er am Rande einer Tagung in Berlin kurz mit 
den HDW-Vorstandsmitgliedern Ahlers und Nohse 
gesprochen. Allerdings sei zu diesem Zeitpunkt für ihn 
bereits ziemlich klar gewesen, daß er ein negatives Vo- 
tum abgeben werde. Er habe die Firmenvertreter „ganz 
sicherlich nicht ermutigt”, sondern eher darauf hinge- 
wiesen, daß er „da große Schwierigkeiten sehe". 
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Tatsächlich war das Geschäft bereits am Vortag durch 
die erste Teillieferung von U-Boot-Plänen ingangge- 
setzt worden. 

Am 12. Oktober 1984 traf Klaus Ahlers mit Bundesmi- 
nister Genscher im Hotel Atlantic in Hamburg zusam- 
men. 

In dem Protokollauszug der Vorstandssitzung von 
HDW 18/1984 vom 15. Oktober 1984 heißt es dazu 
wörtlich: 

„Aus Sicht von G. .Nein', weil das Land keinen Be- 
darf hat und nur in der Öffentlichkeit dokumentie- 
ren will, daß die Bundesrepublik Hilfestellung lei- 
stet. Z. hat am 14.10.1984 mit G. gesprochen, im 
Moment nicht erfolgreich; IKL/HDW werden einen 
Brief an Teltschik schreiben." 

Bundesminister Genscher hat dazu vor dem 4. UA - 
10. WP bei seiner Vernehmung am 16. Februar 1987 
ausgesagt, daß er Klaus Ahlers gegenüber erklärt habe, 
daß er das beabsichtigte Geschäft für ganz undenkbar 
halte. 

Bei seiner Vernehmung durch den 1. UA -11. WP am 
31. Mai 1990 übergab Bundesaußenminister Genscher 
dem Ausschuß eine Aufzeichnung seines damaligen 
persönlichen Referenten über das Gespräch mit Klaus 
Ahlers. Darin heißt es u.a.: 

„Herr Ahlers fragte zunächst nach der Auffassung 
des Ministers zu einer Lieferung von Rüstungsge- 
genständen nach Südafrika aus Mitteln der Militär- 
hilfe. Hierzu erklärte BM, daß an solche Lieferungen 
nicht zu denken sei. Herr Ahlers fragte dann, ob BM 
zur Frage der Lieferung von Blaupausen betr. 
Kriegsschiffe nach Südafrika eine andere Bewertung 
vornehme. BM machte deutlich, daß er einer solchen 
Lieferung ebenso ablehnend gegenüberstehe. Dies 
gehe aber genauso wenig, hier sei nichts zu machen. 
Zu einer Lieferung von Blaupausen müsse er ge- 
nauso entschieden nein sagen, wie zur Lieferung von 
Kriegsschiffen. BM brachte nachdrücklich seine 
Auffassung zum Ausdruck, daß die südafrikani- 
schen Wünsche nach Blaupausen dazu dienten, das 
Prinzip der Nichtlieferung von Kriegsgerät von 
westlichen Demokratien an Südafrika aufzubre- 
chen. Die Bundesrepublik Deutschland sei der un- 
geeignetste Adressat für solche Aktionen." 

IKL hatte nach den Feststellungen der OFD Kiel bereits 
am 10. Oktober 1984 begonnen, an den südafrikani- 
schen Geschäftspartner LSMT Unterlagen für die Fer- 
tigung von U-Booten des Typs 1650 auszuliefern. Die 
letzte Lieferung wurde danach am 19. Juni 1985 durch- 
geführt. Laut Betriebsprüfungsbericht der OFD Kiel 
wurden die Unterlagen im Betrieb von IKL gegen 
Auslieferungs-Noten an Kuriere ausgehändigt und 
durch die Botschaft der Republik Südafrika außer Lan- 
des verbracht. LSMT zahlte an HDW und IKL insge- 
samt 42,6 Mio. DM. Von diesem Gesamtbetrag erhielt 
HDW nach einem internen Zahlungsausgleich mit IKL 
insgesamt 28,861 Mio. DM. Nach Abzug von Provisio- 
nen und Drittleistungen durch die Gabler GmbH vom 
Restbetrag in Höhe von 13,738 Mio. DM verblieben bei 
IKL 9,929 Mio. DM. HDW führt die erhaltene Summe 
zum Zwecke einer etwaigen Rückerstattung an den 
Käufer auf ein Sonderkonto, das in der Geschäftsbilanz 


für das Jahr 1985 als „Risiken aus Rückerstattungsan- 
sprüchen" ausgewiesen wurde. 

Nach ihren Aussagen vor dem 4. UA - 10. WP und 1. 
UA - 11. WP sind StS Prof. Dr. Schreckenberger und 
MD Teltschik aufgrund ihrer internen Prüfung zu ei- 
nem negativen Ergebnis gelangt und haben darüber 
Bundeskanzler Dr. Kohl unterrichtet. StS Prof. Dr. 
Schreckenberger sagte zudem aus, er habe sich bei sei- 
ner Prüfung nicht auf Unterlagen von den Firmen ge- 
stützt, er habe auch keine Kenntnis vom Vertrag und 
vom Vertragsschluß am 15. Juni 1984 gehabt. Ent- 
scheidend sei für ihn die UN-Resolution gewesen, wo- 
bei durchaus eine differenzierte Betrachtung notwen- 
dig gewesen sei. 

Nach der Unterrichtung des Bundeskanzlers verein- 
barte StS Prof. Dr. Schreckenberger im Einverständnis 
mit dem Bundeskanzler einen Gesprächstermin mit 
den Repräsentanten von IKL und HDW für den 1 7. Ok- 
tober 1984. Nach den übereinstimmenden Aussagen 
der beiden Beamten rieten sie in dem Gespräch mit 
Dipl. -Ing. Nohse, Klaus Ahlers und Siegfried Zogl- 
mann von dem Projekt ab. Auf die Bemerkung, daß der 
Vertrag zwischenzeitlich unter Vorbehalt abgeschlos- 
sen sei, habe StS Prof. Dr. Schreckenberger die Mißbil- 
ligung über den Vertragsabschluß zum Ausdruck ge- 
bracht und die Unternehmen aufgefordert, die Sache in 
Ordnung zu bringen. Dipl. -Ing. Nohse habe daraufhin 
erklärt, man werde die Geschäftsabsichten nicht auf- 
geben und sich für die Genehmigung bei den zuständi- 
gen Ressorts einsetzen. Bei diesem Gespräch hätten die 
Unternehmensvertreter auch erwähnt, daß bereits Un- 
terlagen übergeben worden seien; allerdings legten sie 
nach Aussage von MD Teltschik nicht dar, bereits mit 
genehmigungspflichtigen Lieferungen begonnen zu ha- 
ben. MD Teltschik erklärte insoweit bei seiner Verneh- 
mung durch den 4.UA - 10. WP, daß er möglicherweise 
den Vertragstext mit weiteren Papieren von den Unter- 
nehmensvertretern erhalten, aber nicht geprüft und 
spätestens nach Abschluß des Vorganges mit dem Ge- 
spräch vom 17. Oktober 1984 in den Reißwolf gegeben 
habe. 

StS Prof. Dr. Schreckenberger konnte sich in seiner 
Vernehmung durch den 1. UA - 11. WP nicht daran 
erinnern, ob in dem Gespräch vom 17. Oktober 1984 
bereits von durchgeführten Teillieferungen die Rede 
gewesen sei. 

Am 22. Oktober 1984 führte der damalige Vorsitzende 
der CSU-Landesgruppe der CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag Dr. Theo Waigel nach eigener 
schriftlicher Aussage vom 20. September 1990 {Anlage 
37) in seinem Bonner Büro ein Gespräch mit Siegfried 
Zoglmann. Siegfried Zoglmann habe dabei das Anlie- 
gen dargestellt und um Unterstützung gebeten mit dem 
Ziel, in der Bundesregierung eine Entscheidung her- 
beizuführen. Dr. Waigel sagte zu, eine Unterredung mit 
einem Vertreter der Bundesregierung zu vermitteln. 
Diese fand dann - so Dr. Waigel - am 11. Dezember 
1984 mit Bundesminister Dr. Schäuble statt. Nach sei- 
ner Erinnerung habe er von dieser Angelegenheit erst 
wieder gehört, als festgestanden habe, daß keine Ge- 
nehmigung für die Lieferung gegeben worden sei. 

Am 29. Oktober 1984 fand eine Vorstandssitzung 
(19/1984) von HDW statt, bei der auch das Thema „IK 
97" behandelt wurde; der Protokollauszug hat folgen- 
den Wortlaut: 
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„D. berichtet über den neuesten Stand zu diesem 
Projekt. 

F. wird das IKL auffordern, daß keine Unterlagen an 
den Kunden weitergeliefert werden dürfen, da das 
, Grüne Licht' noch fehle. Der Vorstandsbeschluß, 
keine Unterlagen ohne .Grünes Licht 1 an den Kun- 
den zu liefern, steht, bis eine andere Entscheidung 
getroffen werden sollte." 

Wie bereits dargestellt, hat der damalige Bayerische 
Ministerpräsident Dr. h.c. Strauß unter dem 5. Novem- 
ber 1984 sich erneut mit einem Schreiben an Bundes- 
kanzler Dr, Kohl gewandt mit der Bitte, eine Lösung 
dahingehend herbeizuführen, „die endgültige Geneh- 
migung zwar jetzt in Aussicht zu stellen, aber erst nach 
Ablauf eines halben Jahres vorzunehmen". 

Wie sich aus dem Protokollauszug der HDW-Vor- 
standssitzung 20/1984 vom 12. November 1984 ergibt, 
suchten am 13. November 1984 Dipl. -Ing. Nohse und 
Siegfried Zoglmann erneut MD Teltschik im Bundes- 
kanzleramt auf, nunmehr in Begleitung des Mitgliedes 
des Vorstandes bei HDW Dipl. -Ing. Hansen- Wester. 
Die Vertreter beider Unternehmen wiesen dabei nach 
Aussage von MD Teltschik wiederholt auf andere, in 
früheren Fällen praktizierte Verfahrensweisen zur Er- 
möglichung solcher Geschäfte hin, namentlich auf die 
Möglichkeit einer Lieferung über Drittländer. Nach 
seiner Aussage vor dem 4. UA - 10. WP hat MD Telt- 
schik bei diesem Gespräch zum Ausdruck gebracht, 
daß er auch diese Vorschläge für aussichtslos halte 
(Prot. 6/S. 15 f.). 

Die Thematik wurde erneut in einer Vorstandssitzung 
von HDW am 10. und 11. Dezember 1984 behandelt. 
Ausweislich des Protokollauszuges der Vorstandssit- 
zung 22/1984 sollte ein Firmenvertreter („M") mit 
Dipl. -Ing. Nohse zu weiteren Verhandlungen am 11. 
Dezember 1984 nach Bonn fahren und dort ein Ge- 
spräch mit „Sch., Waigel, Zo." führen. Nach seiner 
schriftlichen Aussage vom 20. September 1990 (An- 
lage 37) hat Bundesminister Dr. Waigel an diesem Tag 
in seiner Funktion als Vorsitzender der CSU-Landes- 
gruppe im Deutschen Bundestag in Bonn ein Gespräch 
mit Siegfried Zoglmann geführt. Daran hat außerdem 
der damalige Bundesminister für besondere Aufgaben 
und Chef des Bundeskanzleramtes, Dr. Wolfgang 
Schäuble, teilgenommen. Nach der Erinnerung von Dr. 
Waigel hat Siegfried Zoglmann in diesem Gespräch 
seine vorangegangen Bemühungen zur Erlangung ei- 
ner Genehmigung für die Lieferung von Konstruktions- 
unterlagen für den U-Boot-Bau geschildert und für die 
Unterstützung dieser Bemühungen geworben. Bundes- 
minister Dr. Schäuble habe das Anliegen zur Kenntnis 
genommen. Zusagen seien nicht gegeben worden. Eine 
Fortsetzung des Gesprächs habe nicht stattgefunden. 

Am 7./1 1. Januar 1985 wurde das Projekt „IK 97“ er- 
neut im HDW-Vorstand erörtert. In dem Vorstands- 
protokoll dieser Sitzung heißt es, daß bis zum 15. Ja- 
nuar 1985 das sog. „Grüne Licht" erwartet werde; der 
Vorstand nehme zur Kenntnis, daß bis dahin noch 
keine bindende Zusage aus Bonn vorliege. 

Am 15. Januar 1985 wurde das Thema bei einem Ge- 
spräch zwischen Bundeskanzler Dr. Kohl und Bundes- 
minister Genscher nochmals angesprochen. Bundesmi- 
nister Genscher brachte bei diesem Gespräch gegen- 


über dem Bundeskanzler zum Ausdruck, daß in dieser 
Frage im Gegensatz zu anderen Rüstungsexporten 
praktisch kein Ermessensspielraum bestehe. Nach 
Aussage von MD Teltschik bei seiner Vernehmung am 
21. September 1988 könnte es nach seinen Notizen am 
15. Januar 1985 auch ein Dreiergespräch zwischen 
Bundeskanzler Kohl, Bundesaußenminister Genscher 
und Dr. h.c. Strauß gewesen sein, in dem das Thema 
U-Boote nach Südafrika eine Rolle gespielt habe. Er 
könne aber im nachhinein nicht mehr mit Sicherheit 
sagen, ob es sich um ein Dreiergespräch oder nur ein 
bilaterales Gespräch gehandelt habe. Er - Teltschik - 
habe jedenfalls vom Bundeskanzler am 15., 16. oder 17. 
Januar 1985 den Auftrag erhalten, noch einmal den 
Firmenvertretern im Kanzleramt das negative Votum 
zu übermitteln. In diesem Zusammmenhang hat MD 
Teltschik wörtlich folgendes ausgeführt.' 

„Vom Bundeskanzler ist dieser Auftrag an mich er- 
teilt worden. Und dem müssen Gespräche - in wel- 
cher Art auch immer; das kann telefonisch, das kann 
mündlich gewesen sein, das weiß ich nicht, es kann 
ein Dreiergespräch gewesen sein, es können auch 
nur Telefongespräche gewesen sein, das will ich 
auch nicht ausschließen - Nunmehr wurde gesagt, 
daß nach einem letzten Gespräch mit diesen beiden 
Herren, also mit Bundesminister Genscher und mit 
Ministerpräsident Strauß, abschließend und einver- 
nehmlich ein definitives Nein zu erteilen ist." 

Am 21. Januar 1985 fand eine weitere HDW- Vor- 
standssitzung statt, in der ein bevorstehender Besuch 
von Klaus Ahlers am 22. Januar 1985 in Bonn erörtert 
wurde. U.a. heißt es in dem entsprechenden Protollaus- 
zug: 

„Sollte der Besuch von D am 22.1.1985 keine Mög- 
lichkeiten zeigen, wird die 2. Lieferung auf den 
15.2.1985 verschoben, um zwischenzeitlich einen 
Modus Vivendi zu finden den Vorstand zufrieden- 
zustellen." 

Am 22. Januar 1985 suchten Klaus Ahlers, Dipl. -Ing. 
Nohse und Siegfried Zoglmann im Bundeskanzleramt 
nochmals MD Teltschik auf, der, wie er bei seiner Ver- 
nehmung durch den 4. UA - 10. WP bekundete und 
Bundeskanzler Dr. Kohl gegenüber dem 1. UA - 
1 l.WP bestätigte, im Auftrag des Bundeskanzlers den 
Unternehmen das abschließende und definitive „Nein" 
der Bundesregierung insgesamt erklärte. 

Am 1. April 1985 lieferte HDW für den südafrikani- 
schen Vertragspartner eine „Machbarkeits-(Feasibili- 
ty-)Studie”, die allgemeine Grundlagen und Informa- 
tionen für die Schaffung der baulichen, technischen, 
personellen und sonstigen Voraussetzungen für eine 
U-Boot-Produktion in Südafrika enthielt. 

Unter dem 29. April 1985 schlossen IKL/HDW und die 
südafrikanische Firma Sandock Austral Ltd. unter der 
Bezeichnung „Amending Agreement" eine Änderungs- 
vereinbarung, in der einige Positionen reduziert wur- 
den, summenmäßig von 60 auf 57,4 Mio. DM. 

Der ursprüngliche Vertrag zum Projekt „IK 97" war auf 
südafrikanischer Seite von der Firma LSMT und nicht 
von der Firma Sandock abgeschlossen worden. Im 
Zuge der Ermittlungen wurde ein zweiter unter dem 
gleichen Datum abgeschlossener Änderungsvertrag 
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zwischen IKL/HDW und LSMT aufgefunden, der in- 
haltlich nicht mit dem mit Sandock vereinbarten Ver- 
trag übereinstimmt. 

In der Beweisaufnahme ist bei Vorhalten auf Presse- 
veröffentlichungen Bezug genommen, die folgendes be- 
sagen: Auf Seite 2 des Vertrages mit LSMT ist der Ur- 
sprungsvertrag unter Ziffer 7.2.3 ersetzt durch zwei im 
folgenden aufgeführte Klauseln (7.2.3. 1, 7. 2. 3. 2), in de- 
nen Ratenzahlungen von 0,4 bzw. 2,6 Mio. DM neu 
bestimmt wurden. Eine Reduzierung der Vertrags- 
summe wird hier nicht vorgenommen. Die Summe von 
2,6 Mio. DM sollte zu einem Zeitpunkt ausgezahlt wer- 
den, der in einer neuen Sonderklausel 7.7 festgelegt 
wurde. Diese Klausel hat - den Veröffentlichungen zu- 
folge - folgenden Inhalt: 

„Ungeachtet irgendeiner gegensätzlichen Vereinba- 
rung, wo auch immer in diesem Vertrag enthalten, 
soll der unter 7.2. 3. 2 aufgeführte Betrag als Barzah- 
lung an die von IKL bevollmächtigten Vertreter ge- 
leistet werden, an einem Ort und zu einer Zeit, die 
von den Parteien zu vereinbaren ist." 

Oberfinanzpräsident Hansen hat dazu bei seiner Ver- 
nehmung am 27. Juni 1990 ausgeführt, daß eigentlich 
2,6 Mio. DM hätten zurücküberwiesen werden müs- 
sen. Statt dessen seien nachfolgende Rechnungen über 
andere Lieferpositionen niedriger als vertraglich vor- 
gesehen ausgestellt worden. Auf diese Weise seien 2,2 
Mio. DM verrechnet worden und eine Überbezahlung 
von 400.000 DM bestehengeblieben. 

Dem 1. UA - 11. WP liegt ein solches Dokument nicht 
vor. Ob es sich unter den vom Landgericht Bonn zu- 
gunsten des Ausschusses beschlagnahmten 572 Blatt 
Unternehmensakten befindet, ist dem Ausschuß nicht 
bekannt, weil das Amtsgericht entsprechend der Ent- 
scheidung des Landgerichts diese Unterlagen nicht an 
den Ausschuß weitergeleitet hat, da weitere Maßnah- 
men zur Gewährleistung der Geheimhaltung nicht ge- 
troffen und die beiden in dem Beschluß genannten Ab- 
geordneten nicht ausgewechselt worden sind. 

Am 18. Juni 1985 nutzten Dipl. -Ing. Nohse und Sieg- 
fried Zoglmann ihren Besuch bei Bundeswirtschaftsmi- 
nister Dr. Bangemann und StS Dr, von Würzen wegen 
der Lieferung von Fregatten an Portugal dazu, auch das 
Südafrika-Geschäft anzusprechen. Sie berichteten 
über die Vorstellungen einer Zusammenarbeit mit der 
Republik Südafrika im U-Boot-Bau, nämlich über die 
sog. kleine, mittlere und große Lösung. Der Sachver- 
halt sei auch im Kanzleramt, im BMVg und in der 
Bayerischen Staatskanzlei bekannt. Nach Rückspra- 
che mit dem Bundeskanzleramt hätten sie den Vertrag 
über die kleine Lösung im Juni 1984 abgeschlossen 
und zum Teil auch durchgeführt. Das Bundeskanzler- 
amt hätte sie jedoch darüber unterrichtet, daß es 
Schwierigkeiten für diese Ausfuhr gebe. Sie beabsich- 
tigten daher, den Rest des Vertrages über ein Drittland 
abzuwickeln, wozu aber eine Änderung der Verfah- 
rensvorschriften beim BAW nötig sei. Über Art und 
Umfang der gelieferten Unterlagen machten die Fir- 
menvertreter dagegen keine Angaben, sie legten auch 
nicht den Vertrag mit ihren südafrikanischen Partnern 
vor, verneinten aber die Frage, ob das BAW den ersten 
Teil der Lieferung genehmigt habe. Bundesminister Dr. 
Bangemann und StS Dr. von Würzen erklärten in die- 
sem Gespräch, daß der Export von U-Booten, U-Boot- 


Teilen und Fertigungsunterlagen für den Bau von 
U-Booten nach Südafrika genehmigungspflichtig sei. 
Soweit das Embargo reiche, würden Genehmigungen 
nicht erteilt und kämen auch über die Türkei nicht in 
Betracht. Mangels Kenntnis des Sachverhaltes könne 
nicht beurteilt werden, ob die sog. kleine Lösung ge- 
nehmigungsfrei sei und wie die Äußerungen anderer 
Ressorts zu bewerten seien (Anlage 38). 

Nach dem Gespräch bei Bundesminister Dr. Bange- 
mann, an dem HDW nicht beteiligt war, erfolgte - den 
Feststellungen der OFD Kiel zufolge - einen Tag spä- 
ter, am 19. Juni 1985, eine letzte Lieferung, und zwar 
Unterlagen von HDW. 

Wegen bereits erfolgter Lieferungen bat Bundesmini- 
ster Dr. Bangemann StS Dr. von Würzen, sich der An- 
gelegenheit anzunehmen. In Anbetracht der außenpo- 
litischen Bedeutung unterrichtete er zudem persönlich 
die Bundesminister Dr. Schäuble und Genscher. 

StS Dr. von Würzen ließ Ende Juni 1985 zunächst in- 
tern prüfen, ob bei Kenntniserlangung eines straftat- 
verdächtigen Sachverhalts, hier wegen Verstößen ge- 
gen das KWKG bzw. das AWG, in dienstlicher Eigen- 
schaft eine Pflicht zur Anzeige bestehe. Nach den ent- 
sprechenden Vermerken aus dem Hause vom 21. Juni 
und 25. Juni 1985 wird ein Unterlassen der Anzeige 
eines nach dem KWKG straftatverdächtigen Sachver- 
halts nur bei Vorliegen erheblicher Gründe noch als 
„richtiger" Ermessensgebrauch angesehen, während 
bei Kenntnis von Verstößen gegen das AWG ein etwas 
größerer Ermessensspielraum - namentlich wegen der 
Zuständigkeit des BAW und der Zollbehörden sowie 
Oberfinanzdirektionen für die Überwachung des Wa- 
renverkehrs als gegeben erachtet wird. Das zuständige 
Referat bestätigte insoweit, daß die Lieferung von Blau- 
pausen nicht unter das KWKG falle. 

Am 1. Juli 1985 unterrichtete StS Dr. von Würzen StS 
Dr. Ruhfus vom AA über den Inhalt des Gesprächs 
vom 18. Juni 1985 mit den Firmenvertretern, der sei- 
nerseits noch am selben Tage Bundesminister Gen- 
scher über diese Mitteilung sowie eine erste rechtliche 
Prüfung im AA informierte. 

Dabei bestanden im AA offenbar Zweifel daran, ob das 
BAW tatsächlich die Vertreter von IKL „zu Aussagen 
über die Vorgeschichte" drängen würde, da das BMWi 
„möglicherweise hinsichtlich der Einleitung strafrecht- 
licher Schritte in Zugzwang“ kommen könnte. Dies 
geht aus einem Vermerk von StS Dr. Ruhfus vom 
16. Juli 1985 vor, an dessen Intention sich der Verfas- 
ser jedoch bei seiner Vernehmung durch den 4. UA - 
1 0. WP am 5. Februar 1 987 nicht mehr zu erinnern ver- 
mochte. 

Aufgrund der Unterrichtung von StS Dr. Ruhfus bat 
Bundesminister Genscher, mit StS Dr. von Würzen 
Kontakt zu halten, den Prüfungsbericht des BMWi zu 
beschaffen und um Unterrichtung über das Ergebnis 
des Gesprächs zwischen den Bundesministern Dr. Ban- 
gemann und Dr. Schäuble. 

Am 8. Juli 1985 beauftragte StS Dr. von Würzen den 
zuständigen Referatsleiter im BMWi, MR Haase, mit 
IKL die Sach- und Rechtslage zu erörtern und darauf 
hinzuweisen, daß Ausnahmen von der das Südafrika- 
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Embargo umsetzenden Regelung des § 45 Abs. 3 AWV 
nicht in Betracht kämen, sowie das BAW zu bitten, 

- bei Genehmigungsanträgen der Firma insbesondere 
den Endverbleib genau zu prüfen; 

- die Ausfuhrkontrollstellen zu ersuchen, bei der Ab- 
fertigung von Ausfuhren der o.a. Firma besonders 
sorgfältig vorzugehen. 

MR Haase gab die Weisung von StS Dr. von Würzen 
am 9. Juli 1985 fernmündlich an den zuständigen Refe- 
ratsleiter im BAW, RD Pretzsch, weiter, der wiederum 
den Präsidenten des BAW, Dr. Rümmer, darüber infor- 
mierte. Nach Aussage von Präsident Dr. Rümmer bei 
seiner Vernehmung am 12. November 1987 hat RD 
Pretzsch ihm mitgeteilt, daß MR Haase auf das IKL 
aufmerksam gemacht habe, daß dessen Ausfuhran- 
träge sorgfältig zu prüfen seien, daß auf den Endver- 
bleib zu achten sei und - wie RD Pretzsch sich ausge- 
drückt habe - ggf. die Zollstellen zu warnen seien. RD 
Pretzsch konnte sich bei seiner Vernehmung durch 
den 1. UA - 1 1. WP am 3. Dezember 1987 nicht daran 
erinnern, daß MR Haase IKL und Südafrika bei dem 
Telefonat ausdrücklich genannt habe. 

Präsident Dr. Rümmer sagte aus, er sei am 10. juli 1985 
nochmals von MR Haase förmlich angerufen worden 
unter Mitteilung der Weisung bezüglich IKL. An der 
Form des Vortrages habe er gemerkt, daß MR Haase 
„einen genauen Wortlaut vor sich hatte". Auf die Fra- 
ge, was konkret dahinter stehe, habe MR Haase geant- 
wortet, dazu könne und wolle er nichts sagen. Er habe 
daraufhin RD Pretzsch und den zuständigen Abtei- 
lungsleiter RD Dr. Schmidt unterrichtet und zur Be- 
achtung der Weisung aufgefordert. Zudem habe er 
aber die Weisung in einem Punkt interpretiert, weil sie 
ihm interpretationsbedürftig erschienen sei. Er habe 
die Weisung so verstanden, daß man lediglich bei ein- 
gehenden Anträgen mit dem Zoll Verbindung aufneh- 
men solle, aber nicht im vorhinein. Hinsichtlich der 
Weisung an die Zolldienststellen sei es unmöglich, im 
Rahmen einer Rundverfügung alle Zolldienststellen 
zur Kontrolle aufzufordern. Dafür gebe es ein geregel- 
tes Verfahren, nämlich entweder den Weg über das 
BMWi an das zuständige BMF oder eben den direkten 
Weg über das ZKI. 

Zugleich erfolgte eine Prüfung der Rechtslage im Refe- 
rat V A 4 des BMWi durch MR Haase. In einem Ver- 
merk vom 09. Juli 1985 wird festgestellt, der Schutz- 
zweck der Regelung des § 5 AWV gebiete die Ausle- 
gung, daß die Vorschrift auch auf die Lieferung von 
Teilen der Fertigungsunterlagen und nicht nur auf ei- 
nen vollständigen Satz der zu einer bestimmten Ferti- 
gung notwendigen Unterlagen anzuwenden sei. Ande- 
renfalls könne der Zweck der Vorschrift durch Teile- 
Lieferungen verschiedener Exporteure, so von Expor- 
teuren verschiedener Länder, verhältnismäßig leicht 
umgangen werden. Die Bestimmung müsse zumindest 
auf den Fall angewendet werden, daß die gelieferten 
Unterlagen einen wesentlichen Teil des Produktions- 
prozesses abdeckten. Aus den Äußerungen der Vertre- 
ter des IKL sei jedoch kein Anhaltspunkt dafür zu ent- 
nehmen gewesen, daß bereits Unterlagen in einem Um- 
fang ausgeführt worden seien, die den Tatbestand des 
§ 5 Abs. 1 Satz 1 AWV verwirklichten. Deshalb wollte 
er - MR Haase - diese Frage bei einer Kontaktauf- 
nahme mit der Firma aufklären. 


Am 8. Juli 1985 bat StS Dr. von Würzen den Chef des 
Bundeskanzleramtes, Bundesminister Dr. Schäuble, 
unter Bezugnahme auf ein vorab geführtes Gespräch 
um Stellungnahme zu dem in der Erörterung am 18. 
Juni 1985 gegenüber Bundesminister Dr. Bangemann 
dargestellten Sachverhalt durch die Unternehmens- 
vertreter. Bundeskanzler Dr. Kohl war über den Sach- 
verhalt von Bundesminister Dr. Schäuble unterrichtet 
worden. Am 17. Juli 1985 sprach Bundesminister Gen- 
scher bei einem Gespräch mit Bundeskanzler Dr. Kohl 
entsprechend einem Vorschlag von StS Dr. Ruhfus 
ebenfalls das Südafrika-Geschäft an. 

Nach Aussage von Bundesminister Genscher bei sei- 
nen Vernehmungen durch den 4. UA - 10. WP und den 
1. UA - 1 1. WP hat er den Bundeskanzler dabei darauf 
hingewiesen, daß offensichtlich ohne Genehmigung 
Lieferungen erfolgt seien und daß man die Angelegen- 
heit sehr ernst nehmen müsse. Der Bundeskanzler 
habe sich zu diesem Zeitpunkt nicht über die Lieferun- 
gen unterrichtet gezeigt. 

Bundesminister Dr. Schäuble leitete am 17. Juli 1985 
das Schreiben von StS Dr. von Würzen an StS Prof. 
Dr. Schreckenberger zur „direkten Erledigung“ weiter. 
Nach Erhalt des Schreibens teilte StS Prof. Dr. 
Schreckenberger am darauffolgenden Tage Bundesmi- 
nister Dr. Bangemann fernmündlich die Sachlage aus 
seiner Sicht mit und ergänzte, daß es keine Zusage oder 
Billigung des Geschäftes seinerseits gegeben habe. 
Eine schriftliche Stellungnahme gegenüber dem Bun- 
desminister für Wirtschaft unterblieb zunächst wegen 
des Urlaubs von StS Prof. Dr. Schreckenberger; danach 
verständigte er sich mit StS Dr. von Würzen dahin, daß 
von einer schriftlichen Beantwortung der Anfrage vom 
8. Juli 1985 deswegen abgesehen werden solle, weil 
inzwischen der Vorgang durch Bundesminister Dr. 
Bangemann an Bundesfinanzminister Dr. Stoltenberg 
abgegeben worden sei. 

Zwischenzeitlich war es ebenfalls am 17. Juli 1985 auf 
Anregung von MR Haase - wie in seinem Vermerk 
vom 9. Juli 1985 angekündigt - zu einem Gespräch mit 
Dipl. -Ing. Nohse gekommen. Ausweislich eines Ver- 
merks von MR Haase vom 22. Juli 1985 teilte Dipl.- 
Ing. Nohse zur Sachlage mit, daß IKL an zwei Versio- 
nen des Exportgeschäfts denke, nämlich eine kleine 
Lösung - Lieferung von Fertigungsunterlagen im Auf- 
tragswert von ca. 120 Mio. DM -, bzw. eine mittlere 
Lösung - Lieferung von Fertigungsunterlagen und ein- 
zelnen Komponenten im Auftragswert von ca. 450 bis 
500 Mio. DM -. Die angegebenen Auftragswerte bezö- 
gen sich auf die Produktion von vier Einheiten, die in 
jedem Falle im Ausland erfolgen solle. IKL favorisiere 
die mittlere Lösung, da hierbei erhebliche Aufträge für 
die deutsche Industrie abfielen. 

Die Frage von MR Haase, ob und inwieweit das Ge- 
schäft bereits abgewickelt worden sei, beantwortete 
Dipl. -Ing. Nohse dahingehend, daß er keinen Grund zu 
einer Auskunftserteilung sehe. Er verwies auf die an- 
geblich „nicht ablehnende" Haltung von Bundesmini- 
ster Genscher bei einer Vorsprache von Klaus Ahlers 
Mitte 1984 sowie darauf, daß das Geschäft seitdem in 
seinen Einzelheiten an höchster Stelle im Bundeskanz- 
leramt und im BMVg bekannt sei und er auch eine 
telefonische Zustimmung des Bundeskanzleramts er- 
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halten habe. MR Haase unterrichtete Dipl. -Ing. Nohse 
eingehend über die Genehmigungserfordernisse nach 
den Bestimmungen des Außenwirtschaftsrechts und 
legte dar, daß das BAW keine Genehmigung für 
Rechtsgeschäfte und Handlungen erteile, die mit dem 
UN-Embargo gegen Südafrika nicht vereinbar seien. 

MR Haase forderte mit Schreiben vom 22. Juli 1985 
Dipl. -Ing. Nohse auf, weitere Auskünfte über das Süd- 
afrika-Geschäft zu erteilen, insbesondere ob und wel- 
che Ausfuhren in Erfüllung des Geschäftes inzwischen 
vorgenommen worden seien. In Beantwortung dieser 
Anfrage gab Dipl. -Ing. Nohse unter dem 12. August 
1985 schriftlich Auskunft über den Inhalt des Geschäf- 
tes sowie den Umfang der erfolgten Lieferungen. Da- 
nach sei ein Satz Mikrofilme von Werkstattzeichnun- 
gen geliefert worden, wie sie für die Fahrzeuge angefer- 
tigt wurden, die z. Zt. in Kiel für ein anderes Land 
gebaut wurden. Nicht geliefert worden seien dagegen 
die zugehörige Dokumentation wie z.B. Handbücher, 
Beschreibungen und Betriebsvorschriften, Unterlagen 
über die Umkonstruktion für die speziellen Belange des 
Kunden sowie das dazugehörige Konstruktionsmodell 
im Maßstab 1:5. Geheimhaltungsbedürftige Unterlagen 
seien zurückgehalten worden. Wörtlich führt Dipl.- 
Ing. Nohse in seinem Schreiben u.a. folgendes aus: 

„Ich berichte Ihnen außerdem über die ausführli- 
chen Unterredungen, die wir mit der Bundesregie- 
rung führten sowie über den besonderen Zeitdruck, 
unter welchem der Vertragsschluß und die ersten 
Auslieferungen standen. 

Diese Gespräche veranlaßten uns, einen Vertrag für 
dieses Exportgeschäft abzuschließen und eine Teil- 
auslieferung wie oben beschrieben - vorzunehmen. 
Hierzu sahen wir uns berechtigt, da wir die Über- 
zeugung gewonnen hatten, daß wir mit unserem 
Vorhaben den politischen Vorstellungen der Bun- 
desregierung entsprachen und die von uns vorge- 
schlagene Verfahrensweise der Abwicklung des Ex- 
portgeschäfts gebilligt wurde. 

Nach unserer Auffassung lag damit die Zusage zur 
nachträglichen Erteilung auch der formellen Bestäti- 
gung der Genehmigung vor. Die Lieferung und ent- 
sprechenden Zahlungen zu 1. (Anmerkung: ein Satz 
Mikrofilme von Werkstattzeichnungen) erfolgten 
unter Vorbehalt. Aus diesem Grunde ist nach diesen 
Unterlagen auch noch nicht gebaut worden. 

Die jüngsten Gespräche veranlassen uns, nun an 
den Kunden heranzutreten, um das Geschäft rück- 
gängig zu machen ..." 

Ausweislich eines auf den 26. August 1985 datierten 
Vermerks von Dipl. -Ing. Hansen-Wester wurde bei 
HDW intern folgendes veranlaßt: 

„Projekt IK 97 

Der Vertrag für dieses Projekt wurde mit sofortiger 
Wirkung beendet. Sämtliche Arbeiten an diesem 
Projekt sind ab sofort einzustellen. Mit der Restab- 
wicklung des Vertrages wurde Herr Schützeck, OM 
97, beauftragt.“ 

Nach den Ermittlungen der OFD Kiel haben Verhand- 
lungen zwischen den Vertragspartnern über eine 
Rückabwicklung oder eine Beendigung des Vertrages 


zu keinem Ergebnis geführt. Die Firma LSMT soll sich 
dabei insbesondere gegen eine Rückabwicklung ge- 
wandt haben, weil bereits eine große Zahl von Kopien 
der Unterlagen angefertigt worden sei. 


3. Aufklärung 

Bereits am 3. September 1985 hatte Bundesminister Dr. 
Bangemann aufgrund der internen Prüfung durch MR 
Haase nach Rückkehr aus seinem Urlaub den Original- 
vorgang des BMWi an Bundesfinanzminister Dr. Stol- 
tenberg zuständigkeitshalber zwecks Weiterleitung an 
die OFD Kiel abgegeben. Eine Erörterung des Vorgan- 
ges fand bei dieser Gelegenheit nicht statt. 

Nach Beratung durch seine beiden Staatssekretäre Dr. 
Obert und Dr. Tietmeyer kam es zu einem persönlichen 
Gespräch zwischen Bundesminister Dr. Stoltenberg 
und StS Prof. Dr. Schreckenberger. 

Mit Schreiben vom 22. Oktober 1985 schilderte StS 
Prof. Dr. Schreckenberger die Umstände der Angele- 
genheit aus der Sicht des Bundeskanzleramtes. In die- 
sem Schreiben legt StS Prof. Dr. Schreckenberger dar, 
das Bundeskanzleramt sei bereit gewesen, „sich mit 
dem Anliegen dieser Firmen informell im Rahmen ei- 
ner politischen Vorklärung zu befassen". „Mitte Juni 
1 984" habe er den Firmenvertretern Nohse und Ahlers 
telefonisch mitgeteilt, daß angesichts des komplexen 
Sachverhalts eine kurzfristige Stellungnahme nicht 
möglich sei. Außerdem habe er darauf hingewiesen, 
daß eine Stellungnahme des Kanzleramtes die erfor- 
derliche Entscheidung der zuständigen Stelle nicht zu 
ersetzen vermöge. Eine „Zusage" oder „eine Billigung 
des beabsichtigten Exportgeschäfts oder eine ähnliche 
in diese Richtung gehende Äußerung" habe er nicht 
gemacht. Insoweit halte er auch ein Mißverständnis für 
unwahrscheinlich, da die Vertreter der Firmen auf ihn 
den Eindruck von „in Exportfragen recht erfahrenen 
Geschäftsleuten" gemacht hätten. 

Bei seiner Vernehmung vor dem 4. UA - 10. WP hat 
StS Prof. Dr. Schreckenberger die Zeitangabe „Mitte 
Juni" als ein Büroversehen bezeichnet. Wie sich aus 
der in den Akten des Kanzleramtes befindlichen Verfü- 
gung zur Weiterleitung des Schreibens an Bundesmini- 
ster Dr. Stoltenberg ergebe, habe er das Datum auf 
„Mitte Juli 1984" selbst schriftlich verändert. Diese 
Korrektur in der Verfügung habe er vor Abgang des 
Schreibens vorgenommen, sie sei allerdings aufgrund 
eines Büroversehens nicht in das Schreiben übernom- 
men worden. Die damalige Sekretärin von StS Prof. Dr. 
Schreckenberger konnte sich in ihrer schriftlichen 
Aussage an den Vorgang nicht mehr erinnern. 

StS Prof. Dr. Schreckenberger fährt in seinem Schrei- 
ben vom 22. Oktober 1985 an Bundesminister Dr. Stol- 
tenberg fort, daß er bei dem Gespräch im Oktober 1984 
im Kanzleramt angesichts der Sach- und Rechtslage 
von dem Projekt abgeraten habe. Auf die Mitteilung, 
ein Vertrag sei bereits unter Vorbehalt abgeschlossen 
worden, habe er diesen Vertragsabschluß mißbilligt so- 
wie Dipl. -Ing. Nohse aufgefordert, „diese Sache in Ord- 
nung zu bringen". Dieser habe wiederum keinen 
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Zweifel darüber aufkommen lassen, daß er seine Ab- 
sichten nicht aufgeben und sich beharrlich für die Ge- 
nehmigung des Projekts beim zuständigen Ressort ein- 
setzen werde. 

StS Prof. Dr. Schreckenberger schreibt weiter, daß er 
in der Folgezeit wegen Änderung der Geschäftsvertei- 
lung im Bundeskanzleramt mit der Angelegenheit 
nicht mehr befaßt worden sei. MD Teltschik habe aber 
in weiteren Gesprächen stets die ablehnende Haltung 
des Bundeskanzleramtes zum Ausdruck gebracht. 

Als Mißverständnis bezeichnet StS Prof. Dr. 
Schreckenberger eine Gesprächsnotiz des Büros des 
Bundeswirtschaftsministers vom 18. Juli 1985, in der 
von einem Gespräch des Bundeskanzlers sowie StS 
Prof. Dr. Schreckenbergers mit Dipl, -Ing. Nohse und 
Siegfried Zoglmann die Rede ist. Tatsächlich habe es 
eine solche Besprechung nicht gegeben. 

Nach der internen Prüfung und Erörterung, an der zu- 
dem MD Dr. Schmutzer und MR Haberland beteiligt 
waren, entschied Bundesfinanzminister Dr. Stolten- 
berg, den Vorgang an die zuständige OFD Kiel zur wei- 
teren Verfolgung abzugeben, da ein Verstoß gegen aus- 
senwirtschaftsrechtliche Bestimmungen nicht ausge- 
schlossen werden könnte. Bei dieser Erörterung, die 
Anfang November 1985 stattfand, wurde auch die 
Frage geprüft, ob wegen einer möglichen Beteiligung 
parallel zu den erforderlichen Ermittlungen der OFD 
Kiel zusätzlich eine Untersuchung durch die für das 
industrielle Bundesvermögen zuständige Verwaltung 
erfolgen sollte. Auf Anraten der Staatssekretäre Dr. 
Obert und Dr. Tietmeyer entschied der Minister, keine 
Paralleluntersuchung einzuleiten, sondern zunächst 
die Ermittlungen der OFD Kiel abzuwarten, damit die 
Klärung des Sachverhalts nicht durch Parallelermitt- 
lungen beeinträchtigt würde. Zu diesem Zeitpunkt war 
- den Vernehmungen von Bundesminister Dr. Stolten- 
berg, StS Dr. Obert, StS Dr. Tietmeyer und MD 
Schmutzer zufolge - nicht eindeutig, ob HDW für die 
Weitergabe von Konstruktionsunterlagen (mit)verant- 
wortlich war. Nach einer Erklärung des Abteilungslei- 
ters VIII des BMF vom 29. Dezember 1986 enthalten 
jedenfalls die Akten der Beteiligungsverwaltung keine 
Hinweise auf das in Rede stehende Geschäft. StS Dr. 
Tietmeyer unterrichtete später - Ende 1985, Anfang 
1986 - auf Weisung von Bundesminister Dr. Stolten- 
berg den HDW-Aufsichtsratsvorsitzenden Pieper dar- 
über, daß ein Ermittlungsverfahren bei der OFD Kiel 
gegen IKL laufe und daß eine Involvierung des Vor- 
standes von HDW in dem zu ermittelnden Vorgang 
nicht auszuschließen sei. Dabei machte StS Dr. Tiet- 
meyer deutlich, daß ein etwaiges rechtswidriges Ver- 
halten von HDW nicht gebilligt werden könne und daß 
rechtswidriges Verhalten auch in Zukunft verhindert 
werden müsse. Zweck dieses Gesprächs war es, durch 
den Vorsitzenden des Aufsichtsrates sicherstellen zu 
lassen, daß HDW seine vermutete Mitbeteiligung an 
dem von IKL betriebenen Südafrikaprojekt sofort be- 
ende. 

Anläßlich einer Konferenz der Oberfinanzpräsidenten 
im BMF im November 1985 wurde der Präsident der 
OFD Kiel, SvendOlav Hansen, am 13. November 1985 
von StS Dr. Obert im Beisein von Abteilungsleiter III 
des BMF, MD Dr. Schmutzer, in groben Zügen über 
den Sachverhalt unterrichtet und zugleich beauftragt, 


das weitere zu veranlassen. Am folgenden Tag erhielt 
der Obei finanzpräsident in einem verschlossenen Um- 
schlag den vom BMWi abgegebenen Vorgang, nämlich 
ein Aktenheft mit 15 Blatt, sowie das Schreiben von 
StS Prof. Dr. Schreckenberger vom 22. Oktober 1985 
an Bundesminister Dr. Stoltenberg. 

Hinsichtlich des Auftrages an Oberfinanzpräsident 
Hansen sagte dieser bei der Vernehmung durch den 4. 
UA - 10. WP am 7. Januar 1987, daß der schriftliche 
Auftrag lautete: 

„Beigefügt übersende ich Ihnen unter Bezug auf un- 
sere Besprechung mit Herrn StS Dr. Obert vom 
13. November 1985 die Unterlagen über die Export- 
geschäfte des IK Lübeck mit der Bitte um Veranlas- 
sung des weiteren." 

Bei der Besprechung sei von HDW nicht die Rede ge- 
wesen. Den Prüfungsauftrag habe er so verstanden, 
daß die Einhaltung außenwirtschaftsrechtlicher Be- 
stimmungen bei IKL überprüft werden sollte; im Rah- 
men der Prüfung sei die OFD dann darauf gestoßen, daß 
HDW unter Umständen involviert sein könne. 

Nach Öffnung des Umschlags in Kiel am 18. November 

1985 und entsprechender Übermittlung an das zustän- 
dige Referat forderte die OFD Kiel im Hinblick auf die 
behauptete ungenehmigte Ausfuhr von U-Boot-Blau- 
pausen zunächst unter dem 13. Dezember 1985 Dipl.- 
Ing. Nohse als geschäftsführenden Gesellschafter von 
IKL auf, gern. § 44 AWG Auskünfte zu dem Südafrika- 
Geschäft zu erteilen. 

Nach einem handschriftlichen Firmenvermerk von 
vermutlich Dipl. -Ing. Hansen-Wester vom 8. Januar 

1986 (Anlage 39) hatte Siegfried Zoglmann am Vortag 
ein Gespräch mit MD Teltschik. Siegfried Zoglmann 
hat darüber dem Vermerk zufolge offenbar den 
Unterzeichner fernmündlich unterrichtet. Der Text des 
Vermerks lautet: 

Zo. hatte gestern Gespräch mit Te.: 

O Lt. Te. laufen Aktivitäten, die zum OFD-Schrb. v. 
13.12.85 geführt haben, seit Nov. 85! Auch Sch. 
hat hiervon Kenntnis! 

O Te. und Schrbg. mußten Sch. nochmals schriftl. 
über Projekthergang berichten. 

O Te.: ,Ich habe mit dem Projekt jetzt nichts mehr 
zu tun'. 

O Überlegung im Kanzleramt (u.a. Sch.): Vorgang 
über Strafbefehl offiziell zum Abschluß bringen. 
Ist lt. Te. eleganteste Lösung. 

O Zo. hat Verstimmung bei Te. bezügl. GF1 ausge- 
räumt: GF1 -Kritik bezog sich nicht auf Tel., son- 
dern auf Kanzleramt (Schrbg.!). 

- Zo. will, gemeinsam mit Wai., Gespr. mit Sch, 
führen, um genauere Hintergründe für o.g. 
Aktivitäten zu erfahren sowie um Procedere 
zu besprechen. Hierzu u.a. Gelegenheit anläßl 
Kreuth-Treffen. 

- GF1 wird Zo. am 15.1, abends in Bonn treffen. 

- Zo. wird Zo.jr. bitten, am 21.1. f. Gespräch in 
(im?) WD zur Verfügung zu stehen. 


71 




Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag —11. Wahlperiode 


- Zo. wird OFD-Brief und Hase-Bf. an Staatss. 

Vo. übergeben." 

Wie bereits dargestellt, sah MD Teltschik in seiner 
Vernehmung am 13. September 1990 in Kenntnis auch 
dieses oben wiedergegebenen Firmenvermerks keinen 
Grund, seine bisherige Aussage zu ändern. 

StS Prof. Dr. Schreckenberger ist nach seiner Aussage 
vor dem 1 . UA - 1 1 . WP der vorbezeichnete Vermerk, 
soweit er davon betroffen ist, bei seiner Zeugenverneh- 
mung im Ermittlungsverfahren gegen MD Teltschik 
wegen Verwahrungsbruchs vorgehalten worden. Er 
könne dazu nur sagen, daß er weder einen schriftlichen 
Bericht an Bundesminister Dr. Schäuble gegeben noch 
mit diesem über das Thema Gespräche geführt habe. 

Am 24. Januar 1986 suchten der zuständige Gruppen- 
leiter der OFD Kiel und eine Referentin Dipl. -Ing. 
Nohse zu einer Besprechung auf; daran nahm auch RA 
Dr. S.J. Zoglmann teil. Bei dieser Besprechung wurde 
von IKL vorgetragen und von der OFD Kiel festgehal- 
ten: In Ausführung des Vertrages vom 15. Juni 1984 
über die sog. kleine Lösung, der Lieferung von Ferti- 
gungsunterlagen und Lizenzen zum Preis von 160 Mio. 
DM sowie der Lieferung von Komponenten zum Preis 
von 307 Mio. DM, sei ein Satz Mikrofilme mit Werk- 
stattzeichnungen gegen Zahlung von 40 Mio. DM 
übersandt worden. Die nach Südafrika gelieferten 
Werkstattzeichnungen seien für sich allein betrachtet 
für den geplanten Bau eines U-Bootes wertlos, da nach 
den übergebenen Zeichnungen ein schwimmfähiger 
Rumpf nicht gebaut werden könne. Dem Käufer fehlten 
Daten über wesentliche Eigenschaften der U-Boote, die 
allein aus den nicht gelieferten Geheimunterlagen zu 
entnehmen seien. Zudem verfüge der Kunde nicht über 
Daten betreffend Rohrleitungen, Kabelbahnen und 
Lüftungskanäle, die nur der Darstellung im Konstruk- 
tionsmodell, Maßstab 1:5, entnommen werden könn- 
ten. Im übrigen fehle es in der Republik Südafrika an 
Erfahrungen für den Bau solcher Schiffe und es sei 
nicht zu erkennen, wie die fehlenden Lieferungen und 
Leistungen ausgeglichen werden sollten. 

Dipl. -Ing. Nohse bestätigte in einem Schreiben vom 
4. Februar 1 986 an die OFD Kiel den yon ihm in der o.a. 
Besprechung dargestellten Sachverhalt mit einigen Er- 
gänzungen. 

Am 10. Februar 1986 leitete daraufhin die OFD Kiel 
gegen verantwortlich handelnde Personen von IKL, 
Dipl. -Ing. Lutz Nohse und den Verkaufsleiter, das Er- 
mittlungsverfahren wegen des Verdachts von Ord- 
nungswidrigkeiten durch „ungenehmigte Ausfuhr von 
in § 7 AWG, §§ 5 Abs. 1 , 45 AWV bezeichneten Unter- 
lagen (§ 70 Abs. 1 Nr. 1 a AWV) sowie wegen der 
Weitergabe von nicht allgemein zugänglichen Kennt- 
nissen über Herstellungsverfahren in Bezug auf die 
Fertigung der in Teil I Abschnitt A der AL genannten 
Waren an Gebietsfremde der RSA (§ 70 Abs. 1 Nr. 1 f. 
AWV)“ ein. 

Wie am 10. Februar 1986 verfügt, erteilte am 13. Fe- 
bruar 1986 die OFD Kiel eine Prüfungsanordnung ge- 
genüber IKL für eine Außenwirtschaftsprüfung gern. 
§ 44 AWG, die ab dem 19. Februar 1986 von Zollamt- 
mann Kohl durchgeführt wurde. Rechtsgrundlagen für 
das eingeleitete Bußgeldverfahren waren neben AWG, 
AWV und OWiG die vom Bundesminister der Finan- 


zen am 19. September 1969 erlassene „Verwaltungsan- 
weisung Außenwirtschaftsverkehr, Überwachung" 
(Bundeszollblatt 69, S. 1180 ff.) und Abschnitt II B 2 
Abs. 4 letzter Satz der „Verwaltungsanweisung betref- 
fend Prüfungen und Auskünfte im Verkehr mit Mark- 
tordnungswaren, im Außenwirtschafts- und inner- 
deutschen Wirtschaftsverkehr" - Prüfungs-DA- 
AwiMO (VSF 2010). 

Nach Übersendung des Entwurfs des Prüfungsberichts 
über die Außenwirtschaftsprüfung fand die Schlußbe- 
sprechung der OFD Kiel zur Außenwirtschaftsprüfung 
am 16. April 1986 in Lübeck mit Vertretern von IKL 
statt. Am 25. April 1986 wurde der Prüfbericht, der 
den Prüfungszeitraum von 1984 bis Januar 1986 um- 
faßte, fertiggestellt. 

Nachdem die OFD Kiel am 29. April 1986 den Betrieb- 
sprüfungsbericht IKL z.H. Dipl. -Ing. Nohse übersandt 
hatte, berichtete sie unter dem 30. Mai an den Bundes- 
minister der Finanzen. Sie teilte die Absicht mit, gegen- 
über dem Geschäftsführer von IKL, Dipl. -Ing. Nohse, 
ein Bußgeld festzusetzen. Wörtlich heißt es dazu in 
dem Schreiben auf S. 3: 

Danach will IKL den Vertrag auf der Grundlage 

verbaler Zusagen für die Erteilung der erforderli- 
chen Ausfuhrgenehmigungen geschlossen haben. 
Diese Zusagen sollten später schriftlich bestätigt 
werden. Herr Nohse mußte in der im Anschluß an 
die Betriebsprüfung durchgeführten Schlußbespre- 
chung jedoch einräumen, daß die Kenntnisse an den 
Vertragspartner weitergegeben wurden, ohne daß 
der Fa. IKL eine entsprechende Genehmigung des 
BAW Vorgelegen hat. 

Da der Fa. IKL die Genehmigungsbedürftigkeit der 
Ausfuhr in die Republik Südafrika bekannt war, ihr 
zum Zeitpunkt der Ausfuhr eine schriftliche Geneh- 
migung des BAW aber nicht vorlag, muß - auch 
unter Berücksichtigung des o.g. Vorbringens des 
Geschäftsführers Nohse - der Vorwurf einer zumin- 
dest fahrlässig begangenen ungenehmigten Ausfuhr 
i.S.v. § 45 AWV aufrechterhalten werden ..." 

Darüber hinaus hielt die OFD eine weitere Sachaufklä- 
rung hinsichtlich der Beteiligung von HDW für erfor- 
derlich; sie teilte daher dem BMF mit, sie beabsichtige, 
HDW zur Abgabe einer Stellungnahme aufzufordern. 
Anschließend sei darüber zu entscheiden, ob auch ge- 
gen HDW ein Ermittlungsverfahren einzuleiten sei. 
Für den Fall von Bedenken beim Bundesminister der 
Finanzen bat die OFD Kiel um Weisung. 

Im Betriebsprüfungsbericht von IKL sind die Namen 
der HDW-Vorstandsmitglieder Ahlers und Hansen- 
Wester ausdrücklich genannt mit der Bemerkung, daß 
sie sich einer Ordnungswidrigkeit schuldig gemacht 
haben. 

Nach einer Besprechung zwischen Oberfinanzpräsi- 
dent Hansen und MD Dr. Schmutzer im BMF am 9. Juli 
1986 sowie einer weiteren Besprechung zwischen StS 
Dr. Obert und MD Dr. Schmutzer erteilte letzterer am 
23. Juli gegenüber der OFD Kiel das Einverständnis 
mit dem dort beabsichtigten Verfahren. Er gab im übri- 
gen die Weisung, das BAW erst nach Vorliegen des 
Ermittlungsergebnisses für den Gesamtkomplex zu be- 
teiligen. 


72 




Deutscher Bundestag —11. Wahlperiode 


Drucksache 11/8109 


Nachdem RD Budrat, der zuständige Gruppenleiter bei 
der OFD Kiel, und die Sekretärin von Klaus Ahlers am 
19. September 1986 eine erste fernmündliche Termin- 
vereinbarung getroffen hatten, kam es aufgrund von 
Terminschwierigkeiten des Vorstandsvorsitzenden 
von HDW Klaus Ahlers erst am 30. Oktober 1986 zu 
einer informatorischen Anhörung von Klaus Ahlers 
und Dipl. -Ing. Hansen- Wester durch die OFD Kiel. 

Über den Gesprächsverlauf hält ein Vermerk der OFD 
Kiel vom 30. Oktober 1986 folgendes fest: Die Vertre- 
ter von HDW anerkennten die Richtigkeit des ihnen 
bekannten IKL-Prüfungsberichts vom 25. April 1986 
hinsichtlich der Beteiligung von HDW am Südafrika- 
Geschäft. Allerdings sei bei der Anbahnung des Ge- 
schäftes IKL federführend gewesen, Die HDW-Teil- 
nahme habe erst mit Abschluß des Liefervertrages mit 
der Firma LSMT am 15. Juni 1984 begonnen. In der 
Vorbereitungsphase seien alle diesbezüglichen außen- 
wirtschaftlichen Erfordernisse zu prüfen gewesen. 

Der Grund für die Führung von Vorgesprächen habe 
darin gelegen, daß man sich der Genehmigungsbedürf- 
tigkeit des Südafrika-Geschäfts bewußt gewesen sei, 
„weii auch hier mit einer routinemäßigen Erteilung ei- 
ner Ausfuhrgenehmigung wie im Israelgeschäft nicht 
gerechnet werden konnte". Bezogen auf den Vorgang 
aus dem Jahre 1971 - bereits in der Nohse-Notiz IK 97 
vom 6. Oktober 1983 enthalten - brachten die Firmen- 
vertreter ihre Erwartung zum Ausdruck, „daß das 
Südafrikaprojekt in ähnlicher Weise auf Regierungs- 
ebene abgedeckt werden würde“. Dipl. -Ing. Hansen- 
Wester hob in der Vernehmung ausweislich des Ver- 
merks hervor, daß von dem geplanten Südafrika-Ge- 
schäft vor allem ein - in dem Vermerk gelöschtes - 
Land „als Käufer des U-Boot-Typs 1650 nichts habe 
erfahren dürfen". 

Über die Einlassungen von Dipl. -Ing. Hansen- Wester 
hält der Vermerk noch fest: 

„Erst nach den Äußerungen maßgeblicher Personen 
auf Regierungsebene sei der Vertrag mit dem süd- 
afrikanischen Partner abgeschlossen worden. Bei 
Firmenentscheidungen sei in diesem Bereich bisher 
das Interesse der Bundesregierung berücksichtigt 
worden; es seien sogar Lieferungen vorgenommen 
worden, die Einbußen bei anderen Vertragspartnern 
zur Folge gehabt hätten." 

Über das Gespräch bei der OFD hat Dipl. -Ing. Hansen- 
Wester ebenfalls einen Vermerk niedergelegt, der je- 
doch GEHEIM eingestuft ist. 

Hinsichtlich der Beendigung der Prüfungen der OFD 
Kiel hält Dipl. -Ing. Hansen-Wester in seinem Vermerk 
als Aussage der Firmenvertreter fest: 

„Sofern die .politische Beerdigung' des Projektes 
über ein Ordnungswidrigkeitsverfahren bewerk- 
stelligt werden könnte, sei dies für HDW/IKL akzep- 
tabel. Voraussetzung sei hierfür allerdings, daß die 
Höhe des Bußgeldes akzeptabel sei." 

Unter dem 4. November 1986 erging der Beschluß der 
OFD Kiel, ein Ermittlungsverfahren auch gegen den 
Vorstand von HDW sowie das ehemalige Vorstands- 
mitglied Dipl.-Ing. Peter Hansen-Wester einzuleiten 
wegen des „Verdachts der Ausfuhr von in § 5 Abs. 1 
AWV i.V.m. § 7 AWG genannten Unterlagen unter 


Weitergabe von nicht allgemein zugänglichen Kennt- 
nissen über Herstellungsverfahren in Bezug auf die 
Fertigung von den in Teil I Abschnitt A der Ausfuhrli- 
ste genannten Waren an Gebietsfremde in der Repu- 
blik Südafrika (§ 45 Abs. 3 AWV) - Ordnungswidrig- 
keit nach § 70 Abs. 1 Nr. 1 a und 1 f AWV i.V.m. § 33 
Abs. 1 AWG". Zugleich wurde die Nebenbeteiligung 
von HDW gern. § 30 Abs. 1 OWiG angeordnet. 

Bei seiner Vernehmung durch den Ausschuß meinte 
sich Parl.StS Friedrich Voss zu erinnern, daß Siegfried 
Zoglmann ihn am 26. November 1986 im BMF aufge- 
sucht habe. Im Verlauf des Gesprächs habe Siegfried 
Zoglmann aus Anlaß von Presseveröffentlichungen 
das Südafrika-Geschäft angesprochen. 

Nachdem am 26. November 1986 in den „Kieler Nach- 
richten" der erste Presseartikel über das U-Boot-Ge- 
schäft mit Südafrika erschienen war, beauftragte der 
Vizepräsident (Technik) des Bundesamtes für Wehr- 
technik und Beschaffung (BWB) Jores den zuständigen 
Abteilungsleiter, dieser wiederum Direktor Scholze, 
den Sachverhalt aufzuklären. Da im BWB nichts über 
die Ausfuhr der U-Boot-Pläne nach Südafrika bekannt 
war, versuchte Direktor Scholze eine Klärung durch 
Befragen der Firmen herbeizuführen. Er führte Telefo- 
nate mit dem amtierenden Vorstandsvorsitzenden von 
HDW Neitzke und Dipl.-Ing. Nohse von IKL um fest- 
zustellen, welche Pläne an die Republik Südafrika ge- 
liefert worden seien und wie sich „die rechtlichen Aus- 
wirkungen für den Bund" darstellten. Am gleichen Tag 
informierte er über die Telefonate seine Abteilungslei- 
ter und die Vizepräsidenten (Technik bzw. Wirtschaft) 
des BWB in Form einer schriftlichen Kurzinformation, 
die allerdings als Verschlußsache - VS-NfD - einge- 
stuft ist. 

Die OFD Kiel erstattete dem Bundesminister der Finan- 
zen unter dem 28. November 1986 einen von Oberfi- 
nanzpräsident Hansen schlußgezeichneten Sach- 
standsbericht über das laufende Ermittlungsverfahren. 
Die gelieferten Unterlagen hielt die OFD im Verhältnis 
zum gesamten Umfang nach den Vertragsbestimmun- 
gen und nach der Erforderlichkeit für die Fertigung 
eines U-Bootes für unbedeutend. Die weitere Voraus- 
setzung, daß mit den Unterlagen besondere technische 
Kenntnisse vermittelt worden seien, sei auch nicht er- 
füllt. 

Im vorliegenden Fall seien demnach Unterlagen i.S. 
des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV noch nicht geliefert wor- 
den. Die OFD Kiel nahm deshalb nur eine Ordnungs- 
widrigkeit gern. § 33 Abs. 1 AWG i.V.m. § 70 Abs. 1 
Nr. 1 f AWV wegen nicht genehmigter Weitergabe von 
nicht allgemein zugänglichen Kenntnissen i.S.d. § 7 
Abs. 1 AWG i.V.m. § 45 Abs. 3 AWV an. Verneint 
wurde das Vorliegen einer Ordnungswidrigkeit durch 
Ausfuhr von Unterlagen zur Fertigung von U-Booten 
bzw. Teilen von Schiffskörpern gern. § 7 AWG i.V.m. § 
5 Abs. 1 Satz 1 AWV und Nr. 0009a des Teils I Ab- 
schnitt A der Ausfuhrliste. 

Die OFD Kiel beabsichtigte - so der Sachstandsbericht 
über das noch laufende Ermittlungsverfahren unter 
Anordnung der Nebenbeteiligung der juristischen Per- 
sonen gegen IKL und HDW Bußgeldverfahren durch- 
zuführen und das Bußgeld zu Lasten der Unternehmen 
nach dem bisherigen Sachverhalt auf jeweils 
50.000 DM festzusetzen. Gegen die betroffenen natür- 
lichen Personen wollte sie das Verfahren einstellen. 
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Zudem teilte sie mit, eine Beteiligung des BAW erst 
nach Anhörung der Betroffenen vornehmen zu wollen. 
Da die OFD nicht von vorneherein die Erfüllung des 
Straftatbestandes des § 34 Abs. 1 AWG auszuschlie- 
ßen vermochte, bat sie das BMF um Beteiligung des AA 
insbesondere zu der Frage, ob die auswärtigen Bezie- 
hungen erheblich gestört seien. Im Falle von Bedenken 
wurde um Mitteilung gebeten. 

Der Bericht wurde am 1. Dezember 1986 im BMF über- 
geben. 

Am 3. Dezember 1986 erörterten der zuständige Grup- 
penleiter der OFD Kiel RD Budrat und RA Dr. Zogl- 
mann in Kiel die Angelegenheit. Dr. Zoglmann erklär- 
te, eine Entscheidung darüber, ob man die gegenüber 
der OFD bereits erwähnten entlastenden Papiere vor- 
legen werde, hänge davon ab, wie die OFD derzeit den 
Fall und das voraussichtliche Ergebnis des Verfahrens 
einschätze. Man wolle nicht mehr offenbaren, als für 
die Entlastung des Mandanten erforderlich sei, da jede 
neue Einzelheit naturgemäß auch mit Indiskretionen 
gegenüber Dritten verbunden sei. Er wolle jedoch aus- 
drücklich darauf hinweisen, daß sein Mandant zwar 
ohne formelle Genehmigung, nicht aber ohne Kenntnis 
offizieller Stellen gehandelt habe und sich erforderli- 
chenfalls noch erheblich besser als bisher verteidigen 
könne. 

Am 9. Dezember 1986 suchte RD Budrat MD Dr. 
Schmutzer im BMF auf. Dieser machte ebenso wie sein 
Mitarbeiter MR Haberland, der neben RD Dr. Hahn an 
dem Gespräch teilnahm, einige Bedenken gegen den 
Bericht der OFD Kiel vom 28. November 1986 geltend, 
die bei den weiteren Ermittlungen beachtet werden 
sollten. MD Dr. Schmutzer wies darauf hin, daß noch 
nicht geklärt sei, ob das Verhalten der Betroffenen den 
Straftatbestand des § 34 AWG erfülle. Zu dieser Frage 
würden noch Stellungnahmen des AA, des BMWi und 
des BMVg in den nächsten Tagen erwartet. Sollte auf- 
grund der Äußerungen dieser Ressorts die Frage des 
Vorliegens einer Straftat nach § 34 AWG bejaht wer- 
den, werde die OFD Kiel das Verfahren unverzüglich 
an die zuständige Staatsanwaltschaft abzugeben ha- 
ben. MR Haberland - so vermerkte der OFD-Beamte 
RD Budrat über das Gespräch - wies darauf hin, daß 
die Verantwortlichen von IKL und HDW bisher noch 
nicht „verhandlungsschriftlich gehört" worden seien. 
Er hob außerdem hervor, daß das BMWi in einer vor- 
läufigen Stellungnahme der rechtlichen Würdigung 
der OFD Kiel insoweit nicht gefolgt sei, als diese den 
„Gebrauchswert" der tatsächlich gelieferten Unterla- 
gen im Verhältnis zu dem Wert der Gesamtheit der 
vertraglich vereinbarten Lieferung als gering ansehe. 
Wörtlich hielt RD Budrat in seinem Vermerk über die 
Hinweise von MR Haberland fest: 

„Der hohe Betrag von rd. 42 Mio. DM spreche je- 
doch nach der Lebenserfahrung dafür, daß die über- 
gebenen Unterlagen für die U-Boot-Fertigung 
durchaus bedeutsam waren. Dem BMWi seien meh- 
rere Fälle bekannt, in denen Südafrika Teilbeiträge 
von mehreren Lieferländern zu einer gebrauchsfähi- 
gen Einheit zusammengefügt habe." 

Am selben Tag, dem 9. Dezember 1986, teilte die OFD 
Kiel dem Vorstand von HDW schriftlich die Einleitung 
des Bußgeldverfahrens vom 4. November 1986 unter 


gleichzeitiger Anordnung der Nebenbeteiligung von 
HDW mit. Verantwortlich handelnde Personen waren 
als Vorsitzender des Vorstandes bis zum 10. Dezember 
1986 Klaus Ahlers und als Mitglied des Vorstandes bis 
zum 31. Dezember 1985 Dipl. -Ing. Hansen- Wester. 

Mit Schreiben vom 17. Dezember 1986 unterrichtete 
das BMF die OFD Kiel darüber, daß ihr Bericht vom 28. 
November 1986 zwischenzeitlich dem AA, dem BMVg 
und dem BMWi zur Stellungnahme übersandt worden 
sei. Außerdem bat das Ministerium zu ermitteln, ob - 
wie es die Firmenvertreter behaupteten- nach Juni 

1985 keine Unterlagen mehr nach Südafrika geliefert 
worden seien und ob das Entgelt ganz oder teilweise 
zurückgezahlt bzw. mit anderen Geschäften verrech- 
net worden sei. 

Am 19. Dezember 1986 erhielt das BAW den Betriebs- 
prüfungsbericht des IKL vom 25. April 1986 mit der 
Bitte um Stellungnahme. Am 22. und 23. Dezember 

1986 prüfte auf Bitte des BMF als Aufsichtsbehörde 
über die OFD Kiel MR Dipl. -Ing. Dreher, zuständig im 
BMVg für U-Boote, unterstützt von MR Dr. Scheid, 
zuständig im BMWi für Geheimschutz, bei IKL, ob sich 
unter den gelieferten Unterlagen auch Geheimunterla- 
gen befänden, ob die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland beeinträchtigt worden sei und was der 
Kunde mit den gelieferten Unterlagen anfangen könne. 

MR Dreher setzte diese Prüfung in der Zeit vom 5. bis 
12. Januar 1987 fort, dabei wurde auch HDW - Werk 
Süd in Kiel - einbezogen. 

Aus dem am 14. Januar 1987 abgefaßten Bericht von 
MR Dreher ergibt sich, 

- daß die Untersuchungen keinerlei Anhaltspunkte 
für die Lieferung von VS-Unterlagen an Südafrika 
erbracht haben; 

- daß sich mit den übermittelten Unterlagen kein 
U-Boot herstellen läßt, weil weitere hierzu wesentli- 
che Voraussetzungen nicht erfüllt sind. 

Bei dieser Prüfung wirkten auf Anweisung von StS 
Prof. Dr.Timmermann, BMVg, vom 30. Dezember 1986 
Mitarbeiter des BWB vor Ort unterstützend mit. Das 
BMVg hatte für die Durchführung der Prüfung jeweils 
eine Prüfgruppe für HDW und IKL gebildet. Die Mit- 
wirkung der BWB-Mitarbeiter erstreckte sich auf die 
von HDW und IKL vorgelegten Unterlagen für alle 
Hauptbauabschnitte. Nach der schriftlichen Auskunft 
des BWB vom 17. April 1990 wurden Bestellunterla- 
gen, Vorrichtungszeichnungen, Arbeitsplanungsun- 
terlagen, Werkstattzeichnungen, Stücklisten, Allge- 
meine Technische Lieferbedingungen, das Handbuch 
Qualitätssicherung und eine Realisierbarkeitsuntersu- 
chung daraufhin überprüft, ob als Verschlußsache ein- 
gestuftes Material weitergegeben worden war. Einbe- 
zogen war auch eine Prüfung der Vervielfältigungsauf- 
träge für Verschlußsachen. Beide Prüfgruppen haben 
danach keine Hinweise auf die Weitergabe von GE- 
HEIM eingestuftem Material festgestellt. 

Dazu haben MR Dreher und MR Dr. Scheid bei ihren 
Vernehmungen am 2. bzw. 3. Dezember 1987 erklärt, 
als Grundlage ihrer Prüfung den Vertrag, die sog. An- 
nexures mit detaillierten Angaben für die zu liefernden 
Konstruktionsunterlagen und das U-Boot-Modell so- 
wie im übrigen die Doppel aller nach Angabe der Un- 
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ternehmen nach Südafrika gelieferten Unterlagen ein- 
gesehen zu haben. Die Frage, ob ein Geneimschutzau- 
kommen mit einem dritten Staat verletzt wurde, ist in 
dem Bericht offengelassen worden. 

Am 23. Dezember 1986 wurden von der OFD Kiel 
Dipl.-Ing. Nohse und Dipl.-Ing. Hansen-Wester ge- 
hört. 

Am 28. Dezember 1986 wurde das BAW durch die 
OFD Kiel förmlich beteiligt. 

Am 30, Dezember 1986 wies RD Budrat die Betriebs- 
prüfungsstelle Zoll der OFD Kiel an, eine Außenwirt- 
schaftsprüfung bei FfDW durchzuführen. 

Auf die Telex- Anfrage vom 2. Januar 1987 des Bun- 
desministers für Wirtschaft, was auf die Weisung von 
MR Ffaase vom 9. Juli 1985 beim BAW veranlaßt wor- 
den sei, antwortete Präsident Dr. Rümmer mit Schrei- 
ben vom 9. Januar 1987, daß er die Weisung an RD 
Pretzsch und Ltd. RD Dr. Schmidt mit der Aufforde- 
rung weitergegeben habe sicherzustellen, daß die Wei- 
sung befolgt und ihm beim Eingang von Anträgen des 
IKL sofort Meldung gemacht werde, Tn der Folgezeit 
seien jedoch keine Anträge des IKL beim BAW einge- 
gangen. 

Abteilungspräsident beim BAW Dieter Güth hat dazu 
bei seiner Vernehmung am 10. Dezember 1987 ausge- 
sagt, daß er nach der Übernahme der Abteilung zu Be- 
ginn des Jahres 1986 erst durch die Anfrage des BMWi 
von der Weisung von MR Haase vom 7. Juli 1985 er- 
fahren habe. Diese Weisung sei auch dem Sachbearbei- 
ter, der ebenfalls zu Beginn des Jahres gewechselt ha- 
be, nicht bekannt gewesen. Er fügte hinzu, daß auf- 
grund der Weisung keine besonderen Maßnahmen 
beim BAW hätten ergriffen werden können. 

Am 14. Januar 1987 nahm die OFD Kiel die Außen- 
wirtschaftsprüfung bei HDW auf. 

Mit Schreiben vom 16. Januar 1987 übersandte der 
Rechtsvertreter von IKL, RA Dr. S. J. Zoglmann, der 
OFD Kiel einen Auszug des Buches „Waffenschmuggel 
im Staatsauftrag", in dem insbesondere die Begründung 
des Freispruches im MEREX-Prozeß durch die Große 
Strafkammer des Landgerichts Bonn wiedergegeben 
wird, als Argumentationshilfe. Der Textauszug enthält 
auf einem Blatt handschriftliche Notizen, die über- 
schrieben sind mit „Positive Feststellungen für unseren 
Fall“. Darin heißt es, daß es zur Abwicklung des Ge- 
schäftes ausreichend sei, dem „Willen der politischen 
Führung" zu entsprechen und mit „amtlicher Rücken- 
deckung zu handeln". Eine Behandlung der Angele- 
genheit durch das „an sich zuständige" BAW sei dann 
nicht mehr erforderlich. 

Am 27. und 28. Januar 1987 führte das BAW fern- 
mündlich bzw. schriftlich Beschwerde darüber, daß die 
um Amtshilfe ersuchende OFD Kiel dem BAW die not- 
wendigen Unterlagen noch nicht zugänglich gemacht 
habe, „die eine Bewertung der Genehmigungspflicht 
der seitens der überprüften Firma exportierten Waren, 
Kenntnisse und Know-how ermöglichen". 

RD Budrat antwortete mit Schreiben vom 5. Februar 
1987, daß die fachtechnisch zu begutachtenden Unter- 
lagen nicht im Besitz der OFD Kiel seien, sondern nur 
bei den betroffenen Firmen eingesehen werden könn- 


ten. Er schlage deshalb vor, die Firma aufzusuchen und 
entsprechende Beauftragte bei der nunmehr durchzu- 
führenden Außenwirtschaftsprüfung bei HDW teil- 
nehmen zu lassen. 

ln seiner Stellungnahme vom 10. Februar 1987 gegen- 
über StS Dr. Obert zu den außenwirtschaftsrechtlichen 
Gesichtspunkten legte StS Dr. von Würzen zum Be- 
richt der OFD Kiel vom 28. November 1986 dar, die 
rechtliche Bewertung der Unterlagenlieferung sollte 
sich auf alle von der Ausfuhrliste erfaßten Bestand- 
und Einzelteile von U-Booten erstrecken. Allerdings 
müsse es sich dabei um Teile handeln, die für ein 
U-Boot „besonders konstruiert" seien. Dieses Merkmal 
sei nach Sinn und Zweck der Ausfuhrliste hinzuzufü- 
gen. Die ausdrückliche Hinzufügung habe kürzlich das 
COCOM beschlossen, und die Ausfuhrliste werde 
demnächst entsprechend ergänzt. Bei der Frage, ob es 
sich um wesentliche Teile der Unterlagen handele, 
komme es auf den spezifisch militärisch-strategischen 
Gehalt der Unterlagen an. Außerdem könne nicht gut 
der Tatbestand des § 45 Abs. 3 AWV für die Lieferung 
bejaht werden, wenn der Tatbestand des § 5 Abs. 1 Satz 
1 AWV verneint wurde. 

Zur Frage einer Verletzung von Geheimhaltungs- 
pflichten durch HDW und IKL ging StS Dr. von Wür- 
zen in diesem Schreiben davon aus, daß die OFD den 
Hinweis in der Stellungnahme von MR Dreher aus dem 
BMVg aufgreifen werde. 

Am 16. Februar 1987 wurde der Entwurf des Prüfungs- 
berichts über die Außenwirtschaftsprüfung bei HDW 
für den Zeitraum von 1984 bis 1986 fertiggestellt und 
am 26. Februar 1987 dem HDW- Vorstand übersandt. 
Zu diesem Zeitpunkt wurden darüber hinaus die zu- 
sätzlichen Feststellungen zur Betriebsprüfung bei IKL 
aufgrund der Außenwirtschaftsprüfung bei HDW be- 
endet. 

Nachdem das BMWi das BAW gebeten hatte, der OFD 
Kiel Hilfestellung zu leisten, teilte der zuständige Refe- 
ratsleiter Dipl.-Ing. Geisel RD Budrat am 19. Februar 
1 987 mit, mit der vorgesehenen Überprüfung der tech- 
nischen Unterlagen bei IKL Anfang März beginnen zu 
wollen. Die Dauer der Überprüfung könne er jedoch 
nicht überblicken, da das BAW auf diesem Gebiet „so- 
zusagen Pionierarbeit leisten müsse und mit U-Booten 
in dieser Form noch nicht zu tun gehabt habe". Viel- 
leicht sei es möglich, in Kiel ein U-Boot zu besichtigen. 
Bereits am 11. Februar 1987 hatte IKL-Prokurist Evers 
gegenüber dem OFD-Beamten Zweifel an der Zweck- 
mäßigkeit einer Prüfung durch das BAW geäußert, da 
seiner Ansicht nach nur Techniker einer anderen 
U-Boot-Werft oder spezielle Fachleute des BMVg dazu 
geeignet seien. 

RD Budrat wandte sich daraufhin unter dem 23. Fe- 
bruar 1987 schriftlich an das BMF mit der Bitte, für die 
vorgesehene Prüfung durch das BAW fachlich zustän- 
dige Experten des BMVg hinzuzuziehen. Zur Begrün- 
dung gab er an, daß das BAW das Gutachten des Ver- 
teidigungsministeriums in den entscheidenden Fragen 
für nicht ausreichend halte. Er befürchte jedoch eine 
Verzögerung, falls es zutreffen sollte - wie von Dipl.- 
Ing. Geisel erklärt -, daß die Prüfer des BAW im Be- 
reich der Begutachtung von U-Boot-Konstruktionsun- 
terlagen keine Erfahrungen hätten und „Pionierarbeit" 
leisten müßten. 
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Nach Besichtigung eines U-Bootes am 3. März 1987 in 
Lübeck führten daraufhin Dipl. -Ing. Geisel und sein 
Mitarbeiter mit Unterstützung von RD Budrat ihre Prü- 
fung sowohl bei HDW als auch bei IKL - in einem 
Zeitraum von insgesamt etwa zwei Wochen - durch. 
Bei IKL haben die BAW-Beamten nach Aussage von 
Dipl. -Ing. Geisel vor dem 1 . UA -11. WP am 28. Juni 
1990 anhand des Prüfungsberichtes der OFD Kiel und 
der Angaben von IKL die Unterlagen überprüft, wobei 
sie allerdings weder den Vertrag und die Zusatzverein- 
barungen noch die sog. Feasibility-Study eingesehen 
haben. 

Über das vorläufige Prüfungsergebnis der Außenwirt- 
schaftsprüfung der OFD wurde HDW am 6. März 1987 
mündlich und am 13. März 1 987 unter Benennung eini- 
ger klärungsbedürftiger Punkte unterrichtet. 

Nachdem insbesondere zur weiteren Aufklärung über 
die Lieferung von Unterlagen nach dem 19. Juni 1985, 
die Beendigung des Geschäfts und Reisen von HDW- 
Betriebsangehörigen Dipl. -Ing. Hansen- Wester und 
Werftangehörige vernommen worden waren, wurde 
der Bericht über die Außenwirtschaftsprüfung am 23. 
April 1987 fertiggestellt. 

Wesentliche Feststellungen des Berichts sind: 

Es seien nur nicht GEHEIM eingestufte Unterlagen in 
die Republik Südafrika übermittelt worden. Auch die 
Prüfung der Möglichkeit einer Datenfernübermittlung 
im on-line- Verfahren habe keine Erkenntnisse darüber 
erbracht, daß auf diesem Wege Daten in das Kunden- 
land gelangt seien. Für die gelieferten Unterlagen habe 
LSMT an die beiden Vertragspartner insgesamt 42,6 
Mio. DM gezahlt, davon 28,861 Mio. DM an HDW, die 
in der Bilanz 1985 als „Rückstellung für Risiken aus 
Rückerstattungsansprüchen" ausgeschrieben worden 
seien. Der Vertrag sei seit dem 16. August 1985 stor- 
niert. Verhandlungen über eine Rückabwicklung oder 
Beendigung hätten noch zu keinem Ergebnis geführt. 
Der Aufenthalt von fünf HDW-Betriebsangehörigen in 
Südafrika zwischen August 1984 und August 1985, 
insgesamt etwa 12 Wochen, habe der Wahrnehmung 
von Kontakten mit südafrikanischen Verwaltungs- 
und Wirtschaftsstellen gedient, um die Voraussetzun- 
gen zum Bau von U-Booten beim Vertragspartner zu 
prüfen. Über das Ergebnis hätten sie eine Feasibility- 
Study, fertiggestellt am 1. April 1985, verfaßt, die der 
Firma LSMT überlassen worden sei. Oberingenieur 
Rademann sei im Frühjahr 1986 von HDW beurlaubt 
und bei der Sandock- Werft als Betriebsingenieur im 
Rahmen eines Ölbohrinsel-Projekts, Mossel Bay - Pro- 
jekt, beschäftigt worden. 

Darüber hinaus ist im Prüfungsbericht festgehalten, 
daß außerhalb des Vertrages vom 15. Juni 1984 HDW 
an die Werft Sandock Austral Ltd. Stevenrohrdichtun- 
gen im Wert von 5. 793, -DM, Lieferungen von Novem- 
ber 1984 bis Juni 1985, HY-80-Stahl im Wert von 
26.000,- DM, Lieferung am 10. Oktober 1985, sowie 
technische Dokumente und Prospektmaterial über Öl- 
bohrinseln, Lieferung am 7. Oktober 1986, geliefert 
hat. 

Eine weitere im Bericht aufgeführte Lieferung ist in der 
dem Ausschuß übermittelten Kopie des OFD-Berichts 
geschwärzt. Nach den Zeugenvernehmungen hat es 


sich dabei um die Lieferung einer Spezialmaschine 
nach Israel gehandelt, die nach den Aussagen der Prüf- 
beamten der OFD Kiel und einer schriftlichen Bestäti- 
gung der israelischen Botschaft in keinem Zusammen- 
hang mit dem Südafrika-Geschäft steht. 

Im April 1987 informierte StS Dr. Obert StS Dr. Tiet- 
meyer darüber, daß nach den Feststellungen der OFD 
Kiel der in Südafrika tätige frühere HDW -Oberinge- 
nieur Rademann von HDW bis zum damaligen Zeit- 
punkt nur beurlaubt und nicht entlassen sei und daß 
noch 1986 U-Boot-Stahl nach Südafrika geliefert wor- 
den sei. Zur Tätigkeit von Oberingenieur Rademann 
teilte Bundesminister Dr. Stoltenberg aufgrund seiner 
Zusage in seiner Vernehmung vom 16. Mai 1990 dem 
Ausschuß mit Schreiben vom 3. September 1990 fol- 
gendes mit: 

„3 - Zur Frage des Vertragsverhältnisses zwischen 
HDW und Herrn Rademann hat mir das Bundesmi- 
nisterium der Finanzen mitgeteilt: ,Herr Rademann 
war seit dem 1. April 1986 bis auf weiteres von 
HDW auf eigenen Wunsch beurlaubt. Auf Veranlas- 
sung von Staatssekretär Dr. Tietmeyer bestand das 
Bundesministerium der Finanzen im Frühjahr 1987 
gegenüber der Salzgitter AG auf einer unverzügli- 
chen Beendigung des Vertragsverhältnisses zwi- 
schen Herrn Rademann und HDW. HDW forderte 
darauf Herrn Rademann auf, ,uns zu bestätigen, daß 
das Vertragsverhältnis mit Ihnen vom 30. Juni 1985 
als beendet gilt bzw., falls Sie dem nicht zustimmen 
können, daß Sie dann umgehend wieder eine Tätig- 
keit bei HDW aufnehmen.' Die vom Bundesministe- 
rium der Finanzen zur Einholung von Auskünften 
eingeschaltete Oberfinanzdirektion Kiel hat nun- 
mehr mit Schreiben vom 21. August 1990 die Aus- 
kunft von HDW weitergegeben, der mit Herrn Rade- 
mann geschlossene Beurlaubungsvertrag sei durch 
einen Vertrag vom 5. März 1990 gegenstandslos ge- 
worden, mit dem Herr Rademann auf alle weiteren 
Ansprüche gegen HDW mit Ausnahme der bis zum 
1. April 1986 erworbenen Versorgungsansprüche 
verzichtet habe.'“ 

Die OFD Kiel übersandte am 28. April 1987 den Prüf- 
bericht an das BAW und am 1 9. Mai 1 987 an das BMF. 
In dem Begleitbericht hielt sie folgende wesentlichen 
Punkte fest: 

- Es gebe gelegentliche Aufenthalte verschiedener Be- 
triebsangehöriger der HDW-Werft in Südafrika. 

- Die Feasibility-Study bedeute keinen Verstoß gegen 
§ 5 AWV. 

- Der Aufenthalt von Oberingenieur Rademann stehe 
in keinem unmittelbaren Zusammenhang mit der Er- 
füllung des Vertrages vom 15. Juni 1984. 

- Die Lieferung von HY-80-Stahl stehe nicht im Zu- 
sammenhang mit U-Boot-Bau und sei nicht genehmi- 
gungspflichtig. 

- Weitere im Prüfungszeitraum getätigte Lieferungen 
seien nicht genehmigungspflichtig gewesen. 

- Es wurde keine Beteiligung von Zulieferbetrieben 
festgestellt. 

- Über die eingegangenen Zahlungen sei keine Rück- 
überweisung und keine Verrechnung festgestellt 
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worden. HDW habe die eigenen Beträge seit Ende 
1985 vollständig als Rückstellung für Risiken aus 
Rückerstattungsansprüchen auf ein Treuhand- 
Konto deponiert; IKL habe nur einen Teilbetrag als 
Rückstellung für Risiken ausgewiesen, aber nicht ge- 
sondert deponiert. 

- Die endgültige Zurechnung der eingegangenen Be- 
träge sei nach wie vor offen; es werde mit Schadener- 
satzansprüchen gerechnet. 

Zu der Frage der Beteiligung von Zulieferbetrieben er- 
klärte Oberfinanzpräsident Hansen bei seiner Verneh- 
mung am 1 4. April 1 988, daß Prüfungen bei den Firmen 
MAK und Gabler Maschinenbau durchgeführt worden 
seien. Auf ausdrückliches Befragen verneinte er eine 
Beteiligung der Firma Ferrostaal. 

Bereits im März 1980 war bei HDW aus Südafrika eine 
Zahlung von 2 Mio. DM eingegangen, die das Unter- 
nehmen bei der abschließenden Besprechung mit der 
OFD Kiel über die Außenwirtschaftsprüfung im April 

1987 jedoch nicht mitgeteilt hatte. Nach Offenlegung 
im Jahre 1988 stellte sich HDW auf den Standpunkt, 
die Ermittlungen der OFD Kiel hätten nur die Jahre 
1985 und 1986 umfaßt, so daß HDW zum Eingang die- 
ses Betrages keine Auskunft habe geben müssen. Der 
damalige Finanzminister von Schleswig-Holstein hat 
dazu in der Fragestunde des Schleswig-Holsteinischen 
Landtages (11. Wahlperiode, 4. Sitzung) am 26. Januar 

1988 u.a. folgendes erklärt: 

„Das nachträglich eingegangene Entgelt von 2 Mil- 
lionen DM . . . war im Vertrag zwischen HDW und 
dem südafrikanischen Kunden von vorneherein zu- 
sätzlich zu den 28,9 Millionen DM vereinbart. Die 2 
Millionen DM sind in dem Vertrag als .Lizenzge- 
bühr' bezeichnet. Da aber kein Patentschutz be- 
steht, sind sie wirtschaftlich zusätzliches Entgelt 
wie auch die 28,9 Millionen DM." 

Nach zwei Vermerken des Finanzministeriums von 
Schleswig-Holstein vom 14. März und 7. April 1988, 
dessen Akten dem Ausschuß zur Verfügung gestellt 
wurden, haben die Firmenvertreter, HDW-Vorstands- 
vorsitzender Neitzke und Hauptabteilungsleiter Oa- 
sen, behauptet, Oberfinanzpräsident Hansen habe 
nach der Fragestunde im Landtag am 26. Januar 1988 
auf Dipl. -Ing. Nohse eingewirkt, den Betrag von 2 Mio. 
DM zurückzuzahlen, bzw. eine entsprechende Emp- 
fehlung gegeben. Diese Aussagen hat Oberfinanzpräsi- 
dent Hansen bei seiner Vernehmung am 27. Juni 1990 
vor dem 1. UA - 11. WP zurückgewiesen. Er habe 
lediglich Dipl. -Ing. Nohse fernmündlich zu dem Vor- 
gang befragt und dabei geäußert, wenn er den Ver- 
tragspassus richtig lese, daß innerhalb von 90 Tagen 
zurückgezahlt werden sollte, wenn kein U-Boot gebaut 
werde und dies die südafrikanische Firma bestätige, 
daß dann seiner Meinung nach der Betrag zurückge- 
zahlt werden müsse. In diesem Sinne habe er auch mit 
dem HDW-Vorstandsvorsitzenden Neitzke gespro- 
chen, der ihm mitgeteilt habe, man werde den Betrag 
auf Rat eines Rechtsanwalts auf einem Sonderkonto 
deponieren. Auch zwei Beamten des Finanzministe- 
riums, die ihn nach der Zahlung von 2 Mio. DM befragt 
hätten, habe er nur seine Rechtsansicht und sein Un- 
verständnis über die mangelnde Rückzahlungsbereit- 
schaft dargelegt. 


Nach einer auf eine Auskunft des HDW-Vorstands zu- 
rückgehenden Mitteilung der schleswig-holsteini- 
schen Finanzministerin Heide Simonis im Schleswig- 
Holsteinischen Landtag am 9. November 1988 ist die- 
ser Betrag von 2 Mio. DM zurücküberwiesen worden. 

Nachdem bereits am 26. Februar 1987 StS Dr. Ruhfus 
StS Dr.Obert über Reaktionen im Ausland unterrichtet 
hatte, wurde unter dem 19. Mai 1987 eine weitere Stel- 
lungnahme des AA über die zwischenzeitlichen Reak- 
tionen des Auslandes übermittelt. Darin heißt es u.a., 
daß kritische Stimmen im bi- und multilateralen Be- 
reich zunähmen. Die Bundesregierung habe bisher mit 
Erfolg dartun können, daß sie für das Verhalten der 
Firmen keine Verantwortung trage. International sei 
ihr daher, von wenigen Stimmen abgesehen, der Ex- 
port der Blaupausen nicht zugerechnet worden. Hier- 
für dürften die Versagung einer Zustimmung zu dem 
Geschäft und die eingeleitete Ahndung des Verhaltens 
der Firmen von Bedeutung gewesen sein. Auf der 
Grundlage der Feststellung des BMVg sowie nach den 
bisher vorliegenden Reaktionen im Ausland sei es aus 
der Sicht des AA nach wie vor nicht gerechtfertigt, von 
einer erheblichen Störung der auswärtigen Beziehun- 
gen zu sprechen. 

Unter dem 2. Juni 1987 und 13. August 1987 gab das 
BAW „technische Stellungnahmen" zu den Ermittlun- 
gen, insbesondere zum Tatbestand des § 5 Abs. 1 Satz 1 
AWV ab. Danach entspricht „das mit den gelieferten 
Unterlagen Baubare - nämlich ein qualitativ unzurei- 
chender und festigkeitsmäßig Undefinierter Druckkör- 
per - weitgehend und prinzipiell einem zivilen, aus- 
fuhrgenehmigungsfreien Tauchboot". Für die spezi- 
fisch militärisch-strategische Nutzbarkeit fehlt es den 
Gutachten zufolge insbesondere an sämtlichen als GE- 
HEIM eingestuften Unterlagen. 

Das BAW betonte ausdrücklich, daß „die rechtliche 
Würdigung des Sachverhalts“ von der OFD „in eigener 
Verantwortung" vorzunehmen sei. Wörtlich heißt es in 
der Stellungnahme vom 13. August 1987: 

„Im übrigen könnte der Empfänger der Unterlagen 
den Bau des U-Bootes ohne weitgehende fachge- 
rechte Unterstützung von außen nicht durchführen. 
Nur ein erfahrener U-Boot-Bauer wäre, auf den vor- 
handenen Unterlagen aufbauend, in der Lage, die 
Konzeption des U-Bootes nachzuvollziehen, die feh- 
lenden Unterlagen zu erstellen und damit am Ende 
das Boot selbst zu bauen. Voraussetzung wäre wei- 
ter, daß der sich die für den Bau benötigten Kompo- 
nenten außerhalb Südafrikas beschaffen könnte. In- 
wieweit dies möglich ist, kann von hier aus nicht 
beurteilt werden. Setzt man die fachgerechte Unter- 
stützung und die Beschaffung der erforderlichen 
Komponenten voraus, ließe sich aufgrund der gelie- 
ferten Unterlagen für eine südafrikanische Eigenent- 
wicklung eine Zeitersparnis von schätzungsweise 
zwei Jahren veranschlagen. Im Vergleich dazu war 
für den ursprünglich vorgesehenen Vertragsablauf 
vom Entwurf bis zur Auslieferung eine Gesamtdauer 
von etwa achteinhalb Jahren in Ansatz gebracht 
worden." 

Der zuständige Bedienstete des BAW Dipl.-Ing. Gei- 
sel, der - wie bereits ausgeführt - die Prüfung vor 
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Ort vorgenommen hat, hat bei seiner Vernehmung 
durch den 1. UA -11. WP erklärt, daß es im Zuge der 
Erstellung der Gutachten mehrere Kontakte sowohl 
zum Verteidigungsministerium, zu MR Dipl. -Ing. Dre- 
her, als auch zum BMWi, zu MR Haase, gegeben habe. 
Darauf gründe sich beispielsweise die Aussage über 
das Können der südafrikanischen Techniker und die 
Zeitersparnis für eine südafrikanische Eigenentwick- 
lung. 

Mitte des Jahres 1987 beauftragte der im BMF für die 
OFD-Ermittlungen zuständige Unterabteilungsleiter, 
Ministerialdirigent (MDg) Dr. Stenger, im Einverneh- 
men mit seinem Abteilungsleiter, MD Dr. Schmutzer, 
einen ihm unterstellten Beamten, Oberregierungsrat 
(ORR) Wewel, einen aktuellen Sachstandsbericht über 
die Ermittlungen der OFD Kiel anzufertigen. 

Nach Einsicht in die Akten suchte der Beamte auf ei- 
gene Initiative mit Einverständnis von MDg Dr. Sten- 
ger in der Zeit vom 8. bis 10. Juli 1987 die OFD Kiel 
auf, um sich ein Bild vor Ort zu machen. Über diesen 
Besuch fertigte der Beamte schriftliche Stellungnah- 
men sowie einen Reisebericht (Anlage 40), in dem er 
zahlreiche, nach seiner Auffassung noch nicht hinrei- 
chend aufgeklärte Punkte auflistete. Als Ergebnis sei- 
ner „rechtlichen Einschätzung" hielt er fest, daß die 
„OFD hinsichtlich ihrer Ermittlungsmöglichkeiten - 
aus welchen Gründen auch immer - an ihre Grenzen 
gestoßen sei". Er sprach sich daher dafür aus, daß die 
OFD „nunmehr schriftlich mit dem zusammenfassen- 
den Ergebnis ihrer bisherigen Ermittlungen der StA 
(Staatsanwaltschaft) die Übernahme der weiteren Er- 
mittlungen andient"; auf die Kontakte zwischen OFD 
Kiel und StA Kiel ging er nicht ein. Als Alternative 
erschien dem Beamten allein der Einsatz der Zollfahn- 
dung geeignet, um den Sachverhalt weiter aufzuklä- 
ren. Anschließend vermerkte er: 

„Für eine Einstellung der Verfahren zum jetzigen 
Zeitpunkt ohne vorherige Einschaltung der StA ist 
m.E. auf keinen Fall Raum; schon um sich nicht dem 
Vorwurf der Strafvereitelung im Amt ausgesetzt zu 
sehen." 

Dieser Aussage stellte er einige Zeilen vorher folgende 
Aussage voraus: 

„Wie auch immer die StA reagieren wird. Sicher ist, 
daß man sie dann mit in der Verantwortung hat." 
Seiner Stellungnahme hatte ORR Wewel vorausge- 
schickt, daß nicht auszuschließen sei, daß er bestimmte 
Einzelheiten nicht gesehen und genügend berücksich- 
tigt habe, jedoch glaube, die Kernpunkte erfaßt zu ha- 
ben, die er seinen rechtlichen Überlegungen und sei- 
nem Vorschlag zum weiteren Vorgehen zugrundege- 
legt habe. 

ORR Wewel betont in der Vorbemerkung seiner vor- 
läufigen gutachterlichen Stellungnahme: 

„Ansonsten ist noch darauf hinzuweisen, daß die 
hier vertretenen Rechtsansichten - schon aus Zeit- 
gründen - nicht der Weisheit letzter Schluß sind, 
aber zumindestens für gut vertretbar gehalten wer- 
den." 

In der Zeugenvernehmung durch den Untersuchungs- 
ausschuß legte ORR Wewel ergänzend dar, daß Oberfi- 
nanzpräsident Hansen keine ausreichenden Anhalts- 
punkte für den Einsatz der Fahndung gesehen habe. Er 
habe aus einer Bemerkung von Oberfinanzpräsident 


Hansen entnommen, daß dieser im Hinblick auf die im 
September anstehende Landtagswahl unnötiges Aufse- 
hen vermeiden wollte. Neben der Frage der Fahndung 
habe er sowohl im Gespräch mit Oberfinanzpräsident 
Hansen als auch in der Erörterung der Verfahren mit 
dem Ermittlungsführer, RD Budrat, bemängelt, daß die 
OFD ihr Augenmerk nicht darauf gerichtet habe, ob 
der Versuch einer Außenwirtschaftsstraftat anzuneh- 
men sei. Zudem habe sich die OFD hauptsächlich auf 
Angaben der betroffenen Firmen gestützt, obgleich 
auch der Betriebsprüfer, Zollamtmann Kohl, ihm ge- 
genüber erklärt habe, „daß die Prüfung nicht so glatt 
verlaufen" sei, wie es der Prüfungsbericht glauben ma- 
che. Vielmehr hätten die Firmen mehrfach zunächst 
die Herausgabe von Prüfungsunterlagen an den Prüfer 
verweigert, und erst nachdem der Prüfer mit der Fahn- 
dung gedroht habe, seien bestimmte Sachen herausge- 
geben worden. Als weitere wesentliche Gesichtspunk- 
te, die seiner Auffassung nach vernachlässigt worden 
seien, nannte er die von den Firmen verwendeten 
„Tarnbezeichnungen" für Konten und die mangelnde 
Aufklärung der Vereinbarungen zur Rückabwicklung 
des Geschäfts nach der Stornierung. 

ORR Wewel hatte in seinem Gespräch mit Oberfinanz- 
präsident Hansen den Eindruck gewonnen, daß dieser 
die „Angelegenheit umgehend erledigt haben möchte", 
und zwar durch Einstellung der Verfahren. 

Oberfinanzpräsident Hansen, der auch zur Aussage 
von ORR Wewel durch den Ausschuß vernommen 
wurde, hat seiner Erinnerung nach die im September 
1 987 bevorstehende Landtagswahl nicht als Argument 
gegen den Einsatz der Fahndung genannt. Im vorlie- 
genden Falle habe die Firma „quasi eine Selbstanzeige" 
erstattet, so daß entsprechend ständiger Übung zu- 
nächst lediglich die Betriebsprüfung als adäquates Mit- 
tel einzusetzen gewesen sei. Er hat zudem hervor- 
gehoben, daß er wesentliche Weisungen, wie etwa die 
Vernehmung von Oberingenieur Rademann bzw. den 
Bericht an das BMF vom 22. Juni 1 987 zur Klärung von 
Rechtsfragen vor dem Besuch von ORR Wewel getrof- 
fen habe. Danach sei sein Anliegen allein die Kontakt- 
aufnahme mit der Staatsanwaltschaft gewesen. 

Am 17. Juli 1987 folgte eine Besprechung im BMF bei 
StS Dr. Obert, bei der ORR Wewel nach seinen Anga- 
ben vor dem Ausschuß über die aus seiner Sicht von 
der OFD Kiel gemachten Ermittlungsfehler berichtet 
und sich dafür ausgesprochen habe, alsbald die Staats- 
anwaltschaft einzuschalten. StS Dr. Obert sei bis hin 
zur Rücktrittsankündigung „sehr aufgebracht" gewe- 
sen, daß die Kieler Behörde nicht, wie im Gesetz vorge- 
sehen, auch wegen des Versuchs des Verstoßes gegen 
das AWG ermittelt habe. StS Dr. Obert sagte später 
gegenüber dem Ausschuß, an eine solche Äußerung 
könne er sich nicht erinnern, möglicherweise habe er 
eine „ärgerliche Erklärung" abgegeben. 

MDg Dr. Stenger erinnerte sich in seiner Zeugenver- 
nehmung daran, daß in diesem Gespräch zunächst die 
Strafbarkeit des Versuchs ausführlich erörtert worden 
sei und danach erst die Abgabe an die Staatsanwalt- 
schaft. Er räumte ein, daß erst durch den Vermerk von 
ORR Wewel die Rechtsproblematik des Versuchs 
deutlich vor Augen geführt worden sei, wenngleich die 
Frage nach seiner Erinnerung bereits vorher mit der 
OFD Kiel besprochen worden sei. Als Fazit lasse sich 
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festhalten. daß StS Dr. Obert jedenfalls nach seinem 
Eindruck in diesem Gespräch nicht zu der Überzeu- 
gung gekommen sei, den Vorgang zwingend an die 
Staatsanwaltschaft abzugeben. In der Folgezeit habe er 
jedenfalls die OFD Kiel gebeten zu prüfen, ob nicht 
noch Aufklärungsbedarf hinsichtlich einiger Punkte 
der Wewel-Vermerke - Tarnbezeichnungen sowie fi- 
nanzielle Rückabwicklung des Geschäfts - bestehe. 
Die OFD Kiel habe hierzu Stellung genommen und 
hervorgehoben, daß das von den Geschäftspartnern 
praktizierte Verfahren vor allem auf Wünsche des süd- 
afrikanischen Kunden zurückgehe. 

MD Dr. Schmutzer erklärte gegenüber dem Ausschuß, 
aufgrund des Berichtes habe er keine Veranlassung ge- 
sehen, die Ermittlungen der OFD Kiel zu beanstanden, 
weil die Aufzeichnungen von ORR Wewel für ihn 
nichts grundsätzlich Neues enthalten hätten. Auch un- 
abhängig von den Darlegungen von ORR Wewel habe 
die Notwendigkeit der Fortführung der Ermittlungen 
durch die OFD Kiel festgestanden. 

Die Vermerke sind Bundesminister Dr. Stoltenberg 
nicht vorgelegt worden. Diese Aussage des Ministers 
haben die Zeugen MR Dr. Wiehert und MD Dr. 
Schmutzer bestätigt. 

Am 25. August 1987 fand eine Besprechung bei Bun- 
desminister Dr. Stoltenberg statt mit dem Ziel, den Mi- 
nister über den aktuellen Verfahrensstand der Ord- 
nungswidrigkeitsverfahren bei der OFD Kiel zu unter- 
richten. Teilnehmer des Gesprächs waren StS Dr. 
Obert, MD Dr. Schmutzer, MDg Dr. Stenger und der 
damalige Kabinettsreferent MR Dr. Wiehert. In dem 
Vermerk des Kabinettsreferenten über die Unterre- 
dung heißt es u.a.: 

„UAL III A (MDg Dr. Stenger) berichtet zum Stand 
des Verfahrens bei der OFD Kiel, daß die Ermittlun- 
gen dort weitgehend abgeschlossen seien. Es 
zeichne sich eine Einstellung des Verfahrens ab. 
Nach dem Ergebnis der Ermittlungen sei das, was 
geliefert wurde, nicht genehmigungspflichtig gewe- 
sen, so daß es insoweit am objektiven Tatbestand 
fehle; beim Versuch sei der Vorsatz, auch ohne Ge- 
nehmigung genehmigungspflichtige Dinge zu liefern, 
nicht nachweisbar. 

M bittet um sehr sorgfältige Prüfung durch die Fach- 
abteilung des BMF, falls die OFD Kiel zu einer Ein- 
stellung komme. 

Auf Frage von M zum weiteren Verfahrensgang füh- 
ren AL III und UAL III A aus, daß die Befassung des 
für das Außenwirtschaftsgesetz innerhalb der Bun- 
desregierung federführenden BMWi vorgesehen sei, 
um die Auslegung des geltenden Rechts zweifelsfrei 
zu haben; danach werde die Länderwirtschaftsbe- 
hörde eingeschaltet; ebenfalls vorgesehen sei eine 
Unterrichtung der Staatsanwaltschaft Kiel durch die 
OFD Kiel." 

UAL III A war MDg Dr. Stenger, AL III MD Dr. 
Schmutzer. 

Bei seiner Zeugenvernehmung äußerte Bundesminister 
Dr. Stoltenberg, er sei zum Zeitpunkt des genannten 
Gesprächs von einem „kräftigen Bußgeld" für die Un- 
ternehmen ausgegangen und von dieser „Entwicklung 
etwas überrascht" gewesen. Die Staatsanwaltschaft sei 


bei zahlreichen Kontakten ausführlich und umfassend 
informiert worden, habe aber von sich aus auf ein eige- 
nes Ermittlungsverfahren verzichtet. 

Unter dem 1 1. Januar 1988 verfaßte die OFD Kiel an- 
schließend die Einstellungsverfügungen in den Ermitt- 
lungsverfahren gegen Klaus Ahlers, Dipl. -Ing. Han- 
sen- Wester als Betroffene, HDW als Nebenbeteiligte, 
gegen Dipl. -Ing. Nohse als Betroffenen sowie IKL als 
Nebenbeteiligte gern. § 46 Abs. 1 OWiG i.V.m. § 170 
Abs. 2 StPO. 

Als Ergebnis ihrer rechtlichen Würdigung legte die 
OFD im wesentlichen folgendes dar: 

1 . Ausfuhr von Waren und Unterlagen i.S. von § 5 Abs. 
1 Satz 1 AWV 

a) Die Ausfuhr der aufgrund des Vertrages vom 1 5. 
Juni 1984 gelieferten Fertigungsunterlagen habe 
keiner Genehmigung nach § 5 Abs. 1 Satz 1 
AWV bedurft. 

Die gelieferten Unterlagen seien nicht als we- 
sentlich für den Bau eines U-Boot- Schiffskörpers 
oder von dessen Teilen anzusehen. 

In Übereinstimmung mit der rechtlichen Stel- 
lungnahme des BMWi vom 10. Februar 1987 sei 
davon auszugehen, daß bei Lieferung einer voll- 
ständigen Ware oder unvollständiger Unterla- 
gen zur Fertigung einer Ware die Genehmi- 
gungspflicht nur und erst dann bestehe, wenn die 
wesentlichen Teile geliefert würden. Bei Ferti- 
gungsunterlagen für den U-Boot-Bau komme es 
für die Frage, ob es sich um wesentliche Teile 
handelt, entscheidend darauf an, ob die geliefer- 
ten Teile ihrem eigentlichen Zweck, nämlich ih- 
rer militärisch-strategischen Zielsetzung, ent- 
sprächen. Aufgrund der gelieferten Unterlagen 
könne gemäß den technischen Stellungnahmen 
des BAW vom 2. Juni 1987 und 13. August 1987 
weder ein U-Boot noch der Schiffskörper eines 
U-Bootes noch auch nur ein Teil des U-Boot- 
Schiffskörpers komplett und funktionsfähig ge- 
baut werden. 

Die Ausfuhr der sog. „Feasibility-Study" außer- 
halb des Vertrages vom 15. Juni 1984 erfülle 
nicht die Tatbestandsmerkmale des § 5 Abs. 1 
Satz 1 AWV. Die am 1. April 1985 gelieferte Stu- 
die enthalte lediglich Informationen und allge- 
meine Grundlagen für die Schaffung der bauli- 
chen, technischen, personellen und sonstigen 
Voraussetzungen für eine U-Boot-Produktion in 
Südafrika. Sie stelle damit keine Fertigungsun- 
terlage i.S.d. § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV dar. 

b) Die Ausfuhr weiterer Waren und Unterlagen au- 
ßerhalb des Vertrages habe keiner Genehmigung 
bedurft. 

Auch die Lieferung von Ersatzteilen für 
13Bleche aus HY-80-Stahl sowie von Ersatztei- 
len für Stevenrohrdichtungen nach Südafrika sei 
nach der Stellungnahme des BAW vom 1 4. Au- 
gust 1987 ebenfalls nicht genehmigungsbedürftig 
gewesen. 

2. Weitergabe von Kenntnissen i.S.v. § 45 Abs. 3 
AWV 
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In Übereinstimmung mit der Stellungnahme des 
BMWi vom 10. Februar 1987 müsse die Weiter- 
gabe von Kenntnissen i.S.d § 45 Abs. 3 AWV 
nach denselben Maßstäben wie die Weitergabe 
von Unterlagen i.S.d. § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV 
beurteilt werden, so daß, wenn im Falle einer 
Unterlagenausfuhr der Tatbestand des § 5 Abs. 1 
AWV nicht erfüllt sei, auch der Tatbestand des 
§ 45 Abs. 3 AWV nicht bejaht werden könne. 

Eine Verletzung des § 45 Abs. 3 AWV liege auch 
nicht darin, daß Betriebsangehörige von HDW 
und der ehemalige Ing. Rademann in Südafrika 
technische Hilfe geleistet hätten bzw. leisteten. 

Es habe nicht der Nachweis erbracht werden 
können, daß die Betriebsangehörigen und Ing. 
Rademann bei ihren Aufenthalten relevante 
Kenntnisse i.S.v. §§ 5 Abs. 1 Satz 1, 45 Abs. 3 
AWV übermittelt hätten. 

3. Erteilung von Lizenzen an Patenten i.S.d. § 45 Abs. 3 
AWV 

Durch den Vertrag vom 15. Juni 1984 seien 
keine Lizenzen an Patenten erteilt worden, so 
daß der Tatbestand des § 45 Abs. 3 AWV aus- 
scheidet. 

4. Versuch i.S.v. § 33 Abs. 6 AWG 

Das Verhalten der Betroffenen stelle auch keinen 
Versuch eines ordnungswidrigen Handelns i.S.v. 
§ 33 Abs. 6 AWG i. V.m. § 70 Abs. 1 Nr. 1 a und 1 
f, § 5 Abs. 1 Satz 1, § 45 Abs. 3 AWV dar. Es 
habe nicht der Beweis geführt werden können, 
daß die Betroffenen hinsichtlich dieser Ord- 
nungswidrigkeiten mit Vollendungswillen ge- 
handelt hätten. 

Bei der Vernehmung der Beamten der OFD Kiel, des 
Oberfinanzpräsidenten Hansen, des Gruppenleiters 
RD Budrat und des Betriebsprüfers Zollamtsrat a.D. 
(ZAR) Kohl wurden die Ermittlungen im einzelnen be- 
handelt. Insbesondere wurde dabei auch die Frage des 
Versuchs angesprochen. Oberfinanzpräsident Hansen 
sagte dazu aus, daß die OFD Kiel nicht in der Lage 
gewesen sei, den Betroffenen Vollendungswillen nach- 
zuweisen. In einer ergänzenden schriftlichen Mittei- 
lung vom 28. April 1988 erläuterte Oberfinanzpräsi- 
dent Hansen die Prüfung der OFD bezüglich Ziffer 14 
des Firmenvermerks vom 6. Oktober 1983, in der auf 
eine regierungsseitige Zustimmung durch eine ähnli- 
che Erklärung, wie sie seinerzeit im Falle Israel gegen- 
über IKL abgegeben wurde, abgehoben wird. Oberfi- 
nanzpräsident Hansen schrieb dazu, daß die Bewer- 
tung von den Mitarbeitern nicht schriftlich festgehal- 
ten worden sei. Die Firmen hätten bei ihren Gesprä- 
chen insbesondere mit dem Bundeskanzleramt immer 
zum Ausdruck gebracht, daß sie sich um eine Zustim- 
mung der zuständigen Ressorts bemühen würden. Dies 
entspreche auch im wesentlichen der schriftlichen 
Darstellung von StS Prof. Dr. Schreckenberger vom 22. 
Oktober 1985, die der OFD Kiel mit dem Vorgang des 
BMWi zugeleitet worden sei. Hinsichtlich der Firmen- 
vermerke über das Telefonat von StS Prof. Dr. 
Schreckenberger vom 31. Juli 1984 teilte Oberfinanz- 
präsident Hansen mit, daß die Vermerke in sich und 
zueinander widersprüchlich seien. Fest stehe, daß die 
Firmen den Vertrag am 6. August 1984 nicht mit dem 
Hinweis auf eine ihnen bereits erteilte Zustimmung 


oder Genehmigung hätten in Kraft treten lassen, son- 
dern sich weiter um die Erteilung dieser Genehmigung 
hätten bemühen wollen. 

Zu der vor der Neufassung des Untersuchungsauftra- 
ges im Ausschuß immer wieder aufgeworfenen Frage 
nach der Ausfuhr einer Kiste nach Israel, in der mögli- 
cherweise sich das Modell befunden habe könnte, wies 
Oberfinanzpräsident Hansen in dem Schreiben an den 
Ausschuß auf eine Auskunft der israelischen Botschaft 
vom 22. April 1988 (Anlage 41) hin, in der es heißt: 

ich bestätige Ihnen, daß am 15.12.1986 von der 

Firma Howaldtswerke Deutsche Werft AG, Kiel in 
Ihrem Aufträge eine Kiste durch den Spediteur 
Harry W. Hamacher als Luftfracht über Flughafen 
Köln/Bonn zum Versand gebracht worden ist. 

Empfänger war Merkaz Aspaka in Tel Aviv. Die Ki- 
ste hatte folgende Maße und Gewichte: 

Maße: 235 x 125 x 145 cm 

Bruttogewicht: 2.210 kg 

Nettogewicht: 1.804 kg 

Die Kiste beinhaltete eine Werkzeugmaschine, die 

für eine israelische Werft bestimmt war und dort 

eingesetzt ist. . ." 

Oberfinanzpräsident Hansen führte ergänzend dazu 
folgendes aus: 

„Eine zollamtliche Beschau geht aus den der OFD 
Kiel vorliegenden Unterlagen nicht hervor. Es ist 
deshalb davon auszugehen, daß eine Beschau nicht 
stattgefunden hat. Ich weise aber erneut darauf hin, 
daß diese Sendung mit dem Untersuchungsgegen- 
stand in keinem Zusammenhang steht, sondern nur 
wegen des über den Ermittlungsfall hinausgehenden 
Prüfungsauftrages vom Prüfer festgehalten worden 
ist. Eine der OFD Kiel von der Firma IKL zugänglich 
gemachte Erklärung der Bonner Botschaft des Staa- 
tes Israel vom 22.4.1988 zu dieser Sendung bestä- 
tigt, daß sich in der Sendung kein U-Boot-Modell 
befunden hat. . . Dadurch werden die Feststellungen 
der OFD aus den Firmenunterlagen (Vertrag, Aus- 
fuhrpapiere, Rechnungen und Zahlungsbelege) be- 
stätigt.” 

Zu der Frage, ob das 1:5 U-Boot-Modell mit dem Um- 
zugsgut von Ing. Rademann in die Republik Südafrika 
(RSA) verbracht worden sein könnte, bekundete RD 
Budrat bei seiner Vernehmung am 9. Juni 1988, bei 
seiner Befragung durch die OFD habe Herr Rademann 
erklärt, er habe mit dem U-Boot-Geschäft nicht das 
geringste zu tun gehabt und er habe auch nichts für die 
Firma IKL in die RSA verbracht. Aus den geprüften 
Unterlagen ergebe sich, daß IKL ein Fuhrunternehmen 
beauftragt habe, an der Wohnung von Herrn Rade- 
mann einen wohl 20-Fuß-Container abzuladen, der das 
Umzugsgut aufnehmen sollte. Es gebe keinerlei Hin- 
weise, daß sich in dem Container etwas anderes als das 
Umzugsgut befunden hätte. Es sei überprüft worden, 
ob zwischen den Vertragsparteien irgendwelche 
„Hardware" geliefert worden sei. Dies sei nicht der Fall 
gewesen. 

Am 27. September 1989 hielt der SPD-Obmann im 
Ausschuß Norbert Gansei auf der 90. Sitzung des 
durch Resolution 421 (1977) zur Südafrika-Frage ein- 
gesetzten Sicherheitsratsausschusses der VN in New 
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York eine Rede, deren deutsche Übersetzung als An- 
lage 42 beigefügt ist. Nach eigenen Angaben war Abg. 
Gansei von dem Ausschuß als Experte für Fragen des 
VN-Waffenembargos gegen Südafrika eingeladen wor- 
den. An vielen Stellen seiner Ausführungen stellte er 
gegenüber dem VN -Gremium Sachverhalt und 
Rechtslage falsch oder zumindest schief dar. 

Diese Unrichtigkeiten beginnen bereits mit der Be- 
hauptung (Seite 3 des Redetextes), es hätten Verhand- 
lungen mit Unternehmen der Bundesrepublik Deutsch- 
land stattgefunden, obwohl IKL nicht im Eigentum der 
Bundesrepublik Deutschland stand und HDW nur mit- 
telbar und teilweise. Auch die auf derselben Seite ste- 
hende Behauptung, 1977 seien zur Durchführung des 
bindenden Waffenembargos die Exportvorschriften ge- 
ändert worden, ist falsch; wie am Anfang dieses Be- 
richtsteils dargestellt, erfolgte die Erweiterung des § 45 
AWV um den Absatz 3 durch die 40. Verordnung zur 
Änderung der AWV vom 13. März 1978. 

In seiner Rede stellte Abg. Gansei unter anderem (Seite 
9 des Redetextes) die Behauptung auf, der Bundesfi- 
nanzminister sei einer der Anteilseigner der halbstaat- 
lichen HDW, um so bei VN-Mitgliedstaaten Zweifel an 
der Objektivität des von der dem BMF unterstellten 
OFD geführten Ermittlungsverfahren zu wecken. Der 
Abg. Bohl nahm die Behauptung zum Anlaß, folgende 
schriftliche Frage an die Bundesregierung zu richten: 

„Trifft es zu, daß der Bundesminister der Finanzen 
am 27. September 1989 oder zu einem anderen Zeit- 
punkt Anteilseigner von HDW war - wie es am 27. 
September 1989 vor einem Ausschuß des VN-Si- 
cherheitsrats behauptet worden ist?" 

Der Pari. StS Carstens antwortete unter dem 17. Juli 
1990 wie folgt: 

„Der Bundesminister der Finanzen war zu keinem 
Zeitpunkt Anteilseigner von HDW. An HDW sind 
seit 1973 die Salzgitter AG mit 74,9% und das Land 
Schleswig-Holstein mit 25,1% beteiligt. Anteilseig- 
ner der Salzgitter AG war bis Ende 1 989 die Bundes- 
republik Deutschland." 

Weiterhin behauptete der Abg. Gansei - unter Verfäl- 
schung der Rechtslage - in seiner Rede (Seite 8), daß 
die Staatsanwaltschaft zuständig sei, wenn das AWG 
verletzt werde. Daß diese Behauptung zur Rechtslage 
falsch ist, ergibt sich aus dem Abschnitt B I, in dem die 
Rechtslage dargestellt ist. 

Weiterhin sprach der Abg. Gansei (Seite 1 1 ) von einer 
unabhängigen Strafverfolgungsbehörde, um den Ein- 
druck zu erwecken, im Unterschied zur weisungsge- 
bundenen OFD sei die Staatsanwaltschaft Kiel eine un- 
abhängige Strafverfolgungsbehörde. Tatsächlich ist 
auch die Staatsanwaltschaft Kiel eine weisungsgebun- 
dene Behörde; die Landesregierung Schleswig-Hol- 
stein hat dazu in Beantwortung einer Kleinen Anfrage 
(Landtagsdrucksache 12/984) folgendes ausgeführt: 

„Dem Justizminister obliegt die Aufsicht über die 
Staatsanwaltschaften des Landes (§ 147 Nr. 2 Ge- 
richtsverfassungsgesetz). Das hieraus resultierende 
Weisungsrecht, auch auf das einzelne Ermittlungs- 
verfahren, unterliegt nach Auffassung der Landes- 
regierung und dem Amts Verständnis des Justizmini- 
sters engen Grenzen. ..." 


Weiterhin führt der Justizminister Schleswig-Hol- 
steins in seiner Antwort aus, daß es sich in der Blau- 
pausenangelegenheit um eine Strafsache handele, die 
der Berichtspflicht an den Justizminister unterliege, 
und deshalb wiederholt mündlich und schriftlich über 
den Stand des Verfahrens berichtet worden sei. Wei- 
sungen an den Leitenden Oberstaatsanwalt in Kiel 
habe es nicht gegeben; im übrigen lehnte der Justizmi- 
nister Auskünfte zu Einzelheiten ab, da es um die in- 
terne Willensbildung im Rahmen eines strafrechtli- 
chen Ermittlungsverfahrens gehe. 

Weiterhin hat der Abg. Gansei mit Hinweis auf eine 
Stellungnahme des AA, in der eine erhebliche Störung 
der auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland durch das Blaupausengeschäft verneint 
wurde, folgendes ausgeführt (Seite 12): 

„Der Staatsanwalt vertritt somit den Standpunkt, 
daß noch nicht einmal die bisherigen Reaktionen der 
Vereinten Nationen eine .erhebliche Störung der 
auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik' dar- 
stellen. Aber er kann seine Ermittlungen nur einlei- 
ten, wenn eine solche Störung vorliegt. Es wird un- 
ter anderem von den Reaktionen dieses Ausschus- 
ses und des Sicherheitsrats abhängen, ob die Vor- 
aussetzungen für ein Ermittlungsverfahren in bezug 
auf das U-Boot-Geschäft durch eine unabhängige 
Strafverfolgungsbehörde erfüllt sind." 

Möglicherweise war die darin enthaltene Aufforde- 
rung an die VN-Gremien, durch entsprechende Be- 
schlüsse dafür zu sorgen, daß das Merkmal „erhebliche 
Störung" im Sinne des § 34 AWG erfüllt werde, der 
Hintergrund dafür, daß die III. Große Strafkammer des 
Landgerichts Kiel in ihrem Beschluß vom 4. Juli 1990, 
dessen Begründung einerseits GEHEIM eingestuft ist 
und andererseits dem Ausschuß wegen der Unzuver- 
lässigkeit von einzelnen Ausschußmitgliedern im Um- 
gang mit Geheimunterlagen, wie es die Kammervorsit- 
zende den Ausschuß wissen ließ, nicht vorliegt, nach 
einem Artikel in der WELT vom 1. September 1990, 
sich mit dem Verhalten des Abg. Gansei beschäftigt 
hat. Nach diesem Artikel soll die III. Große Strafkam- 
mer dem SPD- Abgeordneten Norbert Gansei ein für 
ein Mitglied des Bundestages „ungewöhnliches Ver- 
halten" attestiert haben. Weiterhin heißt es in dem Ar- 
tikel bezüglich der von der VN-Vollversammlung im 
November 1989 verabschiedeten Resolution: „Die Ur- 
sache für diese Resolution und damit für eine Störung 
der auswärtigen Beziehungen sei vielmehr der Auftritt 
Ganseis vor der UNO gewesen". 

Sofort nach Erscheinen jenes Zeitungsartikels hat das 
Justizministerium des Landes Schleswig-Holsteins mit 
Schreiben seines Staatssekretärs vom 3. September 
1990 an den Ausschuß letztere Aussage bezüglich des 
Zustandekommens der Resolution als falsch bezeich- 
net. Auf die erste Aussage betreffend Gansei im Zei- 
tungsartikel wird hingegen nicht ausdrücklich einge- 
gangen. Allerdings berichtet das Handelsblatt in seiner 
Ausgabe vom 17. September 1990 ebenfalls die vom 
Justizministerium dementierte angebliche Äußerung 
im Beschluß des Landgerichts. 

Der Ausschuß hatte zwar einen Beweisbeschluß zur 
Aufklärung des Verhaltens des Abg. Gansei bei den 
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VN gelaßt, zu einer Durchführung dieses Beweisbe- 
schlusses ist es aber nicht mehr gekommen. Bereits der 
dem Ausschuß vorliegende Text jener Rede reicht für 
eine erste politische Bewertung des Verhaltens des 
Abg. Gansei. Einzelheiten brauchte der Ausschuß 
nicht festzustellen, da er nicht verpflichtet war, auch 
etwaige strafrechtliche Aspekte zu prüfen, wie zum 
Beispiel die Frage, ob der Abg. Gansei in der Annahme, 
Unternehmensangehörige hätten den Grundtatbestand 
des § 34 AWG erfüllt, durch Hinwirken auf die Erfül- 
lung des qualifizierenden Merkmals „erhebliche Stö- 
rung" insoweit nicht selbst den Versuch einer Straftat 
nach § 34 AWG begangen haben könnte - ganz abge- 
sehen von der Frage, ob das Vorbringen des Abg. Gan- 
sei vor einem VN-Gremium nicht den Tatbestand des 
§ 100 a StGB landesverräterische Fälschung - erfüllt 
haben könnte. 

Wie sich aus der Darstellung im ersten Teil dieses Be- 
richtes ergibt, geben weite Teile dieser Rede schon die 
Sach- und Rechtslage falsch wieder, fast alles ist poli- 
tisch gefärbt. Im übrigen sind die Aussagen durch die 
späteren Ereignisse, insbesondere durch die Entschei- 
dungen von Staatsanwaltschaft und Gerichten wider- 
legt. 

Daß trotz des im November 1 989 erfolgten Beschlusses 
der VN-Vollversamlung betreffend die beiden Unter- 
nehmen, die am Blaupausengeschäft mit Südafrika be- 
teiligt waren, und der letztlich an die Landesregierung 
Schleswig-Holsteins, der die zuständige Staatsanwalt- 
schaft untersteht, gerichtete - Appell, Verfolgungs- 
maßnahmen einzuleiten, nicht zu einer erheblichen 
Störung der auswärtigen Beziehungen der Bundesre- 
publik Deutschland führte, ergibt sich auch aus den 
Antworten auf die Fragen der Abgeordneten Bohl und 
Frau Seiler- Albring an die Bundesregierung. 

Auf die Frage des Abg. Bohl: 

„Ist die Bundesregierung in ihrer Mitwirkung in die- 
ser Sondergeneralversammlung durch den Verkauf 
von Blaupausen für U-Boote an die Republik Südaf- 
rika behindert worden?" 

antwortete die Staatsministerin Frau Dr. Adam- 
Schwaetzer unter dem 7. Februar 1990: 

„Der sogenannte Blaupausen-Vorgang spielte auf 
der Sondergeneralversammlung keine Rolle. Zwar 
gab es im Plenum kritische Äußerungen gegenüber 
Israel und den USA, der sogenannte Blaupausen- 
Vorgang wurde dagegen von keinem der insgesamt 
1 19 Vertreter der Teilnehmerstaaten erwähnt. 

Die Bundesrepublik Deutschland hatte aktiven An- 
teil an den intensiven Konsultationen zwischen den 
zwölf Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft und den Einbringern des Entwurfs der .Decla- 
ration'. Als Ergebnis konnte diese schließlich am 14. 
Dezember 1989 im Konsens aller Teilnehmer verab- 
schiedet werden. 

Die von unserem Delegationsleiter am 13. Dezenber 
1989 gehaltene Rede zur Darstellung unserer Politik 
im südlichen Afrika und gegenüber dem Kontinent 
insgesamt - wurde wie bereits in der Antwort auf 
Frage 1 dargelegt - gerade in der Gruppe der afrika- 
nischen Teilnehmer sehr positiv aufgenommen." 

Auf die Frage der Abg. Frau Seiler-Albring: 


„Trifft es zu, daß die Tagung des Ministerrats der 
Organisation für Afrikanische Einheit (OAE) vom 
19. bis zum 24, Februar 1990 zwar zur Verurteilung 
einer ganzen Reihe von Staaten wegen angeblicher 
Zusammenarbeit mit Südafrika geführt hat, der so- 
genannte Blaupausen-Export jedoch in keiner 
Weise aufgegriffen wurde noch sonst eine entspre- 
chende Erwähnung der Bundesrepublik Deutsch- 
land erfolgte?" 

antwortete die Staatsministerin Frau Dr. Adam- 
Schwaetzer unter dem 1 1. April 1990: 

„Ja, dies trifft zu." 

Auf die weitere Frage der Abg. Frau Seiler-Albring: 

„Wie beurteilt die Bundesregierung diesen Umstand 
für die Bewertung ihrer Südafrikapolitik durch die 
afrikanischen Staaten, und welche Auswirkungen 
hat dieser Umstand für eine Beantwortung einer 
Frage nach der Erheblichkeit der Beeinträchtigung 
der außenpolitischen Beziehungen der Bundesrepu- 
blik Deutschland im Sinne des § 34 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes wegen des U-Boot-BIaupausenex- 
ports?" 

antwortete die Staatsministerin Frau Dr. Adam- 
Schwaetzer ebenfalls unter dem 11. April 1990: 

„Die Bundesregierung wertet die Tatsache, daß wäh- 
rend der OAE-Ministerratstagung in Addis Abeba 
vom 19. bis 24. Februar 1990 der Export von 
U-Boot-Konstruktionsplänen nach Südafrika nicht 
erwähnt, dagegen die Beschlüsse des EPZ-Minister- 
treffens am 20. Februar 1990 in Dublin positiv ge- 
würdigt wurden, als einen Ausdruck der freund- 
schaftlichen und vertrauensvollen Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Mitgliedstaaten der OAE und als Bestätigung ihrer 
bisherigen Beurteilung des Vorgangs unter dem Ge- 
sichtspunkt der auswärtigen Beziehungen." 

Zwischenzeitlich hat die Staatsanwaltschaft Kiel das 
Ermittlungsverfahren gegen Verantwortliche von IKL 
und HD W - wie bereits unter Ziffer III 2 b dargestellt - 
gemäß § 171 Abs. 2 StPO eingestellt und die Vorgänge 
an die OFD Kiel zur Ahndung einer Ordnungswidrig- 
keit nach § 33 AWG abgegeben. Dieses Verfahren ist 
noch nicht abgeschlossen. 

Im Frühjahr 1990 reiste eine Delegation von Abgeord- 
neten der CDU/CSU-Bundestagsfraktion bestehend 
aus den Abgeordneten Dr. Heinz Günther Hüsch, 
Wolfgang Börnsen (Bönstrup) und Peter Harry Car- 
stensen nach Südafrika und informierte sich dort unter 
anderem auch über bestimmte Aspekte des U-Boot- 
Blaupausengeschäfts. 

Die drei genannten Abgeordneten erklärten am 6. 
April 1990 im Pressedienst ihrer Fraktion: 

„Im Auftrag der CDU/CSU-Bundestagsfraktion füh- 
ren wir vom 31. März bis 8. April eine Südafrikarei- 
se durch mit dem Ziel, in Johannesburg, Pretoria, 
Durban, Ulundi, Kapstadt und Simonstown Informa- 
tionen sowohl über die politische Situation in der 
Republik Südafrika nach dem Regierungswechsel 
von de Klerk und der Freilassung von Nelson Man- 
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dela und anderer politischer Häftlinge als auch über 
bestimmte Aspekte des U-Boot-Blaupausenge- 
schäfts zu erlangen. 

Dabei interessiert insbesonders die Frage, ob die ge- 
genüber der deutschen Öffentlichkeit wiederholt 
aufgestellte - aber nie belegte - Behauptung über 
den Bau eines U-Boots in der Republik Südafrika zu- 
trifft. 

In mehreren Gesprächen mit dem südafrikanischen 
Außenministerium, zuletzt mit Staatssekretär Neil 
van Heerden, wurde uns hierzu ohne Einschrän- 
kung versichert: Es wird kein U-Boot gebaut. Das 
bestätigten auch die Vertreter der parlamentari- 
schen und außerparlamentarischen Opposition 
(ANC), mit denen wir uns in Johannesburg und in 
Durban trafen. 

Entsprechend unserem Wunsch hatten wir Gele- 
genheit, ausführlich die Werftanlagen von Dorby/ 
Shipbuilders (früher Sandock) in Durban zu besich- 
tigen: Am 4. April haben wir uns die Werft- und 
Hafenanlagen von der Wasserseite aus angesehen, 
indem wir zwei Stunden lang mit einem Motorschiff 
unseren jeweiligen Wünschen entsprechend herum- 
gefahren sind. 

Am 5. April haben wir die Werftanlagen zu Fuß be- 
sichtigt, wobei wir die Besichtigung wiederum unse- 
ren Wünschen entsprechend gestalten konnten. 
Wir haben sowohl das offene Werksgelände wie 
auch das Innere der Hallen gesehen. Die Besichti- 
gung schloß den Teil der Werftanlagen ein, in dem 
die Plattform für das Mosselbay öl- und Gasprojekt 
gebaut wird. 

Die Unternehmensverantwortlichen begegneten uns 
mit großer Offenheit. Alle Besichtigungs- und Aus- 
kunftswünsche wurden uns erfüllt. 

Wir haben in Durban nicht das geringste Anzeichen 
dafür gefunden, daß dort ein U-Boot insgesamt oder 
in Teilen im Bau ist oder ein solcher Bau beabsichtigt 
ist. Entgegenstehende Vermutungen, die in der deut- 
schen Öffentlichkeit angestellt und von interessier- 
ter Seite geflissentlich genährt werden, sind falsch. 
Dazu gehört auch die Behauptung, von dieser Werft 
werde in 18 Monaten ein U-Boot fertiggestellt sein. 
Wir werden unsere Erkundigungen an anderer 
Stelle fortsetzen. " 

Unter dem 9. April 1 990 erklärten die drei Abgeordne- 
ten im Pressedienst ihrer Fraktion: 

„Im Verlauf unserer Delegationsreise im Aufträge 
der CDU/CSU-Fraktion nach Südafrika haben wir 
am 07. April 1 990 die Marinebasis Simonstown be- 
sichtigt, nachdem wir am 05. und 06. April Gelegen- 
heit hatten die Dorbywerft in Durban aufzusuchen. 
Wir haben das Gelände der U-Boot-Basis der süd- 
afrikanischen Marine gesehen, das bereits umge- 
baute U-Boot der französichen Daphneklasse aufge- 
sucht, Helling und Hallen besichtigt und das dort 
seit zwei Monaten im Umbau befindliche zweite 
Boot der Daphneklasse gesehen sowie ausführliche 
Auskünfte erhalten. Jeder Wunsch auf Information 
und Zugang wurde von seiten der südafrikanischen 
Regierung und Marine erfüllt. Deutsche Pressever- 
treter waren bei der Besichtigung in Simonstown zu- 
gegen und hatten - ebenso wie wir - Gelegenheit zu 
fragen. 


Ebensowenig wie in Durban wird in Simonstown ein 
U-Boot nach deutschen Plänen gebaut oder umge- 
baut. Behauptungen und gezielt gesteuerte Vermu- 
tungen, ein nach deutschen 

Plänen gebautes U-Boot werde in 18 Monaten fertig 
sein, sind gänzlich falsch. Das von uns hier in einer 
Halle besichtigte im Umbau befindliche U-Boot der 
Daphneklasse soll in ca. 17 Monaten fertiggestellt 
sein. Es liegt nahe, daß irrig oder absichtlich dieser 
Fertigstellungstermin für den Umbau mit einem an- 
geblichen nach deutschen Plänen hergestellten 
Neubau eines U-Bootes in Verbindung gebracht 
wird. 

Nach unseren gemeinsamen Erkundigungen, nach 
den Besichtigungen, nach Gesprächen mit mehr als 
150 Personen, insbesondere Ingenieuren, Arbeitern 
und Firmenvertretern in Durban, Marineoffizieren 
in Simonstown, mit Pressevertretern, Gewerkschaf- 
tern, politischen Repräsentanten aller politischer 
Richtungen einschließlich der weißen, schwarzen 
und farbigen Oppositionen, deutschen Diplomaten 
und nach offiziellen Gesprächen mit hohen Vertre- 
tern der südafrikanischen Regierung steht fest, daß 
in Südafrika kein U-Boot nach deutschen Plänen ge- 
baut oder umgebaut wird oder der Bau eines solchen 
Bootes geplant ist." 

Diese Feststellungen bestätigen die Erkenntnisse des 
Ausschusses. 

Der Ausschuß hat aufgrund der beigezogenen Akten 
der OFD Kiel auch Kenntnis erlangt von Provisions- 
vereinbarungen und Provisionszahlungen im Zusam- 
menhang mit dem U-Boot-Blaupausengeschäft. Der 
Ausschuß hat sich mit Provisionen, die im Zusammen- 
hang mit Aufträgen etwas Normales und rechtlich 
grundsätzlich Zulässiges sind, nicht befaßt, da dies 
vom Untersuchungsauftrag - auch in der geänderten 
Fassung - nicht erfaßt ist. 


III. Antwort auf die Fragen des 
Untersuchungsauftrags 

Zu I. 

Mitglieder der Bundesregierung und ihre Mitarbeiter 
sind mit von den Unternehmen beabsichtigten Liefe- 
rungen nicht in irgendwelchen förmlichen Verfahren 
befaßt worden, solche förmliche Verfahren sind man- 
gels Antragstellung nicht eingeleitet worden; irgend- 
welche Genehmigungen sind nicht erteilt worden. Die 
Befassung von Mitgliedern der Bundesregierung und 
ihrer Mitarbeiter mit beabsichtigten Lieferungen be- 
schränkte sich auf die Entgegennahme von Informatio- 
nen außerhalb irgendwelcher formeller Verfahren, die 
Prüfung dieser Informationen und der vorgetragenen 
Anliegen der Unternehmen und die wiederholte Erklä- 
rung gegenüber den Unternehmen über die Aussichts- 
losigkeit von Anträgen auf Erteilung von Genehmigun- 
gen, falls solche gestellt würden. Einzelheiten über Art 
und Umfang dieser Befassung ergeben sich aus Ab- 
schnitt B II. dieses Berichts. 
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Zu II. 

Es sind Teillieferungen von Konstruktionsunterlagen 
erfolgt; der Ausschuß selbst hat eine Rechtswidrigkeit 
insoweit nicht feststellen können, allerdings hat er die 
Presseerklärung des Landgerichts Kiel vom 5. Juli 
1990 zur Kenntnis genommen, nach der die III. Große 
Wirtschaftsstrafkammer in ihrem Beschluß vom 4. Juli 
1990 den Anfangsverdacht von Straftaten von Unter- 
nehmensangehörigen verneint, den Anfangsverdacht 
für eine Ordnungswidrigkeit aber bejaht. Nach dem 
Ergebnis der Beweisaufnahme sind nur HDW und IKL 
und daneben noch die Gabler GmbH beteiligt. Der 
Ausschuß hat keine Lieferung von Teilen von U-Boo- 
ten feststellen können; eine Beteiligung weiterer Staa- 
ten hat er ebenfalls nicht festgestellt. Wegen der Ein- 
zelheiten wird auf Abschnitt B II. verwiesen. 

Zu III. 

Mitgliedern der Bundesregierung und ihren Mitarbei- 
tern war eine Verhinderung der erfolgten Lieferungen 
schon mangels ausreichender Kenntnis nicht möglich; 
sie wußten auch nicht, daß trotz einer Verneinung der 
Chancen für eine Genehmigung Lieferungen erfolgen 
würden. Nach Bekanntwerden von Teillieferungen hat 
die Bundesregierung die erforderlichen Maßnahmen 
durch Herbeiführung eines Ermittlungsverfahrens der 
OFD Kiel ergriffen; aus dem Beschluß des Landgerichts 
Kiel vom 4. Juli 1990 ergibt sich, daß die Bundesregie- 
rung zu Recht die OFD Kiel und nicht die Staatsan- 
waltschaft als zuständige Verfolgungsbehörde angese- 
hen hat. Im übrigen bleibt die Entscheidung der jetzt 
wieder mit der Angelegenheit befaßten OFD Kiel abzu- 
warten, ob erfolgte Lieferungen genehmigungsbedürf- 
tig waren. Einzelheiten ergeben sich aus Abschnitt B 
II. 

Zu IV. 

Die Bundesregierung hat alles getan, was sinnvoll und 
möglich war, um den Sachverhalt unverzüglich und 
vollständig aufzuklären und Schaden für die Bundesre- 
publik Deutschland und die deutsche Wirtschaft zu 
vermeiden und zu begrenzen. Ein Verhindern der Rede 
des SPD- Abg. Gansei am 27. September 1 989 vor einem 
VN-Gremium wäre nicht Aufgabe der Bundesregie- 
rung, sondern des SPD-Fraktionsvorsitzenden Dr. 
Hans-Jochen Vogel gewesen. 

Die Aufklärung des Sachverhalts geschah insbeson- 
dere durch die vom Bundesminister für Wirtschaft und 
vom Bundesminister für Finanzen veranlaßten Ermitt- 
lungen nach den Vorschriften des AWG, die zunächst 
die OFD Kiel im Benehmen mit der Staatsanwaltschaft 
Kiel, dann die Staatsanwaltschaft und jetzt wieder die 
OFD Kiel durchführt hat; die Staatsanwaltschaft Kiel 
hat ihre Ermittlungen wegen des Blaupausenexports 
gegen Unternehmensangehörige eingestellt. 

Die Bundesregierung hatte bereits in der 10. Wahlperi- 
ode durch Stellungnahmen in der gemeinsamen Sit- 
zung von Wirtschaftsausschuß und Auswärtigem Aus- 
schuß und im Haushaltsausschuß am 3. Dezember 
1986 sowie in der Aktuellen Stunde am 4. Dezember 
1986 sowie durch die Beantwortung parlamentarischer 
Anfragen zur umfassenden Aufklärung des Sachver- 


halts beigetragen. Außerdem hat die Bundesregierung 
sowohl in der vorigen wie in der jetzigen Wahlperiode 
die Untersuchungsausschüsse bei ihrer Aufklärungs- 
arbeit tatkräftig unterstützt. 

C. Bewertung 

Vorbemerkung 

Wie der Ausschuß bereits in seinem Zwischenbericht 
vom 14. Dezember 1989 - BT-Drucksache 1 1/6141 - zu 
Beginn seiner Bewertung hervorgehoben hat, war der 
Untersuchungsauftrag bereits weitgehend infolge des 
Ergebnisses der Untersuchung des 4. UA - 10. WP 
erfüllt. Wesentlich neue Erkenntnisse für die politi- 
sche Bewertung des Sachverhalts hat dieser Untersu- 
chungsausschuß nicht gewinnen können. Weitere Er- 
kenntnisse zur Erfüllung des Untersuchungsauftrags 
sind nicht zu erwarten. Der Untersuchungsausschuß 
dient der politischen Kontrolle, er ist kein Gericht, das 
jeder Verästelung des Sachverhalts nachzugehen hät- 
te. 

Dagegen hat sich der Verlauf des Untersuchungs Ver- 
fahrens zu einem Parlamentsskandal von besonderer 
Augenfälligkeit durch das Verhalten einiger Mitglie- 
der der Oppositionsfraktionen SPD und DIE GRÜNEN 
im Untersuchungsausschuß entwickelt. Zunächst ist es 
in der Geschichte des Deutschen Bundestages ein ein- 
maliger Vorgang, ein und denselben Gegenstand zwei- 
mal hintereinander zum Anlaß für die Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses zu nehmen. 

Besonders gravierend ist jedoch, daß einige Ausschuß- 
mitglieder, die der SPD und den GRÜNEN angehören, 
ihre Stellung als frei gewählte Abgeordnete miß- 
braucht haben, indem sie sich nachhaltig in den Ver- 
dacht gebracht haben, als „geheim“ eingestufte Unter- 
lagen bekannt gemacht zu haben und so nicht nur ge- 
gen die Geheimschutzordnung verstoßen zu haben, 
sondern möglicherweise auch mit dem Strafgesetzbuch 
in Konflikt geraten sind, so daß Staatsanwaltschaften 
zur Einleitung entsprechender Ermittlungs- bzw. Vor- 
ermittlungsverfahren greifen mußen und Gerichte sich 
außerstande sahen, dem an sich berechtigten Verlan- 
gen des Untersuchungsausschusses nachzukommen, 
ihm Akten zur Verfügung zu stellen. 

I. Bewertung des 
Untersuchungsverfahrens 

Nachdem die eigentlichen Vorgänge um das U-Boot- 
Blaupausengeschäft bereits in der vergangenen Legis- 
laturperiode in den Fachausschüssen des Deutschen 
Bundestages und im damaligen Untersuchungsaus- 
schuß geklärt worden waren, erwies sich die nochma- 
lige Untersuchung in dieser Legislaturperiode als über- 
flüssig. Dies um so mehr, als die zuständigen Behörden, 
insbesondere die OFD Kiel, ihre Überprüfungen des 
Blaupausengeschäfts längst eingeleitet und vorange- 
trieben hatten. Praktisch ging es seit langem nicht 
mehr um eine Aufklärung, sondern nur noch um eine 
Bewertung des politisch relevanten Sachverhalts. 
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Statt dessen hat insbesondere die SPD, haben aber 
auch die GRÜNEN das Verfahren des Untersuchungs- 
ausschusses dazu benutzt, in rechtsstaatlich kritik- 
würdiger Weise Einfluß zu nehmen auf den Gang der 
Ermittlungen und die Entscheidungsfindung der OFD 
Kiel in den von ihr betriebenen Bußgeldverfahren we- 
gen des Verdachts der Verletzung von Vorschriften 
des Außenwirtschaftsrechts. Dasselbe gilt auch für 
Versuche der SPD, durch immer wieder neue Schrei- 
ben und Anträge im Ausschuß zu versuchen, die 
Staatsanwaltschaft in der Frage des Verdachts der Ver- 
letzung einer besonderen Geheimhaltungspflicht ent- 
gegen deren Überzeugung vom Fehlen eines hinrei- 
chenden Tatverdachtes zur Einleitung eines förmli- 
chen Ermittlungsverfahrens zu veranlassen. Soweit 
SPD und GRÜNE einen öffentlichen Erfolg für sich ver- 
buchen konnten, nachdem die Staatsanwaltschaft bei 
dem Landgericht Kiel im Dezember 1989 das Verfah- 
ren von der OFD Kiel übernahm und Durchsuchungs- 
und Beschlagnahmebeschlüsse beim Amtsgericht Kiel 
erwirkte, sind durch die Entscheidung des Landge- 
richts Kiel im Beschwerdeverfahren im Sommer 1 990 
die Verhältnisse wieder gerade gerückt und die Zu- 
ständigkeit der OFD Kiel für das Verfahren bestätigt 
worden. 

Politisch anstößig und ebenfalls als Mißbrauch ihrer 
Stellung als Mitglieder des Deutschen Bundestages er- 
scheinen die Aktionen von SPD und GRÜNEN auf in- 
ternationaler Ebene, die auch soweit sie in der Bundes- 
republik Deutschland abgehalten wurden - als Forum 
verwendet wurden, die Südafrika-Politik der Bundes- 
regierung, insbesondere deren Einsatz für Durchset- 
zung der Menschenrechte auch in Südafrika und für 
eine strikte Einhaltung des UN-Waffenembargos gegen 
Südafrika, öffentlich in Zweifel zu ziehen und zu dis- 
kreditieren. Dieses Verhalten war umso bedenklicher, 
als den Aktionen von SPD und GRÜNEN seinerzeit 
noch ein Untersuchungsauftrag zugrunde lag, der of- 
fensichtlich verfassungsrechtlichen Anforderungen 
nicht genügte und vom Amtsgericht Bonn für verfas- 
sungswidrig gehalten worden war. 

Überhaupt war wegen des auch vom Amtsgericht Bonn 
für verfassungswidrig gehaltenen Untersuchungsauf- 
trags die Arbeit dieses Untersuchungsausschusses von 
Verfahrensfragen und Verfahrensstreitigkeiten ge- 
prägt. SPD und GRÜNE waren über den gesamten Ver- 
lauf des Untersuchungsverfahrens bis zur Erstellung 
des Zwischenberichts nicht bereit, die Verfassungswi- 
drigkeit des von der SPD zur verantwortenden Unter- 
suchungsauftrages öffentlich anzuerkennen oder auch 
nur ausschußintern sich mit einer die Rechtsstaatlich- 
keit wahrenden Verfahrensweise gegenüber Zeugen 
und Auskunftspersonen, gegenüber der Bundesregie- 
rung und Behörden sowie gegenüber den durch die 
Beweiserhebungen betroffenen Unternehmen einver- 
standen zu erklären. Erst durch die Hilfestellung des 
Bundesverfassungsgerichts in dem von der SPD ange- 
strengten Organstreitverfahren, in dem es materiell um 
die Verfassungsmäßigkeit des Untersuchungsauftrages 
gemäß dem SPD- Antrag auf BT-Drucksache 1 1/50 
ging, waren inbesondere die SPD und ihr Obmann Nor- 
bert Gansei bereit, die rechts- und verfassungswidri- 
gen Teile des Untersuchungsauftrages zu beseitigen 
und von den dauernden Versuchen zur Ausuferung 


und Veränderung des Untersuchungsgegenstandes ab- 
zulassen. 

Letztlich ist festzustellen, daß der Untersuchungsaus- 
schuß in seiner Mehrheit trotz der ständigen Vorwürfe 
von SPD und GRÜNEN die Beachtung der Rechts- 
staatlichkeit durchgesetzt hat, obwohl dies auf den er- 
sten Blick politisch nicht opportun erschien. 

Die Vorwürfe von SPD und GRÜNEN, die Mehrheit 
habe eine Blockade- und Verzögerungspolitik im Aus- 
schuß betrieben, fällt auf die Urheber solcher Verun- 
glimpfungen zurück. SPD und GRÜNE wissen, wes- 
halb sie von der deswegen angedrohten Anrufung des 
Bundesverfassungsgerichts Abstand genommen ha- 
ben. 

Weiterer Aspekt des Skandals des Untersuchungsaus- 
schusses, der insofern fast ausschließlich durch den 
SPD-Obmann Norbert Gansei zu verantworten ist, 
sind dessen mit den Zeugenschutzvorschriften der 
Strafprozeßordnung schlechthin unvereinbaren Ver- 
nehmungsmethoden. Abg. Gansei hat versucht, Zeu- 
gen als Angeklagte zu behandeln, ohne ihnen das 
Schweigerecht der Strafprozeßordnung zuzubilligen. 
Abg. Gansei hat Zeugen öffentlich ausgelacht. Vor- 
halte aus den Akten und Vernehmungen waren häufig 
so falsch, daß der Vorsitzende zur Korrektur eingreifen 
mußte. Der Ausschuß hält an dieser Stelle fest, daß 
diese Vorwürfe sich ausschließlich gegen Norbert 
Gansei und nicht an die übrigen Mitglieder der SPD- 
Fraktion im Untersuchungsausschuß richten, deren 
sachliche Fragestellungen sich wohltuend von dem 
verbissenen Gehabe ihres Obmannes abhoben. 

Eine Vielzahl von Anträgen von SPD und GRÜNEN 
waren rechtlich unzulässig. Untersuchungsausschüsse 
üben öffentliche Gewalt aus; ihre Maßnahmen müssen 
rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprechen. Deshalb 
mußte der Untersuchungsausschuß viele Anträge der 
Opposition immer wieder beraten und manche schließ- 
lich nach gründlicher Prüfung als unzulässig ablehnen. 
Dies gilt zu gewissen Teilen auch noch für das Verfah- 
ren nach der durch das Bundesverfassungsgericht ver- 
anlaßten Korrektur des Untersuchungsauftrages. 

Zur Durchsetzung rechtsstaatlicher Grundsätze mußte 
die Mehrheit dafür sorgen, daß aus Respekt vor der 
Entscheidung des Amtsgerichts Bonn über die Verfas- 
sungswidrigkeit des Untersuchungsauftrags keine wei- 
tere Beweisaufnahme stattfand, was die Opposition 
auch hingenommen hat. Die Korrektur des Untersu- 
chungsauftrages nach den entsprechenden Hinweisen 
des Bundesverfassungsgerichts hat die Richtigkeit die- 
ser Haltung der Koalitionsfraktionen im Ausschuß be- 
stätigt. 

Weiterhin gehörte zu dieser rechtsstaatlichen Linie 
der Mehrheit im Untersuchungsausschuß, daß die Ent- 
scheidung über viele Anträge der Opposition bis zur 
Entscheidung der von der SPD beantragten Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts zurückgestellt 
wurde. 

Festzuhalten ist, daß SPD und GRÜNE letztlich die 
Richtigkeit der von der Mehrheit im Untersuchungs- 
ausschuß verfolgten rechtsstaatlichen Linie dadurch 
eingeräumt haben, daß sie hiergegen keinerlei Schritte 
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beim Bundesverfassungsgericht eingeleitet haben. In 
der Begründung ihrer Organklage hat selbst die SPD 
zugegeben, daß eine Fortsetzung der Beweisaufnahme 
aus rechtlichen Gründen nach der Entscheidung des 
Amtsgerichts Bonn nicht möglich ist. 

Einer der wesentlichen Gründe, daß die Untersuchung 
zum Parlamentsskandal entartet ist, zeigt sich in dem 
entweder sorglosen oder aber vorsätzlichen, im Wi- 
derspruch zu den Geheimschutzvorschriften stehen- 
den Umgang mit GEHEIM eingestuften und geheimhal- 
tungsbedürftigen Unterlagen, die dem Untersuchungs- 
ausschuß im Zuge seiner Beweiserhebung zur Verfü- 
gung gestellt wurden. Bereits im Zwischenbericht des 
Untersuchungsausschusses war der - möglicherweise 
vorsätzliche - Verstoß des SPD- Abgeordneten Nor- 
bert Gansei als Mitglied des 4. UA - 10. WP ge- 
schildert worden, daß er sich entgegen den Geheim- 
schutzvorschriften des Deutschen Bundestages aus ge- 
heim eingestuften Akten eine Notiz fertigte und diese 
später verwendete. Möglicherweise als Sorglosigkeit 
ist zu betrachten die Anfertigung von Anträgen mit 
wörtlichen Zitaten aus GEHEIM geschützten Unterla- 
gen, ohne diese Anträge anschließend entsprechend 
der Geheimschutzordnung zu behandeln. 

Nicht abschließend geklärt, auch in strafrechtlicher 
Hinsicht, ist dem Untersuchungsausschuß die Nen- 
nung der Namen der südafrikanischen Kuriere für den 
Transport der U-Boot-Blaupausen gegenüber einem 
Ausschuß der VN und die öffentliche Preisgabe dieser 
Namen bei der Vorstellung des SPD- Entwurfs für den 
Zwischenbericht im Oktober 1989, obwohl nach dem 
SPD-Entwurf diese Namen nur aus GEHEIM geschütz- 
ten Unterlagen bekannt sein konnten. Die von Norbert 
Gansei gegenüber der Staatsanwaltschaft Kiel aufge- 
stellte Behauptung, ihm seien die Namen aus anderer 
Quelle bekannt, könnte auch eine bloße Schutzbe- 
hauptung sein, da Norbert Gansei an keiner Stelle des 
von ihm immer wieder öffentlichkeitswirksam geführ- 
ten Untersuchungsverfahrens sich der anderen Quelle 
für seine Kenntnis der Namen der südafrikanischen 
Kuriere berühmt hat. 

Schließlich haben die Staatsanwaltschaften bisher 
noch keine Veranlassung gesehen, möglicherweise, 
weil ihnen die entsprechenden Sachverhalte nicht be- 
kannt waren, gegen Norbert Gansei - wie gegen die 
GRÜNEN-Abgeordneten Ursula Eid und Angelika 
Beer - ein Verfahren wegen Geheimnisverrats gemäß 
§353 b StGB deswegen anzustrengen, weil auch er sich 
dem Verdacht ausgesetzt hat, aus den von der Staats- 
anwaltschaft Kiel dem Untersuchungsausschuß Ende 
März 1990 überlassenen und geheim eingestuften Un- 
terlagen gegenüber der Presse Mitteilungen gemacht 
zu haben. 

Daß die beiden GRÜNEN-Mitglieder im Ausschuß, 
Abg. Frau Ursula Eid und Abg. Frau Angelika Beer im 
Verdacht des Geheimnisverrats gemäß § 353 b StGB 
stehen, weil sie in einer Presseerklärung vom 28. März 
1990 aus den eben erwähnten Akten der Staatsanwalt- 
schaft Kiel ebenfalls Akteninhalte mitgeteilt haben, ist 
angesichts der eingeleiteten staatsanwaltlichen Ermitt- 
lungsverfahren auch von Justizbehörden anerkannt. 
Wenn die Betroffenen und ihre politischen Helfershel- 
fer, insbesondere auch die Fraktionsgesschäftsführung 
der GRÜNEN, die Einleitung von Ermittlungsverfah- 


ren durch die Staatsanwaltschaften als Vorverurtei- 
lung sehen, stellen sie das Rechtssystem der Bundesre- 
publik Deutschland auf den Kopf, Wer selber Strafan- 
zeigen vielfältigster Art, die ihrerseits eigentlich unter 
dem Gesichtspunkt des § 164 StGB - falsche Verdäch- 
tigung - überprüft werden müßten - erstattet, von 
Amts wegen durch eine Staatsanwaltschaft aufgenom- 
mene Ermittlungen aber als Vorverurteilungen verun- 
glimpft, karikiert den Rechtsstaat. 

Der Untersuchungsausschuß bedauert außerordent- 
lich, daß der stellvertretende Ausschußvorsitzende 
Dietrich Stobbe (SPD) öffentlich erklärt hat, daß er vor 
der Überlegung gestanden habe, als einzelner Abge- 
ordneter mit dem Risiko der eigenen Verantwortung 
GEHEIM eingestufte Akten der Staatsanwaltschaft 
Bonn der Öffentlichkeit preiszugeben. Für eine solche 
Tat hätte es eine Rechtfertigung, auch eine politische, 
nicht geben können. 

Die verschiedenen, hier aufgereihten Verstöße oder er- 
wogenen Verstöße gegen Geheimhaltungsvorschriften 
haben das Ansehen des Deutschen Bundestages 
schwer beschädigt. Zwar sind für die einzelnen Taten 
nur die Täter verantwortlich; der politischen Zure- 
chenbarkeit dieser Vorgänge als einer Unzuverlässig- 
keit des gesamten Untersuchungsausschusses, wenn 
nicht sogar des gesamten Parlaments, kann sich jedoch 
auch die Mehrheit nicht entziehen. Parlamentarisch, 
verfassungsrechtlich und verfassungspolitisch gravie- 
render ist der zusätzliche Aspekt, daß durch die Reak- 
tion der dritten Gewalt auf diese Geheimnisbrüche das 
Untersuchungsrecht nach Artikel 44 GG materiell er- 
heblich verkürzt worden ist. Die Nichterledigung von 
Beiziehungsersuchen des Untersuchungsausschusses 
durch Gerichte und Staatsanwaltschaft zeigt, daß dem 
Untersuchungsausschuß materielle Erkenntnisse, mö- 
gen sie auch in diesem Einzelfall nicht von erheblichem 
Belang für die politische Beurteilung sein, vorenthalten 
worden sind, aus Gründen, die der Untersuchungsaus- 
schuß und der gesamte Deutsche Bundestag politisch 
zu verantworten haben. 

Zu bedauern ist, daß weder die Fraktionsführung der 
SPD noch die der GRÜNEN Kraft und Einsichtsfähig- 
keit gehabt haben, diese Beschädigung des Ansehens 
des Parlaments und die Aushöhlung des Untersu- 
chungsrechts nach Artikel 44 GG durch eine Aus- 
wechselung der in Betracht kommenden Mitglieder 
des Untersuchungsausschusses zu begrenzen. Statt 
dessen ist der Schaden durch Aufforderung zur Fort- 
setzung solcher Machenschaften noch vergrößert wor- 
den. Als Verrohung demokratischer Verhaltensweisen 
von Verfassungsorganen ist zu bewerten, wenn dar- 
über hinaus SPD und GRÜNE die entsprechenden Ge- 
richtsentscheidungen in einer Diktion kritisieren, die 
verfälschend, beleidigend und verunglimpfend ist. Die 
Presseerklärung des SPD- Abgeordneten Norbert Gan- 
sei vom 16. Juli 1990, die im Untersuchungsausschuß- 
bericht teilweise wörtlich zitiert ist, erscheint als das 
übelste Beispiel. Es ist bedauerlich, daß weder der 
nordrhein-westfälische SPD-Justizminister Dr. Rolf 
Krumsiek und der schleswig-holsteinische SPD-Ju- 
stizminister Dr. Klaus Klingner ihre Gerichte und 
Staatsanwaltschaften gegenüber den maßlosen Be- 
schimpfungen ihres Parteifreundes Norbert Gansei in 
Schutz genommen haben noch der frühere Bundesju- 


86 




Deutscher Bundestag —11. Wahlperiode 


Drucksache 11/8109 


stizminister und jetzige SPD-Partei- und Fraktionsvor- 
sitzende Dr. Hans-Jochen Vogel Norbert Gansei zur 
Mäßigung aufgerufen hat. 

Ein Schlaglicht auf die mangelnde Bereitschaft von 
SPD und GRÜNEN zur Gewährleistung von Rechts- 
staatlichkeit des Untersuchungsausschußverfahrens 
wirft auch der nachhaltige Widerstand dieser beider 
Gruppierungen im Ausschuß, den betroffenen Unter- 
nehmen rechtliches Gehör gegenüber etwaigen Bela- 
stungen und unzutreffenden Sachverhaltsfeststellun- 
gen in einem Untersuchungsausschußbericht zu ge- 
währen. Dabei liegen genügend gerichtliche Feststel- 
lungen auch höherer Gerichte vor, die die Pflicht zur 
Gewährleistung rechtlichen Gehörs gegenüber Betrof- 
fenen im Grundsatz festschreiben, wenn auch die ein- 
zelnen Modalitäten noch nicht festliegen und insoweit 
die weitere Rechtsentwicklung abgewartet werden 
muß. 

Da die Vorwürfe von SPD und GRÜNEN seit langem 
widerlegt waren und die - im ursprünglichen von der 
SPD zu verantwortenden Untersuchungsauftrag ent- 
haltene, vorverurteilende - Behauptung von der 
Rechtswidrigkeit der genannten Geschäfte keineswegs 
als zutreffend festgestellt ist, bemühten sich SPD und 
GRÜNE immer wieder, die Feststellung dieses Ergeb- 
nisses und damit das Ende der parlamentarischen Un- 
tersuchung zu verhindern. Dem diente eine Vielzahl 
von Oppositionsanträgen, mit denen immer wieder 
neue haltlose Verdächtigungen gestreut und alte wie- 
derholt wurden. Dazu wurde ihnen - sei es vorsätzlich, 
sei es unwillentlich - Hilfestellung beispielsweise da- 
durch gegeben, daß unter der Verantwortung des SPD- 
Justizministers Dr. Rolf Krumsiek Vorgänge GEHEIM 
eingestuft wurden, von deren materieller Geheimhal- 
tungsbedürftigkeit er offensichtlich selbst nicht über- 
zeugt war, so daß er die Geheimeinstufung sofort auf- 
hob, als der Ausschuß dies einvernehmlich wünschte. 
Auf diese Art und Weise ist das öffentliche Interesse - 
im Gegensatz zum materiellen Gehalt - an diesen Un- 
terlagen völlig ungerechtfertigt aufgebauscht worden. 

Zusammenfassend kann für die Bewertung des Unter- 
suchungsverfahrens festgestellt werden, daß vor allem 
die SPD, aber auch die GRÜNEN, versucht haben, den 
Untersuchungsausschuß in einer als rechtsstaatswid- 
rig anzusehenden Weise zu mißbrauchen und Politik 
mit den Mitteln der Strafprozeßordnung auf dem 
Rücken von Regierungmitgliedern, Beamten, Angehö- 
rigen der betroffenen Unternehmen, der Unternehmen 
selbst sowie nicht zuletzt deren Arbeitnehmern zu be- 
treiben. Die immer wieder festzustellenden Versuche, 
insbesondere die OFD und die Staatsanwaltschaft Kiel, 
aber auch die Bundesanwaltschaft, entgegen deren bis- 
herigen Erkenntnissen, getroffenen Feststellungen und 
rechtlichen Beurteilungen zu Maßnahmen gegen die in 
Betracht kommenden Personen und Unternehmen zu 
veranlassen, läßt sich nur mit der Verfolgung Unschul- 
diger vergleichen; auf diesen Gesichtspunkt gegenüber 
dem Abg. Gansei hinzuweisen, sah sich der Leiter der 
Staatsanwaltschaft Kiel, der Leitende Oberstaatsan- 
walt von Raab-Straube, bei seiner informatorischen 
Anhörung durch den Untersuchungsausschuß veran- 
laßt. 

Dieses Verhalten der Oppositionsfraktionen im Unter- 
suchungsausschuß zeigt, daß die vielfältigen Bedenken 


justizpolitischer Art gegen die Parallelität von Unter- 
suchungen parlamentarischer Untersuchungsaus- 
schüsse und von Ermittlungen von Justiz- und Verwal- 
tungsbehörden in einem geordneten rechtsstaatlichen 
Verfahren nur zu berechtigt sind, wenn sich die parla- 
mentarischen Untersuchungsausschüsse oder die 
darin vertretenen Fraktionen nicht an den Grundsatz 
halten, daß die justizförmlichen Verfahren unbeein- 
flußt und insbesondere ungestört vonstatten gehen sol- 
len. Die Politik des Anzeigeerstattens gegen Amtsträ- 
ger und in das Untersuchungsausschußverfahren ein- 
bezogene Privatpersonen und Unternehmen ist das ge- 
naue Gegenteil der justizpolitisch erforderlichen 
Selbstbeschränkung von parlamentarischen Untersu- 
chungsausschüssen. 

Versuche der SPD, den Fall Baresel in die Untersu- 
chung einzubeziehen, mußten zurückgewiesen wer- 
den. Die versuchte Einflußnahme auf Entscheidungen 
des Untersuchungsausschusses seitens mittelbar Be- 
troffener ist legal und verständlich. Einflußnahme auf 
Entscheidungen des Parlaments und seiner Organe 
durch Interessierte gehört zum Wesen der parlamenta- 
rischen Demokratie. Bedenklich erscheint vielmehr, 
daß sich der Vorsitzende des HDW-Betriebsrates, das 
SPD-Mitglied Herbert Baresel, dazu verstanden hat, 
zwei Versionen seines Schreibens in Umlauf zu setzen, 
die letztlich beide als manipuliert erscheinen. Dieser 
Vorgang wirft ein bezeichnendes Licht auf die SPD, 
wenn ihr angehörende und parteipolitisch agierende 
Vorsitzende von Mitbestimmungsgremien in den 
Zwiespalt zwischen der Parteisolidarität zur SPD und 
einer angemessenen Wahrnehmung ihres Amtes im 
Mitbestimmungsorgan gestellt werden. 


II. Bewertung des 

festgestellten Sachverhalts 

Vorbemerkung 

Angesichts des vom Untersuchungsausschuß im we- 
sentlichen unverändert festgestellten Sachverhalts ge- 
genüber den Feststellungen des 4. UA - 10. WP kann 
auch im wesentlichen die Bewertung des Verhaltens 
der Unternehmen und der Bundesregierung, wie sie in 
dem Berichtsentwurf der Berichterstatter der Koali- 
tionsfraktionen von CDU/CSU und FDP im 4. UA - 10. 
WP, Friedrich Bohl MdB und Klaus Beckmann MdB, 
enthalten und vom Untersuchungsausschuß in seinem 
Zwischenbericht auf BT-Drucksache 11/6141 über- 
nommen ist, wiederholt werden. Im einzelnen gilt fol- 
gendes: 

1. Verhalten der Unternehmen 

Das Verhalten der Unternehmen IKL und HDW ist dif- 
ferenziert zu betrachten: Beide Unternehmen waren an 
der Durchführung des von ihnen beabsichtigten Süda- 
frikageschäfts interessiert. Die einschlägigen nationa- 
len und damit für sie allein maßgeblichen Vorschriften 
waren ihnen bekannt, was durch die Akten belegt 
wird. § 45 Abs. 3 AWV, mit dem die VN-Resolution in 
deutsches Recht umgesetzt wurde, spricht nicht vom 
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einem Verbot, sondern von einem Genehmigungsvor- 
behalt, so daß aus der Sicht der Unternehmen es durch- 
aus lolgerichtig war, sich um eine nach dem AWG er- 
forderliche Genehmigung zu bemühen. Dazu gehörten 
auch Vorgespräche zur Klärung der Aussichten für die 
Erteilung einer Genehmigung, Letztlich ist jedoch ein 
Antrag auf Erteilung einer Genehmigung nicht gestellt 
und eine Exportgenehmigung, die nach dem Gesetz an 
die Schriftform gebunden ist, nicht erteilt worden. 

Offensichtlich haben die Unternehmen von Anfang an, 
vermutlich weil sie die Aussichten auf eine Genehmi- 
gung nach dem AWG für gering eingeschätzt haben, 
sich auch mit dem Gedanken getragen, das Geschäft 
ohne formelle Genehmigung durchzuführen, sofern be- 
stimmte Voraussetzungen erfüllt waren. Unter Beru- 
fung auf mindestens einen -aus Sicht der Unternehmen 
vergleichbaren Fall Anfang der 70er Jahre, in dem 
ohne die nach dem AWG erforderliche Genehmigung, 
aber mit Duldung durch Regierungsstellen, Exporte er- 
folgt sind und dies gegenüber den Unternehmen durch 
einen hohen Bediensteten eines Ministeriums zum 
Ausdruck gebracht worden sein soll, glaubten - wie 
sich z. B. aus der von IKL stammenden Notiz „Argu- 
mente IK 97" vom 6. Oktober 1983 ergibt - die Unter- 
nehmen, daß auch diesmal ein solcher Weg in Betracht 
käme. Sie haben deswegen auch diesen Weg angespro- 
chen und offensichtlich aus der sachlichen Prüfung, die 
ihnen hinsichtlich ihres Anliegens von StS Prof. Dr. 
Schreckenberger versprochen wurde, geschlossen, 
möglicherweise könne der Weg ohne AWG-Genehmi- 
gung, aber mit der Duldung von Behörden Erfolg ha- 
ben. Aus den Unternehmensakten ergibt sich eindeu- 
tig, daß „grünes Licht“ von den Unternehmen zwar 
ständig erwartet, aber tatsächlich nie gegeben wurde. 

Der Untersuchungsausschuß stellt zur Frage der 
Rechtswidrigkeit des Verhaltens der Unternehmen 
vorbehaltich der weiteren Prüfung durch die zustän- 
dige OFD Kiel in dem dafür vorgesehenen Verfahren 
folgendes fest: 

Ein Verstoß gegen das KWKG konnte nicht vorliegen, 
weil Konstruktionsunterlagen vom KWKG nicht erfaßt 
sind. 

Der Vertrag als solcher bedurfte keiner Genehmigung, 
da nur eine Vereinbarung, mit der Lizenzen an Paten- 
ten übertragen werden, der Genehmigung nach §45 
Abs, 3 AWV bedarf. Der Vertrag befaßt sich aber nicht 
mit Lizenzen an Patenten. 

Der Ausschuß hat den von der SPD öffentlich mehrfach 
geäußerten Verdacht nicht bestätigt gefunden, daß mit 
der Lieferung der Konstruktionsunterlagen gegen Ge- 
heimhaltungsvorschriften verstoßen wurde. Wie die 
Staatsanwaltschaft Kiel bereits im Mai 1989 festge- 
stellt und nach Überprüfung dieser Entscheidung im 
Februar 1989 bestätigt hat, liegt insoweit nicht einmal 
ein Anfangsverdacht vor. Für die gleichwohl von der 
Staatsanwaltschaft Kiel auf Weisung des General- 
staatsanwalts in Schleswig im Jahre 1988 gestellte An- 
frage wegen der Erteilung einer Strafverfolgungser- 
mächtigung gemäß §353 b StGB waren dem Untersu- 
chungsausschuß keine Gründe bekannt geworden; sol- 
che Gründe ergaben sich weder aus den dem Untersu- 
chungsausschuß vorgelegten Akten noch aus den 


von ihm sonst getroffenen Feststellungen. Soweit im 
Zuge der Beschlagnahmeaktion der Staatsanwaltschaft 
bei dem Landgericht Kiel Anfang des Jahres 1 990 neue 
Unterlagen aufgefunden worden sind, die zur Erteilung 
einer Strafverfolgungsermächtigung durch den Bun- 
desminister für Wirtschaft wegen der Frage des Ge- 
heimnisbruchs nach § 353 b StGB aufgrund eines sich 
verändert bietenden Sachverhaltes geführt haben, sind 
all diese Unterlagen, auch soweit ihre öffentliche Ver- 
wertung dem Untersuchungsausschuß wegen der 
Sperrung der Akten durch die Staatsanwaltschaft Kiel 
und die Sperrung der Entscheidung des Landgerichts 
Kiel durch die erkennende Kammer verwehrt ist, ge- 
rade durch die beiden genannten Justizbehörden ein- 
gehend geprüft worden mit dem Ergebnis, daß für ein 
strafrechtliches Vergehen des Geheimnisbruchs nach 
§ 353 b StGB eben kein hinreichender Tatverdacht be- 
steht. Der Untersuchungsausschuß hat keine Veran- 
lassung, die Entscheidung des Landgerichts Kiel im Er- 
gebnis zu bezweifeln, entspricht das Ergebnis doch den 
vorangegangenen Prüfungen und Einschätzungen der 
Rechtslage sowohl durch die OFD Kiel und die Staats- 
anwaltschaft Kiel. Auch die Staatsanwaltschaft Kiel 
hat nach Prüfung der Entscheidung des Landgerichts 
ihre frühere Meinung aufgegeben und das Verfahren 
eingestellt. Bezeichnend ist, daß auch der 1988 von der 
neu gewählten SPD-Landesregierung ernannte Gene- 
ralstaatsanwalt Prof. Dr. Heribert Ostendorf sich offen- 
sichtlich gegen die von der Staatsanwaltschaft Kiel 
verfügte Einstellung nicht gewandt hat, obwohl er sich 
bereits aufgrund des früher bekannten Sachverhalts 
für eine Strafverfolgung und ein förmliches Ermitt- 
lungsverfahren der Staatsanwaltschaft Kiel ausgespro- 
chen hatte. 

Das Landgericht Kiel hat in seiner Entscheidung vom 
4. Juli 1990 einen Anfangsverdacht dafür, daß Verant- 
wortliche der Unternehmen HDW und IKL eine Ord- 
nungswidrigkeit nach dem AWG begangen hätten, in- 
dem sie bis Anfang 1987 ohne die erforderliche schrift- 
liche Genehmigung Unterlagen für den Bau von U-Boo- 
ten geliefert und nicht allgemein zugängliche Kennt- 
nisse über deren Fertigung weitergegeben hätten, 
bejaht. Die OFD Kiel, an die die Staatsanwaltschaft 
Kiel das Verfahren nach der Einstellung des Verfah- 
rens wegen des Verdachts von Straftaten abgegeben 
hat, wird diesen Anfangsverdacht prüfen. Um den An- 
schein der Beeinflussung der OFD durch den Untersu- 
chungsausschuß und den Deutschen Bundestag zu ver- 
meiden, sieht der Untersuchungsausschuß von einer 
Bewertung dieser Ausführungen des Landgerichts ab, 
zumal das Verhalten der Unternehmen nicht Gegen- 
stand der Untersuchung ist. 

Der Untersuchungsausschuß stellt im übrigen fest, daß 
firmeninterne Vorgänge wie die Zahlung von Provisio- 
nen nicht Gegenstand des Untersuchungsauftrages 
sind und zulässigerweise auch nicht sein können. Zah- 
lungen von Provisionen sind grundsätzlich etwas Zu- 
lässiges. Da Provisionszahlungen auch vom deutschen 
Steuerrecht als abzugsfähige Betriebsausgaben aner- 
kannt werden, ist in ihnen grundsätzlich nichts Ge- 
heimnisumwittertes oder gar Anstößiges zu erkennen. 

Was die von Provisionszahlungen zu trennende Frage 
der Weiterleitung von Zahlungen, wie von der Opposi- 
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iion so gerne behauptet, anbelangt, so fällt auf. daß SPD 
und GRÜNE entsprechende Beweise nicht angetreten 
haben. SPD und GRÜNE scheinen es vorzuziehen, in 
diesem Zusammenhang mit dunklen Verdächtigungen 
und unwahren Andeutungen Pressekonferenzen inter- 
essant zu machen, als tatsächlich um eine Aufklärung 
bemüht zu sein. Dem Untersuchungsausschuß liegen 
Beweisanzeichen für derartige Zahlungen überhaupt 
nicht vor. Stattdessen machen SPD und GRÜNE mit 
der Methode des Rufmordes Politik. 

2. Verhalten der Bundesregierung 

Auch insofern ist zu betonen, daß aufgrund der weite- 
ren Beweisaufnahme des Untersuchungsausschusses, 
insbesondere nach der Korrektur des Untersuchungs- 
auftrages, keine wesentlich neuen Erkenntnisse ange- 
fallen sind, die Veranlassung gäben, die bisherigen 
Feststellungen und Würdigungen zu ändern. Zum Ver- 
halten der Bundesregierung stellt der Untersuchungs- 
ausschuß nunmehr abschließend folgendes fest: 

a) Vor Bekanntwerden der Lieferungen 

Als Ergebnis der Beweisaufnahme steht fest, daß weder 
die Bundesregierung noch ein Kabinettsausschuß wie 
z.B. der BSR noch ein einzelnes Mitglied der Bundesre- 
gierung oder ein Beamter eine Genehmigung für das 
beabsichtigte Exportgeschäft erteilt oder eine Zusage 
dafür gegeben hat. 

Bundesverteidigungsminister Dr. Wörner entschied, 
auf das entsprechende Schreiben des ehemaligen Bun- 
destagsabgeordneten Zoglmann nicht zu reagieren. 
Bundesfinanzminister Dr.Stoltenberg riet dazu, von 
dem Projekt die Finger zu lassen. Auch Bundesminister 
Genscher zeigte sich von Anfang an eindeutig ableh- 
nend. 

Bundeskanzler Dr. Kohl ließ den Repräsentanten der 
beiden betroffenen Unternehmen nach einer eingehen- 
den, von ihm selbst veranlaßten Prüfung das endgül- 
tige und definitive Nein zu diesem Projekt mitteilen. 
Wenn er sich zunächst daran interessiert zeigte, prüfen 
zu lassen, ob und in welchem Umfang auch im Inter- 
esse der deutschen Industrie und der Erhaltung von 
Arbeitsplätzen ein Exportgeschäft dieser Art politisch 
und rechtlich machbar sei, geschah dies zu recht; die- 
serhalb war der Bundeskanzler auch von Franz Josef 
Strauß angesprochen worden. 

Daß Bundeskanzler Dr. Kohl dem südafrikanischen 
Premierminister Botha, der im Sommer 1984 Gast der 
Bundesrepublik Deutschland war, zusagte, sich dessen 
Wunsches persönlich anzunehmen, ist im Hinblick auf 
den international üblichen Umgang mit Staatsgästen 
eine Selbstverständlichkeit. 

Auch die Unternehmen IKL und HDW konnten ange- 
sichts der Formulierung des §45 Abs. 3 AWV, mit der 
kein Verbot, sondern die Genehmigungsbedürftigkeit 
für bestimmte Exporte nach Südafrika festgelegt wor- 
den war, die Prüfung ihres Anliegens erwarten. 

Während diese Prüfung im BMWi bei MD Dr.Schome- 
rus und bei StS Dr.von Würzen sowie dem zuständigen 
Referatsleiter im AA VLR I Dr.Henze sehr schnell 


zu einem ablehnenden Ergebnis führte, war die im Bun- 
deskanzleramt durch StS Prof. Dr. Schreckenberger 
und MD Teltschik vorgenommene Prüfung entspre- 
chend dem Interesse des Bundeskanzlers von Wohl- 
wollen, aber skeptischer Einschätzung der rechtlichen 
und politischen Möglichkeiten der Genehmigung ge- 
prägt. Die im Bundeskanzleramt vorgenommenen Prü- 
fungen kamen bei schon anfänglich skeptischer Ein- 
schätzung schließlich ebenfalls zu einem für das Südaf- 
rika-Geschäft negativen Ergebnis, das den Unterneh- 
men zunächst im Oktober 1984 mitgeteilt und sodann 
nochmals trotz weiteren Drängens beider Unterneh- 
men im Januar 1985 bekräftigt wurde. 

Auf die Vielzahl der Gespräche der Bundesministerien 
und des Bundeskanzleramts - dort wegen des Interes- 
ses des Bundeskanzlers an der Erhaltung von Arbeits- 
plätzen in der Werftindustrie - hätten diese sich nicht 
einlassen müssen, da das vom Gesetz vorgesehene Ge- 
nehmigungsverfahren von den Unternehmen nicht ein- 
geleitet worden war. Aus diesem Grund bestand auch 
keine Verpflichtung, Aktenvorgänge anzulegen und 
Ressortabstimmungen herbeizuführen. Soweit Schrei- 
ben an Minister und Staatssekretäre in diesem Zusam- 
menhang und zu dieser Zeit gelangten, brauchten sie 
entsprechend der für die Leitung geltenden Regeln der 
von 1974 stammenden Fassung der Gemeinsamen Ge- 
schäftsordnung der Bundesministerien (GGOI) nicht in 
den Geschäftsgang der Ministerien gegeben zu werden 
und bedurften weder Eingangsstempel noch Aktenzei- 
chen. 

Es kann nicht ausgeschlossen werden, daß zeitweilig 
die Hoffnung der Unternehmen auf eine Realisierungs- 
möglichkeit des geplanten Exportgeschäfts so groß 
war, daß sie es für zweckdienlich hielten zu versuchen, 
in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht durch Ab- 
schluß des Vertrages und Beginn der Blaupausenliefe- 
rung vermeintliche Sachzwänge zu schaffen. Bundes- 
minister Dr. Bangemann hat dies als Versuch der Un- 
ternehmen bezeichnet, sich an die Genehmigung „her- 
anzurobben“. Dies kann nicht zu Lasten der Bundesre- 
gierung gehen. Sie hat sich solchen Zwängen auch 
nicht gebeugt; sie hat im Gegenteil für die Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens gesorgt. 

In das durch die Beweisaufnahme enstandene Bild fü- 
gen sich die beiden - nicht mit StS Prof. Dr. Schrecken- 
berger abgestimmten Telefonnotizen vom 31. Juli 1984 
über dessen Telefonanrufe bei IKL und HDW ein. Im 
Kern halten beide Telefonnotizen fest, daß Bundes- 
kanzler Dr. Kohl und Franz Josef Strauß, wie auch 
durch das Schreiben von Franz Josef Strauß vom 31. 
Juli 1984 bestätigt wird, an den Exportüberlegungen 
der beiden Unternehmen aus guten Gründen interes- 
siert waren; die Vermerke weisen ausdrücklich aus, 
daß eine Genehmigung nicht vorliegt. Die Hinweise auf 
eine „endgültige Genehmigung" und auch die „erst 
nach den Parlamentsferien" sowie „nach Durchspre- 
chen im Bundessicherheitsrat" bzw. eine „erst im Sep- 
tember" herbeizuführende „entsprechende Entschei- 
dung im BSR" zeigen lediglich die Hoffnung, im Rah- 
men der informellen Prüfung vor Antragstellung eine 
positive Einschätzung zu erlangen. 

Die positive Ausdeutung der telefonischen Erklärun- 
gen von StS Prof. Dr. Schreckenberger durch die Un- 
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ternehmen ist deswegen erklärlich, weil die Unterneh- 
men von Anfang an auf ein sog. „grünes Licht" der 
Bundesregierung gehofft hatten und nun bei ihren Ge- 
sprächen in Bonn nicht sofort auf eine eindeutig ableh- 
nende Haltung stießen, sondern auf eine spätere Ent- 
scheidung nach den Parlamentsferien und nach Prü- 
fung verwiesen wurden. In dieser Weise ist insbeson- 
dere die Bemerkung in dem IKL-Vermerk zu werten, 
die Erklärungen von StS Prof. Dr. Schreckenberger 
seien „die ersten direkten Erklärungen von höchster 
Stelle", die die Unternehmen „ermutigten". 

Darüber hinaus ist verständlich, wenn die in den inter- 
essierten Unternehmen erstellten Telefonnotizen die 
Telefonate für das eigene Vorhaben erfolgversprechen- 
der darstellen, als sie aus der Sicht von StS Prof. Dr. 
Schreckenberger geführt wurden. Immerhin dienten 
die IKL-Notiz der Information von fünf weiteren 
Adressaten und die HDW-Notiz ebenfalls der von fünf 
weiteren Adressaten, wobei Kopie-Adressat C die No- 
tiz mit unterschrieben hat. In einer so wichtigen Sache 
ist es durchaus nachvollziehbar, wenn unternehmen- 
sintern lieber positive als negative Nachrichten wei- 
tergegeben werden. 

Soweit die IKL-Notiz einleitend behauptet, StS Prof. 
Dr. Schreckenberger lägen zwei Unterlagen vor, steht 
dem die eindeutige und glaubhafte Aussage von StS 
Prof. Dr. Schreckenberger entgegen. Der relativ unbe- 
deutende Widerspruch löst sich auf, wenn man davon 
ausgeht, der Notizverfasser habe das Vorliegen der 
Unterlagen deswegen unterstellt, weil MD Teltschik 
solche erhalten hatte und seinem Chef vorgelegt haben 
könnte - eine für einen Außenstehenden naheliegende 
Annahme. Immerhin fällt auf, daß das Vorliegen der 
Unterlagen nicht in den Abschnitt über die Gesprächs- 
zusammenfassung aufgenommen wurde. 

Daß auch aus Unternehmenssicht die Anrufe von StS 
Prof. Dr. Schreckenberger vom 31. Juli 1984 nur inso- 
weit positiv waren, als weiterhin die Aussicht für eine 
Genehmigung geprüft wurde, ergibt sich auch aus der 
IKL-Besprechungsnotiz vom 14. Augustl984, worin 
festgehalten ist, daß man am 15. August 1984 in Bonn 
versuchen werde, wegen der Genehmigungserteilung 
weiterzukommen. In einer weiteren Notiz vom 15. Au- 
gust 1984 ist festgehalten, daß keine Blaupausenliefe- 
rung erfolgen solle, bis die gültige Genehmigung der 
Bundesregierung vorliege. Diese Notizen sowie eine 
weitere vom 11. Oktober 1984 aus den Unterlagen von 
HDW über ein Gespräch mit StS Prof. Dr. Schrecken- 
berger vom 8. Oktober, in der es heißt, daß „er uns im 
Augenblick keine positive Enscheidung zugunsten des 
Geschäfts geben könne“, zeigen, daß am 31. Juli 1984 
nur eine Zusage hinsichtlich weiterer Prüfung gegeben 
wurde. Bezeichnend in diesem Zusammenhang ist die 
Anmerkung in dem HDW- Vermerk vom 1 1 . Oktober 
1984, wonach „unter diesen Umständen nach wie vor 
ein Ingangsetzen des Geschäfts für nicht möglich" ge- 
halten wird. 

Dies alles wird bestätigt durch das Protokoll der 
HDW-Vorstandssitzung vom 7./11. Januar 1985, in 
dem es heißt, „der Vorstand nimmt zur Kenntnis, daß 
bis heute noch keine bindende Zusage aus Bonn vor- 
liegt". 

An diesem Ergebnis ändern der im Zwischenbericht 
bereits berücksichtigte erste Strauß-Brief vom 31. Juli 


1984 ebensowenig wie der später bekannt gewordene 
zweite Strauß-Brief vom 5. November 1984 und der 
aufgefundene Vermerk des früheren HDW- Vorstands- 
mitgliedes Peter Hansen-Wester vom 13. September 
1984 über ein Gespräch mit Siegfried Zoglmann am 1 2. 
September 1984 in Düsseldorf. 

Zunächst bestätigt der Vermerk die Aussage von MD 
Teltschik, daß tatsächlich am 10. September 1984 ein 
Gespräch mit Siegfried Zoglmann stattgefunden hat. 
Ob die weiteren, aus der Sicht des Unternehmens 
HDW positiven Gesprächsinhalte sowohl aus dem Ge- 
spräch zwischen Siegfried Zoglmann und MD Telt- 
schik als auch aus dem Gespräch von Siegfried Zogl- 
mann und Peter Hansen-Wester zutreffend sind, be- 
darf keiner näheren Aufklärung. Es mag sein, daß Sieg- 
fried Zoglmann das Gespräch mit MD Teltschik so 
verstanden hat, daß weitere Gespräche über das „Pro- 
cedere bezüglich der Genehmigung" folgen sollen. Dar- 
aus erhellt keinesfalls, daß MD Teltschik in irgendei- 
ner Weise die Erteilung der Genehmigung in Aussicht 
gestellt hat. Die nachfolgende Passage in dem Vermerk 
von Peter Hansen-Wester vom 13. September 1984, 
daß das Einverständnis des BSR durch einen Staatsse- 
kretär und Teltschik mitgeteilt werden solle, scheint 
ebenso wie der Hinweis, daß sich bei der Zustimmung 
des BSR „G.“ und „B.“ der Stimme enthalten sollen, 
eher abenteuerlich. Es steht fest, daß seinerzeit im 
Kanzleramt und auch in keinem anderen Ressort daran 
gedacht war, den BSR mit der Angelegenheit zu befas- 
sen. Wieso das Einverständnis des BSR durch einen 
Staatssekretär des Verteidigungsministeriums mitge- 
teilt werden sollte, ist unerfindlich; es dürfte sich 
wahrscheinlich nur um eine Spekulation von Peter 
Hansen-Wester handeln, anders ist auch das Fragezei- 
chen bei diesem Namen nicht zu verstehen. Daß sich 
bei einer Abstimmung im BSR der federführend für das 
Außenwirtschaftsrecht und seine Durchführung zu- 
ständige Bundesminister für Wirtschaft ebenso wie der 
politisch am stärksten mitbetroffene Bundesminister 
des Auswärtigen der Stimme enthalten sollen, ist in das 
Reich der Phantasie zu verweisen. Es ist allenfalls 
denkbar, daß die Unternehmen, nachdem ihnen bereits 
die ablehnende Haltung dieser Ressorts BMWi und 
AA - auf Arbeitsebene bekannt geworden war, sich 
schon darüber Gedanken gemacht hatten, wie denn 
letztlich eine Zustimmung des Bundessicherheitsrats 
zu erreichen wäre. Die Annahme, daß eine Zustim- 
mung des BSR durch Stimmenthaltung des Bundesmi- 
nisters des Auswärtigen und des Bundesministers für 
Wirtschaft zu erreichen wäre, erscheint aber vollkom- 
men irreal. Der spätere Geschehensablauf - klare Ab- 
lehnung des Geschäfts durch Bundesminister Gen- 
scher gegenüber dem HDW-Vorstandsvorsitzenden 
Klaus Ahlers und die Weitergabe des Vorgangs durch 
Bundesminister Dr. Bangemann an den Bundesfinanz- 
minister Dr. Stoltenberg zwecks Überprüfung der Lie- 
ferungen durch die OFD Kiel im Rahmen von Außen- 
wirtschaftsprüfungen und Bußgeldverfahren - bestä- 
tigt die Realitätsferne dieses Vermerks. 

Was die dann folgenden Bemerkungen über das Voran- 
treiben der Genehmigung die „mittlere Lösung" anbe- 
trifft, handelt es sich zunächst um eine Schilderung 
von taktischen Überlegungen der beiden Gesprächs- 
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Partner Zoglmann und Hansen-Wester. Soweit in dem 
Vermerk der Bundeskanzler in Anspruch genommen 
wird, daß er sich bereits dahin geäußert habe, daß die 
Unternehmen auch mit der Genehmigung für die „mitt- 
lere Lösung“ rechnen könnten, dürfte es sich wiederum 
um eine der Spekulationen handeln. Richtig an dieser 
Bemerkung ist nur, was der Bundeskanzler bei seinen 
Vernehmungen verschiedentlich von sich aus klarge- 
stellt hat, daß er, wenn rechtlich und politisch die Rah- 
menbedingungen für eine Lieferung gegebenen seien, 
den Bau der U-Boote auf deutschen Werften der Liefe- 
rung von Blaupausen vorzöge. 

Auch soweit in dem weiteren Vermerk behauptet wird, 
„T. und auch K. sind diese Termine bekannt.“ werden 
Behauptungen aufgestellt, für deren Richtigkeit die 
sonstige Beweiserhebung des Untersuchungsaus- 
schusses keinen Anhaltspunkt bietet. Neben dem be- 
reits erwähnten starken wirtschaftlichen Interesse der 
Unternehmen an der Durchführung des Auftrages 
kann Grundlage dieser und anderer von Hansen-We- 
ster mißverstandener Äußerungen durchaus auch die 
Art und Weise der Darstellung durch Siegfried Zogl- 
mann sein, der, wie aus dem Vermerk nochmals deut- 
lich wird, seinerseits durchaus ein Interesse hatte, den 
Erfolg seiner Gespräche in Bonn im Hinblick auf die 
ihm in Aussicht gestellte Provision möglichst positiv 
darzustellen. Weshalb die Gesprächspartner glaubten, 
davon ausgehen zu können, daß beispielsweise dem 
Bundeskanzler die Termine über das Wirksamwerden 
des Vertrages und des Beginns der Lieferungen be- 
kannt sein sollen, ist unerfindlich; weder Siegfried 
Zoglmann noch Peter Hansen-Wester haben jemals mit 
dem Bundeskanzler selbst in dieser Angelegenheit ge- 
sprochen. 

Was die in dem Vermerk vom 13. September 1984 wei- 
ter enthaltenen Bemerkungen im Zusammenhang mit 
der Höhe der Siegfried Zoglmann in Aussicht gestell- 
ten Provision anbelangt, wie z.B., daß „Zo. von seinen 
Freunden bedrängt" werde, in größeren Raten zu zah- 
len, und zwar bis etwa Mitte 1985, und in diesem Zu- 
sammenhang angeführt worden ist „politische Ämter 
sind oft kurzlebig“, ist noch nicht einmal ein Anzeichen 
dafür, daß entsprechende Zahlungen beabsichtigt ge- 
wesen sind. Bewiesen ist lediglich, daß ein solcher Ver- 
merk geschrieben wurde. Der Untersuchungsausschuß 
hat weder Siegfried Zoglmann noch Peter Hansen-We- 
ster hierzu als Zeuge gehört; alle beide haben im Hin- 
blick auf die insbesondere von der SPD seinerzeit in- 
tensiv befürworteten Strafverfolgung der Beteiligten 
aus dem Unternehmensbereich die Aussage verwei- 
gert; diese Aussageverweigerung hatte der Untersu- 
chungsausschuß zu akzeptieren. 

Allerdings spricht manches dafür, daß auch solche Be- 
merkungen nicht in der Weise gefallen sein dürften. 
Insofern ist in Erinnerung zu rufen, daß 1984 mit brei- 
ter Öffentlichkeitsbeteiligung der Flick-Untersu- 
chungsausschuß des Deutschen Bundestages seine Be- 
weisaufnahme führte; seinerzeit war die Öffentlichkeit 
hinsichtlich der Leistung von Spenden in den politi- 
schen Raum im Zusammenhang mit wirtschaftlichen 
Vorgängen höchst sensibilisiert. Es erscheint wenig 
wahrscheinlich, daß der in politischen Dingen sehr er- 
fahrene Siegfried Zoglmann bei dieser Stimmungslage 
auch nur für sich ernsthaft erwogen hätte, seine Bemü- 


hungen um Erteilung einer Genehmigung für das Blau- 
pausengeschäft mit finanziellen Leistungen in den poli- 
tischen Raum zu begleiten. 

Auch der Strauß-Brief vom 5. November 1984 ändert 
an der politischen Bewertung ebenfalls nichts. Daß der 
Bayerische Ministerpräsident Dr. Franz Josef Strauß 
sich für die Durchführung des Geschäftes ausgespro- 
chen hatte und dafür bei Bundeskanzler Dr. Helmut 
Kohl geworben hatte, war von Beginn der Untersu- 
chungen an bekannt; zu erinnern ist daran, daß Franz 
Josef Strauß mit seiner positiven Haltung zu dem U- 
Boot-Blaupausengeschäft mit Südafrika sich bereits in 
der Bild-Zeitung Ende November 1986 hatte zitieren 
lassen. Ob und wieviel Briefe Franz Josef Strauß in 
diesem Zusammenhang geschrieben hat, kann deswe- 
gen völlig dahinstehen. Der Inhalt des Schreibens vom 
5. November 1984 gibt keine Veranlassung, die bishe- 
rige Betrachtung des Geschehensablaufs in Frage zu 
stellen. Franz Josef Strauß schreibt, daß Prof. Dr. 
Schreckenberger aufgrund seines Schreibens vom 31. 
Juli 1984 noch am selben Tage IKL und HDW angeru- 
fen habe. Prof. Dr. Schreckenberger hat dies bei seinen 
zeugenschaftlichen Vernehmungen nicht bestätigt. 
Woher Franz Josef Strauß wissen wollte, daß sein 
Schreiben vom 31. Juli 1984 Anlaß für Prof. Dr. 
Schreckenberger gewesen sein soll, die Telefonate mit 
IKL und HDW am 31. Juli 1984 zu führen, geht aus 
dem Schreiben selber nicht hervor. Möglicherweise ist 
es eine Vermutung von Franz Josef Strauß. Für die 
Erfüllung des Untersuchungsauftrags sowie für die po- 
litische Beurteilung des untersuchten Sachverhalts 
spielen weder die Strauß-Briefe eine Rolle noch, ob 
tatsächlich der Brief von Franz Josef Stauß vom 3 1 . Juli 
1984 Anlaß für die Telefonate war oder nicht. 

Richtig und wichtig ist, was durch die Beweisaufnahme 
geklärt und bestätigt worden ist, daß Prof. Dr. 
Schreckenberger als Staatssekretär im Bundeskanzler- 
amt am 31. Juli 1984 den beiden betroffenen Unterneh- 
men telefonisch eine Zwischennachricht gegeben hat, 
der von Unternehmensseite mehr an Inhalt bei- und 
unterlegt wurde, als nach der Aussage von StS 
Schreckenberger tatsächlich gerechtfertigt gewesen 
wäre. Prof. Dr. Schreckenberger hat mit Franz Josef 
Strauß über die Angelegenheit nie gesprochen. Die zu- 
sammenfassende Darstellung in dem Schreiben von 
Franz Josef Strauß vom 5. November 1984 kann des- 
wegen eher nur auf Mitteilungen an Franz Josef Strauß 
von den Unternehmen selbst, eventuell über Siegfried 
Zoglmann, stammen; wie die Unternehmen die Telefon- 
gespräche mit Prof. Dr. Schreckenberger zu deuten ge- 
meint hatten, geht bereits aus den erwähnten Notizen 
von IKL und HDW vor, deren Inhalt der Untersu- 
chungsausschuß aus den vorstehenden Darlegungen 
so nicht als zutreffend annehmen kann. 

Zutreffend erscheint der Inhalt der Strauß-Briefe inso- 
weit, als er die ablehnende Haltung des Bundesmini- 
sters des Auswärtigen berichtet, die dieser in den Ge- 
sprächen mit dem HDW-Vorstandsvorsitzenden Klaus 
Ahlers am 12. Oktober 1984 und mit Siegfried Zogl- 
mann am 14. Oktober 1984 eingenommen hat. Zu den 
weiteren, politisch motivierten Äußerungen in diesem 
Zusammenhang bedarf es einer Stellungnahme des Un- 
tersuchungsausschusses nicht. Soweit Franz Josef 
Strauß im übrigen den Verfahrensvorschlag der beiden 
Unternehmen unterstützt hat, eine endgültige Geneh- 
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migung nur in Aussicht zu stellen und erst nach Ablauf 
eines halben Jahres zu erteilen, wurde diesem Vor- 
schlag nicht gefolgt. Deswegen müssen auch keine 
Vermutungen darüber angestellt werden, ob tatsäch- 
lich auch der Bundesminister des Auswärtigen einer 
solchen Lösung hätte zustimmen können, was erweis- 
lich nicht der Fall war, weil er sich auch bereits gegen- 
über Klaus Ahlers gegen die Lieferung von Blaupausen 
ausgesprochen hatte. 

An der politischen Bewertung ändert es schließlich 
ebenfalls nichts, daß es Siegfried Zoglmann seinerzeit 
gelungen war, mit dem damaligen CSU-Landesgrup- 
penchef im Deutschen Bundestag, Dr.Theo Waigel, 
zwei Gespräche, davon eines unter Beteiligung des da- 
maligen Bundesministers für besondere Aufgaben und 
Chef des Bundeskanzleramtes Dr. Wolfgang Schäuble, 
zu führen. Letztlich haben auch diese Gespräche we- 
der zu einer Genehmigung noch zu einer stillschwei- 
genden Duldung des Geschäfts geführt. 

Die Unternehmen haben die Ergebnisse ihrer Vorge- 
spräche auch richtig verstanden: Sie haben davon ab- 
gesehen, einen Antrag auf Genehmigung des von ihnen 
ursprünglich geplanten Exportgeschäftes zu stellen. 
Demzufolge ist ein Genehmigungsverfahren auch nicht 
durchgeführt worden. 

Bei der Bewertung der Vorgespräche ist auch zu be- 
denken, daß nach der Gesetzeslage hinsichtlich der 
nach dem Außenwirtschaftsrecht erforderlichen Ge- 
nehmigungen Klarheit bestand: Genehmigungen sind 
schriftlich zu erteilen. Dies war den interessierten Un- 
ternehmen bekannt. Mißverständnisse über die Ertei- 
lung einer Genehmigung konnten also nicht entstehen; 
allenfalls konnten Mißverständnisse darüber entste- 
hen, in welchem Umfange informelle Vorgespräche 
Hoffnungen auf die Erteilung einer Genehmigung ge- 
macht haben. 

Die Bundesregierung hatte keine Veranlassung, Maß- 
nahmen zur Verhinderung etwa ungenehmigter Liefe- 
rungen von Fertigungsunterlagen zu ergreifen. Der 
Bundesregierung war der Umstand der Lieferung ge- 
nehmigungspflichtiger Unterlagen nach Südafrika 
nicht bekannt; für die Annahme, die Unternehmen 
würden trotz abschlägiger Hinweise und ohne erfor- 
derliche Genehmigung gleichwohl Konstruktionsun- 
terlagen exportieren, bestand für die Bundesregierung 
kein Anlaß. 

b) Nach dem Bekanntwerden der Lieferungen 

Das Verhalten der Bundesregierung nach Bekanntwer- 
den der ungenehmigten Lieferungen von Konstrukti- 
onsunterlagen war richtig. Die Abgabe der Unterlagen 
vom Bundeswirtschaftsminister - nach kurzer Vorprü- 
fung - an den Bundesfinanzminister und die Einleitung 
des Ermittlungsverfahrens durch die nach dem Gesetz 
zuständige und darüber hinaus besonders sachkundige 
OFD war unter jedem Gesichtspunkt richtig und gebo- 
ten. 

Für eine Abgabe an die Staatsanwaltschaft, die ihrer- 
seits dann die OFD eingeschaltet hätte, bestand damals 
kein Anlaß. Obwohl die OFD Kiel keine Veranlassung 
für eine Abgabe an die Staatsanwaltschaft sah, hat sie 
die Staatsanwaltschaft Kiel durch Übersendung von 
Akten informiert und weiter Kontakt gehalten. Diese 


sah bis Ende 1989 keinen Anlaß zur Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens. Auch der Generalbundesan- 
walt sah keinen Anlaß für ein Ermittlungsverfahren. 

Die Staatsanwaltschaft Kiel hatte lange Zeit einen hin- 
reichenden Tatverdacht sowohl in außenwirtschafts- 
rechtlicher Hinsicht als auch in der Frage der Verlet- 
zung einer besonderen Geheimhaltungspflicht ver- 
neint; für die nach der Weisung des Generalstaatsan- 
walts in Schleswig vollzogene Änderung der Auffas- 
sung der Staatsanwaltschaft sind Gründe nicht ersicht- 
lich. 

Daß die Änderung der Meinung der Staatsanwaltschaft 
nach der Resolution der Vollversammlung der VN vom 
21. November 1989, die der Staatsanwaltschaft Kiel 
Veranlassung zu der Auffassung gab, es bestehe nun- 
mehr auch hinreichender Tatverdacht für eine erhebli- 
che Störung der auswärtigen Beziehungen der Bundes- 
republik Deutschland, im Ergebnis unzutreffend war, 
wird durch die Entscheidung des Landgerichts Kiel 
vom 4. Juli 1990 überdeutlich. 

Es bedarf deswegen keines Eingehens mehr darauf, daß 
die Angriffe von SPD und GRÜNEN gegen die abgewo- 
genen Stellungnahmen des AA über die Erheblichkeit 
einer Störung der auswärtigen Beziehungen im Sinne 
des § 34 AWG an der Sache Vorbeigehen und nur ge- 
tragen sind von dem Bemühen, gegen die beiden betrof- 
fenen Unternehmen Strafverfolgungsmaßnahmen ein- 
zuleiten und in Fernwirkung auch Mitglieder der Bun- 
desregierung und ihre Beamte in diese Verfahren mit 
hineinzuziehen, auf diese Weise aber mindestens der 
Bundesregierung politischen Schaden zuzufügen. An- 
ders als einzelnen Mitgliedern von SPD und GRÜNEN 
im Ausschuß, denen durchaus der Vorwurf eines ge- 
brochenen Verhältnisses zur Rechtsordnung der Bun- 
desrepublik Deutschland gemacht werden könnte, so- 
weit sie die Verletzung von Rechtsvorschriften zu ih- 
rem eigenen vordergründigen politischen Erfolg für zu- 
lässig halten oder aber zu entschuldigen versuchen, 
steht die Gesetz - und Rechtmäßigkeit der Entschei- 
dung des Landgerichts Kiel nicht in Frage. 

Es war auch richtig, das BAW anzuweisen, hinsicht- 
lich etwaiger Anträge von IKL besonders gründlich zu 
prüfen. 

Mehr konnte sinnvollerweise nicht getan werden. 

Die Bundesregierung hatte auch keine Veranlassung, 
ihre damalige mittelbare Beteiligung an HDW zu nut- 
zen, um über ihre Eigentümerposition irgendwelche 
Maßnahmen bei HDW zu veranlassen. Solange das Er- 
mittlungsverfahren nicht abgeschlossen war, fehlte 
auch die Klärung des Sachverhalts in tatsächlicher 
und rechtlicher Hinsicht als Grundlage für Konse- 
quenzen irgendwelcher Art. Außerdem hätte das Er- 
mittlungsverfahren der OFD Kiel möglicherweise er- 
schwert werden können. 

Die Bundesregierung hat sich bemüht, eine etwaige Be- 
einträchtigung der auswärtigen Beziehungen gering zu 
halten. Es war deswegen richtig, die Vereinten Natio- 
nen von dem Verdacht rechtswidriger Lieferungen von 
U-Boot-Konstruktionsunterlagen nach Südafrika und 
des eingeleiteten Verfahrens zu informieren. Ob durch 
die Lieferungen die auswärtigen Beziehungen der Bun- 
desrepublik Deutschland erheblich gestört worden 
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sind, ist eine Frage, die das AA im Rahmen der Ermitt- 
lungsverfahren der OFD Kiel und der Staatsanwalt- 
schaft Kiel zu beantworten hatte und wiederholt ver- 
neint hat. Auch der Ausschuß hat nicht den Eindruck 
einer erheblichen Störung gewonnen. 

Bei einer Beurteilung etwaigen außenpolitischen Scha- 
dens wird man allerdings berücksichtigen müssen, daß 
internationales Aufsehen, soweit man davon über- 
haupt sprechen kann, nicht nur das Handeln der Un- 
ternehmen erregt hat, sondern mehr die „politische Be- 
gleitmusik", die von den Oppositionsparteien SPD und 
GRÜNE zu dem laufenden Ermittlungsverfahren ge- 
macht wurde. Dazu gehörten auch die Arbeit des Un- 
tersuchungsausschusses sowie die sie begleitenden 
Aktivitäten, insbesondere solche mit internationalem 
Bezug. Vor allem letztere dienten erkennbar der Schä- 
digung des Ansehens der Bundesrepublik Deutsch- 
land, indem der Verdacht eines Gesetzesverstoßes und 
einer ungenügenden Ahndung hochgespielt wurde. Da 
die Bundesregierung die VN bereits informiert hatte, 
kann Sorge um die internationale Reputation der Bun- 
desrepublik Deutschland nicht bestimmende Motiva- 
tion dieser Aktionen gewesen sein; statt dessen liegt 
der Verdacht bloßer parteipolitischer Manöver nahe. 

In diesem Zusammenhang besonders zu kritisieren und 
als wichtiger Teil des eigentlichen Parlamentskandals 
hervorzuheben ist das Auftreten des SPD-Obmanns 
Norbert Gansei am 27. September 1989 auf der 90. 
Sitzung des durch Resolution 421 (1977) zur Südafri- 
kafrage eingesetzten Ausschusses des VN-Sicher- 
heitsrates in New York. So sehr auch der Untersu- 
chungsausschuß an einer guten Zusammenarbeit mit 
den beiden in Betracht kommenden Ausschüssen der 
VN interessiert ist und eine sachgerechte Aufklärung 
beider Ausschüsse im Interesse des Ansehens der 
Bundesrepublik Deutschland im Ausland und bei den 
VN unterstützt, so wenig kann die zum Teil unzutref- 
fende, insgesamt außerordentlich tendenziöse und von 
vordergründigen innenpolitischen Motiven getragene 
Darstellung des SPD-Obmanns Norbert Gansei vor 
dem Ausschuß hingenommen werden. 

Es besteht der Verdacht, daß Norbert Gansei seinen 
Auftritt vor diesem Ausschuß des UN-Sicherheitsrates 
nur dazu mißbraucht hat, um einen etwaigen außenpo- 
litischen Schaden, der nach der durchaus gemäßigten 
und auch der Sache angemessenen Reaktion des Aus- 
landes auf die von der Bundesregierung weder geneh- 
migte noch unterstützte Lieferung von U-Boot-Blau- 
pausen nach Südafrika vielleicht noch nicht eingetre- 
ten war, nunmehr nachhaltig zu vergrößern. Auch hier 
schimmert als Motiv durch, die Beteiligten aus den Un- 
ternehmen mit Strafverfahren zu überziehen, um auf 
diese Weise der Bundesregierung politischen Schaden 
zuzufügen. 

Der Untersuchungsausschuß stellt mit Befriedigung 
fest, daß dieser Versuch des SPD-Obmanns Norbert 
Gansei, die Bundesrepublik Deutschland vor den Ver- 
einten Nationen nachhaltig in Mißkredit zu bringen, 
gescheitert ist. 

Die Ermittlungen des Untersuchungsausschusses ha- 
ben die von SPD und GRÜNEN aufgestellten haltlosen 
Vorwürfe ausgeräumt, von Seiten der Bundesregie- 


rung, insbesondere von Amtsträgern im BMF sei ver- 
sucht worden, auf das Verfahren der OFD Kiei Einfluß 
nehmen, um den Sachverhalt zu vertuschen und Ver- 
antwortliche der Verfolgung zu entziehen. Weder Bun- 
desfinanzminister Dr. Gerhard Stoltenberg noch 
Parl.StS Dr. Friedrich Voss noch StS Dr. Günter Obert 
noch Oberfinanzpräsident Svend Olav Hansen noch 
irgendwelche andere Beamte haben in irgendeiner 
Weise ihre Pflichten verletzt. Nicht zuletzt wird dies 
deutlich darin, daß die Staatsanwaltschaft Kiel das von 
ihr auf Anzeige hin eingeleitete Verfahren wegen 
Rechtsbeugung in diesem Zusammenhang eingestellt 
hat. 

Die Südafrika-Politik der Bundesregierung ist eindeu- 
tig. Sie wird durch das Geschehen nicht in Frage ge- 
stellt. Seit 1963 genehmigt die Bundesregierung nicht 
die Lieferung von Waffen und Rüstungsgütern an Süd- 
afrika. Im Jahre 1977 stimmte die Bundesregierung der 
VN-Resolution zu, an deren Zustandekommen sie vor- 
her beteiligt war. Im Jahre 1983 hat die Bundesregie- 
rung in der Antwort auf die Große Anfrage der SPD 
betreffend die Politik der Bundesregierung im südli- 
chen Afrika eine eindeutige Antwort gegeben (Auszug 
als Anlage 43). 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort vom 20. 
September 1989 auf die Kleine Anfrage der Abg. Frau 
Eid und der Fraktion DIE GRÜNEN erneut darauf hin- 
gewiesen, daß sie das Waffenembargo des Sicherheits- 
rats der VN in ihrer Ausfuhrgenehmigungspraxis 
strikt anwendet. 


D. Empfehlungen 

Der Untersuchungsausschuß hatte beabsichtigt, zur 
Frage der außenwirtschaftsrechtlichen Beurteilung, 
insbesondere der sog. Teileproblematik noch Sachver- 
ständige des Außenwirtschaftsrechts zu hören. Zu die- 
sem Teil der Beweisaufnahme ist es angesichts des Ein- 
vernehmens im Ausschuß über den Abschluß der Be- 
weisaufnahme zwecks Erstellung eines Berichts noch 
vor Ende der Legislaturperiode nicht mehr gekommen. 
Der Untersuchungsausschuß sieht deswegen davon ab, 
sich mit der Frage von Empfehlungen zur Frage der 
gesetzlichen Regelung der Teileproblematik zu be- 
schäftigen. Der Untersuchungsausschuß weist zusätz- 
lich darauf hin, daß die Bundesregierung die Initiative 
zu zwei Gesetzen zur Novellierung des Außenwirt- 
schaftsrechts ergriffen hatte, die der Deutsche Bundes- 
tag mittlerweile auch am 1. Juni 1990 beschlossen hat 
und am 20. Juli 1990 (BGBL I S. 1457 und 1460) ver- 
kündet worden sind. Soweit ersichtlich, sind die Anre- 
gungen aus dem Abschnitt D. Empfehlungen des Zwi- 
schenberichts des Untersuchungsausschusses auf BT- 
Drucksache 11/6141 nicht aufgenommen worden. 

Der Untersuchungsausschuß begrüßt, daß die Bundes- 
regierung aus gerichtlichen Entscheidungen, in denen 
zwei im von früheren Bundesregierungen praktizierten 
sog. Umlaufverfahren beschlossene Rechtsverordnun- 
gen des Außenwirtschaftsrechts für unwirksam gehal- 
ten worden waren, unverzüglich Konsequenzen gezo- 
gen hat und vorsorglich zur Rechtsbereinigung und zur 
Herstellung der Rechtssicherheit die AWV in der Fas- 


93 




Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag —11. Wahlperiode 


sung vom 18. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2671) erneut 
erlassen hat. Ob aus den bislang vorliegenden gericht- 
lichen Entscheidungen zu dieser Rechtsfrage zu fol- 
gern ist, daß von der Bundesregierung das Rüstungs- 
embargo gegen Südafrika von 1977 nicht ausreichend 
in nationales Recht umgesetzt worden ist, bedarf ge- 
sonderter Prüfung und Entscheidung, zu der auch die 
OFD Kiel und gegebenenfalls bei Fortgang des Ord- 
nungswidrigkeitenverfahrens auch die zuständigen 
Gerichte in diesem Verfahren Stellung beziehen müß- 
ten. Um auch insoweit nicht den Anschein einer Beein- 
flussung des bei der OFD Kiel anhängigen Ermittlungs- 
verfahrens zu wollen, sieht der Untersuchungsaus- 
schuß deswegen von einer weitergehenden Stellung- 
nahme zu der aufgeworfenen Rechtsfrage ab. 

Das Untersuchungsausschußverfahren hat Probleme 
bei der verfassungsrechtlichen Prüfung und Beurtei- 
lung von Untersuchungsaufträgen in verschiedener 
Hinsicht aufgezeigt. Außerdem ist die Beratung und 
Beschlußfassung über Anträge durch Auftreten recht- 
licher Zweifelsfragen immer wieder erschwert und 
verzögert worden. 

Was die Gewährleistung verfassungsrechtlicher An- 
forderungen an Untersuchungsaufträge anbelangt, gibt 
es Vorschläge, diese Frage in den anstehenden Bera- 
tungen über ein Untersuchungsausschußgesetz zu re- 
geln, in dem beispielsweise ein besonderes Prüfungs- 
verfahren, das unter dem Gebot der Beschleunigung 
stehen muß, vorgesehen wird. Ein solches Untersu- 
chungsausschußgesetz sollte darüber hinaus das Ver- 
fahren so eindeutig regeln, daß es jedenfalls über die 
bisher bekannt gewordenen Fälle unterschiedlicher 
Auslegung des Verfahrensrechts künftig keinen Streit 
mehr gibt. 


Im übrigen geben die Zweifelsfragen bei der Antrags- 
beratung und -behandlung Anlaß, alle Fraktionen in 
Untersuchungsausschüssen, insbesondere aber SPD 
und die GRÜNEN, aufzufordern, Anträge sorgfältiger 
zu formulieren, damit keine Verfassungsbestimmun- 
gen verletzt werden, insbesondere dem Bestimmtheits- 
gebot und dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz Rech- 
nung getragen wird. 

Die skandalösen Verhaltensweisen von einzelnen Mit- 
gliedern der Oppositionsfraktionen im Untersuchungs- 
ausschuß, insbesondere bei der Gewährleistung der 
Geheimhaltung, haben gezeigt, daß die bestehenden 
Sanktionsmöglichkeiten für Rechtsverstöße von Aus- 
schußmitgliedern im Verlauf eines Untersuchungsaus- 
schußverfahrens nicht ausreichen. Dieser Zustand hat 
ordentliche Gerichte in ein praktisch unlösbares Di- 
lemma zwischen Schutz privater Rechte einerseits und 
Respektierung bundestagsinterner Freiheit bei der 
Ausschußbesetzung andererseits gebracht. Eindeutig 
rechtsstaatliches Verhalten im Bereich des Bundesta- 
ges wird die Position von Untersuchungsausschüssen 
wieder stärken. Die hier anstehenden und zu beant- 
wortenden Fragen können im Rahmen der Empfehlun- 
gen des Untersuchungsausschusses, der sich schwer- 
punktmäßig mit Fragen der politischen Bewertung und 
Detailfragen des Außenwirtschaftsrechts zu beschäfti- 
gen hatte, nicht vertieft geklärt werden. Jedenfalls mag 
einer der Vorschläge hier erwähnt werden, um parla- 
mentsinterne Verstöße gegen Geheimhaltungsvor- 
schriften zu sanktionieren. Insofern empfiehlt der Un- 
tersuchungsausschuß zu prüfen, ob und inwieweit ein 
Ehrenrat beim Deutschen Bundestag eingerichtet wird, 
um derartige, sonst sanktionslose Verstöße von Mit- 
gliedern des Untersuchungsausschusses festzustellen 
und Konsequenzen vorzuschlagen. 
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Abweichender Bericht der A* Verlauf des bisherigen 
Berichterstatterin der Fraktion Verfahrens 
DIE GRÜNEN 


Vorbemerkung 


Der 1. UA -11. WP des Deutschen Bundestages hatte 
dem Plenum am 20. Dezember 1 989 einen Zwischenbe- 
richt vorgelegt. Zu diesem Zwischenbericht hatte die 
Berichterstatterin der Fraktion DIE GRÜNEN im Bun- 
destag, die Abg. Ursula Eid, einen abweichenden Zwi- 
schenbericht vorgelegt. 

In der seitdem verbliebenen Zeit konnte der 1. Unter- 
suchungsausschuß zwar ab Februar 1990 die Beweis- 
aufnahme fortsetzen, weil das Bundesverfassungsge- 
richt die Regierungsfraktionen zu einer Änderung des 
in Teilen verfassungsrechtlich bedenklichen Untersu- 
chungsauftrages bewegt hatte. Aber die Zeit bis zum 
Ende der Legislaturperiode reichte nicht mehr aus, um 
die Arbeit so sorgfältig zu Ende zu bringen, wie es 
angesichts neuer Informationen, die erst im September 
1990 zur Verfügung standen, nötig gewesen wäre. 

Wenn die Fraktion DIE GRÜNEN trotzdem einen End- 
bericht vorlegt, der von dem Bericht der Mehrheit in 
entscheidenden Punkten abweicht, dann ist dies dem 
Umstand geschuldet, daß wir meinen, daß das Plenum 
des Bundestages und die Öffentlichkeit ein Recht ha- 
ben, zum Abschluß der Legislaturperiode eine Be- 
standsaufnahme der bisher geleisteten Arbeit zu erhal- 
ten. 

Vom Charakter her ist unser Bericht allerdings erneut 
nur ein „Zwischenbericht". Der U-Boot-Untersu- 
chungsausschuß hat seine Arbeit nicht wirklich ab- 
schließen können. Um diesen vorläufigen Charakter 
unseres Berichts zu betonen, haben wir uns weitge- 
hend an die Struktur unseres abweichenden Zwi- 
schenberichts vom 20. Dezember 1989 gehalten und im 
wesentlichen nur die Ergebnisse der in der Zwischen- 
zeit durchgeführten Beweisaufnahme eingearbeitet. 
Ein neues Kapitel „Offen gebliebene Fragen" wurde an- 
gefügt. 

Wir werden darauf drängen, daß diese offenen Fragen 
im Bundestag der 12. Wahlperiode mit geeigneten par- 
lamentarischen Mitteln geklärt werden. Das Thema 
des U-Boot-Skandals und der ungebremsten Rüstungs- 
exporte ist für die demokratische Entwicklung im ver- 
einigten Deutschland viel zu wichtig, als daß die Vor- 
lage des jetzigen Endberichts gleichbedeutend sein 
könnte mit einem Zuschlägen des Kapitels eines der 
größten Rüstungsexportskandale in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland. 


I. Verfahren zur Einsetzung 
des Ausschusses und Auftrag 

Der Antrag der SPD-Fraktion vom 1 1. März 1987 auf 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses (BT- 
Drucksache 11/50) wurde in der 8. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 2. April 1987 beraten (Plenar- 
protokoll 1 1/8, S, 432 ff.). Nach Ablehnung eines An- 
trages der Fraktion DIE GRÜNEN (BT-Drucksache 1 1/ 
84 vom 25. März 1987), der gegenüber dem Untersu- 
chungsauftrag des 4. UA - 10. WP einen geänderten 
Wortlaut vorsah, wurde der Antrag der SPD-Fraktion 
angenommen, da er das erforderliche Quorum erreich- 
te. Der Antrag hat den folgenden Text: 

„Der Bundestag wolle beschließen: 

Es wird ein Untersuchungsausschuß gemäß Artikel 
44 Grundgesetz eingesetzt. Ihm sollen elf Mitglieder 
angehören. 

Der Ausschuß soll klären: 

I. 

In welcher Weise haben sich Bundeskanzler Dr. 
Helmut Kohl, andere Mitglieder der Bundesregie- 
rung, Ministerpräsidenten von Bundesländern, Mit- 
arbeiter von Ministerien oder anderen staatlichen 
Stellen und der bayerische Ministerpräsident Dr. 
h. c. Franz Josef Strauß mit der beabsichtigten Liefe- 
rung von Unterseebooten oder Konstruktionsunter- 
lagen für den Unterseebootsbau an die Republik 
Südafrika befaßt, obwohl derartige Lieferungen nach 
internationalem und deutschem Recht verboten 
sind? 


II. 

Unter welchen Umständen ist die rechtswidrige Lie- 
ferung von Konstruktionsunterlagen für den Unter- 
seebootsbau durch Unternehmen aus der Bundesre- 
publik Deutschland an die Republik Südafrika zu- 
stande gekommen und erfolgt? 

Sind neben Konstruktionsunterlagen auch Teile von 
Unterseebooten geliefert worden, und welche Un- 
ternehmen oder Staaten waren an diesen Geschäften 
beteiligt? 


III. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/ 
oder andere Mitglieder der Bundesregierung, Mini- 
sterpräsidenten von Bundesländern, Mitarbeiter 
von Ministerien oder anderen staatlichen Stellen ge- 
tan oder unterlassen, um die rechtswidrige Liefe- 
rung von Konstruktionsunterlagen für den Unter- 
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seebootsbau an die Republik Südafrika rechtzeitig zu 
verhindern? 

IV. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/ 
oder andere Mitglieder der Bundesregierung, Mini- 
sterpräsidenten von Bundesländern, Mitarbeiter 
von Ministerien oder anderen staatlichen Stellen ge- 
tan oder unterlassen, um nach der rechtswidrigen 
Lieferung den Sachverhalt unverzüglich und voll- 
ständig aufzuklären und den Schaden für die Bun- 
desrepublik Deutschland und die deutsche Wirt- 
schaft zu begrenzen? 

V. 

Dem Verfahren des Untersuchungsausschusses 
werden die Regeln zugrunde gelegt, die von den 
Mitgliedern der Interparlamentarischen Arbeitsge- 
meinschaft im Entwurf eines Gesetzes über Einset- 
zung und Verfahren von Untersuchungsausschüs- 
sen formuliert wurden*, soweit sie geltendem Recht 
nicht widersprechen, und wenn nach übereinstim- 
mender Auffassung der Mitglieder des Untersu- 
chungsausschusses keine sonstigen Bedenken dage- 
gen bestehen.'" 

Auf interfraktionellen Antrag vom 14. Februar 1990 
(BT-Drucksache 1 1/6463, Anlage 2) erhielt der Un- 
tersuchungsauftrag in der 197. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 15. Februar 1990 (Plenarpro- 
tokoll 11/197, S. 15169 ff.) folgende Fassung: 

„Der Ausschuß soll klären: 

I. 

In welcher Weise haben sich Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl, andere Mitglieder der Bundesre- 
gierung, Mitarbeiter von Bundesministerien oder 
anderen staatlichen Stellen des Bundes mit der be- 
absichtigten Lieferung von Unterseebooten oder 
Konstruktionsunterlagen für den Unterseebootsbau 
an die Republik Südafrika befaßt? 

II. 

Unter welchen Umständen ist die ungenehmigte Lie- 
ferung von Konstruktionsunterlagen für den Unter- 
seebootsbau durch Unternehmen aus der Bundesre- 
publik Deutschland an die Republik Südafrika zu- 
stande gekommen und erfolgt? Sind neben Kon- 
struktionsunterlagen auch Teile von Unterseeboo- 
ten geliefert worden, und welche Unternehmen oder 
Staaten waren an diesen Geschäften beteiligt? Un- 
tersuchungen, die sich auf den nichtstaatlichen Be- 
reich erstrecken, sind insoweit zulässig, als sie zur 
Aufklärung des in den Nrn. I., III. und IV. genannten 
Sachverhalts nach dem jeweiligen Stand des Verfah- 
rens notwendig werden. 


* sogenannte IPA-Regeln 


III. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder 
andere Mitglieder der Bundesregierung, Mitarbeiter 
von Bundesministerien oder anderen staatlichen Stel- 
len des Bundes getan oder unterlassen, um die in Nr. II. 
genannte Lieferung von Konstruktionsunterlagen für 
den Unterseebootsbau an die Republik Südafrika 
rechtzeitig zu verhindern? 


IV. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder 
andere Mitglieder der Bundesregierung, Mitarbeiter 
von Bundesministerien oder anderen staatlichen Stel- 
len des Bundes getan oder unterlassen, um nach der in 
Nr. II. genannten Lieferung den Sachverhalt unver- 
züglich und vollständig aufzuklären und den Schaden 
für die Bundesrepublik Deutschland und die deutsche 
Wirtschaft zu begrenzen? 


V. 

Dem Verfahren des Untersuchungsausschusses wer- 
den die Regeln zugrunde gelegt, die von den Mitglie- 
dern der Interparlamentarischen Arbeitsgemeinschaft 
im Entwurf eines Gesetzes über Einsetzung und Ver- 
fahren von Untersuchungsausschüssen* formuliert 
wurden, soweit sie geltendem Recht nicht widerspre- 
chen, und wenn nach übereinstimmender Auffassung 
der Mitglieder des Untersuchungsausschusses keine 
sonstigen Bedenken dagegen bestehen. 


II. Konstituierung des 
Ausschusses 

Der 1 . Untersuchungsausschuß ist am 20. Mai 1987 
durch den Präsidenten des Deutschen Bundestages, 
Dr. Philipp Jenninger, konstituiert worden. 


III. Vorgeschichte und 
Parallelverfahren 

1. Vorgeschichte 

In der 10. WP war die Initiative zur Einsetzung eines 
„U-Boot-Untersuchungsausschusses" von der Fraktion 
DIE GRÜNEN ausgegangen, nachdem die „Kieler 
Nachrichten" am 26. November 1986 erstmalig über 
die Tatsache berichtet hatten, daß die Firmen HDW 
und IKL U-Boot-Pläne nach Südafrika geliefert hatten 
und nachdem die parlamentarische Behandlung des 
Themas für die Fraktion DIE GRÜNEN unbefriedigend 
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verlaufen war. Der Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
stammt vom 3. Dezember 1986 (BT-Drucksac'ne 10/ 
6659). Am 9. Dezember 1986 entschloß sich auch die 
SPD-Fraktion für die Einsetzung eines Untersuchungs- 
ausschusses, der dann am 10. Dezember 1986 vom 
Deutschen Bundestag in seiner 255. Sitzung als 4. UA 
beschlossen wurde. Am 18. Dezember 1986 konstitu- 
ierte sich dieser Ausschuß und trat bis zum Ablauf der 
Legislaturperiode zu insgesamt 1 5 Sitzungen zusam- 
men. 

Da die Ausschuß- Arbeit nach dem Prinzip der Diskon- 
tinuität somit beendet war, gleichzeitig die Zeit für eine 
Aufklärung der „U-Boot-Affäre" nicht ausreichte, ent- 
schlossen sich die Fraktion DIE GRÜNEN und die 
SPD-Fraktion, die Aufklärungsarbeit fortzusetzen, was 
dann zur Einsetzung des 1. UA -11. WP führte. 


2. Parallelverfahren 

2.1 Ordnungswidrigkeitenverfahren bei der 
Oberfinanzdirektion Kiel 

Auf Veranlassung des BMF vom 14. November 1985 
führte die OFD Kiel im Hinblick auf das Südafrika-Ge- 
schäft Ermittlungen wegen des Verdachts eines als 
Ordnungswidrigkeit zu bewertenden Verstoßes gegen 
Außenwirtschaftsbestimmungen zunächst gegen IKL 
und im späteren Verlauf auch gegen HDW durch. Bei 
beiden Unternehmen wurde auch gegen die jeweils 
verantwortlich handelnden Personen ermittelt. Diese 
Verfahren wurden mit den Verfügungen vom 11. Ja- 
nuar 1988 eingestellt (Anlage 3). Die wesentlichen 
Gründe für diese Entscheidungen werden unter B II 3 
im einzelnen dargestellt. 

Die OFD Kiel hat es unterlassen, die Staatsanwalt- 
schaft Kiel über ihre gravierenden Ermittlungsfehler 
und Ermittlungsversäumnisse zu unterrichten, obwohl 
sie bis zur Einstellung des Bußgeldverfahrens in insge- 
samt 24 Fällen Kontakt mit der Staatsanwaltschaft Kiel 
hatte. Eindringlich vorgetragenen Mahnungen eines 
Beamten des BMF, den Fall insgesamt an die Staatsan- 
waltschaft abzugeben, um sich nicht dem „Verdacht 
der Strafvereitelung im Amt ausgesetzt zu sehen", folg- 
ten weder die OFD Kiel noch das BMF. 


2.2 Verfahren bei der Staatsanwaltschaft Kiel 

Am 27. November 1986 leitete die Staatsanwaltschaft 
Kiel ein Überprüfungsverfahren (AR- Vorgang) ein. Es 
kam jedoch nicht zu förmlichen Ermittlungen. Im Zu- 
sammenhang mit einer Beschwerde der Anti- Apart- 
heid-Bewegung gegen die Nicht- Aufnahme der Ermitt- 
lungen wies der General Staatsanwalt in Schleswig die 
Staatsanwaltschaft Kiel am 10. März 1989 an, ein Er- 
mittlungsverfahren gegen HDW und IKL wegen des 
Verdachts der Verletzung einer besonderen Geheim- 
haltungspflicht einzuleiten. 

Er begründete dies u. a. damit, daß der Staatsanwalt- 
schaft bei ihrer Beurteilung des Falles eine Zusatzver- 
einbarung vom 29. April 1985 zu dem von HDW und 
IKL mit der Republik Südafrika geschlossenen Vertrag 


nicht bekannt gewesen sei, wonach die 2,6 Mio. DM, 
um die die Vertragssumme von 60 Mio. DM in einer 
anderen Zusatzvereinbarung gekürzt worden waren, 
nunmehr in bar an einen von IKL beauftragten Vertre- 
ter gezahlt werden sollten. Über eine derartige Verein- 
barung hatte die Hamburger Morgenpost in ihrer Aus- 
gabe vom 7. November 1988 unter Teilabdruck des ge- 
nannten Dokuments berichtet. Die für die Durchfüh- 
rung eines solchen Ermittlungsverfahrens nach § 353 b 
Abs. 4 StGB erforderliche Strafverfolgungsermächti- 
gung, die die Staatsanwaltschaft Kiel unter dem 
15. März 1989 beantragt hatte, wurde jedoch nicht er- 
teilt. 

Dies teilte Wirtschaftsminister Haussmann am 1 . Au- 
gust 1989 der Presse mit. 

Die Gründe hierfür wurden in einer „Ressortbespre- 
chung" am 24. Mai 1989 im BMWi vorab geklärt. Ein 
Protokoll dieses Treffens zeigt, daß sich die Vertreter 
der einzelnen Bundesministerien offen über das „Lega- 
litätsprinzip" hinwegsetzen wollten. Das Protokoll hat 
folgenden Wortlaut: 

„R - 1805/89 Bonn, den 24. Mai 1989 

Vermerk 

Betr.: Veräußerung von Konstruktionsplänen (sog. 
Blaupausen) für den Bau von U-Booten an die 
Republik Südafrika durch die Howaldtswerke/ 
Deutsche Werft AG in Kiel und das Ingenieur- 
kontor Lübeck ohne Genehmigung der zustän- 
digen Stellen; 

hier: Strafverfolgungsermächtigung nach § 353 
b Abs. 4 StGB 

Die Staatsanwaltschaft beim Landgericht Kiel hat die 
Bundesregierung, vertreten durch den Bundesminister 
für Wirtschaft, gebeten, gern. § 353 b Abs. 4 StGB die 
Ermächtigung zur Strafverfolgung von Angehörigen 
der o. a. Firmen wegen des Verdachts der unbefugten 
Weitergabe von VS-eingestuften Unterlagen an Südaf- 
rika im Zusammenhang mit dem o. a. Projekt zu ertei- 
len. 

Ob eine derartige Ermächtigung erteilt werden soll, 
war heute Gegenstand einer Ressortbesprechung, in 
der neben unserem Hause des Bundeskanzleramt, das 
Auswärtige Amt, der Bundesminister der Verteidi- 
gung, der Bundesminister der Finanzen und der Bun- 
desminister der Justiz vertreten waren. Im einzelnen 
ergeben sich die Teilnehmer aus der in Fotokopie bei- 
gefügten Liste. 

Erörtert wurden folgende Fragen: 

1. Anfangsverdacht 

Die Beteiligten waren der Auffassung, daß unser 
Haus bei der Entscheidung über die Erteilung der 
Ermächtigung nicht befugt ist, selbständig zu prüfen, 
ob ein .Anfangsverdacht’ vorliegt. Insoweit ist unser 
Haus an die tatsächlichen Feststellungen der Staats- 
anwaltschaft Kiel gebunden. 

Weiter wurde die Auffassung vertreten, daß auch in 
den Erwägungen, die der Entscheidung unseres 
Hauses zugrundegelegt werden, nicht auf eine et- 
waige .Stärke' oder .Schwäche' des Anfangsver- 
dachts abgestellt werden soll. 
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2. Interesse der Firmen und Belange der Rüstungswirt- 
schaft 

Von dem Vertreter des BMF wurde darauf hingewie- 
sen, daß bei Erteilung einer Ermächtigung mit nach- 
teiligen Folgen für die weitere wirtschaftliche Ent- 
wicklung der beiden Firmen zu rechnen ist (erhebli- 
che Erschwerung von künftigen Akquisitionen im 
U-Boot-Bereich bei ausländischen Auftraggebern), 
weil mit einem Strafverfahren mit Sicherheit eine 
negative Publizität für die beiden Firmen verbunden 
wäre. Zwar müsse damit gerechnet werden, daß 
auch eine Verweigerung der Ermächtigung eine ne- 
gative Publizität auslösen könne, weil dann der in 
der Öffentlichkeit bereits bekannte Verdacht eines 
Verstoßes gegen § 353 b Abs. 2 StGB nicht ausge- 
räumt werden kann. Diese Folge sei aber bei Abwä- 
gung aller Umstände eher hinzunehmen; denn man 
müsse damit rechnen, daß ein Strafverfahren vor- 
aussichtlich mehrere Jahre bis zu seinem rechts- 
kräftigen Abschluß dauern werde mit der Folge, daß 
die Firmen dann immer wieder in die .Schlagzeilen' 
gerieten, während eine Verweigerung der Ermächti- 
gung nur zu einer einmaligen publizistischen Be- 
handlung des Problems führen werde. 

Die Vertreter des BMVg und die Angehörigen von 
ZB teilten diese Auffassung und wiesen zusätzlich 
darauf hin, daß die Bundesmarine ein dringendes In- 
teresse an der Aufrechterhaltung einer leistungsfä- 
higen U-Boot-lndustrie hat, die jedoch nur gewähr- 
leistet sei, wenn die deutschen Firmen auch aus dem 
Ausland Aufträge erhielten, Z. Zt. gehe es vor allem 
um einen U-Boot- Auftrag aus Spanien, über den im 
Herbst 1989 entschieden werden soll, und es sei 
nicht auszuschließen, daß die spanische Entschei- 
dung durch die mit einer strafrechtlichen Verfol- 
gung verbundene Publizität negativ beeinflußt wer- 
de. 

3. Außenpolitische Aspekte 

Der Vertreter des AA hielt es nicht für ausgeschlos- 
sen, daß Indien auf eine Verweigerung der Ermächti- 
gung negativ reagieren werde, und daß diese außer- 
dem zu Angriffen aus den Kreisen der Apartheid- 
gegner gegen die Bundesregierung führen könne. 

Er vertrat aber die Auffassung, daß diese .Progno- 
sen' bei der Entscheidung über die Erteilung der Er- 
mächtigung unberücksichtigt bleiben sollten. 

4. Innenpolitische Aspekte 

Vom Verteidigungsministerium wurde darauf hinge- 
wiesen, daß die Vertreter der Bundesregierung bei 
ihrer Anhörung durch den 1. Untersuchungsaus- 
schuß des 11. Deutschen Bundestages mehrfach er- 
klärt hätten, daß von ihnen bei Prüfung der Firmen 
keine Hinweise festgestellt worden seien, die auf die 
Weitergabe von VS-Unterlagen durch die Firmen an 
Südafrika schließen lassen. Eine Erteilung der Er- 
mächtigung könne daher in der Öffentlichkeit zu 
dem Eindruck führen, daß die damaligen Erklärun- 
gen unrichtig gewesen seien. Auf diese Argumenta- 
tion wurde jedoch erwidert, daß die Staatsanwalt- 
schaft in Kiel die Richtigkeit der damaligen Erklä- 
rungen von Vertretern der Bundesregierung nicht in 
Zweifel ziehe, sondern das Ermittlungsverfahren 
darauf stützen werde, daß möglicherweise Unterla- 
gen, die den Vertretern der Bundesregierung damals 


nicht bekannt waren, nach Südafrika geliefert wor- 
den sind. 

Alle Beteiligten waren sich einig, daß bei einer Ver- 
weigerung der Ermächtigung der Bundesregierung 
von interessierter Seite möglicherweise der Vorwurf 
gemacht wird, sie wolle entgegen ihren bisherigen 
Erklärungen das Verhalten von Angehörigen der 
Bundesregierung im Zusammenhang mit der ,U- 
Boot-Affäre' vertuschen. Inwieweit diesem Aspekt 
bei der Entscheidung über die Erteilung der Geneh- 
migung Gewicht beizumessen ist, kann auf Fachebe- 
ne nicht abschließend beurteilt werden. Von Bedeu- 
tung dürfte diese Frage vor allem für das Bundes- 
kanzleramt, das AA, das Bundesfinanzministerium 
und unser Haus sein, da Angehörige dieser Ressorts 
damals in irgend einer Weise an dem Vorgang betei- 
ligt waren. 

BK, BMF und AA haben zugesagt, sich zu diesen 
Fragen zu äußern. Unser Haus wird unsere Leitung 
speziell auf diesen Aspekt hinweisen. 

5. Rechtspolitische Aspekte 

Von Vertretern des Verteidigungsministeriums und 
ZB wurde darauf hingewiesen, daß die mit einer Ver- 
weigerung der Ermächtigung zwangsläufig verbun- 
dene Durchbrechung des .Legalitätsprinzips' hinge- 
nommen werden könne, weil der Unrechtsgehalt, 
der mit einer Weitergabe von VS-Sachen an Südaf- 
rika verbunden wäre, verhältnismäßig gering zu be- 
werten ist. 

Selbst wenn formal sekretierte Unterlagen geliefert 
worden wären, hätte dies für sich allein noch keine 
schwerwiegenden Konsequenzen und müßte wegen 
der besonderen Umstände des Falles strafrechtlich 
als ein relativ geringfügiger Verstoß gewertet wer- 
den. Anders wäre der Sachverhalt nur dann zu be- 
urteilen, wenn unter Verstoß gegen ein bestehendes 
Geheimschutzabkommen militärische Geheimnisse 
eines anderen Staates verraten worden wären. Hin- 
sichtlich der Identifizierung eines anderen Staates 
hat jedoch die Staatsanwaltschaft bisher einen An- 
fangsverdacht ausdrücklich verneint. 

6. Nach Auffassung der Vertreterin des BMJ ist es 
zweckmäßig, den beteiligten Firmen bzw. ihren An- 
wälten noch einmal förmlich .rechtliches Gehör' zu 
gewähren. Diese Meinung wurde von mir geteilt. 

7. Die Vertreter des BK und des BMF stimmten ,ad 
Peferendum 1 der Verweigerung der Ermächtigung 
aus den zu Ziff. 2 und 5 dargelegten Erwägungen zu, 
erklärten aber, daß sie sich bis zum l.Juni 1989 
abschließend äußern werden. 

Der Vertreter des AA erklärte, daß er sich eine Stel- 
lungnahme zu dem unter Ziff. 4 angesprochenen 
Aspekt ebenfalls bis zum 1. Juni 1989 Vorbehalte. 
Den Vertretern der Ressorts wurde zugesagt, daß 
ihnen dieses Protokoll, das in ihrer Gegenwart dik- 
tiert wurde, und mit dem sie einverstanden sind, 
noch heute per Telefax übersandt wird. 

Dr. Gördel" 

Durch diese Entscheidung von Bundeswirtschaftsmini- 
ster Haussmann wurde im Sommer 1989 eine staatsan- 

waltschaftliche Aufklärung des Firmenhandelns und 

die gerichtliche Bewertung der Verdachtsmomente 
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verhindert Somit hat die Bundesregierung ihre verfah- 
rensrechtliche Stellung gemäß § 353 b Abs. 4 StGB zu 
einem Akt der Selbstbegünstigung genutzt, weil ein 
derartiges Verfahren zwangsläufig Mitglieder der Bun- 
desregierung mit einbezogen hätte. 

Aufgrund dieser Entscheidung mehrten sich in Kreisen 
der VN, der afrikanischen Länder und der südafrikani- 
schen Oppositionsbewegungen die Stimmen, die die 
Bundesregierung anklagten, das Nötige zur Aufklä- 
rung des U-Boot-Skandals zu verhindern. So zeigte 
sich z. B. der einflußreiche Südafrikanische Kirchenrat 
SACC schockiert und empört. In einer Erklärung vom 
31. August 1989 forderte der SACC die Bundesregie- 
rung eindringlich auf, das U-Boot-Geschäft aufzuklä- 
ren und nichts mehr unter den Teppich zu kehren. 

Nicht zuletzt die genannte Entscheidung des Bundes- 
wirtschaftsministers führte zu einer erheblichen Stö- 
rung der auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland und zu einer erneuten Behandlung des 
Themas durch die Vollversammlung der Vereinten Na- 
tionen. 


2.2.1 Die Resolution der UNO-Generalversammlung 
vom 22. November 1989 

Wie bereits in den Vorjahren wurde das U-Boot-Ge- 
schäft auch im Bericht des Special Committee Against 
Apartheid, der am 25. Oktober 1989 vor der General- 
versammlung der Vereinten Nationen abgegeben wur- 
de, ausführlich abgehandelt. Unter dem Kapitel „Mili- 
tärische und nukleare Beziehungen" beschäftigte sich 
Abschnitt 136 dieses Berichts mit der Belieferung Süd- 
afrikas durch Blaupausen und Mikrofilme für die Kon- 
struktion von U-Booten des Typs U 209; die bundes- 
deutschen Firmen HDW und IKL werden als Lieferan- 
ten namentlich aufgeführt. Ausdrücklich wird auch er- 
wähnt, daß dieser Verstoß gegen die UNO-Resolution 
4 1 5 bereits Gegenstand des Berichtes des Special Com- 
mittee against Apartheid vom 27. Oktober 1988 gewe- 
sen sei. Es wird ausgeführt, daß dieser Verstoß gegen 
das Waffenembargo Gegenstand von Verhandlungen 
vor UNO-Gremien mit der Bundesregierung gewesen 
sei und diese zugesichert habe, daß gesetzgeberische 
Maßnahmen getroffen würden, um die Durchsetzung 
des Waffenembargos zu gewährleisten. 

Der Bericht stellt in Kapitel 136 auch ausdrücklich 
fest, daß die Untersuchungen, die sich mit der Liefe- 
rung der U-Boot-Pläne befaßten, noch keinen erfolgrei- 
chen Abschluß gefunden hätten und die Täter nicht 
gerichtlich verfolgt würden. Es wird zudem betont, daß 
Südafrika trotz gegenteiliger Beteuerungen seiner Re- 
gierung auf der SANDOCK-AUSTRAL- Werft in Dur- 
ban U-Boote fertige und daß die THYSSEN-Nordsee- 
werke in Emden als „dritte Firma" in dieses Projekt 
verstrickt sei. 

Auf diesen Bericht brachten 34 vorwiegend afrikani- 
sche UNO-Mitgliedstaaten, darunter die sogenannten 
Frontstaaten, am 9. November 1989 bei der Vollver- 
sammlung der Vereinten Nationen den Entwurf einer 
Resolution zur militärischen Zusammenarbeit mit Süd- 
afrika ein. In ihm wurden „die Aktionen der Staaten 


nachdrücklich mißbilligt", „die direkt oder indirekt da- 
mit fortfahren, das Waffenembargo zu brechen, um mit 
Südafrika auf militärischem, nuklearem, nachrichten- 
dienstlichem und technologischem Sektor zusammen- 
zuarbeiten 1 '. Dabei wurden die Bundesrepublik 
Deutschland und Chile ausdrücklich erwähnt. Die 
Bundesrepublik Deutschland wurde deshalb beson- 
ders genannt, weil sie es „erlaubt habe, daß zwei deut- 
sche Firmen Blaupausen zur Fertigung von U-Booten 
und sonstigem militärischem Material nach Südafrika 
lieferten“. 

Der Resolutions- Entwurf vom 9. November 1989 
wurde in einer revidierten Fassung vom 21. November 
1989 am 22. November 1989 vor der Generalversamm- 
lung der Vereinten Nationen zur Abstimmung gestellt. 
Von dieser Fassung zogen folgende Staaten ihre Urhe- 
berschaft zurück: Antigua-Barbuda, Benin, Burundi, 
Comoren, Djibuti, Gambia, Kenia, Liberia und Niger. 
In dieser Fassung wurde die Bundesrepublik Deutsch- 
land nicht mehr ausdrücklich als Genehmigender des 
Blaupausen-Geschäfts mit Südafrika benannt, sondern 
in Paragraph 1 wie folgt erwähnt: 

„Die Generalversammlung mißbillige nachdrücklich 
die Verstöße von solchen Staaten oder Organisatio- 
nen, die direkt oder indirekt damit fortführen, das 
Waffenembargo zu verletzen und mit Südafrika auf 
militärischem, nuklearem, nachrichtendienstlichem 
und technischem Gebiet zusammenzuarbeiten, ins- 
besondere zwei in der Bundesrepublik Deutschland 
ansässige Firmen, die Blaupausen für den Bau von 
U-Booten und anderem verwandtem militärischem 
Material geliefert hätten. Die Bundesrepublik 
Deutschland wird aufgefordert, ihren Verpflichtun- 
gen aus der Resolution 421 dadurch nachzukom- 
men, daß sie die genannten Firmen gerichtlich ver- 
folge." 

Die Resolution endet mit dem Auftrag an das Special 
Committee against Apartheid, die Angelegenheit stän- 
dig zu beobachten und hierüber der Generalversamm- 
lung und dem Sicherheitsrat zu berichten. 

Die bundesdeutsche Delegation bei den VN versuchte, 
mit einer Empfehlung die namentliche Benennung der 
Bundesrepublik Deutschland aus der Resolution vom 
21. November 1989 entfernen zu lassen. In einer Ab- 
stimmung über diese Empfehlung unterlag sie jedoch 
mit 45 Stimmen gegen 53 Stimmen, die für die Beibehal- 
tung der Benennung der Bundesrepublik Deutschland 
stimmten, sowie 38 Enthaltungen. Auch ein Versuch, 
Paragraph 1 der Resolution geteilt zur Abstimmung zu 
stellen, scheiterte mit 45 gegen 58 Stimmen bei 26 Ent- 
haltungen. 

Die Abstimmung über die Resolution der VN zur mili- 
tärischen Zusammenarbeit mit Südafrika unter na- 
mentlicher Benennung der Bundesrepublik Deutsch- 
land hatte in der 63. Sitzung der 44. Generalversamm- 
lung am 22. November 1989 folgendes Ergebnis: 

106 Staaten stimmten der Resolution zu, 17 Staaten 
waren dagegen und 26 Staaten enthielten sich der 
Stimme. 
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Eine derartige Schuldzuweisung, wie sie der Bundesre- 
publik Deutschland durch die Resolution am 22. No- 
vember 1989 widerfahren ist, ist auch bei den Verein- 
ten Nationen ein einmaliger Vorgang. Anbahnung und 
Durchführung des sog. Blaupausen-Geschäites haben 
dem Ansehen der Bundesrepublik Deutschland in der 
internationalen Staatengemeinschaft einen schweren 
Schaden zugefügt. Dort gilt die Bundesrepublik als 
Brecher des Waffenembargos gegen Südafrika und ille- 
galer Lieferant von Plänen für Kriegswaffen. Durch die 
Verurteilung, wie sie am 22. November 1989 von der 
UNO-Generalversammlung ausgesprochen wurde, 
wird auch attestiert, daß die auswärtigen Beziehungen 
der Bundesrepublik Deutschland zur internationalen 
Staatengemeinschaft eine erhebliche Störung erlitten 
haben. 


2.2.2 Weitere Ermittlungen der 
Staatsanwaltschaft Kiel 

a) Rechtsauffassung der Staatsanwaltschaft Kiel 

Mit Schreiben vom 27. November 1989 erstatteten 
sechs Bundestagsabgeordnete der Bundestagsfraktion 
DIE GRÜNEN, darunter der Fraktionsvorstand, Straf- 
anzeige bei der Staatsanwaltschaft Kiel gegen die Fir- 
men HDW und IKL, da aufgrund der UNO-Resolution 
vom 22. November 1989 nunmehr die Voraussetzun- 
gen des § 34 AWG vorlägen. 

Am 29. November 1989 teilte der Leitende Oberstaats- 
anwalt beim Landgericht Kiel in einem Schreiben an 
den Präsidenten der OFD Kiel mit, aufgrund der in der 
44. Sitzung der Vollversammlung der Vereinten Natio- 
nen gestellten Resolutionsanträge vom 9. und 21. No- 
vember 1989 habe er die Verfolgung der den Verfahren 
der OFD Kiel gegen Verantwortliche von HDW und 
IKL zugrunde liegende Ordnungswidrigkeiten nach 
den §§ 40, 42 OWiG übernommen und bitte, ihm die 
Urschriften der Bußgeldvorgänge zu überlassen. 

In einem 42 Seiten umfassenden Vermerk vom 6. De- 
zember 1989, in dem der Sachverhalt des Vertrags- 
schlusses und der Lieferung von Fertigungsunterlagen 
für den U-Boot-Bau nach Südafrika einer umfassenden 
rechtlichen Würdigung unterzogen wird, wird im ein- 
zelnen dargelegt, daß nunmehr wegen der UNO-Reso- 
lution vom 22. November 1 989 der Tatbestand des § 34 
AWG als zwingend erfüllt angesehen werden müsse 
(Anlage 45). Nachdem dargelegt wird, daß es sich bei 
der Lieferung von Unterlagen aufgrund des Vertrages 
von HDW und IKL vom 15. Juni 1984 um genehmi- 
gungspflichtige Gegenstände gemäß § 5 Abs. 1 AWV 
handelt und eine Genehmigung seitens der Bundesre- 
gierung nicht erteilt wurde, daß sogar die Teillieferun- 
gen der Firmen von § 5 Abs. 1 Satz 2 AWV erfaßt wür- 
den, setzt sich der Vermerk auch mit den bisherigen 
Vermerken der OFD Kiel, die letztlich zur Einstellung 
des Bußgeldverfahrens führten, auseinander. Die OFD 
Kiel habe nicht bedacht, daß § 5 AWV auch Teilliefe- 
rungen genehmigungspflichtig mache und Umge- 
hungsfälle von § 45 Abs. 3 AWV erfaßt würden, mit 
denen die Genehmigungspflicht bei Lieferung von Un- 
terlagen unterlaufen würde. Auch wird darauf hinge- 
wiesen, daß gerade § 45 AWV nur Lieferungen an die 


Republik Südafrika und Süd- West-Afrika erfasse, 
während § 5 AWV die Genehmigungspflicht von Lie- 
ferungen an das Ausland insgesamt statuiert. Der Ver- 
merk setzt sich auch mit dem Technologietransfer aus- 
einander, der wegen der Entwicklungsmöglichkeiten 
der Computer-Technologie ebenso gefährlich sei, wie 
die Weitergabe von stofflichen Unterlagen. Deswegen 
sei in § 7 in Verbindung mit § 45 AWV ein Verbot mit 
Erlaubnisvorbehalt statuiert worden, was auch die 
Weitergabe von Teilkenntnissen erfasse, weil gerade 
das Beispiel des Blaupausen-Exports nach Südafrika 
besonders eindrucksvoll zeige, wann der Übergang 
von einer „Teillieferung" zu einer „vollständigen" bzw. 
„wesentlichen" Lieferung stattgefunden habe. Daher 
sei in derartigen Fällen eine „außerordentlich sorgfälti- 
ge“ Prüfung erforderlich. Bei allen Rüstungsexporten 
sei es zuzumuten, eine Genehmigungsentscheidung 
der zuständigen Behörden abzuwarten und gegebenen- 
falls hiergegen den Rechtsweg zu beschreiten. 

Der Vermerk setzt sich auch eingehend mit der Frage 
auseinander, ob infolge der Blaupausen-Lieferung 
nach Südafrika der Straftatbestand des § 34 Abs. 1 
Nr. 3 AWG erfüllt sei. In dem Vermerk werden die 
erheblichen Störungen der auswärtigen Beziehungen 
der Bundesrepublik Deutschland wie folgt qualifiziert: 

„Erheblich ist danach eine Störung, wenn sie sich 
über die belanglosen alltäglichen Wechselfälle hin- 
aushebt, und zwar durch besonders einschneidende, 
nachhaltige, also zeitlich lang andauernde oder 
sachlich weitreichende Auswirkungen, wobei nach 
Ansicht der Literatur allein das .beträchtliche Auf- 
sehen’ die Störung nicht zu einer erheblichen macht. 
Es muß sich um eine Störung handeln, die deutlich 
ins Gewicht fällt und den Rahmen der täglichen Au- 
ßenpolitik sprengt, in denen die gesamte außenpoli- 
tische Situation der Bundesrepublik (z. B. gegenüber 
den Partnerländern der NATO) wesentlich ver- 
schlechtert wird. Entscheidend ist dabei immer nur 
das eigene Interesse der Bundesrepublik und nicht 
das Interesse anderer Staaten an der Verhütung ei- 
ner solchen Störung. Der Verstoß allein gegen die 
UNO-Resolution 418 begründet den Erfolg im Sinne 
von § 34 Abs. 1 AWG nicht.“ 

Im Vermerk wird sodann eine Vielzahl von ablehnen- 
den und kritischen Stellungnahmen im Ausland aufge- 
führt, die nach der ersten Veröffentlichung von Einzel- 
heiten zum U-Boot-Blaupausen-Skandal abgegeben 
wurden. Auch im bilateralen Bereich sei es zu Reaktio- 
nen gekommen, wobei in Presseartikeln auch Kritik an 
Bundeskanzler Kohl geäußert worden sei. Während 
sich Regierungsstellen in Australien, Indien und die 
Botschaften Nigerias und Kenias mit Informationswün- 
schen an die Bundesregierung bzw. die Botschaften ge- 
wandt hätten, sei von seiten Sambias zum Ausdruck 
gebracht worden, daß die Verwaltung des Bundeskanz- 
lers in irgendeiner Weise an der Lieferung der Unterla- 
gen beteiligt gewesen sei. Darüber hinaus wird ein 
Schreiben an 42 Mitglieder des US-Repräsentanten- 
Hauses vom 2. April 1987 angeführt, in dem vorge- 
bracht wird, daß die Firmen der Bundesrepublik 
Deutschland in einer Weise handelten, die mit dem 
Rüstungsembargo völlig unvereinbar sei. 
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Unter Bezugnahme auf den Verlauf der Verhandlungen 
zurUNO-Resolutionvom'22. November 1989 wird fol- 
gendes festgestellt: 

„Nachdem es der deutschen UN-Delegation an- 
scheinend gelang, diesen Antrag in seiner ursprüng- 
lichen Fassung abzuwenden, wurde auf Antrag von 
25 Staaten am 21. November 1989 eine ernsthafte 
Mißbilligung gegenüber zwei deutschen Unterneh- 
men (HDW/IKL) ausgesprochen und die Bundesre- 
publik Deutschland zugleich aufgefordert, ihren 
Verpflichtungen zur Verfolgung dieser Firmen nach- 
zukommen. Die Annahme dieses Antrags erfolgte 
mit 106 gegen 17 Stimmen bei 26 Enthaltungen. Zu- 
vor war der deutschen Delegation nicht gelungen, 
die die Bundesrepublik Deutschland betreffende 
Passage aus der Entschließung entfernen zu lassen. 
Hierbei erlitt sie eine Abstimmungsniederlage mit 
45 gegen 53 Stimmen bei 38 Enthaltungen. 

Entgegen den Ausführungen in der Stellungnahme 
vom 26. September 1989 handelt es sich jetzt nicht 
mehr nur um kritische Fragen, die im Bereich der 
Vereinten Nationen gestellt werden. Die bisherigen 
Bemühungen der Bundesregierung müssen als ge- 
scheitert angesehen werden, im Bereich der Verein- 
ten Nationen darlegen zu können, daß sie für das 
Verhalten der deutschen Firmen keine Verantwor- 
tung trage und das sogenannte Blaupausen-Geschäft 
weder genehmigt noch geduldet habe. Selbst wenn 
es der deutschen Delegation — noch — gelungen 
war, eine direkte Verurteilung der Bundesrepublik 
abzuwenden, zeigen die dazu erforderlichen Bemü- 
hungen und insbesondere auch die vorgenannte Ab- 
stimmungsniederlage, daß es derzeit nicht mehr un- 
eingeschränkt gelingt, die eigenen Belange überzeu- 
gend durchzusetzen. Diese Umstände müssen auch 
deshalb um so mehr Beachtung finden, weil seit der 
damaligen Veröffentlichung zwischenzeitlich drei 
Jahre vergangen sind und es statt einer zu erwarten- 
den Beruhigung zu einer Verschärfung der öffentli- 
chen Erörterung in internationalen Gremien gekom- 
men ist.“ 

Der Vermerk setzt sich sodann mit der bisherigen Auf- 
fassung des AA zur Frage der Störung der auswärtigen 
Beziehungen auseinander, die vor dem Hintergrund 
der UNO-Resolution vom 22. November 1989 als 
überholt angesehen wird. Er schließt mit der Feststel- 
lung, daß nunmehr gegen die Lieferfirmen HDW und 
IKL Ermittlungsverfahren auch unter dem Gesichts- 
punkt eines Vergehens gemäß § 34 Abs. 1 Nr. 3 AWV 
betrieben werden müßten. Der Vermerk schließt mit 
der Feststellung, daß in der Vergangenheit von Regie- 
rungsstellen „die Erfolgsschwelle’' bei Embargo-Ver- 
stößen betreffend Südafrika — ob zu Recht oder Un- 
recht — vergleichsweise niedrig angesetzt worden sei. 
Hierzu wird eine Stellungnahme des BMWi vom 
1 . Juni 1 979 im Zusammenhang mit der Lieferung einer 
Munitionsherstellungs- Anlage als Vergleich zur frü- 
heren Rechtspraxis wie folgt zitiert: 

„Schon der Vorwurf durch Gremien der Vereinten 
Nationen oder andere Staaten, aus der Bundesrepu- 
blik würden entgegen dem UN-Waffenembargo Rü- 
stungsgüter nach Südafrika exportiert, beeinträch- 
tigt die Glaubwürdigkeit der Erklärung der Bundes- 


regierung, sie halte das Embargo strikt ein, und setzt 
ihr internationales Ansehen herab. Dabei kommt es 
nicht entscheidend darauf an, daß die Ausfuhr unge- 
nehmigt und folglich ohne Wissen und Wollen der 
Bundesregierung erfolgt ist. ln der internationalen 
Diskussion, an der viele Staaten beteiligt sind, denen 
eine freie Wirtschaftsordnung fremd ist, ist immer 
wieder festzustellen, daß Handlungen einzelner 
Staatsangehöriger oder Industrieunternehmen — 
insbesondere dann, wenn es sich um renommierte, 
international bekannte Firmen handelt — den Regie- 
rungen zugerechnet werden. Sich gegen solche — 
wenn nach unserer Rechtsordnung unberechtigte — 
Angriffe zur Wehr setzen zu müssen, bedeutet eine 
erhebliche Belastung für die UN- und Afrikapolitik 
der Bundesregierung, 

Schutzgut des § 34 AWG ist nach hiesiger Auffas- 
sung die außenpolitische Handlungsfreiheit der 
Bundesregierung. Diese wird bereits dadurch beein- 
trächtigt, daß die Bundesregierung selbst Kenntnis 
von der Durchbrechung des Waffenembargos durch 
eine deutsche Firma erhält. Sie kann damit nicht wie 
bisher kategorisch erklären, von der Bundesrepu- 
blik würden keine Rüstungsgüter nach Südafrika 
geliefert, weil sie Gefahr läuft, widerlegt zu werden." 

Ein weiterer Vermerk der Staatsanwaltschaft Kiel be- 
faßt sich mit der Frage der Verfolgungsverjährung der- 
jenigen Ordnungswidrigkeiten und Straftatbestände, 
die im Zusammenhang mit den Blaupausen-Lieferun- 
gen durch IKL und HDW nach Südafrika verletzt sein 
könnten. Dieser Vermerk schließt mit der Feststellung, 
daß mögliche Ordnungswidrigkeiten der Firmen am 
19. Dezember 1 989 eintreten könnten, eine Verjährung 
hinsichtlich möglicher Straftatbestände (§ 353 b Abs. 2 
Nr. 2 StGB, § 34 Abs. 1 Nr. 3 AWG) jedoch erst frühe- 
stens ab dem 29. April 1990 zu besorgen sei. Insbeson- 
dere wegen der Verjährung möglicher Ordnungswi- 
drigkeiten nahm die Staatsanwaltschaft Kiel noch am 
7. Dezember 1989 Durchsuchungen und Beschlagnah- 
men bei Firmenvertretern von HDW und IKL vor. 

b) Die Bewertung durch das Auswärtige Amt 

Das AA verblieb auch in seiner Stellungnahme vom 
15. Dezember 1989, die von der Staatsanwaltschaft 
Kiel mit Schreiben vom 24. November 1989 erbeten 
worden war, bei der Auffassung, daß auch nach der 
Verabschiedung der UNO-Resolution vom 22. No- 
vember 1989 (A/44/34/Rev. 1) eine erhebliche Störung 
der auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland nicht gegeben sei. Hierzu äußerte sich 
Außenminister Genscher in seiner Vernehmung vom 
31. Mai 1990 wie folgt (Prot. 53/103 f.): 

„Das Auswärtige Amt ist im Rahmen des Verfahrens 
gegen die Vertreter der Firmen HDW und IKL wie- 
derholt, zuletzt am 16. 12. 86, vom Bundesminister 
der Finanzen, später von der Staatsanwaltschaft 
Kiel, gebeten worden, zum Tatbestand des § 34 
Abs. 1 Ziff. 3 des Außenwirtschaftsgesetzes Stellung 
zu nehmen. Ich möchte hier klarstellen, daß es der 
Staatsanwaltschaft und dem Gericht freisteht, die 
Frage einer erheblichen Störung — das ist ja das 
Kriterium, das das Gesetz vorsieht - der Auswärti- 
gen Beziehungen anders zu beurteilen, als das gut- 
achterlich gehörte Auswärtige Amt. Die Stellung- 
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nahmen des Auswärtigen Amtes haben also, anders 
als etwa im Falle des § 353 StGB, da wo es um die 
Frage des Geheimnisverrats geht, die Stellungnah- 
men des Auswärtigen Amts haben nicht den Cha- 
rakter einer Strafverfolgungsermächtigung oder ei- 
ner Strafverfolgungsverweigerung. Eine solche ist 
für ein Verfahren nach § 34 des Außenwirtschafts- 
gesetzes nicht erforderlich. Es ist Sache der Staats- 
anwaltschaft in Kiel als zuständiger Staatsanwalt- 
schaft und des zuständigen Gerichts, zu entschei- 
den, wie das Verfahren zu führen ist. 

Das sieht offenbar auch die Staatsanwaltschaft so 
und auch das Gericht, denn das ergibt sich aus der 
Erwirkung der Durchsuchungsbeschlüsse, die er- 
gangen sind, das waren doch zahlreiche Anhalts- 
punkte für eine Straftat nach § 34 AWG, und dies 
trotz der vorliegenden Stellungnahmen des Auswär- 
tigen Amtes. Sollte es zu einer Hauptverhandlung 
kommen in der Sache, wird das Gericht wiederum 
frei sein in der Würdigung der Stellungnahmen, die 
das Auswärtige Amt abgibt, falls das Auswärtige 
Amt dazu noch einmal gehört wird." 


cf Der Fortgang der Ermittlungsverfahren bei der 
Staatsanwaltschaft Kiel 

Ende April 1990 wurden von der Staatsanwaltschaft 
Kiel die Ermittlungen auch auf das mögliche Vorliegen 
von Vergehen nach § 353 b Abs. 2 Nr. 2 StGB ausge- 
dehnt. Die erforderliche Strafverfolgungsermächti- 
gung erteilte der Bundesminister für Wirtschaft am 
25. April 1990. Er begründete diese Entscheidung da- 
mit, daß aufgrund neuer Unterlagen nunmehr nicht nur 
Verdachtsmomente für eine formelle Verletzung eines 
Geheimschutzabkommens, sondern auch für einen ma- 
teriellen Geheimnisverrat vorlägen. 

Im Zusammenhang mit der Durchführung des Ermitt- 
lungsverfahrens wurden sodann bei den beiden Unter- 
nehmen sowie bei Verantwortlichen und Mitarbeitern 
dieser Unternehmen zahlreiche Durchsuchungen vor- 
genommen und umfangreiches Aktenmaterial be- 
schlagnahmt. Gegen diese Maßnahmen legten die Be- 
troffenen Beschwerde beim Landgericht Kiel ein. Um- 
fang und Inhalt des beschlagnahmten Aktenmaterials 
hat der Leitende Oberstaatsanwalt der Staatsanwalt- 
schaft Kiel, Lothar von Raab-Straube, in einer informa- 
torischen Anhörung vor dem Untersuchungsausschuß 
am 28. März 1990 (Prot. 47/13) wie folgt beschrieben: 

„Wir haben sehr weitgehende und sehr umfangrei- 
che Durchsuchungen gemacht, nachdem wir die 
(Durchsuchungs-)Beschlüsse am 18. 12. erhalten 
haben. Wir haben mit einem großen Aufgebot, unter 
anderem mit 1 0 Staatsanwälten und 20 Kriminalbe- 
amten, erstmals am 4. Januar 1990 durchsucht. Wir 
haben, wie es in Wirtschaftsverfahren üblich ist, 
nicht nur Firmen durchsucht, sondern wir haben na- 
türlich auch . . . Privatadressen durchsucht. Wir ha- 
ben dann, nachdem wir Funde gemacht hatten, die 
uns nach unserer Meinung doch einigen Aufschluß 
gaben, und zwar — ich kann das eigentlich nur stich- 
wortartig sagen — Aufschluß über die Fortführung 
des Geschäfts, gesagt, jetzt müssen wir weiter nach- 
fassen. Wir haben neue Durchsuchungs- 


anträge gestellt und Beschlüsse am 24. Januar 1990 
erhalten. Wir haben am 6. Februar die zweite 
Durchsuchungsaktion wiederum bei Firmen, aber 
auch wiederum in Privatwohnungen gemacht. Wir 
sind ebenfalls wieder fündig geworden. . . . Dann 
fand die dritte Durchsuchung am 6. März statt. Ich 
kann aber nicht sagen, daß es die allerletzte war, 
denn in dieser Woche ist vorgestern schon wieder 
eine Durchsuchung gewesen." 

Auf die Frage des Abg. Gansei, ob die Staatsanwalt- 
schaft Kiel Ermittlungsvorgänge an andere Staatsan- 
waltschaften abgegeben habe, zählte Leitender Ober- 
staatsanwalt von Raab-Straube folgende Angaben auf: 

— an die Staatsanwaltschaft Bonn gegen Siegfried 
Zoglmann wegen Steuerhinterziehung, 

— an die Staatsanwaltschaft Bonn gegen MD Telt- 
schik wegen Verwahrungsbruchs und aufgrund 
neuer Erkenntnisse wegen falscher uneidlicher 
Aussage, 

— an die Staatsanwaltschaft Lübeck wegen Steuer- 
hinterziehung durch unbekannte Dritte im Zu- 
sammenhang mit Provisionszahlungen der Firma 
IKL an K. F. Albrecht (Prot. 47/29-30). 

d) Entscheidung der III. Wirtschaftsstrafkammer des 
Landgerichts Kiel vom 4. Juli 1990 

Gegen die Durchsuchungen und Beschlagnahmen der 
Staatsanwaltschaft Kiel legten die Betroffenen Be- 
schwerde beim Landgericht Kiel ein. Dieses verwarf 
mit Beschluß vom 4. Juli 1990 die entsprechenden An- 
träge zwar weitgehend, verneinte gleichzeitig aber ent- 
gegen der Auffassung der Staatsanwaltschaft den An- 
fangsverdacht von Straftaten der Firmenverantwortli- 
chen. Nach Ansicht des Gerichtes liegen weder die 
Voraussetzungen des Tatbestands des § 34 Abs. 1 
Nr. 1 AWG noch des § 353 b Abs. 2 Nr. 2 StGB vor. 
Auch den Anfangsverdacht bezüglich der von der 
Staatsanwaltschaft weiter erhobenen Vorwürfe der 
Untreue und Steuerhinterziehung verneinte das Ge- 
richt. Das Gericht bejahte lediglich den Anfangsver- 
dacht eines Verstoßes gegen das AWG in Form einer 
Ordnungswidrigkeit. Die beiden Unternehmen hätten 
nämlich bis Anfang 1987 an die Republik Südafrika 
ohne die erforderliche schriftliche Genehmigung Un- 
terlagen für den Bau von U-Booten geliefert und nicht 
allgemein zugängliche Kenntnisse über deren Ferti- 
gung weitergeleitet. Unter diesem Gesichtspunkt seien 
die Durchsuchungs- und Beschlagnahmemaßnahmen 
gerechtfertigt. 

Das Gericht geht in dem Beschluß, gegen den kein 
Rechtsmittel gegeben ist, davon aus, daß die Sache von 
der Staatsanwaltschaft wieder an die für die Verfol- 
gung der Ordnungswidrigkeit zuständige OFD Kiel ab- 
gegeben wird. 

Der Untersuchungsausschuß mußte diese Feststellun- 
gen einer Presseerklärung des Landgerichts Kiel vom 
5. Juli 1990 entnehmen. Das Gericht stufte sowohl Ru- 
brum, Tenor als auch die Gründe seines Beschlusses 
GEHEIM ein. Die Bitte des Ausschusses, ihm über die 
Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages den 
Text des Beschlusses zur Verfügung zu stellen, lehnte 
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das Gericht ab. Zur Begründung führte es in seinem 
Schreiben vom 10. Juli 1990 an, daß „die in der Ver- 
gangenheit erfolgten wiederholten — aktenkundigen — 
Verletzungen der Geheimhaltungspflicht" eine Über- 
sendung des Beschlusses nur zuließen, wenn dargelegt 
und der Nachweis erbracht werde, daß die Einhaltung 
des Geheimschutzes in Zukunft gewährleistet sei. 

Die III. Große Wirtschaftsstrafkammer des Landge- 
richts Kiel hat mit ihrer Weigerung, dem Untersu- 
chungsausschuß seinen Beschluß zur Kenntnis zu brin- 
gen, ein Novum in der Geschichte des Zusammenwir- 
kens der Gerichte und der parlamentarischen Untersu- 
chungsausschüsse gesetzt. Immerhin mußte der 1 . UA- 
1 1 . WP durch eine Presseerklärung des Kieler Landge- 
richts weitere Fakten zu seinem Untersuchungsgegen- 
stand erfahren, wie z. B. das Faktum, daß die „Verant- 
wortlichen der Firmen HDW und IKL . . . jedenfalls bis 
Anfang 1987 an die Republik Südafrika ohne die erfor- 
derliche schriftliche Genehmigung Unterlagen für den 
Bau von U-Booten geliefert . . . haben“. 

Offensichtlich hat die Staatsanwaltschaft Kiel auch 
dem Gericht Beweismaleriai vorlegen können, aus dem 
sich ergab, daß die Firmenbehauptungen falsch waren, 
an Südafrika wären lediglich bis zum Juni 1985 Unter- 
lagen gegangen. Dies läßt auch den Schluß zu, daß das 
vorgelegte Beweismaterial die Behauptung der Bun- 
desregierung, die vor der UNO im Dezember 1988 ab- 
gegeben wurde, widerlegt hat, sie habe das Geschäft im 
Juni 1 985 sofort gestoppt und dadurch entscheidende 
Teile des Geschäfts verhindert. 

Der Presseerklärung des Landgerichts Kiel war auch 
zu entnehmen, daß die Kammer der Auffassung der 
Bundesregierung gefolgt ist, die Zuständigkeit der Kie- 
ler Staatsanwaltschaft sei nicht gegeben, weil eine „er- 
hebliche Störung der auswärtigen Beziehungen der 
Bundesrepublik" nicht vorliegt. Ob das Landgericht 
Kiel diese Auffassung auf der Basis der vorliegenden 
Tatsachen vertreten konnte, ist eine Rechtsfrage, bei 
der auch zu berücksichtigen war, daß die Bundesregie- 
rung bei ihrer Verneinung der erheblichen Störung der 
auswärtigen Beziehungen davon ausging, das U-Boot- 
Geschäft sei bereits im Juni 1985 beendet worden. Al- 
lerdings wird die Bundesregierung nunmehr vor der 
Weltöffentlichkeit nachzuweisen haben, auf welche 
Weise sie die Einhaltung des UNO-Embargos im inner- 
staatlichen Bereich und gegenüber bundeseigenen Un- 
ternehmen durchzusetzen gedenkt und die Strafverfol- 
gung gewährleistet. Sie wird der UNO und der Weltöf- 
fentlichkeit auch die Rechtsauffassung deutscher Ge- 
rächte erklären müssen. 

Der Untersuchungsausschuß muß nun aufgrund der 
Presseerklärung des Landgerichts Kiel davon ausge- 
hen, daß HDW und IKL erheblich mehr und erheblich 
länger an Südafrika geliefert haben, als sie selbst und 
die Bundesregierung bislang im Untersuchungsaus- 
schuß zuzugeben bereit waren. Dadurch ist auch ein 
erheblicher Teil der Verharmlosungs-Strategie der 
Bundesregierung und der sie stützenden Fraktionen 
im U-Boot-Untersuchungsausschuß zusammengebro- 
chen. Die Presseerklärung belegt zudem, daß sie das 
AWG rechtsfehlerhaft anwendete. Denn während die 
OFD Kiel aufgrund ihrer Ermittlungen zu der Erkennt- 
nis gelangte, daß die Lieferungen nach Südafrika im 


Juni 1985 gestoppt worden sind, stellte das Landge- 
richt Kiel nunmehr fest, daß Lieferungen noch bis An- 
fang 1987 erfolgten. 

Die in der Presseerklärung des Landgerichts Kiel ent- 
haltene Begründung der Kammer für die Verneinung 
eines Anfangsverdachts wegen des Bruchs des 
deutsch-indischen Geheimschutzabkommens ist eben- 
falls rechtlich kaum nachzuvollziehen. HDW und IKL 
lieferten Konstruktionsunterlagen des U-Boot-Typs an 
Südafrika, deren Leistungs- und Testdaten durch ein 
deutsch -indisches Geheimschutzabkommen geschützt 
sind. Obwohl die Kammer feststellte, daß Konstrukti- 
onspläne der Indien-U-Boote nach Südafrika geliefert 
wurden und die erforderliche Genehmigung hierfür 
nicht erteilt würde, lehnte sie den Verdacht eines Ver- 
stoßes gegen § 353 b StGB durch die Verantwortlichen 
von HDW und IKL ab. Diese Rechtsauffassung der 
Kammer steht im Gegensatz zu einem Urteil des 
schleswig-holsteinischen Oberlandesgerichts, mit dem 
ein Peruaner zu einer Freiheitsstrafe von 3!6 Jahren 
verurteilt wurde, weil er Pläne von U-Booten, die An- 
fang der 70er Jahre an Peru geliefert wurden, an einen 
östlichen Geheimdienst verkaufte. Nach Auffassung 
des Oberlandesgerichts in diesem Strafverfahren wa- 
ren dadurch Rückschlüsse auf die U-Boote der Bundes- 
marine möglich. Warum nunmehr bei den nach Süd- 
afrika verkauften U-Boot-Konstruktionsplänen weder 
Rückschlüsse auf die Indien-U-Boote noch auf die 
Boote der Bundesregierung und ihre Modernisierungs- 
programme möglich sein sollen, legte die Kammer 
nicht offen. Es muß deshalb festgestellt werden, daß 
sich die III. Große Wirtschaftsstrafkammer des Land- 
gerichts Kiel mit ihrer GEHEIM eingestuften Entschei- 
dung vom 5. Juli 1990 der öffentlichen Kritik an ihrer 
Rechtsfindung weitgehend entzog. Diese Feststellung 
wiegt um so schwerer, als gegen Art, Inhalt und Um- 
stände dieser Entscheidung ein Rechtsmittel nicht zu- 
lässig ist. 


e) Abgabe des Verfahrens an die 
Oberfinanzdirektion Kiel 

Die Staatsanwaltschaft Kiel stellte mit Verfügung vom 
17. September 1990 die Ermittlungsverfahren gegen- 
über allen Beschuldigten im Hinblick auf die Be- 
schwerdeentscheidung des Landgerichts Kiel vom 
4. Juli 1990 gemäß § 170 Abs. 2 StPO ein und gab die 
Vorgänge an die OFD Kiel zur Ahndung einer Ord- 
nungswidrigkeit gemäß § 33 AWG ab. In einer Presse- 
erklärung vom 24. August 1990 begründete sie diese 
Entscheidung wie folgt: 

„Nach abschließender Prüfung des Beschlusses des 
Landgerichts Kiel vom 4. Juli 1990 und nochmaliger 
Auswertung aller bisher vorliegender Ermittlungs- 
ergebnisse sieht die Staatsanwaltschaft keine Mög- 
lichkeit, die Ermittlungen fortzusetzen und einen für 
die Anklage hinreichenden Tatverdacht wegen ei- 
ner strafbaren Handlung gegen die Beschuldigten zu 
begründen. 

Wie bereits früher mitgeteilt, hatte das Landgericht 
in seiner Beschwerdeentscheidung das Vorliegen 
schon eines Anfangsverdachts einer strafbaren 
Handlung aus Rechtsgründen verneint. . . . Diese 
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Entscheidung ist unanfechtbar. Die Staatsanwalt- 
schaft wäre zwar formell an die Auffassung der 
Strafkammer nicht gebunden, könnte also, gestützt 
auf ihre abweichende Auffassung, wonach der Ver- 
dacht eines Vergehens im Sinne von § 34 Abs. 1 Ziff- 
. 3 des Außenwirtschaftsgesetzes besteht, die noch 
nicht abgeschlossenen Ermittlungen fortführen. Bei 
jeder künftigen Ermittlungshandlung würde der 
Staatsanwaltschaft jedoch der Beschluß der Straf- 
kammer entgegen gehalten werden; insbesondere 
richterliche Beschlüsse, z. B. Durchführung von 
Durchsuchungen oder Beschlagnahmen, würden 
nicht mehr ergehen oder von der Beschwerdekam- 
mer aufgehoben werden. Weitere noch erforderliche 
Beweise wären daher nicht mehr zu erlangen, ein für 
eine Anklage hinreichender Tatverdacht einer straf- 
baren Handlung nicht mehr zu begründen. Somit er- 
scheint eine Fortsetzung der Ermittlungen praktisch 
nicht mehr möglich und rechtlich nicht mehr zuläs- 
sig. Eine etwaige Anklage ginge ins Leere, weil über 
ihre Zulassung dasselbe Gericht zu entscheiden hät- 
te, daß den mehrfach erwähnten Beschluß erlassen 
und darin zu erkennen gegeben hat, daß es aus 
Rechtsgründen eine strafbare Handlung nicht für 
gegeben erachtet. 

Unter diesen Umständen blieb nach der Strafprozeß- 
ordnung (§ 170 Abs. 2 StPO) nur die Möglichkeit, 
das Verfahren einzustellen und die Vorgänge ent- 
sprechend den insoweit geltenden Vorschriften des 
Ordnungswidrigkeitengesetzes an die Oberfinanzdi- 
rektion Kiel zur weiteren Ahndung im Bußgeldver- 
fahren abzugeben." 

Die Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft Kiel wur- 
den zwischenzeitlich der OFD Kiel zugeleitet, die, wie 
sie am 3 1 . August 1 990 ebenfalls gegenüber der Presse 
erklärt hat, ihre Überprüfungen aufgenommen hat. Al- 
lerdings sieht die OFD Kiel die Auffassung des Landge- 
richts Kiel und der Staatsanwaltschaft Kiel noch nicht 
als bestätigt an, daß das vorgelegte Aktenmaterial aus- 
reichend sei, um den Tatvorwurf der Ordnungswidrig- 
keit zu erheben. Die OFD Kiel erklärte hierzu wörtlich: 

„Die OFD Kiel wird deshalb in Vorermittlungen 
die genannte Landgerichtsentscheidung sorgfältig 
zu prüfen haben und sich anhand des Aktenmate- 
rials Klarheit verschaffen müssen, ob dieser er- 
wähnte Anfangsverdacht tatsächlich besteht und 
gegen wen er sich richtet, da sie über die Einlei- 
tung von Ermittlungsverfahren entscheidet. Dies 
wird wegen des Umfangs der Verfahrensakten der 
Staatsanwaltschaft Kiel nicht innerhalb von we- 
nigen Tagen möglich sein. Zusätzlich ist darauf 
hinzuweisen, daß die Rechtsmaterie der einschlä- 
gigen Außenwirtschaftsbestimmungen bekann- 
termaßen kompliziert und zweifelhaft ist, wo- 
durch sich durch die in anderem Zusammenhang 
ergangene Entscheidung des Landgerichts Kiel 
wenig geändert haben dürfte.“ 


2.3 Verfahren bei der Bundesanwaltschaft in 
Karlsruhe 

Die Bundesstaatsanwaltschaft in Karlsruhe hat kein 
Verfahren eingeleitet. 


IV. Ablauf des Untersuchungs- 
Verfahrens 

1. Beschlüsse und Absprachen zum 
Verfahren 

Der Ausschuß faßte verschiedene Beschlüsse und Ab- 
sprachen zum Verfahren, u. a. zur Geheimhaltung. Die 
Einzelheiten dieser Beschlüsse können dem Mehr- 
heitsbericht entnommen werden. 


2. Durchführung der Untersuchung 

Der Ausschuß hat 61 mal getagt und dabei 37 Zeugen 
vernommen. Eine Großzahl der Beweisbeschlüsse über 
Zeugenvernehmungen wurde nicht ausgeführt (vgl. im 
einzelnen die Aufstellungen in Anlage 12) Viele not- 
wendige Akten hat der Ausschuß nicht erhalten, vor 
allem die 500 Aktenordner umfassenden Vorgänge der 
OFD Kiel (vgl. auch Kapitel IV, Offengebliebene Fra- 
gen). 


3. Zwischenbericht 

Der Zwischenbericht des 1. UA-1 1. WP wurde in der 
Sitzung des Deutschen Bundestages am 8. März 1990 
beraten und beschlossen. (Plenarprotokoll 1 1/200, 
S. 15491) 

Mehrere Abgeordnete der Koalition gaben dabei Er- 
klärungen zu den abweichenden Zwischenberichten 
der Oppositionsfraktionen ab. Lediglich der Abg. Rich- 
ter bezog sich hierbei auf den abweichenden Zwi- 
schenbericht der Fraktion DIE GRÜNEN. Seine Kritik 
bezog sich lediglich auf einige Detailpunkte. Die 
grundsätzlichen Feststellungen des Zwischenberichts 
der Fraktion DIE GRÜNEN konnten damit auch von 
den Koalitionsfraktionen nicht entkräftet werden. 

Es fällt auch auf, daß die Stellungnahme der Firma IKL 
zum Zwischenbericht der Fraktion DIE GRÜNEN 
ebenfalls nur vier Detailpunkte herausgreift. Mit 
Schreiben vom 25. September 1990 an den l.UA - 
11. WP teilte das IKL hierzu folgendes mit: 

„Seite 146 1. Kolonne 3. Absatz 

In dem abweichenden Bericht der GRÜNEN wird 
der Name Venter, der — soweit wir wissen — eben- 
falls nur aus eingestuften Unterlagen zu ersehen ist, 
genannt. Das gleiche gilt für Seite 152 1. Kolonne, 
wo der Name 2mal genannt wird. In diesem Zusam- 
menhang ist sowohl auf diese Stelle als auch auf die 
Nennung der Kuriere durch die SPD auf die Gefähr- 
dung der Personen durch terroristische Maßnahmen 
hinzuweisen. Diese Personen haben z. T. deutsche 
Angehörige und sind durch die Veröffentlichung in 
der jedermann zugänglichen Drucksache erheblich 
gefährdet. Schon aus diesem Grunde war die Ge- 
heimhaltung der Namen zwingend notwendig. 
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Seite 1 62 2. Kolonne 4. Kopistrich 

Hier wird von den GRÜNEN unter Berufung auf das 
Fernsehmagazin „Monitor" darauf hingewiesen, daß 
der Bau des ersten Ubootes mit bundesdeutscher 
Hilfe bereits weit vorangeschritten ist. Hierzu ist in 
bezug auf Seite 65 bereits Stellung genommen wor- 
den. Zu erwähnen ist noch, daß die Aufnahmen von 
einem im Bau befindlichen Boot im „Monitor" nach- 
weislich manipuliert worden sind; dies dort gezeigte 
Boot ist ein Bau in der Werft in Kiel für einen ande- 
ren Kunden. 

Seite 172 2. Kolonne 1. Absatz 

Die Behauptung, daß der Uboottyp, der von der Tür- 
kei in Auftrag gegeben worden ist, der gleiche sei 
wie der von Südafrika gewünschte, ist nachweislich 
falsch. Dementsprechend auch die Behauptung, daß 
die Ausstattung des Türkei-Ubootes mit dem vom 
IKL/HDW konzipierten Südafrika-Uboot weitge- 
hend identisch sei. 

Seite 1 73 2. Kolonne 2. Absatz 

Die Behauptung, daß beim IKL 15 israelische Tech- 
niker ausgebildet worden sind, deren Einsatzort 
Südafrika sein soll, ist nachweislich falsch." 

Hierzu ist im einzelnen anzumerken: 

1. Namensnennung Venter auf Seite 146: Auf An- 
trag der CDU/CSU-Fraktion wurde der genannte 
Vermerk im 4. UA 10. WP unter voller Namens- 
nennung von Herrn Venter entsperrt; auf S. 1 52: 
In Dutzenden von Zeitungsartikeln steht zu le- 
sen, daß diese Notiz von Herrn Venter stammt. 

2. Bericht MONITOR: Es ist bezeichnend, daß die 
Firma IKL nicht dementiert, daß der U-Boot-Bau 
in Südafrika „unter Leitung Rademanns steht". 
Dies war von MONITOR nachgewiesen worden 
und von den GRÜNEN an dieser Stelle zitiert 
worden. 

3. Türkei-U-Boote: Es fällt auf, daß IKL den folgen- 
den Satz nicht dementiert hat: „Da bei Exporten 
an das NATO-Land Türkei keine Beschränkun- 
gen des Außenwirtschaftsgesetzes vorgesehen 
sind, ist es durchaus denkbar, daß der Export 
von U-Boot-Teilen über den Umweg Türkei nach 
Südafrika — tatsächlich wie ursprünglich ge- 
plant — abgewickelt wird." 

4. Israelische Techniker: Was bedeutet „nachweis- 
lich falsch"? 

Der Sinn des rechtlichen Gehörs der Firmen be- 
stand nach dem Willen der Ausschuß-Mehrheit 
ja darin, zu verhindern, daß in die Rechtssphäre 
der betroffenen juristischen und natürlichen Per- 
sonen eingegriffen wird. Nach dem Vorliegen der 
IKL-Stellungnahme kann also nunmehr davon 
ausgegangen werden, daß alle anderen im Be- 
richt aufgeführten Passagen, die IKL betreffen, 
von der Firma nicht beanstandet werden. 


4. Änderung des Untersuchungsauftrages 

Nach einem Schreiben des Bundesverfassungsgerichts 
vom 23. Januar 1990 sahen sich die Mehrheitsfraktio- 
nen im 1 . Untersuchungsausschuß endlich genötigt, ei- 
ner Änderung des Untersuchungsauftrages zuzustim- 
men, die sie anderthalb Jahre lang abgelehnt hatten, 
um so die Aufklärungsarbeit des Ausschusses zu 
blockieren. 

In der Sitzung des Deutschen Bundestages vom 15. Fe- 
bruar 1990 wurde der geänderte Untersuchungsauf- 
trag einstimmig beschlossen. 

5. Durchführung der Untersuchung nach 
Änderung des Untersuchungsauftrages 

Bemühungen des Ausschusses, über ein Beschlagnah- 
meverfahren beim Amtsgericht Bonn die Akten der 
Firmen IKL und HDW zu erlangen, waren letztlich 
nicht erfolgreich, weil sich das Gericht weigerte, dem 
Untersuchungsausschuß die von den Firmen herausge- 
gebenen Akten auch tatsächlich auszuhändigen. Die 
Forderung des Amtsgerichts Bonn und des Landge- 
richts Bonn, der Untersuchungsausschuß müsse erst 
zwei Mitglieder der GRÜNEN auswechseln, die im 
Verdacht des Geheimnisverrats stünden, stellt eine 
unzulässige Einmischung in die Rechte parlamentari- 
scher Untersuchungsausschüsse dar. Deswegen hat 
auch die Staatsanwaltschaft Bonn dem Untersuchungs- 
ausschuß am 14. September 1990 GEHEIME Akten zur 
Verfügung gestellt, obwohl die beiden vom Amtsge- 
richt Bonn und dem Landgericht Bonn in vorverurtei- 
lender Weise beschuldigten Mitglieder noch immer 
dem Ausschuß angehörten (vgl. hierzu auch Kapitel F). 

Auch ein Versuch, die Ermittlungsakten der Staatsan- 
waltschaft Kiel zu erlangen, scheiterte, weil die Staats- 
anwaltschaft Kiel das Ermittlungsverfahren gegen die 
Verantwortlichen von HDW und IKL vorher einge- 
stellt hatte. Die Staatsanwaltschaft betonte aber in ei- 
nem Schreiben an den 1 . U A - 11. WP vom 1 7. August 
1990, daß sie dem Akteneinsichtsbegehren entspro- 
chen hätte, wenn vorher ein geeigneter Kompromiß zur 
Gewährleistung der Geheimhaltung gefunden worden 
wäre. 

Die mit Datum vom 14. September 1990 vom 1. Unter- 
suchungsausschuß angeforderten neuen Akten der 
OFD Kiel wurden dem Ausschuß nicht mehr rechtzei- 
tig zugestellt. 

6. Staatsanwaltschaftliche Ermittlungs- 
verfahren im Zusammenhang mit der 
Durchführung der Untersuchungen 

Vorbemerkung: 

Die folgende Darstellung hat staatsanwaltschaftliche 
Ermittlungsverfahren zum Gegenstand, die im Zusam- 
menhang mit dem Untersuchungsauftrag gemäß BT- 
Drucksachen 1 1/50 und 1 1/6463 gegen Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl und Mitarbeiter von staatlichen Stel- 
len des Bundes durchgeführt wurden. Diese Ermitt- 
lungsverfahren wurden teilweise durch Zeugenaussa- 
gen vor dem Untersuchungsausschuß ausgelöst; teil- 
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weise wurden sie deswegen eingeleitet, weil aufgrund 
von Handlungsweisen im Zusammenhang mit dem Un- 
tersuchungsgegenstand der Verdacht strafbarer Hand- 
lungen entstand. Ein Abriß von Inhalt und Ausgang 
dieser Ermittlungsverfahren, insbesondere aber von 
den in diesem Verfahren von den Staatsanwaltschaften 
vorgenommenen rechtlichen Würdigungen, ist Be- 
standteil der Darstellung des Verlaufs dieses Untersu- 
chungsverfahrens. 


6.1 Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft 
Bonn gegen Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl 
wegen des Verdachts der falschen uneidli- 
chen Aussage gemäß § 153 StGB 

Am 29. Juni 1 988 erstattete die Obfrau der Fraktion 
DIE GRÜNEN im Untersuchungsausschuß, die Abg. 
Frau Eid, Strafanzeige gegen Bundeskanzler Dr. Hel- 
mut Kohl wegen des Verdachts der vorsätzlich fal- 
schen uneidlichen Aussage. Anlaß dieser Strafanzeige 
waren offenkundige Widersprüche zwischen den Aus- 
sagen, die Dr. Kohl als Zeuge vor dem 4. UA - 10. WP 
tätigte und Urkunden, die vom 1. UA - 1 1. WP als Be- 
weismittel beigezogen worden waren. Die Widersprü- 
che entstanden insbesondere zwischen dem Inhalt des 
Strauß-Briefes vom 31. Juli 1984 und den Aussagen 
des Bundeskanzlers zum Ablauf der Verhandlungen 
zum Blaupausen-Geschäft im Bundeskanzleramt. In 
seiner Zeugenvernehmung vom 16. Februar 1987 

— verschwieg Bundeskanzler Dr. Kohl die Existenz 
des Strauß-Briefes vom 31. Juli 1984 und seines 
Inhalts; 

— sagte aus, er habe von der Unterzeichnung des 
Vertrages zwischen den deutschen Firmen HDW 
und IKL sowie deren südafrikanischem Partner 
LSMT vom 15. Juni 1984 erst im Sommer 1985 
erfahren; 

— gestand später ein, er habe möglicherweise von 
seinem Berater MD Teltschik hiervon bereits im 
Oktober 1984 erfahren; 

— bekundete, er habe mit dem damaligen Chef des 
Bundeskanzleramtes, StS Prof. Dr. Schrecken- 
berger, am 3 1 . Juli 1 984 nicht über den Strauß- 
Brief gesprochen, obwohl dieser Brief eben an 
diesem Tag als „an den Bundeskanzler persön- 
lich“ und „sofort auf den Tisch” im Bundeskanz- 
leramt zugestellt wurde und StS Prof. Dr. Schrek- 
kenberger am gleichen Tag sowohl HDW als 
auch IKL in dieser Sache anrief. 

Am 28. Juli 1988 teilte die Staatsanwaltschaft Bonn 
der Anzeige-Erstatterin mit, gegen Bundeskanzler 
Dr. Kohl kämen strafprozessuale Maßnahmen nicht in 
Betracht, da seine Vernehmung noch nicht beendet 
worden sei. Sie führte hierzu aus: 

„Bereits bei Einsetzung des Untersuchungsaus- 
schusses am 10. Dezember 1986 ist davon ausgegan- 
gen worden, daß dieser in der verbleibenden kurzen 
Zeit bis zur Bundestagswahl am 25. Januar 1987 sei- 
nen Auftrag nicht werde erfüllen können. Es sollte 
lediglich eine „Beweissicherung“ vorgenommen und 
die Untersuchung in der nächsten Legislaturperiode 


fortgesetzt werden. Dementsprechend wird in der 
Begründung des Antrages auf Einsetzung des neuen 
Untersuchungsausschusses vom 11. März 1987 — 
Drucksache 1 1/50 — ausdrücklich festgestellt, daß 
insbesondere die Vernehmungen des Bundeskanz- 
lers und der Bundesminister vor dem 4. Untersu- 
chungsausschuß des 10. Deutschen Bundestages 
„vorzeitig abgebrochen" worden sind. Der zur Fort- 
führung der Beweiserhebung vom 1 1 . Deutschen 
Bundestag eingesetzte Untersuchungsausschuß ist 
auch mit einem Auftrag versehen, der wörtlich dem 
des vorangegangenen entspricht." 

Auf eine hiergegen gerichtete Beschwerde der Abg. 
Frau Eid (DIE GRÜNEN) antwortete der General- 
staatsanwalt in Köln mit Schreiben vom 16. Dezember 
1988: 

„Zu Recht hat die Staatsanwaltschaft darauf hinge- 
wiesen, daß der Bundeskanzler am 16. Februar 1987 
nicht erschöpfend gehört worden ist. . . . Darüber 
hinaus scheint bedeutsam, daß der Bundeskanzler 
dem Ausschuß am 16. Februar 1987, dem letzten Tag 
der Ausschußtätigkeit, nur für eine begrenzte Zeit 
zur Verfügung stand. . . . Demzufolge wurde, worauf 
die Staatsanwaltschaft zutreffend hingewiesen hat, 
mit dem Antrag vom 1 1 . März 1 987 auf Einsetzung 
eines neuen Untersuchungsausschusses mit demsel- 
ben Untersuchungsauftrag festgestellt, die Verneh- 
mungen des Bundeskanzlers und der Bundesmini- 
ster seien .vorzeitig abgebrochen“ worden." 

In der 53. Sitzung des 1. UA - 1 1, WP wurde Bundes- 
kanzler Dr. Kohl am 31. Mai 1990 erneut als Zeuge 
vernommen. In dieser Zeugenanhörung gab er die Exi- 
stenz eines zweiten Strauß-Briefes vom 5. November 
1984 preis, dessen Inhalt er jedoch unter Hinweis auf 
Einschränkungen der Staatsanwaltschaft Bonn nicht 
bekannt gab. Zwischenzeitlich wurde der Strauß-Brief 
vom 5. November 1984 dem Untersuchungsausschuß 
zur Verfügung gestellt; seine ursprüngliche Einstufung 
als Verschlußsache GEHEIM wurde zurückgenom- 
men, so daß der Inhalt dieses Briefes nunmehr offen 
vorliegt. Die Vernehmung von Bundeskanzler Kohl 
vom 31. Mai 1 990 wurde durch Beschluß des Untersu- 
chungsausschusses vom 4. September 1990 formell ab- 
geschlossen. Wegen erneut zutage getretener Wider- 
sprüche zwischen den Aussagen des Bundeskanzlers 
als Zeuge auch vor dem 1 . UA -11. WP in der 53. Sit- 
zung am 31. Mai 1990 erstatteten die Mitglieder der 
Fraktion DIE GRÜNEN im Untersuchungsausschuß, 
Abg. Frau Eid und Abg. Frau Beer, am 17. September 
1990 bei der Staatsanwaltschaft Bonn eine weitere 
Strafanzeige wegen des Verdachts der vorsätzlich fal- 
schen uneidlichen Aussage. Zur Begründung trugen 
sie vor, die in der Strafanzeige vom 29. Juni 1988 dar- 
gelegten Verdachtsmomente hätten sich aufgrund der 
erneuten Vernehmung von Dr. Kohl am 3 1 . Mai 1 990 
erhärtet. Der Bundeskanzler habe 

— zu den Telefonaten des früheren Chefs des Bundes- 
kanzleramtes Prof. Dr. Schreckenberger am 31. Juli 
1984 falsche Aussagen gemacht, 

— zu seiner Kenntnis über die Inkraftsetzung des Ver- 
trages vom 15. Juni 1984 falsch ausgesagt, 

— zu seinen Kenntnissen über das Wirksamwerden 
dieses Vertrages eine falsche Aussage getätigt, 
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— zu seiner Kenntnis vom Beginn der Lieferungen 

iuiav.il uuc^uau^i) 

— zur Rolle der Bundesregierung bei der Genehmi- 
gung des Blaupausen-Geschäfts unrichtige Anga- 
ben gemacht. 

Die Anzeigeerstatter belegten ihre Anschuldigungen 
insbesondere durch Beweismittel, die die Staatsan- 
waltschaft Bonn dem Untersuchungsausschuß am 
14. September 1990 offen zur Verfügung stellte. 

Zum Verfahrensausgang lagen bis zur Abgabe dieses 
Sachstandsberichtes keine Erkenntnisse vor. 


6.2 Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft 
Bonn gegen Ministerialdirektor Horst Teltschik 


Der Ausschuß-Vorsitzende hat mit Schreiben vom 


i / . iviaiL iciuj eine uuciiaaaun^ uci riuiUKuac 


dem Hinweis abgelehnt, er wolle mit dieser Frage erst 
den Ausschuß befassen. 


In der 37. nichtöffentlichen Sitzung am 27. April 1989 
wurde im Ausschuß übereinstimmend festgestellt, daß 
es Sache der Bundestagsverwaltung sei, Protokolle des 
4. UA - 10. WP an die Staatsanwaltschaft herauszuge- 
ben. Ein Antrag der SPD-Fraktion, der Staatsanwalt- 
schaft im Wege der Amtshilfe die Protokolle des lau- 
fenden l.UA - 11. WP zur Verfügung zu stellen, 
wurde von der Mehrheit der Regierungsfraktionen ab- 
gelehnt. Der Obmann der CDU/CSU-Fraktion begrün- 
dete dies damit, daß aus dem Schreiben der Staatsan- 
waltschaft die Voraussetzungen für eine Amtshilfe 
nicht hervorgingen und die Staatsanwaltschaft nicht 
dargetan habe, „daß sie die Protokolle benötige". 


a) Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts des 
Verwahrungsbruchs nach § 133 StGB 

Die Staatsanwaltschaft Bonn leitete gegen MD Horst 
Teltschik aufgrund einer Strafanzeige aus der Bevölke- 
rung im Juli 1988 ein Ermittlungsverfahren wegen des 
Verdachts des Verwahrungsbruchs ein. Gegenstand 
dieses Ermittlungsverfahrens ist die Vernichtung von 
Dokumenten durch MD Teltschik, die diesem vom 
Bundeskanzler und von den Lieferfirmen im Zusam- 
menhang mit dem U-Boot-Blaupausen-Geschäft über- 
geben wurden. MD Teltschik hat in seinen Verneh- 
mungen angegeben, er habe diese Dokumente ungele- 
sen dem Reißwolf übergeben. 

In der 34. nichtöffentlichen Sitzung am 27. Oktober 
1988 verlas der Vorsitzende auf Bitten des Obmanns 
der SPD-Fraktion ein Schreiben der Staatsanwalt- 
schaft Bonn, in dem diese bat, ihr das Protokoll der 
Vernehmung von MD Teltschik vom 21. September 
1988 zur Verfügung zu stellen. Nachdem eine Befas- 
sung zunächst auf Antrag der CDU/CSU-Fraktion ver- 
tagt wurde, machte in der 36. nichtöffentlichen Sitzung 
am 8. Dezember 1988 der CDU/CSU-Obmann rechtli- 
che Bedenken gegen eine Weitergabe des Protokolls 
geltend. Der Ausschuß verständigte sich daraufhin auf 
Vorschlag des Vorsitzenden, MD Teltschik, dem be- 
reits ein Exemplar des Vernehmungsprotokolls über- 
sandt worden war, um Zustimmung zur Überlassung 
des Protokolls an die Staatsanwaltschaft zu bitten. Bis- 
her ist dem 1. UA - 11. WP nicht mitgeteilt worden, 
wie MD Teltschik auf diese Bitte reagiert hat. 

Der Leitende Oberstaatsanwalt der Staatsanwaltschaft 
Bonn bat mit Schreiben vom 14. März 1989 zu dem 
Ermittlungsverfahren 50 Js 380/88 den Vorsitzenden 
des 1. UA - 11. WP um Übersendung der Protokolle, 
ausweislich derer die geladenen Firmenvertreter ein 
Auskunftsverweigerungsrecht geltend gemacht ha- 
ben. Die Staatsanwaltschaft teilte dabei mit, sie habe in 
dem Ermittlungsverfahren gegen MD Teltschik „die 
Herren Lutz Nohse, Klaus Ahlers und Siegfried Zogl- 
mann zur zeugenschaftlichen Vernehmung geladen". 
Die Zeugen hätten jedoch über ihre Rechtsbeistände 
ein Aussageverweigerungsrecht geltend gemacht und 
dabei darauf hingewiesen, daß sowohl vom 4. UA - 
1 0. WP wie auch vom l.UA- 11. WP „den Zeugen in 
allen Fällen ein Aussageverweigerungsrecht zugebil- 
ligt worden sei“. 


Der am 12. September 1990 als Zeuge vernommene 
ehemalige StS im Bundeskanzleramt Prof. Dr. Schrek- 
kenberger sagte aus, er sei im Ermittlungsverfahren 
gegen MD Teltschik wegen des Verdachts des Verwah- 
rungsbruchs als Zeuge gehört worden. In diesem Zu- 
sammenhang seien ihm auch Einzelpassagen aus dem 
Brief des früheren Bayerischen Ministerpräsidenten 
Strauß vom 5. November 1984 vorgehalten worden. 
Auch der damalige Kanzleramtsminister Wolfgang 
Schäuble ist inzwischen von der Staatsanwaltschaft 
Kiel vernommen worden (Schreiben Schäuble an den 
1. UA vom 1. Oktober 1990). 

Der Abschluß dieses Ermittlungsverfahrens steht noch 
aus. 


b) Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der fal- 
schen uneidlichen Aussage 

Mit Schreiben vom 6. April 1990 leitete die Staatsan- 
waltschaft Kiel der Staatsanwaltschaft Bonn Schrift- 
stücke zu, die von dieser im dort anhängigen Ermitt- 
lungsverfahren, insbesondere auf Grund einer Durch- 
suchung der Wohnräume des früheren Vorstandsvor- 
sitzenden von HDW, Ahlers, sichergestellt wurden. Es 
handelte sich dabei um den Brief des Bayerischen Mi- 
nisterpräsidenten Strauß an Bundeskanzler Dr. Kohl 
vom 5. November 1984, sowie um zwei Vermerke des 
HDW- Vorstandsmitglieds Hansen-Wester vom 13. 
September 1984 und 8. Januar 1986. Diese Schrift- 
stücke legten den Verdacht nahe, daß die Bekundun- 
gen des MD Teltschik in seinen Vernehmungen vor 
dem Untersuchungsausschuß am 20. und 29. Januar 
1987 sowie am 21. September 1988 nicht der Wahrheit 
entsprechen bzw. unvollständig sind. 

Die Staatsanwaltschaft Bonn stellte indessen ihr Er- 
mittlungsverfahren gegen MD Teltschik wegen des 
Verdachts der falschen uneidlichen Aussage gemäß 
§153 StGB am 23. August 1990 ein, und begründete 
dies in ihrer Einstellungsverfügung wie folgt: 

„Das Ermittlungsverfahren ist einzustellen, weil ge- 
gen Ministerialdirektor Teltschik der hinreichende 
Verdacht eines Vergehens gegen § 153 StGB nicht 
begründet werden kann. Diese Strafvorschrift kann 
nur dann erfüllt sein, wenn falsche Angaben in einer 
beendeten Aussage eines Zeugen enthalten sind. 
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Daran fehlt es. Es kann dahinstehen, ob die Bekun- 
dungen von Ministerialdirektor Teltschik vor dem 

1. Untersuchungsausschuß des 11. Deutschen Bun- 
destages sowie dem 4. Untersuchungsausschuß des 
10, Bundestages in tatsächlicher Hinsicht falsch 
sind. Hinsichtlich der Vernehmung des Beschuldig- 
ten am 21. September 1988 vor dem 1. Untersu- 
chungsausschuß des 1 1 . Deutschen Bundestages hat 
der Vorsitzende des 1 . Untersuchungsausschusses 
mitgeteilt, daß die Vernehmung von Ministerialdi- 
rektor Teltschik durch den 1 . Untersuchungsaus- 
schuß der 1 1. Wahlperiode nicht abgeschlossen 
ist. . . . Aussagen vor parlamentarischen Untersu- 
chungsausschüssen sind erst dann beendet, wenn 
der Ausschuß beschließt, den Zeugen nicht weiter 
zu vernehmen; eine Entlassung des Zeugen nur 
durch den Vorsitzenden stellt keinen Abschluß der 
Vernehmung dar." 


6.3 Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft 
Kiel gegen den Präsidenten der Oberfinanz- 
direktion Kiel, Svend Olav Hansen, sowie ge- 
gen Regierungsdirektor Manfred Budrat we- 
gen des Verdachts der Rechtsbeugung ge- 
mäß § 336 StGB 

Von der Anti-Apartheid-Bewegung Kiel wurde am 
24. Mai 1989 gegen den Präsidenten der OFD Kiel, 
Svend Olav Hansen, sowie den in dieser Behörde täti- 
gen Regierungsdirektor Manfred Budrat, Anzeige we- 
gen des Verdachts eines Verbrechens der Rechtsbeu- 
gung erstattet. Der Anzeigevorwurf richtete sich gegen 
Handlungen und Unterlassungen dieser Amtsträger 
der OFD Kiel im Zusammenhang mit der Einstellung 
des Ordnungswidrigkeitsverfahrens gegen Verant- 
wortliche der Firmen HDW und IKL wegen der Veräu- 
ßerung von Konstruktionsplänen für den Bau von 
U-Booten an die Republik Südafrika. Die Staatsanwalt- 
schaft Kiel nahm auf diese Anzeige hin Ermittlungs- 
handlungen auf, stellte das Ermittlungsverfahren je- 
doch am 22. August 1990 ein, da der Tatbestand der 
Rechtsbeugung der mit der Leitung oder Entscheidung 
einer Rechtssache befaßten und im konkreten Zusam- 
menhang beschuldigten Amtsträger nicht erfüllt sei. So 
seien weder Sachverhaltsverfälschungen oder unter- 
lassene Aufklärungen des Sachverhalts, noch falsche 
Anwendungen von Rechtsnormen oder Ermessens- 
mißbrauch bei allen Ermessensentscheidungen durch 
die beschuldigten Amtsträger der OFD Kiel erkennbar 
gewesen. 

Aus dem Einstellungsschreiben der Staatsanwaltschaft 
Kiel vom 22. August 1990 gegenüber den Anzeigeer- 
stattern ergibt sich eine Fülle von Erkenntnissen im 
Zusammenhang mit der Bewertung der Tätigkeit von 
Bundesbehörden zur Aufklärung des illegalen 
Blaupausen-Geschäfts, die dort entsprechend darge- 
stellt werden. Die Einstellungsverfügung der Staatsan- 
waltschaft Kiel vom 22. August 1990 ist als Anlage 44 
beigefügt. 


B. Feststellungen des 
Ausschusses 

I. Rechtslage 

1 . Völkerrechtliche Bestimmungen 

Nach den Bestimmungen des Völkerrechts ist die 
Durchführung aller drei Varianten (vgl. II 1.1) des 
U-Boot-Geschäfts mit Südafrika (Kleine, Mittlere und 
Große Lösung), wie sie von den Firmen HDW und IKL 
mit den Vertretern der Bundesregierung diskutiert 
wurden, illegal. Der Sicherheitsrat der VN hat am 
4. November 1977 die Resolution 418 verabschiedet 
und damit ein für alle Mitgliedstaaten der VN binden- 
des Rüstungsembargo gegen Südafrika beschlossen. 
Die Bundesrepublik Deutschland war an der Ausarbei- 
tung dieser Resolution als damaliges Mitglied des Si- 
cherheitsrates maßgeblich beteiligt. 

Der entsprechende Resolutions-Teil lautet: 

„Der Sicherheitsrat, . . . 

2. beschließt, 

daß alle Staaten ab sofort die Lieferung von Waf- 
fen und dazugehörigem Material aller Art nach 
Südafrika einzustellen haben, einschließlich des 
Verkaufs oder der Weitergabe von Waffen und 
Munition, von Militärfahrzeugen und -ausrü- 
stungen, von paramilitärischer Polizeiausrü- 
stung sowie von Ersatzteilen für die vorgenann- 
ten Gegenstände, und daß sie gleichermaßen so- 
wohl die Bereitstellung aller Arten von Ausrü- 
stungen und Materialien und die Gewährung 
von Lizenzvereinbarungen für die Herstellung 
oder Wartung der vorgenannten Rüstungsge- 
genstände einzustellen haben; 

3. fordert alle Staaten auf, angesichts der Ziele die- 
ser Resolution alle in bezug auf die Herstellung 
und Wartung von Waffen, von Munition aller 
Art und von militärischen Ausrüstungen und 
Fahrzeugen mit Südafrika bestehenden vertrag- 
lichen Vereinbarungen und Südafrika dafür ge- 
währten Lizenzen im Hinblick auf deren Beendi- 
gung zu überprüfen; ..." 

Resolutionen des Sicherheitsrates als dem eigentlichen 
Entscheidungsorgan der VN sind für die Mitgliedstaa- 
ten unmittelbar völkerrechtlich verbindlich. 


2. Bundesdeutsche Rechtsbestimmungen 

2.1 Grundgesetz, Außenwirtschaftsgesetz, 
Außenwirtschaftsverordnung 

In Artikel 25 GG heißt es: 

„Die allgemeinen Regeln des Völkerrechts sind Be- 
standteil des Bundesrechts. Sie gehen den Gesetzen 
vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar 
für die Bewohner des Bundesgebietes.“ 
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Artikel 26 GG bestimmt darüber hinaus: 

„Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht 
vorgenommen werden, das friedliche Zusammenle- 
ben der Völker zu stören, insbesondere die Führung 
eines Angriffskrieges vorzubereiten, sind verfas- 
sungswidrig. Sie sind unter Strafe zu stellen." 

Im Gegensatz zur Rechtsauffassung der Bundesregie- 
rung erzeugt damit die UN-Resolution 418 nach Arti- 
kel 25 GG nicht nur eine Bindungs Wirkung gegenüber 
der Bundesrepublik Deutschland als Völkerrechtssu- 
bjekt, sie erstreckt sich vielmehr unmittelbar auch auf 
die ihr zugehörigen natürlichen und juristischen Per- 
sonen. 

Artikel 26 GG ist für den in Frage stehenden Zusam- 
menhang bedeutsam, weil der UN-Sicherheitsrat in 
dem Begründungs-Teil seiner Resolution 418 festge- 
halten hat, 

- „daß die Stärkung des militärischen Potentials und 
die anhaltenden Angriffshandlungen Südafrikas ge- 
gen die Nachbarstaaten die Sicherheit dieser Staaten 
ernsthaft beeinträchtigen“, 

- „daß die Politiken und Handlungen der südafrikani- 
schen Regierung Gefahren für den Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit in sich bergen“. 

Insbesondere die Bestimmungen des AWG und der 
AWV stehen nicht im Einklang mit der UN-Resoluti- 
on418 aus dem Jahre 1977, da sie die Ausfuhr von 
Rüstungsgütern nach Südafrika lediglich unter einen 
Genehmigungsvorbehalt stellen. 

Das nach dem AWG mögliche generelle Verbot von 
Rüstungsexporten nach Südafrika ist bisher nicht er- 
lassen worden. 

Die für den im Zusammenhang des Untersuchungsge- 
genstandes vor allem maßgeblichen Paragraphen der 
AWV haben den folgenden Wortlaut in ihrer jeweils 
bis zum Juli 1985 geltenden Fassung: 

§ 5 Abs. AWV 

„(1) Die Ausfuhr der in Teil I Abschnitt A, B und C 
der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannten Waren be- 
darf der Genehmigung. Das gleiche gilt für die Un- 
terlagen zur Fertigung der Waren, die in Teil I Ab- 
schnitt A, B und C der AL genannt sind.“ 

§ 45 Abs. 3 AWV 

„(3) Der Genehmigung bedürfen ferner die Erteilung 
von Lizenzen an Patenten sowie die Weitergabe von 
nicht allgemein zugänglichen Kenntnissen an Ge- 
bietsfremde, die in der Republik Südafrika und Süd- 
westafrika ansässig sind, soweit die Patente oder 
Kenntnisse die Fertigung oder Instandhaltung der in 
Teil I Abschnitt A, B und C der Ausfuhrliste ge- 
nannten Waren betreffen." 

In Teil I der AL werden im Abschnitt A unter der Zif- 
fer 0009 „Kriegsschiffe und Marinespezialausrüstung 
wie folgt sowie besonders entwickelte Software hier- 
für" genannt. Unter Ziffer 0009 a) werden aufgeführt: 

„Kampfschiffe oder für Angriffs- oder Verteidi- 
gungshandlungen (über oder unter Wasser) kon- 
struierte Schiffe, auch wenn für nichtmilitärische 
Zwecke umgebaut und ungeachtet ihres derzeitigen 


Reparaturzustands oder ihrer Betriebsfähigkeit, so- 
wie Schiffskörper oder Teile von Schiffskörpern für 
solche Schiffe". 

Nach diesen Bestimmungen der AWV ist der Export 
jeglicher Unterlagen für die Fertigung von Untersee- 
booten und die Weitergabe jeglicher nicht allgemein 
zugänglicher Kenntnisse, die die Fertigung oder In- 
standhaltung von Unterseebooten betreffen, nach Süd- 
afrika genehmigungspflichtig. 

Es findet sich im Text der §§ 5 Abs. 1, 45 Abs. 3 AWV 
kein Hinweis darauf, daß etwa die Lieferung unvoll- 
ständiger Unterlagen oder unbedeutender, nicht allge- 
mein zugänglicher Kenntnisse genehmigungsfrei ist. 
Im Gegenteil: Die in Ziffer 0009 a) des Abschnitts A 
des Teils I der AL gegebene Beschreibung derjenigen 
Güter, deren Export genehmigungspflichtig ist, bezieht 
ausdrücklich auch U-Boote mit ein, die für nichtmilitä- 
rische Zwecke umgebaut sind, und dies sogar ohne 
Rücksicht auf ihre Betriebsfähigkeit oder ihren derzei- 
tigen Reparaturzustand. Das gleiche gilt für Schiffskör- 
per oder Teile von Schiffskörpern sowie die hierfür 
besonders entwickelte Software. Auch die Software für 
nicht-militärisch einsatzfähige U-Boote oder Teile von 
U-Booten, die nicht- militärisch einsatzfähig sind, ist 
also von der Genehmigungspflicht betroffen. 

Es ist folglich durch den Text dieser beiden Vorschrif- 
ten die Auffassung des Bundesministers für Wirtschaft 
(StS Dr. von Würzen) in einem Schreiben an den Bun- 
desminister der Finanzen vom 10. Februar 1987 im 
Rahmen des OFD-Verfahrens gegen IKL und HDW, 
daß es bei unvollständig gelieferten Unterlagen für den 
U-Boot-Bau auf den „spezifisch militärisch-strategi- 
schen Gehalt" dieser Unterlagen ankomme, nicht ge- 
deckt. 

Die Staatsanwaltschaft Kiel kommt in einem umfang- 
reichen Rechtsgutachten vom 6. 12. 1989 (Materiale 
A 35 zu Beschluß 11-135, S. 1113-1154) zu der glei- 
chen Rechtsauffassung, wie sie die Fraktion DIE GRÜ- 
NEN bereits in ihrem abweichenden Zwischenbericht 
vom 20. Dezember 1989 vertreten hatte. Bezogen auf 
den konkreten Fall der U-Boot-Blaupausen-Lieferun- 
gen nach Südafrika schreibt die Staatsanwaltschaft 
Kiel in diesem Gutachten: 

„Außerdem spricht Nr. 0009 a der Ausfuhrliste aus- 
drücklich davon, daß auf den Reparaturzustand 
oder die Einsatzfähigkeit der gelieferten Kampfschif- 
fe keinerlei Rücksicht zu nehmen ist! Auch Schiffs- 
körper oder Teile von Schiffskörpern ,für solche 
Schiffe' (mit zweifelhafter Einsatzfähigkeit) unterfal- 
len der Ausfuhrbeschränkung. Da mit Hilfe der ge- 
lieferten Unterlagen nach dem bisherigen Erkennt- 
nisstand immerhin der Schiffskörper für ein U-Boot, 
wenngleich auch mit unzuverlässigen Taucheigen- 
schaften, gebaut werden konnte, hätte die Lieferung 
eines derartigen Schiffes den Tatbestand der 
Nr. 0009 a der Ausfuhrliste erfüllt. Es sind damit 
vollständige Unterlagen für den Bau eines einge- 
schränkt tauglichen Kampfschiffes im Sinne der 
Nr. 0009 a geliefert worden." (S. 21 des Rechtsgut- 
achtens, S. 1133 der Ausschuß-Materiale A 35.) 
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2.2 Straf- und BuBgeldvorschriften im Außenwirt- 
schaftsrecht 

Ein Verstoß gegen die §§ 5 Abs. 1, 45 Abs. 3 AWV 
stellt nach § 70 AWV zunächst eine Ordnungswid- 
rigkeit dar. Er ist jedoch als Straftat zu ahnden und 
fällt dann in die Zuständigkeit der Staatsanwalt- 
schaft, wenn eine Ordnungswidrigkeit begangen 
wurde und diese entweder 

a) die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
beeinträchtigt oder 


b) das friedliche Zusammenleben der Völker oder 

c) die auswärtigen Beziehungen der Bundesrepu- 
blik Deutschland erheblich gestört hat. 

Sowohl für die Ordnungswidrigkeit als auch für die 
Straftat gilt, daß der Versuch strafbar ist. 

Der gesetzestechnische Aufbau der Straf- und Buß- 
geldvorschriften ergibt sich aus der nachfolgenden 
Übersicht: 


§ 34 Abs. 1 AWG setzt voraus: 

1) eine in §33 Abs.l AWG — » Ordnungswidrigkeitentatbestand für Verstöße 
bezeichnete Handlung gegen nach § 7 i. V. m. § 2 AWG erlassene 

Rechtsverordnungen, hier AWV 

5 70 Abs. 1 Nr. 1 a) AWV 
nicht genehmigte Ausfuhr von 
Waren oder Unterlagen gemäß 
§ 5 Abs.l AWV 


2) und als Taterfolg 
(alternativ) 

a) eine Beeinträchtigung 
der Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland 


Genehmigungsvorbehalt nach 
Maßgabe der 

Ausfuhrliste und der Länderliste C 


§ 70 Abs. 1 Nr. 1 e) und f) 


b) eine Störung des friedlichen 
Zusammenlebens der Völker 
oder 

c) eine erhebliche Störung 

der auswärtigen Beziehungen 
der Bundesrepublik Deutschland 


nicht genehmigte Weitergabe 

von Kenntnissen an Gebietsfremde 

mit Sitz in einem Land 

der Länderliste C bzw. in der 

Republik Südafrika oder 

Namibia gemäß § 45 Abs. 2 bzw. 3 AWV 


$ 34 Abs. 2 AWG stellt den Versuch unter Strafe 


§ 34 Abs. 3 AWG regelt abgestuft die fahrlässige Begehungsweise 


II. Sachverhalt 

1. Anbahnung des U-Boot-Geschäfts 

1.1 Vorbemerkung 

Von Anfang an wurden von den Firmen IKL und HDW 
sowie von den Vertretern der Bundesregierung drei 
grundsätzliche Varianten des U-Boot-Geschäfts mit 
Südafrika unterschieden: 

— Die „Kleine Lösung", d. h. die Lieferung von U-Boot- 
Plänen und eines U-Boot-Modells im Maßstab 1:5 
im Wert von 60 Millionen DM. Als „erweiterte 
Kleine Lösung" wird zusätzlich die Bereitstellung 
von Expertenhilfe im Wert von 56 Millionen DM, 
also ein Gesamtvolumen von 116 Millionen DM, ge- 
nannt. 

— die „Mittlere Lösung", d. h. aufbauend auf der „Klei- 
nen Lösung" sollen bundesdeutsche Firmen zusätz- 


lich U-Boot-Komponenten liefern. Der Gesamtum- 
fang dieser Lösung wurde in der Regel mit 475 Mil- 
lionen DM angenommen. 

— die „Große Lösung", d. h. der Bau kompletter 
U-Boote in Kiel und ihr anschließender Export nach 
Südafrika. Diese Variante, die sich auf mehrere Mil- 
liarden DM beläuft, wurde vor allem von Bundes- 
kanzler Helmut Kohl ins Gespräch gebracht, wäh- 
rend Südafrika die U-Boote von Beginn an im eige- 
nen Land bauen wollte, um so zusätzliches Know- 
how im Bereich der Rüstungsproduktion zu erwer- 
ben. 


1.2 Das Jahr 1981 

IKL stand seit 1981 in Verhandlungen mit dem südafri- 
kanischen Rüstungslobbyisten Karl-Friedrich Al- 
brecht, der den Bau eines „Versorgungsschiffes" und 
den Bau von U-Booten durch IKL in Südafrika vermit- 
teln und dafür eine Provision von 5 % der jeweiligen 
Vertragssumme erhalten sollte. 
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1.3 Das Jahr 1982 

Im März 1982 soll das U-Boot-Projekt nach Angaben 
der Firma Ferrostaal auch von der deutschen Botschaft 
in Pretoria befürwortet und unterstützt worden sein. 
Am 3. April 1982 entschied der HDW- Vorstand, vor- 
erst keine U-Boot-Pläne nach Südafrika zu liefern 
(HDW-Vorstandsprotokoll vom 3. April 1982). Diese 
skeptische Haltung wurde auch bei einer Vorstandssit- 
zung am 11. Oktober 1982 beibehalten. Der HDW- 
Vorstand beschloß, vorerst auch keine U-Boot-Teile 
nach Südafrika zu exportieren (HDW-Vorstandsproto- 
koll vom 11. Oktober 1982). Erst nach dem Regie- 
rungswechsel in Bonn und dem Amtsantritt von Bun- 
deskanzler Helmut Kohl änderte sich die Position des 
staatlichen Unternehmens, das sich zu 75 % im Besitz 
des bundeseigenen Salzgitter-Konzerns befindet. Am 
10. November 1982 besuchte der örtliche Reprä- 
sentant des Salzgitter-Konzerns in Südafrika, Herr 
S. J. Klein, die Firma Liebenberg Stander Maritime 
(LSM), den späteren Vertragspartner von HDW und 
IKL beim U-Boot-Geschäft. 

1.4 Das Jahr 1983 

Am 21. Januar 1983 wurde im HDW-Vorstand bereits 
darüber diskutiert, ob Herr Karl-Friedrich Albrecht 
auch Anspruch auf eine Provision der Firma HDW 
beim Abschluß von Verträgen mit Südafrika hat 
(HDW-Vorstandsprotokoll vom 21. Januar 1983). 

Gegenüber dem Nachrichtenmagazin „Der Spiegel" er- 
klärte Karl-Friedrich Albrecht, daß er der südafrikani- 
schen Regierung von Anfang an geraten habe, wenn sie 
deutsche U-Boote haben wolle, daß sie sich dann an 
Bundesaußenminister Genscher und die Bundesregie- 
rung halten müsse. Diesen Ratschlag hätten die Süd- 
afrikaner dann ja wohl auch befolgt. Albrecht sagte 
dem „Spiegel" wörtlich: „Und das haben die dann ja 
auch gemacht" (Quelle: Spiegel, 30. 4. 1990). 

Bundesaußenminister Genscher konnte bei seiner Ver- 
nehmung vor dem 1 . UA -11. WP nicht ausschließen, 
„daß jemand solche Auskünfte erteilt hat, solche Rat- 
schläge erteilt hat" (53. Sitzung, S. 121 des Protokolls 
der Sitzung vom 31. Mai 1990). 

Wie IKL-Chef Lutz Nohse in einem vertraulichen Ver- 
merk vom 30. November 1986 an Bundesfinanzmini- 
ster Gerhard Stoltenberg berichtete, habe die Firma 
IKL im „Frühjahr 1983" mit der „Sondierung bei Bun- 
desregierung bezüglich Genehmigung" begonnen 
(Welt am Sonntag, 15. 2. 1987). 

Am 1 . Juni 1983 trafen sich die Parteivorsitzenden von 
FDP (Genscher), CSU (Strauß) und CDU (Kohl) zu ei- 
nem sog. „Dreier-Gespräch" und berieten dort höchst- 
wahrscheinlich auch über das U-Boot-Geschäft mit 
Südafrika. Dies hatte zumindest der CSU-Vorsitzende 
Strauß in einem Brief vom 31. Juli 1984 an Bundes- 
kanzler Kohl behauptet. Bei ihren Vernehmungen am 
31. Mai 1990 konnten sich jedoch weder Kanzler Kohl 
noch Außenminister Genscher daran erinnern. Gen- 
scher erklärte lediglich, es sei wahrscheinlich allge- 
mein über Rüstungsexporte gesprochen worden 
(53. Sitzung, S. 110 des Protokolls). Während der 
Zeuge Genscher bestätigte, daß man sich am 1. Juni 


1 983 tatsächlich zu einem Gespräch in der angeführten 
Zusammensetzung getroffen habe, sagte der Zeuge 
Dr. Kohl aus, selbst das sei anhand seines Terminka- 
lenders nicht mehr feststellbar. Er habe auch keine 
Erinnerung mehr daran (53. Sitzung, S. 52 des Proto- 
kolls). 

Dieses mutet vor allem deshalb merkwürdig an, weil 
seinerzeit ausführlich in der Presse über dieses 
„Arbeits-Treffen" berichtet worden war (vgl. z. B. „Der 
Spiegel" vom 6. 6. 1983). 

Anläßlich eines Eigentümergesprächs zwischen dem 
innerhalb der Bundesregierung dafür zuständigen BMF 
und dem Vorstand der Salzgitter AG am 24. Juni 1983 
wurde auch Bundesfinanzminister Stoltenberg über 
das U-Boot-Geschäft mit Südafrika informiert. In ei- 
nem Protokoll über die Vorstandssitzung von HDW 
vom 27. Juni 1983 (Vorstandsprotokoll 12/1983) heißt 
es zu diesem Gespräch: 

„Für das Süd- Afrika-Geschäft hat es im Ministerge- 
spräch eine ziemlich klare Absage gegeben. Herr 
Tietmeyer will sich jedoch auch mit diesem Fall wei- 
ter beschäftigen. K. wird Herrn Nohse entsprechend 
informieren". 

Tatsächlich ließ sich StS Tietmeyer am 12. Juli 1983 
von IKL-Chef Lutz Nohse und dem Salzgitter-Vor- 
standsvorsitzenden Ernst Pieper erneut über das 
U-Boot-Geschäft informieren (HDW-Vorstandsproto- 
koll vom 1 1. Juli 1983). 

Der von der Firma HDW als Lobbyist engagierte ehe- 
malige Bundestagsabgeordnete Siegfried Zoglmann 
führte während des Sommers 1983 mehrere Gespräche 
mit Bundesaußenminister Genscher, dessen Einstel- 
lung er in einem Schreiben vom 7. November 1983 an 
Bundesverteidigungsminister Wörner als „offen bis po- 
sitiv" bezeichnete (Wortlaut des Zoglmann-Schrei- 
bens, vgl. „die tageszeitung" vom 23. Januar 1987). 
Außenminister Genscher ging bei diesen Gesprächen, 
auch wenn Zoglmann nicht explizit erwähnt habe, daß 
er für seine Tätigkeit Provisionen erhalte, „wie selbst- 
verständlich" davon aus, „daß es sich nicht um eine 
humanitäre Maßnahme handeln kann" (53. Sitzung, 
S. 122 des Protokolls). Zoglmann sprach während die- 
ses Zeitraums auch mit dem Bayerischen Ministerprä- 
sidenten Franz Josef Strauß. 

Zur Unterstützung seiner Bemühungen verwendete 
Zoglmann später eine Notiz mit der Bezeichnung „Ar- 
gumente IK 97" vom 6. Oktober 1983, die von dem ge- 
schäftsführenden Gesellschafter von IKL, Dipl. -Ing. 
Nohse, verfaßt worden war. Diese Notiz hat den fol- 
genden Wortlaut: 

„Vertraulich 

Notiz 

06.10.1983 

No/B. 

Argumente IK 97 

1. Aufgrund schlechter Erfahrungen (Frankreich) 
will der Kunde die Fahrzeuge im eigenen Land 
bauen, Voruntersuchungen haben ergeben, daß 
er hierzu in der Lage ist. Auch die Lieferung von 
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Booten oder Sektionen über Drittländer wird 
vom Kunden abgelehnt. Der Kunde ist lediglich 
bereit, in geringerem Umfang Stahlbauteile und 
evtl, einige nackte Sektionen zu kaufen, sofern 
im Hinblick auf die schlechte Beschäftigung der 
deutschen Werften uns hiermit ein „Gefallen" 
getan wird. 

2. Die Einbauteile werden zum größten Teil im eige- 
nen Land hergestellt oder aus anderen Ländern 
importiert. 

3. Gespräche auf Ministerebene haben ergeben, 
daß die Mittel in den nächsten Haushalten vor- 
handen sind. 

4. Die gleichen Gespräche haben ergeben, daß man 
jetzt nur noch exclusiv mit IKL/HDW verhan- 
delt. 

5. Man will einen Satz Fertigungsunterlagen der 
Boote, die bei HDW nach IKL-Zeichnungen für 
Indien im Bau sind, kaufen. 

6. Die Unterlagen gehen als Mikrofilme im Diplo- 
matengepäck über die Grenze (werden abge- 
holt). 

7. 40 Mio. DM gehen an HDW. HDW will sich da- 
mit Handelsschiffsaufträge zur Sicherung von 
Arbeitsplätzen „kaufen“. 

8. 10 Mio. DM gehen an IKL. IKL will damit vor 
allem Eigenentwicklungen für deutschen U- 
Bootbau (Bundesmarine und Export) finanzieren. 

9. Es ist außerdem erforderlich: eine begrenzte Um- 
konstruktion des oben genannten Bootes durch 
IKL, weil man Komponenten aus dem Kunden- 
land einzubauen hat. Außerdem würde das IKL 
die Aufbauten verändern, um „deutsches De- 
sign" zu vermeiden. 

10. Diese Unterlagen würden in gleicher Weise, wie 
unter Punkt 6 erwähnt, abgeholt werden. 

11. HDW und IKL müßten durch Entsendung von 
Spezialisten im begrenzten Umfang Bauhilfe ge- 
ben. 

12. Verwiesen wird auf § 5 Abs. 1 und § 45 Abs. 3 
der Verordnung zur Durchführung des Außen- 
wirtschaftsgesetzes (s. Anlagen). 

13. Anfang der 70er Jahre sind in England (bei Vik- 
kers) drei Unterseeboote für Israel ähnlich der 
deutschen Bundesmarine-Klasse 206 gebaut 
worden. IKL hat hierfür die Entwürfe und Bau- 
zeichnungen geliefert. Die damalige Bundesre- 
gierung hat das IKL hierzu mündlich aufgefor- 
dert und „Rückendeckung“ zugesichert für den 
Fall, daß sich Schwierigkeiten ergeben würden. 
Dieser Fall ist dann später auch eingetreten, und 
das Bauprogramm wurde ohne weitere Schwie- 
rigkeiten abgewickelt. 

1 4. Im Falle einer regierungsseitigen Zustimmung zu 
dem neuen Bedarfsfall würde es für IKL ausrei- 
chend sein, wenn ein leitender Beamter eine ähn- 
liche Erklärung, wie seinerzeit im Falle Israel, 
dem IKL gegenüber abgeben würde. 


15. Die mit dem Kunden geführten Gespräche haben 
ergeben, daß man gegebenenfalls in Anbetracht 
der besonderen und beim Kunden bekannten 
Problematik bis zu einer endgültigen Entschei- 
dung mehrere Monate Geduld zeigen würde. 

Anlagen " 


Diese Notiz ist Bundesminister Dr. Stoltenberg und 
Bundesminister a. D. Dr. Wörner zugegangen. Bundes- 
minister Stoltenberg erklärte bei seiner Vernehmung 
vor dem 1. UA -11. WP, daß ihn die in dem Nohse- 
Memorandum enthaltenen „Hinweise auf dubiose 
Wege wie Übersendung im Diplomatengepäck" be- 
fremdet haben, als er das Papier seinerzeit gelesen 
habe (51. Sitzung, S. 41 des Protokolls). Gleichwohlsei 
er aber immer davon ausgegangen, daß in dem Memo- 
randum ein legaler Weg vorgesehen war, weil auf die 
entsprechenden Gesetzestexte hingewiesen wurde 
(51. Sitzung, S. 4/5 des Protokolls). Er habe den Firmen 
geraten, die Finger von dem Projekt zu lassen. Dies 
habe StS Tietmeyer den Firmen am 2 1 . Dezember 1983 
auch so mitgeteilt. Während der Vernehmung des Bun- 
desfinanzministers wurde deutlich, daß der Zeuge Stol- 
tenberg den Firmen zwar einen dringenden Rat erteilt 
hatte, aber keine klare Weisung ausgesprochen hatte 
(51. Sitzung, S. 43 f. des Protokolls). Auch der Zeuge 
Tietmeyer erklärte, es wäre wohl im nachhinein besser 
gewesen, den Willen des Ministers den Firmen nicht 
nur in einem Telefongespräch, sondern schriftlich 
mitzuteilen (56. Sitzung, S. 75 des Protokolls). 

Der Hinweis auf die Gesetzestexte, die dem Vermerk 
sogar im Anhang beigefügt waren, vermag den Zeugen 
Dr. Stoltenberg allerdings nicht zu entlasten. Aus dem 
Kontext des Vermerks ist deutlich, daß gerade geplant 
war von den Firmen, die einschlägigen Gesetze zu 
durchbrechen. Aus einem Anschreiben des Salzgitter- 
Vorstandsvorsitzenden Ernst Pieper an Dr. Stolten- 
berg vom 28. Oktober 1983 geht hervor, daß auch Bun- 
desaußenminister Genscher eine Kopie des Textes 
„Argumente IK 97" erhalten hat. Es heißt dort: 

„Sehr geehrter Herr Minister, absprachegemäß 
übersende ich Ihnen in der Anlage einen Vermerk 
über das südafrikanische Projekt, das bei uns unter 
der Bezeichnung „IK 97" läuft. Ein gleichlautender 
Vermerk ist Herrn Minister Genscher vor wenigen 
Tagen übergeben worden." 

Dies wird auch durch einen Brief Siegfried Zoglmanns 
an Dr. Wörner vom 7. November 1983 bestätigt. Dort 
heißt es: 

„Wie ich Ihnen sagte, habe ich mit Herrn Genscher 
mehrfach über das Vorhaben gesprochen; er ist 
ebenfalls im Besitz dieses Memos. Seine Einstellung 
war offen bis positiv. Er erwartet jetzt, daß Sie ihn 
ansprechen" (die tageszeitung, 23. Januar 1987). 

Bei seiner Vernehmung vor dem 4. UA - 10. WP 
konnte sich Bundesaußenminister Genscher allerdings 
nicht erinnern, die Notiz erhalten zu haben. Es fällt auf, 
daß sich Bundesaußenminister Genscher bei der Be- 
handlung der Begebenheiten im 4. UA - 10. WP, die 
auf seine enge Verstrickung in die Vorgeschichte des 
U-Boot-Projektes hindeuten, immer auf mangelnde Er- 
innerung berief. So erklärte Bundesaußenminister 
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Genscher bei seiner Vernehmung auch, daß er sich an 
kein Gespräch mit dem südafrikanischen Außenmini- 
ster erinnern könne, bei dem man über das Thema „U- 
Boote" gesprochen habe (Prot. 15. Sitzung S. 213). Im 
Protokollauszug 23/1983 der HDW-Vorstandssitzung 
vom 12. Dezember 1983 heißt es jedoch, daß 

„die Herren Botha und Genscher ein Gespräch über 

dieses Projekt geführt haben". 

Da vom 1 . UA -11. WP keine Zeugen aus dem Bereich 
der Firmen IKL und HDW vernommen wurden, konn- 
ten diese Widersprüche nicht aufgeklärt werden. 

Fest steht, daß die Kontakte der Firmen mit der Bun- 
desregierung im Laufe des Jahres 1983 nicht verhin- 
dert haben, daß IKL mit der südafrikanischen Firma 
Liebenberg & Stander Maritime am 15. November 
1983 einen Vertrag über eine sog. Ausführungsstudie 
über ein Forschungstauchboot abschloß. Am 23. No- 
vember 1983 folgte der Vertrag über eine weitere Stu- 
die über ein Tauchboot, das auf der Ausführungsstudie 
aufbaute. Die der OFD Kiel vorgelegten Unterlagen 
enthielten u. a. Angaben über eine Abschußvorrich- 
tung, einen besonderen Kiel, besondere Periskope und 
Abschuß-Rampen für Kurzstreckenraketen. Diese Stu- 
dien machen deutlich, daß Südafrika die gewünschten 
U-Boote nicht, wie es offiziell heißt, für „Zwecke der 
Küstenverteidigung'' benötigt, sondern für Angriffs- 
handlungen und Sabotageaktionen gegen Nachbar- 
staaten. So sollen spezielle Mini-U-Boote an Bord mit- 
geführt werden können, die Kampfschwimmer für Sa- 
botageeinsätze an Land beherbergen (vgl. Frankfurter 
Rundschau vom 11. Mai 1988). 


1.5 Das Jahr 1984 

Nach der Vorstandssitzung von HDW am 23. Januar 
1984 hält HDW-Vorstandsmitglied Dipl. -Ing. Hansen- 
Wester in einem Vermerk vom 25. Januar 1984 zum 
Betreff „Projekt IK 97 (S. A.)“ folgendes fest: 

„Mit diesem Projekt sind hochgestellte Vertreter der 

Bundes- und Landesregierung befaßt. Außerdem hat 

sich der AR- Vorsitzende intensiv eingeschaltet . . 

(Quelle: Mat A 41 ) 

Im Februar 1984 übergab der Vorstandsvorsitzende 
von HDW, Klaus Ahlers, MD Dr. Schomerus (BMWi), 
der von September 1983 bis September 1984 Mitglied 
im Aufsichtsrat von HDW war, ein auf den 1 4. Februar 
1984 datiertes Papier von IKL und HDW, das als „Ar- 
beitspapier zur Vorlage im Sicherheitsrat“ überschrie- 
ben und als Argumentationspapier für das Südafrika- 
Projekt gedacht war. Neben MD Dr. Schomerus erhielt 
der Leiter des Referates 424 im AA, VLR I Dr. Henze, 
sowie der für Rüstungsexportfragen zuständige Refe- 
ratsleiter der Abteilung IV im BMWi, MR Engel, Ex- 
emplare des Papiers. 

Es ist unklar, wieso die Übergabe dieses Papiers an 
hohe Beamte des BMWi und des AA nicht dazu führte, 
daß die Firmen IKL und HDW von der Durchführung 
ihres U-Boot-Projektes mit Südafrika abgehalten wur- 
den. Die Einlassungen von MD Dr. Schomerus, daß er 
das Projekt nicht für genehmigungsfähig gehalten und 
die Firmen trotzdem auf den üblichen Weg des Geneh- 


migungsverfahrens hingewiesen habe, sind um so er- 
staunlicher, als es weder in dem Papier vom i4. Fe- 
bruar 1984 noch in einem späteren Papier vom 2. April 
1984 um die Frage einer schriftlichen Genehmigungs- 
erteilung ging. Inhalt des Memorandums „Argumente 
IK 97" und der Nachfolge-Papiere war vielmehr das 
Bestreben, das Südafrika-Projekt in Form einer münd- 
lich erteilten Genehmigung jenseits des normalen Ge- 
nehmigungsweges durchzuführen. 

Einen weiteren Hinweis darauf, daß die Firmenvertre- 
ter zu diesem Zeitpunkt mit Bundesministern über die 
illegale Abwicklung des U-Boot-Geschäftes verhan- 
delten, enthält eine in den Unterlagen von IKL enthal- 
tene Notiz vom 17. April 1984 von Dipl. -Ing. Nohse 
über ein Telefonat mit Herrn Venter von der Firma 
LSM. In dem Vermerk heißt es: 

„1. Vorbereitungsgespräche auf Ministerebene sind 
positiv verlaufen. 

2. BSR tagt erst im Mai. 

3. Gespräche in Deutschland auf höchster Ebene 
für Juni vorgesehen.“ 

Ein Rechtsgutachten, das im April/Mai 1984 erstellt 
wurde, zeigt erneut, daß die Firmenüberlegungen nicht 
von einer offiziellen Regierungsgenehmigung durch 
die zuständigen Behörden (BAW) ausgingen, sondern 
daß die mündliche Genehmigung eines Staatssekretärs 
oder Ministers angestrebt wurde. In dem Gutachten 
des IKL-Anwaltes Dr. Jörg-Sepp Zoglmann heißt es: 

„Zum einen muß der Bedienstete, der die Erklärung 
abgibt, nach seiner Stellung in dem Behördenaufbau 
dazu berechtigt sein. Je höher der Bedienstete seiner 
Rangstellung nach steht, je größer ist das Vertrauen, 
das er bei Abgabe von Erklärungen beim Betroffenen 
auslöst. Zusagen von Staatssekretären und/oder Mini- 
stern lassen inlolgedessen den höchsten Grad an Ver- 
trauensschutz beim Betrollenen entstehen. In solchen 
Fällen wird bei mündlich erteilten Zusagen regelmä- 
ßig von deren Rechtsverbindlichkeit auszugehen 
sein. Lediglich in strafrechtlicher Hinsicht können 
u. U. die Nachteile ungenehmigten Handelns nicht 
völlig beseitigt werden. Allerdings wird man zu be- 
denken haben, daß das Maß schuldhaften Verhal- 
tens nahezu auf Null reduziert sein dürfte, falls man 
sich auf die verbindliche Zusage eines zuständigen 
Staatssekretärs oder Bundesministers berufen kann, 
zumal man immer einwenden wird können, man sei 
davon ausgegangen, daß die formgerechte Genehmi- 
gung in Kürze ohnehin erteilt werden würde bzw. durch- 
gesetzt wäre. Die Gefahr der Strafverfolgung er- 
scheint bei dem in Frage kommenden Sachverhalt 
gering, kann aber im Hinblick auf die fehlende Heil- 
barkeit der Tathandlung nicht völlig ausgeschlossen 
werden" (Hervorhebungen d. d. Verf., zitiert aus 
„Kieler Rundschau" 34/1987). 

Nach den Zeugenaussagen von MD Dr. Schomerus, 
der die Angelegenheit am 6. April 1984 angeblich in 
Absprache mit Klaus Ahlers als erledigt betrachtete, 
ist auch völlig unklar, warum der StS im BMWi, Dr. 
von Würzen, am 10. Mai 1984 mit dem Vorstandsvor- 
sitzenden der Salzgitter AG, Ernst Pieper, erneut über 
das U-Boot- Projekt beriet. Nach eigenen Angaben hat 
StS Dr. von Würzen bei diesem Gespräch von der 
Durchführung des Projektes abgeraten und gesagt, 
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daß es keine Aussicht aul eine Genehmigung bezüglich 
der U-Boote für Südafrika gäbe. Ungeachtet dieses von 
StS Dr. von Würzen so behaupteten Gesprächsverlau- 
fes gingen die Vertragsverhandlungen von IKL und 
HDW mit Südafrika jedoch weiter. Am 17. Mai 1984 
vermerkt das HDW- Vorstandsprotokoll: 

„Der Vorstand will in 14 Tagen über die weitere Be- 
arbeitung dieses Projektes beschließen. Die beiden 
Objekte (Ausbau Marinewerft und Lieferung von 
Konstruktionsunterlagen) werden als kalkulato- 
risch selbständige Objekte betrachtet." 

Dieser Protokollauszug verweist darauf, daß es zu die- 
sem Zeitpunkt nicht nur um die Lieferung von Kon- 
struktionsunterlagen ging, sondern auch um den Aus- 
bau einer südafrikanischen Werft für den U-Boot-Bau. 

Am 16. Mai 1984 traf StS Voss den Rüstungslobbyisten 
Siegfried Zoglmann. Nach den Aussagen des Zeugen 
Voss stand dieser Termin allerdings in keinem Zusam- 
menhang mit dem U-Boot-Geschäft. Es fällt jedoch auf, 
daß die insgesamt vier von StS Voss bei seiner Verneh- 
mung am 10. Mai 1990 genannten Termine jeweils im 
Vorfeld wichtiger Entscheidungen beim Südafrika-Ge- 
schäft der Firmen HDW und IKL stattfanden. Da der 
Zeuge Siegfried Zoglmann die Aussage generell vewei- 
gert, konnte diese offene Frage nicht geklärt werden. 

Nach telefonischer Terminvereinbarung führte MD 
Teltschik im Bundeskanzleramt am 23. Mai 1984 ein 
Gespräch mit Siegfried Zoglmann, das die Absicht von 
IKL und HDW zur Durchführung des Südafrikage- 
schäftes zum Gegenstand hatte. Bei seiner Verneh- 
mung vor dem 4. UA - 10. WP konnte MD Teltschik 
nicht ausschließen, daß er bei der Gelegenheit dieses 
Gesprächs auch einen Entwurf des U-Boot-Vertrages 
mit Südafrika überreicht bekommen hat (6. Sitzung, 
S. 72 des Protokolls). 

Es ist tatsächlich unwahrscheinlich, daß Siegfried 
Zoglmann bei dieser Gelegenheit nicht den U-Boot- 
Vertrag zur Sprache gebracht haben sollte, denn MD 
Teltschik war der für die Vorbereitung des unmittelbar 
bevorstehenden Besuchs des südafrikanischen Pre- 
mierministers Botha bei Bundeskanzler Kohl am 
5. Juni 1984 zuständige Beamte. Zu diesem Zeitpunkt 
bestand zumindest schon die Absicht der Firmen, Bun- 
desaußenminister Genscher anläßlich des Botha-Be- 
suchs auf das U-Boot-Geschäft anzusprechen. Dipl.- 
Ing. Lutz Nohse teilte dem Vorstandsmitglied von 
HDW, Peter Hansen-Wester, am 24. Mai 1984 - also 
einen Tag nach dem Gespräch Zoglmann-Teltschik - 
aus Südafrika telefonisch mit: 

„Der Vertrag soll unter dem Vorbehalt abgeschlos- 
sen werden, daß Bonn grünes Licht erteilt. Hiermit 
ist der Kunde einverstanden. Anläßlich des Regie- 
rungsbesuchs des Kunden in Bonn, Anfang Juli 
(Schreibfehler im Original, muß Anfang Juni heißen, 
Anm. d. Verf.) soll G. ganz offen vom Kunden ange- 
sprochen werden (dies wurde mit Zo. abgestimmt). " 

Am 4. Juni 1984 - einen Tag vor dem Treffen zwischen 
Bundeskanzler Dr. Kohl mit dem südafrikanischen 
Premierminister Botha in Bonn - machte Siegfried 
Zoglmann MD Teltschik telefonisch darauf aufmerk- 
sam, daß Premierminister Botha bei dem bevorstehen- 
den Besuch das Projekt von IKL und HDW mit Süd- 


afrika ansprechen werde. MD Teltschik unterrichtete 
anschließend Bundeskanzler Dr. Kohl über diese Infor- 
mation. 

Bei dem sogenannten Vier-Augen-Gespräch am 
5. Juni 1984 zwischen Kohl und Botha hat das Thema 
„U-Boote für Südafrika" eine zentrale Rolle gespielt. 
MD Teltschik trug aufgrund seiner persönlichen Noti- 
zen das folgende zum Inhalt des Gespräches vor: 

„Es ist einleitend gesprochen worden über die indu- 
strielle Kooperation zwischen Südafrika und der 
Bundesrepublik Deutschland. Und Herr Minister- 
präsident Botha hat berichtet über seine vorausge- 
gangenen Gespräche mit Vertretern der deutschen 
Wirtschaft und hat in diesem Zusammenhang davon 
gesprochen, daß Südafrika dabei sei, ein Projekt mit 
dem Industriekontor Lübeck zu verhandeln; er 
wolle die Gelegenheit nutzen, um mit dem Bundes- 
kanzler darüber zu sprechen . . . diese Verhandlun- 
gen könnten nur fortgesetzt werden - nach seiner 
Kenntnis -, wenn der Bundessicherheitsrat zustim- 
me. Von der Industrieseite seien die Verhandlungen 
soweit vorangeschritten, daß man zu einem Ab- 
schluß kommen könne. Ihm läge jetzt daran, den 
Bundeskanzler zu überzeugen, wie wichtig dieses 
Projekt für Südafrika sei, und er wolle an den Herrn 
Bundeskanzler appellieren, baldmöglichst eine posi- 
tive Entscheidung zu treffen . . . (der Bundeskanzler) 
hat darauf geantwortet, daß er sich persönlich 
darum kümmern werde . . . Daraufhin hat Herr Pre- 
mierminister Botha den Gegenstand noch einmal 
aufgegriffen und erläutert, daß er dieses Projekt zu 
eigenen Zwecken der Küstenverteidigung nutzen 
wolle und daß die südafrikanischen Werften mit dem 
Know-how der Bundesrepublik Deutschland diese 
U-Boote bauen können. Daraufhin hat der Herr Bun- 
deskanzler noch einmal seine vorherige Aussage 
wiederholt, und damit war der Gegenstand dann be- 
endet ..." (Vernehmung Teltschik, 6. Sitzung des 
4. UA - 10. WP, S. 53 f. des Protokolls). 

Diesen Notizen ist zu entnehmen, daß der bevorste- 
hende Vertragsabschluß zwischen HDW/IKLund Süd- 
afrika Gegenstand des Gesprächs Kohl-Botha war. Bo- 
tha erläuterte, daß man von Industrieseite zu einem 
Abschluß kommen könne, es fehle nur noch die Zu- 
stimmung des Bundessicherheitsrates. Offensichtlich 
wurde die HDW-Spitze unmittelbar über den Verlauf 
des Treffens Botha-Kohl informiert, denn zwei Tage 
nach dem Gespräch heißt es im HDW-Vorstandsproto- 
koll: 

„D und M berichten über den Sachstand des Projek- 
tes. Vertragsunterzeichnung am 15. Juni 1984 vor- 
behaltlich der Genehmigung (grünes Licht). Die Ver- 
tragserfüllung erfolgt erst nach einem ausdrückli- 
chen Vorstandsbeschluß" (Vorstandssitzung Nr. 9/ 
1984, Protokoll vom 7. Juni 1984). 

2. Abschluß und Durchführung des 
U-Boot-Geschäfts 

Wie vorgesehen wurde am 15. Juni 1984 der Vertrag 
zwischen IKL/HDW und der südafrikanischen Firma 
LSM unterzeichnet. Es wurde die Lieferung von Ferti- 
gungsunterlagen und Lizenzen sowie die Umkonstruk- 
tion des U-Boot-Typs 1650 auf den Typ 1650 M und die 
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Gewährung technischer Hilfe beim Bau von vier 
U-Booten im Wert von 1 16 Millionen DM vereinbart - 
60 Millionen DM entfielen auf die Fertigungsunterla- 
gen, das zugehörige Konstruktionsmodell und die Bau- 
lizenz für das erste U-Boot. Ca. 56 Mio. DM waren für 
die Umkonstruktion und die technische Hilfe vorgese- 
hen. Der Vertrag wurde unter dem Vorbehalt abge- 
schlossen, daß die Genehmigung der Bundesregierung 
bis zum 15. August 1984 in einer ausreichenden Form 
vorliegen müsse. 

In den §§20 und 21 des Vertrages heißt es: 

„Sollte IKL aus irgendeinem Grund an der Durch- 
führung seines Teils dieser Vereinbarung gehindert 
sein, vereinbaren die Parteien ein Treffen mit dem 
Ziel, alternative Wege zu finden, um Geist und Ab- 
sicht dieser Vereinbarung Wirksamkeit zu verlei- 
hen und/oder alternative Lieferungsmethoden für 
die Unterlagen oder das Entwurfsmodell zu arran- 
gieren“ (Zitat aus: Stern, 28. Dezember 1987). 

Wie sich aus der Vernehmung des Präsidenten der 
OFD Kiel, Svend Olav Hansen, vom 3. Marz 1988 
(Prot. 22/S. 48 f.) ergibt, ist zudem auf Bitten der süd- 
afrikanischen Firma ein weiterer Vertrag als Cover- 
Vertrag (mit der Firma Sandock Austral Ltd.) geschlos- 
sen worden. Eine entsprechende Aussage hat auch der 
Mitarbeiter von HDW, Rathjens, gegenüber der OFD 
Kiel gemacht. Zu weiteren Fragen von Mitgliedern des 
1 . UA -11. WP nach dem Abschluß eines derartigen 
Cover- Vertrages mit dem Ziel, den tatsächlichen Ge- 
schäftspartner und das Geschäft selbst verborgen zu 
halten - wie es auch aus den in der Presse veröffent- 
lichten Dokumenten hervorgeht -, haben die vom Aus- 
schuß vernommenen Zeugen keine Auskunft geben 
können. Ende Juni/Anfang Juli 1984 beauftragte Bun- 
deskanzler Dr. Kohl StS Prof. Dr, Schreckenberger und 
MD Teltschik mit einer wohlwollenden Prüfung der 
Angelegenheit; dabei wies der Bundeskanzler darauf 
hin, daß er ein großes Interesse habe, die Arbeitsplätze 
bei HDW zu sichern, und daß er, wenn eine Genehmi- 
gung eines solchen Projekts rechtlich und politisch 
möglich sei, dann auch darüber nachdenke, ob es nicht 
sinnvoller sei, U-Boote in Kiel zu produzieren und zu 
exportieren, weil dies einen größeren Beitrag zur Si- 
cherung von Arbeitsplätzen darstelle als der Verkauf 
von „Blaupausen". 

Der Zeuge StS a. D. Prof. Dr. Schreckenberger sagte bei 
seiner Vernehmung am 12. September 1990, daß der 
Bundeskanzler ihn schon bei diesem Termin Ende Ju- 
ni/Anfang Juli ermächtigt habe, bei den Firmen anzu- 
rufen (59. Sitzung, S. 37 des Protokolls). 

Am 16. Juli 1984 erstellte Dipl. -Ing. Nohse einen Ver- 
merk über die „Mittlere Lösung 1 '. Dieser Vermerk 
wurde im Faksimile in der „Hamburger Morgenpost" 
vom 7. November 1988 abgedruckt und hat den folgen- 
den Wortlaut: 

„Vertraulich 

Anlage 2 zum Vermerk vom 16. Juli 1984 No/B. 

IK 97/GF 


Mittlere Lösung 

Auf der Basis von voraussichtlich vier zu bauenden 
Fahrzeugen würden im wesentlichen folgende Er- 
träge zu erzielen sein (auch hier ohne Mehrwert- 
steuer und in Mio. DM): 

DM 


Aus Vertrag vom 16. 6. 84 

(s. Anlage 1) 116 

Elektroanlage 

(Erlangen/Nürnberg) 77 

Akustische Ortungsgeräte 
(Bremen) 35 

Waffen-Elektronik (Bremen) 40 

Batterie (Hagen oder Soest) 29 

Dieselmotoren (Friedrichshafen) 10 307 

Ausfahrgeräte Spezialwerkzeug- 
maschine (Lübeck) 17 

Sehrohre (Oberkochern) 24 

Stahlbauteile (Oberkochern) 24 

Stahlbauteile und 1 ausgerüstete 
Sektion (Kiel) 75 


423 

Hinzu gegebenenfalls noch weitere kleinere Bauele- 
mente, wie z. B. Pumpen und Kompressoren, so daß 
mit insgesamt ca. 475 Mio. DM zu rechnen wäre." 

Am 24. Juli 1984 fand ein gemeinsamer Spaziergang 
von Bundeskanzler Kohl und Franz Josef Strauß statt. 
Über diesen Spaziergang berichtete Strauß in einem 
Brief an Kohl. Dieser Brief hat den folgenden Wortlaut: 

„Sehr geehrter Herr Bundeskanzler! 

Lieber Helmut Kohl! 

Wir haben uns mehrmals über Aufträge aus Südaf- 
rika unterhalten. Ich habe das letzte Mal bei unse- 
rem gemeinsamen Spaziergang darauf hingewiesen, 
daß der Vertrag über Software in der Höhe von etwa 
1 1 6 Millionen DM zwischen dem südafrikanischen 
Partner und IKL/HDW mit der Klausel abgeschlos- 
sen worden ist, daß er nur wirksam wird, wenn bis 
15. August der Sicherheitsrat die Genehmigung er- 
teilt. Daher ist größte Eile geboten! 

Du hast sowohl bei dem Dreiergespräch am 1. Juni 
wie auch bei unserem Spaziergang darauf hingewie- 
sen, daß Dir eine große Lösung mit Lieferung von 
Hardware, die nicht nur finanzielle Entlastung, son- 
dern auch Produktionsaufträge mit sich bringen 
würde, lieber wäre. 

Premierminister Botha beruft sich darauf, daß er Dir 
überhaupt kein Schreiben zu schicken braucht, weil 
Du dem Vorhaben - offengelassen ob dem kleineren 
oder größeren - zustimmst. Dieselbe Meinung 
scheint auch Ministerialdirektor Teltschik gegen- 
über Herrn Zoglmann vertreten zu haben. Vor unse- 
rem Spaziergang habe ich, wie ich Dir auch berichtet 
habe, von den Schwierigkeiten berichtet, die an- 
scheinend abermals das Auswärtige Amt mit Aus- 
wirkungen auf das Kanzleramt macht. Du wirst Dich 
erinnern, daß seinerzeit auch der Außenminister bei 
unserem Dreiergespräch am 1. Juni alle möglichen 
Vorwände gebraucht hat. 
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Ich halte die große Lösung, genauso wie Du natür- 
lich, für die bessere. Sie ist auch erzielbar. Ihr Ver- 
tragswert ist etwa 475 Millionen DM, ein namhafter 
Auftrag in unserer Wirtschaftslage. Ich bitte Dich, 
sich dieser Angelegenheit anzunehmen und das wei- 
tere zu veranlassen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dein 

F. J. Strauß" 

Aus diesem Brief, der vom 3 1 . Juli 1 984 datiert und der 
höchstwahrscheinlich am Morgen des 31. Juli 1984 im 
Kanzleramt einging, geht hervor, daß Bundeskanzler 
Dr. Kohl bei seiner Zeugenvernehmung vor dem 4. UA 
- 10. WP falsche Angaben gemacht hat, als er zur 
Frage vernommen wurde, wann er zum ersten Mal von 
der Tatsache gehört habe, daß 10 Tage nach seinem 
Gespräch mit Premierminister Botha der U-Boot- Ver- 
trag unterzeichnet worden war. Auf entsprechende 
Fragen der Ausschuß-Mitglieder erwiderte der Kanz- 
ler, daß er erst im Sommer 1985 von der Tatsache der 
Vertragsunterzeichnung gehört habe. Allerfrühestens 
sei er im Oktober 1984 durch MDTeltschik hiervon 
unterrichtet worden. 

Wir zitieren Auszüge aus dem Protokoll der Sitzung 
des 4. UA - 10. WP vom 16. Februar 1987: 

„Abg. Frau Eid (GRÜNE): Ich wollte noch mal eine 
Zwischenfrage stellen zu der Tatsache, daß Sie, Herr 
Bundeskanzler, sich bei dem Gespräch mit Herrn 
Botha ja geäußert haben, daß Sie sich der Sache per- 
sönlich annehmen werden. Ich selber schließe dar- 
aus, daß Sie dann auch persönlich die Verantwor- 
tung übernommen haben für all das, was in diesem *■ 
Geschäft passiert ist und was weiterhin passieren 
wird. Nun ist Ihnen ja sicherlich bekannt, daß zehn 
Tage nach dem Besuch von Herrn Botha, nach Ihrem 
Gespräch mit Herrn Botha der Vertrag unterzeich- 
net worden ist. 

Da Sie sich ja nun persönlich der Sache annehmen 
wollten, meine Frage: Wie haben Sie darauf reagiert, 
als Ihnen dieser Sachverhalt bekanntgeworden ist? 

Z. Dr. Kohl: Das erste, was in Ihrer Frage anklingt, ist 
eine Unterstellung. Wenn ich zu Herrn Botha sage, 
daß ich mich persönlich darum kümmern werde, ist 
es völlig abwegig, wirklich völlig abwegig, daraus zu 
schließen, daß ich damit billige - das haben Sie ja in 
Ihrer Behauptung eben getan -, was die Firma getan 
hat. Und zudem ist die Sache noch absurder, weil es 
ja ein Zeitpunkt war, das Gespräch mit Botha, wo 
ich von den Vorgängen der Firma überhaupt nichts 
wußte. Das habe ich erst genau ein Jahr später, im 
Sommer 1985, erfahren. (Hervorhebungen durch den 
Verfasser) 

Abg. Frau Eid (GRÜNE): Bei dem Gespräch wurde 
der Vertragsabschluß nicht angesprochen? 

Z. Dr. Kohl: Frau Abgeordnete, ich habe nicht die 
Absicht, diese Frage zu beantworten. Herr Vorsit- 
zender, ich habe diese Aussage jetzt schon minde- 
stens zehnmal gemacht. 

Ich muß wirklich darauf bestehen, Herr Vorsitzen- 
der, daß wir uns gemäß den allgemeinen Regeln ver- 
halten. Es ist eine Unterstellung, immer wieder die 


gleiche Frage zu stellen, die ich schon mindestens 
zehnmal beantwortet habe. Ich denke nicht daran, 
diese Frage zu beantworten. Die Antwort ist völlig 
klar - sie ist aus dem Protokoll zu entnehmen -: Ich 
wußte das nicht. 

Vors. Dr. Penner: Ja gut. Dann haben Sie die Frage 
beantwortet. Herr Bundeskanzler, wissen Sie, das 
ist natürlich nicht ganz einfach, hier als Zeuge Rede 
und Antwort zu stehen und die Arbeit zu leisten, die 
uns vom Parlament aufgetragen ist. Herr Bundes- 
kanzler, ich kann manches verstehen, auch an kriti- 
scher Begleitung. Wir haben auch andere Aus- 
kunftspersonen gehabt, jedenfalls ich in anderer Tä- 
tigkeit, die manchmal auch ihren Unwillen geäußert 
haben. Sie stehen da nicht allein. Ich bin aber der 
Meinung: Wir kommen sehr viel schneller vorwärts, 
wenn wir das Maß an Unwillen so weit zurückhal- 
ten, wie es irgend geht. 

Z. Dr. Kohl: Herr Vorsitzender, es geht hier nicht um 
das Maß des Unwillens, sondern es geht einfach dar- 
um, daß eine Frage, die zigmal beantwortet ist, wenn 
sie dann noch mit einer solchen Unterstellung ver- 
bunden ist, von mir nicht beantwortet wird. Darum 
geht es. 

Vors. Dr. Penner: Ja, Sie haben sie ja beantwortet, 
und damit können wir die Debatte ja schließen. 

Abg. Frau Eid (GRÜNE): Aber nur einen Teil. Ich 
habe gefragt, was Sie unternommen haben, oder wie 
Sie darauf reagiert haben, als Sie gehört haben, daß 
der Vertrag zehn Tage nach Ihrem Gespräch mit 
Herrn Botha unterschrieben worden war. 

Z. Dr. Kohl: Auch diese Frage habe ich schon beant- 
wortet. Daß ein Vertrag zehn Tage nach dem Gespräch 
unterschrieben wurde, war mir völlig unbekannt. Der 
Chef des Kanzleramtes, Dr. Schäuble, hat mich im Som- 
mer 1985 von dem Vorgang unterrichtet und auch da- 
von, daß das Finanzministerium als zuständige Be- 
hörde die entsprechenden Verfahren eingeleitet 
hat". 

(Protokoll, 4. UA - 10. WP, 15. Sitzung, S. 60-60 b 
des Protokolls; Hervorhebungen durch Verfasser) 

Der Strauß-Brief beweist zweifelsfrei, daß der Bundes- 
kanzler entgegen seinen Aussagen vor dem 4. UA - 10. 
WP bereits am 24. Juli 1984 durch den Bayerischen 
Ministerpräsidenten von der Tatsache der Vertragsun- 
terzeichnung unterrichtet worden war, denn Strauß 
schrieb: 

„Wir haben uns mehrmals über Aufträge aus Südaf- 
rika unterhalten. Ich habe das letzte Mal bei unse- 
rem gemeinsamen Spaziergang darauf hingewiesen, 
daß der Vertrag über Software in der Höhe von etwa 
116 Millionen DM zwischen dem südafrikanischen 
Partner und IKL/HDW mit der Klausel abgeschlos- 
sen worden ist, daß er nur wirksam wird, wenn bis 
15. August der Sicherheitsrat die Genehmigung er- 
teilt. Daher ist größte Eile geboten! “ 

Offensichtlich im kausalen Zusammenhang mit dem 
Strauß-Brief an Bundeskanzler Kohl stehen zwei Tele- 
fonate, die der damalige Chef des Bundeskanzleramtes, 
StS Prof. Dr. Schreckenberger, mit Dipl. -Ing. Lutz 
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Nohse von der Firma IKL und dem Vorstandsvorsit- 
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führte. Die von den Firmen verfaßten Protokolle bezie- 
hen sich an zentraler Stelle auf eine gemeinsame Zu- 
stimmung des Bundeskanzlers und des Bayerischen 
Ministerpräsidenten Strauß zu dem U-Boot-Geschäft, 
die den Firmen im Auftrag beider Personen von StS 
Prof. Dr. Schreckenberger übermittelt worden sei. In 
der Nohse-Notiz wird auch eine „positive Nachricht 
aus München“ vom 28. Juli 1984 angesprochen. Fer- 
ner heißt es dort, daß StS Schreckenberger die bereits 
erwähnte IKL-Notiz vom 16. Juli 1984 sowie der Ver- 
tragstext bei dem Telefonat mit Nohse Vorgelegen ha- 
be. Die Nohse-Notiz hat den folgenden Wortlaut: 

„Ingenieurkontor Lübeck 31.7. 1984 

Prof. Gabler Nachf. GmbH No/Pe. 

Verteiler: HDW- 

Vorstand I 

Telefonnotiz z. K.: GF3 

Ga 

GF2 

tv ctninx; 

uv *j i 

Anruf von Staatssekretär Prof. Dr. Waldemar Schrek- 
kenberger, Chef des Bundeskanzleramtes, am 31. Juli 
1984, um 12.30 Uhr 

Prof. Schreckenberger hat folgende Unterlagen vor- 
liegen: 

1. Meinen Vermerk vom 16.7. 1984, 

2. Unseren Vertrag vom 15.6. 1984 

Ergebnis des Gesprächs (alle Punkte wurden ange- 
sprochen): 

1 . Bundeskanzler und Min. -Präsident Strauß haben 
ein Interesse daran, daß HDW und IKL den Vor- 
gang IK 97 ausführen können, und zwar aus fol- 
genden Gründen: 

1.1. Finanzielle Situation im Schiffbau und bei 
HDW speziell; 

1.2. Beschäftigungslage in der Zulieferindustrie 
und dabei in speziellen Bereichen mit hoher 
Arbeitslosenquote; 

1 .3. Strategische Bedeutung für die Bundesmari- 
ne. 

2. Entsprechend meinem Papier vom 16. Juli 1984 
sollte die große Lösung nicht verfolgt werden, 
dagegen die mittlere. 

3. Der im Vertrag vom 15. Juni 1984 genannte Ter- 
min für das Rechtskräftigwerden (15. August 
1984) muß aufgrund der besonderen Situation 
beim Kunden (negative Goldpreisentwicklung; 
wirtschaftliche Lage beim Kunden; Haushalts- 
planungen) unbedingt eingehalten werden. 

4. Dementsprechend haben Herr Ahlers und ich 
uns am 28. Juli 1984 in Hamburg aufgrund von 
Meldungen, die uns aus München zugegangen 
sind, dem Kunden gegenüber positiv bezgl. Re- 
gierungsgenehmigung geäußert. Eine ergän- 
zende Äußerung wird von Herrn Ahlers bei sei- 
ner Reise zum Kunden in der 32. Woche erwar- 
tet. 


5. Eine endgültige Genehmigung, für die sich der 


setzen werden, kann erst nach den Parlamentsfe- 
rien und nach Durchsprache im Bundessicher- 
heitsrat erteilt werden. 


Vertraulich 
- 2 - 


31. Juli 

1984 

No/Pe. 

Abschließend habe ich folgendes Prof. S. gesagt, 
welcher dieses zustimmend zur Kenntnis nahm: 

1 . Die Erklärungen von Prof. S. seien für uns die 
ersten direkten Erklärungen von höchster Stelle, 
die uns ermutigten. 

2. Wir werden - vorausgesetzt, daß unser Partner 
HDW zustimmt- dieses Telefongespräch und 
die Nachricht vom 28. Juli 1984 aus München 
zum Anlaß nehmen, dem Kunden gegenüber zu 
erklären, daß für uns der Vertrag rechtskräftig 
geworden ist und daß wir jetzt die Arbeiten auf- 
nehmen. 

3. Ich bat Prof. S., anschließend Herrn Ahlers an- 
zurufen und diesem das Ergebnis unseres Ge- 
sprächs mitzuteilen. 

Prof. S. betonte mehrfach während des Telefonge- 
sprächs, das Äußerste für HDW/IKL in der Angele- 
genheit IK 97 zu tun. Seine Aussage in diesem Ge- 
spräch könnte jedoch für uns nicht Grundlage sein, 
die Bundesregierung schadenersatzpflichtig zu ma- 
chen.“ 

Die von den Herren Ahlers und Rhode Unterzeichnete 
Notiz lautet: 


Kiel, den 31. Juli 1984 
D/Ah/mg 

DU Herrn Nohse, IKL 
(p. Tel) 

„Aktennotiz C, M, F, CB, MV 

Anruf von Herrn Staatssekretär Dr. Schreckenber- 
ger, Bundeskanzleramt, am31. Juli 1984, 13.00 Uhr 

Herr Staatssekretär Dr. Schreckenberger hat uns im 
Aufträge von Herrn Bundeskanzler Kohl telefonisch 
mitgeteilt, daß der Bundeskanzler und Franz Josef 
Strauß unserem Projekt IK 97 in der mittleren Lö- 
sung, d. h. Blaupausen-Export und Zulieferung von 
Teilen ihre Zustimmung verleihen. 

Eine entsprechende Entscheidung im BSR könne aus 
technischen Gründen erst im September herbeige- 
führt werden. 

Im Hinblick auf die Terminlage der Erklärungsfrist 
zum 15. August 1984 hat es Herr Staatssekretär 
Dr. Schreckenberger als sein ausdrückliches Anlie- 
gen bezeichnet, die positive Einstellung des Herrn 
Bundeskanzlers und des Ministerpräsidenten 
Strauß zu betonen, um die Einleitung des Geschäftes 
zu ermöglichen. 
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Über die Ingangsetzung des Vertrages anläßlich der 
Reise von D vom 4.-1 1. August 1984 nach Südafrika 
erbittet Staatssekretär Dr. Schreckenberger eine In- 
formation wegen seiner Urlaubsabwesenheit an 
Staatssekretär Teltschik." 

Die Einlassung von StS Prof. Dr. Schreckenberger ge- 
genüber dem 4. UA - 10. WP, er habe die Firmen am 
31. Juli 1984 nur deswegen angerufen, weil er in Ur- 
laub fahren und vorher den Firmen noch als Zwischen- 
stand mitteilen wollte, daß die Behandlung der Angele- 
genheit noch Zeit erfordere, ist auch deshalb wenig 
glaubwürdig, weil eine Reihe weiterer Vermerke und 
Notizen vorliegen, die unabhängig voneinander von 
der Erteilung des „Grünen Lichts" am 31. Juli 1984 
berichten (vgl. hierzu Abschnitt III des Zwischenbe- 
richtes). 

In einem weiteren Brief, datiert vom 5. November 
1984, an Bundeskanzler Helmut Kohl, teilt der dama- 
lige Bayerische Ministerpräsident Strauß diesem mit, 
daß die Schreckenberger-Telefonate tatsächlich auf- 
grund seines ersten Schreibens vom 31. Juli 1984 zu- 
standegekommen sind. Wörtlich heißt es in dem 
Schreiben: 

„Prof. Schreckenberger hat aufgrund meines Schrei- 
bens noch am 31. Juli 1984 Herrn Nohse von IKLin 
Lübeck und auf dessen Bitte auch anschließend 
Herrn Ahlers von HDW angerufen. 

Dabei wurde vereinbart: 

1. größere Lösung anstreben, 

2. .kleine Lösung 1 vereinbarungsgemäß rechts- 
wirksam werden zu lassen, 

3. nach den Parlamentsferien, also vor 1. Lieferung 
am 6. Oktober 1984, soll endgültige Genehmi- 
gung erfolgen." 

Als StS a. D. Prof. Dr. Schreckenberger am 1 2. Septem- 
ber 1990 als Zeuge vor dem 1 . Untersuchungsausschuß 
vernommen wurde, war das genannte Schreiben von 
der Staatsanwaltschaft Bonn noch nicht entsperrt wor- 
den, so daß ein entsprechender Vorhalt in öffentlicher 
Sitzung dem Zeugen nicht gemacht werden konnte. 

Ungeachtet dessen hat der Zeuge Schreckenberger, 
der ja über seine Vernehmung bei der Staatsanwalt- 
schaft Bonn in der vorausgegangenen Woche über den 
zweiten Strauß-Brief und die Passagen informiert war, 
die ihn persönlich betrafen, vehement bestritten, daß 
sein Anruf bei den Firmen aufgrund des ersten Strauß- 
Briefes vom 31. Juli 1984 zustandegekommen sei. Er 
habe den Brief überhaupt nicht gekannt (59. Sitzung, 
S. 14, 34 des Protokolls). Diese Einlassung ist aufgrund 
der schriftlich vorliegenden Strauß-Mitteilung an Bun- 
deskanzler Kohl und der, bezogen auf den Verlauf der 
Telefongespräche, identischen Firmen- Protokolle we- 
nig glaubwürdig. 

Es fällt zusätzlich auf, daß der Zeuge Prof. Schrecken- 
berger seine Aussagen gegenüber dem 1. UA-1 1. WP 
in entscheidenden Punkten gegenüber seinen Aussa- 
gen im 4. UA - 10. WP korrigiert hat. Hatte er bei sei- 
nen früheren Aussagen noch völlig ausgeschlossen, 
daß die Firmen ihn irgendwie hätten mißverstehen 
können, drückte er sich bei seiner erneuten Verneh- 
mung wesentlich vorsichtiger aus. Er ließ erkennen, 


daß wesentliche Punkte der Vermerke tatsächlich in 
den Telefonaten erörtert worden sein könnten, z. B. 

— daß ihm, bzw. dem Kanzleramt, der Vertrag vom 15. 
Juni 1984 und der Vermerk vom 16. Juli 1984 tat- 
sächlich Vorgelegen haben könnten (59. Sitzung, S. 
23 des Protokolls). 

Der Zeuge Schreckenberger erklärte wörtlich: 

„Allerdings gehe ich davon aus, ich kann nur ver- 
muten, daß Herr Nohse davon sprach, daß solche 
Papiere an das Kanzleramt oder Herrn Teltschik ab- 
gesandt worden sind. Insoweit lagen sie mir auch 
vor. Es mag sein, daß ich dann gesagt habe: Ja, nun 
gut, das ist ja in Ordnung . . ." (ebenda). 

— daß Herr Nohse dauchaus Anlaß hatte, das Ge- 
spräch positiv zu sehen (59. Sitzung, S. 54 des Pro- 
tokolls) 

Der Zeuge Schreckenberger führte hierzu wörtlich 
aus: 

„ Abg. Wischnewski (SPD): Kann nicht der Eindruck 
entstehen, daß Herr Nohse das Gespräch sehr posi- 
tiv gesehen hat und nun daran interessiert war, daß 
Sie diese positive Mitteilung auch Herrn Ahlers ge- 
genüber machen? 

Z. Prof. Dr. Schreckenberger: Er hat es positiv gese- 
hen, aber zu positiv, und das ist das Entscheidende. 
Er hatte durchaus Anlaß, es positiv zu sehen; es gab 
keine Ablehnung, es wurde vertagt, es wurde das 
Interesse des Bundeskanzlers bekundet. Ich meine, 
das ist doch positiv. Es wurde wohlwollende Prü- 
fung zugesagt - positiv." 

(ebenda) 

— daß die Passage mit der „Schadensersatzpflicht“ in 
dem Nohse-Vermerk nicht völlig aus der Luft ge- 
griffen sei (59. Sitzung, S. 60 des Protokolls) 

Der Zeuge Schreckenberger erklärte zu dem Thema 
„ Schadensersatzpflicht" : 

Abg. Gansei (SPD): Sie schließen nicht aus, daß Sie 
diese Vokabeln im Gespräch benutzt haben? 

Z. Prof. Dr. Schreckenberger: Ich kann mich nicht 
mehr erinnern daran. Ich meine aber, er wird das 
nicht völlig aus der Luft gegriffen haben." 

(ebenda) 

Diese späten Relativierungen des Zeugen Prof. Dr. 
Schreckenberger erhöhen die Glaubwürdigkeit der 
Firmennotizen erneut. Es ist jetzt davon auszugehen, 
daß auch die folgende Passage der Ahlers/Rhode-Notiz 
in vollem Umfang den tatsächlichen Sachverhalt wie- 
dergibt: 

„Über die Ingangsetzung des Vertrages anläßlich der 
Reise von D vom 4.-1 1. August 1984 nach Südafrika 
erbittet Staatssekretär Dr, Schreckenberger eine In- 
formation wegen seiner Urlaubsabwesenheit an 
Staatssekretär Teltschik." 

Wie in der Ahlers/Rhode-Notiz angekündigt, fuhr 
Ahlers Anfang August 1984 tatsächlich nach Südafri- 
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ka. Dort wird am 6. August 1984 zwischen den Ver- 
tragspartnern IKL/HDW und LSM eine Vereinbarung 
über das Wirksamwerden des Vertrages vom 15. Juni 
1 984 („Addition to the Addendum to the Memorandum 
of Agreement") getroffen, in der es zur Frage der Ge- 
nehmigung der Bundesregierung wörtlich heißt: 

„Such approval . . now is at hand in a sufficient man- 
ner. " 

Am 13. August 1984 berichtete Klaus Ahlers unmittel- 
bar nach seiner Rückkehr aus Südafrika dem HDW- 
Vorstand über seine Reise. Im HDW-Vorstandsproto- 
koll vom 13. August 1984 heißt es hierüber: 

„D berichtet kurz über seine Reise. D geht davon 
aus, daß die Inkraftsetzung des Vertrages in Bonn 
gutgeheißen wird." 

Am 15. August 1984 traf sich Horst Teltschik mit 
Herrn Ahlers und Herrn Nohse im Bundeskanzleramt. 

In der 31. Sitzung (S. 47 des Protokolls) erklärte der 
Zeuge MD Teltschik: 

„Am 15. August ist in dem Gespräch mit Herrn 
Ahlers und Herrn Nohse nach meinen Unterlagen 
über die Telefonate mit Staatssekretär Schrecken- 
berger berichtet worden . . . und die Firmenvertreter 
haben sich bei diesem Gespräch in dem Sinne geäu- 
ßert, wie sie glaubten, Herrn Schreckenberger ver- 
stehen zu können oder müssen oder sollen, was ja 
für mich geheißen hätte, er hätte ihnen praktisch 
.Grünes Licht' gegeben." 

In der 32, Sitzung erklärte der Zeuge MD Teltschik auf 
die Frage des Abg. Gansei (SPD), ob ihm die Firmen- 
vertreter am 15. August 1984 mitgeteilt hätten, daß sie 
das Gespräch mit Prof. Schreckenberger als die Ertei- 
lung des „Grünen Lichts" verstanden hätten: 

„Ja, das haben sie mir ja mitgeteilt . . .” 

(32. Sitzung, S. 95 des Protokolls) 

Am 10. September 1984 traf sich MD Teltschik erneut 
mit Siegfried Zoglmann. Zu diesem Gespräch erklärte 
Teltschik dem Untersuchungsausschuß lediglich: 

„Da wollte er mir mitteilen, wie Gespräche mit ande- 
ren Gesprächspartnern verlaufen sind." 

(6. Sitzung, 4. UA - 10. WP, Protokoll S. 126) 

In einer Notiz des damaligen HDW-Vorstandsmitglie- 
des Peter Hansen- Wester vom 13. September 1984 
heißt es dagegen: 


„Sachstand: 

a) Das Gespräch Zo./Teltschik am 10. 09. 84 hat 
stattgefunden. 

Ergebnis: 

In der nächsten Woche wird K. uns bzw. Zo. 
über Teltschik darüber informieren, wie das Pro- 
cedere bezüglich der Genehmigung ablaufen 
soll. 


In der darauffolgenden Woche (39, Wo.) sollen 
Dr. Abels/Nohse sowie D/M nach Bonn zitiert 
werden. Es ist vorgesehen, daß uns das Einver- 
ständnis des BSR durch einen Staatssekretär 
(Rühl?) und Teltschik mitgeteilt wird. 

Bei der Zustimmung des BSR werden sich G. und 
B. der Stimme enthalten. 

b) Die Genehmigung für die .mittlere Lösung' soll 
erst vorangetrieben werden, wenn die Genehmi- 
gung für die .kleine Lösung' unter Dach und Fach 
ist. Andernfalls befürchtet Zo. weitere Verzöge- 
rungen: Sofern beide Genehmigungen gleichzei- 
tig erteilt werden sollen, wird man uns auffor- 
dern, einen Vorvertrag mit dem Kunden auch für 
die .mittlere Lösung' vorzulegen. Den haben wir 
aber noch nicht. 

Dieser Beurteilung habe ich mich — ebenso wie 
das IKL — angeschlossen. 

K. hat sich bereits dahingehend geäußert, daß 
wir auch mit der Genehmigung für die .mittlere 
Lösung' rechnen können 

c) Ich habe Zo. nochmals auf die entscheidenden 
Ecktermine hingewiesen: 

- am 06. 08. 84 Wirksamwerden des Vertrages 

- am 06. 10. 84 Beginn der Lieferungen, ferner 
auf den Kundenbesuch 18. 09. 

T. und auch K. sind diese Termine bekannt. 

Zo. wies darauf hin, daß wir trotz der Aussagen 
gemäß l.b) damit rechnen müssen, daß wir die 
Genehmigung erst in der letzten Minute erhal- 
ten, d. h. kurz vor dem 06. 10. 

Als ständiger Drängier im Hintergrund betätigt 
sich FJS, insbesondere bei K. FJS kennt die o. g. 
Terminsituation und die wesentlichen Zusam- 
menhänge genau.” 

Eine Vernehmung des Zeugen Siegfried Zoglmann zu 
diesem Gespräch hat bislang nicht stattgefunden. 

Der Zeuge Teltschik erklärte bei seiner Vernehmung 
am 13. September 1990 in Kenntnis dieses Vermerks, 
der ihm von seinem Anwalt im gegen ihn laufenden 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren zu- 
gänglich gemacht worden war, daß er seinen bisheri- 
gen Aussagen nichts hinzuzufügen habe. Er empfinde 
die bis dahin als geheim eingestuften Firmennotizen 
allerdings nicht als korrekt. Bezogen auf einen weite- 
ren Hansen- Wester-Vermerk vom 8. Januar 1 986 ließ 
er indirekt anklingen, daß es wohl Telefongespräche 
gegeben habe, die er bisher nicht erwähnt habe. 

Einen weiteren Beleg dafür, daß die Hansen-Wester- 
Notiz den Sachverhalt, nämlich daß MD Teltschik über 
die Tatsache unterrichtet war, daß ein Vertrag bereits 
in Kraft getreten war und daß diese Information vor 
dem 17. Oktober 1984 lag, richtig wiedergibt, ergibt 
sich aus der Vernehmung des Zeugen Prof. Dr. 
Schreckenberger. Auf eine Frage des Ausschuß- Vor- 
sitzenden, was er vor dem 17. Oktober 1984 mit Telt- 
schik besprochen habe, antwortete er: 
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„Vors. Eylmann: Ist bei diesen Gesprächen mit 
Herrn Teltschik von ihm vielleicht erwähnt worden, 
daß die Firmen schon einen Vertrag abgeschlossen 
hätten oder daß ein Vertragsabschluß bevorstünde 
oder daß schon Teillieferungen erfolgt seien? Haben 
Sie den Eindruck gehabt, daß er weitergehende In- 
formationen tatsächlicher Art hatte, als sie Ihnen zu 
diesem Zeitpunkt zur Verfügung standen? 

Z. Prof. Dr. Schreckenberger: Also ich meine, es ist 
davon am Schluß die Rede gewesen oder es war ir- 
gendwann die Rede davon. Ich kann jetzt den Ter- 
min nicht mehr genau eruieren. Daß wohl ein Ver- 
trag abgeschlossen worden sei und daß wohl meine 
Telefongespräche da eine Rolle spielten. . . . Ich 
kann mich erinnern, daß dies in der Vorbereitung 
des Gesprächs am 1 7 . Oktober war, aber ob es schon 
vorher der Fall war, habe ich keine Sicherheit. In 
der Vorbereitung des Gesprächs meine ich schon, 
denn es war ja einer der wichtigsten Punkte des Ge- 
sprächs, daß man hier Verträge abschließt oder daß 
man in dubioser Weise sich auf solche Telefonge- 
spräche beruft." 

Am 19. September 1984 traf Bundeskanzler Dr. Kohl 
Bundesaußenminister Genscher, um diesen nach sei- 
ner Meinung zu dem U-Boot-Geschäft mit Südafrika zu 
befragen. Nach den Aussagen von Minister Genscher 
(15. Sitzung, 4. UA - 10. WP, S. 218 des Protokolls) sei 
die Haltung des Bundeskanzlers bezogen auf das Pro- 
jekt „offen" gewesen. Auch der Bundeskanzler (15. Sit- 
zung, 4. UA - 1 0. WP, S. 1 9 des Protokolls) erklärte, es 
sei ihm bei dem Gespräch um die Frage gegangen, ob 
ein solches Geschäft möglich sei, da es ihm um die 
Sicherung von Arbeitsplätzen gegangen sei. 

Am 25. September 1984 wird im HDW- Vorstand über 
eine sogenannte „erweiterte kleine Lösung" diskutiert. 
Es heißt im Protokollauszug: 

„5.5 Projekt IK 97 (S. A.) 

M berichtet über eine neue Variante der Provisions- 
zusage, da die .erweiterte kleine Lösung' der Preis- 
prüfung unterliegt. D und C werden den Vorgang 
prüfen." 

Offensichtlich geht es bei der Provisionszusage für die 
„erweiterte kleine Lösung" um Zahlungen an den ehe- 
maligen Bundestagsabgeordneten Siegfried Zoglmann. 
Dies wird deutlich aus dem zweiten Teil des bereits 
weiter oben zitierten Hansen- Wester Vermerks vom 
13. September 1984. In seinem zweiten Teil hat dieser 
Vermerk den folgenden Wortlaut: 

„2. Provision: 

a) Die Provision in Höhe von 3,5 % auf den Ver- 
tragspreis von 60 Mio. DM habe ich Zo. defi- 
nitiv bestätigt. Zo. will hierüber keinerlei 
schriftliche Bestätigung haben. Zo.: „Ich habe 
Ihr (Ml) Wort und— darauf vertraue ichl" 

Zo. geht davon aus, daß die Provisionszah- 
lungen auf ein ausländisches Konto (Schweiz 
oder Liechtenstein) geleistet werden, d. h. es 
dürfen keine Steuern anfallen. Das Konto 
wird Zo. uns noch aufgeben. Ich habe ihn 
nochmals darauf hingewiesen, das diesbezüg- 
liche Procedere direkt mit C abzustimmen. 


Bezüglich des Auszahlungsmodus wird Zo. 
von seinen Freunden bedrängt, die vielen 
kleinen Raten zusammenzufassen zu mög- 
lichst 2, max. 3 größeren Raten. Vor allem 
aber möchte man, daß bis etwa Mitte 1985 alle 
Zahlungen geleistet sind: 

„Politische Ämter sind oft kurzlebig.“ 

Ich habe dies entgegengenommen und zuge- 
sagt, mit meinen Kollegen darüber zu spre- 
chen, inwieweit eine Bündelung der Provisi- 
onszahlungen sowie ein Vorziehen der letz- 
ten Raten möglich ist. 

b) Für Lieferungen für die „erweiterte kleine Lö- 
sung" (derzeit 1 1 6 — 60 = 56 Mio. DM) erwar- 
ten Zo. und seine Freunde ebenfalls eine Pro- 
vision, ebenso für die „mittlere Lösung". 

Ich habe Zo. klargemacht, daß für die „mitt- 
lere Lösung" bei einem Volumen in der Grö- 
ßenordnung von 400 Mio. DM ein Satz von 
3,5 % nicht zur Diskussion stehen könne. Dies 
hat Zo. bestätigt. 

Ferner habe ich Zo. erklärt, daß wir bisher 
davon ausgegangen sind, daß die „erweiterte 
kleine Lösung" in der Provision für den 60- 
Mio.-DM-Vertrag eingeschlossen ist. 

Zo. sieht hierbei Schwierigkeiten. Wir sollten 
es nicht riskieren, daß das „unmittelbare In- 
teresse" seiner Freunde erlischt. 

Ich habe Zo. dann folgenden Vorschlag ge- 
macht: HDW wird mit dem IKL überlegen, ob 
wir Zo. für alle Lieferungen, die über den Be- 
trag von 60 Mio. DM hinausgehen, d. h. also 
für die „erweiterte kleine Lösung” und für die 
„mittlere Lösung", eine Provision von 1 % be- 
zahlen. 

Dies bezeichnete Zo. mit dem Hinweis auf die 
zusätzlichen Linien als nicht ausreichend. 
Schließlich hielt er 1,5 % für auskömmlich. 

Ich sagte Abstimmung mit meinen Kollegen 
und dem IKL zu. 

Anmerkung M: 

Ich schlage vor, den Satz von 1,5 %, wie vor- 
stehend beschrieben, zu akzeptieren. Sofern 
D/C einverstanden sind, bitte ich um Einho- 
lung des Einverständnisses des AR- Vorsit- 
zenden." 

Am 10. Oktober 1984 begannen die Firmen IKL und 
HDW mit der Lieferung von Konstruktionsplänen 
nach Südafrika. Diese Information beruht auf Firmen- 
angaben. Es konnte bislang nicht endgültig geklärt 
werden, ob auch vor diesem Datum bereits Konstrukti- 
onsunterlagen oder andere Dokumente nach Südafrika 
gegangen waren. 

Eine Notiz des HDW-Vorstandsmitgliedes Rhode vom 
11. Oktober 1984, nach der er eine Ingangsetzung des 
U-Boot-Geschäftes für nicht möglich halte, da ein dies- 
bezügliches Gespräch zwischen dem Bundeskanzler 
und dem Bundesaußenminister ohne Ergebnis geblie- 
ben sei, hatte keine Auswirkungen auf den weiteren 
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Gang der Ereignisse. Es konnte nicht geklärt werden, 
ob Herrn Rhode überhaupt bekannt gewesen war, daß 
die beiden Firmen bereits am Vortage mit der Lieferung 
der Konstruktionspläne begonnen hatten. 

Am 12. Oktober 1984 traf sich Bundesaußenminister 
Genscher im Hamburger Hotel „Atlantic" mit dem 
HDW- Vorstandsvorsitzenden Klaus Ahlers. In einer 
Niederschrift des HDW- Vorstandes (HDW- Vor- 
standsprotokoll vom 15. Oktober 1984) heißt es über 
dieses Gespräch: 

„Aus Sicht von G. .Nein', weil das Land keinen Be- 
darf hat und nur in der Öffentlichkeit dokumentie- 
ren will, daß die Bundesrepublik Deutschland Hilfe- 
stellung leistet." 

Bei seiner Vernehmung durch den 1 . UA -11. WP am 
31. Mai 1990 übergab Bundesaußenminister Genscher 
dem Ausschuß eine Aufzeichnung seines damaligen 
persönlichen Referenten über das Gespräch mit Klaus 
Ahlers. Darin heißt es u. a.: 

„Herr Ahlers fragte zunächst nach der Auffassung 
des Ministers zu einer Lieferung von Rüstungsge- 
genständen nach Südafrika aus Mitteln der Militär- 
hilfe. Hierzu erklärte BM, daß an solche Lieferungen 
nicht zu denken sei. Herr Ahlers fragte dann, ob BM 
zur Frage der Lieferung von Blaupausen betr. 
Kriegsschiffe nach Südafrika eine andere Bewertung 
vornehme. BM machte deutlich, daß er einer solchen 
Lieferung ebenso ablehnend gegenüberstehe. Dies 
gehe aber genauso wenig, hier sei nichts zu machen. 
Zu einer Lieferung von Blaupausen müsse er ge- 
nauso entschieden nein sagen, wie zur Lieferung von 
Kriegsschiffen. BM brachte nachdrücklich seine 
Auffassung zum Ausdruck, daß die südafrikani- 
schen Wünsche nach Blaupausen dazu dienten, das 
Prinzip der Nichtlieferung von Kriegsgerät von 
westlichen Demokratien an Südafrika aufzubre- 
chen. Die Bundesrepublik Deutschland sei der un- 
geeignetste Adressat für solche Aktionen." 

(Quellen: Vernehmung BM Genscher, Prot. 53/114, 
115; Mat All) 

Zwei Tage später, am 14. Oktober 1984, verhandelte 
Minister Genscher auch mit Siegfried Zoglmann, mit 
dem er bereits im Jahr 1 983 mehrfach über das U-Boot- 
Projekt gesprochen hatte. Das HDW- Vorstandsproto- 
koll notierte hierzu: 

„Z. hat am 14. Oktober 1984 mit G. gesprochen. Im 
Moment nicht erfolgreich; IKL/HDW werden einen 
Brief an Teltschik schreiben." 

(Sitzung vom 15. Oktober 1984 des HDW-Vorstan- 
des) 

Dieser im HDW- Vorstandsprotokoll angekündigte 
Brief ist, sofern er überhaupt geschrieben wurde, nicht 
bei den Akten des 1. UA - 1 1. WP. 

Am 17. Oktober fand im Bundeskanzleramt ein Treffen 
zwischen MD Teltschik und Kanzleramtschef 
Schreckenberger sowie den Firmenvertretern Nohse, 


Ahlers und Zoglmann statt. Die Zeugen Teltschik und 
Schreckenberger sagten aus, daß sie nach ihrer Prü- 
fung des U-Boot-Geschäftes zu dem Schluß gelangt sei- 
en, daß eine Genehmigung nicht erteilt werden könne. 
Sie baten daraufhin nach ihren Angaben den Bundes- 
kanzler um die Erlaubnis, den Firmen eine Absage er- 
teilen zu können. Der Bundeskanzler hatte nach dieser 
Darstellung keine Einwände. Beide Zeugen erklärten 
übereinstimmend, daß ihnen die Firmenvertreter auf 
ihre Mitteilung, daß eine Genehmigung für das U-Boot- 
Geschäft nicht zu erwarten sei, mitgeteilt hätten, daß 
sie sich nunmehr in einer schwierigen Lage befänden, 
da der U-Boot- Vertrag bereits in Kraft getreten sei und 
HDW/IKL bereits mit der Lieferung von Unterlagen 
begonnen hätten. MD Teltschik (9. Sitzung, 4. UA - 
10. WP, S. 38 des Protokolls) erklärte, daß die Vertre- 
ter des Bundeskanzleramtes davon ausgehen mußten, 
daß der Vertrag erstens noch nicht abschließend 
rechtskräftig sei und zweitens, daß schon gar keine 
Lieferungen hätten erfolgen können. 

Diese Aussage des Zeugen Teltschik steht in eklatan- 
tem Widerspruch zu der Information des Hansen- We- 
ster- Vermerks vom 13. September 1984, derzufolge 
MD Teltschik sowohl über das Inkrafttreten des Ver- 
trages als auch über den Beginn der Lieferungen lange 
vor dem Gespräch am 17. Oktober 1984 unterrichtet 
gewesen war. Teltschik erklärte dann weiter, StS Prof. 
Schreckenberger habe den Firmen unmißverständlich 
erklärt, daß er erwarte, daß die Firmen die Inkraftset- 
zung des Vertrages rückgängig machten und daß er die 
Handlungsweise der Firmen energisch mißbillige. Die 
Frage des Abg. Gansei (SPD), ob sich der Zeuge Telt- 
schik denn bei seinen späteren Gesprächen mit HDW 
und IKL erkundigt habe, ob diese Forderung 
Schreckenbergers tatsächlich befolgt wurde, d. h. der 
Vertrag rückgängig gemacht worden sei, beantwortet 
Teltschik wie folgt: 

„Nein . . . das war für mich eigentlich eine selbstver- 
ständliche Sache." 

(9. Sitzung, 4. UA - 10. WP, S. 39 des Protokolls) 

Diese Haltung des Zeugen Teltschik ist um so uner- 
klärlicher, als die Unternehmensvertreter am 17. Ok- 
tober 1984 im Bundeskanzleramt erklärt hatten, daß 
sie sich mit der Entscheidung bzw. der Erklärung des 
Bundeskanzleramtes nicht abfinden würden, daß sie 
vielmehr auf anderer Ebene und in anderen Häusern 
sich weiter um eine Genehmigung des U-Boot-Ge- 
schäftes bemühen würden (Aussage Teltschik 6. Sit- 
zung, 4.UA - 10. WP, S. 128 des Protokolls.) Laut dem 
weiter unten im Wortlaut wiedergegebenen zweiten 
Strauß-Brief soll sowohl MD Teltschik als auch StS 
Prof. Dr. Schreckenberger von den Firmen sogar der 
Vorschlag unterbreitet worden sein, auf die sondieren- 
den Gespräche um eine formelle oder auch nur mündli- 
che Genehmigung ganz zu verzichten und statt dessen 
während eines halben Jahres die Software völlig ohne 
Genehmigung der Bundesregierung zu liefern. 

Am 22. Oktober 1984 traf sich der damalige CSU- 
Landesgruppenchef und heutige Bundesfinanzminister 
Dr. Theo Waigel mit dem Rüstungslobbyisten Siegfried 
Zoglmann. Wie Minister Waigel dem Untersuchungs- 
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ausschuß schriftlich mitteilte (Materialie A 51) stellte 
Zoglmann dabei das Anliegen dar und bat um Unter- 
stützung, daß in der Bundesregierung eine Entschei- 
dung herbeigeführt werde, Minister Waigel sagte zu, 
eine Unterredung mit einem Vertreter der Bundesre- 
gierung zu vermitteln. Dieses Gespräch fand dann am 
11. Dezember 1984 mit Bundesminister Dr. Schäuble 
statt. 

Ebenfalls am 22. Oktober 1984 schlug der südafrikani- 
sche Vertragspartner (hier Willem Venter) eine Desin- 
formationsstrategie vor, um deren Befolgung er das IKL 
bat. In dem Papier wird festgelegt: 

„Ein Prozeß des Ausstreuens gezielter Desinforma- 
tion (ist nötig, um den Eindruck zu erwecken), daß 
sich die Bauphase dieses Projekts auf unbestimmte 
Zeit verzögert habe . . . 

IKL und HDW werden gebeten, Einzelpersonen in 
der westdeutschen Regierung zu informieren und ih- 
nen zu versichern, daß diese Vorgehensweise ge- 
wählt wurde, um jedes nur denkbare Risiko einer 
Enthüllung auszuschalten; und es soll diesen Perso- 
nen versichert werden, daß das Programm tatsäch- 
lich nicht verzögert wird, daß im Gegenteil die Hoff- 
nung besteht, daß die Bauphase sogar noch be- 
schleunigt wird . . . Alle Personen und Gruppen, die 
in die verdeckte Fortsetzung des Programms ver- 
wickelt sein werden, müssen über diese Lage voll- 
ständig informiert werden . . . Der gültige Vertrag 
sollte ohne Unterbrechung durch diese Verschleie- 
rungstaktik fortgeführt werden." 

(Zitat rekonstruiert nach Zeitungsmeldungen, vgl. 
WIENER vom April 1987, Stern vom 29. 12. 1987, 
tazvom4. 2. 1988, The Independent vom 31. 3. 1988 
und MONITOR vom 15. 8. 1989) 

Am 29. Oktober 1984 erklärte sich Dipl. -Ing. Nohse 
mit der von Willem Venter am 22. Oktober 1984 vor- 
geschlagenen Strategie einverstanden (vgl. z. B. „Wie- 
ner" vom April 1987). 

Bundeskanzler Kohl erklärte am 31. Mai 1990 im Un- 
tersuchungsausschuß, daß er von einer solchen Desin- 
formationskampagne nichts gewußt habe. Er halte es 
auch für „ziemlich unwahrscheinlich", daß ein solcher 
Vorgang, der Kollegen aus der Regierung betreffe, 
überhaupt existent sein könne (53. Sitzung, S. 59 des 
Protokolls). 


Am 5. November 1984 übersandte der damalige Baye- 
rische Ministerpräsident Franz Josef Strauß Bundes- 
kanzler Helmut Kohl ein weiteres Schreiben, in dem er 
auf das U-Boot-Geschäft und einen neuen Verfahrens- 
vorschlag der Firmen Bezug nimmt. Der Brief, der dem 
Ausschuß wiederum nicht vom Bundeskanzleramt zur 
Verfügung gestellt wurde, sondern von der Staatsan- 
waltschaft Bonn, wurde bei einer Hausdurchsuchung 
beim ehemaligen HDW-Vorstandsvorsitzenden Klaus 
Ahlers beschlagnahmt und hat den folgenden Wort- 
laut: 


„Dr. h. c. Franz-Josef Strauß 8000 München 22, 
Bayerischer Ministerpräsident 5. 11. 1984 

An den 

Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Dr. Helmut Kohl 
Bundeskanzleramt 

5300 Bonn 

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, 
lieber Helmut! 

ln meinem Schreiben an Dich vom 31. Juli 1984 
habe ich darauf hingewiesen, daß Du mit mir der 
Auffassung warst, das Anliegen, das Dir und mir 
von dem damaligen Ministerpräsidenten und jetzi- 
gen Staatspräsidenten des betreffenden Landes vor- 
getragen wurde, positiv zu entscheiden, wobei es 
nur noch offen war, ob es zu einer kleinen (soft wäre) 
oder zu einer größeren (hard wäre) Lösung kommt. 

Prof. Schreckenberger hat aufgrund meines Schrei- 
bens noch am 31. Juli 1984 Herrn Nohse von IKL in 
Lübeck und auf dessen Bitte auch anschließend 
Herrn Ahlers von HDW angerufen. 

Dabei wurde vereinbart: 

1. größere Lösung anstreben, 

2. „kleine Lösung" vereinbarungsgemäß rechts- 
wirksam werden zu lassen, 

3. nach den Parlamentsferien, also vor 1. Lieferung 
am 6. Oktober 1984, soll endgültige Genehmi- 
gung erfolgen. 

4. Dieses Gesprächsergebnis kann nicht die 
Grundlage für eine evtl. Schadenersatzklage ge- 
gen die Bundesregierung sein. 

In weiteren Gesprächen mit Prof. Schreckenberger 
und Herrn Teltschik haben beide schließlich emp- 
fohlen, Herrn Genscher noch einmal direkt anzu- 
sprechen. In einem Gespräch mit Herrn Ahlers am 
12. 10. 1984 und einem weiteren Gespräch mit 
Herrn Zoglmann am 14. 10. 1984 hat Herr Genscher 
auch die kleine Lösung, die er in früheren Gesprä- 
chen allenfalls als möglich bezeichnet hat, nun abge- 
lehnt. Die von beiden Herren dargelegte Begrün- 
dung ist derart abwegig, daß sie nicht ernsthaft sein 
kann. Die Vermutung liegt nahe, daß der Zustand 
der FDP dafür entscheidend sein könnte. 

Da die Auswirkungen des Rücktrittes vom Vertrag 
im Kundenland — Dein Gesprächspartner hat sich 
vor kurzem erneut persönlich in die Sache einge- 
schaltet — schwerwiegende Folgen auslösen wür- 
den, haben die Herren Nohse und Ahlers Prof. 
Schreckenberger und Herrn Teltschik vorgeschla- 
gen, die endgültige Genehmigung zwar jetzt in Aus- 
sicht zu stellen, aber erst nach Ablauf eines halben 
Jahres vorzunehmen. Beide Herren glauben, daß sie 
die auftretenden Probleme bei einer derartigen Lö- 
sung auffangen können. Das könnte auch bedeuten, 
daß in der Zwischenzeit soft wäre geliefert werden 
könnte. 
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Ich halte dies für einen Weg, die Sache zu einem guten 
Abschluß zu bringen. Auch Herr Genscher kann einer 
solchen Lösung zustimmen. 

Die Angelegenheit eilt sehr. Bitte informiere mich über 
den Fortgang. 

Mit freundlichen Grüßen 
F. J. Strauß" 


Am 13. November 1984 traf sich MD Teltschik erneut 
mit den Herren Nohse, Hansen- Wester und Zoglmann. 
Er erklärt hierzu, daß es darum gegangen sei, das 
U-Boot-Geschäft möglicherweise über ein Drittland 
abzuwickeln (6. Sitzung, 4. UA - 10. WP, S. 88 des 
Protokolls). An ihn sei außerdem der Wunsch herange- 
tragen worden, ob nicht die Bundesregierung sich zu 
einem Verfahren verstehen könne, in dem er als MD 
eine mündliche Genehmigung erteile, die dann poli- 
tisch von der Gesamtregierung abgesichert sei (9. Sit- 
zung, 4. UA - 10. WP, S. 103/104 des Protokolls). 

Bereits am Vortage hatte der HDW-Vorstand auf sei- 
ner Vorstandssitzung (HDW-Vorstandsprotokoll vom 
12. November 1984) beschlossen, daß man MD Telt- 
schik am 13. November 1984 gegebenenfalls auf eine 
Alternativlösung ansprechen werde. Die Bezeichnung 
dieser Alternativlösung, d. h. wahrscheinlich der 
Name des Drittlandes, über das das Geschäft abge- 
wickelt werden sollte, ist im HDW-Protokoll ge- 
schwärzt. 

In einem HDW-Vorstandsprotokoll vom 10./11. De- 
zember 1984 ist folgendes festgehalten: 

„Projekt IK 97 (S. A.) M teilt mit, daß er zusammen 
mit Herrn Nohse zu weiteren Verhandlungen am 
11. Dezember 1984 nach Bonn fährt; Gespräch Sch, 
Waigel, Zo." 

Mit Schreiben vom 20, September 1990 bestätigte Bun- 
desfinanzminister Waigel dem Untersuchungsaus- 
schuß (Materialie A51), daß am 11. Dezember 1984 
tatsächlich ein Treffen in Bonn stattgefunden habe, an 
dem er zusammen mit Bundesminister Dr. Schäuble 
und Herrn Siegfried Zoglmann teilgenommen habe. 
Waigel schreibt: 

„Nach meiner Erinnerung hat Herr Zoglmann in die- 
sem Gespräch seine vorangegangenen Bemühungen 
zur Erlangung einer Genehmigung für die Lieferung 
von Konstruktionsunterlagen für den Unterseeboot- 
bau geschildert und für die Unterstützung dieser Be- 
mühungen geworben. Bundesminister Dr. Schäuble 
hat das Anliegen zur Kenntnis genommen. Zusagen 
wurde nicht gegeben. Eine Fortsetzung des Ge- 
sprächs fand nicht statt. “ 

Keiner der Gesprächsteilnehmer konnte vom Untersu- 
chungsausschuß zu diesem Gespräch vernommen wer- 
den. Herr Zoglmann verweigerte generell die Aussage, 
und die Vorschläge der GRÜNEN, die Minister Waigel 
und Schäuble als Zeugen zu laden, wurden von der 
Ausschußmehrheit und auch von der SPD abgelehnt. 
So konnte die Frage vom 1. Untersuchungsausschuß 
nicht geklärt werden, ob der Inhalt des zweiten 


Strauß-Briefes und das dort vorgeschlagene Lieferver- 
fahren ohne jegiiche Regierungsgenehmigung Ge- 
sprächsgegenstand war. Außerdem konnte so nicht ge- 
klärt werden, ob sich die von Herrn Nohse in seinem 
Brief an Minister Stoltenberg vom 30. November 1986 
behauptete Unterrichtung des Kanzleramtes über die 
Lieferung der Pläne um die Jahreswende 1984/1 985 auf 
diesen Termin bezog. 

Drei Tage nach dem Treffen vom 11. Dezember 1984 
der Firmen mit Waigel und Schäuble zeigte sich HDW- 
Vorstandsvorsitzender Ahlers zuversichtlich, daß die 
„vertragsgemäße Zustimmung" aus Bonn jetzt kommen 
werde. In einer Notiz vom 14. Dezember 1984 über ein 
Gespräch mit dem Südafrikaner Trevor Gibbon schrieb 
Herr Ahlers: 

„Mr. Gibbon hat bestätigt, daß im Falle nach Mitte 
Januar für dieses Projekt ,die Welt zusammen- 
bricht', die Unterlagen zurückgegeben werden. Er 
geht allerdings davon aus, daß auch dann die Fi- 
nanzmittel weitestgehend zurückerstattet werden. 

Dennoch habe ich ihm zu verstehen gegeben, daß 
unser bisheriger Wissensstand uns glauben läßt, daß 
bis Mitte Januar mit einer vertragsgemäßen Zustim- 
mung gerechnet werden kann." 

Wie Bundeskanzler Dr. Kohl bei seiner Vernehmung 
vor dem 4. UA - 10. WP aussagte, sei es am 15. Januar 
1985 zu einem erneuten Treffen mit Bundesaußenmini- 
ster Genscher gekommen, weil die Firmen neue Ver- 
fahrensvorschläge gemacht hätten, die er mit Gen- 
scher habe besprechen wollen. Sie seien jedoch über- 
eingekommen, auch auf die neuen Verfahrensvor- 
schläge nicht einzugehen. Unklar ist geblieben, ob an 
diesem Gespräch am 15. Januar 1985 auch der Bayeri- 
sche Ministerpräsident Strauß teilgenommen hat. Eine 
solche Möglichkeit war von MD Teltschik bei seiner 
Vernehmung am 21. September 1988 angedeutet wor- 
den. 

Zur Beurteilung des Gesprächsverlaufes vom 15. Ja- 
nuar 1985 wäre es wichtig, die im HDW-Vorstands- 
protokoll vom 7./1 1. Januar 1985 angesprochenen Fir- 
menvermerke über den „Aktuellen Stand“ des Südafri- 
ka-Projektes vom 17. Dezember 1984 zu erhalten. 
Diese als „Anlagen" zum genannten Vorstandsproto- 
koll beigefügten Unterlagen haben dem 1. UA - 
11. WP nicht Vorgelegen. MD Teltschik sagte vor dem 
1. UA - 1 1. WP (32. Sitzung, S. 100 ff. des Protokolls), 
daß ihm der Bundeskanzler nunmehr mitgeteilt habe, 
daß nach den Gesprächen vom 15. Januar 1985 

„mit diesen beiden Herren, also mit Bundesminister 
Genscher und mit Ministerpräsident Strauß, ab- 
schließend und einvernehmlich ein definitives Nein 
zu erteilen ist“. 

Im HDW-Vorstandsprotokoll vom 21. Januar 1985 
werden sog. „Thyssen- Aktivitäten" im Zusammenhang 
mit einer Diskussion im Vorstand über den „Sachstand 
des Projektes" erwähnt. Es könnte sich hierbei um ei- 
nen Hinweis auf die Beteiligung der Firma Thyssen 
Nordseewerke Emden (TNSW) handeln. In einer Fern- 
sehsendung (MONITOR vom 15. August 1989) waren 
Zeugenaussagen zitiert worden, nach denen die Firma 
TNSW 1986 für die südafrikanische Werft San- 
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dock Austral eine Modernisierungsstudie erstellt und 
außerdem später Qualitätskontrollen im Rahmen des 
südafrikanischen U-Boot-Baus durchgeführt habe. Der 
Zeuge StS a. D. Prof. Schreckenberger sagte aus, Akti- 
vitäten der Firma Thyssen seien ihm gegenüber — so 
glaube er — nicht erwähnt worden. (59. Sitzung, S. 55 
des Protokolls). 

In dem genannten Vorstandsprotokoll findet sich fer- 
ner die folgende Passage; 

„Sollte der Besuch von D am 22. Januar 1985 keine 
Möglichkeiten zeigen, wird die 2. Lieferung auf den 
15. Februar 1985 verschoben, um zwischenzeitlich 
einen ,modus vivendi' zu finden, den Vorstand zu- 
friedenzustellen. " 

Es ist bislang völlig ungeklärt, über welche „Möglich- 
keiten“ und welchen „modus vivendi" bei der HDW- 
Vorstandssitzung diskutiert wurde. Beide Überlegun- 
gen stehen jedoch offensichtlich im Zusammenhang 
mit einem Gespräch der Herren Ahlers, Siegfried Zogl- 
mann und Nohse am 22. Januar 1985 bei Horst Telt- 
schik im Bundeskanzleramt. 

Der Zeuge Teltschik sagte wiederholt aus, daß er bei 
diesem Besuch den Firmenvertretern eine endgültige 
Absage der Bundesregierung mitgeteilt habe. Unge- 
achtet dieser „Definitiven Absage" führten die Firmen 
das U-Boot-Geschäft jedoch fort. In einem Brief an den 
damaligen Bundesfinanzminister Gerhard Stoltenberg 
vom 30. November 1986 bestritt Nohse, daß er vor 
dem 18. Juni 1985 (Gespräch bei Bundeswirtschaftsmi- 
nister Bangemann) vom Bundeskanzleramt eine Ab- 
sage erhalten habe (s. II 1.4). Es heißt in dem Brief; 

„Im Winter 1984/85 werden durch Botschaftskurier 
des Kunden erste Unterlagen abgeholt. Dieses teilen 
wir dem Kanzleramt mit. In den Folgemonaten zahl- 
reiche, uns unterstützende Gespräche mit den bei- 
den Landesregierungen und der Bundesregierung. 
Erste negative Reaktionen durch Bundeswirt- 
schaftsminister Bangemann und Staatssekretär von 
Würzen am 18. Juni 1985 mir gegenüber." 

Am 1. April 1985 hat HDW eine sogenannte „feasibi- 
lity study for the production of gravys by eyebolt in 
karate-phase 1" fertiggestellt, die die Möglichkeiten 
des U-Boot-Baus für die Werft Sandock Austral auf- 
zeigt. 

Am 29. April 1985 schließen IKL/HDW und Südafrika 
zwei weitere Verträge ab. Zum einen wird in einem sog. 
„amending agreement“ festgelegt, daß die bisher von 
den deutschen Firmen gelieferten Pläne für die südafri- 
kanische Seite ausreichend seien. Daher wurde eine 
Reduzierung der für die Pläne vorgesehenen von Süd- 
afrika zu zahlenden Summe von 60 Mio. DM auf 
57,4 Mio. DM vereinbart. 

Gleichzeitig Unterzeichneten beide Seiten jedoch ein 
Geheimabkommen, nach dem die fehlenden 2,6 Mio. 
DM ungeachtet der vorgenannten Vereinbarung an 
IKL gezahlt werden müssen. In der Vereinbarung heißt 
es nach einem Faksimile-Abdruck der „Hamburger 
Morgenpost" vom 7. November 1988; 

„Nonwithstanding any contrary Provision contained 
elsewhere in this agreement the payment referred to 


in clause 7. 2. 3. 2. (d. h. die 2,6 Mio, d. Verf.) shall be 
effected by means of a payment in cash to IKL’s duly 
authorized representative at a place and time to be 
agreed within the parties hereto.“ 

Am 18. Juni 1985 sprachen die Firmenvertreter Zogl- 
mann und Nohse bei Bundeswirtschaftsminister Ban- 
gemann vor. StS Dr. von Würzen fertigte am 1. Juli 
1985 eine Notiz über dieses Gespräch, die den folgen- 
den Wortlaut hat: 

StS— Bonn, den 1. Juli 1985 

Vertraulich 
Vermerk: 

Betr.: Gespräch BM mit Herrn Zoglmann und Herrn 
Nohse (Geschäftsführender Gesellschafter Inge- 
nieurkonto Lübeck ) am 18. Juni 1985 

Am 18. Juni 1985 suchten Herr Zoglmann und Herr 
Nohse (Ingenieurkontor Lübeck) den Minister auf, 
um über das Projekt Fregatte Portugal zu sprechen. 
Sie benutzten die Gelegenheit, über eine beabsich- 
tigte Ausfuhr nach Südafrika folgendes vorzutragen: 

Südafrika wünsche seit längerem die Lieferung von 
U-Booten. Drei Lösungen seien im Gespräch: 

— kleine Lösung: Lieferung von soft-ware (Ferti- 
gungsunterlagen und Lizenzen) Gesamtwert: 
160 Mio., davon 60 Mio. DM Lizenzen; 

— mittlere Lösung: wie oben und Komponentenliefe- 
rung. Gesamtwert 1,7 Mrd. DM; 

— große Lösung: Lieferung von ganzen U-Booten. 

Der Sachverhalt sei im BK (StS Schreckenberger, 
MinDir. Teltschik), im BMVg und in der bayerischen 
Staatskanzlei bekannt. Nach Rücksprache mit dem 
Bundeskanzleramt hätten sie den Vertrag über die 
kleine Lösung im Juli 1984 abgeschlossen und z. T. 
auch durchgeführt. Das Bundeskanzleramt hätte sie 
jedoch darüber unterrichtet, daß es nunmehr politi- 
sche Schwierigkeiten für diese Ausfuhr gäbe. Sie 
beabsichtigen daher, den Rest des Vertrages über 
die Türkei abzuwickeln. Dazu sei eine Änderung der 
Verfahrensvorschriften beim BAW nötig. 

Unsere Frage, ob das BAW den 1. Teil der Lieferung 
genehmigt habe, wurde verneint. 

BM Bangemann und ich haben auf folgendes hinge- 
wiesen: 

Der Export von U-Booten, U-Bootteilen und Ferti- 
gungsunterlagen für U-Boote nach Südafrika sei ge- 
nehmigungspflichtig. Soweit das Embargo reiche, 
würden Genehmigungen nicht erteilt. Soweit das 
Embargo reiche, kämen auch Genehmigungen über 
die Türkei nicht in Betracht. Welche Teile des Vertra- 
ges über die sogenannte kleine Lösung genehmi- 
gungspflichtig seien, könnten wir mangels Kenntnis 
des Sachverhaltes nicht beurteilen. Die genannten 
Ressorts hätten uns konkret mit der Sache nicht be- 
faßt. Wir könnten zu Gesprächen, an denen wir 
nicht beteiligt gewesen seien, keine Stellung neh- 
men." 
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Der Zeuge Hansen und andere Zeugen werteten das 
Gespräch der Firmen mit Bundeswirtschaftsminister 
Bangemann als „Selbstanzeige". Die GRÜNEN haben 
sich wiederholt die Frage gestellt, welchen Sinn eine 
solche Selbstanzeige für die Firmen gehabt haben 
könnte, nachdem sie einerseits ganz offensichtlich 
auch nach dem Gespräch noch ohne Genehmigung 
weiterliefert haben und nachdem sie sich andererseits 
egal, ob sie weiterlieferten oder nicht, freiwillig der 
Gefahr eines Verfahrens nach dem AWG ausgesetzt 
sehen mußten. 

Vieles deutet daraufhin, daß eine solche „Selbstanzei- 
ge" nicht ohne Absprache mit der Bundesregierung 
stattgefunden hat. 

Der gemeinsame Plan von Bundesregierung und Fir- 
men sah offensichtlich vor, nach dem Abschluß eines 
gewissen Anteils der Lieferungen (angeblich nur dieje- 
nigen Teile des 60-Millionen- Vertrags, die nicht ge- 
nehmigungspflichtig waren) ein Ordnungswidrigkei- 
ten- Verfahren einzuleiten oder den offiziell eingestan- 
denen Liefervorgang mit einem Strafbefehl zu ahnden, 
um so einen Deckmantel für das insgeheim doch fortzu- 
setzende U-Boot-Geschäft zu bekommen. 

Laut dem Vermerk von Hansen- Wester vom 8. Januar 

1 986 bezeichnete in der Tat MD Teltschik die Ahndung 
der Firmenvergehen mit einem Strafbefehl als die „ele- 
ganteste Lösung“, und auch Minister Schäuble soll die- 
ser Meinung gewesen sein. Ein weiterer Vermerk von 
Hansen-Wester vom Mai 1 986 deutet auf Kontakte der 
Firmen zu Parl.StS Dr. Voss hin, der dafür sorgen solle, 
daß die weiteren Exporte unter Kontrolle gehalten 
werden können (vgl. weiter unten). 

Schließlich ist die Einstellung des Verfahrens durch 
die OFD Kiel im Januar 1988 ein untrügliches Indiz 
dafür, daß die Firmen mit ihrer „Selbstanzeige" kein 
wirkliches Risiko eingegangen waren. Sie wurde ihnen 
von der OFD Kiel sogar ausdrücklich zugute gehalten. 

3. Aufklärung/Vertuschung und geheime Fortsetzung 
des U-Boot*Geschäfts 

3.1 Das Jahr 1985 

Nach dem Gespräch bei Bundesminister Dr. Bange- 
mann erfolgte - den Feststellungen der OFD Kiel zufol- 
ge - eine letzte Lieferung von Unterlagen der 
Fa. HDW, und zwar noch am folgenden Tage, dem 
19. Juni 1985. 

Aus Unternehmensunterlagen, die von der Staatsan- 
waltschaft Kiel im Zusammenhang mit dem Ermitt- 
lungsverfahren 591 Js 9809/89 beschlagnahmt wur- 
den, ergeben sich jedoch zureichende tatsächliche An- 
haltspunkte dafür, daß Verantwortliche der Firmen 
HDW und IKL eine Ordnungswidrigkeit nach dem 
AWG begangen haben, indem sie jedenfalls bis Anfang 

1987 an die Republik Südafrika ohne die erforderliche 
schriftliche Genehmigung Unterlagen für den Bau von 
U-Booten geliefert und nicht allgemein zugängliche 
Kenntnisse über deren Fertigung weitergegeben ha- 
ben. 

(Quelle: Pressemitteilung LG Kiel vom 5. 7. 1 990, ver- 
teilt zu BB 1 1-160/1) 

Bereits am 24. Juni 1985 traf das HDW-Vorstandsmit- 
glied Peter Hansen-Wester in Hamburg einen türki- 


schen Mittelsmann namens Enis Tokcan, um den Bun- 
deswirtschaftsminister Bangemann vorgetragenen 
„Türkei- Weg“ in die Tat umzusetzen. Hansen-Wester 
schlug vor, über die türkische Gölcük- Werft U-Boot- 
Komponenten im Wert von 200 - 300 Mio. DM an Süd- 
afrika zu liefern. Da das Geschäft gefährlich sei, die 
Türkei sei bei den NATO-Partnern als Waffenlieferant 
in Verruf, forderte Tökcan für seine Vermittlertätigkeit 
eine Provision auf das Auftragsvolumen. Tökcan 
wollte 5 % haben, die türkische Marine und die Werft 
Gölcük sollten ebenfalls 5 % erhalten, und weitere 5 % 
der Auftragssumme sicherte Hansen-Wester für die 
Firmen HDW und IKL. Hansen-Wester erklärte, man 
werde diese Kosten auf Südafrika abwälzen. Außer- 
dem wurde „gebeten, die Zustimmung des Aufsichts- 
ratsvorsitzenden einzuholen“ (Stern vom 5. 4. 1990). 
Der 5 %-Anteil von HDW und IKL sollte sich auf wei- 
tere 15 Mio. DM belaufen (tageszeitung, 4. 4. 1990). 

Wegen der bereits erfolgten Lieferungen bat Bundesmi- 
nister Dr. Bangemann StS Dr. von Würzen, sich der 
Angelegenheit anzunehmen. In Anbetracht der außen- 
politischen Bedeutung unterrichtete er zudem persön- 
lich die Bundesminister Schäuble und Genscher. StS 
Dr. von Würzen ließ zunächst intern prüfen, ob bei 
Kenntniserlangung eines straftatverdächtigen Sach- 
verhalts (Verstöße gegen das KWKG und das AWG) in 
dienstlicher Eigenschaft eine Pflicht zur Anzeigener- 
stattung bestehe. Nach den entsprechenden Vermer- 
ken aus dem Hause vom 21. Juni und 25. Juni 1985 
wird ein Unterlassen eines nach dem KWKG straftat- 
verdächtigen Sachverhalts nur bei Vorliegen erhebli- 
cher Gründe noch als richtiger Ermessensgebrauch an- 
gesehen, während bei Kenntnis von Verstößen gegen 
das AWG ein etwas größerer Ermessensspielraum, na- 
mentlich wegen der Zuständigkeit des BAW und der 
Zollbehörden sowie Oberfinanzdirektionen für die 
Überwachung des Warenverkehrs, als richtig erachtet 
wird. In dem Vermerk vom 25. Juni 1985 fordert der 
Außenwirtschaftsexperte des BMWi, MR Christoph 
Haase, jedoch die Abgabe des Falles an die Staatsan- 
waltschaft. In dem Vermerk heißt es: 

„Bei Kenntnis von schwereren Verstößen würde ich 
das BMWi allerdings im Hinblick darauf, daß es die 
Vorgesetzte Behörde einer der Überwachungsbehör- 
den (BAW) ist, für grundsätzlich verpflichtet halten, 
Anzeige zu erstatten." 

Am 1 . Juli 1 985 unterrichtete StS Dr. von Würzen StS 
Dr. Ruhfus vom AA über den Inhalt des Gesprächs 
vom 1 8. Juni 1 985 mit den Firmenvertretern, der sei- 
nerseits noch am selben Tage Bundesaußenminister 
Genscher über diese Mitteilung sowie eine erste recht- 
liche Prüfung im AA informierte. In einem Vermerk für 
Bundesaußenminister Genscher stellte StS Dr. Ruhfus 
am 1. Juli 1985 fest, daß der Vorgang im BMWi wegen 
der möglichen Verwicklung höchster politischer Per- 
sönlichkeiten nur streng vertraulich behandelt wird 
und daß das BMWi keinen Strafantrag stellen werde. 

Dabei bestanden im AA offenbar Zweifel daran, ob das 
BAW tatsächlich die Vertreter von IKL „zu Aussagen 
über die Vorgeschichte" drängen würde, da das BMWi 
„möglicherweise hinsichtlich der Einleitung straf- 
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rechtlicher Schritte in Zugzwang" kommen könnte. 
Dies geht ebenfalls aus dem Vermerk von StS Dr. Ruh- 
fus vom 16. Juli 1985 vor, an dessen Intention sich der 
Verfasser jedoch bei seiner Vernehmung durch den 
4. UA - 10. WP am 5. Februar 1987 (Prot. 1 1, S. 143 ff.) 
nicht mehr zu erinnern vermochte. 

Am 8. Juli 1985 beauftragte StS Dr. von Würzen den 
zuständigen Referatsleiter im BMWi, MR Haase, mit 
IKL die Sach- und Rechtslage zu erörtern und darauf 
hinzuweisen, daß Ausnahmen von der das Südafrika- 
Embargo umsetzenden Regelung (§ 45 Abs. 3 AWV) 
nicht in Betracht kämen, sowie das BAW zu bitten, 

— bei Genehmigungsanträgen der Firma insbesondere 
den Endverbleib genau zu prüfen; 

— die Ausfuhrkontrollstellen zu ersuchen, bei der Ab- 
fertigung von Ausfuhren der oben angeführten 
Firma besonders sorgfältig vorzugehen. 

MR Haase hat die Weisung von StS Dr. von Würzen 
am 9. Juli 1985 fernmündlich an den zuständigen Refe- 
ratsleiter im BAW, RD Pretzsch, weitergeleitet, der 
wiederum den Präsidenten des BAW, Rümmer, dar- 
über informierte. Bei seiner Vernehmung durch den 
l.UA - 11. WP am 12. November 1987 sagte BAW- 
Präsident Dr. Rümmer aus, er sei am 10. Juli 1985 
nochmals von MR Haase förmlich angerufen worden 
unter Mitteilung der Weisung bezüglich der Firma IKL. 
Er habe daraufhin RD Pretzsch und den zuständigen 
Abteilungsleiter Dr. Schmidt unterrichtet und zur Be- 
achtung der Weisung aufgefordert. Zudem habe er 
aber die Weisung in einem Punkt interpretiert, weil sie 
ihm interpretationsbedürftig erschienen sei. Er habe 
die Weisung so verstanden, daß man lediglich bei ein- 
gehenden Anträgen mit dem Zoll Verbindung aufneh- 
men soll, aber nicht bereits im vorhinein. Hinsichtlich 
der Weisung an die Zolldienststellen sei es unmöglich, 
im Rahmen einer Rundverfügung alle Zolldienststellen 
zu einer Kontrolle aufzufordern. Dafür gebe es ein ge- 
regeltes Verfahren, nämlich entweder den Weg über 
das BMWi an das zuständige BMF oder eben den di- 
rekten Weg über das Zollkriminalinstitut (ZKI) (Proto- 
koll 12, S. 17/20). 

Die Anweisung des BMWi enthielt erstaunlicherweise 
keinerlei Hinweise darauf, 

— daß auch die Firma HDW am U-Boot-Geschäft be- 
teiligt war, 

— daß es sich bei dem Hintergrund der Weisung um 
die Verhinderung des Exports von U-Booten und 
nicht irgendeiner anderen Ware handelte, 

— daß die Firmen IKL und HDW planten, den Rest des 
Geschäftes über die Türkei abzuwickeln. 

Der Zeuge StS a. D. Dr. Obert sagte am 28. Juni 1990 
vor dem Untersuchungsausschuß aus, daß ihm völlig 
neu gewesen sei, daß diese Fakten dem BAW damals 
nicht mitgeteilt worden seien. Er sei immer davon aus- 
gegangen, daß das BAW von „dem Vorgang" unterrich- 
tet sei. Deshalb habe er es später auch nicht für erfor- 
derlich gehalten, das BAW vor Abschluß der Gesam- 
termittlungen einzuschalten Protokolls 57, S. 20 f.)„ 


Zur Vorbereitung eines für den 17. Juli 1985 geplanten 
Gesprächs zwischen Bundesaußenminister Genscher 
und Bundeskanzler Kohl über die Entwicklungen beim 
U-Boot-Geschäft verfaßte StS Dr. Ruhfus am 16. Juli 
1985 einen Vermerk für Außenminister Genscher, in 
dem es heißt, daß offenbleiben müsse, inwieweit das 
BMWi angesichts der Verwicklung der verschiedenen 
Ministerien die Vorgeschichte des U-Boot-Geschäftes 
wirklich aufklären und IKL zu entsprechenden Aus- 
künften drängen wolle. 

Auch sei nicht das eigentlich zuständige BAW mit der 
Überprüfung von IKL beauftragt worden, sondern ein 
erfahrener Referatsleiter im BMWi (Frankfurter Rund- 
schau vom 5. 10. 1989). 

Am 17. Juli 1985 sprach Bundesaußenminister Gen- 
scher bei einem Gespräch mit Bundeskanzler Kohl ent- 
sprechend einem Vorschlag von StS Dr. Ruhfus das 
Südafrika-Geschäft an. Nach Aussage von Bundesmi- 
nister Genscher bei seiner Vernehmung durch den 
4. UA - 10. WP hat er den Bundeskanzler darauf hin- 
gewiesen, daß nun offensichtlich ohne Genehmigung 
Lieferungen erfolgt seien und daß man die Angelegen- 
heit sehr ernst nehmen müsse. Der Bundeskanzler 
habe sich zu diesem Zeitpunkt nicht über die Lieferun- 
gen unterrichtet gezeigt (Protokoll 15, S. 195). 

Ebenfalls am 17. Juli 1985 war es auf Anregung von 
MR Haase zu einem Gespräch mit Dipl. -Ing. Nohse ge- 
kommen. Zur Sachlage teilte Nohse mit, daß IKL an 
zwei Versionen des Exportgeschäftes denke, nämlich 
an die „Kleine" oder die „Mittlere Lösung" zur Produk- 
tion von vier U-Booten. Die Frage von MR Haase, in- 
wieweit das Exportgeschäft bereits abgewickelt sei, be- 
antwortete Dipl. -Ing. Nohse dahingehend, daß er kei- 
nen Grund zu einer Auskunfterteilung sehe. Er habe 
bereits im Jahre 1984 das Geschäft in seinen Einzelhei- 
ten an höchster Stelle im Bundeskanzleramt und im 
BMVg vorgetragen und eine telefonische Zustimmung 
des Bundeskanzleramtes erhalten. Auch der Bundes- 
außenminister sei durch Herrn Ahlers, den Vorstands- 
vorsitzenden von HDW, einer mit dem IKL eng koope- 
rierenden Firma, Mitte 1984 unterrichtet worden und 
habe sich für den Fall einer „Kleinen Lösung" nicht 
ablehnend gezeigt. 

Am 25. Juli 1985 sprach Siegfried Zoglmann den da- 
maligen Kanzleramtsminister Dr. Schäuble auf das 
U-Boot-Geschäft an. Daß es bei diesem Gespräch offen- 
bar um das bevorstehende Ermittlungsverfahren der 
OFD Kiel ging, zeigt die schriftliche Aussage von Mini- 
ster Schäuble vom 1 . Oktober 1 990, der zu diesem Ter- 
min aussagte: 

„Ich wies ihn (d. h. Zoglmann, d. Verf.) auf die lau- 
fenden Verfahren und die für diese gegebenen Zu- 
ständigkeiten hin.“ 

Bis zum 1 . Oktober 1 990 hatte Minister Schäuble der 
Öffentlichkeit und dem Untersuchungsausschuß ver- 
schwiegen, daß er sich insgesamt dreimal mit dem Rü- 
stungslobbyisten Zoglmann zu Gesprächen über das 
U-Boot-Geschäft getroffen hatte. 

Am 12. August 1985 antwortete Dipl. -Ing. Nohse 
schriftlich auf eine Anfrage von MR Haase. In dem 
Schreiben heißt es über die Kontakte zur Bundesregie- 
rung: 
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diese Gespräche veranlaßten uns, einen Vertrag 

für dieses Exportgeschäft abzuschließen und eine 
Teilauslieferung - wie oben beschrieben- vorzu- 
nehmen. Hierzu sahen wir uns berechtigt, da wir die 
Überzeugung gewonnen hatten, daß wir mit unse- 
rem Vorhaben den politischen Vorstellungen der 
Bundesregierung entsprachen und die von uns vor- 
geschlagene Verfahrensweise der Abwicklung des 
Exportgeschäfts gebilligt wurde. Nach unserer Auf- 
fassung lag damit die Zusage zur nachträglichen Er- 
teilung auch der formellen Bestätigung der Geneh- 
migung vor . . . Die jüngsten Gespräche veranlassen 
uns, nun an den Kunden heranzutreten, um das Ge- 
schäft rückgängig zu machen ..." 

Ausweislich eines auf den 26. August 1 985 datierten 
Vermerks von Dipl. -Ing. Hansen- Wester wurde bei 
HDW intern folgendes veranlaßt: 

„Projekt IK 97. Der Vertrag für dieses Projekt wurde 
mit sofortiger Wirkung beendet. Sämtliche Arbeiten 
an diesem Projekt sind ab sofort einzustellen. Mit 
der Restabwicklung des Vertrages wurde Herr 
Schützeck, OM 97, beauftragt“ 

Am 3. September 1985 gab Bundeswirtschaftsminister 
Bangemann nach Rücksprache mit Außenminister 
Genscher, der keine Einwände erhob, den Vorgang 
persönlich an Bundesfinanzminister Stoltenberg ab. 
Damit war die Entscheidung der Bundesregierung ge- 
fallen, die Staatsanwaltschaft Kiel nicht einzuschalten, 
sondern die dem Bundesfinanzminister unterstellte 
OFD Kiel mit den Ermittlungen zu beauftragen. 

Im Finanzministerium wurde als erste Maßnahme be- 
schlossen, den Kreis der Mitwisser möglichst klein zu 
halten. So wurde z. B. der für den Bereich der Außen- 
wirtschaftsprüfungen eigentlich zuständige Unterab- 
teilungsleiter MDg Alfred Stenger erst im April 1987 
mit der Bearbeitung des Falles befaßt. StS a. D. 
Dr. Obert begründete dies später gegenüber dem Un- 
tersuchungsausschuß damit, daß es darum gegangen 
sei, „unnötige Publizität" zu vermeiden Protokolls 57, 
S. 14).) 

Bei einer Konferenz im BMF wurde der Präsident der 
OFD Kiel, Svend Olav Hansen, in groben Zügen über 
den Sachverhalt unterrichtet. Am nächsten Tag erhielt 
Hansen von StS Dr. Obert einen verschlossenen Um- 
schlag mit einigen Unterlagen. Obert forderte Hansen 
zur „ordnungsgemäßen Durchführung" der Angelegen- 
heit auf. Die Prüfung sollte jedoch nur bei IKL und 
nicht bei HDW durchgeführt werden. Hinsichtlich des 
Auftrages an Oberfinanzpräsident Hansen sagte dieser 
bei seiner Vernehmung durch den 4. UA - 10. WP am 
7. Januar 1987 (Protokoll 3, S. 43), daß der schriftliche 
Auftrag gelautet habe: 

„Beigefügt übersende ich Ihnen unter Bezug auf un- 
sere Besprechung mit Herrn StS Dr. Obert vom 
13. November 1985 die Unterlagen über die Export- 
geschäfte des IK Lübeck mit der Bitte um Veranlas- 
sung des weiteren." 

Den Untersuchungsausschuß hat wiederholt die Frage 
beschäftigt, warum einerseits die Ermittlungen der 
OFD Kiel erst Anfang November 1986 auch auf die 
Firma HDW ausgedehnt wurden, andererseits aber be- 
reits Ende 1985 bzw. Anfang 1986 StS Tietmeyer im 


Auftrag von Bundesfinanzminister Stoltenberg den 
Aufsichtsratsvorsitzenden von HDW, Herrn Pieper, 
telefonisch darüber unterrichtet hatte, daß auch HDW 
involviert sein und in das OFD-Verfahren einbezogen 
werden könnte. Die vom Ausschuß befragten Zeugen 
des BFM haben sich dabei in gravierende Widersprü- 
che verwickelt. Wenn die Aussage des Zeugen Tiet- 
meyer stimmen sollte, daß der alleinige Zweck des An- 
rufs darin bestanden habe sicherzustellen, daß HDW 
seine Südafrika- Aktivitäten sofort einstellt, war diese 
Intervention erwiesenermaßen nicht sehr erfolgreich. 
HDW hat ausweislich der staatsanwaltschaftlichen 
Akten (Presseerklärung LG Kiel vom 5.7. 1990) zu- 
mindest bis Anfang 1987 an Südafrika Unterlagen wei- 
tergeliefert. Der Verdacht, den ORR Wewel und Ober- 
finanzpräsident Hansen bei ihren Vernehmungen ge- 
äußert haben, daß der Anruf Tietmeyers bei Herrn Pie- 
per zur Behinderung der Ermittlungen und möglicher- 
weise zur Beseitigung belastenden Materials geführt 
haben könnte, hat der Zeuge Tietmeyer darüber hinaus 
indirekt bestätigt. Er ging nach eigenen Angaben da- 
von aus, daß HDW zum Zeitpunkt seines Anrufs schon 
längst in das OFD-Verfahren einbezogen war (56. Sit- 
zung, S. 95 a des Protokolls). Diese Vermutung lag bei 
einem ordnungsgemäßen Gang der Dinge in der Tat 
auch nahe, denn der Zeuge Tietmeyer bestätigte dar- 
über hinaus, daß die Beteiligung der Firma HDW - 
neben der Beteiligung von IKL - bereits in dem von 
Minister Bangemann an Minister Stoltenberg überge- 
benen Vorgang ersichtlich war (Protokoll 56, S. 91). 

In der Zwischenzeit war klar geworden, daß die Ver- 
handlungen zwischen den Vertragspartnern über eine 
Rückabwicklung oder eine Beendigung des Vertrages 
zu keinem Ergebnis führen würden. Insbesondere 
wandte sich der südafrikanische Vertragspartner LSM 
gegen eine Rückabwicklung, da er bereits eine große 
Anzahl von Kopien der Unterlagen für verschiedene 
Stellen angefertigt habe. 

Mit Schreiben vom 14. Oktober 1985 hatte IKL-Chef 
Lutz Nohse zwar den Südafrikanern mitgeteilt, daß die 
Firmen aufgrund fehlender Regierungsgenehmigung 
nunmehr gezwungen seien, das Geschäft aufzukündi- 
gen und daß man mit Südafrika in diesbezügliche Ver- 
handlungen eintreten wolle. Nach der Auffassung der 
GRÜNEN handelt es sich hierbei aber um ein fingiertes 
Schreiben, das die geheime Fortsetzung des U-Boot- 
Geschäfts lediglich kaschieren sollte. Diese Auffas- 
sung teilt auch die Staatsanwaltschaft in Kiel. In einem 
Brief an die Anti-Apartheid-Bewegung in Kiel vom 
22. August 1990 erklärte sie, daß die Firmen „den tat- 
sächlichen Umfang des Geschäfts durch interne Ver- 
merke und Schriftverkehr mit anderen Partnern, u. a. 
auch mit dem südafrikanischen Vertragspartner, ge- 
tarnt" hätten, um so einen „angeblichen Abbruch des 
Projektes im Sommer 1985“ zu suggerieren (Brief vom 
22. 8. 1990 siehe Anlage 44). 

Kurze Zeit vor dem angeblichen Absagebrief hatten 
sich die Firmenvertreter von HDW und IKL mit den 
Südafrikanern vom 30. September bis 2. Oktober 1985 
bei IKL in Lübeck sowie in Travemünde getroffen. Er- 
gebnis der Beratung war laut Herrn Nohse: 
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„Für die weitere Bearbeitung des Projektes trafen 
HDW, IKL und der südafrikanische Käufer LSM 
eine mündliche Kooperationsvereinbarung." 
(Quelle: PANORAMA, 3. 4. 1990) 

Später sollte diese mündliche Kooperationsvereinba- 
rung auch schriftlich fixiert werden. Ferner wurde bei 
dem genannten Treffen beschlossen, den IKL-Berater 
Prof. Ulrich Gabler für eine einwöchige Vorlesung und 
ein Design-Training für Mitarbeiter nach Südafrika zu 
entsenden. 

(Quelle: PANORAMA, 3. 4. 1990) 

Je ein Exemplar der schriftlich gefaßten „mündlichen 
Kooperations Vereinbarung“ ging an den südafrikani- 
schen und den deutschen Partner. 

(Stern, 5. 4. 1990) 

Bei der gleichen Besprechung wurde festgelegt, daß 
Südafrika noch die folgenden Unterlagen erhalten sol- 
le: 

— „ein Satz Fotos vom Neubau 186", dem ersten 
Indien-U-Boot, als „Hilfestellung" für Südafrika 

— die „Aufstellung eines Materialmengengerüsts 
für das Modell analog IK 70“ sowie ein weiterer 
Satz Fotos „für das zweite IK-70-Modell" 
(Quelle: Der Spiegel, 30. 4. 1990) 

Weiter wurde beschlossen, daß das l:5-Modell nicht, 
wie ursprünglich vertraglich vereinbart, in Lübeck ge- 
baut werden sollte, sondern beim südafrikanischen 
Vertragspartner LSM in Kapstadt. Dies sollte „mit Un- 
terstützung des IKL“ passieren. „Die ersten Lieferun- 
gen sind erfolgt", heißt es in einem IKL- Vermerk vom 
7. November 1985, „weitere liegen zum Abholen be- 
reit”. 

(Quelle: PANORAMA 3. 4. 1990) 

Wichtigster Verhandlungspartner für die deutschen 
U-Boot-Bauer bei LSM in Kapstadt ist der frühere IKL- 
Konstrukteur Karl Stülpner. 

(Spiegel, 30. 4. 1990) 

Dem Provisionsempfänger Karl-Friedrich Albrecht 
versicherten die IKL- Vertreter Nohse und Abels am 
6. November 1985: 

„Alle Software-Lieferungen sind vertragsgemäß er- 
folgt, so daß der Kunde seine Arbeiten terminge- 
recht aufnehmen kann." 

(Quelle: PANORAMA, 3. 4. 1990) 

3.2 Das Jahr 1986 

Wie aus einer von der Staatsanwaltschaft Kiel be- 
schlagnahmten Gesprächsnotiz des IKL-Beraters Peter 
Hansen- Wester vom 8. Januar 1986 über ein Telefonat 
mit Siegfried Zoglmann hervorgeht, hatte Herr Zogl- 
mann am 7. Januar 1986 ein Gespräch mit MD Horst 
Teltschik. Die Telefon-Notiz hat den folgenden Wort- 
laut (Übertragung aus dem Handschriftlichen): 

„Ingenieurkontor Lübeck Gesprächsnotiz 

8. 1.86 IK 97 
Zo.-GF 1/HW; 


— Zo. hatte gestern Gespräch mit Te.: 

O Lt. Te. laufen Aktivitäten, die zum OFD- 
Schrb. v. 13.12.85 geführt haben, seit 
Nov. 851 

Auch Sch. hat hiervon Kenntnis! 

O Te. und Schrbg. mußten Sch. nochmals 
schriftl. über Projekthergang berichten. 

O Te.: ,Ich habe mit dem Projekt jetzt nichts 
mehr zu tun'. 

O Überlegung im Kanzleramt (u. a. Sch.): Vor- 
gang über Strafbefehl offiziell zum Abschluß 
bringen. Ist lt. Te. eleganteste Lösung. 

O Zo. hat Verstimmung bei Te. bezügl. GF 1 
ausgeräumt: GF 1 -Kritik bezog sich nicht auf 
Te., sondern auf Kanzleramt (Schrbg.!). 

— Zo. will, gemeinsam mit Wai., Gespr, mit Sch. 
führen, um genauere Hintergründe für o. g. Akti- 
vitäten zu erfahren sowie um Procedere zu be- 
sprechen. Hierzu u. a. Gelegenheit anläßl. 
Kreuth-Treffen. 

— GF 1 wird Zo. am 15. 1. abends in Bonn treffen. 

— Zo. wird Zo. jr. bitten, am 21. 1. f. Gespräch in 
WD zur Verfügung zu stehen. 

— Zo. wird OFD-Brief u. Hase-Bf. an Staatss. Vo. 
übergeben. 

Kopie an GF a, D, M 

Original z. K.: GF 3" 

Die Tatsache, daß MD Teltschik diesen Kontakt mit 
Herrn Zoglmann dem Untersuchungsausschuß bei sei- 
nen Vernehmungen 1987 und 1988 verschwiegen hat- 
te, führte u. a. zur Aufnahme eines Ermittlungsverfah- 
rens gegen Teltschik durch die Staatsanwaltschaft 
Bonn wegen des Verdachts der falschen uneidlichen 
Aussage (vgl. zu diesem Verfahren auch unter III. 2 
Parallelverfahren). 

Am 15. Januar 1986 traf sich Siegfried Zoglmann er- 
neut mit Kanzleramtsminister Schäuble. Die Existenz 
dieses Treffens hatte Minister Schäuble dem U-Boot- 
Untersuchungsausschuß und der Öffentlichkeit jahre- 
lang verheimlicht. Mit seiner schriftlichen Aussage 
vom 1. Oktober 1990 teilte Schäuble dem Ausschuß 
mit, er habe Zoglmann bei dem Treffen am 15. Januar 
1986 „auf die laufenden Verfahren und die für diese 
gegebenen Zuständigkeiten hingewiesen". 

In einem Vermerk vom 8. Januar 1986 hatte Hansen- 
Wester bereits protokolliert, daß Zoglmann erneut ein 
Gespräch mit Schäuble führen wolle, „um genauere 
Hintergründe für o. g. Aktivitäten (gemeint war das 
Ermittlungsverfahren der OFD Kiel, d. Verf.) zu erfah- 
ren, sowie um Procedere zu besprechen". Auch Waigel 
sollte an dem Gespräch teilnehmen. Gelegenheit 
hierzu sei anläßlich eines Treffens in Kreuth (Vermerk 
Hansen-Wester vom 8. Januar 1986). 

Am 15. Januar 1986 abends wollte sich GF1 (d. h. Herr 
Nohse von IKL, d. Verf.) mit Herrn Zoglmann in Bonn 
treffen. 
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Herr Zoglmcinn konnte nicht befragt werden ; was er 
am 15. Januar 1986 mit Herrn Schäuble besprochen 
hat und ob es dabei auch um das am nächsten Tag 
stattfindende Pariser Treffen ging. Auch Herr Waigel 
konnte nicht als Zeuge befragt werden, ob er ebenfalls 
am 15. Januar 1986 an dem Treffen mit Schäuble und 
Waigel teilgenommen hat. 

Am 16. Januar 1986 trafen sich HDW, IKL und LSM in 
Paris um das weitere Vorgehen beim U-Boot-Geschäft 
zu besprechen. Ein solches Treffen war im Vertrag un- 
ter den §§20 und 21 für den Fall vereinbart worden, 
daß sich Schwierigkeiten für das Projekt ergeben. Es 
heißt in dem Vertrag: 

„Sollte IKL aus irgendeinem Grund an der Durch- 
führung seines Teils dieser Vereinbarung gehindert 
sein, vereinbaren die Parteien ein Treffen mit dem 
Ziel, alternative Wege zu finden, um Geist und Ab- 
sicht dieser Vereinbarung Wirksamkeit zu verlei- 
hen und/oder alternative Lieferungsmethoden für 
die Unterlagen oder für das Entwurfsmodell zu ar- 
rangieren." 

(Quelle: Stern 29. 12. 1987) 

Bei diesem Treffen Unterzeichneten Venter/Südafrika, 
Nohse/IKL und Ahlers/HDW ein sogenanntes „Aide 
memoire", in dem festgestellt wird, daß Südafrika mit 
den gelieferten Unterlagen bereits arbeite. Südafrika 
bietet den Firmen an, in das „Mosselbay-Gas-Explora- 
tions-Projekt" einzusteigen, um so die entstandenen fi- 
nanziellen Differenzen zu bereinigen. 

Als ORR Uwe Wewel im Juli 1987 mit der Prüfung der 
bisherigen OFD-Ermittlungen beauftragt wurde, fiel 
ihm sofort auf, daß die zentrale Bedeutung des Pariser 
Treffens bislang übersehen worden war. In seinem Rei- 
sebericht schreibt er: 

„In der Ermittlungsakte IKL Blatt 3 (geheim einge- 
stuft) ist ein Schreiben von IKL und HDW an Südaf- 
rika vom 14. Oktober 1985, wo erneut auf die schon 
gemachten Mitteilungen über die Nichtgenehmi- 
gung des Geschäfts vom 16. 08. und 11. 09. hinge- 
wiesen wird und angeboten wird, die nun entstan- 
dene Menge der Probleme zu diskutieren. Im Prü- 
fungsbericht IKL ist dann unter Textziffer 24.2.9 
über die in Paris stattfindende Aussprache auf das 
Schreiben vom 14. 10. 1985 hingewiesen worden. 
Darüber gibt es ein ,Aide Memoire'. Das soll der 
Prüfer eingesehen haben. Bei den Unterlagen ist es 
nicht. Da soll angeblich über ein neues Abkommen 
verhandelt worden sein, wo die Überzahlung des 
bisherigen Geschäfts mit verrechnet werden soll. 
Das scheint mir vollkommen unglaubwürdig und 
wenig schlüssig zu sein. Wenn man sich zu einem 
Gespräch trifft, um über die Rückabwicklung eines 
gescheiterten Vertrages zu sprechen, wo die eine 
Seite sogar noch Geldrückforderungen hat, wird 
darüber genau gesprochen und alles genau festge- 
halten. Zumal, wenn nach den Äußerungen der Be- 
troffenen die gesamten Unterlagen in Südafrika 
quasi wertlos sind. Dafür zahlt doch niemand weit 
über 40 Millionen Mark und sagt dann, behalte die 
man, auch, wenn bis jetzt alles wertlos war, viel- 
leicht kommen wir ja irgendeinmal zu einem neuen 
Geschäft und einem neuen Vertrag, wo wir das ja 


verrechnen können. Das ist insbesondere unglaub- 
würdig, weil dieser neue Vertrag (off shore) über- 
haupt noch nicht abgeschlossen worden ist und le- 
diglich eine vage Geschäftsaussicht darauf besteht. 
Mir scheint vielmehr dies Treffen in Paris der Kern- 
punkt und Ansatzpunkt für weitere Aufklärung zu 
bedeuten. Es liegt nahe, daß dort vielmehr Südafrika 
gesagt hat, liebe IKL und HDW, wenn eure Regie- 
rung die Sache nicht genehmigt, wir aber nun schon 
eine Menge Zeichnungen in den Händen haben, 
dann helft uns in anderer Weise, daß wir die U-Boote 
selber bauen können. In diesem Zusammenhang 
kann dann gut vereinbart worden sein, die Erstel- 
lung der sogenannten „Feasability Study", die zur 
Verfügungstellung von Rademann und evtl, anderen 
Dingen, die bisher uns nicht bekannt sind. Dann 
wäre auch erklärbar, warum nach über 2 Jahren 
immer noch keinerlei Geldrückforderungen geltend 
gemacht worden sind, weil Südafrika mit den nun 
von den Firmen zusätzlich erstellten Leistungen den 
vielleicht in Paris umgewandelten Vertrag als erfüllt 
ansieht. Dafür spricht als Indiz auch ein Schreiben 
der Südafrikaner an IKL und HDW vom 13. 12. 85 
(gekennzeichnet mit Seite 1 1 4 in den Geheimakten 
der OFD), wo mehr oder weniger zum Ausdruck 
kommt, daß Südafrika von den Betroffenen eine Un- 
terstützung erwartet, um mit den gelieferten Unter- 
lagen etwas anfangen zu können.“ 

(S. 3 f. des Reiseberichts Wewel, Materialie A 34, 
Anlage 40) 

Daß beide Parteien bei dem Pariser Treffen eine Fort- 
setzung des U-Boot-Geschäftes vereinbart haben, da- 
für sprechen nicht nur die von der Staatsanwaltschaft 
Kiel seit Beginn des Jahres 1990 beschlagnahmten Be- 
weismittel, sondern bereits die Tatsache, daß auf einer 
HDW- Vorstandssitzung am 22. Januar 1986 beschlos- 
sen wurde, daß das ehemalige Vorstandsmitglied Peter 
Hansen- Wester gegen Honorar beim Südafrika-Pro- 
jekt weiter eingeschaltet bleiben sollte (HDW-Vor- 
standsprotokoll 22. Januar 1986). Peter Hansen- We- 
ster scheint nach den in der Presse veröffentlichten 
Auszügen aus den Unterlagen der Staatsanwaltschaft 
Kiel und nach den dem U-Boot-Untersuchungsaus- 
schuß von der Staatsanwaltschaft Bonn zur Verfügung 
gestellten Firmen-Unterlagen in der Tat seit Sommer 
1985 der Chef-Koordinator des illegal fortgeführten 
U-Boot-Geschäftes gewesen zu sein. 

Auch die anderen dringenden Verdachtsmomente ge- 
gen die Firmen HDW und IKL, die ORR Uwe Wewel 
der Abteilung III des Finanzministeriums und StS 
Dr. Obert vorgetragen hatte und die dort nicht beach- 
tet wurden, haben sich durch die Beschlagnahmen der 
Kieler Staatsanwaltschaft nachträglich vollinhaltlich 
bestätigt. Dies gilt besonders für die an das Pariser 
Treffen von Wewel geknüpften Verdachtsmomente be- 
züglich dort getroffener möglicher Absprachen über 
die Tätigkeit von Gerd Rademann und das sog. Mossel- 
bay- Projekt. 

Ausweislich der beschlagnahmten Firmenunterlagen 
ergibt sich, daß das in Paris vereinbarte Mosselbay- 
Projekt von Anfang an stets nur als Tarnobjekt gedacht 
war, „um für die Restabwicklung von IK 97 einen Ar- 
beitstitel zu haben” (Quelle: Der Spiegel, 30. 4. 1990). 
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Bereits am 3. Oktober 1985 notierte IKL-Chef Nohse in 
einem Vermerk, daß Rademann in Südafrika nicht an 
einem Erdgas-Projekt, sondern an den U-Booten arbei- 
ten solle. Zitat Nohse: 

„Sobald das Bauvorhaben vom Kunden freigegeben 
ist, soll Rademann seine Tätigkeit bei der Bauwerft 
aufnehmen" (Quelle: PANORAMA 3. 4. 1990). 

In einem Vermerk vom 18. November 1986 zeigte sich 
Peter Hansen- Wester erfreut darüber, daß der südafri- 
kanische Minister für Wirtschaft und Technologie, 
Dannie W. Steyn, „oberster Projektleiter" für das Mos- 
selbay-Projekt werden sollte. „Dies ist für uns eine po- 
sitive Entwicklung“, notierte der U-Boot- Manager, da 
Steyn „die Kopplung von IK 97 an das Mosselbay-Pro- 
jekt" fördere (Quelle: Der Spiegel, 30. 4. 1990). 

Vier Tage nach dem Pariser Treffen traf sich nach eige- 
nem Bekunden der Zeuge Parl.StS Dr. Voss mit dem 
Rüstungslobbyisten Siegfried Zoglmann. Bei seiner 
Vernehmung machte er widersprüchliche Angaben 
darüber, ob er am 20. Januar 1986 bei seinem Treffen 
mit Herrn Zoglmann auch über das U-Boot-Geschäft 
gesprochen habe. Einerseits behauptete der Zeuge 
Dr. Voss, er habe definitiv nur am 26. November 1986 
aus Anlaß der Veröffentlichung in den „Kieler Nach- 
richten" mit Herrn Zoglmann über das U-Boot-Ge- 
schäft gesprochen (50. Sitzung, S. 51 des Protokolls), 
andererseits ließ er offen, ob ein Gespräch mit Herrn 
Zoglmann über dieses Thema nicht schon doch früher 
stattgefunden haben könnte (50. Sitzung, S. 51 des Pro- 
tokolls). Auf jeden Fall habe er aber nur einmal über 
dieses Thema mit Herrn Zoglmann gesprochen. Diese 
Aussage ist in ihrem Wahrheitsgehalt zweifelhaft. Es 
liegt nahe, daß der Zeuge Dr. Voss zumindest zweimal 
mit Herrn Zoglmann über das U-Boot-Geschäft gespro- 
chen hat: 

— am 26. November 1986, als ihn Herr Zoglmann 
eigens wegen der Veröffentlichung in den „Kieler 
Nachrichten" auf das Thema ansprach 

— und am 20. Januar 1986. Dies ist deshalb wahr- 
scheinlich, weil Herr Hansen-Wester in seiner 
Telefon-Notiz vom 8. Januar 1986 festgehalten 
hatte, daß Herr Zoglmann Parl.StS Dr. Voss die 
Schreiben OFD vom 13. Dezember 1985 und 
Haase (Datum unbekannt) übergeben werde. Das 
Gespräch am 20. Januar 1986 dürfte im Zusam- 
menhang mit der Übergabe der genannten 
Schreiben stehen. 

Am 24. Januar 1986 suchten Dipl. -Ing. Nohse und der 
Rechtsvertreter von IKL, RA Jörg-Sepp Zoglmann, die 
OFD Kiel zu einer Besprechung auf, als deren Ergebnis 
von der OFD im wesentlichen folgendes festgehalten 
wurde: In Ausführung des Vertrages vom 15. Juni 
1984 über die sog. „Kleine Lösung" (Lieferung von 
Fertigungsunterlagen und Lizenzen zum Preis von 
160 Mio. DM) sowie die Lieferung von Komponenten 
(zum Preis von 307 Mio. DM) sei ein Satz Mikrofilme 
mit Werkstattzeichnungen gegen Zahlung von 40 Mio. 
DM übersandt worden. 

Diese Aussage von Dipl. -Ing. Nohse ist bemerkens- 
wert, weil die Firma IKL dem 1. UA -11. WP eine 
Kopie des Vertrages vom 15. Juni 1984 übersandt hat, 
die lediglich ein Vertragsvolumen von 116 Mio. DM 
beinhaltet. Nach dieser Aussage von Herrn Nohse ge- 
genüber der OFD Kiel kann vermutet werden, daß am 
15. Juni 1984 oderinder Folgezeit ein weiterer Vertrag 


über die sog. „Mittlere Lösung", d. h. die zusätzliche 
Lieferung von U-Boot-Komponenten abgeschlossen 
wurde. 

Diese Vermutung liegt auch deshalb nahe, weil Peter 
Hansen-Wester in seinem Vermerk vom 1 3. September 
1984 notiert hatte, daß Bundeskanzler Kohl („K") be- 
reits die Zustimmung für die „Mittlere Lösung" in Aus- 
sicht gestellt habe. 

Am 10. Februar 1986 leitete daraufhin die OFD Kiel 
gegen die verantwortlich handelnden Personen von 
IKL ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts 
von Ordnungswidrigkeiten durch die 

„ungenehmigte Ausfuhr von in § 7 AWG, § 5 Abs. 1 , 
45 AWV bezeichneten Unterlagen (§ 70 Abs. 1 
Nr. 1 a AWV) sowie wegen der Weitergabe von 
nicht allgemein zugänglichen Kenntnissen über 
Herstellungsverfahren in Bezug auf die Fertigung 
der in Teil I Abschnitt A der Ausfuhrliste - AL - ge- 
nannten Waren an Gebietsfremde der RSA (§ 70 
Abs. 1 Nr. 1 f. AWV)" 

ein. 

Während von der OFD Kiel nach wie vor nur gegen die 
Firma IKL ermittelt wurde, zog am 1. April 1986 der 
leitende Oberingenieur der Firma HDW, Gerd Rade- 
mann, nach Durban, Südafrika, um. Oberingenieur Ra- 
demann leitete bis zu diesem Zeitpunkt bei HDW die 
Abteilung Montage und Fertigung. In dieser Eigen- 
schaft war er bereits im August/September 1985 in 
Südafrika. Er führte dort Besprechungen über das 
U-Boot-Projekt. Auch seine Übersiedlung nach Südaf- 
rika wurde von HDW aus der Kostenstelle IK 97 (U- 
Boot-Projekt Südafrika) bezahlt. Einem Bericht des 
Nachrichtenmagazins „Der Spiegel" vom 21. August 
1989 ist zu entnehmen, daß nach Zeugenaussagen in 
einem Container des Umzugsguts von Gerd Rademann 
eine sog. „Schweiß-Box" für die Verarbeitung von 
U-Boot-Stahl enthalten war. Diese Lieferung im Rah- 
men des U-Boot- Vertrages nach Südafrika hätte mögli- 
cherweise unterbunden werden können, wenn die 
OFD Kiel ihre Ermittlungen frühzeitig auch auf die 
Firma HDW ausgedehnt hätte. 

Bereits am 2. Mai 1986 warnte Oberfinanzpräsident 
Hansen den HDW-Vorstandsvorsitzenden Ahlers, daß 
jetzt Ermittlungen auch gegen HDW bevorstünden. 
Herr Hansen-Wester hält in einer Notiz vom 5. Mai 
1986 fest, Herr Ahlers „hatte anläßlich der Übergabe 
der Bundesbahnfähre ein Gespräch mit Herrn Hansen. 
Hansen teilte Ahlers mit, daß im Rahmen der OFD- 
Prüfung auch ein Gespräch mit Ahlers geführt werden 
soll“. Dieses Gespräch sollte laut dieser Notiz lediglich 
„Interviewcharakter" haben. Deshalb müsse Ahlers 
sich unbedingt vorher mit Nohse über eine gemein- 
same Linie abstimmen (Quelle: PANORAMA 3. 4. 
1990). 

Am 21. Mai 1986 hielt Herr Hansen-Wester in einer 
Notiz über die Aufgabenstellung des frisch nach Südaf- 
rika übergesiedelten ehemaligen HDW-Oberinge- 
nieurs Gerd Rademann folgendes fest: 

„Herr Rademann soll einige Monate im Büro von 
LSM arbeiten, um sich dort mit laufenden Arbeiten 
an dem Projekt vertraut zu machen." 

(Quelle: Stern, 5. 4. 1990) 
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Erst am 30. Mai 1986 berichtete die OFD Kiel dem 
BMF über die Absicht, möglicherweise auch ein Er- 
mittlungsverfahrengegen HDW durchzuführen. Inhalt 
des Schreibens war ferner die Absicht der OFD, gegen- 
über dem Geschäftsführer von IKL, Nohse, ein Bußgeld 
festzusetzen. Wörtlich heißt es dazu in dem Schreiben: 

„Danach will IKL den Vertrag auf der Grundlage 
verbaler Zusagen für die Erteilung der erforderli- 
chen Ausfuhrgenehmigung geschlossen haben. 
Diese Zusagen sollten später schriftlich bestätigt 
werden. Herr Nohse mußte in der im Anschluß an 
die Betriebsprüfung durchgeführten Schlußbespre- 
chung jedoch einräumen, daß die Kenntnisse an den 
Vertragspartner weitergegeben wurden, ohne daß 
der Fa. IKL eine entsprechende Genehmigung des 
BAW Vorgelegen hat. Da der Fa. IKL die Genehmi- 
gungsbedürftigkeit der Ausfuhr in die Republik 
Südafrika bekannt war, ihr zum Zeitpunkt der Aus- 
fuhr eine schriftliche Genehmigung des BAW aber 
nicht vorlag, muß - auch unter der Berücksichti- 
gung des o. g. Vorbringens des Geschäftsführers 
Nohse - der Vorwurf einer zumindest fahrlässig be- 
gangenen ungenehmigten Ausfuhr i. S. v. § 45 AWV 
aufrecht erhalten werden." 

Trotz des laufenden OFD-Verfahrens und der am 
30. Mai 1986 gegenüber dem BMF geäußerten Absicht 
der OFD Kiel, 

a) gegen die Firma IKL ein Bußgeld festsetzen zu 
wollen, 

b) nunmehr auch gegen HDW ermitteln zu wollen, 

c) jetzt eine Stellungnahme des BAW einzuholen, 

scheint sich der Pari. StS im BMF, Dr. Friedrich Voss, 
dafür eingesetzt zu haben, daß die illegalen Exporte der 
beiden Firmen fortgeführt werden und daß das BAW in 
Eschborn nicht eingeschaltet wird. 

In einem Vermerk von Peter Hansen- Wester, der vom 
10. Juni 1986 stammen soll (Quelle: tageszeitung vom 
4. 4. 1990), soll es heißen, daß der Kontakt der Herren 
Siegfried Zoglmann und Dr. Jörg-Sepp Zoglmann zu 
Dr. Voss sicherstellen solle, „that the export ist kept 
under controll e. g. that Eschborn will not get invol- 
ved" (taz, 4. 4. 1990). 

Eine andere Wiedergabe des Vermerks von Hansen- 
Wester lautet: 

„Zoglmann sen. und Zoglmann jun. stehen jetzt in 
Kontakt zu Staatssekretär Dr. Voss, um sicherzu- 
stellen, daß der Export unter Kontrolle gehalten 
wird, d. h. daß Eschborn nicht eingeschaltet wird." 
(PANORAMA 3. .4 1990). 

Tatsächlich haben der StS im BMF Dr. Obert und der 
Leiter der Abteilung III im BMF, MD Dr. Schmutzer am 
23. Juli 1986 beschlossen, das BAW nicht jetzt, son- 
dern erst am Ende des Verfahrens zu beteiligen. 

Inwieweit Dr. Voss an dieser Entscheidung beteiligt 
war, konnte der Ausschuß nicht klären. Fest steht je- 
doch, daß das BAW erst Anfang Januar 1987 über die 
konkrete Absicht der Firmen unterrichtet wurde, den 
Rest des Geschäftes über die Türkei abzuwickeln (vgl. 
weiter unten). 


Möglicherweise hat die Nicht-Einschaltung des für die 
Bearbeitung von Ausfuhranträgen zuständigen BAW 
dazu geführt, daß die Firmen HDW und IKL während 
des gesamten Jahres 1986 ihre Exporte von Unterlagen 
und eventuell auch U-Boot-Komponenten — z. B. 
U-Boot-Batterien durch die Firma Hagen — z. T. über 
den Umweg Türkei nach Südafrika durchführen konn- 
ten. 

Jedenfalls erklärte bereits am 18. August 1986 der 
Chef der südafrikanischen U-Boot-Flotille, Captain 
Evert Groenewald, daß Südafrika nunmehr über „95 % 
des Know-hows (verfüge), das für den Bau eigener 
U-Boote benötigt werde" (Quelle: The Star, 19, 8. 
1986). 

Am 14. Oktober 1986 erhielt Karl-Friedrich Albrecht 
aus Kapstadt eine erneute Provisionszahlung in Höhe 
von 983 100 DM für seine Vermittlertätigkeit beim 
Südafrika-Geschäft. Nach den Feststellungen der OFD 
Kiel, die diese Zahlungen in Zwischenberichtsentwür- 
fen als „Schmiergelder“ bezeichnete, hat Albrecht da- 
mit insgesamt fasi 2,1 Mio. DM erhalten. Diese Tatsa- 
che kontrastiert in auffallender Weise mit der angebli- 
chen Beendigung des U-Boot-Geschäftes durch die 
Firma IKL im Sommer 1985. Derartige Provisionszah- 
lungen werden üblicherweise wohl nur dann geleistet, 
wenn der Vermittler zum Zustandekommen eines er- 
folgreichen und nicht eines gescheiterten Geschäftes 
beigetragen hat. 

Während IKL-Chef Lutz Nohse gegenüber dem 
U-Boot-Untersuchungsausschuß ein generelles Zeug- 
nisverweigerungsrecht geltend machte, äußerte er sich 
freimütig gegenüber Presseorganen. In der „Welt“ vom 
4. April 1990 bestätigte er, daß Karl-Friedrich Al- 
brecht „etwa vier Prozent für die Vermittlung des er- 
sten Vertrages zwischen HDW/IKL und LSM erhalten“ 
habe. „Das entsprach rund 1,7 Millionen Mark. Wei- 
tere 500 000 Mark seien ,als ,NA‘ gleich .Nützliche 
Abgabe' aus der Bundesrepublik an Albrecht zur Wei- 
tergabe an andere gezahlt worden" (Quelle: Welt, 
4.4.1990). 

Nachdem die OFD Kiel seit dem 19. September 1986 
versucht hatte, den Vorstandsvorsitzenden von HDW, 
Klaus Ahlers, zu einem Gespräch zu bitten, kam es 
aufgrund von „Terminschwierigkeiten" jedoch erst am 
30. Oktober 1 986 zu einer ersten informatorischen An- 
hörung von Klaus Ahlers und Dipl. -Ing. Peter Hansen- 
Wester durch die OFD Kiel. Über den Gesprächsver- 
lauf hält ein Vermerk der OFD Kiel vom 30. Oktober 
1986 folgendes fest: 

„Maßgebliche Persönlichkeiten der ministeriellen 
Ebene hätten geäußert: .Gehen Sie davon aus, daß 
Sie die Genehmigung bekommen werden, wie immer 
sie auch aussieht . . .' Der Genehmigungsbedürftig- 
keit des Südafrika-Projekts sei man sich voll bewußt 
gewesen. Deshalb habe man auch die nötigen Vorge- 
spräche geführt, weil auch hier mit einer routinemä- 
ßigen Erteilung einer Ausfuhrgenehmigung wie im 
Israelgeschäft nicht gerechnet werden konnte. Herr 
Hansen- Wester hob hervor, daß von dem geplanten 
Südafrika-Geschäft vor allem . . . (hier folgt eine 
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Schwärzung, es ist aber bekannt, daß es sich um das 
Wort , Indien' handelt, Anm. d. Verf.) als Käuler des 
Bootstyps 1650 nichts habe erfahren dürfen. Erst 
nach den Äußerungen maßgeblicher Personen auf 
Regierungsebene sei der Vertrag mit dem südafrika- 
nischen Partner abgeschlossen worden." 

(vgl. auch FR vom 5. 10. 1989) 

In einem persönlichen Vermerk von Dipl. -Ing. Han- 
sen- Wester vom 31. Oktober 1986 über die informato- 
rische Anhörung vom 30. Oktober 1986 heißt es: 

„Sofern die .politische Beerdigung’ des Projektes 
über ein Ordnungswidrigkeitsverfahren bewerk- 
stelligt werden kann, ist dies für HDW/IKL akzepta- 
bel. Voraussetzung hierfür ist allerdings, daß die 
Höhe des Bußgeldes akzeptabel ist." 

(Zitiert nach dem öffentlichen Teil eines Zwischen- 
berichts des Vorsitzenden des 1. Untersuchungs- 
ausschusses, Horst Eylmann, vom 21. Juni 1988, 
S. 130 des Berichts) 

Laut Niederschrift der OFD Kiel sagten die HDW- 
Vertreter Hansen- Wester und Ahlers weiter aus, daß 
über die Vertragsunterzeichnung und die Auslieferung 
der Konstruktionsunterlagen die maßgeblichen Stellen 
(BMWi, BMVg und Bundeskanzleramt) informiert ge- 
wesen seien. 

Am 26. November 1986 erschien in den Kieler Nach- 
richten ein Artikel, der den U-Boot-Skandal ans Licht 
der Öffentlichkeit brachte. 

Am 27. November 1986 äußerte sich IKL-Chef Lutz 
Nohse in einem Gespräch mit Direktor Scholze vom 
Koblenzer BWB in der Form, daß es sich bei den nach 
Südafrika gelieferten Plänen um die des Indien- 
U-Boots gehandelt habe. Über seine Kontakte mit der 
ermittelnden OFD erklärte er gegenüber Direktor 
Scholze: 

„Ich habe mich wunschgemäß der OFD gegenüber 
derart geäußert, daß mit diesen Unterlagen kein 
Schiff gebaut werden kann." 

(Der Spiegel 3/1989) 

Direktor Scholze teilte dem U-Boot-Untersuchungs- 
ausschuß in einem Schreiben darüber hinaus mit, daß 
er von Herrn Nohse die Auskunft erhalten habe, daß 
Nohse mehrfach über das U-Boot-Geschäft mit Herrn 
StS Prof. Timmermann gesprochen habe. 

(vgl. Beweisantrag Nr. 189 vom 27. 6. 1990) 

StS a. D. Timmermann konnte hierzu nicht mehr ver- 
nommen werden, da dies von der Ausschuß-Mehrheit 
verhindert wurde. 

Am gleichen Tag erklärte die ORRn Franke von der 
OFD Kiel gegenüber der Staatsanwaltschaft Kiel, daß 
das Außenministerium wahrscheinlich eine erhebliche 
Störung der auswärtigen Beziehungen der Bundesre- 
publik Deutschland durch das Südafrika-Geschäft 
feststellen werde. Die OFD werde die Ermittlungen 
dann sofort an die Staatsanwaltschaft Kiel abgeben 
(Akten des Generalstaatsanwalts Schleswig, S. 4). 


Am 28. November 1986 legte die OFD Kiel einen Zwi- 
schenbericht vor, nachdem gegen HDW und IKL ein 
Bußgeld von je 50 000 DM wegen erwiesener Verstöße 
gegen das AWG verhängt werden sollte. In dem Be- 
richt heißt es: 

„Die rechtliche Würdigung des Inhalts des Bp-Be- 
richts 68/86 und der von den Vertretern der Firmen 
IKL und HDW dazu abgegebenen Erklärungen führt 
zu folgendem Ergebnis: 

l.a) Mit der Lieferung eines Teils der am 15- Juni 
1984 vertraglich vereinbarten Unterlagen ha- 
ben die Firmen IKL und HDW nicht allgemein 
zugängliche Kenntnissei. S. des § 7 Abs. 1 AWG 
i. V. m. § 45 Abs. 3 AWV an Gebietsfremde 
weitergegeben, die in der Republik Südafrika 
ansässig sind. Diese Kenntnisse betreffen die 
Fertigung von U-Booten, also Waren, die in § 5 
Abs. 1 AWV i. V. m. Nr. 0009 Buchst, a des 
Teils I Abschn. A der Ausfuhrliste genannt 
sind. Eine Ausfuhrgenehmigung hat nicht Vor- 
gelegen. Rechtfertigungsgründe sind nicht er- 
kennbar. Die ungenehmigte Weitergabe von 
Kenntnissen für den Bau von U-Booten in der 
Republik Südafrika erfüllt damit den Tatbe- 
stand einer Ordnungswidrigkeit nach § 33 
Abs. 1 AWG i. V. m. § 70 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
st. f. AWV. 

b) Dieses Verhalten ist den Vertretern der Firmen 
IKL und HDW vorwerfbar. Sie handelten zu- 
mindest bedingt vorsätzlich. Der Einwand, daß 
sie sich aufgrund der Vorgespräche mit kompe- 
tenten Vertretern bestimmter Ministerien zu 
einem solchen Handeln ermächtigt gesehen ha- 
ben, vermag sie nicht zu entlasten. 

Die Gespräche, auf die sich die Vertreter der 
Firmen beziehen, haben zwar vor dem Ver- 
tragsabschluß am 15. Juni 1984 mit der Firma L 
& S Maritime Technologies, Pretoria, Südafri- 
ka, stattgefunden. Spätestens im Oktober 1984 
mußten die Vertreter beider Firmen jedoch er- 
kennen, daß eine Genehmigung für die Durch- 
führung dieses Geschäfts kaum möglich sei. 
Wenn sie trotz der im Bundeskanzleramt geäu- 
ßerten Bedenken und des deutlichen Hinwei- 
ses, daß bei der gegebenen Sach- und Rechts- 
lage von dem Projekt abzuraten sei, danach 
dennoch Unterlagen lieferten und damit nicht 
allgemein zugängliche Kenntnisse Weiterga- 
ben, haben sie billigend in Kauf genommen, daß 
sie gegen Bestimmungen des Außenwirt- 
schaftsrechts verstoßen würden." 

(OFD- Akten S. 42/43) 

In einem als „vertraulich" gekennzeichneten Schrei- 
ben an Bundesfinanzminister Stoltenberg vom 30. No- 
vember 1986 ließ der Geschäftsführer von IKL, Lutz 
Nohse, keinen Zweifel daran, daß die Bundesregierung 
das U-Boot-Geschäft gebilligt habe: 

„Ab Frühjahr 1983 Sondierung bei Bundesregierung 
bezüglich Genehmigung. 

Am 1 5. Juni 1984 schließen HDW/IKL mit dem Kun- 
den (Südafrika) Vertrag über .Kleine Lösung’ (nur 
Fertigungsunterlagen und Fertigungshilfe). Dabei 
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Vorbehalt bis 15. August 1984. Genehmigung durch 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland erfor- 
derlich. .Mittlere Lösung 1 wird angestrebt (auch 
Komponentenlieferung). Mitglieder der deutschen 
Regierung fragen uns: 

Warum nicht .Große Lösung', also Bau kompletter 
U-Boote in Kiel? Wir raten ab. Basis für die südafri- 
kanischen Boote: Export-Boote für Indien. Anruf 
Staatssekretär Prof. Schreckenberger am 31. Juli 
1984 zuerst bei mir und anschließend auf meinen 
Wunsch bei Herrn Ahlers. Ergebnis: Kanzler und 
Ministerpräsident Strauß sehr interessiert. Vertrag 
wirksam werden lassen und mit Arbeiten beginnen 
(Hervorhebung d. d. Verf.). Endgültige Genehmi- 
gung nach Parlamentsferien . . . 

Dementsprechend lassen wir Vertrag für .Kleine Lö- 
sung' am 6. August 1984 wirksam werden. In den 
folgenden Monaten bemühen sich HDW/IKL um 
schriftliche Genehmigung. Staatssekretär Prof. 
Schreckenberger: HDW und IKL haben mich am 
31. Juli 1984 mißverstanden. Eine klärende schriftli- 
che Weisung erhalten wir jedoch nichtl Die zahlrei- 
chen Gespräche mit unserer Regierung zeigen uns, 
daß wir mit Vertrags-Erfüllung den politischen Vor- 
stellungen unserer Regierung entsprechen. Wir 
meinen weiter, daß mit der von uns vorgeschlagenen 
Verfahrensweise die Abwicklung des Exportge- 
schäfts gebilligt wird. Im Winter 1984/85 werden 
durch Botschaftskurier des Kunden erste Unterla- 
gen abgeholt. Dieses teilen wir dem Kanzleramt mit. 
In den Folgemonaten zahlreiche, uns unterstützende 
Gespräche mit den beiden Landesregierungen und der 
Bundesregierung (Hervorhebung d. d. Verf,). Erste 
negative Reaktionen durch Bundeswirtschaftsmini- 
ster Bangemann und Staatssekretär von Würzen am 
18. Juni 1985 mir gegenüber. Wir wissen aber, daß 
unsere Aktivitäten und Lieferungen im Bundeswirt- 
schaftsministerium schon seit langem auf hoher 
Ebene bekannt sind!" 

(Nohse- Vermerk vom 30. November 1986, zitiert 
aus „Bild", 4. 12. 1986, und „Welt am Sonntag', 15. 2. 
1987) 

Am 3. Dezember 1986 erörterten RD Budrat und RA 
Dr. Zoglmann in Kiel die Angelegenheit. Dabei drohte 
Dr. Zoglmann die Veröffentlichung von die Bundesre- 
gierung belastendem Beweismaterial an, falls das OFD- 
Verfahren nicht zur Befriedigung der Firmen verlaufe. 
Wörtlich heißt es in dem Gesprächsvermerk von 
RD Budrat über das Treffen vom 3. Dezember 1986: 

„Herr Rechtsanwalt Dr. Zoglmann, München, 
Rechtsbeistand des geschäftsführenden Gesell- 
schafters des IKL, Nohse, erschien heute gegen 
15.40 Uhr bei dem Unterzeichner. Er hatte zuvor 
fernmündlich mitgeteilt, daß er im Interesse seines 
Mandanten ein Gespräch bei der OFD für dringend 
erforderlich halte, da er ggf. Schriftstücke überrei- 
chen könne, die seinen Mandanten entlasteten. 

Bei der Unterredung, die gemeinsam mit Abteilungs- 
leiter Z geführt wurde, erklärte Dr. Zoglmann, eine 
Entscheidung darüber, ob er die erwähnten entla- 


stenden Papiere vorlegen werde, hänge davon ab, 
wie die OFD derzeit den Fall und das voraussichtli- 
che Ergebnis des Verfahrens einschätze. Herr Dr. Z. 
wurde darauf hingewiesen, daß hierzu derzeit nichts 
gesagt werden könne, es ihm jedoch unbenommen 
sei, jederzeit neues Entlastungsmaterial zum Gegen- 
stand des Verfahrens zu machen; er könne dies auch 
schriftsätzlich tun und im übrigen werde sein Man- 
dant vor Abschluß des Verfahrens die Gelegenheit 
zum rechtlichen Gehör erhalten. 

Herr Dr. Z. erklärte, man wolle nicht mehr offenba- 
ren, als für die Entlastung seines Mandanten erfor- 
derlich sei, da jede neue Einzelheit naturgemäß auch 
mit Indiskretionen bezüglich Dritter verbunden sei. 
Er wolle jedoch ausdrücklich darauf hinweisen, daß 
sein Mandant zwar ohne formelle Genehmigung, 
nicht aber ohne Kenntnis offizieller Stellen gehan- 
delt habe und sich erforderlichenfalls noch erheb- 
lich besser als bisher verteidigen könne. Herr Dr. Z. 
äußerte sodann, es bestünden auf seiner Seite Zwei- 
fel, ob die bisher getätigten Ausfuhren wegen ihrer 
Unvollständigkeit überhaupt einer Genehmigungs- 
pflicht unterlägen. Sein Mandant habe ihn kurzfri- 
stig auf offizielle Regelungen aufmerksam gemacht, 
aus denen sich wohl ergäbe, daß ein Unterlagenex- 
port der in Rede stehenden Art nicht verboten sein 
könne. Worum es sich dabei handele, könne er noch 
nicht genau sagen, werde aber für eine Aufklärung 
und Aufbereitung sorgen." 

Am 9. Dezember 1986 suchte Finanzpräsident Radom- 
ski von der OFD Kiel MD Dr. Schmutzer im BMF auf. 
Zu diesem Gespräch äußerte sich RD Budrat als Zeuge 
vor dem 1 . UA -11. WP auf eine Frage des Abg. Gan- 
sei, ob die OFD Kiel nach Vorlage des Zwischenbe- 
richts vom 28. November 1986 später ihre Rechtsauf- 
fassung bezüglich der von den Firmen begangenen 
Ordnungswidrigkeiten geändert habe, wie folgt: 

„Ja, die haben wir geändert . . . Das bahnte sich ja 
schon an. Das wurde schon angesprochen, glaube 
ich, beim ersten Besuch unseres Abteilungsleiters 
im Ministerium im Dezember 1986. Das ist, glaube 
ich, in seinem Gesprächsvermerk schon drin, glaube 
ich, daß das wohl so nicht ginge, das müsse man sich 
nochmal überlegen, oder so" (28. Sitzung, S. 61 des 
Protokolls). 

Am 15. Dezember 1986 kam es möglicherweise zu ei- 
ner weiteren ungenehmigten Lieferung der Fir- 
men HDW und IKL an Südafrika. Am 15. Dezember 
1 986 lieferten die Firmen HDW und IKL über die Firma 
Harry W. Hamacher eine 1 ,804 Tonnen schwere Kiste 
nach Israel. Da diese Lieferung als eine von vier Liefe- 
rungen an die Werft Sandock Austral im südafrikani- 
schen Durban in den dem 1 . UA -11. WP vorliegenden 
Akten der OFD Kiel geschwärzt ist, liegt der Verdacht 
nahe, daß es sich um U-Boot-Material für Südafrika 
handelte. Während die Frachtpapiere für das Zentrum 
der israelischen Marine in Tel Aviv ausgestellt sind, ist 
das Exportgut - nach den Akten der OFD - an Sandock 
Austral gegangen. Mit Brief vom 22. April 1988 hat die 
israelische Botschaft in Bonn zwar erklärt, es habe sich 
eine Werkzeugmaschine in der Kiste befunden und die 
Sendung sei für Israel bestimmt gewesen. Diese Be- 
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hauptung kann allerdings nicht mehr überprüft wer- 
den, da die Hamburger Zollbehörde keine Kontrolle 
der Kiste durchgeführt hat. Für HDW und IKL gilt das 
sog. „Vereinfachte Zollverfahren“, d. h. Ausfuhren 
dieser Firmen werden in aller Regel nicht vom Zoll 
überprüft. 

Während des Monats Dezember 1986 prüften MR 
Dipl. -Ing. Dreher (BMVg) und MR Scheid (BMWi) bei 
der Firma IKL, ob sich unter den gelieferten Unterlagen 
auch Geheimunterlagen befanden, ob die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland hierdurch beein- 
trächtigt wurde und was der Kunde mit den gelieferten 
Unterlagen anfangen könne. MR Dreher setzte diese 
Prüfung in der Zeit vom 5.-12. Januar 1987 fort. Aus 
dem am 14. Januar 1987 abgefaßten Bericht von 
MR Dreher ergibt sich, 

— daß die Untersuchungen angeblich keinerlei An- 
haltspunkte für die Lieferung von VS-Unterlagen an 
Südafrika erbracht haben; 

— daß sich mit den übermittelten Unterlagen angeb- 
lich kein U-Boot hersteilen lasse, weil hierzu we- 
sentliche Voraussetzungen nicht zu erfüllen seien. 

Dazu haben MR Scheid und MR Dreher am 2. bzw. 
3. Dezember 1987 erklärt, daß sie als Grundlage der 
Prüfung den Vertrag, die sog. Annexures (mit detail- 
lierten Angaben für die zu liefernden Konstruktions- 
unterlagen und das U-Boot-Modell) und im übrigen le- 
diglich die Buchführung eingesehen haben (Proto- 
koll 13, S. 40 f.; 14, S. 90 ff.). Die Frage, ob ein Geheim- 
schutzabkommen mit einem dritten Staat (Indien) 
durch den Vertrag verletzt wurde, ist nach den aus- 
drücklichen Zeugenaussagen in dem Bericht offenge- 
lassen worden. Bei der Erstellung der Studie war das 
U-Boot-Referat des BMVg auf die Hilfestellung der Fir- 
men IKL und HDW angewiesen. Gutachter MR Dreher 
schilderte das Verhältnis seines Referats zu den Fir- 
men vor dem 1. UA -11. WP so: 

„Abg. Gansei (SPD): . . . Seit wann arbeiten Sie mit 
den Firmen IKL und HDW zusammen? 

Z. Dreher: Mit denen habe ich schon in Kiel zusam- 
mengearbeitet, also praktisch seit dem Jahre 1962. 


Abg. Gansei (SPD): Können Sie sich vorstellen, daß 
dieses Referat, das Sie jetzt leiten, U-Boote und Mi- 
nenkampfboote, daß dieses Referat nicht formell, 
sondern materiell seine Arbeit leisten könnte, ohne 
mit IKL und HDW zusammenzuarbeiten? 

Z. Dreher: Nein, dazu sind wir personell überhaupt 
nicht ausgestattet. Das ist ausgeschlossen. - Das 
können wir auch nicht, wenn ich die Fachleute des 
BWB (Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung, 
Anm. d. Verf.) und beispielsweise des Arsenals und 
der E-Stelle (Außenbehörden des BWB in Kiel, 
Anm. d. Verf.) mit dazurechne. 

Abg. Gansei (SPD): Sehen Sie darin eine Interessen- 
kollision, daß Sie ein möglicherweise strafbares Ver- 
halten von Firmen untersuchen müssen . . . bei de- 
nen Sie auf Zusammenarbeit angewiesen sind, um 
Ihre sonstigen Pflichten zu erfüllen? . . . 


Z. Dreher: Ich sehe hier keinen Interessenkonflikt, 
und ich glaube, daß der Bericht, den ich geschrieben 
habe, auch den sachlichen Gegebenheiten ent- 
spricht, so, wie sie sind." 

(13. Sitzung, Protokoll S. 26/27) 

Auf Nachfragen von Mitgliedern des 1. UA - 1 1. WP 
mußte der Verfasser der Studie im BMVg, MR Dreher, 
zusätzlich einräumen, daß die Studie ohne Aussage- 
kraft ist. Dreher hatte nach eigenen Aussagen zwar in 
der Geheimregistratur der Firma IKL überprüft, ob 
dort die Lieferung geheimer Unterlagen nach Südafrika 
verzeichnet war. Aus dem negativen Befund dürfe je- 
doch, so Dreher, nicht geschlossen werden, daß IKL 
die fehlenden Unterlagen nicht auf anderem Wege, 
z. B. auf Mikrofilmen, nach Südafrika geschafft haben 
könnte. Dies sei theoretisch jederzeit denkbar. 
MR Scheid äußerte sich in öffentlicher Sitzung zum 
gleichen Komplex wie folgt: 

wir haben überprüft, was ist mit VS-eingestuf- 

ten Unterlagen passiert, die den Typ 1500 . . . diesen 
großen U-Boot-Typ betreffen ... In welche Hände 
sind diese VS-Unterlagen gegangen? Das muß regi- 
striert werden. Welche Kopien sind gefertigt wor- 
den? Ist da irgendwo etwas verzeichnet, wo man 
vermuten könnte, aha, hier könnte ein Dritter was 
bekommen haben, der nicht befugt war. Ich sagte 
eben schon, ich bin nicht so blauäugig, anzunehmen, 
daß, wenn jemand bewußt illegal VS weitergeben will, 
der das auch noch in der Registratur notifiziert. Ich sage 
es aber nur: Im Grunde müssen wir uns darauf be- 
schränken. Wir können nicht ermitteln vor Ort und 
Akten beschlagnahmen und Zeugen vernehmen und 
all sowas machen. Wir sind darauf angewiesen, daß 
wir irgendwelche Anhaltspunkte dafür bekommen 
. . . Und in dem Fall hat uns natürlich speziell inter- 
essiert, ob wir Anhaltspunkte finden. Es war ziemlich 
unwahrscheinlich. So war es dann auch, daß wir nichts 
fanden." 

(Hervorhebungen d. d. Verf., 14. Sitzung, Protokoll 
S. 77) 

Im weiteren Verlauf seiner Vernehmung räumte MR 
Scheid massive Zweifel an der Sinnhaftigkeit seiner 
Aufgaben im Rahmen des OFD-Verfahrens ein. 

die Grundlage für eine Überprüfung, ob denn 

VS-Unterlagen etwa ins Ausland gegangen sind, das 
wäre ja erst einmal die Feststellung, welche Unterla- 
gen denn geliefert worden sind. Diese Feststellung 
mußte aber ja die OFD unabhängig davon treffen, 
wegen was sie ermittelt. Genau das war ja die Aufga- 
benstellung, und das ist die Basis für jede Beurtei- 
lung. Und da könnte man doch Zweifel haben. Wenn 
ich überhaupt einmal unterstelle, da wäre was 
rübergegangen, dann hätten die das sicher nicht in die 
Kartons bereitgelegt, die wir dann prüfen durften, Herr 
Dreher und ich, sondern dann hätten die das sicherlich 
woanders hingelegt. Und wenn also etwas heraus- 
kommen sollte, dann könnte das nur dadurch her- 
auskommen, daß ich was finde außerhalb dieser vor- 
gelegten Kartons, und das wäre die Aufgabe der OFD 
gewesen." 

(Hervorhebungen d. d. Verf., 14. Sitzung, Protokoll 
S. 88) 
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3.3. Das Jahr 1987 

Aufgrund einer Anfrage des BMWi erfährt das BAW 
am 2. Januar 1987 zum ersten Mal von den Hinter- 
gründen der Weisung des BMWi vom 9. Juli 1985, 

a) künftige Ausfuhranträge von IKL genau zu prü- 
fen und 

b) die Ausfuhrkontrollstellen zu ersuchen, bei der 
Abfertigung der Ausfuhren von IKL besonders 
sorgfältig 

vorzugehen. Wie der zuständige Abteilungsleiter im 
BAW, Güth, dem 4. UA - 10. WP, mitteilte, wollte sich 
das BMWi am 2. Januar 1987 erkundigen, was das 
BAW aufgrund dieser Weisung, die damals an den 
BAW-Präsidenten Rümmer gerichtet war, unternom- 
men habe. Güth kannte diese Anweisung jedoch nicht. 
Sie enthielt auch keine Hinweise auf den geplanten 
Umweg der Exporte über die Türkei. Es wurde noch 
nicht einmal erwähnt, daß es sich um U-Boote handel- 
te, daß das Empfängerland Südafrika sei und daß auch 
HDW involviert war. Aber selbst wenn er die Anwei- 
sung gekannt hätte, hätte er nichts unternehmen kön- 
nen, da das BAW nicht die zuständige Behörde gewe- 
sen sei. Güth erklärte, für die Kontrolle der Ausfuhren 
seien vielmehr die Zollstellen bzw. das ZKI in Köln 
zuständig (16. Sitzung, 4. UA - 10. WP, S. 6-19 des Pro- 
tokolls). 

Ebenfalls am 14. Januar 1987 nahm die OFD Kiel die 
Außenwirtschaftsprüfung bei HDW auf. Fünf Tage da- 
nach ging bei der OFD Kiel ein Schreiben des RA 
Dr. Zoglmann ein, in dem dieser einen Auszug des Bu- 
ches „Waffenschmuggel im Staatsauftrag “ übersandte. 
Handschriftliche Notizen auf einem Blatt dieses Aus- 
zuges über „positive Feststellungen für unseren Fall" 
wurden bei der Vernehmung von RD Budrat durch den 
1. UA - 11. WP am 5. Mai 1988 angesprochen. In sei- 
nem Schreiben an die OFD weist Dr. Zoglmann auf 
Parallelen des U-Boot-Falles zum sog. MEREX-Fall 
hin. Das übersandte Buch gibt den Wortlaut des Urteils 
der Großen Strafkammer des Landgerichts im MEREX- 
Prozeß wieder. Dr. Zoglmann schrieb der OFD: 

„Wir meinen, daß die vom Gericht (erstmals) ent- 
wickelten Rechtsgrundsätze zu Form und Inhalt von 
Genehmigungen nach dem AWG auch auf unseren 
Fall über weite Bereiche unmittelbar Anwendung zu 
finden haben." 

Im Text des Buches heißt es: 

„Die Weigerung, Unterlagen herauszugeben und 
Aussagegenehmigungen zu erteilen, kann als pas- 
sive Tarnung bezeichnet werden. Es kann nicht 
zweifelhaft sein, daß über bloße Formen des Schwei- 
gens hinaus auch eine aktive Tarnung erforderlich 
und zulässig ist . . . wo es um Waffen geht, wird 
überall in der Welt strengste Geheimhaltung und 
damit aktive Täuschung praktiziert. Man muß sich 
vor Augen führen, daß aktive Tarnung Täuschung 
über einen wirklichen Sachverhalt bedeutet." 


Dr. Zoglmann vermerkt hierzu: 

„Positive Feststellungen für unseren Fall: Auch akti- 
ve Tarnungsmaßnahmen zulässig . . . Geheimschutz 
höchstes Interesse auch der Regierungsstellen. In- 
teressenabwägung! (Grenze: Mord!) Rechtfertigung: 
alle Staaten verhalten sich so.“ 

Welches Ziel die von Dr. Zoglmann so positiv erörter- 
ten Tarnungsmaßnahmen verfolgen, sagt das Buch 
ebenfalls: 

„Die wahren Empfänger der Waffen seien . . . aus au- 
ßenpolitischen Gründen geheimgehalten worden 
und durch die Dreiecksgeschäfte getarnt worden. 
Immer wieder sei von den Vertretern der Ministe- 
rien und des Nachrichtendienstes hervorgehoben 
worden, daß das Wohl der Bundesrepublik Deutsch- 
land diese Tarnungsmaßnahmen erforderlich ma- 
che." 

Nachdem der Bundeswirtschaftsminister das BAW ge- 
beten hatte, der OFD Kiel Hilfestellung zu leisten, 
teilte der zuständige Referatsleiter Dipl-. Ing. Geisel RD 
Budrat am 19. Februar 1987 mit, mit der vorgesehenen 
Überprüfung der technischen Unterlagen bei IKL An- 
fang März beginnen zu wollen. Die Dauer der Überprü- 
fung könne er jedoch nicht überblicken, da das BAW 
auf diesem Gebiet „sozusagen Pionierarbeit leisten 
müsse und mit U-Booten in dieser Form noch nicht zu 
tun gehabt habe". Vielleicht sei es möglich, in Kiel ein 
U-Boot zu besichtigen (Aktenvermerk von RD Budrat 
vom 19. Februar 1987). Bereits am 11. Februar 1987 
hatte IKL-Prokurist Evers gegenüber dem OFD-Beam- 
ten Zweifel an der Zweckmäßigkeit einer Prüfung 
durch das BAW geäußert, da seiner Ansicht nach nur 
Techniker einer anderen U-Boot-Werft oder spezielle 
Fachleute des BMVg dazu geeignet seien. 

RD Budrat wandte sich daraufhin mit einem Schreiben 
vom 23. Februar 1987 an das BMF mit der Bitte, für die 
vorgesehene Prüfung durch das BAW fachlich zustän- 
dige Experten des BMVg hinzuzuziehen. Zur Begrün- 
dung gab er an, daß das BAW das Gutachten des Ver- 
teidigungsministeriums in den entscheidenden Fragen 
für nicht ausreichend halte. Er befürchte jedoch eine 
Verzögerung, falls es zutreffen sollte - wie von Dipl.- 
Ing. Geisel erklärt -, daß die Prüfer des BAW im Be- 
reich der Begutachtung von U-Boot-Konstruktionsun- 
terlagen keine Erfahrungen hätten und „Pionierarbeit" 
leisten müßten. 

(Quellen: OFD/IKL Band 2 Bl. 188, 175) 

Nach Besichtigung eines U-Bootes am 3. März 1987 in 
Lübeck führten daraufhin Dipl. -Ing. Geisel und sein 
Mitarbeiter mit Unterstützung von RD Budrat ihre Prü- 
fung sowohl bei HDW als auch bei IKL - in einem 
Zeitraum von insgesamt etwa zwei Wochen - durch. 
Bei IKL haben die BAW-Beamten nach Aussage von 
Dipl. -Ing. Geisel vor dem 1. UA -11. WP am 28. Juni 
1990 anhand des Prüfungsberichtes der OFD Kiel und 
der Angaben von IKL die Unterlagen überprüft, wobei 
sie allerdings weder den Vertrag und die Zusatzverein- 
barungen noch die Feasibility-Studie eingesehen ha- 
ben. 

(Quelle: Vernehmung Dipl. -Ing. Geisel, Prot. 57/62, 68, 
81, 87, 89) 
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Im März 1987 erhielt HDW eine weitere Zahlung von 
2 Mio. DM aus Südafrika. Wie Oberfinanzpräsident 
Hansen bei seiner Vernehmung am 14. April 1988 mit- 
teilte, handelte es sich dabei um eine Lizenzgebühr für 
den Bau des ersten U-Bootes, wie sie im Vertrag vom 
15. Juni 1984 vereinbart worden war. Der Zeuge Han- 
sen sagte dazu außerdem aus, daß der Betrag nicht zu- 
rücküberwiesen, sondern auf ein Sonderkonto einge- 
zahlt worden sei. Die Gründe für die Zahlung der zwei 
Millionen DM durch Südafrika an HDW seien der OFD 
„unerklärlich". 

Nachdem der Untersuchungsausschuß im März 1990 
neue Akten der schleswig-holsteinischen Landesregie- 
rung erhalten hatte, stellte sich heraus, daß OFD-Prä- 
sident Hansen bei der genannten Vernehmung unvoll- 
ständig ausgesagt hatte. Zum Zeitpunkt seiner Verneh- 
mung war er bereits in einer Weise tätig geworden, die 
den Verdacht nahelegt, daß er die Unternehmen aufge- 
fordert hat, die 2 Mio. DM Lizenzgebühren an Süd- 
afrika zurückzuüberweisen, um so nicht gezwungen zu 
sein, die im Januar 1988 gerade eingestellten Ermitt- 
lungen der OFD Kiel erneut aufnehmen zu müssen. Die 
Tatsache des Eingangs der Zahlung von 2 Mio. DM war 
in einer Fragestunde des schleswig-holsteinischen 
Landtags im Januar 1988 nach der Einstellung des 
OFD- Verfahrens bekanntgeworden. 

Der damalige Finanzminister von Schleswig-Holstein 
hat dazu in der Fragestunde des Schleswig-Holsteini- 
schen Landtags (11. Wahlperiode, 4. Sitzung) am 26. 
Januar 1988 u. a. folgendes erklärt: 

„Das nachträglich eingegangene Entgelt von 2 Mil- 
lionen DM . . . , war im Vertrag zwischen HDW und 
dem südafrikanischen Kunden von vorneherein zu- 
sätzlich zu den 28,9 Millionen DM vereinbart. Die 2 
Millionen DM sind in dem Vertrag als .Lizenzge- 
bühr' bezeichnet. Da aber kein Patentschutz be- 
steht, sind sie wirtschaftlich zusätzliches Entgelt 
wie auch die 28,9 Millionen DM." 

(Plenarprotokoll 1 1/4 vom 26. Januar 1988, S. 129) 

Nach zwei Vermerken des Finanzministeriums von 
Schleswig-Holstein vom 14. März und 7. April 1988, 
dessen Akten dem Ausschuß zur Verfügung gestellt 
wurden, haben Firmenvertreter, HDW- Vorstandsvor- 
sitzender Neitzke und Hauptabteilungsleiter Clasen, 
behauptet, Oberfinanzpräsident Hansen habe nach der 
Fragestunde im Landtag am 26. Januar 1988 auf Dipl.- 
lng. Nohse eingewirkt, den Betrag von 2 Mio. DM zu- 
rückzuzahlen, bzw. eine entsprechende Empfehlung 
gegeben. 

Der eine Vermerk des schleswig-holsteinischen Fi- 
nanzministeriums bezieht sich auf eine Besprechung 
des Ministeriums mit den beiden HDW-Vorstandsmit- 
gliedern Neitzke und Rhode. Es heißt dort u. a.: 

„Der Oberfinanzpräsident habe nach der Frage- 
stunde im Landtag am 26. Januar auf Herrn Nohse 
(IKL) eingewirkt, die 2 Millionen DM zurückzuzah- 
len. So sei auch der Aufsichtsratsvorsitzende Pieper 


zu seiner im Schreiben vom 3. Februar geäußerten 
Auffassung gekommen. Herr Nohse habe HDW ge- 
beten, den auf IKL entfallenden Teil der 2 Millionen 
DM zurückzuzahlen. Bisher sei in Südafrika kein 
U-Boot gebaut worden. Im Aufträge des HDW- Vor- 
stands habe der Rechtsanwalt Kohlhaas noch 1987 
ein Rechtsgutachten angefertigt, er habe vor der 
Rückzahlung der 2 Millionen DM vor einer Gesamt- 
bereinigung gewarnt. Herr Neitzke hob abschlie- 
ßend hervor, daß die 2 Millionen zurückzuzahlen 
sein werden, wenn in Südafrika kein U-Boot gebaut 
würde." 

(52. Sitzung, S. 110 des Protokolls) 

Der andere Vermerk vom 14. März 1988 hat den fol- 
genden Wortlaut: 

„Nach telefonischer Auskunft des Hauptabteilungs- 
leiters Clasen von HDW hat auch Oberfinanzpräsi- 
dent Hansen die Rückzahlung empfohlen. Sollte das 
richtig sein, wäre auf einige Ungereimtheiten hinzu- 
weisen. Die Ermittlungsbeamten der OFD kannten 
den Vertrag vom 15. Juni 1984. Sie müßten also 
auch von den später fällig werdenden 2 Millionen 
DM gewußt haben. Die Überraschung der OFD an- 
läßlich der Landtagsdebatte am 26. Januar ist uner- 
klärlich. Ein Versagen der Ermittlungsbeamten ist 
nicht auzuschließen. Im übrigen ist zu fragen, wel- 
che Kompetenz der Oberfinanzpräsident in An- 
spruch nimmt, wenn er die obengenannte Empfeh- 
lung abgegeben haben sollte." 

(52. Sitzung, S. 1 1 1 des Protokolls). 

Diese Aussagen hat Oberfinanzpräsident Hansen bei 
seiner Vernehmung am 27. Juni 1990 vor dem 1. UA - 
11. WP zurückgewiesen. Er habe lediglich Dipl.-Ing. 
Nohse fernmündlich zu dem Vorgang befragt und dabei 
geäußert, wenn er den Vertragspassus richtig lese, daß 
innerhalb von 90 Tagen zurückgezahlt werden sollte, 
wenn kein U-Boot gebaut werde und dies die südafri- 
kanische Firma bestätige, daß dann seiner Meinung 
nach der Betrag zurückgezahlt werden müsse. In die- 
sem Sinne habe er auch mit dem HDW-Vorstandsvor- 
sitzenden Neitzke gesprochen, der ihm mitgeteilt habe, 
man werde den Betrag auf Rat eines Rechtsanwalts auf 
einem Sonderkonto deponieren (Prot. 52, S. 1 14). Auch 
zwei Beamten des Finanzministeriums, die ihn nach 
der Zahlung von 2 Mio. DM befragt hätten, habe er nur 
seine Rechtsansicht und sein Unverständnis über die 
mangelnde Rückzahlungsbereitschaft dargelegt (Prot 
56, S. 42). 

(Quellen: Akten Finanzministerium Schleswig-Hol- 
stein Band 4, Bl. 1 18 bis 122, 1 26, sowie Vernehmungs- 
protokoll a.a.O.) 

Nach einer auf eine Auskunft des HDW- Vorstands zu- 
rückgehenden Mitteilung der schleswig-holsteini- 
schen Finanzministerin Heide Simonis im Schleswig- 
Holsteinischen Landtag am 9. November 1988 ist die- 
ser Betrag von 2 Mio. DM zurücküberwiesen worden 
(Schleswig-Holsteinischer Landtag, Plenarprotokoll 
12/10 vom 9. November 1988, S. 466). 

Bei der Vernehmung des OFD-Präsidenten konnte al- 
lerdings nicht geklärt werden, warum nicht das Ver- 
streichen der im Vertrag festgelegten 90-Tage-Frist 
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unmittelbar zu Ermittlungen der OFD geführt hat. 
Wenn die Lizenzgebühr von 2 Mio. DM im März 1987 
gezahlt wurde und innerhalb von 90 Tagen nach Erhalt 
zurückzuzahlen war also spätestens im Mai/Juni 
1987 falls in Südafrika kein U-Boot gebaut würde, ist 
die Annahme zwingend, daß die Nicht-Rückzahlung 
bedeutete, daß in Südafrika tatsächlich an einem 
U-Boot gebaut wurde und HDW das Geld somit zu 
Recht erhalten hatte, indem es den Vertrag vom 15. 
Juni 1984 auch weiterhin erfüllte. Diese fortgeführte 
Vertragserfüllung konnte durch die spätere von Herrn 
Hansen mitveranlaßte Rücküberweisung des Geldes ja 
nicht ungeschehen gemacht werden. 

Bei seiner Vernehmung am 27. Juni 1990 meinte Herr 
Hansen, diese Überlegungen hätten keine Rolle ge- 
spielt. 

(56. Sitzung, S. 40 des Protokolls) 

Am 30. März 1987 setzte IKL-Rechtsanwalt Dr. Zogl- 
mann die OFD Kiel erneut unter Druck. In einem 
Schreiben an RD Budrat erklärte er, daß er nach dem 
Besuch des Dipl. -Ing. Geisel bei IKL davon ausgehe, 
daß dieser zu dem Ergebnis kommen werde, daß die 
gelieferten U-Boot-Pläne keiner Genehmigungspflicht 
unterlägen. Falls dies jedoch nicht der Fall sein werde, 
müsse die OFD die folgende Frage prüfen: 

wäre von Ihnen zu prüfen, inwieweit eine Ge- 
nehmigung oder eine Zusicherung auf Erteilung der 
Ausfuhrgenehmigung vorlag, auf die unsere Man- 
dantschaft angesichts der besonderen Umstände des 
Exportgeschäftes aufgrund vorausgegangener Er- 
fahrung vertrauen durfte. Unsere Mandantschaft 
behält sich insoweit noch ergänzenden Sachvortrag 
vor." 

Dieser Hinweis ähnelt dem Vortrag Dr. Zoglmanns am 
3. Dezember 1986 bei der OFD Kiel, bei dem er damit 
drohte, belastendes Material gegen die Bundesregie- 
rung vorzulegen, falls das Verfahren der OFD nicht zur 
Zufriedenheit der Firmen ausgehe. 

Bei seiner Vernehmung am 9. April 1987 erklärte 
HDW-Vorstandsmitglied Peter Hansen-Wester gegen- 
über der OFD Kiel, daß Bundeswirtschaftsminister 
Bangemann bei dem Gespräch mit den Firmenvertre- 
tern am 18. Juni 1985 nicht verlangt habe, daß das 
U-Boot-Geschäft beendet werde (dpa vom 22. 1. 1988, 
taz vom 4. 2. 1988). 

Im April 1987 informierte StS Dr. Obert StS Dr. Tiet- 
meyer darüber, daß nach den Feststellungen der OFD 
Kiel der in Südafrika tätige frühere HDW-Oberinge- 
nieur Rademann von HDW bis zum damaligen Zeit- 
punkt nur beurlaubt und nicht entlassen sei und daß 
noch 1986 - bisher war dem 1. Untersuchungsaus- 
schuß nur bekannt, daß Stahllieferungen im Oktober 
1985 erfolgten - U-Boot-Stahl nach Südafrika geliefert 
worden sei. StS Dr. Tietmeyer hat nach eigener Aus- 
sage vor dem 1 . UA -11. WP unverzüglich den HDW- 
Aufsichtsratsvorsitzenden Pieper fernmündlich um ei- 
nen Bericht und den zuständigen Abteilungsleiter im 
BMF, MD Wagner, um eine Intervention gebeten. 
Kurze Zeit danach sei insbesondere aufgrund der 


„Rüge" durch MD Wagner das Vertragsverhältnis be- 
endet worden. 

(Quelle: Vernehmung StS Tiemeyer: Prot. 56/71, 111) 

Mit Schreiben vom 3. September 1990 teilte Bundes- 
verteidigungsminister Stoltenberg dem Untersu- 
chungsausschuß mit, das Finanzministerium habe ihm 
bezüglich des Vertragsverhältnisses von Herrn Rade- 
mann folgendes erklärt: 

„Herr Rademann war seit dem 1. April 1986 bis auf 
weiteres von HDW auf eigenen Wunsch beurlaubt. 
Auf Veranlassung von StS Dr. Tietmeyer bestand 
das BMF der Finanzen im Frühjahr 1987 gegenüber 
der Salzgitter AG auf einer unverzüglichen Beendi- 
gung des Vertragsverhältnisses zwischen Herrn Ra- 
demann und HDW. HDW forderte darauf Herrn Ra- 
demann auf, ,uns zu bestätigen, daß das Vertrags- 
verhältnis mit Ihnen vom 30. Juni 1985 als beendet 
gilt bzw., falls Sie dem nicht zustimmen können, daß 
Sie dann umgehend wieder eine Tätigkeit bei HDW 
aufnehmen." Die vom BMF zur Einholung von Aus- 
künften eingeschaltete OFD Kiel hat nunmehr mit 
Schreiben vom 21. August 1990 die Auskunft von 
HDW weitergegeben, der mit Herrn Rademann ge- 
schlossene Beurlaubungsvertrag sei durch einen 
Vertrag vom 5. März 1990 gegenstandslos gewor- 
den, mit dem Herr Rademann auf alle weiteren An- 
sprüche gegen HDW mit Ausnahme der bis zum 1 . 
April 1986 erworbenen Versorgungsansprüche ver- 
zichtet habe." 

Der Ausschuß konnte allerdings nicht klären, warum 
die Zeugen Dr. Stoltenberg, Dr. Obert und Dr. Tiet- 
meyer überhaupt Bedenken gegen die fortgesetzte Tä- 
tigkeit des Herrn Rademann im HDW- Auftrag in Süd- 
afrika hatten. Warum haben sie auf einer Vertragsauf- 
lösung bestanden, wenn Herr Rademann doch ihrer 
Meinung nach gar nicht beim U-Boot-Bau, sondern bei 
einem zivilen Off-shore-Projekt (Mosselbay) beschäf- 
tigt war? Der Zeuge Dr. Tietmeyer bestritt auf Nachfra- 
gen, daß irgendwelche Kentnisse dieser Art dabei eine 
Rolle gespielt hatten. 

(56. Sitzung, S. 122 des Protokolls) 

In einem von der OFD Kiel angeforderten Gutachten 
kam das AA am 19. Mai 1987 zu dem Ergebnis, daß das 
U-Boot-Geschäft mit Südafrika zu keiner erheblichen 
Störung der auswärtigen Beziehungen der Bundesre- 
publik Deutschland im Sinne des § 34 AWG geführt 
habe. Zwar nähmen die kritischen Stimmen im bi- und 
multilateralen Bereich zu, die Bundesregierung habe 
jedoch bisher mit Erfolg darlegen können, daß sie für 
das Verhalten der Firmen keine Verantwortung trage. 

Am 2. Juni 1987 gab das BAW eine sog. „Technische 
Stellungnahme" zur Verwendbarkeit der gelieferten 
Unterlagen für den U-Boot-Bau in Südafrika an die 
OFD Kiel ab. Der Verfasser der Studie, Dipl. -Ing. Gei- 
sel, leistete nach eigenen Angaben bei diesem Gutach- 
ten „Pionierarbeit". Da er noch nie in seinem Leben ein 
U-Boot von innen gesehen hatte, besichtigte er am 
3. März 1987 auf eigenen Wunsch ein U-Boot der Bun- 
desmarine in Kiel. Anschließend fuhr er zur Prüfung 
der Unterlagen nach Lübeck zum IKL. Nach der Stel- 
lungnahme des BAW entspricht 
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„das mit den gelieferten Unterlagen Baubare - näm- 
lich ein qualitativ unzureichender und festigkeits- 
mäßig Undefinierter Druckkörper - weitgehend und 
prinzipiell einem zivilen- und ausfuhrgenehmi- 
gungsfreien Tauchboot". 

Eine ergänzende Stellungnahme des BAW vom 13. 
August 1987 wiederholte im wesentlichen die Aussa- 
gen des Gutachtens vom 2. Juni 1987 und betonte dar- 
über hinaus, daß „die rechtliche Würdigung des Sach- 
verhalts" von der OFD „in eigener Verantwortung" 
vorzunehmen sei. 

Wie die Zeugen Dr. Stoltenberg, Dr. Obert, Dr. 
Schmutzer, Haberland, Dr. Stenger und Hansen über- 
einstimmend ausgesagt haben, waren die genannten 
Gutachten des BAW ausschlaggebend gewesen für die 
Einstellung des Ermittlungsverfahrens der OFD Kiel 
gegen die Firmen HDW und IKL. 

Um so bedeutsamer sind Hinweise, die vom Ausschuß 
nicht umfassend geklärt werden konnten, nämlich daß 
die genannten Gutachten manipuliert und wider besse- 
res Wissen der Beteiligten gefälscht worden sein könn- 
ten. Dies war in Zeitungsberichten (Der Spiegel vom 
5. 6. 1990, Frankfurter Rundschau vom 5. 6. 1990 und 
tageszeitung vom 2. 5. 1990) aufgrund von Vermerken 
des ZKI in Köln angedeutet worden. Auch die GRÜ- 
NEN im Bundestag haben einen Vermerk erhalten, der 
nach glaubwürdigen Versicherungen aus dem ZKI 
stammt. Eine Abschrift dieses Vermerks hat das Aus- 
schuß-Mitglied Angelika Beer in der 57. Sitzung dem 
Vorsitzenden übergeben. Sie ist als Anlage dem Steno- 
graphischen Protokoll beigefügt. 

Dieses Dokument hat den folgenden Wortlaut: 

„Wir haben am 30.11.1988 das Bundesamt für 
Wirtschaft in Eschborn aufgesucht und dort mit den 
Herren Niepold, Geisel, Bauer und Ziemer Unterre- 
dungen geführt. 

Anlaß der Unterredungen war das neuerliche Er- 
mittlungsverfahren 2/88 (ungenehmigte Ausfuhr 
von Panzer-Konstruktionsplänen). 

Hierbei ist festzustellen, welche sichergestellten 
Unterlagen zur Fertigung von Panzern und -teilen 
geeignet sind und damit einer Ausfuhrgenehmi- 
gungspflicht unterliegen. 

Im Laufe der Unterredungen wurden von den Her- 
ren Geisel (Leiter des Referats VI 4) und Bauer 
(Sachverständiger im Referat VI 4) Beziehungen zu 
dem Thema „U-Boot-Pläne Südafrika" angeknüpft. 

Zunächst wurde eindeutig hervorgehoben, daß auch 
wesentliche Teile eines Panzers und deren Ferti- 
gungsunterlagen der Genehmigungspflicht unterlie- 
gen. Bezüglich des BAW-Gutachtens hinsichtlich 
der U-Boot-Pläne teilte uns Herr Bauer mit, daß er 
seinerzeit die Ansicht vertreten habe, daß die nach 
Südafrika ausgeführten Konstruktionspläne durch- 
aus unter die Genehmigungspflicht fielen, auch 
wenn mit ihnen noch kein komplettes U-Boot zu fer- 
tigen war. Dies habe jedoch sein Referatsleiter Gei- 
sel anders gesehen und entschieden, daß die dama- 
lige Ausfuhr nach Südafrika nicht genehmigungs- 


pflichtig war. Herr Geisel teilte uns mit, daß er sei- 
nerzeit von .höheren Orts' aufgefordert worden sei, 
ein Gutachten zu unterzeichnen, wonach die be- 
kannte Ausfuhr von U-Boot-Plänen nach Südafrika 
genehmigungsfrei sei. 

Herr Geisel gab zu verstehen, Ähnliches dürfe und 
würde sich nicht bei dem aktuellen Fall hinsichtlich 
der Panzerpläne nicht ergeben. 

Nach alledem ist nicht auszuschließen, daß seiner- 
zeit möglicherweise ein unrichtiges Gutachten hin- 
sichtlich der fraglichen U-Boot-Pläne erstellt wurde 
und es somit aufgrund dieses Gutachtens nicht zu 
entsprechenden Ermittlungen nach dem AW-Recht 
gekommen ist." 

Der Zeuge Geisel hatte während der gesamten Verneh- 
mung behauptet, eine Besprechung, wie sie in den Zei- 
tungen genannt sei und wie sie in dem Dokument de- 
tailliert geschildert wird, habe nie stattgefunden. Erst 
nachdem ihm der Text vorgehalten worden war, war er 
bereit zuzugestehen, daß er mit Herrn Rump vom ZKI 
bereits über die Besprechung erneut telefoniert hatte 
und daß er sich doch an die Gegebenheit erinnern 
könne (57. Sitzung, S. 113 des Protokolls). Er gestand 
auch zu, daß der Vermerk echt sein mag (S. 1 13), aller- 
dings entsprächen die dort genannten Dinge nicht den 
Tatsachen. Es sei eine Ungeheuerlichkeit, was dort 
über ihn stehe (S. 1 13). 

Die von den GRÜNEN im Untersuchungsausschuß als 
Zeugen beantragten Herren Bauer und Rump, die in 
dem Vermerk als Teilnehmer der Besprechung im 
BAW ebenfalls genannt wurden, konnten nicht mehr 
vom Ausschuß vernommen werden, weil dies die Aus- 
schuß-Mehrheit verhinderte. 

In einem weiteren Schreiben an die OFD Kiel vom 
29. Juni 1987 forderte RA Dr. Zoglmann erneut die Be- 
endigung des OFD-Ermittlungsverfahrens. Zoglmann 
schrieb: 

„Exportkunden für Wehrmaterial reagieren natur- 
gemäß äußerst sensibel auf jede Art von Störungen 
im politischen Umfeld. Die durch Mitglieder des 
Parlamentarischen Untersuchungsausschusses in 
die Öffentlichkeit getragenen, teilweise stark pole- 
misierten Diskussionen über das Projekt IK 97 - von 
den Medien oftmals unzutreffend bzw. verzerrt dar- 
gestellt - nutzt der internationale Wettbewerb nach 
Kräften aus, um sich politische und wirtschaftliche 
Vorteile gegenüber unserer Mandantschaft zu ver- 
schaffen. Die hierdurch entstehenden wirtschaftli- 
chen Schäden sind kaum zu kompensieren und kön- 
nen für unsere Mandantschaft ein existenzgefähr- 
dendes Ausmaß erreichen. Das bedeutet die Gefähr- 
dung von einigen hundert Arbeitsplätzen in einem 
wirtschaftlich schwachen Raum . . . Angesichts die- 
ser für unsere Mandantschaft besonders schwerwie- 
genden Folgen sind wir der Auffassung, unsere 
Mandantschaft habe Anspruch auf nunmehrige Er- 
ledigung des Verfahrens, zumal sich nach den bishe- 
rigen Ermittlungen keine ernsthaften Verdachtsmo- 
mente haben finden oder gar erhärten lassen." 
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BMF für 


die OFD-Ermittlungen zuständige Unterabteilungs- 
leiter, MDg Dr. Stenger, im Einvernehmen mit sei- 
nem Abteilungsleiter, MD Dr. Schmutzer, einen ihm 
unterstellten Beamten, ORR Wewel, einen aktuellen 
Sachstandsbericht über die Ermittlungen der OFD 
Kiel anzufertigen. 

(Quellen: Mat. A 34 Vernehmungen MR Haberland, 
Prot. 49, S. 18; MDg Dr. Stenger, Prot. 52, S. 45) 


Nach Einsicht in die Akten suchte der Beamte auf ei- 
gene Initiative mit Einverständnis von MDg Dr. Sten- 
ger in der Zeit vom 8.-10. Juli 1987 die OFD Kiel auf, 
um sich ein Bild vor Ort zu machen. Über diesen Be- 
such fertigte der Beamte schriftliche Stellungnahmen 
sowie einen Reisebericht (Anlagen 40), in dem er zahl- 
reiche noch nicht hinreichend aufgeklärte Punkte auf- 
listete. Als Ergebnis seiner „rechtlichen Einschätzung" 
hielt er fest, daß die „OFD hinsichtlich ihrer Ermitt- 
lungsmöglichkeiten - aus welchen Gründen auch im- 
mer - an ihre Grenzen gestoßen sei". Er sprach sich 
daher dafür aus, daß die OFD „nunmehr schriftlich mit 
dem l usammenf assenden Ergebnis ihrer bisherigen Er- 
mittlungen der Staatsanwaltschaft die Übernahme der 
weiteren Ermittlungen andient". Als Alternative er- 
schien dem Beamten allein der Einsatz der Zollfahn- 
dung geeignet, um den Sachverhalt weiter aufzuklä- 
ren. Abschließend vermerkt er: 


„Für eine Einstellung der Verfahren zum jetzigen 
Zeitpunkt ohne vorherige Einschaltung der StA ist 
m. E. auf keinen Fall Raum; schon um sich nicht dem 
Vorwurf der Strafvereitelung im Amt ausgesetzt zu 
sehen." 


In der Zeugenvernehmung durch den Untersuchungs- 
ausschuß legte ORR Wewel ergänzend dar, daß Oberfi- 
nanzpräsident Hansen keine ausreichenden Anhalts- 
punkte für den Einsatz der Fahndung gesehen habe. Er 
habe aus einer Bemerkung von Oberfinanzpräsident 
Hansen entnommen, daß dieser im Hinblick auf die im 
September anstehende Landtagswahl unnötiges Aufse- 
hen vermeiden wollte. Neben der Frage der Fahndung 
habe der Zeuge sowohl im Gespräch mit Oberfinanz- 
präsident Hansen als auch in der Erörterung der Ver- 
fahren mit dem Ermittlungsführer, RD Budrat, bemän- 
gelt, daß die OFD ihr Augenmerk nicht auf die Frage 
gerichtet habe, ob der Versuch einer Außenwirt- 
schaftsstraftat anzunehmen sei. Zudem habe sich die 
OFD hauptsächlich auf Angaben der betroffenen Fir- 
men gestützt, obgleich auch der Betriebsprüfer, Zoll- 
amtmann Kohl, ihm gegenüber erklärt habe, „daß die 
Prüfung nicht so glatt verlaufen" sei, wie es der Prü- 
fungsbericht glauben mache. „Vielmehr hätten die Fir- 
men mehrfach zunächst die Herausgabe von Prüfungs- 
unterlagen an den Prüfer verweigert", und erst nach- 
dem der Prüfer mit der Fahndung gedroht habe, seien 
bestimmte Sachen herausgegeben worden. Als weitere 
wesentliche Gesichtspunkte, die vernachlässigt wor- 
den seien, nannte der Beamte die von den Firmen ver- 
wendeten „Tarnbezeichnungen" für Konten und die 
mangelnde Aufklärung der Vereinbarungen zur Rück- 
abwicklung des Geschäfts nach der Stornierung, vor 
allem im Zusammenhang mit dem Pariser Treffen vom 
16. Januar 1986. 


ORR Wewel hat nach seinem Gespräch mit Oberfi- 


nanzpräsident Hansen den Eindruck gewonnen, daß 
dieser die „Angelegenheit umgehend erledigt haben 
möchte", und zwar durch Einstellung des Verfahrens. 
(Quelle: Prot. 50, S. 87). 

Oberfinanzpräsident Hansen, der auch zur Aussage 
von ORR Wewel durch den Ausschuß vernommen 
wurde, hat seiner Erinnerung nach die im September 
1987 bevorstehende Landtagswahl nicht als Argument 
gegen den Einsatz der Fahndung genannt. Im vorlie- 
genden Falle habe - so der Zeuge - die Firma „quasi 
eine Selbstanzeige" erstattet, so daß entsprechend 
ständiger Übung zunächst lediglich die Betriebsprü- 
fung als adäquates Mittel einzusetzen gewesen sei. Der 
Leiter der OFD Kiel hat zudem hervorgehoben, daß er 
wesentliche Weisungen, wie etwa die Vernehmung 
von Oberingenieur Rademann bzw. den Bericht an das 
BMF vom 22. Juni 1987 zur Klärung von Rechtsfragen, 
vor dem Besuch von ORR Wewel getroffen habe. 
(Quelle: Vernehmung Hansen, Prot. 52, S. 101) 

Das BMF hatte im Februar 1990 zuerst vehement be- 
stritten, daß der „Leitung des Hauses" die Wewel-Ver- 
merke Vorgelegen hatten. Durch eine Fernsehsendung 
des Magazins „MONITOR" vom 20. März 1990 wurde 
allerdings bekannt, daß die Wewel-Vermerke Gegen- 
stand einer Krisensitzung am 17. Juli 1987 bei StS Dr. 
Obert waren. Bei dieser Besprechung hatte ORR We- 
wel nach eigenen Angaben vor dem Ausschuß über die 
Ermittlungsfehler der OFD Kiel berichtet und sich da- 
für ausgesprochen, alsbald die Staatsanwaltschaft ein- 
zuschalten. StS Dr. Obert sei bis hin zur Rücktrittsan- 
kündigung „sehr aufgebracht" gewesen, daß die Kieler 
Behörde nicht, wie im Gesetz vorgesehen, auch wegen 
des Versuchs des Verstoßes gegen das AWG ermittelt 
habe. StS Dr. Obert sagte später gegenüber dem Aus- 
schuß, an eine solche Äußerung könne er sich nicht 
erinnern, möglicherweise habe er eine „ärgerliche Er- 
klärung“ abgegeben. 

(Quellen: Vernehmung StS Dr. Obert, Prot. 48, S. 72 f.; 
Vernehmung Wewel, Prot. 50, S. 89 ff.) 

MDg Dr. Stenger erinnerte sich in seiner Zeugenver- 
nehmung daran, daß in diesem Gespräch zunächst die 
Strafbarkeit des Versuchs ausführlich erörtert worden 
sei und danach die Abgabe an die Staatsanwaltschalt. 
Er räumte ein, daß erst durch den Vermerk von ORR 
Wewel die Rechtsproblematik des Versuchs deutlich 
vor Augen geführt worden sei, wenngleich die Frage 
nach seiner Erinnerung bereits vorher mit der OFD 
Kiel besprochen worden sei. Als Fazit lasse sich fest- 
halten, daß StS Dr. Obert nach seinem Eindruck in 
diesem Gespräch nicht zu der Überzeugung gekommen 
sei, den Vorgang zwingend an die Staatsanwaltschaft 
abzugeben. In der Folgezeit habe er jedenfalls die OFD 
Kiel gebeten, zu prüfen, ob nicht noch Aufklärungsbe- 
darf hinsichtlich einiger Punkte der Wewel-Vermerke 
- „Tarnbezeichnungen" sowie finanzielle Rückabwick- 
lung des Geschäfts - bestehe. Die OFD Kiel habe 
hierzu Stellung genommen und hervorgehoben, daß 
das von den Geschäftspartnern praktizierte Verfahren 
vor allem auf Wünsche des südafrikanischen Kunden 
zurückgehe. 

(Quelle: Vernehmung MDg Dr. Stenger, Prot. 52, 
S. 47 ff.) 
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MD Dr. Schmutzer erklärte gegenüber dem Ausschuß, 
aufgrund des Berichtes habe er keine Veranlassung ge- 
sehen, die Ermittlungen der OFD Kiel zu beanstanden, 
weil die Aufzeichnungen von ORR Wewel für ihn 
nichts grundsätzlich Neues enthalten hätten. Auch un- 
abhängig von den Darlegungen des Beamten habe die 
Notwendigkeit der Fortführung der Ermittlungen 
durch die OFD Kiel festgestanden. Zur Frage der Tarn- 
konten äußerte er sich allerdings nicht. 

(Quelle: Vernehmung MD Dr. Schmutzer, Prot. 50, 
S. 28, 32 ff.). 

Die Vermerke von ORR Wewel über seinen Besuch bei 
der OFD Kiel sind Bundesminister Dr. Stoltenberg 
möglicherweise nicht vorgelegt worden. Diese Aus- 
sage des Ministers haben die Zeugen MR Dr. Wiehert 
und MD Dr. Schmutzer bestätigt. 

(Quellen: Vernehmung BM Dr. Stoltenberg, Prot. 51, 
S. 18 f.; Vernehmung MR Dr. Wiehert, Prot. 52, S. 13; 
Vernehmung MD Dr. Schmutzer, Prot. 50, S. 26 f.) 

Am 25. August 1987 fand eine Besprechung bei Bun- 
desminister Dr. Stoltenberg statt mit dem Ziel, den Mi- 
nister über den aktuellen Verfahrensstand des Ord- 
nungswidrigkeitsverfahren bei der OFD Kiel zu unter- 
richten. Teilnehmer des Gesprächs waren StS Dr. 
Obert, MD Dr. Schmutzer, MDg Dr. Stenger und der 
damalige Kabinettsreferent MR Dr. Wiehert. In dem 
Vermerk des Kabinettsreferenten über die Unterre- 
dung heißt es u. a.: 

„UAL III A (MDg Dr. Stenger) berichtet zum Stand 
des Verfahrens bei der OFD Kiel, daß die Ermittlun- 
gen dort weitgehend abgeschlossen seien. Es 
zeichne sich eine Einstellung des Verfahrens ab. 
Nach dem Ergebnis der Ermittlungen sei das, was 
geliefert wurde, nicht genehmigungspflichtig gewe- 
sen, so daß es insoweit am objektiven Tatbestand 
fehle; beim Versuch sei der Vorsatz, auch ohne Ge- 
nehmigung genehmigungspflichtige Dinge zu liefern, 
nicht nachweisbar. 

M bittet um sehr sorgfältige Prüfung durch die Fach- 
abteilung des BMF, falls die OFD Kiel zu einer Ein- 
stellung komme. 

Auf Frage von M zum weiteren Verfahrensgang füh- 
ren AL III und UAL III A (MD Dr. Schmutzer) aus, 
daß die Befassung des für das Außenwirtschaftsge- 
setz innerhalb der Bundesregierung federführenden 
BMWi vorgesehen sei, um die Auslegung des gel- 
tenden Rechts zweifelsfrei zu haben; danach werde 
die Länderwirtschaftsbehörde eingeschaltet; eben- 
falls vorgesehen sei eine Unterrichtung der Staats- 
anwaltschaft Kiel durch die OFD Kiel." Der Zeuge 
Dr. Wiehert konnte sich allerdings nicht mehr erin- 
nern, welche Punkte genau bei dieser Besprechung 
erörtert wurden. Er pflege nur die Ergebnisse derar- 
tiger Besprechungen festzuhalten. “ 

(Quelle: Anlage zu Stenographischem Prot. 50) 


Bei seiner Zeugenvernehmung äußerte Bundesminister 
Dr. Stoltenberg, er sei zum Zeitpunkt des genannten 
Gespräches von einem „kräftigen Bußgeld" für die Un- 
ternehmen ausgegangen und von dieser „Entwicklung 
etwas überrascht“ gewesen. Die Staatsanwaltschaft sei 


bei zahlreichen Kontakten ausführlich und umfassend 
informiert worden, habe aber von sich aus auf ein eige- 
nes Ermittlungsverfahren verzichtet. 

(Quelle: Vernehmung BM Dr. Stoltenberg, Prot. 51, 
S. 27 f.) 

Der Ausschuß konnte nicht klären, warum die Wewel- 
Vermerke nicht zu einer unverzüglichen Abgabe der 
OFD-Ermittlungen an die Staatsanwaltschaft Kiel 
führten. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN im 1. Untersuchungsaus- 
schuß hat aus den genannten Vernehmungen aber den 
klaren Eindruck gewonnen, daß die Erkenntnisse des 
ORR Uwe Wewel den höhergestellten Beamten im Fi- 
nanzministerium äußerst ungelegen kamen. Die vielen 
Detailinformationen in dem Reisebericht des ORR We- 
wel, die auf eine geheime Fortführung des U-Boot-Ge- 
schäftes hindeuteten, wurden teilweise ignoriert, teil- 
weise - nicht vollständig - an die OFD Kiel weiterge- 
leitet. Oberfinanzpräsident Hansen erklärte bei seiner 
Vernehmung am 17. Mai 1990, daß er sich „sehr ge- 
wundert" habe, daß ihm die Vermerke des Herrn We- 
wel seinerzeit nicht zugeschickt wurden (52. Sitzung, 
S. 105 des Protokolls). 

Während die Beamten der Abteilung III des Finanzmi- 
nisteriums nach dem Eindruck von Herrn Wewel - er 
bezog sich hier vor allem auf den Unterabteilungsleiter 
Herrn Stenger - gemeinsam mit ihm am 17. Juli 1987 in 
das Gespräch bei StS Dr. Obert gegangen seien, um 
eine Abgabe der OFD-Ermittlungen an die Staatsan- 
waltschaft zu erreichen, sei während des Gespräches 
beim Staatssekretär die Stimmung umgekippt. Der 
Zeuge Wewel konnte nicht ausschließen, daß dabei 
auch eine Rolle gespielt habe, daß StS Dr. Obert der 
Meinung war, bei einer Abgabe an die Staatsanwalt- 
schaft müsse der Minister im Urlaub informiert wer- 
den, weil der sich ja schon gegenüber der CDU oder 
der CDU-Fraktion darauf festgelegt habe, daß es nichts 
mehr zu ermitteln gebe (50. Sitzung, S. 102 des Proto- 
kolls). Die Vernehmung habe darüber hinaus ergeben, 
daß bis auf die Ladung des Herrn Rademann durch die 
OFD Kiel, die allerdings schon vor dem Wewel-Besuch 
beschlossen worden war, keine weitergehenden Auf- 
klärungs- und Ermittlungshandlungen durchgeführt 
wurden. 

Damit steht das Verhalten derjenigen Beamten, die die 
Wewel-Vermerke kannten, im Verdacht der Rechts- 
beugung und Strafvereitelung im Amt. Wer die Ver- 
merke im einzelnen im BMF kannte, konnte ebenfalls 
nicht restlos aufgeklärt werden. Es blieb vor allem un- 
klar, ob Minister Stoltenberg in der einen oder anderen 
Form unterrichtet war. Der Zeuge Wewel hatte ausge- 
sagt, vom Hörensagen habe er erfahren, daß auch der 
Kabinettsreferent des Ministers Stoltenberg, Herr Dr. 
Wiehert, ein Exemplar angefordert habe. Dies habe 
ihm Herr Sticker, ein Sachbearbeiter der Abteilung, 
gesagt (48. Sitzung, S. 55 des Protokolls). 

Der Zeuge Wiehert hat bestritten, die Vermerke ange- 
fordert zu haben (52. Sitzung, S. 12). Jedoch konnte der 
Zeuge Sticker zu dieser Frage vom Ausschuß nicht 
mehr vernommen werden. 

Am 14. Juli 1987 wiederholte Dr. Zoglmann die Forde- 
rung nach Einstellung des OFD-Verfahrens. In seinem 
Brief heißt es: 
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„Wir wiederholen . . . nachdrücklich die bereits 
mehrfach geäußerte Bitte und Aufforderung an Ihr 
Amt, den . . . Schlußstrich endlich zu ziehen und die 
erforderliche Einstellung des Ermittlungsverfahrens 
wegen erwiesener Unschuld unverzüglich vorzu- 
nehmen.” 

Mit Schreiben vom 20. Juli 1987 verlangte die OFD 
Kiel jedoch weitere Auskünfte von der Firma HDW: 

„Es muß irritieren, daß Ihr südafrikanischer Ge- 
schäftspartner weder auf Ihren Wunsch nach Rück- 
gängigmachung des Geschäfts eingegangen ist, noch 
eine niedrigere Bewertung der erhaltenen Leistung 
wegen Unbrauchbarkeit für den angestrebten 
Zweck verlangt hat" (Spiegel, 25. 1. 1988). 

Am 3. August 1987 erneuerte Dr. Zoglmann die Forde- 
rung nach Einstellung des Verfahrens: 

„Nach unserem Eindruck sind die Ermittlungen 
praktisch abgeschlossen. Verdachtsmomente, die 
ursprünglich gegenüber unserer Mandatschaft be- 
standen haben mögen, haben sich in keinem Punkt 
bestätigt. Anderslautende Mitteilungen Ihrerseits 
liegen uns hierzu nicht vor . . . Wie schon mehrfach 
angesprochen, ist aus unserer Sicht deswegen die 
umgehende Einstellung des Verfahrens veran- 
laßt . . . fällt es unserer Mandatschaft entsprechend 
schwer, noch Verständnis für die Fortführung des 
Ordnungswidrigkeitenverfahrens aufzubringen, zu- 
mal die sich hieraus für unsere Mandatschaft erge- 
bende existenzielle Gefährdung außer Verhältnis 
zum nicht mehr erkennbaren Untersuchungszweck 
steht." 

Auf Bitten von Dr. Zoglmann kam es am 13. August 
1987 zu einem Zusammentreffen in der OFD Kiel, an 
dem Dipl. -Ing. Lutz Nohse und Oberfinanzpräsident 
Hansen teilnahmen. Nachdem die IKL- Vertreter ihre 
Aufforderung wiederholt hatten, das Verfahren jetzt 
endlich einzustellen, erklärten die OFD- Vertreter, 

„daß auch die OFD ein Interesse an einer möglichst 
zügigen Beendigung des Verfahrens habe. Zur rest- 
losen Aufklärung des Sachverhalts bedürfe es aller- 
dings noch der Einvernahme des Zeugen Rademann, 
der zu einer Vernehmung vor der OFD Kiel bisher 
nicht bereit gewesen sei" (OFD-Akten, S. 318). 

Die IKL-Vertreter sagten zu, die Angelegenheit mit 
Herrn Rademann zu besprechen. Tatsächlich erschien 
Gerd Rademann später bei der OFD Kiel, um eine Aus- 
sage zu machen. Bald darauf stellte die OFD Kiel ihr 
Verfahren ein. 

Am 11. November 1987 erklärte der südafrikanische 
Präsident Pieter Willem Botha aus Anlaß des Stapel- 
laufs der SAS Drakensberg, des größten jemals in Süd- 
afrika gebauten Kriegsschiffes, daß der Bau der Dra- 
kensberg den Beweis darstelle, daß sein Land auch 
U-Boote bauen könne. Er hoffe, das erste in Südafrika 
hergestellte U-Boot noch zu seinen Lebzeiten besichti- 
gen zu können. Dasselbe Team von Ingenieuren, das 
die Drakensberg gebaut habe, werde auch die U-Boote 
bauen (vgl. JANE'S DEFENCE WEEKLY v. 21, 11. 
1987). 


Weder diese Äußerung noch vergleichbare Äußerun- 
gen südafrikanischer Militärs seit dem Jahre 1983 
wurden von der OFD Kiel in ihre Ermittlungen einbe- 
zogen. 

3.4. Das Jahr 1988 

Am 1 1. Januar 1988 veröffentlichte die OFD Kiel viel- 
mehr die Einstellungsverfügung in dem Ermittlungs- 
verfahren gegen HDW und IKL. Die von der OFD als 
maßgeblich für die Einstellung genannten Gründe kön- 
nen wie folgt kurz zusammengefaßt werden: 

— Obwohl HDW und IKL 4 720 von insgesamt 5 000 
U-Boot-Plänen nach Südafrika geliefert haben, war 
dies nicht genehmigungspflichtig, da angeblich die 
als geheim eingestuften Unterlagen zurückgehalten 
wurden und Südafrika somit nicht in der Lage sei, 
ein schwimmfähiges U-Boot zu bauen. 

— Aus Rücksicht auf die „Freiheit des Außenwirt- 
schaftsverkehrs" wird auch der Tatbestand der un- 
genehmigten Weitergabe „nicht allgemein zugängli- 
cher Kenntnisse" verneint. Wenn die Lieferung von 
unvollständigen U-Boot-Plänen legal sei, könne die 
Weitergabe unwesentlicher Kenntnisse nicht straf- 
bar sein: „Eine Auslegung des § 45 Abs. 3 AWV im 
Unterschied zur Auslegung des § 5 Abs. 1 Satz 1 
AWV in dem Sinne, daß schon unwesentliche 
Kenntnisse zur Tatbestandserfüllung des § 45 
Abs. 3 AWV ausreichen, wäre rechtlich nicht ver- 
tretbar" (S. 1 1 der Verfügung). 

— Die sog. „Feasibility-Studie“ (Machbarkeitsstudie 
über den U-Boot-Bau in Südafrika, vgl. CHRONO- 
LOGIE I) enthalte „nach ihrem oben zu II. 2 im ein- 
zelnen wiedergegebenen Inhalt lediglich Informatio- 
nen und allgemeine Grundlagen für die Schaltung der 
baulichen, technischen, personellen und sonstigen Vor- 
aussetzungen für eine U -Boot-Produktion in Südafrika" 
(S. 9 der Verfügung, Hervorhebungen d. d. Verf.). 

— Die OFD verneint den Versuch einer Ordnungswid- 
rigkeit durch IKL und HDW und rechnet ihnen 
hierbei an, daß sie, „als die Lieferung von Unterla- 
gen nach Südafrika noch nicht bekannt war, von 
sich aus das Bundesministerium für Wirtschaft am 
1 8. Juni 1 985 davon in Kenntnis setzten, daß mit der 
Lieferung von Unterlagen bereits begonnen worden 
war" (S. 13 der Verfügung). 

Die OFD-Einstellungsverfügung vom 11. Januar 1988 
kontrastiert in auffallender Weise mit dem von der 
OFD am 28. November 1986 verfaßten Zwischenbe- 
richt, in dem wegen begangener Ordnungswidrigkeiten 
gegen die Firmen HDW und IKL ein Bußgeld von je 
50 000 DM vorgeschlagen wird. Während der Bera- 
tungen des 1 . UA -11. WP spielte eine Rolle, ob für die 
Meinungsänderung der OFD Kiel - bei gleichgeblie- 
bener Sachlage - eventuell eine Einflußnahme des 
BMF eine Rolle gespielt haben könnte. Bei ihren Ver- 
nehmungen haben sowohl RD Budrat als auch OFD- 
Präsident Hansen zugegeben, daß sie mehrfach beim 
BMF nachgefragt haben, ob sie mit ihrer im Zwischen- 
bericht geäußerten Rechtsauffassung „richtig liegen". 
Im Kern ging es hierbei um die Interpretation der §§ 5 
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und 45 der AWV. Die in der Einstellungsverfügung 
vom 11. Januar 1988 zum Ausdruck kommende 
Rechtsauffassung, daß eine Lieferung von Konstrukti- 
onsunterlagen nach den §§ 5 und 45 AWV nur dann 
rechtswidrig sei, wenn mit den Unterlagen funktionsfä- 
hige U-Boot-Teile im Sinne einer militärischen Ver- 
wendbarkeit gebaut werden können, ist rechtlich äu- 
ßerst fragwürdig. Im Text der AWV wird eine solche 
Unterscheidung nicht vorgenommen. Vielmehr gilt 
dort der Genehmigungsvorbehalt für die Lieferung jeg- 
licher Unterlagen (vgl. Abschnitt zur rechtlichen Si- 
tuation B I). 

Auch der Außenwirtschaftsrechtsexperte des BMWi, 
MRHaase, kommt zu diesem Ergebnis. In einer Stel- 
lungnahme vom 9. Juli 1985 schrieb er: 

„Der Begriff der Fertigungsunterlagen ist im AWG 
und in der AWV nicht näher definiert. Es dürften 
alle Unterlagen, die für einen bestimmten Produkti- 
onsprozeß maßgeblich sind, in Frage kommen. Ferti- 
gungsunterlagen können technische Zeichnungen, 
Baupläne, Beschreibungen des Produktionsprozes- 
ses, der zu verwendenden Materialien u. dgl. sein 
. . . Eine weitere Frage ergibt sich, wenn nur Teile 
der zu einer bestimmten Fertigung notwendigen Un- 
terlagen ausgeführt werden sollen. Nach dem Wort- 
laut des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV könnte man davon 
ausgehen, daß dann noch keine genehmigungs- 
pflichtige Ausfuhr vorläge, weil von Unterlagen zur 
Fertigung' im Grunde erst gesprochen werden kann, 
wenn ein vollständiger Satz von Unterlagen gemeint 
ist. Geht man vom Schutzzweck des § 5 aus ... so 
wird man § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV eher dahingehend 
auszulegen haben, daß die Vorschrift auch auf Teile 
von Fertigungsunterlagen anzuwenden ist. Andern- 
falls könnte der Zweck der Vorschrift durch Teile- 
Lieferungen verschiedener Exporteure (evtl, von 
Exporteuren verschiedener Länder) verhältnismä- 
ßig leicht umgangen werden . . . Der Gedanke der 
Erfassung von Teile-Lieferungen ... ist auch in der 
Ausfuhrliste . . ., auf die sich § 5 AWV ausdrücklich 
bezieht, niedergelegt." 

(Gutachten Haase vom 9. Juli 1985, OFD-Akten 
S. 10) 

Diese Auffassung wiederholte Haase auch in einem an 
die OFD Kiel gerichteten Schreiben vom 19. Februar 
1987. In diesem Schriftsatz weist Haase die Auffassung 
der Firmen zurück, wonach 

„Unterlagen im Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV 
oder Kenntnisse des § 45 Abs. 3 AWV . . . nur sol- 
che (seien), mit denen man die von der Ausfuhrliste 
(AL) erfaßten Waren „bis zur völligen funktions- 
tüchtigen Betriebs- und Einsatzbereitschaft produ- 
zieren könne." 

Nach dem Verordnungstext komme es gerade nicht 
darauf an, 

„inwieweit der Empfänger die Unterlagen auch tat- 
sächlich zur Fertigung verwenden kann“. 

Ähnlich äußerte sich das BMWi in einer Stellung- 
nahme gegenüber dem BMF. Es heißt in dieser Stel- 
lungnahme: 


„Das Bundeswirtschaftsministerium sei in einer vor- 
läufigen Stellungnahme der rechtlichen Würdigung 
durch die OFD Kiel in dem folgenden Punkt nicht 
gefolgt: die OFD verneine das Vorliegen der Voraus- 
setzungen . . . des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV, weil der 
Gebrauchswert der tatsächlich gelieferten Unterla- 
gen im Verhältnis zu dem Wert der Gesamtheit der 
vertragsmäßig vereinbarten Unterlagen als zu ge- 
ring zu betrachten sei. Der hohe Betrag von rd. 42 Mio. 
DM spreche jedoch nach der Lebenserfahrung dafür, 
daß die übergebenen Unterlagen für die U-Boot-Feiti- 
gung durchaus bedeutsam waren. Dem BMWi seien 
mehrere Fälle bekannt, in denen Südafrika Teilbeiträge 
von mehreren Lieferländern zu einer gebrauchsfähigen 
Einheit zusammengefügt habe. Es werde deshalb noch 
einmal nach Anstellen weiterer Ermittlungen sorgfältig 
geprüft werden müssen, ob nicht doch die Voraussetzun- 
gen des ... § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV (Lieferung von Un- 
terlagen zur Fertigung von U-Booten bzw. Teilen von 
Schiffskörpern) vorliegen.'' 

(OFD-Akten Blatt 71, zweite Hervorhebung d. d. 
Verf.) 

3.5. Die Jahre 1989 und 1990 

Zwar hat die Staatsanwaltschaft Kiel ein Verfahren 
gegen die OFD-Verantwortlichen wegen des Ver- 
dachts der Rechtsbeugung im August 1990 einge- 
stellt, weil der Vorsatz der Rechtsbeugung „nicht 
überzeugend" hergeleitet werden konnte. Denn die 
von der OFD vertretenen Rechtsstandpunkte hätten 
zumindest noch „am Rande der Vertretbarkeit" gele- 
gen, da sich die OFD in allen Fällen auch auf Rechts- 
standpunkte berufen konnte, wie sie von der Bun- 
desregierung, in diesem Fall durch das BAW und 
das BMWi auch vertreten würden (Schreiben 
Staatsanwalt Döllel v. 22. August 1990 an die Kieler 
Anti-Apartheid-Bewegung (vgl. Anlage 44) ). In der 
Sache selbst aber weist die Staatsanwaltschaft die 
von der OFD vertretenen Rechtsstandpunkte als 
wenig überzeugend und unhaltbar zurück. 

In einem 42-seitigen Vermerk vom 6. 12. 1989 wird 
von der Staatsanwaltschaft Kiel überzeugend nach- 
gewiesen: 

- Mit der von der OFD-Kiel vertretenen Rechts- 
auffassung würden „Umgehungsgeschäften Tür 
und Tor geöffnet. Die Lieferung kompletter oder 
zumindest .wesentlicher' Unterlagen ließe sich 
problemlos durch Lieferung einzelner, für sich 
unbrauchbarer Einzelposten umgehen." (S. 14) 

- Nach der Rechtsauffassung der OFD könnten die 
„Firmen HDW und IKL demzufolge völlig unge- 
fährdet nun auch noch den restlichen Teil der 
Unterlagen nachliefernl“ (S. 15) 

- „Die von der OFD und den beteiligten Stellen 
bisher vertretene Auffassung führte im Extrem- 
fall dazu, daß die Lieferung der kompletten 
U-Boot-Unterlagen ganz und gar genehmigungs- 
frei bliebe, wenn der Empfänger auch mit den 
vollständigen Bauunterlagen nicht in der Lage 
ist, das Projekt zu realisieren. Der Verkauf sämt- 
licher erforderlicher Baupläne an einen tech- 
nisch völlig unversierten Menschen wäre nicht 
genehmigungspflichtig. Das Gefahrenpotential, 
das darin liegt, daß die Unterlagen möglicher- 
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weise in Hände gelangen, die mehr mit ihnen 
anzufangen wissen, bliebe völlig unberücksich- 
tigt". (S. 16) 

Da es sich bei „Torpedorohren grundsätzlich um 
fest integrierte Bestandteile des Druckkörpers 
handelt, ist zu vermuten, daß sich in dem Liefer- 
umfang auch Unterlagen zur Herstellung solcher 
Torpedorohre bzw. von Bestandteilen derselben 
befunden haben" (S. 23) 


Oberingenieur Gerd Rademann in seinem Umzugs- 
gut eine .Schweißbox 1 zur Bearbeitung des U-Boot- 
Stahls HY 80 nach Südafrika überführte. 

— Zeugenaussagen, die im Fernsehmagazin MONI- 
TOR am 15. August 1989 veröffentlicht wurden, be- 
legen darüber hinaus, daß der U-Boot-Bau in Südaf- 
rika unter Leitung Rademanns steht und daß der 
Bau des ersten U-Bootes mit bundesdeutscher Hilfe 
bereits weit vorangeschritten ist. 


- Allein die Tatsache, daß „ein Empfängerland be- 
reit ist, Geld für gewisse Kenntnisse zu zahlen, 
(läßt) darauf schließen . . . , daß dieses Land eine 
entsprechende Verwendung für solche Kennt- 
nisse hat. Auch insoweit ist dem Rüstungexpor- 
teur zuzumuten, eine Genehmigung einzuholen. 
Wenn er den Beweis führen kann, das Empfän- 
gerland sei bereit, für völlig nutzlose Kenntnisse 
Geld zu bezahlen, wäre eine Versagung der Ge- 
nehmigung gerichtlich anfechtbar." (S. 34). 


- „Der Wortlaut des § 45 Abs. 3 AWV erfaßt auch 
solche Fälle, in denen nur Teilkenntnisse weiter- 
gegeben werden. Der angestrebte Schutzzweck 
kann auch durch die Weitergabe von Teilkennt- 
nissen beeinträchtigt werden". (S. 35) 


- Es liegen auch „die Voraussetzungen des § 45 
Abs. 3 AWV, Weitergabe von Kenntnissen vor". 
(S. 36) 

Zum gesamten Wortlaut des Vermerks siehe An- 
lage 45, vgl. auch Kapitel III 2.2.2. 


Die Feststellungen der OFD Kiel basieren auf der 
Grundannahme, daß die Firmen IKL und HDW das 
U-Boot-Geschäft mit Südafrika im Sommer 1985 been- 
det haben. Diese Grundannahme ist jedoch aufgrund 
der im 1 . UA - 1 1 . WP behandelten Tatsachen in Frage 
zu stellen. 

Erkenntnisse über die illegale Fortsetzung des U-Boot- 
Geschäfts durch die Firmen HDW und IKL gab es be- 
reits vor den Durchsuchungen der Staatsanwaltschaft 
Kiel zu Beginn des Jahres 1990. Bereits in ihrem Zwi- 
schenbericht für den 1. Untersuchungsausschuß 
(Redaktionsschluß 6. Oktober 1989) hatte die Fraktion 
DIE GRÜNEN geschrieben: 

Die Zahlung der 2 Millionen DM Lizenzgebühren 
im März 1 987 ist ein klarer Hinweis darauf, daß der 
am 1 5. Juni 1 984 abgeschlossene Vertrag zwischen 
Südafrika und HDW/IKL weiter durchgeführt 
wird. Diese Lizenzgebühr war nämlich nach den 
Vertragsbestimmungen dann zu zahlen, wenn sich 
Südafrika zum Bau des ersten U-Bootes entschlos- 
sen habe. 

— Die Lieferung mehrerer Tonnen des U-Boot-Spezial- 
stahls HY 80 durch HDW am 10. Oktober 1985 an 
die Werft Sandock Austral in Durban, Südafrika, für 
Schweißversuche ist ein weiteres Indiz für die Ab- 
sicht Südafrikas, den Bau eigener U-Boote mit bun- 
desdeutscher Hilfe auch weiterhin durchzuführen. 

— Im Zusammenhang hiermit dürfte auch die vom 
.Spiegel' am 21. August 1989 bekanntgegebene 
Zeugenaussage stehen, daß der bei der Werft San- 
dock Austral seit April 1986 beschäftigte HDW- 


— In einer Sitzung des 1 . UA -11. WP wurde auch die 
Tatsache angesprochen, daß HDW und IKL bereits 
vor dem 1 0. Oktober 1 984 - dem von der OFD ange- 
nommenen Beginn der Plänelieferungen nach Süd- 
afrika - wichtige Unterlagen an Südafrika geliefert 
hatten. Es handelt sich dabei um das Waffenleitsy- 
stem des U-Boots, CWCS (Command and Weapon 
Control System). 

— Bezogen auf einen Hinweis im 1. UA - 1 1. WP, daß 
das Land Israel bereits im Jahre 1980 einen Vertrag 
mit Südafrika zum gemeinsamen Bau eines U-Bootes 
abgeschlossen habe, erklärte P*D Budrat am 5. Mai 
1988, dies interessiere ihn nicht (26. Sitzung, S. 54 
des Protokolls).“ 

Ob die OFD nach dem Bericht des „Spiegel" vom 
2 1 . August 1 989 (Hinweis auf die von Gerd Rademann 
nach Südafrika mitgenommene Schweiß-Box) neue Er- 
mittlungen gegen IKL und HDW eingeleitet hat, ent- 
zieht sich der Kenntnis des 1 . UA -11. WP. 

Die Wahrscheinlichkeit, daß die OFD beim Einsatz der 
Zollfahndung bei den Firmen fündig geworden wäre, 
war groß. Zumindest hätte aber eine Abgabe an die 
Staatsanwaltschaft spätestens nach Bekanntwerden 
der Wewel-Vermerke zu früheren und weitreichen- 
deren Ermittlungserkenntnissen geführt. 

Die Art der OFD-Ermittlungen läßt sich aus den Akten 
des l.UA - 11. WP sowie aus den Zeugenaussagen 
von OFD-Präsident Svend Olav Hansen, RD Manfred 
Budrat und Zollamtsrat Harro Kohl rekonstruieren. 
Die Akten und die Zeugenaussagen der genannten Per- 
sonen machen deutlich, daß die Prüfungen der OFD 
von vorneherein darauf angelegt waren, die Firmen 
IKL und HDW nicht in Verlegenheit zu bringen. An- 
statt die Mittel der Zollfahndung zu nutzen und über 
eine Aktenbeschlagnahme und die Durchsuchung der 
Geschäftsräume von IKL und HDW die für eine unab- 
hängige Bewertung nötigen Daten zu besorgen, verließ 
sich die OFD Kiel vollständig auf die freiwilligen Anga- 
ben der Unternehmen: 

— Die Termine der Betriebsprüfung wurden den Fir- 
men vorher bekanntgegeben, so daß ein möglicher 
Überraschungseffekt wegfiel und IKL und HDW in 
Ruhe überlegen konnten, welche Unterlagen sie den 
Prüfern zeigen wollten und welche nicht. 

— Um den Firmen zusätzlich Zeit einzuräumen, sich 
ihre Verteidigungsstrategie zu überlegen, wurde 
das Ermittlungsverfahren gegen IKL erst fünf Mo- 
nate nach Beauftragung der OFD durch den BMF 
offiziell eingeleitet (Februar 1986); das Verfahren 
gegen HDW wurde sogar mehr als ein Jahr lang 
verzögert (offizielle Einleitung erst im Dezember 
1986). 
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— Im Fall der Firma HDW wurde darüber hinaus der 
Aufsichtsratsvorsitzende von HDW, Ernst Pieper, 
im Auftrag von Minister Stoltenberg durch den StS 
im BMF, Hans Tietmeyer, über die bevorstehende 
Verfahrenseröffnung bereits im Herbst 1985 bzw. 
Anfang 1986 vorab unterrichtet. Oberfinanzpräsi- 
dent Hansen mußte bei seiner Vernehmung vor dem 
U-Boot-Untersuchungsausschuß einräumen, daß 
eine solche Vorabinformation, die zur Beseitigung 
von belastendem Aktenmaterial führen kann, „ab- 
solut unüblich" sei (22. Sitzung des Untersuchungs- 
ausschusses, Protokoll S. 128). 

Auch in den Vermerken des ORR Uwe Wewel fin- 
den sich kritische Anmerkungen über die OFD-Er- 
mittlungen. Sie bestätigen die in den Zeugenaussa- 
gen der genannten Personen zutage getretenen Er- 
mittlungsfehler und Ermittlungsmängel in vollem 
Umfang (vgl. hierzu die Wewel-Vermerke in der 
Anlage 40). 

Der mit der Außenwirtschaftsprüfung beauftragte Zoll- 
amtsrat Kohl mußte bei seinen Vernehmungen vor dem 
1. UA - 1 1. WP zugeben, daß es durchaus sein könne, 
daß die Firmen ihm Beweismaterial vorenthalten ha- 
ben. 

Im einzelnen schilderte der Zeuge Kohl das Vorgehen 
bei der Betriebsprüfung von IKL wie folgt: 

„Abg. Frau Eid (GRÜNE): Ich würde gern noch ein- 
mal auf den Anfang zurückkommen. Sie sagten, die 
Akten seien Ihnen von der Unternehmensleitung 
vorgelegt worden: 

(Z. Kohl: Welche Firma meinen Sie jetzt?) 

- Bei IKL. 

Heißt das, daß die Akten aus den normalen Schrän- 
ken herausgestellt worden sind, Ihnen auf den 
Tisch? War das so? 

Z. Kohl: Ja, man wußte ja, weswegen wir kommen. 
Wir waren angekündigt, und es waren vorher die 
Gespräche geführt worden, und man wußte, daß wir 
kommen, um diese Vorgänge zu prüfen. 

Abg. Frau Eid (GRÜNE): Man wußte das? 

(Z. Kohl: Man wußte es.) 

Ich wollte nur wissen: ja oder nein? Hat die Unter- 
nehmensleitung dies bereits vorbereitet gehabt, so 
daß die Aktenordner auf einem Tisch standen, als 
Sie kamen, oder sind Sie zusammen mit der Unter- 
nehmensleitung durch die Büroräume gegangen, 
und in Ihrer Anwesenheit hat die Unternehmenslei- 
tung mal den Ordner herausgegriffen und mal jenen 
Ordner herausgegriffen? 

Z. Kohl: Man brachte uns dieses Vertragssystem, 
den damit verbundenen Schriftverkehr - wohlge- 
merkt, wie ich schon sagte, alles in Englisch. 

Abg. Frau Eid (GRÜNE): Sie saßen also in irgendei- 
nem Raum, 

(Z. Kohl: Wir saßen in einem Raum, ja.) 

und dann hat die Unternehmensleitung - 

(Z. Kohl: Und die Unternehmensleitung brachte 
uns diese Unterlagen.) 


- während Sie in diesem Raum saßen. 

(Z. Kohl: Ja.) 

Und woher wissen Sie, daß - Oder: Ist Ihnen dabei 
der Gedanke gekommen, daß möglicherweise einige 
Ordner Ihnen nicht gebracht worden sind? 

Z. Kohl: Wir haben in den Unterlagen, die uns die 
Firmenleitung hingelegt hat, das gefunden, was Ge- 
genstand der uns als Prüfungsauftrag, also als Er- 
mittlung, vorgelegt war, zur Hand gehabt. 

Abg. Frau Eid (GRÜNE): Und ob nun in den Ord- 
nern, die Sie nicht gesehen haben, die ihnen die Fir- 
menleitung nicht gebracht hat, ob darin auch noch 
Unterlagen waren, die Gegenstand der Untersu- 
chungen waren, das wissen Sie ja gar nicht, oder? 

(Z. Kohl: Nein, das kann ich Ihnen nicht sagen. ) 

Sie haben also darauf vertraut, daß das, was die Un- 
ternehmensleitung Ihnen gebracht hat, die vollstän- 
digen Unterlagen waren. 

Z. Kohl: Ja, ich ging davon aus: Es ist das und das 
geliefert worden. Das waren ja die Vorermittlungen, 
die in Form dieser Gespräche geführt worden sind 
von Herrn Budrat oder Frau Beushausen zusammen 
mit der Firmenleitung, und diese Geschäfte waren 
zunächst abzuklären. Das war ein fester Block, 
worum es erst einmal ging." 

(27. Sitzung, S. 51-53 des Protokolls) 

Fest steht, daß der am 2. August 1984 bei der Firma 
IKL eingegangene Brief des verstorbenen Bayerischen 
Ministerpräsidenten Franz Josef Strauß an Bundes- 
kanzler Dr. Kohl den OFD-Ermittlern nicht vorgelegt 
wurde: 

„Abg. Wischnewski (SPD): Können Sie sich vorstel- 
len, daß dieser Brief, der ja Vorgelegen haben muß 

- denn er ist ja abgezeichnet worden, und es ist ja 
auch festgelegt worden, daß eine Kopie an Herrn 
Ahlers zu gehen hat -, Ihnen vorenthalten worden 
ist? 

Z. Kohl: Das ist durchaus möglich, Herr Wischnew- 
ski. 

Abg. Wischnewski (SPD): Das halten Sie durchaus 
für möglich? 

Z, Kohl: Sicher. Ich kann ja nicht garantieren, daß 
alles das, was wir auf den Tisch bekommen, nicht 
irgendwie schon frisiert oder selektiert worden 
ist.“ 

(30. Sitzung, S. 31 des Protokolls) 

Eine sog. Machbarkeitsstudie über den Bau von 
U-Booten in Südafrika, die im Herbst 1985 trotz der 
offiziellen Beendigung des U-Boot-Geschäftes noch bei 
HDW bearbeitet wurde, ist der OFD Kiel auch auf aus- 
drückliches Verlangen ebenfalls nicht vorgelegt wor- 
den. Angeblich war diese Studie bei HDW nicht mehr 
auffindbar. 

Am 24. April 1987 stellte die OFD fest, daß HDW im 
Besitz von zwei sog. „Feasibility-Studien“ (Studien zur 
Machbarkeit des U-Boot-Baus in Südafrika) war. Die 
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Kenntnis dieser Studien wäre für die OFD von ent- 
scheidender Bedeutung gewesen, um beurteilen zu 
können, welche technischen Kenntnisse Südafrika von 
HDW und IKL erhalten hatte. Zollamtsrat Kohl bestä- 
tigte, daß er beide Studien bei der Firma HDW gesehen 
habe. Da man den Firmen vertraut habe, habe man die 
Studien jedoch nicht zu den eigenen Akten genommen. 
Der Zeuge Kohl erklärte hierzu: 

„Wir haben, wie ich eingangs schon sagte, diese bei- 
den Unterlagen bei der Firma belassen, weil sie für 
uns jederzeit greifbar waren. Wenn man uns einmal 
gesagt hat, daß die Unterlagen hier sind, kann man 
nicht am nächsten Tag kommen und sagen: Sie sind 
nicht mehr da. " 

(Hervorhebung d. d. Verf., 30. Sitzung, Protokoll 
S. 15) 

Als die OFD Kiel später die beiden Studien anforderte, 
erhielt sie nur eine Studie überreicht, die andere war 
angeblich „unauffindbar". Diesen Sachverhalt bestätigt 
der Kohl-Vorgesetzte, RD Manfred Budrat: 

„Abg. Gansei (SPD): Hier steht: Duplikate beider 
Studien befinden sich bei HDW. 

Z. Budrat: Ja, es ist auch danach gefragt worden, 
glaube ich, nach diesem zweiten Ding, und das Ding 
war nicht mehr auffindbar. Ich glaube, der Schütz- 
eck (Zuständiger bei HDW, Anm. d. Verf.) hat das 
dann also dem Lauf alles Irdischen anheimgegeben, 
weil das Geschäft ja nicht mehr weitergeführt wur- 
de. 

Abg. Gansei (SPD): Was heißt das? Können Sie das 
erklären? 

Z. Budrat: Das ist wohl vernichtet worden. . . . Je- 
denfalls war die Studie nicht mehr da." 

(28. Sitzung, Protokoll S. 63) 

Spätestens dieser Zwischenfall hätte die OFD Kiel ver- 
anlassen müssen, ihre kooperative Haltung gegenüber 
den Firmen aufzugeben. HDW hatte wichtige Unterla- 
gen vernichtet, deren Existenz sie bereits zugegeben 
hatte und die nur deshalb im Besitz von HDW verblie- 
ben waren, weil die OFD davon ausging, jederzeit Zu- 
griff zu erhalten. Als Konsequenz wäre die sofortige 
Sicherstellung aller bei HDW verbliebenen Akten un- 
abweislich gewesen. Das Zurückhalten oder Vernich- 
ten von Unterlagen, die in einem Außenwirtschaftsver- 
fahren von Bedeutung sein könnten, stellt darüber hin- 
aus eine Ordnungswidrigkeit dar, die die OFD eben- 
falls ungeahndet ließ. Der diesbezügliche § 33 AWV 
lautet: 

Ordnungswidrig handelt, wer „eine Auskunft nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig erteilt, geschäft- 
liche Unterlagen nicht vorlegt oder eine Prüfung 
nicht duldet". 

Eine weitere Machbarkeitsstudie („feasibility study 
phase 1" vom 1. April 1985) lag der OFD zwar vor, sie 
wurde jedoch nicht ordnungsgemäß ausgewertet. Auf- 
grund eines Zeitungsberichts ist den Mitgliedern des 
1 . UA -11. WP bekannt, daß in der Studie die folgende 
Feststellung enthalten ist: 


„Die Konstruktionszeichnungen für ein U-Boot und 
die Konstruktionszeichnungen des Typs 1500 ste- 
hen in Südafrika zur Verfügung." 

(„die tageszeitung" vom 4. 2. 1988) 

Dieser Satz hätte bei der OFD Zweifel daran wecken 
müssen, ob die Angaben der Firmen, es seien angeblich 
nur unvollständige Konstruktionsunterlagen nach 
Südafrika geliefert worden, zutreffend ist. In der „feasi- 
bility study" basieren alle Überlegungen der Autoren 
von HDW auf dem kompletten Vorhandensein der Un- 
terlagen für den Bau von U-Booten. 

Selbst nach ausdrücklichen Hinweisen von Mitglie- 
dern des 1. UA - 1 1. WP auf die Notwendigkeit, be- 
stimmte - dem Ausschuß bekanntgewordene - Fir- 
menakten zu besorgen, blieb die OFD Kiel untätig. 

Dies gilt insbesondere für den sog. „Ingwersen-Ver- 
merk". Der weiter oben erwähnte Hinweis auf die an- 
geblich nach Südafrika gelieferten Unterlagen für das 
CWCS-Waffensystem ist - laut Presseberichten - in 
diesem Vermerk des IKL vom 1 5. Oktober 1 984 enthal- 
ten. Verfasser dieses 12seitigen Vermerks ist ein Herr 
Ingwersen vom IKL. Im einzelnen sollen nach diesem 
Vermerk die folgenden Dokumente nach Südafrika ge- 
liefert worden sein: 

CIC (Combat Information Centre)- Anordnung 

— Anordnung des Überwasserfahrstandes 1650 M 

— Anordnung Brückenfahrstand 205 

— Übersicht interne Kommunikation 1650/650“. 

Trotz der erkennbaren Wichtigkeit des Ingwersen- 
Vermerks für die OFD-Ermittlungen, erklärte der 
Zeuge Budrat, daß er sich dieses Dokument nicht be- 
sorgen werde: 

„Abg. Gansei (SPD): . . . Aus verschiedenen Presse- 
meldungen ergibt sich, daß in diesem Ingwersen- 
Vermerk die Übergabe von Unterlagen beschrieben 
worden ist, die offenbar den Prüfern des BAW und 
des Verteidigungsministeriums nicht bekanntge- 
macht worden ist. War dies für Sie Anlaß, noch ein- 
mal den Sachverhalt auf Vollständigkeit hin zu er- 
mitteln, auch nach dem Schreiben des Generalbun- 
desanwalts? 

Z. Budrat: Dieser sogenannte Vermerk, der ist ja 
dem Ausschuß vorgelegt worden seinerzeit, wenn 
ich das richtig aus der Presse entnommen habe. Und 
ich nehme an, wenn die Firma das dem Ausschuß vorge- 
legt hat, dann wird da nicht so Aufregendes dringestan- 
den haben. 

Abg. Gansei (SPD): Herr Zeuge, verstehen Sie, daß 
wir argwöhnisch sind, weil wir diesen Vermerk jetzt 
nur in einer radikal gekürzten Fassung erhalten ha- 
ben, wo gerade das fehlt, was für die OFD z. B. inter- 
essant sein könnte? 

Z. Budrat: Mir ist nicht bekannt, was da interessant sein 
könnte für uns. 


Abg. Frau Eid (GRÜNE): . . . Wenn Sie, Herr Budrat, 
jetzt wissen, daß dieser Vermerk nur verkürzt vor- 
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liegt, wären Sie denn bereit, dem noch einmal nach- 
zugehen und den gesamten Vermerk bei IKL anzu- 
fordern? 

Z. Budrat: Ich habe erfahren, daß der Generalbun- 
desanwalt diesem Vermerk nachgeht. Ich sehe des- 
halb nicht, warum ich jetzt im Augenblick dem Ver- 
merk nachgehen soll - 

Abg. Gansei (SPD): Entschuldigung, der General- 
bundesanwalt hat Sie doch gebeten, ihm den Ver- 
merk zu beschaffen, wenn ich das Schreiben rich- 
tig - 

Z. Budrat: Ja, weil er den doch offenbar für seine 
Überlegungen - ich weiß nicht, was er vorhat - be- 
nötigt. Wenn ich ihn hätte, hätte ich ihm den auch 
gegeben, natürlich. 

Abg. Frau Eid (GRÜNE): Das heißt: Sie besorgen 
ihn? 

Z. Budrat: Bitte? 

Abg. Frau Eid (GRÜNE): Sie besorgen ihn? 

Z. Budrat: Ich besorge ihn? Nein. Wie kommen Sie 
darauf? Ich bin gefragt worden, ob ich ihn habe, und 
ich habe gesagt: Ich habe ihn nicht." 

(28. Sitzung, S. 69-71 des Protokolls, Hervorhebun- 
gen d. d. Verf.) 

Neben der äußerst nachlässigen Herangehensweise bei 
der Prüfung und Beschaffung der Firmenunterlagen ist 
die OFD Kiel auch bei der Vernehmung von Zeugen 
ihren Pflichten nicht gerecht geworden. Obwohl alle 
Aussagen von IKL- und HDW- Vertretern darauf hin- 
wiesen, daß die Firmen von einer mündlichen Geneh- 
migung des U-Boot-Geschäftes durch die Bundesregie- 
rung ausgingen, ist kein einziger Vertreter der Regie- 
rung als Zeuge vernommen worden. Damit sind Ermitt- 
lungen gegen Mitglieder der Bundesregierung wegen 
einer möglichen Mittäterschaft von vornherein ausge- 
schlossen worden. 

Nachdem die Vollversammlung der VN in einer Reso- 
lution vom 22. November 1989 das Thema U-Boot-Ge- 
schäft deutscher Firmen mit Südafrika aufgegriffen und 
die Bundesregierung aufgefordert hatte, ihrer Verant- 
wortung zur Einhaltung des Rüstungsembargos gegen 
Südafrika dadurch gerecht zu werden, daß die Firmen 
strafverfolgt werden, sah sich die Staatsanwaltschaft 
Kiel zur Eröffnung eines Ermittlungsverfahrens veran- 
laßt. Bis dahin hatte sie keinen Anlaß zum Handeln 
gesehen, da die auswärtigen Beziehungen der Bundes- 
republik Deutschland angeblich durch das U-Boot-Ge- 
schäft nicht erheblich gestört worden seien. 

Aufgrund von Presseveröffentlichungen ergibt sich ein 
ungefähres, aber mit Sicherheit unvollständiges Bild 
über die von der Staatsanwaltschaft Kiel bei ihren 
Hausdurchsuchungen im Frühjahr 1990 erzielten Er- 
mittlungsergebnisse. 

In einem Schreiben an den Bundesjustizminister vom 
21. März 1989 faßte die Staatsanwaltschaft ihre bishe- 
rigen Erkenntnisse zusammen. Die öffentlich bekannt- 
gewordenen Zitate aus diesem Schreiben lauten: 


„Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß entge- 
gen allen Beteuerungen der Beschuldigten das Süd- 
afrika-Geschäft über den Juni 1985 hinaus seine 
Fortsetzung fand, entgegen allen bisherigen Fest- 
stellungen mit großer Wahrscheinlichkeit sämtliche 
Unterlagen geliefert wurden.“ 

(Quelle: PANORAMA: 3. 4. 1990) 

„ . . . entgegen der bisherigen Annahme damit zu 
rechnen ist, daß die U-Boote auch gebaut werden, 
wobei nach dem damaligen Zeitplan die Konstruk- 
tion Ende 1987 im wesentlichen abgeschlossen und 
der Produktionsbeginn Ende 1988 sein sollte." 
(Quelle: ebenda) 

Hierbei stützt sich die Staatsanwaltschaft offensicht- 
lich auf einen Vermerk von Herrn Hansen-Wester 
über ein Treffen am 9-/1 0. Juni 1986, in dem es heißt: 

„Ende 1987 soll die Bauanweisung fertiggestellt wer- 
den . . . und die Konstruktion im weiteren abge- 
schlossen sein. Ende 1988 soll Produktionsbeginn 
sein und mit Komponentenlieferungen begonnen 
werden." 

(Quelle: ebenda) 

HDW habe Unterlagen „über das identische Indien-U- 
Boot, Typ 1500" sowie streng vertrauliche „Bauvor- 
schriften der Bundesmarine", NATO-Richtlinien und 
die „HDW-eigene Neuentwicklung der Torpedorohre" 
nach Südafrika geliefert. 

(Quelle: Der Spiegel, 30. 4. 1990) 

„In a letter dated March 21, 1990, the state prosecutor 
wrote to the Federal Minister of Justice that HDW and 
IKL had given to South Africa .documents (partly in a 
neutralised form) on the identical Indian boat type 
1 500 (number 186) like the final trim calculation accor- 
ding to BV 1033 stability and the magnetic signature/ 
measuring, and it was planned to deliver end of 1 986 or 
beginning of 1 987 the Fat (factory acceptance test), Hat 
(harbour acceptance test) and Sat test trial results 
which were made for the Indian submarine and to deli- 
ver the documentation which was checked by the Ger- 
man Lloyd in Hamburg . . . ' The letter added that it 
was highly probable that complete documents on the 
Indian submarine had been delivered and among them 
were some which according to the secret list submitted 
to India on April 6, 1982, were classified. These con- 
cerned the details on ,a) maximum speed b) diving 
depth c) photos of the submarine’s model, d) trim calcu- 
lations and e) stability documents', the letter conclu- 
ded." 

(Quelle: Indian Times, 18. 5. 1990) 

Exkurs: 

Neue Erkenntnisse über die geheime Fortführung des U- 
Boot-Geschäfts nach den Durchsuchungsaktionen der 
Staatsanwaltschaft Kiel: 

Auch das Landgericht Kiel ging in seiner Entscheidung 
vom Juli 1 990 davon aus, daß die Firmen zumindest bis 
Anfang 1987 ungenehmigt weiter nach Südafrika gelie- 
fert haben. Im einzelnen waren das die folgenden Liefe- 
rungen — wobei wir nur diejenigen Lieferungen nach 
dem Juni 1985 aufführen, die nicht schon an anderer 
Stelle in diesem Bericht genannt sind und die sich nach 
Presseinformationen auf die von der Staatsanwalt- 
schaft Kiel aufgefundenen Beweismittel beziehen; 
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- Das Jahr 1985 

a) Besprechung am 30. 9. - 2. 10. 1985 beim IKL in Lü- 
beck sowie in Travemünde 
(Quelle PANORAMA, 3. 4. 1990) 

Notiz Lutz Nohse über diese Besprechung: 

„to help the dient (build the CIC of the submarine on 
a 1 : 5 scale model) the dient will receive in about 
three weeks time one set of photos of the newly 
constructed 186". By „end of October the dient will 
also get one set of the photos which we have made 
for the second IK 70 model from the first model". 
(Quelle: Indian Express, 18. 5. 1990) 

Übergeben wurde bereits „die Bauanleitung". „Ab- 
sprachegemäß soll LSM Ende Oktober und Ende 
November die Mikrofilme . . . erhalten", außerdem 
„einen Satz von Fotos, wie wir ihn . . . vom ersten 
Modell angefertigt haben." 

(Quelle: Stern vom 19. 4. 1990) 

„Ein Satz Fotos vom Neubau 186", dem ersten In- 
dien-U-Boot, wurde „als Hilfestellung“ für Südafrika 
versprochen, außerdem wurde „Aufstellung Mate- 
rialmengengerüst für das Modell analog IK 70 zuge- 
sagt" sowie ein Satz Fotos „für das zweite IK-70-Mo- 
dell". 

(Quelle: Der Spiegel, vom 30. 4. 1990) 

Erläuterung: Das indische U-Boot-Projekt trägt den 
Namen „IK 70", die indischen U-Boote tragen die 
Nummern 186-189. 

Prof. Ulrich Gabler soll für 1 wöchige Vorlesung und 
für ein Design-Training nach Südafrika geschickt 
werden. 

(Quelle: PANORAMA, 3. 4. 1990) 

Vermerk IKL: 

„Der Kunde (gemeint ist Südafrika, Red.) hatte am 
2. 10. 85 ein Gespräch mit dem GL (Kruse) bezüglich 
quality control. Der GL hat seine grundsätzliche Be- 
reitschaft erklärt, die erforderlichen Arbei- 
ten . . . durchzuführen." 

Mit GL ist der internationale Schiffs-TÜV Germani- 
scher Lloyd in Hamburg gemeint. 

(Quelle: Stern vom 19. 4. 1990) 


b) Besprechung am 6. 1 1. 1985 in Lübeck 

Teilnehmer: Karl-Friedrich Albrecht, Lutz Nohse und 
Herr Abels vom IKL. 

(Quelle: PANORAMA, 3. 4. 1990) 

Über dieses Treffen gibt es einen Vermerk von Herrn 
Nohse: 

1. All Software deliveries have been made in time 
so that the dient can take up his work in time. 

2. Only the calculations are missing. The reasons 
for this are known. We hope that we can deliver 


the calculations at a later date. Should this not be 
possible, a construction of the submarines could 
be done nevertheless, the more so as the subma- 
rine which has been built according to these 
plans is presently under trial procedure which 
means that all main data will be available in 
these months. The dient will get the trial results 
— according to the contract — after completion of 
the trials. 

3. It has been agreed upon with the dient that he 
will get all changed drawings only after delivery 
of the first boat . . . (to India) 

5. All documentation documents are, according to 
the contract, to be delivered only after delivery 
of the first boat". 

(Quelle: Indian Express, 18. 5. 1990) 

„Alle Software-Lieferungen sind vertragsgemäß er- 
folgt, so daß der Kunde seine Arbeiten termingerecht 
aufnehmen kann." Weiteres Thema: das U-Boot-Mo- 
dell. Es wird vereinbart, daß es am Kap mit Hilfe von 
IKL gebaut wird. „Weitere Dokumente liegen zum Ab- 
holen bereit“. 

(Quelle: PANORAMA, 3. 4. 1990) 

IKL- Vermerk 7. 1 1. 85: 

LSM war ausersehen, das U-Boot-Modell „mit Unter- 
stützung des IKL" zu bauen. „Die ersten Lieferungen 
sind erfolgt, weitere liegen zum Abholen bereit." 
(Quelle: Der Spiegel, 30. 4. 1990) 

— Das Jahr 1986 
cj 19. März 1986: 

In einem Vermerk erklärt Peter Hansen- Wester: 

„ . . . final trial test can be delivered only after delivery 
of boat number 1 in August 1986 ..." 

(Quelle: Indian Times, 18. 5. 1990) 


dj Telefon-Notiz 21. März 1986 (wahrscheinlich Hansen- 
Wester) 

„Die Mikrofilme für die Schalttafelzeichnungen wer- 
den von Herrn Schulz (Siemens Südafrika) direkt ins 
Kundenland gebracht. Die Verrechnung erfolgt zwi- 
schen Siemens und dem Kunden direkt". 

(Quelle: PANORAMA 3. 4. 1990) 

e) Notiz vom 6. Mai 1 986 

Verfasser: Peter Hansen-Wester 

„Reference: telephone call with M on 5. 5. 1986 . . . 
Sat results of 186 have been given to Hansen- 
Wester privately today. M could not check them up 
tili now and asked Prof. Gabler and Hansen-Wester 
to critically check them before delivery to the 
dient . . , Rathjens will check after coming back from 
delhi how the missing documents can be delivered to 
the clients". 

(Quelle: Indian Times, 18. 5. 1990) 
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l) Notiz vom 21. Mai 1986 

Verfasser: Peter Hansen- Wester 

„The following documents will be given to the Cour- 
ier (Steenkamp) in the 2 Ist week: 

- sat — results 

- Programme for g and q calculation 

- judgement of the index 5 c/m 2 for pressure/load by 
rough sea" 

(Quelle: The Indian Times, 18. 5. 1990) 

Mai 1986 

„Die Seeabnahme-Tests des Indien-U-Boots, so er- 
gibt sich aus sichergestellten Unterlagen, wurden 
von einem IKL-Mitarbeiter einem südafrikanischen 
Botschaftskurier im Mai 1986 übergeben“. 

(Quelle: dpa 10. 4. 1990) 

Mai 1986 

Vermerk: Peter-Hansen- Wester 

„Die Kojenkapazität" sollte auf „47 Personen" erhöht 
und ein größerer Unterwasserausstieg eingebaut 
werden. „Ein Taucherausstieg aus dem Turm über 
zweiseitige Klappen ist bei den Argentinien-Booten 
ausgeführt worden". Die „entsprechenden Unterla- 
gen" würden auch Südafrika „zugänglich gemacht“. 
(Quelle: Stern, 19. 4. 1990) 

g) Anfang Juni 1986 

„Wie der Deutschen Presseagentur (dpa) am Dienstag 
bekannt wurde, sind der südafrikanischen Vertrags- 
firma LSM von den beiden deutschen Lieferanten auch 
zwei NATO-Richtlinien sowie zum Teil streng ver- 
trauliche Bauvorschriften der Bundesmarine zum U- 
Boot-Bau übergeben worden. Die Übergabe erfolgte 
Anfang Juni 1986 durch einen IKL-Geschäftsführer 
(Quelle: dpa vom 10. 4. 1990) 

„Aus vor kurzem sichergestellten Akten der Firma 
geht jedoch hervor, daß verschiedene vertrauliche 
Bauvorschriften der Bundesmarine sich damals bereits 
im Besitz der Südafrikaner befanden. Danach wurde 
eine Bauvorschrift über Druckhöhen und Belastungen 
(BV 0111/2) für U-Boote bereits am 3. Juni 1986 dem 
südafrikanischen Vertragspartner LSM übergeben. 
Aus gefundenen Vermerken ist weiter zu entnehmen, 
daß an diesem Tag auch zwei vertrauliche NATO- 
Richtlinien (STANAG 4141 und 4142) an LSM ausge- 
händigt wurden." 

(Quelle: dpa vom 9. 5. 1990) 


h) 9./10. Juni 1986 

Besprechung Hansen- Wester/Gabler/südafrikanischer 
Vertragspartner 

(Quelle: PANORAMA, 3. 4. 1990) 


Thema laut PANORAMA: Fehler und Mängel der Sie- 
mens-Liste und die Mitarbeit von MTU. Hansen-We- 
ster notiert: 

„Bezüglich der endgültigen Konzeption der Dieselmo- 
toren erfolgen weitere Abstimmungen zwischen dem 
Kunden und der MTU“ in Südafrika. Die technische 
Abnahme der U-Boote soll durch den Germanischen 
Lloyd in Hamburg für 10 Millionen DM erfolgen." 

(Quelle: PANORAMA, 3. 4. 1990) 

10. Juni 1986 

Notiz: Peter Hansen- Wester: 

„The delivery of the preliminary test results is ongoing 
and will continue. completion is expected end of Sep- 
tember 1 986 . . . the logistic documentation is estima- 
ted to be available end of 1986, delivery last quarter of 
1986." 


10. Juni 1986 

Der Südafrikaner Mathers verfaßt laut „Indian Times" 
einen Annex, der die Daten beinhaltet, die Südafrika 
von den deutschen Firmen über das Indien U-Boot ha- 
ben will. Dieser Annex hat den folgenden Wortlaut: 

„Information required: overall performance and cha- 
racteristics (build No 186 as built and trialed) 


1. Displacement 

- Dived 

- Surface 

2. Stability values 

- Dived 

- surface 

3. Draught 

- normal state (ready to 


dive)-forward, mid- 
ships, all-minimum 
possible for docking 

4. Sea water specific 


gravity ränge 

- normal 

- with special arrange- 


ments 

5. Maximum di ving depth 

- operational 

- test 

6. Speed, maximum 

- dived 

- surface 

- snorling 

7. Speed versus ränge 

- dived (state capacity 

tables/curves 

Start and finish) 

- dived/snorling transit 


(State indiscretion 
rate and fuel remain- 
ing) 

8. Turning circle 

- dived (state-speed) 

9. Time to dive from sur- 

- surface 

face weight 

10. Maximum rate of 

state speed(s) 

change of depth 

- at different speeds 

11. Passenger Carrying 

- for different periods of 

capacity 

time 

1 2. Cargo carrying capa- 

- volumes and weights 

city endurance 

- with full crew 

- with full crew plus 


passengers 
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14. weapon firing rate - preloaded in tubes 

oniy 

- including reserves 

15. Diver lock-out perfor- 
mance (dives per hour 
out/in) 

16. Noise signature data 

17. Magnetic signature 
data 

Sd./Mathers." 

(Quelle: Indian Times, 18. 5. 1990) 

i) 12. Juni 1986 

Vermerk: Peter Hansen- Wester 

„5.4 if Indian boat nr. 186 will be measured magneti- 
cally, the customer asks to get the results. Rathjens 
says he will take care of that . . . Completion of the 
sat-tests will be done end ol September 1986. The 
customer has already been informed ol the achieved 
vmax (probably maximum speed) the customer gave 
us a table of information which he would urgently 
need. The informations shall be given as soon as 
possible, if they were already available" (Bei dem 
„Table of information" handelt es sich offenbar um 
den oben wiedergegebenen Annex (Anmerkung d. 
Verf.). 

(Quelle: Indian Times, 18. 5. 1990) 

„The customer asks for immediate delivery of docu- 
mentation. He wants to pay 10 million german marks 
for the documentation". 

(Quelle: Indian Times, 18. 5. 1990) 

LSM solle nach dem Vermerk Hansen-Westers auch 
„weitgehend selbständig die Bauanweisung erstellen, 
die Konstruktionsänderungen durchführen“ und 
„sämtliche Konstruktionsunterlagen für die Bauwerft 
aufbereiten". 

Wichtigster Verhandlungspartner für die deutschen 
U-Boot-Bauer bei LSM in Kapstadt ist laut „Spiegel“ 
der frühere IKL-Konstrukteur Karl Stülpner. 

(Quelle: Der Spiegel, 30. 4. 1990) 

j) 17. Juni 1986 
Vermerk Hansen- Wester 

„Files of Hansen-Wester show that the south africans 
are already modifiying the submarine plans for the 
type 1 500 (the indian one) to suit their own needs. It is 
discussed for example, that as different from the 1 500 
indian plans, the South African's pressure hüll length 
will be reduced from 50.75 metres to 49.74 metres and 
the height will be reduced from 12.95 metres to 12.78 
metres. On the same date Hansen-Wester teils the 
South Africans that the actual measured dived stability 
of the Indian T 1500 submarine is 330 mm.“ 

(Quelle: Indian Times, 18. 5. 1990) 

k) 18. Juni 1986 

Beide Seiten haben sich jetzt auf einen Weg verständig 
„to deliver the sensitive documentation". 

(Quelle: The Indian Times, 18. 5. 1990) 


l) 30. Juni 1986 

Hansen-Wester kündigt die Lieferung von „Einrich- 
tungszeichnungen“ und „Meßprotokollen" der Indien- 
U-Boote an. 

(Quelle: Der Spiegel, 30. 4. 1990) 

m) 3. Juli 1986 
Vermerk: Hansen-Wester 

„1. Test results-deliveries. The delivery of the final 
and complete Sat-documents will be made by 
October 1986. Answers to the questions raised 
in annexe 2 (10. 6. 1986) will be given in the next 
meeting in the 32nd week. The answers are vital 
for CIC (combat information centre) as the con- 
struction decision will be made on those 
grounds“. 

(Quelle: Indian Times, 18. 5. 1990) 

„The final dates on the stability of the pressure 
hui! of submarine B 186 will be given to LSM at 
the next meeting. To assure the customer of the 
stability of the boats 1 86- 1 89 and that the stabil- 
ity dates have really been reached with boat 
Nr. 186, Professor Gabler and Hansen-Wester 
have been asked to sign a certificate of confirma- 
tion for the CIC. This has been done“. 

(Quelle: ebenda) 


n) 18. November 1986 
Vermerk: Hansen-Wester 

„HDW has given to the German Lloyd the order to 
inspect the documentation of T 1 500. Indication for the 
delivery of the documents to the IN (Indian navy): 

HDW has agreed with the IN to deliver the final proto- 
cols by 15th December 1986. Immediately afterwards 
delivery will take place to Abdomen“. 

(Abdomen scheint laut „Indian Times“ der Kode-Name 
für die südafrikanische Botschaft in Bonn zu sein.) 

„Final trim calcuation according to BV 1033 (German 
Federal Navy's statues) for B. 186 (the Indian boat) has 
been handed over to CHH in a neutralized form“. 
(CHH steht laut „Indian Times“ für C. H. Hock.) 
(Quelle: Indian Times, 18. 5. 1990) 

Hansen-Wester notierte am 18. November 1986 laut 
„Spiegel“, daß die technischen Daten der sog. Trimm- 
Prüfungen für die Stabilität des ersten Tauchbootes „in 
neutralisierter Fassung übergeben” worden seien. 
(Quelle: Der Spiegel, 30. 4. 1990) 

Hansen-Wester notierte am 18. November 1986 laut 
„Stern“: 

„Komplette Unterlagen für eine Testsektion hat GR 
erhalten." (GR ist das Kürzel für Gerd Rademann) 
(Quelle: Stern 19. 4. 1990) 
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o) Vermerk Hansen-Wester: (Ende 1986 lt. „Spiegel") 

„GR" habe die kompletten Fertigungsunterlagen für die 
„TOROS" (gemeint sind Torpedorohre) erhalten 
ebenso wie die kompletten Unterlagen für eine „Test- 
aktion" sowie Vorschriften für den U-Boot-Bau „vom 
4.2.86". 

(Quelle: Der Spiegel, 30. 4. 1990) 

Die CDU/CSU-Fraktion im Untersuchungsausschuß 
hatte während der gesamten Ausschuß-Tätigkeit bis 
zum Bekanntwerden der Akten der Staatsanwaltschaft 
Kiel in der Öffentlichkeit immer mit Vehemenz vertre- 
ten, es gebe nichts mehr aufzuklären und es sei auch 
nach dem Sommer 1985 nichts mehr nach Südafrika 
geliefert worden. 

Im Zwischenbericht des Untersuchungsausschusses 
vom 20. Dezember 1989, dem die CDU/CSU-Fraktion 
zugestimmt hat, heißt es z. B.: 

„Mitgliedern der Bundesregierung und ihren Mitar- 
beitern war eine Verhinderung der erfolgten Liefe- 
rungen schon deshalb nicht möglich, weil sie nicht 
wußten, daß trotz einer Verneinung der Chancen für 
eine Genehmigung Lieferungen erfolgen würden. 
Nach Bekanntwerden von Teillieferungen hat die 
Bundesregierung die erforderlichen Maßnahmen 
durch Einleitung eines Ermittlungsverfahrens er- 
griffen. Abgesehen von der einen Tag nach dem 18. 
Juni 1985 erfolgten Lieferung sind dann keine weite- 
ren Unterlagen ausgeliefert worden." 
(BT-Drucksache 11/6141, S. 56) 

Unter dem verheerenden Eindruck des Aktenstudiums 
und unter dem Druck der aus den Akten an die Öffent- 
lichkeit gelangten Einzelheiten, machte sich eine Dele- 
gation der CDU/CSU-Fraktion auf den Weg nach Süd- 
afrika, um dort vom 3 1 . März - 8. April 1 990 angeblich 
nach einem U-Boot Ausschau zu halten. Zur Delega- 
tion gehörten auch zwei Mitglieder des Untersu- 
chungsausschusses, die Abgeordneten Börnsen und 
Carstensen. 

Wahrheitswidrig erklärte besonders der Abg. Börnsen 
immer wieder, man habe den anderen Fraktionen vor- 
geschlagen, eine gemeinsame Reise des Ausschusses 
nach Südafrika zu unternehmen, und dies sei abge- 
lehnt worden (z. B. Flensburger Tageblatt 14. 4. 1990). 

Der Abg. Ursula Eid war vielmehr im Juli 1987 von der 
südafrikanischen Regierung die Einreise nach Südaf- 
rika verweigert worden, weil sie dort die Werft San- 
dock Austral besichtigen wollte. 

Nach Rückkehr von der Reise erklärte der CDU- Abge- 
ordnete Heinz Günther Hüsch auf die Frage, ob er 
denn jetzt ausschließen könne, daß demnächst in Süd- 
afrika ein U-Boot gebaut werde: 

„Nein, das kann niemand ausschließen. Keiner kann 
in die Gehirnschalen von Geheimdienstmitarbeitern 
gucken oder geheime Militärüberlegungen über- 
schauen. Die Südafrikaner besitzen diese 4700 deut- 
schen Blaupausen aus dem Jahr 1984 und bestreiten 
dies auch nicht. Aber sie erklären — und nur darauf 


kann ich mich stützen — , daß sie zur Zeit nicht die 
Absicht haben, ein U-Boot zu bauen. Außerdem er- 
klären sie, daß die deutschen Unterlagen nicht zum 
Bau ausreichen." 

(Bonner Rundschau vom 11.4. 1990) 

Der Abg. Börnsen erklärte außerdem, der UDF- und 
ANC-Vertreter „Terror" Lekota habe ihm versichert, 
es sei „völlig ausgeschlossen", daß heimlich an dem 
U-Boot gebaut werde (Deutsches Allgemeines Sonn- 
tagsblatt 20. 4. 1990). 

In einer Erklärung unmittelbar nach dem Gespräch mit 
der CDU-Delegation hatte Lekota richtiggestellt, er 
habe mit der Delegation überhaupt nicht über U-Boote 
gesprochen. 

Die Erklärung lautet: 

„RESPONSE TO ALLEGATIONS BY W/GERMAN 
PARLIAMENTARIANS 

I confirm that during their visit to South Africa, Dr. 
Hüsch and two other West German Parliamenta- 
rians met with me and two other members of the 
United Democratic Front (UDF). 

I firmly deny that I discussed the matter of the alle- 
ged building of the submarine by South Africa and 
the West German Governments. 

The matter has never been discussed in any of the 
councils of the UDF and I have no independent Infor- 
mation of any kind on that matter. 

I am not wäre of any official pronouncements by the 
ANC on this question. It is impossible that I could 
have represented an ANC position on the issue. 

The only matter which I discussed at some length 
with one of these gentlemen, (Kartensen?) was the 
negotiation process. 

I intend to lodge a strong protest with the Consul- 
General of the West German Government on this 
matter! 

PATRICK .TERROR' LEKOTA 
12. 4. 1990" 

Es fällt ferner auf, daß die Delegation entgegen ihrer 
ursprünglichen Ankündigung, sie wolle nach ihrer 
Rückkehr den U-Boot-Untersuchungsausschuß über 
ihre Erkenntnisse informieren (vgl. Die Welt, 
3. 4. 1990), dieses nicht getan hat. 

Dieses erstaunliche Versäumnis hängt möglicherweise 
mit einer Sendung des Fernsehmagazins MONITOR 
zusammen, die am 24. April 1990 detailliert nachge- 
wiesen hat, wie die CDU-Abgeordneten „reingelegt" 
worden sind. 

Die Recherchen des MONITOR-Magazins haben au- 
ßerdem wichtige neue Erkenntnisse für die Arbeit des 
Untersuchungsausschusses erbracht. Der Ablauf des 
CDU-Besuches und die Aussage eines Ingenieurs der 
Dorbyle- Werft zeigen, mit welchen konspirativen Me- 
thoden der U-Boot-Bau in Südafrika offensichtlich vor- 
angebracht wird. 
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In der Sendung heißt es u. a.: 

„Von der Landseite her nähert sich die CDU-Delega- 
tion der Werft zur Inspektion. Wir dürfen sie nicht auf 
das Werftgelände begleiten. 

Arbeiter vor dem Werkstor. 

Wir nutzen die Wartezeit und fragen nach den U-Boo- 
ten? 

Gerüchte und erste Hinweise: 

,Wir haben von einem U-Boot-Projekt gehört. Einige 
Kollegen sollen als Geheimnisträger zum Stillschwei- 
gen verpflichtet werden. 1 

Wir sprechen noch mit weiteren Werftmitarbeitern. 
Schließlich bekommen wir Kontakt zu einem Inge- 
nieur. Er sagt aus. Nach südafrikanischen Gesetzen ist 
das Hochverrat. Deswegen haben wir die Stimme ver- 
ändert. 

Ingenieur: 

.Genau in der Nacht, bevor die Politiker aus Deutsch- 
land bei uns eintrafen, wurden Teile des Montage-Ge- 
rüstes mit Lastwagen vom Werftgelände geschafft. An- 
dere Teile sind noch auf der Werft. Sie wurden mit 
Planen abgedeckt/ 

Film/Sprecher: 

Diese Angaben führen uns auf die Spur. Ein heimliches 
Foto über die Mauer zeigt die grün abgedeckten 
U-Boot-Gerüste. Die CDU-Delegation hat offenbar 
nicht hingesehen. 

(...) 

Was hier wirklich geschieht, erfahren wir von dem 
Werftingenieur. 

Ingenieur/Interview 

— .Was ist mit dem Plan Südafrikas, U-Boote nach 
deutschem Muster zu bauen?' 

— .Der besteht definitiv. Wir arbeiten zur Zeit an den 
Montagegerüsten, Zeichnungen und der Erneue- 
rung der Werftanlagen.' 

— .Ist das sicher?' 

— .Ganz sicher, ja.' 

— .Wie heißt das U-Boot-Projekt?' 

— .Der Name ist Alex.' 

— .Ein geheimes Projekt?' 

— ,Ja, streng geheim.' 

— .Können Sie Einzelheiten nennen?' 

— .Zur Zeit werden Brennschneideautomaten und 
Stahlpressen aufgestellt. Bald kommen weitere Ma- 
schinen, z. B. Fräsen und andere Maschinen, die für 
diese Präzisionsarbeit nötig sind. Alle Maschinen 
kommen aus Deutschland.' 

— .Sind die Verträge schon unterzeichnet?' 

— ,Ja, sicher. Eine Reihe von deutschen Firmen liefert 
Maschinen. Ob sie wissen, wofür, ist mir unbekannt, 
Aber sie liefern auf jeden Fall.' 

— .Können Sie den Namen einer Firma nennen?' 

— ,Ja, Messer-Griesheim ist eine davon. Die Firma lie- 
fert Brennschneid- Automaten.’ 

— .Werden Mitarbeiter der Werft zum Training nach 
Deutschland geschickt?' 


— ,Ja, Mitarbeiter werden regelmäßig nach Deutsch- 
land geschickt.' 

Film/Sprecher: 

Hier entsteht eine komplette U-Boot-Fabrik. Das be- 
zeugen uns auch andere Mitarbeiter der Werft. Deut- 
sche Firmen liefern die Maschinen im Gesamtwert von 
80 Millionen Mark. 

Deutscher U-Boot-Stahl wird hier in Schweißversu- 
chen erprobt. 

Auch der Umbau der Werft vollzieht sich nach deut- 
scher Planung. 

MONITOR veröffentlicht erstmals eine Geheimstudie, 
entwickelt von der Kieler HDW-Werft. In den alten 
Hallen sind schon Maschinen für den U-Boot-Bau auf- 
gestellt. Die orange markierten Gebäude werden abge- 
rissen. An der gelb markierten Stelle entsteht die Halle 
für die Endmontage der U-Boote. 


Ingenieur: 

,Es gibt einen Sicherheitsbereich auf der obersten 
Etage des Werft-Gebäudes, der nur für dieses Projekt 
bestimmt ist. Dort arbeiten mehrere Mitarbeiter an die- 
sem Projekt. Andere Ingenieure arbeiten in Kapstadt 
daran. Die Mehrheit davon sind Deutsche. Sie überar- 
beiten und modernisieren die von den Deutschen gelie- 
ferten Zeichnungen.’ 

— .Haben die regulär Beschäftigten der Werft Zugang 
zum Sperrbereich?' 

— .Nein, der Bereich ist mit einer Stahltür abgeriegelt. 
Man muß eine Kennkarte haben, um hineinzukom- 
men.' 

Film/Sprecher: 

Der Ingenieur führt uns auf die Spur. Hier wird das 
Projekt Alex koordiniert. Der U-Boot-Sicherheitsbe- 
reich. Auch ihn hat die CDU-Delegation übersehen. 

Ingenieur/Interview 

— .Wer leitet den Bau der U-Boote?' 

— .Armscore.' 

— .Was ist das?' 

— .Das ist die staatliche Rüstungsagentur.' 

— .Ist Armscore schon aktiv auf der Werft?' 

— ,Ja, sie haben ein Büro in der Firma.’ 

— .Wer bezahlt das Projekt?' 

— .Armscore bezahlt alles.' 

— .Auch für die deutschen Ingenieure?' 

— ,Ja, Armscore bezahlt auch für sie.' 

Film/Sprecher: 

Der deutsche Techniker Karl Ahrens gestern morgen 
vor seinem Haus in Durban. Die CDU-Delegation wuß- 
te, daß er auf der Marine- Werft arbeitet. Ein Gespräch 
mit ihm hätte über das U-Boot-Projekt Klarheit schaf- 
fen können, denn Ahrens ist Mitwisser. 

Er selbst listete im vergangenen Jahr in einem Memo- 
randum die Kosten auf, die bei der Lagerung und War- 
tung der U-Boot-Gerüste entstehen. Unterschrift: Karl 
Ahrens." 
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Während der südafrikanische Staatspräsident Willem 
de Klerk bei seinem Besuch bei Bundeskanzler Helmut 
Kohl am 21. Mai 1990 versicherte, in der Vergangen- 
heit seien in Südafrika keine U-Boote gebaut worden 
und es würden auch gegenwärtig keine gebaut, zeigte 
sich der ANC-Vizepräsident Nelson Mandela bei sei- 
ner Bonn-Visite am 12. Juni 1990 überzeugt davon, 
daß Südafrika die U-Boot- Pläne auch nutzen werde, 
wenn es sie habe. Im übrigen zeigte sich Mandela ge- 
genüber der Bundesregierung sehr besorgt über das 
U-Boot-Geschäft. 

Bundeskanzler Kohl wies bei seiner Vernehmung am 
31. Mai 1990 darauf hin, daß er Staatspräsident de 
Klerk noch einmal ausdrücklich gebeten habe, erneut 
zu prüfen, ob seine Angaben über den U-Boot-Bau 
wirklich stimmten, da es sich ja um Vorgänge aus der 
Amtszeit seines Vorgängers handele. Diesen Hinweis 
und diese Bitte habe de Klerk mit nach Hause genom- 
men. Der Zeuge Kohl ging davon aus, daß er von de 
Klerk in dieser Sache noch einmal hören werde (53. 
Sitzung, S. 64 - 66 des Protokolls). 

Dem Untersuchungsausschuß ist nicht bekanntgewor- 
den, was die erneute Überprüfung des U-Boot-Baus 
durch Staatspräsident de Klerk ergeben hat. 

Aufgrund eines Urteils des Landgerichts Kiel vom 
4. Juli 1990, dessen Text immer noch geheim gehalten 
wird und der dem Untersuchungsausschuß nicht zuge- 
gangen ist, hat die Staatsanwaltschaft Kiel am 17. Sep- 
tember 1990 ihr Ermittlungsverfahren eingestellt. Es 
ist nach der Presseerklärung des Landgerichts Kiel 
vom 5. Juli 1990 davon auszugehen, daß die erneute 
Weigerung des AA, die erhebliche Störung der aus- 
wärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Sinne von § 34 AWG anzuerkennen, die ent- 
scheidende Rolle bei der Einstellung des Verfahrens 
und beim Urteil des Landgerichts Bonn gespielt hat. 

Mit Presseerklärung vom 31. August 1990 hat die OFD 
Kiel bestätigt, daß sie nunmehr im Besitz der Akten des 
eingestellten staatsanwaltschaftlichen Verfahrens sei. 
Sie könne bislang noch nicht erkennen, welche An- 
satzpunkte und nicht nur „reine Vermutungen" für 
eine erneute Verfolgung als Ordnungswidrigkeit vor- 
liegen könnten. Sie werde zwar die Akten jetzt prüfen, 
aber daß die Rechtsmaterie der Außenwirtschaftsbe- 
stimmungen „zweifelhaft" sei, daran dürfte auch die 
„Entscheidung des Landgerichts Kiel wenig geändert 
haben". Das Landgericht Kiel hatte ebenso wie die 
Staatsanwaltschaft Kiel die Voraussetzungen eines 
Anfangsverdachts einer Ordnungswidrigkeit nach 
dem AWG bejaht. Zur Frage der Akteneinsicht durch 
den Untersuchungsausschuß verwies die OFD auf die 
Zuständigkeit der Bundesregierung. Diese hat ihre 
Entscheidung, ob der Untersuchungsausschuß Akten- 
einsicht erhält, für den 5. Oktober 1990 angekündigt. 

Durch die Übermittlung der Akten der Staatsanwalt- 
schaft Bonn im Ermittlungsverfahren gegen MD Horst 
Teltschik am 14. September 1990 ist dem Untersu- 
chungsausschuß bekanntgeworden, daß der Zeuge 
Teltschik im Verdacht stand, dem Untersuchungsaus- 
schuß unvollständige und falsche Angaben gemacht zu 
haben. Dieser Vorgang stellt die bisherige Beweisauf- 


nahme des Ausschusses und die ermittelten Tatsachen 
an entscheidenden Punkten in Frage. Im Zentrum des 
Untersuchungsauftrages stand die Frage, was Bundes- 
kanzler Helmut Kohl, Mitglieder der Bundesregierung, 
Beamte des Kanzleramtes und der Ministerien von der 
Lieferung der U-Boot-Pläne nach Südafrika wußten 
und was sie unternommen haben, um die Lieferung zu 
verhindern und nach der Lieferung den Sachverhalt 
aufzuklären. Es hat den Anschein, als ob insbesondere 
der Zeuge Teltschik wiederholt an äußerst wichtigen 
Punkten seinen Zeugenpflichten nicht nachgekommen 
ist. Zwar wurde das Ermittlungsverfahren gegen Herrn 
Teltschik durch die Staatsanwaltschaft Bonn am 
23. August 1990 vorläufig eingestellt, weil es nach dem 
„derzeitigen Ermittlungsstand" an einer beendeten 
Aussage fehlt. Die Staatsanwaltschaft Bonn teilte dem 
Untersuchungsausschuß aber mit Schreiben vom 
31. August 1990 mit, daß die Staatsanwaltschaft nach 
einer Beendigung der Vernehmung des Zeugen Telt- 
schik prüfen werde, ob die Ermittlungen nach § 152 
Abs. 2 StPO wieder aufzunehmen sind. 

Bei der in Frage stehenden Problematik, inwieweit die 
Beweisaufnahme des 1. Untersuchungsausschusses 
durch die Aussagen des Zeugen Teltschik in eine fal- 
sche Richtung gelenkt worden ist und inwieweit hier- 
durch die nötige Aufklärung des U-Boot-Geschäftes 
behindert wurde, ist die strafrechtliche Problematik ei- 
ner vorsätzlichen uneidlichen Falschaussage aller- 
dings ohne Relevanz. Es geht nur darum festzustellen, 
an welchen Punkten die Aussagen des Zeugen mögli- 
cherweise falsch waren. 

Die Staatsanwaltschaft Kiel bat die Bonner Staatsan- 
waltschaft mit Schreiben vom 6. April 1990 um die 
Einleitung von Ermittlungen gegen MD Teltschik. In 
diesem Schreiben sind die für den Untersuchungsge- 
genstand relevanten Informationen enthalten. Die 
Staatsanwaltschaft Bonn hat in ihrer Einstellungsver- 
fügung vom 23. August 1990 diese Angaben im we- 
sentlichen übernommen. 

Das Schreiben vom 6. April 1990 der Staatsanwalt- 
schaft Kiel hat den folgenden Wortlaut: 

„Herrn 

Leitenden Oberstaatsanwalt 
— persönlich — o.V.i.A. — 

Oxfordstraße 15-19 

5300 Bonn 

Ermittlungsverfahren gegen Verantwortliche der 
Howaldtswerke/Deutsche Werft AG in Kiel und des 
Ingenieurkontors Lübeck wegen der Veräußerung 
von Konstruktionsplänen (sog. Blaupausen) für den 
Bau von U-Booten an die Republik Südafrika ohne 
Genehmigung der zuständigen Stellen (Vergehen 
nach § 34 Abs. 1 Nr. 3 AWG) 

Anlagen 

1. Niederschriften über die zeugenschaftlichen 
Vernehmungen des Ministerialdirektors Horst 
Teltschik vom 20. und 29. 1. 1987 und 
21.9. 1988 vor dem 4. Untersuchungsausschuß 
der 10. und dem 1. Untersuchungsausschuß der 
1 1 . Wahlperiode 
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2.3 Schriftstücke 

a) 2seilige telefonische Gesprächsnotiz des Be- 
schuldigten Hansen-Wester vom 8. 1. 1986 

b) 3seitiger, streng vertraulicher Vermerk des 
Beschuldigten Hansen-Wester vom 
13.9. 1984 

c) Brief des bayerischen Ministerpräsidenten 
vom 5. 11. 1984 an den Bundeskanzler Dr. 
Kohl 

Sehr geehrter Herr Holstein! 

Wie Ihnen bekannt ist, führt die Staatsanwaltschaft 
Kiel das oben bezeichnete Ermittlungsverfahren. In 
diesem Zusammenhang erfolgte am 4. 1, 1990 auf 
Grund eines Beschlusses des Amtsgerichts Kiel vom 
18.12.1989 (43 Gs 2387/89) u. a. eine Durchsu- 
chung der Wohnräume des früheren Vorstandsvor- 
sitzenden von HDW, Klaus Ahlers, in Bremen. Da- 
bei wurden Schriftstücke beschlagnahmt, die — ihre 
inhaltliche Richtigkeit unterstellt — den Verdacht 
nahelegen, daß die Bekundungen des Ministerialdi- 
rektors im Bundeskanzleramt, Horst Teltschik, in 
seinen Vernehmungen vom 20. und 29. 1. 1987 
(4.UA/10. Wahlperiode) und 21.9. 1988 (l.UA/11. 
Wahlperiode) nicht der Wahrheit entsprachen bzw. 
unvollständig waren. 

Unter anderem führte der Zeuge aus: 

— Ihm sei zu keinem Zeitpunkt (1984) bekannt ge- 
wesen, daß genehmigungspflichtige Unterlagen 
geliefert wurden oder die Lieferung solcher Un- 
terlagen beabsichtigt war (vgl. 4.UA, 6. Sitzung/ 
48, 88. 110, 143; 9. Sitzung/39; l.UA, 32. Sitzung/ 
52). 

— davon habe er erst im Sommer 1985 erfahren (vgl. 
4.UA, 6. Sitzung, 127) 

— am 17. Oktober 1984 sei ihm von seinen Ge- 
sprächspartnern von einer ersten Teillieferung 
vom 10. Oktober 1984 nichts gesagt worden (vgl. 
4.UA, 6. Sitzung/84) 

— er habe erstmals am 17. Oktober 1984 vom Ver- 
tragsschluß unter Vorbehalt erfahren (vgl. 4.UA, 
6. Sitzung/80; 9. Sitzung/36f, 88) 

— er habe am 22. Januar 1985 ein allerletztes Ge- 
spräch geführt mit den Herren Ahlers, Nohse 
und Zoglmann. Danach sei er mit diesem Projekt 
HDW/IKL nur noch einmal danach befaßt gewe- 
sen, als der Chef des Bundeskanzleramts, Prof. 
Dr. Schreckenberger, die Antwort auf ein Schrei- 
ben von Finanzminister Stoltenberg vorbereitete 
(vgl. 4.UA, 6. Sitzung/20). 

In der 23. Sitzung des l.UA vom 21. 9. 1988 bekun- 
dete der Zeuge, er müsse feststellen, daß er nach der 
Lektüre seiner (früheren) Anhörung zu dem Ablauf 
der Geschehnisse keine weiteren Ergänzungen Vor- 
bringen könne (vgl. l.UA, 32. Sitzung/10). Zudem 
wiederholte der Zeuge, daß er im Oktober 1984 von 
irgendeiner Lieferung nichts gewußt habe (vgl. 
l.UA, 32. Sitzung/52). 

Die Niederschriften vom 20. und 29. 1. 1987 sowie 
21.9. 1 988 füge ich bei. Der Inhalt der von mir eben- 
falls beigeschlossenen Vermerke des in meinem Ver- 
fahren Beschuldigten Hansen-Wester rechtfertigt 
die Annahme zureichender tatsächlicher Anhalts- 
punkte im Sinne von § 152 Abs. 2 StPO für falsche 
uneidliche Aussagen nach § 153 StGB. Dem Ver- 


merk vom 13. 9. 1984 zufolge hat zwischen dem frü- 
heren Abgeordneten des Deutschen Bundestages, 
Zoglmann, und Teltschik am 10.9.1984 ein Ge- 
spräch stattgefunden, wonach in Einzelheiten der 
zeitliche Ablauf des Genehmigungsverfahrens (Bun- 
dessicherheitsrat) sowie der Umfang der Genehmi- 
gung („mittlere Lösung/kleine Lösung") erörtert 
wurden. Ferner sollen sowohl T. (Teltschik) als auch 
K. (vermutlich BK Kohl) die Ecktermine wie Wirk- 
samwerden des Vertrages am 6. 8. 1984 und Beginn 
der Lieferungen am 6. 10. 1984 bekannt gewesen 
sein. 

Diese Angaben - ihre Richtigkeit unterstellt - ste- 
hen auch im Widerspruch zu den Bekundungen 
Teltschiks, wonach er dem früheren Abgeordneten 
Zoglmann und den Firmenvertretern von Anfang an 
klargemacht habe, für dieses Geschäft bestehe keine 
Chance (vgl. u. a. l.UA, 32. Sitzung/23, 42). 

Die telefonische Gesprächsnotiz vom 8. 1. 1986 
drängt den Verdacht auf, daß Ministerialdirektor 
Teltschik entgegen seinen Angaben noch am 
7. 1. 1986 ein Gespräch mit dem früheren Abgeord- 
neten Zoglmann hatte, in dem verschiedene 
Aspekte im Zusammenhang mit der Lieferung der 
Unterlagen und der neu eingetretenen Situation er- 
örtert wurden. 

Ich darf Sie daher bitten, anhand der von mir über- 
lassenen Unterlagen in eigener Zuständigkeit tätig 
zu werden und mir das Aktenzeichen Ihres anzule- 
genden Vorgangs mitzuteilen. Im Rahmen Ihrer Prü- 
fungen könnte unter Umständen der von mir eben- 
falls beigefügte Brief des verstorbenen bayerischen 
Ministerpräsidenten Strauß an den Bundeskanzler 
Kohl vom 5. 11. 1984 von Bedeutung sein. 

Für Rückfragen stehe ich gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 
v. Raab-Straube" 

C. Antwort auf die Fragen des 
Untersuchungsauftrages 
und Bewertung 

I. Zu Frage I) 

des Untersuchungsauftrages 

„In welcher Weise haben sich Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl, andere Mitglieder der Bundesre- 
gierung, Ministerpräsidenten von Bundesländern, 
Mitarbeiter von Ministerien oder anderen staatli- 
chen Stellen und der Bayerische Ministerpräsident 
Dr. h. c. Franz Josef Strauß mit der beabsichtigten 
Lieferung von Unterseebooten oder Konstruktions- 
unterlagen für den Unterseebootsbau an die Repu- 
blik Südafrika befaßt, obwohl derartige Lieferungen 
nach internationalem und deutschem Recht verbo- 
ten sind?" 

bzw. in der geänderten Fassung lt. Bundestagsbeschluß 

vom 15. Februar 1990: 

„In welcher Weise haben sich Bundeskanzler Dr. 
Helmut Kohl, andere Mitglieder der Bundesregie- 
rung, Mitarbeiter von Bundesministerien oder ande- 
ren staatlichen Stellen des Bundes mit der beabsich- 
tigten Lieferung von Unterseeboten an die Republik 
Südafrika befaßt?" 
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Bundeskanzler Dr. Kohl und andere Mitglieder der 
Bundesregierung sowie zahlreiche Mitarbeiter von 
Bundesministerien hatten frühzeitig Kenntnis von der 
beabsichtigten Lieferung von Unterseebooten oder 
Konstruktionsunterlagen für Unterseeboote an die Re- 
publik Südafrika, obwohl derartige Lieferungen nach 
internationalem und deutschem Recht verboten sind, 
bzw. eine Genehmigung für den Export nicht erteilt 
werden darf. Der Untersuchungsausschuß konnte bis- 
lang nicht zweifelsfrei feststellen, zu welchem Zeit- 
punkt diese Kenntnisnahme begann. 

Ausweislich eines Schreibens der Ferrostaal, Essen, an 
die Firma HDW vom März 1982 (vgl. Beweisantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN, Ausschußdrucksache 11-87 
neu) war die bundesdeutsche Botschaft in Pretoria be- 
reits damals über das beabsichtigte illegale U-Boot-Ge- 
schäft unterrichtet und befürwortete und unterstützte 
das Projekt. Bundesaußenminister Hans Dietrich Gen- 
scher hat bei seiner Zeugenaussage vor dem 4. UA - 

10. WP angegeben, daß diesbezügliche Unterlagen bei 
der deutschen Botschaft nicht vorhanden seien. Den 
Autor des Briefes, Herrn Krause von der Firma Ferro- 
staal, Essen, konnte der 1. UA - 1 1. WP jedoch nicht 
vernehmen, obwohl auf Antrag der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN bereits am 9. Juni 1988 ein entsprechender Be- 
weisbeschluß gefaßt worden war. 

Der geschäftsführende Gesellschafter der Firma IKL, 
Dipl. -Ing. Nohse, gab in einem Brief an den damaligen 
Bundesfinanzminister Gerhard Stoltenberg am 30. No- 
vember 1986 an, daß seine Firma im Frühjahr 1983 mit 
den Sondierungen bezüglich einer Genehmigung des 
U-Boot-Geschäftes bei der Bundesregierung begonnen 
habe. Auf diesen frühen Zeitpunkt der Kenntnisnahme 
des Südafrika-Projekts durch führende Mitglieder der 
Bundesregierung deutet auch ein Brief des verstorbe- 
nen Bayerischen Ministerpräsidenten an Bundeskanz- 
ler Dr. Kohl hin, dessen genaues Datum unbekannt ist, 
der jedoch aus den letzten Tagen des Juli 1984 datiert. 
Ein Eingang des Originalschreibens von Dr. Strauß an 
Helmut Kohl ist mit Datum vom 31. Juli 1984 im Bun- 
deskanzleramt registriert. Das Schreiben war zusätz- 
lich vorab als Telekopie dort eingegangen. In diesem 
Brief bezieht sich Strauß mehrfach auf ein sog. Dreier- 
Gespräch zwischen ihm, Bundeskanzler Kohl und Au- 
ßenminister Genscher am 1 . Juni, bei dem der Bundes- 
außenminister seinerzeit alle möglichen Ausflüchte be- 
nutzt habe. Nach Auskünften gegenüber Presseorga- 
nen, die allerdings bisher nicht vor dem 1 . UA - 

1 1 . WP wiederholt wurden, bestritt Bundesaußenmini- 
ster Genscher, daß ein solches Gespräch am 1. Juni 
1984 stattgefunden habe, da er an diesem Datum den 
ganzen Tag auf dem Bundesparteitag der FDP in Mün- 
ster geweilt habe. Das Mitglied der FDP des 1. UA - 
11. WP, die Abg. Frau Seiler- Albring, bestätigte in ei- 
ner Presseerklärung ihrer Fraktion vom 16. Juni 1988 
ebenfalls, daß sie den Bundesaußenminister zu diesem 
Datum den ganzen Tag während des Bundesparteitages 
der FDP gesehen habe. 

Da der Brief von Ende Juli 1984 datiert, kommt als 
alternativer Termin für das von Strauß erwähnte 
Dreiertreffen am 1 . Juni, bei dem auch das U-Boot-Pro- 
jekt mit Südafrika besprochen wurde, nur der 1. Juni 
1983 in Frage. Der verstorbene Bayerische Minister- 


präsident Franz Josef Strauß hatte in einem Interview 
mit der Bild-Zeitung vom 21. November 1986 erklärt, 
daß er den Bundeskanzler auf eine Befürwortung des 
U-Boot-Projektes angesprochen habe, nachdem ihn 
der südafrikanische Botschafter darüber informiert 
hatte. Strauß erklärte, daß er von Bundeskanzler 
Dr. Kohl eine positive Antwort erhalten habe. In meh- 
reren Presseveröffentlichungen (vgl. z. B. Süddeutsche 
Zeitung vom 5. Dezember 1986) wurde das Datum die- 
ses Kontaktes zwischen Strauß und Bundeskanzler 
Kohl auf das Jahr 1983 festgesetzt. Dieses Datum 
wurde in der Folge vom Bayerischen Ministerpräsi- 
denten nicht dementiert. Die Äußerungen von Strauß 
und Nohse stimmen insoweit überein. Es kann daher 
angenommen werden, daß Strauß, Genscher und Kohl 
am 1. Juni 1983 zum erstenmal gemeinsam über das 
U-Boot-Geschäft mit Südafrika beraten haben. Diese 
Annahme wird dadurch erhärtet, daß am 1. Juni 1983 
ausweislich mehrerer übereinstimmender Pressebe- 
richte tatsächlich ein Dreier-Gespräch zwischen den 
genannten Personen in Bonn stattgefunden hat. Nach 
einem Bericht des Nachrichtenmagazins „Der Spiegel” 
vom 6. Juni 1983 wurde bei diesem Gespräch tatsäch- 
lich auch über die Problematik der Rüstungsexportpo- 
litik der Bundesregierung gesprochen. 

Dies bestätigte der Zeuge Genscher bei seiner Verneh- 
mung (53. Sitzung, S. 110 des Protokolls). 

Bundesfinanzminister Gerhard Stoltenberg war am 
24. Juni 1983 über das U-Boot-Geschäft mit Südafrika 
anläßlich einer Eigentümerbesprechung des Salzgitter- 
Konzerns durch die Herren des Salzgitter-Konzerns 
informiert worden. Zwar notiert das diesbezügliche 
Protokoll des HDW-Vorstands vom 27. Juni 1983: 

„Für das Südafrika-Geschäft hat es im Ministerge- 
spräch eine ziemlich klare Absage gegeben." 

Gleichzeitig wurde jedoch festgelegt, daß sich StS Tiet- 
meyer aus dem BMF weiter mit der Angelegenheit be- 
fassen und daß Dipl. -Ing. Nohse hierüber informiert 
werden solle. Eine solche Befassung durch StS Tiet- 
meyer hat tatsächlich am 12. Juli 1983 stattgefunden. 

Im Laufe des Oktober/November 1983 erhielten die 
Bundesminister Stoltenberg, Wörner und Genscher ein 
Exemplar des Memorandums „Argumente IK 97', ver- 
faßt von Lutz Nohse (IKL). Der ehemalige Bundesver- 
teidigungsminister konnte zu diesem Punkt bislang 
nicht vom l.UA - 11. WP vernommen werden. Ein 
entsprechender Beweisantrag der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN war am 9. Juni 1988 vom l.UA - 11. WP be- 
schlossen worden. 

Bundesaußenminister Genscher konnte sich an den 
Empfang des Schreibens bei seiner Zeugenverneh- 
mung nicht erinnern. Aufgrund von zwei voneinander 
unabhängigen Zeugnissen - zum einen ein Brief des 
Vorstandsvorsitzenden der Salzgitter AG, Ernst Pie- 
per, an Bundesfinanzminister Gerhard Stoltenberg 
vom 28. Oktober 1983 sowie ein Schreiben des ehema- 
ligen Bundestagsabgeordneten Siegfried Zoglmann an 
Bundesverteidigungsminister a. D. Manfred Wörner 
vom 7. November 1983-, in denen übereinstimmend 
berichtet wurde, daß Außenminister Genscher eben- 
falls im Besitz des Memorandums von Lutz Nohse sei, 
kann angenommen werden, daß Minister Genscher das 
Nohse-Schreiben tatsächlich erhalten hat. 
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In dem Memorandum von Lutz Molise mit dem Titel 
„Argumente IK 97" vom 6. Oktober 1983 wird für den 
Adressatenkreis der Mitglieder der Bundesregierung 
detailliert geschildert, wie sich das IKL die Abwick- 
lung des U-Boot-Projektes jenseits der normalen und 
legalen Verfahrenswege vorstellte. Dabei würde von 
IKL von vorneherein lediglich eine mündliche Geneh- 
migung nach dem Vorbild eines ähnlichen Falles An- 
fang der 70iger Jahre ins Auge gefaßt. Die Konstrukti- 
onsunterlagen für vier U-Boote des Indien-Typs sollten 
per Diplomaten-Gepäck der südafrikanischen Bot- 
schaft illegal über die Grenze geschmuggelt werden. 
Umbauten an den U-Booten sollten verhindern, daß 
deutsches Design erkennbar wird. 


Wir haben dem Kunden zusichern müssen, diese 
Arbeiten unter strengster Geheimhaltung durchzu- 
führen." 

(Zitat aus „Wiener" vom April 1987) 

In einem Schreiben an den Untersuchungsausschuß er- 
klärte der Direktor des BWB, Scholze, daß ihm Herr 
Nohse mitgeteilt habe, daß er die Angelegenheit mehr- 
fach auch mit StS Prof. Timmermann besprochen ha- 
be. 

StS a. D. Prof. Timmermann konnte vom Ausschuß 
nicht mehr vernommen worden, obwohl ein entspre- 
chender Beweisantrag der Fraktion DIE GRÜNEN vom 
Ausschuß beschlossen worden war. 


Die Ausführungen der Zeugen Bundesaußenminister 
Genscher und Bundesfinanzminister Stoltenberg vor 
dem 4. UA - 10. WP zu der Frage, warum sie nach Er- 
halt dieses Schreibens nicht sofort mit allem Nach- 
druck eine Beendigung der Südafrika-Pläne des Unter- 
nehmens IKL angemahnt und den Vollzug dieser Mah- 
nung in der Folgezeit streng kontrolliert haben, konn- 
ten in keiner Weise uberzeugen. Zwar haben beide 
Zeugen erklärt, daß sie von einer Durchführung des 
Projektes abgeraten und den Firmen erklärt hätten, daß 
hierfür keine Genehmigungschance bestünde. Es muß 
allerdings verwundern, daß diese angeblich ableh- 
nende Haltung zweier wichtiger Bundesminister nicht 
zu einem unmittelbaren Abbruch der Firmen-Planun- 
gen für das Südafrika-Projekt geführt hat. Die Firma 
IKL wandte sich vielmehr in der Folgezeit mit zwei 
weiteren Memoranden sowie mit einer Fülle von Ge- 
sprächsterminen an verschiedene Ministerien mit der 
Bitte um Befürwortung des U-Boot-Projektes. 


Am 15. Juni 1984 wurde schließlich der Vertrag über 
die Lieferung von Konstruktionsplänen für vier 
U-Boote mit Südafrika abgeschlossen und spätestens 
ab dem 10. Oktober 1984 mit der Lieferung der Pläne 
begonnen. 


Bei ihren Aussagen gegenüber der OFD Kiel haben 
sowohl die leitenden Herren des IKL (vor allem Dipl.- 
Ing. Nohse) sowie die spätestens mit dem Vertragsab- 
schluß am Südafrika-Projekt beteiligten Herren der 
Firma HDW übereinstimmend erklärt, daß ihr Projekt 
an höchster Stelle in verschiedenen Ministerien und 
im Bundeskanzleramt befürwortet worden sei. Auch 
der Bundesaußenminister habe sich Mitte 1 984 für den 
Fall der „Kleinen Lösung" des Projektes nicht ableh- 
nend gezeigt. Der ehemalige Bundestagsabgeordnete 
Siegfried Zoglmann erwähnt in seinem Schreiben an 
Bundesverteidigungsminister a. D. Wörner ebenfalls, 
daß die Einstellung des Bundesaußenministers „offen 
bis positiv" gewesen sei. 


In einem hausinternen Vermerk der Firma IKL vom 
16. Februar 1984 wird darüber hinaus berichtet, daß 
das U-Boot-Geschäft in Abstimmung mit dem BMVg 
unter strengster Geheimhaltung durchgeführt werden 
müsse. In diesem Vermerk, der die IKL-Mitarbeiter zur 
Geheimhaltung verpflichtete, heißt es: 


„Sie sind bzw. werden demnächst an Arbeiten tätig 
sein, die unter der Arbeitsnummer IK 97 - in Ab- 
stimmung mit dem Bundesverteidigungsministeri- 
um - abgewickelt werden. 


Die Aussage des Zeugen Bundesminister Stoltenberg 
über seine angeblich ablehnende Haltung muß nach 
Auffassung der Fraktion DIE GRÜNEN als Schutzbe- 
hauptung gewertet werden. 

Das gleiche gilt für die Aussage des Zeugen Bundesmi- 
nister Genscher zumindest für den Zeitraum bis Mitte 
1984. Für diesen Zeitraum liegen ähnlich wie bei Bun- 
desminister Stoltenberg eindeutige und glaubwürdige 
schriftliche Beweismittel aus dem Bereich der Firmen 
vor. Für den Zeitraum nach Mitte 1984 gibt es eine 
Reihe schriftlicher Beweismittel aus dem Bereich der 
Firmen, die geeignet erscheinen könnten, Bundesau- 
ßenminister Genscher in der Hinsicht zu entlasten, daß 
er zumindest auch Bedenken gegen das U-Boot-Ge- 
schäft geltend gemacht hat. Andererseits liegen aus 
demselben Zeitraum — vor allem durch den Hansen- 
Wester- Vermerk vom 13. September 1984 — auch 
schriftliche Äußerungen vor, die eine generell ableh- 
nende Haltung des Zeugen Genscher wieder als zwei- 
felhaft erscheinen lassen. Immerhin sollte sich nach 
dieser Notiz Bundesaußenminister Genscher für den 
Fall einer Abstimmung im BSR lediglich der Stimme 
enthalten, also nicht über ein Veto das Projekt gänzlich 
zu Fall bringen. Auch der Hinweis von Franz Josef 
Strauß in seinem Schreiben vom 5, November 1984, 
daß die Firmen jetzt einen Weg vorgeschlagen hätten, 
der die Lieferung der Software ohne jegliche Genehmi- 
gung vorsehe und dem auch Bundesaußenminister 
Genscher zustimmen könne, läßt erhebliche Zweifel an 
der Ernsthaftigkeit der Bemühungen Genschers auf- 
kommen, das Projekt tatsächlich zu verhindern. Zu- 
mindest sind aus dem Zeitraum nach dem Strauß-Brief 
keine entlastenden Firmen-Unterlagen mehr bekannt 
geworden. Die Unterlagen aber wurden gleichwohl 
nach dem von Strauß vorgeschlagenen Muster gelie- 
fert. 

Auch die Aussagen von Bundeskanzler Dr. Kohl vor 
dem 4. UA — 1 0. WP und dem 1 . UA —11. WP und die 
seiner Mitarbeiter Teltschik und Schreckenberger 
müssen als Schutzbehauptungen gewertet werden. 

Dies gilt um so mehr, als die Firmenvertreter bisher 
keinen der genannten Zeugen in irgendeiner Weise 
entlastet haben. Die Zeugen aus dem Firmenbereich 
haben die Aussage vor dem Untersuchungsausschuß 
verweigert. In öffentlichen Erklärungen haben sie bis 
jetzt in jüngste Zeit hinein immer wieder beteuert, sie 
hätten eine Unterstützung der Bundesregierung für ihr 
U-Boot-Geschäft mit Südafrika gehabt. 

(vgl. z. B. die Aussagen der HDW-Vertreter auf einer 
Pressekonferenz in Kiel am 6. April 1990) 
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Der Bundeskanzler und seine Mitarbeiter aus dem 
Bundeskanzleramt konnten bei ihren bisherigen Aus- 
sagen nicht widerlegen, daß sie den Firmen IKL und 
HDW eine mündliche Zusage für die Ingangsetzung 
des U-Boot-Geschäfts mit Südafrika im Sommer 1984 
gegeben haben. In zwei Vermerken über Telefonge- 
spräche mit dem damaligen Chef des Bundeskanzler- 
amtes, StS Prof. Dr. Schreckenberger, haben die Ver- 
treter der Firmen IKL und HDW, Nohse und Ahlers, 
übereinstimmend festgehalten, daß sie am 31 . Juli 1984 
durch StS Prof. Dr. Schreckenberger das „Grüne Licht" 
für die Durchführung des Südafrika-Geschäftes in der 
Form der sog. „Mittleren Lösung" im Auftrag des Bun- 
deskanzlers und des Bayerischen Ministerpräsidenten 
erhalten haben. Dies wird unabhängig davon auch 
durch den Strauß-Brief vom 5. November 1984 und 
den Vermerk Hansen- Wester vom 13. September 1984 
bestätigt. 

Gegenüber der OFD Kiel gab Nohse ferner zu Proto- 
koll, daß seine Firma das Bundeskanzleramt auch über 
den Beginn der Lieferung von Konstruktionsunterla- 
gen nach Südafrika unterrichtet habe. Ähnlich äußerte 
er sich in seinem Schreiben an Bundesfinanzminister 
Stoltenberg vom 30. November 1 986. Danach habe 
seine Firma das Bundeskanzleramt zur Jahreswende 
1984/1985 darüber informiert, daß die ersten Pläne von 
südafrikanischen Botschaftskurieren abgeholt worden 
waren. Ein besonders gravierendes Indiz dafür, daß 
diese Firmenangaben über das von StS Prof. Dr. 
Schreckenberger geführte Telefonat zutreffen könnten, 
ist die Tatsache, daß der Bundeskanzler sowie sein 
Mitarbeiter Teltschik versucht haben, dem Untersu- 
chungsausschuß wichtiges Beweismaterial vorzuent- 
halten. 

Gegen MD Horst Teltschik wurde 1990 erneut ein be- 
reits eingestelltes Ermittlungsverfahren wegen des 
Verdachts des Verwahrungsbruchs eingeleitet, da die 
Staatsanwaltschaft Kiel offensichtlich neue Hinweise 
auf Akten gefunden hat, die Teltschik vernichtet hat. 

Nähere Einzelheiten sind dem Untersuchungsaus- 
schuß nicht bekannt, da er die Akten des diesbezügli- 
chen Ermittlungsverfahrens der Staatsanwaltschaft 
Bonn bis zum 5. Oktober 1990 nicht erhalten hat. 

Wie MD Teltschik gegenüber dem 1. UA - 1 1. WP am 
2 1 . September 1 988 zugeben mußte, hat er im persönli- 
chen Auftrag des Bundeskanzlers das bereits mehrfach 
erwähnte Schreiben des Bayerischen Ministerpräsi- 
denten Strauß in den Reißwolf zur Vernichtung gege- 
ben. Dieses Schreiben steht im unmittelbaren zeitli- 
chen und sachlichen Zusammenhang mit den Telefona- 
ten von StS Prof. Dr. Schreckenberger am 31. Juli 
1984. Es beweist, daß Franz Josef Strauß den Bundes- 
kanzler anläßlich eines gemeinsamen Spaziergangs am 
24. Juli 1 984 am Tegernsee ausführlich über die Unter- 
zeichnung des U-Boot- Vertrages am 15. Juni 1984 so- 
wie über den Vertragsumfang in Höhe von 116 Mio. 
DM informiert hatte. Strauß wies den Bundeskanzler 
darüber hinaus darauf hin, daß der Vertrag unter ei- 
nem Genehmigungsvorbehalt bis zum 15. August 1984 
stünde, und er bat den Kanzler, das Nötige zu veran- 
lassen, damit der Vertrag endgültig in Kraft treten kön- 
ne. 


Alle im zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit 
dem Datum des 31. Juli 1984 stehenden Unterlagen, 
die dem 1. UA - 1 1. WP zur Verfügung stehen, zeigen 
ein übereinstimmendes Bild. Danach ergibt sich der 
folgende, wahrscheinliche Ablauf der Ereignisse: 

— Am 5. Juni 1984 verhandelten Bundeskanzler 
Dr. Kohl und der südafrikanische Premierminister 
Pieter Willem Botha über das U-Boot-Projekt. Botha 
informierte den Bundeskanzler darüber, daß die 
Verhandlungen von seiten der Industrie über das 
Südafrika-Projekt soweit gediehen seien, daß man 
jetzt zu einem Abschluß kommen könne. Das einzi- 
ge, was noch fehle, sei die Zustimmung der Bundes- 
regierung in der Form einer Entscheidung des BSR. 
Botha appellierte an den Bundeskanzler, sein Mög- 
lichstes zur Unterstützung des U-Boot-Projektes zu 
tun, da dies für sein Land sehr wichtig sei. Bundes- 
kanzler Kohl versicherte dem Gast mehrfach, daß er 
sich persönlich um die Angelegenheit kümmern 
werde. 

— 10 Tage nach diesem Gespräch wurde der Vertrag 
zwischen IKL/HDW und Südafrika unterzeichnet. 

— Ende Juni/Anfang Juli 1984 beauftragte der Bun- 
deskanzler StS Prof. Dr. Schreckenberger mit einer 
Prüfung der Angelegenheit. 

— Am 16. Juli 1984 verfaßten IKL und HDW ein Pa- 
pier, das am 17. Juli 1984 an das Bundeskanzleramt 
verschickt wurde und in dem die Grundzüge des 
Vertrages vom 15. Juni 1984 über die sog. „Kleine 
Lösung" sowie über Zusätze zu dem Vertrag in Form 
einer sog. „Mittleren Lösung" skizziert wurden und 
das die Bitte an die Bundesregierung um kurzfristige 
Zustimmung zu beiden Projekten enthielt. 

Ebenfalls am 16. Juli 1984 wurde im HDW- Vor- 
standsprotokoll festgehalten: 

„Projekt IK 97 (S. A.). M informiert über die Ent- 
wicklung dieses Projektes: Der Bundeskanzler 
wird direkt auf die Zustimmung angesprochen, 
die in geeigneter Weise der HDW zugängig ge- 
macht wird. Der Vermerk IKL/HDW vom 
16. Juli 1984 wird akzeptiert." 

— Am 24. Juli 1984 fand das erwähnte Gespräch zwi- 
schen dem Bayerischen Ministerpräsidenten Strauß 
und dem Bundeskanzler statt. 

— Am 28. Juli 1984 erhielten die Firmen IKL und 
HDW nach eigenen Angaben eine „positive Nach- 
richt" aus München bezüglich der Genehmigungs- 
erteilung durch die Bundesregierung, die sie an den 
südafrikanischen Kunden weiterleiteten. 

— Am 30. Juli 1984 unterbrach Bundeskanzler 
Dr. Kohl seinen Urlaub, um an der Buschhaus-De- 
batte des Deutschen Bundestages teilzunehmen. 
Ebenfalls am 30. Juli 1984 vermerkte das HDW- 
Vorstandsprotokoll, daß nunmehr eine Zustimmung 
der Bundesregierung zum U-Boot-Projekt vorliege: 

„Projekt IK 97 (S.A.). D informiert über den 
Stand des Projektes. Zustimmung für mittlere 
Lösung vereinbart. C legt Wert auf ein justitia- 
bles Papier. D wird das weitere Vorgehen mit 
Herrn Nohse abstimmen." 
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— Am Vormittag des 31. Juli 1984 war Bundeskanzler 
Helmut Koni mit der Sichtung der wahrend seines 
Urlaubs eingegangenen Post beschäftigt. Dies teilte 
der damalige Chef des Bundeskanzleramtes, Bun- 
desminister Schäuble, mit Schreiben vom 24. Juni 
1988 dem 1. Untersuchungsausschuß mit. 

Am gleichen Tag ging im Bundeskanzleramt ein 
Schreiben des Bayerischen Ministerpräsidenten 
Strauß an Bundeskanzler Kohl ein. Der Registrier- 
vermerk lautet: „31.7. 1984 MP Strauß: Aufträge 
aus Südafrika — A 2 27.08". Nach der schriftlichen 
Auskunft der Bayerischen Staatskanzlei vom 20. 
April 1990 wurde dieser Brief auf Weisung des frü- 
heren Bayerischen Ministerpräsidenten in dessen 
Büro gefertigt, durch Telekopie — um 9.45 Uhr — 
dem Bonner Büro von Dr. Strauß mit der Bitte um 
Weiterleitung an den Bundeskanzler übermittelt. 
Die Bitte an das Bonner Büro lautete: 

„Bitte Brief sofort in Umschlag Ministerpräsident 
und durch Boten mit dem Vermerk sofort aus- 
händigen an Bundeskanzler". Der Brief selbst 
trug den Aufdruck „Sofort auf den Tisch". 

— Am Mittag des 31. Juli 1984 erklärte Kanzleramts- 
chef StS Prof. Dr. Schreckenberger ausweislich der 
Protokollnotizen der Herrn Ahlers und Nohse, daß 
der Bundeskanzler und Franz Josef Strauß dem 
U-Boot-Projekt in Form der „Mittleren Lösung" ihre 
Zustimmung erteilt haben. Er erbitte über die In- 
kraftsetzung des Vertrages eine Mitteilung an sei- 
nen Stellvertreter MD Teltschik, da er sich zu die- 
sem Zeitpunkt in Urlaub befände. Die Protokolle 
über die Telefongespräche halten ferner fest, daß 
dem Kanzleramtschef bei den Telefonaten die be- 
reits erwähnte HDW/IKL-Notiz vom 16. Juli 1984 
über die verschiedenen Varianten des U-Boot-Ge- 
schäfts sowie ein Exemplar des Vertrages vom 
15. Juni 1984 Vorgelegen habe. 

— Am 31. Juli 1984 wurden dem IKL-Mitarbeiter Ing- 
wersen, der sich in Südafrika aufhielt, „Einzelheiten 
des Grünen Lichts“ bekanntgegeben, das in Form 
der Mittleren Lösung erteilt worden sei. Dies geht 
aus einem IKL- Vermerk vom 17. August 1984 her- 
vor. 

— Am 6. August 1984 wurde daraufhin in Südafrika 
von den Vertragsparteien der U-Boot- Vertrag in 
Kraft gesetzt. 

— Am 15. August 1984, am 10. September 1984, am 
17. Oktober 1984, am 13. November 1984 sowie am 
21. Januar 1985 führten die Firmenvertreter wei- 
tere Gespräche über das U-Boot-Projekt im Bundes- 
kanzleramt. Von seiten des Kanzleramtes führte 
MD Teltschik diese Gespräche. Am 17. Oktober 
1984 war auch StS Prof. Dr. Schreckenberger anwe- 
send. 

Ein im HDW- Vorstandsprotokoll vom 10./1 1. Dezem- 
ber 1984 angekündigtes weiteres Gespräch am 1 1 . De- 
zember 1984 hat tatsächlich stattgefunden. Als Ge- 
sprächsteilnehmer wurden in dem Protokoll die Her- 
ren M (ist Herr Hansen-Wester, d. Verf.), Nohse, Zo 
(ist Herr Zoglmann, die Verf.), Waigel und Sch (ist Herr 
Schäuble, d. Verf.) genannt. 


Die Minister Schäuble und Waigel haben sich über drei 
Jahre lang geweigert, auf die Frage Auskunft zu geben, 
ob sie sich am 1 1. Dezember 1984 mit den Firmen ge- 
troffen haben. Offensichtlich wollten sie vermeiden, 
ebenfalls in den Strudel des U-Boot-Skandals gerissen 
zu werden. Erst als keine Gefahr mehr bestand, daß sie 
vor dem Ausschuß auch als Zeugen vernommen wer- 
den könnten, waren sie bereit, wenigstens schriftlich 
auszusagen. Mit Datum vom 20. September 1990 hat 
Finanzminister Waigel dem Ausschuß mitgeteilt, daß 
an diesem 11. Dezember 1984 ein Gespräch zwischen 
ihm, dem damaligen Kanzleramtsminister Schäuble 
und Herrn Zoglmann stattgefunden habe. Nach der Er- 
innerung des Zeugen hat Siegfried Zoglmann in diesem 
Gespräch seine vorangegangenen Bemühungen zur Er- 
langung einer Genehmigung für die Lieferung von Kon- 
struktionsunterlagen für den U-Boot-Bau geschildert 
und für die Unterstützung dieser Bemühungen gewor- 
ben. Bundesminister Dr. Schäuble habe das Anliegen 
zur Kenntnis genommen. Zusagen seien nicht gegeben 
worden. Eine Fortsetzung des Gesprächs habe nicht 
stattgefunden. 

Mit Datum vom 1 . Oktober 1 990 war endlich auch der 
Zeuge Minister Dr. Schäuble zur schriftlichen Aussage 
bereit. Er erinnerte sich nicht, daß neben Herrn Zogl- 
mann noch weitere Herren bei dem Gespräch anwe- 
send waren. MdB Waigel habe angeregt, daß ein Ge- 
spräch zustande kam, in dem ihm — Schäuble — Herr 
Zoglmann „Anliegen und Argumente zugänglich ma- 
chen sollte. Dabei ist das Rüstungsgeschäft mit Süd- 
afrika, um dessen Zustandekommen sich Herr Zogl- 
mann bemühte, zur Sprache gekommen, allerdings 
mehr in dem Sinne, daß Herr Zoglmann mit dem Ergeb- 
nis der Behandlung seines Anliegens unzufrieden 
war." 

Herr Zoglmann konnte zu dieser Aussage vom Unter- 
suchungsausschuß nicht mehr befragt werden. 

Der Inhalt der vorgenannten Gespräche — mit Aus- 
nahme des Gespräches am 11. Dezember 1984 — war 
dem 1. Untersuchungsausschuß bis zum 14. September 
1990 nur aus den Zeugenaussagen von MD Teltschik 
und StS a. D. Prof. Dr. Schreckenberger bekannt. Es 
war nach diesen Aussagen klar, daß es bei diesen Ge- 
sprächen immer wieder um verschiedene Verfahrens- 
möglichkeiten zur Abwicklung des U-Boot-Geschäftes 
gegangen war. Im Vordergrund standen hierbei die Art 
der mündlich zu erteilenden Genehmigung durch die 
Bundesregierung sowie die Einschaltung von Drittlän- 
dern. Die bis dahin durchgeführten Zeugenverneh- 
mungen konnten nicht klären, warum die Firmenver- 
treter immer wieder im Kanzleramt empfangen wurden 
und dort ihre Vorschläge zur gesetzeswidrigen Ab- 
wicklung des U-Boot-Geschäftes vortragen durften, 
nachdem angeblich die Haltung des Bundeskanzleram- 
tes spätestens seit dem 17. Oktober 1984 in einer kla- 
ren Ablehnung des U-Boot-Geschäftes bestand. StS 
Prof. Dr. Schreckenberger und MD Teltschik haben 
übereinstimmend ausgesagt, daß sie den Firmenvertre- 
tern spätestens zu diesem Datum ein „definitives Nein“ 
der Bundesregierung zum U-Boot-Geschäft übermittelt 
hatten, nachdem ihnen Bundeskanzler Dr. Helmut 
Kohl angeblich eine entsprechende Weisung erteilt 
hatte. Am 21. Januar 1985 hätten sie zum zweitenmal 
dieses „definitive Nein" ausgesprochen. Völlig unver- 
ständlich blieb angesichts dieses angeblich zweifach 
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ausgesprochenen „definitiven Neins" der Bundesregie- 
rung allerdings die Tatsache, daß die Firmen, die sich 
im staatlichen Besitz befinden bzw. in hohem Maße von 
staatlichen Aufträgen abhängig sind, ungeachtet die- 
ser angeblich negativen Einstellung des Bundeskanz- 
leramtes an ihrem Projekt festhielten und von Oktober 
1984 bis Juni 1985 nach ihren eigenen Angaben um- 
fangreichste U-Boot-Konstruktionspläne nach Süd- 
afrika lieferten. 

Dieser Widerspruch hätte nur durch die Zeugenver- 
nehmungen der leitenden Herren aus den Firmen IKL 
und HDW geklärt werden können. Diese hatten - wie 
bereits mehrfach erwähnt - gegenüber der OFD Kiel 
ausgesagt, daß sie das Bundeskanzleramt sowohl über 
die Tatsache der Inkraftsetzung des Vertrages als auch 
über die erfolgte Lieferung der Pläne unterrichtet hät- 
ten. 

Auffallend war auch, daß der Zeuge MD Teltschik 
nach eigenen Angaben bei seinen nach dem 17. Okto- 
ber 1984 geführten Gesprächen mit den Firmenvertre- 
tern nicht nachgefragt hatte, ob diese tatsächlich - wie 
in jenem Gespräch von Teltschik und Schreckenberger 
angeblich verlangt - die Inkraftsetzung des Vertrages 
rückgängig gemacht hatten. Eine solche Frage hätte 
angesichts der fortgesetzten Kontakte mit den Firmen 
und den von diesen immer wieder vorgetragenen Vor- 
schlägen für die Fortsetzung des Projektes nahegele- 
gen, wenn es dem Bundeskanzleramt wirklich um die 
Verhinderung des Südafrika-Geschäftes von HDW 
und IKL gegangen wäre. 

Die Tatsache, daß insbesondere Bundeskanzler 
Dr. Kohl bei seiner Vernehmung vor dem 4. UA - 
10. WP die Existenz des Strauß-Schreibens nicht er- 
wähnt hatte und falsche Angaben über den Zeitpunkt 
seiner Kenntnisnahme der Vertragsunterzeichnung 
vom 1 5. Juni 1984 machte, obwohl er von den Mitglie- 
dern des damaligen Untersuchungsausschusses mehr- 
fach auf die Unwahrscheinlichkeit dieser Angaben und 
auf die bereits damals bestehenden Widersprüche zu 
den Zeugenaussagen von MD Teltschik hingewiesen 
wurde, legte den Verdacht nahe, daß der Bundeskanz- 
ler versucht hatte, die Mitglieder des 4. UA - 10. WP 
an einem für die Untersuchung zentralen Punkt in die 
Irre zu führen. Dieses Verhalten deutete darauf hin, 
daß der Bundeskanzler wesentlich stärker in die dama- 
ligen Geschehnisse involviert war, als dies der Unter- 
suchungsausschuß bis dahin feststellen konnte. 

Am 14. September 1990 erhielt der Untersuchungsaus- 
schuß dann aber Kenntnis von den Ermittlungsakten 
der Staatsanwaltschaft Bonn im Ermittlungsverfahren 
gegen Horst Teltschik. 

Mit dem hierbei übersandten Vermerk des ehemaligen 
HDW-Vorstandsmitgliedes Peter Hansen-Wester vom 
13. September 1984 lag jetzt ein weiteres Firmendoku- 
ment vor, welches die bis dahin — nach den Einlassun- 
gen der Mitarbeiter des Kanzleramtes und des Bundes- 
kanzlers — unerklärlichen, zahlreichen Termine im 
Bundeskanzleramt in einem nunmehr verständliche- 
ren Licht erscheinen ließ. 

1 . Der Bundeskanzler kümmerte sich noch im Septem- 
ber 1984 persönlich um den Fortgang der Dinge: 


„In der nächsten Woche wird K. uns bzw. Zo. über 
Teltschik darüber informieren, wie das Procedere 
bezüglich der Genehmigung ablaufen soll. 

In der darauffolgenden Woche (39. Woche) sollen 
Dr. Abels/Nohse sowie D/M nach Bonn zitiert wer- 
den. Es ist vorgesehen, daß uns das Einverständnis 
des BSR durch einen Staatssekretär (Rühl?) und 
Teltschik mitgeteilt wird." 

2. Der Bundeskanzler hatte bereits signalisiert, daß es 
nicht bei dem Vertrag vom 15. Juni 1984 über die 
„Kleine Lösung" bleiben sollte. Deshalb waren na- 
türlich auch die fortgesetzten Gespräche im Kanz- 
leramt nötig: 

„K. hat sich bereits dahingehend geäußert, daß wir 
auch mit der Genehmigung für die .mittlere Lösung' 
rechnen können." 

3. Alle Aussagen der Zeugen Dr. Kohl und Telschik 
auch im l.UA —11. WP, daß sie a) erst im Oktober 
1984 von der Inkraftsetzung des Vertrages erfahren 
haben könnten, daß sie b) meinten, er wäre aber 
noch nicht rechtskräftig und daß sie c) schon gar 
nicht gewußt hätten, daß schon mit Lieferungen be- 
gonnen wurde, die ungenehmigt waren, stellen sich 
im Licht dieses Vermerks als Falschaussagen dar. 

Die unwahren Angaben des Zeugen MD Horst Telt- 
schik sind in dem weiter oben zitierten Schreiben der 
Staatsanwaltschaft Kiel vom 6. April 1990 aufgeführt. 

Auch Bundeskanzler Helmut Kohl hat die Chance, die 
unwahren oder unvollständigen Angaben seiner Ver- 
nehmung vom 16. Februar 1987 zu korrigieren, nicht 
genutzt. 

Den Eindruck einer Falschaussage durch seine damali- 
gen Behauptungen (er habe erst im Oktober 1984 von 
dem Vertrag zwischen HDW/IKL und Südafrika erfah- 
ren und der erste Strauß-Brief vom 31. Juli 1984 habe 
den Verdacht erzeugt, er hätte schon damals von dem 
Vertrag erfahren können), versuchte er bei seiner 
zweiten Vernehmung am 31. Mai 1990 nur dadurch zu 
entkräften, daß er angab, sich nicht mehr erinnern zu 
können, ob er den Brief damals gelesen habe oder 
nicht. Außerdem dürfe man generell Briefe des verstor- 
benen Franz Josef Strauß nicht so ernst nehmen, weil 
es oft vorgekommen sein, daß er dort Dinge als abge- 
macht und vereinbart hineingeschrieben habe, die in 
Wirklichkeit noch offen geblieben seien. 

Der Zeuge räumte zwar ein, daß er durchaus eine Zeit- 
lang ernsthaft prüfen ließ, ob das Geschäft mit Süd- 
afrika machbar sei. Als dann aber einmal die negative 
Entscheidung gefallen sei, sei er sehr überrascht gewe- 
sen, daß die Firmen dennoch ihr Geschäft weiterver- 
folgt hätten. Daß tatsächlich geliefert worden sei, habe 
er erst im Sommer 1985 durch Minister Schäuble er- 
fahren. 

Diese Darstellung begründet den Verdacht der Falsch- 
aussage. Der Verdacht ist um so dringender, als Bun- 
deskanzler Helmut Kohl zur Vorbereitung seiner er- 
neuten Vernehmung das Protokoll seiner Vernehmung 
vom 16. Februar 1987 intensiv studiert hat und so 
wußte, auf welche strittigen Fragen es dem Ausschuß 
ankam. 
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Im einzelnen ist der Verdacht der Falschaussage wie 
folgt begründet: 


Falsche Aussage zu den Kenntnissen über das Wirk- 
samwerden des Vertrages 


Der Zeuge Dr. Kohl äußerte sich hierzu wie folgt: 

„Aus dem Protokoll meiner Aussage vom 16. Fe- 
bruar '87 ergibt sich, daß im Oktober ‘84 ein Ge- 
spräch zwischen Ministerialdirektor Teltschik und 
Staatssekretär Schreckenberger und mir stattgefun- 
den hat, wobei beide ihre abschließende Auffassung 
vortrugen und wir diskutierten. Danach haben wir 
uns gemeinsam geeinigt, daß wir in dieser Sache 
U-Boot nichts machen, nichts liefern. Ich habe in 
meiner ersten Aussage nicht ausgeschlossen, daß 
bei dieser Gelegenheit auch ein Vertrag oder ein 
Vorvertrag angesprochen worden sein könnte. Hier- 
aus ist mir später in Verbindung mit einem Strauß- 
Brief der Vorwurf einer Falschaussage gemacht wor- 
den, weil man meint, ich hätte aufgrund dieses Brie- 
fes früher von dem Vertragsabschluß erfahren." 

(Protokoll 53, S. 9 - 10) 

Wie bereits erwähnt, versuchte der Zeuge Dr. Kohl, 
diesen Vorwurf dadurch zu entkräften, daß er sich 
nicht mehr erinnern könne, ob er den Strauß-Brief vom 
31. Juli 1984 tatsächlich gelesen habe. Mit keinem 
Wort erwähnt er jedoch, daß er zum in Frage stehen- 
den Zeitpunkt — Oktober 1984 — bereits Kenntnis dar- 
über hatte, daß der Vertrag zwischen HDW/IKL und 
Südafrika mit Datum vom 6. August 1984 in Kraft ge- 
treten war und daß die Firmen am 6. Oktober 1984 mit 
den Lieferungen beginnen wollten. 

Ein Rückblick auf die von Dr. Kohl zitierte Aussage 
aus dem Protokoll vom 16. Februar 1987 macht deut- 
lich, worum es dem Zeugen bei seiner erneuten Aus- 
sage offensichtlich vorsätzlich ging. 

Die damalige Aussage lautet: 

„Ich war daran nicht beteiligt. Ich kann dazu aus 
eigener Kenntnis nichts sagen. Offensichtlich war 
das doch ein Vertrag, der gar nicht zustande kam, 
wenn er unter Vorbehalt gesetzt wurde." 

(Protokoll 15, S. 71) 

„ Abg. Wischnewski (SPD): . . . Für mich ist die Frage 
in der Zwischenzeit auch geklärt. Weder der Herr 
Bundeskanzler noch das Kanzleramt haben es, ob- 
wohl sie wußten, daß ein Vertrag abgeschlossen war, 
für notwendig gehalten, die zuständigen Ressorts 
darüber zu informieren. Darüber gibt es keinen 
Streit. 

Z. Dr. Kohl: Ich habe gesagt: Ich kannte die Sache 
nicht. Ich habe keinen Grund gehabt, hier einzugrei- 
fen." 

(Protokoll 15, S. 73) 


„Z. Dr. Kohl: Verstehen Sie, Herr Abgeordneter 
Gansei, da ist doch gar kein Geheimnis drin. Wir 
haben das entschieden gehabt im Oktober aus mei- 
ner Sicht. Es kann auch durchaus sein, daß das bei 
der Gelegenheit mit dem Vertrag oder Vorvertrag 
oder wie das ist angesprochen wurde. Das ist aber 
doch dann für mich kein Thema gewesen. Versu- 
chen Sie sich einmal in meine Lage zu versetzen. 
Wenn wir sagen, wir genehmigen jetzt nicht, dann 
ist es mir ziemlich wurscht, ob die versuchen, einen 
Vertrag abzuschließen oder nicht. Der wird nicht 
genehmigt. Auf den Gedanken, daß das unterlaufen 
wird, bin ich, ehrlich gesagt, nicht gekommen. Ich 
bin davon ausgegangen, daß das so ist, wie wir das 
ausmachen." 

(Protokoll 15, S. 83) 

Dieser Rückblick macht deutlich, daß der Zeuge über- 
haupt nicht beabsichtigt hat, seine damalige Aussage 
zu korrigieren. Der Hinweis, daß er den 1. Strauß-Brief 
möglicherweise nicht gelesen hat, ist in dem in Frage 
stehenden Zusammenhang völlig ohne Bedeutung, da 
er aufgrund seines Datums (31. Juli 1984) noch gar 
keinen Hinweis auf die tatsächlich erfolgte Inkraftset- 
zung des Vertrages enthalten konnte (Inkraftsetzung 
am 6. August 1984). 

Entgegen seiner Aussage vom 16. Februar 1987 und 
seiner erneuerten Aussage vom 31. Mai 1990 war der 
Kanzler jedoch über die Inkraftsetzung des Vertrages 
am 6. August 1984 und über den Beginn der Lieferun- 
gen am 6. Oktober 1984 spätestens am 10. September 
1984 informiert. Dies geht aus dem Hansen-Wester- 
Vermerk vom 13. September 1984 zweifelsfrei hervor. 
Dort heißt es: 

„Ich habe Zo. nochmals auf die entscheidenden Eck- 
termine hingewiesen: 

— am 6. 8. 84 Wirksamwerden des Vertrages 

— am 6. 10. 84 Beginn der Lieferungen 
ferner auf den Kundenbesuch 18. 9. 

T, und auch K. sind diese Termine bekannt." 

(K. bedeutet Kohl, T. bedeutet Teltschik; Anm. des 
Verf.) 

Die Glaubwürdigkeit der Aufzeichnung in der Hin- 
sicht, daß der Bundeskanzler die genannten Termine 
tatsächlich kannte, wird noch dadurch erhöht, daß der 
Bundeskanzler in zwei weiteren Passagen genannt 
wird, die eine nur beiläufige Befassung des Kanzlers 
zum damaligen Zeitpunkt mit der Materie ausschlie- 
ßen. Die Genehmigung für das U-Boot-Geschäft sollte 
direkt über den Bundeskanzler laufen, der auch Vorsit- 
zender des Bundessicherheitsrates (BSR) ist. Bei einer 
derart engen Befassung mit der Materie, die ebenfalls 
im Widerspruch zu den Aussagen des Kanzlers am 
31. Mai 1990 steht (vgl. S. 29: „Dann gab es umfangrei- 
che Diskussionen — aber das war nicht meine Ebene — 
wohl auf der Ebene der Mitarbeiter.") ist es mehr als 
nachvollziehbar, daß der Bundeskanzler auch die kon- 
kreten Entscheidungstermine des Geschäftes kennen 
mußte. In dem Hansen- Wester- Vermerk vom 13. Sep- 
tember 1984 heißt es diesbezüglich und unter Hinweis 
auf ein Gespräch Zoglmann-Teltschik am 1 0. Septem- 
ber 1984 — das im Kanzleramt stattfand — : 
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„In der nächsten Woche wird K. uns bzw. Zo. über 
Teltschik darüber informieren, wie das Procedere 
bezüglich der Genehmigung ablaufen soll. In der 
darauffolgenden Woche (39. Wo.) sollen Dr. Abels/ 
Nohse sowie D/M nach Bonn zitiert werden. Es ist 
vorgesehen, daß uns das Einverständnis des BSR 
durch einen Staatssekretär (...) und Teltschik mit- 
geteilt wird. Bei der Zustimmung des BSR werden 
sich G. und B. der Stimme enthalten." 

Konkret hat Bundeskanzler Helmut Kohl auch bei sei- 
ner erneuten Vernehmung am 31. Mai 1990 bestritten, 
daß er überhaupt über die Vertragsinkraftsetzung un- 
terrichtet war. 


Falsche Aussage zum Beginn der Lieferungen 

Auf die Frage, wann er zum ersten Mal von den Liefe- 
rungen der Pläne nach Südafrika gehört habe, erklärte 
der Zeuge Dr. Kohl am 31. Mai 1990: 

„Abg. Gansei (SPD): Wann haben Sie und durch wen 
haben Sie im Sommer 1985 erfahren, daß die Firmen 
dennoch Pläne nach Südafrika geliefert haben? 
Haben Sie daraufhin bei Herrn Teltschik oder bei 
Herrn Schreckenberger Rücksprache gehalten? 

Z. Dr. Kohl: Also, ich habe das vorhin vorgetragen 
hier, daß das mir der Bundesminister Schäuble mit- 
geteilt hat, daß ich darüber sehr erstaunt war.“ 

Das obengenannte Papier von Hansen-Wester belegt, 
daß diese Aussage falsch ist. Dr. Kohl wußte laut die- 
sem Papier bereits am 10. September 1984, daß am 
6. Oktober 1984 mit der Lieferung der Pläne begonnen 
werden sollte. Auch durch den Strauß-Brief vom 
5. November 1984 war er über die 1. Lieferung der 
Pläne am 6. Oktober 1984 unterrichtet. In dem Strauß- 
Brief ist ebenfalls der Hinweis zu finden, daß Schrek- 
kenberger und Teltschik über den Plan der Firmen in- 
formiert waren, ohne jegliche Genehmigung während 
eines halben Jahres die Software, d. h. die Pläne nach 
Südafrika zu liefern. 

Tatsächlich wurden einen Tag nach dem Strauß-Brief, 
also am 6. November 1984, erneut Pläne nach Südaf- 
rika durch HDW geliefert, die zweite Lieferung. Es ist 
schwer vorstellbar, daß diese zweite Lieferung nicht 
aufgrund einer direkten Reaktion des Kanzlers auf den 
Strauß-Brief zustandekam. 


Falsche Aussage zu den Schreckenberger-Telefonaten 

Zu den Schreckenberger-Telefonaten am 31. Juli 1984 
erklärte der Zeuge Kohl am 31. Mai 1990 bei seiner 
Vernehmung: 

„Ich will wiederholen, daß ich diese Telefonate nicht 
kannte." 

(Protokoll 53, S. 9) 


Ferner erklärte der Zeuge Dr. Kohl: 

„Vors. Eylmann: Die zuweilen geäußerte Vermutung 
oder der Argwohn geht ja in eine andere Richtung, 
etwa dahin, daß dieses Schreiben Sie veranlaßt ha- 
ben könnte, Herrn Schreckenberger zu sagen, jetzt 
bekämen die Firmen grünes Licht. 

Z. Dr. Kohl: Mit Sicherheit nicht. 


Vors. Eylmann: Sie können — das darf ich als Fazit 
festhalten — mit Sicherheit ausschließen, daß Sie 
Ende Juli aufgrund dieses Briefes des bayerischen 
Ministerpräsidenten oder aufgrund anderer Um- 
stände Herrn Schreckenberger angewiesen oder 
ihm gesagt haben, den Firmen zu signalisieren, es 
würde eine Genehmigung erteilt. 

Z. Dr. Kohl: Mit Sicherheit kann ich das.“ 
(Protokoll 53, S. 18 - 19) 

Der Verdacht der Falschaussage begründet sich zum 
einen auf der klaren Aussage in dem zweiten Strauß- 
Brief, daß Schreckenberger aufgrund des ersten 
Strauß-Briefes noch am selben Tag bei den Firmen an- 
gerufen habe. Schreckenberger hat sich bei seinen Te- 
lefonaten nach den Aufzeichnungen der Firmenvertre- 
ter ausdrücklich auf einen Auftrag des Bundeskanzlers 
und des Bayerischen Ministerpräsidenten Strauß beru- 
fen. 

Die Firmenvertreter Ahlers, Nohse und Rohde konn- 
ten vom 1. Untersuchungsausschuß nicht zu der Frage 
vernommen werden, ob Schreckenberger den Strauß- 
Brief bei seinem Telefonat erwähnt hat oder ob er sich 
in diesem Zusammenhang auf ein Gespräch mit dem 
Bundeskanzler vom gleichen Tage berufen hat. 

Auch die Formulierung in dem Hansen-Wester-Ver- 
merk legt den Verdacht nahe, daß mit der Zustimmung 
des Bundeskanzlers, die für die „Mittlere Lösung" be- 
reits erfolgt sei, Bezug genommen wird auf die 
Schreckenberger-Telefonate, über deren Ergebnis die 
Firmen immerhin protokollierten, der Bundeskanzler 
habe die Zustimmung für die „Mittlere Lösung" verlie- 
hen. 

Herr Siegfried Zoglmann konnte vom 1. Untersu- 
chungsausschuß nicht zu der Frage vernommen wer- 
den, ob die Zustimmung des Bundeskanzlers zur „Mitt- 
leren Lösung", die in dem Hansen-Wester- Vermerk 
vom 13. September 1984 angesprochen wird, im Zu- 
sammenhang mit den Schreckenberger-Telefonaten er- 
folgt ist. 

Falsche Aussage zur „Mittleren Lösung" 

Der Bundeskanzler hat auch bei seiner erneuten Ver- 
nehmung erneut Wert auf die Feststellung gelegt, daß 
für ihn immer nur die sogenannte Große Lösung, d. h. 
der Bau ganzer U-Boote, in Frage gekommen sei. In 
dem Hansen-Wester- Vermerk ist jedoch die Rede da- 
von, daß der Bundeskanzler die Zustimmung für die 
„Mittlere Lösung" bereits in Aussicht gestellt habe. 
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Diese Frage ist deshalb entscheidend, weil der Bundes- 
kanzler mit seinen Aussagen bewußt den Eindruck er- 
weckt hat, für ihn sei die „Mittlere Lösung", also genau 
die Lösung, die tatsächlich versucht wurde zu ver- 
wirklichen, überhaupt nicht in Betracht gekommen. 
Tatsache ist jedoch, daß die Firmenvertreter und auch 
der südafrikanische Ministerpräsident Botha am 5. 
Juni 1984 dem Bundeskanzler bereits sehr frühzeitig 
mitgeteilt hatten, daß für sie eine Große Lösung über- 
haupt nicht denkbar sei. Die Aussage des Bundeskanz- 
lers ist auch aus diesem Grunde unglaubwürdig. 
Warum sollte Kohl über eine Lösung nachdenken, die 
bereits seit 1 983 aus den Überlegungen der Firmen und 
des Kundenlandes ausgeschieden war? 

Die Firmenvertreter von HDW und IKL konnten vom 
1 . Untersuchungsausschuß nicht zu der Frage vernom- 
men werden, ob sie von Bundeskanzler Kohl eine Zu- 
stimmung für die „Mittlere Lösung” erhalten haben. 

Die Passage „K. hat sich bereits dahingehend geäußert, 
daß wir auch mit der Genehmigung für die , Mittlere 
Lösung' rechnen können”, begründet darüber hinaus 
den Verdacht einer weiteren Falschaussage. 

Zwar hat Bundeskanzler Kohl am 31. Mai 1990 ausge- 
sagt, er sei bis zur endgültigen Absage an die Firmen 
am 17. Oktober 1984 dem Projekt gegenüber durchaus 
offen gewesen, wenn es sich in Form der Großen Lö- 
sung verwirklichen lasse. Er hat aber an keiner Stelle 
ausgesagt, daß er bereits vorher den Firmen eine Zu- 
stimmung für das Projekt, diesmal in Form der Mittle- 
ren Lösung, in Aussicht gestellt hatte. Es ist ein erheb- 
licher Unterschied, ob man ein Projekt lediglich wohl- 
wollend prüft und schließlich absagt oder ob man 
vorab schon einmal seine prinzipielle Zustimmung in 
Aussicht stellt. Wenn ein Projekt lediglich geprüft 
wird, werden sich die Firmen hüten, Fakten durch Lie- 
ferungen zu schaffen. Wenn sie aber prinzipielle Zu- 
stimmung signalisiert bekommen, ist ihr Risiko viel ge- 
ringer, das Geschäft bereits in Gang zu setzen. 


Falsche Aussagen zur Rolle der Bundesregierung bei 
der Genehmigung 

Der Bundeskanzler hat darüber hinaus verschwiegen, 
daß er über Überlegungen der Firmen unterrichtet war, 
ohne jegliche Genehmigung in einem Zeitraum von ei- 
nem halben Jahr Software nach Südafrika zu liefern. 
Diese unvollständige Aussage wiegt um so schwerer, 
als exakt dieses Verfahren offensichtlich von den Fir- 
men ab dem 6. November 1984 bis zum 19. Juni 1985 
(Ende der Lieferungen der U-Boot-Pläne) auch tatsäch- 
lich durchgeführt wurde. 

Beweis: Strauß-Brief vom 5. November 1984; Nohse- 
Brief vom 30. November 1986 (s. u,j 

Der Kanzler hat diese Überlegungen aber nicht nur 
verschwiegen, was — angesichts der Tatsache, daß der 
Strauß-Brief den Ausschuß-Mitgliedern nicht offen- 
bart werden durfte — allein noch nicht den Verdacht 
einer Falschaussage begründen könnte. Er hat darüber 
hinaus auf die Frage des Ausschuß- Vorsitzenden ge- 
antwortet: 


„Gibt Ihnen denn der Inhalt dieses Briefes — Sie ha- 
ben ja Kenntnis nehmen können — in irgendeiner 
Hinsicht Veranlassung, von Ihrer früheren Aussage 
am 16. Februar 1987 abzurücken? Hat dieser Brief in 
irgendeiner Hinsicht Ihr Erinnerungsbild beein- 
flußt? 

Z. Dr. Kohl: Nein.“ 

Obwohl die Firmen genau das Verfahren gewählt hat- 
ten, das Ministerpräsident Strauß in seinem zweiten 
Brief an den Bundeskanzler geschildert hatte und von 
dem nach den Aussagen des Strauß-Briefes auch die 
Herren Teltschik und Schreckenberger Kenntnis hat- 
ten, zeigte sich der Bundeskanzler bei seiner Verneh- 
mung am 31. Mai 1990 überrascht und empört, als 
habe er im Sommer 1985 zum ersten Mal von den Plä- 
nen der Firmen gehört, ganz ohne Genehmigung zu lie- 
fern: 

„Ich war dann überrascht. Ich habe ja gesagt, daß 
dann zu einem späteren Zeitpunkt der Bundesmini- 
ster Schäuble mir mitteilte, daß die Sache anders 
gelaufen ist, jedenfalls nach dem, was jetzt den Fir- 
men vorgehalten wird” 

(Protokoll 53, S. 30) 

„Das war ein Thema, das ich zur Kenntnis genom- 
men habe mit einiger Empörung, weil es unseren 
Intentionen entgegenlief.“ 

(Protokoll 53, S. 50) 

„Ich bin zutiefst betroffen — das sage ich schon jetzt 
als meine persönliche Meinung — halt von dem, was 
ich höre, daß nach einer klaren Absage, ja, man muß 
sagen, nach wiederholten klaren Absagen, man of- 
fensichtlich durch die Hintertür versucht hat, doch 
noch in diesem Auftrag weiterzukommen.“ 
(Protokoll 53, S. 70) 

Es besteht der Verdacht, daß die Einlassung des Bun- 
deskanzlers, die Firmen hätten eine klare Absage der 
Bundesregierung gehabt, ebenfalls eine unwahre Aus- 
sage darstellt. In diesem Zusammenhang ist auf ver- 
schiedene Äußerungen der Firmenvertreter hinzuwei- 
sen. So erklärte der Firmen-Rechtsanwalt Dr. Jörg 
Sepp Zoglmann am 3. Dezember gegenüber der OFD 
Kiel, daß man belastendes Material gegen die Bundes- 
regierung offenbaren werde, falls das OFD-Verfahren 
nicht befriedigend verlaufe: 

„Er wolle jedoch ausdrücklich darauf hinweisen, 
daß sein Mandant zwar ohne formelle Genehmi- 
gung, nicht aber ohne Kenntnis offizieller Stellen ge- 
handelt habe und sich erforderlichenfalls noch er- 
heblich besser als bisher verteidigen könne." 

(vgl. Anlage 5) 

Auch die Firmenvertreter Zoglmann senior und Nohse 
erklärten gegenüber Bundeswirtschaftsminister Ban- 
gemann am 18. Juni 1985: 

„Der Sachverhalt sei im BK (StS Schreckenberger 
und MinDir Teltschik) bekannt. Nach Rücksprache 
mit dem Bundeskanzleramt hätten sie den Vertrag 
über die kleine Lösung im Juli 1984 abgeschlossen 
und zT. auch durchgeführt." 

(vgl. Anlage 38) 
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IKL-Chef Nohse teilte darüber hinaus in einem Schrei- 
ben vom 30. November 1986 dem damaligen Bundesfi- 
nanzminister Stoltenberg mit, daß man das Kanzleramt 
selbstverständlich über die durchgeführten Lieferun- 
gen informiert habe: 

„Ab Frühjahr 1983 Sondierung bei Bundesregierung 
bezüglich Genehmigung. 

Am 15. 6. 84 schließen HDW/IKL mit dem Kunden 
(Südafrika) Vertrag über .Kleine Lösung' (nur Ferti- 
gungsunterlagen und Fertigungshilfe). Dabei Vorbe- 
halt bis 15. 8. 84. Genehmigung durch Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland erforderlich. .Mittlere 
Lösung' wird angestrebt (auch Komponentenliefe- 
rung). Mitglieder der deutschen Regierung fragen 
uns: Warum nicht .Große Lösung', also Bau kom- 
pletter U-Boote in Kiel? Wir raten ab. Basis für die 
südafrikanischen Boote: Export-Boote für Indien. 
Anruf Staatssekretär Prof. Schreckenberger am 
31. 7. 84 zuerst bei mir und anschließend auf meinen 
Wunsch bei Herrn Ahlers. Ergebnis: Kanzler und 
Ministerpräsident Strauß sehr interessiert. Vertrag 
wirksam werden lassen und mit Arbeiten beginnen 
(Hervorhebung d.d.Verf.). Endgültige Genehmigung 
nach Parlamentsferien . . . Dementsprechend lassen 
wir Vertrag für .Kleine Lösung' am 6. 8. 84 wirksam 
werden. In den folgenden Monaten bemühen sich 
HDW/IKL um schriftliche Genehmigung. Staatsse- 
kretär Prof. Schreckenberger: HDW und IKL haben 
mich am 31.7.84 mißverstanden. Eine klärende 
schriftliche Weisung erhalten wir jedoch nichtl Die 
zahlreichen Gespräche mit unserer Regierung zei- 
gen uns, daß wir mit Vertrags-Erfüllung den politi- 
schen Vorstellungen unserer Regierung entspre- 
chen. Wir meinen weiter, daß mit der von uns vorge- 
schlagenen Verfahrensweise die Abwicklung des 
Exportgeschäfts gebilligt wird. Im Winter 1984/85 
werden durch Botschaftskurier des Kunden erste 
Unterlagen abgeholt. Dieses teilen wir dem Kanzler- 
amt mit. In den Folgemonaten zahlreiche, uns unterstüt- 
zende Gespräche mit den beiden Landesregierungen 
und der Bunderegierung (Hervorhebung d.d.Verf.). 
Erste negative Reaktionen durch Bundeswirt- 
schaftsminister Bangemann und Staatssekretär von 
Würzen am 18.6.85 mir gegenüber. Wir wissen 
aber, daß unsere Aktivitäten und Lieferungen im 
Bundeswirtschaftsministerium schon seit langem 
auf hoher Ebene bekannt sindl" 

(Nohse-Vermerk vom 30.11.1986, zitiert aus 
„Bild", 4. 12. 1986, und „Welt am Sonntag", 
15. 2. 1987) 

Herr Nohse konnte vom 1. Untersuchungsausschuß 
nicht zu der Frage vernommen werden, wem im Kanz- 
leramt mitgeteilt wurde, daß Unterlagen an Südafrika 
bereits geliefert worden waren. 

Im Licht des oben zitierten Briefes ist auch fraglich, ob 
die folgende Einlassung des Bundeskanzlers wahr- 
heitsgemäß war: 

„Staatssekretär Schreckenberger und Ministerialdi- 
rektor Teltschik haben der Wirtschaft von dem Pro- 
jekt am 17. Oktober '84 ausdrücklich abgeraten, und 
sie haben darauf hingewiesen, daß ein Genehmi- 


gungsantrag keine Chance haben würde. Wie ich 
später erfahren habe, haben die betroffenen Unter- 
nehmen den Vorgang von sich aus weiterverfolgt 
und sind andere Wege gegangen." 

(Protokoll 53, S. 14) 

Ein Angebot der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungs- 
ausschuß, noch einmal vor dem Untersuchungsaus- 
schuß erscheinen zu können, um die am 4. September 
1990 formell abgeschlossene Aussage korrigieren zu 
können, hat Bundeskanzler Helmut Kohl nicht wahr- 
genommen. 

Zusammenfassung zu Frage I des 
Untersuchungsauftrags 

1. Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl hat wahrscheinlich 
spätestens am l.Juni 1983 von dem beabsichtigten 
U-Boot-Geschäft mit Südafrika erfahren anläßlich ei- 
nes „Dreier-Gespräches" mit Franz Josef Strauß und 
Bundesaußenminister Genscher. Im Frühjahr 1984 war 
er erneut durch mehrere Gespräche mit Franz Josef 
Strauß mit dem geplanten Geschäft befaßt, wobei er 
sich für eine „Große Lösung", also den Bau kompletter 
U-Boote in Kiel, ausgesprochen hat. Am 5. Juni 1984 
versprach er dem südafrikanischen Premierminister 
Botha, sich persönlich um die Frage der Genehmi- 
gungserteilung für das U-Boot-Geschäft zu kümmern, 
obwohl Rüstungsexporte nach Südafrika durch das 
Völkerrecht (UN-Resolution 418) verboten sind. 

Am 15. Juni 1984 unterzeichnen Südafrika und HDW/ 
IKL den Vertrag über die Lieferung von Konstruktions- 
unterlagen für vier U-Boote. Hierüber wurde der Bun- 
deskanzler vom Bayerischen Ministerpräsidenten 
Strauß am 24. Juli 1984 informiert. Ein Brief des Baye- 
rischen Ministerpräsidenten an Bundeskanzler Kohl 
von Ende Juli 1984 enthielt die Aufforderung, der Bun- 
deskanzler möge die für die Inkraftsetzung des Vertra- 
ges bis zum 15. August 1984 nötige Regierungsgeneh- 
migung erteilen. Am 6. August 1984 lag diese Geneh- 
migung in einer für die Vertragsparteien ausreichen- 
den Weise vor, so daß sie den Vertrag endgültig in 
Kraft setzen. Hierüber war der Kanzler spätestens am 
dem 10. September 1984 unterrichtet. Die Angaben 
der Firmen IKL und HDW sind unwiderlegt, daß der 
Bundeskanzler durch den damaligen Kanzleramtschef 
StS Prof. Dr. Schreckenberger den Firmen am 31. Juli 
1984 die mündliche Genehmigung für die Vertragsin- 
kraftsetzung (das sog. „Grüne Licht") erteilt hat. 

Nach diesen Feststellungen trägt Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl die Hauptverantwortung für das Zustande- 
kommen ungenehmigter Lieferungen von U-Boot-Plä- 
nen nach Südafrika. Er hat diese Lieferungen nicht ver- 
hindert, obwohl er frühzeitig darüber Kenntnis hatte. 
Der Kanzler wußte sogar spätestens seit dem 10. Sep- 
tember 1984, zu welchem Datum (6. Oktober 1984) die 
Lieferungen beginnen sollten. Nach dem bisherigen 
Stand der Untersuchungen weist alles darauf hin, daß 
er die Durchführung der ungenehmigten Lieferungen 
befürwortet und den am U-Boot-Geschäft Beteiligten 
eine politische Rückendeckung der gesamten Bundes- 
regierung zugesagt hat. 
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2. Andere Mitglieder der Bundesregierung 

2.1 Der damalige Bundesfinanzminister Dr. Gerhard 
Stoltenberg 

Minister Stoltenberg war seit dem 24. Juni 1983 über 
das geplante U-Boot-Geschäft informiert. Er beauf- 
tragte damals StS Tietmeyer, sich weiter mit der Ange- 
legenheit zu befassen. Am 28. Oktober 1983 erhielt er 
vom HDW-Aufsichtsratsvorsitzenden Ernst Pieper 
das Memorandum „Argumente IK 97”, das detailliert 
beschrieb, wie das illegale Rüstungsgeschäft abge- 
wickelt werden sollte. Obwohl Bundesfinanzminister 
Stoltenberg die Kontrolle über das Bundesvermögen 
ausübt, zu dem die Firma HDW gehört, hat er nichts 
unternommen, um die ungenehmigte Lieferung von 
Konstruktionsplänen für den U-Boot-Bau nach Süd- 
afrika zu verhindern. 


2.2 Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher 

Bundesminister Genscher war wahrscheinlich seit dem 
1. Juni 1983 über den Untersuchungsgegenstand infor- 
miert. Im Sommer 1983 führte er mit dem ehemaligen 
Bundestagsabgeordneten Siegfried Zoglmann mehrere 
Gespräche über das U-Boot-Geschäft. Nach den Un- 
terlagen des Untersuchungsausschusses war Minister 
Genscher im Oktober/November 1983 ebenfalls im Be- 
sitz des Memorandums „Argumente IK97" und somit 
über die Details des geplanten illegalen Geschäfts in- 
formiert. Es sind keine beweiskräftigen Hinweise dar- 
über bekannt, daß Bundesminister Genscher versucht 
hätte, das U-Boot-Geschäft tatsächlich zu verhindern. 
Mehrere in den Unterlagen befindliche Erklärungen 
der Firmen-Vertreter berichten vielmehr darüber, daß 
Minister Genscher das Projekt in Form der „Kleinen 
Lösung" zumindest bis Mitte 1984 befürwortet hat. Im 
BSR sollte er sich lediglich der Stimme enthalten. 


2.3 Der damalige Bundesverteidigungsminister 
Dr. Manfred Wörner 

Bundesverteidigungsminister a. D. Wörner war durch 
ein Schreiben des ehemaligen Bundestagsabgeordne- 
ten Siegfried Zoglmann vom 7. November 1983 über 
das geplante U-Boot-Geschäft informiert worden. Ob 
sich Bundesminister Wörner darüber hinaus aktiv in 
die Sondierungsgespräche mit den Firmen HDW und 
IKL eingeschaltet ist, ist bislang nicht bekannt. Meh- 
rere Firmennotizen sprechen allerdings davon, daß das 
U-Boot-Projekt auch an höchster Stelle im BMVg be- 
kannt war und dort befürwortet wurde. 


2.4 Der damalige Kanzleramtsminister 
Dr. Wolfgang Schäuble 

Minister Schäuble war Teilnehmer eines Gespräches 
am 1 1. Dezember 1984 mit den Vertretern der Firmen 
IKL und HDW im Bundeskanzleramt. 


2.5 Der heutige Bundesfinanzminister Dr. Theo Waigel 

Der CSU- Abgeordnete und heutige Bundesfinanzmini- 
ster Dr. Waigel war Teilnehmer eines Gespräches am 
1 1. Dezember 1984 mit den Vertretern der Firmen IKL 
und HDW im Bundeskanzleramt. 


2.6 Der damalige Bundeswirtschaftsminister 
Dr. Martin Bangemann 

Der Ausschuß ging lange Zeit davon aus, daß 
Bundeswirtschaftsminister Bangemann erst bei seinem 
Gespräch mit den Firmenvertretern am 18. Juni 1985 
mit dem U-Boot-Geschäft befaßt war. In der 
Hansen-Wester-Notiz vom 13. September 1984 ist 
jedoch die Rede davon, daß G. und B. (gemeint sind 
dem Kontext nach Genscher und Bangemann) sich bei 
der Zustimmung des BSR der Stimme enthalten 
werden. 

Rundesminister a. D. Bangemann konnte vom 1. 
Untersuchungsausschuß nicht mehr zu der Frage 
vernommen werden, ob er bereits zu diesem frühen 
Zeitpunkt mit der Angelegenheit befaßt war. 


3. Ministerpräsident Dr. Uwe Barschei 

Nach einer Aussage des StS a. D. Schleiffer gegenüber 
dem Fernsehmagazin REPORT war der damalige Mini- 
sterpräsident des Landes Schleswig-Holstein, Uwe 
Barschei, seit 1983 über das geplante U-Boot-Geschäft 
informiert (Report-Sendung vom 2. Dezember 1987). 


4. Ministerpräsident Dr. h. c. Franz Josef Strauß 

Ministerpräsident Strauß wurde wahrscheinlich 1983 
vom südafrikanischen Botschafter in Bonn über das 
Projekt informiert und sprach daraufhin mit Bundes- 
kanzler Kohl über eine Genehmigung, der ihm eine 
positive Antwort gab. Strauß war Teilnehmer eines 
Dreier-Gespräches mit Minister Genscher und Bun- 
deskanzler Kohl vom l.Juni 1983, bei dem wahr- 
scheinlich über das U-Boot-Geschäft gesprochen wur- 
de. Strauß führte in der Folgezeit mehrere Gespräche 
mit Siegfried Zoglmann und Bundeskanzler Kohl. Bei 
einem gemeinsamen Spaziergang am 24. Juli 1984 un- 
terrichtete er den Bundeskanzler über die Vertragsun- 
terzeichnung vom 16. Juni 1984. In einem Schreiben 
von Ende Juli 1984 an den Bundeskanzler setzte sich 
Strauß für die Verwirklichung der „Mittleren Lösung” 
in Höhe von 475 Millionen DM ein, die er auch für 
verwirklichbar hielt. Er bat den Bundeskanzler, sich 
der Sache eilig anzunehmen und das Nötige zu veran- 
lassen, da der Vertrag unter einem Vorbehalt der Zu- 
stimmung des BSR bis zum 15. August 1984 stehe. 

In einem weiteren Schreiben an Bundeskanzler Helmut 
Kohl vom 5. November 1984 schlug Franz Josef Strauß 
ein Verfahren vor, nach dem die Firmen bereit waren, 
für den Zeitraum eines halben Jahres auf jegliche Re- 
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gierungszustimmung zu verzichten, aber bereits mit 
der Lieferung der Software zu beginnen. Einem solchen 
Vorschlag könne auch Bundesaußenminister Genscher 
zustimmen. Wiederum bat Franz Josef Strauß den 
Kanzler um eine eilige Behandlung und um eine Unter- 
richtung über den Fortgang der Angelegenheit. In ei- 
nem Firmen vermerk vom 13. September 1984 bezeich- 
nete Peter Hansen- Wester Franz Josef Strauß als 
„ständige(n) Drängier im Hintergrund", insbesondere 
bei Bundeskanzler Kohl (abgekürzt als „K"). 


5. Mitarbeiter von Ministerien und anderen 
staatlichen Stellen 

Die wesentlichste Rolle beim Zustandekommen des 
U-Boot-Geschäfts mit Südafrika spielten MD Horst 
Teltschik vom Bundeskanzleramt sowie StS a. D. im 
Bundeskanzleramt Prof. Dr. Waldemar Schreckenber- 
ger. 

Von allen Mitarbeitern staatlicher Stellen und Mini- 
sterien war MD Teltschik der häufigste Gesprächs- 
partner der Firmen sowohl in der Sondierungsphase 
als auch nach dem Beginn der Pläne-Lieferungen. 
Ohne die stillschweigende Duldung von MD Teltschik 
wären die Firmen nach Auffassung der Fraktion DIE 
GRÜNEN kaum bereit gewesen, das Risiko der Durch- 
führung eines ungenehmigten Rüstungsgeschäftes mit 
Südafrika einzugehen. MD Teltschik hat die Firmen 
immer wieder zu Erörterungen über Detailfragen des 
Südafrika-Projektes empfangen. Daß MD Teltschik bei 
insgesamt sieben Terminen immer wieder von dem 
U-Boot-Geschäft abgeraten haben will, muß als 
Schutzbehauptung gewertet werden. Auch die Be- 
hauptung des StS Prof. Dr. Schreckenbergers, er habe 
den Firmen keine mündliche Genehmigung erteilt, ist 
angesichts der Vielzahl der Gegenindizien nicht glaub- 
haft. 

StS Prof. Dr. Schreckenberger hat nach mehreren 
übereinstimmenden Quellen den Firmen das „Grüne 
Licht“ übermittelt und damit die Rolle übernommen, die 
die Firmen seit 1983 vorgeschlagen hatten, als sie im- 
mer wieder die mündliche Genehmigung eines Staats- 
sekretärs für ausreichend erklärten. 

Die Rolle anderer Mitarbeiter der Bundesministerien, 
insbesondere der Staatssekretäre Timmermann, Rühl, 
und von Würzen konnten vom Untersuchungsaus- 
schuß nicht geklärt werden. Die beiden erstgenannten 
Personen wurden — konnten — nicht als Zeugen ver- 
nommen werden, weil es die Ausschuß-Mehrheit ver- 
hinderte. 

II. Zu Frage II.) des 
Untersuchungsauftrages 

„Unter welchen Umständen ist die rechtswidrige 
Lieferung von Konstruktionsunterlagen für den Un- 
terseebootsbau durch Unternehmen aus der Bun- 
desrepublik Deutschland an die Republik Südafrika 
zustande gekommen und erfolgt? 

Sind neben Konstruktionsunterlagen auch Teile von 
Unterseebooten geliefert worden und welche Unter- 
nehmen oder Staaten waren an diesen Geschäften 
beteiligt?" 


bzw. in der geänderten Fassung: 

„Unter welchen Umständen ist die ungenehmigte 
Lieferung von Konstruktionsunterlagen für den Un- 
terseebootsbau durch Unternehmen aus der Bun- 
desrepublik Deutschland an die Republik Südafrika 
zustande gekommen und erfolgt? Sind neben Kon- 
struktionsunterlagen auch Teile von Unterseeboo- 
ten geliefert worden, und welche Unternehmen oder 
Staaten waren an diesen Geschäften beteiligt? Un- 
tersuchungen, die sich auf den nichtstaatlichen Be- 
reich erstrecken, sind insoweit zulässig, als sie zur 
Aufklärung des in den Nrn. I., III. und IV. genannten 
Sachverhalts nach dem jeweiligen Stand des Verfah- 
rens notwendig werden." 

1. Die Umstände der rechtswidrigen Lieferung 

Die Lieferung von Konstruktionsunterlagen für den 
U-Boot-Bau durch Unternehmen aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland an die Republik Südafrika ist auf- 
grund von Sondierungen der Firmen bei Stellen der 
Bundesregierung von 1982 bis 1985 zustande gekom- 
men und erfolgt. Die Bundesregierung hat - nach den 
bisherigen Erkenntnissen der Untersuchung - in Form 
einer mündlichen Zusage durch StS Prof. Dr. Schrek- 
kenberger („Grünes Licht") die Lieferung der Pläne an 
Südafrika ermöglicht. Die Bundesregierung war dabei 
darüber informiert, daß der Transport der Unterlagen 
unter Mißbrauch des Diplomaten-Status südafrikani- 
scher Botschaftsangehöriger im Diplomaten-Gepäck 
erfolgen sollte. Über die tatsächlich erfolgten Lieferun- 
gen wurde das Bundeskanzleramt nach Angaben der 
Firmen ebenfalls informiert. 

2. Lieferung von U-Boot-Teilen und 

3. Beteiligung weiterer Unternehmen 

Der Untersuchungsausschuß konnte bislang nicht 
zweifelsfrei feststellen, ob auch Teile von U-Booten 
durch bundesdeutsche Firmen an die Republik Südaf- 
rika tatsächlich geliefert worden sind. Dem Untersu- 
chungsausschuß liegen aber Unterlagen und Hinweise 
darüber vor, daß solche Lieferungen geplant waren. 
Die Zeitung „Hamburger Morgenpost" vom 7. Novem- 
ber 1988 hat einen Vermerk des IKL vom 16. Juli 1984 
veröffentlicht (vgl. Abschnitt II 1.). 

Aus diesem Vermerk sowie aus den Angaben in ver- 
schiedenen Beweisanträgen der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN, die dem 1. UA - 1 1. WP vorliegen, lassen sich 
die folgenden Feststellungen über die vorgesehenen 
Beteiligungen von U-Boot- Zulieferer-Firmen am Süd- 
afrika-Projekt treffen. Geplant war: 

- Die Firma KRUPP-ATLAS-ELEKTRONIK (Bremen) 
sollte die Sonaranlagen, die akustischen Ortungsge- 
räte sowie die Waffenelektronik liefern. Die Ver- 
handlungen führte der KAE-Chef Karl-Friedrich Trie- 
bold. Die Firma MBB in Bremen sollte bis 1 989 einen 
Tiefen Simulator nach Südafrika liefern, mit dem die 
südafrikanische U-Boot-Crew ihre zukünftigen Ein- 
sätze üben kann. Die Verhandlungen führte Herr 
Dr. Schmidt. 
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— Die Firma ZEISS (Oberkochen) sollte die Sehrohre 
liefern. 

— Die Firmen HAGEN in Soest und VARTA in Hagen 
standen in Verhandlungen über die Lieferung von 
U-Boot-Batterien nach Südafrika. 

Gegen die Firma HAGEN in Soest ermittelt die OFD 
Münster. In einem Bericht des „Spiegel" heißt es hier- 
zu: 

Die Firma „soll noch nach dem angeblichen Stopp 
des Deals im Sommer 1985 durch die Kieler Ho- 
waldtswerke Deutsche Werft (HDW) und das Inge- 
nieurkontor Lübeck (IKL) Batterien, die zum An- 
trieb der südafrikanischen U-Boote bestimmt waren, 
ungenehmigt in die Türkei geliefert haben — Wert: 
mehrere Millionen Mark." 

Nach internen Firmenunterlagen von HDW und IKL 
war ein „ehemaliges technisches Vorstandsmitglied 
der Firma Hagen“ sowohl „beratend für den Kun- 
den" in Südafrika als auch „für Hagen tätig". 

(Der Spiegel, 22/1990) 

— Die Firma MTU (Friedrichshafen) sollte die Diesel- 
motoren liefern. 

Die PANORAMA-Sendung vom 3. April 1990 zitierte 
einen Vermerk von Peter Hansen- Wester vom 10. Juni 
1986, in dem es heißt: 

„Bezüglich der endgültigen Konzeption der Diesel- 
motoren erfolgen weitere Abstimmungen zwischen 
dem Kunden und der MTU" in Südafrika. 

— Die Firma SIEMENS (Nürnberg/Erlangen) sollte die 
Elektroanlagen liefern. Siemens führte spezielle 
Entwicklungsarbeiten für das Südafrika-U-Boot 
durch, die unter der Leitung von Herrn A. Wolski 
standen. Die Produktion sollte als Lizenzproduktion 
in Südafrika stattfinden. Dort ist Siemens mit einer 
Zweigniederlassung vertreten. 

Lt. „Spiegel" (Ausgabe 22/1990) hat die Kieler Staats- 
anwaltschaft die „Beteiligung eines Mitarbeiters der 
Firma Siemens sicher" feststellen können, der „Mikro- 
filme für Schalttafelzeichnungen" direkt nach Südaf- 
rika gebracht habe. 

Dies deckt sich mit den Angaben des Fernsehmagazins 
PANORAMA, das eine Telefonnotiz von Peter Han- 
sen-Wester vom 2 1 . März 1 986 wie folgt wiedergibt: 

„Die Mikrofilme für die Schalttafelzeichnungen 
werden von Herrn Schulz (Siemens Südafrika) 
direkt ins Kundenland gebracht. Die Verrech- 
nung erfolgt zwischen Siemens und den Kunden 
direkt". 

(PANORAMA, 3. 4. 1990) 

— Die Firma MASCHINENBAU KRUPP (MAK) (Kiel) 
sollte eine Torpedorohr-Neuentwicklung nach Süd- 
afrika liefern. Erstmals sollte die Produktion als Li- 
zenzproduktion bei HDW stattfinden. 

— Mitarbeiter der Firma FERROSTAAL (Essen) (die 
bei allen Export-Geschäften für HDW und IKL als 
U-Boot- Vertriebsfirma arbeitet) sind auch an dem 
Südafrika-Geschäft beteiligt. Namentlich bekannt 
ist in diesem Zusammenhang ein Herr Krause. 


— Die SALZGITTER AG (ein Bundesunternehmen) 
hält 75% der Anteile bei HDW'. Zusammen mit der 
Firma FICHTEL & SACHS gründete Salzgitter im 
Jahr 1982 in Südafrika die Firma ACMC (Automo- 
tive Components Manufacturing Corporation), die 
in der Frühphase des Projektes den Kontakt zu 
HDW und IKL herstellte. 

Beteiligte: der Südafrika-Repräsentant von Salzgit- 
ter, Herr S. J. Klein, sowie M. Lengfeld von Salzgit- 
ter, Düsseldorf. 

Der Vorstandsvorsitzende der SALZGITTER AG, 
Ernst Pieper, versuchte ab Oktober 1983 die Zustim- 
mung der Bundesregierung zu dem Projekt der U-Boot - 
Lieferungen nach Südafrika zu erhalten. 

— die Firma THYSSEN-Nordseewerke Emden soll 
nach einem Bericht des Fernsehmagazins MONI- 
TOR vom 15. August 1989 an dem U-Boot- Projekt 
beteiligt sein. MONITOR zitiert einen Mitarbeiter 
von THYSSEN-Nordseewerke: 

„Seit 1986 ist auch die Werft Thyssen- 
Nordseewerke in Emden vertraglich an dem U- 
Boot-Bau in Südafrika beteiligt. Thyssen ist ver- 
antwortlich für den Aufbau der Qualitätssiche- 
rung nach den notwendigen militärischen Stan- 
dards, in diesem Fall der AQUAP 1-13. Das ist 
die von den USA für alle NATO-Partner vorge- 
schriebene Norm für den Bau von Unterwasser- 
schiffen." 

Diese Aussage hat die Firma zwar dementiert, aber 
doch zugegeben, eine Modernisierungsstudie zum 
U-Boot-Bau in Südafrika durchgeführt zu haben. 
(MONITOR, 15. August 1989) 

— die Firma MESSER-GRIESHEIM in Höchst wird in 
einer weiteren MONITOR-Sendung vom 24. April 
1990 als Lieferant von Brennschneide- Automaten 
für den U-Boot-Bau genannt. 

— die Firma GERMANISCHER LLOYD in Hamburg. 
Diese Firma sollte nach Notizen der U-Boot-Firmen 
für 10 Mio. DM die Qualitätskontrolle der fertigen 
U-Boote vornehmen. Gespräche wurden Ende 1985 
von den Südafrikanern mit Herrn Kruse von der 
Firma Germanischer Lloyd geführt, (vgl. STERN 
vom 19. 4. 1990, PANORAMA, 3. 4. 1990) 

Ein Export von U-Boot-Teilen nach Südafrika durch 
bundesdeutsche Firmen würde seinen Niederschlag 
auch in entsprechenden vertraglichen Vereinbarungen 
finden. Neben dem Vertrag über die „Kleine Lösung" 
wären weitere Absprachen über die „Mittlere Lösung" 
(U-Boot-Pläne und U-Boot-Teile) erforderlich. 

Wie den Niederschriften der Firmen IKL und HDW 
über die Telefonate mit StS Prof. Dr. Schreckenberger 
vom 31 . Juli 1984 zu entnehmen ist, haben die Firmen 
diese Telefonate als „Grünes Licht" für die Durchfüh- 
rung der sog. „Mittleren Lösung" aufgefaßt. 

Dem Hansen-Wester- Vermerk vom 13. September 
1984 zufolge hatte Bundeskanzler Kohl zu diesem Zeit- 
punkt bereits die Zustimmung zur „Mittleren Lösung" 
in Aussicht gestellt. 
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Die „Mittlere Lösung" umfaßte neben der Lieferung 
von Konstruktionsplänen und der Bereitstellung tech- 
nischer Hilfe durch die Unternehmen IKL und HDW 
auch die Zulieferung von U-Boot-Teilen durch weitere 
bundesdeutsche Unternehmen. Es gibt eine Reihe von 
Hinweisen dafür, daß der Vertrag vom 15. Juni 1984 
diesbezüglich ergänzt werden sollte. Bei seiner Ver- 
nehmung durch die OFD Kiel am 24. Januar 1986 er- 
klärte Dipl. -Ing. Nohse, daß der Vertrag vom 15. Juni 
1984 einen Umfang von 467 Mio. DM hatte, also eine 
Kombination von „Kleiner" und „Mittlerer Lösung" 
darstellte: 

„Der Vertrag habe die sog. „Kleine Lösung", d. h. die 
Lieferung von Fertigungsunterlagen und Lizenzen 
zum Preise von 160 Millionen DM sowie die Liefe- 
rung von Komponenten zum Preis von weiteren 
307 Millionen DM, umfaßt. Der Käufer habe vier 
U-Boote des Typs 1500 bauen wollen, für die auch 
die erwähnten Komponenten geliefert werden soll- 
ten". 

(vgl. die tageszeitung vom 4. 2. 1988) 

Auch in dem bereits mehrfach erwähnten Brief von 
Lutz Nohse an Bundesfinanzminister Gerhard Stolten- 
berg vom 30. November 1 986 ist ein klarer Hinweis auf 
die Vereinbarung der „Mittleren Lösung" im Vertrag 
vom 15. Juni 1984 enthalten. Nohse schrieb: 

„Die Arbeiten wurden unverzüglich eingestellt (im 
Sommer 1985, d. Verf.). Dieses wurde dem Kunden 
mitgeteilt. Bis zu diesem Zeitpunkt wurden 
42,6 Mio. DM (ca. 8,9 % vom ursprünglich geplanten 
Volumen!) zur Verfügung gestellt." 

(zitiert nach Welt am Sonntag vom 15. 2. 1987). 

Wenn die von IKL und HDW erhaltenen 42,6 Mio. DM 
ein 8,9 %iges Volumen des Vertrages ausmachten, 
dann betrug das vertraglich vereinbarte Volumen ca. 
475 Mio. DM. 


4. Beteiligung weiterer Staaten 

Bei der in Abschnitt II des Untersuchungsauftrages 
enthaltenen Frage, ob weitere Staaten an dem U-Boot- 
Geschäft beteiligt waren bzw. sind, hat der Ausschuß 
nur wenige Hinweise erhalten, was allerdings ange- 
sichts der hohen Geheimhaltungsstufe solcher Um- 
weg-Exporte auch nicht verwundern sollte. Eine Betei- 
ligung von Drittstaaten war in der Planung der Firmen 
bereits in dem Nohse-Memorandum vom 6. Oktober 
1983 vorgesehen. 


DIE TÜRKEI 

Am 18. Juni 1985 informierten die Firmenvertreter 
Nohse und Zoglmann Bundeswirtschaftsminister Ban- 
gemann, daß sie daran dächten, den Rest des Geschäf- 
tes nunmehr über die Türkei abzuwickeln. 

Auffallend ist, daß weder das BAW noch die OFD Kiel 
diesem konkreten Hinweis jemals nachgegangen sind. 
Bei der Anweisung des BMWi vom 9. Juli 1985 an das 


BAW, die Ausfuhranträge von IKL in Zukunft genau 
zu prüfen und hierbei insbesondere auf den Endver- 
bleib zu achten, war kein Hinweis auf die Absicht der 
Firmen enthalten, den Rest des Geschäftes in Zukunft 
über die Türkei abzuwickeln. Da bei Exporten an das 
NATO-Land Türkei keine Beschränkungen des AWG 
vorgesehen sind, ist es durchaus denkbar, daß der Ex- 
port von U-Boot-Teilen über den Umweg Türkei nach 
Südafrika - tatsächlich wie ursprünglich geplant - ab- 
gewickelt wird. 

Für diese Überlegung ist es bemerkenswert, daß die 
Türkei Anfang 1988 einen Auftrag an HDW/IKL über 
den Bau von zwei U-Booten der Klasse 209 erteilte. Die 
Montage der Boote soll in der Türkei erfolgen, die 
U-Boot-Teile werden aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land geliefert. Interessant ist auch, daß nicht nur der 
U-Boot- Typ vergleichbar ist mit dem von Südafrika ge- 
wünschten, sondern daß auch die vorgesehene Aus- 
stattung des Türkei-U-Bootes mit dem von IKL/HDW 
konzipierten Südafrika-U-Boot weitgehend identisch 
ist. Genau wie für das Südafrika-U-Boot vorgesehen, 
wird HDW erstmals die Torpedoablaufrohre liefern, 
und Krupp-Atlas-Elektronik (KAE) Bremen eine neu 
entwickelte Feuerleitanlage mit Sonar. Nach den zwei 
ersten Booten sollen weitere Aufträge folgen (vgl. 
„Wehrtechnik“, 3/1988, S. 68). 

Auf die Frage des Ausschuß-Vorsitzenden Horst Eyl- 
mann (CDU), ob ein „Geschäft mit einem Empfänger, 
mit einem Geschäftspartner außerhalb Südafrikas bei 
Ihnen den Verdacht erregt hat, nach den Fakten, die 
Sie festgestellt haben, daß dieses Geschäft nur zum 
Schein abgeschlossen und daß in Wahrheit der Export- 
artikel nach Südafrika gegangen sei", erwiderte RD 
Budrat: 

„Also so ein Verdacht ist bei uns nicht aufgetaucht. 
Meiner Erinnerung nach handelte es sich bei ande- 
ren Geschäften im allgemeinen um NATO-Partner. 
Und da sehe ich nun eigentlich keinen Anlaß, da 
nachzufragen, ob die NATO-Partner nun Geschäfte 
mit Südafrika betreiben. Das können wir auch gar 
nicht. Wen sollten wir da fragen?" 

(26. Sitzung, Protokoll S. 19) 

Aufgrund der von der Staatsanwaltschaft Kiel Anfang 
1990 bei den Firmen HDW und IKL beschlagnahmten 
Akten ist inzwischen klar, daß der Lieferweg über die 
Türkei unmittelbar nach dem Gespräch bei Wirt- 
schaftsminister Bangemann — wie angekündigt — auch 
tatsächlich mit Vertretern der Türkei besprochen wur- 
de. Am 24. Juni 1985 fand in Hamburg ein Treffen 
zwischen Peter Hansen-Wester und dem Türken Enis 
Tokcan statt. U-Boot-Komponenten im Wert von 200- 
300 Mio. DM sollten über die Türkei nach Südafrika 
geliefert werden. (STERN vom 5. 4. 1990) 

Ob auch Bundeskanzler Helmut Kohl bei seinem Tür- 
kei-Besuch am 9. Juli 1985 über das Thema mit dem 
türkischen Ministerpräsidenten Özal gesprochen ha- 
be, konnte vom 1 . Untersuchungsausschuß nicht end- 
gültig geklärt werden. Der Zeuge Dr. Kohl sagte aus, er 
könne sich nicht mehr erinnern, ob er das Thema mit 
Özal besprochen habe (53. Sitzung, S. 57 des Proto- 
kolls). Auf die Nachfrage der Abg. Frau Eid, ob er es 
ausschließen könne, daß das Thema besprochen wur- 
de, antwortete der Zeuge Kohl: 
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„Ich kann es nicht total ausschließen, weil ich gleich 
hinzufügen muß, daß özal zu denen gehört, die ich 
auch im Laufe der letzten Jahre sehr häufig getroffen 
habe, nicht nur bei der Gelegenheit ..." 

(S. 58 des Protokolls) 


Nach einer Meldung des SPIEGEL (Nr. 22/1990) ermit- 
telt die OFD gegen die Firma Hagen in Soest wegen des 
Verdachts der ungenehmigten Lieferung von U-Boot- 
Batterien über den Umweg Türkei nach Südafrika. 
Von weiteren tatsächlich erfolgten Lieferungen wurde 
dem Ausschuß allerdings nichts bekannt. 


CHILE 

Im Januar 1987 berichtete die Deutsche Presse-Agen- 
tur, daß Chile Südafrika beim Bau der U-Boote behilf- 
lich sein wolle (dpa, 6. 1. 1987). Die Lateinamerika- 
Nachrichten berichteten im Januar 1989 über ein in 
diesem Zusammenhang interessantes Gemeinschafts- 
unternehmen zwischen Chile und der südafrikani- 
schen U-Boot-Bauwerft Sandock-Austral: 

„Die (chilenische, d. Verf.) Marine hat zwei Glanz- 
stücke: die beiden von der bundesdeutschen Ho- 
waldtswerke-Deutsche Werft und dem IKL (Inge- 
nieurkontor Lübeck) gelieferten U-Boote des Typs 
209/3. Mit diesen U-Booten zusammen erhielt das 
der Kriegsmarine gehörende Rüstungsunternehmen 
ASMAR eine Wartungswerft. 1987 wurde in der 
südchilenischen Hafenstadt Puntas Arenas die „So- 
ciedad del Astillero del Estrecho de Magallanes" (dt. 
Werftunternehmen Magellanstraße) eingeweiht, ein 
Gemeinschaftsunternehmen zu gleichen Teilen der 
staatlichen, zur Marine gehörenden Werft ASMAR 
und des südafrikanischen Waffenherstellers 
Sandock Austral. Das Unternehmen wartet und re- 
pariert Schiffe von maximal 1 30 m Länge und 
4 000 t. ASMAR baut lediglich einige leichte Schif- 
fe. Da aber im militärischen Schiffsbau die Elektro- 
nik einen erheblichen Werftanteil ausmacht, kann 
ASMAR für Chile und befreundete Länder ein stra- 
tegisch wichtiges Unternehmen sein." 
(Lateinamerika-Nachrichten, Januar 1989, S. 16/17) 

Die Spekulationen über einen gemeinschaftlichen chi- 
lenisch-südafrikanischen U-Boot-Bau erhielten neuen 
Auftrieb, als der südafrikanische Verteidigungsmini- 
ster im März 1989 auf eine zweiwöchige Chile-Tour- 
nee ging und dabei auch die Werft in Puntas Arenas 
besuchte. Der „Daily Telegraph" schreibt: 

„Es wird . . . angenommen, daß die Südafrikaner jetzt 
darauf hoffen, ihre chilenischen Partner für den U- 
Boot-Bau zu interessieren. Pretoria hatte 1985 die 
Blaupausen für den deutschen U-Boot- Typ 209 er- 
halten, und die chilenische Marine hat ganz offen- 
sichtlich über einen Vorschlag nachgedacht, die 
U-Boote auf ihrer Hauptwerft Talcahuano zu bau- 
en." 

(Daily Telegraph, 1. 3. 1989) 


ISRAEL 

In seinem Buch über die militärische Zusammenarbeit 
zwischen Israel und Südafrika („The Israeli Connec- 
tion") berichtet der Israeli Prof. Beit-Hallahmi über ei- 
nen Plan, über den Ende der 70er Jahre in der israeli- 
schen Presse berichtet wurde. Israel und Südafrika 
wollten angeblich ein atomgetriebenes U-Boot gemein- 
sam bauen: 

„Das ehrgeizigste gemeinsame Projekt im Marine- 
Bereich ist die Entwicklung atomarer U-Boote. Die 
Entwürfe stammen von den Experten beider Länder, 
und die U-Boote werden in Südafrika mit der aktiven 
Hilfe israelischer Marine-Offiziere und Ingenieure 
gebaut." 

(„The Israeli Connection", 1988, S. 123) 

Auch Buchautor Wilhelm Dietl („Waffen für die Welt") 
fand einen Hinweis auf den Plan einer südafrikanisch- 
israelischen Koproduktion beim U-Boot-Bau: 

„Schon im März 1980 verpflichteten sich die Süd- 
afrikaner bei einem Besuch von Esa Weizmann (Isra- 
el) zur Koproduktion des Lavi sowie eines U-Boo- 
tes." 

(Dietl, „Waffen für die Welt", 1986, S. 161) 

Wie mit der Türkei und Chile sind IKL/HDW auch mit 
Israel durch eine langjährige Zusammenarbeit verbun- 
den. Anfang der 70er Jahre erhielt Israel bundesdeut- 
sche U-Boote. Seit einigen Jahren stehen die Firmen in 
Verhandlungen mit Israel über die Lieferung weiterer 
U-Boote. 

Daß eine besonders enge Verbindung zwischen dem 
Südafrika-Geschäft und dem Israel-Geschäft von 
HDW und IKL besteht, wird auch durch die Tatsache 
nahegelegt, daß die OFD Kiel bei ihren „Ermittlungen“ 
auf eine ominöse Lieferung der Firmen HDW und IKL 
in Form einer 1,8 Tonnen schweren Kiste an das Zen- 
trum der israelischen Marine in Tel Aviv stieß. Die 
Lieferung wurde am 15. Dezember 1986 durch die 
Firma Harry W. Hamacher über den Flughafen Ham- 
burg durchgeführt. Der Verdacht konnte bis jetzt nicht 
ausgeräumt werden, daß es sich hierbei um das Süd- 
afrika noch fehlende 1 : 5 Modell des U-Bootes oder um 
andere U-Boot-Komponenten handelte. Zwar hat die 
israelische Botschaft in Bonn inzwischen mitgeteilt, es 
habe sich bei dem Inhalt der Kiste um eine Werkzeug- 
maschine gehandelt. Diese Behauptung ist jedoch nicht 
nachprüfbar, da die Ausfuhr seinerzeit nicht von den 
Zollbehörden überprüft worden war. Gegen die Be- 
hauptung Israels sprechen vor allem zwei Tatsachen: 

1. Die Frachtpapiere für die ungenehmigte Lieferung 
fanden sich bei den Südafrika-Unterlagen der OFD. 

2. Eine von der OFD festgestellte Lieferung von 
HDW/IKL an die südafrikanische Werft Sandock 
Austral wird nach wie vor geheimgehalten. Sie ist 
in den Unterlagen des 1 . UA - 1 1. WP geschwärzt. 
Aus der Systematik der Akten ergibt sich jedoch 
eindeutig, daß es sich bei der unkenntlich gemach- 
ten Lieferung um die genannte Kiste gehandelt hat. 
Danach wäre der eigentliche Empfänger der Sen- 
dung nicht die israelische Marine, sondern Sandock 
Austral gewesen. 
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Die GRÜNEN im Bundestag haben darüber hinaus 
weitere Informationen erhalten, die die Zusammenar- 
beit zwischen HDW/IKL, Südafrika und Israel betref- 
fen. Danach sind bei IKL 15 israelische Techniker aus- 
gebildet worden, deren Einsatzort Südafrika sein soll 
(vgl. 26. Sitzung, Protokoll S. 56). 

Diese Information wird vom IKL mit Schreiben vom 
25. September 1990 bestritten. Sie sei „nachweislich 
falsch". Die Vertreter von IKL waren jedoch nicht be- 
reit, vor dem Untersuchungsausschuß darzulegen, 
worin den die „Nachweise" bestehen, daß die Informa- 
tion der GRÜNEN „falsch" sei. 

SPANIEN 

IKL-Chef Lutz Nohse bestritt gegenüber der Zeitung 
„Die Welt", daß U-Boot-Teile über Spanien an Südaf- 
rika gelangt seien. Nohse erklärte: 

„Auch das ist nicht gemacht worden." 

(Die Welt vom 4. 4. 1990) 

Den GRÜNEN im Bundestag lagen allerdings schon 
Ende 1986 Hinweise darüber vor, daß die spanische 
Bazan- Werft in Cartagena in das deutsche U-Boot-Ge- 
schäft verwickelt sein könnte. Deshalb stellten wir am 
23. Dezember 1986 den Beweisantrag (Drucksachen 
Nr. 0031, 4.UA — 10. WP) die gesamten Unterlagen 
über die Geschäftsbeziehungen zwischen HDW/IKL 
und der Bazan-Werft beizuziehen. Dieser Antrag 
wurde abgelehnt. 

Da DIE GRÜNEN nicht befugt sind, aus geheimen Ak- 
ten zu zitieren, dürfen wir in diesem Bericht nicht zu 
der Frage Stellung nehmen, ob in den Akten des Unter- 
suchungsausschusses inzwischen Hinweise aufge- 
taucht sind, die eine Verwicklung der Bazan-Werft in 
das Geschäft nahelegen. 

III. Zu Frage III.) des 
Untersuchungsauftrages 

„Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/ 
oder andere Mitglieder der Bundesregierung, Mini- 
sterpräsidenten von Bundesländern, Mitarbeiter 
von Ministerien oder anderen staatlichen Stellen ge- 
tan oder unterlassen, um die rechtswidrige Liefe- 
rung von Konstruktionsunterlagen für den Unter- 
seebootsbau an die Republik Südafrika rechtzeitig 
zu verhindern?"' 

bzw. in der geänderten Fassung: 

„Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/ 
oder andere Mitglieder der Bundesregierung, Mitar- 
beiter von Bundesministerien oder anderen staatli- 
chen Stellen des Bundes getan oder unterlassen, um 
die in Nr. II. genannte Lieferung von Konstruktions- 
unterlagen für den Unterseebootsbau an die Repu- 
blik Südafrika rechtzeitig zu verhindern?" 

Zur Beantwortung dieser Frage kann auf die Ausfüh- 
rungen zur Frage I.) des Untersuchungsauftrages ver- 
wiesen werden. Die Bundesregierung hat nichts unter- 
nommen, um die ihr bekannten Absichten zur rechts- 
widrigen Lieferung von Konstruktionsunterlagen für 
den Unterseebootsbau an die Republik Südafrika we- 


der rechtzeitig noch grundsätzlich zu verhindern. Ob- 
wohl den Bundesministern Stoltenberg, Wörner und 
Genscher sowie den Mitarbeitern des Bundeskanzler- 
amtes spätestens seit dem Oktober/November 1983 be- 
kannt war, daß die Firma IKL eine rechtswidrige Aus- 
fuhr von Konstruktionsplänen über das Diplomaten- 
Gepäck der südafrikanischen Botschaft plante, konn- 
ten die Firmen IKL und HDW zwischen Oktober 1984 
und Juni 1985 diesen Plan ungehindert durchführen 
und 4 720 Konstruktionsunterlagen nach Südafrika 
schaffen. Auch einen Tag nach dem Gespräch der Fir- 
men bei Bundeswirtschaftsminister Bangemann am 
18. Juni 1985, bei dem sie dem Bundeswirtschaftsmini- 
ster mitteilten, daß sie bereits Pläne für den U-Boot- 
Bau nach Südafrika geliefert hatten, konnten die Fir- 
men ihre Lieferungen fortsetzen. Das ehemalige Vor- 
standsmitglied von HDW, Peter Hansen- Wester, gab 
bei seiner Vernehmung durch die OFD Kiel am 9. April 
1 987 zu Protokoll, daß Bundeswirtschaftsminister Ban- 
gemann eine Beendigung des U-Boot-Geschäftes auch 
gar nicht verlangt habe (Quelle: die tageszeitung vom 
4. 2. 1988 und dpa vom 22. 1. 1988). 

IV. Zu Frage IV.) des 
Untersuchungsauftrages 

„Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/ 
oder andere Mitglieder der Bundesregierung, Mini- 
sterpräsidenten von Bundesländern, Mitarbeiter 
von Ministerien oder anderen staatlichen Stellen ge- 
tan oder unterlassen, um nach der rechtswidrigen 
Lieferung den Sachverhalt unverzüglich und voll- 
ständig aufzuklären und den Schaden für die Bun- 
desrepublik Deutschland und die deutsche Wirt- 
schaft zu begrenzen?' 

bzw. in der geänderten Fassung: 

„Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/ 
oder andere Mitglieder der Bundesregierung, Mitar- 
beiter von Bundesministerien oder anderen staatli- 
chen Stellen des Bundes getan oder unterlassen, um 
nach der in Nr. II. genannten Lieferung den Sach- 
verhalt unverzüglich und vollständig aufzuklären 
und den Schaden für die Bundesrepublik Deutsch- 
land und die deutsche Wirtschaft zu begrenzen?" 

Die Untersuchungen des 1 . UA -11. WP haben ge- 
zeigt, daß der Bundesregierung an einer unverzügli- 
chen und vollständigen Aufklärung des Sachverhaltes 
nicht gelegen war und ist. Durch dieses Verhalten hat 
die Bundesregierung den auswärtigen Beziehungen der 
Bundesrepublik Deutschland erheblichen zusätzlichen 
Schaden zugefügt. 

Obwohl dem BMWi nach dem Gespräch vom 18. Juni 
1985 mit den Firmenvertretern von HDW und IKL 
zwei Rechtsgutachten Vorlagen, die eine Abgabe des 
Falles an die Staatsanwaltschaft forderten, entschied 
sich Bundeswirtschaftsminister Bangemann nach 
Rücksprache mit Kanzleramtsminister Schäuble und 
Außenminister Genscher, die keine Einwände erho- 
ben, die Staatsanwaltschaft nicht einzuschalten. 

Bundeswirtschaftsminister Bangemann gab vielmehr, 
nachdem auch noch ein diesbezügliches Gespräch zwi- 
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sehen Bundeskanzler Dr. Kohl und Außenminister 
Genscher am 17. Juli 1985 stattgefunden hatte, die An- 
gelegenheit an Bundesfinanzminister Stoltenberg ab, 
der die ihm unterstellte OFD Kiel mit den Ermittlungen 
beauftragen sollte, was dann auch geschah. Damit war 
eine unabhängige Untersuchung der gegen die Firmen 
HDW und IKL erhobenen Vorwürfe nicht mehr mög- 
lich. 

Bei den Ermittlungen der OFD Kiel ist es zu drasti- 
schen Ermittlungsfehlern und gravierenden Ermitt- 
lungsversäumnissen gekommen. Die Art der OFD-Er- 
mittlungen ist nur dadurch zu erklären, daß eine politi- 
sche Weisung höchster Stellen der Bundesregierung 
bestand, den Dingen nicht auf den Grund zu gehen und 
die Firmen HDW und IKL entweder vollkommen straf- 
frei ausgehen zu lassen oder sie mit einer geringen 
Geldbuße oder einem Strafbefehl zu schonen. 

Der mit einer Überprüfung des Sachstandes der OFD- 
Ermittlungen im Juli 1987 beauftragte ORR Wewel 
stellte mit Entsetzen fest, daß die OFD-Beamten nicht 
„ergiebig ermittelten, „weil entweder das , Können 
fehlte oder/und an die Sache mit einer bestimmten Ein- 
stellung herangegangen wurde." (S. 2 des Reisebe- 
richts vom 8.-10. Juli 1987). „Ungereimtheiten“ sei bei 
der Prüfung nicht nachgegangen worden, sie seien 
noch nicht einmal im Prüfungsbericht erschienen (S. 2 
Reisebericht). Rechtliche Stellungnahmen der OFD 
seien mit einer bestimmten „Vorgabe" durch das Vorge- 
setzte BMF erstellt worden. Das Verfahren müsse da- 
her unverzüglich an die Staatsanwaltschaft abgegeben 
werden. Wenn eine Einschaltung der Staatsanwalt- 
schaft unterbleibe, könnte man sich dem „Vorwurf der 
Strafvereitelung im Amt ausgesetzt" sehen (S. 4 f. des 
Reiseberichts). 

In einem Gespräch mit Oberfinanzpräsident Hansen 
drängte sich ORR Wewel allerdings der Eindruck auf, 
„daß er die Angelegenheit umgehend erledigt haben 
möchte, seiner Ansicht nach durch Einstellung der 
Verfahren“ (Anlage 2 zum Reisebericht, S. 2). 

Hatte die OFD in ihrem Zwischenbericht vom 28. No- 
vember 1986 noch die Auffassung vertreten, daß die 
beiden Firmen IKL und HDW eine Ordnungswidrig- 
keit begangen haben, endete das Verfahren im Januar 
1988 mit einem Freispruch. 

Die für die Ermittlungen der OFD Kiel direkt verant- 
wortlichen Personen, Oberfinanzpräsident Hansen 
und RD Budrat, mußten bei ihren Vernehmungen vor 
dem 1 . UA - 1 1 . WP zugeben, daß sie beim BMF nach- 
gefragt hatten, ob ihre Rechtsauffassung, die sie in dem 
Zwischenbericht vom 28. November 1986 geäußert 
hatten, zutreffend sei. Oberfinanzpräsident Hansen 
mußte darüber hinaus einräumen, daß ein solcher Fall 
der Nachfrage bei dem Vorgesetzten Finanzministe- 
rium erstmalig für die OFD gewesen sei. Diese 
besonderen Begleitumstände der Ermittlungen der 
OFD weisen darauf hin, daß die Ermittlungen nicht 
unabhängig von äußeren Einflüssen stattfinden konn- 
ten. Vielmehr ist nachgewiesen, daß insbesondere Fir- 
menanwalt Dr. Zoglmann mehrfach auf ein sofortiges 
Ende der Untersuchungen gedrängt hat. 


Im Zusammenhang mit dem OFD-Verfahren gibt es 
eine Reihe weiterer Indizien, die für eine politische 
Einflußnahme der Bundesregierung auf das Verfahren 
sprechen: 

— Bereits im Januar 1986 soll der Chef des Bundes- 
kanzleramtes, Dr. Schäuble, die Auffassung vertre- 
ten haben, den „Vorgang mit einem Strafbefehl offi- 
ziell zum Abschluß zu bringen". Kanzlerberater 
Horst Teltschik soll dies als die „eleganteste Lö- 
sung" bezeichnet haben. (Hansen-Wester- Vermerk 
vom 8. Januar 1986) 

Zoglmann wollte mit Waigel und Schäuble ein Ge- 
spräch führen, um das „Procedere" — möglicher- 
weise des OFD- Verfahrens — zu besprechen und 
StS Dr. Voss — der als parlamentarischer Staatsse- 
kretär keinerlei Zuständigkeit hatte — sollte mit 
zwei Unterlagen aus dem OFD-Verfahren versorgt 
werden (Vermerk Hansen-Wester 8. Januar 1986) 

— Pari. StS Dr. Voss stand laut einem Firmenvermerk 
vom Juni 1986 in Kontakt mit den Herren Zoglmann 
jun. und senior. Es sollte so sichergestellt werden, 
daß die „Exporte unter Kontrolle bleiben, d. h. Esch- 
born nicht eingeschaltet wird". (Vgl. z. B. PAN- 
ORAMA 3. 4. 1990) Tatsächlich hat das BMF z. B. 
am 23. Juli 1986 die Weisung an die OFD gegeben, 
das BAW in Eschborn nicht — wie normalerweise 
vorgesehen — zu informieren. 

— Das für die Einstellung des Ermittlungsverfahrens 
durch die OFD maßgebliche Gutachten des BAW 
vom 2. Juni 1987 soll „auf Weisung von oben" ge- 
fälscht worden sein. Dies ergibt sich aus einem Ver- 
merk des ZKI über ein Gespräch am 30. November 
1988 im BAW. 

In diesem Vermerk kommen die ZKI-Beamten zu dem 
Ergebnis, daß aufgrund dieses unrichtigen Gutachtens 
die notwendigen Ermittlungen nach dem AWG seiner- 
zeit nicht durchgeführt worden seien. 

Nach der Einstellung des OFD-Verfahrens im Januar 

1988 haben Regierungsstellen auch die im Dezember 

1989 aufgenommenen Ermittlungen der Staatsanwalt- 
schaft Kiel erschwert. Die Weigerung des AA, die spä- 
testens durch die UNO-Resolution vom 22. November 
1989 entstandene erhebliche Störung der auswärtigen 
Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland gutach- 
terlich zu bestätigen, führte zu dem Urteil des Landge- 
richts Kiel vom 4. Juli 1990, in dem festgestellt wurde, 
daß keine Straftat der Firmen HDW und IKL vorliege, 
da das nach § 34 AWG nötige Kriterium der „erhebli- 
chen Störung der auswärtigen Beziehungen" nicht er- 
füllt sei. 

Die Einlassung des Zeugen Bundesaußenminister Gen- 
scher am 31. Mai 1990 vor dem 1. Untersuchungsaus- 
schuß, die negative Stellungnahme des AA binde die 
Staatsanwaltschaft ja nicht, sie sei frei, trotzdem weiter 
zu ermitteln, geht am Kern der Sache vorbei. Es hat bei 
Verstößen gegen das AWG in der gesamten Rechtsge- 
schichte der Bundesrepublik noch kein Gerichtsurteil 
gegeben, in dem ohne ein entsprechendes Gutachten 
des AA eine Strafe ausgesprochen wurde. 


169 




Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag —11. Wahlperiode 


Wenn das AA eine Bestrafung der Firmenverantwort- 
lichen hätte ermöglichen wollen — wie im Fall des un- 
genehmigten Giftgas-Geschäftes des Unternehmers 
Jürgen Hippenstiehl-Imhausen — hätte sie die erhebli- 
che Störung der auswärtigen Beziehungen einräumen 
müssen. Die Staatsanwaltschaft Kiel hat in ihrem Ver- 
merk vom 6. Dezember 1989 überzeugend nachgewie- 
sen, daß die Bundesregierung in vergleichbaren Fällen 
zugunsten einer „erheblichen Störung" Stellung bezo- 
gen hatte, (vgl. hierzu III 2.2.2 dieses Berichts) 

Es fällt in diesem Zusammenhang auf, daß die Firmen 
IKL und HDW von Anfang an davon ausgingen, daß sie 
im Fall von Schwierigkeiten mit der Rückendeckung 
der Bundesregierung rechnen konnten. In einem Me- 
morandum vom 6. Oktober 1983 mit dem Titel „Argu- 
mente IK 97", das an das Bundeskanzleramt und meh- 
rere Bundesminister — unter ihnen auch Bundesaußen- 
minister Genscher — gesandt wurde, schlug der IKL- 
Manager Lutz Nohse der Bundesregierung für das 
U-Boot-Geschäft mit Südafrika ein ähnliches Verfah- 
ren vor wie beim U-Boot-Geschäft mit Israel Anfang 
der 70er Jahre. In der Notiz heißt es: 

„Anfang der 70er Jahre sind in England (bei Vickers) 
3 Unterseeboote für Israel ähnlich der deutschen 
Bundesmarine-Klasse 206 gebaut worden. IKL hat 
hierfür die Entwürfe und Bauzeichnungen geliefert. 
Die damalige Bundesregierung hat das IKL hierzu 
mündlich aufgefordert und .Rückendeckung' zuge- 
sichert für den Fall, daß sich Schwierigkeiten erge- 
ben würden. Dieser Fall ist dann später auch einge- 
treten, und das Bauprogramm wurde ohne weitere 
Schwierigkeiten abgewickelt. Im Falle einer regie- 
rungsseitigen Zustimmung zu dem neuen Bedarfsfall 
würde es für IKL ausreichend sein, wenn ein leiten- 
der Beamter eine ähnliche Erklärung, wie seinerzeit 
im Falle Israel, dem IKL gegenüber abgeben würde." 

Auch Franz Josef Strauß erklärte in seinem Schreiben 
vom 5. November 1984 an Bundeskanzler Kohl, daß 
die Firmen keine Schwierigkeiten sehen, wenn sie vor- 
erst für ein halbes Jahr keine Genehmigung der Bun- 
desregierung erhalten würden, aber trotzdem bereits 
Software nach Südafrika lieferten. Die Herren Nohse 
und Ahlers hätten „Prof. Schreckenberger und Hern 
Teltschik vorgeschlagen, die endgültige Genehmigung 
zwar jetzt in Aussicht zu stellen, aber erst nach Ablauf 
eines halben Jahres vorzunehmen. Beide Herren glau- 
ben, daß sie die auftretenden Probleme bei einer derar- 
tigen Lösung auffangen können." 

In der Folgezeit haben die Firmenvertreter in der Tat in 
massivster Weise gedroht, belastendes Material gegen 
die Bundesregierung zu präsentieren, wenn diese sich 
nicht länger an die Absprachen halten sollte. 

Nachdem die OFD Kiel am 28. November 1986 vorge- 
schlagen hatte, gegen die Firmen IKL und HDW ein 
Bußgeld von je 50 000 DM zu verhängen, erschien fünf 
Tage später Firmenanwalt Dr. Jörg-Sepp Zoglmann 
und drohte damit, belastendes Material vorzulegen, 
falls das OFD- Verfahren nicht befriedigend enden soll- 
te. 


Derartige Vorstöße wurden in der Folgezeit noch 
mehrfach wiederholt, wie wir bei der Schilderung der 
Tatsachenermittlungen des Ausschusses ausführlich 
dargestellt haben. 

Es stellt sich die Frage, in welcher Weise die Bundesre- 
gierung von den Firmen erpreßbar gewesen sein könn- 
te. 

Auch wenn die Mehrheitsmeinung im Untersuchungs- 
ausschuß eine Behandlung des Themas Provisionszah- 
lungen und mögliche Bestechungsgelder an Regie- 
rungsparteien aus der Ausschuß-Arbeit erfolgreich 
herausgehalten hat, gibt es doch eine Reihe von Hin- 
weisen, daß Bestechungsgelder geflossen sein könnten. 

Im Hansen- Wester Vermerk vom 13. September 1984 
wird dargestellt, daß Herr Zoglmann von seinen Freun- 
den bedrängt werde, die Provisionszahlungen zu grö- 
ßeren Beträgen zusammenzufassen, vor allem aber die 
Zahlungen bis Mitte 1985 abzuschließen. Als Begrün- 
dung führte er laut diesem Vermerk an: „Politische 
Ämter sind oft kurzlebig". Zoglmann konnte gegenüber 
Hansen-Wester laut diesem Vermerk auch erfolgreich 
durchsetzen, daß er eine höhere Provisionssumme er- 
hält als bis dato vereinbart. Zoglmann warnte die Fir- 
men, sie sollten nicht riskieren, daß das .unmittelbare 
Interesse' seine Freunde erlischt." 

Herr Zoglmann machte vor dem Auschuß von seinem 
Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch. 

Wiederholte Bemühungen von Ausschuß-Mitgliedern 
des 1 . UA -11. WP, der Frage nachzugehen, ob bei den 
an den Südafrikaner Karl-Friedrich Albrecht gezahl- 
ten Provisionssummen in Höhe von insgesamt 2,1 Mio. 
DM auch eine Weiterleitung von Geldern an Regie- 
rungsparteien der Bundesrepublik Deutschland beab- 
sichtigt war oder durchgeführt wurde, waren nicht er- 
folgreich. Die Ausschuß- Mehrheit stellte sich auf den 
Standpunkt, daß diese Frage nichts mit dem Untersu- 
chungsgegenstand zu tun habe, obwohl unter II des 
Untersuchungsauftrages explizit die Frage formuliert 
ist, „unter welchen Umständen ist die rechtswidrige 
Lieferung von Konstruktionsunterlagen für den Unter- 
seebootsbau durch Unternehmen aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland zustande gekommen und erfolgt?" 

Zur Frage, ob Regierungsparteien über den Umweg 
Südafrika Gelder der Firmen HDW und IKL erhalten 
haben, hätte insbesondere auch die Vernehmung der 
Zeugen Dr. Peter Alther aus Zürich und die Verneh- 
mung des Zeugen Karl- Friedrich Albrecht aus Kap- 
stadt Aufschluß geben können. Die Vernehmung des 
Zeugen Alther wurde jedoch am 9. Juni 1988 von der 
Ausschuß-Mehrheit für unzulässig erklärt. Die Ver- 
nehmung des Zeugen Albrecht wurde erst von der 
Ausschuß-Mehrheit jahrelang verschleppt, dann 
scheiterte sie an der ungeklärten Frage der Staatsange- 
hörigkeit des Zeugen. 

Bemerkenswert ist auch, daß die Ausschuß-Mehrheit 
zwar die Behandlung der Frage im Ausschuß ablehnte, 
ob Provisions-Gelder an die Regierungsparteien wei- 
tergeleitet wurden, gleichzeitig in ihrem Abschlußbe- 
richt jedoch Spekulationen an den Vermerk Peter Han- 
sen-Westers vom 13. September 1984 knüpft. Die Aus- 
schuß-Mehrheit betont dort, daß weder Herr Hansen- 
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Wester noch Herr Zoglmann als Zeuge vernommen 
wurden, um die oben genannten Zitate des Herrn Zogl- 
mann über seine politischen „Freunde" und deren In- 
teresse an Geldzahlungen auf ihren Wahrheitsgehalt 
zu überprüfen, behauptet aber trotzdem: 

„Allerdings spricht manches dafür, daß auch solche 
Bemerkungen nicht in der Weise gefallen sein dürf- 
ten. Insofern ist in Erinnerung zu rufen, daß 1984 mit 
breiter Öffentlichkeitsbeteiligung der Flick-Unter- 
suchungsausschuß des Deutschen Bundestages 
seine Beweisaufnahme führte; seinerzeit war die Öf- 
fentlichkeit hinsichtlich der Leistung von Spenden 
in den politischen Raum im Zusammenhang mit 
wirtschaftlichen Vorgängen höchst sensibilisiert. Es 
erscheint wenig wahrscheinlich, daß der in politi- 
schen Dingen sehr erfahrene Siegfried Zoglmann bei 
dieser Stimmungslage auch nur für sich ernsthaft 
erwogen hätte, seine Bemühungen um Erteilung ei- 
ner Genehmigung für das Blaupausengeschäft mit 
finanziellen Leistungen in den politischen Raum zu 
begleiten." 

(S. 9i des Mehrheitsberichts) 

Die Bundesregierung ist auch ihrer Pflicht gegenüber 
dem Untersuchungsausschuß nicht nachgekommen, 
umfassende Informationen zur Verfügung zu stellen. 

Wichtige Akten wurden an entscheidende Stellen ge- 
schwärzt, Andere Akten, wie z. B. die umfangreichen 
Akten der OFD Kiel, die aus dem Ermittlungsverfahren 
der Staatsanwaltschaft Kiel übernommen wurden, 
wurden dem Ausschuß bis zur Abfassung dieses Be- 
richts nicht zur Verfügung gestellt. 

Andere Akten, vor allem im Kanzleramt, wurden auf 
Weisung des Bundeskanzlers vernichtet. Gegen MD 
Teltschik läuft deswegen ein Ermittlungsverfahren bei 
der Staatsanwaltschaft Bonn. 


D. Offen gebliebene Fragen 

Die Untersuchungen des 1. Untersuchungsausschus- 
ses konnten nach Auffassung der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN nur fragmentarisch bleiben, weil durch die 
Blockade-Politik der Regierungsfraktionen wertvolle 
Zeit nicht für die Beweisaufnahme genutzt werden 
konnte. Im September 1988 hatte die Fraktion DIE 
GRÜNEN im Plenum des Bundestages eine Korrektur 
des Untersuchungsauftrages eingebracht, der die beim 
Wortlaut des Auftrages und durch das Amtsgericht 
Bonn festgestellten verfassungsrechtlichen Probleme 
lösen sollte. Erst nach einer Intervention des Verfas- 
sungsgerichts erklärten sich die Regierungsfraktionen 
erst anderthalb Jahre später zu einer Korrektur des 
Untersuchungsauftrages bereit. Der im September 
1988 von der Fraktion DIE GRÜNEN eingebrachte 
Änderungsantrag ist fast wortgleich, in der Intention 
aber völlig identisch mit dem anderthalb Jahre später 
verabschiedeten interfraktionellen Antrag vom Fe- 
bruar 1990. Für die dann fortgesetzte Beweisaufnahme 
blieben nur noch wenige Monate. Darüber hinaus 


räumten die Regierungsfraktionen den Firmenvertre- 
tern ein generelles Aussageverweigerungsrecht ein. 

So konnten viele Details über die Rolle der Bundesre- 
gierung nicht geklärt werden. Aufgrund der schriftli- 
chen Firmennotizen muß vermutet werden, daß die 
Verstrickung der höchsten Bonner Politiker noch viel 
gravierender ist, als sie in diesem Minderheitsbericht 
der Fraktion DIE GRÜNEN ohnehin schon festgestellt 
werden mußte. Wichtige Zeugen wie die Minister a. D. 
Wörner und Bangemann konnten gar nicht oder nicht 
zum zweiten Mal gehört werden. Die amtierenden Mi- 
nister Schäuble und Waigel konnten nicht mehr gehört 
werden. Die Vernehmung der Zeugen StS a. D. Timm- 
ermann, des Zeugen Rump vom ZKI in Köln und des 
Zeugen Bauer vom BAW wurde ebenfalls von den Re- 
gierungsfraktionen abgelehnt. Genauso gravierend ist 
die Weigerung der Bundesregierung — zumindest bis 
zum Datum der Abfassung der Berichte des Ausschus- 
ses — die neuen Ermittlungsakten der OFD Kiel zur 
Verfügung zu stellen. Diese sollen rund 500 Aktenord- 
ner umfassen. 

Auch die Akten der Staatsanwaltschaft Bonn im Ver- 
fahren wegen des Verdachts auf Verwahrungsbruch 
gegen MD Teltschik erreichten den Ausschuß nicht 
mehr. Das gleiche gilt für die Akten der Staatsanwalt- 
schaft Aurich im Ermittlungsverfahren gegen Verant- 
wortliche der Thyssen-Nordseewerke in Emden. 

Das Amtsgericht Bonn verweigerte dem Ausschuß 
darüber hinaus die Übermittlung der Akten, die dem 
4. UA — 10. Wahlperiode bereits für wenige Tage zur 
Verfügung gestellt wurden und die aufgrund eines er- 
folgreichen Beschlagnahmeantrages des 1. Untersu- 
chungsausschusses dem Amtsgericht von den Firmen 
im August 1 990 ausgehändigt worden waren. 

Das Landgericht Kiel weigerte sich, dem 1. Untersu- 
chungsausschuß das als geheim eingestufte Urteil vom 
4. Juli 1990 in der Beschwerdesache der Firmen HDW 
und IKL gegen die Beschlagnahmen der Staatsanwalt- 
schaft Kiel zur Verfügung zu stellen. 

Es ist sicher, daß die Kenntnis der genannten Akten 
wichtige weitere Details über das U-Boot-Geschäft mit 
Südafrika erbracht hätten. Dies gilt auch für die nicht 
mehr durchgeführten Zeugenvernehmungen. Insofern 
können die bisherigen Tatsachenfeststellungen und 
Bewertungen in diesem abweichenden Bericht nur vor- 
läufigen Charakter haben. 


E. Notwendige Konsequenzen aus dem 
U-Boot-Skandal für die Gesetzgebung 

Zu den Aufgaben eines parlamentarischen Untersu- 
chungsausschusses gehört es auch, Vorschläge für 
mögliche Konsequenzen aus dem dem Untersuchungs- 
gegenstand zugrunde liegenden Gegenstand für die 
weitere parlamentarische Arbeit bzw. das Gesetzge- 
bungsverfahren zu machen. Beim U-Boot-Geschäft bie- 
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ten sich insbesondere Konsequenzen auf gesetzgeberi- 
scher Ebene an, um der Bundesregierung und den 
staatlichen Stellen in Zukunft die Möglichkeit zu ver- 
schließen, ähnlich gesetzeswidrig wie beim Fall der un- 
genehmigten Lieferung von U-Boot-Plänen nach Süd- 
afrika vorzugehen. Der 1. UA -11. WP hat sich dieser 
Aufgabe nicht gewidmet, obwohl der Vorsitzende des 

l.UA - 11. WP, Horst Eylmann, in seinem Sach- 
standsbericht vom 21. Juni 1988 unter dem Abschnitt 
„5.3 Rechtssetzungskonsequenzen" angemerkt hatte: 

„Die vom Ausschuß zu untersuchenden Vorgänge 
haben deutlich werden lassen, daß bei der Ausfuhr 
von Fertigungsunterlagen/Unterlagen zum Bau von 
Kriegswaffen und der Weitergabe entsprechender 
Kenntnisse Rechtsunsicherheiten bestehen. Mögli- 
cherweise reichen die Vorschriften auch nicht aus, 
um innerstaatlich die Einhaltung völkerrechtlich 
übernommener Verpflichtungen zu gewährleisten. 
Etwaige Gesetzes- und/oder Verordnungsänderun- 
gen müssen einerseits sicherstellen, daß sich bei der 
staatlichen Kontrolle des Exports von Fertigungsun- 
terlagen/Unterlagen zum Bau von Kriegswaffen so- 
wie der Weitergabe entsprechender, nicht allgemein 
zugänglicher Kenntnisse keine Lücken ergeben; sie 
dürfen andererseits nicht zu unverhältnismäßigen 
Eingriffen in die Freiheit des Außenwirtschaftsver- 
kehrs führen. Auf jeden Fall müssen sie die nötige 
Klarheit für den Normadressaten haben. Angesichts 
der Komplexität und Kompliziertheit des Sachver- 
halts und der damit zusammenhängenden Rechtsfra- 
gen sollte der Ausschuß zu diesem Problem den Rat 
von Sachverständigen einholen. 

Zunächst könnte entsprechend dem Antrag Aus- 
schußdrucksache 11-116 der zuständige Beamte des 
Bundeswirtschaftsministeriums gehört werden.' 1 

Herausstechende Erkenntnis der Beratungen des 
1. UA -11. WP ist die Tatsache, daß die sondierenden 
Gespräche der Firmen bei der Bundesregierung in den 
Jahren 1982-1985 nur auf der Grundlage möglich wa- 
ren, daß die Ausfuhr von Rüstungsgütern nach Süd- 
afrika lediglich unter einem Genehmigungsvorbehalt 
steht, jedoch nicht generell verboten ist. Dies ermög- 
lichte es der Bundesregierung, in eine Prüfung von Ge- 
nehmigungsanträgen der Firmen IKL und HDW einzu- 
steigen, obwohl eine wie auch immer geartete Liefe- 
rung von U-Booten, U-Boot-Teilen, U-Boot-Konstruk- 
tionsunterlagen oder auch nur von Teilen der vorge- 
nannten Gegenstände nach dem Wortlaut des von der 
Bundesrepublik Deutschland mitverabschiedeten und 
mitgetragenen Embargos der VN vom Jahre 1977 aus- 
drücklich und völkerrechtlich verbindlich verboten 
ist. Zwar hat die Bundesregierung im Jahre 1978 eine 
Gesetzesvorschrift zur Weitergabe nicht allgemein zu- 
gänglicher Kenntnisse an Gebietsfremde, die in der Re- 
publik Südafrika ansässig sind, beschlossen. Diese 
Vorschrift hat jedoch nicht verhindert, daß die OFD 
Kiel in ihrer Einstellungsverfügung vom 1 1 . Januar 
1988 zu dem Ergebnis kam, daß die unvollständige Lie- 
ferung von Konstruktionsplänen für den U-Boot-Bau 
an Südafrika genehmigungsfrei sei. Die Fraktion DIE 
GRÜNEN im Bundestag hat bisher als einzige Fraktion 
im Deutschen Bundestag als Konsequenz aus 


dem U-Boot-Skandal konkrete Vorschläge für Verän- 
derungen des AWG und der AWV vorgelegt (vgl. BT- 
Drucksachen 11/4826, 11/4825 und 11/4499). 

Diese Anträge sind noch immer nicht im Plenum des 
Deutschen Bundestages abgestimmt worden. 


F. Das Verhalten der Ausschuß-Mehrheit 

Die Arbeit des 1. UA -11. WP wirft schwerwiegende 
Fragen auf. Das Recht der parlamentarischen Minder- 
heit, eine Kontrolle der Regierung über das Instrument 
des parlamentarischen Untersuchungsausschusses 
durchzuführen, ist an diesem Beispiel durch das Ver- 
halten der Ausschuß-Mehrheit grundsätzlich in Frage 
gestellt worden. Es muß aufgrund des Verlaufs der 
Ausschuß-Arbeiten als das explizite Ziel der Regie- 
rungsfraktionen im Ausschuß betrachtet werden, eine 
Aufklärung des Untersuchungsgegenstandes von An- 
fang an mit allen Mitteln zu verhindern. Dieses Verhal- 
ten hat unter anderem zu einer Organklage der SPD- 
Bundestagsfraktion beim Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe geführt, die zwar erfolgreich war, dem Aus- 
schuß aber erst im Februar 1990 die Weiterarbeit er- 
möglichte. Die Fraktionen von CDU/CSU und FDP ha- 
ben von Anbeginn der Ausschußarbeiten den 1. UA - 
11. WP als „überflüssig", „schädlich" und dem „Anse- 
hen des Parlaments" abträglich bezeichnet. Diese Mei- 
nung ist den Regierungsfraktionen unbenommen, sie 
darf jedoch nicht dazu führen, daß die Geschäftsord- 
nungsmehrheit eingesetzt wird, um den Oppositions- 
fraktionen die Aufklärung wichtiger politischer Vor- 
gänge zu verunmöglichen. 

Die Ausschuß-Mehrheit kann zwar der Untersuchung 
ihren Stempel dadurch aufdrücken, daß sie in der poli- 
tischen Bewertung - sei es durch einen Zwischen- oder 
einen Endbericht, oder durch die Art von Zeugenbe- 
fragungen etc. - ihre Mehrheitsmeinung in das Verfah- 
ren einbringt. Sie darf jedoch nicht das Recht der Min- 
derheit auf eine umfassende Beweisaufnahme behin- 
dern. Dies ist in der Vergangenheit jedoch passiert: 

1. Die Mehrheitsfraktionen haben wiederholt zuläs- 
sige Beweisanträge der Minderheit durch eine 
Mehrheitsentscheidung für „unzulässig" erklärt. 

2. Die Mehrheit hat der Minderheit zwar gestattet, 
eine Reihe von Zeugen zu beschließen, die Ladung 
vieler dieser Zeugen wurde jedoch unter oftmals fa- 
denscheinigen Begründungen immer wieder verzö- 
gert. Selbst ein Entgegenkommen der Minderheits- 
fraktionen in mehreren Obleutebesprechungen, die 
Liste der von der Opposition gewünschten Zeugen- 
vernehmungen drastisch zu reduzieren, führte nicht 
zu einer Verhaltensänderung bei den Koalitions- 
fraktionen. 

3. Die Regierungsfraktionen haben in allen Fällen das 
von den Firmen-Zeugen in Anspruch genommene 
Zeugnisverweigerungsrecht umfassend anerkannt. 
Dieses Zeugnisverweigerungsrecht wird auch von 
den Oppositionsfraktionen anerkannt. Es stellt sich 
jedoch die Frage, ob allen Firmen-Zeugen ein gene- 
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relles Aussageverweigerungsrecht zustand, weil es 
eine Reihe von Zeugen gab, bei denen nicht erkenn- 
bar war, inwieweit sie sich durch ihre Aussagen der 
Gefahr eines Straf- oder eines Ordnungswidrigkei- 
tenverfahrens aussetzen konnten. 

4. Die Mehrheitsfraktionen haben der Minderheit über 
ein Jahr lang die Möglichkeit verweigert, gegen das 
Urteil des Amtsgerichts Bonn im Beschlagnahme- 
verfahren gegen HDW und IKL eine erfolgverspre- 
chende Beschwerde beim Landgericht Bonn einzule- 
gen. Gleichzeitig haben sie mit dem Verweis auf die 
angebliche Verfassungswidrigkeit des gesamten Un- 
tersuchungsauftrages weitere Zeugenvernehmun- 
gen blockiert. Durch dieses Verhalten, das noch 
durch eine Weigerung der Mehrheit des Bundesta- 
ges vervollständigt wurde, eine aufgrund des Amts- 
gerichts-Urteils von den Oppositionsfraktionen vor- 
geschlagene geringfügige Änderung des Untersu- 
chungsauftrages vorzunehmen, wurde die Aus- 
schuß-Arbeit bis zum Februar 1 990 praktisch zum 
Erliegen gebracht. 

5. Seit dem 28. März 1990 hat vor allem der Obmann 
der CDU/CSU-Fraktion eine neue Kampagne ins Le- 
ben gerufen, um dem mit dem Votum des Bundesver- 
fassungsgerichts gescheiterten Versuch, den Aus- 
schuß völlig stillzulegen, einen neuen Versuch fol- 
gen zu lassen, diesmal nicht mehr mit dem Thema 
„Verfassungswidrigkeit des Ausschusses“, sondern 
mit dem Thema „Untersuchungsausschuß mit Ge- 
heimnisverrätern durchsetzt". 

Zum Anlaß nahm Herr Bohl eine Presseerklärung der 

GRÜNEN im Untersuchungsausschuß vom 28. März 

1 990. Diese Erklärung hat den folgenden Wortlaut: 

„Pressemitteilung Nr. 295/90 

U-Boot-Skandal: Die Bundesregierung war an illega- 
len Handlungen beteiligt 

Nach einer ersten Durchsicht der dem Untersu- 
chungsausschuß neu vorliegenden Akten erklären 
die Abgeordneten der GRÜNEN Uschi Eid und An- 
gelika Beer: 

Jetzt hat die Bundesregierung ihr seit Wochen in der 
Luft liegendes Watergate. Die von der Kieler Staats- 
anwaltschaft vorgelegten Akten beweisen, daß das 
Südafrika-U-Boot-Geschäft illegal fortgeführt wur- 
de. Über ein Dutzend namhafter deutscher Firmen 
(z. B. AFG, MTU, Siemens Hagen) sind an der gehei- 
men Kommandosache beteiligt. Hohe Beamte des 
Verteidigungsministeriums und des Finanzministe- 
riums haben das Geschäft gedeckt. Die Türkei und 
Spanien haben sich bereit erklärt, die Lieferung von 
U-Boot-Komponenten an Südafrika durchzuführen. 
Ende 1988 wurde in Südafrika mit dem U-Boot-Bau 
begonnen. HDW und IKL-Mitarbeiter helfen vor 
Ort. Es wurden die kompletten U-Boot-Pläne des In- 
dien-Typs geliefert. Sogar geheime Bundeswehr- 
und NATO-Pläne wurden weitergegeben. Das 
deutsch-indische Geheimschutzabkommen wurde 
massiv verletzt. Bei einem Türkei-Besuch von Bun- 
deskanzler Helmut Kohl wurden Details der illega- 
len Rüstungskooperation besonders im Bereich der 
U-Boote besprochen. 


Der Verdacht der Strafvereitelung im Amt durch 
Minister Stoltenberg hat sich so sehr verdichtet, daß 
wir die Staatsanwaltschaft Bonn zum Handeln auf- 
fordern. Einer der Staatssekretäre von Bundesfi- 
nanzminister Gerhard Stoltenberg hat mit Firmen- 
vertretern konspiriert, um illegale Exporte über 
Drittländer am Bundesamt für Wirtschaft vorbei zu 
ermöglichen. Oberfinanzpräsident Hansen hat Ab- 
sprachen mit Firmenvertretern vor offiziellen Ver- 
nehmungsterminen durchgeführt. OFD-Präsident 
Hansen hat auch persönlich dafür gesorgt, daß die 
zwei Millionen DM Lizenzgebühren, die HDW und 
IKL von Südafrika erhalten hatte, pro forma zurück- 
überwiesen wurden, um den Eindruck zu vermei- 
den, daß der U-Boot-Bau weitergeht. Nach Einschät- 
zung des damaligen SH-CDU-Finanzministeriums 
war OFD-Präsident Hansen bereits vor der Veröf- 
fentlichung der geheimgehaltenen Zahlungen im Ja- 
nuar 198 hierüber informiert. Schließlich hat Fi- 
nanzminister Stoltenberg im Dezember 1986 Kennt- 
nisse über Provisionszahlungen und Schmiergelder 
gehabt, die im Zusammenhang mit dem U-Boot- 
Skandal stehen." 

Nach Erscheinen der Presseerklärung forderte Herr 
Bohl die Fraktionsführung der GRÜNEN auf, die bei- 
den Abgeordneten Ursula Eid und Angelika Beer aus 
dem Ausschuß auszuwechseln, da diese angeblich Ge- 
heimnisverrat begangen hätten. 

Die Fraktionssprecherin der GRÜNEN, die Abg. Antje 
Vollmer, wies diese Forderung mit folgender Presseer- 
klärung vom 29. März 1990 zurück: 

„Pressemitteilung Nr. 305/90 

Schmuddelakten gehören in die Öffentlichkeit - in 
Ost und West 

Zur Forderung des Parlamentarischen Geschäfts- 
führers der CDU/CSU, Friedrich Bohl, die Fraktion 
der GRÜNEN möge ihre Mitglieder im U-Boot- Aus- 
schuß auswechseln, erklärte die Fraktionsspreche- 
rin der GRÜNEN, Antje Vollmer: 

Demokratische Öffentlichkeit hat ein Recht dar- 
auf, über schmutzige Geschäfte, die hinter ihrem 
Rücken stattfinden, informiert zu werden. Das 
gilt für den gemeingefährlichen Waffenschieber 
in der Bundesrepublik ebenso wie für Akten der 
Stasi in der DDR. 

Herr Bohl wäre besser beraten, bei Rücktritts- 
überlegungen an den schwer belasteten Bundes- 
verteidigungsminister Gerhard Stoltenberg zu 
denken und auch zu überlegen, inwieweit an- 
dere Kabinettsmitglieder und der Bundeskanzler 
im Amt noch tragbar sind. 

Seit drei Jahren hat die Bundesregierung die Öf- 
fentlichkeit belogen. Das U-Boot-Geschäft ist 
nicht, wie immer wieder versichert wurde, im 
Sommer 1985 beendet worden. Es ist vielmehr 
mit Wissen des Bundeskabinetts als Geheim- 
Aktion illegal fortgeführt worden. 

Die GRÜNEN Mitglieder im Ausschuß, Frau Eid 
und Frau Beer, haben hierüber gestern die öf- 
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fentlichkeit informiert. Sie haben damit den Waf- 
fenhändlern des Bundeskabinetts einen ent- 
scheidenden Strich durch die Rechnung ge- 
macht. Sie haben es abgelehnt, schmutzige Rü- 
stungsgeschäfte unter der Decke zu halten und — 
wie Herr Bohl — zu vertuschen. 

Der Fraktionsvorstand möchte, daß sie diese er- 
folgreiche Aufklärungsarbeit mit Volldampf fort- 
setzen.“ 

In zwei umstrittenen und eindeutig vorverurteilenden 
Beschlüssen griffen das Amtsgericht Bonn (Urteil vom 
16. Juli 1990 siehe Anlage 23) und das Landgericht 
Bonn (Urteil vom 30. Juli 1990 siehe Anlage 24) die 
Stichworte der Kampagne des Herrn Bohl unkritisch 
auf und forderten ebenfalls die Auswechslung der bei- 
den GRÜNEN-Abgeordneten. 

Darauf richtete die Fraktionssprecherin der GRÜNEN, 
Dr. Antje Vollmer, einen Brief an die Präsidenten bei- 
der Gerichte, der den folgenden Wortlaut hat: 

„An den Präsidenten 
des Landgerichts Bonn 
Herrn Arnulf Krämer 
Postfach 

5300 Bonn 20. August 1990 

Sehr geehrter Herr Krämer, 

der Beschluß des Bonner Amtsrichters vom 16. 07. 
1990 in dem Beschlagnahmeverfahren des 1. Unter- 
suchungsausschusses (sog. U-Boot-Untersuchungs- 
ausschuß) des Deutschen Bundestages gegen die Fir- 
men Howaldtwerke Deutsche Werft AG und Inge- 
nieurkontor Lübeck sowie der in gleicher Sache er- 
gangene Beschluß der 1 . Strafkammer des Landge- 
richts Bonn veranlassen mich zu diesem Schreiben 
und zu der Frage: Was bewegt die Bonner Justiz zu 
derartigen Vorverurteilungen gegen Abgeordnete 
der Fraktion DIE GRÜNEN im Deutschen Bundes- 
tag? 

Der Richter am Amtsgericht äußert im Beschluß vom 
16. 07. 1990 Vermutungen und zieht Rückschlüsse, 
die im Ergebnis einer öffentlichen Vorverurteilung 
gleichkommen. Die Entscheidung halte ich für eine 
richterliche Entgleisung. Es ist bedauerlich, daß sich 
der Amtsrichter nicht enthalten konnte, festzustel- 
len, daß „naheliegt", geheim eingestufte Papiere 
seien von meinen Fraktionskolleginnen Beer und 
Eid weitergegeben worden. Hierbei war dem Richter 
sehr wohl bewußt, daß ein Ermittlungsverfahren we- 
gen des angeblichen Verstoßes gegen § 353 b StGB 
vorliegt, welches allerdings von der Staatsanwalt- 
schaft Bonn laut Schreiben vom 27. 06. 1990 an die 
Kolleginnen Beer und Eid lediglich auf die Presse- 
mitteilung vom 28. 3. 1990 Bezug nimmt. Die mit 
dieser Insinuation in einen Kontext gebrachte Fest- 
stellung, es sei im Hinblick auf meine Erklärung vom 
29. 03. 1990 „ernstlich zu besorgen, daß sie (meine 
Kolleginnen, die Unterzeichnende) in dieser Weise 


fortfahren", ist völlig haltlos. Die Insinuation soll auf 
diesem Wege in eine erwiesene Tatsache festgelegt 
werden. Allerdings gelingt dies nur, da unzulässig 
davon ausgegangen wird, meine Kolleginnen hätten 
geheim eingestufte Papiere weitergegeben, ich dies 
wisse und für die Zukunft gutheiße. Unerklärlich 
bleibt mir, wie der Richter zu dem Schluß gelangen 
konnte, aus meiner Presseerklärung vom 29. 03. 
1990 könne auf das künftige Verhalten meiner Kol- 
leginnen Eid und Beer geschlossen werden: Die Ab- 
geordneten Beer und Eid haben hierzu lediglich er- 
klärt, daß sie sich an die Vorschriften halten. Es gibt 
auch kein Anweisungsverhältnis zwischen Abge- 
ordneten der Fraktion DIE GRÜNEN, was im übri- 
gen auch dem insoweit geltenden strengen Gleich- 
heitsgrundsatz widersprechen würde. 

Schließlich die Feststellung, daß „dem Ausschuß 
Mitglieder angehören, die im Verdacht strafbarer 
Verletzung ihrer Geheimhaltungspflichten stehen 
und von denen weiterhin zu besorgen ist, daß sie 
sich an das Beschlossene nicht halten, da die be- 
schlossenen Vorkehrungen nicht hinreichen, so- 
lange solche Ausschußmitglieder nicht gegen an- 
dere unverdächtige ausgewechselt sind, von denen 
im Ernst erwartet werden darf, daß sie die Gesetze 
achten". Eine weitere Kommentierung dieses Mu- 
sterbeispiels richterlicher Zurückhaltung und Aus- 
gewogenheit erspare ich mir. 

Hatte ich noch auf eine von der Entscheidung des 
Landgerichts Bonn ausgehende öffentliche Richtig- 
stellung vertraut, so sehe ich mich nun in dieser 
Hoffnung getäuscht. Der Beschluß der 1 . Strafkam- 
mer des Landgericht Bonn hat zwar solche — wie 
oben genannte — Passagen dankenswert vermieden 
und insoweit das gebotene Maß richterlicher Behut- 
samkeit walten lassen. Bedauerlich ist aber, daß 
auch die Entscheidung des Landgerichts unwider- 
sprochen von der Feststellung des Amtsrichters 
ausgeht, meine Erklärung, „wegen dieser Vorkomm- 
nisse" komme für die Fraktion DIE GRÜNEN eine 
Auswechselung von Ausschußmitgliedern nicht in 
Frage, sei eine Bestätigung der von den Kolleginnen 
Eid und Beer angeblich weitergegebenen Unterlagen 
und deren Erscheinen in Presse und Fernsehen. 
Diese Feststellung weise ich als unzutreffend zu- 
rück. An einer solchen Vorverurteilung werde und 
lasse ich mich nicht beteiligen. 

Öffentlichkeit herzustellen ist eine der zentralen 
Aufgaben des Parlaments. Dieser Aufgabe fühlen 
sich Abgeordnete der Fraktion DIE GRÜNEN in be- 
sonderem Maße verpflichtet. Öffentlichkeit ist nun 
einmal die Atemluft von Rechtsstaat und Demokra- 
tie. Allenfalls über den notwendigen Grad an Öffent- 
lichkeit staatlichen Handelns gibt es — m. E. fast 
ausschließlich politisch motivierte — Meinungsun- 
terschiede, die im Ergebnis allerdings zu einem 
Höchstmaß an öffentlicher Information führen müs- 
sen und nicht etwa dazu, daß das Prinzip der Öffent- 
lichkeit in sein Gegenteil verkehrt wird. Demokratie 
im Sinne einer geschlossenen Gesellschaft gibt es 
ebensowenig wie den nichtöffentlichen Rechtsstaat. 

In diesem Sinne wirken Abgeordnete der Fraktion 
DIE GRÜNEN im Parlament. Gleichwohl haben sich 
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Abgeordnete der Fraktion DIE GRÜNEN keines 
rechtswidrigen Verstoßes gegen Geheimhaltungs- 
vorschriften schuldig gemacht. Erst recht nicht 
wurde dies von einem hierzu berufenen Organ, na- 
mentlich einem Gericht, festgestellt. Dies macht es 
unserem politischen Gegner auch zunehmend 
schwerer, Abgeordnete der GRÜNEN aus Gremien 
fernzuhalten, die angeblich die Kontrolle der im Ge- 
heimen arbeitenden Dienste gewährleisten und die- 
sen den Anschein von Rechtsstaatlichkeit verleihen 
sollen. Dies erklärt auch die zunehmende Bereit- 
schaft zur Vorverurteilung, wie wir es durch ein 
Mitglied der Regierungsfraktion, den Abgeordneten 
Bohl, erleben. Ihm ist auch dieses Mittel recht, um 
die weitere Aufklärungsarbeit des gegen seine Re- 
gierung gerichteten Untersuchungsausschusses zu 
unterlaufen. Nun mag man solch nervöse Regungen 
noch dem politischen Streit und dem Bereich der 
Indemnität zuordnen. Anders jedoch verhält es sich, 
wenn ein Gericht den gleichen Tenor wählt, ohne 
daß die Beschuldigten Gelegenheit hatten, sich zu 
den Vorwürfen zu äußern und zuvor in einem Ver- 
fahren rechtskräftig ein Verstoß gegen Geheimhai- 
tungsvorschriften festgestellt worden wäre. Hier 
gelten die Grundsätze richterlicher Zurückhaltung, 
Verbot der Vorverurteilung und grundgesetzlich 
verbürgte Unschuldsvermutung uneingeschränkt. 

Ich bin der festen Überzeugung, daß öffentliche Dis- 
kussionen über Entscheidungen der Gerichte der 
richterlichen Unabhängigkeit keinen Schaden zufü- 
gen werden, zumal das Prinzip der Öffentlichkeit ja 
auch sonst nicht vor den Türen der Gerichtssäle en- 
det. 

Mit freundlichen Grüßen 

Antje Vollmer 

Kopie: 

Präsident des Amtsgericht Bonn, Herrn Heinrich 
Bücher" 

Auch das Landgericht Kiel weigerte sich in der Folge- 
zeit, dem Ausschuß sein aus unerfindlichen Gründen 
als GEHEIM eingestuftes Urteil vom 4. Juli 1990 zur 
Verfügung zu stellen, da angeblich die Geheimhaltung 
durch den Untersuchungsausschuß nicht sicherge- 
stellt sei. 

Da der Ausschuß auch noch die Ermittlungsakten der 
Staatsanwaltschaft Kiel übersandt haben wollte, 
wandten sich die Abgeordneten der GRÜNEN, Ursula 
Eid und Angelika Beer, mit einem Schreiben vom 
21. August 1990 an den Justizminister des Landes 
Schleswig-Holstein. Dieses Schreiben hat den folgen- 
den Wortlaut: 

„Sehr geehrter Herr Minister, 

Ihrem Schreiben an den 1. Untersuchungsausschuß 
entnehmen wir, daß Sie die Prüfung der Frage über- 
nommen haben, ob dem Ausschuß weitere Akten 
(Landgerichtsurteil, Akten der Staatsanwaltschaft) 
übermittelt werden können. Mit Ihnen sind wir da- 
bei einer Meinung, daß die vom Landgericht Kiel 
und von der Oberfinanzdirektion Kiel pauschal vor- 
genommene „GEHEIM"-Einstufung einer Überprü- 
fung unterzogen werden sollte. 


Für den Fall, daß Sie bei Ihrer Überprüfung dennoch 
zu dem Ergebnis kommen sollten, daß einige Akten 
nur unter der Einstufung „GEHEIM" an den 1. Un- 
tersuchungsausschuß herausgegeben werden kön- 
nen, möchten wir Ihnen hiermit versichern, daß die 
GRÜNEN sich selbstverständlich an notwendige 
Geheimhaltungsvorschriften halten werden. 

Eine derartige Versicherung erübrigt sich eigent- 
lich, aber Sie werden auch verfolgt haben, daß die 
GRÜNEN-Mitglieder im Ausschuß in den letzten 
Monaten gewissen Verdächtigungen ausgesetzt wa- 
ren. 

Den Ausgangspunkt haben diese Verdächtigungen 
in einer Strafanzeige der Firma HDW. Die Staatsan- 
waltschaft Kiel hat daraufhin ein Vorermittlungs- 
verfahren eingeleitet und an die Staatsanwaltschaft 
Bonn abgegeben. Inzwischen haben zwei Gerichte 
(Amtsgericht und Landgericht Bonn) in eindeutig 
vorverurteilender Weise auf diese Vorermittlungen 
Bezug genommen (vgl. die Urteile in der Anlage) und 
dabei leider keine Auskünfte bei den betroffenen 
Abgeordneten eingeholt. Die Fraktionssprecherin 
der GRÜNEN hat inzwischen bei den Präsidenten 
beider Gerichte gegen dieses Vorgehen Protest ein- 
gelegt (vgl. Schreiben in der Anlage). 

Wir möchten auch Ihnen gegenüber klarstellen, daß 
wir niemals GEHEIM- Akten an die Medien weiter- 
gegeben haben und auch nicht beabsichtigen, dies in 
Zukunft zu tun. Unsere Presseerklärung vom 28. 3. 
1990 beinhaltete u. E. keinen Geheimnisverrat im 
Sinne des § 353 b StGB. Wenn durch einige Formu- 
lierungen dennoch der Eindruck entstanden ist, es 
sei unsere Absicht gewesen, Geheimnisse aus 
staatsanwaltschaftlichen Akten preiszugeben, be- 
dauern wir das. 

Wir hoffen, Ihnen mit diesen Klarstellungen Ihre 
Entscheidungen erleichtert zu haben. 

Mit freundlichen Grüßen 

Uschi Eid, MdB Angelika Beer, MdB 
(nach Diktat verreist)" 


Die Kampagne des Herrn Bohl brach in sich zusam- 
men, als die Staatsanwaltschaft Bonn dem 1. Untersu- 
chungsausschuß am 14. September 1990 die als GE- 
HEIM eingestuften Akten des Ermittlungsverfahrens 
gegen MD Horst Teltschik wegen des Verdachts der 
falschen uneidlichen Aussage übersandte. 

Obwohl die Staatsanwaltschaft in den Tagen vor der 
Entscheidung von den beschwerdeführenden Firmen 
mit einer Fülle von Eingaben bombardiert wurde, die in 
bemerkenswerter Weise parallel zu den Aktivitäten 
des Herrn Bohl liefen und die immer wieder auf die 
Presseerklärungen des Herrn Bohl in dieser Sache re- 
kurrierten, setzte sich die Staatsanwaltschaft über die 
im Rahmen der Bohlschen Kampagne vorgetragenen 
Argumente hinweg. 
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Die Begründung für die Herausgabe der Akten an den 
Untersuchungsausschuß durch die Staatsanwaltschaft 
Bonn lautet: 

„Staatsanwaltschaft Bonn, 31.8. 1990/Sme 

- 50 Js 146/90 - 

Vfg. 

1. Vermerk: 

Mit Schriftsätzen vom 28. 8. 1990 haben Rechts- 
anwalt Prof. Dr. Dahs aus Bonn für seinen Man- 
danten Ahlers (ehemaliges Vorstandsmitglied 
der Howaldtswerke Deutsche Werft AG) und 
Rechtsanwalt Dr. Zoglmann aus München für das 
Ingenieurkontor Lübeck sowie dessen geschäfts- 
führenden Gesellschafter Nohse beantragt, die 
Aktenvorgänge derzeit dem 1. Untersuchungs- 
ausschuß des 1 1 . Deutschen Bundestages nicht 
zur Verfügung zu stellen. Diesen Anträgen kann 
nicht stattgegeben werden. 

Aufgrund der verfassungsrechtlich norminierten 
Amtshilfeverpflichtung nach Art. 44 Abs. 3 GG 
ist die Staatsanwaltschaft grundsätzlich gehalten, 
die begehrten Akten zur Einsichtnahme zur Ver- 
fügung zu stellen. Das Recht auf Aktenvorlage 
gehört zum „Wesenskern" des Untersuchungs- 
rechts, weil Akten ein besonders wichtiges Be- 
weismittel bei der Untersuchung politischer Vor- 
gänge sind (BVerfG in NJW 1984, S. 2273). Die- 
ses grundsätzliche Recht auf Aktenvorlage 
könnte nur aufgrund der in Art. 44 Abs. 2, Art. 1 
Abs. 3 GG genannten Schranken eingeschränkt 
werden. Aus den widerstreitenden Interessen 
zwischen dem Untersuchungsausschuß und den 
betroffenen Grundrechtsträgern folgt, daß diese 
einander im konkreten Fall so zugeordnet werden 
müssen, daß beide soweit wie möglich ihre Wir- 
kung entfalten (BVerfGE 77, 47). Die Bedeutung, 
die das Kontrollrecht des Parlaments jedoch so- 
wohl für die parlamentarische Demokratie als 
auch für das Ansehen des Staates hat, gestattet 
aber in aller Regel dann keine Verkürzung des 
Aktenherausgabeanspruchs zugunsten des in 
dem vorliegenden Ermittlungsverfahren alleine 
in Betracht zu ziehenden grundrechtlichen Da- 
tenschutzes (Recht aus Art. 2 Abs. 1 i. V. m. 
Art. 1 Abs. 1, 14, 19 Abs. 3 GG), wenn das Parla- 
ment ausreichende Vorkehrungen für den Ge- 
heimschutz trifft und somit Einschränkungen der 
Grundrechte in engen Grenzen gehalten werden 
können. (BVerfG in NJW 1984, S. 2276, 
BVerfGE 77, 55, 62.) 

Welche Geheimhaltungsmaßnahmen aber im ein- 
zelnen getroffen werden, entscheidet der Unter- 
suchungsausschuß in eigener Verantwortung 
(BVerfGE 77, 62). Die von Rechtsanwalt Zogl- 
mann geforderte Auswechslung von Mitgliedern 
des Parlamentarischen Untersuchungsgremiums 
stellt das in Art. 44 Abs. 1 GG normierte Recht 
des Parlaments, Art und Weise der Untersuchun- 
gen selbst zu bestimmen, in unzulässiger Weise in 
Frage. Daß die Vorschriften zur Geheimhaltung 
keine absolute Sicherheit bieten können und es 
daher im Einzelfall zu einer Verletzung von 
Dienstgeheimnissen durch Offenbarung von Da- 


ten kommen kann, steht dem grundsätzlichen 
Recht des Untersuchungsausschusses auf Über- 
lassung der Ermittlungsakten nicht entgegen 
(BVerfGE 77, 62). 

Der Deutsche Bundestag hat in der Geheimschut- 
zordnung, die Bestandteil der Geschäftsordnung 
ist, in detaillierter Weise die Voraussetzungen für 
die Wahrung von Dienstgeheimnissen bei der 
Aufgabenerfüllung des Bundestages festgelegt. 
Zudem hat der 1 . Untersuchungsausschuß des 
1 1 . Deutschen Bundestages mit Beschluß vom 
15. 6. 1987 u. a. seine Mitglieder zur Geheimhal- 
tung für alle von amtlichen Stellen so wie im vor- 
liegenden Verfahren als VS-Geheim eingestuften 
und dem Ausschuß übermittelten Urkunden ver- 
pflichtet (Seite 16 des Zwischenberichts des 
1. Untersuchungsausschusses des 11. Deutschen 
Bundestages vom 20. 12. 1989 — Drucksache 1 1/ 
6 1 4 1 ), so daß bei einer Verletzung der Verschwie- 
genheitspflicht die strafrechtliche Sanktion des 
§ 353 b Abs. 2 Ziff. 1 StGB gewährleistet ist." 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat angeregt, die bei der 
Arbeit des l.UA - 11. WP bislang aufgetretenen 
grundsätzlichen Probleme von Untersuchungsaus- 
schüssen im Plenum des Deutschen Bundestages zu 
debattieren mit dem Ziel, eine grundlegende Reform 
anzustreben. Wenn das Instrument des parlamentari- 
schen Untersuchungsausschusses weiter sinnvoll sein 
soll, muß die Verfahrenshoheit stärker als bisher in die 
Hände der parlamentarischen Oppositionsfraktionen 
gelegt werden. 


G. Versuchte Einflußnahme auf den 
1. Untersuchungsausschuß 

Mehrere Personen aus dem Bereich der Firma HDW, 
die als Zeugen vor den Ausschuß geladen werden sol- 
len, haben versucht, Einfluß auf den 1 . UA -11. WP zu 
nehmen mit dem Ziel einer vorzeitigen Beendigung der 
Beweisaufnahme und der Arbeiten des Ausschusses 
insgesamt. 

In einem dem Ausschuß bekanntgewordenen Schrei- 
ben der Herren Neitzke und Rhode vom HDW- Vor- 
stand an den Vorsitzenden des HDW-Aufsichtsrates 
Pieper vom 20. April 1988 heißt es; 

„Wir haben den Vorsitzenden unseres Betriebsrates, 
Herrn Baresel, noch einmal dringlichst aufgefordert, 
den Einfluß der Arbeitnehmer von HDW gegenüber 
der SPD-Fraktion geltend zu machen, um den für 
HDW belastenden Untersuchungsausschuß .Südaf- 
rika' zu beenden. Herr Baresel hat versprochen, bis 
spätestens zum 22. April 1988 einen Brief an den 
Parteivorsitzenden, Herrn Vogel, zu richten." 

Ein dem Untersuchungsausschuß ebenfalls vorliegen- 
der Brief des Betriebsratsvorsitzenden von HDW, Ba- 
resel, hat den folgenden Wortlaut: 
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„HERBERT BARESEL Kiel, den 20. 4. 1988 

Betriebsratsvorsitzender der 

HOWALDTSWERKE- 

DEUTSCHE WERFT AG 

Tel. 04 31/7 00 34 29 (d) 

04 32/8 32 18 (p) 

An den 

Vorsitzenden der 

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
Herrn Dr. Hans-Jochen Vogel 
Bundeshaus 

5300 Bonn 1 

Lieber Hans-Jochen Vogel, 

der Vorstand der HDW und der Aufsichtsratsvorsit- 
zende, Herr Ernst Pieper, sind an den Betriebsrat mit 
dem Verlangen herangetreten, auf den Verlauf im 
Untersuchungsausschuß „Südafrika" einzuwirken. 

Aufgrund der Tatsache, daß Kundenaufträge, die 
nach abgeschlossenen Verhandlungen zur Unter- 
schrift Vorlagen, ins Ausland vergeben werden, sind 
die Arbeitsplätze auf der HDW akut gefährdet. 

Zur Zeit geht es um die Aufträge für die israelische 
Reederei ZIM. Nach den Aussagen des HDW-Vor- 
standes werden durch Pressemitteilungen und 
durch das Verhalten des Genossen Norbert Gansei 
keine Verlustaufträge im Handelsschiffbau ge- 
nehmigt, weil Kunden im Bereich Marinebau ihre 


Aufträge an HDW-Konkurrenten vergeben. Das be- 
deutet für den Handelsschiffbau, daß eine finanzielle 
Unterstützung nicht mehr gegeben ist. 

Ich habe den Genossen Gansei am 18. 4. 1988 in 
einem Gespräch auf diese Tatsache hingewiesen und 
ihm auch mitgeteilt, daß der Betriebsrat in einem 
„Offenen Brief" die Sorgen um die gefährdeten Ar- 
beitsplätze auf der HDW darstellen sollte. Die Angst 
um den Erhalt unserer Arbeitsplätze ist auch be- 
gründet durch die lange Tätigkeit des Untersu- 
chungsausschusses und die ständigen Artikel in der 
Presse. 

Ich bitte Dich eindringlich, in dieser Angelegenheit 
mit dem Gen. Gansei zu reden. Wenn Du es 
wünschst, bin ich gerne bereit, hierüber mit Dir ein 
Gespräch zu führen. 

In der Hoffnung, daß Du Verständnis für unsere pre- 
käre Lage hast, verbleibe ich 

mit freundlichen Grüßen 
Herbert Baresel" 

In einer anderen Fassung dieses Briefes ist noch zu- 
sätzlich der Satz enthalten: 

„Wir, die Interessenvertretung, werden also in un- 
verantwortlicher Weise unter Druck gesetzt (s. auch 
anl. Schreiben des HDW-Vorstandes an Herrn Pie- 
per vom 20. 4. 1989. Bitte vertraulich behandeln.)." 
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Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Es wird ein Untersuchungsausschuß gemäß Artikel 44 des Grund- 
gesetzes eingesetzt. Ihm sollen elf Mitglieder angehören. 

Der Ausschuß soll klären: 


I. 

In welcher Weise haben sich Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, 
andere Mitglieder der Bundesregierung, Ministerpräsidenten von 
Bundesländern, Mitarbeiter von Ministerien oder anderen staatli- 
chen Stellen und der bayerische Ministerpräsident Dr. h. c. Franz 
Josef Strauß mit der beabsichtigten Lieferung von Unterseebooten 
oder Konstruktionsunterlagen für den Unterseebootsbau an die 
Republik Südafrika befaßt, obwohl derartige Lieferungen nach 
internationalem und deutschem Recht verboten sind? 

n. 

Unter welchen Umständen ist die rechtswidrige Lieferung von 
Konstruktionsunterlagen für den Unterseebootsbau durch Unter- 
nehmen aus der Bundesrepublik Deutschland an die Republik 
Südafrika zustande gekommen und erfolgt? 

Sind neben Konstruktionsunterlagen auch Teüe von Unterseeboo- 
ten geliefert worden, und welche Unternehmen oder Staaten 
waren an diesen Geschäften beteiligt? 

III. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder andere 
Mitglieder der Bundesregierung, Ministerpräsidenten von Bun- 
desländern, Mitarbeiter von Ministerien oder anderen staatlichen 
Stellen getan oder unterlassen, um die rechtswidrige Lieferung 
von Konstruktionsunterlagen für den Unterseebootsbau an die 
Republik Südafrika rechtzeitig zu verhindern? 

IV. 


Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder andere 
Mitglieder der Bundesregierung, Ministerpräsidenten von Bun- 
desländern, Mitarbeiter von Ministerien oder anderen staatlichen 
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Stellen getan oder unterlassen, um nach der rechtswidrigen Liefe- 
rung den Sachverhalt unverzüglich und vollständig aufzuklären 
und den Schaden für die Bundesrepublik Deutschland und die 
deutsche Wirtschaft zu begrenzen? 

V. 

Dem Verfahren des Untersuchungsausschusses werden die 
Regeln zugrunde gelegt, die von den Mitgliedern der Interparla- 
mentarischen Arbeitsgemeinschaft im Entwurf eines Gesetzes 
über Einsetzung und Verfahren von Untersuchungsausschüssen 
formuliert wurden, soweit sie geltendem Recht nicht widerspre- 
chen, und wenn nach übereinstimmender Auffassung der Mitglie- 
der des Untersuchungsausschusses keine sonstigen Bedenken 
dagegen bestehen. 

Bonn, den 11. März 1987 

Dr. Vogel und Fraktion 


Begründung 


I. 


Der in einschlägiger Sache befaßte 4. Untersuchungsausschuß der 
10. Legislaturperiode hat seinen Auftrag nicht voll erfüllen 
können. 

Für die Beweisaufnahme stand nur der Zeitraum zwischen dem 7. 
Januar und 17. Februar 1987 zur Verfügung. Dabei sind zwar 
wesentliche Tatsachen ermittelt worden, wegen der Beendigung 
der Legislaturperiode am 18. Februar 1987 war es aber nicht 
möglich, alle erforderlichen Beweise zu erheben. 

18 vom Ausschuß einvernehmlich beschlossene Zeugenverneh- 
mungen konnten nicht mehr durchgeführt werden. Mehrere Zeu- 
gen ließen sich wegen Krankheit oder Dienstreisen entschul- 
digen. 

Die vom Untersuchungsausschuß geladenen Zeugen aus den 
Unternehmen machten von ihrem Zeugnisverweigerungsrecht 
Gebrauch. Über den Antrag der SPD -Fraktion, 13 Vorstandsmit- 
glieder und Direktoren aus dem Unternehmensbereich als Zeu- 
gen zu laden, konnte aus zeitlichen Gründen nicht mehr entschie- 
den werden. 

Sämtliche Zeugenvernehmungen sind unter großem Zeitdruck 
durchgeführt worden. So mußten insbesondere die Vernehmun- 
gen des Bundeskanzlers und der Bundesminister vorzeitig abge- 
brochen werden. 

Bei den Aussagen mehrerer Zeugen gab es erhebliche Widersprü- 
che und offene Fragen, die aus zeitlichen Gründen nicht mehr 
geklärt werden konnten. 

Die Akten der Bundesregierung und der Firmen haben dem 
Untersuchungsausschuß nicht vollständig Vorgelegen. Firmenak- 
ten standen nur für wenige Tage zur Einsicht zur Verfügung. Sie 
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enthielten in wichtigen Teilen Tarnbezeichnungen, die dem Aus- 
schuß nicht offengelegt worden sind. 

II. 

Wegen der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit, aber auch 
wegen Entwicklungen, die durch den Bundestagswahlkampf 
bedingt waren, hat der 4. Untersuchungsausschuß dem 10. Deut- 
schen Bundestag keinen Bericht vorlegen können. Eine parla- 
mentarische Beratung der Untersuchungsergebnisse war deshalb 
nicht möglich. 

III. 

Das öffentliche Interesse an der Aufklärung des Sachverhaltes, 
auf den sich die Fragen I bis IV beziehen, dauert unverändert an. 
Der Untersuchungsauftrag ist deshalb unverändert vom Untersu- 
chungsausschuß des 10. Deutschen Bundestages übernommen 
worden. 
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Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Drucksache 11/6463 

14.02. 90 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Änderung des Untersuchungsauftrags des 1. Untersuchungsausschusses 
der 11. Wahlperiode (Drucksache 11/50) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Untersuchungsauftrag des 1. Untersuchungsausschusses der 

11. Wahlperiode (Drucksache 11/50 in Verbindung mit Plenar- 
protokoll 11/8) wird wie folgt geändert: 

1. In der Nr. I. werden die Worte .Ministerpräsidenten von Bun- 
desländern, Mitarbeiter von Ministerien oder anderen staat- 
lichen Stellen und der bayerische Ministerpräsident Dr. h. c. 
Franz Josef Strauß“ ersetzt durch die Worte .Mitarbeiter von 
Bundesministerien oder anderen staatlichen Stellen des 
Bundes“. 

2. In der Nr. I. werden das Komma nach dem Wort .befaßt' durch 
ein Fragezeichen ersetzt und der nachfolgende Nebensatz ge- 
strichen. 

3. In der Nr. II. wird das Wort .rechtswidrige“ ersetzt durch das 
Wort „ungenehmigte“. 

4. In Nr. II. wird als 3. Absatz folgender Satz eingefügt: .Unter- 
suchungen, die sich auf den nichtstaatlichen Bereich er- 
strecken, sind insoweit zulässig, als sie zur Aufklärung des in 
den Nr. I., III. und IV. genannten Sachverhalts nach dem 
jeweiligen Stand des Verfahrens notwendig werden. ' 

5. In der Nr. III. werden die Worte .Ministerpräsidenten von 
Bundesländern, Mitarbeiter von Ministerien oder anderen 
staatlichen Stellen" ersetzt durch die Worte .Mitarbeiter von 
Bundesministerien oder anderen staatlichen Stellen des 
Bundes". 

6. In der Nr. III. wird das Wort .rechtswidrige" ersetzt durch die 
Worte .in Nr. II. genannte“. 

7. In der Nr. IV. werden die Worte .Ministerpräsidenten von 
Bundesländern, Mitarbeiter von Ministerien oder anderen 
staatlichen Stellen* ersetzt durch die Worte .Mitarbeiter von 
Bundesministerien oder anderen staatlichen Stellen des 
Bundes". 
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8. In der Nr. IV. wird das Wort „rechtswidrigen“ ersetzt durch die 
Worte „in Nr. II. genannten". 

Bonn, den 14. Februar 1990 


Dr. Dregger, Dr. Bötsch und Fraktion 
Dr. Vogel und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung 

Gegen den Untersuchungsauftrag des 1. Untersuchungsausschus- 
ses der 11. Wahlperiode wurden verfassungsrechtliche Bedenken 
erhoben. Der deswegen von der Fraktion der SPD eingebrachte 
Änderungsantrag wurde am 25. Januar 1989 (Plenarprotokoll 
11/121, S. 8887 ff.) abgelehnt. Daraufhin reichte die Fraktion der 
SPD am 3. Juli 1989 beim Bundesverfassungsgericht Organklage 
gegen den Deutschen Bundestag ein. Im Auftrag des Zweiten 
Senats des Bundesverfassungsgerichts hat dessen Vorsitzender 
mit Schreiben vom 23. Januar 1990 angeregt, eine parlamen- 
tarische Lösung des Konflikts zu suchen. Dieser Anregung soll mit 
der beantragten Änderung entsprochen werden. 
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Anlage 3 


Teil 1 

OBERFTNANZDIREKTION KIEL Kiel, den 11. Januar 1988 

A 3022 B - BL 3/68 - Z 32 


Verfügung 

Das Ermittlungsverfahren gegen 

a) Lutz Nohse, geb. am . . . 

— als Betroffenen — 

b) die Firma Ingenieur-Kontor-Lübeck Prof. Gabler Nachf. GmbH, Niels-Bohr- 
Ring 5, 2400 Lübeck 1, 

— als Nebenbeteiligte — 

wegen des Verdachts des Verstoßes gegen Außenwirtschaftsbestimmungen wird 
gemäß § 46 Abs. 1 OWiG i. V. m. § 170 Abs. 2 StPO eingestellt. 


I. Gegenstand des Verfahrens 

Dem Betroffenen wurde zur Last gelegt, ohne die erforderliche Genehmigung Fer- 
tigungsunterlagen für den Bau von U-Booten in die Republik Südafrika ausgeführt 
sowie nicht allgemein zugängliche Kenntnisse in bezug auf die Fertigung von 
U-Booten an Gebietsfremde in der Republik Südafrika weitergegeben zu haben 
(Ordnungswidrigkeit nach § 33 Abs. 1 Außenwirtschaftsgesetz — AWG — , § 70 
Abs. 1 Nr. la) und 1 f), §5 Abs. 1, §45 Abs. 3 Außenwirtschaftsverordnung 
— AWV — i. V. m. Teil I Abschn. A Nr. 0009 Buchst, a) und f) der Ausfuhrliste). 


II. Sachverhalt 

Durch die Ermittlungen ist folgender Sachverhalt festgestellt worden: 

1. Am 15. 6. 1984 schloß die Nebenbeteiligte gemeinsam mit der Firma Howaldts- 
werke Deutsche Werft AG, Kiel — HDW — mit der Firma L & S Maritime Tech- 
nologies (Pty) Ltd. in Pretoria/Republik Südafrika — LS MT — einen Vertrag. 
Gegenstand des Vertrages war die Lieferung von Fertigungsunterlagen und 
eines Konstruktionsmodells im Maßstab 1 : 5 und die Erteilung von Baulizenzen 
für vier U-Boote nach Südafrika. Im Vertrag wurde außerdem die Umkonstruk- 
tion der gelieferten Unterlagen und die Durchführung technischer Hilfe verein- 
bart. Der Gesamtwert der Vereinbarung belief sich auf ca. 116 Mio. DM, davon 
60 Mio. DM für die Fertigungsunterlagen, das Konstruktionsmodell und die Bau- 
lizenz für das erste U-Boot sowie ca. 56 Mio. DM für die Umkonstruktion und die 
technische Hilfe. Der Vertrag wurde unter dem Vorbehalt abgeschlossen, daß die 
außenwirtschaftsrechtlichen Genehmigungen erteilt würden. In Erwartung einer 
Genehmigung („approval . . . now is at hand in a sufficient manner") erklärten 
die Vertragspartner am 6. 8. 1984 den Vertrag für wirksam. 

Aufgrund dieses Vertrages wurden in der Zeit vom 10. 10. 1984 bis 19. 6. 1985 über 

Angehörige der Botschaft der Republik Südafrika in Bonn folgende Unterlagen in 

die Republik Südafrika ausgeführt: 

— die Bauanweisung (ohne Überwachungsinstruktionen und Toleranzen); 

— Order-Dokumente als Unterlagen für die Bestellung der Schiffsausrüstung; 

— Berechnungen für Festigkeit, Gewicht, Masse, Schwerpunkt u. a. (soweit nicht 
als .geheim" eingestuft); 
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— Zeichnungen und Stücklisten für Bauvorrichtungen und Bauwerkzeuge (sog. 

jigs); 

— Normen zur Erstellung von Werkstattzeichnungen und Stücklisten; 

— Richtlinien für Qualitätssicherung; 

— Terminpläne für die Produktionsplanung; 

— ca. 4 700 (von insgesamt ca. 5 000) Werkstattzeichnungen und Stücklisten für den 
U-Boot-Schiffskörper auf Mikro-Film. 

Eine Ausfuhrgenehmigung lag nicht vor. 

Es konnte kein Nachweis dafür erbracht werden, daß über die festgestellten und von 
dem Betroffenen eingeräumten Lieferungen hinaus weitere Waren, Unterlagen oder 
Kenntnisse, die einer Ausfuhrgenehmigungspflicht unterliegen, — unmittelbar oder 
über ein drittes Land — in die Republik Südafrika übermittelt worden. Die Über- 
prüfung von Betrieben, die als Zulieferbetriebe für den U-Boot-Bau in Betracht 
kommen, hat ergeben, daß in dem in Frage kommenden Zeitraum keine ausfuhr- 
genehmigungspflichtigen Waren, Unterlagen oder Kenntnisse für den U-Boot-Bau 
unmittelbar oder über die Nebenbeteiligte oder die Firma HDW in die Republik 
Südafrika gelangt sind. 

Auch die Prüfung der Möglichkeit einer Datenfemübermittlung im on-line-Verfah- 
ren hat keine Erkenntnisse darüber gebracht, daß auf diesem Wege Daten nach 
Südafrika übermittelt wurden. 

Eine Reihe von Unterlagen, deren Lieferung im Vertrag vom 15. 6. 1984 vorgesehen 
war, wurde nicht geliefert, nämlich: 

— die als „geheim" eingestuften Unterlagen; 

— Schweißvorschriften für HY-80-Stahl und für Schiffsbaustähle; 

— Überwachungsinstruktionen und Toleranzen für den Bau eines U-Boot-Druck- 
körpers; 

— Berechnungen für Tolerierungsverfahren für den Druckkörper; 

— das als Einbauunterlage für Rohrleitungen, Kabel- und Lüftungsleitungen die- 
nende Konstruktionsmodell im Maßstab 1:5; 

— Unterlagen über Gewichts-, Volumen-, Stabilitäts- und Trimmberechnungen; 

— Unterlagen über Qualitätssicherungsmaßnahmen. 

Für die gelieferten Unterlagen zahlte die südafrikanische Firma LSMT an ihre bei- 
den Vertragspartner insgesamt 42,6 Mio. DM. Davon sind zunächst 13,738 Mio. DM 
der Nebenbeteiligten zugeflossen; nach Abzug von Zahlungen für Provisionen und 
Drittleistungen verblieb ihr ein Betrag von rd. 9,929 Mio. DM. Von diesem Betrag hat 
die Nebenbeteiligte laut Jahresabschluß 1985 3,5 Mio. DM als „Rückstellung für 
Risiken“ aus diesem Geschäft ausgewiesen. Verhandlungen zwischen den Ver- 
tragspartnern über eine Rückabwicklung oder Beendigung des Vertrages haben 
noch zu keinem Ergebnis geführt. 


III. Beweismittel 

Dieser Sachverhalt wurde festgestellt aufgrund des Ergebnisses des Betriebsprü- 
fungsberichts der Betriebsprüfungsstelle Zoll der Oberfinanzdirektion Kiel vom 
25. 4. 1986 mit ergänzenden Feststellungen vom 16. 2. 1987, der technischen Stel- 
lungnahmen des Bundesamtes für Wirtschaft vom 2. 6. 1987 und vom 13. 8. 1987, des 
Prüfberichts des Bundesministeriums für Verteidigung vom 14. 1. 1987 sowie der 
Einlassungen des Betroffenen. 
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IV. Rechtliche Würdigung 

Die rechtliche Würdigung des Sachverhalts hat ergeben, daß ein Verstoß gegen 
außenwirtschaftsrechtliche Bestimmungen nicht vorliegt. 


1. Ausfuhr von Unterlagen i. S. von § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV 

Nach § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV bedarf die Ausfuhr der in Teil I Abschn. A, B und C der 
Ausfuhrliste genannten Waren und von Unterlagen zur Fertigung dieser Waren der 
Genehmigung. Daraus folgt, daß Fertigungsunterlagen für die im Teil I Abschn. A 
Nr. 0009 Buchst, a) genannten U-Boote sowie Schiffskörper und Teile von Schiffs- 
körpern für U-Boote unter die Genehmigungspflicht fallen. 

Außerdem sind Bestand- und Einzelteüe, soweit sie für ein U-Boot besonders kon- 
struiert sind — und damit auch die Fertigungsunterlagen hierfür — über Nr. 0009 
Buchst, f) der Ausfuhrliste von der Genehmigungspflicht des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV 
umfaßt. 

a) Nr. 0009 Buchst, a) der Ausfuhrliste ist auf den vorliegenden Fall nicht anwend- 
bar, weil die darin genannten Waren (U-Boot, Schiffskörper und Teü eines 
Schiffskörpers) mit den gelieferten Unterlagen nicht gefertigt werden können. 

Von den gelieferten, oben unter II. 1 genannten Unterlagen sind nur die Werk- 
stattzeichnungen und Stücklisten Fertigungsunterlagen i. S. des § 5 Abs. 1 Satz 1 
AWV. Diese Fertigungsunterlagen betreffen ausschließlich den konstruktiven 
Aufbau des U-Boot-Schiffskörpers. 

Von den insgesamt ca. 5 000 Zeichnungen und Stücklisten wurden die für die 
Fertigung entscheidend wichtigen 280 Exemplare, die alle Hauptbauabschnitte 
betreffen, nicht geliefert. Außerdem fehlen die für den Bau eines Schiffskörpers 
oder von Teilen davon wesentlichen Schweißvorschriften für HY-80-Stahl und 
andere Schiffsbaustähle, die Überwachungsinstruktionen und Toleranzen, die 
Berechnungen für Tolerierungsverfahren für den Druckkörper, das als Einbau- 
unterlage für die Rohrleitungen, Kabel- und Lüftungsleitungen dienende Kon- 
struktionsmodell im Maßstab 1:5— dieses muß als wichtige dreidimensionale 
Werkstattzeichnung aufgef aßt werden und verkörpert bzw. ersetzt eine Fülle von 
für die Fertigung unerläßlichen Werkstattzeichnungen — , die zusammenfassen- 
den Gewichts-, Volumen-, Stabilitäts- und Trimmberechnungen sowie die Unter- 
lagen für die erforderlichen Qualitätssicherungsmaßnahmen in Form von Tests. 
Das Fehlen dieser entscheidenden Unterlagen hat zur Folge, daß weder ein 
U-Boot noch der Schiffskörper eines U-Bootes noch Teile davon mit den notwen- 
digen, geforderten Eigenschaften komplett und funktionsfähig gebaut werden 
können. 

Vor allem können die Schweißarbeiten von Beginn der Fertigung an nicht den 
Anforderungen entsprechend ausgeführt werden. Für die Festigkeit wichtige 
Toleranzen können nicht eingehalten werden, ihre Korrektur kann nicht vorge- 
nommen werden. Auch die fertigungsbegleitenden Gewichts-, Volumen-, Stabi- 
litäts- und Trimmberechnungen zur Gewährleistung der einwandfreien Tauch- 
fähigkeit können nicht durchgeführt werden. Auch wenn hiernach davon auszu- 
gehen ist, daß mit den gelieferten Unterlagen nicht einmal ein funktionsfähiger 
Teil des Schiffsrumpfes eines U-Bootes gebaut werden kann, ist zu prüfen, ob 
nicht auch die Lieferung von unvollständigen Unterlagen den Tatbestand des § 5 
Abs. 1 Satz 1 AWV erfüllt. Aus dem Wortlaut des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV ergibt 
sich nicht eindeutig, ob auch bereits Teil-Lieferungen der Genehmigungspflicht 
unterliegen. In Übereinstimmung mit der rechtlichen Stellungnahme des Bun- 
desministeriums für Wirtschaft vom 10. 2. 1987 ist davon auszugehen, daß bei 
Lieferung einer unvollständigen Ware oder unvollständiger Unterlagen zur Fer- 
tigung einer Ware die Genehmigungspflicht nur und erst dann besteht, wenn die 
wesentlichen Teile geliefert werden. Bei Fertigungsunterlagen für den U-Boot- 
Bau kommt es für die Frage, ob es sich um wesentliche Teile handelt, entschei- 
dend darauf an, ob die gelieferten Teüe ihrem eigentlichen Zweck, nämlich ihrer 
militärisch-strategischen Zielsetzung, entsprechen. Erst dann sind sie als wesent- 
lich anzusehen. 
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Die im vorliegenden Fall gelieferten Teil-Unterlagen erfüllen diese Vorausset- 
zung nicht Wie bereits ausgeführt, kann aufgrund der gelieferten Unterlagen 
weder ein U-Boot noch der Schiffskörper eines U-Bootes noch auch nur der Teil 
eines U-Boot-Schiffskörpers komplett und funktionsfähig gebaut werden. Nach 
den Gutachten des Bundesamtes für Wirtschaft vom 2. 6. 1987 und vom 13. 8. 
1987 entspricht das mit den gelieferten Unterlagen Baubare — nämlich ein qua- 
litativ imzureichender und festigkeitsmäßig Undefinierter Druckkörper — weit- 
gehend und prinzipiell einem zivilen, ausfuhrgenehmigungsfreien Tauchboot. 
Für die spezifisch militärisch-strategische Nutzbarkeit fehlt es insbesondere an 
sämtlichen als „geheim* eingestuften Unterlagen. Mit einem Waffensystem hätte 
das, was gebaut werden kann, nichts zu tun. 

Die Unterlagen sind somit nicht als wesentlich für den Bau eines U-Boot-Schiffs- 
körpers oder von dessen Teilen anzusehen. 

Dieses Ergebnis deckt sich mit den Aussagen des Prüfberichts des Bundesmini- 
sters der Verteidigung vom 14. 1. 1987. 

b) Nr. 0009 Buchst, f) der Ausfuhrliste findet auf die in Rede stehenden Unterlagen- 
lieferungen keine Anwendung. Unterlagen sind nämlich nur für den Schiffskör- 
per, nicht aber für die sonstigen Teile eines Bootes i. S. des Buchst, f) — die Ein- 
richtungen, Geräte und Maschinen — geliefert worden. Es können somit mit den 
gelieferten Unterlagen auch keine „Bestand- und Einzelteile, Zubehör und Zu- 
satzgeräte“ für U-Boote gefertigt werden. Dabei sind unter solchen Waren, wie 
die Beispiele „Geschütztürme, Schiffsgeschützfundamente, U-Boot-Batterien 
und Katapulte“ zeigen, größere in sich geschlossene Einheiten von militärisch- 
strategischer Bedeutung zu verstehen. 

Somit bedurfte die Ausfuhr der aufgrund des Vertrages vom 15. 6. 1984 gelieferten 

Fertigungsunterlagen keiner Genehmigung nach § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV. 


2. Weitergabe von Kenntnissen i. S. von § 45 Abs. 3 AWV 

Es konnte nicht festgestellt werden, daß der Betroffene über die aufgrund des Ver- 
trages vom 15. 6. 1984 gelieferten Unterlagen hinaus „nicht allgemein zugängliche 
Kenntnisse" i. S. von § 45 Abs. 3 AWV nach Südafrika übermittelt hat. 

Soweit in den gelieferten Unterlagen Kenntnisse i. S. des § 45 Abs. 3 AWV enthalten 
sind, sind diese bereits durch § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV erfaßt. Da diese Unterlagen eine 
Fertigung ausfuhrgenehmigungspflichtiger Waren nicht ermöglichen, können in 
ihnen auch keine diesbezüglichen Kenntnisse, d. h. „Kenntnisse, die die Fertigung 
betreffen“, enthalten sein. 

In Übereinstimmung mit der Stellungnahme des Bundesministeriums für Wirtschaft 
vom 10. 2. 1987 muß die Weitergabe von Kenntnissen i. S. des § 45 Abs. 3 AWV nach 
denselben Maßstäben wie die Weitergabe von Unterlagen i. S. des § 5 Abs. 1 Satz 1 
AWV beurteilt werden, so daß, wenn im Falle einer Unterlagenausfuhr der Tatbe- 
stand des § 5 Abs. 1 AWV nicht erfüllt ist, auch der Tatbestand des § 45 Abs. 3 AWV 
nicht bejaht werden kann. 

Die beiden genannten Vorschriften ähneln sich in ihrem materiell-rechtlichen Ge- 
halt und verfolgen im Hinblick auf § 7 Abs. 1 Nr. 2 und 3 AWG denselben Schutz- 
zweck. Die geringe sprachliche Abweichung in § 45 Abs. 3 AWV („Kenntnisse, die 
die Fertigung der Waren betreffen“) gegenüber der Fassung in § 5 Abs. 1 Satz 1 
AWV („Unterlagen zur Fertigung dieser Waren“) begründet keinen materiellen 
Unterschied. In beiden Bestimmungen geht es um die Möglichkeit der Fertigung 
von Embargo- Waren. Im Hinblick auf den Grundsatz der Freiheit des Außenwirt- 
schaftsverkehrs (§ 1 AWG) wäre eine extensive Auslegung des § 45 Abs. 3 AWG 
nicht erlaubt. Die freiheitliche Konzeption des Außenwirtschaftsgesetzes gebietet 
es, die ohnehin als Ausnahme vom Freiheitsgrundsatz gedachten Beschränkungen 
des Außenhandels eng zu interpretieren. Eine Auslegung des § 45 Abs. 3 AWV im 
Unterschied zur Auslegung des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV in dem Sinne, daß schon 
unwesentliche Kenntnisse zur Tatbestandserfüllung des § 45 Abs. 3 AWV ausrei- 
chen, wäre rechtlich nicht vertretbar. Es kann auch vom Gesetzgeber nicht gewollt 
sein, daß die bloß mündliche und damit ungenauere und harmlosere Weitergabe 
strenger geahndet würde als die den Schutzzweck der Norm weitaus mehr gefähr- 
dende Weitergabe in Form von Unterlagen. 
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Der Tatbestand des § 45 Abs. 3 AWV ist hiernach, soweit es um die Übermittlung 
von Kenntnissen geht, nicht erfüllt. 


3. Erteilung von Lizenzen an Patenten i. S. des § 45 Abs. 3 AWV 

Die Erteilung von Lizenzen an Patenten an Gebie.tsfremde in der Republik Südafrika 
bedarf der Genehmigung nach § 45 Abs. 3 AWV. Durch den Vertrag vom 15. 6. 1984 
werden jedoch keine Lizenzen an Patenten erteilt. Der Vertrag enthält in Nr. 9 zwar 
zugunsten des südafrikanischen Vertragspartners die Gewährung einer „einfachen 
Lizenz" zum Bau von U-Booten des Typs 1650 und in Nr. 10 die Verpflichtung, für 
das zweite, dritte und jedes folgende U-Boot bestimmte Lizenzgebühren zu zahlen. 
Bei dieser Art von Lizenz handelt es sich jedoch nicht um „Lizenzen an Patenten" 
i. S. des § 45 Abs. 3 AWV. 

Der Tatbestand des § 45 Abs. 3 AWV ist danach auch insoweit nicht erfüllt. 


4. Versuch i. S. von § 33 Abs. 6 AWG 

Das Verhalten des Betroffenen stellt auch keinen Versuch eines ordnungswidrigen 
Handelns im Sinne von § 33 Abs. 6 AWG i. V. m. § 70 Abs. 1 Nr. 1 a) und 1 f), § 5 
Abs. 1, Satz 1, § 45 Abs. 3 AWV dar. Ein Versuch in diesem Sinne käme nur in 
Betracht, wenn der Betroffene Vollendungswillen gehabt hätte, die Vorstellung und 
den Willen also, das Geschäft notfalls auch ohne die erforderliche Genehmigung 
durchzuführen. Ein solcher Beweis konnte nicht erbracht werden. Gegen einen 
Vollendungsvorsatz spricht das Verhalten des Betroffenen selbst, insbesondere 
seine gemeinsam mit Vertretern der Firma HDW schon lange vor Vertragsabschluß 
begonnenen und über mehr als ein Jahr andauernden Bemühungen um Genehmi- 
gung durch die Bundesregierung sowie das Zurückhalten von wichtigen, insbeson- 
dere von sämtlichen als geheim eingestuften Unterlagen. Hinzu kommt, daß der 
Betroffene, als die Lieferung von Unterlagen nach Südafrika noch nicht bekannt 
war, von sich aus das Bundesministerium für Wirtschaft am 18. 6. 1985 davon in 
Kenntnis setzte, daß mit der Lieferung von Unterlagen nach Südafrika bereits 
begonnen worden war. Die gesamten Umstände sprechen gegen die Annahme, daß 
der Betroffene notfalls auch ohne Genehmigung das Geschäft hätte zu Ende führen 
wollen. 


V. Ergebnis 

Nach alledem war das Bußgeldverfahren gegen den Betroffenen sowie gegen die 
Nebenbeteiligte gern. § 46 Abs. 1 OWiG i. V. m. § 170 Abs. 2 StPO einzustellen. 

Im Auftrag 

Budrat 


Anlage 3 

Teil 2 

OBERFINANZDIREKTION KIEL Kiel, den 11. Januar 1988 

A 3022 B - BL 30/86 - Z 32 


Verfügung 

Das Ermittlungsverfahren gegen 

a) Klaus Ahlers, geb. am . . . 

b) Peter Hansen-Wester, geb. am . . . 

— als Betroffene — 

c) die Firma Howaldtswerke-Deutsche-Werft AG, Kiel, in 2300 Kiel 14 

— als Nebenbeteiligte — 
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wegen des Verdachts des Verstoßes gegen Außenwirtschaftsbestimmungen wird 
gemäß § 46 Abs. 1 OWiG i. V. m. § 170 Abs. 2 StPO eingestellt. 


I. Gegenstand des Verfahrens 

Den Betroffenen wurde zur Last gelegt, ohne die erforderliche Genehmigung Fer- 
tigungsunterlagen für den Bau von U-Booten in die Republik Südafrika ausgeführt 
sowie nicht allgemein zugängliche Kenntnisse in Bezug auf die Fertigung von 
U-Booten an Gebietsfremde in der Republik Südafrika weitergegeben zu haben 
(Ordnungswidrigkeit nach § 33 Abs. 1 Außenwirtschaftsgesetz — AWG — , § 70 
Abs. 1 Nr. la) und lf), §5 Abs. 1, §45 Abs. 3 Außenwirtschaftsverordnung 
— AWV — i. V. m. Teil I Abschn. A Nr. 0009 Buchst, a) und f) der Ausfuhrliste). 


II. Sachverhalt 

Durch die Ermittlungen ist folgender Sachverhalt festgestellt worden: 

1. Am 15. 6. 1984 schlossen die Nebenbeteiligte gemeinsam mit der Firma Inge- 
nieur-Kontor Lübeck Prof. Gabler Nachf. GmbH — 1KL — mit der Firma L & S 
Maritime Technologies (Pty) Ltd. in Pretoria/Repubiik Südafrika — LSMT — ei- 
nen Vertrag. Gegenstand des Vertrages war die Lieferung von Fertigungsunter- 
lagen und eines Konstruktionsmodells im Maßstab 1 : 5 und die Erteilung von 
Baulizenzen für vier U-Boote nach Südafrika. Im Vertrag wurde außerdem die 
Umkonstruktion der gelieferten Unterlagen und die Durchführung technischer 
Hilfe vereinbart. Der Gesamtwert der Vereinbarung belief sich auf ca. 116 Mio. 
DM, davon 60 Mio. DM für die Fertigungsunterlagen, das Konstruktionsmodell 
und die Baulizenz für das erste U-Boot sowie ca. 56 Mio. DM für die Umkonstruk- 
tion und die technische Hilfe. Der Vertrag wurde unter dem Vorbehalt abge- 
schlossen, daß die außenwirtschaftsrechtlichen Genehmigungen erteilt würden. 
In Erwartung einer Genehmigung („approval . . . now is at hand in a sufficient 
manner") erklärten die Vertragspartner am 6. 8. 1984 den Vertrag für wirk- 
sam. 

Aufgrund dieses Vertrages wurden in der Zeit vom 10. 10. 1984 bis 19. 6. 1985 
über Angehörige der Botschaft der Republik Südafrika in Bonn folgende Unter- 
lagen in die Republik Südafrika ausgeführt: 

— die Bauanweisung (ohne Überwachungsinstruktionen und Toleranzen); 

— Order-Dokumente als Unterlagen für die Bestellung der Schiffsausrüstung; 

— Berechnungen für Festigkeit, Gewicht, Masse, Schwerpunkt u. a. (soweit 
nicht als „geheim" eingestuft); 

— Zeichnungen und Stücklisten für Bauvorrichtungen und Bauwerkzeuge (sog. 

jigs); 

— Normen zur Erstellung von Werkstattzeichnungen und Stücklisten, 

— Richtlinien für Qualitätssicherung; 

— Terminpläne für die Produktionsplanung; 

— ca. 4 700 (von insgesamt ca. 5 000) Werkstattzeichnungen und Stücklisten für 
den U-Boot-Schiffskörper auf Mikro-Film. 

Eine Ausfuhrgenehmigung lag nicht vor. 

Es konnte kein Nachweis dafür erbracht werden, daß über die festgestellten und 
von den Betroffenen eingeräumten Lieferungen hinaus weitere Waren, Unterla- 
gen oder Kenntnisse, die einer Ausfuhrgenehmigungspflicht unterliegen, — un- 
mittelbar oder über ein drittes Land — in die Republik Südafrika übermittelt 
wurden. Die Überprüfung von Betrieben, die als Zulieferbetriebe für den U-Boot- 
Bau in Betracht kommen, hat ergeben, daß in dem in Frage kommenden Zeitraum 
keine ausfuhrgenehmigungspflichtigen Waren, Unterlagen oder Kenntnisse für 
den U-Boot-Bau unmittelbar oder über die Nebenbeteiligte oder die Firma IKL in 
die Republik Südafrika gelangt sind. 
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Auch die Prüfung der Möglichkeit einer Datenfemübermittlung im on-line-Ver- 
fahren hat keine Erkenntnisse darüber gebracht, daß auf diesem Wege Daten 
nach Südafrika übermittelt wurden. 

Eine Reihe von Unterlagen, deren Lieferung im Vertrag vom 15. 6. 1984 vorge- 
sehen war, wurde nicht geliefert, nämlich: 

— die als »geheim" eingestuften Unterlagen; 

— Schweißvorschriften für HY-80-Stahl und für Schiffbaustähle; 

— Überwachungsinstruktionen und Toleranzen für den Bau eines U-Boot- 
Druckkörpers; 

— Berechnungen für Tolerierungsverfahren für den Druckkörper; 

— das als Einbauunterlage für Rohrleitungen, Kabel- und Lüftungsleitungen die- 
nende Konstruktionsmodell im Maßstab 1 :5; 

— Unterlagen über Gewichts-, Volumen-, Stabilitäts- und Trimmberechnun- 
gen; 

— Unterlagen über Qualitätssicherungsmaßnahmen. 

Für die gelieferten Unterlagen zahlte die südafrikanische Firma LSMT an ihre 
beiden Vertragspartner insgesamt 42,6 Mio. DM. Davon sind 28,861 Mio. DM der 
Nebenbeteiligten zugeflossen, die das Geld zum Zwecke einer etwaigen Rücker- 
stattung an den Käufer auf einem Sonderkonto führt, das in ihrer Büanz 1985 als 
„Rückstellung für Risiken aus Rückerstattungsansprüchen" ausgewiesen ist. Der 
Vertrag vom 15, 6. 1984 ist seit 16. 8. 1985 storniert. Verhandlungen zwischen 
den Vertragspartnern über eine Rückabwicklung oder Beendigung des Vertrages 
haben noch zu keinem Ergebnis geführt. 

2. Zwischen August 1984 und August 1985 hielten sich zeitweise insgesamt 5 Be- 
triebsangehörige der Nebenbeteiligten in Südafrika auf. Ihr Aufenthalt dort 
diente der Wahrnehmung von Kontakten mit südafrikanischen Verwaltungs- und 
Wirtschaftsstellen, um die Voraussetzungen zum Bau von U-Booten und Einrich- 
tungen dafür beim südafrikanischen Vertragspartner zu prüfen. 

Über das Ergebnis fertigten sie eine Studie, die der Firma LSMT in der Republik 
Südafrika überlassen wurde. Diese Studie (bezeichnet als „Feasibility-Studie") 
enthält 

— einleitende, allgemeine Informationen über den Ablauf des U-Boot-Baus mit 
schematischer Darstellung des Qualitäts-Sicherungs-Systems bei der Werft 
der Nebenbeteiligten; 

— mehrere Varianten für eine U-Boot-Fertigung (Druckkörper) durch die süd- 
afrikanische Werft unter abgestufter Beteiligung weiterer einheimischer Be- 
triebe, wobei durch Übersichtspläne Möglichkeiten der rationellen Nutzung 
der vorhandenen Werftanlagen auf gezeigt werden; 

— allgemeine technische, personelle und finanzielle Voraussetzungen, die die 
südafrikanische Werft bei Verwirklichung der jeweiligen Varianten zu erfül- 
len hätte, um selbst U-Boote bauen zu können-, 

— Hinweise auf die Notwendigkeit von Know-how-Transfer durch Schulung von 
Personal im Ausland und Entsendung von Spezialistenteams zur Bauunter- 
stützung; 

— unter Ableitung aus eigenen Erfahrungen geschätzte, auf die südafrikani- 
schen Verhältnisse abgestellte Zeitpläne für die Verwirklichung der verschie- 
denen Fertigungsvarianten; 

— eine Checkliste über weitere, vor allem kostenrelevante Gesichtspunkte bei 
einer evtl, eigenen U-Boot-Produktion durch die südafrikanische Werft. 

Eine Ausfuhrgenehmigung lag nicht vor. 

3. Außerhalb des Vertrages vom 15. 6. 1984 lieferte die Nebenbeteiligte auf Anfor- 
derung der südafrikanischen Werft Sandock nach Südafrika: 
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— von November 1984 bis Juni 1985 3 Pakete mit Ersatzteilen für Stevenrohr- 
dichtungen im Werte von insgesamt 5 793,— DM zur Verwendung bei Han- 
delsschiffsreparaturen; 

— am 10. 10. 1985 13 Bleche aus HY-80-Stahl mit einem Gesamtgewicht von 
5,34 t zum Preise von 26 000,— DM; 

— am 7. 10. 1986 1 Paket mit 14,5 kg technische Unterlagen und Prospektmate- 
rial über Ölbohrinseln im Werte von 1 000,— DM. 

Ausfuhrgenehmigungen lagen nicht vor. 

4. Im Frühjahr 1986 wurde der ehemalige Oberingenieur der Nebenbeteiligten, 
Rademann, aus deren Diensten beurlaubt und von der Firma Sandock-Werft in 
Südafrika als Ingenieur eingestellt. Er ist dort im Rahmen eines Ölbohrinsel- 
Projekts tätig. 


III. Beweismittel 

Dieser Sachverhalt wurde festgestellt aufgrund des Ergebnisses des Betriebsprü- 
fungsberichts der Betriebsprüfungsstelle Zoll der Oberfinanzdirektion Kiel vom 
23. 4. 1987, der technischen Stellungnahmen des Bundesamtes für Wirtschaft vom 
2. 6. 1987, vom 13. 8. 1987 und vom 14. 8. 1987, des Prüfberichts des Bundesmini- 
steriums für Verteidigung vom 14. 1. 1987, der Vernehmung der Zeugen Lehmkuhl, 
Schützeck, Großmann, Fischer und Rademann sowie der Einlassungen der Betrof- 
fenen. 


IV. Rechtliche Würdigung 

Die rechtliche Würdigung des Sachverhalts hat ergeben, daß ein Verstoß gegen 
außenwirtschaftsrechtliche Bestimmungen nicht vorliegt. 


1. Ausfuhr von Waren und Unterlagen im Sinne von § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV 

a) Ausfuhr der aufgrund des Vertrages vom 15. 6, 1984 gelieferten Unterlagen 

Nach § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV bedarf die Ausfuhr der in Teil I Abschn. A, B und C der 
Ausfuhrliste genannten Waren und von Unterlagen zur Fertigung dieser Waren der 
Genehmigung. Daraus folgt, daß Fertigungsunterlagen für die im Teil I Abschn. A 
Nr. 0009 Buchst, a) genannten U-Boote sowie Schiffskörper und Teile von Schiffs- 
körpern für U-Boote unter die Genehmigungspflicht fallen. 

Außerdem sind Bestand- und Einzelteile, soweit sie für ein U-Boot besonders kon- 
struiert sind — und damit auch die Fertigungsunterlagen hierfür — über Nr. 0009 
Buchst, f) der Ausfuhrliste von der Genehmigungspflicht des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV 
umfaßt. 

aa) Nr. 0009 Buchst, a) der Ausfuhrliste ist auf den vorliegenden Fall nicht anwend- 
bar, weil die darin genannten Waren (U-Boot, Schiffskörper und Teil eines 
Schiffskörpers) mit den gelieferten Unterlagen nicht gefertigt werden kön- 
nen. 

Von den gelieferten, oben unter II. 1 genannten Unterlagen sind nur die Werk- 
stattzeichnungen und Stücklisten Fertigungsunterlagen i. S. des § 5 Abs. 1 
Satz 1 AWV. Diese Fertigungsunterlagen betreffen ausschließlich den kon- 
struktiven Aufbau des U-Boot-Schiffskörpers. 

Von den insgesamt ca. 5 000 Zeichnungen und Stücklisten wurden die für die 
Fertigung entscheidend wichtigen 280 Exemplare, die alle Hauptbauabschnitte 
betreffen, nicht geliefert. Außerdem fehlen die für den Bau eines Schiffskörpers 
oder von Teilen davon wesentlichen Schweißvorschriften für HY-80-Stahl und 
andere Schiffsbaustähle, die Überwachungsinstruktionen und Toleranzen, die 
Berechnungen für Tolerierungsverfahren für den Druckkörper, das als Einbau- 
unterlage für die Rohrleitungen, Kabel- und Lüftungsleitungen dienende Kon- 
struktionsmodell im Maßstab 1:5 — dieses muß als wichtige dreidimensionale 
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Werkstattzeichnung aufgefaßt werden und verkörpert bzw. ersetzt eine Fülle 
von für die Fertigung unerläßlichen Werkstattzeichnungen — , die zusammen- 
fassenden Gewichts-, Volumen-, Stabilitäts- und Trimmberechnungen sowie 
die Unterlagen für die erforderlichen Qualitätssicherungsmaßnahmen in Form 
von Tests. Das Fehlen dieser entscheidenden Unterlagen hat zur Folge, daß 
weder ein U-Boot noch der Schiffskörper eines U-Bootes noch Teile davon mit 
den notwendigen, geforderten Eigenschaften komplett und funktionsfähig ge- 
baut werden können. Vor allem können die Schweißarbeiten von Beginn der 
Ferügung an nicht den Anforderungen entsprechend ausgeführt werden. Für 
die Festigkeit wichtige Toleranzen können nicht eingehalten werden, ihre Kor- 
rektur kann nicht vorgenommen werden. Auch die fertigungsbegleitenden Ge- 
wichts-, Volumen-, Stabilitäts- und Trimmberechnungen zur Gewährleistung 
der einwandfreien Tauchfähigkeit können nicht durchgeführt werden. 

Auch wenn hiernach davon auszugehen ist, daß mit den gelieferten Unterlagen 
nicht einmal ein funktionsfähiger Teil des Schiffsrumpfes eines U-Bootes gebaut 
werden kann, ist zu prüfen, ob nicht auch die Lieferung von unvollständigen 
Unterlagen den Tatbestand des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV erfüllt. Aus dem Wortlaut 
des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV ergibt sich nicht eindeutig, ob auch bereits Teil- 
Lieferungen der Genehmigungspflicht unterüegen. In Übereinstimmung mit 
der rechtlichen Stellungnahme des Bundesministeriums für Wirtschaft vom 
10. 2. 1987 ist davon auszugehen, daß bei Lieferung einer unvollständigen Ware 
oder unvollständiger Unterlagen zur Fertigung einer Ware die Genehmigungs- 
pflicht nur und erst dann besteht, wenn die wesentlichen Teüe geliefert werden. 
Bei Fertigungsunterlagen für den U-Boot-Bau kommt es für die Frage, ob es sich 
um wesentliche Teile handelt, entscheidend darauf an, ob die gelieferten Teile 
ihrem eigentlichen Zweck, nämlich ihrer militärisch-strategischen Zielsetzung, 
entsprechen. Erst dann sind sie als wesentlich anzusehen. 

Die im vorhegenden Fall gelieferten Teil-Unterlagen erfüllen diese Vorausset- 
zung nicht. Wie bereits ausgeführt, kann aufgrund der gelieferten Unterlagen 
weder ein U-Boot noch der Schiffskörper eines U-Bootes noch auch nur der Teil 
eines U-Boot-Schiffskörpers komplett und funktionsfähig gebaut werden. Nach 
den Gutachten des Bundesamtes für Wirtschaft vom 2. 6. 1987 und vom 13. 8. 
1987 entspricht das mit den gelieferten Unterlagen Baubare — nämlich ein qua- 
litativ unzureichender und festigkeitsmäßig Undefinierter Druckkörper — weit- 
gehend und prinzipiell einem zivilen, ausfuhrgenehmigungsfreien Tauchboot. 
Für die spezifisch militärisch-strategische Nutzbarkeit fehlt es insbesondere an 
sämtlichen als „geheim" eingestuften Unterlagen. Mit einem Waffensystem 
hätte das, was gebaut werden kann, nichts zu tun. 

Die Unterlagen sind somit nicht als wesentlich für den Bau eines U-Boot-Schiffs- 
körpers oder von dessen Teilen anzusehen. 

Dieses Ergebnis deckt sich mit den Aussagen des Prüfberichts des Bundesmi- 
nisters der Verteidigung vom 14. 1. 1987. 

bb) Nr. 0009 Buchst, f) der Ausfuhrliste findet auf die in Rede stehenden Unterla- 
genlieferungen keine Anwendung. Unterlagen sind nämlich nur für den Schiffs- 
körper, nicht aber für die sonstigen Teüe eines Bootes i. S. des Buchst, f) — die 
Einrichtungen, Geräte und Maschinen — geliefert worden. Es können somit mit 
den gelieferten Unterlagen auch keine „Bestand- und Einzelteile, Zubehör und 
Zusatzgeräte" für U-Boote gefertigt werden. Dabei sind unter solchen Waren, 
wie die Beispiele „Geschütztürme, Schiffsgeschützfundamente, U-Boot-Batte- 
rien und Katapulte " zeigen, größere in sich geschlossene Einheiten von militä- 
risch-strategischer Bedeutung zu verstehen. 

Somit bedurfte die Ausfuhr der aufgrund des Vertrages vom 15. 6. 1984 gelieferten 

Fertigungsunterlagen keiner Genehmigung nach § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV. 


b) Ausfuhr der sog. „Feasibility-Studie" außerhalb des Vertrages vom 15. 6. 1984 

Die am 1. 4, 1985 gelieferte Feasibility-Studie enthält nach ihrem oben zu II. 2 im 
einzelnen wiedergegebenen Inhalt lediglich Informationen und allgemeine Grund- 
lagen für die Schaffung der baulichen, technischen, personellen und sonstigen Vor- 
aussetzungen für eine U-Boot-Produktion in Südafrika. Diese Studie stellt nach 
ihrem sachlichen Gehalt keine Fertigungsunterlage i. S. des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV 
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dar. Daß in der Studie teilweise für Länder, Firmen und Waren Tarnbezeichnungen 
verwendet werden, ist außenwirtschaftsrechtlich irrelevant. 

Damit erfüllt die Feasibility-Studie nicht die Tatbestandsmerkmale des § 5 Abs. 1 
Satz 1 AWV. 


c) Ausfuhr weiterer Waren und Unterlagen außerhalb des Vertrages vom 15. 6. 
1984 

Die Lieferung von Ersatzteilen für Stevenrohrdichtungen, von 13 Blechen aus HY- 
80-Stahl und von Unterlagen über Offshore-Anlagen durch die Nebenbeteiligte 
nach Südafrika bedurfte nach der Stellungnahme des Bundesamtes für Wirtschaft 
vom 14. 8. 1987 keiner Genehmigung. Sie fällt damit nicht unter § 5 Abs. 1 Satz 1 
AWV. 


2. Weitergabe von Kenntnissen i. S. von § 45 Abs. 3 AWV 

Soweit in den gelieferten Unterlagen Kenntnisse i. S. des § 45 Abs. 3 AWV enthalten 
sind, sind diese bereits durch § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV erfaßt. Da diese Unterlagen eine 
Fertigung ausfuhrgenehmigimyspflichtiger Waren nicht ermöglichen, können in 
ihnen auch keine diesbezüglichen Kenntnisse, d. h. „Kenntnisse, die die Fertigung 
betreffen", enthalten sein. 

In Übereinstimmung mit der Stellungnahme des Bundesministeriums für Wirtschaft 
vom 10. 2. 1987 muß die Weitergabe von Kenntnissen i. S. des § 45 Abs. 3 AWV nach 
denselben Maßstäben wie die Weitergabe von Unterlagen i. S. des § 5 Abs. 1 Satz 1 
AWV beurteilt werden, so daß, wenn im Falle einer Unterlagenausfuhr der Tatbe- 
stand des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV nicht erfüllt ist, auch der Tatbestand des § 45 Abs. 3 
AWV nicht bejaht werden kann. 

Die beiden genannten Vorschriften ähneln sich in ihrem materiell-rechtlichen Ge- 
halt und verfolgen im Hinblick auf § 7 Abs. 1 Nr. 2 und 3 AWG denselben Schutz- 
zweck. Die geringe sprachliche Abweichung in § 45 Abs. 3 AWV („Kenntnisse, die 
die Fertigung der Waren betreffen") gegenüber der Fassung in § 5 Abs. 1 Satz 1 
AWV („Unterlagen zur Fertigung dieser Waren") begründet keinen materiellen 
Unterschied. In beiden Bestimmungen geht es um die Möglichkeit der Fertigung 
von Embargo-Waren. Im Hinblick auf den Grundsatz der Freiheit des Außenwirt- 
schaftsverkehrs (§ 1 AWG) wäre eine extensive Auslegung des § 45 Abs. 3 AWG 
nicht erlaubt. Die freiheitliche Konzeption des Außenwirtschaftsgesetzes gebietet 
es, die ohnehin als Ausnahme vom Freiheitsgrundsatz gedachten Beschränkungen 
des Außenhandels eng zu interpretieren. Eine Auslegung des § 45 Abs. 3 AWV im 
Unterschied zur Auslegung des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV in dem Sinne, daß schon 
unwesentliche Kenntnisse zur Tatbestandserfüllung des § 45 Abs. 3 AWV ausrei- 
chen, wäre rechtlich nicht vertretbar. Es kann auch vom Gesetzgeber nicht gewollt 
sein, daß die bloß mündliche und damit ungenauere und harmlosere Weitergabe 
strenger geahndet würde als die den Schutzzweck der Norm weitaus mehr gefähr- 
dende Weitergabe in Form von Unterlagen. 

Eine Verletzung des § 45 Abs. 3 AWV könnte bei dem festgestellten Sachverhalt nur 
insoweit in Betracht kommen, als Betriebsangehörige und der ehemalige Oberinge- 
nieur der Nebenbeteiligten, Rademann, während ihres Aufenthalts in Südafrika 
nicht allgemein zugängliche Kenntnisse über die Fertigung von in § 5 Abs. 1 Satz 1 
AWV genannten Waren weitergegeben haben könnten. 

a) Die Betriebsangehörigen, von denen vier als Zeugen vernommen wurden, haben 
in sich schlüssig und nicht widerlegbar ausgesagt, daß sie keine fertigungsbezo- 
genen Unterlagen oder Kenntnisse für den U-Boot-Bau übermittelt haben; ihre 
Aufenthalte hätten vielmehr der Wahrnehmung von Kontakten mit südafrikani- 
schen Verwaltungs- und Wirtschaftsstellen gedient, um Informationen für eine 
Studie über die Möglichkeiten einer landeseigenen U-Boot-Produktion zu erhal- 
ten. 

Rechnet man die verschiedenen Aufenthalte der Betriebsangehörigen zeitlich 
auf eine Person um, so ergibt sich für diese eine Person ein Aufenthalt von 
zusammen 12 Wochen. Diese Zeitspanne hätte bei weitem nicht ausgereicht, 


193 




Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


überhaupt Kräfte des Auftraggebers zu schulen oder selbst in relevantem Um- 
fang Unterstützung zu leisten. 

Ein Nachweis, daß durch die fünf Betriebsangehörigen der Nebenbeteiligten 
relevante Kenntnisse nach § 45 Abs. 3 AWV übermittelt wurden, konnte nicht 
erbracht werden. 

b) Auch die Prüfung der Frage, ob durch die Tätigkeit des ehemaligen Oberinge- 
nieurs der Nebenbeteiligten, des Zeugen Rademann, in der Republik Südafrika 
relevante Kenntnisse i. S. des § 45 Abs. 3 AWV übermittelt wurden, hat keine die 
Betroffenen belastenden Erkenntnisse erbracht. Es kann nicht widerlegt werden, 
daß Rademann in Südafrika ausschließlich mit Arbeiten an einem Offshore- 
Ölbohr-Projekt der südafrikanischen Nachfolgefirma der Sandock-Werft befaßt 
ist. Rademann, der kein Schweißfachmann ist, hat dabei auch nichts mit Schweiß- 
arbeiten an HY-80-Stahl zu tun. 

Auch insoweit ist der Tatbestand des § 45 Abs. 3 AWV nicht erfüllt. 


3. Erteilung von Lizenzen an Patenten i. S. des § 45 Abs. 3 AWV aufgrund des 
Vertrages vom 15. 6. 1984 

Die Erteilung von Lizenzen an Patenten an Gebietsfremde in der Republik Südafrika 
bedarf der Genehmigung nach § 45 Abs. 3 AWV. Durch den Vertrag vom 15. 6. 1984 
werden jedoch keine Lizenzen an Patenten erteilt. Der Vertrag enthält in Nr. 9 zwar 
zugunsten des südafrikanischen Vertragspartners die Gewährung einer „einfachen 
Lizenz" zum Bau von U-Booten des Typs 1650 und in Nr. 10 die Verpflichtung, für 
das zweite, dritte und jedes folgende U-Boot bestimmte Lizenzgebühren zu zahlen. 
Bei dieser Art von Lizenz handelt es sich jedoch nicht um „Lizenzen an Patenten “ 
i. S. des § 45 Abs. 3 AWV. 

Der Tatbestand des § 45 Abs. 3 AWV ist danach auch insoweit nicht erfüllt. 


4. Versuch i. S. von § 33 Abs. 6 AWG 

Das Verhalten der Betroffenen stellt auch keinen Versuch eines ordnungswidrigen 
Handelns im Sinne von § 33 Abs. 6 AWG i. V. m. § 70 Abs. 1 Nr. la) und 1 f), § 5 
Abs. 1 Satz 1, § 45 Abs. 3 AWV dar. Ein Versuch in diesem Sinne käme nur in 
Betracht, wenn die Betroffenen Vollendungswillen gehabt hätten, die Vorstellung 
und den Willen also, das Geschäft notfalls auch ohne die erforderliche Genehmi- 
gung durchzuführen. Ein solcher Beweis konnte nicht erbracht werden. Gegen 
einen Vollendungsvorsatz spricht das Verhalten der Betroffenen selbst, insbeson- 
dere ihre schon lange vor Vertragsabschluß begonnenen und über mehr als ein Jahr 
andauernden Bemühungen um Genehmigung durch die Bundesregierung sowie 
das Zurückhalten von wichtigen, insbesondere von sämtlichen als „geheim" einge- 
stuften Unterlagen. Hinzu kommt, daß die Betroffenen, als die Lieferung von Unter- 
lagen nach Südafrika noch nicht bekannt war, von sich aus das Bundesministerium 
für Wirtschaft am 18. 6. 1985 davon in Kenntnis setzten, daß mit der Lieferung von 
Unterlagen nach Südafrika bereits begonnen worden war. Die gesamten Umstände 
sprechen gegen die Annahme, daß die Betroffenen notfalls auch ohne Genehmi- 
gung das Geschäft hätten zu Ende führen wollen. 


V. Ergebnis 

Nach alledem war das Bußgeldverfahren gegen die Betroffenen sowie gegen die 
Nebenbeteiligte gern. § 46 Abs. 1 OWiG i. V. m. § 170 Abs. 2 StPO einzustellen. 

Im Auftrag 

Budrat 
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Der Bundesminister der Finanzen 5300 Bonn l, 15. Mai 1990 

Staatssekretär Dr. Peter Klemm Graurhemdorfer Straße 108 

Telefon: (0228)6 82-4260 

III A 7 - A 3022 - 149/90 


Vorsitzender des 

Ersten Untersuchungsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
Herrn Abgeordneten Horst Eylmann 
Bundeshaus 

5300 Bonn 


Betr . : 1. Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundestages zur 
- ,j er Veräußerung von Konstruktionsplänen für 

den Bau von U-Booten durch deutsche Firmen an die 
Republik Südafrika; 
hier: Beschluß 11-177 

Anlg , ; - 2 - 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich übersende zu Beschluß 11-177 zwei Auflistungen der Ober- 
finanzdirektion Kiel über ihre Kontakte mit der Staatsanwalt- 
schaft Kiel bezüglich der Lieferung von U-Boot-Konstruktions- 
plänen nach Südafrika. Auflistung 1 enthält die Kontakte der 
Oberfinanzdirektion Kiel bis zur Einstellung der Bußgeldver- 
fahren gegen HDW und IKL; die Auflistung 2 enthält die sich 
danach ergebenden Kontakte bis zur Übernahme der Bußgeldvor- 
gänge durch die Staatsanwaltschaft. 


Mit freundlichen Grüßen 
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C/IIIA7/20. 1-20. /Fe 

Kontakte der OFD Kiel mit der Staatsanwaltschaft Kiel 

in Sachen IKL/HDW nach der Einstellung der Bußgeldver fahren 

22 . 01.1988 

Tel. Anfrage StA Schwab bei der OFD Kiel 

ORR' in Franke 

22.02.1988 

Übergabe von Geheimunterlagen an StA Schwab durch 
RD Budrat mit Belegwechsel 

13.05. 1988 

Schreiben Generalbundesanwalt, Unterschrift Bun- 
desanwalt Luns, an OFD Kiel, Eingangsvermerk 

FinPräs Radomski am 19.05.1988 

26.05.1988 

Schreiben OFD Kiel, Unterschrift FinPräs Radomski, 

an Generalbundesanwalt, ohne Namensnennung 

02.06.1988 

Schreiben Ltd. Oberstaatsanwalt Kiel, Unterschrift 

OStA von Raab-Straube an Präsidenten der OFD Kiel 

persönlich o.V.i.A., Eingangsvermerk OFPräs Hansen 

am 06.06.1988 

12.07.1988 

Schreiben OFD Kiel, Unterschrift RD Budrat, an StA 
Kiel (Übersendung von Unterlagen) 

12.09.1988 

Schreiben Ltd. Oberstaatsanwalt Kiel, Unterschrift 

OStA von Raab-Straube an Präsidenten der OFD Kiel 

persönlich o.V.i.A., Eingangsvermerk OFPräs Hansen 
am 13.09.1988 (Anforderung der Bußgeldakten der 

OFD Kiel) 

30.09 . 1988 

OFD Kiel übergibt bei der StA Kiel die angeforder- 
ten Bußgeldakten durch Verschlußsachenverwalter 
gegen Belegwechsel 

28. 10.1988 

03. 11.1988 

Tel. Anfrage StA Schwab bei ORR' in Franke 

Schreiben StA Kiel, Unterschrift StA Schwab an OFD 
Kiel an Präsidenten der OFD Kiel persönlich 

o.V.i.A. z.H. RD Budrat 
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04.01. 1989 Tel. Anfrage RD Budrat bei der StA Kiel, StA 

Schwab 

04.01. 1989 StA Schwab übergibt in den Räumen der OFD Kiel 

RD Budrat Unterlagen, es schließt sich zu den 
überbrachten Unterlagen eine Besprechung an; Teil- 
nehmer: FinPräs Radomski, RD Budrat und StA 
Schwab, Ort: OFD-Räume 

10.01. 1989 StA Schwab erhält von RD Budrat in den Räumen 

der OFD Kiel Unterlagen 

27.01. 1989 Tel. Mitteilung an StA Kiel, StA Schwab durch 

RD Budrat 

21.02. 1989 StA Schwab erhält von RD Budrat in den Räumen 

der OFD Kiel Unterlagen 

14.03. 1989 StA Schwab erhält von RD Budrat in den Räumen 

der OFD Kiel Unterlagen 

07.06. 1989 Tel. Anfrage StA Schwab bei Frau ORR' in Franke 

08.06. 1989 Schreiben StA Kiel, Unterschrift Justizangestellte 

Wollborn z.H. ORR' in Franke, Übersendung von 
Unterlagen, Eingangsvermerk: 14.06.1989 

18.08. 1989 Tel. Anfrage RD Budrat bei StA Schwab. 

06.09. 1989 Tel. Rücksprache RD Budrat mit StA Schwab 

21. 11. 1989 Schreiben StA Kiel, Unterschrift StA Schwab an 

OFPräs o.V.i.A. z.H. Herrn Budrat, Eingangsvermerk 
vom 24.11.1989 

29.11. 1989 Schreiben StA Kiel, Unterschrift StA Schwab an OFD 

Kiel, Eingangsvermerk vom 30. 11.1989 
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29.11.1989 Schreiber» des Ltd. Oberstaatsanwalts Kiel, Unter- 
schrift OStA von Raab-Straube an OFD Kiel, Ein- 
gangsvermerk vom 30.11.1989 

05.12. 1989 Telefax OFD Kiel, Unterschrift RD Budrat an StA 

Kiel 

05.12. 1989 Schreiben OFD Kiel, Unterschrift FinPräs Radomski 

an StA Kiel z.H. Ltd. Oberstaatsanwalt 
Unterlagen von RD Budrat und Geheimschutzsachbear- 
beiter der OFD Kiel bei der StA Kiel übergeben 

30.01. 1990 Wie vor, jedoch noch 5 weitere Hefte, Empfang be- 
stätigt durch StA Schwab 
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C/IIIA7/17. 1-17.2/Fe 


Kontakte der OFD Kiel mit der Staatsanwaltschaft Kiel 
in Sachen IKL/HDW bis zur Einstellung der BuBgeldverfahren 


26. 11.1986 Tel. Anfrage OStA Kolz bei der OFD Kiel, 

ORR' in Franke 

27.11.1986 Telefonat OFD Kiel, RD Budrat mit StA Kiel, 

OStA Kolz 

04.12. 1986 Tel. Anfrage OStA Kolz bei der OFD Kiel, 

ORR' in Franke 

06.01. 1987 Tel. Anfrage der StA Schmidt und Schwab bei der 

OFD Kiel 

03.02. 1987 Schreiben des Ltd. Oberstaatsanwalts, Unterschrift 

von Raab-Straube an Herrn Präsidenten der OFD Kiel 
persönlich oder Vertreter; OFPräs Hansen Eingangs- 
vermerk 05.02.1987 

06.02. 1987 Kurzmitteilung RD Budrat, OFD Kiel, an StA Schwab 

10.02. 1987 Schreiben OFD Kiel, Unterschrift OFPräs Hansen, an 

Ltd. Oberstaatsanwalt persönlich o.V.i.A. 

31.03.1987 Schreiben des Ltd. Oberstaatsanwalts 

- 2 AR 500/86 -, Unterschrift OStA Schmidt an 
Präsidenten der OFD Kiel persönlich o.V.i.A., 
Eingangsvermerk FinPräs Radomski 06.04.1987 

15.04. 1987 Schreiben OFD Kiel, Unterschrift FinPräs Radomski, 

an Ltd. Oberstaatsanwalt persönlich o.V.i.A. 

18.06. 1987 Schreiben OFD Kiel, Unterschrift OFPräs Hansen, an 

Ltd. Oberstaatsanwalt persönlich o.V.i.A. 
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18.06.1987 


22.06.1987 


22.06.1987 


17.07.1987 


14.08.1987 


10.09.1987 


20.11.1987 


18.12.1987 

21.12.1987 

28.12.1987 

07 . 01.1988 

11.01.1988 


- 2 - 

Schriftliche Bestätigung Ltd. Oberstaatsanwalt, 
OStA von Raab-Straube 

Schreiben OFD Kiel, Unterschrift OFPräs Hansen, an 
Ltd. Oberstaatsanwalt persönlich o.V.i.A. 

Schriftliche Bestätigung Ltd. Oberstaatsanwalt, 
Justizangestellte Wollborn 

Schreiben der Staatsanwaltschaft bei dem Landge- 
richt Kiel - 2 AR 500/86 -, Unterschrift Ltd. 
Oberstaatsanwalt von Raab-Straube, Eingangsvermerk 
OFPräs Hansen am 23.07.1987 

Telefonat FinPräs Radomski mit Vorzimmerdame des 
OStA von Raab-Straube 

Gespräch bei der StA Kiel; 

Teilnehmer StA Kiel: OStA von Raab-Straube, StA 
Schwab, OFD Kiel: FinPräs Radomski, ORR' in Franke 

Telefonat FinPräs Radomski mit. OStA von Raab- 
Straube 

Schreiben OFD Kiel, Unterschrift FinPräs Radomski, 
an Ltd. Oberstaatsanwalt persönlich o.V.i.A. 

Telefonat StA Schwab mit RD Budrat 

Schreiben OFD Kiel, Unterschrift RD Budrat, an 
Ltd. Oberstaatsanwalt persönlich o.V.i.A. 

Telefonat RD Budrat mit StA Schwab 

Schreiben OFD Kiel, Unterschrift OFPräs Hansen, an 
Ltd. Oberstaatsanwalt persönlich o.V.i.A. 
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FRIEDRICH BOHL/URSULA SEILER-ALBRING 5300 Bonn, 28. 9. 1989 

Mitglieder des Deutschen Bundestages ID 54-126/S/g 


An den 

Vorsitzenden des 
1. Untersuchungsausschusses 
des Deutschen Bundestages / 11. Wahlperiode 
im Hause 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

Pressemeldungen und Antworten der Bundesregierung auf Fragen von Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages war zu entnehmen, daß die Staatsanwaltschaft Kiel auf 
Veranlassung des Generalstaatsanwalts in Schleswig beim Bundesminister für Wirt* 
schaft wegen der Erteilung einer Ermächtigung gemäß § 353 b Abs. 4 des Strafge- 
setzbuches für ein Ermittlungsverfahren wegen Verletzung einer besonderen Ge- 
heimhaltungspflicht bei der Lieferung von U-Boot-Konstruktionsunterlagen an die 
Republik Süd-Afrika durch die Howaldts- Werke Deutsche Werft AG in Kiel und das 
Ingenieurkontor Lübeck im Jahre 1984/85 vorstellig geworden war. 

Nachdem bekannt geworden war, daß dieses Ersuchen der Staatsanwaltschaft Kiel 
vom Bundesminister für Wirtschaft im Juli 1989 abschlägigbeschieden worden ist, 
haben wir uns beim Bundesminister für Wirtschaft um Überlassung sowohl des 
Ersuchens der Staatsanwaltschaft Kiel als auch der Entscheidung des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft bemüht, um die für die Verweigerung der Strafverfolgungser- 
mächtigung maßgeblichen Gründe zu erfahren. In Beantwortung unserer diesbe- 
züglichen Anfrage hat der Bundesminister für Wirtschaft mit dem beigefügten 
Schreiben vom 20. September 1989 eine Kopie der von ihm getroffenen Entschei- 
dung gegenüber dem Justizminister des Landes Schleswig-Holstein vom 27. Juli 
1989 übersandt; zur Überlassung einer Abschrift des Ersuchens der Staatsanwalt- 
schaft Kiel um Erteilung der Strafverfolgungsermächtigung hat er sich außerstande 
gesehen. 

Obwohl die Frage der Ermächtigung nach § 353 b Abs. 4 des Strafgesetzbuches 
nicht vom Untersuchungsauftrag — unabhängig von der Frage seiner verfassungs- 
rechtlichen Beurteilung — erfaßt ist, dürfte die Entscheidung des Bundesministers 
für Wirtschaft für die Mitglieder des Untersuchungsausschusses von Interesse 
sein. 

Wir bitten Sie deshalb, dieses Schreiben und die beiden angefügten Anlagen allen 
Mitgliedern des Untersuchungsausschusses zur Kenntnis zu bringen. 


Mit freundlichen Grüßen 

Friedrich Bohl Ursula Seiler-Albring 

Obleute der 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion FDP-Bundestagsfraktion 
im 1. Untersuchungsausschuß / 11. Wahlperiode 
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DER BUNDESMINISTER 5300 Bonn, den 20. September 1989 

FÜR WIRTSCHAFT 


An das 

Mitglied des Deutschen Bundestages 
Herrn Friedrich Bohl 
Bundeshaus 

5300 Bonn 1 


Lieber Herr Kollege! 

Für das Schreiben vom 28. August 1989 — ID 54 — 115/S/g — , das Sie gemeinsam 
mit Frau Seiler-Albring an mich gerichtet haben, danke ich Ihnen. 

Leider kann ich Ihnen keine Abschrift des Schreibens übersenden, mit dem mich die 
Staatsanwaltschaft Kiel um Erteilung der Strafverfolgungsermächtigung ersucht 
hat Der Leitende Oberstaatsanwalt bei dem Landgericht in Kiel, den ich um Stel- 
lungnahme gebeten hatte, hat mir mitgeteilt, daß es sich bei seinem Ersuchen um 
einen Bestandteil der Ermittlungsvorgänge handelt, und er deshalb der Überlassung 
einer Abschrift an einzelne Abgeordnete des Deutschen Bundestages nicht zuzu- 
stimmen vermag. Er ist aber bereit, das Schriftstück und erforderlichenfalls auch die 
gesamten Vorgänge dem 1. UA des 11. Deutschen Bundestages zur Verfügung zu 
stellen, wenn dieser sie für seine Arbeiten benötigen sollte. Dagegen füge ich eine 
Abschrift meines Schreibens vom 27. Juli 1989 an den Justizminister des Landes 
Schleswig-Holstein bei, mit dem ich die Erteilung der Ermächtigung abgelehnt 
habe. Aus ihm ergeben sich gleichzeitig die Gründe, die für meine Entscheidung 
maßgeblich waren. 

Ein gleichlautendes Schreiben habe ich Frau Seiler-Albring übersandt. 


Mit freundlichen Grüßen 
Ihr H. Hausmann 
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ruiiuyt i> lu rkinuvj t o 

DER BUNDESMINISTER 5300 Bonn, 2. Juli 1989 

FÜR WIRTSCHAFT 

Gesch.-Z.: Z R - 25 15/89 
(nur im Entwurf) 


An den 

Justizminister des Landes 
Schleswig-Holstein 
Lorentzdamm 35 

2300 Kiel 
über 

den Bundesminister der Justiz 
Heinemannstraße 6 

5300 Bonn 2 

Betr.: Veräußerung von Konstruktionsplänen (sog. Blaupausen) für den Bau von 

U-Booten an die Republik Südafrika durch die Howaldtswerke/Deutsche 
Werft AG in Kiel und das Ingenieurkontor Lübeck ohne Genehmigung der 
zuständigen Stellen; 

hier; Strafverfolgungsermächtigung nach § 353 b Abs. 4 StGB 

Bezug: Ihr Schreiben vom 28. März 1989 — V 320/5029 g — Tgb.-Nr. 7/89 

geh. V 320/411 E 137/86 - 

Der Bundesminister der Justiz hat Ihr o. a. Schreiben mir als dem für den Geheim- 
schutz in der Wirtschaft zuständigen Bundesminister zur Erledigung zugeleitet 

Die von dem Leitenden Oberstaatsanwalt beim Landgericht in Kiel mit Schreiben 
vom 15. März 1989 — 591 Js 9809/89 — Tgb.-Nr. 4/89 VS geh. — erbetene Ermäch- 
tigung zur Strafverfolgung wird nicht erteilt. 

Nach den Ausführungen des Leitenden Oberstaatsanwalts soll nur wegen der unbe- 
fugten Lieferung von Verschlußsachen ermittelt werden. Für andere Straftatbe- 
stände hegen derzeit keine Anhaltspunkte vor. 

Der vorgetragene Sachverhalt läßt nach Auffassung des dafür zuständigen Bundes- 
ministers der Verteidigung eine Verletzung materieller Geheimschutzinteressen des 
Rüstungsbereichs nicht erkennen. 

Darüber hinaus sprechen gegen die Durchführung eines Strafverfahrens gewichtige 
öffentliche Interessen, weil seine Auswirkungen die Fähigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland zur Rüstungskooperation insbesondere mit NATO-Partnern beein- 
trächtigen könnte. 

Bei dieser Entscheidung wurde auch berücksichtigt, daß die Staatsanwaltschaft Kiel 
noch am 23. Februar 1989 einen Anfangsverdacht verneint hat Ihr waren zu diesem 
Zeitpunkt schon alle Tatsachen bekannt, die jetzt dem Antrag auf Erteilung der 
Ermächtigung zugrunde liegen. 

Die mir überlassenen Vorgänge werden mit einem besonderen Schreiben zurück- 
gesandt. 

H. Hausmann 
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Landgericht Kiel ^ 

- Pressestelle • 

Die III. große WirtscftafisstrafkaiuHuejr Ucc ^tfndl^erichts 
Kiel hat die Beschwerden u.a. der Firmen HDW und IKL 
gegen die bei ihnen erfolgten Durchsuchungen und 
Beschlagnahmen im Zusammenhang mit dem sog. 
Blaupausengeschäft mit Südafrika in einem ausführlich 
begründeten Beschluß vom 4. Juli 1990 zum überwiegenden 
Teil verworfen. 


Nach Auffassung der Kammer bestehen zureichende tatsächliche 
Anhaltspunkte {Anfangsverdacht) dafür, daß 
Verantwortliche der Firmen HDW und IKL eine 
Ordnung swidrigkeit nach dem Außenwirtschaftsgesetz 
($ 33 Absatz 1 des Außenwirtschaftsgesetzes in 
Verbindung mit den §S 70 Absatz 1 Nr. la und £, 

5 Absatz 1 Satz 2, 45 Absatz 3 der Außenwirtschafts** 
Verordnung in der seit dem 1. Juli 1985 geltenden 
Fassung) begangen haben, indem sie jedenfalls bis 
Anfang 1987 an die Republik Südafrika ohne die 

erforderliche schriftliche Genehmigung Unterlagen 

für den Bau von U-Booten geliefert und nicht allgemein 
zugängliche Kenntnisse über deren Fertigung weiter- 
gegeben haben. 

Die Kammer hat entgegen der Auffassung der Staatsanwaltschaft 
den Anfangsverdacht von Straftaten der Firmenverantwort- 
lichen verneint. Die Staatsanwaltschaft hatte 
ihre Anträge auf Durchsuchung und Beschlagnahme 
auf den Anfangsverdacht einer Straftat nach S 34 
Absatz 1 Nr. 1 Außenwirtschaftsgesetzt gestützt. 

Die Voraussetzungen dieses Straftatbestandes 
liegen nach Auffassung der Kammer nicht vor. Der Straf- 
tatbestand des S 34 Absatz 1 Nr. 3 Außenwirtschaftsgesetz 
hätte u.a. vorausgesetzt, daß die Lieferung von U-Boot- 
Unterlagen und die Leistung von technischer Beratungs- 

Bemerkungen^ Erklärung zum Verfahren - 33 Qs 8/90 - 
(591 Js 9809/89) 
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hilf» an dl« Ropublik Südafrika dl« auaw Artigen 
Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland t yhtbllcb 
gestört hat. Die Kanon «r ist nach Aufwartung der ihr 
zugänglichen Erkenntnis*« zu dam Ergebnis gekommen, 
dal da 9 U-Bout-Pro jekt di« auswärtigen Beaifhungen der 
Bundesrepublik Deutschland nicht erheblich geatört hat. 

Die Kammer haL entgegen der Auffa««üng der Staatsanwalt- 
schaft auch «inan Anf Angsverdacht der VtrlttJU$f einer 
besonderen Geheimhaltungspflicht ge mdl J J03 b Abast* 2 
Nr. 2 StGB verneint. Gemäß dieser Vorschrift Vird 
bestraft. wer unbefugt «inen cogenatand oder eine 
Nachricht, *u deren Geheimhaltung er von einer Mtlichtn 
Stella unter Hinweis auf di« Strafbarkeit der Verletzung 
der Geheimhaltungspflicht förmlich verpflichtet worden iat, 
an «inen anderen gelangen läßt und dadurch wichtige 
öffentliche Interessen gefährdet. Nach Auffassung 
der Kammer enthalten die an dia Republik Südafrika 
gelieferten Konstrukt ionaunterlsgtn und umfangreich«? 

Informationen betreffend dan Bau von U-Booten keine 

* , 

militärischen Geheimnisse dar Bundeswehr oder von 
Natopartnern* Weiter hat die Kammer hierzu dargelegt, 
dal auch im Hinblick auf da« deutach-indiaght 
Gaheimachutxabkommen vom 10» 7.1111 den Verantwort- 
lichen der Firma HDW «in strafbarer GehelMlitVeJMMt 
angeiaitet werden kann, ln diesem ZuaanunanilAng fühlt dl* 
Kammer ergänzend au«, dal hdw rechtlich nicht gehindert 
«ei, bei Vorliugun der erforderlichen GensrtualguagiR. vtddji^en 
Kauf Interessenten U-Boote dta an Indien gelieferten 
Typ« 1500 anaubieten. 

SchlieBlich verneint die Kammer den Anf angaverdaaht 
auch bezüglich der von der Staat aanwait Schaft erhobenen 
Vorwürfe der Untreu« und der Steuerhinterziehung. 
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Der allein bejahte Anfangsverdacht eines Verstoßes 
gegen das Außenwirtschaftsgesetz in Form einer 
Ordnungswidrigkeit rechtfertige nach Auffassung der 
Kammer-auch unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit - die Beschlagnahme von Gegenständen, soweit 
sie als Beweismittel für die Untersuchung der Ordnungs- 
widrigkeit von Bedeutung sind, so daß die 
Beschwerden insoweit verworfen wurden. Oie Kammer 
hat im übrigen angeordnet, daß die nicht benötigten 
Unterlagen an die Beschwerdeführer herausgegeben werden. 

Die Kammer geht in dem Beschluß davon aus, daß die 
Sache von der Staatsanwaltschaft an die für die Verfolgung 
der Ordnungswidrigkeit zuständige Oberfinanzdirektion Kiel 
abgegeben wird. 

Gegen den Beschluß der Kammer, dessen Begründung voll- 
ständig als geheim eingestuft worden ist, ist ein 
Rechtsmittel nicht gegeben. 
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per Leitende Oberstaatsanwalt Kiel, den 0S.07.1S9O 

- preaaeetelle - 


Fraaseerhllrung 


Ermittlungsverfahren wegen Verdachte des unbefugten Blaupaueenaqparts pp. 
nach Südafrika 


Oie staatsaiwalfc schaft. Kiel bezieht eich auf dl« heutige Presseerklärung 
dea Landgerichte Kiel Uber die Seschverdaen Lache rdung der HLrteeharta- 
etrancanr»r. Pie 3 taataanwalt schaft wird den SOaeitigen BeacfalvZl aatar 
■orgfältig prüfen und dann entscheiden, wie in dieser Seche waiterveurf eh- 
ren werden soll. 

Der BeschluB des Landgericht« befadt sich lediglich mit der frage der 
Recht sgUltigkeit der vgm Amtsgericht Kiel getroffenen Durchsuchung!- und 
BeachlagnahmeiUKhrdnungen und lat auch nur insoweit für die Staatsanwalt- 
schaft bindend. Die Staatsanwaltschaft wäre daher rechtlich nicht gehin- 
dert, ihrer weiteren Entschließung eine ander« von der de« Lendgeriätta 
abweichende Auffassung zugrunde zu legen, vor allem was die frage des 
Vorliegeno dar Voraussetzungen dar straftatbeetlnde des f 34 de« Auaan- 
wlrtacnaftsgesetzes und des 3 353 b die Strafgetwtttwcaies (vtrletsung 
einer besonderen Geheimhaltungspflicht) angeht. Die Auffassung des Landge- 
richts wird indessen nach lag« der Ding» nicht unberücksichtigt bleiben 
können, zumal die Strafkammer, die die o«schwerdeentachei4tang peSeeffan 
hat, die gleiche iat, die Über die Zulassung einer «veeitoiallflft »nkiege. 
in dieser Seche zu entscheiden hütta. 

Oie Staatsanwaltschaft Kiel wird Uber ihr weiter*« Verfahren zu gegebener 
Zelt eine freaaocxklÄrung herausgeben. 


I 


i- 


l Laaaaa 4/i 
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INGENIEURKONTOR LÜBECK 

Prof. Gabler Nachf. GmbH 



(2l cscliäfislciluhg 


Lübeck, 0 5.07.30 


I K L - P RESSEERKLÄRUNG 


Die Große Wirt Schafts Strafkammer entscheidet zu unseren Gunsten 1 

Mit großer Erleichterung habeij wir heute die Entscheidung der 
3. Großen Wirtschaf tsstraf kainmer des Landgerichtes Kiel zur 

Kenntnis genommen. 

Gegenstand der Entscheidung war die von uns eingelegte Beschwerde 
gegen die Beschlagnahmebeschlüsse des Amtsgerichtes Kiel, die An- 
fang dieses Jahres ergangen sind und die in unserem Hause und in 
Privat-Wohnungen zu mehrfachen Durchsuchungen und der Beschlag- 
nahme von umfangreichen Firmenakten geführt haben. 

Alle diese Gerichtsbeschlüsse waren ausschließlich auf § 34 AWG 
gestützt, wonach wir verdächtigt wurden, uns wegen- der Lieferung 
von Konstruktionsunterlagen nach Südafrika nach dem Außenwirt- 
schaft sgesetz strafbar gemacht zu haben. Voraussetzung für das 
Vorliegen dieser Strafvorschrift ist der Eintritt einer hierdurch 
veranlaßten erheblichen Störung außenwirtschaftlicher Beziehun- 
gen. 

In ununterbrochener Reihenfolge hat das Auswärtige Amt in mehre- 
ren gutachterlichen Stellungnahmen, zuletzt im Mai 1990 sowie der 
Bundesaußenminister selbst am 31.05.1990 vor dem Parlamentari- 
schen Untersuchungsausschuß, das Vorhandensein einer solchen Stö- 
rung verneint. 

Einhergehend mit der Erkenntnis, daß § 34 AWG auf Dauer die Be- 
schlagnahmen nicht rechtfertigen würde, hat die Staatsanwalt- 
schaft den Versuch unternommen, das Ermittlungsverfahren auf an- 
dere Straf vorwürfe zu erweitern. 

So wurde der Geschäftsführung unseres Unternehmens Geheimnisver- 
rat nach § 353 b STGB, Steuerhinterziehung nach § 370 Abgabenord- 
nung und sogar Untreue gegenüber der Firma vorgeworfen. Diese 
Vorwürfe waren für unser Haus besonders schmerzlich und unverant- 
wortlich. 

Umso erfreulicher sehen wir es nunmehr an, daß es uns gelungen 
ist, das Gericht von unserer Unschuld zu überzeugen. Hinsichtlich 
aller uns vorgeworfenen Straftatbestände hat das Gericht noch 
nicht einmal das Vorliegen eines Anfangsverdachtes, also der ge- 
ringsten Form eines Verdachtes überhaupt, bejaht. Dies ist umso 
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05.07.1990 


höher einzuschätzen, als daß das Gericht durch die Beschlagnahmen 
über sämtliche in diesem Zusammenhang bedeutsamen Firmenakten 
verfügt. 

Nach Auffassung der Großen Wirtschaf tsstraf kammer liegt ein An- 
fangsverdacht - wenn überhaupt - lediglich in Bezug auf das Vor- 
handensein einer möglichen Ordnungswidrigkeit vor. Nachdem uns 
bis heute die Einsichtnahme ir die Ermittlungsakten verwehrt wor- 
den ist, waren wir noch nicht in der Lage, uns gegen diesen Vor- 
wurf gezielt zu verteidigen. Wir sind sicher, nach Erhalt der Er- 
mittlungsakten auch hier die letzten Zweifel vorwerfbaren Verhal- 
tens endgültig zu beseitigen. 

Die Entscheidung der Großen Strafkammer hat gezeigt, daß die 
Staatsanwaltschaft bisher zu Unrecht ihre Zuständigkeit für das 
von ihr gegen uns aufgenommene Ermittlungsverfahren angenommen 
hat. Nach der Rechtslage ist die Staatsanwaltschaft nunmehr ge- 
halten, den gesamten Ermittlungsvorgang wieder an die Oberfinanz- 
direktion zur weiteren Prüfung und Entscheidung zurückzugeben. 

Der Vorgang hat damit wieder die Gewichtung erhalten, die ihm der 
Sache nach zukommt. 

Wir sind dankbar für diese Entscheidung, die frei von politischen 
Erwägungen und unabhängig von gegen uns gerichtete Vorverurtei- 
lungen getroffen worden ist. 

Viereinhalb Jahre lang haben nun Oberfinanzdirektion Kiel und 
Staatsanwaltschaft Kiel gegen uns ermittelt. Am 11.01.88 hat die 
OFD ihre Ermittlungen eingestellt, da sie keinen Verstoß gegen 
das Außenwirtschaftsgesetz feststellen konnte. 

Die Steuerprüfung hatte in einer vorgezogenen monatelangen "Gro- 
ßen Betriebsprüfung" die steuerlichen Belange geprüft und hat 
auch hier bestätigt, daß wir uns korrekt verhalten haben. 

Dreieinhalb Jahre lang beschäftigt sich nun in zwei Legislaturpe- 
rioden ein Parlamentarischer Untersuchungsausschuß mit dieser An- 
gelegenheit. Während dieser dreieinhalb Jahre haben Oppositions- 
vertreter und verschiedene Medien uns ungerechtfertigt vorverur- 
teilt. Dieses geschah zum Teil wider besseren Wissens, nur um 
bestimmte politische Ziele zu erreichen. 

Wir hoffen, daß die Angelegenheit nun kurzfristig beendet werden 
kann, damit wir wieder in Ruhe unserer eigentlichen Arbeit nach- 
gehen können. Schließlich erklären wir nochmals, daß nach den von 
uns gelieferten unvollständigen Unterlagen Unterseeboote in Süd- 
afrika nicht gebaut werden können und auch nicht gebaut werden. 
Letzteres ist vom südafrikanischen Staatspräsidenten de Klerk bei 
seinem Besuch in Bonn bestätigt worden. 
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Anlage 7 



Horst Eylmann 

MttgllM dM Dautachan Bundaatagaa 

Vorsitzender des 1. Untersuchungsausschusses 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 
Frau Prof. Dr. Rita Süßmuth 

in Hause 


08.05.90 

759 

5300 Bonn 1 
Bundeshaus 
Tel. 0228/167177 
odsr 161 (Vermittlung) 

Telefax: 266 - 6177 

Büro: 

BahnhofstraBe 10 
2160 Stade 
Tel. 04141/2056 


Privat: 

Visbyweg 17 
2160 Stade 
Tel. 04141/87145 


Sehr verehrte Frau Präsidentin, 

wie ich bereits bei unserem Gespräch am 27. April d.J. er- 
wähnte, hat die Staatsanwaltschaft Kiel in einer Presseerklä- 
rung vom 30. März d.J. den Vorwurf erhoben, daß im Zusammen- 
hang mit der Anhörung des Leitenden Oberstaatsanwalts von 
Raab-Straube Informationen aus GEHEIM-eingestuften Akten in 
die Öffentlichkeit gebracht worden seien. In der Tat geht die 
beigefügte Presseerklärung der Fraktion DIE GRÜNEN vom 28.03. 
d.J. bis ins Detail auf den Inhalt staatsanwaltlicher Akten 
ein, die GEHEIM eingestuft waren. Der Verstoß gegen die Ge- 
heimschutzvorschriften ist hier offensichtlich. Auch der Kol- 
lege Norbert Gansei, Obmann der SPD-Fraktion im Untersu- 
chungsausschuß, hat sich gegenüber Medienvertretern über den 
Akteninhalt geäußert, allerdings ohne so weitgehende Einzel- 
heiten preiszugeben, wie sie der Presseerklärung der Fraktion 
DIE GRÜNEN zu entnehmen sind. 

Der von der Staatsanwaltschaft Kiel erhobene Vorwurf ist des- 
halb durchaus gerechtfertigt. Bedauerlich ist allerdings, daß 
die Erklärung der Staatsanwaltschaft in der Öffentlichkeit 
den Eindruck entstehen lassen kann, der Untersuchungsausschuß 
insgesamt mißachte die Geheimhaltungsvorschriften. 
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Der hier von einzelnen Ausschußmitgliedern offensichtlich be- 
gangene Verstoß gegen Geheimschutzvorschriften ist in mehr- 
facher Hinsicht unerträglich. 

- Ausschußmitglieder, die den häufig einseitigen und nicht 
korrekten Informationen aus Geheimakten widersprechen wol- 
len, können dies in der politischen Auseinandersetzung 
nicht tun, ohne selbst Gefahr zu laufen, Geheimschutzvor- 
schriften zu verletzen. 

Auf diese Weise verschafft sich ausgerechnet derjenige, der 
die Geheimschutzvorschriften nicht beachtet, auf sehr un- 
faire Weise einen Wettbewerbsvorteil gegenüber dem rechts- 
treuen Abgeordneten. 

- Das vorzeitige Bekanntgeben von einzelnen Ermittlungsergeb- 
nissen gefährdet die Ermittlungstätigkeit der Strafverfol- 
gungsorgane und kann das Recht der Beschuldigten auf ein 
faires Verfahren verletzen. Die Staatsanwaltschaft weist zu 
Recht auf diese Beeinträchtigung der Strafrechtspflege hin. 

- Wenn sich Abgeordnete nicht an Geheimschutzvorschriften 
halten, die sie sich selbst gegeben haben, beschädigt dies 
das Ansehen des Parlaments und beeinträchtigt seine Funk- 
tionsfähigkeit. Ein solches Verhalten ist geeignet, das 
Vertrauen der Bürger in die Volksvertretung zu erschüttern 

- Die Nichtbeachtung von Geheimschutzvorschriften gefährdet 
die Möglichkeit parlamentarischer Untersuchungsausschüsse, 
an benötigte Akten zu gelangen. Erst vor kurzem hat der 
Staatsgerichtshof der Freien und Hansestadt Bremen zum Ak- 
tenvorlageanspruch eines parlamentarischen Untersuchungs- 
ausschusses entschieden, daß die Aktenvorlagepflicht der 
Regierung bei unzureichenden Geheimschutzmaßnahmen des Un- 
tersuchungsausschusses entfalle. Dies gilt erst recht bei 
der Beschlagnahme privater Akten. Im konkreten Falle muß 
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damit gerechnet werden, daß die Staatsanwaltschaft in Zu- 
kunft nicht mehr bereit sein wird, dem Ausschuß Akten zu- 
gänglich zu machen. 

Wie im Verlauf der Ausschußtätigkeit deutlich geworden ist, 
enthalten das Grundgesetz, das Abgeordnetengesetz, die Ge- 
schäftsordnung, die Geheimschutzordnungen und die zu diesen 
Vorschriften erlassenen Bestimmungen keine Sanktionsmöglich- 
keiten bei Verletzung des Geheimschutzes durch Abgeordnete. 
Nach gutachterlichen Stellungnahmen des Wissenschaftlichen 
Dienstes ist darüber hinaus die Anwendbarkeit der einschlägi- 
gen Vorschriften des Strafgesetzbuches zumindest zweifelhaft. 
Das Fehlen einer Sanktion dürfte der entscheidende Grund da- 
für sein, daß einzelne Abgeordnete inner wieder die Geheim- 
schutzvorschrif ten verletzen. Ermahnungen und Appelle haben 
in der Vergangenheit nichts bewirkt und werden es auch in Zu- 
kunft nicht tun. Ich erlaube mir deshalb die Anregung, den 
Geschäftsordnungsausschuß mit der Prüfung der Frage zu be- 
trauen, welche Möglichkeiten für die Einführung von Sank- 
tionsregelungen bestehen. $ 38 der Geschäftsordnung zeigt, 
daß parlamentsinterne Sanktionen unserem Parlaments recht 
nicht fremd sind. 

Ich darf abschließend betonen, daß die angesprochenen Proble- 
me das Parlament als ganzes betreffen und deshalb durch den 
1. Untersuchungsausschuß allein nicht zu lösen sind. 


Mit freundlichen Grüßen 
gez. Eylmann 
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ib. ub . yu 
769 


DEUTSCHER BUNDESTAG 

11. Wahlperiode 
1. Untersuchungsausschuß 
— Der Vorsitzende — 


An die i 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 
Frau Prof. Dr. Rita Süssmuth 

im Hause 


5300 Bonn 1, 

Bundeshaus 

Fernruf Sekretariat (0228) 160202 

169302 

AbgeordnetenbOro 1671 77 

oder 161 (Vermittlung) 

Telefax (0228) 167693 


L _l 

Verletzung von Geheimschutz-Vorschriften durch Mitglieder 
des 1. Untersuchungsausschusses 


Sehr verehrte Frau Präsidentin, 

sowohl der Kollege Gansei als auch die Kolleginnen Eid und 
Beer haben sich mit Schreiben vom 11. und 13. d.M. in teil- 
weise polemischer Form zu meinem an Sie gerichteten Brief vom 
8. d.M. geäußert. Zu diesen Schreiben bemerke ich: 

1. Meine Äußerungen in der Beratungssitzung des 1. Unter- 
suchungsausschusses am 10. d.M. ergeben sich aus dem Pro- 
tokoll, das ich in dem hier interessierenden Teil als An- 
lage beifüge. 

2. Meinen gegen den Kollegen Gansei gerichteten Vorwurf, den 
Inhalt der als Geheim-eingestuften Aktenvorgänge der 
Staatsanwaltschaft Kiel an die Öffentlichkeit weiterge- 
geben zu haben, belege ich wie folgt: 

- In einem Artikel des Nachrichtenmagazins "Der Spiegel" 
vom 02.04.1990 heißt es: 
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"Die Ermittler fanden darin (gemeint sind die Akten der 
Staatsanwaltschaft Kiel) auch den Namen des damaligen 
Parlamentarischen Staatssekretärs in Stoltenbergs Fi- 
nanzministerium, Friedrich Voss. Der CSU-Mann und 
Strauss-Vertraute sollte, so berichtete Gansei, "am 
OFD-Verf ahren mitwirken"; er kannte nach Auskunft des 
SPD-Parlamentariers auch den "Türkei-Weg". 

Hier hat der Kollege Gansei sogar ein Detail der 
staatsanwaltlichen Ermittlungsakte preisgegeben. Der 
Spiegel-Artikel wird in der Anlage 2 beigefügt. 

- In einer Meldung der Nachrichtenagentur Reuter, die ich 
Ihnen in der Anlage 3 überreiche, wird eine Äußerung 
des Kollegen Gansei wie folgt wiedergegeben: 

"Aufgrund der von der Kieler Staatsanwaltschaft be- 
schlagnahmten Akten sei erwiesen, daß der Vorstand der 
Großwerft bis 1986 das Geschäft ohne die erforderliche 
Genehmigung der Bundesregierung fortgesetzt habe." 

- In einer weiteren Nachricht einer Presseagentur vom 
6. April 1990, in der Anlage 4 beigefügt, heißt es: 

"Der SPD-Bundestagsabgeordnete (gemeint ist der Kollege 
Gansei) verwies darauf, daß die HDW-Manager nach Be- 
kanntwerden des Blaupausengeschäftes Ende 1986 Aus- 
künfte verweigert und nach den Unterlagen der Kieler 
Staatsanwaltschaft trotz des grundsätzlichen Liefer- 
verbots der Bundesregierung aus dem Jahre 1985 weiter- 
hin Konstruktionspläne nach Südafrika geliefert haben." 

- In einem Bericht der "Kieler Nachrichten" vom 
07.04.1990, als Anlage 5 beigefügt, heißt es, die Fir- 
men HDW, IKL und ihre Lobbyisten hätten das verbotene 
Südafrikageschäft noch während der schon laufenden Er- 
mittlungen in den Jahren 1985 und 1986 weiterverfolgt. 
Das ergebe sich aus den vorliegenden Akten. In dem in 
derselben Ausgabe der "Kieler Nachrichten" veröffent- 
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lichten Kommentar wird noch einmal darauf hingewiesen, 
daß der Kollege Gansei seine Behauptungen aus Akten ab- 
leite, die gegen Recht und Gesetz durch Indiskretion 
bruchstückhaft bekannt geworden seien. 

- Weitere Pressemeldungen, aus denen hervorgeht, daß sich 
der Kollege Gansei unter Berufung auf den Inhalt der 
staatsanwaltlichen Ermittlungsakte über die Weiterfüh- 
rung des Geschäfts geäußert hat, können nachgereicht 
werden. Mit Recht ist deshalb auch in der Öffentlich- 
keit angenommen worden, daß sich die Vorwürfe der 
Staatsanwalt in Kiel insbesondere gegen ihn richten. 

Ich verweise auf eine Meldung der “Stuttgarter Zeitung" 
vom 10.04.1990, als Anlage 6 beigefügt, in der es 
heißt: “Der Vorwurf der Vorverurteilung dürfte sich vor 
allem gegen den SPD-Bundest agsabgeordneten Norbert 
Gansei richten, der die Entlassung der verantwortlichen 
Manager fordert und dabei auf die Aktenlage Bezug ge- 
nommen hatte.“ 

3. Die in dem Schreiben der Kolleginnen Eid und Beer vertre- 
tene Auffassung, nur wörtliches Zitieren aus Geheimakten 
stelle einen Verstoß gegen Geheimschutz-Vorschriften dar, 
inhaltliche Wiedergaben seien aber statthaft, hat die 
Wirkungslosigkeit jeglicher Geheimhaltungs-Vorschriften 
zur Folge. Die parlamentarische Praxis, auf die sich die 
Verfasser des Schreibens berufen, besteht nicht. Ausweis- 
lich der Stenografischen Protokolle habe ich mehrfach 
eingegriffen, wenn Zeugen zu Vorgängen aus Geheimakten 
befragt wurden. Natürlich kann ich nicht ausschließen, 
daß mir der ein oder andere Fall entgangen oder nicht 
aufgefallen ist, nachdem die Frage bereits formuliert 
war. Für Presseerklärungen der Fraktion trage ich nicht 
die Verantwortung. Sie stellen mit Sicherheit keinen Be- 
rufungsfall dar. 

4. Zu dem im Schreiben vom 13.05.1990 erhobenen Vorwurf, ich 
hätte selbst im Zwischenbericht gegen Geheimhaltungs-Vor- 
schriften verstoßen, stelle ich klar: 
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In der Sitzung vom 10. März 1988 hat mich der Ausschuß 
beauftragt, eine schriftliche Bestandsaufnahme der bishe- 
rigen Untersuchung als Grundlage für das weitere Vorgehen 
zu erstellen. Diese Bestandsaufnahme, die nur den Aus- 
schußmitgliedern zur Verfügung gestellt wurde, diente 
ausschließlich internen Zwecken. Sie mußte naturgemäß 
eine Auswertung sowohl der offenen als auch der geheimen 
Akten enthalten. Ich hatte den Ausschuß deshalb darauf 
aufmerksam gemacht, daß die Bestandsaufnahme Geheim-ein- 
gestuft werden müsse. Sie wurde dann aber aus Gründen der 
Praktibi lität in drei Abschnitte geteilt, von denen nur 
der mittlere Abschnitt Geheim-eingestuft wurde. Bei der 
Konzentration der Angaben aus den Geheim-Akten im mittle- 
ren Teil ist irrtümlicherweise übersehen worden, daß die 
von den Kolleginnen Eid und Beer angeführte Passage Teil 
der Geheim-Akten war, obwohl sie keinerlei Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnisse enthielt. Diesen Umstand haben die 
beiden Kolleginnen dazu benutzt, die entsprechende Text- 
stelle in ihrem Beitrag zum späteren Zwischenbericht des 
Ausschusses aufzunehmen, statt auf ihre Geheimhaltungsbe- 
dürftigkeit hinzuweisen. Wenn sie diese Textstelle jetzt 
zum Anlaß nehmen. Sie aufzufordern, mich zur Wahrung der 
Geheimschutz-Vorschriften anzuhalten, so spricht dieses 
Verhalten für sich und bedarf keiner weiteren Kommentie- 
rung . 

Zusammenfassend stelle ich fest, daß mir die Ausführungen in 
den Schreiben vom 11. und 13. d.M. keinen Grund geben, in ir- 
gendeinem Punkte meinen Brief vom 8. d.M. zu revidieren. Im 
Gegenteil unterstreicht die völlige Uneinsichtigkei t der in 
Frage stehenden Kolleginnen und Kollegen die Berechtigung 
meiner Befürchtung, daß es auch in Zukunft zur Verletzung von 
Geheimschutz-Vorschriften kommen wird. 


Mit 


freundlichen Grüßen 
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Beweisbeschlüsse *) 


zu ADrs Inhalt 


11-1 Beschluß vom 3. Juni 1987 (Antrag der Mitglieder der 

SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

1. ) Zur Beantwortung der Fragenkomplexe I - IV, die 

der Ausschuß nach seinem Einsetzungsauftrag zu 
klären hat, werden alle hierauf sich beziehenden 
Akten unverzüglich beigezogen und zum Gegenstand 
der Beweisaufnahme gemacht, insbesondere die 
Akten , 

a) der Bundesregierung (Kanzleramt, Bundesministe- 
rium der Wirtschaft, Bundesministerium der Finan- 
zen, Bundesministerium der Verteidigung, des 
Auswärtigen Amtes u.a.)/ 

b) des Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft, 6236 
Eschborn 1, Frankfurter Straße 29 - 31, 

c) der Oberfinanzdirektion Kiel, hier insbesondere 
sämtliche Ermittlungsakten und Beiakten, die den 
Verkauf der Konstruktionsunterlagen für den 
U-Boot-Bau an Südafrika betreffen, 

d) der Kieler Howaldts -Werke, Deutsche Werft AG, hier 
insbesondere die Vorstands- und Aufsichtsprotokol- 
le, 

e) der Salzgitter-AG, hier insbesondere die Vor- 
stands- und Aufsichtsratsprotkolle, 

f) des Ingenieurkontors Lübeck (IKL) . 

2. ) Soweit Aktenbeiziehungsbeschlüsse nach dem 10. 

Dezember 1986 entstandene Akten von noch nicht 
abgeschlossenen Verfahren betreffen, wird die 
Ausführung zurückgestellt bis der Untersuchungs- 
ausschuß in Kenntnis des Verfahrensstandes darüber 
entscheidet. 


11-2 Beschluß vom 3. Juni 1987 (Antrag der Mitglieder der 

SPD-Fraktion im l. Untersuchungsausschuß) 

I. Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere zu der Frage, 


*) Auf geführt sind auch schlichte Beiziehungsbe- 

schlüsse und Beweisdurchführungsbeschlüsse 
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1. welche vertraglichen Vereinbarungen zwischen 
den Finnen HDW und IKL einerseits und 
südafrikanischen Stellen andererseits über 
die Lieferung von U-Booten bzw. Konstrukti- 
onsunterlagen für den U-Boot-Bau getroffen 
worden sind; 

2 . welche Maßnahmen die Bundesregierung 
ergriffen hat, um mögliche Verstöße gegen das 
AWG und die dazu ergangenen ergänzenden 
Bestimmungen zu ahnden; 

3. welchen Stand die entsprechenden Verfahren 
seit der Anhörung der damit befaßten 
Institutionen durch den 4. Untersuchungsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages der 10. 
Wahlperiode erlangt werden. 

II. Die Beweiserhebung soll erfolgen durch Vernehmung 

von 

1. Oberfinanzpräsident Hansen 

2. Regierungsdirektor Budrat 

3. Zollamtmann Kohl, alle Oberfinanzdirektion 
Kiel 

als Zeugen. 


11-4 Beschluß vom 3. Juni 1987 (Antrag der Mitglieder der 

SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung von Siegfried Zoglmann als Zeuge. 


11-10 Beschluß vom 3. Juni 1987 (Antrag der Mitglieder der 

CDU/CSU- und der FDP-Fraktion im l. Untersuchungsaus- 
schuß) 

Von den Unterlagen des 4 . Untersuchungsausschusses der 
10. Wahlperiode werden beigezogen 

alle Sitzungsprotokolle 
alle Ausschußdrucksachen 

der von den Berichterstattern im 4 . Untersuchungs- 
ausschuß der 10. Wahlperiode, Friedrich Bohl 
(CDU/CSU) und Klaus Beckmann (FDP) dem Vorsitzen- 
den jenes Ausschusses übersandte Entwurf einer 
Beschlußempfehlung und eines Berichts des 
U-Boot-Untersuchungsausschusses . 
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11-11 Beschluß vom 3. Juni 1987 (Antrag der Mitglieder der 

CDU/CSU- und der FDP-Fraktion im 1. Untersuchungsaus- 
schuß) 


Der l. Untersuchungsausschuß hört im Rahmen des 
Untersuchungsauftrages informatorisch und nichtöffent- 
lich den Staatssekretär im Bundesministerium der 
Finanzen, Dr. Günther Obert, 

an zum Stand des Ermittlungsverfahrens der Ober- 
finanzdirektion Kiel. 


11-12 Beschluß vom 3. Juni 1987 (Antrag der Mitglieder der 

CDU/CSU- und der FDP-Fraktion im 1. Untersuchungsaus- 
schuß) 

Der 1. Untersuchungsausschuß hört im Rahmen des 
Untersuchungsauftrages informatorisch und nichtöffent- 
lich einen Vertreter der Staatsanwaltschaft Kiel und 
den zuständigen Vertreter des Generalbundesanwalts zu 
der Frage an, ob ein Verfahren bei ihr anhängig ist und 
welches ggf. der Verfahrensstand ist. 


11-13 Beschluß vom 3. Juni 1987 (Antrag der Mitglieder der 

CDU/CSU- und der FDP-Fraktion im 1. Untersuchungsaus- 
schuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere zu der Frage, was seitens der Bundes- 
regierung gegenüber dem Bundesamt für Wirtschaft und 
was von diesem unternommen wurde, um Lieferungen von 
Konstruktionsunterlagen für den Unterseebootsbau an die 
Republik Südafrika ohne eine etwa erforderliche 
Genehmigung rechtzeitig zu verhindern, 

durch Vernehmung von 

Präsident Dr. Rümmer, Bundesamt für Wirtschaft, 
als Zeuge. 


11-14 Beschluß vom 3. Juni 1987 (Antrag der Mitglieder der 

CDU/CSU- und der FDP-Fraktion im 1. Untersuchungsaus- 
schuß) 

Der 1. Untersuchungsausschuß läßt sich in einer 
informatorischen öffentlichen Anhörung durch Vertreter 
des Bundesministers für Wirtschaft, des Auswärtigen 
Amtes, des Bundesministers der Finanzen und des 
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Bundeskanzleramts, allgemein berichten über den Inhalt 
der für die Erledigung des Untersuchungsauftrages 
maßgeblichen einschlägigen Vorschriften des Kriegs- 
waffenkontrollrechts, des Außenwirtschaftsrechts sowie 
der Regelungen für den Geheimschutz in der Wirtschaft 
und 


den Ablauf der dabei regelmäßig einzuhaltenden 
Verfahren. 

11-15 Beschluß vom 15. Juni 1987 (Antrag der Mitglieder der 

SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag (Fragen 
I bis IV) durch Vernehmung der Herren: 

Klaus Ahlers, ehemaliger Vorstandsmitglieder von HDW 

Lutz Nohse, geschäftsführender Gesellschafter des IKL 

Dr. Ing. Fritz Abels, Geschäftsführer des IKL 

Klaus Evers bei IKL 

Gert Ingwersen bei IKL 

Peter Hansen-Wester , ehemaliges Vorstandsmitglied bei 
HDW 

Jochen Rohde, Vorstandsmitglied bei HDW 
(N.N) Dinse bei HDW 

Dirk Rathjens, Generalbevollmächtigter für den 
Sonderschiffbau bei HDW 

Ernst Pieper, Vorsitzender des Aufsichtsrates von HDW 
als Zeugen. 

11-26 Beschluß vom 10. März 1988 (Antrag der Mitglieder der 

SPD-Fraktion im l. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung des zeugen 

Gerd Rademann (frühere Mitarbeiter in der Konstrukti- 
onsabteilung HDW) . 
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11-27 Beschluß vom 4. November 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
die Beiziehung 

1. des Erlasses des Bundesministers für Wirtschaft 
über die Behandlung von Anträgen für Waren des 
Teils I, Abschnitt A, bezüglich Südafrika gemäß 
Vernehmung des Abteilungspräsidenten Güth/BAW - 
vor dem 4. Untersuchungsausschuß der 10. Wahlperi- 
ode, Protokoll 4/21 

2. der in den Jahren 1983 bis 1985 gültigen Anweisung 
für Überprüfungen im Verkehr mit Marktordnungswa- 
ren im Außenwirtschaft- und im innerdeutschen 
Wirtschaftsverkehr (A 20-10) . 


11-29 Beschluß vom 17. September 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zu der Frage, welchen Stand das 
Ordnungswidrigkeitenverfahren gegen HDW und IKL sowie 
ihrer Organmitglieder erreicht hat 

durch informatorische, nichtöffentliche Anhörung des 
Präsidenten der Oberfinanzdirektion Kiel, Svend Olav 
Hansen. 


11-30 Beschluß vom 4. November 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Einholung einer schriftlichen Auskunft des Bundes- 
ministers für Wirtschaft zu der Frage, welche Mitar- 
beiter der Firmen HDW und IKL im Zusammenhang mit den 
Südafrika-Geschäften 

a) in den Jahren 1984 bis 1987 von den Geheimschutz- 
verpflichtungen entbunden worden sind 

oder 

b) von den genannten Firmen in dieser Zeit als 
entlassen, für längere Zeit beurlaubt oder außer 
Landes - insbesondere Südafrika -, verzogen 
gemeldet worden sind. 
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11-31 Beschluß vom 4. November 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung des 

MinRat Dreher (Bundesministerium der Verteidigung) 
als Zeugen. 


11-32 Beschluß vom 4. November 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zur Ziffer II des Untersuchungs- 
auftrages durch Vernehmung der 


Prokuristin Frau Ursula Galka (Leiterin des Finanz- und 
Rechnungswesens) , 

zu laden über die Firma Ingenieurkontor Lübeck ( IKL) 
als Zeugin. 


11-33 Beschluß vom 4. November 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Das projektbezogene Abkommen über die Geheimhaltung 
militärischer Verschlußsachen vom 10. Juli 1981 
zwischen dem Bundesministerium der Verteidigung und dem 
Verteidigungsminister Indiens betreffs Konstruk- 
tionspläne für den von der Firma HDW erstellten 
U-Boot-Typ 1650, wird beigezogen. 

Das Bundesministerium der Verteidigung wird zudem um 
Mitteilung gebeten, welche Teile der Vertragsbau-Spezi- 
fikation im April 1982 auf der Grundlage des vorgenann- 
ten Abkommens als VS-Sache eingestuft worden sind. 


11-35 Beschluß vom 10. März 1988 (Antrag der Mitglieder der 

Fraktion DIE GRÜNEN im l. Untersuchungsausschuß) 

Die Herren 

- Carl-Hermann Schleifer, Staatssekretär im 
Finanzministerium Schleswig-Holstein 

Jürgen Westphal, ehemaliger Wirtschaftsminister 
des Landes Schleswig-Holstein 

Roger Asmussen, Finanzminister des Landes 
Schleswig-Holstein 
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11-36 Beschluß vom 4. November 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Zur Erfüllung des Untersuchungsauftrages werden die 
"Beobachtungsvorgänge" (Az.: 2 AR 500/86 ) der 
Staatsanwaltschaft Kiel im Wege der Amtshilfe gemäß 
Art. 44 Abs. 3 GG beigezogen und zum Gegenstand der 
Beweisaufnahme gemacht mit der Maßgabe, daß der 
Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende 
diejenigen Aktenteile aussortieren, die dazu bestimmt 
sind, im Ermittlungsverfahren der Oberfinanzdirektion 
Kiel zur Entscheidungsfindung beizutragen. 

11-37 Beschluß vom 4 . November 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Zur Beantwortung der Fragenkomplexe I bis IV des 
Untersuchungsauftrages werden alle hierauf sich 
beziehenden Akten der Bundesregierung (Umfang wie 
Beweisbeschluß 11-1, einschließlich BAW) unverzüglich 
beigezogen und zum Gegenstand der Beweisaufnahme 
gemacht, soweit sie nach dem 10. Dezember 1986, aber 
vor dem 2. April 1987 entstanden sind. Ausgenommen von 
der Beiziehung sind alle Unterlagen, die zur Vor- 
bereitung der Entscheidungsfindung im laufenden 
Ermittlungsverfahren erstellt worden sind, auch, soweit 
sie nicht bei der OFD, sondern in Bundesministerien 
oder anderen Bundesbehörden erstellt worden sind. 


11-38 Beschluß vom 9. Dezember 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im l. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung von 

Frau Marlies Geest 

(Sekretärin des früheren HDW-Vorstandsvorsitzenden 
Ahlers vom 1. August 1983 bis 1. Mai 1987), 

Frau Christel Pieper 

(Sekretärin des früheren HDW-Vorstandsmitglieds 
Hansen-Wester vom 1. August 1983 bis 1. Mai 1987) 

sowie 

Frau Brigitte Brox 

(Sekretärin der IKL-Geschäftsführer Nohse und Evers vom 
1. August 1983 bis 1. Mai 1987) 

als Zeugen. 
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Die benannten Zeugen sollen insbesondere Auskunft 
darüber geben, welche Gesprächskontakte, Telefonate und 
Schriftwechsel es zwischen den Finnenleitungen und der 
Bundesregierung bezüglich des vom Untersuchungsausschuß 
aufzuklärenden Sachverhalts gegeben hat. 


11-39 Beschluß vom 9. Dezember 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung folgender Zeugen: 

1. Herr Schützeck (HDW) 

2. Herr Fischer (HDW) 

3. Herr Ude (HDW) 

4. Herr Nadler (ehemaliges HDW-Vorstandsmitglied) 

5. Herr Dr. Harald Timmke (ehemaliges HDW-Vorstands- 
mitglied 

Die Zeugen sollen insbesondere darüber Auskunft geben, 
ob und inwieweit sie mit der Vorbereitung und Durchfüh- 
rung des Vertrages vom 15. Juni 1984 befaßt waren oder 
dienstlich davon Kenntnis hatten. 


11-39 a Beschluß vom 8. September 1988 (Antrag der Mitglieder 
der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung von: 

Herrn Grosse 

als Zeugen. 

Der Zeuge soll insbesondere darüber Auskunft geben, ob 
und inwieweit er mit der Vorbereitung und Durchführung 
des Vertrages vom 15. Juni 1984 befaßt war oder 
dienstlich davon Kenntnis hatte. 


11-40 Beschluß vom 9. Dezember 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung folgender Zeugen: 

1. Klaus Neitzke (kommissarischer Vorstandsvor- 
sitzender von HDW und dort verantwortlich für den 
Schiffbau) 
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Die Auswertung der dem Untersuchungsausschuß vorliegen- 
den Unterlagen hat ergeben, daß der Zeuge angesichts 
seiner Funktion Kenntnis von der Vorbereitung und 
Durchführung des Vertrages vom 15. Juni 1984 erlangt 
hat und mit der Abwicklung des Geschäftes betraut war. 

2. Frau Kettenbeil (Sicherheitsbevollmächtigte bei 
HDW) 

3. Herr Kummer (Sicherheitsbevollmächtigter bei IKL) 


11-41 Beschluß vom 20. April 1988 (Antrag der Mitglieder der 

SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung folgender Zeugen aus der Firma Ingenieurkon- 
tor Lübeck (IKL) : 

1. Gesellschafter Diplom-Ingenieur Peter Kayser 

2. Prokurist Dr. Jürgen Ritterhoff 

3 . Prokurist Günter Büttner 

4 . Prokurist Diplom-Ingenieur Horst Schnoor 

5. Prokurist Diplom-Ingenieur Dr. Klaus Knaack 


11-43 Beschluß vom 10. März 1988 (Antrag der Mitglieder der 

SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es soll Beweis erhoben werden zum Untersuchungsauftrag 
durch die Vernehmung des 

Herrn Ulrich Gabler, 

als Zeugen. 


11-44 Beschluß vom 20. April 1988 (Antrag der Mitglieder der 

SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zu Ziff. II des Untersuchungs- 
auftrages durch Vernehmung der Zeugen: 

1. Dipl. Ing. Heinz Großmann (HDW - MFV) 

2. Dipl. Ing. Jürgen Lehmkuhl (HDW - MFP) 


11-45 Beschluß vom 4. November 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung der folgenden Zeugen: 
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1. RD a.D. Wilfried Pretzsch, Bad Homburg 

2. MR Scheid (Bundesministerium für Wirtschaft) 

3. Abteilungspräsident Dieter Güth (Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft) 

4. Dipl. Ing. Detlev Geisel (Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft) 


11-46 Beschluß vom 9. Dezember 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Zeugenvernehmung von 

Frau Elisabeth Tünsmeyer, 

Frau Marion Schmitz , 

Sekretärinnen des MD Teltschik, Bundeskanzleramt, in 
den Jahren 1984 bis 1986, 

insbesondere zu der Frage der Aktenführung von MD 
Teltschik und der von ihm bezüglich des zu unter- 
suchenden Sachverhalts geführten Gespräche. 


11-47 Beschluß vom 9. Dezember 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung folgender Zeugen: 

1. Sts Prof. Dr. Schreckenberger (Bundeskanzleramt) 

2. MD Teltschik (Bundeskanzleramt) 


11-48 Beschluß vom 9. Dezember 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung 


der im Oktober 1985 für sts Prof. Dr. Schreckenberger 
tätigen Sekretärin, Frau Hildegard Blumenstein 

als Zeugin, insbesondere zu der Frage der Fertigung des 
Briefes vom 22. Oktober 1985 an Bundesminister 
Stoltenberg. 
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der SPD-Fraktion im l. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung von 

Frau Coellejan, 

Frau Ulrike Hüthwohl, 

Sekretärinnen des Staatssekretärs Tietmeyer, Bundes- 
minister der Finanzen, in der Zeit Dezember 1983 / 
Januar 1984, 

Frau Ingeborg Habrunner, 

Frau Ulrike Zerlett, 

Sekretärinnen des Staatssekretärs Tietmeyer, Bundes- 
minister der Finanzen, in der Zeit Dezember 1986 / 
Januar 1987, 

als Zeugen, insbesondere zur Führung der den Unter- 
suchungsauftrag betreffenden Akten des Staatssekretärs. 


11-50 Beschluß vom 10. März 1988 (Antrag der Mitglieder der 

SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zu der Frage, welche Kenntnis 
die folgenden Zeugen darüber haben, in welcher Weise 
sich Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, andere Mitglieder 
der Bundesregierung, Mitarbeiter von Bundesministerien 
oder anderen staatlichen Stellen des Bundes mit der 
beabsichtigten Lieferung von Unterseebooten oder 
Konstruktionsunterlagen für den Unterseebootsbau an die 
Republik Süd-Afrika befaßt haben, ob und in welcher 
Weise sie bei der Erteilung des von den Firmen 
behaupteten "Grünen Lichtes" für das U-Boot-Geschäft 
der Firmen HDW und IKL mit Südafrika mitgewirkt haben, 
was sie getan oder unterlassen haben, um die vorgenann- 
te Lieferung rechtzeitig zu verhindern, sowie was sie 
getan oder unterlassen haben, um nach der Lieferung den 
Sachverhalt unverzüglich und vollständig aufzuklären 
und den Schaden für die Bundesrepublik Deutschland und 
die deutsche Wirtschaft zu begrenzen, 

durch Vernehmung folgender Zeugen: 

1. Carl Hermann Schleifer (Staatssekretär im schles- 
wig-holsteinischen Finanzministerium) , 

2. Jürgen Westphal (ehemaliger schleswig-holstei- 
nischer Wirtschaftsminister) , 

3. Roger Asmussen (schleswig-holsteinischer Finanzmi- 
nister) , 


227 



Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


zu ADrs Inhalt 

4. Herr Adrian (schleswig-holsteinisches Wirtschafts- 
ministerium) , 

5. Dr. Gerhard Stoltenberg (Bundesfinanzminister) , 

6. Dr. Manfred Biermann (ehemaliger schleswig-hol- 
steinischer Wirtschaftsminister) , 

7. Johannes Tietmeyer (Staatssekretär im Bundes- 
finanzministerium) . 


11-51 Beschluß vom 20. April 1988 (Antrag der Mitglieder der 

SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag - 
insbesondere zu Ziffer II. - durch Einholung einer 
schriftlichen Erklärung des Vorstandes der Firma HDW zu 
der Frage, welche Personennamen sich hinter den 
folgenden Abkürzungen verbergen: 

B., C., D., F., G., H., K., M., Sch., Zo. , Ml, MV, MK, 
MF, OM 97, CB. 


11-52 Beschluß vom 12. November 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

I. Der 1. Untersuchungsausschuß der 11. Wahlperiode 
des Deutschen Bundestages beantragt zur Durchfüh- 
rung des Beweisbeschlusses 11-1 (Ziffern d und f) 
bei dem gemäß § 162 I, 2 StPO zuständigen 
Amtsgericht Bonn 

1. die Beschlagnahme aller Unterlagen, die sich 
auf den Untersuchungsauftrag I bis IV des 
Einsetzungsbeschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 11. März 1987 beziehen, 
insbesondere aller Unterlagen, die mit der 
Sondierung und Vorbereitung, dem Abschluß, 
der Durchführung, Erfüllung und Rückabwick- 
lung der zwischen den Firmen Ingenieurkontor 
Lübeck, Prof. Gabler Nachf. GmbH/Howaldtswer- 
ke Deutsche Werft AG und der Firma L + S 
Maritime Technologies (Pty.) Ltd. abgeschlos- 
senen Vereinbarung ("Memorandum of Agree- 
ment") vom 15. Juni 1984, bzw. der mit der 
Firma Sandock Austral, Ltd. in Durban 
getroffenen Vereinbarung im Zusammenhang 
stehen 
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sowie je eines Exemplares aller Gesellschafter-, 
Vorstands- beziehungsweise Geschäftsführer- 
besprechungs- und Aufsichtsratsprotokolle - 
soweit sie Vorgänge enthalten, die vom Unter- 
suchungsauftrag erfaßt sind - seit dem 1. Januar 
1983 

a) der Howaldtswerke Deutsche Werft AG, 

Werftstr. 112-114, 2300 Kiel 14 

b) des Ingenieurkontors Lübeck, Professor 
Gabler»Nachfahren GmbH, Niels-BohrRing 5, 

2400 Lübeck 

2 . die Anordnung der Durchsuchung der Geschäfts- 
räume beider vorgenannter Unternehmungen zum 
Zwecke der Beschlagnahme der vorbezeichneten 
Beweismittel . 


II. Der Ausschuß beauftragt den Vorsitzenden, 

den Antrag auf Beschlagnahme 
erforderliche Anträge zur Auffindung der 
vorgenannten Beweismittel und zur Durch- 
setzung der Beschlagnahme nach §§ 95 Abs. 2, 
70 StPO 

und 


den Antrag auf Durchsuchung der Geschäfts- 
räume je nach Prozeßlage auch stufenweise, 
jedoch jeweils unverzüglich bei dem zuständi- 
gen Amtsgericht in Bonn zu stellen. 


11-52 neu Beschluß vom 19. Mai 1988 (Antrag der Mitglieder der 
8PD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Beschluß über die Einleitung von Beschlagnahmeverfahren 
gegen HDW und IKL 

I. Der 1. Untersuchungsausschuß des 11. Deutschen 
Bundestages beantragt, zur Durchführung seines 
Beweisbeschlusses 11-1 vom 3. Juni 1987 bei dem 
zuständigen Amtsgericht in Bonn, 

1. die Beschlagnahme 

a) aller Akten und Geschäftsunterlagen der 
Howaldtswerke Deutsche Werft AG und des 
Ingenieurkontors Lübeck, die bereits an den 
4. Untersuchungsausschuß der 10. Wahlperiode 
herausgegeben worden waren, 
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b) entsprechende Auszüge aus den Exemplaren 
aller Gesellschafter-, Vorstands- bzw. 
Geschäftsführerbesprechungs- und Aufsichts- 
ratsprotokolle der Howaldts- Werke 
Deutsche Werft AG und des Ingenieurkontors 
Lübeck soweit sie Vorgänge enthalten, die vom 
Untersuchungsauftrag erfaßt sind, seit dem 1. 
Januar 1983 

sowie 

c) aller Unterlagen, die mit der Sondierung und 
Vorbereitung, dem Abschluß, der Durchführung, 
Erfüllung und Rückabwicklung der zwischen den 
Firmen Ingenieurkontor Lübeck/Howaldtswerke 
Deutsche Werft AG und der Firma Maritime 
Technologies (Pty) Ltd. abgeschlossenen 
Vereinbarung ("Memorandum of Agreement") vom 
15. Juni 1984, bzw. den mit der Firma 
Sandock-Austral Ltd. in Durban getroffenen 
Vereinbarungen ("Memorandum of Agreement") - 
ohne lesbares Datum - und ("Amending 
Agreement") vom 29. April 1985 in Zusammen- 
hang stehen, insbesondere 

der vorläufigen IKL-Ausführungsstudie für ein 
Forschungstauchboot (Auftrag 070-204/4252/83 
vom 15. November 1983) 

der weiteren IKL-Studie (Auftrag 
070-205/4255/83) mit den Ausführungen über 
das Tauchboot, Abschußvorrichtung, Maschinan- 
lagenleistungen, besonderer Kiel, besondere 
Periskope und Abschußrampen für Kurzstrecken- 
raketen 

- der sogenannten "Annexures" zu den oben 

genannten Vereinbarungen, aus denen sich die 
detaillierten Angaben für die zu liefernden 
Konstruktionsunterlagen und das U-Boot-Modell 
ergeben 

der Akquisitionsunterlagen für den Südafrika- 
Auftrag zur Überprüfung eines Verstoßes 
gegen das Geheimschutzabkommen mit Indien 

aller Belege über den Zahlungsverkehr 
zwischen Ingenieurkontor Lübeck, Howaldtswer- 
ke Deutsche Werft AG, Südafrika sowie Dritten 
im Zusammenhang mit der Abwicklung der 
Aufträge zu den beiden oben genannten 
Ausführungsstudi- 
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en, dem eigentlichen Vertrag mit der Firma 
L&S Maritime Technologies, dem von Herrn 
Rathjens gegenüber der Oberf inanzdirektion 
Kiel als sog. "Coververtrag" bezeichneten 
Vereinbarung mit der Firma Sandock-Austral 
Ltd. in Durban - ohne lesbares Datum dem 
Abänderungsvertrag, incl . der Zahlungsan- 
weisungen, die Provisionen und Vermittlungs- 
gebühren betreffen 

der fehlenden Seiten 1 und 3 ff des "IKL-Te- 
lefonvermerks vom 4.4.1984 No/B." 

der fehlenden Seiten 1 bis 4 und 6 ff des 
Vermerks "NS-Nr. 158/84/Ingw./Rü Typ 1650 
M-28.09.84" 

der fehlenden Seiten 4 ff "Stichwortartiger 
Vermerk für interne Diskussion" von IKL-Nohse 
vom 30.11.86 

der fehlenden Seiten 2 ff der "Niederschrift 
vom 15.10.84 Ingw./B." über eine "Besprechung 
vom 1.10. bis 10.10.84" zu "IK 91/GF Typ 1650 
M" 

mit Ausnahme der bereits dem Untersuchungs- 
ausschuß vorliegenden Unterlagen laut Anlage. 

2 . die Anordnung der Durchsuchung der Geschäfts- 
räume 

a) der Kieler Howaldts-Werke Deutsche Werft AG, 
Werftstr. 112 - 114 in 2300 Kiel 1 

b) des Ingenieurkontors Lübeck, Prof. Gabler 
Nachfahren GmbH, Niels-Bohr-Ring 5, 2400 
Lübeck 1 

zum Zweck der Beschlagnahme der vorbezeichneten 
Beweismittel . 

II. Der Ausschuß beauftragt den Vorsitzenden, 
den Antrag auf Beschlagnahme 

erforderliche Anträge zur Auffindung der vorge- 
nannten Beweismittel und zur Durchsetzung der 
Beschlagnahme nach §§ 95 Abs. 2, 70 StPO 

und 

den Antrag auf Durchsuchung der Geschäftsräume je 
nach Prozeßlage auch stufenweise, jedoch jeweils 
unverzüglich bei dem zuständigen Amtsgericht in 
Bonn zu stellen. 
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11-56 Beschluß vom 20. April 1988 (Antrag der Mitglieder der 

SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere zu der Frage, ob und mit welchem Inhalt im 
Dezember 1984 Gespräche zwischen Vertretern der Firma 
IKL und Mitgliedern der Bundesregierung über die 
Durchführung des U-Boot-Projektes geführt worden sind 
durch Vernehmung von 

Dr. Theodor Waigel 

als Zeugen. 


11-57 Beschluß vom 12. November 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Der 1. Untersuchungsausschuß fordert die OFD Kiel auf, 
den Abschluß ihres Ermittlungsverfahrens gegen IKL und 
HDW dem l. Untersuchungsausschuß unverzüglich mit- 
zuteilen und alle entsprechenden Akten zu übersenden. 


11-58 Beschluß vom 9. Dezember 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung des 


MinRat Haberland (Bundesministerium der Finanzen) 
als Zeugen. 


11-59 Beschluß vom 9. Dezember 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere zu Ziffer III und IV, durch Vernehmung des 

Leitenden Direktors Scholze (BAW) 

als Zeugen, insbesondere zu der Frage, welchen Inhalt 
etwaige Telefonate mit Herrn Nohse - insbesondere eines 
vom 27. November 1986 - hatten. 
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11-61 Beschluß vom 9. Dezember 1987 (Antrag der Mitglieder 

der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere Ziffer I, durch Vernehmung des 

MD Dr. Schomerus (Bundesministerium für Wirt- 
schaft) 

als Zeugen, insbesondere zu der Frage, wie er mit dem 
ihm unter dem Datum vom 2. April 1984 von Herrn Nohse 
übersandten "Arbeitspapier zur Vorlage im Sicher- 
heitsrat" verfahren ist. 


11-69 Beschluß vom 20. April 1988 (Antrag der Mitglieder der 

SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere zur Ziff. II., durch Vernehmung von 

Dr. Günter Welzin 

als Zeugen, insbesondere zu der Frage, ob und in 
welcher Weise er mit der Durchführung und Abwicklung 
des zu untersuchenden Süd-Afrika-Geschäftes befaßt war. 


11-82 Beschluß vom 10. März 1988 (Antrag der Mitglieder der 

CDU/C8U- und der FDP-Fraktion im 1. Untersuchungsaus- 
schuß) 

Der Vorsitzende wird gebeten, eine schriftliche 
Bestandsaufnahme der bisherigen Untersuchung und des 
bisherigen Verfahrensablaufes einschließlich einer 
Auflistung der dem Untersuchungsausschuß zur Verfügung 
stehenden Materialien (beigezogene Akten usw.) zu 
erstellen. 


11-85 Beschluß vom 10. März 1988 (Antrag der Mitglieder der 

Fraktion DIE GRÜNEM im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung des Herrn 

Dr. h. c. Franz-Josef Strauß, München 

als Zeugen. 
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11-86 Beschluß vom 8. September 1988 (Antrag der Mitglieder 

der Fraktion DIB GRÜNEN im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung des 

Herrn Schwertfeger , Kiel 
als Zeugen, 

insbesondere zu II des Untersuchungsauftrages und hier 
zu der Frage, ob in jener Kiste mit dem Gewicht von 
1.804 t. , die am 15.12.1986 über den Hamburger 
Flughafen nach Israel verschickt wurde, ein U-Boot-Mo- 
dell enthalten war. 


11-87 Beschluß vom 9. Juni 1988 (Antrag der Mitglieder der 

Fraktion DIE GRÜNEN im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung des 

Herrn Krause (Fa. Ferrostaal, Hohenzollernstr . 24, 
4300 Essen 1) 

als Zeugen, 

zu den im Untersuchungsauftrag genannten Fragen, 
insbesondere zu Ziffer II. 


11-92 Beschluß vom 9. Juni 1988 (Antrag der Mitglieder der 

Fraktion DIE GRÜNEN im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung des 

Herrn A. Wolski (Siemens AG, Postfach 3240, 8520 
Erlangen 2) 

als Zeugen zu den Fragen des Untersuchungsauftrages, 
insbesondere zu II. 


11-93 Beschluß vom 9. Juni 1988 (Antrag der Mitglieder der 

Fraktion DIE GRÜNEN im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung des 

Bundesministers der Verteidigung a.D., Herrn 
Manfred Wörner 

als Zeugen, 
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zu I . -IV. des Untersuchungsauftrages und hier ins- 
besondere zu folgenden Fragen: 

- Wieso konnte die Fa. IKL ihren beim Projekt IK 97 
beschäftigten Mitarbeitern eine Geheimschutzbeleh- 
rung vorlegen, in der es heißt, daß die Mitar- 
beiter demnächst "in Absprache mit dem BMVg" an 
einem Südafrika-Geschäft tätig sein würden? 

Was hat Herr Wörner unternommen, nachdem ihn ein 
vertrauliches Schreiben von Herrn Siegfried 
Zoglmann erreichte, das das sogenannte Memorandum 
IK 97 zum Gegenstand hatte? 

Hat Herr Wörner mit Herrn Zoglmann Gespräche über 
das Südafrika-Geschäft geführt und was war 
gegebenenfalls der Inhalt dieser Gespräche 


11-96 Beschluß vom 20. April 1988 (Antrag der Mitglieder der 

SPD-Fraktion im l. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag 
Ziff.II. durch 

Beiziehung des Protokolls der Fragestunde des 
schleswig-holsteinischen Landtages vom 26. Januar 
1988 zur Frage Nr. 1 des Abgeordneten Karl Otto 
Meyer (SSW) nebst Zusatzfragen dazu. 

Auf eine Verlesung dieses Beweismittels wird, nachdem 
das Schriftstück allen Ausschußmitgliedern zugänglich 
gemacht worden ist, gemäß § 11 Abs. 2 IPA-Regeln 
verzichtet. 


11-101 Beschluß vom 20. April 1988 (Antrag der Mitglieder der 
SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere zur Frage des durch das Süd-Afrika- 
Geschäft für die Bundesrepublik Deutschland entstan- 
denen außenpolitischen Schadens, durch Vernehmung 

des Bundesministers des Auswärtigen, Hans-Dietrich 
Genscher, 

als Zeugen. 
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11-110 Beschluß vom 9. Juni 1988 (Antrag der Mitglieder der 
SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag Ziffer 
IV. durch Vernehmung der Referatsleiterin in der 
Oberfinanzdirektion Kiel 

Oberregierungsrätin Franke 


als Zeugin. 


11-114 Beschluß vom 8. September 1988 (Antrag der Mitglieder 
der CDU/CSU- und der FDP-Fraktion im l. Untersuchungs- 
ausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung von 

Klaus Klingner, Justizminister des Landes 
Schleswig-Holstein , 

und 

Frau Heide Simonis, Finanzminister des Landes 
Schleswig-Holstein, 

als Zeugen. 


11-119 Beschluß vom 8. September 1988 (Antrag der Mitglieder 
der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere Ziffer I und II, durch Vernehmung von 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl 

als Zeugen. 


11-124 Beschluß vom 1. März 1990 (Antrag der Mitglieder der 
SPD-Fraktion im l. Untersuchungsausschuß) 

Die bayerische Staatskanzlei wird gebeten, dem l. 
Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundestages zur 
besseren Sachaufklärung die Registratur-, Post- oder 
sonstigen Vermerke oder Dokumente zu überlassen, die 
über den Zeitpunkt des Postausganges eines Schreibens 
des früheren Bayerischen Ministerpräsidenten Franz 
Josef Strauß an Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl vom Juli 
1984 sowie die Art seiner Übermittlung an den/die 
Empfänger (auch etwaiger Abschriften, Ablichtungen, 
Voraus-Telekopien o.ä.) Auskunft geben können. 
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In diesem Schreiben, dessen genaues Datum unbekannt 
ist, erinnert der frühere Bayerische Ministerpräsident 
Dr. Kohl an mehrere Gesrpäche über "Aufträge aus 
Südafrika" und weist darauf hin, "daß der Vertrag über 
Software in der Höhe von etwa 116 Millionen DM " 
abgeschlossen worden sei und nur wirksam werden könne, 
wenn bis "15. August der Sicherheitsrat die Genehmigung 
erteile". Der Brief endet mit der Bitte, der Bundes- 
kanzler möge sich "dieser Angelegenheit" annehmen und 
"das weitere" veranlassen. 

11-135 Beschluß vom 15 . März 1990 (Antrag der Mitglieder der 
Fraktion DIE GRÜNEM im 1. Untersuchungsausschuß) 

Die schleswig-holsteinische Landesregierung wird 
entsprechend dem Angebot des Chefs der Staatskanzlei 
vom 05.09.1988 gebeten, diejenigen ihrer Akten, die für 
den Untersuchungsauftrag des 1 . Untersuchungsausschusses 
relevant sind, dem Ausschuß zur Verfügung zu stellen. 


11-151 Beschluß vom 15 . März 1990 (Antrag der Mitglieder der 
SPD-Fraktion im 1 . Untersuchungsausschuß) 

Das Auswärtige Amt wird gebeten, die nachfolgend auf- 
geführten Dokumente (auch in der amtlichen deutschen 
Übersetzung) dem 1. Untersuchungsausschuß zur Verfügung 
zu stellen: 

1. Bericht des Special Committee against Apartheid 

- United Nations - General Assembly-Security 
Council - A/43//22 - S/20248 vom 27. Oktober 1988. 

2. Bericht des Special Committee against Apartheid 

- United Nations - General Assembly-Security 
Council - A/44/22 - S/20901 vom 25. Oktober 1989. 

3. Resolutionsentwurf United Nations - General 
Assembly - A/44/L 34 vom 9. November 1989. 

4. Resolutionsentwurf United Nations - General 
Assembly - A/44/L/Rev. 1/Add 1 vom 27. November 
1989. 

5. Resolutionsentwurf United Nations - General 
Assembly - A/44/L/Rev. 1/Add 1 vom 27. November 
1989. 

6. United Nations - Forty-fourth General Assem- 
bly/63nd Plenary Meeting - Press Release GA/7920 - 

Assembly Plenary Annex IX bis XII und Take 16. 

7. Stellungnahme des Botschafters der Bundesrepublik 
Deutschland bei den Vereinten Nationen, Bräutigam 
zur UNO-Resolution vom 22. November 1989. 
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8. Stellungnahme des Auswärtigen Amtes zur UNO- 
Resolution vom 22. November 1989. 


11-156 Beschluß vom 15. März 1990 (Antrag der Mitglieder der 
Fraktion DIE GRÜNEM im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben durch Beiziehung der der 
Staatsanwaltschaft Kiel vorliegenden Stellungnahmen des 
Auswärtigen Amtes zur Frage der erheblichen Störung der 
Auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland. 


11-157 Beschluß vom 15. März 1990 (Antrag der Mitglieder der 
CDU/CSU- und der FDP-Fraktion im l. Untersuchungsaus- 
schuß) 

Gegen den Beschluß des Amtsgerichts Bonn vom 23. 
September 1988 (50 Gs 500/88) in dem Beschlagnahmever- 
fahren des 1. Untersuchungsausschusses der 11. 
Wahlperiode des Deutschen Bundestages wird Beschwerde 
eingelegt. 


11-158 Beschluß vom 15. März 1990 (Antrag der Mitglieder der 
CDU/CSU- und der FDP-Fraktion im 1. Untersuchungsaus- 
schuß) 

Der Justizminister des Landes Schleswig-Holstein, Dr. 
Klaus Klingner, wird gebeten, zum Zwecke einer 
informatorischen Anhörung den oder die Staatsanwälte 
der Staatsanwaltschaft Kiel zum Untersuchungsausschuß 
zu entsenden, die das Ermittlungsverfahren wegen des 
Exports von Blaupausen nach Südafrika wegen des 
Verdachts eines Vergehens nach § 34 Abs. 1 Nr. 3 
Außenwirtschaftsgesetz (Presseerklärung des Leitenden 
Oberstaatsanwalts in Kiel vom 5.1.1990) bearbeiten. 
Zweck der informatorischen Anhörung ist es, Erkennt- 
nisse zur Erfüllung des Untersuchungsauftrags zu 
gewinnen und zu klären, ob und gegebenenfalls welche 
Folgerungen aus der Parallelität von parlamentarischer 
Untersuchung und Staatsanwaltschaft! ichem Ermitt- 
lungsverfahren zu ziehen sind. 


11-159 Beschluß vom 15. März 1990 (Antrag der Mitglieder der 
CDU/C8U- und der FDP-Fraktion im l. Untersuchungsaus- 
schuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag gemäß 
Bundestags-Drucksachen 11/50 und 11/6463, 
insbesondere zu der Frage, in welcher Weise sich andere 
staatliche Stellen oder deren Mitglieder mit der 
Lieferung von Teilen von Konstruktionsunterlagen für ' 
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den U-Boot-Bau nach Südafrika befaßt und was sie getan 
oder unterlassen haben, um Schaden für die Bundes- 
republik Deutschland und die deutsche Wirtschaft 
abzuwenden oder zu begrenzen, 

durch Vernehmung von 

Norbert Gansei MdB, Obmann der SPD-Bundestagsf raktion 
im U-Boot-Untersuchungsausschuß, 

Dietrich Stobbe MdB, stellvertretender Vorsitzender im 
U-Boot-Untersuchungsausschuß , 

Frau Uschi Eid MdB, Obfrau der GRÜNEN im U-Boot- 
Untersuchungsausschuß , 

als Zeugen. 


11-160/1 Beschluß vom 15. März 1990 (Antrag der Mitglieder der 
SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Beiziehung der Akten der Staatsanwaltschaft Kiel, die 
von dieser bei ihren Durchsuchungen bei von ihr in 
ihren Presseerklärungen als "norddeutsche Firmen" 
bezeichneten Zeugen oder Verdächtigen im Sinne von §§ 
93 ff. StPO beschlagnahmt oder sichergestellt wurden, 
soweit sie mit Ziff. I bis IV des Untersuchungsauftra- 
ges im Zusammenhang stehen. 


11-160/2 Beschluß vom 15. März 1990 (Antrag der Mitglieder der 
SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Der 1. Untersuchungsausschuß hört die ermittelnden 
Staatsanwälte der Staatsanwaltschaft Kiel in dem dort 
anhängigen Ermittlungsverfahren gegen Angehörige der 
Firmen Howaldtswerke Deutsche Werft AG und Ingenieur- 
kontor Lübeck Prof. Gabler Nachf. GmbH wegen des 
Verdachts eines Vergehens gemäß § 34 Abs. 1 AWG als 
Auskunftsperson, zu Ziff. I bis IV des Untersuchungs- 
auftrages. 


11-161 Beschluß vom 15. März 1990 (Antrag der Mitglieder der 
SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere zu der in Ziffer IV genannten Frage, was 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/ oder andere Mitglie- 
der der Bundesregierung, Mitarbeiter von Bundes- 
ministerien oder anderer staatlicher Stellen des 
Bundes getan oder unterlassen haben, um nach der in 
Nummer II genannten Lieferung den Sachverhalt un- 
verzüglich und vollständig aufzuklären und Schaden für 
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die Bundesrepublik Deutschland und die deutsche 
Wirtschaft zu begrenzen, 

durch Vernehmung von Bundesminister Dr. Wolfgang 
Schäuble in seiner Eigenschaft als früherer Chef 
des Bundeskanzleramtes als Zeugen, insbesondere 
zu folgenden Fragen: 

War der Zeuge an Verhandlungen mit Firmen- 
vertretern von HDW beteiligt, die ausweislich 
eines Vorstandsprotokolls der HDW vom 10. und 
11. Dezember 1984 in Bonn stattfinden sollte und 
an der neben Herrn Nohse die Herren "Sch, 
Waigel, Zo" teilnehmen sollten? 

Welchen Gegenstand und Inhalt hatte dieses 
Gespräch? 

Wie war der Zeuge in sonstiger Weise ab dem 
Sommer 1985 mit dem Untersuchungsgegenstand 
befaßt? 


11-162 Beschluß vom 15. März 1990 (Antrag der Mitglieder der 
SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere zu der in Ziffer IV genannten Frage, was 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder andere Mitglie- 
der der Bundesregierung, Mitarbeiter von Bundes- 
ministerien oder anderer staatlicher Stellen des 
Bundes getan oder unterlassen haben, um nach der in 
Nummer II genannten Lieferung den Sachverhalt 
unverzüglich und vollständig aufzuklären und Schaden 
für die Bundesrepublik Deutschland und die deutsche 
Wirtschaft zu begrenzen, 

durch Vernehmung des Abteilungsleiters im 
Bundesministerium der Finanzen, 

Ministerialdirektor Dr. Walter Schmutzer, 

als Zeugen, insbesondere zu folgenden Fragen: 

In welcher Weise wurde der Zeuge an Unter- 
suchungen oder sonstigen Dienstaufsichtsmaß- 
nahmen der ihm unterstellten Abteilung III 
des Bundesministeriums der Finanzen bei der 
Oberf inanzdirektion Kiel in Zusammenhang mit 
der Lieferung von U-Boot-Bauunterlagen der 
Firmen HDW und IKL beteiligt oder anderer 
Weise informiert? 
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Welche Zuständigkeitsabgrenzungen ergaben 
sich in seiner Abteilung in Bezug auf 
mögliche Maßnahmen der Oberfinanzdirektion 
Kiel nach dem Außenwirtschaftsgesetz bei 
Rüstungsexporten der Firmen HDW und IKL? 

In welcher Weise und wann informierte der 
Zeuge die Leitung des Bundesministeriums der 
Finanzen von Ermittlungen der Oberfinanz- 
direktion Kiel gegen HDW und IKL sowie von 
der Einstellungsverfügung vom 11. Januar 
1988; welche Leistungen erhielt er in diesem 
Zusammenhang von der Leitung seines Ministe- 
riums? 

In welcher Weise waren Referate seiner 
Abteilung im Zusammenhang mit dem genannten 
Bußgeldverfahren der Oberf inanzdirektion Kiel 
beteiligt oder tätig? 


11-163 Beschluß vom 15. März 1990 (Antrag der Mitglieder der 
SPD-Fraktion im l. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere zu der in Ziffer IV genannten Frage, was 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder andere Mitglie- 
der der Bundesregierung, Mitarbeiter von Bundes- 
ministerien oder anderen staatlichen Stellen des Bundes 
getan oder unterlassen haben, um nach der in Nummer II 
genannten Lieferung den Sachverhalt unverzüglich und 
vollständig aufzuklären und Schaden für die Bundes- 
republik Deutschland und die deutsche Wirtschaft zu 
begrenzen, 

durch Vernehmung des früheren Staatssekretärs im 
Bundesministerium der Finanzen, 

Dr. Günter Obert, 

als Zeugen, insbesondere zu folgenden Fragen; 

In welcher Weise wurde der Zeuge an Untersuchungen 
oder sonstigen Dienstaufsichtsmaßnahmen der ihm 
unterstellten Abteilungen des Bundesrainisteriums 
der Finanzen bei der Oberf inanzdirektion Kiel in 
Zusammenhang mit der Lieferung von U-Boot- 
Bauunterlagen der Firmen HDW und IKL an Südafrika 
beteiligt oder in sonstiger Weise informiert? 
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Wie wurde er an der Entscheidung des Bundes- 
ministeriums der Finanzen beteiligt, keine 
Bedenken gegen die Einstellung des Bußgeld- 
verfahrens der Oberfinanzdirektion Kiel (vgl. 
Einstellungsverfügung vom 11. Januar 1988 - Anl. 2 
des Zwischenberichts vom 20.12.1989 - Drs. 

11/6141) zu erheben? 

Hat er mit dem damaligen Bundesminister der 
Finanzen, Dr. Gerhard Stoltenberg vor der 
Einstellung des genannten Bußgeldverfahrens über 
die Ermittlungen der Oberfinanzdirektion Kiel 
gegen HDW und IKL und deren Ergebnisse gesprochen? 


11-165 Beschluß vom 28. März 1990 (Antrag der Mitglieder der 
SPD-Fraktion im l. Untersuchungsausschuß) . 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere zu Ziffer IV, durch Vernehmung von 

ORR Uwe Wewel, Bundesministerium der Finanzen, 

als Zeugen. 


11-166 Beschluß vom 28. März 1990 (Antrag der Mitglieder der 
SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) . 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere zu der in Ziffer IV genannten Frage, was 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder andere Mitglie- 
der der Bundesregierung, Mitarbeiter von Bundes- 
ministerien oder anderer staatlicher Stellen des Bundes 
getan oder unterlassen haben, um nach der in Nummer II 
genannten Lieferung den Sachverhalt unverzüglich und 
vollständig aufzuklären und Schaden für die Bundes- 
republik Deutschland und die deutsche Wirtschaft zu 
begrenzen, 

durch Vernehmung des Referatsleiters im Bundes- 
ministerium der Finanzen, in dessen Referat die in 
Ausschuß-Drs 11-160 Ziffer lb erwähnten Briefe 
verfaßt wurden, 

als Zeugen. 
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11-169 Beschluß vom 26. April 1990 (Antrag der Mitglieder der 
SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) . 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere zu der in Ziffer IV genannten Frage, was 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/ oder andere Mitglie- 
der der Bundesregierung, Mitarbeiter von Bundes- 
ministerien oder anderen staatlichen Stellen des Bundes 
getan oder unterlassen haben, um nach der in Nummer II 
genannten Lieferung den Sachverhalt unverzüglich und 
vollständig aufzuklären und Schaden für die Bundes- 
republik Deutschland und die deutsche Wirtschaft zu 
begrenzen, 

durch Vernehmung des Parlamentarischen Staatsse- 
kretärs beim Bundesminister der Finanzen, Dr. 
Friedrich Voss, 

als Zeugen. 


11-171 Beschluß vom 26. April 1990 (Antrag der Mitglieder der 
SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß). 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere zu der in Nummer II genannten Frage, 
unter welchen Umständen die ungenehmigte Lieferung von 
Konstruktionsunterlagen für den Unterseebootsbau durch 
Unternehmen in der Bundesrepublik Deutschland an die 
Republik Südafrika zustande gekommen oder erfolgt ist, 

durch Vernehmung von Karl-Friedrich Albrecht 
(derzeit wohnhaft in der Republik Südafrika, 
deutscher Staatsangehöriger) 

als Zeugen. 


11-172 Beschluß vom 26. April 1990 (Antrag der Mitglieder der 
CDU/CSU- und FDP-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß). 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere zu der in Ziffer IV genannten Frage, was 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder andere Mitglie- 
der der Bundesregierung, Mitarbeiter von Bundes- 
ministerien oder anderen staatlichen Stellen des Bundes 
getan oder unterlassen haben, um nach der in Nummer II 
genannten Lieferung den Sachverhalt unverzüglich und 
vollständig aufzuklären und Schaden für die Bundes- 
republik Deutschland und die deutsche Wirtschaft zu 
begrenzen, 
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durch Vernehmung des Parlamentarischen Staatsse 
kretärs beim Bundesminister der Finanzen, Dr. 
Friedrich Voss, 

als Zeugen. 


11-175 Beschluß vom 17. Mai 1990 (Antrag der Mitglieder der 
SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß). 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Beiziehung der von der Staatsanwaltschaft Bonn in dem 
Ermittlungsverfahren gegen Ministerialdirektor Horst 
Teltschik wegen des Verdachts der uneidlichen Falsch- 
aussage vor dem Untersuchungsausschuß geführten Akten. 


11-177 Beschluß vom 10. Mai 1990 (Antrag der Mitglieder der 
CDU/CSU- und der FDP-Fraktion im 1. Untersuchungsaus- 
schuß) . 

Das Bundesministerium der Finanzen wird gebeten, dem 
Untersuchungsausschuß eine schriftliche Auflistung der 
Kontakte zwischen der Oberfinanzdirektion Kiel und der 
Staatsanwaltschaft Kiel bezüglich der Lieferung von U- 
Boot-Konstruktionsplänen nach Südafrika zukommen zu 
lassen. 


11-178 Beschluß vom 10. Mai 1990 (Antrag der Mitglieder der 
CDU/CSU- und der FDP-Fraktion im l. Untersuchungsaus- 
schuß) . 

Der Justizminister des Landes Schleswig-Holstein, Dr. 
Klaus Klingner MdL, wird gebeten, dem Untersuchungsaus- 
schuß eine schriftliche Auflistung der Kontakte 
zwischen der Oberfinanzdirektion Kiel und der Staatsan- 
waltschaft Kiel bezüglich der Lieferung von U-Boot- 
Konstruktionsplänen nach Südafrika zukommen zu lassen. 


ll-179/l Beschluß vom 7. Mai 1990 (Antrag der Mitglieder der 
Fraktion DIE GRÜNEM im l. Untersuchungsausschuß). 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung von 

Unterabteilungsleiter MDg a.D. Dr. Alfred Stenger, 
Bundesministerium der Finanzen, 

als Zeugen. 
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11-179/2 Beschluß vom 10. Mai 1990 (Antrag der Mitglieder der 
Fraktion DIE GRÜNEN im 1. Untersuchungsausschuß) . 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Vernehmung von 

Herrn Sticker, Bundesministerium der Finanzen, 
als Zeugen. 


11-180 Beschluß vom 10. Mai 1990 (Antrag der Mitglieder der 
SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) . 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag, 
insbesondere zu der in Ziffer IV genannten Frage, was 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder andere Mitglie- 
der der Bundesregierung, Mitarbeiter von Bundes- 
ministerien oder anderen staatlichen Stellen des Bundes 
getan oder unterlassen haben, um nach der in Nummer II 
genannten Lieferung den Sachverhalt unverzüglich und 
vollständig aufzuklären und Schaden für die Bundes- 
republik Deutschland und die deutsche Wirtschaft zu 
begrenzen, 


durch Vernehmung des früheren Leiters im Parla- 
ments- und Kabinettsreferat im Bundesministerium 
der Finanzen, Ministerialrat Dr. Wiehert, 

als Zeugen. 


11-183 Beschluß vom 10. Mai 1990 (Antrag der Mitglieder der 
Fraktion DIE GRÜNEN im 1. Untersuchungsausschuß). 

Die bayerische Staatskanzlei wird gebeten, dem 1. 
Untersuchungsausschuß die folgende Unterlage zur 
Verfügung zu stellen: 

Anlage zum Schreiben von Franz Josef Strauß an 
Bundeskanzler Kohl. 

Am 20.04.1990 hat die bayerische Staatskanzlei dem 
1. Untersuchungsausschuß Unterlagen zum Strauß- 
Brief an Bundeskanzler Kohl vom 31. Juli 1984 
zugänglich gemacht. Auf zwei Exemplaren dieses 
Briefes (Entwurf und 2. Fassung) ist vermerkt, daß 
eine Kopie des Briefes an Herrn Siegfried Zoglmann 
geht. Auf der 2. Fassung ist mit dem Kürzel "Ob" 
vermerkt, daß die Übersendung des Briefes am 
31.07.1984 an Herrn Zoglmann erfolgte. Es heißt 
dort: Ablichtung an H. Siegfried Zoglmann (siehe 
Anlage), erl 31.7.84 Ob. 
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Möglicherweise handelt es sich dabei um ein 
Anschreiben an Herrn Zoglmann. 


11-184 Beschluß vom 16. Mai 1990 (Antrag der Mitglieder der 
Fraktion DIE GRÜNEM im l. Untersuchungsausschuß) 

Frau Ar, Mitarbeiterin des ehemaligen Büros von Franz 
Josef Strauß in Bonn wird gebeten: 

mitzuteilen, wann sie die Fernkopie des Strauß- 
Schreibens an Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl vom 
31. Juli 1984 erhalten und an den Bundeskanzler 
weitergeleitet hat. 


11-189 Beschluß vom 4. September 1990 (Antrag der Mitglieder 
der Fraktion DIE GRÜNEN im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag 
durch Vernehmung von 

Dr. Jürgen Rump, Zollkriminalinstitut 
Dipl. -Ing. FH Heinz Bauer, Sachverständiger im 
Bundesamt für Wirtschaft 
Staatssekretär a.D. Prof. Timmermann 

als Zeugen. 


11-195 Beschluß vom 13. September 1990 (Antrag der Mitglieder 
der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Die Bundesregierung wird zur Stellungnahme aufgefor- 
dert, ob und gegebenenfalls aus welchen Gründen sie den 
betroffenen Unternehmen HDW und IKL zugesagt hat, 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse durch Einstufung in 
den Geheimhaltungsgrad "GEHEIM" gegen "unbefugte 
Offenbarung" zu schützen. 


11-196 Beschluß vom 13. September 1990 (Antrag der Mitglieder 
der SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß) 

Es wird Beweis erhoben zum Untersuchungsauftrag durch 
Beiziehung der Ermittlungsakten bei der Oberfinanzdi- 
rektion Kiel, die die Staatsanwaltschaft Kiel, wie sie 
gegenüber dem Untersuchungsausschuß mit Schreiben vom 
17. August 1990 angekündigt hat, an die Oberfinanzdi- 
rektion Kiel zur Ahndung einer Ordnungswidrigkeit gemäß 
§ 33 AWG abgegeben hat. 
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11-197 Beschluß vom 13. September 1990 (Antrag der Mitglieder 
der SPD-Fraktion im l. Untersuchungsausschuß) 


Der Justizminister des Landes Nordrhein-Westfalen und 
die Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Bonn werden 
ersucht, die Geheim-Einstufung der von ihr dem 
Untersuchungsausschuß überlassenen Aktenstücke im 
Ermittlungsverfahren gegen Ministerialdirektor Horst 
Teltschik wegen des Verdachts falscher uneidlicher 
Aussage aufzuheben. 
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Verzeichnis der Sitzungen 


Sitzuna 

Datum 

Sitzuncrsart 

Uhrzeit 

Minuten 

1 . 

20.05.87 

öffentlich 

13.35-13.40 

5 



nichtöffentlich 

13.40-13.50 

10 

2. 

03.06.87 

nichtöffentlich 

15.02-18.04 

182 

3. 

15.06.87 

nichtöffentlich 

11.15-12.45 

90 




14.04-15.03 

59 

4. 

24.06.87 

nichtöffentlich 

10. 32-13.22 

170 




14.21-15. 10 

49 

5. 

16.09.87 

öffentlich 

14.00-17.56 

236 

6. 

17.09.87 

öffentlich 

9.00-10.25 

85 

7. 

17.09.87 

nichtöffentlich 

10.30-10.46 

16 

8. 

07.10.87 

nichtöffentlich 

14.05-15.45 

100 




15.55-16.40 

45 

9. 

14.10.87 

nichtöf f entl ich 

15.34-16.52 

78 




17.05-17.58 

53 

10. 

16.10.87 

nichtöffentlich 

10.15-11.47 

92 

11. 

04.11.87 

nichtöffentlich 

14.02-17.42 

220 

12. 

12.11.87 

öffentlich 

9.00- 9.55 

55 




10.41-11.59 

78 



nichtöffentlich 

12.04-12.58 

54 

13. 

02.12.87 

öffentlich 

14.04-15.26 

82 



nichtöf f entl ich 

15.36-16.11 

35 



geheim 

16.10-17.56 

106 

14 . 

03.12.87 

öffentlich 

9.00-13.14 

254 

15. 

09.12.87 

nichtöffentlich 

14.02-15.50 

108 

16. 

10.12.87 

öffentlich 

9.02-11.53 

171 



nichtöf f entl ich 

12.00-12.25 

25 



geheim 

12.25-13.15 

50 

17. 

13.01.88 

öffentlich 

14.02-16.31 

149 



nichtöffentlich 

16.31-16.33 

2 

18. 

14.01.88 

öffentlich 

9.00-10.23 

83 



geheim 

10.35-12.55 

14 0 

19. 

20.01.88 

nichtöffentlich 

14.01-16. 14 

133 
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Vf i nnfrtvi 
1JX11U l 

20. 

04.02.88 

öffentlich 

9.00-11.25 

145 



nichtöffentlich 

10.31-11.55 

84 

21. 

24.02.88 

öffentlich 

14.02-15.10 

68 



nichtöffentlich 

15.19-16.00 

41 

22. 

03.03.88 

öffentlich 

9.02- 9.57 

55 



nichtöffentlich 

10.04-10.36 

32 



öffentlich 

10.36-12.58 

144 



nichtöffentlich 

12.58-13 . 00 

2 

23. 

10.03.88 

nichtöffentlich 

9.13-12.38 

205 



öffentlich 

12.37-13.10 

33 

24. 

14.04.88 

öffentlich 

9.00-11.08 

128 




11.25-12.57 

92 



nichtöffentlich 

12.57-13.03 

6 

25. 

20.04.88 

nichtöffentlich 

14.02-16.29 

147 

26. 

05.05.88 

öffentlich 

9.04-11.07 

123 




11.25-12 . 35 

70 



nichtöffentlich 

12.36-12.51 

15 

27 . 

19.05.88 

öffentlich 

9.02-11.38 

156 



nichtöf f entl ich 

11.46-12.35 

49 

28. 

09.06.88 

öffentlich 

9.17-11.16 

119 



nichtöffentlich 

11.30-12.55 

85 

29. 

16.06.88 

nichtöffentlich 

17.01-17.41 

40 

30. 

23.06.88 

öffentlich 

9.00-10.17 

77 




10.32-10.42 

10 



geheim 

10.52-11.28 

36 



öffentlich 

11.31-11.43 

12 



nichtöffentlich 

11.46-13.07 

81 

31. 

08.09.88 

nichtöf f entl ich 

9.00-10.52 

112 




11.02-12 . 16 

74 

32. 

21.09.88 

öffentlich 

14.15-16.04 

109 




16.21-17.53 

92 



nichtöffentlich 

17.58-18.02 

4 

33. 

12.10.88 

nichtöffentlich 

14.03-15.05 

62 

34. 

27.10.88 

nichtöf f entl ich 

9.00-10.03 

63 



geheim 

10.09-10.14 

5 

35. 

09.11.88 

nichtöffentlich 

11.00-14.12 

192 

36. 

08.12.88 

nichtöffentlich 

9.00- 9.45 

45 

37. 

27.04.89 

nichtöffentlich 

7.45- 8.34 

49 
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Uhrzeit 

Minuten 

38. 

11.05.89 

nichtöffentlich 

8.02- 8.33 

31 

39. 

02.06.89 

geheim 

9.34- 9.57 

23 



nichtöffentlich 

9.58-10.47 

49 

40. 

15.06.89 

nichtöffentlich 

10.05-10.58 

53 

41. 

15.09.89 

nichtöffentlich 

11.07-12.07 

60 

42. 

19.10.89 

nichtöffentlich 

9.33-10.38 

65 

43. 

07.12.89 

nichtöffentlich 

9.33-10.02 

29 

44. 

14.12.89 

nichtöffentlich 

10.01-10.41 

40 

45. 

08.03.90 

nichtöffentlich 

8.00- 8.35 

35 

46. 

15.03.90 

nichtöffentlich 

9.04-11.57 

173 

47. 

28.03.90 

nichtöffentlich 

14 . 30-17.24 

174 

48. 

26.04.90 

nichtöffentlich 

9.04- 9.58 

54 



öffentlich 

10.03-12.04 

121 



öffentlich 

12.10-12.29 

19 



öffentlich 

12.34-13.07 

33 



nichtöffentlich 

13.08-13.11 

3 

49. 

07.05.90 

nichtöffentlich 

14.01-14.06 

5 



öffentlich 

14.06-16.04 

118 



öffentlich 

16.04-16.33 

29 

50. 

10.05.90 

nichtöffentlich 

9.03-10. 12 

69 



öffentlich 

10.18-10.31 

23 



öffentlich 

10.31-11.32 

61 



öffentlich 

11.32-12.26 

54 



öffentlich 

12.34-13.05 

31 



öffentlich 

13.07-13.44 

37 

51. 

16.05.90 

nichtöffentlich 

9.02-10.03 

61 



öffentlich 

10.03-13.23 

200 

52. 

17.05.90 

öffentlich 

9.00- 9.03 

3 



nichtöffentlich 

9.03- 9.08 

5 



öffentlich 

9.08-13.17 

249 

53. 

31.05.90 

öffentlich 

8.27-10.44 

137 



öffentlich 

10.54-13.03 

129 

54. 

11.06.90 

öffentlich 

10.00-11.01 

61 



nichtöffentlich 

11.05-11.17 

12 



öffentlich 

11.17-11.19 

2 



nichtöf f entl ich 

11.19-12.23 

64 
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U'nr zeit 

Minuten 

55. 

20.06.90 

öffentlich 

14.00-14.23 

23 



nichtöf f entl ich 

14.24-14.42 

18 



öffentlich 

14.43-14.52 

9 

56. 

27.06.90 

öffentlich 

14.00-15.42 

102 



öffentlich 

15.48-17.42 

114 

57. 

28.06.90 

nichtöffentlich 

9.02-10.12 

70 



öffentlich 

10.15-11.35 

80 



öffentlich 

11.44-13.39 

115 

58. 

04.09.90 

nichtöf f entl ich 

8.34- 9.53 

79 

59. 

12.09.90 

öffentlich 

14.02-15.47 

45 



öffentlich 

16.02-16.17 

15 



nichtöffentlich 

16 . 18—16 .42 

24 

60. 

13.09.90 

öffentlich 

9.30- 9.49 

19 



nichtöffentlich 

9.51-10.02 

11 



öffentlich 

10.02-10.27 

25 



nichtöf f entl ich 

10.37-11.02 

25 



nichtöffentlich 

11.16-12.30 

84 

61. 

20.09.90 

nichtöffentlich 

8.04- 8.38 

34 

62. 

05.10.90 

nichtöffentlich 

8.34- 9.07 

33 
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Verzeichnis vernommener Zeugen, Sachverständigen, 
Auskunftspersonen und Partner der Rechtsgespräche 


a) Zeugen 

aa) mündlich befragte: 

Name Datum u. Nummer der Sitzung 


Dr. Fritz Abels, 

Geschäftsführer, IKL 

17.09.1987 

( 6) 

Klaus Ahlers, 

ehern. Vorstandsvorsitzender , HDW 

17.09.1987 

04.02.1988 

( 6) 
(20) 

RD Manfred Budrat, 

OFD Kiel 

05.05.1988 

09.06.1988 

(26) 

(28) 

MR Helmut Dreher, 

BMVg 

02.12.1987 

10.12.1987 

14.01.1988 

(13) 

(16) 

(18) 

Klaus Evers, 

Prokurist, IKL 

11.06.1990 

(54) 

Prof. Dr. Ulrich Gabler, 

IKL 

10.05.1990 

(50) 

Detlef Geisel, 

BAW 

28.06.1990 

(57) 

BM des Auswärtigen, 

Dr. h.c. Hans-Dietrich Genscher 

31.05.1990 

(53) 

Joachim Große, 

Diplom-Volkswirt 

11.06.1990 

(54) 

MR a.D. Nicolaus Haberland, 

07.05.1990 

(49) 


ehern . BMF 
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Name Datum u. Nummer der Sitzung 


Svend 01 av Hansen, 

Präsident der OFD-Kiel 

03.03.1988 

10.03.1988 

14.04.1988 

17.05.1990 

27.06.1990 

(22) 

(23) 

(24) 
(52) 
(56) 

Peter Hansen-Wester, 
ehern. Vorstandsmitglied, HDW 

17.09.1987 

04.02.1988 

( 6) 
(20) 

Gert Ingwersen, 
Schiffbauingenieur, Leiter 
der Projektabteilung, IKL 

11.06.1990 

(54) 

Dr. Klaus Knaack, 

IKL 

11.06.1990 

(54) 

ZAR a. D. Harro Kohl, 

OFD Kiel 

19.05.1988 

23.06.1988 

(27) 

(30) 

BK Dr. Helmut Kohl 

31.05.1990 

(53) 

Lutz Nohse, 

geschäftsf. Gesellschafter, IKL 

17.09. 1987 

( 6) 

StS a.D. Dr. Günter Obert, 
ehern . BMF 

26.04.1990 

28.06.1990 

(48) 

(57) 

Ernst Pieper, 

Vors. des Aufsichtsrates, HDW 

24.02.1988 

(21) 

RD a.D. Wilfried Pretzsch, 

BAW 

03.12.1987 

(14) 

Gerd Rademann, 

Schiffsingenieur, HDW 

11.06. 1990 

(54) 

Jochen Rohde, 

04.02.1988 

(20) 


Vorstandsmitglied, HDW 
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Name 

Dr. Hans Rümmer, 
Präsident BAW 


MR Dr. Rudolf Scheid, 
BMWi 


MD Dr. Walter Schmutzer, 
BMF 


MD Dr. Rudolf Schomerus, 
BMWi 


StS a.D. Prof. Dr. Waldemar 
Schreckenberger 


Günter Schützeck, 
Maschinenbauingenieur, HDW 


MDg a.D. Dr. Alfred Stenger, 
BMF 


BM Dr. Gerhard Stoltenberg, 
BMVg 


MD Horst Teltschik, 
BK 


StS a.D. Dr. Hans Tietmeyer, 
ehern . BMF 


Udo Ude, 

Schiffbauingenieur, HDW 


StS Dr. Friedrich Voss, 
BMF 


ORR Uwe Wewel, 
BMF 


Datum u. Nummer der Sitzung 

12.11.1987 (12) 

03.12.1987 (14) 

07.05.1990 (49) 

10.05.1990 (50) 

14.01.1988 (18) 

12.09.1990 (59) 

11.06.1990 (54) 

17.05.1990 (52) 

16.05.1990 (51) 

21.09.1988 (32) 

20.06.1990 (55) 

13.09.1990 (60) 

27.06.1990 (56) 

11.06.1990 (54) 

10.05.1990 (50) 

26.04.1990 (48) 

10.05.1990 (50) 
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Name 

MR Dr. Peter Wiehert, 
BMVg 


Datum u. Nummer der Sitzung 
17.05.1990 (52) 


Siegfried Zoglmann 


17.09.1987 ( 6) 


Der Ausschuß billigte dem Zeugen Rathjens mit Beschluß vom 7. Mai 
1990 aufgrund eines begründeten schriftlichen Antrags seines 
Rechtsvertreters vom 3. Mai 1990 ein umfassendes Auskunftsver- 
weigerungsrecht gemäß § 55 StPO zu und verzichtete auf sein 
Erscheinen. 


ab) schriftlich befragte: 


Frau Hildegard Blumenstein, Antwortschreiben vom 

Sekretärin von StS Prof. Dr. 02.08.1990 

Schreckenberger, BK- Amt 


Frau Ruth Coellejan, 
Sekretärin von StS Dr. Tiet- 
meyer , BMF 

Dr. Heinz Gläser, 

Präsident BWB 


Antwortschreiben vom 
22.06.1990 


Antwortschreiben vom 
17.04.1990 


Frau Ingeborg Habrunner, Antwortschreiben vom 

Sekretärin von StS Dr. Tiet- 21.06.1990 

meyer , BMF 


Frau Ulrike Hüthwohl, Antwortschreiben vom 

Sekretärin von StS Dr. Tiet- 25.06.1990 

meyer, BMF 


Frau Ulrike Orth geb. Zerlett, Antwortschreiben vom 

Sekretärin von StS Dr. Tiet- 21.06.1990 

meyer , BMF 


BM Dr. Wolf gang Schäuble, 
BMI 


Antwortschreiben vom 
01.10.1990 


Paul Scholze, 
Direktor BWB 


Antwortschreiben vom 
31.05.1990 
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BM Dr. Theodor Waigel, 
BMF 


b) Sachverständige 


Name 


MR Dieter Engel, 
BMWi 


MR Christoph Haase, 
BMWi 


MR a.D. Nikolaus Haber land, 
ehern. BMF 


MR Theo König, 
BMWi 


MR Hans-Michael Meyer-Sebastian, 
BK 


VLR I Burghart Nagel, 
AA 


c) Auskunftspersonen 

Name 

Svend Olav Hansen, 
Präsident der OFD Kiel 


StS Dr. Günther Obert, 
BMF 


LOStA Lothar v. Raab-Straube, 
Staatsanwaltschaft bei dem 
Landgericht Kiel 


Antwortschreiben vom 
20 . 09.1990 

Datum u. Nummer der Sitzung 
16 . 09.1987 ( 5 ) 

16 . 09.1987 ( 5 ) 

16 . 09.1987 ( 5 ) 

16 . 09.1987 ( 5 ) 

16 . 09.1987 ( 5 ) 

16 . 09.1987 ( 5 ) 


Datum u. Nummer der Sitzung 

07 . 10.1987 ( 8 ) 

15 . 06.1987 ( 3 ) 

24 . 06.1987 ( 4 ) 

28 . 03.1990 ( 47 ) 
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BM Dr. Wolfgang Schäuble 23.06.1988 (30) 

OStA Volkard Wache, 24.06.1987 ( 4) 

beim Bundesgerichtshof Karlsruhe 

d) Rechtsgespräche 


Name 


Datum u. Nummer der Sitzunc 


Rechtsanwalt Professor Dr. Dahs, 14.10.1987 ( 9) 
Bonn 


Professor Dr. Schneider, 13.01.1988 (17) 

Hannover 09.11.1988 (35) 


Rechtsanwalt Dr. Zoglmann, 14.10.1987 ( 9) 

München 
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Verzeichnis der nicht erledigten Beweisbeschlüsse 


Beschluß-Nr. Kurzbezeichnung beschlossen am/ 

Nr. der Sitzung 


11-15 Zeugenvernehmung 15.06.87/3. 

Dinse (HDW) 

11-32 Zeugenvernehmung 04.11.87/11. 

Frau Galka (Prokur ist in 
bei IKL) 

11-35 Zeugenvernehmung 10.03.88/23. 

- C.-H. Schleifer 

(ehern. StS im Finanzministe- 
rium von Schleswig-Holstein) 

- J. Westphal 

(ehern. Wirtschaftsminister 
von Schleswig-Holstein) 

- R. Asmussen, 

(ehern. Finanzminister von 
Schleswig-Holstein) 


11-38 Zeugenvernehmung 09.12.87/15. 

Frau Marlies Geest, 

Sekretärin von Ahlers (HDW) , 

Frau Christel Pieper, 

Sekretärin von Hansen- 
Wester (HDW) , 

Frau Brigitte Brox, 

Sekretärin von Nohse, 

Evers (IKL) 


11-39 Zeugenvernehmung 09.12.87/15. 

Fischer, Nadler, Dr. Timmke 
(alle HDW) 


11-40 Zeugenvernehmung 09.12.87/15. 

Neitzke, Fr. Kettenbeil 
(bd. HDW) , Kummer (IKL) 


11-41 Zeugenvernehmung 20.04.88/25. 

Kayser, Dr. Ritterhoff, 

Büttner, Schnoor, 

(alle IKL) 


11-44 Zeugenvernehmung 20.04.88/25. 

Großmann, Lehmkuhl (beide HDW) 


258 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/8109 


- 2 


11-46 Zeugenvernehmung 09.12.87/15. 

Frau Tünsmeyer, Frau Schmitz, 

Sekretärinnen von 
MD Teltschik 

11-47 Zeugenvernehmung (Fortsetzung) 09.12.87/15. 

MD Teltschik, BK 

11-50 Zeugenvernehmung 10.03.88/23. 

- c.-H. Schleifer 

- J. Westphal 

- R. Asmussen 

- Herr Adrian (Wirtschaftsmi- 
nisterium, Schleswig-Holstein) 

- Dr. M. Biermann (ehern. 

Wirtschaftsminister von 
Schleswig-Holstein) 


11-69 Zeugenvernehmung 20.04.88/25. 

Dr. Welzin (früher BAW) 


11-86 Zeugenvernehmung 08.09.88/31. 

Schwertfeger (HDW) 

11-87 Zeugenvernehmung 09.06.88/28. 

Herr Krause (Fa. Ferrostaal) 

11-92 Zeugenvernehmung 09.06.88/28. 

Herr A. Wolski (Fa. Siemens) 


11-93 Zeugenvernehmung 09.06.88/28. 

BM a. D. Manfred Wörner 

11-110 Zeugenvernehmung 09.06.88/28. 

ORRn Franke (OFD Kiel) 

11-114 Zeugenvernehmung 08.09.88/31. 

- Klaus Klingner, Justiz- 
minister von Schleswig-Hol- 
stein 

- Frau Heide Simonis, 

Finanzministerin von 
Schleswig-Holstein 

11-159 Zeugenvernehmung 15.03.90/46. 

- Norbert Gansei, MdB 
(Obmann der SPD-Fraktion 
im 1. UA) 

- Dietrich Stobbe, MdB 
(stv. Vorsitzender des 
1. UA) 

- Ursula Eid, MdB 
(Obfrau der Fraktion DIE 
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GRÜNEN im 1. UA) 

11-179/2 Zeugenvernehmung 10.05.90/50. 

Sticker, BMF 

11-189 Zeugenvernehmung 04.09.90/58. 

- Dr. Jürgen Rump, ZKI 

- Dipl. -Ing. Heinz Bauer, 

Sachverständiger im BAW 

- StS a.D. Prof. Timmermann 
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Anlage 13 


Verzeichnis der schriftlichen Auskünfte, Berichte, Stellungnahmen 
und sonstigen Materialien 


- Schreiben der Oberfinanzdirektion Kiel vom 5. November 1987 
betr. Antwort auf die Frage des Abg. Gansei an den Ober- 
finanzpräsidenten Hansen in seiner Vernehmung am 7. Oktober 
1987; hier: Unterlagen über ein U-Boot-Brückenf ahrstand für den 
Typ 205 

- Schreiben des Bundesministers der Verteidigung vom 19. November 
1987 mit der zwischen dem Bundesministerium der Verteidigung 
und dem Verteidigungsminister Indiens am 30. März 1982 
vereinbarten VS-Einstufungsliste für U-Boote (VS-Nur für den 
Dienstgebrauch) 

- "Erste Zusatzvereinbarung zu der Vereinbarung über technische 
Unterstützung vom 10. Juli 1981 zwischen dem Bundesministerium 
der Verteidigung der Bundesrepublik Deutschland und dem Ver- 
teidigungsministerium der Republik Indien über die Überlassung 
und den Schutz militärischer Verschlußsachen" 

- "Vereinbarung zwischen dem Bundesministerium der Verteidigung 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Verteidigungsministerium 
der Regierung Indiens über technische Unterstützung vom 

10. Juli 1984" 


- Schreiben des Staatssekretärs Dr. von Würzen, Bundesministerium 

für Wirtschaft, vom 25. November 1987 mit folgenden Unterlagen: 

- "Erlaß über das Verfahren für die Genehmigung der Ausfuhr von 
Waren des Teils I Abschnitt A und einzelner Waren des Ab- 
schnitts C der Ausfuhrliste nach Ländern der Länderliste A/B 
und Kuba" vom 20. August 1986 sowie Vorerlasse vom 21. Januar 
1983 und 9. März 1981 

- Dienstanweisung "Prüfungen und Auskünfte im Verkehr mit 
Marktordnungswaren, im außenwirtschafts- und im inner- 
deutschen Wirtschaftsverkehr - PrüfungsDA-AwiMO -" in der in 
den Jahren 1983 bis 1985 gültigen Fassung 

- Erlaß des Bundesministers der Finanzen vom 3. Februar 1982 - 
III A 6 - S 5040 - 1/82 zur Ergänzung der vorstehenden 
Dienstanweisung 

- Verwaltungsanweisung betr. Verfolgung und Ahndung von 
Zuwiderhandlungen im Außenwirtschaftsverkehr - Verwaltungsan- 
weisung Außenwirtschaftsverkehr, Überwachung vom 19. 

September 1969 
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- Schreiben des Staatssekretärs Dr. von Würzen, Bundesministerium 
für Wirtschaft, vom 25. November 1987 mit folgenden Unterlagen: 

- Formular ZS 81: Veränderungsmeldung für Unternehmen, die 
aufgrund der Bestimmung des Handbuchs für den Geheimschutz in 
der Wirtschaft verpflichtet sind, bei Personen, die eine 
VS-Ermächtigung erhalten haben, Veränderungen unter Verwen- 
dung dieses Vordrucks anzuzeigen 

- Muster einer "Erklärung bei Erlöschen der Ermächtigung zum 
Zugang zu Verschlußsachen" 

- Protokoll der 4. Sitzung des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
(11. Wahlperiode) vom 26. Januar 1988; Fragestunde zum Thema: 
Kann die geschäftsführende Schleswig-Holsteinische Landes- 
regierung nach Abschluß des Ermittlungsverfahrens der Ober- 
finanzdirektion Kiel gegen HDW und IKL nunmehr mitteilen, ob 
die in der Sitzung des Landtages am 19. Februar 1987 von 
Finanzminister Asmussen bekanntgegebene Anzahlung in Höhe von 
28,9 Mio DM für den Verkauf von Konstruktionsplänen an 
Südafrika in die Jahresrechnung übernommen worden ist und ob 
der Restbetrag in Höhe von 16,1 Mio DM an die HDW in Kiel 
gezahlt worden und entsprechend verbucht worden ist 

- Schreiben des Präsidenten des Bundesamtes für Wirtschaft vom 
26. April 1988 betr. schriftliche Antwort auf die Fragen: 

1. Sind dem BAW Ausfuhren von Teilen von Unterseebooten nach 
Südafrika im Zeitraum von Mitte 1984 bis zum 2. April 1987 
bekannt geworden 

2. Welche dieser U-Boot-Teile-Lieferungen wurden vom BAW 
genehmigt 

3. Welche dieser Ausfuhren von U-Boot-Teilen nach Südafrika 
waren nicht genehmigungspflichtig 

4. Hat es im Zeitraum von Mitte 1984 bis zum 2. April 1987 
Anträge beim BAW für die Lieferung von U-Boot-Teilen nach 
Südafrika gegeben, die nicht genehmigt wurden 


- Schreiben des Abg. Gansei (SPD) vom 12. Januar 1988 mit einem 
von dem Oberbefehlshaber der südafrikanischen Marine verfaßten 
Artikel in der Zeitschrift "Marine-Rundschau" von September/ 
Oktober 1987 

- Schreiben des Auswärtigen Amts vom 6. Oktober 1987 mit dem 
Muster eines positiven Bescheides einer Voranfrage nach dem 
Außenwirtschaftsrecht 


- Schreiben des Bundesministers für Wirtschaft vom 27. März 1990 
betr. Gültigkeit des § 5a AWV 
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- Schreiben des Bundesministers für Wirtschaft vom 25. April 19S0 
betr. Urteil des Hess. VerwGH vom 19. März 1990 zur Gültigkeit 
von Normen der AWV 

- Schreiben des Bundesministers für Wirtschaft vom 14. Mai 1990 
betr. Revisionseinlegung gegen das Urteil des Hess. VerwGH vom 
19. März 1990 

- Auszug aus einer Bandabschrift über die Bundespressekonferenz 
vom 12. Juni 1990 (Stellungnahme des Vizepräsidenten des 
African National Congress, Nelson Mandela) 

- Statement des Abg. Gansei vom 27. September 1989 vor dem durch 
die Resolution 421 eingesetzten Ausschuß des UN-Sicherheitsrats 

- Text einer Äußerung des Präsidenten der Republik Südafrika, 
William de Klerk, vom 21. Mai 1990 

- Schreiben des Staatssekretärs im Justizministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen, Dr. Röwer, vom 26. Juli 1990 betr. 
Ermittlungsverfahren gegen die Abgeordneten Frau Ursula Eid und 
Frau Angelika Beer wegen des Verdachts eines Vergehens nach 

§ 353 b StGB 

- Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes, Bundesminister 
Rudolf Seiters, vom 12. September 1990 betr. Registriervermerk 
des Bundeskanzleramtes über Brief des Bayerischen Ministerprä- 
sidenten Dr. h.c. Strauß vom 5. November 1984 (s. Anlage 10, 
Ausschußdrucksache 11-194) 
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Anlage 14 


Verzeichnis der Ausschußdrucksachen des 1. Untersuchungsausschus- 
ses 


Drs . -Nr. 
1 neu 


1 a neu 


1 b neu 

2 neu 


3 


4 neu 


5 


6 


Art. Datum und Inhalt 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 3. Juni 1987 betr. Beiziehung der einschlägigen 
Akten der Bundesregierung (BK, BMWi, BMF, BMVg, AA) , 
des BAW, der OFD Kiel, der Firmen HDW, Salzgitter AG, 
hier insbesondere die Vorstands- und Aufsichtsrats- 
protokolle sowie IKL 

Schreiben des Vorsitzenden des l. UA an das AA vom 
28. April 1989 

betr. Aufhebung der VS-NfD-Einstufung von Aktenteilen 

Antwortschreiben des AA vom 29. Juni 1989 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 3. Juni 1987 betr. 

1. Vereinbarungen, zwischen den Firmen HDW und IKL 
und südafrikanischen Stellen über die Lieferung 
von U-Booten bzw. Konstruktionsanlagen für den 
U-Boot-Bau; 

2. welche Maßnahmen die BReg ergriffen hat, um 
mögliche Verstöße gegen das AWG und die dazu 
ergangenen ergänzenden Bestimmungen zu ahnden und 
welchen Stand die entsprechenden Verfahren seit 
der Anhörung der damit befaßten Institutionen 
durch den 4. UA - 10. WP erlangt haben 

durch Vernehmung von Oberf inanzpräs ident Hansen, RD 
Budrat, Zollamtmann Kohl, alle OFD Kiel, als Zeugen 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 20. Mai 1987 betr. Vorlage aller seit Einsetzung 
des 4. UA - 10. WP zu dem Untersuchungsauftrag bei 
ihr bzw. bei nachgeordneten Behörden entstandenen 
Vorgänge 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 3. Juni 1987 betr. Vernehmung von Siegfried 
Zoglmann als Zeugen 

Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN im 1 . UA vom 20. Mai 
1987 betr. Zulassung der Fraktionsmitarbeiter Dr. 
Manfred Busch und Reinhard Krämer zu den nichtöffent- 
lichen Sitzungen 

Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 
im 1. UA vom 20. Mai 1987 betr. Vernehmung von Gerd 
Rademann, Durban, als Zeugen 
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8 


9 


10 


11 


12 neu 


13 


14 neu 


15 


Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 
im 1. UA vom 20. Mai 1987 betr. Vernehmung von 
Siegfried Zoglmann, Interessenvertreter von HDW und 
IKL, Ernst Pieper, Vorsitzender des Aufsichtsrats 
vonHDW, Dr. Fritz Abels, Geschäftsführer von IKL, 
Peter Hansen-Wester , ehemaliges Vorstandsmitglied von 
HDW, Gert Ingwersen, IKL, und Karl-Friedrich 
Albrecht, Kapstadt, Empfänger von Provisionszahlungen 
von IKL für das U-Boot-Geschäft, als Zeugen 

Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 
im 1. UA vom 20. Mai 1987 betr. Beiziehung weiterer, 
im einzelnen auf gelisteter Akten von HDW und IKL 

Antrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN im 1. 

UA vom 20. Mai 1987 betr. Erklärung der Protokolle 
des 4. UA - 10. WP als Wissensbestand des 1. UA - 11. 
WP 

Antrag der Mitglieder der Koalitionsfraktionen im 1. 
UA vom 19. Mai 1987 betr. Beiziehung aller Sit- 
zungsprotokolle, aller Ausschußdrucksachen und des 
von den Berichterstattern der Koalitionsfraktionen im 
4. UA - 10. WP dem Vorsitzenden des 4. UA - 10. WP 
übersandten Entwurfs einer Beschlußempfehlung und 
eines Berichts 

Beweisantrag der Mitglieder der Koalitionsfraktionen 
im 1. UA vom 19. Mai 1987 betr. informatorische, 
nichtöffentliche Anhörung des StS im BMF, Dr. Günter 
Obert 

Beweisantrag der Mitglieder der Koalitionsfraktionen 
im 1. UA vom 3. Juni 1987 betr. informatorische und 
nichtöffentliche Anhörung eines Vertreters der 
Staatsanwaltschaft Kiel und des zuständigen Ver- 
treters des Generalbundesanwalts 

Beweisantrag der Mitglieder der Koalitionsfraktionen 
im 1. UA vom 19. Mai 1987 betr. Vernehmung des 
Präsidenten des BAW, Dr. Rümmer 

Beweisantrag der Mitglieder der Koalitionsfraktionen 
im 1. UA vom 3. Juni 1987 betr. informatorische 
öffentliche Anhörung von Vertretern des BMWi, AA, BMF 
und des BK 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 3. Juni 1987 betr. Vernehmung der Herren Klaus 
Ahlers, ehemaliger Vorstandsvorsitzender von HDW, 

Lutz Nohse, geschäftsführender Gesellschafter von 
IKL, Dr. Ing. Fritz Abels, Geschäftsführer von IKL, 
Klaus Evers bei IKL, Gert Ingwersen bei IKL, Peter 
Hansen-Wester, ehemaliges Vorstandsmitglied bei HDW, 
Jochen Rohde, Vorstandsmitglied bei HDW, (N.N.) Dinse 
bei HDW, Dirk Rathjens, Generalbevollmächtigter für 
den Sonderschiffbau bei HDW, als Zeugen 
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16 Antrag der Mitglieder der Koalitionsfraktionen im 1. 

UA vom 4. Juni 1987 auf Erstellung eines Gutachtens 
"Zum Verhältnis des parlamentarischen Untersuchungs- 
verfahrens zu noch nicht abgeschlossenen Verfahren 
nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz" durch den 
Wissenschaftlichen Dienst des Deutschen Bundestages 

16 a Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des 

Deutschen Bundestages vom 9. Juni 1987 gern. ADrs. 
11-16 

17 Schreiben des Obmanns der CDU/CSU-Fraktion im 1. UA 
vom 5. Juni 1987 betr. Verteilung des Schreibens des 
Finanzministers des Landes Nordrhein-Westfalen vom 
29. Oktober 1986 betreffend Aktenanforderung des II. 
Parlamentarischen Untersuchungsausschusses NRW gemäß 
Artikel 41 der Landesverfassung 

18 Beweisantrag der Fraktion DIE GRÜNEN im 1. UA vom 11. 
Juni 1987 betr. Beiziehung der Akten des Bundesamtes 
für Wehrtechnik und Beschaffung (BWB) in Koblenz 

19 Antrag der Mitglieder der Koalitionsfraktionen im 1. 
UA vom 16. Juni 1987 betr. Beiziehung des in der 
dpa-Meldung vom 20. Mai 1987 erwähnten anonymen 
Schreibens betr. Siegfried Zoglmann aus den Unter- 
lagen des 4. UA - 10. WP 

19 a Anonymes Schreiben an den Vorsitzenden des 4 . UA - 

10. WP (gern. ADrs. 11-19) 

20 Schreiben des Bevollmächtigten von HDW, RA Prof. Dr. 
Dahs vom 23. Juni 1987 betr. Begründung der Ver- 
weigerung der Aktenvorlage durch HDW (Beweisbeschluß 
11 - 1 ) 

20 a Schreiben des Bevollmächtigten von HDW, RA Prof. Dr. 

Dahs vom 26. Juni 1987 betr. Aktenanforderung durch 
den 1 . UA 

20 b Schreiben des Vorsitzenden des 1. UA vom 29. Juni 

1987 betr. Aktenanforderung HDW mit Fristsetzung bis 
zum 8. Juli 1987 

20 c Schreiben des Bevollmächtigten von HDW, RA Prof. Dr. 

Dahs vom 7. Juli 1987 betr. Verweigerung der 
Aktenvorlage durch HDW 

20 d Schreiben des Bevollmächtigten von HDW, RA Prof. Dr. 

Dahs vom 6. Oktober 1987 betr. Selektionsrecht 

21 Schreiben des Vorsitzenden des 1. UA vom 29. Juni 
1987 an IKL betreffend Aktenanforderung mit Frist- 
setzung bis zum 8. Juli 1987 
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^ *1 


& -L 


Ö. 


21 b 

22 


22 a 


22 b 1) 


22 b 2) 


22 b 3) 


23 


Schreiben des Bevollmächtigten von IKL, RA Dr. 
Zoglmann vom 6. Juli 1987 betr. Verweigerung der 
Aktenvorlage durch IKL 

Schreiben des Bevollmächtigten von IKL, RA Dr. 
Zoglmann vom 5. Oktober 1987 betr. Selektionsrecht 

Schreiben der Obleute der Koalitionsfraktionen im 1. 
UA vom 7. Juli 1987 betreffend Einholung eines 
Rechtsgutachtens beim Wissenschaftlichen Dienst des 
Deutschen Bundestages 

Schreiben des Sekretariats des 1. UA an den Wis- 
senschaftlichen Dienst des Deutschen Bundestages vom 
8. Juli 1987 mit der Bitte um Erstellung eines 
Rechtsgutachtens (gern. ADrs. 11-22) 

Schreiben des Fachbereichs Parlamentsrecht des 
Deutschen Bundestages vom 21. Juli 1987 betr. 
Rechtmäßigkeit der Einsetzung des 1. UA (gern. ADrs. 
11 - 22 ) 

Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages vom 3 . August 1987 zu dem 
Thema: Zu den formellen und materiellen Erfordernis- 
sen der Einsetzung eines Untersuchungsausschusses des 
Deutschen Bundestages (gern. ADrs. 11-22) 

Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages vom 6. August 1987 zu dem 
Thema: Zur Pflicht eines Privatunternehmens, 
Geschäftsunterlagen einem parlamentarischen Unter- 
suchungsausschuß zu Beweiszwecken herauszugeben (gern. 
ADrs. 11-22) 

Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA vom 
10. September 1987 betr. Beschlagnahme u.a. aller 
Unterlagen, die sich auf den Untersuchungsauftrag I 
bis IV des Einsetzungsbeschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 11. März 1987 beziehen, insbesondere 
aller Unterlagen, die mit der Sondierung und 
Vorbereitung, dem Abschluß, der Durchführung, 
Erfüllung und Rückabwicklung der zwischen dem IKL, 
der HDW und der Firma LSMT abgeschlossenen Verein- 
barung bzw. mit der Firma Sandock Austral Ltd. 
getroffenen Vereinbarung im Zusammenhang stehen bei 
den Firmen HDW und IKL 


24 Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 

vom 10. September 1987 betr. Beiziehung der Or- 
ganisationspläne, Aktenverzeichnisse, Aktenpläne und 
Geschäftsverteilungspläne von HDW und IKL seit dem 
1. Januar 1983 und - für den Fall der Herausgabever- 
weigerung - die Beantragung der Beschlagnahme dieser 
Unterlagen 
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25 

26 

27 


27 a 

27 b 

28 


29 

30 


31 

32 


Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 10. September 1987 betr. Beiziehung aller Akten 
der Bundesregierung zur Beantwortung der Fragenkom- 
plexe I bis IV, die nach dem 10. Dezember 1986 
entstanden sind 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 11. September 1987 betr. Vernehmung von Herrn 
Gerd Rademann, früherer Mitarbeiter in der Konstruk- 
tionsabteilung, HDW, als Zeugen 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 10. September 1987 betr. Beiziehung des Erlasses 
des Bundesministers für Wirtschaft über die Be- 
handlung von Anträgen für Waren des Teils I, 

Abschnitt A, bezüglich Südafrika und der in den 
Jahren 1983 bis 1985 gültigen Anweisung für Überprü- 
fungen im Verkehr mit Marktordnungswaren im Außen- 
wirtschafts- und im innerdeutschen Wirtschaftsverkehr 

Schreiben des Vorsitzenden des 1. UA an das BMWi vom 
28. April 1989 betr. Aufhebung der VS-NfD-Einstufung 
von Aktenteilen 

Antwortschreiben des BMWi vom 24. Juli 1989 

Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 
im 1. UA vom 14. September 1987 betr. Beschlagnahme 
aller Unterlagen bei den Firmen HDW und IKL durch das 
Amtsgericht Bonn, die sich auf den Untersuchungsauf- 
trag des Ausschusses beziehen 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 17. September 1987 betr. informatorische Anhörung 
des Präsidenten der OFD Kiel, Svend Olav Hansen in 
nichtöffentlicher Sitzung 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 7. Oktober 1987 betr. Einholung einer schrift- 
lichen Auskunft beim BM für Wirtschaft zu der Frage, 
welche Mitarbeiter der Firmen HDW und IKL in den 
Jahren 1984 bis 1987 von den Geheimschutzverpflich- 
tungen entbunden worden sind oder in dieser Zeit als 
entlassen, für längere Zeit beurlaubt oder außer 
Landes - insbesondere Südafrika - verzogen gemeldet 
worden waren 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 7. Oktober 1987 betr. Vernehmung von MR Dreher, 
BMVg, als Zeugen 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 7. Oktober 1987 betr. Vernehmung der Prokuristin 
Frau Ursula Galkar, Leiterin des Finanz- und 
Rechnungswesens bei IKL, als Zeugin 
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33 Beweisantrag der Mitglieder der SPD- Fraktion im 1. UA 
vom 7. Oktober 1987 betr. Beiziehung des Abkommens 
über die Geheimhaltung militärischer Verschlußsachen 
vom 10. Juli 1981 zwischen dem BMVg und dem Ver- 
teidigungsminister Indiens betr. Konstruktionspläne 
für den von der Firma HDW erstellten U-Boot-Typ 1650 
sowie Mitteilung, welche Teile der Vertragsbau-Spezi- 
fikation im April 1982 auf der Grundlage des 
vorgenannten Abkommens als VS-Sache eingestuft worden 
sind 

34 Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 15. Oktober 1987 betr. Beiziehung folgender 
Aktenteile aus Unterlagen der Bundesregierung: 

Stellungnahme des Auswärtigen Amtes vom 19. Mai 
1987 zur Frage des erheblichen außenpolitischen 
Schadens nach § 34 AWG 

Äußerung des Bundesministeriums für Wirtschaft 
zur Frage "in außenwirtschaftsrechtlicher 
Hinsicht" 

Stellungnahmen und Gutachten des BAW 
Prüfberichte von Betriebs- und Außenwirt- 
schaftsprüfungen der Firmen IKL und HDW im 
Jahre 1987 

Vernehmungsprotokolle bzgl. der von der OFD 
Kiel vernommenen Zeugen Rademann, Fischer, 
Lehmkuhl, Schützeck und Grossmann 
Prüfbericht der OFD bzgl. des "on-line-Verfah- 
rens" 


35 neu (2) Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 

im 1. UA vom 10. März 1988 betr. Vernehmung von 
Carl-Hermann Schleifer, StS im Finanzministerium 
Schleswig-Holstein, Jürgen Westphal, ehemaliger 
Wirtschaftsminister des Landes Schleswig-Holstein, 
Roger Asmussen, Finanzminister des Landes Schles- 
wig-Holstein, als Zeugen 

36 Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 16. Oktober 1987 betr. Beiziehung der "Beobach- 
tungsvorgänge" der Staatsanwaltschaft Kiel im Wege 
der Amtshilfe gern. Art. 44 Abs. 3 GG 

37 Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 16. Oktober 1987 betr. Beiziehung aller sich auf 
die zur Beantwortung der Fragenkomplexe I bis IV des 
Untersuchungsauftrages beziehenden Akten der 
Bundesregierung mit Ausnahme der Akten des laufenden 
Ermittlungsverfahrens der OFD in Kiel, soweit sie 
nach dem 10. Dezember 1986, aber vor dem 2. April 
1987 entstanden sind 


38 Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 

vom 16. Oktober 1987 betr. Vernehmung der Sekretäre/- 
innen der früheren HDW-Vorstandsmitglieder Ahlers und 
Hansen-Wester vom 1. August 1983 bis 1. Mai 1987, 
sowie der Sekretäre/ innen der IKL-Geschäftsführer 
Nohse und Evers vom 1. August 1983 bis 1. Mai 1987, 
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39 


40 


41 neu 


42 


43 


43 a 

44 neu 


45 


46 


47 


als Zeugen 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 16. Oktober 1987 betr. Vernehmung der Herren 
Schützeck, HDW, Große, HDW, Fischer, HDW, Ude, HDW, 
Petersen, Abteilungsleiter bei HDW, Nadler und Dr. 
Harald Timmke, ehemalige HDW-Vorstandsmitglieder , 
Winkler, Hauptabteilungsleiter bei HDW, und Herrn 
Wiesse, Unterabteilungsleiter bei IKL, als Zeugen 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 16. Oktober 1987 betr. Vernehmung der Herren 
Klaus Neitzke, kommissarischer Vorstandsvorsitzender 
von HDW und dort verantwortlich für den Schiffsbau, 
Herr Kummer, Sicherheitsbevollmächtigter bei IKL, 
und Frau Kettenbeil, Sicherheitsbevollmächtigte bei 
HDW, als Zeugen 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 16. Oktober 1987 betr. Vernehmung der Herren Dr. 
Jürgen Ritterhoff, Günter Büttner, Dipl. -Ing. Horst 
Schnoor und Dipl. -Ing. Dr. Klaus Knaack, als Zeugen 

Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages vom 23. Oktober 1983 betr. 
Zulässigkeit der Vernehmung von Mitgliedern einer 
Landesregierung und Beamten eines Bundeslandes durch 
einen Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages gemäß Auftrag der Fraktion DIE GRÜNEN im 1. UA 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 4. November 1987 betr. Vernehmung von Herrn 
Gabler als Zeugen 

Nachtrag vom 24. Februar 1988 zum Beweisantrag 11-43 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 24. Februar 1988 betr. Vernehmung der Herren 
Grossmann, HDW, und Lehmkuhl, HDW, als Zeugen 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 4. November 1987 betr. Vernehmung von RD a.D. 
Pretzsch, BAW, sowie MR Dr. Scheid, BMWi, als Zeugen 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 4. November 1987 betr. Vernehmung der Sekretäre/- 
innen des MD Teltschik, Bundeskanzleramt, in den 
Jahren 1984 bis 1986 als Zeugen 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 4. November 1987 betr. Vernehmung von StS Prof. 
Dr. Schreckenberger sowie MD Teltschik, beide 
Bundeskanzleramt, als Zeugen 
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48 Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 4. November 1987 betr. Vernehmung der im Oktober 
1985 für StS Prof. Dr. Schreckenberger tätigen 
Sekretärin als Zeugin 

49 Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 4. November 1987 betr. Vernehmung von Frau 
Coellejan und der Sekretäre/-innen von StS Dr. 
Tietmeyer, Bundesminister der Finanzen, in der Zeit 
Dezember 1983/Januar 1984 und Dezember 1986/Januar 
1987, als Zeugen 

50 Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 4. November 1987 betr. Vernehmung der Zeugen Carl 
Hermann Schleifer , StS im schleswig-holsteinischen 
Finanzministerium, Jürgen Westphal, ehemaliger 
schleswig-holsteinischer Wirtschaftsminister, Roger 
Asmussen, schleswig-holsteinischer Finanzminister, 
Herr Adrian, schleswig-holsteinisches Wirtschafts- 
ministerium, Dr. Gerhard Stoltenberg, schleswig- 
holsteinischer CDU-Landesvorsitzender und Bundes- 
finanzminister, Dr. Manfred Biermann, ehemaliger 
schleswig-holsteinischer Wirtschaftsminister, Dr. 

Hans Tietmeyer, StS im BMF 

51 neu Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 

vom 24. Februar 1988 betr. Beiziehung von Organisa- 
tions- und Geschäftsverteilungsplänen, insbesondere 
des Vorstandes von HDW für die Zeit seit dem 1. 

Januar 1983 

52 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA vom 
4. November 1987 betr. Beschlagnahme aller Unter- 
lagen, die sich auf den Untersuchungsauftrag I bis IV 
des Einsetzungsbeschlusses des Deutschen Bundestages 
vom 11. März 1987 beziehen, insbesondere aller 
Unterlagen, die mit der Sondierung und Vorbereitung, 
dem Abschluß, der Durchführung, Erfüllung und 
Rückabwicklung der zwischen dem IKL, der HDW und der 
Firma LS MT abgeschlossenen Vereinbarung bzw. der mit 
der Firma Sandock Austral Ltd. getroffenen Verein- 
barung im Zusammenhang stehen, sowie je eines 
Exemplares aller Gesellschafter-, Vorstands-, bzw. 
Geschäftsführerbesprechungs- und Aufsichtsrats- 
protokolle von HDW und IKL seit dem 1. Januar 

1983, soweit sie Vorgänge enthalten, die vom Unter- 
suchungsauftrag erfaßt sind. 

Anordnung der Durchsuchung der Geschäftsräume beider 
vorgen. Unternehmungen zum Zwecke der Beschlagnahme 
der vorbezeichneten Beweismittel. 

Der Ausschuß beauftragt den Vorsitzenden, 
den Antrag auf Beschlagnahme 

erforderliche Anträge zur Auffindung der vorge- 
nannten Beweismittel und zur Durchsetzung der 
Beschlagnahme nach §§ 95 Abs. 2, 70 StPO 

und 

- den Antrag auf Durchsuchung der Geschäftsräume 
je nach Prozeßlage auch stufenweise, jedoch 
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jeweils unverzüglich bei dem zuständigen 
Amtsgericht in Bonn zu stellen. 

52 neu Beschluß über die Einleitung von Beschlagnahmeverfah- 

ren gegen HDW und IKL vom 19. Mai 1988 
I. Der 1. UA des 11. Deutschen Bundestages beantragt, 
zur Durchführung seines Beweisbeschlusses 11-1 vom 3. 
Juni 1987 bei dem zuständigen Amtsgericht in Bonn, 

1. die Beschlagnahme 

a) aller Akten und Geschäftsunterlagen der HDW und 
des IKL, die bereits an den 4. UA - 10. WP 
herausgegeben worden waren, 

b) entsprechende Auszüge aus den Exemplaren aller 
Gesellschafter-, Vorstands- bzw. Geschäftsfüh- 
rerbesprechungs- und Aufsichtsrats-Protokolle 
der HDW und des IKL, seit dem 1. Januar 1983, 
soweit sie Vorgänge enthalten, die vom 
Untersuchungsauftrag erfaßt sind 

sowie 

c) aller Unterlagen, die mit der Sondierung und 
Vorbereitung, dem Abschluß, der Durchführung, 
Erfüllung und Rückabwicklung der zwischen den 
Firmen IKL/HDW und der Firma LSMT abgeschlos- 
senen Vereinbarung ("Memorandum of Agreement") 
vom 15. Juni 1984, bzw. den mit der Firma 
Sandock-Austral Ltd. in Durban getroffenen 
Vereinbarungen ("Memorandum of Agreement") - 
ohne lesbares Datum - und ("Amending Agree- 
ment") vom 29. April 1985 in Zusammenhang 
stehen, insbesondere 

der vorläufigen IKL-Ausführungsstudie für ein 
Forschungstauchboot (Auftrag 070-204/4252/83 
vom 15. November 1983) 

der weiteren IKL-Studie (Auftrag 070-205/4255/- 
83) mit den Ausführungen über das Tauchboot, 
Abschußvorrichtung, Maschinenanlagenleistungen, 
besonderer Kiel, besondere Periskope und 
Abschußrampen für Kurzstreckenraketen 
der sogenannten "Annexures" zu den oben 
genannten Vereinbarungen, aus denen sich die 
detaillierten Angaben für die zu liefernden 
Konstruktionsunterlagen und das U-Boot-Modell 
ergeben 

der Akquisitionsunterlagen für den Südafrika- 
Auftrag zur Überprüfung eines Verstoßes gegen 
das Geheimschutzabkommen mit Indien 
aller Belege über den Zahlungsverkehr zwischen 
IKL, HDW, Südafrika sowie Dritten im Zusammen- 
hang mit der Abwicklung der Aufträge zu den 
beiden oben genannten Ausführungsstudien, dem 
eigentlichen Vertrag mit der Firma LSMT, dem 
von Herrn Rathjens gegenüber der 
Oberfinanzdirektion Kiel als 
"sogenannter Coververtrag" bezeich- 
neten Vereinbarung mit der Firma 
Sandock-Austral Ltd. in Durban - 
ohne lesbares Datum - , dem 
Abänderungsvertrag, incl. der 
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Zahlungsanweisungen, die Provisio- 
nen und Vermittlungsgebühren 
betreffen 

der fehlenden Seiten 1 und 3 ff des "IKL- 
Telefonvermerks vom 4.4.1984 No/B." 
der fehlenden Seiten 1 bis 4 und 6 ff des 
Vermerks "NS-Nr. 158/84/Ingw./Rü Typ 1650 M- 
28.09.84" 

der fehlenden Seiten 4 ff "Stichwortartiger 
Vermerk für interne Diskussion" von IKL-Nohse 
vom 30. November 1986 

der fehlenden Seiten 2 ff der "Niederschrift 
vom 15.10.84 Ingw./B." über eine "Besprechung 
vom 1.10. bis 10.10.84" zu "IK 91/GF Typ 1650 
M" mit Ausnahme der bereits dem Untersuchungs- 
ausschuß vorliegenden Unterlagen laut Anlage. 

2 . die Anordnung der Durchsuchung der Geschäftsräume 

a) der Kieler Howaldts-Werke Deutsche Werft AG, 
Werftstraße 112-114 in 2300 Kiel 1 

b) des Ingenieurkontors Lübeck, Prof. Gabler 
Nachfahren GmbH, Niels-Bohr-Ring 5, 2400 Lübeck 
1 

zum Zweck der Beschlagnahme der vorbezeichneten 
Beweismittel . 

II. Der Ausschuß beauftragt den Vorsitzenden, 
den Antrag auf Beschlagnahme, 

erforderliche Anträge zur Auffindung der vorge- 
nannten Beweismittel und zur Durchsetzung der 
Beschlagnahme nach §§ 95 Abs. 2, 70 StPO 

und 

den Antrag auf Durchsuchung der Geschäftsräume 
je nach Prozeßlage auch stufenweise, jedoch 
jeweils unverzüglich bei dem zuständigen 
Amtsgericht in Bonn zu stellen. 

52 a Antragsschrift Prof. Dr. Schneider vom 26. Mai 1988 

betr. Einleitung eines Beschlagnahmeverfahrens gegen 
HDW beim Amtsgericht Bonn 

52 aa Antrag RA Prof. Dr. Dahs (für HDW) vom 29. Juni 1988 

an das Amtsgericht Bonn betr. Zurückweisung des 
Beschlagnahmeantrages 

52 ab Erwiderungsschrift Prof. Dr. Schneider vom 6. August 

1988 an das Amtsgericht Bonn 

52 ac Ergänzung zum Erwiderungsschreiben Prof. Dr. 

Schneider vom 20. August 1988 mit 3 Anlagen 


52 ad Schriftsatz RA Prof. Dr. Dahs vom 23. August 1988 an 

das Amtsgericht Bonn 

52 b Antragsschrift Prof. Dr. Schneider vom 26. Mai 1988 

betr. Einleitung eines Beschlagnahmeverfahrens gegen 
IKL beim Amtsgericht Bonn 
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52 ba Antrag RA Dr. Zoglmann (für IKL) vom 29. Juni 1988 an 

das Amtsgericht Bonn mit beigefügter Schutzschrift 
betr. Zurückweisung des Beschlagnahmeantrages 

52 bb Erwiderungsschrift Prof. Dr. Schneider vom 6. August 

1988 an das Amtsgericht Bonn 

52 bc Ergänzung zum Erwiderungsschreiben Prof. Dr. 

Schneider vom 20. August 1988 

52 bd Schriftsatz RA Dr. Zoglmann vom 22. August 1988 an 

das Amtsgericht Bonn 

52 be Schriftsatz RA Dr. Zoglmann vom 15. September 1988 an 

das Amtsgericht Bonn 

52 bf Erwiderung Prof. Dr. Schneider vom 20. September 1988 

an das Amtsgericht Bonn 

52 c Beschluß des Amtsgerichts Bonn vom 23. September 1988 

52 d Stellungnahme Prof. Dr. Schneider vom 2. Oktober 1988 

zum Beschluß des Amtsgerichts Bonn 

52 e Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA vom 

11. Oktober 1988 betr. Beschwerde 

53 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA vom 
4. November 1987 betr. Aufforderung an die Unter- 
nehmen HDW und IKL, dem Ausschuß binnen einer Woche 
sämtliche Unterlagen der im Untersuchungsauftrag 
genannten beabsichtigten Lieferung von Unterseebooten 
oder Konstruktionsunterlagen für den Unterseebootsbau 
an die Republik Südafrika vorzulegen; für den Fall 
der Weigerung oder Nichteinhaltung der Frist: 
Ankündigung, beim zuständigen Amtsgericht einen 
dahingehenden Beschlagnahmebeschluß zu beantragen 

54 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA vom 
4. November 1987 betr. Aufhebung der Geheimeinstufung 
der von HDW dem 1. UA vorgelegten Vorstandsprotokolle 

55 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA vom 
4. November 1987 betr. Zeitplan für Zeugenverneh- 
mungen für die Zeit vom 12. November 1987 bis zum 25. 
Februar 1988 


56 neu Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 

vom 13. Januar 1988 betr. Vernehmung von Dr. Theodor 
Waigel als Zeugen 

57 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA vom 
4. November 1987 betr. Aufforderung an die OFD Kiel, 
den Abschluß ihres Ermittlungsverfahrens gegen IKL 
und HDW dem 1. UA unverzüglich mitzuteilen und alle 
entsprechenden Akten zu übersenden, noch bevor eine 
Abgabe an andere Stellen erfolgt (Staatsanwaltschaft, 
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58 


59 


60 neu 


61 


62 


63 


64 


64 a 


65 


Gerichte usw.) 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im l. UA 
vom 12. November 1987 betr. Vernehmung des MR 
Haberland, Bundesministerium der Finanzen, als Zeugen 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 12. November 1987 betr. Vernehmung des Leitenden 
Direktors Scholze, Bundesamt für Wehrtechnik und 
Beschaffung, als Zeugen 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 16. Mai 1988 betr. Vernehmung der Prokuristen der 
Fa. Maschinenbau Gabler GmbH, Lutz Nohse, Ursula 
Galkar, Peter Kayser und Horst Brügge, als Zeugen 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 12. November 1987 betr. Vernehmung des MD Dr. 
Schomerus, BMWi, als Zeugen 

Schreiben des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung vom 13. November 1987 betr. 
Auslegung des § 6 Abs. 4 Satz 2 der "IPA-Regeln" 

Schreiben des Bevollmächtigten von IKL, RA Zoglmann 
vom 23. November 1987 betr. Verweigerung der 
Aushändigung der Firmenakten 

Schreiben des Bevollmächtigten von HDW, RA Prof. Dr. 
Dahs vom 20. November 1987 betr. Verweigerung der 
Aushändigung der Firmenakten 

Schreiben des Bevollmächtigten von HDW, RA Prof. Dr. 
Dahs vom 2. Dezember 1987 betr. Offenlegung von 
Dokumenten, in der "Reporf'-Sendung der ARD vom 1. 
Dezember 1987, die dem 4. UA - 10. WP als GEHEIM 
eingestuft Vorlagen 

Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages vom 30. November 1987 zu dem 
Thema: Zum Beweisantragsrecht im parlamentarischen 
Untersuchungsverfahren - Rechtsgutachten zu einem 
Einzelfall des 1. Untersuchungsausschusses der 11. 
Wahlperiode 


66 neu Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN im 1. UA vom 30. 

November 1987 betr. schriftliche Auskunftserteilung 
des Präsidenten des BAW, Dr. Rümmer, zu den Fragen, 
ob dem BAW Ausfuhren von Teilen von U-Booten nach 
Südafrika im Zeitraum von Mitte 1984 bis 2. April 
1987 bekanntgeworden sind, welche dieser Lieferungen 
vom BAW genehmigt wurden, welche dieser Ausfuhren 
nach Südafrika nicht genehmigungspflichtig waren und 
ob es im Zeitraum von Mitte 1984 bis 2. April 1987 
Anträge für die Lieferung, von U-Boot-Teilen nach 
Südafrika gegeben hat, die nicht genehmigt wurden 
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67 Schreiben des Obmannes der SPD-Fraktion im 1. UA, 

Abg. Gansei, an den Leitenden Oberstaatsanwalt der 
StA bei dem Landgericht Kiel vom 30. November 
1987 betr. Prüfbericht des BMVg 

67 a Schreiben des Generalbundesanwaltes beim 

BGH an den Sekretär des 1. UA vom 10. 

Dezember 1987 betr. Übermittlung des 
Schreibens des Abg. Gansei vom 30. 

November 1987 (s. ADrs. 11-67) m.d.B. um 
Stellungnahme 

67 b Abschrift des Schreibens von RD Budrat, OFD Kiel, 

vom 2. Februar 1988 betr. Ausfuhr eines U-Boot-Mo- 
dells 

67 c Schreiben Abg. Gansei vom 26. Februar 1988 mit Über- 

mittlung des Schreibens der SPD-Fraktion an den 
Präsidenten der OFD Kiel betr. Ausfuhr eines 
U-Boot-Modells 

67 d Schreiben des Vorsitzenden an den Generalbundesanwalt 

vom 29. Februar 1988 betr. Überlassung von Konstruk- 
tionsunterlagen für den U-Boot-Bau 

67 d neu Schreiben der SPD-Fraktion an den Generalbundesanwalt 
vom 24. Februar 1988 (siehe ADrs 11-67 d) 

67 e Schreiben der SPD-Fraktion vom 1. Juni 1988 mit 

Übersendung einer Kopie des Schreibens des General- 
staatsanwalts an die Mitglieder der SPD-Fraktion vom 
26. Mai 1988 betr. Anfrage zum Sachstand 

67 f Schreiben des Vorsitzenden an den Generalbundesanwalt 

vom 16. Juni 1988 betr. Überlassung des Ingwer- 
sen-Vermerks ; Anl.: 1. Schreiben des Generalbundesan- 
waltes vom 9. Juni 1988; 2. Schreiben der SPD-Frak- 
tion vom 16. Juni 1988 

68 Schreiben des Prozeßbevollmächtigten des 1. UA, Prof. 
Dr. Schneider, vom 7. Dezember 1987 an den Vorsitzen- 
den des 1. UA betr. Beschlagnahmeverfahren gegen HDW 
und IKL 


69 Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 10. Dezember 1987 betr. Vernehmung von Dr. Günter 
Welzin als Zeugen 

70 Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 1. Oktober 
1987 in der Verfassungsbeschwerde der BGAG, des DGB, 
der IG Metall, der Treuhandverwaltung IGMET GmbH und 
der BfG gegen die Beschlüsse des Amtsgerichtes und 
des Landgerichtes Frankfurt wegen unbeschränkter 
Herausgabe der Aufsichtsratsprotokolle an den 3. UA - 
10. WP (Neue Heimat) 
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71 Schreiben des Prozeßbevollmächtigen des 1. UA, Prof. 

Dr. Schneider, vom 13. Dezember 1987 an HDW betr. 
Aktenvorlage an den 1. UA 

71 a Schreiben des Prozeßbevollmächtigten des 1. UA, Prof. 

Dr. Schneider, vom 13. Dezember 1987 an IKL betr. 
Aktenvorlage an den 1 . UA 


71 b 


72 


73 


74 neu 


75 


76 


77 


Schreiben des Bevollmächtigten von HDW, RA Prof. Dr. 
Dahs vom 8. Januar 1988 an den Prozeßbevollmächtigten 
des 1. UA betr. Verweigerung der Aktenvorlage 

Schreiben der Obleute der Koalitionsfraktionen im 1. 
UA vom 11. Januar 1988 betr. Umsetzung des Ausschuß- 
beschlusses zur Beschlagnahme von Akten bei HDW und 
bei IKL 

Schreiben des BMF vom 12. Januar 1988 an den 
Vorsitzenden des 1. UA betr. Übermittlung der Akten 
der OFD Kiel 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 3. März 1988 betr. Erweiterung des Beschlagnah- 
meantrags zur Durchführung des Beweisbeschlusses 11-1 

Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA vom 
20. Januar 1988 betr. Entsperrung der Ein- 
stellungsverfügungen und Gründe der OFD Kiel vom 11. 
Januar 1988 

Schreiben des Bevollmächtigten von HDW, RA Prof. Dr. 
Dahs vom 12. Januar 1988 an den Prozeßbevollmächtig- 
ten des 1. UA betr. Weiterleitung der dem 4. UA - 10. 
WP vorgelegten Akten an die Firmen 

Gutachten des wissenschaftlichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages vom 27. Mai 1987 zum Thema: Zur 
Durchführung eines Strafverfahrens nach Abschluß 
eines Ordnungswidrigkeitsverfahrens in derselben 
Sache 


77 a 


78 


79 


Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Deutschen Bundestages vom 1. Juni 1987 zum Thema: 
Berechnung der Verjährungsfrist bei Ordnungswidrig- 
keiten, wenn das Ordnungswidrigkeitsverfahren 
zwischenzeitlich eingestellt war 

Beweisantrag der Fraktion DIE GRÜNEN im 1. UA vom 3. 
Februar 1988 betr. Vernehmung des Präsidenten der 
OFD Kiel, Svend Olaf Hansen, als Zeugen 

Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1 . UA vom 
4. Februar 1988 betr. Konkretisierung des Fragenkom- 
plexes für die Zeugenvernehmung am 4. Februar 1988 
hier: ehemaliger Vorstandsvorsitzender von HDW, Klaus 
Ahlers 


277 



Drucksache 11/8109 Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


79 a Gleichlautend wie ADrs. 11-79 

hier: ehemaliges Vorstandsmitglied von HDW, Peter 
Hansen-Wester 

79 b Gleichlautend wie ADrs. 11-79 

hier: Vorstandsmitglied von HDW, Jochen Rohde 


80 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA vom 

4. Februar 1988 betr. Feststellung des Ausschusses, 
daß den Zeugen kein generelles Aussageverweigerungs- 
recht zusteht, Hinweis auf die Folgen einer Zeugnis- 
verweigerung und Begründung der Notwendigkeit der 
Zeugenaussage zur Erfüllung des Untersuchungsauftra- 
ges durch den Ausschuß; 

hier: ehemaliges Vorstandsmitglied von HDW, Klaus 
Ahlers 

80 a Gleichlautend wie ADrs. 11-80 

hier: ehemaliges Vorstandsmitglied von HDW, Peter 
Hansen-Wester 

80 b Gleichlautend wie ADrs. 11-80 

hier: Vorstandsmitglied von HDW, Jochen Rohde 

81 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA vom 
4. Februar 1988 betr. Feststellung der rechtlichen 
Unbegründetheit der Aussageverweigerung der Zeugen 
vor dem 1. UA, Festsetzung eines Ordnungsgeldes und 
Antrag an das Amtsgericht Bonn auf Anordnung einer 
Erzwingungshaft sowie Begründung der Notwendigkeit 
der Zeugenaussage zur Erfüllung des Untersuchungsauf- 
trages durch den UA; 

hier: ehemaliger Vorstandsvorsitzender von HDW, Klaus 
Ahlers 

81 a Gleichlautend wie ADrs. 11-81 

hier: ehemaliges Vorstandsmitglied von HDW, Peter 
Hansen-Wester 


81 b Gleichlautend wie ADrs. 11-81 

hier: Vorstandsmitglied der HDW, Jochen Rohde 

82 Antrag der Mitglieder der Koalitionsfraktionen im 1. 
UA vom 2. Februar 1988 betr. Bitte an den Ausschuß- 
vorsitzenden, eine schriftliche Bestandsaufnahme der 
bisherigen Untersuchung einschließlich einer 
Auflistung der dem UA zur Verfügung gestellten 
Materialien zu erstellen 

83 neu Antrag der Mitglieder der Koalitionsfraktionen im 1. 

UA vom 20. April 1988 betr. 

1. Überprüfung durch den Präsidenten des Deutschen 
Bundestages, ob 

die Anfertigung einer schriftlichen Notiz aus 
einer dem 4. UA - 10. WP zur Verfügung 
gestellten und GEHEIM eingestuften Unterneh- 
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mensakte, 

- das Behalten dieser Notiz trotz eines Beschlus- 
ses jenes UA, wonach die Geheimakten an die 
Unternehmen rückzugeben sind, 

- sowie die Übergabe dieser Notiz beziehungsweise 
einer Abschrift davon - wie es sich aus der 
Akte des 1. UA Tgb Nr. 15/87 sowie aus dem 
Protokoll über die Sitzung am 14. Januar 1988 
(Vernehmung von MR Dreher) des 1. UA 11. WP 
ergibt - an die StA bei dem Landgericht Kiel 
als Anlage zu einer Strafanzeige ca. 9 Monate 
später in Einklang mit der einschlägigen 
Rechtsprechung des BVerfG, der Geheimschutz- 
ordnung des Deutschen Bundestages sowie mit den 
durch § 353 b StGB geschützten Verpflichtungen 
von Mitgliedern des UA stehen, 

2 . Mitteilung des Ergebnisses der Überprüfung 
sowie der ggf. ergriffenen Maßnahmen 

83 a Antwortschreiben des Präsidenten vom 26. Mai 1988 mit 

Übersendung der gutachterlichen Stellungnahme des 
Wissenschaftlichen Dienstes zum Umfang der parlamen- 
tarischen Geheimhaltungspflichten 

84 Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 
im 1. UA vom 22. Februar 1988 betr. Beiziehung aller 
Akten (Schriftwechsel, Vorbereitungs- und Gesprächs- 
protokolle etc.) bzgl. der Herstellung und Lieferung 
von U-Boot-Teilen nach Südafrika im Zusammenhang mit 
Absatz II Satz 2 des Untersuchungsauftrages "Sind 
neben Konstruktionsunterlagen auch Teile von 
Unterseebooten geliefert worden, und welche Unterneh- 
men oder Staaten waren an diesen Geschäften betei- 
ligt» 

85 Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 
im 1. UA vom 22. Februar 1988 betr. Vernehmung des 
CSU-Vorsitz enden Franz-Josef Strauß, München, als 
Zeugen 

86 neu Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 

im 1. UA vom 23. Juni 1988 betr. Vernehmung des Herrn 
Schwertfeger, HDW, als Zeugen 

87 neu Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 

im 1. UA vom 25. Mai 1988 betr. Vernehmung des Herrn 
Krause, Essen, als Zeugen 

88 neu Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 

im 1. UA vom 25. Mai 1988 betr. Vernehmung des Herrn 
Dr. Schmidt, Bremen, als Zeugen 

89 neu (2) Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 

im 1. UA vom 23. Juni 1988 betr. Vernehmung des Herrn 
S.J. Klein, Johannesburg, als Zeugen 
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90 neu (2) Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 

im 1. UA vom 23. Juni 1988 betr. Vernehmung des Herrn 
M. Lengfeld, Düsseldorf, als Zeugen 

91 neu Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 

im 1. UA vom 25. Mai 1988 betr. Vernehmung des Herrn 
Triebold, Bremen, als Zeugen 

92 neu Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 

im 1. UA vom 25. Mai 1988 betr. Vernehmung des Herrn 
Wolski, Erlangen/Nürnberg, als Zeugen 

93 Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 
im 1. UA vom 22. Februar 1988 betr. Vernehmung des 
Bundesministers der Verteidigung, Herrn Dr. Manfred 
Wörner, als Zeugen 

94 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA vom 
24. Februar 1988 betr. Glaubhaftmachung des Zeugnis- 
verweigerungsrechts durch Ernst Pieper 

95 neu Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 

vom 16. Mai 1988 betr. Vernehmung des Vizepräsidenten 
des BWB, Herrn Dipl. Ing Helmut Jores, als Zeugen 

96 Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 24. Februar 1988 betr. Beiziehung des Protokolls 
der Fragestunde des Schleswig-Holsteinischen 
Landtages vom 26. Januar 1988 zur Frage Nr. 1 des 
Abg. Karl Otto Meyer (SSW) nebst Zusatz fragen dazu 

97 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA vom 
24. Februar 1988 betr. Verzicht der Verlesung der 
Schriftstücke, die dem 1. UA - 11. WP als Beweismittel 
dienen, wenn die Schriftstücke allen Ausschuß- 
mitgliedern zugänglich gemacht worden sind (§ 11 
IPA-Regeln) 


Schreiben des Parlamentarischen Geschäftsführers der 
SPD-Fraktion, Gerhard Jahn, MdB, vom 18. Februar 1988 
an den Präsidenten des Deutschen Bundestages betr. 
Feststellung, daß der Untersuchungsgegenstand des 1. 
UA (neu) geändert ist 

Schreiben des Präsidenten an den Parlamentarischen 
Geschäftsführer der SPD-Fraktion vom 2. März 1988 
betr. Untersuchungsgegenstand des 1. UA mit Übersen 
düng des Gutachtens des Fachbereichs X 

98 b Schreiben Abg. Gansei vom 13. April 1988 mit 

Übersendung der Kopie des Schreibens des Parlamen- 
tarischen Geschäftsführers der SPD-Fraktion an den 
Präsidenten 

99 Beweisantrag der SPD-Fraktion (GEHEIM) 


98 


98 a 
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99 a 


99 b 


99 c 


99 d 


99 e 

99 f 


99 g 


99 h 


99 i 


Schreiben Abg. Gansei vom 22. April 1988 mit 
Übersendung der Kopie des Telegramms der SPD-Mitglie- 
der an den Leitenden Oberstaatsanwalt beim Landge- 
richt Kiel 

Schreiben des Leitenden Oberstaatsanwalts beim 
Landgericht Kiel vom 22. April 1988 betr. Bitte um 
Übersendung der ADrs 11-99 

Schreiben des Sekretärs an den Leitenden Oberstaats- 
anwalt beim Landgericht Kiel vom 27. April 1988 betr. 
Geheimhaltung und vorläufige abschlägige Antwort auf 
Übersendung der ADrs 11-99 

Schreiben des Vorsitzenden an den Leiter der 
Wissenschaftlichen Dienste vom 2. Mai 1988 betr. 
gutachterliche Stellungnahme 

Schreiben des Fachbereiches VII vom 13. Mai 1988 mit 
Übersendung einer gutachterlichen Stellungnahme 

Schreiben des Vorsitzenden an den Leitenden Ober- 
staatsanwalt bei der StA bei dem Landgericht Kiel vom 
19. Mai 1988 (s. ADrs 99 c) 

Schreiben des Leitenden Oberstaatsanwalts bei der 
StA bei dem Landgericht Kiel vom 2. Juni 1988 betr. 
Überlassung der ADrs 11-99 

Schreiben des Vorsitzenden an den Leitenden Ober- 
staatsanwalt der StA bei dem Landgericht Kiel vom 10. 
Juni 1988 (s. ADrs 99 b) 

Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes vom 22. 
September 1988 betr. Grenzen der Aktenherausgabe- 
pflicht eines parlamentarischen Untersuchungsaus- 
schusses gegenüber der StA 


99 j 


100 


101 


102 neu 


Schreiben des Vorsitzenden an den Leitenden Ober- 
staatsanwalt vom 8. Dezember 1988 betr. Mitteilung 
des Ausschußbeschlusses, daß der Bitte auf Übersen- 
dung der o.g. ADrs nicht entsprochen werden kann 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 3. März 1988 betr. Vernehmung des Dr. h.c. 
Franz-Josef Strauß als Zeugen 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im l.UA 
vom 3. März 1988 betr. Vernehmung des BM des AA, 

Herrn Hans-Dietrich Genscher, als Zeugen 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 16. Mai 1988 betr. Vernehmung des Rechtsanwaltes 
Dr. Alther, Zürich, als Zeugen 
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103 


103 a 


104 


105 

105 a 


106 

106 a 


107 


Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 14. April 1988 betr. Beiziehung des Schreibens 
des Ständigen Vertreters der Bundesrepublik Deutsch- 
land bei den Vereinten Nationen vom 15. Januar 1988 
an den Vorsitzenden des Arms Embargo Committee des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, welches in 
Ablichtung an den Direktor der "World Campaign 
against Military and Nuclear Collaboration with South 
Africa" übersandt wurde 

Schreiben des AA vom 4. Mai 1988 mit Übersendung 
einer Kopie des Textes der Ständigen Vertretung bei 
den Vereinten Nationen, New York, an den Vorsitzenden 
des Arms Embargo Commitee der VN vom 15. Januar 1988 

Schreiben des StS Dr. von Würzen im BMWi vom 19. 

April 1988 mit Übersendung des Textes der Ersten VO 
zur Änderung der AWV vom 14 . Dezember 1987 

Schreiben von Prof. Dr. Schneider an HDW vom 25. 

April 1988 mit Fristsetzung zum 16. Mai 1988 

Schreiben des Bevollmächtigten von HDW, RA Prof. Dr. 
Dahs, vom 10. Mai 1988 betr. Verweigerung der Akten- 
herausgabe 

Schreiben von Prof. Dr. Schneider an IKL vom 25. 

April 1988 mit Fristsetzung zum 16. Mai 1988 

Schreiben des Bevollmächtigten von IKL, RA Dr. 
Zoglmann, vom 13. Mai 1988 betr. Verweigerung der 
Aktenherausgabe 

Schreiben des Rechtsanwalts Dr. Zoglmann vom 26. 

April 1988 betr. Lieferung vom 15. Dezember 1986 an 
Merkaz Aspaka, Tel Aviv 


108 neu Antrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN vom 8. 

September 1988: 

1. Alle im Zusammenhang mit der Lieferung vom 15. 
Dezember 1986 (HDW und IKL-Export an die Firma 
Merkaz, Israel) stehenden Akten des 1. UA 
werden entklassif i ziert . 

2. Zurverfügungstellung der Akten der BReg und der 
OFD Kiel zu 1. im Originalzustand 

3. Die im OFD-Prüfbericht unter Abschnitt d) ge- 
schwärzte bzw. abgedeckte Lieferung von HDW an 
Sandock Austral Ltd. soll dem 1. UA zur 
Kenntnis gebracht werden. 

4. Zurverfügungstellung des Schreibens von IKL an 
die israelische Botschaft 

5. Übermittlung der unzensierten Fassung des 
OFD-Prüfberichts durch die BReg bzw. die OFD 
Kiel 
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109 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 16. Mai 
1988 betr. Beiziehung 

des Schreibens des Betriebsratsvorsitzenden von HDW 
vom 20. April 1988 an den Vorsitzenden der SPD 
nebst anl . Schreiben des Vorstandes von HDW an den 
Vorsitzenden des Aufsichtsrates von HDW vom 20. April 
1988 und der Presseerklärung von IKL vom 10. Mai 
1988 ( s.a.) ADrs 11-129 

110 Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 19. 
Mai 1988 betr. Vernehmung der Referatsleiterin in der 
OFD Kiel, ORRn Franke, als Zeugin 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 9. 
Juni 1988 betr. Terminplan für die Sommerpause 
Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 8. 
Juni 1988 betr. Beiziehung der Akten der Landes- 
regierung Schleswig-Holstein, die für den 1. UA von 
Bedeutung sein könnten, und Benennung von Auskunfts- 
personen, die ggf. Auskünfte hierzu geben könnten 
(s.a.) ADrs 11-112 

113 neu (2) Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 

vom 8. September 1988 betr. Beiziehung aller 
Unterlagen der Fa. Krupp-Atlas Elektronik, Bremen 

114 Beweisantrag der Mitglieder der Koalitionsfraktionen 
vom 8. Juni 1988 betr. Vernehmung des Justizministers 
des Landes Schleswig-Holstein, Klaus Klingner, und 
der Finanzministerin des Landes Schleswig-Holstein, 
Frau Heide Simonis, als Zeugen 

115 Antrag der Mitglieder der Koalitionsfraktionen vom 8. 
Juni 1988 betr. Beendigung der Beweisaufnahme zu ADrs 
11-108 


116 Antrag der Mitglieder der Koalitionsfraktionen vom 8. 
Juni 1988 betr. Anhörung von MR Christoph Haase, 

BMWi, als Sachverständigen 

117 Schreiben des Justizministers des Landes Schles- 
wig-Holstein vom 8. Juni 1988 mit Übersendung des 
Abdrucks eines Briefes des Bayerischen Ministerprä- 
sidenten an Bundeskanzler Dr. Kohl vom 2. August 1984 

117 a Schreiben des Vorsitzenden an BM Dr. Schäuble vom 14. 

Juni 1988 mit der Bitte, dem Ausschuß das Original- 
schreiben zur Verfügung zu stellen 

117 b Antwortschreiben von BM Dr. Schäuble vom 16. Juni 

1988 

117 c Schreiben des BM Dr. Schäuble vom 22. Juni 1988 betr. 

Notiz in einem Registervermerk 
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117 d Schreiben des BM Dr. Schäuble vom 24. Juni 1988 betr. 

Telekopie zum Schreiben des Bayerischen Ministerprä- 
sidenten 

118 neu (2 ) Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 7. 

September 1988 betr. Herbeiziehung des Original- 
schreibens des Bayerischen Ministerpräsidenten 

119 Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 14. 
Juni 1988 betr. Vernehmung von 

1. Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl 

2. StS Professor Dr. Schreckenberger 

3 . MD Teltschik 
als Zeugen 

120 Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 15. 
Juni 1988 betr. Vernehmung von BM Hans-Dietrich 
Genscher als Zeugen 

121 Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 
vom 22. Juni 1988 betr. Beschlagnahme folgender 
Unterlagen 

Original des Schreibens des Bayerischen Mini- 
sterpräsidenten beim Bundeskanzleramt oder bei 
den Privatakten 

Kopie des Schreibens bei der Fa. HDW 
Kopie des Schreibens bei der Bayerischen 
Staatskanzlei oder bei Dr. h.c. Strauß 
persönlich 

122 Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 
vom 22. Juni 1988 betr. Beiziehung aller vorhandenen 
Unterlagen über ein Dreiergespräch zwischen Dr. h.c. 
Strauß, Dr. Kohl und Genscher am 1. Juni 1983 bei der 
Bayerischen Staatskanzlei, beim Bundeskanzleramt, 
beim Außenministerium oder bei den Privatakten 


123 Beweisantrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN 
vom 22. Juni 1988 betr. Beiziehung aller Registratur- 
vermerke bei den Akten des Bundeskanzleramtes oder 
bei den persönlichen Akten des Bundeskanzlers aus den 
Jahren 1983, 1984 und 1985, die über den Eingang von 
Schreiben, die sich auf den Untersuchungsgegenstand 
beziehen, Auskunft geben können 

124 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 23. Juni 
1988 betr. Beiziehung des Exemplars des Schreibens 
von Dr. h.c. Strauß an Bundeskanzler Dr. Kohl, das 
den IKL-Eingangsstempel trägt 

124 neu Neufassung des Antrags der Mitglieder der SPD-Frak- 
tion vom 13. Dezember 1988 betr. Überlassung 
folgender Unterlagen 

die Ablichtung, Durchschrift o.ä. des Schrei- 
bens des früheren Bayerischen Ministerpräsiden- 
ten an Bundeskanzler Dr. Kohl 
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Registratur-, Post- oder sonstige Vermerke oder 
Dokumente, die über den Zeitpunkt des Postaus- 
ganges dieses o.g. Schreibens Auskunft geben 

125 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 23. Juni 
1988 betr. Beiziehung des Registervermerks im 
Original 

126 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 23. Juni 
1988 betr. Beratung des Beweisbeschlusses 11-51, 
Befassung mit der zurückgestellten Vernehmung Große 
(ADrs 11-39) sowie Abstimmung über die ADrs 11-60 

127 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 23. Juni 
1988 betr. Antrag auf Beschlagnahme des Schreibens 
von Dr. h.c. Strauß an Bundeskanzler Dr. Kohl bei IKL 
beim Amtsgericht Lübeck 

128 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 23. Juni 
1988 betr. Antrag auf Beschlagnahme des Schreibens 
von Dr. h.c. Strauß an Bundeskanzler Dr. Kohl bei HDW 
beim Amtsgericht Kiel 

129 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 7. 
September 1988 betr. Beiziehung nachfolgend auf- 
geführter Unterlagen: 

- Schreiben des Betriebsratsvorsitzenden von HDW, 
Herbert Baresel, vom 20. April 1988 an den 
Vorsitzenden der SPD 

Schreiben des Vorstandes von HDW vom 20. April 
1988 an den Vorsitzenden des Aufsichtsrates von 
HDW 

Presseerklärung von IKL vom 10. Mai 1988 
Stellungnahme des Betriebsrates von HDW vom 10. 

Mai 1988 

(s. auch ADrs 11-109) 


130 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 7. 
September 1988 betr. Beiziehung des Aktenordners mit 
Aufzeichnungen der Leiterin des Sekretariats des 4. 
UA - 10. WP 

131 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 8. 
September 1988 betr. Beiziehung der von der Landes- 
verwaltung Schleswig-Holstein in dem Schreiben vom 5. 
September 1988 genannten Akten 

(s. auch ADrs 11-112) 

132 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 7. 
September 1988 betr. Terminplan 

133 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 7. 
September 1988 betr. Beiziehung der dem 1. UA von 
Abg. Gansei zugeleiteten Unterlagen 

134 Antrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN vom 8. 
September 1988 betr. Terminplan 
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135 Antrag der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN vom 6. 

September 1988 betr. Beiziehung der Akten der 
Landesregierung von Schleswig-Holstein, die für den 

1. UA relevant sind 


136 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 11. 
Oktober 1988 betr. Fortsetzung der Beweisaufnahme 

137 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 11. 
Oktober 1988 betr. Termine zur Beweisaufnahme 

138 neu Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 11. 

Oktober 1988 betr. Fortsetzung der Beweisaufnahme 
durch Vernehmung folgender Zeugen: Rathjens (HDW) , 
Ingwersen (IKL) , StS Prof. Dr. Schreckenberger, 
Bundeskanzler Dr. Kohl 


139 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 8. 

Dezember 1988 betr. 

1. Durchführung der weiteren Beweisaufnahme 

2. Durchführung von mindestens 2 Sitzungen in 
Sitzungswochen, erforderliche Beratungssitzun- 
gen jeweils an den Tagen, an denen sich der UA 
zum Zwecke der Beweisaufnahme zusammenfindet 
und regelmäßig statt findende Obleutebesprechun- 
gen 

3 . Nachfolgend aufgeführte Zeugen und Sach- 
verständige werden vernommen: 

MD Teltschik 

StS Prof. Dr. Schreckenberger 
Bundeskanzler Dr. Kohl 

- Ulrich Gabler 

- Gert Ingwersen 
Dirk Rathjens 

BM Dr. Stoltenberg 

Sachverständigenanhörung zum Außenwirtschafts- 
recht mit jeweils einem von jeder Fraktion 
benannten Gutachter 


139 neu Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 19. April 

1989 betr. Erweiterung der ADrs 11-139 um zwei 
weitere Zeugen, 

Frau Galka, Leiterin des Finanz- und Rech- 
nungswesens (zu laden über IKL) 

- Herr Große (zu laden über HDW) , 
falls einem der Zeugen Gabler, Ingwersen oder 
Rathjens vom 1. UA ein generelles Auskunftsver- 
weigerungsrecht zugestanden wird. 

Die Vernehmung der Vorgenannten (s. auch ADrs 11-139) 
soll bis zur Sommerpause 1989 abeschlossen sein. 

140 Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 13. 
Dezember 1988 (GEHEIM) 

140 a Schreiben des Vorsitzenden des 1. UA an RA Dr. 

Zoglmann, Rechtsvertreter von IKL, vom 24. Februar 
1989 betr. Aufhebung der Geheimeinstufung hier: 
Gelegenheit zur Stellungnahme 
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140 b 

140 c 

141 

141 a 

141 b 

142 

143 

144 

145 

146 

147 


Schreiben des RA Dr. Zoglmann, Rechtsvertreter von 
IKL, an den Vorsitzenden des 1. UA vom 17. März 1989 
betr. Aufhebung der Geheimeinstufung 
hier: Zwischenbescheid zum Ersuchen des 1. UA auf 
Entsperrung der Unterlagen 

Schreiben des RA Dr. Zoglmann, Rechtsvertreter von 
IKL, an den Vorsitzenden des 1. UA vom 10. Mai 1989 
betr. Aufhebung der Geheimeinstufung von Unterneh- 
mensakten (VS-NfD) 

Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 13. 
Dezember 1988 (GEHEIM) 

Schreiben des Vorsitzenden des 1. UA an RA Prof. Dr. 
Dahs, Rechtsvertreter von HDW, vom 24. Februar 1989 
betr. Aufhebung der Geheimeinstufung 
hier: Gelegenheit zur Stellungnahme 

Schreiben des R Prof. Dr. Dahs, Rechtsvertreter von 
HDW, an den Vorsitzenden des 1. UA vom 10. März 1989 
betr. Aufhebung der Geheimeinstufung 

hier: Ablehnung der Bitte um Aufhebung der Geheimein- 
stufung 

Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 27. April 1989 betr. Beiziehung der von der StA 
beim Landgericht Bonn in dem Ermittlungsverfahren 
gegen MD Teltschik wegen des Verdachts des Verwah- 
rungsbruches geführten Akten 


Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion im 1. UA 
vom 27. April 1989 betr. Beiziehung der von der StA 
beim Landgericht Aurich geführten Akten in dem 
Ermittlungsverfahren gegen Verantwortliche der Firma 
TNSW-Emden wegen des Verdachtes eines Vergehens nach 
dem AWG (Az. 1604 2 JS 1702/88) 

Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 23. Mai 
1989 betr. Beratung und Beschlußfassung über noch 
ausstehende Beweis- und andere Anträge der SPD-Frak- 
tion 

Antrag der Mitglieder der CDU/CSU- und der FDP-Frak- 
tion vom 2. Juni 1989 betr. Aufhebung der Geheimein- 
stufung von Unternehmensakten 

Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 2. Juni 
1989 betr. Beiziehung der dem 4. UA - 10. WP von den 
Firmen IKL und HDW vorgelegten Unterlagen, die auf 
Grund des Beschlusses des damaligen Untersuchungs- 
ausschusses vom 12. Februar 1987 "entsperrt" und 
damit offen zugänglich gemacht worden sind 

Antrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 2. Juni 
1989 betr. Vorlage eines Zwischenberichts 
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148 Organklage der SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag 
gegen den Deutschen Bundestag vom 3. Juli 1989 wegen 
Ablehnung des Antrags der SPD-Fraktion vom 16. 
Dezember 1988 auf Änderung des Einsetzungsbeschlusses 

149 Beweisantrag der Mitglieder der SPD-Fraktion vom 4. 
Oktober 1989 betr. Bei Ziehung 

1. von Auszügen aus Protokollen des HDW-Vorstan- 
des, die dem 4. UA - 10. WP Vorgelegen haben 
und dem 1. UA - 11. WP nicht wieder vorgelegt 
worden sind; 

2. der Erklärung der Pressestelle der Landes- 
regierung Schleswig-Holstein vom 2. August 1989 
mit der Wiedergabe des Wortlautes des Schrei- 
bens des BMWi bezüglich der Erteilung einer 
Strafverfolgungsermächtigung wegen der 
Lieferung von U-Boot-Plänen nach Südafrika; 

3. des "Vermerks ZR-1805/89" von Dr. Gördel (BMWi) 
vom 24. Mai 1989; 

4. der Drucksache 12/457 des Schleswig-Holsteini- 
schen Landtages vom 4. August 1989 mit der 
Antwort der Landesregierung auf eine Kleine 
Anfrage des Abg. Klaus Kribben (CDU) zum Thema 
"Sonderschiffbau-Exportgeschäfte durch die 
Howaldts-Werke/Deutsche Werft AG". 

150 Klageerwiderung des Deutschen Bundestages im 
Organstreitverfahren der SPD-Fraktion vom 26. Oktober 
1989 


151 Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 5. Dezember 1989 
betr. Beiziehung von Dokumenten der Vereinten 
Nationen sowie von Stellungnahmen der Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland bei den VN und des AA zur 
VN-Resolution vom 22. November 1989 

152 Beweisantrag der Fraktion DIE GRÜNEN vom 1. März 1990 
betr. Vernehmung des StS im BMF a. D. Dr. Günter 
Obert als Zeugen 

153 Beweisantrag der Fraktion DIE GRÜNEN vom 1. März 1990 
betr. Vernehmung des MD Dr. Walter Schmutzer, BMF, 
als Zeugen 

154 Beweisantrag der Fraktion DIE GRÜNEN vom 1. März 1990 
betr. Vernehmung des BM Wolf gang 

Schäuble als Zeugen 

155 Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN vom 1. März 1990 
betr. Reihenfolge der nächsten Zeugenvernehmungen 

156 Beweisantrag der Fraktion DIE GRÜNEN vom 7. März 1990 
betr. Anforderung von Unterlagen bei der StA bei dem 
Landgericht Kiel 
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157 

157a 

157b 

157c 

157d 

157e 

157 f 

157g 

157h 

157i 

157 j 


Antrag der Mitglieder der CDU/CSU- und der FDP- 
Fraktion vom 7. März 1990 betr. Einlegung der 
Beschwerde gegen den Beschluß des Amtsgerichts Bonn 
vom 23. September 1988 (50 Gs 500/88) 

Einlegung der Beschwerde des 1. UA vertreten durch 
den Vorsitzenden, Abg. Horst Eylmann MdB, gegen 
Howaldtswerke Deutsche Werft AG und Ingenieurkontor 
Lübeck am 15. März 1990 

Schreiben Amtsgericht Bonn bzgl. Beschwerdeverfahren 
vom 25. April 1990 (Geschäfts-Nr . 50 GS 254/90) ; 
Übermittlung eines Schriftsatzes von RA Prof. Dr. 
Dahs vom selben Tag betr. Antrag auf Zurückweisung 
der Beschwerde 


Schreiben Amtsgericht Bonn bzgl . Beschwerdeverfahren 
vom 3. Mai 199Ö (Geschäfts-Nr. 50 GS 254/90) ; 
Übermittlung einer Stellungnahme von RA Dr. Zoglmann 
vom 30. April 1990 zu dem Beschwerdeantrag des 
Ausschusses 


Schreiben des Vorsitzenden an das Amtsgericht Bonn 
vom 16. Mai 1990 betr. Erwiderung auf die Schrift- 
sätze von RA Prof. Dr. Dahs vom 25. April 1990 und 
von RA Dr. Zoglmann vom 30. April 1990 


Schriftsatz von RA Prof. Dr. Dahs an das Amtsgericht 
Bonn vom 22. Mai 1990 betr. Erwiderung auf das 
Schreiben des Vorsitzenden vom 16. Mai 1990 an das 
Amtsgericht Bonn 

Schreiben im Auftrag des Vorsitzenden an das 
Amtsgericht Bonn vom 6. Mai 1990 betr. Erwiderung auf 
den Schriftsatz von RA Prof. Dr. Dahs vom 22. Mai 
1990 

Schriftsatz von RA Prof. Dr. Dahs an das Amtsgericht 
Bonn vom 11. Juni 1990 betr. Erwiderung auf das 
Schreiben vom 6. Mai 1990 

Schreiben im Aufträge des Vorsitzenden an das 
Amtsgericht Bonn vom 12. Juni 1990 betr. Erwiderung 
auf den Schriftsatz von RA Prof. Dr. Dahs vom 11. 

Juni 1990 

Schriftsatz von RA Prof. Dr. Dahs an das Amtsgericht 
Bonn vom 19. Juni 1990 betr. Erwiderung auf das 
Schreiben vom 12. Juni 1990 

Schreiben Amtsgericht Bonn vom 11. Juli 1990 betr. 
Geschäftsnummer 50 Gs 254/90; Übermittlung eines 
Schriftsatzes von RA Dr. Zoglmann vom selben Tag 
betr. Geheimschutz im Ausschuß 
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157k 

1571 

157m 

157n 

157o 

157p 

158 

159 

160 


161 

162 

163 


Beschluß des Amtsgerichts Bonn - 50 Gs 254/90 - vom 
16. Juli 1990 

Beschluß des Landgerichts Bonn - 50 Gs 254/90 - vom 
30. Juli 1990 

Schreiben des Vorsitzenden an das Amtsgericht Bonn 
vom 9. August 1990 betr. Vollstreckung der Beschlag- 
nahme 

Schreiben von RA Dr. Zoglmann an den Vorsitzenden vom 
9. August 1990 betr. Verfahrensstand des Beschlagnah- 
meverfahrens 

Schreiben des Amtsgerichts Bonn an den Vorsitzenden 
vom 10. August 1990 betr. Verfahren 50 Gs 254/90 

Schreiben des Vorsitzenden an das Amtsgericht Bonn 
vom 5. September 1990 betr. Wahrung des Geheim- 
schutzes im 1. UA 

Antrag der Mitglieder der CDU/CSU- und der FDP- 
Fraktion vom 7. März 1990 betr. Bitte an den 
Justizminister des Landes Schleswig-Holstein, zum 
Zwecke einer informatorischen Anhörung den oder die 
Staatsanwälte der StA bei dem Landgericht Kiel zum UA 
zu entsenden 


Antrag der Mitglieder der CDU/CSU- und FDP-Fraktion 
vom 7. März 1990 betr. Beweiserhebung zum Unter- 
suchungsauftrag gemäß Bundestagsdrucksachen 11/50 und 
11/6463 durch Vernehmung der Abgn. Norbert Gansei, 
Dietrich Stobbe und Uschi Eid als Zeugen 

Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 5. März 1990 betr. 

la) Beiziehung der von der StA bei dem 
Landgericht Kiel beschlagnahmten oder 
sichergestellten Akten 

lb) sowie der Berichte von 
Bediensteten des BMF über 
einen Besuch bei der OFD 
Kiel im Juli 1987 und 

2) Anhörung der ermittelnden Staat- 

sanwälte der Staatsanwaltschaft Kiel 

Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 5. März 1990 betr. 
Vernehmung von BM Dr. Wolf gang Schäuble als Zeugen 

Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 5. März 1990 betr. 
Vernehmung des Abteilungsleiters im BMF MD Dr. Walter 
Schmutzer als Zeugen 

Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 5. März 1990 betr. 
Vernehmung des früheren StS im BMF Dr. Günter Obert 
als Zeugen 
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164 

165 

166 

167 

168 

168a 

168b 

168c 

168d 

168e 

168f 

169 

170 


Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 14. März 1990 betr. 
Vernehmung des Referatsleiters im BMWi, MR Christoph 
Haase, als Zeugen 

Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 14. März 1990 betr. 
Vernehmung des Mitarbeiters im BMF, der die die mit 
Beweisbeschluß ADrs 11-160 benannten Berichte verfaßt 
hat 

Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 14. März 1990 betr. 
Vernehmung des Referatsleiters im BMF, in dessen 
Referat die in ADrs. 11-160 Ziffer lb erwähnten 
Berichte verfaßt wurden 

Antrag der Mitglieder der CDU/CSU- und FDP-Fraktion 
vom 14. März 1990 betr. Vernehmung des vom BMF zu 
benennenden Bediensteten des BMF, der die im SPD- 
Antrag auf ADrs 11-160 lb) erwähnten Berichte verfaßt 
hat 

Schreiben der StA bei dem Landgericht Kiel vom 19. 
März 1990 betr. Bitte um Übersendung sämtlicher 
Protokolle der öffentlichen und nichtöffentlichen 
Sitzungen des 1. UA der 11. WP und um Aufnahme in den 
Verteiler für zukünftig anfallende Ausschußprotokolle 

Antwortschreiben des Ausschußsekretärs an die StA 
bei dem Landgericht Kiel vom 30. März 1990 


Schreiben des Vorsitzenden des l.UA an 
die StA bei dem Landgericht Kiel vom 18. 

Mai 1990 

Schreiben der StA bei dem Landgericht Kiel an das 
Parlamentsarchiv des Deutschen Bundestages vom 1. 
Juni 1990 

Schreiben des Vorsitzenden an die StA bei dem 
Landgericht Kiel, Herrn Oberstaatsanwalt Schwab, vom 
21. Juni 1990 

Schreiben der StA bei dem Landgericht Kiel vom 25. 
Juni 1990 betr. Überlassung von Ausschußprotokollen 

Schreiben des Vorsitzenden vom 29. Juni 1990 an die 
StA bei dem Landgericht Kiel betr. Überlassung von 
Ausschußprotokollen 

Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 28. März 1990 betr. 
Vernehmung des Parlamentarischen StS beim BMF, Dr. 
Friedrich Voss, als Zeugen 

Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 26. März 1990 betr. 
Beiziehung der von der StA bei dem Landgericht Bonn 
in dem Ermittlungsverfahren gegen MD Horst Teltschik 
wegen des Verdachts des Verwahrungsbruchs geführten 
Akten 
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171 Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 28. März 1990 betr. 
Vernehmung von Karl-Friedrich Albrecht (derzeit 
wohnhaft in der Republik Südafrika, deutscher 
Staatsangehöriger) als Zeugen 

172 Beweisantrag der Mitglieder der CDU/CSU- und FDP- 
Fraktion vom 28. März 1990 betr. Vernehmung des 
Parlamentarischen StS Dr. Friedrich Voss, BMF, als 
Zeugen 

173 Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 28. März 1990 betr. 
Beiziehung der von der StA bei dem Landgericht Kiel 
dem AA am 21. März 1990 zugesandten Akten mit der 
Bitte um gutachterliche Stellungnahme 

174 Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 28. März 1990 betr. 
Beiziehung der Akten, die von der StA bei dem 
Landgericht Kiel dem BMJ am 21. März 1990 zugesandt 
wurden 

175 Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 26. April 1990 
betr. Beiziehung der von der StA bei dem Landgericht 
Bonn in dem Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts 
der uneidlichen Falschaussage gegen MD Horst 
Teltschik geführten Akten 


176 Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 26. April 1990 
betr. Vernehmung von Svend Olaf Hansen 

177 Antrag der Mitglieder der CDU/CSU- und der FDP- 
Fraktion vom 26. April 1990 betr. schriftliche 
Auflistung der Kontakte zwischen OFD Kiel und der 
StA bei dem Landgericht Kiel durch das BMF 

178 Antrag der Mitglieder der CDU/CSU- und der FDP- 
Fraktion vom 26. April 1990 betr. schriftliche 
Auflistung der Kontakte zwischen der OFD Kiel und der 
StA bei dem Landgericht Kiel durch den Justizminister 
des Landes Schleswig-Holstein, Dr. Klaus Klingner, 

MdL 


179 

Beweisantrag der Fraktion DIE GRÜNEN vom 26. April 
1990 betr. Vernehmung von MDg a.D. Dr. Alfred 
Stenger, OAR Sticker und MR Dr. Wiehert, alle BMF 

180 

Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 3 . 
Vernehmung von MR Dr. Wiehert 

Mai 

1990 

betr 

181 

Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 3 . 
Vernehmung von MDg Dr. Stenger 

Mai 

1990 

betr 

182 

Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 3 . 
Vernehmung von Herrn Ingwersen, IKL 

Mai 

1990 

betr 
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183 

184 

185 

186 

186a 

187 

188 

188a 

189 

190 

191 

192 

193 


Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN vom 7. Mai 1990 betr. 
Bitte an die bayerische Staatskanzlei, Anlage zum 
Schreiben von F. J. Strauß an Bundeskanzler Kohl zur 
Verfügung zu stellen 

Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN vom 7. Mai 1990 betr. 
Vernehmung von Frau Ahr 

Brief des Ausschußvorsitzenden an die Präsidentin vom 
8. Mai 1990 betr. Mißachtung der Geheimhai tungsvor- 
schriften 

Brief des Leitenden Oberstaatsanwalts von Raab- 
Straube an den Vorsitzenden vom 16. Mai 1990 betr. 
Überlassung von Akten aus dem Finanzministerium des 
Landes Schleswig-Holstein und von Ausschußprotokollen 

Antwortschreiben des Sekretärs an Herrn von Raab- 
Straube vom 22. Mai 1990 

Antrag der SPD-Fraktion vom 11. Juni 1990 betr. Bitte 
an die Bayerische Staatskanzlei, den Brief des bayer- 
ischen Ministerpräsidenten von November 1984 an den 
Bundeskanzler zur Verfügung zu stellen 

Schreiben des Vorsitzenden an den Leitenden Ober- 
staatsanwalt von Raab-Straube vom 21. Juni 1990 


Schreiben des Vorsitzenden an den Leitenden Ober- 
staatsanwalt Holstein vom 21. Juni 1990 

Beweisantrag der Fraktion DIE GRÜNEN vom 27. Juni 
1990 betr. Vernehmung von Dr. Jürgen Rump, ZKI , Herrn 
Bauer, Sachverständiger BAW, 

StS a.D. Prof. Timmermann als Zeugen 

Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN vom 28. Juni 1990 
betr. informatorische und nichtöffentliche Anhörung 
eines Vertreters der StA bei dem Landgericht Kiel zum 
Stand des Ermittlungsverfahrens gegen Verantwortliche 
der Firmen HDW und IKL - 591 Gs 9809/89 

Schreiben des Abg. Gansei an den Vorsitzenden vom 
21. August 1990 betr. Akten der StA bei dem Landge- 
richt Kiel 

Antrag der SPD-Fraktion vom 3. September 1990 betr. 
Entsendung von einem oder mehreren Beamten der OFD 
Kiel zum Zwecke einer informatorischen Anhörung durch 
den BM der Finanzen, Dr. Theodor Waigel 

Antrag der SPD-Fraktion vom 3. September 1990 betr. 
einer durch den Vorsitzenden veranlaßten Zusam- 
menstellung derjenigen Beweisanträge und Beweis- 
beschlüsse, die seit der 46. Sitzung des 1. UA am 15. 
März 1990 eingebracht wurden und deren Behandlung 
oder Erledigung noch aussteht, durch das Sekretariat 
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des Ausschusses 

194 Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 3 . September 1990 

betr. Beiziehung des Registriervermerks des Bundes- 
kanzleramtes, aus dem sich der Eingang und die 
Behandlung des Briefes des früheren Bayerischen 
Ministerpräsidenten F.-J. Strauß vom 4. November 
1984 ergibt, sowie weitere Registriervermerke des 
Betreffs: "MP Strauß: Aufträge aus Südafrika" oder 
eines ähnlichen Betreffs 

Antrag der SPD-Fraktion vom 3. September 1990 betr. 
Aufforderung der Bundesregierung zur Stellungnahme, 
ob und gegebenenfalls auf welchen Gründen sie den 
betroffenen Unternehmen HDW und IKL zugesagt hat, 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse durch Einstufung 
in den Geheimhaltungsgrad "Geheim" gegen "unbefugte 
Offenbarung" zu schützen 

Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 3 . September 1990 
betr. Beiziehung der Ermittlungsakten bei der OFD 
Kiel, die von der StA bei dem Landgericht Kiel, wie 
sie gegenüber dem 1. UA mit Schreiben vom 17. August 
1990 angekündigt hat, an die OFD Kiel zur Ahndung 
einer Ordnungswidrigkeit gemäß § 33 AWG abgegeben hat 

Antrag der SPD-Fraktion vom 11. September 1990 betr. 
Bitte an die StA Bonn um Aufhebung der GEHEIM- 
Einstufung der von ihr dem Ausschuß überlassenen 
Akten im Ermittlungsverfahren gegen MD Teltschik 
wegen des Verdachts der falschen uneidlichen Aussage 

Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 11. September 1990 
betr. Vernehmung des PStS beim BMF, Dr. Friedrich 
Voss, als Zeugen 

199 Antrag der SPD-Fraktion vom 13. September 1990 betr. 
Bitte an die StA Bonn um Auskunft, auf wessen 
Veranlassung sie dem Bundeskanzleramt den Brief des 
früheren Bayerischen Ministerpräsidenten Dr. h.c. 
Strauß vom 5. November 1984 zugesandt hat, und ob 
dieser Brief gegenüber dem Empfänger in einen 
Geheimhaltungsgrad eingestuft wurde 

200 Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 13. September 1990 
betr. Beiziehung der Ermittlungsakten der StA Kiel, 
die diese in den Ermittlungsverfahren gegen den 
Präsidenten der OFD Kiel, Svend-Olaf Hansen und 
seinen Mitarbeiter RD Manfred Budrat, in den 
zwischenzeitlich eingestellten Ermittlungsverfahren 
wegen des Verdachts der Rechtsbeugung angelegt hat 

201 Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 11. September 1990 
betr. Vernehmung des BM Dr. Wolfgang Schäuble, als 
Zeugen 
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204 

205 

206a 

207 


Antrag der SPD-Fraktion vom 11. September 1990 betr. 
Vereidigung des Zeugen StS a.D. Prof. Dr. Waldemar 
Schreckenberger 

Antrag der SPD-Fraktion vom 11. September 1990 betr. 
Vereidigung des Zeugen HD Horst Teltschik 

Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 14. September 1990 
betr. Bei Ziehung der von der StA Bonn in dem 
Ermittlungsverfahren gegen MD Horst Teltschik wegen 
des Verdachts des Verwahrungsbruchs geführten 
Ermittlungsakten 

Schreiben des HDW-Vorstandes vom 20. September 1990 
betr. Gewährung rechtlichen Gehörs 

Schreiben IKL vom 25. September 1990 
betr. Gewährung rechtlichen Gehörs 

Antrag der Mitglieder der CDU/ CSU und der FDP- 
Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß U-Boote 
betr. Bitte an die Bundesregierung, den Bericht des 
1. UA - 11. WP und den Ergänzungsbericht einschließ- 
lich der abweichenden Auffassungen den VN-Ausschüssen 
Waffenembargoausschuß und Sonderausschuß gegen 
Apartheid zu übermitteln 
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Anlage 15 


02.12.03 


Einschreiben 

Herrn Dipl. «Kfm. 

Jochen Rohde 

Vorstand der Howaldtswerke - 
Deutsche Werft Aktiengesellschaft 
Postfach 14 6309 

2300 Kiel 14 


IK 97 


Sehr geehrter Herr Rohde, 

nachstehend fasse ich den neuesten Stand IK 97 zusammen, den 

Herr Ahlers Ihnen sicher schon berichtet hat: 

1. Wir erwarten in den nächsten Tagen das "grüne Licht" 
aus Bonn; 

2. wir hatten in den vergangenen Wochen mehrere Gespräche 
mit dem Kunden, die positiv verliefen. 

3. Aufgrund dieser Gespräche erwartet der Kunde kurz- 
fristig einen Vertragsentwurf für die Aktivität, die 
HDW und IKL gemeinsam angeht. Mit Herrn Ahlers und 
Herrn Hansen-Wester wurde vereinbart, drü das IKL 
Generalunternehmer wird und Unterauftrag an HDW erteilt. 
Vor Absenden des Vertragsentwurfs müssen wir uns mit 
Ihnen einigen. Herr Ahlers sagte mir, defl Sie für 

den kaufmännisch/juristischen Teil zuständig seien 
und Herr Ude für den technischen Teil. Herr Lide ist 
ja zur Zeit im Fernen Osten, und aufgrund meines heuti- 
gen Telefongespräches mit Herrn Hansen-Wester, wird 
Herr Hansen-Wester sich der technischen Dinge selbst 
snnehmen. Ich sende Ihnen als Anlage den Entwurf für 
einen Vertrag zwischen dem Kunden und IKL sowie den 
Entwurf einer Vereinbarung zwischen HDW und IKL. 

In dem Vertragsentwurf haben wir den Namen des Kurden 
und das Kundenland unkenntlich gemacht. 


- 2 - 
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Bitte, lesen Sie beide Papiere durch und rufen Sie 
mich an, damit wir dann kurzfristig einen Gesprächs- 
termin in Kiel oder Lübeck* vereinbaren können. 

4 • t Nach Erteilung des "grünen Lichtes" und riner Einigung 
zwischen HDW und IKL würde ich Herrn Adrian bitten, 
für HDW (voraussichtlich doch wohl für Sie) und IKL 
einen Termin bei Staatssekretär Dr. Schleifer vom 
Kieler Finanzministerium zu vereinbaren. Zu diesem 
Gespräch möchten wir auch unseren Wirtschaftsberater 
mitbringen. 

5. Der Abschluß des obengenannten Vertrages ist für Ende 
Januar 1984 beabsichtigt. 


Ich verbleibe 


mit freundlichen Grüßen 



2 Anlagen 
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fei // ^0 söj&f <teSt\r 

dp-* ' 


LeJ 

HOW 


Kiel, den 27. Kovecbver 1555 


PresseflEttteilura 


/7c< vt- 'h /fOl/ ir€yy€ tt 


Oer Vorstand der HOW erklärt' zun Thema Pretoria, das die Meldungen 
der "Kieler Nachrichten" den Sachverhalt unvollständig und nicht 
korrekt- wiederaabsn. Die vor Jahren von- laj an fe - r lL,. LC: ,üidt. r ;k / 
^IKLt und HDW mit Pretoria angafcnüpften Geschäftsbaziehungen wa- 
ren nach Auffassung der Finnen leitung nicht genehmigungspflichtig 
und ermöglichen auch keinen U-Bootsbau. 


Nach der Verschlechterung der Situation 


in Südafrika sind vor nähr 


als einer. Jahr diese Geschäftsbeziehunoen beendet worden. Darüber 
hinaus weist die HDW darauf hin, d=3 in-, Zusammenhang mit diesem Ge- 

9 

scheft kein G eld verein nahmt' worden ist. Aus beschäfti'oungspoli- 


tischen Gründen yanz es durchaus 
Lief ermöglichten wahrzunehmen , z 


wünschenswert gewesen, diese 
ur-al dar Handelsschiffba-J' in 


der Bundesrepublik nur mit Stützung durch andere Auftrags möglich 

j*t. 


Weitere Erklärungen werden im Hinblick auf das seit einigen Monaten 
laufende Ordnunaswidrigkeitsverfahren bei der Oberfinanzdlrektion 
Kiel zu' dieser. Zeitpunkt nicht gegeben, um nicht in das schwebende 
Verfahren sinzugreifen. 
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! 1 ?. DEZ. SM | 



- i 

X K- 

*i i 


i\ i 


£n.?oc cHmR 

Erleoiyone euren 


Aktenvermerk 



Kiel, den 14. Dezember 1984 
D Ah /mg 


Vertraul ich 


IK 97 - Gespräch mit Trevor Gibbon am 14. Dezember 1984 


Mr. Gibbon hat bestätigt, daß im Falle nach Mitte Januar für 
dieses Projekt "die Welt zusammenbricht" , die Unterlagen zu- 
rückgegeben werden. Er geht allerdings davon aus, daß auch 
dann die Finanzmittel weitestgehend zurückerstattet werden. 

Dennoch habe ich ihm zu verstehen gegeben, daß unser bishe- 
riger Wissensstand uns glauben läßt, daß bis Kitte Januar 
mit einer vertragsgemäßen Zustimmung gerechnet werden kann. 



0 C, F, M 
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INGENIEURKONTOR LÜBECK 
Prof. Gabler Necr>f. GmbH 



Niederschrift Nr. 


Lübeck, den 17. Aue. 19E.4 
I r.cw . / Rü 

VERTRAULICH •’ 

Verteil er 
* )G?1 
*)GT 3 
KP 

120/84 *)HDW/H. Fische: 

*)" /K. Petersei 



über eine Besprechung am 30. u. 31. Juli 1984 in KARATE. 
170-206 


Der Besprechung lag eine Agenda zugrunde, die hier als Anlage 1 
der NS beigefügt wird. Die Besprechung wurde in der Reihenfolge 
der Agenda durchgeführt: 

1. GREEN LIGHT 


Nach einem Telefongespräch mit GF1 in TJELLO wurde der Stand 
des grünen Lichts, wie abgesprochen, sehr allgemein darge- 
stellt und auf die Rückreise vor. Herrn Gibben verwiesen. Es 
wurde nur darcelegt, caß das GREEN LIGHT wohl in den nächsten 
Tagen erteilt werden würde, aber es wurden keine Einzelheiten 
mitgeteilt . 

2. Sicherheitsüberlecuncen bei der Beschaffuna 


Hierzu wurde ein Herr Brandt hinzugezecen, der offensichtlich 
so eine Art Geheimschutzmann dort im Amt wahrnimmt. Dieser 
Besprechungspunkt wurde aber verschoben, da man den genauen 
Wortlaut des grünen Lichts abwarten wellte. Nachdem dann am 
nächsten Tag Einzelheiten des grünen Lichts bekanntgegeben 
worden waren, wurde gemeinsam beschlossen, erst einmal abzu- 
warten, was denn die sog. "mittlere Lesung" im einzelnen 
bedeutet. Herr Brandt wird aus diesem Grunde an dem vorge- 
sehenen Besuch Anfang Oktober in TJELLO teilnehmen, um dort 
Einzelheiten mit uns zu besprechen. 

- 2 - 
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15 . taM 


Kiel, den IS. August 1984 
MV/ude/vi 

0 F, FU, M, MV, MVK , MV?, 
I XL, ' — 


Aktenvermerk 


Betr.s IK 97 

Vorg. s Besprechung ein 14.06.84 in Kiel 


Teilnehmer: Herr Nohse 

Herr Dr. Abels 

Herr Neitzke 
Herr Oinse 
Herr Ode 


Die Besprechung wurde anhand des beigefügten Besprechungs- 
punXte-Xataloges vcm IKL abcevickelt : 
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2 - 


Zu 9) : 

Die Aktivität 11 aus des Vorvertrag wird wie geplant 

fortgesetzt. 

Es besteht Einigkeit darüber, daß keine Blaupausen- 
Lieferung erfolgt, bis die gültige Genehmigung der 
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Bundesregierung vorliegt. 

Nach Terminplan wäre die erste Lieferung am 
06.10.84 fällig, die erste Zahlung des Kunden 
am 06.11.84. 
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N C t i 2 


la.nd.jye^ 
Ne/B , 


IK- 97/CF //■/!(:/ e* 

Beapxachunu «i t 14.08. 84: in Die tr i ehadorf • » I/V. 

III 


T.ei 1 nehmf. r . 

di« Harren: NaitxUfi 

Dinee 
Ilde 

Dr .. Abel a 
Nohae 


x.K. Cf 2 






Esai'a dea. Ccsprücha waren meine hand'sctir i ftl i'ehen Aufzeich- 
nungen verr. JQ.OE.ßd' und das Telefax an: Herrn Ude vor,. 13.QE'. fi4'. 
Als Ergebnis, xu den einzelnen Punkten, lat. ln Stich werten: feat- 
xuha 1 tan ; 

I. Vertrag. ist. per 06. 06. 84' rechtskräftig, geworden.;. 

Lei stunca« und 7flnluncar.er.Tjn» 


Harr Ahlera gab rr.cr unsere- } Examplara mit den Künden- 
und HDU-Unterachr i ftan. 


# • « 
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Vorgespräch. für 15. OB. 84: in Bonn - . *ur Frage: Wer. erteilt. 
una~ wie die Genehinl ; ounü?- _____ 


Dieser. Punkt wurde entsprechend.'. meinen Handnot.izsn. tua- h 
gaaöig diskutiert. Herr. Ahlers und! ich war-den versuchen , ( 
am 15. OB. 64' in Bonn', in dieser Angelegenheit' *ait6X2ukommen 
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Kiel, den 24. Mal 1984 
M HW/c? 


Von M 

An D, C, F , 

CF, KV, MVK 


Vertraulich 


Betreff: Projekt IX 97 


Bezug: - Heutige Telefonate mit Herrn Hohse 

(derzeit S.A.) 

- Heutige telefonische Abstimmung D/C/M 


Das IXL verhandelt derzeit in S.A. 

Der Vertrag soll unter dem Vorbehalt abgeschlossen werden, 
daß Bonn "grünes Licht" erteilt. Hiermit ist der Kunde ein- 
verstanden. Anläßlich des Regierungsbesuches des Kunden in 
Bonn, Anfang Juli, soll G. diesbezüglich ganz offen vom Kun- 
den angesprochen werden (dies wurde mit Zo. abgestiaat) . 

Der Xunde besteht darauf, daß HDW den Vertrag mit unterzeich- 
net. Ich habe grundsätzlich zugestimmt. 
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Von M 

An D, C, F, CT, KV 


Kiel/ cm 25. Januar 198-i 
M KW/cp 

0 Herr Nohse 



Betreff: Projekt IK 97 (S.A.) 

Bezug: - Vorst. Sit 2 g. am 23.01.84 

- Abs t immune D/M am 25.01. 84 


Mit diesem Projekt sine hochgestellte Vertreter der 
Bundes- unc Landesregierung befaßt . Außerdem hat sich 
der AB- Vor sitzende intensiv eingeschaltet. 

Es wurde dahier beschlossen./ daß D innerhalb des Vor- 

4 * 

Standes die Federführung für dieses Projekt übernimmt. 


M 
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DER BUNDESMINISTER DER FINANZEN 5300 Bonn 1, 23. Juni 1987 

IE A 7 - A 3022 - 134/87 

Vorsitzender des 1. Untersuchungsausschusses 
Herrn Abgeordneten Horst Eylmann 
— 11. Wahlperiode 
Bundeshaus 

5300 Bonn 1 

Betr.: Untersuchungsauftrag des Deutschen Bundestages 
vom 2. April 1987; 
hier: Vorlage der Akten 

Bezug: a) Ihr Schreiben vom 9. Juni 1987 

b) Mein Schreiben vom 19. Juni 1987 
- HI A 7 - A 3022 - 130/87 - 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Hiermit lege ich gemäß Beweisbeschluß 11-1 des 1. UA vom 3. Juni 1987 folgende 
Akten vor: 

1 Heft BMF- Akte 

Referat ID A 7 (Bl. 1 bis Bl. 78) 

2 Hefte Bußgeldakte Oberfinanzdirektion Kiel 

(Firma Ingenieurkontor Lübeck) 

Heft 1: Bl. 1 bis Bl. 56 
Heft 2: Bl. 57 bis Bl. 69 

1 Heft Bußgeldakte Oberfinanzdirektion Kiel 

(Firma Howaldts-Werke Deutsche Werft AG) 

Bl. 1 bis Bl. 46 

1 Heft Unterlagen (vom BMWi) 

Bl. 1 bis Bl. 15 

1 Heft Vermerk Staatssekretär Dr. Tietmeyer 
vom 7. Januar 1987 mit Anlage 
Bl. 1 bis Bl. 7 

1 Heft Erklärungen des Abteilungsleiters VQ1 im Bundesfüianzministerium. 

Im Hinblick auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 17. Juli 1984 
(BVerfGE 67, 100 ff.) sind Akten bzw. Aktenteile, soweit dies zum Schutz vor Offen- 
barung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen notwendig ist, als „VS-Geheim* 
eingestuft worden. Diese Akten werden der VS-Registratur des Deutschen Bundes- 
tages ebenfalls heute zugeleitet. 

Texte in den Akten, die sich auf Vorgänge beziehen, die nicht Gegenstand des 
Kontrollauftrags des Untersuchungsausschusses sind, wurden entsprechend der 
o. a. verfassungsgerichtlichen Entscheidung unkenntlich gemacht. Sofern in diesem 
Zusammenhang begründete Zweifel über die Vollständigkeit der übermittelten 
Akten erhoben werden sollten, sehe ich die Möglichkeit zu vereinbaren, daß Sie und 
Ihr Herr Stellvertreter im Bundesministerium der Finanzen vertraulich Einsicht in 
die Akten nehmen können. 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 

Dr. Obert 
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Verzeichnis der Behördenakten 


a) zu Beweiszwecken beigezogen 


Auswärtiges Amt: 

Hefter 1 (VS-NfD) 

Hefter 2 (GEHEIM) 

Hefter 3 (VS-NfD) 

Hefter 4 (GEHEIM) 

1 Hefter 

Bunde skan z 1 e r amt : 

1 Hefter 

Bundesministerium der Verteidigung: 

1 Hefter (GEHEIM) 

Bundesrainisterium für Wirtschaft: 

1 Heft Vorgänge des Ministerbüros 

1 Heft Vorgänge des StS-Büros 

1 Heft Vorgänge des Referates IV B 4 
1 Heft Vorgänge des Referates V A 4 

1 Heft Vorgänge des Referates III B 6 

1 Heft Vorgänge des StS-Büros 

1 Heft Vorgänge des Referates ZS 

1 Heft Vorgänge des Referates ZB 1 
1 Heft Vorgänge des Referates ZR 
1 Heft Vorgänge des Referates II B 6 (GEHEIM) 

1 Heft Vorgänge des Referates V A 4 

1 Heft Vorgänge des Bundesamtes für Wirtschaft (BAW) 
Bundesministerium der Finanzen: 

1 Heft BMF- Akte (Referat III A 7) 

2 Hefte Bußgeldakte OFD-Kiel (IKL) 

1 Heft Bußgeldakte OFD-Kiel (HDW) 

1 Heft Unterlagen (vom BMWi) 

1 Heft StS Dr. Tietmeyer vom 7. Januar 1987 mit Anlage 
1 Heft Erklärung des Abteilungsleiters VIII im 
Bundesfinanzministerium 
1 Heft Vorgänge des Referates III A 7 (GEHEIM) 

1 Heft Vorgänge des Referates III A 7 (GEHEIM) 

1 Heft Ablichtungen der auszugsweisen Übersetzung der 
Vereinbarung zwischen IKL/ HDW und L & S Maritime 
Technologies (Pty) Ltd., Südafrika (GEHEIM) 

1 Heft BMF-Akte Vorgänge Referat III A 7 (GEHEIM) 

1 Heft mit Anlagen Vorgänge Referat VIII A 5 (GEHEIM) 

1 Heft BMF-Akte, Referat III A 7 
1 Heft BMF-Akte, Referat VIII A 5 

1 Heft mit Anlagen zu BMF-Heft Referat VIII A 5 (GEHEIM) 
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- Bußgeldakte 3/86 (IKL) 

Band 1 

- Bußgeldakte 3/86 (IKL) 

Band 2 

- Bußgeldakte 3/86 (IKL) 

Band 3 

- Beiheft A (GEHEIM) 

- Bußgeldakte 30/86 (HDW) 

Band 1 

- Bußgeldakte 30/86 (HDW) 

Band 2 

- Bußgeldakte 30/86 (HDW) 

Band 3 

- Beiheft B (GEHEIM) 

- Heft 1 zu BL 3/86 und BL 30/86 

- Heft 2 zu BL 3/86 und BL 30/86 

- Beiheft C (GEHEIM) 

- Heft 3 zu BL 3/86 und BL 30/86 

- Beiheft D (GEHEIM) 

- Heft 4 zu BL 3/86 und BL 30/86 

- Beiheft E (GEHEIM) 

- Heft 5 zu BL 3/86 und BL 30/86 (NfD) 

- Heft 6 zu BL 3/86 und BL 30/86 

- Beiheft F (GEHEIM) 

- Heft 7 zu BL 3/86 und BL 30/86 

- Beiheft G (GEHEIM) 

- Heft 8 zu BL 3/86 und BL 30/86 

- Beiheft H (GEHEIM) 

- Heft 9, Ordner Presseberichte 

- Heft 10, Handakte AB 68/86 (IKL) 

- Beiheft I (GEHEIM) 

- Heft 11, Handakte AB 10/87 (HDW) 

- Beiheft K (GEHEIM) 

- Heft 12, Arbeitsunterlagen des Prüfers zu AB 68/86 und AB 
10/87 

- Beiheft L (GEHEIM) 

1 Vorgang (Berichte von Bediensteten des BMF über einen Besuch 
bei der OFD Kiel im Juli 1987) 


Generalbundesanwaltschaft: 

1 Band Sachakten (GEHEIM) 


Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Kiel (durch 
Generalstaatsanwaltschaft Schleswig) : 

1 Heft Vorprüfungsakten 
1 Sonderband "Reaktionen im Ausland" 

1 Sonderband "Rechtsprechungsunterlagen" 

2 Sonderhefte Zeitungsausschnitte 

1 Sonderheft (2 AR 500/86) (GEHEIM) 
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Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Kiel (durch 

den Chef der Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein) : 

1 Aktenordner, Hauptband I, 2 AR 500/86 
1 Aktenordner, Hauptband II, 2 AR 500/86 
1 Aktenordner, Hauptband III, 2 AR 500/86 
1 Aktenordner, Hauptband IV, 591 Js 9809/89 


Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Kiel (durch 
Justizminister des Landes Schleswig-Holstein) : 

8 Ermittlungsvorgänge (591 Js 9809/89) (GEHEIM) 

1 Schreiben des Leitenden Oberstaatsanwalts in Kiel 
vom 31.03.1990 (GEHEIM) 


Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Bonn (durch 
Justizminister des Landes Nordrhein-Westfalen) : 

1 Band Ermittlungsakten (50 Js 146/90) 

1 Schreiben des Leitenden Oberstaatsanwalts in Bonn 
vom 31.08.1990 

1 Schreiben des Justizministers des Landes 

Nordrhein-Westfalen vom 6. September 1990 nebst 
Anlagen 


b) auf Bitten des Ausschusses überlassene Unterlagen 


Auswärtiges Amt: 

7 Hefte UN-Dokumente 

1 Heft (Stellungnahme des Auswärtigen Amtes gegenüber 
der Staatsanwaltschaft Kiel mit Bericht zur 
UN-Resolution 44/27 I vom 21. November 1989 
und weiteren Anlagen) 


Bayerische Staatskanzlei: 

1 Ablichtung eines Schreibens des Bayerischen 

Ministerpräsidenten Franz Josef Strauß an Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl nebst Aktenführungsvorgängen 


Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein: 

1 Ordner mit Entwürfen zu den Antworten des damaligen 
Finanzministers Asmussen anläßlich der Landtagssitzung 
9. /II . 12.86 sowie 19.02.87 

1 Hefter mit Entwürfen zur Vorbereitung der Fragestunde des 
Landtages am 19.02.87 

1 Hefter "Überarbeitung der Ertragsrechnung 1983/84 - 1986/87 
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vom 28.03.84 

14 Hefte mit Vorgängen vom 26.11.86 - 06.02.90 


c) ohne Aufforderung des Ausschusses eingegangene Unterlagen 


Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein: 

11 Vermerke (1 Vermerk GEHEIM) zu Sitzungen des 4. UA - 10. WP 
nebst Anlagen 

5 Blatt Fotokopien von Anschreiben an Empfänger der Vermerke 
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AMTSGERICHT BONN 
50 Gs 500/88 AG Bonn 
(früher 50 Gs 499 - 500/88) 


Beschluß 

In dem Beschlagnahmeverf ährendes 1. Untersuchungsausschusses der 11. Wahlpe- 
riode des Deutschen Bundestages, vertreten durch seinen Vorsitzenden, den Abge- 
ordneten Horst Eylmann MdB, Bundeshaus, 5300 Bonn 1, 

Verfahrensbevollmächtigter: Prof. Dr. Hans-Peter Schneider, Delpweg 16, 3000 
Hannover 91, 

— Antragstellers — 


gegen 

1. die Howaldtswerke Deutsche Werft AG, vertreten durch den Vorstand, dieser 
vertreten durch seinen Vorsitzenden, Herrn Klaus Neitzke, Werftstraße 112 — 
114, 2300 Kiel 14, 

VerfahTensbevoilmächtigte: Rechtsanwälte Prof. Dr. Hans Dahs u. a., Ox- 
fordstr. 24, 5300 Bonn 1 

2. die Ingenieurkontor Lübeck, Prof. Gabler Nachf. GmbH, vertreten durch ihren 
Geschäftsführer Lutz Nohse, Niels-Bohr-Ring 5, 2400 Lübeck 1, 

VerfahTensbevoilmächtigte: Rechtsanwälte Dr. S. J. Zoglmann u. a., Maximi- 
liansplatz 18/TV, 8000 München 2 

— Antragsgegnerinnen — 

werden die Verfahren 50 Gs 499 u. 500/88 unter dem Aktenzeichen 50 Gs 500/88 
zur gemeinsamen Entscheidung verbunden und die Anträge kosten- und auslagen- 
pflichtig zurückgewiesen. 


Gründe: 

Die Fraktion der SPD im Deutschen Bundestag, 
11. Wahlperiode hat gemäß Drucksache 11/50 vom 
11. 3. 1987 den vom Fraktionsvorsitzenden Unter- 
zeichneten Antrag gestellt, 

„Der Bundestag wolle beschließen: 

Es wird ein Untersuchungsausschuß gemäß Artikel 44 
des Grundgesetzes eingesetzt. Ihm sollen elf Mitglie- 
der angehören. 

Der Ausschuß soll klären: 


I. 

In welcher Weise haben sich Bundeskanzler Dr. Hel- 
mut Kohl, andere Mitglieder der Bundesregierung, 
Ministerpräsidenten von Bundesländern, Mitarbeiter 
von Ministerien oder anderen staatlichen Stellen und 
der bayerische Ministerpräsident Dr. h. c. Franz Josef 
Strauß mit der beabsichtigten Lieferung von Unter- 
seebooten oder Konstruktionsunterlagen für den Un- 
terseebootsbau an die Republik Südafrika befaßt, ob- 
wohl derartige Lieferungen nach internationalem und 
deutschem Recht verboten sind? 


n. 

Unter welchen Umständen ist die rechtswidrige Liefe- 
rung von Konstruktionsunterlagen für den Untersee- 
bootsbau durch Unternehmen aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland an die Republik Südafrika zustande 
gekommen und erfolgt? Sind neben Konstruktionsun- 
terlagen auch Teile von Unterseebooten geliefert wor- 
den, und welche Unternehmen oder Staaten waren an 
diesen Geschäften beteiligt? 

m. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder 
andere Mitglieder der Bundesregierung, Ministerprä- 
sidenten von Bundesländern, Mitarbeiter von Mini- 
sterien oder anderen staatlichen Stellen getan oder 
unterlassen, um die rechtswidrige Lieferung von Kon- 
struktionsunterlagen für den Unterseebootbau an die 
Republik Südafrika rechtzeitig zu verhindern? 

IV. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder 
andere Mitglieder der Bundesregierung, Ministerprä- 
sidenten von Bundesländern, Mitarbeiter von Mini- 
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sterien oder anderen staatlichen Stellen getan oder 
unterlassen, um nach der rechtswidrigen Lieferung 
den Sachverhalt unverzüglich und vollständig aufzu- 
klären und den Schaden für die Bundesrepublik 
Deutschland und die deutsche Wirtschaft zu begren- 
zen? 

V. 

Dem Verfahren des Untersuchungsausschusses wer- 
den die Regeln zugrunde gelegt, die von den Mitglie- 
dern der Interparlamentarischen Arbeitsgemeinschaft 
im Entwurf eines Gesetzes, über Einsetzung und Ver- 
fahren von Untersuchungsausschüssen formuliert 
wurden, soweit sie geltendem Recht nicht widerspre- 
chen, und wenn nach übereinstimmender Auffassung 
der Mitglieder des Untersuchungsausschusses keine 
sonstigen Bedenken dagegen bestehen. * 

Ein entsprechender Ausschuß war bereits im 
10. Deutschen Bundestag als 4. Untersuchungsaus- 
schuß eingesetzt; diesem hatten die Antragsgegnerin- 
nen Akten vorgelegt, aus denen heraus durch Indis- 
kretion Veröffentlichungen in der Presse erfolgten. 

Der Antrag ist im 1 1. Bundestag in der 8. Sitzung vom 

2. 4. 1987 beraten worden. In der Debatte rügten die 
Sprecher der FDP und CDU — unter Hinweis darauf, 
daß sie im Ausschuß eine verfassungswidrige Kon- 
trolle der Länderexekutiven nicht dulden würden — 
die Verfassungswidrigkeit des Antrages der SPD- 
Fraktion, weil unzulässigerweise auch Länderexeku- 
tiven kontrolliert werden sollten und in ein schweben- 
des Ermittlungsverfahren der OFD Kiel eingegriffen 
werde, die untersuchte, ob die Antragsgegnerinnen 
sich ordnungswidrig verhalten hätten, sowie der An- 
trag durch die Bezeichnung von Lieferungen als 
rechtswidrig Vorverurteilungen enthalte. Gleichwohl 
werde man den Antrag passieren lassen, weil — wie 
der Sprecher der CDU hervorhob — man das Minder- 
heitenrecht nach Art. 44 GG respektiere. 

Über den Antrag winde nicht abgestimmt. Die amtie- 
rende Präsidentin des Bundestages führte vielmehr 
aus: 

„Wir brauchen über den Antrag der SPD nicht abzu- 
stimmen. Der Deutsche Bundestag ist bei einem An- 
trag eines Viertels seiner Mitglieder verpflichtet, ei- 
nen Untersuchungsausschuß einzusetzen. Der Antrag 
der Fraktion der SPD entspricht diesen Voraussetzun- 
gen. Ich kann somit feststellen, daß gemäß Art. 44 
Abs. 1 des Grundgesetzes der Untersuchungsaus- 
schuß eingesetzt ist. “ 

In der Folge ist der Antragsteller von den Fraktionen 
beschickt worden, zusammengetreten und hat am 

3. Juni 1987 beschlossen, unter anderem die sich auf 
den Untersuchungsauftrag beziehenden Akten der 
Antragsgegnerinnen beizuziehen. Diesen hat er auch 
durch Beschluß vom selben Tage die Einstufung der 
eingehenden Firmenakten als VS-geheim zugesi- 
chert, jedoch mit der Maßgabe, daß nach Eintreffen 
der Akten „dann — unter Wahrung eines Höchstma- 
ßes an Öffentlichkeit — und unter Berücksichtigung 
der Verfassung und der Rechtssprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts darüber befunden werden" solle, 
„ob es hinsichtlich der vorgelegten Akten bei der Ein- 
stufung VS-geheim bleibt oder nicht“. 


Nach einem Rechtsgespräch vom 4. 10. 1987 haben 
die Antragsgegnerinnen, die ursprünglich die Vor- 
lage jeglicher Akten verweigerten, Unterlagen vorge- 
legt, die sie nach ihrer Auswahl für die Arbeit des 
Ausschusses als hinreichend bestimmten. Der Aus- 
schuß hält diese vorgelegten Akten jedoch für unvoll- 
ständig und hat hierauf bereits am 12. 11. 1987 be- 
schlossen, die gerichtliche Beschlagnahme weiterer 
Akten, erforderlichenfalls Durchsuchung der Ge- 
schäftsräume der Antragsgegnerinnen zu beamtra- 
gen. 

Der Antrag ist sodann aber bei dem Gericht noch nicht 
gestellt worden. Vielmehr hat die Einsetzungsminder- 
heit gemäß Bundestagsdrucksache 1 1/1684 (neu) vom 
20. 1. 1988 im Bundestag beantragt, den Untersu- 
chungsauftrag des Antragstellers abzuändem, um, 
wie es in der Begründung heißt, „etwaige Bedenken 
auszuräumen, die bei der Vorbereitung und Durch- 
führung des Beschlagnahmeverfahrens für die Ak- 
ten" der Antragsgegnerinnen entstehen könnten, und 
wie folgt neu zu fassen. 

„Der Untersuchungsauftrag für den 1. Untersu- 
chungsausschuß der 11. Wahlperiode (Drucksache 
11/50) wird wie folgt geändert: 

I. 

In welcher Weise haben sich Bundeskanzler Dr. Hel- 
mut Kohl, andere Mitglieder der Bundesregierung, 
Mitarbeiter von Bundesministerien oder anderen 
staatlichen Stellen des Bundes mit der beabsichtigten 
Lieferung von Unterseebooten oder Konstruktionsun- 
terlagen für den Unterseebootsbau an die Republik 
Südafrika befaßt, obwohl derartige Lieferungen nach 
internationalem und deutschem Recht verboten 
sind? 

Ist dabei von privaten oder staatlichen Stellen auf den 
Entscheidungsbereich der Bundesregierung Einfluß 
genommen worden? 

II. 

Unter welchen Umständen ist die Lieferung von Kon- 
struktionsunterlagen für den Unterseebootsbau durch 
Unternehmen aus der Bundesrepublik Deutschland, 
insbesondere durch die Howaldtswerke — Deutsche 
Werft AG, Schwentiner Str. 1—3, 2300 Kiel 14, das 
Ingenieurkonto Lübeck, Prof. Gabler Nachf. GmbH, 
Niels-Bohr-Ring 5, 2400 Lübeck 1, und die Maschi- 
nenbau Gabler GmbH, Niels-Bohr-Ring 5, 2400 Lü- 
beck 1, an die Republik Südafrika zustande gekom- 
men und erfolgt? 

Sind neben Konstruktionsunterlagen auch Teile von 
Unterseebooten geliefert worden? 

Welche anderen Unternehmen oder Staaten waren an 
diesen Geschäften beteiligt? 

in. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder 
andere Mitglieder der Bundesregierung, Mitarbeiter 
von Bundesministerien oder anderen staatlichen Stel- 
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len des Bundes getan oder unterlassen, um die Liefe- 
rung von Konstruktionsunterlagen für den Untersee- 
bootsbau an die Republik Südafrika rechtzeitig zu 
verhindern? 

IV a 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder 
andere Mitglieder der Bundesregierung, Mitarbeiter 
von Bundesministerien oder anderen staatlichen Stel- 
len des Bundes getan oder unterlassen, um nach der 
Lieferung den Sachverhalt unverzüglich und vollstän- 
dig aufzuklären und den Schaden für die Bundesrepu- 
blik Deutschland und die Deutsche Wirtschaft zu be- 
grenzen? 

IV b 

Der Untersuchungsausschuß soll die von ihm gewon- 
nenen Erkenntnisse auch mit dem Ziel der Erarbei- 
tung einer Empfehlung an den Deutschen Bundestag 
und/oder die Bundesregierung auswerten, ob und ge- 
gebenenfalls welche gesetzgeberischen oder sonsti- 
gen Maßnahmen ergriffen werden müssen, um die 
völkerrechtliche Verpflichtung der Bundesrepublik 
Deutschland an das Waffen- und Rüstungsembargo 
gegen Südafrika aufgrund der Resolution 418 des UN- 
Sicherheitsrates vom 14. November 1977 einzuhal- 
ten.“ 

Dieser Antrag ist im 11. Bundestag in der 58. Sitzung 
vom 4. 2. 1988 beraten und gemäß Abstimmung abge- 
lehnt worden, weil er Erweiterungen des Untersu- 
chungsauftrages enthalte, deretwegen nur ein neuer 
Ausschuß beantragt werden könne. 

Hierauf hat der parlamentarische Geschäftsführer der 
SPD-Bundestagsfraktion mit Schreiben vom 18. 2. 
1 988 den Präsidenten des Deutschen Bundestages ge- 
beten, festzustellen, daß der Untersuchungsgegen- 
stand des Antragstellers gemäß Drucksache 11/1684 
(neu) geändert sei, da dieser Antrag gemäß Art. 44 
GG durch mehr als ein Viertel der Mitglieder des Bun- 
destages unterstützt worden sei. 

Dieser Bitte hat der Präsident des Deutschen Bundes- 
tages mit Schreiben vom 2. März 1988 nicht entspro- 
chen, da der Antrag aus Drucksache 11/1684 (neu) 
durch das Plenum abgelehnt worden war. 

Der antragstellende Untersuchungsausschuß hat die 
Auffassung vorgetragen, die etwaige Fehlerhaftigkeit 
seiner Einsetzung sei in dem Beschlagnahmeverfah- 
ren nicht zu prüfen. Im übrigen sei der Antragsteller in 
einem sogenannten vereinfachten Verfahren auf den 
ausreichenden Antrag der SPD-Fraktion durch still- 
schweigend konkludenten Beschluß des Bundestages 
ohne Abstimmung wirksam eingesetzt, weil ein Wi- 
derspruch gegen die entsprechende Feststellung der 
amtierenden Präsidentin des Bundestages nicht erho- 
ben worden sei. 

Etwaige Einsetzungsmängel seien auch geheilt, weil 
der Untersuchungsausschuß arbeite und die Unwirk- 
samkeit seiner Einsetzung nicht bei Bescheidung des 
Änderungsantrages Drucksache 11/1684 (neu) im 
Bundestag geltend gemacht, sondern der 1. Untersu- 
chungsausschuß als existent behandelt worden sei. 

Der Untersuchungsauftrag entspreche auch dem 
Grundgesetz. Soweit darin die Ministerpräsidenten 
der Länder und insbesondere der bayerische Mini- 


sterpräsident bezeichnet seien, seien diese nur als 
Vorsitzende oder Präsidiums- bzw. Vorstandsmitghe- 
der im Bundestag vertretener Parteien gemeint. Eine 
Teilnichtigkeit des Untersuchungsauftrages in diesem 
Punkte erfasse auch nicht den gesamten Untersu- 
chungsauftrag. 


Die Antragsgegnerinnen als Privatunternehmen müß- 
ten im Rahmen der Prüfung des Verhaltens der Bun- 
desregierung die parlamentarische Untersuchung ih- 
res Südafrikageschäftes dulden, insbesondere da die 
Antragsgegnerin zu 1. praktisch ein Unternehmen des 
Bundes sei und die Antragsgegnerin zu 2. engstens 
mit ihr zusammenarbeite. Sie müßten daher alle das 
Südafrikageschäft betreffenden Akten herausgeben, 
da der Ausschuß nur anhand aller Akten ein vollstän- 
diges Bild gewinnen könne. Da sie sich weigerten, 
müßten die betreffenden Akten gerichtlich beschlag- 
nahmt werden, soweit sie dem Ausschuß nicht bereits 
vorliegen, weil sie sämtlich zur Aufklärung des zu 
untersuchenden Gegenstandes von Bedeutung sein 
könnten. Er beantragt deshalb entsprechend der am 
19. 5. 1988 erfolgten Neufassung des Beschlusses vom 
12. 11. 1987, wegen deren Inhalts auf Anlage 33 zur 
Antragsschrift Bezug genommen wird, bezüghch der 
Antragsgegnerinnen die Beschlagnahme 


1. aller Akten und Geschäftsunterlagen, die bereits 
an den 4. Untersuchungsausschuß der 10. Wahlpe- 
riode des Deutschen Bundestages herausgegeben 
waren, 


2. entsprechender Auszüge aus den Exemplaren 

bezüglich der Antragsgegnerin zu 1. aller Vor- 
stands- und Aufsichtsratsprotokolle, 

bezüglich der Antragsgegnerin zu 2. aller Gesell- 
schafter- und Geschäftsführerbesprechungsproto- 
kolle, 


soweit sie Vorgänge enthalten, die vom Untersu- 
chungsauftrag erfaßt sind, seit dem 1. Januar 1983 
sowie 


3. aller Unterlagen, die mit der Sondierung und Vor- 
bereitung, dem Abschluß, der Durchführung, Er- 
füllung und Rückabwicklung der zwischen den Fir- 
men Howaldtswerke Deutsche Werft AG/Inge- 
nieurkontor Lübeck, Prof. Gabler Nachf. GmbH 
und der Firma Maritime Technologies (Pty) Ltd. 
abgeschlossenen Vereinbarung („Memorandum of 
Agreement") vom 15. 6. 1984, bzw. den mit der 
Firma Sandock- Austral Ltd. in Durban getroffenen 
Vereinbarungen („Memorandum of Agreement") 
vom 15. 6. 1984, bzw. den mit der Firma Sandock- 
Austral Ltd. in Durban getroffenen Vereinbarun- 
gen („Memorandum of Agreement") — ohne les- 
bares Datum — und („Amending Agreement") 
vom 29. April 1985 in Zusammenhang stehen, ins- 
besondere 

nur bezüghch der Antragsgegnerin zu 2. 

der vorläufigen IKL-Ausführangsstudie für ein 
Forschungstauchboot (Auftrag 070-204/4252/83 
vom 15. November 1983), 

der weiteren IKL-Studie (Auftrag 070-205/ 
4255/83) mit den Ausführungen über das Tauch- 
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boot, Abschußvorrichtung, Maschinenanlagen- 
leistungen, besonderer Kiel, besondere Peri- 
skope und Abschußrampen für Kurzstreckenra- 
keten, 

bezüglich beider Antragsgegnerinnen 

der sogenannten „Annexures“ zu den oben ge- 
nannten Vereinbarungen, aus denen sich die de- 
taillierten Angaben für die zu liefernden Konstruk- 
tionsunterlagen und das U-Boot-Modell ergeben, 
der Akquisitionsunterlagen für den Südafrika- Auf- 
trag zur Überprüfung eines Verstoßes gegen das 
Geheimschutzabkommen mit Indien, aller Belege 
über den Zahlungsverkehr zwischen den Firmen 
Howaldts-Werke Deutsche Werft ÄG/Ingenieur- 
kontor Lübeck, Prof. Gabler Nachf. GmbH und Fir- 
men in Südafrika sowie Dritten im Zusammenhang 
mit der Abwicklung der Aufträge zu den beiden 
oben genannten Ausführungsstudien, dem eigent- 
lichen Vertrag mit der Firma L & S Maritime Tech- 
nologies, der von Herrn Rathjens (HDW) gegen- 
über der Oberfinanzdirektion Kiel als .sogenann- 
ter Coververtrag' bezeichneten Vereinbarung mit 
der Firma S andock- Austral Ltd. in Durban — ohne 
lesbares Datum — , dem Abänderungsvertrag, incl. 
der Zahlungsanweisungen, die Provisionen und 
Vermittlungsgebühren betreffen, 

nur bezüglich der Antragsgegnerin zu 2. 

der fehlenden Seiten 1 und 3 ff. des „IKL-Tele- 
fonvermerks vom 4. 4. 1984 No/B.' 

bezüglich beider Antragsgegnerinnen 

der fehlenden Seiten 1 bis 4 und 6 ff. des Vermerks 
„NS-Nr. 158/84 Ingw./Rü Typ 1650 M-28.9.84“, 

nur bezüglich der Antragsgegnerin zu 2. 

der fehlenden Seiten 4 ff. .Stich wortartiger Ver- 
merk für interne Diskussionen“ von IKL-Ge- 
schäftsführer Nohse vom 30. 11. 1986, 

bezüglich beider Antragsgegnerinnen 

der fehlenden Seiten 2 ff. der Niederschrift vom 
15. 10. 1984 Ingw./B.“ über eine „Besprechung 
vom 1.10. bis 10.10.84" zu „IK91/GF Typ 
1650 M“ mit Ausnahme der dem Untersuchungs- 
ausschuß bereits vorliegenden Unterlagen (laut 
Anlage 1 der Antragsschrift, die den Antragsgeg- 
nerinnen schon mit Schreiben vom 25. April 1988 
zugegangen sei) gerichtlich anzuordnen, hilfs- 
weise nicht zur unmittelbaren Herausgabe an den 
Antragsteller, sondern zur Auswahl durch den zu- 
ständigen Ermittlungsrichter nach Maßgabe des 
Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 5. 11. 
1987 BVerfGE 74, 7 ff. 

Die Antragsgegnerin zu 1. beantragt, 

den Beschlagnahmeantrag vom 26. 5. 1988 zurückzu- 
weisen, 

hilfsweise: dem Beschlagnahmeantrag nur mit der 
Maßgabe stattzugeben, daß die beschlagnahmten 
Unterlagen an den Ermittlungsrichter zur Prüfung ih- 
rer Entscheidungsrelevanz für den Untersuchungs- 
auftrag des Antragstellers herauszugeben sind; 


hilfsweise: den Vollzug des Beschlagnahmebeschlus- 
ses bis zum rechtskräftigen Abschluß des Verfahrens 
auszusetzen. 

Die Antragsgegnerin zu 2. beantragt, 

den Antrag auf Beschlagnahme sämtlicher und/oder 
einzeln bezeichneter Akten der Antragsgegnerin, die 
sich auf das Beweisthema des Beweisbeschlusses 
Nr. 11-1 vom 3. 6. 1987 des Antragstellers beziehen, 
zurückzuweisen 

hilfsweise für den Fall des Erlasses eines Beschlag- 
nahmebeschlusses gemäß dem Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 5. 11. 1987 BVerfGE 74, 7 ff. zu 
verfahren 

hüfsweise die Vollziehung einer etwaigen Beschlag- 
nahme solange auszusetzen, bis im Wege der Be- 
schwerde, eventuell auch der Verfassungsbe- 
schwerde über deren Rechtswirksamkeit endgültig 
entschieden sei. 

Die Antragsgegnerinnen bestreiten dem Antragsteller 
die Legitimation zu dem Beschlagnahmebegehren, 
weil er ohne Beschlußfassung des Bundestages und 
ohne namentliche Unterzeichnung des Einsetzungs- 
antrages durch das nach Art. 44 GG erforderliche 
Quorum nicht wirksam eingesetzt und der Untersu- 
chungsauftrag verfassungswidrig sei. Für die be- 
gehrte Beschlagnahme fehle es auch am Rechts- 
schutzbedürfnis, zumal der Untersuchungsgegen- 
stand nach Auffassung der Ausschußmehrheit bereits 
geklärt sei. Durch die Beschlagnahme würde verfas- 
sungswidrig in unerträglicher Weise in ihren privaten 
Geschäftsbetrieb eingegriffen, zumal die ergriffenen 
Geheimschutzmaßnahmen erfahrungsgemäß nicht 
hinreichend wirksam seien. Als nicht gemeinwirt- 
schaftliche Unternehmen dürften sie nicht durch die 
Untersuchung ausgeforscht werden. Die Beschlag- 
nahme sei auch bei entsprechender Anwendung der 
StPO nicht erlaubt; zumindest fehle es an einem Tat- 
verdacht. 

Wegen aller weiteren Einzelheiten wird auf die einge- 
reichten Schriftsätze nebst Anlagen verwiesen. 

Das Amtsgericht Bonn ist gemäß § 162 StPO in Ver- 
bindung mit Art. 44 GG nach dem Konzentrations- 
grundsatz zuständig, da Beschlagnahmen in verschie- 
denen Amtsgerichtsbezirken beantragt sind. 

Die Anträge sind zurückzuweisen, da es an einem 
verfassungsmäßig zulässigen Untersuchungsauftrag 
fehlt, der Grundlage der beantragten Beschlagnah- 
men sein könnte. 

Allerdings ist der antragstellende Ausschuß zur Stel- 
lung des Beschlagnahmeantrages legitimiert. 

Zwar hat das Gericht bei Prüfung dieses Antrages 
auch die rechtlichen Voraussetzungen zu prüfen, die 
für die Wirksamkeit des Antrages und die Zulässigkeit 
der beabsichtigten Beweiserhebung von Bedeutung 
sind, auch ob der antragstellende Ausschuß ord- 
nungsgemäß sowie mit zulässiger Aufgabenstellung 
konstituiert wurde (vgl. BVerfGE 77 S. 1 ff., 39, LG 
Bonn NJW 1987 S. 790ff„ 791). 

Nicht zu prüfen ist aber entgegen der Auffassung der 
Antragsgegnerinnen, ob das für den Antrag Drucksa- 
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che 11/50 erforderliche Quorum vorlag und ob der 
Ausschuß in rechtmäßiger Weise eingesetzt worden 
ist Denn hierbei handelt es sich um einen innerparla- 
mentarischen Organisationsakt, der grundsätzlich mü- 
der verfassungsgerichtlichen Überprüfung unterliegt 
(vgl. Hess StGH DÖV 1972 S. 566f.). 

Daß die Feststellung der Einsetzung entgegen §§ 46, 
48 GschO BT erfolgt ist, ist nur eine solche Frage der 
Rechtmäßigkeit der Einsetzung. Diese ist mangels Ab- 
stimmung nicht ohne weiteres nichtig, da die Feststel- 
lung ohne Widerspruch getroffen wurde, der Aus- 
schuß von den Fraktionen in zulässiger Weise (vgl. 
BVerfGE 77, S. lff., S. 39ff.) beschickt worden ist und 
sich somit ordnungsgemäß konstituiert hat. 

Voraussetzung der beantragten Beschlagnahme ist je- 
doch ein zulässiger Untersuchungsauftrag. Dieser un- 
terliegt als Grundlage des Beschlagnahmebegehrens 
der vollen gerichtlichen Nachprüfung (vgl. LG Frank- 
furt/Main NJW 1987 S. 787). Insoweit verstößt der 
dem Antragsteller gemäß Drucksache 11/50 vom 
11. 3. 1987 erteilte Auftrag gegen das Bundesstaats- 
prinzip des Art. 20 Abs. 1 GG. 

Zwar ist das Recht des Bundestages, Untersuchungs- 
aufträge zu erteilen, nach dem Wortlaut des Art. 44 
GG nicht beschränkt. Aus dem Zusammenhang der 
Verfassung ergibt sich aber, daß Untersuchungsauf- 
träge sich im Rahmen des Aufgabenbereichs des Bun- 
destages halten müssen und nicht andere als Bundes- 
aufgaben betreffen dürfen (vgl. BVerfGE 77 S. 1 ff., 44, 
Bay VerfGH Bay VB1 1977 S. 597 ff.). 

Hiermit steht nicht im Einklang, daß auch immittelbar 
das Verhalten der Ministerpräsidenten und der Mitar- 
beiter von Ministerien und anderen Stellen der Län- 
der untersucht werden soll (vgl. Maunz-Dürig Kom- 
mentar zum Grundgesetz Art. 44 Randnummer 16, 
Mangoldt-KLein das Bonner Grundgesetz 2. Auflage 
1964 III 3 a zu Art. 44 GG, Arloth NJW 1987 
Seite 808 f., 809). 

Der Auslegung des Antragstellers, der in dem Unter- 
suchungsauftrag besonders genannte bayerische Mi- 
nisterpräsident und die anderen Ministerpräsidenten 
von Bundesländern seien nur als Vorsitzende oder 
Präsidiums- bzw. Vorstandsmitglieder der im Bundes- 
tag vertretenen Parteien und nicht als Verfassungsor- 
gane der Länder gemeint, steht der eindeutige Wort- 
laut des Untersuchungsauftrages, insbesondere die 
gleichzeitige Einbeziehung von Mitarbeitern der Mi- 
nisterien und anderer staatlicher Stellen der Länder 
entgegen. Versuche des Gutachters des wissenschaft- 
lichen Dienstes des Bundestages, denen sich der An- 


tragsteller angeschlossen hat, den Untersuchungsauf- 
trag verfassungskonfonn einschränkend dahin auszu- 
legen, daß das Verhalten der Länder nur insoweit zu 
untersuchen sei, als dies mittelbar zur Kontrolle der 
Bundesregierung erforderlich sei (vgl. Anlage 13 zur 
Antragsschrift Seite 25), bzw. die auf die Kontrolle von 
Länderorganen sich beziehenden Teile des Untersu- 
chungsauftrages seien von Anfang an nichtig, so daß 
der Untersuchungsauftrag verfassungskonfonn dahin 
zu lesen sei, daß er sich nur auf das Verhalten von 
Bundesorganen und ihren nachgeordneten Stellen 
beziehe (vgl Anlage 29 zur Antragsschrift Seite 6), 
helfen da nicht weiter. 

Denn dies würde bedeuten, daß der Antragsteller 
selbst im Rahmen der vorgetragenen verschiedenen 
Möglichkeiten erst festzulegen hätte, worauf sich der 
Untersuchungsauftrag erstreckt. In diesem Sinne ha- 
ben auch in der Einsetzungsdebatte vom 2. 4. 1987 die 
Sprecher der FDP und CDU-Fraktion schon angekün- 
digt, sie würden im Ausschuß eine verfassungswid- 
rige Kontrolle der Länderexekutiven nicht dulden, 
freilich ohne das der Untersuchungsauftrag entspre- 
chend geändert worden wäre. 

Einer solchen nachträglichen Bestimmung des zuläs- 
sigen Umfanges des Untersuchungsauftrages durch 
den Ausschuß selbst steht der Bestimmtheitsgrund- 
satz entgegen, nämlich daß das Parlament selbst und 
nicht erst der Ausschuß den Untersuchungsauftrag 
festlegen muß. Wird es dem Ausschuß überlassen, die 
Verfassungsmäßigkeit des Untersuchungsauftrages 
zu prüfen und seine Untersuchungen danach einzu- 
richten, so ist der Gegenstand der Untersuchung nicht 
hinreichend bestimmt (vgl. Hess StGH DÖV 1967 
S. 51 ff., 56 f., StGH Bad.Württ. DÖV 1977 S. 524 ff., 
Bay VerfGH Bay VB1 1977 S. 597 ff., Maunz-Dürig 
a. a. O. RdNr. 11 Rechenberg Bonner Kommentar 
RdNr. 7 zu Art. 44 GG). 

Der somit unzulässige Untersuchungsauftrag kann 
nicht Grundlage einer Beschlagnahme sein. 

Die Mängel des Untersuchungsauftrages sind schließ- 
lich durch den Antrag der Einsetzungsminderheit 
Bundesdrucksache 11/1684 (neu) nicht geheilt wor- 
den, da die mit diesem beabsichtigte Änderung des 
Untersuchungsgegenstandes nicht die Zustimmung 
des Bundestages gefunden hat, sondern durch förmli- 
chen Beschluß abgelehnt worden ist. 

Die Kosten- und Auslagenentscheidung folgt aus ent- 
sprechender Anwendung des § 465 StPO i. V. m. 
Art. 44 GG. 


5300 Bonn, den 23. September 1988 
Amtsgericht Bonn, Abt. 50 


Hertz-Eichenrode 
Richter am Amtsgericht 
Ausgefertigt: Boefen 

Justizangestellter als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle des Amtsgerichts 
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HANS MEYER, Professor Dr. jur. 


6000 Frankfurt am Main 80, Georg-Speyer-Str. 28 

3. Juli 1989 


An das 

Bundesverfassungsgericht 
— Zweiter Senat — 
Schloßbezirk 3 
7500 Karlsruhe 


Namens und lm Aufträge 
der SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag 
erhebe ich Organklage 
gegen den Deutschen Bundestag 
und beantrage festzustellen: 

Der Deutsche Bundestag hat das Recht der SPD-Fraktion aus Art. 441 GG verletzt, das Untersuchungsthema 
des 1. Untersuchungsausschusses des 11. Bundestages in einer die weitere Durchführung der Beweisauf- 
nahme ermöglichenden Weise zu gestalten, indem er den Antrag der SPD-Fraktion vom 16. Dezember 1988 
auf entsprechende Änderung des Einsetzungsbeschlusses durch Beschluß vom 25. Januar 1989 ablehnte, 
ohne seinerseits eine Korrektur vorzunehmen. 


I. Der Anlaß des Organstreites 

In der Sache geht es um die parlamentarische Kon- 
trolle des U-Boot-Geschäftes zwischen deutschen Fir- 
men und Südafrika und die Frage, inwieweit staatli- 
che Stellen dieses Geschäft gefördert oder doch we- 
nigstens nicht verhindert haben. Kurz nachdem in der 
Öffentlichkeit Einzelheiten über ein solches Geschäft 
bekannt geworden waren, wurde auf Antrag der Op- 
position gegen Ende des 10. Deutschen Bundestages 
ein Untersuchungsausschuß eingesetzt, der seine Ar- 
beit nicht beenden konnte. Im 11. Deutschen Bundes- 
tag wurde daraufhin erneut ein Untersuchungsaus- 
schuß mit entsprechendem Auftrag eingesetzt. Im 
Zuge der Beweiserhebung des Ausschusses lehnte 
das Amtsgericht Bonn den Antrag des Untersu- 
chungsausschusses auf Beschlagnahme von Akten 
zweier Privatuntemehmen mit der Begründung ab, 
der Untersuchungsauftrag verstoße gegen das Bun- 
desstaatsprinzip; daher sei eine Beschlagnahme un- 
zulässig. Die Ausschußmehrheit lehnte es ab, Be- 
schwerde zu erheben, die entsprechende Bundestags- 
Mehrheit weigerte sich aber auch, den Untersu- 
chungsauftrag entsprechend zu ändern. Diese Weige- 
rung ist primärer Gegenstand des Organstreits. 


II. Zur Zulässigkeit der Organklage 

Eine Fraktion des Deutschen Bundestages ist nach 
§ 63 BVerfGG im Organstreit parteifähig, also organ- 
streitfähig. Die antragstellende SPD-Fraktion ist inso- 
fern zusätzlich organstreitfähig, als sie sich mit dem 
Antrag gemäß Art. 44 I GG auf Einsetzung des 1. Un- 
tersuchungsausschusses der 11. Wahlperiode (Druck- 
sache 11/50 — Anlage 1) als .das Viertel der Mitglie- 


der des Bundestages konstituiert hat“ (BVerfGE 67, 
100, 124). 

Die SPD-Fraktion ist gemäß § 64 I BVerfGG antrags- 
befugt. Es mag dahinstehen, ob sich dies schon daraus 
ergibt, daß die SPD-Fraktion das Recht des Bundesta- 
ges auf eine Untersuchung nach Art. 44 1 GG als ver- 
letzt geltend machen kann. Im Organstreit anläßlich 
des Flick-Untersuchungsausschusses hat das Bundes- 
verfassungsgericht das Recht der Untersuchung nach 
Art. 44 I GG (auch) als ein Recht des Parlaments in 
seiner Gesamtheit angesehen und eine Fraktion für 
befugt gehalten, die Verletzung dieses Rechts zu rü- 
gen. Eine Antragsbefugnis in Prozeßstandschaft für 
den Bundestag ergibt das Problem, daß zumindest 
theoretisch auf beiden Seiten des Organstreites das- 
selbe Organ stritte. Da der Antragstellerin um der 
Wirksamkeit der parlamentarischen Untersuchung 
willen jedoch an einer raschen Erledigung des Rechts- 
streites gelegen ist, werden die damit zusammenhän- 
genden Fragen nicht weiter verfolgt, wenn nicht der 
Senat in diesem Punkte ein näheres Eingehen 
wünscht. 

Die Antragsbefugnis ergibt sich jedenfalls aus der ver- 
fassungsrechtlichen Stellung der SPD-Fraktion als 
konkrete Antragsminderheit im Sinne des Art 44 I 
GG. Wie das Bundesverfassungsgericht in der Ent- 
scheidung 67, 100, 126 zu Recht festgestellt hat, ist das 
U ntersuchungsrecht auch ein Minderheitsrecht. Die 
jeweilige Minderheit hat daher auch einen entspre- 
chenden verfassungsrechtlichen Anspruch auf Durch- 
führung der Untersuchung. Wird dieses Recht durch 
die Mehrheit vereitelt, so liegt die Verletzung eines 
der Minderheit nach Art. 44 I GG zustehenden Rech- 
tes vor. Gerade dies macht die SPD-Fraktion geltend. 
Der Bundestag hat durch den mit den Stimmen der 
Regierungs-Mehrheit herbeigeführten Beschluß, eine 
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Korrektur des vom Amtsgericht für verfassungswidrig 
gehaltenen Einsetzungsbeschiusses abzulehnen, das 
Recht der Minderheit auf parlamentarische Untersu- 
chung entgegen dem Grundgesetz vereitelt. 

Der Antragsgegner ist nach § 63 BVerfGG organ- 
streitfähig. Da die Entscheidung der Regierungs- 
Mehrheit dem Deutschen Bundestag zugerechnet 
wird, trägt er die rechtliche Verantwortung für die 
Verweigerung der Korrektur. Er ist daher auch der 
richtige Antragsgegner. 

Die Frist des § 64 III BVerfGG ist gewahrt. Der Antrag 
auf Korrektur des Einsetzungsbeschlusses wurde am 
25. Januar 1989 vom Deutschen Bundestag abgelehnt 
(Plenarprotokoll 11/121 S. 8887-8892 und 8899- 
8901 — Anlage 2). 


III. Zur Begründetheit des Antrags 

Die Regierungsmehrheit hat durch ihre Ablehnung 
der Korrektur des Einsetzungsbeschlusses das in 
Art. 44 I GG normierte Untersuchungsrecht der kon- 
kreten Antragsminderheit verletzt. Dieses Recht be- 
steht nicht nur in dem Anspruch, daß ein Untersu- 
chungsausschuß zum gewünschten Thema eingesetzt 
wird, sondern erstreckt sich, wenn das Recht denn 
überhaupt einen Sinn haben soll, auf die Durchfüh- 
rung der Untersuchung. Dieses Recht ist durch das 
Verhalten der Mehrheit vereitelt worden. 

Die Erhebung der „erforderlichen Beweise“ im Sinne 
des Art. 44 1 1 GG ist durch die Ablehnung der Kor- 
rektur des Untersuchungsauftrages unmöglich ge- 
worden, nachdem eine Beschlagnahme aufgrund des 
unkorrigierten Untersuchungsauftrages vom Amtsge- 
richt wegen angenommener Verfassungswidrigkeit 
abgelehnt worden war und die Mehrheit im Ausschuß 
es abgelehnt hatte, gegen diesen Beschluß Be- 
schwerde zu erheben. Der Untersuchungsausschuß 
hat die Beweiserhebung gegen den Protest der Min- 
derheit bis zur Entscheidung über diese Organklage 
eingestellt (s. Kurzprotokoll der 38. Sitzung des Unter- 
suchungsausschusses vom 11. Mai 1989, S. 5— 7 — 
Anlage 3). 

Zur Begründung im einzelnen wird zunächst ein kur- 
zer Abriß über das U-Boot-Geschäft als Gegenstand 
der parlamentarischen Kontrolle gegeben (1.). Dann 
werden die Rechte der Antragsminderheit nach 
Art. 44 I GG dargelegt (2.), die Verantwortung der 
Parlamentsmehrheit für die Funktionsunfähigkeit des 
Ausschusses dargetan (3.), die Verpflichtung zur Kor- 
rektur eines als verfassungswidrig erkannten Unter- 
suchungsauftrages begründet (4.) und die Verfas- 
sungsmäßigkeit des Korrekturantrages untersucht 
(5. und 6.). Unter 7. folgt eine kurze Zusammenfas- 
sung. 


1. Das U-Boot-Geschäft als Gegenstand 
parlamentarischer Kontrolle 

Ende November 1986 berichtet eine Kieler Tageszei- 
tung, die Howaldtswerke — Deutsche Werft AG 
(HDW) habe ohne die notwendige Ausfuhrgenehmi- 


gung nach dem Außenwirtschaftsgesetz (AWG) Kon- 
strukticnspläne Für den Bau von U-Booten nach 
Südafrika verkauft, und es gebe ein entsprechen- 
des Bußgeldverfahren gegen den Vorstandsvorsitzen- 
den der HDW und die Firma selbst. Die HDW 
ist eine Tochter des bundeseigenen Salzgitter-Kon- 
zerns mit einer Beteiligung des Landes Schleswig- 
Holstein von etwas über 25 % (Plenarprotokoll 10/253 
S. 19631 C). 

Am 3. Dezember 1986 beantragt die Fraktion DIE 
GRÜNEN die Einsetzung eines parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses (BT-Drucks. 10/6659). Am 
9. Dezember 1986 bringt die Fraktion der SPD eben- 
falls einen Antrag auf Einsetzung eines parlamentari- 
schen Untersuchungsausschusses ein (BT-Drucks. 
10/6709), worauf die Fraktion DIE GRÜNEN ihren 
Antrag vom 3. Dezember 1986 zurückzieht und 
gleichzeitig einen Ergänzungsantrag zum SPD-An- 
trag stellt ((BT-Drucks. 10/3737). 

Am 10. Dezember 1986 nimmt der Deutsche Bundes- 
tag den Antrag der Fraktion der SPD mit der Ergän- 
zung der Fraktion DIE GRÜNEN an (Plenarproto- 
koll 10/255 S. 19976). 

Die Sprecher der Regierungs-Fraktion halten den Un- 
tersuchungsausschuß für überflüssig, da alles Wesent- 
liche schon geklärt sei. Sie monieren, daß in der Kürze 
der bis zum Ende der Wahlperiode zur Verfügung ste- 
henden Zeit eine Aufklärung nicht möglich sei und es 
sich daher nur um ein Wahlkampfinstrument handele. 
Verfassungsrechtliche Bedenken werden nicht geäu- 
ßert. Die Regierungs-Fraktionen enthalten sich bei 
der Abstimmung der Stimme. 

Der entsprechend eingesetzte 4. Untersuchungsaus- 
schuß der 10. Wahlperiode hört in 15 Sitzungen eine 
Reihe von Zeugen. Sie stammen im wesentlichen aus 
dem Bundesbereich. Soweit Zeugen aus dem Bereich 
der beteiligten Finnen vernommen werden, gesteht 
ihnen der Untersuchungsausschuß ein generelles 
Zeugnisverweigerungsrecht zu. Die Oppositionspar- 
teien bemängeln die verzögerliche Haltung der Mehr- 
heit des Ausschusses bei der Durchführung der Unter- 
suchung. Die Regierungs-Mehrheit weist diesen Vor- 
wurf zurück. Der Ablauf der Wahlperiode macht es 
unmöglich, weitere 18 Zeugen zu hören, deren Ver- 
nehmung durch den Ausschuß beschlossen war. Ein 
Bericht an den Bundestag wird nicht erstellt. 

Nach Konstituierung des 1 1. Deutschen Bundestages 
betreiben die Fraktionen der SPD und DIE GRÜNEN 
erneut die Einsetzung eines Untersuchungsausschus- 
ses zum Thema. In der 8. Sitzung am 2. April 1987 
werden die entsprechenden Anträge beraten (Plenar- 
protokoll 11/8 S. 432 B bis 439 C - Anlage 5). 

Der Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN (BT- 
Drucks. 11/84 — Anlage 4) weicht von dem Einset- 
zungsbeschluß in der 10. WP nicht unerheblich ab und 
zeichnet sich durch eine stark konkretisierte Frage- 
stellung aus. So soll der Ausschuß unter anderem klä- 
ren, „welchen Umfang . . . das U-Boot-Geschäft der 
Firmen Howaldtswerke — Deutsche Werft AG (HDW) 
und Ingenieurkontor Lübeck (IKL) mit Südafrika tat- 
sächlich“ hat und „welche vertraglichen Bindun- 
gen . . . die Firmen eingegangen (sind), und welche 
bundesdeutschen Zuliefererfirma oder Zweignieder- 
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lassungen bundesdeutscher Finnen in Südafrika . . . 
an dem U-Boot-Geschäft beteiligt“ waren oder sind. 

Der Sprecher der FDP-Fraktion begründet für seine 
Fraktion die Ablehnung dieses Antrages, weil er nur 
versuche, „das bisher schon erfolglose Unternehmen 
fortzusetzen“. Der Sprecher der CDU/CSU-Fraktion 
befaßt sich mit dem Antrag der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN nicht. Der Sprecher der SPD-Frakbon erklärt, 
der Antrag könne als eine Einengung des Untersu- 
chungsauftrags im Hinblick auf das Untersuchungs- 
thema des 4. Untersuchungsausschuß der 10. Wahl- 
periode verstanden werden; daher lehne seine Frak- 
tion den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN ab. Der 
Antrag findet denn auch keine Mehrheit (aaO 
S. 439 A). Die Fraktion DIE GRÜNEN erreicht das 
Minderheitsquorum des Art. 44 I GG nicht. 

Die SPD-Fraktion übernimmt in ihrem Einsetzungsan- 
trag denselben Untersuchungsauftrag, den schon der 
4. Untersuchungsausschuß der 10. Wahlperiode hatte 
(BT-Drucks. 11/50 — Anlage 1). Zur Begründung für 
die Fortsetzung der Untersuchung wird angeführt, der 
Untersuchungsausschuß der vorangegangenen Wahl- 
periode habe seinen Auftrag nicht voll erfüllen kön- 
nen, eine Reihe von beschlossenen Zeugenverneh- 
mungen hätten nicht mehr durchgeführt werden kön- 
nen, über Beweisanträge der SPD-Mitglieder im Aus- 
schuß habe aus zeitlichen Gründen nicht mehr ent- 
schieden werden können, Akten hätten nicht vollstän- 
dig Vorgelegen und schließlich seien erhebliche Wi- 
dersprüche zutage getreten, die aus zeitlichen Grün- 
den nicht mehr hätten geklärt werden können. Die 
Begründung des Antrags schließt mit der Feststel- 
lung: „Das öffentliche Interesse an der Aufklärung 
des Sachverhaltes, auf den sich die Fragen I bis IV 
beziehen, dauert unverändert an. Der Untersuchungs- 
auftrag ist deshalb unverändert vom Untersuchungs- 
ausschuß des 10. Deutschen Bundestages übernom- 
men worden. " 

Die wörtliche Beibehaltung des Untersuchungsauftra- 
ges sollte zum einen die Übernahme der Erkenntnisse, 
soweit sie bei der Untersuchung in der vorangegange- 
nen Wahlperiode entstanden waren, ermöglichen und 
die erneute Vernehmung schon vernommener Zeu- 
gen nach Möglichkeit erübrigen. Der Abg. Gansei 
(SPD) spricht denn auch in seiner Begründung des 
Antrages von einer „Erneuerung des Untersuchungs- 
auftrags" (aaO S. 433 B). 

Die Sprecher beider Regierungs-Fraktionen halten 
den Untersuchungsausschuß für überflüssig. Der 
Sprecher der FDP-Fraktion erklärt, die Bundesregie- 
rung habe „die maßgeblichen Fakten schon vorher 
auf den Tisch gelegt“ (aaO S. 435 D und S. 436 C). 
Der Sprecher der CDU/CSU-Fraktion erklärt: „Der 
Sachverhalt, der aufgeklärt werden soll, ist nämlich 
längst klar“ (aaO S. 437 C). 

Zum ersten Mal werden gegen den Antrag als solchen 
Bedenken geltend gemacht. Der Sprecher der FDP- 
Fraktion sieht den Antrag der SPD „mit gravierenden 
Mängeln behaftet" (aaO S. 435 D). Sie werden drei- 
fach begründet. Die erste Begründung lautet: „Ohne 
Begrenzung und ohne Rücksicht auf das Bund-Län- 
der- Verhältnis . . . soll hier das Verhalten von Landes- 
regierungen ausgekundschaftet werden. “ Der zweite 


Grund lautet: „Rechtsstaatlich im höchsten Maße an- 
greifbar ist das Unterfangen der SPD, durch einen 
Untersuchungsausschuß Einfluß auf die noch nicht 
abgeschlossenen Verfahren bei der Oberfinanzdirek- 
tion Kiel zur Ahndung von etwaigen Verstößen gegen 
das Außenwirtschaftsgesetz zu nehmen.“ Der Spre- 
cher der FDP-Fraktion räumt zwar ein, das stehe 
„zwar nicht so im Antrag“, die Erfahrungen mit dem 
U-Boot- Ausschuß in der vergangenen Wahlperiode 
begründeten aber seine Bedenken. Das dritte Beden- 
ken sieht der Sprecher darin, daß der Untersuchungs- 
auftrag „bereits jetzt" von rechtswidrigen Lieferun- 
gen spreche. 

Der Sprecher der FDP zieht daraus aber nicht den 
Schluß, daß der Untersuchungsauftrag verfassungs- 
widrig ist, vielmehr läßt er es mit der Versicherung 
bewenden: „ Wir werden Mißbrauch mit dem Untersu- 
chungsauftrag nicht dulden. Wir werden sowohl auf 
eine eindeutige Kompetenzabgrenzung im Bund- 
Länder- Verhältnis achten, als auch jede Einfluß- 
nahme auf die laufenden Verfahren innerhalb des 
Ausschusses verhindern. Von Ihren Vorverurteilun- 
gen lassen wir uns nicht präjudizieren! “ (Auch für das 
Vorangegangene: aaO S. 436 A bis C). 

Der Sprecher der CDU/CSU-Fraktion sieht „auch ver- 
fassungsrechtliche Bedenken“ (aaO S. 438 B). Der 
Sprecher stellt fest: „Wir haben nicht die Kompetenz, 
Länderexekutiven zu überprüfen. Ich muß Ihnen ganz 
offen sagen — wir haben darüber ja im Untersu- 
chungsausschuß mehrfach gesprochen, und wir wer- 
den genauso verfahren wie beim letztenmal: Wir wer- 
den es nicht zulassen, daß ein Bundes-Untersu- 
chungsausschuß die Länderexekutiven kontrolliert* 
(aaO). Hinsichtlich dessen, was der Sprecher „Sach- 
kompetenz“ nennt, macht er geltend, daß durch die 
parlamentarische Untersuchung „nicht in laufende 
Verhandlungen oder in Entscheidungsvorbereitun- 
gen eingegriffen werden darf“. Er bezieht sich dabei 
auf das Ermittlungsverfahren bei der Oberfinanzdi- 
rektion Kiel und äußert denselben Verdacht wie der 
Sprecher der FDP-Fraktion, die SPD wolle auf dieses 
Verfahren Einfluß nehmen. Ebenso wie dieser kriti- 
siert er auch, daß im Untersuchungsauftrag durchweg 
von „rechtswidrigen Lieferungen" gesprochen werde 
(aaO). Sein Resume ist: „Wir haben also große Beden- 
ken — ich will das noch einmal sagen — , auch wenn 
wir das Minderheitenrecht nach Art. 44 respektieren 
und den Antrag passieren lassen. " Die SPD dürfe sich 
aber „nicht wundem, wenn sie — und der Bundestag 
und der Untersuchungsausschuß — damit in ein 
schiefes Licht kommen" (aaO S. 438 C). 

Der Sprecher der SPD-Fraktion war schon bei der 
Begründung des Antrages auf das Bedenken der Re- 
gierungsparteien eingegangen, daß der Untersu- 
chungsauftrag die Lieferungen als rechtswidrig be- 
zeichne. Er macht darauf aufmerksam, daß dieselbe 
Formulierung bei der Einsetzung ein knappes halbes 
Jahr vorher niemanden irritiert habe, daß die Klassifi- 
zierung des Rüstungsgeschäfts als rechtmäßig den 
Untersuchungsausschuß eigentlich erübrige und daß 
schließlich die Oberfinanzdirektion Kiel die Rechts- 
widrigkeit des Rüstungsgeschäftes vorausgesetzt 
habe, wenn sie in dem Zwischenbericht vorgeschla- 
gen habe, das Verhalten der Beteiligten mit einer 
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Geldbuße von 50 000 DM aus dem Vermögen der Fir- 
men zu beenden (aaO S. 433 B/C). 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 11. Wahlperiode 
wird am 20. Mai 1987 durch den Präsidenten des Bun- 
destages konstituiert. 

In der 2. Sitzung des Untersuchungsausschusses wird 
der Beweisantrag 11-1 der SPD-Fraktion vom Aus- 
schuß einstimmig angenommen. Danach sollen alle 
sich auf das Untersuchungsthema beziehenden Akten 
beigezogen und zum Gegenstand der Beweisauf- 
nahme gemacht werden. Der Beweisbeschluß bezieht 
sich auch auf die HDW und die Salzgitter-AG, wobei 
insbesondere die Vorstands- und Aufsichtsratsproto- 
kolle genannt sind, und auf das Ingenieurkontor Lü- 
beck (IKL). Nach langwierigen Verhandlungen mit 
den Rechtsvertretern der betroffenen Firmen händi- 
gen diese nur einen Teil der Akten aus. Nach fast zwei 
Monaten wird der entsprechende Beschlagnahmean- 
trag (Ausschußdrucksache 11-52) vom Ausschuß mit 
vier Stimmen der Mitglieder der Oppositions-Fraktio- 
nen gegen zwei Stimmen bei vier Enthaltungen ange- 
nommen (Kurzprotokoll der 12. Sitzung des 1. Unter- 
suchungsausschusses S. 12/7). Der Abg. Bohl gibt für 
CDU/CSU und FDP eine Erklärung zu Protokoll, wo- 
nach weitere Untemehmensakten zur Erfüllung des 
Untersuchungsauftrages nicht erforderlich seien. Die 
Erklärung hält eine gerichtliche Klärung für zweck- 
mäßig, weil die Oppositionsparteien offensichtlich die 
Notwendigkeit der Herbeiziehung weiterer Akten nur 
wegen „einer weiten Auslegung des Untersuchungs- 
auftrages“ anders sähen. Dabei wird zusätzlich auf 
Rechtsbedenken aufmerksam gemacht, die sich aus 
Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des Deut- 
schen Bundestages ergäben. 

Der Ausschuß beschließt, Prof. Schneider, Hannover, 
als Bevollmächtigten für das Beschlagnahmeverfah- 
ren zu bestellen. Dessen Anregung, die Unternehmen 
letztmalig aufzufordem, wird gefolgt. Die entspre- 
chende Aufforderung bleibt erfolglos. 

Darauf kommt es in der 17. Sitzung des Ausschusses 
am 13. Januar 1988 zu einer Erörterung der Probleme 
mit dem Prozeßbevollmächtigten. Dieser weist auf 
vier nach seiner Meinung bestehende Risiken für das 
Beschlagnahmeverfahren hin. Er hält eine Konkreti- 
sierung des Beweisschlusses 11-1 für nötig, weil nach 
dem Wortlaut „alle“ Untemehmensakten herauszu- 
geben seien. Hinsichtlich der Reichweite des Untersu- 
chungsauftrages bestehe ein Dissens zwischen Oppo- 
sition und Regierungskoalition, vor allem hinsichtlich 
der Ziffer II des Beweisbeschlusses. Die Firmen HDW 
und IKL seien im Untersuchungsauftrag an keiner 
Stelle ausdrücklich genannt. Daher sei, so der Bevoll- 
mächtigte, eine Klarstellung im Untersuchungsauf- 
trag notwendig, „um verfassungsrechtliche Risiken 
auszuschließen“. Das dritte Bedenken betrifft das Zu- 
trittsrecht zu den Sitzungen des Ausschusses, das hier 
nicht weiter interessiert. Das vierte Bedenken schließ- 
lich besteht in der Überlegung, der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit erfordere, daß zunächst geklärt 
werden müsse, ob die von den Unternehmen angefor- 
derten Unterlagen sich nicht schon in den OFD- Akten 
befänden. Der Ausschuß einigt sich schließlich darauf, 
den Vorsitzenden zu ersuchen, die Durchführung des 
Beschlusses auf Aktenbeschlagnahme zurückzustel- 


len, bis der Ausschuß Gelegenheit habe, von den 
OFD-Akten Kenntnis zu nehmen. 

In der 19. Sitzung des Ausschusses am 20. Januar 
1988 erklärt der Abg. Gansei (SPD), seine Fraktion 
habe aufgrund des Inhalts der OFD-Akten und der 
Bemerkungen des Prozeßbevollmächtigten eine Kon- 
kretisierung und Ergänzung des Untersuchungsauf- 
trages durch den Bundestag beantragt. Dabei würden 
„die betroffenen Unternehmer ausdrücklich genannt, 
das Wort „rechtswidrig“ im Auftrag gestrichen, auf 
die Erwähnung der Ministerpräsidenten der Länder 
verzichtet und der Untersuchungsauftrag auf die 
Frage notwendiger Änderungen im Außenwirt- 
schaftsrecht erweitert (Kurzprotokoll der 19. Sitzung 
S. 4). Sogleich bringt er einen weiteren „Beweis- 
beschluß" ein, wonach beim Amtsgericht Bonn in 
Durchführung des Beweisbeschlusses 11-1 die Be- 
schlagnahme konkreter Unterlagen der Firma ver- 
langt werde. Der Abg. Bohl (CDU/CSU) hält letzteren 
nicht für einen Beweisbeschluß, der dem Minderheits- 
recht unterliege, und drängt darauf, daß der Vorsit- 
zende die Beschlagnahme jetzt nach dem Be- 
schluß 11-52 zu betreiben habe, falls nicht die SPD 
einen Verfahrensantrag stelle. Daraufhin beschließt 
der Ausschuß auf Antrag des Abg. Gansei (SPD), die 
Einreichung von Aktenbeschlagnahmeanträgen bis 
zur Entscheidung des Plenums über den Antrag der 
SPD-Fraktion auf Änderung des Untersuchungsauf- 
trages zurückzustellen. 

Der vom Abg. Gansei (SPD) erwähnte Antrag zur Än- 
derung des Einsetzungsbeschlusses stammt vom 
20. Januar 1988 (BT-Drucksache 11/1684 [neu] — An- 
lage 6). Er ist überschrieben mit „Konkretisierung und 
Erweiterung des Untersuchungsgegenstandes des 
1. Untersuchungsausschusses". Er entspricht im we- 
sentlichen der Ankündigung des Abg. Gansei und 
enthält insofern eine Erweiterung, als er zusätzlich 
eine Empfehlung an den Bundestag oder die Bundes- 
regierung als Ziel der Untersuchung bezeichnet. 

In der Begründung wird die Präzisierung und Ergän- 
zung als ein Recht der Minderheit nach Art. 44 I 1 GG 
bezeichnet, was sich schon daraus ergebe, daß auch 
die Mehrheit des Bundestages Konkretisierungen und 
Erweiterungen vornehmen könne, wie es auch der 
ständigen Parlamentspraxis entspreche. Was die Kon- 
kretisierung angeht, so wird darauf hingewiesen, daß 
inzwischen die Firmen bekannt seien, die die Liefe- 
rung von Konstruktionsunterlagen vereinbart und 
durchgeführt hätten. Sie aufzuführen sei „nötig, um 
etwaige Bedenken auszuräumen, die bei der Vorbe- 
reitung und Durchführung des Beschlagnahmever- 
fahrens für die Akten der im Untersuchungsauftrag 
genannten Firmen entstehen könnten. " 

„Die Minderheit sei zu einer Präzisierung des Auftra- 
ges verpflichtet, wenn erwägenswerte Bedenken ge- 
gen eine hinreichende Bestimmtheit vorgetragen 
werden", wie der Staatsgerichtshof Baden- Württem- 
berg entschieden habe. Der Bevollmächtigte des Aus- 
schusses habe es wegen der notwendigen Beschlag- 
nahme für verfassungsrechtlich geboten gehalten, die 
betroffenen Firmen ausdrücklich im Untersuchungs- 
auftrag zu nennen. Damit werde auch „verdeutlicht, 
daß nicht nur das Verhalten der staatlichen Stellen, 
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sondern — im verfassungsrechtlich zulässigen Um- 
fang — auch der Firmen untersucht werden muß". 

Auch werde klargestellt, „daß das Verhalten von Ver- 
tretern von Landesregierungen nur insoweit unter- 
sucht wird, wie sie in Kompetenzen des Bundes ein- 
gegriffen haben und dies zur Beurteilung des Verhal- 
tens der Bundesregierung erforderlich ist. " 

Was die Formulierung „rechtswidrige Lieferung" an- 
gehe, so werde sie nach der Entscheidung der Ober- 
finanzdirektion Kiel vom 11. Januar 1988 von der 
Mehrheit dazu benutzt, „den Umfang der Aussagege- 
nehmigung von Zeugen in Frage“ zu stellen. Dies 
widerspreche zwar einem Gutachten des Wissen- 
schaftlichen Dienstes. Dennoch habe die SPD-Frak- 
tion „auch insoweit eine Klarstellung vorgenommen, 
um inhaltliche Aufklärungsarbeit nicht durch formale 
Einwände zu erschweren. " 

Die Ausdehnung des Untersuchungsauftrages mit 
dem Ziel einer Empfehlung an Bundestag oder Bun- 
desregierung sei notwendig, um dann Konsequenzen 
ziehen zu können, wenn die Gerichte die Lieferung 
von Konstruktionsunterlagen für rechtmäßig erklären 
sollten. 

In der 58. Sitzung des 1 1. Deutschen Bundestages am 
4. Februar 1988 begründet der Abg. Dr. Struck (SPD) 
den Fraktionsantrag mit folgenden Worten: 

„Wir präzisieren jetzt mit unserem Antrag den Un- 
tersuchungsauftrag des 1. Untersuchungsausschus- 
ses und ziehen auch die Folgerungen aus den bis- 
herigen Erkenntnissen. Nach unserer Rechtsauffas- 
sung war der alte Untersuchungsauftrag völlig aus- 
reichend für die Prüfung der Frage, in welcher 
Weise Bundeskanzler Dr. Kohl oder andere Mitglie- 
der der Bundesregierung mit der beabsichtigten 
Lieferung von U-Booten oder U-Boot-Plänen an 
Südafrika befaßt waren. Weil aber die Mehrheit im 
Untersuchungsausschuß fortwährend an einzelnen 
Formulierungen des Auftrages herummäkelte und 
damit die Arbeit verzögerte, sind wir entschlossen, 
dieses Filibustern zu beenden. 

Der Auftrag wird durch die Nennung der Firmen, 
um die es hier geht, präzisiert. Dabei wird der Kern 
des bisherigen Untersuchungsauftrages nicht be- 
rührt. Nach wie vor geht es um die Überprüfung von 
Regierungsverhalten, wobei das Handeln der Fir- 
men im Vorfeld dazugehört, denn ob diese Firmen 
mit Billigung der Regierung gehandelt haben, läßt 
sich nicht nur aus den Regierungsakten, sondern 
natürlich auch aus den Firmenakten ersehen. 

Die Konkretisierung des Untersuchungsauftrages 
ist das Recht der Minderheit nach Art. 44 des 
Grundgesetzes und kann von der Mehrheit nicht in 
Frage gestellt werden. Der Untersuchungsausschuß 
ist auch auf unseren Antrag hin eingesetzt worden 
und der Auftrag kann deshalb auch von uns präzi- 
siert und konkretisiert werden. 

Die jetzt vorgeschlagene Neuformulierung enthält 
Klarstellungen mit dem Ziel, nun endlich den uns 
vom Bundestag gegebenen Auftrag sachgerecht 
und zügig erfüllen zu können. Immer wieder haben 
die Vertreter der Regierungskoalition im Untersu- 
chungsausschuß die Auffassung vertreten, die For- 


mulierung „rechtswidrige Lieferung" im Untersu- 
chungsauftrag sei nach der Entscheidung der Ober- 
finanzdirektion Kiel, das Ordnungswidrigkeiten- 
verfahren gegen die Firmen HDW und IKL einzu- 
stellen, nicht zulässig. Diese Auffassung ist rechtlich 
falsch, da diese Entscheidung keine Rechtskraftwir- 
kung hat, sondern das Ermittlungsverfahren — wie 
auch die OFD Kiel selbst erklärte — jederzeit wie- 
deraufgenommen werden kann. 

Lange haben sich die Vertreter der Koalition im 
Untersuchungsausschuß gegen die Beschlagnah- 
meanträge der SPD-Fraktion gewehrt. 

Da sich die Firmen HDW und IKL seit langem wei- 
gern, dem Untersuchungsausschuß sämtliche ein- 
schlägigen Akten zu geben, war und ist diese Be- 
schlagnahme nötig, damit der Untersuchungsauf- 
trag erfüllt werden kann. 

Der vom Ausschuß beauftragte Rechtsanwalt hat 
angeregt, zur Erleichterung des Verfahrens beim 
Amtsgericht in Bonn den von uns jetzt vorgelegten 
Präzisierungsvorschlag zu beschließen. Dieser An- 
regung sind wir gefolgt." 

Danach geht der Abgeordnete Dr. Struck auf die Er- 
gänzung des bisherigen Untersuchungsauftrages im 
Hinblick auf eine Empfehlung an Bundestag oder 
Bundesregierung ein. 

Für die CDU/CSU-Fraktion erklärt der Abg. Bohl, 
„das einzig Positive" an dem Antrag der SPD-Fraktion 
sei „die sehr späte Einsicht in erhebliche verfassungs- 
rechtliche Mängel des Auftrags, auf die ich bereits in 
der Einsetzungsdebatte am 2. April letzten Jahres hin- 
gewiesen habe.“ Er vertritt die These, es gehe hier 
„nicht um eine Konkretisierung, sondern um Erweite- 
rung". Und fährt fort: 

„Sie wollen aus der regierungsbezogenen Kontroll- 
Enquete, die erfolglos gelaufen ist, nun eine Skan- 
dal-Enquete im Hinblick auf die Firmen machen; 
das ist etwas ganz anderes . . . 

Es besteht objektiv gesehen nicht mehr der gering- 
ste Aufklärungsbedarf. Es ist alles hinreichend un- 
tersucht worden, ich füge hinzu: auch von der Ober- 
finanzdirektion, von der Staatsanwaltschaft und von 
der Generalbundesanwaltschaft. 

Wir lehnen Ihren Antrag auch deshalb heute ab. 
Minderheitenrechte haben Sie insoweit nicht, weil 
Art. 44 des Grundgesetzes Ihnen nur das Recht auf 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses gibt, 
nicht auf Erweiterung. So ist die Rechtslage. Ich 
empfehle Ihnen daher auch einen Blick in die Kom- 
mentierung. Deshalb können wir Ihnen nur emp- 
fehlen, einen neuen Antrag zu stellen, einen neuen 
Ausschuß einzusetzen. Dann werden wir es prü- 
fen. 

Ginge es tatsächlich nur um eine Konkretisierung, 
dann hätten wir einen anderen Tatbestand. Das ist 
aber nicht der Fall. " 

Der Abgeordnete bemängelt, daß die SPD-Fraktion 
nicht wie normalerweise vorgegangen sei, „nämlich 
indem man Streichungen, Erweiterungen oder was 
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auch immer beantragt". Und konstatiert: .Sie haben 
einen völlig neuen Antrag gebracht. * 

Zur Streichung des Wortes „rechtswidrig" meint der 
Abgeordnete, daß die SPD-Fraktion dies nur nach Be- 
lehrung des Rechtsbevollmächtigten des Ausschusses 
getan habe, und führt fort: „Wenn Sie die Streichung 
von .rechtswidrig' vornehmen, bedeutet dies . . . unter 
Umständen sogar eine Erweiterung, weil Sie dann alle 
Lieferungen erfassen. Wenn Sie nur bestimmte Liefe- 
rungen meinten, dann müßten Sie es etwa in der For- 
mulierung des Antrags oder zumindest in der Begrün- 
dung bringen. Die Streichung des Worts .rechtswidrig 
führt also nicht automatisch dazu, daß es sich um eine 
Einschränkung handelt, sondern im Gegenteil, auch 
die Streichung von .rechtswidrig' kann eine Erweite- 
rung sein.“ 

Für die FDP-Fraktion rügt die Abg. Seüer-Albring, die 
SPD verzögere „— aus ihrer Sicht sicher aus guten 
Gründen — seit mehreren Sitzungen die Ausführung 
eines erfolgreichen Beschlagnahmebeschlusses, 
nachdem ihr die gravierenden verfassungsrechtlichen 
und anderen rechtlichen Mängel des Untersuchungs- 
auftrags und des Beschlagnahmeantrags bescheinigt 
worden sind. “ Sie fährt fort: 

„Ihr ist klar geworden, daß sie den Ausschuß in eine 
deutliche verfahrensrechtliche Niederlage gegen 
die genannten Unternehmen treiben würde. 

Das heißt natürlich nicht, daß wir dem angeblichen 
Reparaturversuch der SPD, den Untersuchungsauf- 
trag nunmehr auf einwandfreie rechtliche Grundla- 
gen zu stellen, zustimmen werden. 

Auch den Antrag der SPD auf Konkretisierung und 
Erweiterung des Untersuchungsgegenstandes wer- 
den wir aus grundsätzlichen Überlegungen ableh- 
nen. Hier wird die Anpassung des Untersuchungs- 
auftrags an die Verfassungsrechtslage dazu miß- 
braucht, ein nach unserer Meinung ohnehin unnö- 
tiges Wahlkampf spektakel zu verlängern. Die 
Wahlen in Schleswig-Holstein und in anderen 
Ländern lassen schön grüßen. Dem Vorschub zu lei- 
sten ist die Mehrheit im Parlament nicht verpflich- 
tet. Welches Verfassungsverständnis offenbart die 
SPD, wenn sie meint, einem einmal eingerichteten 
Untersuchungsausschuß mit einem konkreten Un- 
tersuchungsauftrag nach Belieben weitere Untersu- 
chungsaufträge durch Änderung und Erweiterung 
des Untersuchungsgegenstandes erteilen zu kön- 
nen! 

Meine Damen und Herren von der SPD, das Min- 
derheitenrecht nach Art. 44 des Grundgesetzes ist 
klar definiert und unbestritten. Es verpflichtet den 
Deutschen Bundestag zur Einsetzung eines Unter- 
suchungsausschusses, aber nicht zu mehr. Der Op- 
position ist es unbenommen, diesen Weg zu gehen 
und einen neuen Untersuchungsausschuß zu bean- 
tragen. Da kann sie dann den neuen Fragen nach- 
gehen." 

Sie fragt die SPD: „Was geschieht eigentlich mit dem 
alten Untersuchungsauftrag? Soll er hinfällig werden, 
wenn wir Ihrem Antrag beitreten? 

Sie sprechen von einem Recht auf Konkretisierung 
und Ergänzung eines Untersuchungsauftrages. Ich 


kann dieses Recht in der Verfassung so nicht finden. 
Es wird deswegen aus den Ir A- Regeln gefolgert, die 
das Parlament dem Untersuchungsausschuß einver- 
nehmlich als Verfahrensordnung beigegeben hat. " 

Die Abgeordnete lehnt eine Bindung des Parlaments 
durch die IPA-Regeln ab. „Eine ständige Parlaments- 
praxis, auf Antrag der Minderheit, die den Untersu- 
chungsausschuß beantragt habe, später Konkretisie- 
rungen und Erweiterungen vorzunehmen", kann die 
Abgeordnete nicht sehen. Das Gegenteil sei vielmehr 
zutreffend. „Wenn es Änderungen oder Erweiterun- 
gen von Untersuchungsaufträgen gegeben hat, sind 
es jeweils Mehrheitsentscheidungen gewesen, sei es, 
daß die Mehrheit der Minderheit zugestimmt hat, sei 
es, daß sich die Mehrheit der Stimme enthalten hat, 
um der Minderheit zur Mehrheit zu verhelfen. “ 

Die getrennte Abstimmung über die einzelnen Ab- 
schnitte des Antrages der SPD-Fraküon ergibt eine 
gleichbleibende mehrheitliche Ablehnung durch die 
Regierungs-Fraktionen (s. zur Debatte und zur Ab- 
stimmung Plenarprotokoll 11/58 S. 4038—4048). 

Nach dieser Entscheidung im Plenum wird im Unter- 
suchungsausschuß am 24. Februar 1988 die Debatte 
fortgesetzt. Da mittlerweile der parlamentarische Ge- 
schäftsführer der SPD-Fraktion dem Bundestagspräsi- 
denten die Ansicht der SPD-Fraktion mitgeteilt hat, 
daß der Änderungsantrag, da es sich um ein Minder- 
heitsrecht handele, als vom Bundestag angenommen 
zu gelten habe, beantragen die Vertreter der SPD im 
Ausschuß, mit dem Beschlagnahmeantrag bis zur Ent- 
scheidung des Bundestagspräsidenten zu warten. Der 
Abg. Bohl (CDU/CSU) dringt im Ausschuß weder mit 
seinem Antrag, den Beschlagnahmebeschluß aufzu- 
heben, noch mit dem Antrag, den Beschluß noch in 
dieser Woche durchzuführen, durch. 

In der 25. Sitzung des Ausschusses am 20. April 1988 
wird aufgrund der Anregung des Bevollmächtigten 
des Ausschusses beschlossen, den Firmen nochmals 
rechtliches Gehör zu gewähren. 

Auf der 27. Sitzung am 19. Mai 1988 wird im Aus- 
schuß unter Einbeziehung des Bevollmächtigten über 
das Beschlagnahmeverfahren beraten. Der Bevoll- 
mächtigte erklärt, er werde „den Weg einer verfas- 
sungskonformen Auslegung des Untersuchungsauf- 
trages gehen". Die Regierungsfraktionen im Aus- 
schuß wie auch die SPD-Fraktion im Ausschuß geben 
zum Beschlagnahmeverfahren eine Erklärung ab (An- 
lagen 7 und 8). Die Regierungsfraktionen erklären, 
daß nach ihrer Ansicht alle erforderlichen Unterneh- 
mensakten vorliegen. 

Ausdrücklich wird erklärt: „Da der Beschlagnahme- 
richter aufgrund verfassungsrechtlicher Rechtspre- 
chung auch alle Vorfragen zu prüfen hat, halten wir es 
auch im Hinblick auf die weitere Arbeit des Untersu- 
chungsausschusses, wie z. B. Zeugenvernehmungen, 
für sinnvoll, daß die Meinungsverschiedenheiten im 
Untersuchungsausschuß nunmehr gerichtlich geklärt 
werden. Das Gericht wird auch Gelegenheit haben, in 
etwaige Abwägungen auch das an Mißbrauch gren- 
zende Gebaren der Opposition bei der Durchführung 
des Untersuchungsverfahrens einzubeziehen." Die- 
ses „Gebaren“ der Opposition wird im folgenden aus 
der Sicht der Regierungs-Fraktionen dargestellt. 
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Die SPD-Fraktion im Ausschuß geht in ihrer Erklä- 
rung primär davon aus, daß die Beschlagnahme sich 
aufgrund des geänderten Untersuchungsauftrages zu 
vollziehen habe, da dieser Antrag das Minderheiten- 
quorum des Art. 44 I GG erreicht habe. Falls das nicht 
der Fall sein soll, schließt sich die SPD-Fraktion im 
1. Untersuchungsausschuß der verfassungskonfor- 
men Auslegung des ursprünglichen Untersuchungs- 
auftrages an, wie es durch das Gutachten des Wissen- 
schaftlichen Dienstes vom 3. August 1987 dargelegt 
sei. 

Der Beschlagnahmeantrag wird in der durch die Aus- 
schuß-Drucks. 11-74 (neu) geänderten Form mit fünf 
Stimmen bei vier Enthaltungen angenommen, was 
bedeutet, daß auch ein Mitglied der Regierungsfrak- 
tionen für die Beschlagnahme gestimmt hat. 

Am 23. September 1988 weist das Amtsgericht die 
Beschlagnahmeanträge zurück (Anlage 9). Der Unter- 
suchungsausschuß sei zwar zur Stellung des Be- 
schlagnahmeantrages legitimiert, auch habe sich der 
Ausschuß ordnungsgemäß konstituiert. Der Untersu- 
chungsauftrag verstoße aber gegen das Bundesstaats- 
prinzip, weil .auch unmittelbar das Verhalten der Mi- 
nisterpräsidenten und der Mitarbeiter von Ministerien 
und anderen Stellen der Länder untersucht werden 
soll". Eine verfassungskonforme Auslegung helfe 
.nicht weiter". 

Zur Begründung fährt das Amtsgericht fort: 

.Denn dies würde bedeuten, daß der Antragsteller 
selbst im Rahmen der vorgetragenen verschiedenen 
Möglichkeiten erst festzulegen hätte, worauf sich 
der Untersuchungsauftrag erstreckt. In diesem 
Sinne haben auch in der Einsetzungsdebatte vom 
2. April 1987 die Sprecher der FDP und CDU-Frak- 
tion schon angekündigt, sie würden im Ausschuß 
eine verfassungswidrige Kontrolle der Länderexe- 
kutive nicht dulden, freilich ohne daß der Untersu- 
chungsauftrag entsprechend geändert worden 
wäre. 

Einer solchen nachträglichen Bestimmung des zu- 
lässigen Umfangs des Untersuchungsauftrages 
durch den Ausschuß selbst steht der Bestimmtheits- 
grundsatz entgegen, nämlich daß das Parlament 
selbst und nicht erst der Ausschuß den Untersu- 
chungsauftrag festlegen muß. Wird es dem Aus- 
schuß überlassen, die Verfassungsmäßigkeit des 
Untersuchungsauftrages zu prüfen und seine Unter- 
suchungen danach einzurichten, so ist der Gegen- 
stand der Untersuchung nicht hinreichend be- 
stimmt. " 

Das Amtsgericht weist ausdrücklich darauf hin, daß 
die Mängel des Untersuchungsauftrages .durch den 
Antrag der Einsetzungsminderheit BT-Drucksache 
11/1684 (neu) nicht geheilt worden" seien, da die be- 
absichtigte Änderung des Untersuchungsgegenstan- 
des durch förmlichen Beschluß des Bundestages ab- 
gelehnt worden sei. 

In der ersten Sitzung nach dieser amtsgerichtlichen 
Entscheidung wird sowohl die Frage debattiert, ob 
Beschwerde einzulegen sei, als auch, welche Bedeu- 
tung die amtsgerichtliche Entscheidung für die wei- 
tere Beweisaufnahme habe. Der Obmann der CDU/ 


CSU-Fraktion äußert nach dem Kurzprotokoll dieser 
33. Sitzung .die Auffassung, die Wahrscheinlichkeit 
spreche dafür, daß der Ausschuß mit seinem Antrag 
(sic. der Beschwerde) auch beim Landgericht unter- 
liege. Dann stecke der Ausschuß in einer Sackgasse. 
Diese Aussicht sei für die Koalitionsfraktionen nicht 
unbedingt negativ“ (s. Kurzprotokoll der 33. Sitzung 
des Untersuchungsausschusses vom 12. Oktober 
1988, S. 4). Aus diesem Grunde sei seine Haltung zur 
Einlegung eines Rechtsmittels ambivalent. Während 
der Obmann der SPD-Fraktion im Ausschuß für seine 
Fraktion beantragt, Beschwerde einzulegen und dazu 
auf die schriftliche Stellungnahme des Verfahrensbe- 
vollmächtigten verweist, spricht sich die Mehrheit des 
Ausschusses dafür aus, zunächst mit dem Verfahrens- 
bevollmächtigten ein Rechtsgespräch zu führen. 

Hinsichtlich weiterer Zeugenvernehmungen sind die 
Ansichten ebenfalls entsprechend kontrovers. Wäh- 
rend der Obmann der CDU/CSU-Fraktion die Ansicht 
vertritt, der Ausschuß könne „nicht aufgrund eines 
Untersuchungsauftrages, der nach richterlicher Fest- 
stellung verfassungswidrig sei, Zeugen laden", ver- 
tritt der Obmann der SPD-Fraktion die Ansicht, der 
Beschluß „betreffe nur die Aktenherausgabe, entfalte 
aber keine rechtlichen Wirkungen für die Fortsetzung 
der Beweiserhebung“ (aaO S. 2). 

Das von der Mehrheit beschlossene Rechtsgespräch 
mit dem Verfahrensbevollmächtigten findet in der 
35. Sitzung des Ausschusses vom 9. November 1988 
statt. Die Mehrheit beschließt gegen die Minderheit 
die Vertagung der Entscheidung, ob Beschwerde ein- 
gelegt wird, bis das Protokoll der Sitzung zugesandt 
ist und darüber beraten werden konnte. 

Aus der für nichtöffentliche Sitzungen des Ausschus- 
ses ungewöhnlichen stenographischen Niederschrift 
der Sitzung ergibt sich, daß der Prozeßbevollmäch- 
tigte des Ausschusses, wie schon zur vorangegange- 
nen Sitzung nun auch mündlich sich für die Einlegung 
der Beschwerde ausspricht, zugleich aber für eine 
Korrektur des Untersuchungsauftrages durch das Ple- 
num — auf Antrag der Minderheit — plädiert. Fast die 
Hälfte der Zeit befaßt der Ausschuß sich — zum Teil 
weit ausholend — mit der Frage, inwieweit ein Unter- 
suchungsausschuß des Bundestages Ministerpräsi- 
denten der Länder oder andere Personen aus dem 
Landesbereich als Zeugen laden kann (S. 7—47). 

Der Prozeßbevollmächtigte vertritt die Ansicht, daß 
die Entscheidung des Amtsgerichts hätte vermieden 
werden können, wenn der Untersuchungsauftrag 
sorgfältiger formuliert worden wäre oder wenn das 
Plenum des Bundestages dem Änderungsantrag der 
SPD-Fraktion im Februar gefolgt wäre. Er sieht die 
Minderheit verfassungsrechtlich verpflichtet, einen 
verfassungsgemäßen Untersuchungsauftrag herbei- 
zuführen, und zwar unabhängig von der Frage der 
Beschwerde; sie müsse im Wege ihres Minderheits- 
rechts die Zustimmung des Plenums herbeiführen 
(aaO S. 8). Er räumt ein, daß der Untersuchungsauf- 
trag im Hinblick auf die bundesstaatlichen Probleme 
„mißverständlich formuliert ist", betont aber die Not- 
wendigkeit einer wohlwollenden Auslegung, die je- 
des Staatsorgan für sich in Anspruch nehmen könne 
und die die Verfassungsmäßigkeit des Auftrages auch 
in diesem Punkte ergebe (aaO S. 14). 
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Der Obmann der CDU/CSU-Fraktion wendet gegen 
die wohlwollende Interpretation ein, daß von seiten 
der CDU/CSU schon in dem Untersuchungsausschuß 
der vorangegangenen Legislaturperiode verfassungs- 
rechtliche Bedenken artikuliert worden seien. Wenn 
nun die SPD für diese Legislaturperiode an derselben 
Formulierung festhalte, erlaube dies eine wohlwol- 
lende Interpretation nicht mehr. Man müsse vielmehr 
unterstellen, daß die Erweiterung des Auftrages, die 
unzulässig sei, beabsichtigt gewesen sei. Er fährt fort: 
„Deshalb ist es gut, daß der Amtsrichter die Verfas- 
sungswidrigkeit attestiert hat“ (aaO S. 32—33). 

Der Obmann der SPD-Fraktion verteidigt die unver- 
änderte Übernahme des Auftrages aus der letzten Le- 
gislaturperiode mit der Absicht, die Protokolle der bis- 
herigen Vernehmungen für den neuen Untersu- 
chungsausschuß heranziehen zu können und so auch 
zur Entlastung der Zeugen und zugunsten einer zügi- 
gen Untersuchung einen erneuten Anfang der Unter- 
suchungen zu vermeiden. Dies sei gemeinsamer Wille 
aller Fraktionen im Ausschuß gewesen. Es sei der SPD 
zwar bekannt gewesen, daß die Koalition gelegentlich 
Bedenken angemeldet habe, diese seien aber nie „in 
konkreten Anträgen oder Beschlüssen zum Ausdruck 
gekommen* (aaO S. 42—43). 

Nach einer allgemeinen Erklärung des Obmanns der 
SPD-Fraktion im Ausschuß kommt es zu Verfahrens- 
streitigkeiten, die hier nicht weiter interessieren (aaO 
S. 47—52). Dann wendet sich der Ausschuß der Frage 
zu, ob im Prozedere der Einsetzung des Ausschusses 
Risiken für eine Beschwerde liegen, was der Bevoll- 
mächtigte eindeutig verneint (aaO S. 53), In diesem 
Zusammenhang betont er noch einmal: „Auch die 
Frage der bundesstaatlichen Grenzen ist kein Risiko. " 
Der Obmann der CDU/CSU-Fraktion im Ausschuß 
gibt sich in der Sache nicht ganz überzeugt (aaO 
S. 60/61). 

Als dritter Komplex wird im Blick auf die Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts zum NEUE- 
HEIMAT-Untersuchungsausschuß die Frage erörtert, 
inwieweit der Ausschuß Akten bei Unternehmen in 
privater Rechtsform beschlagnahmen lassen könne. 
Es besteht Einigkeit, daß die Beschwerdeinstanz diese 
Frage zu klären habe, wenn sie sich der Ansicht des 
Amtsgerichts über die Nichtigkeit des Untersu- 
chungsauftrages wegen Bundesstaatswidrigkeit nicht 
anschließe (aaO S. 64—79). Der Obmann der CDU/ 
CSU-Fraktion sieht ein Problem auch darin, daß mög- 
licherweise dann, wenn der Beschlagnahmeantrag in 
der Beschwerdeinstanz durchgehe und diese die Her- 
ausgabe der Akten an den Amtsrichter verfüge, der 
Amtsrichter seinerseits dem Ausschuß keine weiteren 
Akten mehr zur Verfügung stellt, weil der Ausschuß 
schon hinreichendes Aktenmaterial habe (aaO 
S. 78/79). 

Zur Frage nach der Kompetenz, Beschwerde einzule- 
gen, erklärt der Prozeßbevollmächtigte, daß dies nur 
der Ausschuß selbst entscheiden könne, ihm würde es 
ausreichen, wenn der Vorsitzende ihm den Auftrag 
gäbe (aaO S. 80). Zur Wirkung des amtsrichterlichen 
Beschlusses teilt der Prozeßbevollmächtigte nicht die 
Auffassung, der Beschluß wirke nur zwischen den 
Parteien. Es sei schwer erträglich, wenn der Unter- 
suchungsausschuß weiter arbeite, ihm aber entge- 


gengehalten werde, daß er dies auf der Grundlage ei- 
nes verfassungswidrigen Untersuchungsauftrags tue. 
Dies müsse auch im Interesse des Gesamtparlaments 
sorgfältig geprüft werden. Er erklärt ausdrücklich, 
daß, „wenn keine Beschwerde eingelegt wird . . ., ein 
verfassungsrechtlich einwandfreier Untersuchungs- 
auftrag geschaffen werden müßte“. Der Ausschuß sei 
ordnungsgemäß eingesetzt, besitze aber nach Auffas- 
sung des Amtsrichters keinen verfassungsmäßigen 
Untersuchungsauftrag. Dieser müsse daher zustande- 
gebracht werden, und da es sich um einen Minder- 
heitsausschuß handele, sei dies eine Pflicht der Min- 
derheit. Sie könne sich „sogar zu einer verfassungs- 
rechtlichen Verpflichtung verdichten dahin gehend, 
daß die Minderheit nunmehr im Plenum einen verfas- 
sungsgemäßen Untersuchungsantrag stellen muß, der 
zweifellos von ihrem Minderheitenrecht umfaßt ist. 
„Das hätte zur Folge", so fährt der Bevollmächtigte 
fort, „daß das Bundestagsplenum einen entsprechen- 
den Pflichtbeschluß fassen muß“ (aaO S. 82). Er emp- 
fiehlt noch einmal, sowohl Beschwerde einzulegen, 
als auch „den Untersuchungsauftrag auf zweifelsfreie 
Füße“ zu stellen (aaO S. 84). 

Die folgende Debatte geht um die Frage, ob man die 
Chancen beim Landgericht schmälere, wenn man 
zugleich eine Veränderung des Untersuchungsauf- 
trages betreibe (S. 84 ff.), und wie man die Situation 
eines ordnungsgemäß eingesetzten Untersuchungs- 
ausschusses mit verfassungswidrigem Untersu- 
chungsauftrag einzuschätzen habe. 

In der abschließenden Stellungnahme erklärt der Ob- 
mann der SPD-Fraktion im Ausschuß, seine Fraktion 
sei für die zügige Einlegung der Beschwerde und eine 
Aussetzung der Zeugenvernehmung bis zur Entschei- 
dung über diese Beschwerde. Die zweite Möglichkeit 
bestehe in der Konkretisierung des Untersuchungs- 
auftrages und einer erneuten Entscheidung über eine 
Beschlagnahme. Die dritte Möglichkeit sei die Einset- 
zung eines neuen Untersuchungsausschusses mit der 
präzisierten Aufgabenstellung. Da letzteres für alle 
Betroffenen eine zusätzliche Belastung sei, plädiere 
die SPD-Fraktion für die Einlegung der Beschwerde 
und die Konkretisierung des Untersuchungsauftra- 
ges. Die Fraktion sei bereit, die Entscheidung über die 
Beschwerde zu verschieben, wenn die Regierungsko- 
alition jetzt erkläre, eine Präzisierung des Untersu- 
chungsauftrages im Plenum zu akzeptieren. Die Ob- 
frau der Fraktion DIE GRÜNEN schließt sich dem an 
und betont, der einzige legitime Grund, keine Be- 
schwerde einzulegen, wäre deren Chancenlosigkeit; 
davon könne aber keine Rede sein. Der Obmann der 
CDU/CSU-Fraktion bedankt sich für die Offenheit 
und Klarheit des Rechtsgesprächs, verlangt aber die 
Zusendung des Protokolls, damit „wir die Argumente 
in aller Ruhe innerhalb unserer Arbeitsgruppe austau- 
schen, werten und nachvollziehen können“. Was die 
Entscheidung angeht, so lautet sein Schlußsatz: „Zu 
gegebener Zeit wird dann eine Entscheidung zu fällen 
sein. “ Der Antrag des Obmanns der CDU/CSU-Frak- 
tion erhält die Mehrheit (aaO S. 104). 

In der 36. Sitzung am 8. Dezember 1988 wird der An- 
trag der SPD-Fraktion im Ausschuß, Beschwerde ein- 
zulegen, mit sechs zu fünf Stimmen abgelehnt. Die 
Obleute der CDU/CSU- und der FDP-Fraktion geben 
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eine Erklärung ab, wonach der für eine politische Be- 
wertung relevante Sachverhalt schon aufgeklärt sei. 
Ein Bericht an den Deutschen Bundestag sei in jedem 
Fall erforderlich, wenn auch der Ausschuß wegen der 
Entscheidung des Amtsgerichts bei der Abfassung des 
Berichts vor besonderen Problemen stehen werde. Als 
Gründe dafür, keine Beschwerde einzulegen, wird 
angegeben, daß „keine hinlängliche Sicherheit“ für 
den Erfolg bestehe. Für problematisch wird gehalten 
die Einbeziehung der Länder in den Untersuchungs- 
auftrag, die Korrektheit des Antrages auf Einsetzung 
des Untersuchungsausschusses, die Korrektheit der 
Einsetzung des Untersuchungsausschusses, die Zu- 
lässigkeit der Aktenbeschlagnahme bei privaten Un- 
ternehmen und schließlich die Erforderlichkeit der zu 
beschlagnahmenden Akten. Bei Erfolglosigkeit der 
Beschwerde werde „die Blamage für das Parla- 
ment . . . unübersehbar". 

Ziff. 4 der Erklärung der Obleute der Regierungsfrak- 
tionen lautet: 

„Auch aus der Sicht des Verfahrensbevollmächtig- 
ten des Ausschusses ist das zentrale Problem nicht 
die Einlegung der Beschwerde, sondern die Fort- 
führung der Arbeit des Ausschusses. Der Verfah- 
rensbevollmächtigte des Ausschusses hat darge- 
legt, daß aus seiner Sicht für die weitere Arbeit des 
Untersuchungsausschusses ein verfassungsrecht- 
lich einwandfreier Untersuchungsauftrag geschaf- 
fen werden muß, sogar unabhängig von der Einle- 
gung einer Beschwerde. Mit Einlegung der Be- 
schwerde bleibt die Grundfrage des Ausschusses, 
wie ein verfassungsgemäßer Untersuchungsauftrag 
geschaffen werden kann, ungelöst. Nach Auffas- 
sung des Verfahrensbevollmächtigten ist ein Be- 
schluß des Gesamtparlaments über einen verfas- 
sungsgemäßen Untersuchungsauftrag erforder- 
lich." 

Die Erklärung verweist weiter auf die Klassifizierung 
der zu untersuchenden Handlungen als „rechtswid- 
rig“, nachdem die Verfahren kein rechtswidriges 
Handeln im Sinne des Untersuchungsauftrags festge- 
stellt hätten. Schließlich verweist die Erklärung dar- 
auf, daß die Beschwerde für die Vergangenheit die 
Probleme eines verfassungswidrigen Untersuchungs- 
auftrages nicht klären könnte. Ausdrücklich wird 
erklärt: „Bei Verfassungswidrigkeit des Untersu- 
chungsauftrages kann der Untersuchungsausschuß 
keine weiteren Beweisanträge beraten und beschlie- 
ßen. Nur Verfahrensentscheidungen könnte der Aus- 
schuß noch treffen. " Die Erklärung schließt mit einer 
Rüge gegenüber der SPD, die die Verantwortung da- 
für trage, „zweimal dem Deutschen Bundestag einen 
verfassungswidrigen Untersuchungsauftrag vorge- 
legt zu haben“. 

Nach dieser Entscheidung der Ausschußmehrheit 
bringt die SPD-Fraktion im Ausschuß sowie die ge- 
samte Fraktion der SPD am 16. Dezember 1988 mit 
der Drucksache 11/3747 einen Änderungsantrag zum 
Einsetzungsbeschluß des Deutschen Bundestages 
vom 2. April 1987 beim Bundestag ein. Danach sollen 
in dem Einsetzungsbeschluß alle Hinweise auf Perso- 
nen aus dem Landesbereich sowie die Charakterisie- 
rung der Handlungen als rechtswidrig gestrichen 
werden. Ziff. II des ursprünglichen Einsetzungsbe- 


schlusses soll nach diesem Antrag dreifach geändert 
werden. Zum einen soll der Absatz die Einleitung er- 
halten: „Im Rahmen der Untersuchungen zu Ziff. I ist 
insbesondere zu klären:“, zum zweiten sind die im 
Untersuchungsauftrag nicht näher bezeichneten „Un- 
ternehmen aus der Bundesrepublik Deutschland“ nun 
durch den Zusatz: „(insbesondere die Howaldts- 
werke, Deutsche Werft AG in Kiel und das Ingenieur- 
kontor Lübeck, Prof. Gabler Nachf. GmbH in Lü- 
beck) “ spezifiziert und schließlich wird erstmals der 
Zeitraum auf die Jahre 1983 — 1985 festgelegt. Die 
knappe Begründung lautet: „Aus der Arbeit des 
1. Untersuchungsausschusses der 11. Wahlperiode 
ergibt sich die Notwendigkeit für eine Präzisierung 
des Untersuchungsauftrages. Die von der Fraktion der 
SPD beantragte Präzisierung enthält weder eine Neu- 
bestimmung, noch eine Ausweitung des ursprüngli- 
chen Untersuchungsgegenstandes.“ Die Drucksache 
ist als Anlage 10 beigefügt. 

Zusammen mit einem spezifizierten Änderungsantrag 
der Abg. Eid im Ausschuß sowie der Fraktion DIE 
GRÜNEN im Deutschen Bundestag (BT-Drucksache 
1 1/3044) wird der Antrag der SPD-Fraktion am 25. Ja- 
nuar 1989 in der 121. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages beraten. 

Die Abg. Eid erklärt: „Das Urteil des Amtsgerichtes 
Bonn, nämlich daß der Einsetzungsbeschluß des 
1. Untersuchungsausschusses verfassungswidrig sei, 
ist angreifbar. Die geplante Beschwerde beim Land- 
gericht ist von der Ausschußmehrheit jedoch abge- 
lehnt worden. Da das Urteü von CDU/CSU und FDP 
benutzt wurde, die Ausschußarbeit lahmzulegen, ha- 
ben wir GRÜNEN uns entschlossen, die diesbezüg- 
lichen Bedenken der Regierungsfraktionen aufzu- 
greifen und zu beseitigen" (Plenarprotokoll 11/121 
S. 8887 D). 

Für die SPD-Fraktion erklärt der Abg. Stobbe, der 
Beschluß des Amtsgerichts sei irrig. Der Richter habe 
zumindest seine Pflicht zur verfassungskonformen 
Auslegung des Auftrages mißachtet. Der Abgeord- 
nete fährt dann fort: 

„Wir sind sicher, daß dieser Fehler vom zuständigen 
Landgericht im Beschwerdeverfahren korrigiert 
worden wäre. Die Regierungsfraktionen haben uns 
jedoch mit ihrer Mehrheit die Einlegung eines 
Rechtsmittels abgeschnitten. Ihre Begründung, es 
schade dem Ansehen des Parlaments, den gerichtli- 
chen Instanzenweg zu durchlaufen, wurde von uns 
im Untersuchungsausschuß aus rechtsstaatlichen 
Gründen zurückgewiesen. Für die Opposition muß 
ich auch heute die Verweigerung der Rechtsmittel- 
einlegung schärfstens kritisieren. Die Mehrheit im 
Ausschuß ist bei dieser Verweigerung ganz offen- 
sichtlich von politischen-taktischen Erwägungen 
ausgegangen, um den Untersuchungsauftrag in 
Mißkredit zu bringen und die Sachaufklärung, um 
die es doch auch ihnen gehen müßte, zu verzö- 
gern. 

Mit der Entscheidung der Mehrheit gegen eine ge- 
richtliche Nachprüfung war für die Arbeit des 1. Un- 
tersuchungsausschusses eine schwierige Lage ent- 
standen. Jeder vom Untersuchungsausschuß noch 
zu ladende Zeuge könnte sich auf die — nach unse- 
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rer Ansicht unzutreffenden — amtsrichterlichen Be- 
denken berufen, sein Erscheinen oder, was minde- 
stens ebenso bedenklich wäre, jede Auskunft ver- 
weigern. Selbst bei einer Falschaussage könnte er 
sich in einem anschließenden strafrechtlichen Ver- 
fahren darauf berufen, er habe in dem Irrtum ge- 
handelt, dem Untersuchungsausschuß ermangele 
es an einem ordentlichen Auftrag. 

Meine Damen und Herren, die Verweigerung der 
gerichtlichen Nachprüfung beschädigt die verfas- 
sungsmäßige Institution eines parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses auf Dauer. 

Weil wir die entstandene Unklarheit beheben wol- 
len, legen wir dem Plenum heute eine Änderung 
des Untersuchungsauftrages vor, mit der alle we- 
sentlichen geltend gemachten Bedenken ausge- 
räumt werden. Wir legen dabei auf die Feststellung 
Wert, daß der Untersuchungsauftrag damit nicht 
erweitert, sondern eingeengt und daß klargestellt 
wird, was die SPD-Fraktion von Anfang an in Über- 
einstimmung mit unserem Grundgesetz gewollt 

um. 

Prof. Dr. Schneider, der Bevollmächtigte des Unter- 
suchungsausschusses in dem Beschlagnahmever- 
fahren, hält es für die Pflicht, aber auch für das 
Recht der Einsetzungsminderheit, den Untersu- 
chungsauftrag klarzustellen und verfassungsrecht- 
lich unangreifbar zu machen. Die Parlamentsmehr- 
heit, sagt er, ist verpflichtet, eine entsprechende 
Entscheidung des Bundestages nicht zu verhin- 
dern. 

Will sich die Regierungskoalition in diesem Haus 
nicht dem Vorwurf verfassungswidrigen Verhaltens 
aussetzen, müßte sie eigentlich unserem Antrag zu- 
stimmen. Dazu fordere ich Sie trotz Ihres gestrigen 
Beschlusses heute noch einmal ausdrücklich auf. 
Denn eine Zustimmung heute würde vermeiden, 
daß sich das Bundesverfassungsgericht mit dem 
Recht der Minderheit und den Pflichten der Mehr- 
heit in bezug auf das Untersuchungsrecht befassen 
muß. Sollten Sie unseren Antrag allerdings tatsäch- 
lich ablehnen, dann werden wir das Bundesverfas- 
sungsgericht anrufen. Darauf muß ich Sie in aller 
Klarheit hinweisen. " 

Für die FDP-Fraktion erklärt die Abg. Seiler- 

Albring: 

„Der neuerliche Antrag der Sozialdemokraten auf 
Drucksache 11/3747 vom 16. Dezember 1988 ist 
zwar sicher besser als der erste Reparaturversuch, 
die Reparatur ist jedoch nach wie vor nicht gelun- 
gen. Wir müssen diesen Antrag deswegen ablehnen 
und nehmen dabei in Kauf, daß die SPD deswegen 
den Rechtsweg nach Karlsruhe beschreitet. 

Es gibt ernsthafte Rechtsmeinungen, die überhaupt 
eine Verpflichtung des Plenums des Deutschen 
Bundestages bestreiten, auf Antrag der antragstel- 
lenden Minderheit einen einmal gefaßten und für 
verfassungswidrig erkannten Untersuchungsauf- 
trag korrigieren zu müssen. Aber selbst wenn man 
eine solche Rechtsverpflichtung anerkennen 
würde, lägen die Voraussetzungen für einen ent- 
sprechenden Pflichtbeschluß des Plenums nicht vor. 


Nach wie vor ist der Korrektur an trag der SPD einer- 
seits nicht vollständig, andererseits aber ein Erwei- 
terungsantrag. 

Nach wie vor beabsichtigt die SPD nicht, die Vor- 
verurteilungen in dem Untersuchungsauftrag zu 
streichen, wonach die in Frage stehenden Lieferun- 
gen nach deutschem und internationalem Recht 
verboten sein sollen. Eines scheint sie allerdings 
gelernt zu haben, nämlich daß sich die Streichung 
des Wortes „rechtswidrig“ zur Vermeidung einer 
Vorverurteilung empfiehlt. Aber schon in der voran- 
gegangenen Plenardiskussion hat mein Kollege 
Bohl nachgewiesen, daß darin eine Erweiterung des 
Untersuchungsauftrages liegt. 

Selbst wenn man aber über diese Dinge hinwegse- 
hen sollte, bleiben jedoch die maßgeblichen Verän- 
derungen von Abschnitt II des Untersuchungsauf- 
trages. Nunmehr sollen entgegen der ursprüngli- 
chen Fassung Lieferungen schon seit 1983 und zwei 
der angeblich betroffenen Finnen ausdrücklich un- 
tersucht werden. Bislang war im Rahmen der regie- 
rungsbezogenen Enquete nur von der Untersu- 
chung der Umstände auf der Verwaltungs- und Re- 
gierungsseite die Rede. Zwar soll diese Untersu- 
chung der Unternehmen im Rahmen der Untersu- 
chung zu Ziff. I der Befassung der Bundesregierung 
mit den beabsichtigten Lieferungen von Untersee- 
booten oder von Konstruktionsunterlagen erfolgen, 
ausdrücklich sind aber die Untersuchungen der 
Umstände nicht auf die Bundesregierung begrenzt, 
sondern gerade auf die Unternehmen bezogen. 

Damit wird deutlich, daß die SPD nur das will, was 
sie auch schon mit ihrem ersten Reparaturantrag vor 
knapp einem Jahr verfolgt hat, nämlich eine unter- 
nehmensbezogene Untersuchung dem bisherigen 
Untersuchungsauftrag aufzustülpen. “ 

Die Abgeordnete leugnet einen Untersuchungsbedarf 
überhaupt und erklärt das Verhalten der Regierung 
für korrekt. Eine Genehmigung sei nie förmlich bean- 
tragt worden und alle Straf- und Bußgeldverfahren 
seien ohne Erfolg gewesen. Sie schließt mit der Fest- 
stellung: „Ein Minderheitenrecht auf Erweiterung des 
Untersuchungsauftrages steht der SPD nicht zu und 
auch nicht der Fraktion der GRÜNEN, die nicht das 
notwendige Quorum von einem Viertel der Mitglieder 
des Bundestags erreicht. Deswegen lehnen wir auch 
deren Antrag ab" (aaO S. 8889 C— 8890 C). 

Für die CDU/CSU-Fraktion erklärt der Abg. Bohl zu- 
nächst, daß „der Untersuchungsausschuß . . . das Er- 
forderliche getan" hat. Es gebe nur noch eine politisch 
unterschiedliche Bewertung eines bekannten Sach- 
verhalt. An die Opposition gewendet erklärt er: 

„Obwohl der Untersuchungsausschuß — und das 
wissen Sie — über 160 Unterlagen allein aus dem 
Unternehmen besitzt, wollten Sie unbedingt eine 
Beschlagnahme durchsetzen. Unsere warnenden 
Hinweise haben Sie nicht beachtet. Sie haben dann 
den Antrag gestellt. Das Amtsgericht Bonn hat ent- 
schieden: Eine Beschlagnahme ist nicht möglich: 
Der Untersuchungsauftrag ist verfassungswidrig. 

Daraus ergibt sich eindeutig: Wir lehnen Ihre An- 
träge ab, den Antrag der GRÜNEN und den Antrag 
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der SPD. Es handelt sich ja nicht um den Antrag auf 
Einsetzung eines neuen Untersuchungsausschus- 
ses, und der Deutsche Bundestag hat deshalb keine 
Verpflichtung, gemäß Art. 44 Ihrem Antrag zu fol- 
gen. Bei der Änderung hinsichtlich der Einbezie- 
hung der Länder handelt es sich ja auch nicht um 
eine Klarstellung, Herr Gansei, denn Sie wollten 
gegen unseren Widerstand immer eine solche ver- 
fassungswidrige Untersuchung. Der Amtsrichter 
hat die gewünschte Beschlagnahme nicht ausge- 
sprochen, weil er den Auftrag für verfassungswidrig 
erklärt hat. 

Mit der Streichung des Wortes „rechtswidrig“ zei- 
gen Sie keine Abkehr von einer unrichtigen und 
bewußten Vorverurteilung: Vielmehr wollen Sie da- 
mit die Untersuchung ausdehnen. Gleichzeitig wol- 
len Sie sich aber indirekt im ersten Abschnitt trick- 
reich bestätigen lassen, daß alles nach internationa- 
lem und deutschem Recht verboten gewesen sein 
soll. Die jetzige Nennung der Unternehmen, deren 
Namen Ihnen zu Beginn der Legislaturperiode be- 
kannt waren, soll den Schwerpunkt der Untersu- 
chung auf die Zukunft verschieben und ihr damit 
einen ganz anderen Charakter geben. “ 

Auf einen Einwurf des Fraktionsführers der SPD er- 
klärt der Abgeordnete: 

„Herr Kollege Vogel, wir nehmen aber Ihr Angebot 
an, Ihr verfassungswidriges Verhalten in Karlsruhe 
prüfen zu lassen. Immerhin dürfte dies der Rechtsfort- 
bildung dienen, was offensichtlich sowieso der Haupt- 
ertrag des ganzen Untersuchungsausschußuntemeh- 
mens ist. " 

Zugleich insistiert der Abgeordnete darauf, daß der 
Ausschuß dem Bundestag einen Zwischenbericht vor- 
legt (aaO S. 8890 C-8891 B). 

Die namentliche Abstimmung ergibt, daß die Opposi- 
tionsfraktionen einschließlich des fraktionslosen Abg. 
Wüppesahl für den SPD-Antrag stimmen, während 
die Abgeordneten der Koalitionsfraktionen bis auf die 
Stimmenthaltung der Abg. Dr. Hamm-Brücher gegen 
den Antrag stimmen. 

In der 37. Sitzung des Untersuchungsausschusses am 
27. April 1989 erklären die Koalitionsfraktionen von 
CDU/CSU und FDP, sie würden gegen den Willen der 
SPD die Arbeit des Ausschusses nicht behindern, son- 
dern die Entscheidung des Bundesverfassungsge- 
richts abwarten und deswegen beschränkten sie sich 
auch auf den Auftrag für das Sekretariat, den Entwurf 
eines Zwischenberichts vorzulegen. Dieser solle auch 
„die bisher gewonnenen Erkenntnisse zum Gegen- 
stand haben“ (s. Anlage 11). 

In der 38. Sitzung des Untersuchungsausschusses am 
11. Mai 1989 beschließt der Ausschuß mit sechs gegen 
fünf Stimmen auf Antrag des Obmanns der CDU/ 
CSU, alle auf der Tagesordnung stehenden Anträge 
mit zwei Ausnahmen bis zur Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichts in dem von der SPD angekün- 
digten Organstreitverfahren zu vertagen. Von den 
beiden Ausnahmen erledigt sich der eine durch Zu- 
rücknahme, der andere wird teilweise einverständüch 
als erledigt behandelt, in einem Punkt aber gegen den 
Protest der SPD-Fraktion im Ausschuß mit sechs zu 


vier Stimmen für „verfahrensmäßig erledigt* er- 
klärt. 

In der 39. Sitzung am 2. Juni 1989 wird der Antrag der 
SPD-Fraktion im Ausschuß, ihre zurückgestellten An- 
träge auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu 
setzen, weil die Zurückstellung Ihr Minderheitsrecht 
verletze, mit sechs zu vier Stimmen abgelehnt. Diese 
und die bisher letzte Sitzung am 15. Juni 1989 befas- 
sen sich im übrigen nur mit Interna. 


2. Die Rechte der Antragsminderheit 

nach Art. 44 GG 

Die Hauptfunktion parlamentarischer Untersuchung 
ist die Kontrolle der Regierung und Verwaltung. Das 
hat das Bundesverfassungsgericht in ständiger Recht- 
sprechung betont. 

- s. BVerfGE 49, 70, 85; 67, 100, 130; 77, 1, 43 - 

Da die Kontrolle durch die parlamentarische Untersu- 
chung nach Art. 44 1 1 GG grundsätzlich „öffentlich“ 
ist und die Parlamentsmehrheit regelmäßig kein Inter- 
esse daran hat, ihre eigene Regierung einer öffentli- 
chen Kontrolle zu unterziehen, weist das Grundgesetz 
mit einer aus dem parlamentarischen Regierungssy- 
stem zwingend folgenden Konsequenz 

- s. BVerfGE 49, 70, 85 - 

das Untersuchungsrecht (auch) als ein Minderheits- 
recht aus. Dem entspricht die Herkunft der parlamen- 
tarischen Untersuchung in Deutschland, die auf einen 
Vorschlag Max Webers aus dem Jahre 1918 zurück- 
geht, der gerade die Bedeutung der parlamentari- 
schen Untersuchung für die Opposition, also für die 
parlamentarische Minderheit, betonte. 

- s. die dem entsprechenden Hinweise in BVerfGE 
67, 100, 130/131 - 

Da im parlamentarischen Regierungssystem die Re- 
gierung von der Mehrheit getragen wird und zu tra- 
gen ist, will die Mehrheit nicht die Gefahr der Auflö- 
sung des Bundestages (Art. 68 GG) oder des Gesetz- 
gebungsnotstandes (Art. 81 GG) laufen, sieht sich die 
parlamentarische Kontrolle in Form der Minderheits- 
enquete normalerweise gleichgestimmten Interessen 
von Regierung und Regierungsmehrheit im Parlament 
gegenüber. 

Da die parlamentarische Untersuchung aber nicht von 
der Minderheit (Opposition) betrieben werden kann, 
sie vielmehr — nach außen — ein Recht des Parla- 
ments in seiner Gesamtheit ist, wird sie nach den Re- 
geln des Parlaments selbst abgewickelt und das heißt, 
nach den Mehrheitsregeln, die Art. 42 II 1 GG für die 
normale Entscheidungsfindung des Parlaments fest- 
legt. Dies bedeutet aber nichts anderes, als daß die 
Ausübung des Minderheitsrechts die Zustimmung der 
Mehrheit finden muß. Die Minderheitsenquete ist also 
in einer fundamental anderen Position als die Mehr- 
heitsenquete oder aber die Enquete, bei der sich das 
Parlament, aus welchen Gründen auch immer, einmü- 
tig zeigt. 

Das Grundgesetz selbst hat diese Spannung zwischen 
dem Bestreben der Minderheit und dem Unwillen der 
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Mehrheit, eine Untersuchung durchzuführen, prinzi- 
piell zugunsten der Minderheit entschieden, wenn es 
in Art. 44 I den Bundestag und damit auch gerade die 
unwillige Mehrheit in die «Pflicht* nimmt, also 
zwingt, den von der Minderheit gewünschten Unter- 
suchungsausschuß einzusetzen. 

Damit enden aber die direkten Hinweise des Grund- 
gesetzes, wie das Minderheitsrecht nach der erzwun- 
genen Einsetzung gegen eine imwillige Mehrheit 
durchgesetzt werden kann. Da das Sei der parlamen- 
tarischen Untersuchung jedoch nicht die Einsetzung 
des Ausschusses als solche, sondern die Durchfüh- 
rung der Untersuchung ist, und da das Minderheits- 
recht nur zu diesem Zweck ausgewiesen ist, muß sich 
der verfassungsrechtliche Anspruch der Minderheit 
auf Untersuchung nicht nur bei der Einsetzung, son- 
dern gerade bei der Arbeit des Untersuchungsaus- 
schusses realisieren. Dies dürfte im Prinzip auch nicht 
streitig sein, würde doch sonst das Minderheitsrecht 
der parlamentarischen Untersuchung durch eine un- 
willige Verfahrensmehrheit im Ausschuß beliebig 
konterkariert werden können. 

Über die Einzelheiten des Minderheitsrechts während 
der Arbeit des Untersuchungsausschusses bestehen 
freilich unterschiedliche Ansichten. 

— s. z. B. M. Schröder, Empfiehlt sich eine gesetz- 
liche Neuordnung der Rechte und Pflichten par- 
lamentarischer Untersuchungsausschüsse? Gut- 
achten E zum 57. DJT, 1988, S. 96 ff., 107 ff. — 

Diesen Fragen braucht aber, da sie in diesem Organ- 
streit nicht entscheidungsrelevant sind, nicht nachge- 
gangen zu werden. Inwieweit die Verfahrensmehrheit 
also gegen den Willen der Antragsminderheit die Rei- 
henfolge der Zeugenvernehmung durchsetzen, Ge- 
heimhaltungsstufen einführen, Zeugnisverweige- 
rungsrechte anerkennen kann usw., mag also dahin- 
stehen. Der Organstreit ist allein wegen der Frage 
angestrengt, ob die Mehrheit im Ausschuß und die ihr 
entsprechende Mehrheit im Plenum des Bundestages 
den Untersuchungsausschuß in eine Lage manövrie- 
ren kann, in der er die Untersuchung nicht mehr 
— mit Erfolg — weiterführen kann. Es geht also nicht 
um Einzelheiten des Verhältnisses von Mehrheit und 
Minderheit während der parlamentarischen Untersu- 
chung, sondern um die Grundfrage, inwieweit die 
Mehrheit verpflichtet ist, die Untersuchung durch ei- 
nen einmal eingesetzten Untersuchungsausschuß 
überhaupt zu ermöglichen. 

Auch darauf gibt Art. 44 I 1 GG eine Antwort. Nicht 
nur die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
wird der imwilligen Parlamentsmehrheit dort zur 
Pflicht gemacht und nicht nur der Zweck dieses Aus- 
schusses ist mit der Bezeichnung „Untersuchungs“- 
Ausschuß hinreichend klar bestimmt, die Norm drückt 
diesen Zweck durch einen sprachlich geradezu befeh- 
lenden Relativsatz 

— zum sprachlichen Duktus s. auch BVerfGE 67, 

100 , 121 - 

zusätzlich noch aus: „der in öffentlicher Verhandlung 
die erforderlichen Beweise erhebt. " Die Beweiserhe- 
bung ist also die Aufgabe des Untersuchungsaus- 


schusses. Wie sollte auch sonst eine «Untersuchung* 
bewerkstelligt werden können? 

Da die Pflicht der Parlamentsmehrheit sich nicht in der 
bloßen Einsetzung eines Ausschusses erschöpfen 
kann und da ein funktionsloser Ausschuß ohne Sinn 
wäre, kann die Pflicht nur in der Einsetzung eines 
Ausschusses gesehen werden, der auch Beweise er- 
hebt und erheben kann. Die Parlamentsmehrheit muß 
also auf Antrag (mindestens) eines Viertels des Deut- 
schen Bundestages nicht nur einen Untersuchungs- 
ausschuß einsetzen, sondern ihn — gerade kraft ihrer 
Verfahrensmehrheit — auch funktionstüchtig erhal- 
ten. Wäre dies nicht der Fall, wäre das Minderheits- 
recht eine bloße inhaltsleere Hülse, nicht aber eines 
der wichtigsten Oppositionsrechte. 

Es kann also im vorhegenden Falle nur streitig sein, ob 
sich — ausnahmsweise — ein Recht der Mehrheit ent- 
wickeln läßt, die Arbeit des Ausschusses durch den 
Stopp der weiteren Beweiserhebung ohne Ergebnis in 
der Sache zu beenden. Dies aber läßt sich schwerlich 
allgemein, sondern nur am konkreten Fall zeigen. Es 
wird daher im folgenden unter Auswertung des Sach- 
verhalts geklärt, ob die Parlamentsmehrheit den Aus- 
schuß in die Arbeitsunfähigkeit manövriert hat und ob 
es dafür entgegen dem Minderheitsrecht ein verfas- 
sungsrechtlich zulässiges Argument gibt. 


3. Die Verantwortung der Parlamentsmehrheit für 
die Funktionsunfähigkeit des 
Untersuchun gsaussch usses 

Der 1. UA der 11. Legislaturperiode ist bis zur Ent- 
scheidung des Amtsgerichts am 23. September 1988 
seiner Aufgabe nachgegangen, zu dem gestellten Un- 
tersuchungsauftrag Beweis zu erheben, wie es 
Art. 44 1 1 GG vorschreibt. 

Trotz Drängens der SPD-Fraktion im Ausschuß fällt 
die Entscheidung, ob Beschwerde eingelegt werden 
soll, erst IVi Monate später, nämlich am 8. Dezember 
1988. Eine Beweisaufnahme findet seither nicht mehr 
statt. Auf der 38. Sitzung des Ausschusses am 11. Mai 
1989 wird dieses Verhalten durch einen Beschluß der 
Mehrheit im Ausschuß sanktioniert. In der 39. Sitzung 
am 2. Juni 1989 bestätigt die Mehrheit noch einmal 
diese Haltung. 

Die Mehrheit hat damit deutlich gemacht, daß dem 
Ausschuß angesichts des nicht angefochtenen amts- 
richterlichen Spruches, wonach der Untersuchungs- 
auftrag bundesstaatswidrig und daher keine zulässige 
Grundlage einer Beschlagnahme sei, eine weitere Be- 
weisaufnahme nicht zumutbar ist. Diese Ansicht wird 
auch von der SPD-Fraktion geteilt, wenngleich der 
Versuch, trotz dieser Lage die Beweiserhebung weiter 
zu betreiben, gemacht wird und an der Mehrheit 
scheitert. Für die SPD-Fraktion im Ausschuß wie für 
die SPD-Fraktion im Plenum hat nämlich der Abge- 
ordnete Stobbe mit hinreichender Deutlichkeit zur 
Begründung des Korrekturantrages darauf hingewie- 
sen, daß sich bei einer weiteren Beweisaufnahme je- 
der Zeuge auf den amtsrichterlichen Spruch berufen 
und das Erscheinen oder die Aussage verweigern 
könne und daß bei einer Falschaussage niemand Ge- 
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fahr laufe, strafgerichtlich belangt zu werden, da ihm 
zumindest ein Verbotsirrtum zugute gehalten werden 
müsse. 

Der gesamte Ausschuß, dezidiert aber die Ausschuß- 
mehrheit, ist also der Ansicht, daß bei Anerkennung 
der amtsrichterlichen Entscheidung eine weitere Be- 
weiserhebung nicht zu verantworten ist. 

Diese Einschätzung ist zutreffend. Der Amtsrichter 
hat den Untersuchungsauftrag wegen Verstoßes ge- 
gen das Bundesstaatsprinzip für verfassungswidrig 
gehalten und daraus den Schluß gezogen, daß der 
Untersuchungsauftrag nicht Grundlage einer Be- 
schlagnahme sein könne. Träfe die Ansicht des Amts- 
richters zu, dann wäre in der Tat die Grundlage nicht 
nur für die Beschlagnahme, sondern für jede weitere 
Beweisaufnahme durch den Ausschuß entfallen oder 
genauer: sie hätte niemals bestanden, da der Untersu- 
chungsauftrag seit Beginn mit dem vom Amtsrichter 
angenommenen Makel behaftet wäre. Dieser Makel 
erfaßt nach Ansicht des Amtsrichters nämlich unheil- 
bar den gesamten Untersuchungsauftrag. 

Nun wirkt die amtsrichterliche Entscheidung nur für 
den entschiedenen Fall, also für die beantragte Be- 
schlagnahme. Ihre Signalwirkung für die weitere Be- 
weisaufnahme steht jedoch außer Zweifel. Sie ist denn 
auch, wie sich aus dem wiedergegebenen Sachverhalt 
ergibt, sowohl vom Prozeßbevollmächtigten des Aus- 
schusses im Beschlagnahmeverfahren als auch von 
Sprechern der Mehrheit wie der Minderheit im Aus- 
schuß deutlich dargelegt worden. 

Auf die rechtliche Bedeutung dieser Signalwirkung 
im Verhältnis zur inter-partes- Wirkung des amtsrich- 
terlichen Beschlusses braucht im einzelnen nicht ein- 
gegangen zu werden, da es hier allein darauf an- 
kommt, welche Konsequenz die Mehrheit im Aus- 
schuß aus diesem Beschluß gezogen hat. 

Die Beschlagnahme ist vom Ausschuß beschlossen 
worden. Damit hat der Ausschuß als ganzer klarge- 
stellt, daß das mit der Beschlagnahme durchzuset- 
zende Herausgabeverlangen von Akten der an dem 
Südafrikageschäft beteiligten Finnen im Sinne der 
Beweiserhebungspflicht nach Art. 4411 GG im Rah- 
men des Untersuchungsauftrages korrekt war. Die 
Ausschußmehrheit hat zwar aus ihrer Sicht, wonach 
schon alles aufgeklärt sei, hier und da die Notwendig- 
keit der Beiziehung der Akten bezweifelt, aber nicht 
bestritten, daß sie aus der Sicht der Ausschußminder- 
heit notwendig seien. Gelegentlich ist von seiten der 
Ausschußmehrheit sogar — aus welchen Gründen 
auch immer — auf eine Beschleunigung des Be- 
schlagnahmeantrages an das Amtsgericht gedrängt 
worden. 

Die gelegentlich geäußerten verfassungsrechtlichen 
Bedenken der Ausschußmehrheit betrafen das Akten- 
herausgabeverlangen nicht, weil es bei den Bedenken 
zwar um bundesstaatliche Fragen ging, die Akten 
aber nicht zu diesem Zweck herausverlangt wurden; 
es ging nicht darum, das Verhalten eines Funktions- 
trägers aus dem Landesbereich zu untersuchen. Au- 
ßerdem waren es nur Bedenken; der Vorwurf der Ver- 
fassungswidrigkeit wurde nicht erhoben, vielmehr 
ausdrücklich erklärt, man werde bei der Beweisauf- 


nahme Übergriffe in den Landesbereich zu verhin- 
dern wissen. 

Die Notwendigkeit der Beschaffung der Akten zur 
Durchführung der Beweisaufnahme im Sinne des Un- 
tersuchungsauftrages lag also für den Ausschuß 
ebenso fest wie die Zulässigkeit des Beschlagnahme- 
antrages als solche. 

Wenn in dieser Situation die Ausschußmehrheit sich 
weigert, gegen den amtsrichterlichen Beschluß Be- 
schwerde einzulegen, so kann, da die Fakten sich zwi- 
schenzeitlich nicht geändert hatten, die Rechtferti- 
gung nur in der Anerkennung der amtsrichterlichen 
Bewertung des Untersuchungsauftrages liegen. 
Hielte die Mehrheit im Ausschuß nämlich den amts- 
richterlichen Beschluß für irrig, würde sie sich verfas- 
sungswidrig verhalten, wenn sie den Beschluß zum 
Anlaß nähme, eine auch von ihr im Sinne des Unter- 
suchungsauftrages für notwendig gehaltene Beweis- 
erhebung zu vereiteln. Zurecht hat das Bundesverfas- 
sungsgericht im Flick-Untersuchungsausschuß-Urteil 
das verfassungsrechtliche Recht der Antragsminder- 
heit auf „Durchsetzung" eines Beweisbeschlusses an- 
erkannt 

- s. BVerfGE 67, 100, 126 - 

und ausdrücklich die Forderung aufgestellt, daß das 
Grundgesetz dahin ausgelegt werden muß, daß parla- 
mentarische Kontrolle „wirksam“ sein kann. 

— aaO S. 130 — 

In dieser Phase der Betrachtung spielt es für die Be- 
wertung des Verhaltens der Ausschuß-Mehrheit 
keine Rolle, ob der Untersuchungsauftrag tatsächlich 
verfassungswidrig ist und der Amtsrichter deswegen 
die Beschlagnahme verweigern durfte. An beidem 
bestehen erhebliche Zweifel. So drängt sich die Frage 
auf, ob der Amtsrichter nach seiner Prämisse nicht 
konsequenterweise nur eine Teil-Verfassungswidrig- 
keit hätte annehmen dürfen und erkennen müssen, 
daß die Beschlagnahme von Finnenakten — und nicht 
etwa von Akten einer Landesregierung — von dieser 
Teil-Verfassungswidrigkeit nicht berührt wird, und ob 
man, wenn man schon eine Teil- Verfassungswidrig- 
keit annimmt, nicht zu einer verfassungskonformen 
Auslegung hätte gelangen müssen. Alle diese Zwei- 
fel, so berechtigt sie sind, müssen die Ausschußmehr- 
heit aber nicht überzeugen. 

Selbst die Überlegung, daß die amtsrichterliche Ent- 
scheidung der allgemeinen Einstellung der Mehrheit 
zu dem Untersuchungsuntemehmen in seiner Wir- 
kung entgegenkam — hatte doch die Parlaments- 
mehrheit von Anfang an die Notwendigkeit der Un- 
tersuchung bestritten — und dies die Entscheidung 
der Mehrheit zur Frage, ob Beschwerde einzulegen 
sei oder nicht, bestimmt haben könnte, muß außer 
Betracht bleiben. Es muß zu Gunsten der Mehrheit 
davon ausgegangen werden, daß sie sich verfassungs- 
konform verhält, also legitime Gründe dafür besitzt, 
die Beweisaufnahme nicht weiter zu betreiben. Dieser 
Grund kann nur in der Annahme der Verfassungswid- 
rigkeit eines anderen Vorgehens liegen. Da immerhin 
ein unabhängiger Richter die These von der gänzli- 
chen Verfassungswidrigkeit des Untersuchungsauf- 
trages aufgestellt hat, war es trotz der Bedenken ge- 
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gen die Qualität des Beschlusses nicht illegitim, wenn 
sich die Mehrheit die richterlichen Bedenken zu eigen 
macht. 

Hält aber die Ausschußmehrheit nach der amtsrich- 
terlichen Erkenntnis den Untersuchungsauftrag für 
verfassungswidrig und ist sie zudem wie der Amts- 
richter der Ansicht, daß diese Verfassungswidrigkeit 
ein Beschlagnahmeverfahren nicht zuläßt, so hat sie 
zugleich anerkannt, daß der mit den Akten zu erhe- 
bende Beweis nicht erhoben werden darf. In dieser 
Situation der Überzeugung von der Verfassungswid- 
rigkeit sowohl des Untersuchungsauftrages als auch 
des Vorgehens im Rahmen der Beweisaufnahme ist 
die Ausschußmehrheit nicht nur legitimiert, sondern 
verpflichtet, die Beweiserhebung nicht weiter zu be- 
treiben. Das Untersuchungsrecht der Minderheit fin- 
det nämlich seine Grenze in der Verfassung. 

Daß dies auch die offizielle Position der Regierungs- 
mehrheit im Ausschuß ist, wird durch deren Erklärung 
in der 37. Sitzung des Untersuchungsausschusses am 
27. April 1989 bestätigt. In dieser dem Protokoll der 
Sitzung (s. .Anlage 1 7) beigefügten und außerdem 
noch über den Deutschland-Union-Dienst verbreite- 
ten Erklärung wird „zur Vermeidung von Mißver- 
ständnissen“ „ausdrücklich darauf aufmerksam“ ge- 
macht, daß die Kbalitionsfraktionen „gegen den Wil- 
len der SPD die Arbeit des Ausschusses nicht been- 
den, sondern die Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts (sc. in dem von der SPD anzustrengen- 
den Organstreit) abwarten wollen. “ Diese Äußerung 
ist konsequent. Da im Organstreit die Frage der Ver- 
fassungswidrigkeit des Untersuchungsauftrages nicht 
Gegenstand ist, sondern das Bundesverfassungsge- 
richt lediglich über die Zulässigkeit der Weigerung 
der Parlamentsmehrheit zu entscheiden hat, den Un- 
tersuchungsauftrag zu korrigieren, findet die Erklä- 
rung ihren Sinn darin, daß an sich die Untersuchung 
wegen Verfassungswidrigkeit des Auftrages zu been- 
den wäre. Da aber eine Korrektur des Auftrages die 
Verfassungswidrigkeit des Auftrages beseitigen 
könnte, bleibt die Frage der Weiterarbeit des Aus- 
schusses bis zur Entscheidung im Organstreit in der 
Schwebe. Dem entspricht auch, daß beide Regie- 
rungsfraktionen im Ausschuß in der Erklärung wie 
selbstverständlich von „der Verfassungswidrigkeit 
des . . . Untersuchungsauftrages“ ausgehen und die 
durch sie verursachten Probleme im Zwischenbericht 
dargestellt wissen wollen. 

Die Parlamentsmehrheit hat also durch ihre Weige- 
rung, Beschwerde gegen den amtsrichterlichen Be- 
schluß einzulegen, sich die Rechtsmeinung des Amts- 
richters zu eigen gemacht und auf dieser Basis konse- 
quenterweise — und insofern legitim — einer weite- 
ren Beweiserhebung nicht mehr zugestimmt. 

Freilich hat dieses Verhalten der Regierungsmehrheit 
zur Folge, daß sich für sie rückbückend die Einsetzung 
des Untersuchungsausschusses mit diesem Untersu- 
chungsauftrag als inkorrekt erweist. Da die Einset- 
zung des Untersuchungsausschusses eine Aufgabe 
des Gesamtparlaments ist und diesem verfassungwid- 
riges Verhalten untersagt ist, wäre es Aufgabe der 
Mehrheit gewesen, schon damals den Untersu- 
chungsauftrag in dieser Form nicht zu akzeptieren. 
Ein Vorwurf wäre der Mehrheit daraus jedoch nicht zu 


machen, wenn sie bei der Einsetzung zwar Bedenken 
hatte, diese sich aber nicht zu der Vorstellung der Ver- 
fassungswidrigkeit verdichtet hatten. 

Nach dieser Entwicklung stand die Antragsminder- 
heit vor der Frage, entweder zu versuchen, die An- 
tragsmehrheit durch einen verfassungsgerichtüchen 
Spruch zur Einlegung der Beschwerde zu zwingen, 
oder aber den ursprüngüch schon von der Regie- 
rungsmehrheit vorgebrachten verfassungsrechtlichen 
„Bedenken“, vor allem aber dem amtsrichterüchen 
Bedenken Rechnung zu tragen, und eine Korrektur 
des Untersuchungsauftrages zu erreichen. Da zwi- 
schen Regierungsmehrheit und Antragsminderheit im 
Ausschuß Einigkeit darüber bestand, daß der Unter- 
suchungsauftrag hinsichtüch der bundesstaatüchen 
Impükationen zumindest mißverständüch ist, und da 
der Prozeßbevollmächtigte des Ausschusses mit einer 
gewissen Beständigkeit eine Korrektur des Untersu- 
chungsauftrages angemahnt hatte, war es legitim, daß 
die Antragsminderheit den Weg der Korrektur des 
Untersuchungsauftrages ging. Wenn auch mit guten 
Gründen vom Wissenschaftlichen Dienst des Parla- 
mentes ebenso wie vom Prozeßbevollmächtigten die 
Mögüchkeit oder gar die Notwendigkeit einer verfas- 
sungskonformen Auslegung des Untersuchungsauf- 
trages als Alternative dargelegt worden ist, so war die 
Antragsminderheit nicht verpflichtet, die parlamenta- 
rische Untersuchung mit den damit notwendiger- 
weise verbundenen Unsicherheiten zu belasten. 

Angesichts des Verhaltens der Mehrheit, die sich die 
amtsrichterüchen Bedenken zu eigen macht, ist der 
Weg der Antragsminderheit, durch eine Korrektur des 
Untersuchungsauftrages aüe bisher aufgetauchten 
verfassungsrechtüchen Bedenken zu beseitigen, 
ebenso legitim wie im Hinbück auf die Haltung der 
Mehrheit adäquat. 

In dieser zumindest vertretbarer Weise herbeigeführ- 
ten Situation mußte nun aber die Ablehnung der von 
der SPD-Fraktion vorgeschlagenen Korrektur des Un- 
tersuchungsauftrages notwendig zu einer Beendi- 
gung der Untersuchungstätigkeit führen. Da die Par- 
lamentsmehrheit von der Verfassungswidrigkeit des 
bestehenden Untersuchungsauftrages ausgeht und 
zugleich eine Änderung dieses Untersuchungsauftra- 
ges ablehnt, macht sie damit eine weitere Untersu- 
chung unmögüch. Insofern ist ihr Verhalten in einem 
hohen Maße widersprüchüch, wenngleich sie damit 
ihr poütisches Ziel erreicht, die von Xnfang schon für 
überflüssig gehaltene Untersuchung einzusteüen. 

Durch ihr zweispuriges Vorgehen, nämüch einmal 
den Untersuchungsauftrag als verfassungswidrig zu 
werten und damit eine Weiterarbeit des Ausschusses 
auszuschüeßen, und zum anderen zu verhindern, 
diese Verfassungswidrigkeit zu beseitigen, führt sie 
die Arbeitsunfähigkeit des Ausschusses herbei. Dies 
widerspricht aber ihrer Verpflichtung aus Art. 44 1 1 
GG, nicht nur die Einsetzung auf Antrag mindestens 
eines Viertels der Mitgüeder des Deutschen Bundes- 
tages zu beschließen, sondern auch dem eingesetzten 
Untersuchungsausschuß die Arbeit zu ermöglichen. 
Durch das Zusammenspiel der Mehrheit im Plenum 
und der Mehrheit im Ausschuß kann zulässigerweise 
ohne Verfassungsverstoß die Arbeitsunfähigkeit des 
Untersuchungsausschusses nicht herbeigeführt wer- 
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den, es sei denn, daß spezielle Rechtfertigungsgründe 
vorliegen, die ein größeres Gewicht hätten als die vom 
Bundesverfassungsgericht konstatierte Verpflichtung 
gegenüber der Antragsminderheit zu einer „wirksa- 
men“ Untersuchung. 


4. Die grundsätzliche Verpflichtung zur Korrektur 
eines für verfassungswidrig erkannten 
Untersuchungsauftrages 

In der knappen Debatte des Bundestages zum Korrek- 
turantrag der SPD-Mitglieder im Ausschuß und der 
gesamten SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag 
wird die Frage, ob die Bundestagsmehrheit zur Kor- 
rektur eines für verfassungswidrig gehaltenen Unter- 
suchungsauftrages verpflichtet sei, von der Spreche- 
rin der FDP-Fraktion ausdrücklich offen gelassen 
(Abg. Seiler-Albring Plenarprotokoll 11/121 — An- 
lage 2 - S. 8889 D). Der Sprecher der CDU/CSU- 
Fraktion, der Abg. Bohl, argumentiert, das Amtsge- 
richt habe den Untersuchungsauftrag für verfassungs- 
widrig erklärt und „daraus“ ergebe sich das Ableh- 
nungsrecht der Parlamentsmehrheit; es handele sich 
„ja nicht um den Antrag auf Einsetzung eines neuen 
Untersuchungsausschusses“. Daher habe der Deut- 
sche Bundestag keine Verpflichtung gemäß Art. 44 
GG, dem Korrekturantrag zu folgen (aaO S. 8891 B). 

Die Argumentation des Abg. Bohl geht schon darum 
fehl, weü die Pflicht des Bundestages und damit seiner 
Mehrheit nicht nur dahin geht, einen beantragten Un- 
tersuchungsausschuß, wenn das Antragsquorum vor- 
handen ist, einzusetzen, sondern auch dahin, die Un- 
tersuchung durchzuführen, wie das Bundesverfas- 
sungsgericht zurecht festgestellt hat. Anders wäre das 
Minderheitsrecht auch ohne Substanz, da die Verfah- 
rensmehrheit im Ausschuß und die Beschlußmehrheit 
im Bundestag jederzeit über beliebige Bedenken die 
Untersuchung zum Erliegen bringen könnte. 

Die Frage, ob das Parlament — zumindest auf Antrag 
der antragstellenden Minderheit — einen einmal ge- 
faßten und — wie man hinzufügen muß — später für 
verfassungswidrig erkannten Untersuchungsauftrag 
korrigieren müsse, bedarf in dem Organstreit der Ent- 
scheidung. Ausgangspunkt für die Beantwortung ist 
die Feststellung, daß die parlamentarische Untersu- 
chung, auch wenn sie von einer Minderheit erzwun- 
gen wird, eine Parlamentsagenda ist, also dem gesam- 
ten Bundestag zugerechnet wird. Daraus folgen kon- 
sequent die Regeln über die Mehrheitsentscheidung 
im Parlament sowie im Ausschuß, und der Prozeßbe- 
vollmächtigte hat zurecht auf entsprechende Fragen 
hingewiesen, daß, wie immer man zum Minderheits- 
recht stehe, der Beschluß z. B. über die Einlegung 
einer Beschwerde vom Ausschuß selbst zu fassen sei. 
Steht aber die parlamentarische Untersuchung in der 
Verantwortung des gesamten Parlaments, obwohl sie 
nur von einem Ausschuß durchgeführt werden kann, 
so trägt das Parlament in seiner Gesamtheit die Ver- 
antwortung für die Verfassungsmäßigkeit der Einset- 
zung eines parlamentarischen Untersuchungsaus- 
schusses. Da die Einsetzung immer mit einem Unter- 
suchungsauftrag verbunden ist, umfaßt diese Verant- 
wortung auch den Untersuchungsauftrag. Daher be- 
steht kein Zweifel, daß das Parlament und damit ge- 


rade auch die Parlamentsmehrheit verfassungswidrig 
handelt, wenn sie einen verfassungswidrigen Unter- 
suchungsauftrag einer Antragsminderheit als Unter- 
suchungsauftrag des einzusetzenden Untersuchungs- 
ausschusses beschließt. 

Die Lage ist nicht anders, wenn sich während des 
Untersuchungsverfahrens die Verfassungswidrigkeit 
des Untersuchungsauftrages herausstellt. Zwar wird 
man nicht die Parlamentsmehrheit bei einer Minder- 
heitsenquete für verpflichtet halten müssen, von sich 
aus den Untersuchungsauftrag zu ändern, die Unter- 
suchung darf aber bei Verfassungswidrigkeit des Un- 
tersuchungsauftrages nicht mehr weitergeführt wer- 
den. Da die Minderheitsenquete von der Minderheit 
betrieben, wenn auch vom Bundestag selbst durchge- 
führt wird, kann es die Mehrheit der Minderheit über- 
lassen, ob sie auf einer Korrektur besteht. Die Minder- 
heit kann nämlich auch die reklamierte Verfassungs- 
widrigkeit des Untersuchungsauftrages zum Anlaß 
nehmen, ihrerseits auf eine weitere Untersuchung zu 
verzichten. Daher kann in solchen Fällen zwar die 
Mehrheit von sich aus eine Korrektur vornehmen, sie 
kann aber auch solange passiv bleiben, wie nicht die 
Minderheit die Korrekturkonsequenz aus der erkann- 
ten Verfassungswidrigkeit zieht. 

Bestünde keine Pflicht der Mehrheit, bei einer von ihr 
angenommenen Verfassungswidrigkeit des Untersu- 
chungsauftrages einen entsprechenden Korrekturan- 
trag der Minderheit zu beschließen — oder minde- 
stens durch Stimmenthaltung die Beschlußfassung zu 
tolerieren — so läge es im Belieben der Parlaments- 
mehrheit, sich nach Etablierung des Untersuchungs- 
ausschusses in jeder Phase des Verfahrens auf die 
Verfassungswidrigkeit des Untersuchungsauftrages 
zu berufen, eine weitere Beweisaufnahme damit ab- 
zuschneiden, zugleich aber die Korrektur der von ihr 
angenommenen Verfassungswidrigkeit zu verhin- 
dern. 

Eine solche Möglichkeit wäre um so gravierender, als 
die parlamentarische Untersuchung in einem außer- 
ordentlich hohen Maße von verfassungsrechtlicher 
Unsicherheit geprägt ist. Weder über das Ausmaß ei- 
ner zulässigen parlamentarischen Untersuchung noch 
über ihre Intensität gibt es eine hinreichende Sicher- 
heit. Politisch gesprochen ermöglichte dieses mit vie- 
len Zweifelsfragen belegte Gebiet es der jeweiligen 
politischen Mehrheit, sich unter Ausnutzung dieser 
Unsicherheit für die jeweils restriktivste Auslegung 
des Untersuchungsrechts zu entscheiden und auf die- 
ser Basis die Verfassungswidrigkeit des Untersu- 
chungsauftrages im passenden Augenblick zu rekla- 
mieren. Würde man dies zulassen, so ließe sich zudem 
noch durch das der Mehrheit zugestandene Recht, 
einen Untersuchungsauftrag der Minderheit zu er- 
gänzen, die Grundlage für solche Zweifel erst legen. 
Selbst ein Mißbrauch wäre schwer nachzuweisen, 
wenn die Erkenntnis der Verfassungswidrigkeit erst 
später geltend gemacht würde. 

Eine weitere Folgeüberlegung stützt dieses Ergebnis. 
Würde man der Parlamentsmehrheit zugestehen, ih- 
rerseits während eines Untersuchungsverfahrens die 
Verfassungswidrigkeit des Untersuchungsauftrages 
mit der Konsequenz der Beendigung der Untersu- 
chung festzustellen, so wäre es damit in die Hand der 
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Mehrheit gegeben, das Untersuchungsverfahren zu 
einem beliebigen Zeitpunkt abzubrechen. Der An- 
tragsminderheit bliebe in einem solchen Falle nur die 
Möglichkeit — und darauf hat sie der Obmann der 
CDU/CSU-Fraktion im Ausschuß mehrmals hinge- 
wiesen — , einen neuen Untersuchungsauftrag zum 
selben Thema, aber mit „bereinigtem“ Auftrag zu be- 
antragen. Ein solches Verfahren wäre jedoch in einem 
hohen Maße unproduktiv, für alle Beteiligten unver- 
hältnismäßig belastend, insbesondere für die schon 
gehörten Zeugen mit der unzumutbaren Last der Wie- 
derholung der Beweisaufnahme verbunden und es 
würde insgesamt die Funktionsfähigkeit der parla- 
mentarischen Untersuchung erheblich beschädigen. 
Es wäre eine Karikatur der Vorstellung des Bundes- 
verfassungsgerichts von einer „wirksamen" Untersu- 
chung. 

Im konkreten Falle käme noch hinzu, daß ein solches 
neues Verfahren angesichts des sich als außerordent- 
lich vielschichtig erwiesenen Gegenstandes in der 
durch das Ende der Legislaturperiode begrenzten Zeit 
ernsthaft nicht durchgeführt werden könnte. 

Es ist also nach dem Sinn der parlamentarischen Un- 
tersuchung wie nach der Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts davon auszugehen, daß die 
Parlamentsmehrheit verpflichtet ist, wenn sie die Ver- 
fassungswidrigkeit des Untersuchungsauftrages re- 
klamiert, eine entsprechende Korrektur auf Antrag 
der Antragsminderheit zu beschließen, da die An- 
tragsminderheit ja nichts anderes tut, als sich den 
Rechtsvorstellungen der Mehrheit zu beugen. Dies 
hat zudem den weiteren Vorteil, daß bei solchen Kon- 
stellationen nicht unnötig das Bundesverfassungsge- 
richt über die Frage, ob nun der Untersuchungsauf- 
trag verfassungswidrig ist oder nicht, angerufen wer- 
den muß. 


5. Ist der Korrekturantrag verfassungsmäßig? 

Wie die Parlamentsmehrheit einen verfassungswidri- 
gen Untersuchungsauftrag bei der Einsetzung eines 
beantragten Untersuchungsausschusses ablehnen 
muß, so ist sie gleichermaßen nicht verpflichtet, einen 
verfassungswidrigen Korrekturantrag zu beschließen 
oder zumindest den Beschluß über ihn durch Enthal- 
tung zu ermöglichen. Es mag hier dahinstehen, ob sie 
nicht in bestimmten Situationen die Pflicht trifft, durch 
Änderungsanträge für eine korrekte Fassung des Kor- 
rekturbeschlusses zu sorgen, wenn sie selbst erst die 
Notwendigkeit der Korrektur, wie es hier der Fall ist, 
herbeigeführt hat. Ist nämlich der Korrekturantrag 
verfassungsmäßig, so erübrigt sich ein Eingehen auf 
diese Frage. 

Läßt man sich auf die Argumentation ein, mit der die 
Regierungsparteien die Ablehnung des Korrekturan- 
trages begründet haben, so nennt die Sprecherin der 
FDP-Fraktion zwei Gründe dafür, daß „die Vorausset- 
zungen für einen entsprechenden Pflichtbeschluß des 
Plenums nicht vor"liegen (aaO S. 8889 D/8890 A). 
Nach Ansicht der Abgeordneten ist der Korrekturan- 
trag „nicht vollständig"; außerdem sieht sie in ihm 
einen Erweiterungsantrag. 


Was die mangelnde Vollständigkeit angeht, so kann 
sie sich nur auf das verfassungsrechtlich Gebotene 
beziehen. In diesem Sinne ist der Korrekturantrag 
vollständig, wenn er die angenommenen Gründe für 
die Verfassungswidrigkeit des Untersuchungsauftra- 
ges beseitigt. 

Die Abgeordnete führt für die mangelnde Vollstän- 
digkeit die Tatsache an, daß der Korrekturantrag die 
Ziffer I des Einsetzungsbeschlusses nicht insoweit 
umfaßt, als dort von einer „beabsichtigten Lieferung 
von Unterseebooten oder Konstruktionsanlagen für 
den Unterseebootsbau an die Republik Südafrika" die 
Rede ist und sich daran der Halbsatz anschließt: „ob- 
wohl derartige Lieferungen nach internationalem und 
deutschem Recht verboten sind". Darin sieht die Ab- 
geordnete eine „Vorverurteilung". 

Zu einer solchen Korrektur ist aber die Antragsmin- 
derheit nicht genötigt. Sie hat, nachdem das Amtsge- 
richt den Untersuchungsauftrag wegen Bundesstaats- 
widrigkeit für verfassungswidrig gehalten und die 
Mehrheit sich diese Ansicht zu eigen gemacht hat, zur 
Weiterführung der Untersuchung lediglich diejenigen 
Korrekturen zu beantragen, die dazu notwendig sind, 
die die vom Amtsgericht und der Mehrheit angenom- 
mene Verfassungswidrigkeit zu beseitigen. Der zi- 
tierte Halbsatz in Ziffer I des Untersuchungsauftrages 
ist aber weder vom Amtsgericht noch von der Regie- 
rungsmehrheit als Anlaß oder Grund für die Verfas- 
sungswidrigkeit gesehen worden. Dies wäre auch 
verwunderlich, da zumindest die Lieferung von Un- 
terseebooten an die Republik Südafrika mit dem 
Recht nicht vereinbar wäre. Außerdem liegt es in der 
Natur der Sache einer parlamentarischen Untersu- 
chung, daß der Ansatzpunkt der Untersuchung der 
Verdacht eines politisch schädlichen oder rechtlich 
verbotenen Verhaltens ist, und es liegt im Sinne der 
parlamentarischen Untersuchung, daß durch den Un- 
tersuchungsauftrag die Zielrichtung angegeben und 
damit vorgegeben wird, was der Ausschuß klären soll. 
In der Debatte über den Einsetzungsantrag ist denn 
auch von der Regierungsseite zwar dieser Punkt be- 
rührt worden, er aber nicht als Verfassungswidrig- 
keitsgrund angenommen worden, vielmehr hat die 
Mehrheit durchaus korrekt erklärt, daß sie sich durch 
solche Vorentscheidungen im Untersuchungsauftrag 
nicht beeinflussen lasse. 

Im übrigen sieht der Korrekturantrag aufgrund der 
mehrmaligen Intervention der Regierungsmehrheit 
vor, die Charakterisierung der Lieferung von Kon- 
struktionsanlagen als rechtswidrig ersatzlos zu strei- 
chen. Er kommt damit dem Petitum der Mehrheit 
nach, die sich nun ihrerseits schwerlich zur Ableh- 
nung des Korrekturantrages darauf berufen kann, daß 
diese Korrektur verfassungsrechtlich nicht geboten 
sei. 

Die knappe Äußerung des Sprechers der CDU/CSU- 
Fraktion: „Bei der Änderung hinsichtlich der Einbe- 
ziehung der Länder handelt es sich ja auch nicht um 
eine Klarstellung, Herr Gansei, denn Sie wollten ge- 
gen unseren Widerstand immer eine solche verfas- 
sungswidrige Untersuchung" (aaO S. 8891 B), läßt 
sich mit einigem Wohlwollen ebenfalls als ein Vorwurf 
unvollständiger Korrektur begreifen. Er ist freilich 
schon in sich unlogisch. Wenn durch den Korrekturan- 
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trag jeglicher Bezug auf die Landesebene im Untersu- 
chungsauftrag gerade gestrichen werden soll, läßt 
sich dem Antrag schwerlich entgegenhalten, daß un- 
ter der Geltung des unkorrigierten Antrages die An- 
tragsminderheit nach Ansicht der Mehrheit be- 
stimmte verfassungswidrige Zwecke habe verfolgen 
wollen. 

In Wirklichkeit ist die Korrektur im Hinblick auf die 
vom Amtsgericht wie von der Parlamentsmehrheit an- 
genommenen Verfassungswidrigkeit des Untersu- 
chungsauftrages radikal. Das Untersuchungsthema 
läßt nunmehr die Landesebene vollständig außer Be- 
tracht. Der Korrekturantrag reagiert also inhaltlich auf 
die von der Mehrheit angenommene Verfassungswid- 
rigkeit mehr als adäquat. Er räumt sie vollständig aus. 
Gründe für eine inhaltliche Verfassungswidrigkeit 
sind nicht ersichtlich. 


6. Enthält der Korrekturantrag eine Erweiterung des 
Untersuchungsauftrages? 

Ob die Parlamentsmehrheit verpflichtet ist, anläßlich 
eines von ihr verursachten Korrekturantrages auch 
eine — in der Sache zulässige und sinnvolle — Erwei- 
terung des Untersuchungsauftrages zu tolerieren, 
mag dahinstehen. Der Vorwurf, der Korrekturantrag 
enthalte Erweiterungen, trifft nämlich nicht zu. 

Der Vorwurf wird mehrfach begründet. Die Spreche- 
rin der FDP-Fraktion sieht eine Erweiterung in der 
Streichung des Wortes „rechtswidrig", mit welcher 
Qualifikation in dem ursprünglichen Untersuchungs- 
auftrag in den Abschnitten II. bis IV. „die Lieferung 
von Konstruktionsunterlagen für den Unterseeboot- 
bau" belegt worden war. Die Abgeordnete erläutert 
dies nicht weiter, sondern verweist auf eine Argumen- 
tation des Sprechers der CDU/CSU-Fraktion in einer 
früheren Diskussion im Deutschen Bundestag (aaO 
S. 8890 A). Auch der Sprecher der CDU/CSU-Frak- 
tion, der Abg. Bohl, beläßt es zur Begründung der 
Ablehnung des Korrekturantrages bei der knappen 
Bemerkung: „mit der Streichung des Wortes .rechts- 
widrig' zeigen Sie keine Abkehr von einer unrichti- 
gen und bewußten Vorverurteilung; vielmehr wollen 
Sie damit die Untersuchung ausdehnen" (aaO 
S. 8891 C). 

Bei diesen knappen Bemerkungen beider Sprecher 
der Regierungsfraktionen muß man davon ausgehen, 
daß sie sich auf die Äußerung des Abg. Bohl in der 
Sitzung am 4. Februar 1988 beziehen, bei der der 
Deutsche Bundestag schon einmal über einen Korrek- 
turantrag der SPD-Fraktion zu entscheiden hatte. Die 
einschlägigen Äußerungen des Abgeordneten in die- 
ser Sitzung zum Thema lauten: „Ich möchte Ihnen 
auch sagen: wenn Sie die Streichung von .rechtswid- 
rig' vornehmen, bedeutet dies . . . unter Umständen 
sogar eine Erweiterung, weü Sie dann alle Lieferun- 
gen erfassen. Wenn Sie nur bestimmte Lieferungen 
meinen, dann müßten Sie es etwa in der Formulierung 
des Antrags oder zumindest in der Begründung brin- 
gen. Die Streichung des Wortes .rechtswidrig' führt 
also nicht automatisch dazu, daß es sich um eine Ein- 
schränkung handelt, sondern im Gegenteil, auch die 


Streichung von .rechtswidrig' kann eine Erweiterung 
sein“ (Plenarprotokoll der 58. Sitzung S. 4042 C). 

Diese etwas ausführlichere Stellungnahme ergibt, daß 
der Abgeordnete schon damals keineswegs sicher 
war, ob seine Ansicht zu traf; die Einschränkung „un- 
ter Umständen" und daß die Streichung eine Erweite- 
rung sein „kann“, zeigen die Unsicherheit deutlich. 

Diese Unsicherheit ist begründet. In dem Antrag, der 
damals zur Abstimmung stand (BT-Drucksache 
11/1684 [neu]), war das Objekt der Untersuchung als 
„Lieferung von Konstruktionsunterlagen für den Un- 
terseebootsbau ... an die Republik Südafrika“ um- 
schrieben. Ob diese Lieferung im Untersuchungsauf- 
trag als rechtswidrig oder nicht als rechtswidrig be- 
zeichnet wird, ist für das Objekt der Untersuchung 
irrelevant. Es bleibt unbeschränkt und umfaßt voll- 
ständig „die Lieferung von Konstruktionsunterlagen 
für den Unterseebootsbau". Dies entspricht auch dem 
Vorwurf, den beide Regierungsfraktionen immer wie- 
der erhoben haben, nämlich dem Vorwurf der Vorver- 
urteüung. Eine solche Vorverurteilung bezieht sich 
immer auf ein Objekt, schränkt dieses Objekt aber 
nicht ein. Die Kennzeichnung „rechtswidrig" ist le- 
diglich die rechtliche Qualifikation eines Vorganges, 
eines Verhaltens oder einer Sachlage. 

Dasselbe gilt für den hier relevanten Korrekturantrag 
(BT-Drucksache 11/3747 — Anlage 10), bei dem es 
ebenfalls um „die Lieferung von Konstruktionsunter- 
lagen für den Unterseebootsbau“ geht. Das Objekt ist 
identisch mit dem des bisherigen Untersuchungsauf- 
trages. 

Daß die Streichung der Qualifikation „rechtswidrig", 
auf die die Regierungsfraktionen immer gedrängt ha- 
ben, zu einer Erweiterung des Untersuchungsauftra- 
ges führen würde, ist also weder belegt noch beleg- 
bar. 

Als weitere Begründung für eine „Erweiterung“ oder 
unzulässige Veränderung des Untersuchungsauftra- 
ges durch den Korrekturantrag wird von der Spreche- 
rin der FDP-Fraktion angegeben, es sollten nach der 
vorgesehenen Veränderung der Ziff. II des Untersu- 
chungsauftrages „nunmehr . . . entgegen der ur- 
sprünglichen Fassung Lieferungen schon seit 1983" 
untersucht werden (aaO S. 8890 A). Offensichtlich 
sieht die Abgeordnete in der Fixierung eines Anfangs- 
datums eine unzulässige Erweiterung oder Verände- 
rung des Untersuchungsauftrages. Da der vom Bun- 
destag beschlossene Untersuchungsauftrag aber die 
Lieferung von Konstruktionsunterlagen für den Un- 
terseebootsbau ohne jede zeitliche Beschränkung 
zum Thema macht, kann nach den normalen Regeln 
der Logik jegliche Zeitfixierung nur eine Begrenzung 
sein. Der Einwand ist also offensichtlich unrichtig. 

Der Abg. Bohl (aaO S. 8891 C) hat denn auch den ent- 
gegengesetzten Eindruck, wenn er meint, daß „die 
jetzige Nennung der Unternehmen . . . den Schwer- 
punkt der Untersuchung auf die Zukunft verschie- 
ben" soll. Auch diese Behauptung ist offensichtlich 
unrichtig. In dem vom Deutschen Bundestag be- 
schlossenen Untersuchungsauftrag ist als Objekt der 
Untersuchung die „Lieferung von Konstruktionsun- 
terlagen für den Unterseebootsbau durch Unterneh- 
men aus der Bundesrepublik Deutschland“ gekenn- 
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zeichnet. Wenn der Korrekturantrag den Untersu- 
chungsauftrag von allen denkbaren Unternehmen 
„insbesondere“ auf zwei Unternehmen einengt 
— und die Untersuchung auch noch zeitlich ein- 
grenzt — , ist darin offensichtlich eine Beschränkung, 
keinesfalls aber eine Erweiterung oder Veränderung 
des Untersuchungsauftrages enthalten. 

Mit der Nennung der beiden Unternehmen in dem 
Korrekturantrag verbindet die Sprecherin der FDP- 
Fraktioh einen weiteren Vorwurf der unzulässigen 
Veränderung oder Erweiterung des Untersuchungs- 
auftrages. Sie behauptet nämlich, daß mit dieser Nen- 
nung nun „eine untem ehmensbezogene Untersu- 
chung dem bisherigen Untersuchungsauftrag" aufge- 
stülpt werde (aaO S. 8890 A/B). Diese Behauptung 
wird mit folgendem Satz eingeleitet: „Bislang war im 
Rahmen der regierungsbezogenen Enquete nur von 
der Untersuchung der Umstände auf der Verwal- 
tungs- und Regierungsseite die Rede. Zwar soll diese 
Untersuchung der Unternehmen im Rahmen der Un- 
tersuchung zu Ziff. I der Befassung der Bundesregie- 
rung mit den beabsichtigten Lieferungen von Unter- 
seebooten oder von Konstruktionsunterlagen erfol- 
gen, ausdrücklich sind aber die Untersuchungen der 
Umstände nicht auf die Bundesregierung begrenzt, 
sondern gerade auf die Unternehmen bezogen" 
(aaO). Schon die Prämisse dieser Aussage ist falsch. 
Der vom Bundestag beschlossene derzeitige Untersu- 
chungsauftrag sieht nur in Ziff. I eine regierungs- oder 
verwaltungsbezogene Enquete vor. Es geht darum, in 
welcher Weise sich staatliche Stellen mit der beab- 
sichtigten Lieferung von Unterseebooten oder Kon- 
struktionsanlagen für den Unterseebootsbau befaßt 
haben. In Ziff. II des beschlossenen Untersuchungs- 
auftrages wird dagegen als Objekt der Untersuchung 
die Klärung bestimmt, unter welchen Umständen die 
Lieferung von Konstruktionsunterlagen zustande ge- 
kommen und erfolgt ist. Liefern können aber nur die 
Unternehmen, und folglich ist der derzeitig gültige 
Untersuchungsauftrag insoweit auch unternehmens- 
gerichtet. 

Demgegenüber bezieht der Korrekturantrag den ge- 
samten Untersuchungsauftrag unter Ziff. II auf den 
staatsbezogenen Untersuchungsauftrag der Ziff. I, er 
ordnet ihn also der staatsbezogenen Enquete unter. 
Dies ist aber nichts anderes als eine Einschränkung 
des bisherigen Untersuchungsauftrages. Die An- 
nahme einer Erweiterung oder unzulässigen Verän- 
derung ist daher nicht begründet. 


7. Zusammenfassung 

Bei einer Minderheitsenquete verpflichtet Art. 44 I 
GG nach der Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts das Parlament und damit auch eine un- 
willige Parlamentsmehrheit nicht nur dazu, den bean- 
tragten Untersuchungsausschuß einzusetzen, son- 
dern auch, die Wirksamkeit der Untersuchung zu ga- 


rantieren, soweit das in der Macht der Mehrheit 
steht. 

Beantragt der Untersuchungsausschuß zur Erhebung 
der erforderlichen Beweise die Beschlagnahme von 
Akten und lehnt das Amtsgericht den Antrag ab, weil 
der Untersuchungsauftrag verfassungswidrig sei und 
darum nicht zulässige Grundlage einer Maßnahme 
der Beweiserhebung sein könne, dann ist die Aus- 
schußmehrheit wegen ihrer Verpflichtung, die not- 
wendige Beweiserhebung zu garantieren, gehalten, 
die Beschwerde gegen den amtsrichterlichen Be- 
schluß nicht zu verhindern, wenn sie von der Richtig- 
keit der Entscheidung nicht überzeugt ist. 

Schließt sich dagegen die Mehrheit der Rechtsüber- 
zeugung des Amtsgerichts an, was man ihr auch in 
zweifelhaften Fällen zubilligen muß, dann kann die 
von ihr als Mehrheit (auch) zu verantwortende Be- 
weiserhebung nicht mehr weitergeführt werden. 

Die Minderheit kann in diesem Falle entweder das 
Bundesverfassungsgericht anrufen, wenn sie von der 
Verfassungsmäßigkeit des Untersuchungsauftrages 
überzeugt ist. Der Streit geht dann formal um den 
Anspruch auf Einlegung der Beschwerde gegen den 
amtsrichterlichen Beschluß, in der Sache aber geht es 
um die Klärung, ob der Untersuchungsauftrag verfas- 
sungsmäßig ist. 

Die Minderheit kann in dieser Situation aber auch die 
Differenzen über die Bewertung der Verfassungswid- 
rigkeit auf sich beruhen lassen und den Bedenken der 
Mehrheit und des Amtsgerichts durch einen Antrag 
auf Änderung des Untersuchungsauftrages entgegen- 
kommen. Da sie auf diese Weise die Verfassungsüber- 
zeugung der Mehrheit respektiert, hat diese keinen 
Grund, die Wirksamkeit der Untersuchung weiter zu 
behindern. 

Der Änderungsantrag muß vollständig sein im Hin- 
blick auf die Beseitigung der von Amtsgericht und 
Mehrheit angenommenen Verfassungsmängel und 
darf keine unzulässigen Erweiterungen enthalten. 

Der von der Parlamentsmehrheit abgelehnte Ände- 
rungsantrag ist insofern vollständig, als er jeglichen 
Hinweis auf Landesstellen aus dem Untersuchungs- 
auftrag entfernt und damit den amtsrichterlichen Be- 
denken, die sich die Mehrheit zu eigen gemacht hat, 
maximal Rechnung trägt. Die Bundesstaatswidrigkeit 
ist das einzige Argument für eine Verfassungswidrig- 
keit, das vorgebracht worden ist. 

Im übrigen enthält der Änderungsantrag ausschließ- 
lich Einschränkungen, die im wesentlichen sonstigen 
Vorwürfen der Mehrheit Rechnung tragen. Einen zu- 
lässigen Grund für die Ablehnung der Änderung kön- 
nen sie daher nicht abgeben. 

Die Ablehnung des Änderungsantrages ist daher 
nicht gerechtfertigt und verletzt die Antragsminder- 
heitin ihrem aus Art. 44 I GG folgenden Anspruch auf 
eine wirksame Untersuchung. 
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Vizepräsident Cronenberg: Danke schön. — Damit 
schließe ich die Fragestunde. Wir kommen nunmehr 
zur weiteren Abwicklung der Tagesordnung. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Eid, Frau Beer und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 

Änderung des Untersuchungsauftrages des 
1. Untersuchungsausschusses 

— Drucksache 11/3044 — 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Gan- 
sei, Stobbe, Wischnewski, Hiller (Lübeck), 
Jungmann, Dr. Penner, Dr. Struck, Verheugen 
und Genossen und der Fraktion der SPD 

Änderung des Beschlusses des Deuts chen Bun- 
destages vom 2. April 1987 auf Drucksache 
11/50 (Einsetzung eines Untersuchungsaus- 
schusses) 

— Drucksache 11/3747 — 

Im Ältestenrat ist eine Debattenzeit von 30 Minuten 
vereinbart worden. Ich möchte mich vergewissern, ob 
das Haus damit einverstanden ist. — Widerspruch er- 
hebt sich nicht. Dann ist das so beschlossen. 

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Eid. 

Frau Eid (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Kollegen und Kolleginnen! Die heutige De- 
batte findet zu einem brisanten Zeitpunkt statt. Seit 
dem Bekanntwerden der Libyen-Affäre ist die bun- 
desdeutsche Rfistungsexportpolltik erneut zum 
Schlagzeilenthema geworden. »Export um jeden 
Preis” titelt der .Spiegel“, und er nennt auch gleich 
die Ware, die von deutschen Firmen in alle Welt ver- 
kauft wird: »Tod im Angebot". Kaum eine bundes- 
deutsche Zeitung, die in diesen Tagen nicht Parallelen 
zwischen der Libyen- Affäre und dem U-Boot-Skandal 
ziehen würde. Die .Zeit” kennzeichnet den Export 
von U-Boot- Blaupausen nach Südafrika gar als »ldas- 
sisch" für das Verhalten der Bundesregierung bei der- 
artigen Geschäften mit dem Tod. 

Auch mir kommen die Akteure, die Namen und die 
Dementis in der Libyen-Affäre nur allzu bekannt vor. 
Es sind die gleichen wie beim U-Boot-Geschäft: Bun- 
deskanzler Kohl, Außenminister Genscher, Finanzmi- 
nister Stoltenberg, Staatssekretär Schreckenberger, 
Kanzleramtsminister Schäuble, eine Oberfinanzdi- 
rektion, die wieder nichts findet, obwohl alles längst in 
den Zeitungen steht. Die bundeseigene Salzgitter AG 
darf natürlich auch nicht fehlen. Einziger Unterschied 
bisher: Der Herr Hippenstiel-Imhausen ging im Kanz- 
leramt nicht monatelang ein und aus wie die Herren 
Nohse und Ahlers von IKL und HDW. Neu ist auch, 
daß der Bundesnachrichtendienst über Satellitenauf- 
nahmen der umstrittenen libyschen Produktionsstätte 
verfügte. Für den U-Boot-Bau müßten in Durban um- 
fangreiche Baumaßnahmen ergriffen werden, die per 
Satellit leicht auszumachen wären. Wir möchten wis- 
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sen, ob der BND dazu Erkenntnisse hat. Ein entspre- 
chender Antrag meiner Fraktion, den Chef des BND 
zu dieser Frage zu hören, wurde im Januar 1987 mit 
fadenscheinigen Gründen abgelehnt. 

Nun zu unserem Antrag, der Anlaß zur heutigen 
Debatte ist: Mit diesem Präzisierungsantrag wollen 
wir erreichen, daß die noch zu vernehmenden Zeugen 
und die anderen noch zu erledigenden Aufgaben des 
Ausschusses auf einer rechtlich einwandfreien 
Grundlage gehört bzw. in Angriff genommen werden 
können. Wir wollen, daß dieser Ausschuß dann zügig 
zu einem Ergebnis kommt, ohne daß er zu einer Ali- 
biveranstaltung im nächsten halben Jahr weiter dege- 
neriert. Die deutsche und die internationale Öffent- 
lichkeit, z. B. die am Thema äußerst interessierten 
Vereinten Nationen in New York, haben ein Recht 
darauf, jetzt endlich Ergebnisse unserer Arbeit zu se- 
hen; denn sie wurden ja auf entsprechende Anfragen 
von der Bundesregierung immer wieder vertröstet. 
Die restlichen noch ausstehenden Zeugenverneh- 
mungen müssen der Wahrheitsfindung und dürfen 
nicht der weiteren Vertuschung des Skandals die- 
nen. 

Das Urteil des Amtsgerichtes Bonn, nämlich daß 
der Einsetzungsbeschluß des 1. Untersuchungsaus- 
schusses verfassungswidrig sei, ist angreifbar. Die ge- 
plante Beschwerde beim Landgericht ist von der Aus- 
schußmehrheit jedoch abgelehnt worden. Da das Ur- 
teil von CDU/CSU und FDP benutzt wurde, die Aus- 
schußarbeit lahmzulegen, haben wir GRÜNEN uns 
entschlossen, die diesbezüglichen Bedenken der Re- 
gierungsfraktionen aufzugreifen und zu beseitigen. 

Die Fraktionen von SPD, CDU/CSU und FDP sind 
gegenwärtig auf der Suche nach einem Kompromiß 
für den im Moment blockierten Ablauf der weiteren 
Ausschußarbeit. Wir sind im Prinzip bereit, eine sol- 
che Kompromißsuche nicht zu behindern. Mit unse- 
rem heutigen Antrag haben wir dazu eine wichtige 
Grundlage gelegt. Voraussetzung allerdings ist, daß 
alle Möglichkeiten genutzt werden, die noch offenen 
Fragen zum Verhalten des Bundeskanzlers, des Au- 
ßenministers, des Finanzministers und der Herren 
Schreckenberger und Teltschik, auch durch die Ver- 
nehmung hochrangiger Firmenvertreter von IKL und 
HDW, zu klären. Auch müßte die Rolle des CSU-Vor- 
sitzenden Herrn Dr. Waigel geklärt werden. Im Mit- 
telpunkt der Ausschußarbeit bleibt die Frage: Was 
haben der Bundeskanzler und die Bundesregierung 
über den Verkauf von U-Boot-Blaupausen nach Süd- 
afrika wann gewußt, und was haben sie unternom- 
men, um das U-Boot-Geschäft zu ermöglichen oder zu 
verhindern? Die Verabschiedung der heute vorliegen- 
den Anträge würde den Weg freimachen, diese Fra- 
gen zu klären und damit die Ausschußarbeit ord- 
nungsgemäß zu beenden. 

Sollten die Regierungsfraktionen diesem Präzisie- 
rungsantrag nicht zustimmen, so ist endgültig klar: 
Die Regierungsparteien decken die schmutzigen Ge- 
schäfte mit dem Rassistenregime in Südafrika, behin- 
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dem aktiv die Wahrheitsfindung, und das in einem 
Augenblick, wo die Glaubwürdigkeit dieser Bundes- 
regierung wegen der Libyen-Affäre vollends in Frage 
gestellt worden ist. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Stobbe. 

Stobbe (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir haben gestern abend erfahren, daß die 
Regierungskoalition den von der SPD eingebrachten 
Antrag, der hier jetzt zur Debatte steht, ablehnen will. 
Diese Nachricht hat uns betroffen gemacht. Sie ist für- 
wahr geeignet, böse Emotionen zu wecken, vor allen 
Dingen weil sich in den Vorgesprächen der Obleute 
des 1. Untersuchungsausschusses ein vernünftiger 
Kompromiß für die Fortführung unserer Untersu- 
chungsarbeit abzeichnete. Wenn Sie unseren Antrag 
heute tatsächlich ablehnen, müssen wir dies als einen 
erneuten Versuch werten, das uns vom Grundgesetz 
zugesicherte Recht auf Sachaufklärung einzuschrän- 
ken. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir werden uns gegen eine solche Entscheidung der 
Mehrheit des Hauses mit den Mitteln wehren, die uns 
der Rechtsstaat bietet; das möchte ich vorsorglich an- 
kündigen. Sie haben noch Gelegenheit, sich anders zu 
besinnen. Ich will auch deswegen in aller Sachlichkeit 
zunächst unseren Antrag begründen. 

Das Amtsgericht Bonn hat am 23. September 1988 
die Beschlagnahme wichtiger Firmenunterlagen der 
an dem U-Boot-Geschäft mit Südafrika beteiligten 
Unternehmen abgelehnt In der Begründung macht 
der Amtsrichter verfassungsrechtliche Bedenken ge- 
gen den Untersuchungsauftrag geltend. Die Einset- 
zung des Untersuchungsausschusses berührt er in sei- 
nen Ausführungen nicht. Die SPD hält — bei allem 
gebotenen Respekt vor der unabhängigen rechtspre- 
chenden Gewalt — den Beschluß des Amtsgerichts für 
irrig. Der Richter hat zumindest seine Pflicht zur ver- 
fassungskonformen Auslegung des Untersuchungs- 
auftrages mißachtet 

Wir sind sicher, daß dieser Fehler vom zuständigen 
Landgericht im Beschwerdeverfahren korrigiert wor- 
den wäre. Die Regierungsfraktionen haben uns je- 
doch mit ihrer Mehrheit die Einlegung eines Rechts- 
mittels abgeschnitten. Ihre Begründung, es schade 
dem Ansehen des Parlaments, den gerichtlichen In- 
stanzenweg zu durchlaufen, wurde von uns im Unter- 
suchungsausschuß aus rechtsstaatlichen Gründen zu- 
rückgewiesen. Für die Opposition muß ich auch heute 
die Verweigerung der Rechtsmitteleinlegung schärf- 
stens kritisieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Mehrheit im Ausschuß ist bei dieser Verweige- 
rung ganz offensichtlich von politisch-taktischen Er- 
wägungen ausgegangen, um den Untersuchungsauf- 
trag in Mißkredit zu bringen und die Sachaufklärung, 
um die es doch auch Ihnen gehen müßte, zu verzö- 
gern. 


Mit der Entscheidung der Mehrheit gegen eine ge- 
richtliche Nachprüfung war für die Arbeit des 1. Un- 
tersuchungsausschusses eine schwierige Lage ent- 
standen. Jeder vom Untersuchungsausschuß noch zu 
ladende Zeuge könnte sich auf die — nach unserer 
Ansicht unzutreffenden — amtsrichterlichen Beden- 
ken berufen, sein Erscheinen oder, was mindestens 
ebenso bedenklich wäre, jede Auskunft verweigern. 
Selbst bei einer Falschaussage könnte er sich in einem 
anschließenden strafrechtlichen Verfahren darauf be- 
rufen, er habe in dem Irrtum gehandelt, dem Untersu- 
chungsausschuß ermangele es an einem ordentlichen 
Auftrag. 

Meine Damen und Herren, die Verweigerung der 
gerichtlichen Nachprüfung beschädigt die verfas- 
sungsmäßige Institution eines parlamentarischen Un- 
tersuchungsausschusses auf Dauer. 

(Beifall bei der SPD) 

Weil wir die entstandene Unklarheit beheben wollen, 
legen wir dem Plenum heute eine Änderung des Un- 
tersuchungsauftrages vor, mit der alle wesentlichen 
geltend gemachten Bedenken ausgeräumt werden. 
Wir legen dabei auf die Feststellung Wert, daß der 
Untersuchungsauftrag damit nicht erweitert, sondern 
eingeengt und daß klargestellt wird, was die SPD- 
Fraktion von Anfang an in Übereinstimmung mit un- 
serem Grundgesetz gewollt hat. 

Professor Dr. Schneider, der Bevollmächtigte des 
Untersuchungsausschusses in dem Beschlagnahme- 
verfahren, hält es für die Pflicht, aber auch für das 
Recht der Einsetzungsminderheit, den Untersu- 
chungsauftrag klarzustellen und verfassungsrechtlich 
unangreifbar zu machen. Die Parlamentsmehrheit, 
sagt er, ist verpflichtet, eine entsprechende Entschei- 
dung des Bundestags nicht zu verhindern. 

Will sich die Regierungskoalition in diesem Haus 
nicht dem Vorwurf verfassungswidrigen Verhaltens 
aussetzen, müßte sie eigentlich unserem Antrag zu- 
stimmen. Dazu fordere ich sie trotz ihres gestrigen 
Beschlusses heute noch einmal ausdrücklich auf. 
Denn eine Zustimmung heute würde vermeiden, daß 
sich das Bundesverfassungsgericht mit dem Recht der 
Minderheit und den Pflichten der Mehrheit in bezug 
auf das Untersuchungsrecht befassen muß. Sollten Sie 
unseren Antrag allerdings tatsächlich ablehnen, dann 
werden wir das Bundesverfassungsgericht anrufen. 
Darauf muß ich Sie in aller Klarheit hinweisen. 

Ihre Zustimmung ist geboten, weil wir uns dann 
zügig der eigentlichen Aufgabe widmen könnten, die 
Sache aufzuklären, um die es geht Wie Sie aus den 
sehr vernünftig und kooperativ geführten Vorgesprä- 
chen doch genau wissen, Herr Bohl, waren wir bereit, 
die noch zu hörenden Zeugen auf die wichtigsten 
Sachkomplexe zu konzentrieren. Auf die Anhörung 
von Zeugen aus dem Finnenbereich konnte dabei 
nicht verzichtet werden. 

Wir meinen, der Deutsche Bundestag und die deut- 
sche und die internationale Öffentlichkeit haben ein 
Recht darauf, so bald wie möglich einen Bericht des 
1. Untersuchungsausschusses zu diskutieren. 

(Beifall bei der SPD) 
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Stobbe 

Die jüngsten Chemie- und Nukleartechnologie-Ex- 
| orte und die darüber international entbrannte Dis- 
kussion beweisen doch, daß in dem Verhältnis von 
Freihandel und Kontrolle in unserem Außenwirt- 
schaftsrecht etwas nicht in Ordnung ist. Ein Bericht 
des 1. Untersuchungsausschusses, der bald käme, 
könnte dazu beitragen, die Schwachstellen in Politik, 
Gesetzgebung und Wirtschaft aufzuzeigen, die im In- 
teresse des internationalen Ansehens der Bundesre- 
publik Deutschland überwunden werden müssen. 
Daran müssen doch auch Sie ein Interesse haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie jetzt unseren Antrag ablehnen, dann zei- 
gen Sie allerdings erneut, daß Ihnen an Aufklärung 
nicht gelegen ist. Sie wollen verzögern-, Sie wollen 
sogar vertuschen. Wir sagen: Das wird Ihnen nicht 
gelingen. Sie werden eher das Ansehen der Bundes- 
republik Deutschland weiter beschädigen. Offenbar 
nehmen Sie das in Kauf. 

(Beifall bei der SPD) 

Ihre Behauptung, zum Beispiel vor den Vereinten 
Nationen, daß die Bundesrepublik Deutschland, daß 
die Bundesregierung alles tue, um aufzuklären und 
künftige Fälle zu verhindern, wird angesichts eines 
solchen Verhaltens bei dieser Abstimmung in sich 
zusammenbrechen. Bedenken Sie doch bitte auch: Sie 
bringen sich selber in die Position einer Regierungs- 
koalition, die etwas zu verbergen hat. Auch das kann 
doch eigentlich nicht Ihr Interesse sein. 

(Dr. Vogel [SPD]: Gerade vor dem libyschen 
Hintergrund!) 

Wir fragen: Warum haben Bundeskanzler Kohl, 
Bundesaußenminister Genscher, Bundesfinanzmini- 
ster Stoltenberg, warum hat Staatssekretär 
Schreckenberger die Existenz des Briefs von Franz 
Josef Strauß an den Bundeskanzler verschwiegen, als 
sie vor dem Untersuchungsausschuß das erste Mal 
aussagten? Warum hat Bundeskanzler Kohl angeord- 
net, diesen Brief zu vernichten? Welche Auflagen hat 
Staatssekretär Schreckenberger den Howaldtswer- 
ken und dem Ingenieurkontor Lübeck in seinen Tele- 
fonaten tatsächlich gegeben? Welche Provisionen 
sind gezahlt worden; an wen sind sie geflossen? Wel- 
chen Einfluß hat der Eigner Bund, hier der Bundesfi- 
nanzminister, genommen, um sein eigenes Unterneh- 
men von einem Verstoß gegen das Waffenembargo 
der Vereinten Nationen abzuhalten? 

(Gansei [SPD]: So ist es!) 

Das sind nur einige der Fragen, für die eine Sachauf- 
klärung noch aussteht. 

Deswegen, meine Damen und Herren von der 
Mehrheit im Deutschen Bundestag, lassen Sie mich 
dies sagen: Sie werden, auch wenn Sie heute ableh- 
nen, die SPD-Fraktion nicht davon abhalten, diese 
Fragen immer wieder bohrend zu stellen. Wir werden 
nicht darauf verzichten, von unseren verfassungsmä- 
ßigen Rechten Gebrauch zu machen. Wir tun das 
nicht, um Sie zu ärgern. Wir tun es, weil es uns darum 
geht, daß die Bundesrepublik Deutschland in Sachen 
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Kriegswaffenexport kein Staat mit doppelter Moral 
wird. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord- 
nete Frau Seiler-Albring. 

Frau Seiler-Albring (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Vorgänge, die mit dem Stich- 
wort Libyen und Giftgas zu umschreiben sind, beun- 
ruhigen alle Fraktionen dieses Hauses. Das ist sicher 
richtig. Auch das Thema Südafrika, die Gewährlei- 
stung der Menschenrechte in Südafrika und aller 
Welt, sowie die Fragen des Kriegswaffenexports 
— auch die Klärung der ungenehmigten Lieferung 
von U-Boot-Blaupausen für den U-Boot-Bau nach 
Südafrika — sind ernsthaftes Anliegen aller Fraktio- 
nen dieses Hauses. Allerdings: Unbewiesene Ver- 
dächtigungen und haltlose Vorwürfe, wie sie SPD und 
GRÜNE seit nunmehr über zweieinhalb Jahren in Sa- 
chen Lieferung von U-Boot-Blaupausen nach Süd- 
afrika immer wieder in der Bundesrepublik Deutsch- 
land und vor allen Dingen auch auf internationalem 
Parkett erheben, schaden diesem Anliegen eher. 

Die Frage einer engeren Vernetzung der Außen- 
wirtschaftskontrolle betreibt die FDP nachhaltig. Die 
jüngsten Beschlüsse des Kabinetts und insbesondere 
die Forderungen der FDP auf diesem Gebiet sind hier- 
für ein sichtbares Zeichen. Anlaß hierfür waren aber 
nicht die angeblichen Erkenntnisse, die die Opposi- 
tionsfraktionen im U-Boot- Ausschuß zutage gefördert 
haben. 

Bereits zum zweiten Male unterhalten wir uns im 
Plenum des Deutschen Bundestages über eine Kor- 
rektur der von der SPD allein zu verantwortenden Fas- 
sung des Auftrages des Untersuchungsausschusses 
U-Boote. Dank der Formulierungen der antragstellen- 
den SPD unterhalten wir uns jedoch kaum über die 
Sache, sondern, auch im Ausschuß, weitgehend über 
Rechtsfragen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Dabei hätte das mit gutem Willen und tatsächlich vor- 
handenem Aufklärungsinteresse vermieden werden 
können. 

Der neuerliche Antrag der Sozialdemokraten auf 
Drucksache 11/3747 vom 16. Dezember 1988 ist zwar 
sicher besser als der erste Reparaturversuch, die Re- 
paratur ist jedoch nach wie vor nicht gelungen. Wir 
müssen diesen Antrag deswegen ablehnen und neh- 
men dabei in Kauf, daß die SPD deswegen den Rechts- 
weg nach Karlsruhe beschreitet. 

(Gansei [SPD]: Wollen Sie an die Verjäh- 
rungsfrist herankommen?) 

Es gibt ernsthafte Rechtsmeinungen, die überhaupt 
eine Verpflichtung des Plenums des Deutschen Bun- 
destages bestreiten, auf Antrag der antragstellenden 
Minderheit einen einmal gefaßten und für verfas- 
sungswidrig erkannten Untersuchungsauftrag korri- 
gieren zu müssen. Aber selbst wenn man eine solche 
Rechtsverpflichtung anerkennen würde, lägen die 
Voraussetzungen für einen entsprechenden Pflicht- 
beschluß des Plenums nicht vor. Nach wie vor ist der 
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Korrekturantrag der SPD einerseits nicht vollständig, 
andererseits aber ein Erweiterungsantrag. 

(Dr. Vogel [SPD]: Siehe Tornado!) 

— Herr Vogel, in dieser Beziehung können Sie der 
FDP-Fraktion sicherlich nichts vorwerfen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Nein, aber Ihnen wird es 
eines Tages genauso wie uns gehen!) 

Nach wie vor beabsichtigt die SPD nicht, die Vor- 
verurteilung in dem Untersuchungsauftrag zu strei- 
chen, wonach die in Frage stehenden Lieferungen 
nach deutschem und internationalem Recht verboten 
sein sollen. Eines scheint sie allerdings gelernt zu ha- 
ben, nämlich daß sich die Streichung des Wortes 
.rechtswidrig* zur Vermeidung einer Vorverurtei- 
lung empfiehlt. Aber schon in der vorvergangenen 
Plenardiskussion hat mein Kollege Bohl nachgewie- 
sen, daß darin eine Erweiterung des Untersuchungs- 
auftrages liegt. 

Selbst wenn man über diese Dinge hinwegsehen 
wollte, bleiben jedoch die maßgeblichen Verände- 
rungen von Abschnitt II des Untersuchungsauitrages. 
Nunmehr sollen entgegen der ursprünglichen Fas- 
sung Lieferungen schon seit 1983 und zwei der angeb- 
lich betroffenen Firmen ausdrücklich untersucht wer- 
den. Bislang war im Rahmen der regierungsbezoge- 
nen Enquete nur von der Untersuchung der Umstände 
auf der Verwaltungs- und Regierungsseite die Rede. 
Zwar soll diese Untersuchung der Unternehmen im 
Rahmen der Untersuchung zu Ziff. I der Befassung der 
Bundesregierung mit den beabsichtigten Lieferungen 
von Unterseebooten oder von Konstruktionsunterla- 
gen erfolgen, ausdrücklich sind aber die Untersu- 
chungen der Umstände nicht auf die Bundesregierung 
begrenzt, sondern gerade auf die Unternehmen bezo- 
gen. 

Damit wird deutlich, daß die SPD nur das will, was 
sie auch schon mit ihrem ersten Rep araturantrag vor 
knapp einem Jahr verfolgt hat, nämlich eine unter- 
nehmensbezogene Untersuchung dem bisherigen 
Untersuchungsauftrag aufzustülpen. 

Nach wie vor bleibt es bei dem, was von Anfang an 
von seiten der FDP ausgeführt worden ist: 

Erstens. Ein Aufklärungsbedarf besteht nach der 
ersten Durchführung des U-Boot-Untersuchungsaus- 
schusses am Ende der 10. Legislaturperiode und dem 
Entwurf des Ausschußberichtes der damaligen Koali- 
tionsberichterstatter Beckmann und Bohl nicht 
mehr. 

Zweitens. Eine Genehmigung der Geschäfte durch 
die Bundesregierung hat es nicht gegeben. 

Drittens. Eine Genehmigung ist nie förmlich bean- 
tragt worden. 

Viertens. Alle Straf- und Bußgeldverfahren haben 
nicht zu Straf- oder Bußgeldmaßnahmen geführt. We- 
sentliche neue Erkenntnisse sind seit 1987 nicht zu- 
tage getreten. 

Ein Minderheitenrecht auf Erweiterung des Unter- 
suchungsauftrages steht der SPD nicht zu und auch 
nicht der Fraktion der GRÜNEN, die nicht das not- 
wendige Quorum von einem Viertel der Mitglieder 


des Bundestages erreicht. Deswegen lehnen wir auch 
deren Antrag ab. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Gansei [SPD]: Der Liberalismus beginnt 
beim Waffenhandel!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Bohl. 


Bohl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! .Alle Jahre wieder*, 
könnte man sagen. Wir haben auch jetzt wieder eine 
U-Boot- Veranstaltung. 

Der von Ihnen ja zu Wahlkampfzwecken 1986 ein- 
gesetzte Untersuchungsausschuß, der nun wieder 
seine Pflicht und Schuldigkeit tun soll, hängt Ihnen 
inzwischen wie ein Klotz am Bein, Er liegt Ihnen so 
schwer im Magen, daß Sie häufig, wie wir auch heute 
erlebt haben, nur sehr unkontrolliert reden, wenn es 
um den U-Boot- Ausschuß geht. 

Konnte man vor einem Jahr noch davon reden, daß 
der Ausschuß vor sich hindümpelt, so müssen wir 
heute feststellen: Herr Gansei hat ihn kentern lassen. 
Oder anders ausgedrückt: Er hat die Karre noch tiefer 
in den Dreck gefahren. 

In der Sache selbst gibt es nämlich in der Tat nichts 
Neues. Frau Kollegin Seiler-Albring hat darauf hinge- 
wiesen. An die Adresse der Bundesregierung sind 
keine Vorwürfe zu erheben. 

(Dr. Vogel [SPD]: Vorfreispruch?) 

Eine Genehmigung für die Lieferung von U-Boot- 
Blaupausen nach Südafrika hat die Bundesregierung 
niemals erteilt. 

(Dr. Vogel [SPD] : Das habt ihr in Libyen auch 
gesagt! Der redet wie der Ost!) 

Die Unternehmen haben keine Anträge gestellt. 

Als der Bundeswirtschaftsminister von der Blau- 
pausenlieferung erfuhr, Herr Kollege Vogel, hat er die 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens durch die zu- 
ständige Oberfinanzdirektion veranlaßt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wie in Freiburg!) 

Diese Oberfinanzdirektion Kiel hat den Fall gründlich 
geprüft und das Verfahren eingestellt, Herr Kollege 
Vogel, wie es der Rechtslage entsprach. 

(Gansei [SPD]: Wie in Libyen!) 

Das paßt Ihnen nicht, aber es bleibt trotzdem bei einer 
Einstellung durch die zuständigen Beamten der 
OFD. 

Auch der mit der Sache befaßte Generalbundesan- 
walt und ebenfalls die Staatsanwaltschaft Kiel haben 
nach Prüfung der Angelegenheit keinen Grund gese- 
hen, auch nur ein Ermittlungsverfahren einzuleiten. 
Wenn jetzt der neue schleswig-holsteinische Justizmi- 
nister Klingner Probleme hat, seine Staatsanwalt- 
schaft doch noch zu einem Ermittlungsverfahren zu 
bewegen, so spricht dies mehr gegen Herrn Klingner 
als gegen die Unternehmen und beeinflußt im übrigen 
mit Sicherheit auch nicht die Arbeit des Ausschus- 
ses. 
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Bohl 

Ihre Schimpftiraden, die eben doch wieder deutlich 
wurden, gegenüber der Oberfinanzdirektion und an- 
deren lassen einen erschreckenden Mangel an 
Rechtsstaatsbewußtsein erkennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Besonders betroffen, Heu Kollege Vogel, war ich 
allerdings von der Nachricht, daß der Obmann im 
Ausschuß, Herr Gansei, und der stellvertretende Vor- 
sitzende, Herr Stobbe, im Herbst vergangenen Jahres 
in New York versucht haben, den UN-Apartheidaus- 
schuß in einer Weise zu beeinflussen, die der Bundes- 
republik Deutschland zum Schaden gereichen 
sollte. 

(Zurufe von der SPD: Na!) 

Es ist schlichtweg unanständig, wenn Sie versuchen, 
im Ausland gegen unseren Staat zu wühlen, indem 
Sie dort das anzweifeln, was hier im rechtsstaatlichen 
Verfahren geklärt wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Herr Kollege Gansei, das, was Sie dort in New York 
getan haben, wäre in der Tat eine Untersuchung wert, 
allein um des Ansehens dieses Parlaments willen. 

Der Untersuchungsausschuß hat das Erforderliche 
getan. Es gibt im Rahmen des gegenwärtigen Auftra- 
ges keine Frage, die nicht beantwortet wäre. Seit lan- 
gem gibt es nur eine zugegebenermaßen politisch 
unterschiedliche Bewertung eines bekannten Sach- 
verhalts. Die Opposition, Herr Kollege Gansei, ver- 
wechselt diesen Untersuchungsausschuß offensicht- 
lich mit Kaugummi: darauf herumkauen, bis alles fad 
schmeckt, spielerisch zwischendurch immer wieder in 
die Länge ziehen, hin und wieder Blasen machen, die 
dann gleich platzen, und im Ergebnis ist alles wie 
zuvor. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, so können Sie dieses In- 
strument nicht mißbrauchen! 

Obwohl der Untersuchungsausschuß — und das 
wissen Sie — über 160 Unterlagen allein aus dem 
Unternehmen besitzt, wollten Sie unbedingt eine Be- 
schlagnahme durchsetzen. Unsere warnenden Hin- 
weise haben Sie nicht beachtet. Sie haben dann den 
Antrag gestellt. Das Amtsgericht Bonn hat entschie- 
den: Eine Beschlagnahme ist nicht möglich; der Un- 
tersuchungsauftrag ist verfassungswidrig. 

Daraus ergibt sich eindeutig: Wir lehnen Ihre An- 
träge ab, den Antrag der GRÜNEN und den Antrag 
der SPD. Es handelt sich ja nicht um den Antrag auf 
Einsetzung eines neuen Untersuchungsausschusses, 
und der Deutsche Bundestag hat deshalb keine Ver- 
pflichtung, gemäß Art. 44 Ihrem Antrag zu folgen. Bei 
der Änderung hinsichtlich der Einbeziehung der Län- 
der handelt es sich ja auch nicht um eine Klarstellung, 
Herr Gansei, denn Sie wollten gegen unseren Wider- 
stand immereine solche verfassungswidrige Untersu- 
chung. Der Amtsrichter hat die gewünschte Beschlag- 
nahme nicht ausgesprochen, weil er den Auftrag für 
verfassungswidrig erklärt hat. 

(Dr. Vogel [SPD]: Schön, wie Sie sich mit 
einem Amtsgericht zufriedengeben!) 


Wir respektieren diese Entscheidung. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Westphal: Einen Augenblick, Herr 
Kollege, ich möchte Ihnen ein bißchen mehr Ruhe ver- 
schaffen. 

Meine Damen und Herren, Sie wissen ganz genau, 
daß es dann, wenn wir kurz vor einer Abstimmung 
stehen, außerordentlich schwierig ist, hier eine Rede 
zu Gehör zu bringen. Ich finde, es gehört für uns als 
Abgeordnete zum gesamten Verhalten, den Redner 
nun auch zu Ende anzuhören. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich darf also die Kollegen, die unter der Tribüne ste- 
hen, auffordem, ihre Plätze einzunehmen, damit der 
Redner fortfahren kann. 

Bitte schön, fahren Sie fort. 

Bohl (CDU/CSU): Mit der Streichung des Worte? 
.rechtswidrig“ zeigen Sie keine Abkehr von einer 
unrichtigen und bewußten Vorverurteilung; vielmehr 
wollen Sie damit die Untersuchung ausdehnen. 
Gleichzeitig wollen Sie sich aber indirekt im ersten 
Abschnitt trickreich bestätigen lassen, daß alles nach 
internationalem und deutschem Recht verboten ge- 
wesen sein soll. Die jetzige Nennung der Unterneh- 
men, deren Namen Ihnen zu Beginn der Legislaturpe- 
riode bekannt waren, soll den Schwerpunkt der Un- 
tersuchung auf die Zukunft verschieben und ihr damit 
einen ganz anderen Charakter geben. 

Mit großem Interesse habe ich aber gelesen, wer 
von Ihrer Fraktion den Antrag nicht unterschrieben 
hat. Es waren zum einen der frühere Bundesge- 
schäftsführer Glotz und die jetzige Bundesgeschäfts- 
führerin, Frau Fuchs, die offensichtlich schlau genug 
waren, nicht zu unterschreiben. Dasselbe gilt für den 
Flick-geschädigten Hans Apel, der beim Thema .Un- 
tersuchungsausschuß' sicherlich erschreckt an seine 
Erlebnisse in der Flickschen Jagdhütte denkt Und 
auch Volker Hauff, der über die großmundige Ankün- 
digung nicht existenter Beweise stolperte, will von 
Untersuchungsausschüssen offensichtlich lieber 
gleich die Finger lassen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Libyen!) 

— Herr Kollege Vogel, wir nehmen aber Ihr Angebot 
an, Ihr verfassungswidriges Verhalten in Karlsruhe 
prüfen zu lassen. Immerhin dürfte dies der Rechtsfort- 
bildung dienen, was offensichtlich sowieso der Haupt- 
ertrag des ganzen Untersuchungsausschußuntemeh- 
mens ist. 

(Dr. Vogel [SPD]: Und das nach Libyen! 

Reiner Hohn!) 

Meine Damen und Herren, nachdem Sie verhindert 
haben, daß der erste, der U-Boot-Untersuchungsaus- 
schuß dem Deutschen Bundestag einen Bericht vor- 
legt, müssen wir im Interesse des Deutschen Bundes- 
tages, im Interesse der deutschen und der internatio- 
nalen Öffentlichkeit, aber auch um der Einrichtung 
des Untersuchungsausschusses selbst willen darauf 
drängen, daß dem Bundestag nunmehr ein Zwischen- 
bericht vorgelegt wird. Wir verhindern keine Aufklä- 
rung, und wir scheuen auch keinen Bericht, in dem 
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Bohl 

jeder sagen kann, daß ihm das Verhalten der Unter- 
nehmen nicht gefallen hat und in dem auch jeder 
Überlegungen zum Außenwirtschaftsrecht anstellen 
kann. 

Ich habe immer den Eindruck gehabt, daß Sie eine 
Berichterstattung im Deutschen Bundestag vermei- 
den wollen, nachdem Sie erkannt haben, daß sich Ihre 
ursprünglichen Vorwürfe gegen die Bundesregierung 
in nichts aufgelöst haben. Deshalb möchten Sie lieber 
mit Verdächtigungen arbeiten. Sie gießen Schmutz 
aus und versuchen dann, im Trüben zu fischen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Vogel 
[SPD]: Sie wollten gestern doch noch zustim- 
men!) 

Aber Ihre Versuche waren nicht erfolgreich, Herr 
Gansei. Sie sollten Ihrer Fraktion Ihren Angelschein 
als Obmann wieder zurückgeben. 

Meine Damen und Herren, überhaupt: Untersu- 
chungsausschüsse üben öffentliche Gewalt aus und 
haben sich dementsprechend zu verhalten. Was sich 
die SPD hier geleistet hat, ist eine Kette von Mißgrif- 
fen, Mißachtung und Mißerfolgen. 

Um mit dem Minderheitenrecht auf Einsetzung von 
Untersuchungsausschüssen umgehen zu können, be- 
darf es Verantwortung, Augenmaßes und Könnens. 
Die Opposition hat aus diesem Ausschuß die Karika- 
tur des von der Verfassung vorgesehenen Kontrollin- 
struments gemacht und sich gleichzeitig selbst durch 
den Kakao gezogen. 

Ich danke. 

(Beifah bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Das Wort zu einer Erklärung zur Abstimmung nach 
§ 31 unserer Geschäftsordnung hat der Abgeordnete 
Gansei. 

Gansei (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Namens der SPD-Fraktion beantrage ich eine 
namentliche Abstimmung über unseren Antrag auf 
Drucksache 11/3747. 

Bei dem Antrag der GRÜNEN auf Drucksache 
11/3044 werden wir uns der Stimme enthalten. Aus 
Gründen der Prozeßökonomie werden wir uns gege- 
benenfalls bei einer Klage vor dem Bundesverfas- 
sungsgericht auf unseren Antrag konzentrieren müs- 
sen. Der grüne Antrag entspricht aber in der Intention 


dem, was wir mit unserem Antrag zu erreichen versu- 
chen und worüber das Haus jetzt abstimmen wird. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Sehr lo- 
gisch!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
wir kommen zunächst zur Abstimmung über den An- 
trag der Fraktion DIE GRÜNEN zur Änderung des 
Untersuchungsauftrags des 1. Untersuchungsaus- 
schusses. Das ist die Drucksache 11/3044. Die Frak- 
tion DIE GRÜNEN verlangt gemäß § 52 unserer Ge- 
schäftsordnung hierzu eine namentliche Abstim- 
mung. Ich eröffne die namentliche Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, ist noch ein Abgeordne- 
ter im Haus, der an der Abstimmung teilnehmen will, 
es aber noch nicht getan hat? — Der möge es jetzt 
tun. 

Meine Damen und Herren, ich frage noch einmal, 
ob ich von den Schriftführern ein Zeichen haben kann, 
daß wir abschließen können. — Dann schließe ich die 
Abstimmung und bitte die Schriftführer, mit der Aus- 
zählung zu beginnen. 

Ich frage die Geschäftsführer unserer Fraktionen, 
ob sie Einwendungen haben, daß wir mit der Beratung 
fortfahren, was bedeutet, daß wir eine weitere na- 
mentliche Abstimmung durchführen. Gibt es ein Ein- 
verständnis? — Das ist der Fall. 

Darf ich einen Moment um Aufmerksamkeit bitten? 
Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den An- 
trag der Fraktion der SPD zur Änderung des Beschlus- 
ses des Deutschen Bundestages vom 2. April 1987 auf 
Drucksache 1 1/50 (Einsetzung eines Untersuchungs- 
ausschusses). Es ist der Antrag auf Drucksache 
11/3744, über den wir jetzt abstimmen. Da seitens der 
SPD-Fraktion gemäß § 52 unserer Geschäftsordnung 
eine namentliche Abstimmung verlangt worden ist, 
eröffne ich diese. 

Darf ich fragen, ob es noch einen Abgeordneten 
oder eine Abgeordnete gibt, die ihre Stimme nicht 
abgegeben haben? Die mögen das jetzt tun. — Mir 
liegen Zeichen vor, daß es keine weiteren Wünsche 
zur Teünahme an der Abstimmung gibt. Dann 
schließe ich die Abstimmung und bitte, mit der Aus- 
zählung auch dieser zweiten Abstimmung zu begin- 
nen. 

Da ich das Einverständnis habe, daß wir in der Ta- 
gesordnung fortfahren können, bitte ich, Platz zu neh- 
men. Die Ergebnisse unserer Abstimmungen werde 
ich im Laufe der weiteren Beratungen mitteüen*)- 
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Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den 
interfraktionellen Antrag auf Drucksache 11/3911. 
Das ist also die Erweiterung des Untersuchungsauf- 
trags für den 2. Untersuchungsausschuß. Wer stimmt 
für den Antrag? Ich bitte ums Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist dieser 
Antrag einstimmig angenommen worden. 

Bevor ich Sie hier entlassen kann, muß ich Ihnen 
noch die von den Schriftführern ermittelten Ergeb- 
nisse der namentlichen Abstimmungen mitteilen. 

Die erste namentliche Abstimmung über den An- 
trag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
11/3044 hat folgendes Ergebnis gehabt: 424 abgege- 
bene Stimmen; davon war keine ungültig. Mit Ja ha- 
ben 39 Abgeordnete, mit Nein 233 Abgeordnete ge- 
stimmt, und es hat 152 Enthaltungen gegeben. 


Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 419; davon 

ja: 36 

nein: 233 

enthalten: 150 


Ja 

DDE GRÜNEN 

Frau Beer 
Brauer 
Dr. Briefs 

Dr. Daniels (Regensburg) 

Ebermann 

Frau Eid 

Frau Flinner 

Frau Garbe 

Häfner 

Frau Hillerich 
Hoss 
Hüser 
Frau Kelly 
Dr. Knabe 
Kreuzeder 

Dr. Lippelt (Hannover) 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Oesterle-Schwerin 
Frau Olms 
Frau Rock 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Schily 

Frau Schmidt-Bott 
Frau Schoppe 
Sellin 
Stratmann 
Frau Trenz 
Frau Unruh 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Volmer 

Weiss (München) 

Wetzel 

Frau Wilms-Kegel 
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Fraktionslos 

Wüppesahl 


Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Austermann 
Bauer 
Bayha 

Dr. Biedenkopf 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 

Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 

Dr. Bötsch 

Bohl 

Bohlsen 

Borchert 

Breuer 

Bühler (Bruchsal) 

Buschbom 

Carstens (Emstek) 

Carstensen (Nordstrand) 

Clemens 

Dr. Czaja 

Dr. Daniels (Bonn) 

Daweke 

Deres 

Dörflinger 

Do ss 

Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 


Eigen 

Engelsberger 

Eylmann 

Dr. Faltlhauser 

Dr. Fell 

Fellner 

Frau Fischer 

Fischer (Hamburg) 

Francke (Hamburg) 

Dr. Friedmann 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 

Ganz (St. Wendel) 

Frau Geiger 
Geis 

Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 

Glos 

Dr. Göhner 
Dr. Grünewald 
Dr. Häfele 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 

Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 

Frau Dr. Hellwig 

Heimlich 

Herkenrath 

Hinrichs 

Hinsken 

Höffkes 

Hörster 

Dr. Hoffacker 

Frau Hoffmann (Soltau) 

Dr. Homhues 

Frau Hürland-Büning 

Dr. Hüsch 

Graf Huyn 

Jäger 

Dr. Jahn (Münster) 

Dr. Jenninger 
Jung (Lörrach) 

Kalisch 

Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Kitte lmann 
Klein (München) 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 

Kossendey 

Kraus 

Dr. Kreile 

Krey 

Kroll-Schlüter 

Dr. Kronenberg 

Dr. Kunz (Weiden) 

Lamers 

Dr. Lammert 

Dr. Langner 

Lattmann 

Dr. Laufs 

Lenzer 

Link (Diepholz) 

Linsmeier 

Lintner 

Dr. Iippold (Offenbach) 

Lowack 

Lummer 

Maaß 

Frau Männle 

Magin 

Dr. Mahlo 

Marschewski 

Dr. Meyer zu Bentrup 

Michels 


Dr. Möller 
NeUe 

Neumann (Bremen) 

Dr. Olderog 
Oswald 
Frau Pack 
Pesch 

Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 

Regenspurger 

Repnik 

Dr. Riesenhuber 

Frau Rönsch (Wiesbaden) 

Frau Roitzsch (Quickbora) 

Dr. Rose 

Rossmanith 

Roth (Gießen) 

Dr. Rüttgers 
Ruf 

Sauer (Salzgitter) 

Sauer (Stuttgart) 

Sauter (Epfendorf) 

Dr. Schäuble 

Schemken 

Scheu 

Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Freiherr von Schorlemer 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 
Schulze (Berlin) 

Schwarz 

Dr. Schwarz-Schilling 

Dr. Schwörer 

Seesing 

Setters 

Spilker 

Spranger 

Dr. Sprung 

Dr. Stark (Nürtingen) 

Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Straßmeir 
Strube 

Frau Dr. Süssmuth 
Susset 

T illmann 

Dr. Uelhoff 
UldaU 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 

Vogt (Düren) 

Dr. Voigt (Northeim) 

Dr. Vondran 
Dr. Voss 

Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warake 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 

Weiß (Kaiserslautern) 
Werner (Ulm) 

Frau WiU-Feld 
Frau Dr. Wilms 
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Vizepräsident Westphal 

Wilz 

Wimmer (Neuss) 
Windelen 

Frau Dr. Wisniewski 

Wissmann 

Dr. Wittmann 

Würzbach 

Dr. Wulff 

Zeitlmann 

Zierer 

Zink 


FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 

Baum 

Beckmann 

Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 

Engelhard 

Frau Folz-Steinacker 

Funke 

Gattermann 

Gries 

Grüner 

Frau Dr. Hamm-Brücher 

Dr. Hirsch 

Dr. Hitschier 

Hoppe 

Dr. Hoyer 

Inner 

Kleinert (Hannover) 

Kohn 

Dr.-Ing. Laermann 

Dr. Graf Lambsdorff 

Luder 

Mischnick 

Neuhausen 

Nolting 

Paintner 

Richter 

Rind 

Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 

Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Timm 
Frau Walz 

Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 

SPD 

Rappe (Hildesheim) 

Dr. de With 


Enthalten 

SPD 

Frau Adler 
Dr. Ahrens 

Ärmling 

Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 

Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bemrath 
Bindig 

Dr. Böhme (Unna) 
Börnsen (Ritterhude) 
Brandt 
Brück 

Büchner (Speyer) 


Dr. von Bülow 

Frau Bulmahn 

Buschfort 

Catenhusen 

Frau Conrad 

Daubertshäuser 

Diller 

Duve 

Dr. Ehmke (Bonn) 

Dr. Emmerlich 

Erler 

Esters 

Ewen 

Frau Faße 

Fischer (Homburg) 

Frau Fuchs (Köln) 

Frau Fuchs (Verl) 

Frau Ganseforth 
Gansei 
Dr. Gautier 
Gerste r (Worms) 

Dr. Glotz 
Frau Dr. Götte 
Graf 

Grofimann 

Gronenberg 

Dr. Haack 

Frau Hämmerle 

Frau Dr. Hartenstein 

Heimann 

Heistermann 

Hiller (Lübeck) 

Dr. Holtz 

Hom 

Huonker 

Ibrügger 

Jahn (Marburg) 

Jaunich 

Dr. Jens 

Jungmann 

Kastning 

Kiehm 

Dr. Klejdzinski 

Kolbow 

Koitzsch 

Koschnick 

Kretkowski 

Kühbacher 

Kuhlwein 

Lambinus 

Leidinger 

Leonhart 

Lohmann (Witten) 

Lutz 

Frau Luuk 

Frau Dr. Martiny-GIotz 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 

Dr. Mertens (Bottrop) 
Dr. Mitzscherling 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Pleisweiler) 
Müller (Schweinfurt) 
Müntefering 
Nehm 

Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Paterna 
Pauli 

Dr. Penner 
Dr. Pick 
Porzner 
Poß 
Purps 

Frau Renger 
Reuter 
Rixe 
Roth 


Schanz 
Dr. Scheer 
Scherrer 
Schluckebier 
Schmidt (München) 

Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Salzgitter) 

Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schröer (Mülheim) 

Schütz 
Seidenthal 
Frau Seuster 
Sieler (Amberg) 

Singer 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 

Frau Dr. Soimtag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 

Frau Steinhauer 

Stiegler 

Stobbe 

Dr. Struck 

Frau Terborg 

Tietjcn 


Ja 

SPD 

Frau Adler 
Dr. Ahrens 

Amlin g 

Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 

Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bernrath 
Bindig 

Dr. Böhme (Unna) 
Börnsen (Ritterhude) 
Brandt 
Brück 

Büchner (Speyer) 

Dr. von Bülow 

Frau Bulmahn 

Buschfort 

Catenhusen 

Frau Conrad 

Daubertshäuser 

Diller 

Duve 

Dr. Ehmke (Bonn) 


Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 

Vosen 

Waltemathe 

Walther 

Wartenberg (Berlin) 
Frau Dr. Wegner 
Weiermann 

Weisskirchen (Wiesloch) 

Dr. Wernitz 

Westphal 

Frau Weyel 

Wieczorek (Duisburg) 

Frau Wieczorek-Zetü 

Wiefelspütz 

Wimmer (Neuötting) 

Wischnewski 

Wittich 

Würtz 

Zander 

Zeitler 


Dr. Emmerlich 

Erler 

Esters 

Ewen 

Frau Faße 

Fischer (Homburg) 

Frau Fuchs (Köln) 

Frau Fuchs (Verl) 

Frau Ganseforth 

Gansei 

Dr. Gautier 

Gerster (Worms) 

Dr. Glotz 
Frau Dr. Götte 
Graf 

Großmann 
Grüne nberg 
Haack (Extertal) 

Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Heimann 
Heistermann 
Hiller (Lübeck) 

Dr. Holtz 

Hom 

Huonker 

Ibrügger 

Jahn (Marburg) 

Jaunich 


Der Antrag ist damit abgelehnt. 

Die namentliche Abstimmung über den Antrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 1 1/3747 hatte fol- 
gendes Ergebnis: 418 abgegebene Stimmen, keine 
ungültigen Stimmen. Mit Ja haben 189 Abgeordnete 
gestimmt, mit Nein 228. Es hat eine Enthaltung gege- 
ben. 

Endgültiges Ergebnis 
Abgegebene Stimmen 417; davon 

ja: 188 

nein: 228 

enthalten: 1 
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Vizepräsident Westphal 

Dr. Jens 
Jungmann 
Kastning 
Kiehm 

Dr. Klejdzinski 

Kolbow 

Koitzsch 

Koschnick 

Kretkowski 

Kühbacher 

Kuhlwein 

Lambinus 

Leidinger 

Leonhart 

Lohmann (Witten) 

Lutz 

Frau Luuk 

Frau Dr. Martiny-Glotz 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 

Dr. Mertens (Bottrop) 

Dr. Mitzscherling 
Müller (Düsseldorf) 

Müller (Pleisweiler) 

Müller (Schweinfurt) 

Müntefering 

Nehm 

Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Opel 
Patema 
Pauli 

Dr. Penner 
Dr. Pick 
Porzner 
Poß 
Purps 

Rappe (Hildesheim) 

Frau Renger 

Reuter 

Rixe 

Roth 

Schanz 

Dr. Scheer 

Scherrer 

Schluckebier 

Schmidt (München) 

Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Salzgitter) 

Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schröer (Mülheim) 

Schütz 
Seidenthal 
Frau Seuster 
Sieler (Arnberg) 

Singer 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 

Frau Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 

Frau Steinhauer 

Stiegler 

Stobbe 

Dr. Struck 

Frau Terborg 

Tietjen 

Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Voigt (Frankfurt) 

Vosen 

Waltemathe 

Walther 

Wartenberg (Berlin) 
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Frau Dr. Wegner 
Weiermann 

Weisskirchen (Wiesloch) 

Dr. Wernitz 

Westphal 

Frau Weyel 

Wieczorek (Duisburg) 

Frau Wieczorek-Zeul 

Wiefelspütz 

Wimmer (Neuötting) 

Wischnewski 

Dr. de With 

Wittich 

Würtz 

Zander 

Zeitler 


DIE GRÜNEN 

Frau Beer 
Brauer 
Dr. Briefs 

Dr. Daniels (Regensburg) 

Ebermann 

Frau Eid 

Frau Flinner 

Frau Garbe 

Hafner 

Frau Hillerich 

Hoss 

Hüser 

Frau Kelly 

Dr. Knabe 

Kreuzeder 

Dr. Lippelt (Hannover) 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Oesterle-Schwerin 
Frau Olms 
Frau Rock 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Schily 

Frau Schmidt-Bott 
Frau Schoppe 
Sellin 
Stratmann 
Frau Trenz 
Frau Unruh 
Frau Vennegerts 
Frau Dr. Vollmer 
Volmer 

Weiss (München) 

Wetzel 

Frau Wilms-Kegel 


Fraktionslos 

Wüppesahl 


Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Austermann 
Bauer 
Bayha 

Dr. Biedenkopf 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 

Böhm (Melsungen) 

Börnsen (Bönstrup) 

Dr. Bötsch 

Bohl 

Bohlsen 

Borchert 

Breuer 


Buhler (Bruchsal) 

Buschbom 

Carstens (Emstek) 

Carstensen (Nordstrand) 

Clemens 

Dr. Czaja 

Dr. Daniels (Bonn) 

Daweke 

Deres 

Dörflinger 

Doss 

Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 

Engelsberger 

Eylmann 

Dr. Faltlhauser 

Dr. FeU 

Fellner 

Frau Fischer 

Fischer (Hamburg) 

Francke (Hamburg) 

Dr. Friedmann 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 

Ganz (St. Wendel) 

Frau Geiger 
Geis 

Dr. von Geldern 
Gerstein 
Geister (Mainz) 

Glos 

Dr. Göhner 
Dr. Grünewald 
Dr. Häfele 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 

Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 

Hedrich 

Frau Dr. Hellwig 

Heimlich 

Herkenrath 

Hinrichs 

Hinsken 

Höffkes 

Hörster 

Dr. Hoffacker 

Frau Hoffmann (Soltau) 

Dr. Homhues 

Frau Hürland-Büning 

Dr. Husch 

Graf Huyn 

Jäger 

Dr. Jahn (Münster) 

Dr. Jenninger 
Jung (Lörrach) 

Kalisch 

Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Kittelmann 
Klein (München) 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 

Kossendey 

Kraus 

Krey 

Kroll-Schlüter 

Dr. Kronenberg 

Dr. Kunz (Weiden) 

Lamers 

Dr. Lammert 

Dr. Langner 

Lattmann 

Dr. Laufs 

Lenzer 

Link (Diepholz) 

Linsmeier 

Lintner 

Dr. Lippold (Offenbach) 

Lowack 

Lummer 


Maaß 

Frau Männle 

Magin 

Dr. Mahlo 

Marschewski 

Dr. Meyer zu Bentrup 

Michels 

Dr. Möller 

NeUe 

Neumann (Bremen) 

Dr. Olderog 
Oswald 
Frau Pack 
Pesch 

Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 

Regenspurger 

Repnik 

Dr. Riesenhuber 

Frau Rönsch (Wiesbaden) 

Frau Roitzsch (Quickbora) 

Dr. Rose 

Rossmanith 

Roth (Gießen) 

Dr. Rüttgers 
Ruf 

Sauer (Salzgitter) 

Sauer (Stuttgart) 

Sauter (Epfendorf) 

Dr. Schäuble 

Schemken 

Scheu 

Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Freiherr von Schorlemer 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 
Schulze (Berlin) 

Schwarz 

Dr. Schwarz-Schilling 

Dr. Schwörer 

Seesing 

Seiten 

Spilker 

Spranger 

Dr. Sprung 

Dr. Stark (Nürtingen) 

Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Straßmeir 
S trabe 

Frau Dr. Süssmuth 

Susset 

T illmann 

Dt. U eihoff 

Uldall 

Dr. Unland 

Frau Verhülsdonk 

Vogel (Ennepetal) 

Vogt (Düren) 

Dr. Voigt (Northeim) 

Dr. Vondran 
Dr. Voss 

Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 

Graf von Waldburg- Zeil 
Dr. Wamke 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 

Weiß (Kaiserslautern) 
Weiner (Ulm) 

Frau Will-Feld 
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Vizepräsident Westphal 

Frau Dr. Wilms 

Gattermann 

Wilz 

Gries 

Wimmer (Neuss) 

Grüner 

Windelen 

Dr. Hirsch 

Frau Dr. Wisniewski 

Dr. Hitschier 

Wissmann 

Hoppe 

Dr. Wittmann 

Dr. Hoyer 

Würzbach 

Inner 

Dr. Wulff 

Kleinert (Hannover) 

Zeitlmann 

Kohn 

Zierer 

Dr.-Ing. Laermann 

Zink 

Dr. Graf Lambsdorff 

FDP 

Lüder 

Mischnick 

Neuhausen 

Baum 

Nolting 

Paintner 

Beckmann 

Richter 

Cronenberg (Arnsberg) 

Rind 

Eimer (Fürth) 

Ronneburger 

Engelhard 

Schäfer (Mainz) 

Frau Folz-Steinacker 

Frau Dr. Segall 

Funke 

Frau Seiler-Albring 


Dr. Solms Enthalten 

T imm 
Frau Walz 

Dr. Weng (Gerlingen) FDP 

Wolf gramm (Göttingen) 

Frau Würfel Frau Dr. Hamm-Brücher 

Zywietz 


Auch dieser Antrag ist damit abgelehnt. 

Wir sind damit, meine Damen und Herren, am 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun- 
destages auf morgen, Donnerstag, den 26. Januar 
1989, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.51 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 
Abgeordnete (r) entschuldigt bis einschließlich 


Frau Becker-Inglau 

25. 

1 . 

Frau Berger (Berlin) 

27. 

1 . 

Frau Blunck 

25. 

1 . 

Conradi 

27. 

1 . 

Dr. Dollinger 

27. 

1 . 

Eylmann 

27. 

1 . 

Gallus 

27. 

1 . 

Gröbl 

27. 

1 . 

Harnes 

25. 

1 . 

Dr. Hauchler 

27. 

1 . 

Dr. Hauff 

27. 

1 . 

Frhr. Heereman von Zuydtwyck 

27. 

1 . 

Frau Hensel 

27. 

1 . 

Höpfinger 

25. 

1 . 

Jung (Düsseldorf) 

25. 

1 . 

Kirs ebner 

25. 

1 . 

Frau Krieger 

27. 

1 . 

Link (Frankfurt) 

25. 

1 . 

Nagel 

27. 

1 . 

Niegel 

25. 

1 . 

Dr. Nöbel 

25. 

1 . 

Dr. Osswald 

27. 

1 . 

Petersen 

27. 

1 . 

Pfuhl 

27. 

1 . 

Reddemann 

27. 

1 . 

Reuschenbach 

25. 

1 . 

Frau Rust 

25. 

1 . 

Frau Sielaff 

25. 

1 . 

Frau Teubner 

25. 

1 . 

Dr. Todenhöfer 

25. 

1 . 

Dr. Wieczorek 

27. 

1 . 

von der Wiesche 

25. 

1 . 

Zumkley 

25. 

1 . 


8903* 
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Anlage 3 zu Anlage 19 

DEUTSCHER BUNDESTAG Protokoll 38 

11. Wahlperiode 
1. Untersuchungsausschuß 
2271 - 2450 


Kurzprotokoll der 38. (nichtöffentlichen) Sitzung des 1. Untersuchungsausschusses 

am Donnerstag, dem 11. Mai 1989, 8.00 Uhr, Raum NH 1902 
Bonn — Bundeshaus 

Vorsitz: Horst Eylmann (CDU/CSU) 

Tagesordnung 

1. Anträge/Beweisanträge ADrs 11-7, 11-39, 11-51, 11-60, 11-95 (neu), 11-18 (neu), 11-113 (neu/neu), 11-116, 
11-118 (neu/neu), 11-125, 11-127, 11-128, 11-129, 11-130, 11-131, 11-133, 11-134, 11-135, 11-139 (neu), 
11-142 und 11-143 

2. Verschiedenes 


Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung um 8.02 Uhr. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung. 

Der Vorsitzende bemerkt, die heutige Sitzung und die 
Tagesordnung seien auf einen schriftlichen Antrag 
der SPD-Fraktion vom 2. Mai 1989 zurückzuführen. 
Die Tagesordnung schließe einige Anträge ein, die 
durch Zeitablauf überholt oder vom Ausschuß bereits 
bis zu bestimmten Terminen oder bis zum Eintritt be- 
stimmter Ereignisse zurückgestellt worden seien. Ver- 
anlaßt durch den schriftlichen Antrag der SPD-Frak- 
tion habe er auch Anträge der Koalitionsfraktionen 
und der Fraktion DIE GRÜNEN auf die Tagesordnung 
gesetzt. Er möchte die SPD-Fraktion aber bitten, wenn 
sie in Zukunft eine bestimmte Tagesordnung bean- 
trage, die einzelnen Tagesordnungspunkte genau zu 
bezeichnen, damit insoweit Klarheit bestehe. Er halte 
es nämlich zumindest für zweifelhaft, ob eine Fraktion 
mit der Wirkung des § 60 Abs. 2 GO-BT beantragen 
könne, daß die Tagesordnung auch Anträge anderer 
Fraktionen umfasse. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung wolle er noch einige 
kurze Hinweise geben: 

Versehentlich sei im Protokoll der letzten Sitzung das 
Abstimmungsergebnis zu der Bitte von Prof. Dr. 
Schneider mit 6 : 4 Stimmen wiedergegeben worden. 
Tatsächlich sei aber der entsprechende Antrag der 
SPD-Fraktion mit 5 : 4 Stimmen bei einer Enthaltung 
abgelehnt worden. 

Der Ausschuß habe sich in der letzten Sitzung dahin 
gehend geeinigt, daß über die Anträge ADrs 11-140 
und 11-141 in geheimer Sitzung beraten werden solle, 
sobald die endgültigen Reaktionen der Unternehmen 
vorlägen. Die Unternehmen hätten aber erst gestern 
abend durch ein als Telefax übermitteltes Schreiben 
abschließend Stellung genommen. Dieses Schreiben 
sei gerade als Tischvorlage verteilt worden. 

Der Ausschuß könne jetzt, um dem Sekretariat die 
Erstellung der Vorlage für den Zwischenberichtsent- 
wurf zu erleichtern entsprechend einem ebenfalls als 
Tischvorlage verteilten Beschlußentwurf vorab die 


Aufhebung derjenigen Aktenteile beschließen, die 
die Unternehmen von sich aus freigäben. Allerdings 
stelle dieser Vorschlag eine Erweiterung der Tages- 
ordnung dar, so daß seine Behandlung nicht gegen 
den Widerspruch einer Fraktion erfolgen könne. 

Abg. Gansei (SPD) gibt die als Anlage beigefügte Er- 
klärung zu Protokoll und fügt hinzu, er könne zu der 
vom Vorsitzenden vorgeschlagenen Erweiterung der 
Tagesordnung erst am Ende der Sitzung Stellung neh- 
men. 

Abg. Bohl (CDU/CSU) erinnert daran, daß der Aus- 
schuß in der letzten Sitzung übereingekommen sei, 
vor Festlegung eines neuen Sitzungstermins eine in 
dieser Woche durchzuführende Obleutebesprechung 
abzuwarten. Er sei über die Art und Weise, wie es zu 
der heutigen Sitzung gekommen sei, verärgert. 

Er beantrage, die heutige Sitzung um 8.30 Uhr zu be- 
enden. 

In der nächsten Woche und in den folgenden Wochen 
bis zur Sommerpause stehe er jederzeit nach kurzer 
Terminabsprache für eine Obleutebesprechung zur 
Verfügung. 

Abg. Gansei (SPD) erwidert, er könne den Unwillen 
des Kollegen Bohl verstehen. Auch er habe am heuti- 
gen Tage Terminprobleme und wäre mit einer Sitzung 
zu einem anderen Zeitpunkt in dieser Woche einver- 
standen gewesen. Er habe aber nicht akzeptieren 
können, daß eine Obleutebesprechung anstelle einer 
Sitzung abgehalten und die Sitzung dafür — mögli- 
cherweise bis in den Juni — verschoben würde. Nach- 
dem die Sitzung ordnungsgemäß auf den heutigen 
Tage angesetzt worden sei, bestehe er darauf, daß die 
Tagesordnung abgewickelt werde. Bei einer Befri- 
stung der Sitzung auf 8.30 Uhr sehe er die Rechte sei- 
ner Fraktion verletzt. Er lehne deshalb den von Kolle- 
gen Bohl gestellten Antrag ab. 

Der Antrag, die Sitzung um 8.30 Uhr zu beenden, wird 
mit 6 gegen 4 Stimmen angenommen. 
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1. Anträge/Beweisanträge ADrs 11-7, 11-39, 11-51, 
11-60, 11-95 (neu), 11-18 (neu), 11-113 (neu/neu), 
11-116, 11-118 (neu/neu), 11-125, 11-127, 11-128, 
11-129, 11-130, 11-131, 11-133, 11-134, 11-135, 
11-139 (neu), 11-142 und 11-143 

ADrs 11-7 

Der Vorsitzende weist darauf hin, die Vernehmung 
aller in dem Beweisantrag genannten Zeugen mit 
Ausnahme des Zeugen Albrecht sei bereits beschlos- 
sen. Der Antrag stehe also nur noch insoweit zur Ent- 
scheidung. Die Antragstellerin habe bereits in der Sit- 
zung vom 15. Juni 1987 dazu angekündigt, sie werde 
noch in Erfahrung bringen, ob dieser Zeuge deutscher 
oder südafrikanischer Staatsangehöriger sei. 

Abg. Frau Eid (DIE GRÜNEN) bemerkt dazu, ihr sei 
eine Klärung dieser Frage bisher noch nicht gelun- 
gen. 

Abg. Gansei (SPD) erklärt, seine Fraktion trete dem 
Antrag bei. Er halte die Klärung dieser Vorfrage nicht 
für erheblich. 

Abg. Bohl (CDU/CSU) beantragt zur Geschäftsord- 
nung, alle auf der Tagesordnung stehenden Anträge 
mit Ausnahme der Anträge ADrs 11-134 und 11-139 
(neu) bis zur Entscheidung des Bundesverfassungsge- 
richts in dem von der SPD-Fraktion angekündigten 
Organstreitverfahren zu vertagen. 

Die in der Entscheidung des Amtsgerichts Bonn ange- 
sprochene Verfassungswidrigkeit des Untersu- 
chungsauftrags lasse es derzeit nicht zu, die beantrag- 
ten Beschlüsse zu fassen. Da die SPD-Fraktion im Zu- 
sammenhang mit einer beabsichtigten Änderung des 
Untersuchungsauftrags das Bundesverfassungsge- 
richt anrufen wolle, sei es aus Respekt vor dem höch- 
sten Gericht geboten, die entsprechende Entschei- 
dung abzuwarten. 

Abg. Gansei (SPD) ist der Auffassung, ein Beschluß, 
wie er von Abg. Bohl (CDU/CSU) beantragt werde, 
könne höchstens dann gefaßt werden, wenn ein Ver- 
fahren beim Bundesverfassungsgericht anhängig sei. 
Die SPD-Fraktion habe aber noch keinen Antrag beim 
Bundesverfassungsgericht gestellt. Es sei allerdings 
richtig, daß sie dies beabsichtige. Aber auch nach Ein- 
reichung eines Antrags auf Einleitung eines Organ- 
streitverfahrens wäre ein Beschluß, wie er jetzt bean- 
tragt werde, unzulässig. Der Ausschuß behalte auch in 
diesem Falle seine volle „Legitimität" und könne Wei- 
terarbeiten. Die Schwierigkeiten, die durch den Be- 
schluß des Amtsgerichts entstanden seien, könnten in 
dem von seiner Fraktion angestrebten Verfahren aus- 
geräumt werden. Eine Unterscheidung zwischen In- 
nen- und Außenwirkung, wie sie vom Kollegen Bohl 
gemacht werde, sei ohnehin nicht zulässig. Seine 
Fraktion lehne den Antrag ab. 

Er halte es hingegen für sinnvoll, eine Obleute-Be- 
sprechung abzuhalten und anschließend eine Aus- 
schußsitzung durchzuführen, sobald von seiner Frak- 
tion „Klage beim Bundesverfassungsgericht erhoben 
sei". Dann sei der Zeitpunkt gekommen, um über das 
weitere Vorgehen zu sprechen. Er neige dazu, ein 
gemeinsames Verfahren zu beschließen, das dem par- 
lamentarischen Stil gerecht werde. Ober derartige Be- 


schlüsse könne aber erst gesprochen werden, sobald 
die „Klage" eingereicht sei. 

Abg. Bohl (CDU/CSU) gibt zu Protokoll, daß unver- 
züglich eine Ausschußsitzung einberufen werden 
solle, wenn die SPD-Fraktion dem Sekretariat schrift- 
lich mitteile, daß sie auf die Erhebung der angekün- 
digten „Klage" beim Bundesverfassungsgericht ver- 
zichte. In dieser Sitzung sollte der soeben beantragte 
Vertagungsbeschluß aufgehoben werden. 

Der Ausschuß stimmt mit 6 gegen 5 Stimmen dem 
Abg. Bohl gestellten Antrag zu, alle auf der Tagesord- 
nung stehenden Anträge mit Ausnahme der Anträge 
ADrs 11-134 und 11-139 (neu) bis zur Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts in dem von der SPD- 
Fraktion angekündigten Organstreitverfahren zu ver- 
tagen. 

ADrs. 11-134 

Abg. Frau Eid (DIE GRÜNEN) zieht den Antrag 
ADrs. 11-134 zurück. 

ADrs. 11-139 (neu) 

Der Vorsitzende führt zu ADrs. 11-139 (neu) aus, die 
Ziffern 1 und 2 des Antrags seien erledigt. Die Ziffer 3 
sei in der letzten Sitzung bis zur Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts in dem angekündigten 
Organstreitverfahren zurückgestellt worden. 

Abg. Gansei (SPD) erklärt, seine Fraktion sehe sich 
durch die von der Mehrheit beschlossene Vertagung 
der Behandlung der Ziffer 3 des Antrags in der letzten 
Sitzung in ihren Minderheitenrechten verletzt. 

Abg. Bohl (CDU/CSU) beantragt, festzustellen, daß 
der Antrag ADrs. 11-139 (neu) durch die Beschlußfas- 
sung in der letzten Sitzung verfahrensmäßig erledigt 
sei. 

Diesem Antrag wird mit 6 : 4 Stimmen entsprochen. 

Abg. Gansei (SPD) erwidert auf die Frage des Vorsit- 
zenden, ob er nunmehr bereit sei, über die eingangs 
erwähnte Aufhebung der Geheimhaltung der von den 
Unternehmen freigegebenen Aktenteile zu diskutie- 
ren, dies könne nur in einer Geheimsitzung gesche- 
hen. Die Sitzung solle unmittelbar im Anschluß an die 
laufende Sitzung stattfinden. 

Der Vorsitzende erklärt, er fasse diese Ausführungen 
als Widerspruch gegen die vorgeschlagene Erweite- 
rung der Tagesordnung auf. Nachdem bereits der Be- 
schluß gefaßt sei, die Sitzung um 8.30 Uhr zu been- 
den, könne die Sitzung nicht „Geheim" fortgesetzt 
werden. 


2. Verschiedenes 

Der Ausschuß einigt sich darauf, in der nächsten Sit- 
zungswoche eine Sitzung durchzuführen und die Be- 
stimmung des genauen Termins und der Tagesord- 
nung einer Obleutebesprechung in der am 22. Mai 
d. J. beginnenden Woche zu überlassen. 

Der Vorsitzende schließt die Sitzung um 8.33 Uhr. 

Horst Eylmann 
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Erklärung 

des Obmanns der SPD-Fraktlon Im 

1. Untersuchungsausschuß 

1. Ausweislich des Kurzprotokolls über die 37. nicht- 
öffentliche Sitzung vom 27. April 1989 hat der Ob- 
mann der CDU/CSU-Fraktion Bohl erklärt, er stelle 
zu Tagesordnungspunkt 1 bezüglich des Auftrages 
zu den Vorarbeiten für einen Zwischenbericht 
durch das Sekretariat .keinen Antrag“. Der CDU/ 
CSU-Obmann hat weiterhin erklärt, er „müsse 
über das Vorhaben der Koalitionsfraktionen nicht 
abgestimmt werden. ... Er gehe aber davon aus, 
daß das Sekretariat im Rahmen seiner Pflichten 
Entwürfe für die Koalitionsberichterstatter erar- 
beite“ (S. 3). Im Gegensatz dazu steht eine in der 
Anlage beigefügte „Erklärung der Koalitionsfrak- 
tionen von CDU/CSU und FDP im U-Boot-Untersu- 
chungsausschuß zum Tagesordnungspunkt Zwi- 
schenbericht“, die offensichtlich Grundlage einer 
am gleichen Tag von den Koalitionsfraktionen her- 
ausgegebenen Presseerklärung war. Dort wird da- 
von gesprochen, es gäbe „unseren Auftrag für das 
Sekretariat“ für eine „Vorlage für einen Zwischen- 
bericht“. 

Abgesehen davon, daß das Institut eines „Davon- 
Ausgehens“ nach den IPA-Regeln unbekannt ist, 
stelle ich für die SPD-Fraktion noch einmal fest, 
daß 

— die Erstellung des „Entwurfes eines Zwischen- 
berichtes“ durch das Sekretariat unter der Ver- 
antwortung des Vorsitzenden eines förmlichen 
Beschlusses durch den Untersuchungsausschuß 
bedarf 

und 

— ein dahingehender Antrag von den Koalitions- 
fraktionen weder gestellt, noch vom Untersu- 
chungsausschuß beschlossen worden ist. 

Vorarbeiten des Sekretariats zu einem solchen 
Zwischenbericht müssen selbstverständlich für 
sämtliche Berichterstatter geleistet werden, das 
heißt, allen Berichterstattern sind die Unterla- 


gen zum selben Zeitpunkt zu übermitteln. Eine 
Bevorzugung durch Erarbeitung von entspre- 
chenden Vorlagen lediglich für die Berichter- 
statter der Koalitionsfraktionen wäre unzuläs- 
sig. Darauf habe ich bereits in der letzten Bera- 
tungssitzung hingewiesen. Leider fehlt die ent- 
sprechende Passage in dem Protokoll, das auch 
insoweit zu korrigieren ist. 

2. Die SPD-Fraktion interpretiert die ausweislich des 
Protokolls (S. 4) auf Vorschlag des Vorsitzenden 
erzielte Einigkeit dahingehend, daß Vorgänge aus 
nichtöffentlichen Sitzungen grundsätzlich im Be- 
richt dargestellt werden können. 

3. Das vorgenannte Protokoll vermerkt bezüglich des 
Tagesordnungspunktes 4, die Bitte von Professor 
Dr. Schneider um Entlassung aus dem Mandat sei 
mit 6 : 4 Stimmen abgelehnt worden. Nach der Er- 
innerung der SPD-Fraktion im Untersuchungsaus- 
schuß hat sich jedoch der Ausschußvorsitzende der 
Stimme enthalten. Das Protokoll ist entsprechend 
zu korrigieren. 

4. BezügUch des SPD-Antrages auf Ausschußdruck- 
sache 11/139 (neu) hat der Obmann der CDU/CSU- 
Fraktion im Untersuchungsausschuß ausweislich 
des vorgenannten Protokolls erklärt, die in der 
Ziff. 3 beantragte Sachverständigenanhörung zum 
Außenwirtschaftsrecht sei „nicht sinnvoll* und 
solle bis zur Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichtes in dem angekündigten Organstreitver- 
fahren „zurückgestellt’ werden. 

Die SPD-Fraktion legt Wert auf die Feststellung 
und entsprechende Protokollierung, daß diese „Zu- 
rückstellung" gegen ihren, also der Antragsstelle- 
rin, Willen geschehen ist. Der von der Koalitions- 
mehrheit durchgesetzte Beschluß verstößt gegen 
die Rechte der qualifizierten Minderheit im Unter- 
suchungsausschuß, weil er faktisch den Minder- 
heitenschutz bei der Beweisaufnahme „aushe- 
belt". Es steht der Geschäftsordnungsmehrheit 
nicht zu, Beweisanträge der qualifizierten Minder- 
heit auf unbestimmte Zeit von der Beschlußfassung 
auszunehmen. 
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Anlage 4 zu Anlage 19 

Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Es wird ein Untersuchungsausschuß gemäß Artikel 44 des Grund- 
gesetzes eingesetzt, bestehend aus dreizehn Mitgliedern (fünf 

CDU/CSU, vier SPD, zwei FDP, zwei GRÜNE). 

Der Ausschuß soll klären: 

1. Welchen Umfang hat das U -Boot- Geschäft der Finnen 
Howaldtswerke - Deutsche Werft AG (HDW) und Ingenieur- 
kontor Lübeck (IKL) mit Südafrika tatsächlich? Welche vertrag- 
lichen Bindungen sind die Firmen eingegangen, und welche 
bundesdeutschen Zuliefererfirmen oder Zweigniederlassungen 
bundesdeutscher Firmen in Südafrika waren oder sind an dem 
U-Boot-Geschäft beteiligt? Hat das Bundesamt für Wirtschaft in 
Eschborn die Lieferung von U-Boot-Teilen an Südafrika geneh- 
migt, und in welcher Weise waren bzw. sind das NATO-Land 
Türkei oder andere Länder an dem U-Boot-Geschäft beteiligt? 

2. Hat Südafrika Konstruktionsunterlagen von HDW und IKL über 
andere Wege als die bisher bekannten (Diplomatengepäck der 
südafrikanischen Botschaft) erhalten (z. B. über on-line-Com- 
puterverbindungen), und ist Südafrika durch die erfolgten Lie- 
ferungen von Konstruktionsunterlagen in die Lage versetzt 
worden, eigene U-Boote zu bauen? Waren oder sind bundes- 
deutsche Staatsbürger am Bau von U-Booten in Südafrika be- 
teiligt? 

3. Sind Mitglieder der Bundesregierung, Mitarbeiter von Bundes- 
ministerien oder anderer staatlicher Stellen an möglichen Ver- 
suchen (.Cover Stories“) der Firmen beteiligt, eine noch immer 
andauernde Abwicklung des U-Boot-Geschäfts zu vertuschen? 

4. In welcher Weise haben sich Bundeskanzler Dr. Kohl, andere 
Mitglieder der Bundesregierung, der bayerische Ministerpräsi- 
dent Df. h. c. Strauß, andere Ministerpräsidenten von Bundes- 
ländern, Mitarbeiter von Ministerien oder anderer staatlicher 
Stellen in das U-Boot-Geschäft eingeschaltet? Hat es eine 
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mündliche oder schriftliche Zustimmung auf Staatssekretärs- 
oder Ministerebene für das Inkrafttreten des Vertrags vom 
15. Juni 1984 zwischen IKL/HDW und den südafrikanischen 
Vertragspartnern gegeben, und geschah dies mit Billigung des 
Bundeskanzlers? 

Gibt es Absprachen zwischen Regierungsstellen und den Fir- 
men HDW und IKL, den Gesetzesverstoß durch die Lieferung 
von U-Boot-Konstruktionsunterlagen lediglich als Ordnungs- 
widrigkeit verfolgen zu lassen und die Staatsanwaltschaft nicht 
einzuschalten? 

5. In welcher Höhe, für welche Leistungen und an welche Perso- 
nen oder Institutionen sind von HDW und IXL „Schmiergelder“ 
oder Provisionen gezahlt worden? 

6. In welchem Umfang sind durch das U-Boot-Geschäft der Fir- 
men mit Südafrika die auswärtigen Beziehungen der Bundes- 
republik Deutschland und das friedliche Zusammenleben der 
Völker gestört worden? 

Bonn, den 25. März 1987 

Ebermann, Frau Rust, Frau Schoppe und Fraktion 


Begründung 

Im 10. Deutschen Bundestag hat sich ein Untersuchungsausschuß 
mit dem U-Boot-Geschäft der Firmen HDW und IKL mit Südafrika 
beschäftigt. Dieser Untersuchungsausschuß hat seine Arbeiten 
nicht beenden können. Wesentliche Akten wurden dem 4. Unter- 
suchungsausschuß vorenthalten, wichtige Zeugen konnten nicht 
vernommen werden. Es ist daher nötig, im 11. Deutschen Bundes- 
tag einen neuen Untersuchungsausschuß einzurichten, der die 
offenen Fragen klären soll. 

Insbesondere soll untersucht werden, ob das U-Boot-Geschäft mit 
Südafrika tatsächlich beendet wurde, wie dies die Firmen öffent- 
lich behaupten oder ob es nicht vielmehr im ursprünglich geplan- 
ten Umfang weiter abgewickelt wird und Südafrika in die Lage 
versetzt, tatsächlich U-Boote zu bauen. 

Es besteht der Verdacht, daß Mitglieder der Bundesregierung und 
der Bundeskanzler nicht nur der Lieferung von Konstruktions- 
unterlagen zugestimmt haben, sondern daß sie auch die verdeckte 
Weiterführung des Projekts „IK 97“ billigen bzw. gebilligt haben. 
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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf: 

a) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 

— Drucksache 11/50 — 

b) Beratung des Antrags DIE GRÜNEN Einset- 
zung eines Untersuchungsausschusses 

— Drucksache 11/84 — 

Interfraktionell sind eine gemeinsame Beratung der 
Punkte 16a und 16b und je ein Beitrag bis zu 
10 Minuten in der verbundenen Debatte für jede 
Fraktion vereinbart worden. — Ich sehe keinen 
Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr 
Abgeordnete Gansei. 


Gansei (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Dem amerikanischen Kongreß hat US- 
Außenminister Shultz vor wenigen Tagen einen 
Bericht vorgelegt, in dem u. a. die Bundesrepublik 
Deutschland beschuldigt wird, mit Lieferungen an 
Südafrika das Rüstungsembargo der Vereinten Natio- 
nen durchbrochen zu haben. Spätestens seit der 
Arbeit des 4. Untersuchungsausschusses der vergan- 
genen Legislaturperiode kann niemand mehr abstrei- 
ten, daß solche Beschuldigungen nicht aus der Luft 
gegriffen sind. 

Zur gleichen Zeit hat sich der staatliche Rundfunk 
des Apartheidsystems damit gebrüstet, daß Südafrika 
weltweit zu einem führenden Waffenexporteur 
geworden ist. Dieser zweifelhafte Erfolg beruht nicht 
auf der eigenen Leistung der südafrikanischen 


Rüstungsindustrie; sie hat für ihre Produkte Konstruk- 
tionsunterlagen im Ausland erwerben müssen. Seit 
der Arbeit des 4. Untersuchungsausschusses der 
10. Legislaturperiode ist bekannt, daß jener Vertrag 
zwischen Firmen aus der Bundesrepublik und der 
südafrikanischen Rüstungsagentur, der irgendwann 
vor Einsetzung des Untersuchungsausschusses im 
Bundeskanzleramt dem Reißwolf anheimgegeben 
wurde, nicht nur die Lieferung von Unterlagen zum 
Inhalt hatte, sondern auch die Gewährung von Lizen- 
zen und finanzielle Vergütungen für den Export von 
U-Booten in Drittländer. 

Der Untersuchungsausschuß hat wichtige Erkennt- 
nisse gebracht, aber die wichtigsten Fragen sind noch 
offen geblieben: Warum hat sich die Bundesregierung 
auf ein Geschäft eingelassen, das legal nicht abgewik- 
kelt werden konnte, 

(Eylmann [CDU/CSU] und Beckmann [FDP]: 

Das stimmt doch gar nicht!) 

warum ist sie untätig geblieben? Wenn Sie sagen, es 
stimmt gar nicht, dann frage ich Sie, aus welchem 
Grunde es dann im Bundeskanzleramt fast ein Dut- 
zend Spitzengespräche zwischen der administrativen 
Leitung und den Rüstungsunternehmen gegeben 
hat. 

(Beckmann [FDP]: Die haben so lange 
gebraucht, bis sie das kapiert haben!) 

Warum ist die Bundesregierung untätig geblieben, als 
es darum ging, die rechtswidrigen Lieferungen zu ver- 
hindern, warum hat sie den Sachverhalt bis heute 
noch nicht aufgeklärt und ihn mit einer Bestrafung der 
Verantwortlichen abgeschlossen, wo liegen die 
Motive für ihr Verhalten, und was hat sie eigentlich 
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Gansei 

daraus gelernt? Weil diese Fragen, insbesondere die 
letzten, nicht beantwortet sind, 

(Bohl [CDU/CSU]: Alles beantwortet!) 

ist es wichtig, daß sich der neue Untersuchungsaus- 
schuß auch damit beschäftigt, was die Bundesregie- 
rung seit Einsetzung des letzten Untersuchungsaus- 
schusses getan oder unterlassen hat. 

(Beckmann [FDP]: Die letzte Frage wird nie 
beantwortet werden!) 

Dem 4. Untersuchungsausschuß stand für Akten 
und Zeugenvernehmung nur wenig Zeit zur Verfü- 
gung. Die Vernehmung der wichtigsten Zeugen 
mußte vorzeiüg abgebrochen werden, andere ließen 
sich in der Hoffnung entschuldigen, die Arbeit des 
Ausschusses käme nach Ablauf der Legislaturperiode 
zum Erliegen. Der Ausschuß war nicht in der Lage, 
einen Bericht zu erarbeiten und zu beschließen, den 
man auf einvemehmlicher Basis auch in dieser Legis- 
laturperiode zum Gegenstand einer Bundestagsde- 
batte hätte machen können. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sie sind ein Langwei- 
ler!) 

Daß die Regierungsparteien Beweisbeschlüsse, 
Aktenvorlagen und Zeugenvernehmungen durch den 
Gebrauch ihrer Ausschußmehrheit über Wochen ver- 
zögerten, ist mit dem herannahenden Wahltag zu 
erklären, allerdings nicht zu entschuldigen gewesen. 
Sie haben sich bemüht, die von der SPD betriebenen 
Untersuchungen des Ausschusses als Wahlkampfak- 
tivitäten herabzusetzen. Durch all diese Manöver 
haben die Regierungsparteien allerdings auch darauf 
hingewirkt, daß nach dem Wahltag die Fortführung 
der Ausschußuntersuchungen so notwendig ist wie in 
den Tagen vor der Wahl. 

(Beifall bei der SPD) 

Aus diesen Gründen hat sich die SPD-Fraktion für die 
Erneuerung des Untersuchungsauftrages entschie- 
den. 

Die Regierungsparteien üben Kritik daran, daß wir 
in unserem heutigen Antrag die Lieferung von 
U-Boot-Unterlagen an Südafrika als rechtswidrig 
bezeichnen. Wir haben das auch in unserem Antrag 
vom 9. Dezember 1986 getan, und die Regierungspar- 
teien haben darauf mit Enthaltsamkeit reagiert. Wür- 
den wir das Rüstungsgeschäft als rechtmäßig klassifi- 
zieren, so könnten wir uns allerdings den Untersu- 
chungsausschuß sparen. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

und uns sogleich in die politische Auseinanderset- 
zung darüber begeben, ob ausgerechnet mit Süd- 
afrika globalstrategische Interessen des freien 
Westens vertreten werden müssen, wie man immer 
wieder aus der Stahlhelm-Fraktion der Regierungs- 
parteien hört, und ob es sich ausgerechnet die Bun- 
desrepublik Deutschland leisten kann, die völker- 
rechtlichen Bindungswirkungen des UN-Rüstungs- 
embargos gegen Südafrika zu unterlaufen. 

Im übrigen müssen die Regierungsparteien zur 
Kenntnis nehmen, daß die Oberfinanzdirektion Kiel in 
jenem Zwischenbericht, der mit dem skandalösen 
Vorschlag endete, die ganze Affäre mit einer Geld- 


buße von 50 000 DM aus den Vermögen der Firmen zu 
beenden, die Rechtswidrigkeit des Rüstungsgeschäf- 
tes jedenfalls voraussetzte. Wir haben deshalb keinen 
Anlaß, an dem in der vergangenen Legislaturperiode 
beschlossenen Untersuchungsauftrag irgendwelche 
Abstriche vorzunehmen. 

Die Fraktion der GRÜNEN hat eine Erhöhung der 
Zahl der Ausschußmitglieder von 11 auf 13 vorge- 
schlagen. Wir sehen dafür keine Notwendigkeit und 
lehnen den Vorschlag ab. Wir lehnen auch die Art und 
Weise ab, in der die GRÜNEN den Untersuchungsauf- 
trag neu formuliert haben. Allen Fragen, die die GRÜ- 
NEN neu gestellt haben, sind wir schon in der vergan- 
genen Legislaturperiode nachgegangen. Nichts an 
diesen Fragen ist neu. Neu ist auch nul.i, daß diese 
Fragen noch nicht beantwortet sind. Weil wir Antwor- 
ten haben wollen, beantragen wir schließlich die Neu- 
einsetzung des Ausschusses. Wir wollen aber durch 
die zum Teü willkürliche Aufzählung der Fragen in 
dem Antrag der GRÜNEN nicht den Eindruck entste- 
hen lassen, daß sich aus dem von uns formulierten 
Untersuchungsauftrag eine Reihe weiterer Fragen 
nicht noch ergeben könnte. Der Antrag der GRÜNEN 
ist deshalb nicht eine Erweiterung des Untersu- 
chungsauftrages; er könnte vielmehr als eine Einen- 
gung ausgelegt werden. Deshalb lehnen wir ihn ab. 

Wir wollen die Arbeit des Untersuchungsausschus- 
ses bald beginnen, um zügig zu einem Ende zu kom- 
men. Wir wollen nach Möglichkeit verhindern, daß 
die Vernehmungen aus der letzten Legislaturperiode 
wiederholt werden müssen. Wenn sich der Ausschuß 
einvernehmlich darauf einigt, bestehen nach unserer 
Auffassung keine rechtlichen Bedenken, die Proto- 
kolle des 4. Untersuchungsausschusses der vergan- 
genen Legislaturperiode als Beweismittel für die Ar- 
beit des 1. Untersuchungsausschusses der neuen Le- 
gislaturperiode heranzuziehen. 

(Beckmann [FDP]: Sehr zweifelhaft!) 

Auch aus diesem Grunde beantragen wir, den Unter- 
suchungsauftrag unverändert zu erneuern. 

Wir schlagen vor, daß wir im neuen Untersuchungs- 
ausschuß mit der Vernehmung der Firmenvertreter 
beginnen. Sollten sich daraus keine Erkenntnisse 
ergeben, die zu weiteren oder neuen Zeugenverneh- 
mungen führen, könnte der Untersuchungsausschuß 
seine Arbeit so beenden, daß wir unmittelbar nach der 
Sommerpause den Abschlußbericht dem Bundestag 
zur Debatte vorlegen könnten. 

Das allerdings erfordern der parlamentarische Stil 
und die Selbstachtung der Opposition, die sich nicht 
mit Verzögerungstaktik und anderen Tricks ausspie- 
len läßt. Das erfordert die Brisanz dieser politischen 
Affäre, bei der es nicht nur um die Einhaltung von 
Gesetzen geht, sondern auch um elementare außen- 
politische Interessen der Bundesrepublik. Daß die 
Bundesrepublik in der UNO als verläßlicher Partner 
güt, daß sie völkerrechtliche Verpflichtungen einhält, 
daß sie in ihrem Verhältnis zum unmenschlichen 
Apartheidregime in Südafrika kein doppeltes Spiel 
treibt, daß sie die Exportinteressen unserer Wirtschaft 
nicht durch zwielichtige Rüstungsgeschäfte gefährdet, 
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Ganse) 

liegt im Interesse unserer Republik. Und wo die Regie- 
rung versagt, ist das Parlament gefordert. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Eid. 

Frau Eid (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Meine Herren und Damen! Der am 10. Dezember im 
letzten Jahr vom Deutschen Bundestag eingesetzte 
U-Boot-Untersuchungsausschuß konnte seinen 
Untersuchungsauftrag nicht erfüllen, auch wenn die 
CDU/CSU dies in ihrem Abschlußbericht behauptet. 
Anzulasten ist dies den Regierungsfraktionen. Sie 
haben durch ihre Störmanöver von vornherein die 
Arbeit im Ausschuß behindert. Mit einer Sabotage fin- 
gen sie an, 

(Beckmann [FDP]: Na, na!) 

als sie nach kurzer Sitzungsdauer den Abbruch der 
konstituierenden Sitzung erzwangen, um die 
Beschlußfassung der Beweisanträge zu verhindern. 

(Beckmann [FDP]: Wir wollten Weihnachten 
feiern!) 

Dies war ein unglaublicher und in der Geschichte des 
Bundestages einmaliger Vorgang, Herr Kollege Beck- 
mann. 

(Beckmann [FDP]: Nein, das weise ich 
zurück!) 

Sie haben Ihre Mehrheit dazu mißbraucht, durchzu- 
drücken, daß erst vier Wochen nach Einsetzung des 
Ausschusses die Beweisanträge verabschiedet wer- 
den konnten. Der Ausschußvorsitzende konnte so erst 
viel zu spät Schritte zur Herbeiziehung der Akten 
unternehmen. In vielen Sitzungen war der Ausschuß 
damit beschäftigt, die Sachlage auf der Ebene der 
Ministerialbürokratie zu durchleuchten. Der CDU/ 
CSU-und-FDP-Mehrheit gelang es auf diese Weise, 
die Vernehmung der Firmenseite total zu blockieren. 
Die Vernehmung der politisch Verantwortlichen, der 
Bundesminister Stoltenberg, Bangemann und Gen- 
scher sowie des Bundeskanzlers, wurde deshalb zur 
Farce. Sie haben auf schändliche Art und Weise ihre 
Machtmittel mißbraucht. 

(Beckmann (FDP): Na, na! Das glauben Sie 
doch selber nicht!) 

Anstatt die Regierung zu kontrollieren, haben Sie 
alles daran gesetzt, mitzuhelfen, die Wahrheit zu ver- 
tuschen und die politisch Verantwortlichen zu entla- 
sten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ein unge- 
heuerlicher Vorwurf!) 

Damit diese Strategie nicht aufgeht, stellen die GRÜ- 
NEN den Antrag auf Wiedereinsetzung des U-Boot- 
Untersuchungsausschusses. 

(Beckmann [FDP]: Sie machen sich lächer- 
lich!) 

Wegen dieser Störmanöver der Regierungsparteien 
war es dem letzten Ausschuß nur möglich, grobe 
Umrisse des illegalen Verkaufs von U-Boot-Konstruk- 
tionsplänen an das Apartheidregime und der Ver- 


wicklung von Regierungsmitgliedem in dieses 
Rüstungsgeschäft aufzudecken. 

In groben Umrissen wurde bekannt, daß die Mi- 
nister über das illegale Rüstungsgeschäft frühzeitig 
informiert waren. Obwohl mit einer atemberauben- 
den Offenheit und Unverfrorenheit ein rechtswidriges 
Ansinnen an die Minister von den Rüstungsfirmen 
herangetragen wurde, haben diese nichts unternom- 
men, um diesen Geschäften Einhalt zu gebieten. 

In groben Umrissen wurde auch bekannt, welche 
Rolle das Bundeskanzleramt spielte. Ausgehend von 
den positiven Erfahrungen der Firma IKL mit dem 
illegalen Zustandekommen des U-Boot-Blaupausen- 
Exports nach Israel unter der sozialliberalen Koalition 
Anfang der 70er Jahre suchten die Finnen IKL und 
HDW nach der staatlichen Stelle, die ihnen eine ähn- 
liche Blankovollmacht für das Südafrikageschäft aus- 
stellen würde. Sie haben sie in dem damaligen Staats- 
sekretär des Bundeskanzleramts, Professor Schrek- 
kenberger, gefunden. 

Die Rolle des Bundeskanzlers selbst ist mehr als 
zwielichtig. Bei seiner Vernehmung wurde deutlich, 
daß er an einem wichtigen Punkt möglicherweise die 
Unwahrheit gesagt hat. Die Frage, ob Schreckenber- 
ger und Teltschik den Bundeskanzler im Oktober 
1984 darüber unterrichtet haben, daß HDW und IKL 
mit den Südafrikanern bereits einen Vertrag unter 
Vorbehalt abgeschlossen hatten, verneinte der Bun- 
deskanzler mehrfach und entschieden. Teltschik hin- 
gegen hat dies bei seiner Vernehmung ausdrücklich 
bejaht. Wenn Teltschik den Bundeskanzler tatsäch- 
lich unterrichtet hat, dann ist das illegale Geschäft 
direkt vor den Augen des Bundeskanzlers abgewik- 
kelt worden, ohne daß dieser irgend etwas unternom- 
men hätte, es zu stoppen. 

In groben Umrissen wurde deutlich, daß das Verhal- 
ten der Minister Bangemann, Stoltenberg und Gen- 
scher sowie des Bundeskanzlers einer möglichen 
Strafvereitelung im Amt ziemlich nahekommt. 

(Wüppesahl [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Mit welcher anderen Vokabel läßt sich der Tatbestand 
beschreiben, daß gleich in drei Ministerien entschei- 
dende Aktenstücke der Oberfinanzdirektion nicht zur 
Verfügung gestellt wurden? 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Unglaublich!) 

Das Memo tauchte bei Ihnen erst wieder auf, als der 
Untersuchungsausschuß eingerichtet wurde. Im 
Kanzleramt wurden die entscheidenden Aktenstücke 
gleich dem Reißwolf anheimgegeben. 

Nach Meinung des Bundeskanzlers sind die aus- 
wärtigen Beziehungen der Bundesrepublik durch das 
illegale U-Boot- Geschäft eines bundeseigenen Unter- 
nehmens nicht gestört worden. Ich behaupte, Sie stö- 
ren mit dieser Politik die auswärtigen Beziehungen 
und gefährden das friedliche Zusammenleben der 
Völker. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vor wenigen Tagen hat das Magazin „Wiener" bis- 
her noch unbekannte Unterlagen von IKL veröffent- 
licht 

(Beckmann [FDP]: Wienand oder wie?) 
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Frau Eid 

— „Wiener“ — , 

(Austermann [CDU/CSU]: Wie die Würst- 
chen!) 

die eindeutig beweisen: Die verkauften U-Boot-Pläne 
wurden so von den bundesdeutschen Firmen modifi- 
ziert, daß sie sich ausschließlich für Terroraktionen 
gegen die schwarzafrikanischen Nachbarstaaten 
Südafrikas eignen. Die Regierung ist mitverantwort- 
lich, wenn Südafrika demnächst mit den U-Booten 
von HDW und IKL die Frontstaaten militärisch bedro- 
hen, überfallen und destabilisieren kann. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Terroristen unterstüt- 
zen!) 

Schlimm genug, daß die Bundesregierung das 
Apartheidregime in seiner Rassenpolitik durch 
Umschuldungskredite und wirtschaftliche Hilfsmaß- 
nahmen stützt. Nein, sie unterstützt das Apartheidre- 
gime auch in seiner Aggressionspolitik gegen die 
Frontstaaten. 

Der neue Ausschuß muß deshalb untersuchen, ob 
Südafrika die U-Boote tatsächlich bauen kann. Denn 
es gibt Hinweise darauf, daß der Vertrag zwischen 
IKL, HDW und den südafrikanischen Firmen erfüllt 
worden ist. 

Ich denke, es ist deutlich geworden, wieviel noch 
aufzuklären ist. Wir GRÜNEN halten es sinnvoll, auf 
der Grundlage der erworbenen Kenntnisse aufzu- 
bauen, und haben im Gegensatz zur SPD unseren 
Untersuchungsauftrag für den einzusetzenden Aus- 
schuß präziser formuliert, da es uns nun vor allem dar- 
auf ankommt, die Verwicklung der Zulieferfirmen im 
U-Boot-Geschäft, die Rolle von Drittländern und auch 
die Rolle der schleswig-holsteinischen Landesregie- 
rung aufzuzeigen. Wir wollen wissen, ob Schmiergel- 
der im Spiel sind und ob diese möglicherweise an Par- 
teien oder Politiker gegangen sind, die das U-Boot- 
Geschäft eingefädelt haben. 

Bei der Neueinsetzung des Ausschusses geht es 
darum, exemplarisch aufzuzeigen, wie das UNO- 
Embargo durch bundesdeutsche Firmen und Regie- 
rungsstellen umgangen wird. Es ist klar, daß der ille- 
gale Verkauf der U-Boot-Konstruktionspläne nur die 
Spitze eines Eisberges ist. Bekanntlich sind allein in 
den Jahren 1983 bis 1986 Rüstungsgüter im Wert von 
815 Millionen DM nach Südafrika genehmigt worden. 
Der letzte U-Boot-Ausschuß hat zutage gefördert, daß 
die Regierung diese Tatsache nicht mehr als Bruch 
des Embargos betrachtet. Nach ihrer vor dem Aus- 
schuß erstmals öffentlich so geäußerten Meinung fällt 
nur Teil I A der Ausfuhrliste, also Waffen, unter das 
Embargo, nicht aber Teil B — das sind Nukleargü- 
ter — und nicht Teil C — das sind Waren strategischer 
Bedeutung. Diese Auskunft gab Staatssekretär von 
Würzen vom Wirtschaftsministerium bei seiner Ver- 
nehmung. Der Ausschuß hat zutage gefördert, daß 
selbst Teil A der Ausfuhrliste nicht mehr so streng wie 
bisher behandelt werden soll. 

Der Völkerrechtler und Staatssekretär Schrecken- 
berger sagte vor dem Ausschuß: Auch gegenüber 
Südafrika darf es keine Tabus mehr geben; selbst 
ganze U-Boote könnten rein rechtlich exportiert wer- 
den. U-Boote sind aber Kriegswaffen und fallen unter 
das Kriegswaffenkontrollgesetz. Nimmt man noch die 


entsprechenden Vorstöße von Franz Josef Strauß 
hinzu, so wird deutlich, daß die Bundesregierung 
offenbar alle Schranken für den Rüstungsexport nach 
Südafrika fallenlassen will. 

(Bohl [CDU/CSU]: So ein Unsinn!) 

Dies gilt es zu verhindern. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Rengen Das Wort hat der Abge- 
ordnete Beckmann. 

Beckmann (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr ver- 
ehrten Damen! Meine Herren! Frau Kollegin Eid, es 
wird Sie sicherüch nicht überraschen, wenn ich Ihnen 
mitteile, daß die FDP-Fraktion den Antrag der GRÜ- 
NEN ablehnen wird. Sie versuchen nur das bisher 
schon erfolglose Unterfangen fortzusetzen, in einem 
stockdüsteren Keller eine schwarze Katze zu jagen, 
die sich gar nicht darin befindet. Dafür haben wir 
keine Zeit. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Den Antrag der SPD-Fraktion werden wir passieren 
lassen. Ich muß aber wirklich sagen: Wer die Hoff- 
nung gehabt hat, die SPD könnte sich und das Parla- 
ment doch noch vor einer Neuauflage des U-Boot- 
Untersuchungsausschusses bewahren, der sieht sich 
wahrhaftig enttäuscht. Ihr Antrag macht klar, daß Sie, 
die deutsche Sozialdemokratie, offenbar unter einem 
Mangel an Themen leiden, denn die Wiedereinset- 
zung dieses U-Boot- Ausschusses ist ja nur der durch- 
sichtige Versuch, von Ihren eigenen Problemen abzu- 
lenken. Es gibt doch wahrhaftig dringlichere Pro- 
bleme ais die Wiederholung dieses U-Boot-Untersu- 
chungsausschusses. 

(Gilges [SPD]: Immer die gleichen Sprü- 
che!) 

— Schon beim letzten Untersuchungsausschuß zu die- 
sem Thema in der 10. Legislaturperiode wollte Ihre 
Fraktion, Herr Gilges, nicht zur Kenntnis nehmen — 
das muß ich Ihnen einmal sagen; ich fürchte, Ihre Kol- 
legen haben Ihnen das verschwiegen — , daß die Bun- 
desregierung die maßgeblichen Fakten schon vorher 
auf den Tisch gelegt hatte. Jetzt will die SPD-Fraktion 
sogar die Ermittlungsarbeit des Ausschusses der 
10. Legislaturperiode geflissentlich übersehen und 
einfach darüber hinweggehen. Bei allem Verständnis: 
Solch ein blindwütiges Wahlkampfspektakel können 
wir nicht unterstützen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Nein, das sollte man auch 
nicht!) 

Wir haben bessere Programme für die anstehenden 
Landtagswahlen als ein solches Thema. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, darüber hinaus ist der 
Antrag der SPD auch mit gravierenden Mängeln 
behaftet. Ohne Begrenzung und ohne Rücksicht auf 
das Bund-Länder- Verhältnis, Herr Kollege Struck, soll 
hier das Verhalten von Landesregierungen ausge- 
kundschaftet werden. Rechtsstaatlich in höchstem 
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Maße angreifbar ist das Unterfangen der SPD, durch 
einen Untersuchungsausschuß Einfluß auf die noch 
nicht abgeschlossenen Verfahren bei der Oberfi- 
nanzdirektion Kiel zur Ahndung von etwaigen Ver- 
stößen gegen das Außenwirtschaftsgesetz zu nehmen. 
Das steht zwar nicht so im Antrag; daß aber der SPD- 
Fraktion auch das Vehikel des Untersuchungsaus- 
schusses zur Beeinflussung der Strafverfolgungsbe- 
hörden oder der Bußgeldbehörden recht ist, beweisen 
die Erfahrungen mit dem U-Boot- Ausschuß in der ver- 
gangenen Legislaturperiode. 

Es wurde immer wieder der Vorwurf erhoben, der 
außenpolitische Schaden sei so groß, daß die Staats- 
anwaltschaft eingeschaltet werden müsse. Immer 
wieder wurde behauptet, es lägen Anhaltspunkte für 
einen strafrechtlich zu verfolgenden Geheimnisverrat 
vor. Viele von uns haben diese starken Sprüche und 
Auftritte des Kollegen Gansei vor Augen, die wir 
immer dann erleben konnten, wenn er eine Fernseh- 
kamera oder ein Mikrophon vor die Nase gehalten 
bekam. Es wurden die Vorüberlegungen der Oberfi- 
nanzdirektion über die Höhe etwa zu verhängender 
Bußgelder breitgetreten, und es wurden Vorhaltun- 
gen gemacht, warum denn kein Verfall des Gewinns 
in Betracht gezogen werde. 

Meine Damen und Herren, besonders schlimm ist 
es, wenn diese Dinge durch gezielte Indiskretionen 
aus dem Ausschuß herausgetragen werden und 
dadurch ein rechtsstaatlich einwandfreies Verfahren 
durch die zuständige Verfolgungsbehörde gefährdet 
wird. Wir können von Glück sagen und den zuständi- 
gen Amtswaltern bei den Staatsanwaltschaften und 
der Oberfinanzdirektion dafür danken, daß sie sich bis 
heute davon nicht haben beeindrucken lassen. Sie 
haben treu nach Buchstaben, Sinn und Zweck des 
Gesetzes gehandelt. 

Das darf aber für Sie von den GRÜNEN und von der 
SPD jetzt kein Freibrief sein. Es ist mir einfach unver- 
ständlich, warum der Untersuchungsauftrag diesel- 
ben Vorverurteilungen wie der alte Antrag der 
10. Legislaturperiode enthält. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sie sollten sich schämen, 

Herr Gansei!) 

Der Ausschuß soll doch erst feststellen, wie die inter- 
nationale Rechtslage ist, und ob und gegebenenfalls 
welche deutschen Rechtsvorschriften zur Anwendung 
kommen. Welche Hybris kommt denn darin zum Aus- 
druck, wenn Sie bereits jetzt von rechtswidrigen Lie- 
ferungen sprechen! 

Es hätte der SPD-Fraktion und besonders ihrem 
Vorsitzenden und Einser-Juristen gut angestanden, 
zumindest insoweit fraktionsintem auf die Bereini- 
gung des Untersuchungsauftrages zu dringen. Aber 
Sie waren ja in letzter Zeit, wie ich soeben schon 
sagte, mehr mit sich selbst beschäftigt. 

Ich darf für die Ausschußarbeit jetzt schon ankündi- 
gen: Wir werden Mißbrauch mit dem Untersuchungs- 
auftrag nicht dulden. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wir werden sowohl auf eine eindeutige Kompetenz- 
abgrenzung im Bund-Länder-Verhältnis achten als 
auch jede Einflußnahme auf die laufenden Verfahren 


innerhalb des Ausschusses verhindern. Von Ihren 
Vorverurteilungen lassen wir uns nicht präjudizie- 
ren! 

(Zuruf von der SPD: Das kennen wir von 
Lambsdorff!) 

Meine Damen und Herren, Ihre Gründe für diesen 
Antrag sind — wie beim letztenmal — an den Haaren 
herbeigezogen. Schon bei der Einsetzungsdebatte vor 
gut drei Monaten, Anfang Dezember 1986, habe ich 
erklärt, daß dieser Untersuchungsausschuß überflüs- 
sig ist wie ein Kropf. 

(Zuruf von der SPD: Das möchten Sie 
wohl!) 

Dies gilt heute in noch viel stärkerem Maße. Sämtliche 
Fragen, die Herr Gansei nach Abschluß der Arbeiten 
des Untersuchungsausschusses der vergangenen 
Legislaturperiode aufgeworfen hat, hätte er an Hand 
des von Herrn Kollegen Bohl und mir vorgelegten Ent- 
wurfs eines Abschlußberichts beantworten können. 
Wenn die Opposition die Beweisergebnisse des ver- 
gangenen Ausschusses nicht zur Kenntnis nehmen 
will, weil sie ihre Vermutungen und Verdächtigungen 
nicht bestätigt findet, läßt dies für die Zukunft fürwahr 
Schlimmes befürchten. 

(Bohl [CDU/CSU]: So ist es!) 

Da Ihnen die Themen auszugehen scheinen, muß 
unter diesen Umständen wohl auch mit einem weite- 
ren Untersuchungsausschuß zu diesem Thema in der 
12. Legislaturperiode gerechnet werden. 

(Conradi [SPD]: Dann haben wir eine andere 
Regierung!) 

Ich möchte festhalten, was auf Grund der Ermittlun- 
gen des Untersuchungsausschusses der 10. Legisla- 
turperiode festgestellt wurde und was die Bundesre- 
gierung auch schon vorher offenbart hatte: Bundesau- 
ßenminister Hans-Dietrich Genscher hat von Anfang 
an erklärt, für ihn komme eine Genehmigung nicht in 
Betracht. Dasselbe ist von Finanzminister Dr. Stolten- 
berg und auch ganz eindeutig von Bundeswirtschafts- 
minister Dr. Bangemann erklärt worden. 

(Dr. Struck [SPD]: Und was ist mit 
Schrecki?) 

Versuche der Firmen, das Bundeskanzleramt — Herr 
Kollege Struck, ich ahne Ihre Fragen voraus — für sich 
zu gewinnen, sind nach intensiver rechtlicher und 
politischer Prüfung trotz der Sorge des Bundeskanz- 
lers um die Arbeitsplätze in der deutschen Werftindu- 
strie zurückgewiesen worden. Etwas anderes wird 
sich auch bei einer Neuauflage des Untersuchungs- 
ausschusses nicht heraussteilen. 

(Dr. Struck [SPD]: Das werden wir ja sehen! 

— Frau Unruh [GRÜNE]: Abwarten!) 

Gleichwohl einen Untersuchungsausschuß einzuset- 
zen, bedeutet doch nichts anderes als den erfolglosen 
Versuch, Ihr Wahlkampfspektakel von der letzten 
Jahreswende fortzusetzen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das habt ihr immer 
gesagt! Wir kennen das!) 

Aber noch schlimmer, verehrte Frau Kollegin von 
den GRÜNEN, ist Ihr Antrag. Er zielt einfach auf Dis- 
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kriminierung weiter Teile der deutschen Wirtschaft 
und Industrie und damit letztlich auf die Vernichtung 
von Arbeitsplätzen. Außerdem wird, wie wir das von 
Ihnen ja kennen, die NATO gleich mit einbezogen. 
Selbst wenn die SPD heute den Antrag der GRÜNEN 
ablehnt, ist für die Ausschußarbeit — da spreche ich 
aus Erfahrung — das Gegenteil zu befürchten. 

(Gilges [SPD]: Was heißt das denn?) 

Es ist bedauerüch, daß Sie, meine Kolleginnen und 
Kollegen, sich teilweise einfach nicht zu schade dafür 
sind, sich vor den Karren der GRÜNEN spannen zu 
lassen. 

(Gilges [SPD]: Das ist doch dummes Zeug! 
Quatsch! Das wissen Sie doch!) 

Das haben wir im letzten Ausschuß in vielen Fragen 
erlebt. Man kann an diesem Beispiel deutlich sehen, 
was von einer rot-grünen Koalition z. B. in Hessen zu 
erwarten sein wird. 

(Zuruf von der SPD: O, Sie kennen das Wahl- 
ergebnis vom Sonntag schon!) 

Sie sind innerhalb der SPD einfach zu schwächlich, 
um sich gegenüber den vermeintlichen Sauberfrauen 
und Saubermännem der GRÜNEN durchzusetzen. 
Sie sollten sich mehr auf Ihre Verantwortung für den 
Staat und die Bürger besinnen. Niemand hat mir bis- 
her zu erklären vermocht, warum die SPD diesen 
Untersuchungsausschuß betreibt, obwohl die Ent- 
scheidung der Bundesregierung in diesen Fragen voll 
im Einklang mit den Rüstungsexportrichtlinien steht, 
die die SPD selbst in ihrer sozialliberalen Regierungs- 
zeit beschlossen hat. 

(Dr. Struck [SPD]: Wer hat Ihnen das aufge- 
schrieben, Herr Beckmann?) 

Wir halten daran fest: Die Koalition steht voll zur 
Südafrikapolitik der Bundesregierung, insbesondere 
zum Waffenembargo, 

(Zustimmung bei der FDP) 

nicht nur deshalb, weil die Bundesregierung das Waf- 
fenembargo des VN-Sicherheitsrates aus dem Jahre 
1977 selbst mitgetragen hat, sondern auch und insbe- 
sondere deshalb, weil wir es inhaltlich für völlig rich- 
tig halten. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Man muß es auch ein- 
halten!) 

Wenn Verstöße gegen das innerstaatliche Recht 
geschehen sind, müssen sie geahndet werden, sei es 
im Wege des Bußgeldverfahrens, sei es im Wege eines 
Strafverfahrens. Das gebietet die Autorität des gesetz- 
ten Rechts. Nur muß auch die Opposition, meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen, daran erinnert 
werden, daß weder sie noch der Untersuchungsaus- 
schuß zum Staatsanwalt oder zum Richter berufen 
sind. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Bohl. 


Bohl (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Es ist wieder Wahlkampf- 
zeit und die grün-rote Opposition braucht ihren Unter- 
suchungsausschuß. Willig folgt die SPD wieder einmal 
den GRÜNEN. In der vergangenen Wahlperiode hat- 
ten die GRÜNEN noch mit einem eigenen Antrag den 
roten Genossen den Weg zeigen müssen, diesmal 
reichte allein die Ankündigung in einer Presseerklä- 
rung, nämlich vom 24. Februar, aus, um die SPD zum 
U-Boot- Wahlkampf aufzurüsten. 

Ich glaube, wir werden das wie auch beim letzten- 
mal erleben, das Motto wird lauten: Kaum ausgelau- 
fen, schon aufgelaufen. Sie werden es nicht erleben, 
daß Sie damit Erfolg haben. Der Sachverhalt, der auf- 
geklärt werden soll, ist nämlich längst klar. Ich darf 
ihn noch einmal in Erinnerung rufen, weil Sie offen- 
sichtlich gar nicht bereit sind, ihn zur Kenntnis zu neh- 
men: 

Tatsache ist: ab Mitte 1983 versuchten Repräsen- 
tanten der interessierten Unternehmen in Sondie- 
rungsgesprächen die Genehmigungsfähigkeit einer 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des U-Bootbaus mit 
Südafrika auszuloten. Die angesprochenen Ministe- 
rien ließen die Unternehmen wissen, daß es keine 
Aussicht auf Erteilung der erforderlichen Genehmi- 
gung gebe. 

Der Bundeskanzler, der in diesem Zusammenhang 
unter anderem von dem südafrikanischen Premier 
Botha angesprochen wurde, beauftragte Staatssekre- 
tär Schreckenberger und Ministerialdirektor Telt- 
schik mit einer wohlwollenden Prüfung der Angele- 
genheit. Der Bundeskanzler hat dabei darauf hinge- 
wiesen, daß er ein großes Interesse habe, Arbeits- 
plätze in der Werftindustrie zu sichern. Es gab dann 
verschiedene Gespräche zwischen dem Kanzleramt 
und der Unternehmensseite. Im Oktober 1984 wurde 
den Unternehmen seitens des Kanzleramtes von dem 
beabsichtigten Projekt abgeraten. Auf den Hinweis 
der Unternehmen auf in früheren Zeiten praktizierte 
Verfahren zur Ermöglichung solcher Geschäfte — ich 
nenne in diesem Zusammenhang nur das Stichwort 
„U-Boote für Israel" — wurde den Unternehmen 
erneut, und zwar zuletzt im Januar 1985, mitgeteilt, 
daß keine Aussicht auf Genehmigung des beabsich- 
tigten Geschäfts bestünde. Daraufhin haben die 
Unternehmen von der Stellung eines Antrages abge- 
sehen, und dementsprechend wurden auch keine 
Genehmigungen erteilt. 

Um das deutlich zu machen, noch einmal — das 
Gesetz sieht es ja auch vor — : Genehmigungen müs- 
sen schriftlich erfolgen. Das war den Unternehmen 
auch bekannt. Es ist aber weder eine schriftliche noch 
eine mündliche Genehmigung erfolgt. Gleichwohl — 
und das ist richtig und wird auch nicht bestritten — 
haben die Unternehmen einen Vertrag, zunächst 
unter Vorbehalt, mit Südafrika geschlossen und von 
Oktober 1984 bis Juni 1985 auch Konstruktionsunter- 
lagen geliefert. Als die Bundesregierung von diesem 
Sachverhalt erfuhr, und zwar im Juni 1985, hat sie das 
nach dem Gesetz vorgesehene Ermittlungsverfahren 
eingeleitet. Seit dieser Zeit ermittelt die Oberfinanzdi- 
rektion Kiel als zuständige Behörde. Da es bisher nur 
Anhaltspunkte für die Begehung einer Ordnungswid- 
rigkeit gibt, bestand für niemand Anlaß, die Staatsan- 
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waltschaft einzuschalten, die selbst auch kein solches 
Verfahren eingeleitet hat. 

Das ist der Sachverhalt. Den mag jeder bewerten 
wie er will, nur besteht weiterer Aufklärungsbedarf 
mit Sicherheit nicht. Und wenn Sie hier sagen, die 
Bundesregierung hätte nicht alle Akten vorgelegt, so 
stimmt das doch einfach nicht. Die Bundesregierung 
hat sofort alle Akten, die bis zum Einsetzungsbeschluß 
angefallen sind, vorgelegt. Sie hat sogar darüber hin- 
ausgehend, obwohl sie gar nicht verpflichtet ist, 
Akten herausgegeben, die nach erfolgtem Einset- 
zungsbeschluß angefallen sind. 

Wenn Sie, Herr Gansei, beklagen, Sie hätten nicht 
genügend Zeit gehabt, einen Abschlußbericht zu 
machen, dann darf ich Ihnen sagen, daß der Kollege 
Beckmann und ich einen solchen Abschlußbericht 
erarbeitet und 24 Stunden vor Abschluß der Legisla- 
turperiode vorgelegt haben. Wo ist denn Ihrer eigent- 
lich geblieben? Warum haben Sie sich nicht die Mühe 
gemacht, das einmal zu schreiben, was Sie so 
bewegt? 

Ganz schwach ist nun Ihre Begründung, Zeugen 
hätten von ihrem Zeugnisverweigerungsrecht Ge- 
brauch gemacht. Sie selbst haben den Zeugen dieses 
Recht im Untersuchungsausschuß zugestanden, weil 
es der Rechtslage entspricht. Ich kann nur sagen: Die- 
ses Zeugnisverweigerungsrecht besteht weiterhin, 
Herr Kollege Gansei; denn es knüpft rechtlich nicht an 
das Ermittlungsverfahren an, sondern, wie Sie wissen, 
an die Möglichkeit der Selbstbelastung. Diese Mög- 
lichkeit besteht im Grunde genommen bis zum Ablauf 
der Verjährungsfrist. Wollen Sie also tatsächlich im 
Deutschen Bundestag Untersuchungsausschüsse so 
lange wiederholen, bis die Zeugen entweder ein 
Zeugnisverweigerungsrecht nicht mehr haben oder 
davon nicht mehr Gebrauch machen? 

Ich möchte Sie auch noch darauf hinweisen, daß die 
formelle Prüfung Ihres Antrages doch erhebliche, 
auch verfassungsrechtliche Bedenken aufwirft. Wir 
haben nicht die Kompetenz, Länderexekutiven zu 
überprüfen. Ich muß Ihnen ganz offen sagen — wir 
haben darüber ja im Untersuchungsausschuß mehr- 
fach gesprochen, und wir werden genauso verfahren 
wie beim letztenmal — : Wir werden es nicht zulassen, 
daß ein Bundes-Untersuchungsausschuß die Länder- 
exekutiven kontrolüert. 

Auch bei der Sachkompetenz gibt es große Zweifel. 
Nach dem Flick-Urteil steht fest, daß Untersuchungs- 
gegenstand nur abgeschlossene Vorgänge sein dür- 
fen und daß nicht in laufende Verhandlungen oder in 
Entscheidungsvorbereitungen eingegriffen werden 
darf. Das Ermittlungsverfahren bei der Oberfinanzdi- 
rektion Kiel ist nicht abgeschlossen; das wissen Sie 
genau. Es drängt sich der Verdacht auf, daß Sie mit 
diesem Verfahren bei dem Untersuchungsausschuß 
nur in das Ermittlungsverfahren eingreifen wollen 
oder zumindest Einfluß nehmen wollen, was rechtlich 
nicht zulässig ist. 

Sie sprechen in Ihrem Antrag durchweg von „rechts- 
widrigen Lieferungen", obwohl diese Feststellung bis 
heute niemand getroffen hat. Sie mögen ja dieser 
Rechtsauffassung sein. Hier aber mit diesem Untersu- 
chungsausschuß geht es doch mittelbar um öffentliche 


Gewalt. Ein Urteil, ob etwas rechtswidrig ist oder 
nicht, steht der Exekutive oder in der Prüfung der 
Judikative zu, es kann aber nicht in der Form eines 
Einsetzungsbeschlusses durch den Deutschen Bun- 
destag abgegeben werden. Sie gehen über die 
Rechte, die wir hier haben, mit Ihrem Antrag weit hin- 
aus. Das ist verfassungsrechtlich mehr als bedenk- 
lich. 

Wir haben also große Bedenken — ich wül das noch 
einmal sagen — , auch wenn wir das Minderheiten- 
recht nach Art. 44 respektierten und den Antrag pas- 
sieren lassen. 

(Wüppesahl [GRÜNE]: Müssen!) 

Sie sollten sich aber wirklich einmal ernsthaft selbst 
prüfen, ob Sie sich damit einen Gefallen tun, wenn Sie 
über die rechtlichen Zuständigkeiten dieses Bundes- 
tages und des Untersuchungsausschußrechtes hin- 
ausgehen. Ich muß Ihnen sagen: Sie entwerten nach 
meinem Eindruck damit dieses Instrument des Unter- 
suchungsausschusses selbst, wenn Sie über die recht- 
lichen Zuständigkeiten, die wir haben, hinausgehen. 
Dann dürfen Sie sich nicht wundem, wenn Sie — und 
der Bundestag und der Untersuchungsausschuß — 
damit in ein schiefes Licht kommen. 

Wenn wir schon dabei sind, will ich Ihnen auch 
sagen: Wir werden in dem Ausschuß natürlich auch 
deutlich machen, welche — ich muß es so sagen — 
Heuchelei dahintersteckt, wenn Sie von der SPD ver- 
suchen, dieser Bundesregierung Vorwürfe zu machen 
im Zusammenhang mit einem Ermittlungsverfahren, 
das von dieser Bundesregierung wegen des Verdach- 
tes ungenehmigter Blaupausen-Exporte eingeleitet 
wurde. 

Unter den von der SPD geführten Bundesregierun- 
gen befinden sich Waffenexporte besonderer Art, 
zum Beispiel die Anfang der 70er Jahre von der Regie- 
rung Brandt genehmigten Exporte nach Chile von 840 
Schnellfeuergewehren, 500 Maschinengewehren und 
170 Maschinenpistolen. Oder denken Sie einmal an 
die zwischen 1976 und 1978 von der Regierung 
Schmidt erteilten Exportgenehmigungen für 
Gewehre und Munition im Werte von über 30 Millio- 
nen DM nach Nicaragua — ausgerechnet nach Nica- 
ragua! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und Chile!) 

Zu jener Zeit herrschte dort doch das von den Sandi- 
nisten bekämpfte Somoza-Regime. Beschäftigen Sie 
sich also lieber, so meine ich, Herr Kollege Gansei, mit 
der Aufarbeitung Ihrer eigenen schlimmen Waffenex- 
port-Vergangenheit, als uns mit dem unsinnigen, 
untauglichen und sicher erfolglosen Versuch, dieser 
Bundesregierung in Sachen Waffenexporte etwas ans 
Bein zu binden, noch monatelang zu langweilen. 

Diese Bundesregierung hat sich in Sachen Waffen- 
exporte immer korrekt verhalten. Das wird auch so 
bleiben, und das wird dieser Untersuchungsausschuß 
einmal mehr bestätigen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsident Frau Rengen Meine Damen und Her- 
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Einsetzung eines parla- 
mentarischen Untersuchungsausschusses auf Druck- 
sache 11/84. Wer diesem Antrag zuzustimmen 
wünscht, bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen- 
probe! — Enthaltungen? — 

(Zurufe von den GRÜNEN: Auszählen!) 

— Wir haben vorher gezählt. Der Sitzungsvorstand ist 
sich einig: Der Antrag ist abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir brauchen über den 
Antrag der SPD nicht abzustimmen. Der Deutsche 


Bundestag ist bei einem Antrag eines Viertels seiner 
Mitglieder verpflichtet, einen Untersuchungsaus- 
schuß einzusetzen. Der Antrag der Fraktion der SPD 
entspricht diesen Voraussetzungen. Ich kann somit 
feststellen, daß gemäß Art. 44 Abs. 1 des Grundgeset- 
zes der Untersuchungsausschuß eingesetzt ist. 

Wir sind damit am Schluß unserer Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun- 
destages auf Mittwoch, den 6. Mai 1987, 13 Uhr ein. 

Ich wünsche Ihnen frohe Ostertage. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18.21 Uhr) 
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Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Sachgebiet 1101 


Drucksache 11/1684 (neu) 

20 . 01.88 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Konkretisierung und Erweiterung des Untersuchungsgegenstandes 
des 1. Untersuchungsausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Untersuchungsauftrag für den 1. Untersuchungsausschuß der 
11. Wahlperiode (Drucksache 11/50) wird wie folgt geändert: 

I. 

In welcher Weise haben sich Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, 
andere Mitglieder der Bundesregierung, Mitarbeiter von Bundes- 
ministerien oder anderen staatlichen Stellen des Bundes mit der 
beabsichtigten Lieferung von Unterseebooten oder Konstruktions- 
unterlagen für den Unterseebootsbau an die Republik Südafrika 
befaßt, obwohl derartige Lieferungen nach internationalem und 
deutschem Recht verboten sind? 

Ist dabei von privaten oder staatlichen Stellen auf den Entschei- 
dungsbereich der Bundesregierung Einfluß genommen worden? 

II. 

Unter welchen Umständen ist die Lieferung von Konstruktionsun- 
terlagen für den Unterseebootsbau durch Unternehmen aus der 
Bundesrepublik Deutschland, insbesondere durch die Howaldts- 
werke - Deutsche Werft AG, Schwentiner Straße 1-3, 2300 Kiel 
14, das Ingenieurkontor Lübeck, Prof. Gabler Nachf. GmbH, 
Niels-Bohr-Ring 5, 2400 Lübeck 1, und die Maschinenbau Gabler 
GmbH, Niels-Bohr-Ring 5, 2400 Lübeck 1, an die Republik Süd- 
afrika zustande gekommen und erfolgt? 

Sind neben Konstruktionsunterlagen auch Teile von Untersee- 
booten geliefert worden? 

Welche anderen Unternehmen oder Staaten waren an diesen 
Geschäften beteiligt? 

III. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder andere 
Mitglieder der Bundesregierung, Mitarbeiter von Bundesministe- 
rien oder anderen staatlichen Stellen des Bundes getan oder 
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unterlassen, um die Lieferung von Konstruktionsunterlagen für 
den Unterseebootsbau an die Republik Südafrika rechtzeitig zu 
verhindern? 


IV a. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder andere 
Mitglieder der Bundesregierung, Mitarbeiter von Bundesministe- 
rien oder anderen staatlichen Stellen des Bundes getan oder 
unterlassen, um nach der Lieferung den Sachverhalt unverzüglich 
und vollständig aufzuklären und den Schaden für die Bundes- 
republik Deutschland und die deutsche Wirtschaft zu begrenzen? 

IVb. 

Der Untersuchungsausschuß soll die von ihm gewonnenen 
Erkenntnisse auch mit dem Ziel der Erarbeitung einer Empfeh- 
lung an den Deutschen Bundestag und/oder die Bundesregierung 
auswerten, ob und gegebenenfalls welche gesetzgeberischen 
oder sonstigen Maßnahmen ergriffen werden müssen, um die 
völkerrechtliche Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland 
an das Waffen- und Rüstungsembargo gegen Südafrika aufgrund 
der Resolution 418 des UN-Sicherheitsrates vom 14. November 
1977 einzuhalten. 

Bonn, den 20. Januar 1988 

Dr. Vogel und Fraktion 


Begründung 

Die SPD-Fraktion, auf deren Antrag der Untersuchungsausschuß 
eingesetzt worden ist, macht von ihrem Recht Gebrauch, den 
Untersuchungsauftrag des 1. Untersuchungsausschusses der 
11. Wahlperiode zu präzisieren und zu ergänzen. Dieses Recht 
ergibt sich schon im Umkehrschluß aus den IPA-Regeln, da es dort 
selbst der Mehrheit des Deutschen Bundestages erlaubt wird, 
Konkretisierungen und Erweiterungen vorzunehmen, und ist 
ständige Parlamentspraxis. 

Nach den bisherigen Ermittlungen ist eine Konkretisierung des 
Untersuchungsauf träges für den 1. Untersuchungsausschuß der 
11. Wahlperiode möglich und nötig geworden. Sie ist dadurch 
möglich, daß inzwischen die Firmen bekannt sind, die die Liefe- 
rung von Konstruktionsunterlagen vereinbart und durchgeführt 
haben. Sie ist nötig, um etwaige Bedenken auszuräumen, die bei 
der Vorbereitung und Durchführung des Beschlagnahmeverfah- 
rens für die Akten der im Untersuchungsauftrag genannten Fir- 
men entstehen könnten. 

Im übrigen ist die anstragstellende Minderheit zu einer Präzisie- 
rung des Untersuchungsauftrages auch verpflichtet, wenn erwä- 
genswerte Bedenken gegen seine hinreichende Bestimmtheit vor- 
getragen werden (vgl. Staatsgerichtshof Baden-Württemberg 
ESVGH 21,1). Dieses Beschlagnahmeverfahren ist durch die Wei- 
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gerung der Firmen, freiwillig ihre Akten herauszugeben, erforder- 
lich geworden. 

Nach Ansicht des für den Untersuchungsausschuß zur Vorberei- 
tung eines Beschlagnahmeverfahrens tätigen Bevollmächtigten 
Prof. Dr. Hans-Peter Schneider ist es verfassungsrechtlich gebo- 
ten, die betroffenen Firmen ausdrücklich im Untersuchungsauf- 
trag zu nennen, da in ihre Grundrechte eingegriffen werden soll. 

Darüber hinaus wird verdeutlicht, daß nicht nur das Verhalten der 
staatlichen Stellen, sondern - im verfassungsrechtlich zulässigen 
Umfang - auch der Firmen untersucht werden muß. 

Einen Dissens hat es unter den Mitgliedern des Untersuchungs- 
ausschusses von Anfang an über die Frage gegeben, ob die 
bisherige Fassung des Untersuchungsauftrages in unzulässiger 
Weise in Länderkompetenzen eingreife. Nunmehr wird klarge- 
stellt, daß das Verhalten von Vertretern von Landesregierungen 
nur insoweit untersucht wird, wie sie in Kompetenzen des Bundes 
eingegriffen haben und dies zur Beurteilung des Verhaltens der 
Bundesregierung erforderlich ist. 

Schließlich hat die Mehrheit im Untersuchungsausschuß die Auf- 
fassung vertreten, die Formulierung „rechtswidrige Lieferung“ im 
Untersuchungsauftrag sei nach der Entscheidung der Oberfinanz- 
direktion Kiel vom 11. Januar 1988 nicht mehr zu halten. Sie 
haben mit dieser Begründung den Umfang der Aussagegenehmi- 
gung von Zeugen in Frage gestellt. Zwar hat ein vom Unter- 
suchungsausschuß in Auftrag gegebenes Gutachten des Wissen- 
schaftlichen Dienstes die im ursprünglichen Untersuchungsauf- 
trag gewählte Formulierung für zulässig gehalten, zudem hat die 
Entscheidung der Oberfinanzdirektion Kiel keine Rechtskraftwir- 
kung, da sie eine dem Bundesministerium der Finanzen nachge- 
ordnete, weisungsgebundene Behörde ist und in ihrer Einstel- 
lungserklärung selbst auf die jederzeit mögliche Wiederaufnahme 
des Ermittlungsverfahrens hingewiesen hat, dennoch hat die 
SPD-Fraktion auch insoweit eine Klarstellung vorgenommen, um 
inhaltliche Aufklärungsarbeit nicht durch formale Einwände zu 
erschweren. 

Die Ziffer IVb des Untersuchungsauftrages ist nach der Entschei- 
dung der Oberfinanzdirektion Kiel vom 11. Januar 1988 sinnvoll 
und notwendig geworden. Sollte der Umfang der festgestellten 
Lieferungen tatsächlich durch ein rechtskräftiges Urteil für recht- 
mäßig erklärt werden, sollte also eine Rüstungskooperation mit 
Südafrika in beträchtlichem Umfang für legal erklärt werden, 
dann müssen dringend Maßnahmen zur wirkungsvollen Umset- 
zung des bindenden Waffenembargos der Vereinten Nationen 
ergriffen werden. Die Bundesrepublik Deutschland ist dazu völ- 
kerrechtlich verpflichtet. Solche Maßnahmen sind aber auch not- 
wendig, um außenpolitischen Schaden von der Bundesrepublik 
Deutschland abzuwenden. 
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Deutscher Bundestag Drucksache 1 1/3747 

11. Wahlperiode 

16.12.88 


Sachgebiet 1101 


Antrag 

der Abgeordneten Gansei, Stobbe, Wischnewski, Hiller (Lübeck), Jungmann, 
Dr. Penner, Dr. Struck, Verheugen und Genossen und der Fraktion der SPD 


Änderung des Beschlusses des Deutschen Bundestages vom 2. April 1987 
auf Drucksache 11/50 (Einsetzung eines Untersuchungsausschusses) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Beschluß des Deutschen Bundestages vom 2. April 1987 auf 

Drucksache 11/50 wird wie folgt geändert: 

A. 

I. In der Ziffer I werden die Worte .Ministerpräsidenten von 
Bundesländern, Mitarbeiter von Ministerien oder anderen 
staatlichen Stellen und der bayerische Ministerpräsident Dr. 
h. c. Franz- Josef Strauß" gestrichen und ersetzt durch die 
Worte .Mitarbeiter von Bundesministerien oder anderen 
staatlichen Stellen des Bundes*. 

II. In der Ziffer III werden die Worte .Ministerpräsidenten von 
Bundesländern, Mitarbeiter von Ministerien oder anderen 
staatlichen Stellen" gestrichen und ersetzt durch die Worte 
.Mitarbeiter von Bundesministerien oder anderen staatlichen 
Stellen des Bundes". 

III. In der Ziffer IV werden die Worte .Ministerpräsidenten von 
Bundesländern, Mitarbeiter von Ministerien oder anderen 
staatlichen Stellen" gestrichen und ersetzt durch die Worte 
.Mitarbeiter von Bundesministerien oder anderen staatlichen 
Stellen des Bundes“. 


B. 

I. In der Ziffer II wird der Text der ersten Frage (erster Absatz) 
gestrichen und ersetzt durch folgenden Text: 

„Im Rahmen der Untersuchungen zu Ziffer I ist insbesondere 
zu klären: Unter welchen Umständen ist die Lieferung von 
Konstruktionsunterlagen für den Unterseebootsbau durch Un- 
ternehmen aus der Bundesrepublik Deutschland (insbeson- 
dere die Howaldtswerke, Deutsche Werft AG in Kiel und das 
Ingenieurkontor Lübeck, Prof. Gabler Nachf. GmbH in 
Lübeck) in den Jahren 1983 bis 1985 an die Republik Süd- 
afrika zustande gekommen und erfolgt? " . 
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II. In der Ziffer III wird das Wort «rechtswidrige* gestrichen und 
ersetzt durch die Worte «in Ziffer II genannte*. 

III. In der Ziffer IV wird das Wort «rechtswidrigen* gestrichen und 
ersetzt durch die Worte «in Ziffer II genannten*. 


Bonn, den 16. Dezember 1988 

Gansei 

Gilges 

Stobbe 

Dr. Götte 

Wischnewski 

Graf 

Hiller (Lübeck) 

Großmann 

Jungmann 

Grunenberg 

Dr. Penner 

Dr. Haack 

Dr. Struck 

Haack (Extertal) 

Verheugen 

Haar 

Adler 

Hämmerle 

Amling 

Dr. Hartenstein 

Andres 

Hasenfratz 

Bachmaier 

Dr. Hauchler 

Bahr 

Heimann 

Bamberg 

Heistermann 

Becker (Nienberge) 

Heyenn 

Becker-Inglau 

Dr. Holtz 

Bemrath 

Horn 

Bindig 

Huonker 

Dr. Böhme (Unna) 

Ibrügger 

Börnsen (Ritterhude) 

Jahn (Marburg) 

Brandt 

Jaunich 

Brück 

Dr. Jens 

Büchler (Hof) 

Jung (Düsseldorf) 

Dr. von Bülow 

Kastning 

Bulmahn 

Kiehm 

Buschfort 

Kirschner 

Catenhusen 

Kißlinger 

Conrad 

Klose 

Conradi 

Kolbow 

Dr. Däubler-Gmelin 

Koitzsch 

Daubertshäuser 

Koschnick 

Diller 

Kretkowski 

Drefiler 

Kuhlwein 

Egert 

Lambinus 

Dr. Ehmke (Bonn) 

Leidinger 

Dr. Ehrenberg 

Lennartz 

Dr. Emmerlich 

Leonhart 

Erler 

Lohmann (Witten) 

Esters 

Lutz 

Ewen 

Dr. Martiny 

Faße 

Matthäus-Maier 

Fischer (Homburg) 

Menzel 

Fuchs (Verl) 

Dr. Mertens (Bottrop) 

Ganseforth 

Meyer 

Dr. Gautier 

Dr. Mitzscherling 

Gerster (Worms) 

Müller (Düsseldorf) 
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Müller (Pleisweiler) 

Müller (Schweinfurt) 

Müntefering 

Nagel 

Nehm 

Dr. Niehuis 

Dr. Niese 

Niggemeier 

Dr. Nobel 

Odendahl 

Oesinghaus 

Oostergetelo 

Opel 

Dr. Osswald 

Patema 

Pauli 

Peter (Kassel) 

Dr. Pick 

Porzner 

Purps 

Reimann 

Renger 

Reschke 

Reuschenbach 

Reuter 

Rixe 

Roth 

Schäfer (Offenburg) 

Schanz 

Scherrer 

Schluckebier 

Schmidt (Nürnberg) 

Schmidt (Salzgitter) 

Dr. Schmude 

Dr. Schöfberger 

Schreiner 

Schröer (Mülheim) 

Schütz 

Seidenthal 

Seuster 

Sielaff 

Sieler (Amberg) 


Singer 

Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 

Dr. Sonntag-Wolgast 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 

Steiner 

Steinhauer 

Stiegler 

Terborg 

Tietjen 

Dr. Timm 

Toetemeyer 

Traupe 

Urbaniak 

Vahlberg 

Voigt (Frankfurt) 

Vosen 

Waltemathe 

Walther 

Wartenberg (Berlin) 

Dr. Wegner 
Weiermann 
Weiler 

Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Weyel 

Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Wieczorek-Zeul 
Wiefelspütz 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 

Dr. de With 

Wittich 

Würtz 

Zander 

Zeitler 

Zumkley 

Dr. Vogel und Fraktion 


Begründung 

Aus der Arbeit des 1. Untersuchungsausschusses der 11. Wahl- 
periode ergibt sich die Notwendigkeit für eine Präzisierung des 
Untersuchungsauftrages. Die von der Fraktion der SPD bean- 
tragte Präzisierung enthält weder eine Neubestimmung, noch 
eine Ausweitung des ursprünglichen Untersuchungsgegen- 
standes. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Protokoll 37 

11. Wahlperiode 

1. Untersuchungsausschuß 
2271-2450 


Kurzprotokoll der 37. (nichtöffentlichen) Sitzung des 1. Untersuchungsausschusses 
am Donnerstag, dem 27. April 1989, 7.45 Uhr, Raum NH 2102 
Bonn — Bundeshaus 

Vorsitz: Abg. Hans-Jürgen Wischnewski (SPD) und 
Abg. Horst Eylmann (CDLJ/CSU) 

Tagesordnung 

1. Erstellung eines Zwischenberichts 

2. Aufhebung der Geheimeinstufung von Unterlagen der Firmen HDW und IKL (ADrs 11-140/11-141) 

3. Ersuchen der Staatsanwaltschaft Bonn vom 17. 3. 1989 auf Überlassung von Vemehmungsprotokollen des 
1. UA-11. WP und des 4. UA-10. WP 

4. Bitte von Prof. Dr. Schneider um Entlassung aus dem Mandat 


5. Beschluß gern. § 1 1 Abs. 2 IPA-Regeln 
(Verzicht auf Verlesung von Schriftstücken) 

6. Beweisantrag ADrs 11-139 (neu) 

7. Verschiedenes 

Nachdem sich der Ausschuß einmütig dafür ausge- 
sprochen hat, daß Abg. Hans-Jürgen Wischnewski 
(SPD) in Abwesenheit des Vorsitzenden und des Stell- 
vertretenden Vorsitzenden die Sitzungsleitung wahr- 
nehmen soll, eröffnet dieser die Sitzung um 
7.52 Uhr. 

Der amtierende Vorsitzende stellt einleitend fest, daß 
Einwendungen gegen die Tagesordnung nicht erho- 
ben werden. 


1. Erstellung eines Zwischenberichts 

Abg. Bohl (CDU/CSU) weist darauf hin, daß er bereits 
in der letzten Obleutebesprechung am 20. April 1989 
die Absicht der Koalitionsfraktionen dargelegt habe, 
einen Auftrag zu den Vorarbeiten für einen Zwischen- 
bericht zu erteilen. Dies müsse jetzt nicht weiter be- 
gründet werden. Der Obmann der SPD- Fraktion, Herr 
Kollege Gansei, habe in der genannten Besprechung 
angedeutet, daß er möglicherweise eine Fristeinrede 
geltend machen werde. Deshalb wolle er zunächst 
Herrn Kollegen Gansei fragen, ob diese Einrede jetzt 
erhoben werde. 

Abg. Gansei (SPD) erwidert, bisher hege noch kein 
förmlicher Antrag vor. Er sei damit einverstanden, 
falls ein solcher Antrag gestellt werde, in der heutigen 
Sitzung darüber zu beschließen unter der Vorausset- 
zung, daß in Zukunft über Beweisanträge und An- 


träge zur Änderung von Beweisanträgen grundsätz- 
lich in der Sitzung entschieden werden könne, in der 
sie eingebracht würden. 

Abg. Bohl (CDU/CSU) führt aus, bekanntlich habe das 
Amtsgericht Bonn den Untersuchungsauftrag für ver- 
fassungswidrig erklärt, das Plenum des Deutschen 
Bundestages habe die von der SPD-Fraktion ge- 
wünschte Änderung des Untersuchungsauftrages ab- 
gelehnt. Die SPD-Fraktion habe daraufhin angekün- 
digt, sie werde ein Organstreitverfahren vor dem Bun- 
desverfassungsgericht einleiten. Der Untersuchungs- 
ausschuß habe die Beweisaufnahme nicht fortge- 
setzt. 

Zu den sich nach Auffassung der Koalitionsfraktionen 
daraus ergebenden Konsequenzen überreiche er eine 
schriftliche Erklärung zu Protokoll (Anlage). 

Abg. Bohl (CDU/CSU) trägt nunmehr den wesentli- 
chen Inhalt dieser Erklärung vor und fährt fort, wenn 
sich die SPD-Fraktion heute auf die Fristabsprache im 
Ausschuß berufe, so müsse über das Vorhaben der 
Koalitionsfraktionen nicht abgestimmt werden. Er 
wolle die vom Kollegen Gansei für eine Entscheidung 
am heutigen Tage zur Bedingung gemachte Zusage 
nicht geben. Er gehe aber davon aus, daß das Sekre- 
tariat im Rahmen seiner Pflichten Entwürfe für die 
Koalitionsberichterstatter erarbeite. 

Abg. Gansei (SPD) bemerkt dazu, er habe bereits in 
der Obleutebesprechung festgestellt, daß seine Frak- 
tion keine Einwände gegen einen Zwischenbericht 
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habe. Bisher liege aber noch kein entsprechender An- 
trag vor. Er halte es auch tür angemessen, vorzuschla- 
gen, daß nicht nur für den konkreten Fall des Zwi- 
schenberichts, sondern allgemein in Zukunft von der 
bisherigen Praxis abgewichen werden könne, über 
Beweisanträge erst in der auf die Einbringung folgen- 
den Sitzung zu entscheiden. Dies habe in der Vergan- 
genheit häufig zu nicht gerechtfertigten Verzögerun- 
gen geführt. 

Abg. Bohl (CDU/CSU) erklärt, er stelle jetzt keinen 
Antrag, sondern gehe lediglich davon aus, daß das 
Sekretariat in der dargestellten Weise den Verfah- 
rensstand auf arbeite, so daß er als Berichterstatter sei- 
ner Fraktion und Frau Seiler- Albring als Berichterstat- 
terin für die FDP-Fraktion in die Lage versetzt wür- 
den, aus dem Stand heraus Zwischenberichtsent- 
würfe vorzulegen. 

Nunmehr übernimmt Abg. Eylmann (CDU/CSU) den 
Vorsitz. 

Der Vorsitzende bemerkt, er gehe davon aus, daß in 
den Bericht auch Ausführungen über die Anhörung 
von Prof. Dr. Schneider, die Rechtsgespräche und die 
Korrespondenz im Rahmen der Beschlagnahme ver- 
fahren aufgenommen werden sollten und deshalb Ei- 
nigkeit im Ausschuß darüber bestehe, daß derartige 
Vorgänge in nichtöffentlichen Sitzungen im Bericht 
dargestellt werden könnten. 

Weiter bitte er um die Ermächtigung, die Bundesre- 
gierung um Zustimmung zur Verwendung NfD-ein- 
gestufter Akten bei der Erstellung des Sachverhalts zu 
bitten, soweit diese für eine verständliche Darstellung 
erforderlich seien. 

Nach kurzer Diskussion stimmt der Ausschuß diesen 
Ausführungen zu. 


2. Aufhebung der Geheimeinstufung von 
Unterlagen der Finnen HDW und IKL (ADrs 
11-140/11-141) 

Der Vorsitzende gibt bekannt, daß Prof. Dr. Dahs ihm 
mitgeteilt habe, seine Mandantin lehne die Aufhe- 
bung der Geheimeinstufung der in dem Antrag be- 
zeichneten Unterlagen ab. Rechtsanwalt Dr. Zogl- 
mann habe für IKL mehrfach fernmündlich eine Stel- 
lungnahme angekündigt, die aber bisher noch nicht 
eingegangen sei. 

Abg. Bohl (CDU/CSU) meint, im Hinblick darauf, daß 
das Amtsgericht den Untersuchungsauftrag für ver- 
fassungswidrig erklärt habe, sei eine Aufhebung der 
Geheimhaltung von Untemehmensakten nicht mög- 
lich. Er beantrage deshalb, die Anträge ADrs 11-140 
und 11-141 abzulehnen. 

Abg. Gansei (SPD) hält dem entgegen, es gebe den 
vom Kollegen Bohl zitierten Amtsgerichtsbeschluß 
nicht. Das Amtsgericht habe lediglich über die bean- 
tragte Beschlagnahme von Untemehmensakten ent- 
schieden. Es habe dabei nur in der Begründung (inzi- 
denter) die Verfassungsmäßigkeit des Auftrages an- 
gezweifelt. Er beantrage für die Beratung der Anträge 
die Anberaumung einer Geheimsitzung. 

Abg. Bohl (CDU/CSU) bemerkt dazu, er habe gegen 
die beantragte Terminierung einer Geheimsitzung 


mit der gewünschten Tagesordnung nichts einzuwen- 
den, zuvor sollten aber der Vorsitzende oder das Se- 
kretariat nochmals mit den Rechtsvertretern der Un- 
ternehmen Kontakt aufnehmen. 

Der Ausschuß erklärt sich mit diesem Verfahren ein- 
mütig einverstanden. 


3. Ersuchen der Staatsanwaltschaft Bonn vom 
17. März 1989 auf Überlassung von 
Vemehmungsprotokollen des 1. UA-11. WP und 
des 4. UA- 10. WP 

Der Vorsitzende führt einleitend aus, soweit das Ersu- 
chen der Staatsanwaltschaft auf Überlassung von Pro- 
tokollen des 4. UA-10. WP gehe, hätten die Obleute 
in der Besprechung vom 20. April übereinstimmend 
die Meinung vertreten, der Ausschuß sei insoweit 
nicht zuständig. Er habe hierzu die Verwaltung um 
eine Stellungnahme gebeten, die inzwischen einge- 
gangen und verteüt sei. Auch die Verwaltung sei der 
Ansicht, daß sie und nicht der Ausschuß insoweit zu 
entscheiden hätte. Sie werde sich aber nach der Mei- 
nung des Ausschusses richten. 

Was das Schreiben der Staatsanwaltschaft insgesamt 
angehe, so falle auf, daß es sich nicht um ein förmli- 
ches Amtshilfeersuchen handele, sondern nur auf 
eine Anregung von Rechtsanwalt Dr. Zoglmann Be- 
zug genommen werde. 

Abg. Bohl (CDU/CSU) unterstreicht, es liege kein 
Amtshilfeersuchen vor. Entscheidend sei jedoch, 
daß 

1. aus dem Schreiben die Voraussetzungen für eine 
Amtshilfe nicht hervorgingen und 

2. die Staatsanwaltschaft nicht dartue, daß sie die Pro- 
tokolle benötige, zumal die Protokolle keine Aussa- 
gen zur Sache, sondern nur Erklärungen über die Gel- 
tendmachung eines Auskunftsverweigerungsrechts 
enthielten. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt müsse des- 
halb die Bitte der Staatsanwaltschaft abgelehnt wer- 
den. 

Abg. Gansei (SPD) ist ebenfalls der Auffassung, daß 
die Entscheidung über die Überlassung der Protokolle 
des 4. UA-10. WP Sache der Verwaltung sei. Das 
Schreiben der Staatsanwaltschaft stelle aber ein 
Amtshilfeersuchen dar, dem der Ausschuß — soweit 
es seine Protokolle betreffe — nachkommen müsse, 
zumal es sich um Protokolle öffentlicher Sitzungen 
handele. 

Er beantrage deshalb, dem Ersuchen der Staatsan- 
waltschaft insoweit nachzugeben. 

Dieser Antrag wird mit 6 Stimmen bei 3 Ja-Stimmen 
und 1 Enthaltung abgelehnt. 

4. Bitte von Prof. Dr. Schneider um Entlassung aus 
dem Mandat 

Der Vorsitzende stellt fest, wenn der Ausschuß Herrn 
Prof. Dr. Schneider aus dem Mandat entlasse, werde 
er ihn selbstverständlich entsprechend informieren. 
Er möchte in diesem Fall aber dann den Eindruck ver- 
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meiden, daß damit auch gleichzeitig zum Ausdruck 
gebracht werde, der Ausschuß habe gegen die von 
Prof. Schneider als Grund angegebene Übernahme 
eines Mandats für die SPD-Fraktion keine Bedenken. 
Herr Prof. Dr. Schneider habe auch nach Beendigung 
des Mandats noch gewisse Pflichten zu beachten. Die 
Entlassung aus dem Mandat sollte nicht dahingehend 
verstanden werden können, daß er auch aus diesen 
Pflichten entlassen werde. 

Abg. Lowack (CDU/CSU) wirft ein, daß die angekün- 
digte Übernahme des Mandats für die SPD-Fraktion 
durch Herrn Prof. Dr. Schneider mit seinen Pflichten 
gegenüber dem Ausschuß kollidiere und möglicher- 
weise sogar den Tatbestand eines Parteiverrats erfül- 
len könnte. 

Abg. Gansei (SPD) ist der Auffassung, es gehe 
Prof. Dr. Schneider mit seinem Antrag allein um die 
Entpflichtung aus dem Mandat des Ausschusses. 

Der Vorsitzende bemerkt hinzu, dann könne 
Prof. Dr. Schneider ja sein Mandat niederlegen. 

Abg. Bohl (CDU/CSU) stellt die Frage, ob die SPD- 
Fraktion mit der Ankündigung eines Organstreitver- 
fahrens endgültig von der Einlegung einer Be- 
schwerde gegen den Beschluß des Amtsgerichts Ab- 
stand nehme. 

Abg. Gansei (SPD) erwidert, diese Frage veranlasse 
ihn zu beantragen, die Einlegung der Beschwerde auf 
die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu setzen. 

Abg. Bohl (CDU/CSU) stellt fest, nach dieser Erklä- 
rung könne Prof. Dr. Schneider nicht aus seinem 
Mandat entlassen werden. 

Abg. Gansei (SPD) beantragt, über die Bitte des Ver- 
fahrensbevollmächtigten des Ausschusses abzustim- 
men. 

Daraufhin wird die Bitte von Prof. Dr. Schneider mit 6 
zu 4 Stimmen abgelehnt. 


5. Beschluß gern. § 1 1 Abs. 2 IPA-Regeln 
(Verzicht auf Verlesung von Schriftstücken) 

Der Ausschuß faßt folgenden Beschluß: 

„Gemäß § 11 Abs. 2 der IPA-Regeln wird auf die 
Verlesung von Schriftstücken verzichtet, soweit 


diese vom Ausschußsekretariat an alle Mitglieder 
des Untersuchungsausschusses verteilt worden sind 
oder verteilt werden. * 


6. Beweisantrag ADrs 11-139 (neu) 

Abg. Bohl (CDU/CSU) führt aus, es handele sich bei 
Ziffer 1 und 2 nicht um Beweisanträge, sondern um 
Anträge über die mehrheitlich zu entscheiden sei. 
Was Ziffer 3 betreffe, so sei er der Auffassung, daß 
eine Sachverständigenanhörung zum Außenwirt- 
schaftsrecht nicht sinnvoll sei, weil in diesem Bereich 
in den letzten Monaten zahlreiche Änderungen er- 
folgt seien oder sich in der parlamentarischen Bera- 
tung befänden und auch die Fachausschüsse noch 
tätig seien. Eine derartige Parallelarbeit im Untersu- 
chungsausschuß sollte vermieden werden. Im übrigen 
begegneten Zeugenvernehmungen im Hinblick auf 
den Beschluß des Amtsgerichts Bonn vom 23. Septem- 
ber 1988 den bekannten Bedenken. Die Entscheidung 
über Ziffer 3 solle deshalb bis zur Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts in den angekündigten 
Organstreitverfahren zurückgestellt werden. 

Er beantrage zur Geschäftsordnung über die Ziffern 1 
und 2 abzustimmen und die Ziffer 3 bis zur Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts in dem ange- 
kündigten Organstreitverfahren zurückzustellen. 

Dieser Antrag wird mit 6 gegen 4 Stimmen angenom- 
men. 

Anschließend stimmen 4 Mitglieder des Ausschusses 
für rnid 6 Mitglieder gegen die Ziffer 1 und 2 des An- 
trags ADrs 11-139 (neu). 


7. Verschiedenes 

Der Ausschuß einigt sich darauf, die Terminierung der 
nächsten Sitzung einer vom Vorsitzenden für die 
nächste Sitzungswoche anzuberaumenden Obleute- 
besprechung zu überlassen. 

Abg. Gansei (SPD) überreicht für seine Fraktion zwei 
Beweisanträge (ADrs 11-142 und ADrs 11-143). 

Der Vorsitzende schließt die Sitzung um 8.34 Uhr. 

Horst Eylmann 
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Anlage 
26. 4. 1989 
ID 91-174/S/g 


Erklärung der Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und FDP im U-Boot-Untersuchungsausschuß 
zum Tagesordnungspunkt „Zwischenbericht“ 


Bekanntlich hat das Amtsgericht Bonn den Untersu- 
chungsauftrag für den U-Boot-Untersuchungsaus- 
schuß für verfassungswidrig erklärt. Das Plenum des 
Deutschen Bundestages hat einen Antrag auf Ände- 
rung des Untersuchungsauftrages für den U-Boot-Un- 
tersuchungsausschuß abgelehnt. Die SPD-Fraktion 
im Deutschen Bundestag hat angekündigt, ein Or- 
ganstreitverfahren vor dem Bundesverfassungsge- 
richt in Karlsruhe einzuleiten. Der Untersuchungs- 
ausschuß hat die Beweisaufnahme nicht weiter fort- 
gesetzt. 

Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und FDP im 
U-Boot-Untersuchungsausschuß halten es für erfor- 
derlich, daß der Vorsitzende des Untersuchungsaus- 
schusses durch das Sekretariat den Entwurf eines 
Zwischenberichts erarbeiten läßt, der den Berichter- 
stattern als Grundlage ihrer Berichtsentwürfe für den 
Untersuchungsausschuß dienen kann. Der Deutsche 


Bundestag und die Öffentlichkeit haben einen An- 
spruch darauf, daß der Untersuchungsausschuß in ei- 
nem Bericht Rechenschaft über seine Arbeit ablegt. 
Der Entwurf des Zwischenberichts soll deswegen den 
bisherigen Gang des Verfahrens, den Verfahrens- 
stand, die sich aus der Verfassungswidrigkeit des von 
der SPD-Fraktion formulierten Untersuchungsauftra- 
ges und aus der Entscheidung des Amtsgerichts Bonn 
ergebenden Probleme sowie die bisher gewonnenen 
Erkenntnisse zum Gegenstand haben. 

Zur Vermeidung von Mißverständnissen machen wir 
ausdrücklich darauf aufmerksam, daß wir gegen den 
Willen der SPD die Arbeit des Ausschusses nicht be- 
enden, sondern die Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts abwarten wollen. Deswegen beschrän- 
ken wir auch unseren Auftrag für das Sekretariat aus- 
drücklich auf die Vorlage für einen Zwischenbe- 
richt. 
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Klaqeerwiderunq 
- 2 BvE 3/89 - 


Prof. Dr. lur. Wolfgang Löwer 


Lothars tr. 3 
5300 Bonn 1 


An das 

Bundesverfassungsgericht 
- Zweiter Senat - 
Postfach 1771 

7500 Karlsruhe 1 


In dem Organstreitverfahren 


SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag ./. Deutscher Bundestag 


- 2 BvE 3/89 - 


hat mich der Antragsgegner mit der 
Prozeßvertretung beauftragt. 


Kantens und in Vollmacht des An- 
tragsgegners werde ich beantragen, 

den Antrag vom 3. Juli 1989 
zuruckzuweisen . 


375 




376 


2 


3 


I. 

1. Oer "verfassungsrechtlich guten Ordnung halber" 
ist darauf hinzuweisen, daß der Antrag so, wie er 
gestellt ist, unzulässig ist. Der Antrag behauptet, 
daß einer Fraktion des Deutschen Bundestages "ein 
Recht aus Art. 44 Abs. 1 CG" zustehen könne. Art. 

44 Abs. 1 GG gibt Kompetenzen aber nur "dem" Deut- 
schen Bundestag oder dem dort genannten ad hoc kon- 
stituierten Mitgliederviertel - nicht einer Frak- 
tion. Auf diese Rollendifferenzierung hat der er- 
kennende Senat schon im Flick-Urteil hingewiesen. 
Dort hat der Senat klargemacht, daß eine Fraktion 
im Bereich des Rechts parlamentarischer Untersu- 
chungsverfahren im Hege des Organstreits Rechte des 
Parlaments geltend machen kann. 

- BVerfGE 67, 100 (125) - Flick. - 

Aber darum geht es hier nicht. Die Antragstellerin 
will ihre eigenen Rechte als Fraktion geltend ma- 
chen. Auch sub titulo 'Verteidigung der Rechte des 
Parlaments' ist die Antragstellerin also nicht an- 
tragsbefugt. Fraktionen haben keine eigenen Rechte 
im Rahmen von Art. 44 Abs. 1 2. Alt. GG, so daß nur 
gemeint sein kann, die Fraktion habe sich als kon- 
krete Antragsminderheit im Sinne des Art. 44 Abs. 1 
GG konstituiert und als solche mache sie die Ver- 
letzung eigener Rechte geltend. 

- Vgl. BVerfGE 67, 100 (126) unter bb) - 
Flick. - 

Die (allerdings nicht unzweifelhafte) Personalunion 
- es haben den streitgegenständlichen Antrag auf 
Änderung des Untersuchungsauftrags nicht alle 
Fraktionsmitglieder unterschrieben, S. 39 - mit der 
Fraktion ist aber Zufall; antragsbefugt ist die 
"konkrete Antragsminderheit im Sinne des Art. 44 
Abs. 1 GG." 

- Explizit in diesem Sinne für die parallele 
bayerische Rechtslage BayVerfGH, BayVBl. 1986, 
234 (236 unter IV 1) - Wackersdorf: "Auch wenn 
alle 51 Antragsteller Mitglieder der SPD-Frak- 


tion sind und auch wenn diese Fraktion unein- 
geschränkt hinter deren Antrag steht, hat der 
ablehnende Landtagsbeschluß vom 18.7.1985 doch 
rechtliche Auswirkungen nur auf das Minderhei- 
tenrecht der 51 Antragsteller, nicht dagegen 
auf die Rechtsstellung der SPD-Fraktion als 
solcher." - 

Wohlwollend wird man den Antrag, wenn man ihn für 
zulässig halten möchte, also in dem Sinne lesen 
müssen, daß die SPD-Fraktion "in ihrer Eigenschaft 
als konkrete Antragsminderheit" die Verletzung der 
Rechte der konkreten Antragsminderheit im Sinne des 
Art. 44 Abs. 1 Satz 1 GG geltend macht. 

2. Der Streitgegenstand des Organstreitverfahrens 
wird durch den Antrag der Antragstellerin fixiert. 
Mit diesem behauptet die Antragstellerin, der An- 
tragsgegner sei verpflichtet gewesen, einer von ihr 
beantragten Änderung eines Untersuchungsauftrages 
rechtlich dadurch Wirksamkeit zu verschaffen, daß 
eine Mehrheit des Antragsgegners der Änderung zu- 
stimmte. Mit der Ablehnung des Änderungsantrages 
sei dieser Anspruch (der, wie bemerkt, der Antrag- 
stellerin als Fraktion gar nicht zustehen kann ) 
verletzt worden. Die "konkrete Antragsminderheit" 
(deren Recht allein als verletzt überhaupt nur in 
Betracht kommen kann ! behauptet hier also einen An- 
spruch gegen den Antragsgegner auf Änderung des 
Auftrages eines durch den Deutschen Bundestag ein- 
gesetzten Untersuchungsausschusses kraft ihrer 
Rechtsstellung als konkrete Antraasainderheit . die 
also insoweit gleichsam ein Stück Verfügungsgewalt 
über ein auf den Weg gebrachtes Untersuchungsthema 
beansprucht. Diese Anspruchsbegründung steht zwar 
nicht im Zentrum der Rechtsausführungen der An- 
tragsschrift, sie ist aber, wie unten (II. 1.) ge- 
zeigt werden wird, im Plenum des Deutschen Bundes- 
tages vorgetragen worden. Es kommt auf die rechtli- 
che Begründung in der Antragsschrift für die Be- 
stimmung des Streitgegenstandes auch nicht maßgeb- 
lich an, sondern auf den geltend gemachten An- 
spruch. Entsprechendes hat der Bayerische Verfas- 
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sungsgerichtshof in seiner Hackersdorf-Entscheidung 
übrigens zutreffend deutlich gemacht für das Ver- 
hältnis 'Argumentation in der Plenardebatte und 
Organstreitverfahren 1 : " Streitgegenstand ia Or- 
ganstreit sind nicht die Äußerungen in der parla- 
mentarischen Debatte, sondern die Frage, ob die 


Ablehnung des Einsetzungsantrages insgesamt ver- 


fassunasmäE 


war oder nicht. 


- BayVerfGH BayVBl . 1986, 235 (240) - unter V B 

6 . - 

Der geltend gemachte Anspruch geht auf Zustimmung 
des Antragsgegners (Pflichtbeschluß) zu einem Ände- 
rungsantrag für einen eingesetzten Untersuchungs- 
ausschuß. Insoweit ist nachzuweisen, daß die An- 
tragstellerin eine solche Zustimmung nicht kraft 
einer prätendierten Verfügungsbefugnis der Minder- 
heit über den Untersuchungsgegenstand für sich re- 
klamieren kann, weil sie als konkrete Antragsmin- 
derheit das Untersuchungsverfahren initiiert hat 
(II. 2. ) . 

Die in der Antragsschrift gegebene Begründung des 
geltend gemachten Anspruchs zielt darauf ab, einen 
Anspruch auf Zustimmung zu einer von der Antrag- 
stellerin beantragten Änderung eines Untersu- 
chungsthemas zu belegen, weil nach Auffassung der 
Antragstellerin dieses Crganstreitf ahrens der An- 
tragsgegner das Untersuchungsthema des früher ein- 
gesetzten Ausschusses für verfassungswidrig hält. 
Hier geht es also um einen Minderheitenanspruch auf 
Fehlerkorrektur (III.). Dann müßte aber überhaupt 
ein fehlerhafter Einsetzungsbeschluß vorliegen 
(III. 1.) und der Fehler durch Korrektur heilbar 
sein (III.2.). Hielte man einen etwaigen Fehler für 
heilbar und ginge man von einem "Heilungsanspruch" 
der Minderheit aus, wäre der Antragsgegner aber 
immer noch nur verpflichtet, an einer Fehlerkor- 
rektur im Wege der Zustimmung zu einem Korrektur- 
antrag der "konkreten Antragsminderheit“ im Sinne 
von Art. 44 Abs. 1 GG mitzuwirken und nicht an 
einem Antrag, der den bisherigen Untersuchungs- 
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gegenständ erweitert (IV.). Der Antragsgegner 
könnte außerdem zur Zustimmung nur verpflichtet 
sein, wenn der neue Untersuchungsauftrag nunmehr 
keine verfassungsrechtlichen Mängel aufwiese (V.). 
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Die Antragstellerin behauptet, kraft ihres Min- 
derheitenrechts einen Anspruch auf "Konkretisierung 
und Erweiterung des Untersuchungsgegenstandes des 
1. Untersuchungsausschusses" 

- So die Überschrift des ersten Korrekturan- 
trags auf BT-Drucks. 11/1684 (neu) <= Anlage 6 
der Antragsschrift). - 

zu haben (1) . Dieser Anspruch auf Verfügungsbefug- 
nis über selbstinitiierte Untersuchungsaufträge 
seitens der konkreten Antragsminderheit ist recht- 
lich unbegründet (2). 

1. Angesichts der sich in der Arbeit des 1. 
Untersuchungsausschusses abzeichnenden Probleme 
aus kontroversen Auffassungen über die 
Verfassungsmäßigkeit des Untersuchungsauftrages 
legten "Dr. Vogel und Fraktion" dem Deutschen 
Bundestag einen Änderungsantrag vor mit dem 
Ziel, das Untersuchungsthema "zu konkretisieren 
und zu erweitern". 

- So wörtlich: "Konkretisierung und Erwei- 
terung" im 1. Abschnitt der Begründung BT- 
Drucks. 11/1684 (neu) (= Anlage 6 der An- 
tragsschrift) . - 

Zur Begründung heißt es in dem zitierten An- 
trag: "Die SPD-Fraktion, auf deren Antrag der 
Untersuchungsausschuß eingesetzt worden ist, 
macht von ihrem Recht Gebrauch, den Untersu- 
chungsauftrag des 1. Untersuchungsausschusses 
der 11. Wahlperiode zu präzisieren und zu er- 
gänzen. Dieses Recht ergibt sich schon im Um- 
kehrschluß aus den IPA-Regeln, da es dort 
selbst der Mehrheit des Bundestages erlaubt 
wird, Konkretisierungen und Erweiterungen vor- 
zunehmen, und ist ständige Parlamentspraxis." 
Diese für ein prinzipiell nach Mehrheitsregeln 
verfahrendes Beschlußorgan etwas eigenwillige 
Folgerung, die aus einer Befugnis für die Mehr- 
heit schließt, daß dieselbe Befugnis erst recht 
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der Minderheit zustehen müsse, hat der den An- 
trag der SPD-Fraktion begründende Sprecher 

- S. Deutscher Bundestag, 11. HP, 58. Sit- 
zung v. 4. Februar 1988, Abg. Dr. Struck 
(SPD), Sten.Ber . S. 4038 (4039 C) - (Anlage 
1 ). - 

so nicht wiederholt. Er geht etwas schlichter 
davon aus, daß der Minderheit ein Recht auf 
"Konkretisierung" nach Art. 44 Abs. 1 GG zu- 
stehe . 

- In diesem Sinne fordert jetzt auch die 
SPD-Fraktion im Entwurf ihres Zwischen- 
Berichts zum U-Boot-Ausschuß unter VI . 6 . 

(S. 134 f. der hektographierten Fassung) 

(•* Anlage 2) als Inhalt eines Unter- 
suchungsausschuß-Gesetzes, daß die antrag- 
stellende Minderheit auch nach Einsetzung 
des Untersuchungsausschusses das Recht 
haben soll, den Untersuchungsauftrag zu 
präzisieren, klarzustellen, einzuschränken 
oder auszudehnen. Als Mißbrauchshemmung 
wird vorgesehen, daß der Kern des ursprüng- 
lichen Untersuchungsauftrages unberührt 
bleiben muß und keine wesentlichen Verzö- 
gerungen entstehen dürfen. - 

Für diese Rechtsauffassung, die der Minderheit 
die Verfügungsbefugnis über den Untersuchungs- 
gegenstand zugesteht, kommt es auf die Vokabeln 
Konkretisierung, Erweiterung oder auch Ein- 
schränkung des Untersuchungsauftrages nicht an: 
Entscheidend ist, daß die Minderheit einen An- 
spruch auf Änderung des Untersuchungsthemas aus 
eigener Berechtigung heraus beansprucht. Dieser 
Anspruch würde dann auch für den hier streitge- 
genständlichen Änderungsantrag des Untersu- 
chungsauftrags gelten. 


2. Ein solcher Anspruch ist aus Art. 44 Abs. 1 
GG heraus nicht begründbar (a) . Der Hinweis auf 
die IPA-Regeln als Rechtsgrund für eine Ände- 
rungsbefugnis der Minderheit ist abwegig (b) . 
Folglich mußte der Änderungsantrag der in die- 
sem Organstreitverfahren antragstellenden SPD- 
Fraktion auch nicht als Pflichtbeschluß vom 
Deutschen Bundestag übernommen werden. 
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a) Die Frage, ob die Minderheit aus eigenem 
Recht eine Anderungsbef ugnis in bezug auf 
das Untersuchungsthema eines Untersuchungs- 
ausschusses geltend machen kann, ist bisher 
in der Judikatur nicht - und auch wohl in 
der Literatur nicht - erörtert worden. Be- 
reits das ist deutliches Zeichen dafür, daß 
bisher niemand auch nur auf die Idee gekom- 
men ist, ein derartiges Recht zu behaupten, 
weil es offenkundig nicht besteht. Insofern 
ist auch die Behauptung, die "Konkretisie- 
rung und Erweiterung" von Untersuchungsthe- 
men aus eigenem Recht der Minderheit sei 
ständige Parlamentspraxis, einigermaßen 
überraschend. Änderungsanträge sind in der 
Vergangenheit stets von der Mehrheit be- 
schlossen worden. Daß der Einsetzungsmin- 
derheit ein eigenes Verfügungsrecht über 
den Beschlußgegenstand zustehen soll, hat 
der Deutsche Bundestag bisher noch nicht 
angenommen . 

Daß eine Mehrheit sich "klag-los” in eine 
solche Anderungsbef ugnis schicken sollte, 
ist angesichts der politischen Spielmög- 
lichkeiten, die in einer solchen Änderungs- 
befugnis stecken, geradezu abwegig. Men be- 
denke die Konsequenzen: Die Minderheit 
stellt zunächst einige recht nebulöse weite 
Vorwürfe gegen die Regierung in den Raum, 
in dem sie sich (zunächst durchaus mit 
Recht und nachvollziehbar) zum Beispiel 
recht vage Verdächtigungen in den Medien 
zueigen macht. Während der Untersuchung 
zeichnet sich ab, daß ganze Teilaspekte des 
Verdächtigungsgebäudes als evident haltlos 
in sich zusammenbrechen. Damit verliert die 
Opposition das Interesse an diesem Aspekt; 
jetzt beantragt sie die "Konkretisierung" 
des Untersuchungsauftrages mit dem Ziel, 
diese Teilaspekte aus der Untersuchung aus- 
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zuscheiden. Daß die Mehrheit dem widerspre- 
chen muß, wenn sie den Effekt des "aliquid 
semper haeret" vermeiden will, liegt auf 
der Hand: Ihr Interesse geht auf öffentli- 
che Exkulpation der Regierung, nachdem die- 
se öffentlich-inquisitorisch beschuldigt 
worden ist. Ein Recht, das der Mehrheit die 
Möglichkeit nähme, einen solchen Änderungs- 
antrag zurückzuweisen, bedürfte schon ge- 
nauerer staatsrechtlicher Begründung. 

Vielfach behandelt ist bisher nur die Kon- 
stellation, welchen Schutz das Minderhei- 
tenrecht auf Einsetzung eines Untersu- 
chungsausschusses gegenüber einer Änderung 
des Untersuchungsthemas seitens der 
Parlamentsmehrheit genießt. Hier ist ge- 
klärt, daß die Mehrheit auf den Minderhei- 
tenantrag nicht beliebig "draufsatteln" 
kann mit dem Ziel, eine effektive Untersu- 
chung zu verhindern. 

- Vgl. nur BVerfGE 49, 70; auch die 
landesr echt liehen Untersuchungsrechts- 
normen wie auch die für die Bundesebene 
diskutierten Gesetzesvorschläge gehen 
einhellig von diesem Grundsatz - in un- 
terschiedlicher Strenge - aus. Der 
Grundsatz ist unbestritten. - 

Eine Veränderungsbefugnis der Minderheit an 
dem "eigenen” Beschluß ist hingegen bis 
jetzt noch nicht diskutiert worden. 
Entscheidende Elemente für eine Antwort ge- 
winnt man dabei aus dem Hormtext des Art. 

44 Abs. 1 GG, der doch unmißverständlich 
klarmacht, daß der Untersuchungsausschuß 
ein Kontrollinstrument des Bundestages ist 
- und nicht ein eigenes Instrument der Min- 
derheit. Die Minderheit hat Anspruch da- 
rauf, daß der Deutsche Bundestag die von 
ihr initiierte Kontrollauf gaben auch wahr- 
nimmt. Daß der Bundestag dabei die 
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Rechtsbindungen, die aus den Minderheiten- 
recht folgen, zu beachten hat, liegt auf 
der Hand und wird auch nirgends bestritten. 
Daraus folgt, daß jede Erweiterung oder Er- 
gänzung eines Plenarbeschlusses bedarf. 

- Hans-Peter Schneider . AK-GG, Art. 44 

Rdnr . 8 . - 

Der Umfang des Minderheitenrechts wird in 
Art. 44 Abs. 1 GG fixiert: Es geht auf Ein- 
setzung eines Untersuchungsausschusses, 
nicht auf die Erweiterung des Arbeitsfeldes 
eines bestehenden Untersuchungsausschusses. 
Dieser ist nicht Instrument der "Oppo-r 
sition", oder staatsrechtlich richtiger: 
einer konkreten Antragsminderheit im Sinne 
von Art. 44 Abs. 1 GG, sondern Instrument 
des deutschen Bundestages. Das Plenum darf 
also die Minderheit auf die Einsetzungsmög- 
lichkeit eines weiteren Untersuchungsaus- 
schusses verweisen, wenn es z.B. eine Er- 
weiterung für untunlich hält. Hegen dieser 
jederzeitigen Minderheitenbefugnis, die der 
Deutsche Bundestag einer konkreten Antrags- 
minderheit nicht vorenthalten darf, einen 
Untersuchungsausschuß einsetzen lassen zu 
können, kann die Minderheit jedes 
Untersuchungsausschußverlangen durchsetzen . 
Wenn es aber darum geht, einen bestehenden 
Einsetzungsbeschluß zu verändern, kommen 
durchaus auch Mehrheitsinteressen ins 
Spiel. Nicht nur die Minderheit ist schutz- 
würdig gegenüber Veränderungen ihres von 
ihr herbeigeführten Einsetzungsbeschlusses 
durch die Mehrheit; schutzbedürftig kann 
durchaus auch die Mehrheit vor dem "Drauf- 
satteln" der Minderheit sein, weil gerade 
auch die Mehrheit zum Beispiel bei einer 
Kontrollenquete gegen die von ihr gestützte 
Regierung bestimmte Vorwürfe abschließend 
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behandelt sehen möchte, ohne der Opposition 
Gelegenheit geben zu müssen, die Angelegen- 
heit durch Erweiterungen des Untersuchungs- 
programmes immer weiter im Zwielicht zu 
lassen, das sich unvermeidbar bildet, wenn 
ein Komplex wegen des Parteieninteresses 
als untersuchungsbedürftig erscheint. Ge- 
rade im vorliegenden Fall haben ja die 
Koalitionsfraktionen, nachdem schon ein Un- 
tersuchungsausschuß in der 10. Wahlperiode 
mit dem Thema befaßt war und die wichtig- 
sten politischen Funktionsträger bereits 
vernommen waren, immer wieder behauptet, 
daß das Untersuchungsverfahren beendet wer- 
den könnte. 

- S. die Bemerkungen des Abg. Bohl 
(CDU/CSU) in der 58. Sitzung der 11. 

WP, Sten. Ber. S. 4040 f. ■ Anlage 1.- 

Auch die Mehrheit ist also auf der Basis 
ihres Rechtstitels, "Herr des Ausschusses" 
zu sein, gegen Erweiterungen und Verände- 
rungen des Untersuchungsauftrags, denen sie 
nicht zustimmt, geschützt. 

- Die bisherigen Entwürfe für ein Un- 
tersuchungsausschußgesetz haben das 
Problem bisher immer nur als Minderhei- 
tenschutzproblem (das es selbstver- 
ständlich auch ist, aber eben nicht 
nur ) gesehen. Indem sie nur das "Drauf - 
satteln" der Mehrheit gegenüber der 
Minderheit ausdrücklich regeln, konze- 
dieren sie implizite zugleich, daß die 
Mehrheit einem Erweiterungsantrag der 
Minderheit nicht zustimmen muß. Beide 
Aspekte umgreifend formuliert der Ent- 
wurf der Abgeordneten Dr. Lammert u.a. 
(BT-Drucks. 11/1896), der die Frage der 
Erweiterung vom Minderheitenschutz 
löst. 5 3 Abs. 2 eines Untersuchungs- 
ausschußverfahrensgesetzes soll danach 
lauten: "Der im Einsetzungsantrag be- 
zeichnete Untersuchungsgegenstand kann 
durch Beschluß des Bundestages nur dann 
erweitert und ergänzt werden, wenn der 
Kern des beantragten Untersuchungsge- 
genstandes erhalten bleibt." - 
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Folglich besteht eine Verfügungsbefugnis 
der konkreten Antragsninderheit über die 
von ihr selbst formulierte Aufgabenstellung 
eines Untersuchungsauf träges nicht ; von ihr 
geht zwar die Kon troll initiative aus; diese 
wird aber vom Deutschen Bundestag für seine 
organschaftlichen Kompetenzen auf genommen, 
nicht für eigene Kompetenzen der Antrags- 
minderheit. 

b) Der Hinweis auf die sogenannten IPA-Re- 
geln 

- BT-Drucks. V/4209 - 

könnte einem Verf ügungsanspruch der konkre- 
ten Antragsminderheit über den Untersu- 
chungsgegenstand ebenfalls nicht zum Erfolg 
verhelfen. Im Organstreitverfahren wird um 
verfassungsmäßige Rechte organstreitfähiger 
Parteien gestritten (S 64 BVerfGG) . Die 
IPA-Regeln sind aber unstreitig ad-hoc-Ge- 
schäf tsordnungsregeln - übrigens nur im 
Ausschuß, nicht für das Plenum -, die dem 
konkreten Auschußverf ahren durch Parla- 
mentsbeschluß jeweils zugrundegelegt wer- 
den. Geschäftsordnungsrecht verschafft aber 
keine verfassungsrechtlichen Rechtspositio- 
nen, so daß darum auch nicht im Organ- 
streitverfahren gestritten werden kann. 

- S. nur Ulsamer . in; Maunz/Schmid t- 

Bleibtreu/Klein/Ulsamer , Bundesverfas- 
sungsgerichtsgesetz, Kommentar, S 64 

Rdnr . 5 . - 

Ganz davon abgesehen ist auch der in der 
zitierten Bundestagsdrucksache angedeutete 
Erst-recht-Schluß , der von einem Recht der 
Mehrheit auf ein Minderheitenrecht 
schließt, geradezu abwegig. Es liegt doch 
auf der Hand, daß im prinzipiell nach Mehr- 
heitsregeln verfahrenden Parlamentarismus, 


Minderheitenrechte ausdrücklicher Begrün- 
dung bedürfen, wie dies z.B. Art. 44 Abs. 1 
GG auch zeigt. 
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III. 

Steht der Antragstellerin also kein Anspruch auf 
Veränderung des von ihr initiierten Untersuchungs- 
auftrages kraft ihres Hinderheitenrechts aus Art. 

44 CC zu, könnte sie nur dann in eigenen Rechten 
verletzt sein, wenn sie gegen den Antragsgegner 
einen Anspruch aus Art. 44 Abs. 1 GG darauf hätte, 
daß dieser einem Änderungsantrag zustimmte, der 
eine Verfassungswidrigkeit eines Einsetzungsbe- 
schlusses ausriumen soll. Ein solcher Anspruch auf 
Fehlerkorrektur der Minderheit gegen den Deutschen 
Bundestag setzt tatbestandlich voraus, daß der ur- 
sprüngliche Einsetzungsbeschluß der 11. Wahlperiode 
inhaltlich verfassungswidrig war (l.a) und daß 
diese Verfassungswidrigkeit auch durch verfassungs- 
konforme Auslegung nicht zu vermeiden war (l.b), so 
daß der Ausschuß seine Untersuchungstätigkeit nicht 
auf verfassungsmäßiger Grundlage ausüben konnte. 
Dieser Keilungsanspruch kann aber nur dann be- 
stehen, wenn die Verfassungswidrigkeit durch einen 
Reparaturbeschluß überhaupt rückwirkend heilbar ist 
(2) . Ohne den Rückwirkungseffekt der Heilung könnte 
es sich praktisch um einen Einsetzungsbeschluß 
eines neuen Ausschusses handeln. 

1. Der ursprüngliche Einsetzungsbeschluß ver- 
stößt gegen die bundesstaatliche Korapetenzord- 
nung (a) . Damit ist der Einsetzungsbeschluß 
verfassungswidrig. Dieses Ergebnis kann auch 
nicht im Wege verf assungskonforaer Auslegung 
"vermieden" werden (b) . 

a) Der ursprüngliche Einsetzungsbeschluß 
der 11. Wahlperiode 

- BT-Drucks . 11/50 (= Anlage 1 der An- 
tragsschrift). - 

lautete unter I.: 

"In welcher Weise haben sich Bundes- 
kanzler Dr. Helmut Kohl, andere Mit- 
glieder der Bundesregierung, Minister- 
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Präsidenten von Bundesländern, Mitar- 
beiter von Ministerien oder anderen 
staatlichen Stellen und der bayerische 
Ministerpräsident Dr. h.c. Franz Josef 
Strauß mit der beabsichtigten Lieferung 
von Unterseebooten oder Konstruktions- 
unterlagen für den Unterseebootbau an 
die Republik Südafrika befaßt, obwohl 
derartige Lieferungen nach internatio- 
nalem und deutschem Recht verboten 
sind?" 

Vom rechtlichen Ausgangspunkt her ist heute 
weitgehend unbestritten, daß das Untersu- 
chungsrecht des Deutschen Bundestages durch 
den Raum begrenzt ist, innerhalb dessen der 
Bund kompetenzerfüllt handeln kann. Davon 
gehen die Staatsgerichtshöfe der Länder für 
den Kompetenzraum der Landesuntersuchungs- 
ausschüsse aus. 

- StGH Baden-Württemberg ESVGH 27, 1 
(6) {= DÖV 1977, 524 (525 r.Sp.M; 
BayVerf GH , BayVBl. 1977, 597 (598 
r.Sp.); BayVerfGH, BayVerwBl. 1986, 234 
(237): HessStGH ESVGH 17, 1 (- DÖV 
1967, 51 l.Sp. 2); OVG Berlin OVGE 10, 
163 (166). - 

Das entspricht auch der Judikatur des er- 
kennenden Senats 


- BVerfGE 77, 1 (44) - BGAG. - 

und der heute praktisch nicht mehr bestrit- 
tenen Auffassung im staatsrechtlichen 
Schrifttum. 

- Vgl. nur aus dem jüngeren Schrifttum: 
Rainer Pietzner . Stichwort: Untersu- 
chungsausschüsse, parlamentarische, in: 
EvStLex Bd. 2 1987 1 * 3 Sp. 3673 (3675 f.); 
Meinhard Schröder . Empfiehlt sich eine 
gesetzliche Neuordnung des Rechte und 
Pflichten parlamentarischer Untersu- 
chungsausschüsse? Gutachten E für den 
57. Deutschen Juristentag 1988, S. E 27 
ff.; Albrecht Schleich . Das parlamenta- 
rische Untersuchungsrecht des Bundesta- 
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ges, 1985, S. 75-77; Klaus Stern . Die 
Kompetenz der Untersuchungsausschüsse 
nach Art. 44 GG im Verhältnis zur Exe- 
kutive unter besonderer Berücksichti- 
gung des Steuergeheimnisses, in: AöR 
109 (1984), S. 199 (226); Rupert 
Scholz . Parlamentarische Untersuchungs- 
ausschuß und Steuergeheimnis, AöR 105 
(1980), S. 564 (597); Frank Arnoth . 
Grundlagen und Grenzen des Untersu- 
chungsrechts parlamentarischer Untersu- 
chungsausschüsse, NJW 1987, 808 (809); 
Peter Köchlina . in: Wulf Damkowski 
(Hrsg.), Der parlamentarische Unter- 
suchungsausschuß, 1987, S. 29; aus der 
Kommentarliteratur statt aller: Theodor 
Maunz . in: Maunz/Dürig/ Herzog/Scholz, 
GG, Art. 44 Rdnr . 16. - 

Weitergehende Vorschläge, die im Interesse 
eines von bundesstaatlichen Kompetenz- 
schranken befreiten Untersuchungsrechts 
Doppelzuständigkeiten des Bundestages und 
der Landtage begründen wollten, 

- so vor allem Josef Kölble , Parlamen- 
tarisches Untersuchungsrecht und Bun- 
desstaatsprinzip, DVB1. 1964, 701 ff. - 

haben sich nicht durchsetzen können. Vor- 
züge und Lästigkeiten der Bundesstaatlich- 
keit sind unteilbar. 'Fiat publicitas , 
pereat ius f oeder ationis ' ist staatsrecht- 
lich nicht begründbar. 

Der ursprüngliche Untersuchungsauftrag ver- 
letzt diese bundesstaatliche Zuständig- 
keitsgrenze. Nach dem insoweit nicht deu- 
tungsfähigen klaren Wortlaut des Einset- 
zungsbeschlusses sollten gleichermaßen die 
Befassung des Bundeskanzlers, von Bundesmi- 
nistern, Ministerpräsidenten, Mitarbeitern 
von Ministerien oder anderen staatlichen 
Stellen (also notwendig des Bundes und der 
Länder) und von Ministerpräsident Dr. h.c. 
Franz Josef Strauß aufgeklärt werden. Das 
Verhalten der Ministerpräsidenten in poli- 
ticis und das Handeln von Ländergubernati- 
ven und Länderexekutiven etc. geschieht 


aber in politischer Verantwortung gegenüber 
den Landesparlamenten. Das Untersuchungs- 
recht des Bundestages kann sich also nie 
gleichermaßen wie gegen Bundesregierung und 
Bundesminister etc. gegen Personen richten, 
die in diesen Kontrollzusammenhang des Län- 
derparlamentarismus gehören. Das Verhalten 
dieser Personen müßte gegebenenfalls durch 
Untersuchungsausschüsse, die von Landespar- 
lamenten eingesetzt werden, untersucht wer- 
den. Wenn das nicht geschieht, obwohl 
Wer-auch-immer im Bundestag dies für poli- 
tisch notwendig hält, ist dies typischer- 
weise einer jener Reibungsverluste, die 
sich als unausweichlicher Preis des 
bundesstaatlichen Systems darstellen. 

Die urastandslose Reihung der zu Untersu- 
chenden in bezug auf einen unterstellten 
Skandal verbietet auch eine Auslegung, wie 
sie für den ersten Untersuchungsausschuß im 
Beschlagnahmeverfahren vor dem Amtsgericht 
Bonn offenbar vorgenommen worden ist. 

- Vgl. AG Bonn - 50 Gs 500/88 - v. 

23. September 1988 Blatt 12 der UA (An- 
lage 9 zur Antragsschrift) . - 

Auslegungsweise sollte der Untersuchungs- 
auftrag in eine nur "mittelbare” Landesun- 
tersuchung, wie sie unter bestimmten Vor- 
aussetzungen zulässig sein mag, 

- vgl. nur Albrecht Schleich . Das par- 
lamentarische Untersuchungsrecht des 
Bundestages, 1985, S. 77 f.; Meinhard 
Schröder , Empfiehlt sich eine gesetz- 
liche Neuordnung . . . , Gutachten E für 
den 57. DJT 1988, S. E 30-E 33. - 

umgedeutet werden, beziehungsweise an ein 
etwaiges Doppel-Rollenverhalten der Mini- 
sterpräsidenten angeknüpft werden, die man 
nicht als Amtspersonen, sondern als Partei- 
politiker habe hören wollen. 
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- Das Argument, man habe den Bayeri- 
schen Ministerpräsidenten nicht als 
solchen, sondern als Parteivorsitzenden 
vernehmen wollen, wirft im übrigen auch 
mehr Probleme auf, als es zu lösen im- 
stande wäre. Die verfassungsrechtlich 
notwendige Staatsdistanziertheit der 
Parteien, ihr gemeinsamer Wettbewerb um 
die staatliche Leistungsgewalt schließt 
doch wohl aus, daß sie sich gegenseitig 
"parlamentarischer Untersuchung" mit 
dem Ziel politischen Terraingewinns 
unterwerfen. "Als Parteivorsitzender" 
dürfte Dr. h.c. Franz Josef Strauß doch 
wohl erst recht nicht der - politisch 
gesprochen - "Inquisition der Opposi- 
tion" unterliegen können. - 

Indes fehlt für eine nur mittelbare Landes- 
untersuchung die Anknüpfung an die diese 
legitimierenden Tatbestandsmerkmale; eine 
solche mittelbare Untersuchung ist gerecht- 
fertigt, wenn sie eine Anknüpfung in jenen 
bundesrecht liehen Kompetenzbestimmungen 
findet, die eine Einwirkung auf die Landes- 
ebene gestatten. Untersuchungsgegenstand 
ist dann die Wahrnehmung solcher Ingerenz- 
befugnisse; dazu wird man als Zeugen auch 
Personen aus dem Landesexekutivbereich 
hören dürfen. 


- Auch das ist einigermaßen unstreitig: 
Vgl. Theodor Maunz . in: Haunz/Dürig./ 
Kerzog/Scholz, CG Art. 44 Rdnr. 16; 
Klaus Stern , Die Kompetenz der Unter- 
suchungsausschüsse nach Art. 44 GG ... 
AöR 109 (1984), S. 199 (226); Rainer 
Pietzner ■ Stichwort: Untersuchungs- 
ausschüsse, parlamentarische, in: 
EvStLex Bd. 2 1987 ! Sp. 3676; Meinhard 
Schröder , wie vor, S. E 30 f. - 

Eine Anknüpfung an Bundesingerenzrechte 
(oder an sonstige irgendwie denkbare Ge- 
sichtspunkte, die eine mittelbare Landes- 
untersuchung rechtfertigen könnten) fehlt 
aber im Einsetzungsbeschluß nun aber völlig 
eindeutig , 

- Vgl. in durchaus verwandter Weise 
BayVerfGH, BayVBl. 1986, 234 (238 r. 
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Sp.) - Wackersdorf: "Die Frage, welche 
Entscheidungskriterien die DWK bewogen 
haben, dem Standort Wackersdorf den 
Vorzug zu geben, zielt nach ihrem Wort- 
laut allein in den Willensbereich eines 
Unternehmens, das nicht der Kontrolle 
durch den Bayerischen Landtag unter- 
liegt . In Zusammenhang mit den unter 
Abschnitt IV gestellten Fragen kann 
zwar daran gedacht werden, daß die An- 
tragsteller nach kontrollierbaren Ein- 
flußnahmen der bayerischen Exekutive 
auf die Willensbildung der DWK fragen 
wollen; eine derartige Umdeutung der 
Frage zu Abschnitt I 4 steht aber ihr 
klarer Wortlaut entgegen." - 

so daß übrigens auch Meinhard Schröder in 
seinem vom Geschützdonner und Pulverdampf 
des Tagesgeschehens losgelösten Darlegungen 
für den Deutschen Juristentag zu dem Ergeb- 
nis kommt, daß der Einsetzungsbeschluß für 
den 1. Untersuchungsausschuß der 11. Wahl- 
periode wegen Verletzung der bundesstaat- 
lichen Grenzen des Untersuchungsrechts ver- 
fassungswidrig ist. 

- Heinhard Schröder , wie vor, S. E 31. 


b) Ein Versuch, einen verfassungswidrigen 
Einsetzungsbeschluß durch "verfassungskon- 
forme Auslegung” zu retten, ist in einem 
Fall wie dem vorliegenden rechtlich weder 
dem Untersuchungsausschuß noch dem im Be- 
schlagnahmeverfahren angegangenen Richter 
möglich, wenn dadurch der Untersuchungsge- 
genstand wesentlich eingeschränkt wird. Dem 
stehen Legitimationsgrenzen, die der ver- 
fassungskonformen Auslegung gezogen sind, 
entgegen (aa) , wie auch verfassungsrecht- 
liche Grenzen aus der Aufgabenverteilung 
zwischen Parlamentsplenum und Untersu- 
chungsausschuß (bb) . 


aa) Das Verfahren verfassungskonformer 
Auslegung ist in ständiger Rechtspre- 
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chung nur dann noch legitimierbar, wenn 
der Interpret sich mit seinen das Ver- 
dikt der Verfassungswidrigkeit vermei- 
denden Xuslegungsbemühungen noch inner- 
halb der Wortlautgrenzen des Xusle- 
gungsgegenstandes bewegt. Das ist je- 
denfalls ständige Rechtsprechung. 

- Vgl. aus der jüngeren Judikatur 
nur BVerfGE 70, 35 (63 f.) - Son- 
dervotum Steinberger (Bebauungsplan 
durch Gesetz); 71, 81 (105) - Bre- 
mische Xrbeitnehmerkammer; 72, 278 
(295) - Kirchliche Berufsbildung. - 

Der Text des Einsetzungsbeschlusses 
läßt eine Deutung, die sich etwa darauf 
kaprizierte, man habe die Ministerprä- 
sidenten nicht als solche (warum hat 
man sie dann so bezeichnet?) hören wol- 
len, oder man habe sie nicht als Zeugen 
vernehmen, sondern nur informatorisch 
hören wollen (dem steht die eindeutige 
Gleichsetzung mit dem zu untersuchenden 
Verhalten von Funktionsträgern des Bun- 
des entgegen), nicht zu. Xuch das Ver- 
halten der den Xusschuß initiierenden 
Minderheit läßt nicht erkennen, daß sie 
dem Einsetzungsbeschluß einen objektiv 
verfassungskonformen Sinn beigelegt 
hätte, demzufolge die Landesebena nicht 
zum Gegenstand der Untersuchung gemacht 
werden sollte. Die Xuffassung der Ini- 
tianten entspricht vielmehr exakt dem 
Wortlaut des Einsetzungsbeschlusses. 
Dies ergibt sich aus ihrem Verhalten 
auf der Basis des identischen Einset- 
zungsauftrages des 4. Untersuchungsaus- 
schusses der 10. Wahlperiode. 

- S. BT-Drucks. 10/6709 (Antrag der 
SPD-Fraktion j (der Antrag nannte 
namentlich nur den bayerischen Mi- 


nisterpräsidenten) sowie 10/6737 
(Antrag der Fraktion Die GR0NEN auf 
Einfügung von "Ministerpräsidenten 
von Bundesländern, Mitarbeiter von 
Ministerien oder anderen staatli- 
chen Stellen") . Eingesetzt entspre- 
chend diesen beiden Anträgen in der 
255. Sitzung vom 10.12.1986 (Ple- 
narprotokoll S. 19976) (* Anlagen 
3 a - b und 4). Dieser Wortlaut 
wurde unverändert in der 11. Wahl- 
periode für den 1. Un- 
tersuchungsausschuß wiederver- 
wendet. - 

Bereits der erste Beweisbeschlußantrag 
der Xusschußmitglieder der SPD-Fraktion 
und der Fraktion Die G RONEN war auf die 
Beiziehung der Akten der Landesregie- 
rungen Schleswig-Holstein und Bayern 
resp. der bayerischen Staatskanzlei ge- 
richtet. 

- Vgl. Deutscher Bundestag, 4. 
Untersuchungsausschuß 10. WP, 
Drucks. Nr. 001 und 0007 (Anlage 

5 a, b) . - 

Das war auch nicht im Sinne eines Aus- 
kunftsersuchens gemeint, über dessen 
Erfüllung sich der Ausschuß mit den be- 
troffenen Staatskanzleien der Länder 
noch hätte ins Benehmen setzen können. 
Das zeigen etwa detailliertere Beweis- 
beschlußanträge der Mitglieder der 
Fraktion Die GRÜNEN, nach denen "gege- 
benenfalls" auch Akten der Staatskanz- 
leien vorgelegt werden sollten, und 
wenn diese "bis zum 2. Tag“ nach dem 
Beweisbeschluß nicht hätten vorgelegt 
sein sollen, hätte die Beschlagnahme 
beantragt werden sollen. 

- Vgl. Deutscher Bundestag, 4. 
Untersuchungsausschuß 10. WP, 
Drucks. Nr. 17 und 18 (= Anlage 

6 a, b) . - 

Wenn solche Beweisbeschlüsse im Ergeb- 
nis nicht erlassen worden sind, weder 
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durch den 4. Untersuchungsausschuß der 
10. WP noch in den durch das vorliegen- 
de Organstreitverfahren betroffenen 1. 
Untersuchungsausschuß der 11. Wahlperi- 
ode, so liegt das daran, daß die Aus- 
schußmehrheit sich die verfassungswi- 
drigen Beweisanträge der Minderheit im 
Ausschuß nicht zu eigen gemacht hat. 
Inhaltlich jedenfalls hatten solche Be- 
weisanträge den eindeutigen Wortlaut 
des Einsetzungsbeschlusses auf ihrer 
Seite. Sie waren allerdings "nur" ver- 
fassungswidrig. 

Und gegen den eindeutigen Wortlaut darf 
eben verfassungskonform nicht ausgelegt 
werden. Das Bundesverfassungsgericht 
verwendet außerdem die Formel, daß 
durch die verfassungskonforme Auslegung 
das gesetzgeberische Ziel nicht in ei- 
nem wesentlichen Punkt verfehlt werden 
dürfe. 

- BVerfGE 71, 81 (105) - Bremische 

Arbeitnehmerkammer m.w.Hinw. - 

Wenn es aber Ziel der Untersuchung war, 
auch das Verhalten der Ministerpräsi- 
denten - namentlich bezeichnet: Franz 
Josef Strauß - zu untersuchen, kann 
dieses Ziel nicht im Wege verfassungs- 
konformer Auslegung eliminiert werden. 

Schließlich ist gegen die Idee, einen 
Untersuchungsauftrag überhaupt - 
gleichgültig welcher Kompetenzträger zu 
dieser Operation greift - verfassungs- 
konform auszulegen, noch im Grundsätz- 
lichen einzuwenden, daß diese Ausle- 
gungstechnik nicht unbesehen vom Ver- 
hältnis Verfassung - Gesetz abgelöst 
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und auf andere Ableitungszusammenhänge 
übertragen werden kann. Zwar ist die 
Rechtsfigur der "geltungserhaltenden 
Auslegung" auch dem zivilen (und öf- 
fentlich-rechtlichen) Vertragsrecht 
nicht völlig fremd; 5 138 BGB kommt da- 
nach erst zur Anwendung, wenn nach dem 
gewollten Vertragsinhalt eine gel- 
tungserhaltende Interpretation nicht 
möglich ist. 

- Krüaer-Nieland/Zöller ■ RGRK, 

1982‘s, § 138 BGB Rdnr. 11. - 

Schranke solcher Geltungserhaltung ist 
aber immer der Parteiwille; gegen den 
erkennbaren Parteiwillen darf nicht 
geltungserhaltend ausgelegt werden. Die 
Besonderheit eines vom Autor gelösten, 
von seinem Autorwillen nicht begrenzten 
Sinngehaltes, den die heute im Vorder- 
grund stehende "objektive Interpreta- 
tionsmethode" annimmt, ist die denkge- 
setzliche Voraussetzung 'verfassungs- 
konformer Auslegung’. Dies erklärt das 
Zögern der bürgerlich-rechtlichen Dog- 
matik, dem Verfahren der verfassungs- 
konformen Auslegung enthusiasmiert zu 
folgen. Für das zivile Vertragsrecht 
hat entschieden der Parteiwille Vor- 
rang. Auf andere Staatsakte als Gesetze 
ist das Prinzip verfassungskonformer 
Auslegung nur übertragbar, soweit dem 
der aus dem publizistischen Rechtsge- 
schäft erkennbare Wille nicht entgegen- 
steht. Wenn Eingriffsakte des Staates 
auf ihre Rechtmäßigkeit hin überprüft 
werden, kommt niemand auf die Idee, 
diese solange kunstvoll auszulegen, bis 
in ihnen ein reduzierter Geltungskern 
entdeckt ist, der mit der Verfassung 
vereinbar ist. Soweit der Wortlaut ein 
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Mehr" an Leistungspflichten tituliert 
als das Recht erlaubt, ist der Staats- 
akt rechtswidrig. Er wird nicht etwa 
teleologisch verfassungskonform redu- 
ziert. Nichts anderes gilt hier: Wer 
eine Beschlagnahme unter anderem für 
Zwecke beantragt, für die eine Untersu- 
chungskompetenz nicht gegeben ist, wird 
mit seinem Antrag zurückgewiesen. Der 
Untersuchungsauftrag ist Tatbestands- 
merkmal von Eingriffsakten in die 
Grundrechtssphäre - nicht, wie manchmal 
zu lesen ist, "Ermächtigungsgrundlage". 
Diese ist vielmehr Art. 44 Abs. 1 GG. 
Der Untersuchungsauftrag ist kein nor- 
mativer Akt, der einen vom Parlament 
losgelösten objektiven nur durch seine 
Textgestalt begrenzten Telos aufwiese. 
Folglich ist er auch keiner verfas- 
sungskonformen Auslegung im Intensi- 
tätsgrad einer Teilnichtigerklärjang zu- 
gänglich. 

bb) Davon abgesehen besitzt auch der 
Untersuchungsausschuß nicht die Kompe- 
tenz, einen verfassungswidrigen Ein- 
setzungsbeschluß von sich aus durch 
substantielle Restriktion seines In- 
haltes zu korrigieren. Das liegt an Be- 
sonderheiten des Ur.tersuchungsausschuß- 
rechts, das den Untersuchungsausschuß 
auf eine enge Bindung an den Untersu- 
chungsauftrag bindet, anders als dies 
für den Umgang mit Ausschußvorlagen bei 
anderen Ausschüssen der Fall sein mag. 
Es ist eine Eigenheit von Art. 44 Abs. 

1 GG, daß das Plenum ein Hilfsorgan 
einsetzt , 

- Zur Charakterisierung der Unter- 
suchungsausschüsse als Hilfsorgane 


(oder Unterorgane) des Deutschen 
Bundestages vgl. etwa BayVerfGHE 
30, 48 (49) = BayVBl . 1977, 599 
(Hilfsorgan) BayVerfGH, BayVBl. 

1982, 559 (Hilfsorgan); OVG Berlin, 
OVGE 10, 163- (164) (Hilfsorgan); 
StGHBW, ESVGH 27, 1 (6) (Hilfsor- 
gan) BVerfGE 67, 100 (124) - Flick 
(Hilfsorgan) ; Hermann Rechenberg , 
in: BK Art. 44 Rdnr. 10 (Hilfsor- 
gan) ; Theodor Maunz , in: Maunz- 
Dürig-Herzog-Scholz , GG Art. 44, 
Rdnr. 3 (Hilfsorgan); Ludqer-Anselm 
Verstevl . wie vor, Rdnr. 8 (Unter- 
organ) ; Rüdiger Kipke . wie vor, S. 

37 (Unter- oder Hilfsorgan) ; 

Albrecht Schleich . Das parlamenta- 
rische Untersuchungsrecht des Bun- 
destages, 1985, S. 13 (Teilorgan). 

das für das Plenum eine Funktion 
wahrnehmen soll - Aufklärung von Tat- 
sachen -, die der Bundestag in seiner 
Gesamtheit "eigenhändig" gar nicht 
wahrnehmen kann und darf. 

- S. z.B. BayVerfGH, BayVBl. 1977, 
597 (598): "Träger des Unter- 
suchungsrechts ist danach der Land- 
tag, der dieses Recht zwar nicht 
selbst ausübt, sondern dessen Wahr- 
nehmung einem Ausschuß überträgt."; 
ebenso BayVerfGH, BayVBl. 1982, 559 
(561 l.Sp.); sehr klar: OLG Köln, 
v. 13.9.1985 - 2 Ws 360/85 - NStZ 
1986, S. 88 (89 r.Sp.): "Kraft aus- 
drückl ichen verfassungsrechtlichen 
Gebots darf der Bundestag das ihm 
zustehende Untersuchungsrecht aus- 
schließlich durch Untersu- 
chungsausschüsse ausüben. Die Un- 
tersuchung selbst zu führen, ist 
dem Bundestag ebenso verwehrt, wie 
sich als Ganzes als Untersuchungs- 
ausschuß einzusetzen."; BVerfGE 67, 
100 (125) - Flick. Aus der Lite- 
ratur ebenso: Theodor Maunz . in: 
Maunz/Dürig/Herzog/Scholz , GG Art. 
44 Rdnr. 9; Dennewi tz/Schneider , 
in: BK (Erstbearb . ) , Art. 44 Erl. 

II 2; von Manaoldt/Klein , GG Art. 

44 Anm, III 3 a; Hermann Rechen- 
berq , in: BK, Art. 44 (Zweitbearb. ) 
Rdnr. 10. - 

Die Untersuchungskompetenz (im Sinne 

der Vornahme von Untersuchungshand- 
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lungen) ressortiert, wie Art. 44 Abs. 1 
GG zeigt, exklusiv bei dem Untersu- 
chungsausschuß. Die Tatsachenermittlung 
in bezug auf den ihm überwiesenen Un- 
tersuchungskomplex ist also keine 
Hilfstätigkeit zur Vorbereitung eines 
Plenarbeschlusses, die hinweggedacht 
werden kann, ohne daß der letztlich be- 
absichtigte Plenarbeschluß deshalb un- 
möglich würde, sondern vom Plenum 
nicht-subs ti tuier bares Ausschußhandeln 
anstelle des Plenums. Insofern geht es 
hier nicht um Vorbereitungstätigkeit , 
die so oder anders und gegebenenfalls 
auch gar nicht vom Ausschuß wahrgenom- 
men werden kann, ohne daß dadurch die 
Erfüllung der Plenarkonpetenz angeta- 
stet würde. Disponiert der Ausschuß im 
Bereich des Untersuchungsrechts selbst 
über die Reichweite seines Untersu- 
chungsauftrages, disponiert der Aus- 
schuß zugleich über die Reichweite der 
durch Beschluß des Deutschen Bundesta- 
ges fixierten Reichweite der 
Kompetenzinanspruchnahme durch das Ple- 
num. Von daher gibt aus dem bunten 
Bouquet angebotener Bezeichnungen von 
Hilfs-, Unter-, Teilorgan in der Tat 
die Nomenklatur "Teilkörperschaft" 
diese Beziehung zwischen Bun- 
destagsplenum und Untersuchungsausschuß 
am sinnfälligsten wieder. 

- So der Vorschlag des StGH Baden- 

Württemberg, ESVGH 27, 1 (6). - 

Das hat unmittelbare Konsequenzen für 
die Pflichten des Plenums beim Einset- 
zungsbeschluß und spiegelbildlich für 
die Kompetenzen des Ausschusses im Um- 
gang mit dem Einsetzungsbeschluß. Der 


Einsetzungsbeschluß muß deshalb hin- 
reichend bestimmt sein. "Der Legisla- 
tive ist es verwehrt, das parlamenta- 
rische Kontrollrecht als eigenes Tätig- 
keitsfeld einer Teilkörperschaft zur 
freien Ausübung zu überlassen, da deren 
Legitimation nicht in gleicher Weise 
als Volksvertretung gewährleistet ist." 

- So StGH Baden-Württemberg, ESVGH 
27, 1 (6) unter Hinweis auf von 
Mangold t /Klein ■ GG, Art. 44, Erl. 
III 3 a zu Art. 44; Maunz/Düria/ 
Herzog . GG. Art. 44 Rdnr. 10 und 
11 . - 

"Allein die genaue Bestimmung des Un- 
tersuchungsgegenstandes im Einsetzungs- 
beschluß und die damit verbundene Be- 
schränkung des Ausschusses auf die Aus- 
führung eines klar umrissenen Auftrags 
entsprechen diesem Erfordernis." 

- StGH Baden-Württemberg, wie vor, 
S. 7 (und auch S. 9). Verhältnis- 
mäßig strenge Anforderungen an die 
Bestimmtheit sind eine Konstante 
der staatsgerichtlichen Judikatur 
zum parlamentarischen Untersu- 
chungsrecht: S. schon RStGH v. 12. 
Januar 1922, RGZ 104, Anh. S. 423 
ff. ( = Lamreers-Simons, I, S. 313 
(317)); BayVerfGH, BayVBl. 1977, 

597 (598 r.Sp.); BayVerfGH, 

BayVBl. 1986, 235 (236 r.Sp.) unter 
Val; HessStGH, ESVGH 17, 1 (17 

f . ) ; implizite auch bereits der er- 
kennende Senat im Flick-Urteil, 
BVerfGE 67, 100 (125) . - 

Das Bestimmtheitsgebot ist auch in der 
Literatur weithin unumstritten und in 
den landesrechtlichen Normierungen des 
Untersuchungsrechts häufig explizit 
formuliert . 


- Vgl. aus der Literatur nur 
m.w.Nachw. Depenh euer -Winand s . Der 
parlamentarische Untersuchungsauf- 
trag: Inhaltliche Bestimmtheit und 
thematische Reichweite, ZRP 1988, 
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258 (259) mit weiteren Erwägungen 
zur Legitimation des Bestiramtheits- 
grundsatzes. Für die verfassungs- 
textlichen, gesetzlichen und ge- 
schäftsordnungsmäßigen Bestimmt- 
heitsaussagen vgl. die Synopse bei 
Uwe Thavsen/Suzanne S. Schüttemeyer 
(Hrsg.), Bedarf das Recht der par- 
lamentarischen Untersuchungsaus- 
schüssse einer Reform?, 1988, S. 

241 (244 sub "Bestimmtheit des Ge- 
genstandes”) . - 

Das Bestimmtheitserfordernis und der 
Einwand der Verfassungswidrigkeit eines 
Einsetzungsantrages hängen insoweit zu- 
sammen, als die Klärung verfassungs- 
rechtlicher Zweifel an der Reichweite 
des Untersuchungsgegenstandes nicht dem 
Untersuchungsausschuß überlassen werden 
darf. So war im vorliegenden Untersu- 
chungsverfahren von Seiten eines Spre- 
chers der Bundestagsraehrheit schon an- 
gekündigt worden, man werde "Mißbrauch 
mit dem Untersuchungsauftrag nicht dul- 
den". "Wir werden auf eine eindeutige 
Kompetenzabgrenzung im Bund-Länder-Ver- 
hältnis achten . . . " . 

- So der Abgeordnete Bohl (CDU/ 
CSU), Sten.Ber. 11. WP, 8. Sitzung 
vom 2. April 1987, S. 436 (B) = An- 
lage 5 zur Antragsschrift. - 

Das bedeutet im Klartext nichts ande- 
res, als daß man es im Ausschuß nicht 
zulassen werde, daß die "Landesebene" 
zum Gegenstand der Untersuchung gemacht 
werde, obwohl der Einsetzungsbeschluß 
genau dies dem Ausschuß zur Aufgabe 
machte. Exakt für diese Situation, daß 
der Untersuchungsausschuß wegen ent- 
sprechender Zweifel die Verfassungs- 
mäßigkeit des Untersuchungsauftrages 
selbst prüft und seine Untersuchungen 
im Umfang nach dem Prüfergebnis richten 
will, hat der Hessische Staatsgerichts- 


hof die folgende zutreffende Oberlegung 
formuliert: "Dadurch (durch den nicht 
ausgeräumten verfassungsrechtlichen 
Zweifel, Anm.d.Verf.) erhielt der an 
sich klar formulierte Untersuchungsauf- 
trag (was auch vorliegend zutreffen 
würde, Anm.d.Verf.) eine inhaltliche 
Unbestimmtheit. Hätte der Untersu- 
chungsausschuß die ihm unterstellte Be- 
fugnis, vor Eintritt in seine eigent- 
liche Untersuchungsaufgabe erst einmal 
das Untersuchungsthema auf seine Ver- 
fassungsmäßigkeit zu prüfen, so könnte 
er oder müßte er sogar, wenn er die 
Verfassungsmäßigkeit verneint, es auch 
ablehnen können, überhaupt Untersuchun- 
gen zu führen. Das steht ihm aber als 
einem Hilfsorgan des Parlaments nicht 
zu; er setzte sich sonst praktisch an 
die Stelle des Plenums". 

- HessStGH , ESVGH 17, 1 (28). - 
Für den Fall, daß sich die .Verfassungs- 
widrigkeit erst im Laufe der Untersu- 
chung herausstellt - im vorliegenden 
Fall hatten sich die ursprünglichen 
Zweifel im Laufe des Beschlagnahmever- 
fahrens erheblich verdichtet - "mußte 
wohl der Untersuchungsausschuß den Auf- 
trag dem Plenum zurückgeben, zumindest 
ihm Gelegenheit zur Klärung der ent- 
standenen verfassungsrechtlichen Zwei- 
fel geben." 

- HessStGH, wie vor; gleichsinnig; 

BayVerfGH, BayVBl. 1977, 597 (599 

l.Sp. ) . - 

Der Ausschuß selbst kann also, wenn 
sich verfassungsrechtliche Zweifel am 
Untersuchungsauftrag auf drängen, den 
Untersuchungsauftrag nicht "verfas- 
sungskonform" auslegen, indem er den 
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Untersuchungsauftrag einschränkt. Eine 
Kompetenz für eine verfassungskonforme 
Korrektur der Reichweite des Untersu- 
chungsauftrages kommt ihm also nicht 
zu. 

Darf ein Untersuchungsausschuß seinen 
verfassungswidrigen Auftrag also nicht 
verfassungskonform auslegen, bleibt ihm 
im Falle der Verfassungswidrigkeit des 
Ausschußauftrages nur die Möglichkeit, 
die Arbeit nicht fortzusetzen, weil 
seine Untersuchungsaktivitäten der not- 
wendigen verfassungsrechtlichen Legiti- 
mation entbehren. 

2. Ein wegen inhaltlicher Mängel verfassungs- 
widriger Untersuchungsauftrag für einen Unter- 
suchungsausschuß kann nicht rückwirkend geheilt 
werden . 

Die Frage nach den Rechtsfolgen, einschließlich 
der Heilbarkeit eines verfassungswidrigen Un- 
tersuchungsauftrages stellt sich in diesem Ver- 
fahren wohl erstmals. 

Die Fehlerfolge eines verfassungswidrigen Par- 
lamentsaktes ist mangels anderer in der Rechts- 
ordnung vorgezeichneter Alternativen offen- 
sichtlich die Nichtigkeit. Rechtsgeschäfte kön- 
nen immer nur gültig oder ungültig (nichtig) 
sein, es sei denn, ein gesetzlich ausoearbeite- 
tes Fehlerfolgenreglement stellte auch die Al- 
ternative "fehlerhaft, aber vernichtbar” und 
nach Eintritt der Bestandskraft "fehlerhaft, 
aber wirksam" bereit. Dieses Fehler folgenregle- 
ment gibt es aber eben nur für den exekutiven 
Einzelakt. Parlamentsakte, die gegen die Ver- 
fassung verstoßen, sind also mangels anderer 
positiv-rechtlicher Aussage wie z.B. auch Ge- 
setzesbeschlüsse bei einem Verstoß gegen den 
Vorrang der Verfassung nichtig. Diese Nichtig- 
keit tritt ipso iure und ex tune ein. 


31 


- Vgl. dazu: Wolfgana Löwer . Zuständigkeit 
und Verfahren des Bundesverfassungsge- 
richts, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Hand- 
buch des Staatsrechts, Bd. II 1987, S. 801 
(Rdnr. 100) mit Hinw. auf die Begründung 
der ipso-iure-et-ex-tunc-Dogmas . - 

Ex tune bezeichnet dabei den Zeitpunkt, in dem 
die Normkollision zwischen dem abgeleiteten 
Staatsakt und der Verfassung eingetreten ist. 
Das war hier der Zeitpunkt des Einsetzungsbe- 
Schlusses. Folglich ist der Untersuchungsauf- 
trag hier von der Beschlußfassung an verfas- 
sungswidrig, die Untersuchungshandlungen sind 
folglich kompetenzlos gewesen. 

Für das verfassungswidrige Gesetz wachsen dem 
Gesetzgeber in einer solchen Lage Handlungsmög- 
lichkeiten für Fehlerreparaturen zu. Er kann 
die entstandene Situation wiederum gesetzlich 
ordnen. Pro futuro entstehen daraus keine Pro- 
bleme. Unter Vermeidung des Verfassungsmangels 
wird eine Neuregelung getroffen. Das ist auch 
hier kein Problem: Es kann ein neuer Ausschuß 
mit verfassungsmäßigem Auftrag eingesetzt 
werden. In besonderen Lagen darf der Gesetzge- 
ber aber eine Art "Heilung" der durch das 
(nichtige) Gesetz intendierten Ordung vornehmen 
(oder das Bundesverfassungsgericht verzichtet 
auf eine ex-tunc-Nichtigerklärung des Geset- 
zes) , indem der Gesetzgeber schonende Ober- 
gangsregelungen schafft. Aber dann geht es um 
die Schonung investierten Vertrauens von Grund- 
rechtsträgern. Das ist ersichtlich hier nicht 
das Problem. Der einzige Anhaltspunkt, der hier 
für eine "Heilung" überhaupt nur sprechen könn- 
te, ist der der Effizienz der Ausschußarbeit, 
der Einwand unzumutbarer Doppelarbeit, die 
durch die Wiederholung der Ermittlungsarbeit 
entsteht. Ließe man aber deshalb die Heilung 
über die Konstruktion eines Anspruchs der kon- 
kreten Minderheit aus Art. 44 GG gegen den 
Deutschen Bundestag auf Fehlerkorrektur zu, ge- 
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währte die Rechtsordnung eine sonst unbekannte 
erhebliche Prämie auf die Verfassungswidrig- 
keit: Diese bliebe praktisch folgenlos. Das Er- 
mittlungsergebnis würde trotz Verfassungswi- 
drigkeit des Untersuchungsauftrages verwertet. 
Angesichts der Tatsache, daß die Verfassungswi- 
drigkeit des Untersuchungsauftrages auf sehr 
verschiedenen, auch wertungsmäßig unterschied- 
lich gewichtigen Gründen beruhen kann, er- 
scheint ein solches Ergebnis doch problema- 
tisch. - Es kann ja auch wohl nicht sein, daß 
ein auf verfassungswidriger Grundlage erstell- 
ter Bericht eines solchen "Ausschusses" auch 
noch der gerichtlichen Kontrolle entzogen sein 
soll (Art. 44 Abs. 4 GG) -. Andererseits lassen 
sich Differenzierungen in die Rigidität der 
Alternative: Konsequente ex-tunc-Nichtigkeit 
ohne Heilungsmöglichkeit und Bedeutungslosig- 
keit der Verfassungswidrigkeit wegen eines 
Heilungsanspruchs "freihändig" nicht hineintra- 
gen. Solche Differenzierungen zu formulieren, 
wäre Aufgabe des Gesetzgebers eines Untersu- 
chungsausschuß-Gesetzes. Mangels positiv-recht- 
licher Alternativen muß es so beim Grundsatz 
der ex-tunc-Nichtigkelt bleiben, der als Grund- 
satz einer Heilung entgegensteht. Rechtsregeln, 
die von dem Grundsatz dispensierten, sind nicht 
erkennbar. Folglich hilft in einer Situation 
wie der des 1. Untersuchungsausschusses der 11. 
Wahlperiode nur die Neueinsetzung eines neuen 
Ausschusses . 

Dafür spricht übrigens auch, daß die Qualität 
der Arbeit eines Ausschusses, der unter dem 
"Verdacht" der Verfassungswidrigkeit steht, 
nicht gleichwertig sein muß mit der eines Aus- 
schusses, der auf verfassungsrechtlich einwand- 
freier Grundlage handelt: So sind z.B. einzu- 
vernehmende Private heute immer häufiger an- 
waltlich beraten. Typischerweise ist die Ver- 


f assungswidrigkeit des Ausschußauftrages auch 
im vorliegenden Verfahren zuerst anwaltlich 
vorgetragen worden. 

- S. dazu Anlage 7 a, b. - 
Der Verdacht der Verfassungswidrigkeit mindert 
die Kooperationsbereitschaft der "zwangsweise" 
Beteiligten naturgemäß ganz erheblich, weil 
diesen aus ihrer Sicht (vorliegend sogar: mit 
Recht) eine Gehorsamspflicht angesonnen wird, 
die sie verfassungsmäßig gar nicht schulden. 
Sogar das Risiko der Strafbarkeit beim Verstoß 
gegen die Wahrheitspflicht dürfte entfallen, 
wenn der Ausschuß einen verfassungswidrigen Un- 
tersuchungsauftrag verfolgt. Insofern ist ein 
solcher Ausschuß auch qualitativ in der Effi- 
zienz seiner Arbeit geschwächt, so daß das 
Effizienzargument (Vermeidung unsinniger Dop- 
pelarbeit) an Überzeugungskraft einbüßt. 

3. Hinzu kommt hier noch, daß die inhaltliche 
Verfassungswidrigkeit nicht der einzige Mangel 
ist, der die Wirksamkeit der Untersuchungshand- 
lungen des 1. Untersuchungsausschusses der 11. 
Wahlperiode in Frage stellt. Der Untersuchungs- 
ausschuß ist nämlich ursprünglich in der 11. 
Wahlperiode parlamentsverfassungsrechtlich 
nicht ordnungsgemäß eingesetzt worden. Parla- 
mentsverfassungsrechtliche Bedenken gegen die 
Ordnungsgemäßheit der Einsetzung ergeben sich 
aus zwei Gründen. Der Einsetzungsantrag der An 
tragstellerin (SPD-Fraktion) genügte schon 
nicht den Anforderungen des Art. 44 Abs. 1 GG 
(a) . Außerdem ist hier eine Einsetzung "ohne 
Beschluß" erfolgt; auch dies ist mit Art. 44 
Abs. 1 GG unvereinbar (b) . 

u) Ausweislich der BT-Drucks . 11/50 
- Anlage 1 zur Antragsschrift. - 
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ist di« Einsetzung des 1. Untersuchungsaus- 
schusses von "Dr. Vogel und Fraktion" bean- 
tragt worden. 

Art. 44 Abs. 1 GG differenziert beim Unter- 
suchungsrecht zwei Typen von Untersuchungs- 
Verfahren: Solche, für die die Minderheit 
die Initiative ergreift und solche, die von 
der Mehrheit - ohne daß das qualifizierte 
Quorum des Art. 44 Abs. 1 GG ("ein Viertel 
der Mitglieder") die Initiative ergriffen 
hat - auf den Heg gebracht werden. 

- Vgl. Hans Peter Schneider , in: AK-GG, 

Bd. 2, Art. 44 Rdnr. 4; Hermann Rechen- 

bero . in: BK Art. 44 (Zweibearb.) Rdnr. 

5 f. - 

Zwischen beiden Ausschußtypen bestehen er- 
hebliche materiell-rechtliche Unterschiede, 
von denen hier nur der wichtigste genannt 
sein soll: Bei der Mehrheitsenquete (die 
Mehrheit setzt einen Ausschuß auf Antrag 
einer Fraktion oder auf Antrag von 5 v.H. 
der Mitglieder des Deutschen Bundestages 
ein (SS 76, 75 Abs. 1 lit.d)GOBT) verfügt 
die Mehrheit über den Untersuchungsgegen- 
stand, so daß das Untersuchungsverfahren 
zum Beispiel jederzeit beendet werden kann. 
Bei der Minderheitenenquete, die auf dem 
Antrag eines Viertels der Mitglieder des 
Deutschen Bundestages beruht, hat die Min- 
derheit gegen die Mehrheit grundsätzlich 
einen Einsetzungsanspruch, zudem, vergrö- 
bert gesagt, einen Anspruch auf Durchfüh- 
rung der Untersuchung, natürlich immer 
vorausgesetzt, daß die Tätigkeit des Aus- 
schusses sich innerhalb der Verfassungs- 
rechtsgrenzen vollzieht. 

Folglich müssen beide Ausschuß typen diffe- 
renziert werden: Es muß jeweils klar sein, 
ob der Antrag von einem sich zu diesem 


Zweck teilorganschaftlich konstituierenden 
Mitgliederviertel gestellt wird, 

- vgl. BVerfGE 67, 100 (126) - Flick. - 
dem das Plenum zu genügen hat, wenn verfas- 
sungsrechtliche Gründe dem nicht entgegen- 
stehen, oder ob es sich um einen Antrag 
handelt, den das Plenum entsprechen kann , 
ihn sich dann zu eigen macht oder den es 
auch ablehnen darf. 

Erkennbar ist die Minderheitenenquete da- 
ran, daß das notwendige Mitgliederviertel 
als solches den entsprechenden Antrag 
stellt. Dies wiederum setzt voraus, daß die 
das Viertel bildenden Abgeordneten perso- 
nal identifizierbar sind, weil dieses Vier- 
tel ja keine geschäftsordnungskonstituierte 
Parlamentsgliederung ist, für die nach Maß- 
gabe eines internen Hillensbildungsprozes- 
ses irgend jemand handeln könnte. Folglich 
muß der Einsetzungsantrag des Mitglieder- 
viertels an der namentlichen Nennung der 
Antragsteller bei Antragstellung erkennbar 
sein. Das entspricht auch - die Frage 
scheint bisher nicht Gegenstand der staats- 
gerichtlichen Judikatur gewesen zu sein - 
der Rechtsauffassung des staatsrechtlichen 
Schrifttums, 

Theodor Haunz . in: Maunz-Dürig-Herzog- 
Scholz, GG, Art. 44 Rdnr. 33; Denne- 
witz-Schneider . in: BK, Art. 44 Anm. 6 
(Erstbearb. ) ; Ludqer-Anselm Verstevl . 
in: von Münch, GGK II, 2. Aufl. 1983, 
Art. 44 Rdnr. 5; Hermann Rechenbera , 
in: BK, Art. 44 Anm. 6 (S. 18) (Zweit- 
bearb.); von Manqoldt/Klein . Das Bonner 
Grundgesetz, 2. Aufl., Bd. 2, Anm. III 
4 b (S. 945 f.>; Andreas Hamann . Grund- 
gesetz, Kommentar, 2. Aufl. 1960, Art. 
44 Anm. A; A. Hamann/H. Lenz . Grundge- 
setz, Kommentar, 3. Aufl. 1970, Art. 44 
Anm. A; zuletzt Peter Köchlinq . in: 

Wulf Damkowski (Hrsg.), Der parlamenta- 
rische Untersuchungsausschuß, 1987, S. 
25; ebenso Nr. II 4 der "Empfehlungen 
der Konferenz der Präsidenten der 
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deutschen Länderparlamente zur Regelung 
des Verfahrens von parlamentarischen 
Untersuchungsausschüssen" (der Antrag 
"muß die nach der Verfassung vorge- 
schriebene Zahl von Unterschriften 
tragen"), abgedr. bei Walter Becker . 

Ein Beitrag zum Recht der parlamentari- 
schen Untersuchungsausschüsse, DOV 
1964, 505 (509 ff.) sowie bei Burhenne . 
Recht und Organisation der Parlamente 
Nr. 2310 07 f. - 

wobei die ausreichende Begründung dafür of- 
fenbar schon im Wortlaut des Art. 44 Abs. 1 
GG gesehen wird. 

Vorliegend ist der Antrag von "Dr. Vogel 
und Fraktion“ gestellt worden, also nicht 
von jenem namentlich benannten Mitglieder- 
viertel, das eine Minderheitenenquete bean- 
tragt . 

- Anders dann später der Änderungsan- 
trag BT-Drucks. 11/3747 (= Anlage 10 
der Antragsschrift); dort ist e3 nicht 
mehr die "SPD-Fraktion” ; es sind 175 
Abgeordnete namentlich genannt; 18 Mit- 
glieder der SPD-Fraktion haben den An- 
trag nicht unterzeichnet, so daß nicht 
ganz klar ist, wieso - nach den nament- 
lichen Nennungen der den Änderungsan- 
trag unterstützenden Abgeordneten auch 
noch als Antragsteller "Dr. Vogel und 
Fraktion" genannt sind. Damit wird eine 
Zurechnung an jene 18 Abgeordnete un- 
terstellt, die den Antrag, aus welchen 
Gründen auch immer, gerade nicht unter- 
zeichnet haben. - 

Folgte man dem staatsrechtlichen Schrift- 
tum, wäre hier, weil ein "bloßer" Frak- 
tionsantrag vorliegt, eine Mehrheitsenquete 
eingesetzt worden. 

- Dazu, daß ein Fraktionsantrag zur 
Mehrheitsenquete führt, weil seine Ver- 
wirklichung auf Zustimmung der Mehrheit 
(aus eigenem Willen) angewiesen ist, 
vgl. nur Hans-Peter Schneider . AK-GG, 
Bd. 2, Art. 44 Rdnr. 4; Hermann Rechen- 
berq . BK Art. 44 Rdnr . 5 (Zweitbearb . ) . - 

Andererseits wollte natürlich im Plenum 
niemand eine solche Mehrheitsenquete, bei 


deren Vorliegen sämtliche Oberlegungen zur 
Frage des verfassungsmäßigen Verhaltens des 
Antragsgegners unerheblich wären, weil die 
Mehrheit die Verfügungsbefugnis über den 
Untersuchungsgegenstand - unbeschadet aller 
Motivationen der Mehrheit - behielte. Ge- 
wollt war eine Minderheitenenquete. 

- Unbeschadet der Frage Mehrheits- oder 
Minderheitenenquete fehlt aus der Sicht 
des staatsrechtlichen Schrifttums dem 
(gewollten) Minderheitenantrag die 
Wirksamkeit, weil das Mitgliederviertel 
personaliter nicht identifizierbar ist, 
was aber für zwingend erforderlich ge- 
halten wird. 

Dieses Verhalten der SPD-Fraktion als An- 
tragstellerin für den Ausschuß und des Ple- 
nums des Deutschen Bundestages ist nur ver- 
ständlich vor dem Hintergrund eines Ge- 
schäftsordnungsverhaltens, das es gestat- 
tet, einen Fraktionsantrag vom Fraktions- 
vorsitzenden namens der Fraktion zu unter- 
zeichnen (vor 1980 schon Parlamentsbrauch, 
seitdem S 76 GOBT) . Ist die Fraktion zah- 
lenmäßig größer als das Mitgliederviertel 
des Art. 44 Abs. 1 GG, soll der vom Vor- 
sitzenden einer Fraktion namens der Frak- 
tion Unterzeichnete Antrag auf die Einset- 
zung einer Minderheitenenquete gerichtet 
sein. 

- Vgl . Hans Troßmann . Parlaraentsreeht 
des Deutschen Bundestages, 1977; S 63 
Rdnr . 8.2; Hans TroBmann/Hans-Achim 
Roll . Parlamentsrecht des Deutschen 
Bundestages, Ergänzungsband 1981, S 76 
Rdnr. 5; Nachweise für die entsprechen- 
de Praxis schon in der 1. WP bei Hein- 
rich G. Ritzel/Helmut Koch , Geschäfts- 
ordnung des Deutschen Bundestages, Text 
und Kommentar, 1952, 5 63 Anm. 10 c) - 
f). - 

Gleichwohl ist die verfassungsrechtliche 
Frage erlaubt, ob die Inanspruchnahme die- 
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ses Geschäf tsordnungsrechts für die Einset- 
zung von Untersuchungsausschüssen nicht ge- 
gen die Verfassung verstößt. 

- Zu Recht bezeichnet Hans Troßmann , 
wie vor, die Praxis als "rechtlich 
nicht unbestritten" (während sich die 
Theorie mit der abweichenden Praxis so- 
weit ersichtlich nicht auseinander- 
setzt) . - 

Das Schrifttum müßte konsequenterweise an- 
nehmen, daß die vom Bundestag befolgte Pra- 
xis gegen Art. 44 Abs. 1 GG verstößt, weil 
das Schrifttum dieser Norm das Erfordernis 
namentlicher Nennung des Mitgliederviertels 
entnimmt. Art. 44 Abs. 1 GG kann sich dann 
nicht mit einer Bestimmung "zufrieden ge- 
ben", die nicht ausschließt, daß das Er- 
reichen des Quorums auf einer Fiktion be- 
ruhen kann. 

- Signifikant etwa: Den Änderungsantrag 
BT-Drucks. 11/3747 (Anlage 10 zur An- 
tragsschrift) haben 18. SPD-Abgeordnete 
nicht mitcestellt . Wenn es nun 70 Abge- 
ordnete einer Fraktion (SPD derzeit 
193) sind, die sich in der Fraktions- 
sitzung gegen die Antragstellung aus- 
sprechen? Die Mehrheit ist dann für den 
Antrag, die Fraktionsführung darf ihn 
namens der Fraktion stellen und unter- 
zeichnen, fiktiv (S 76 GOBT) wird die 
Gesamtzahl der Fraktionsmitglieder als 
unterstützend reklamiert, während das 
Quorum ohne diese Fiktion nicht erfüllt 
wäre. - 

Das gesamte Untersuchungsgeschehen bleibt 
so ständige "Verfügungsmasse" einer grund- 
sätzlich nach Mehrheitsentscheidungen sich 
formierenden Fraktion, während Art. 44 Abs. 
1 GG das Einsetzungsverlangen und den An- 
spruch auf Durchführung der Untersuchung 
konkreten - ihren Willen ad hoc bündeln- 
den - Personen zugewendet hat, eben einer 
"konkreten Antragsrainderheit“ . 

- BVerfGE 67, 100 (126) - Flick. - 


Sie ist mit der Fraktion nur identisch, 
wenn alle Fraktionsmitglieder die Einset- 
zung einmütig wollen. Die mitunter prakti- 
zierte Lösung-' s. dazu die Hinw. S. 43 - 
führt zum Beispiel dazu, daß der Ein- 
setzungsantrag (über den im Plenum nicht 
mehr abgestimmt wird (dazu sogleich unter 
b) , wenn die Fraktion größer als das An- 
tragsquorum des Art 44 Abs. 1 GG ist) auch 
solchen Abgeordneten als ihrem Willen zuge- 
rechnet wird, die seine Einsetzung ab- 
lehnen. Wenn das Grundgesetz die Ein- 
setzungskompetenz als Fraktionsrecht hätte 
ausgestalten wollen, wäre das im Text zum 
Ausdruck gekommen. Die Verfassung erwartet 
in ihrer Wortfassung des Art. 44 Abs. 1 GG 
aber gerade nicht, daß sich für eine Ron- 
trollinitiative eine Fraktion findet. Sie 
verlangt für eine Kontrollinitiative , daß 
diese von einem Mitaliederviertel des 
Deutschen Bundestages gestützt wird. Das 
aber sind individualisierbare Abgeordnete, 
gegebenenfalls durchaus auch aus mehreren 
Fraktionen, die z.B. eine Kontroll- 
initiative, die jedem einzelnen Abge- 
ordneten zusteht, gegenüber der Regierung 
bündeln dürfen, mit der Konsequenz, daß der 
Deutsche Bundestag diese Initiative aufneh- 
men muß . Daß dies geschieht, ist das 
"Recht" dieser konkreten Personen, nicht 
das Recht formierter Parlamentsgliederun- 
gen. 

Hier hat die SPD-Fraktion den Antrag auf 
Einsetzung gestellt. Es konnten diesen An- 
trag auf Pflichtbeschluß nach Art. 44 Abs. 

1 GG wirksam aber nur Personen stellen, die 
sich dazu auch unterschriftlich als Antrag- 
steller bekennen. Auf sie kommt es auch 
etwa an, wenn es um die Einwilligung der 
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Minderheit zu etwaigen Änderungen eines Un- 
tersuchungsauf träges geht; auf diese unter- 
schriftlich ausgewiesenen Personen kommt es 
an, wenn ein Organstreitverfahren gegen den 
Deutschen Bundestag geführt werden soll mit 
dem Ziel, Minderheitenrechte zu verteidi- 
gen. Deshalb fehlte es schon an einem wirk- 
samen Antrag für die Einsetzung. Als Feh- 
lerfolge bleibt auch hier nur die Nichtig- 
keit der Einsetzung oder die (geschäftsord- 
nungsrechtlich unübliche und problemati- 
sche) Annahme, daß es sich um eine Einset- 
zung auf "Anregung" einer Fraktion handelt, 
so daß ein Mehrheitsausschuß zustandegekom- 
men wäre, über den der Deutsche Bundestag 
verfügen könnte, ohne auf das Recht einer 
konkreten Antragsminderheit Rücksicht neh- 
men zu müssen. Indes ging darauf ersicht- 
lich nicht der Hille der Abstimmenden, so 
daß es näher liegt, von der Unwirksamkeit 
der Einsetzung auszugehen. 

b) Auch das Einsetzungsverfahren für den 1. 
Untersuchungsausschuß in der 8. Sitzung der 
11. Wahlperiode am 2. April 1987 

- Sten.Ber. S. <32-439 (= Anlage 5 zur 

Antragsschrift). - 

ist mit verfassungsrechtlichen Mängeln be- 
haftet. Das Plenum hat sich in der genann- 
ten Sitzung bei der Einsetzung mit der 
Feststellung der Vizepräsidentin begnügt, 
daß über den SPD-Antrag nicht abgestimmt zu 
werden brauche, weil der Bundestag zur Ein- 
setzung verpflichtet sei, wenn eine Frak- 
tion den Antrag stelle, deren Größe dam 
Quorum des Art. 44 Abs. 1 GG genüge. Dies 
liest sich so, als sei ein Untersuchungsaus- 
schuß eingesetzt - ohne Plenarbeschluß -, 
wenn nur das erforderliche Quorum des Art. 


41 


44 Abs. 1 GG den Antrag gestellt hat. Diese 
Auffassung ist indes verfassungswidrig 
(aa) , so daß das Verdikt der Unwirksamkeit 
der Einsetzung nur vermeidbar ist, wenn man 
das Geschehen im Plenum nicht doch als eine 
Art "stillschweigenden Beschluß" deuten 
kann (bb) . 


aa) Ein Untersuchungsausschuß ist ver- 
fassungsrechtlich auf die Legitimation 
durch die Mehrheit des Bundestages an- 
gewiesen. Die Minderheit hat gegen die 
Mehrheit zwar einen Anspruch auf die 
Einsetzung (sog. Pflichtbeschluß) , ihre 
legitimatorische Kraft reicht aber 
nicht aus, den Untersuchungsausschuß 
aus eigener Kompetenz einzusetzen. Die 
gelegentlich vertretene Gegenauffas- 
sung, die aus einer abweichenden Wei- 
marer Praxis lebt, die wiederum ver- 
ständlich war, weil die Minderheit bei 
abgelehnter Einsetzung keinen verfas- 
sungsrechtlichen Rechtsschutz erlangen 
konnte , 

- Vgl. Lechner/Hfllshof f , Parlament 
und Regierung, 2. Aufl. 1958, 5 63 
GO-BT Anra. 1; widersprüchlich der 
auch für diese Rechtsmeinung in An- 
spruch genommene Friedrich Klein 
(von Mangoldt/Klein, Art. 44 Anm. 
III 4 b) , der S. 945 von einer be- 
schlußlosen Einsetzung ausgeht, S. 
946 aber Zweifel an der Verfas- 
sungsmäßigkeit der Beschlußeinset- 
zung Raum geben will durch Aus- 
schußüberweisung oder "Verweige- 
rung" der Einsetzung, was doch im- 
merhin einen Beschluß voraussetzt; 
ähnlich widersprüchlich: Ludoer-An- 
selm Verstevl . in: von Münch, GG, 

Bd . 2, 2. Aufl. Art. 44 Rdnr. 6; 
weitere Hinweise zum Problem bei 
Rüdiger Kicke . Die Untersuchungs- 
ausschüsse des Deutschen Bundes- 
tages, 1985, S. 51 f. - 
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ist unter den Grundgesetz unhaltbar. Es 
kann keine Pflicht des Deutschen Bun- 
destages geben, ein ihn zugerechnetes 
Hilfsorgan mit verfassungswidrigem Auf- 
trag zu versehen. Die Verantwortung für 
die Verfassungsmäßigkeit des Handels 
eines Hilfsorgans des Deutschen Bundes- 
tages 

- Zur Charakterisierung der Unter- 
suchungsausschüsse als Hilfsorgane 
(oder Unterorgane) des Deutschen 
Bundestages vgl. die Hinw. oben S. 
23 f. - 

trifft diesen. Folglich ist ihm die 
Kontrolle für die Verfassungsmäßigkeit 
des Untersuchungsauftrages auf gegeben. 
Diese Kontrollbef ugnis kann das Plenum 
aber nur wahrnehmen, wenn die Einset- 
zung beschlußabh'ängig ist, gegebenen- 
falls also die Einsetzung auch abge- 
lehnt werden kann, was eben die Abstim- 
mung über einen solchen Antrag voraus- 
setzt, 

- Ein Hächteramt wird in der Judi- 
katur und im Schrifttum ganz allge- 
mein anerkannt: StGHBW, ESVGH 27, 1 
(7) ( = DOV 1977, 524 (525 r.Sp.f.); 
BayVerfGH, BayVBl. 1977, 597 (599), 
bestätigt in: BayVerfGH, BayVBl. 
1981, 593; HessStGH, ESVGH 17, 1 (= 
DOV 1967, 51); so auch schon der 
RStGH v. 12.1.1922 (Lammers -Simon 
I, S. 318 (319) und v. 18.6.1927 
(Lammers-Simon I, S. 370 (375); in 
der Lit. unter dem Grundgesetz zu- 
erst: Laforet . Gutachten zu Art. 

44, abgedr. in: Ritzel/ Koch, Ge- 
schäftsordnung des Bundestages, 
1952, 5 63 Anm. 10 (S. 122 (123)); 
Friedrich Halstenberg . Das Verfah- 
ren der parlamentarischen Untersu- 
chungsausschüsse nach Art. 44 des 
Grundgesetzes, Diss . Köln 1957, S. 
177; Rüdiger Kicke , wie vor, S. 51; 
Hans TroBmann . Parlamentsrecht des 
Deutschen Bundestages, 1977, S 63 
Rdnr. 6; Hermann Rechenbera . in: 

BK, Art. 44 Rdnr. 6 (Zweitbearb . ) ; 


Dennewitz/Schneider . in: BK, Art. 

44 Anm. II. 6 ZU Art. 44 GG; 

Theodor Maunz . in: Maunz-Dürig- 
Herzog-Scholz , GG, Art. 44 Rdnr. 

38; Peter Köchlina . in: Wulf 
Damkowski (Hrsg.), Der parlamenta- 
rische Untersuchungsausschuß, 1987, 
S. 26; zuletzt: Helmut Steinberger . 
Rechtsgutachten, erstattet dem 2. 
Untersuchungsausschuß der 11. HP 
des Deutschen Bundestages, Oktober 
1988, S. 9. - 

was über die Modalität der Abstimmung 
noch nichts aus sagt. Folgte man dem 
Wortlaut der Erklärung der Vizepräsi- 
dentin ("Meine Damen und Herren, wir 
brauchen über den Antrag nicht abzu- 
stimmen", a.a.O., S. 439), ist der Aus- 
schuß insoweit nicht verfassungsmäßig 
eingesetzt, weil es am entsprechenden 
Plenarbeschluß fehlt. 

- Die Parlamentspraxis verfährt in 
der Einsetzungsfrage uneinheitlich, 
aber durchaus nicht immer in dieser 
"beschlußlosen" Weise. Parlaments- 
verfassungsrechtliches Gewohnheits- 
recht ist jedenfalls insofern nicht 
entstanden. Der 1. Untersuchungs- 
ausschuß der 10. Wahlperiode 
("Flick") ist im Wege der Ab- 
stimmung durch Handzeichen einge- 
setzt worden. (Deutscher Bundestag, 
10. Wahlperiode, 8. Sitzung vom 19. 
Mai 1983, Sten.Ber. S. 433). Der 2. 
Untersuchungsausschuß der 10. Wahl- 
periode ("Spionage") ist folgender- 
maßen eingesetzt worden: Nach dem 
Schluß der Aussprache verwies 
Vizepräsidentin Frau Renger auf 
Art. 44 Abs. 1 GG und die 
Einsetzungsverpflichtung des 
Deutschen Bundestages für einen 
Minderheitenantrag. Unter Hinweis 
auf die Antragstellung der SPD- 
Fraktion fuhr sie fort: “Ich kann 
somit feststellen, daß der Untersu- 
chungsausschuß gern. Art. 44 Abs. 1 
des Grundgesetzes eingesetzt ist." 
Eine Abstimmung fand ersichtlich 
nicht statt. (Deutscher Bundestag, 
10. Wahlperiode, 162. Sitzung vom 
3. Oktober 1985, Sten.Ber. S. 
12132). Der 3. Untersuchungsaus- 
schuß der 10. Wahlperiode ("NEUE 
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HEIMAT") ist dann wieder eingesetzt 
worden durch Abstimmung, wobei dem 
Antrag durch Handzeichen zugestimmt 
wurde (Deutscher Bundestag, 10. 
Wahlperiode, 219. Sitzung vom 5. 
Juni 1986, Sten.Ber. S. 16964). 
Gleiches gilt dann für den 4. 
Untersuchungsausschuß der 10. Wahl- 
periode (den sozusagen "ersten" U- 
Boot-Ausschuß) . Auch hier fragt 
Vizepräsident Cronenberg ausdrück- 
lich nach Zustimmung, Ablehnung und 
Enthaltung gegenüber dem Antrag der 
SPD-Fraktion (Deutscher Bundestag, 
10. Wahlperiode, 255. Sitzung vom 
10. Dezember 1986, Sten.Ber. S. 
19976) . Das Sachgeschehen in bezug 
auf den 1. Untersuchungsausschuß 
der 11. Wahlperiode, den hier 
streitgegenständlichen Untersu- 
chungsausschuß ist schon berichtet. 
Zu betonen ist hier nur, daß Vize- 
präsidentin Frau Renger bei dieser 
Ausschußeinsetzung nicht nur auf 
die Pflicht des Deutschen Bundesta- 
ges zur Einsetzung hingewiesen hat 
und nicht nur die Einsetzung des 
Ausschusses aufgrund dieser Pflicht 
konstatiert hat, sondern dem den 
Satz vorangestellt hat: "Meine 
Damen und Herren, wir brauchen über 
den Antrag der SPD nicht abzustim- 
men." Deutscher Bundestag, 11. 
Wahlperiode, 8. Sitzung vom 2. 

April 1987, Sten. Ber. S. 439. Der 
2. Untersuchungsausschuß der 11. 
Wahlperiode ("Transnuklear") ist 
dann wieder im Wege eines diesmal 
vereinfachten Abs timmungsver fahre ns 
eingesetzt worden. Den Hinweis auf 
die Pflicht des Deutschen Bundesta- 
ges, auf entsprechend unterstützten 
Minderheitenantrag einen 
Untersuchungsausschuß einzusetzen, 
schloß Präsident Dr. Jenninger die 
Feststellung an: "Meine Damen und 
Herren, erhebt sich gegen die Fest- 
stellung, daß der Untersuchungsaus- 
schuß mit den im Antrag der Frak- 
tionen der CDU/ CSU und F.D.P. be- 
zeichneten Beweisthemen eingesetzt 
wird, Widerspruch? - Das ist nicht 
der Fall. Dann ist die Einsetzung 
so beschlossen." Ebenso verfuhr 
Präsident Dr. Jenninger mit einem 
ebenfalls hinreichend unterstützten 
Antrag der SPD auf Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses in dersel- 
ben Sache. (S. Deutscher Bundestag, 


11. Wahlperiode, 55. Sitzung vom 
21. Januar 1988, Sten.Ber. S. 

3792). - 

Eine "Nachbesserung" des Einsetzungsan- 
trags, wie sie wegen inhaltlicher Män- 
gel von der Antragsminderheit beabsich- 
tigt war, käme erst in Betracht, wenn 
das Einsetzungsverfahren ordnungsgemäß 
vollzogen wäre. 

- Insoweit sind verständlicherweise 
die Zweifel an der Verfassungswid- 
rigkeit des Einsetzungsverfahrens 
von durch die Ausschußhandlungen 
Drittbetrof f enen geltend gemacht 
worden (s. die als Anlage 7 a, b 
beigefügten Schriftsätze) . - 

bb) Das Verdikt der Unwirksamkeit 
wegen des Einsetzungsmangels ist al- 
lerdings nur dann begründet, wenn man 
dem Verhalten im Plenum interpretativ 
nicht doch einen "stillschweigenden Be- 
schluß" entnehmen kann und eine solche 
stillschweigende Beschlußfassung zuläs- 
sig ist. 

Wenn man großzügig ist, mag man der 
Formulierung des jeweils amtierenden 
Präsidenten eine unausgesprochene Prä- 
misse zugrundelegen, die es eventuell 
ermöglicht, hier im Michtwider Spruch 
des Plenums eine Art Beschluß zu sehen. 
Der Satz "Wir brauchen . . . nicht abzu- 
stimmen" wäre dann zu vervollständigen 
durch die Erwägung, "weil wir ihn ohne- 
hin einsetzen müssen, wenn kein Wider- 
spruch aus dem Plenum erhoben wird". 

Mit dieser Formel werden im allgemeinen 
Untersuchungsausschüsse eingesetzt , 
wenn sie Minderheitenenqueten sind. 
Damit wäre dann hier ein "konkludenter" 
Einsetzungsbeschluß in das Geschehen 
"hineingeheimnist" , der dem sog. 
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vereinfachten Beschlußverfahren ent- 
spräche, das sich neben dem ordentli- 
chen geschäf tsordnungsraäßigen Verfahren 

- vgl. S 54 Abs. 2 GOBT i.V.m. 5 48 
Abs. 1, 2 GOBT. - 

entwickelt hat. Das "vereinfachte Ver- 
fahren" wäre dann noch ein weiteres Mal 
konkludent “vereinfacht" worden. Das 
"vereinfachte Verfahren“ ist in den Er- 
läuterungen zu den "Empfehlungen der 
Konferenz der Präsidenten der Deutschen 
Länderparlamente über die Regelung des 
Verfahrens von parlamentarischen Unter- 
suchungsausschüssen vom 4. Mai 1961“ 
beschrieben . 

- S.den Abdruck bei Burhenne . Recht 
und Organisation der Parlamente Nr. 
2310 05 ff., Text: Nr. 0971 42 ff.- 

Danach bedeutet "Plenarbeschluß" nicht, 
"daß der Präsident in jedem Fall förm- 
lich abstimmen lassen muß. Es soll nur 
klargestellt werden, daß 1er Untersu- 
chungsausschuß nicht bereits durch den 
Antrag der qualifizierten Minderheit, 
sondern allein durch einei Akt des Ple- 
nums existent wird... Hie der Präsident 
die Zustimmung des Hauses feststellt, 
kann seinem Ermessen bzw. der Obung des 
Hauses überlassen werden." Die Staats- 
praxis des Deutschen Bundestages ist 
häufig entsprechend dieser Regel ver- 
fahren . 

- Vgl. die Nachweise bei Helmut 
Stelnberaer . Rechtsgutachten, er- 
stattet dem 2. Untersuchungsaus- 
schuß der 11. HP des Deutschen Bun- 
destages, 1988, S. 10 Fußn. 16. - 

Der Präsident folgert bei der ausrei- 
chend unterstützten Minderheitenenquete 
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aus dem Hichtwiderspruch des Plenums 
dann die Einsetzung des Ausschusses. 

Das Schrifttum ist weithin geneigt, 
diese Praxis als verfassungsmäßig zu 
akzeptieren. 

- S. die Begründung bei Steinberoer 
wie vor, über ein parlamentarisches 
Gewohnheitsrecht (S. 10 f.) oder 
bei Dieter Engels . Die Rechtspre- 
chung zum Recht der parlamentari- 
schen Untersuchungsausschüsse. Ein 
Kommentar, in: Uwe Thaysen/Suzanne 
S. Schüttemeyer (Hrsg.), Bedarf das 
Recht der parlamentarischen Unter- 
suchungsausschüsse einer Reform?, 
1988, 205 (215 f .) . - 

Es ist aber von Gewicht, daß der Hessi- 
sche Staatsgerichtshof in seiner Ent- 
scheidung vom 24. November 1966 
- ESVGH 17, 1 (8) . - 
angemerkt hat, es spreche viel für die 
Rechtsansicht, die stets einen formel- 
len Beschluß für die wirksame Einset- 
zung verlange. Heitergehend hält der 
Staatsgerichtshof jedenfalls einen 
förmlichen Beschluß für erforderlich, 
wenn die Verfassungsmäßigkeit des ein- 
zelnen Untersuchungsausschusses in 
Frage gestellt werde. 

- HessStGH wie vor, S. 9. - 

Das hat zur Sicherung verfassungsmäßi- 
gen Parlamentshandelns auch eine er- 
hebliche Plausibilität, weil es - ver- 
gleichbar dem Sicherungsmechanismus des 
Zitiergebots bei den Grundrechtsein- 
schränkungen - jeden abstimmenden Abge- 
ordneten in die Pflicht nimmt, die Ver- 
fassungsfrage für sich aufzuwerfen und 
zu beantworten. Nun sind bei Beratung 
des Einsetzungsantrages des 1. Unter- 
suchungsausschusses der 11. HP in der 
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Tat verfassungsrechtliche Bedenken gel- 
tend gemacht worden: 

Der Abgeordnete Beckmann (FDP) benennt 
(“mit gravierenden Mängeln behaftet") 
insoweit - mehr oder minder explizit - 
folgende Mängel des Einsetzungsantra- 
ges : 

- eine fehlende Begrenzung auf die Bun- 
desparlamentskompetenzen im Verhält- 
nis zu den Ländern. 

- eine intendierte Beeinflussung eines 
behördlichen Untersuchungsverfahrens, 

- eine unzulässige Vorverurteilung der 
in das Untersuchungsgeschehen verwik- 
kelten Personen. 

- Vgl. Deutscher Bundestag, 11. WP, 
8. Sitzung v. 2. April 1987, S. 435 
f. (Anlage 5 der Antragsschrift). - 

In gleichen Sinne auch äußerte sich der 
Abgeordnete Bohl (CDU/CSU). Auch er 
sieht Mängel 

- in der Verletzung der bundesstaat- 
lichen Kompetenzordnung, 

- in der möglichen Beeinflussung des 
Verfahrens einer Ober f inanzdirektion , 

- in einer unzulässigen Vorverurtei- 
lung . 

- Vgl. wie vor, S. 438 (Anlage 5 
der Antragsschrift) . - 

Eine detailliertere Begründung, die 
sich einer Filigranarbeit staatsrecht- 
licher Beweisführung bediente, wird man 
nicht verlangen können und müssen. Eine 
Plenardebatte ist kein staatsrechtli- 
ches Kolleg, das die Argumente pro et 
contra sorgfältig sammeln müßte. Auch 
der Hessische Staatsgerichtshof betont 
deshalb zu Recht, daß hinsichtlich der 
Formulierung verfassungsrechtlicher Be- 


denken "keine zu großen Anforderungen" 
gestellt werden dürfen. 

- HessStGH, in der zit. Entschei- 
dung ESVGH 17, 12 (= DÖV 1967, 51 
(54 r .Sp. ) . - 

Die geltend gemachten Bedenken sind 
auch im Sinne des Hessischen Staatsge- 
richtshofs in der zitierten Entschei- 
dung 

- ESVGH 17, 1 (11) (*= DOV 1967, 51 
(54 l.Sp.). - 

"nicht lediglich vorgeschützt", weil 
sie nicht "offensichtlich unbegründet" 
sind. Schließlich hat das Amtsgericht 
Bonn im Beschlagnahmeverfahren 

- AG Bonn v. 23. September 1988 

- 50 Gs 500/88 - (Anlage 9 zur An- 
tragsschrift) . - 

die bundesstaatsrechtliche Rüge - wie 
gezeigt worden ist: mit Recht - zu 
eigen gemacht. Die Rechtsfolgen sind 
damit nach Auffassung des Hessischen 
Staatsgerichtshofes klar: In dieser 
Lage muß das Parlament über die Einset- 
zung des Ausschusses einen förmlichen 
Beschluß fassen. "Mangels eines solchen 
ist der Untersuchungsausschuß nicht 
zustande gekommen." 

- HessStGH, wie vor, ESVGH 17, 

16 f. (= DÖV 1967, 51 (56 r.Sp.). - 

Der Ausweg, einen bloßen Geschäftsord- 
nungsverstoß anzunehmen, der die Wirk- 
samkeit einer Einsetzung nicht berühr- 
te, ist verschlossen, weil Art. 44 Abs. 
1 GG eben eine Beschlußfassung des 
Plenums verlangt. 

- S. HessStGH für die Parallelnorm 
des Art. 92 HessVerf , wie vor, 

ESVGH 17, 16. (= DÖV 1967, 51 (56 

r.Sp.) .- 
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Die Einsetzung ist also, wenn man dem 
Hessischen Staatsgerichtshof folgt, 
nichtig. "Das bedeutet, daß alle Maß- 
nahmen und Anordnungen des vermeintli- 
chen Untersuchungsausschusses . . . der 
rechtlichen Grundlage entbehren." 

- HessStGH, wie vor, ESVGH 17, 

17 (= DOV 1967, 51 (56 r.Sp.J. - 

Wenn die Mehrheit solche Bedenken nicht 
zum Anlaß genommen hat, auf einer Ab- 
stimmung zu bestehen, um nach der Ober- 
zeugungsbildung der Abgeordneten gege- 
benenfalls das Einsetzungsverlangen mit 
Mehrheit zurückzuweisen, so ist das po- 
litisch leicht verstehbar: Die Mehrheit 
will dem "Manöver-Vorwurf" der Minder- 
heit (wie er gleichwohl auch jetzt er- 
hoben ist) gerade ausweichen. Man gibt 
dem Verfahren Fortgang, um sich nicht 
dem allfälligen Vorwurf auszusetzen, 
daß die Mehrheit die Minderheit behin- 
dere und daß der, der sich hinter dem 
Verfassungsrecht verstecke, in der 
Sache etwas zu verbergen haben müsse; 
"lichtscheu" sei nur der, der etwas 
verberge . 
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dert, wenn, wie hier, die Verfassungs- 
mäßigkeit des Einsetzungsbeschlusses in 
Zweifel gezogen worden ist. 

Es ist also durchaus zweifelhaft, ob 
der Ausschuß überhaupt je wirksam ein- 
gesetzt worden ist: es spricht einiges 
dafür, daß der 1. Untersuchungsausschuß 
eine im Sinne des Hessischen Staatsge- 
richtshofes nur "faktische" Existenz 
geführt hat. Auch hier ist nicht er- 
sichtlich, wie solche Mängel im Einset- 
zungsverfahren rückwirkend geheilt wer- 
den können. Gleichfalls schwächen sol- 
che Mängel auch die Qualität der Aus- 
cschußarbeit , weil wiederum die 
Kooperationsbereitschaft Betroffener 
abnehmen muß, wenn der Ausschuß sich 
nicht auf eine verfassungsrechtlich 
einwandfreie Einsetzung stützen kann. 


- S. auch die entsprechenden Hin- 
weise beim HessStGH, wie vor, ESVGH 
17, 11. - 

Mur: Das Verständnis für die Opportuni- 
tät politischen Verhaltens erklärt, 
aber legitimiert nicht. Das Plenum ist 
aus Art. 44 Abs. 1 GG verfassungsrecht- 
lich verpflichtet, selbst die Verfas- 
sungsmäßigkeit des Untersuchungsauftra- 
ges zu prüfen. Folglich ist es konse- 
quent, wenn der Hessische Staatsge- 
richtshof dafür die Formstrenge des 
Plenarbeschlusses mindestens dann for- 
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IV. 

Damit ergibt sich, daß das in Gang gesetzte 
Untersuchungsverfahren des 1. Untersuchungsaus- 
schusses der 11. Wahlperiode vielfältig notlei- 
dend ist. Der Untersuchungsauftrag ist inhalt- 
lich verfassungswidrig. Das Einsetzungsverfah- 
ren ist mangels wirksamen Einsetzungsantrags 
einer konkreten Antragsminderheit sowie wegen 
eines fehlerhaften Procedere im Bundestag eben- 
falls fehlerhaft, die Einsetzung also nicht 
wirksam. Da eine Heilung mit die bisherigen 
Untersuchungshandlungen rückwirkend legitimie- 
render Kraft nicht in Betracht kommt, ist der 
mit dem Organstreitverfahren geltend gemachte 
Anspruch auf Fehlerkorrektur unbegründet, weil 
es insoweit an der rechtlichen Begründetheit 
der Prämisse, daß eine Heilung möglich ist, 
fehlt. Aber auch wenn man die Heilbarkeit des 
fehlerhaften Untersuchungsauftrages und des 
fehlerhaften Einsetzungsverfahrens unterstellt, 
ist der Anspruch auf Fehlerkorrektur unbegrün- 
det . 

1. Dabei ist vorab klarzustellen, daß es nicht 
Pflicht der Mehrheit ist, für verfassungsmäßige 
Verhältnisse zu sorgen, indem sie selbst an 
einer positiven Beschlußreife des Einsetzungs- 
antrages mitzuwirken hätte. Die Sorge für die 
Formulierung eines verfassungsmäßigen Unter- 
suchungsauftrags bleibt Aufgabe der konkreten 
Antragsminderheit, die den Untersuchungsauftrag 
aus eigenem Recht durchsetzen will. Das ist in 
der Rechtsprechung der Staatsgerichtshöfe der 
Länder klargestellt. Deshalb ist der mit dem 
Antrag dieses Organstreitverfahrens geltend 
gemachte Anspruch, es sei das Recht der SPD- 
Fraktion aus Art. 44 Abs. 1 GG dadurch ver- 
letzt, daß der Bundestag den Änderungsantrag 
abgelehnt habe, ohne seinerseits eine Korrektur 
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vorzunehmen , a limine unbegründet. Denn der 
Staatsgerichtshof Baden-Württemberg hat inso- 
fern völlig zu Recht angemerkt: "Eine Pflicht 
der Mehrheit, an der (positiven) Beschlußreife 
des Minderheitenantrags mitzuwirken, ist aus 
dem Gesetz nicht abzuleiten... Es wäre (wegen 
des Gegensatzes von Regierungsmehrheit und 
Opposition, Anm.d.Verf.) systerawidrig, wollte 
man von der Mehrheit verlangen, sie solle die 
Opposition in Ausübung des gegen sie selbst 
gerichteten Oppositionsrechts unterstützen." 

- StGH Baden-Württemberg, ESVGH 27, 1 (8). 

Man könne nicht von der Mehrheit verlangen, 

"sie möge bei der Entwicklung verfassungsrecht- 
lich zulässiger Alternativanträge mitwirken, 
die gleichzeitig der Opposition ein Maximum po- 
litischer Verwertbarkeit versprechen." 

- StGH Baden-Württemberg, wie vor; ebenso: 
BayVerf GH , BayVBl. 1977, 597 (599 r.Sp.): 
“Anträge, die diesen Erfordernissen nicht 
entsprechen, müssen vom Landtag zurückge- 
wiesen werden. Es ist nicht Aufgabe des 
Landtags, auf eine sachdienliche Antrag- 
stellung hinzuwirken." - 

Die im Antrag der Antragsteller in deutlich 
werdende Position - der Deutsche Bundestag 
dürfe den Korrekturantragsvorschlag der Minder- 
heit nicht ablehnen, ohne seinerseits eine Kor- 
rektur vorzunehmen - liefe darauf hinaus, den 
Deutschen Bundestag ein Mehr an Pflichten zuzu- 
schieben als er aus eigenem Recht zu übernehmen 
bereit ist. Er steht bei der Minderheiten- 
enquete einer Kontrollinitiati ve bis zur Grenze 
der Verfassungsmäßigkeit des Untersuchungsauf- 
trages nicht im Wege, weil Art. 44 Abs. 1 GG 
ihm aufgibt, die Kontrollinitiati ve der Minder- 
heit zu respektieren. Ihm die Korrekturpflicht 
aufzuladen heißt, ihm dort die Kontrollinitia- 
tive zuzumuten, wo er sie gar nicht wahrnehmen 
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will. Im Ergebnis zielt der Antrag des Organ- 
Streitverfahrens darauf ab, den Deutschen Bun- 
destag zu zwingen, mit der Minderheit in Ver- 
handlungen über die Verfassungsfrage einzustei- 
gen. Er soll deutlich machen, bei welcher 
Fassung des Untersuchungsgegenstands der 
Deutsche Bundestag seinen verfassungsrecht- 
lichen Einwand fallen läßt. Es liegt auf der 
Hand: So kommen entweder das Minderheitenrecht 
zu kurz oder die Verfassungsintegrität. Die 
Minderheit kann einer solchen Alternative aus- 
weichen, da sie Anträge unterschiedlichster 
Fassung stellen darf; die Mehrheit im Deutschen 
Bundestag muß sich allen diesen Anträgen nur in 
der Rolle desjenigen, der den Vorrang der Ver- 
fassung in der Entscheidungssituation vorläufig 
- das letzte Wort hat das Bundesverfassungs- 
gericht - zu wahren hat, stellen. Das ist aber 
keine Notar-Funktion, die die Beratung des Man- 
danten einschlösse, wie er eine Rechtsordnungs- 
kollision vermeide oder Risiken minimieren 
könne . 

Deshalb ist die Fragestellung der Antrags- 
schrift auch in bezug auf den Komplex "Ände- 
rungsantrag" unpräzise: Der Vorwurf, die "Mehr- 
heit führe durch ihr zweispuriges Verhalten, 
nämlich einmal den Untersuchungsauftrag als 
verfassungswidrig zu bewerten und damit eine 
Weiterarbeit des Ausschusses auszuschliessen , 
und zum anderen zu verhindern, diese Verfas- 
sungswidrigkeit zu beseitigen, die Arbeits- 
unfähigkeit des Ausschusses herbei" (Antrags- 
schrift S. 41) und damit verletze sie ihre Ver- 
pflichtung aus Art. 44 GG, könnte nur dann 
begründet sein, wenn der Änderungsantrag im 
Zeitpunkt der Antragstellung die Grenzen des 
Minderheitenrechts wahrte (2) und der damit 
eingesetzte Ausschuß nunmehr einen verfassungs- 
mäßigen Untersuchungsauftrag aufwies (3). - 
Nebenbei: Die Antraastellerin sollte nicht 
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übersehen, daß sie mit ihrem verfassungswidri- 
gen Einsetzungsantrag die wesentliche Ursache 
für die schwierige Situtation gesetzt hat. - 
Wahrte der Änderungsantrag der Antragstellerin 
des Organstreitverfahrens weder die Grenzen des 
Minderheitenrechts oder/und hielt sich der Ein- 
setzungsbeschluß entsprechend dem Änderungsan- 
trag nicht in den verfassungsmäßigen Grenzen 
des Untersuchungsrechts, ist eine Verletzung 
der verfassungsmäßigen Rechte der Antragstel- 
lerin nicht denkbar. 

Für diese Untersuchung der Verfassungsmäßigkeit 
des Handelns des Antragsgegners kommt es, das 
sei vorsorglich gegenüber der sich nur auf den 
Argumentationshaushalt der Plenardebatten ka- 
prizierenden Antragsschrift klargestellt, nicht 
nur auf die in der Debatte vorgetragenen Gründe 
und Motive an, mit denen einzelne Abgeordnete 
ihren Standpunkt oder den der Fraktion, für die 
sie sprechen, erläutern. Es geht um die Verfas- 
sungsmäßigkeit organschaftlichen Handelns und 
nicht um die Vollständigkeit eines verfassungs- 
rechtlichen Argumentationstableaus . Die Mehr- 
heit schuldet der Minderheit keine in jeder 
Hinsicht treffende Begründung, sondern ein ob- 
jektiv-verfassungsmäßiges Verhalten. Auch dies 
entspricht staatsgerichtlicher Judikatur. Der 
Bayerische Verfassungsgerichtshof hat in seiner 
Wackersdorf-Entscheidung exakt auf diesen Punkt 
hingewiesen: Werde ein Einsetzungsantrag wegen 
teilweiser Verfassungswidrigkeit von der Par- 
lamentsmehrheit abgelehnt, beschränke sich die 
anschliessende verfassungsgerichtliche Ober- 
prüfung nicht auf die Gründe, die seitens der 
Mehrheit im Parlament gegen die Zulässigkeit 
des Einsetzungsantrags vorgebracht worden 
seien. "Streitgegenstand im Organstreit sind 
nicht die Äußerungen in der parlamentarischen 
Debatte . sondern die Frans» nh die ihl phnunn 
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des Einsetzungsantrags insgesamt verfassungs- 
mäßig war oder nicht." 

- BayVerfGK, BayVBl. 1986, 235 (240) unter 
V B 6. - 

2. Der Änderungsantrag der 147 Abgeordneten 
der SPD-Fraktion als konkreter Antragsminder- 
heit und der SPD-Fraktion mußte nicht als 
Pflichtbeschluß vom Antragsgegner übernommen 
werden, weil ein Minderheitenanspruch auf Ver- 
änderung des Einsetzungsbeschlusses nur im Rah- 
men einer Fehlerkorrektur denkbar ist (a) , der 
konkret gestellte Änderungsantrag aber über 
solche Fehlerkorrektur hinausging (b) . 

a) Die Frage, welche Pflichten den Deut- 
schen Bundestag treffen, wenn eine verfas- 
sungswidrige Ausschußeinsetzung nach Ver- 
fahren oder Inhalt beschlossen worden ist, 
und der Ausschuß auch seine Arbeit bereits 
aufgenommen hat, stellt sich in diesem Un- 
tersuchungsverfahren wohl ebenfalls erst- 
malig. 

Kenn man von der Heilbarkeit der materiell- 
rechtlichen und verfahrensrechtlichen Män- 
gel der Ausschußeinsetzung ausgeht, ist es 
konsequent, der Minderheit auf der Basis 
des Rechtstitels "Effektivität des Untersu- 
chungsrechts der Minderheit" (Art. 44 Abs. 

2 GG) einen Heilungsanspruch zuzugestehen. 
Andererseits muß man dann aber auch ak- 
zeptieren, daß der Bundestag in seiner Ge- 
samtheit dann gleichermaßen bei solchen zu- 
nächst notleidenden Untersuchungsverf ahren 
'Herr des Ausschusses 1 ist, ein 'Herr', der 
zwar die Heilung eines verfassungsrecht- 
lichen Mangels tolerieren muß, nicht aber 
hinnehmen muß, daß "aus Anlaß des Heilungs- 
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Versuchs" der Untersuchungsauftrag erwei- 
tert wird. Einer Erweiterung des Unter- 
suchungsauftrages mußte der Antragsgeg'ner 
also nicht zustimmen. 

- Daß auch die Mehrheit vor Erweite- 
rungsanträgen des Untersuchungsthemas 
durch die Minderheit geschützt ist, ist 
oben II (S. 6-12) schon nachgewiesen. 

b) Der "Heilungsantrag" der Antragstellerin 

- Antrag der Abgeordneten Gansei u.a., 
BT-Drucks. 11/3747 = Anlage 10 zur 
Antragsschrift. - 

enthielt aber sachlich eine Erweiterung des 
Untersuchungsgegenstandes. Folglich war der 
Antragsgegner rechtlich nicht verpflichtet, 
dem Antrag mit seiner Mehrheit zum Erfolg 
zu verhelfen. 

Die Erweiterung des Untersuchungsgegenstan- 
des war der maßgebliche Grund für eine Ab- 
lehnung des Korrekturantrages in den beiden 
Anläufen, die die Minderheit unternommen 
hat, um den verfassungswidrigen 
Einsetzungsbeschluß zu korrigieren. 

- Vgl. Antrag der Fraktion der SPD: 
Konkretisierung und Erweiterung des 
Untersuchungsgegenstandes des 1. 
Untersuchungsausschusses, BT-Drucks , 
11/1684 = Anlage 6 der Antragsschrift 
sowie Antrag der Abgeordneten Gansei 
u.a.: Änderung des Beschlusses des 
Deutschen Bundestages vom 2. April 1987 
auf Drucks. 11/50, BT-Drucks. 11/3747 
• Anlage 10 zur Antragsschrift. - 

Man mag es auf den ersten Blick für über- 
raschend halten, daß der Wegfall des Wortes 
"rechtswidrig” u.U. sogar zu einer Erweite- 
rung des Untersuchungsauftrages führen 
kann, überraschend ist das aber nur für 
denjenigen, der an die Auslegung eines sol- 
chen Untersuchungsauftrages mit dem Hand- 
werkszeug herangeht, mit dem er auch den 
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Sinngehalt von Rechtsgeschäften oder Normen 
sonst ermittelt. Dieses Handwerks- 
zeug würde etwa dazu führen, daß funktional 
das Wort "rechtswidrig" einen ganz bestimm- 
ten historischen Vorgang kennzeichnet, der 
durch Parlamentsdebatten, in denen der 
Gegenstand schon behandelt wird, bezeichnet 
ist. Wenn von dem "rechtswidrigen" U-Boot- 
Geschäft die Rede war, war dieser in Parla- 
mentsdebatten fixierte historische Vorgang 
gemeint. 

- Der Untersuchungsgegenstand als 
historischer Vorgang, dem dann das Prä- 
dikat "rechtswidrig" zugeordnet wurde, 
wird durch Fragen, die die SPD-Fraktion 
vor Einsetzung des Untersuchungsaus- 
schusses der Bundesregierung gestellt 
hatte, fixiert: siehe Plenarprotokolle 
10/253, S. 19629 - 19643 sowie Plenar- 
protokolle 10/256, S. 20075 - 20077 - 

Fällt dieses Wort weg, eröffnet sich ein 
neues Spielfeld der Deutung für den Unter- 
suchungsgegenstand. Das Auslegungsspiel 
wäre, wenn die üblichen Regeln anqewendet 
würden , sofort wieder zu Ende, weil der 
Wegfall (aus Rechtsgründen) des Wortes 
"rechtswidrig" den Untersuchungsgegenstand 
an sich nicht verändern könnte. Aber es 
gibt im politischen Geschäft parlamentari- 
scher Untersuchung eben nicht die Gewiß- 
heit, daß diese handwerklichen Regeln, die 
dem 

Juristen vertraut sind, auch zur Anwendung 
kommen. Die Erfahrung lehrt die Beteilig- 
ten, daß die Formulierung des Unter- 
suchungsauftrages sehr genau beim Wort 
genommen wird, so daß der Wegfall des Wor- 
tes rechtswidrig in der Auslegung in der 
Ausschußarbeit dazu führen könnte, Komplexe 
in die Untersuchung einzubeziehen, die ehe- 
dem nicht dazu gehörten. 
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Gegenüber dem Antrag 11/1684 hatte der Abg. 
Bohl (CDU/CSU) schon geltend gemacht, es 
handele sich um eine Erweiterung des Unter- 
suchungsauftrages; es solle eine regie- 
rungsbezogene Kontrollenquete um eine Skan- 
dalenquete im Hinblick auf die Firmen er- 
weitert werden. Auch führe die Streichung 
des Wortes "rechtswidrig“ zum Problem der 
Erweiterung, weil mit dem Wegfall des Wor- 
tes "rechtswidrig" bestimmte Lieferungen 
nicht mehr bezeichnet seien, sondern das 
Feld für allgemeine Untersuchungen eröffnet 
werde. 

- Vgl. Deutscher Bundestag, 11. Wahl- 
periode, 58. Sitzung v. 4. Februar 
1988, Sten. Ber. S. 4041 = Anlage 3. - 

Bei Beratung des zweiten Reparaturversuchs 
in der 121. Sitzung der 11. Wahlperiode vom 
25. Januar 1989 

- Sten. Ber. S. 8887 ff. = Anlage 2 zur 
Antragsschrift. - 

trug Frau Seiler-Albring für die F.D.P.- 
Fraktion vor, der Änderungsantrag ziele 
nunmehr auf Lieferungen seit 1983 und auf 
die ausdrückliche Untersuchung zweier 
ursprünglich nicht betroffener Firmen ab. 
Bislang sei im Rahmen der regierungs- 
bezogenen Enquete nur von der Untersuchung 
der Umstände auf der Verwaltungs- und 
Regierungsseite die Rede. Zwar solle diese 
Untersuchung der Unternehmen im Rahmen der 
Untersuchungen zu Ziffer I des Unter- 
suchungsauftrages erfolgen, ausdrücklich 
seien aber die Untersuchungen der Umstände 
nicht auf die Bundesregierung begrenzt, 
sondern gerade auf die Unternehmen bezogen. 
Es solle eine unternehmensbezogene Unter- 
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suchung de« bisherigen Untersuchungsauftrag 
aufgestülpt werden. 


Für die Frage, ob der Änderungsantrag eine 
Erweiterung enthält, kommt es maßgeblich 
auf den Vergleich zwischen dem Ursprungs- 
einsetzungsbeschluß der 11. Wahlperiode und 
dem Änderungsantrag an. Ziffer I des 
ursprünglichen Untersuchungsauftrages soll 
im Änderungsantrag - nur bundesstaats- 
rechtlich bereinigt - folgendermaßen lauten 
(insoweit identisch mit dem ursprünglichen 
Antrag) : 


" I. 

In welcher Weise haben sich Bundeskanzler Dr. 
Helmut Kohl, andere Mitglieder der Bundesre- 
gierung, Mitarbeiter von Bundesministerien oder 
anderen staatlichen Stellen des Bundes mit der 
beabsichtigten Lieferung von Unterseebooten 
oder Konstruktionsunterlagen für den Untersee- 
bootsbau an die Republik Südafrika befaßt, ob- 
wohl derartige Lieferungen nach internationalem 
und deutschem Recht verboten sind?“ 

Damit zielte der Untersuchungsauftrag eindeutig 
auf eine die Regierung kontrollierende Untersu- 
chung ab. Ziffer II des ursprünglichen Antrags 
lautete: 


" II . 

Unter welchen Umständen ist die rechtswidrige 
Lieferung von Konstruktionsunterlagen für den 
Unterseebootsbau durch Unternehmen aus der Bun- 
desrepublik Deutschland an die Republik Süd- 
afrika zustandegekommen und erfolgt? 

Sind neben Konstruktionsunterlagen auch Teile 
von Unterseebooten geliefert worden, und welche 
Unternehmen oder Staaten waren an diesen Ge- 
schäften beteiligt?" 

Im Zusammenhang einer Kontrollenquete gegenüber 
der Regierung ist das dahingehend zu verstehen, 
daß diese über die im Zugriffsbereich der Exe- 
kutive bekanntgewordenen "Umstände" ausge- 
forscht werden sollte. Das zeigt insbesondere 
Satz 2 der Ziffer II, die ja sinnvoll nur als 
Auskunftsbegehren an die Exekutive zu verstehen 


ist. Ob und welche Unternehmen Unterseeboots- 
teile! geliefert haben, danach ist im Rahmen 
einer Kontrollenquete die Exekutive befragbar 
nach dem bei ihr vorhandenen Wissen (schließ- 
lich waren mehrere Ermittlungsverfahren, ver- 
waltungsrechtliche und strafrechtliche, in 
dieser Sache im Gang) . Wollte man nicht die 
Exekutive nach den “Umständen" befragen, würde 
es sich um eine Ausforschung von Unbekannt ins 
Blaue hinein handeln. Das hätte wieder mit 
einer Kontrollenquete der Regierung gegenüber 
nichts zu tun. 

Ziffer II in der zuletzt beantragten Änderung 
BT-Drucks. 11/3747 sollte dann lauten: 

’ II. 

Im Rahmen der Untersuchungen zu Ziffer I 
ist insbesondere zu klären: Unter welchen 
Umständen ist die Lieferung von Konstruk- 
tionsunterlagen für den Unterseebootsbau 
durch Unternehmen aus der Bundesrepublik 
Deutschland (insbesondere die Howaldts- 
werke, Deutsche Werft AG in Kiel und das 
Ingenieurkontor Lübeck, Prof. Gabler Nachf. 
GmbH in Lübeck) in den Jahren 1983 bis 1985 
an die Republik Südafrika zustandegekommen 
und erfolgt?" 

Ziffer II Satz 2 blieb unverändert. Mit der 
Neuformulierung des Änderungsantrages sollte 
ersichtlich nicht nur der Verfassungsmangel 
bundesstaatsrechtlicher Kompetenzüberschreitung 
ausgeräumt werden (Ziffer II war insofern gar 
nicht berührt), sondern - wie sich auch aus der 
gleichsam authentischen Interpretation der An- 
tragsteller zu ihrem eigenen Antrag ergibt - es 
sollte eine Untersuchung gegenüber Firmen er- 
möglicht werden, wozu der Ausschuß nach den 
bisherigen Fassungen nicht ermächtigt gewesen 
wäre. Werden aber Untersuchungsschritte Perso- 
nen gegenüber möglich, die vom bisherigen Un- 
tersuchungsauftrag nicht gedeckt waren, han- 
delt es sich um eine Erweiterung. In der Be- 
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Gründung zu dem ersten Reparaturversuch vom 
20.1.1988 

- BT-Drucks. 11/1684, S. 3 = Anlage 6 der 
Antragsschrift. - 

hatte es insoweit geheißen (und der zweite Re- 
paraturversuch ist, was den vorliegenden Ände- 
rungskomplex betrifft, identisch mit dem ersten 
Reparaturversuch bis auf eine salvatorische 
Klausel als Einleitung und die ausdrückliche 
Namensnennung der Unternehmen) : "Nach Ansicht 
des für den Untersuchungsausschuß zur Vorbe- 
reitung eines Beschlagnahmeverfahrens tätigen 
Bevollmächtigten Prof.Dr. Hans-Peter Schneider 
ist es verfassungsrechtlich geboten, die be- 
troffenen Firmen ausdrücklich im Untersuchungs- 
auftrag zu nennen, da in ihre Grundrechte ein- 
gegriffen werden soll. Darüber hinaus wird ver- 
deutlicht, daß nicht nur das Verhalten der 
staatlichen Stellen, sondern - im verfassungs- 
rechtlich zulässigen Umfang - auch der Firmen 
untersucht werden muß.” Daß die Untersuchung 
von Firmenverhalten vom ursprünglichen Ein- 
setzungsantrag nicht gedeckt war, macht wie- 
derum die authentische Interpretation der Vor- 
stellungen der das Untersuchungsverf ahren bean- 
tragenden SPD-Fraktion deutlich. In der Einset- 
zungsdebatte für den (ersten) U-Boot-Ausschuß 
in der 10. Wahlperiode, der denselben Untersu- 
chungsauftrag hatte wie der jetzt "streitgegen- 
ständliche" U-Boot-Ausschuß der 11. Wahlperi- 
ode , 

- zur Identität der Untersuchungsaufträge 
der beiden U-Boot-Ausschüsse der 10. und 
11. Wahlperiode s. BT-Drucks. 10/6709 = 
Anlage 4 a im Vergleich mit BT-Drucks. 

11/50 * Anlage 1 zur Antragsschrift - 

führte der Abgeordnete Gansei für die SPD aus: 
"Er (gemeint ist: der Untersuchungsausschuß) 
soll die politische und juristische Verant- 
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Lieferungen von Unterlagen für den U-Boot-Bau 
nach Südafrika untersuchen. 

Es geht dabei nicht um die Ausforschung von 
Wirtschaftsunternehmen, auch wenn wir bei ihnen 
unvermeidliche Untersuchungen werden anstellen 
müssen. ...” 

- Dt. Bundestag, 10. Wahlperiode, 255. 

Sitzung vom 10. Dezember 1986, Sten. 

Berichte S. 19971 = Anlage 4c- 

Es liegt damit auf der Hand, daß der Heilungs- 
antrag eine Erweiterung gegenüber dem ursprüng- 
lichen Einsetzungsäntrag enthielt. 

Daran vermag auch der der Ziffer II beigegebene 
Einleitungssatz: "Im Rahmen der Untersuchungen 
zu Ziffer I ist insbesondere zu klären 
nichts zu ändern. Dieser Einleitungssatz stellt 
eine bloß salvatorische Klausel dar, die die 
Erweiterung kaschieren soll. Sie ist in den 
Text gekommen, nachdem ein Gutachten des Wis- 
senschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundes- 
tages dem ersten Reparaturversuch BT-Drucks. 
11/1684 (neu) attestiert hatte, daß er Er- 
weiterungsanträge enthielt. 

- Gutachten WFX G 20/88 = Anlage 8. - 
Daß es sich nur um eine salvatorische Klausel 
handelt, belegt ein zweites, den Willen der An- 
tragsteller "authentisch" deutendes Zeugnis: 

Der Sprecher für die SPD-Fraktion, der Abge- 
ordnete Gansei, legte in der Plenardebatte , an 
die Adresse der Fraktion Die Grünen gewendet, 
dar, nachdem er zu dem Antrag der Fraktion Die 
GRONEN betreffend einen Änderungsvorschlag des 
Einsetzungsbeschlusses die Stimmenthaltung der 
SPD annonciert und begründet hat: "Der grüne 
Antrag entspricht aber in der Intention dem, 
was wir mit unserem Antrag zu erreichen versu- 
chen und worüber das Haus jetzt abstimmen 
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- Deutscher Bundestag, 11. HP, 121. Sitzung 

v. 25. Januar 1989, Sten.Ber. S. 8892 (B) » 

Anlage 2 zur Antragsschrift. - 

In Bezug genommen wird der Antrag der Fraktion 
Die Grünen vom 30.9.1988 gerichtet auf Änderung 
des Untersuchungsauftrages des 1. Untersu- 
chungsausschusses . 

- BT-Drucks. 11/3044 = Anlage 9. - 
Dieser Antrag ist sachlich und formulierungs- 
mäßig identisch mit dem zweiten Reparaturver- 
such der SPD-Fraktion - bis auf eine Abwei- 
chung. Es fehlt in Ziffer II der Einleitungs- 
satz: "Im Rahmen der Untersuchung zu Ziffer I 
ist zu klären". Gleichwohl kommt der Abgeord- 
nete Gansei zu der Einschätzung, daß die Inten- 
tion beider Anträge gleich sei. Dann muß es 
sich folglich bei dem Einleitungssatz um eine 
Wendung handeln, der eine restringierende Be- 
deutung für den Untersuchungsgegenstand nicht 
zukommen kann. 

Darüber hinaus kann eine solche Klausel nur 
dann Bedeutung haben, wenn sie in den nachfol- 
genden Fragestellungen ernstgenommen wird, in- 
dem sich die Einzelfragestellungen in den be- 
haupteten Rahmen einfügen. Gerade das ist aber 
einer Unternehmen ausforschenden Fragestellung 
nicht zu bescheinigen, wenn es um eine Kon- 
trollenquete gegenüber der Regierung geht. 

Diese Auffassung liegt im übrigen auf der Linie 
der Entscheidung des Bayerischen Verfassungsge- 
richtshofes im Fall Wackersdorf. Dort hatte der 
Eingangssatz des Untersuchungsauftrages gelau- 
tet: "Der Ausschuß wird beauftragt, die nach- 
stehenden Fragen unter dem Gesichtspunkt des 
Fehlverhaltens der bayerischen Staatsregierung 
zu untersuchen." Dem schloß sich unter I 4 die 
Frage an: "Welche Entscheidungskriterien haben 
die DWK bewoaen . dem Standort Wackersdorf den 


Vorzug zu geben?" Der Bayerische Verfassungs- 
gerichtshof hält diese Frage zu Recht für un- 
zulässig, weil "dem klaren Wortlaut der Frage 
nach" die Kompetenz des Untersuchungsausschus- 
ses (Fehlverhalten der bayerischen Staatsregie- 
rung) überschritten werde. 

- BayVerfGH , BayVBl. 1986, 234 (235 l.Sp. 

und 238 r.Sp.) V B 3 zu Abschnitt 14.- 

Nach alledem ist zusammenfassend festzustellen, 
daß der Reparaturversuch der SPD-Fraktion im 
Versuchsstadium steckenbleiben durfte, weil er 
gegenüber dem ursprünglichen Untersuchungs- 
auftrag Erweiterungen enthielt. Dem mußte der 
Antragsgegner nicht zustimmen. 
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Selbst wenn man annehmen wollte, es hätte sich 
bei dem zweiten Reparaturversuch der SPD-Frak- 
tion nicht um eine Erweiterung gehandelt, son- 
dern um eine verfassungsrechtlich zulässige Be- 
seitigung zweifelhafter und verfassungswidriger 
Schwächen des Einsetzungsbeschlusses, war das 
Plenum immer noch nicht verpflichtet, dem Repa- 
raturbegehren nachzukommen, weil wiederum kein 
verfassungsmäßiger Untersuchungsauftrag bean- 
tragt war. 

Die Verfassungswidrigkeiten mögen darin zu 
sehen sein, daß der vorgesehene Untersuchungs- 
ausschuß sich gegen private Unternehmen rich- 
tet, obwohl diese dem Kompetenzzugriff parla- 
mentarischer Untersuchungen nur unter 
qualifizierten Umständen unterliegen (die hier 
nicht erfüllt sind (1)), jedenfalls war der 
Untersuchungsauftrag gegen die ausdrücklich 
benannten Unternehmen wie gegen die unbenannten 
("insbesondere” in Ziffer II Satz 1 und Ziffer 
II Satz 2 des Einsetzungsbeschlusses) im Zeit- 
punkt der Korrektur-Antragstellung entweder 
nicht mehr zulässig, weil ein Verdacht eines 
rechtswidrigen Handelns des Unternehmens durch 
vorgängige umfassende behördliche Unter- 
suchungshandlungen ausgeräumt war (hinsichtlich 
der benannten Unternehmen) oder weil gegen 
andere Unternehmen von vorneherein keine Ver- 
dachtsmomente rechtswidrigen Tuns bestehen 
(Ausforschung 'ins Blaue' hinsichtlich der un- 
benannten Unternehmen) (2). 

Auch diese Einwände sind Gegenstand dieses 
Organstreites, weil das Verhalten des Antrags- 
gegners dieses Organstreitverfahrens verfas- 
sungsmäßig ist, wenn der Deutsche Bundestag dem 
zweiten Reparaturversuch nicht den Weg freima- 
chen mußte. Ob sie die tragenden Gründe für das 
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mit der Abstimmung gesetzte Stopsignal richtig 
benannt hat, spielt eine nur nachgeordnete 
Rolle. Die in diesem Organstreit zu klärende 
verfassungsrechtliche Frage geht dahin, ob der 
Deutsche Bundestag den Reparaturversuch hätte 
passieren lassen müssen oder nicht. 

- Vgl. schon oben S.38 das Referat aus Bay- 
VerfGH, BayVBl. 1986, 235 (240) - Wackersdorf. 

Bei Verfassungswidrigkeit mußte (und hätte es 
auch gar nicht gedurft) das Plenum dem Antrag 
gerade nicht zustimmen. 

1. Die Verfassungsmäßigkeit des Antrags 
BT 11/3747 

- Anlage 10 zur Antragsschrift - 

ist zweifelhaft, weil dieser sich gegen Private 
richtet, ohne daß qualifizierende Umstände aus 
der besonderen Beziehung dieser Personen zum 
Staat eine Enquete gegen diese rechtfertigte. 
Die Fragestellung ist zunächst einzuordnen in 
die Problematik der Untersuchung Privater (a), 
sodann ist der Nachweis zu führen, daß sämt- 
liche hier zu untersuchenden Firmen private 
sind (b) , bei denen die im Neue-Heimat-Beschluß 
des erkennenden Senats entwickelten besonderen 
Rechtfertigungskriterien für den Zugriff auf 
privates Handeln im Wege der parlamentarischen 
Untersuchung nicht "passen". 

a) Dabei ist, das sei hier ausdrücklich ange- 
merkt, auch aus der Sicht des Antragsgegners 
dieses Organstreitverfahrens klar, daß er die- 
ses Verfahren nicht auf jeder Planche bei jeder 
Regelauslegung gewinnen möchte. Andererseits 
können sich beide Fechter auch dem Wort des Ob- 
manns zur Regelauslegung nicht entziehen, auch 
wenn die Einsicht bei den unmittelbar Fechten- 
den gelegentlich schwerfallen mag. So liegen 
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die Dinge bei der Fragestellung, ob privates 
Verhalten Gegenstand parlamentarischer Untersu- 
chung sein kann, wenn ein wie auch immer gear- 
tetes, noch näher zu bestimmendes öffentliches 
Interesse auf eine solche Untersuchung drängt. 
Auch der Antragsgegner würde eine Auslegung des 
Art. 44 Abs. 1 GG, die darauf abzielte, die 
parlamentarische Untersuchung im Wege einer 
kompetentiellen Restriktion auf Mißstandsen- 
queten im Regierungsbereich mit einer allen- 
falls mittelbaren Untersuchung privaten Verhal- 
tens zu beschränken, für zu eng halten. 

- Im Sinne einer Untersuchungskompetenz 
auch im privaten Bereich bei entsprechendem 
öffentlichen Interesse z.B. Ernst-Wolf gang 
Böckenf örde . Parlamentarische Untersu- 
chungsausschüsse und kommunale Selbstver- 
waltung, AöR 103 (1978), S. 1 (11 m.w.Hinw. 
in Fußn. 15) ; wohl auch Peter Badura , Ur- 
teilsanmerkung, DöV 1984, S. 760 (761 r. 
Sp.); Joachim Linck . Untersuchungsausschüs- 
se und Privatsphäre, ZRP 1987, S. 11 (13 
i.Sp.); wohl auch Rupert Scholz . Parlamen- 
tarischer Untersuchungsausschuß und Steuer- 
geheimnis, AöR 1C5 (1980), S. 564 (594 f.; 
in Fußn. 112 akzeptiert Scholz für die Kon- 
kretisierung des öffentlichen Interesses 
eine Kompetenz-Kompetenz des Parlaments; 
das spätestens bedeutet die Entgrenzung des 
Untersuchungsrechts! ; nicht ganz klar auch 
Meinhard Hilf . Untersuchungsausschüsse vor 
den Gerichten, NVwZ 1987, S. 537 (538 l.Sp. 
einerseits und 539 l.Sp. andererseits). - 

Allerdings liegt bisher keine, eine weitherzige 
Auffassung einhellig stützende Judikatur vor. 
Der Hessische Staatsgerichtshof hat sich zwar - 
allerdings eher obiter - unbemessen weiten Par- 
lamentszuständigkeiten in diesem Bereich zuge- 
neigt gezeigt, 

- HessStGH , ESVGH 22, 136 (138 f . ) , wobei 
es in der entschiedenen Sache eher um einen 
Sachbereich mittelbarer Staatsverwaltung 
ging. - 

und das OVG Säarlouis ist ihm darin gefolgt, 

- OVG Saarlouis v. 3.4.1987 - 2 W 129/87 - 
NVwZ 1987, 612 (wobei auch hier ein bloßes 
obiter dictum zugrundeliegt; es ging in der 


Entscheidung um die (zweifelsfrei) parla- 
mentarischer Kontrolle zugängliche kommu- 
nale Selbstverwaltungsebene) . - 

während der Bayerische Verfassungsgerichtshof 
in seiner Wacker sdorf-Entscheidung den gegen- 
teiligen Standpunkt bezogen hat: Unternehmeri- 
sches Handeln darf danach für sich nicht von 
einem parlamentarischen Untersuchungsausschuß 
ausgeforscht werden. 

- Vgl. BayVerfGH, BayVBl. 1986, 234 (238 
r.Sp.), wobei nicht klar ist, ob die in An- 
spruch genommenen Sätze die ihnen hier bei- 
gelegte Reichweite haben sollen oder ob sie 
eher Einzelfall orientiert gemeint sind. - 

Der Senat hat die Reichweite der Untersuchungs- 
kompetenz im BGAG-Beschluß ausdrücklich offen- 
gelassen. 

•• BVerfGE 77 , 1 (45) . - 
Nunmehr wird eine Entscheidung dieser Frage 
nicht zu vermeiden sein, weil hier Private 
(dazu unten b) in die Untersuchung einbezogen 
werden sollen. 

Ernst zu nehmende Stimmen in der Literatur - 
die wohl herrschende Meinung sucht nach einer 
Untersuchungskompetenz und Privatsphäre ver- 
mittelnden Position - 

- Skepsis und "Unwohlsein" ist bei der Fra- 
gestellung ohnehin recht verbreitet, vgl. 
nur Ouaas/Zuck . Ausgewählte Probleme zum 
Recht des parlamentarischen Untersuchungs- 
ausschusses, NJW 1988, S. 1873 (1874). - 

widersprechen einem Kontrollzugrif f auf den 
privaten Bereich mit Entschiedenheit. 

- Vgl. zuletzt nur Hans Heyer . Diskus- 
sionsbeitrag in: Uwe Thaysen/Suzanne S. 
Schüttemeyer (Hrsg.), Bedarf das Recht der 
parlamentarischen Untersuchungsausschüsse 
einer Reform?, S. 80-83; Johannes Mansina . 
Parlamentarische Untersuchung gegenüber 
Privaten?, in: Der Staat 27 (1988), S. 273 
ff. - 

Wer die Privatheit vor dem parlamentarischen 
Kont rollzugr if f schützen will, wird zu einer 
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teleologischen Deutung - angereichert um ent- 
stehungsgeschichtliche Argumente - greifen, die 
dem Untersuchungsverfahren den Zweck eines Kon- 
troll instruments der Exekutive gegenüber zuord- 
net. Das Untersuchungsrecht ist danach ein In- 
formationsinstrument des Parlaments im System 
der checks and balances des Grundgesetzes zur 
Kontrolle insbesondere der Exekutive mit dem 
Ziel, deren politische Verantwortlichkeit ein- 
zufordern. Der Verweis auf die Strafprozeßord- 
nung schafft eine Pflicht für die Exekutive, 
sich mit den dadurch vorgesehenen Eingriffsmit- 
teln dem Untersuchungsbegehren des Parlaments 
stellen zu müssen. Parlamentarische Unter- 
suchung ist dann Mittel der Rückbindung der 
Exekutive an den Volkswillen. Die Unter- 
suchungskompetenz ist dann ein Mittel, parla- 
mentarische Kontrolle exklusiv gegenüber ande- 
rer Staatsgewalt wahrzunehmen. 

- Vgl. Johannes Mansina . wie vor, insbeson- 
dere S. 281-288. - 

Der Gegenschluß liegt dann auf der Hand: Außer- 
halb der Pf lichtigkeiten, die aus der Kompe- 
tenzgebundenheit des amtlichen Handelns resul- 
tieren, ist der Telos parlamentarischer Unter- 
suchung nicht zu erreichen, weil der Private 
eine parallele Rechtfertigung seines Handelns 
dem Parlament nicht schuldet. 

Das ist durchaus scharfsinnig und auch nicht 
unplausibel; "Grundrechte und Demokratie” 
(letztere als Gehäuse konstituierter Amtlich- 
keit) wären dann ein weiteres Mal als "polare 
Legitimation im grundgesetzlichen Gemeinwesen" 

- So Josef Isensee . in: Der Staat 20 

(1981) , S. 161 f. - 

in ihrer grenzscheidenden Kraft für Staat und 
Gesellschaft erkannt; der Zugriff auf die Amt- 
lichkeit als besonderer Pflichtenstatus ist für 
das Parlament prinzipiell unbegrenzt, der Bür- 
ger hingegen schuldet nur Rechenschaft für sein 


Handeln, die das Gesetz ihm in einem ebenfalls 
gesetzlich geordneten Verfahren abverlangt und 
für die im Gesetz der Adressat der Rechenschaft 
benannt ist. Für Handeln im Rahmen erlaubter 
Freiheit ist eine Rechenschaftspflicht in die- 
sem System prinzipiell nicht vorgesehen. Das 
meint etwa Hans Meyer (a.a.O.), wenn er es für 
unzulässig hält, die Geschäftsbeziehungen der 
Deutschen Bank zu Südafrika zu untersuchen. 
Damit spricht Meyer eine zentrale Frage an, die 
die Antragstellerin des Organstreitverfahrens 
allerdings zögern läßt, eine solche Interpre- 
tation des Art. 44 Abs. 1 CG für richtig zu 
halten. In der Konsequenz bedeutet das nämlich, 
daß der gesamte Bereich der Gesetzesvorberei- 
tung, soweit diese auf eine Tatsachenenquete 
angewiesen ist, aus der Untersuchungskompetenz 
ausgegliedert ist. Dieses Ergebnis ist aber im 
Wortlaut des Art. 44 Abs. 1 GG so nicht ange- 
legt. In diesem Sinn hat sich auch bereits der 
Senat im BGAG-Beschluß geäußert. 

- BVerfGE 77, 1 (44) . - 

Die notwendigen Eingrenzungen sind nach Auf- 
fassung des Antragsgegners des Organstreitver- 
fahrens nicht über eine Restriktion der kompe- 
tentiellen Reichweite des Untersuchungsrechts 
zu gewinnen, sondern über Kompetenzausübungs- 
schranken bei der Inanspruchnahme der Untersu- 
chungskompetenz . 

- Ausführlich dazu Helmut Steinberqer , 
Rechtsgutachten erstattet dem 2. Unter- 
suchungsausschuß der 11. Wahlperiode des 
Deutschen Bundestages, Oktober 1988, S. 43 
f. und S. 81 f. - 

Aber immerhin: Es gibt eben auch plausible Er- 
wägungen dafür, das Untersuchungsrecht schon 
kompetenziell zu restringieren mit der Folge, 
daß Private nicht zum Gegenstand parlamentari- 
scher Untersuchung gemacht werden dürfen. Wenn 
das richtig wäre, (es entspricht nicht der 
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Rechtsauf fassung des Antragsgegner s) hätte sich 
die Mehrheit auch aus diesem Grunde bei der 
Ablehnung des Reparaturantrages im Ergebnis 
verfassungsmäßig verhalten. 

b) Bei sämtlichen im Einsetzungsantrag genann- 
ten Firmen handelt es sich um "materiell" Pri- 
vate, denen gegenüber unter (2) zu entwickelnde 
Kompetenz ausübungsschranken bestehen. 

Der umstrittene zweite Reparaturversuch des 
Einsetzungsbeschlusses nennt drei unterschied- 
liche Gruppen von Firmen. Ziffer II Satz 1 
nennt die Howaldtswerke Deutsche Werft AG und 
das Ingenieurkontor Lübeck, Professor Gabler 
Nachf. GmbH, namentlich und ermöglicht daneben 
{ "insbesondere" ) weitere unbenannte Firmen in 
die Untersuchung einzubeziehen. Ziffer II Satz 
2 benennt dann für etwaige Lieferungen von 
Unterseebootteilen keine Firmen mit Namen, son- 
dern fragt ganz allgemein nach Lieferungen 
durch deutsche Unternehmen. 

Daß mit den unbenannten Firmen Privatunterneh- 
men zum Gegenstand der Enquete gemacht werden 
sollen, liegt auf der Hand und ist nicht weiter 
beweisbedürftig. Für die unbenannten Unterneh- 
men kommt deshalb eine Rechtfertigung ihrer In- 
anspruchnahme nach den Maßstäben, die der er- 
kennende Senat im BGAG-Beschluß dargestellt 
hat, nicht in Betracht. Dort hatte der Senat 
die Frage danach, ob Privatunternehmen der par- 
lamentarischen Untersuchung unterliegen, offen- 
lassen können, weil eine solche Pf lichtigkeit 
jedenfalls für solche Unternehmen anzunehmen 
sei, die "aufgrund gemeinwirtschaftlicher Ziel- 
setzung ihrer Tätigkeit in erheblichem Umfang 
aus staatlichen Mitteln gefördert oder steuer- 
lich begünstigt werden und besonderen gesetz- 
lichen Bindungen unterliegen." 


- BVerfGE 77, 1 (45) - BGAG. - 

Daß äquivalent solchen Gedanken nur Firmen in 
die Untersuchung sollen einbezogen werden kön- 
nen, auf die solche besonderen Rechtfertigungs- 
kriterien zutreffen, ist für die unbenannten 
Firmen nicht ersichtlich. Für die unbenannten 
Firmen kann diese Rechtfertigung jedenfalls 
nicht eingreifen. 

Auch für das Ingenieurkontor Lübeck (IKL) gilt 
im Ergebnis nichts anderes. Eine entsprechende 
Rechtfertigung wie für die NEUE HEIMAT ist hier 
rechtlich nicht möglich. Das IKL ist eine GmbH, 
in der nur privates Kapital arbeitet. Der be- 
sondere Öffentlichkeitsbezug, der in Analogie 
zum EGAB-Beschluß aufgebaut werden könnte, wäre 
allenfalls darin zu sehen, daß die genannte 
Firma in erheblichem Maße (aber keineswegs aus- 
schließlich) Auftragnehmer des Bundesministe- 
riums der Verteidigung ist; die Domäne des IKL 
ist die Konstruktion und Planung von Marine- 
schiff sbauten . Wendet man die Formel des BGAG- 
Beschlusses an, kommt es richtigerweise nicht 
nur auf den Öffentlichkeitsbezug des Unter- 
nehmens an, sondern zudem darauf, daß der kon- 
kret zu untersuchende Sachkomplex eine spezi- 
fische Nähe zu der Öffentlichkeitsfunktion auf- 
weist, die die parlamentarische Untersuchung 
rechtfertigt. In den Worten des erkennenden 
Senats muß der zu untersuchende Komplex "Miß- 
stäncle" erfassen, die "damit (damals: mit der 
Gemeinwirtschaftlichkeit, Anm.d.Verf.) in Zu- 
sammenhang stehen", 

- BVerfGE 77, 1 (45) - BGAG. - 

was vorliegend bedeuten würde: Das IKL mag mög- 
licherweise parlamentarischen Untersuchungsver- 
fahren unterliegen, soweit es Auftragnehmer des 
Bundes verteidigungsmini steriums ist. Die spe- 
zifische Nähe zur Auftragnehmereigenschaft für 
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Werkverträge der öffentlichen Hand fehlt aber 
bei dem zu untersuchenden Sachkomplex vollstän- 
dig. Es geht ganz allgemein um Rüstungsexport 
und nicht um Besonderheiten der Auftragserledi- 
gung für die Bundesmarine. 

Zum gleichen Ergebnis kommt man, soweit die 
Howaldtswerke auf der Basis ihrer Rüstungspro- 
duktion für die Bundesmarine in die Untersu- 
chung einbezogen werden sollen. Beim Untersu- 
chungsauftrag geht es nicht um mit der Erfül- 
lung von Rüstungsaufgaben der öffentlichen Hand 
in Beziehung stehende Geschäfte. 

Bei den Howaldtswerken liegt indes ein anderer 
Gedanke nahe, der sich allerdings bei näherem 
Zusehen auch als nicht tragfähig erweist. Man 
könnte argumentativ daran anknüpfen, daß die 
Howaldtswerke im Alleinbesitz öffentlicher 
Hände sind. Ausweislich des Beteiligungsbe- 
richts des Bundesministers der Finanzen 1987 

- Beteiligungen des Bundes im Jahre 1987, 

S. 25 = Anlage 10. - 

ist die Howaldtswerke AG eine mittelbare Bun- 
des- und eine unmittelbare Landestochter . Die 
Bundestochter Salzgitter AG hält 74,9 v.H. und 
das Land Schleswig-Holstein 25,1 v.H. des 
Grundkapitals. Auf die damit übrigens auch ent- 
stehenden bundesstaatsrechtlichen Probleme bei 
einem Mischbesitz der Bundes- und Landesebene 
sei hier nur hingewiesen. Dieses Problem müßte 
auch bedacht werden, wenn man hier zur 
Untersuchungspf lichtigkeit des Unternehmens 
käme. Das mag hier dahinstehen, weil die 
Howaldtswerke AG ohnehin nicht kraft ihrer 
Tochter-Eigenschaft zur öffentlichen Hand zur 
Duldung parlamentarischer Untersuchung ver- 
pflichtet ist. Das genannte Unternehmen gehört 
nämlich nicht zum Sektor der in Privatrechts- 


form agierenden Leistungsverwaltung. Die 
öffentliche Hand ist also nicht zur Erbringung 
staatlicher Leistungszwecke Kapitaleigner. Der 
mit diesem staatlichen Wirtschaften verfolgte 
öffentliche Zweck dürfte vielmehr zum Erwerbs- 
zeitpunkt in der Arbeitsplatzsicherung in der 
krisengeschüttelten Werftindustrie zu suchen 
sein. Ist das Unternehmen aber nicht Teil der 
mittelbaren Staatsverwaltung im Gewände des 
Privatrechts, bleibt das Unternehmen materiell 
privat in dem Sinne, daß es dem aktienrecht- 
lichen Regime verhaftet bleibt mit der Konse- 
quenz, daß die Organe der Aktiengesellschaft 
vollständig und nur auf die Förderung des 
Unternehmenszwecks und des Unternehmenswohles 
verpflichtet sind - und nicht auf irgendwelche 
Gemeinwohlzwecke, die jenseits des in der 
Satzung der Aktiengesellschaft formulierten 
Unternehmenszweckes zu finden wären. Der 
Vorrang des Aktienrechts, der auch für die 
Kraft der Kapitaleignerschaft des Bundes resp. 
der Länder in den Organen der Aktiengesell- 
schaft bestellten Organwalter gilt (§5 76, 116 
i.V.m. § 93 AktG), verpflichtet Vorstand und 
Aufsichtsrat bei ihren Entscheidungen, nur die 
Belange der Gesellschaft zu berücksichtigen. 

- Vgl. nur BGHZ 69, 334 (338 ff.): "Soweit 
sich die öffentliche Hand aber innerhalb 
dieser Grenzen (gemeint ist: haushalts- 
rechtliche Grenzen für staatliche wirt- 
schaftliche (nicht: verwaltungsprivatrecht- 
liche) Betätigung (S 65 Abs. 1 Satz 1 BHO) 
(Anra. d. Verf.)) an einer Groß-AG betei- 
ligt, unterliegt sie wie jeder Aktionär 
voll den Vorschriften des Aktienrechts, es 
sei denn, das Gesetz bestimme (wie in S 394 
AktG) für sie oder ihre Vertreter in den 
Aufsichtsorganen etwas anderes." Zustimmend 
in der Literatur zuletzt: Michael Ronellen- 
fitsch. Wirtschaftliche Betätigung des 
Staates, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), 
Handbuch des Staatsrechts, Bd . III, Das 
Handeln des Staates, 1988, S. 1171 (1185) 
Rdnr. 25. - 
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Deshalb versucht der Bundesfinanzminister z.B. 
bei der Verwaltung des sogenannten industriel- 
len Bundesvermögens auch keine Weisungen an 
"seine" Organwalter in den beherrschten Aktien- 
gesellschaften zu erteilen. Der Vorrang des Ak- 
tienrechts im Sinne der Pflichten der Organe 
der Aktiengesellschaft, dem Unternehmenswohl - 
und keinem sonstigen heteronom gesetzten 
Zweck - verpflichtet zu sein, zeigt sich ganz 
aktuell im Streit um die Aufsichtsratsbesetzung 
bei einem Energieversorgungsunternehmen im 
Mehrheitsbesitz öffentlicher Hände. Dem Urteil 
des Landgericht Hamburgs zufolge muß der das 
Kernkraftwerks-Engagement der Hamburger 
Electrizitätswerke AG nicht mittragende Sozial- 
minister des Landes Schleswig-Holstein den Auf- 
sichtsrat der HEW verlasssen, weil der Minister 
als Aufsichtsratsmitglied verpflichtet sei, den 
Vorteil der Gesellschaft zu wahren, während er 
als zuständiger Minister unablässig für eine 
(für die Gesellschaft verlustreiche) Schließung 
der Kernkraftwerke eintrete. Eine solche 
Pflichtenkollision sei mit dem Status eines 
Aufsichts-ratsmitgliedes unvereinbar . 

- LG Hamburg v. 15.9.1989 - 64 T 9/89 - 
Wollte man den industriellen Beteiligungsbesitz 
der öffentlichen Hand anders behandeln, nähme 
man diesen Gesellschaften die Möglichkeit, sich 
am allgemeinen Kapitalmarkt über die Emission 
von Aktien zu finanzieren, resp. die öffentli- 
chen Hände begäben sich der Chance, sich im 
opportunen Augenblick von ihrem wirtschaftenden 
Engagement wieder zu lösen. Die Bundestochter 
Salzgitter AG ist im Augenblick ein gutes Bei- 
spiel für solche Veräußerung eines 
staatseigenen Unternehmens. Mit den dem Bund 
gehörenden Beteiligungen wird "keine Politik 
gemacht", so daß auch die "industriellen Töch- 
ter" des Bundes und der Länder materiell Pri- 


vatrechtssubjekte bleiben. Kompetenzgebunden 
ist jeweils nur die Entscheidung zum Erwerb der 
Beteiligungen. Alles andere verstieße gegen das 
Aktienrecht - es sei denn, der Bund formulierte 
als Eigentümer die Unternehmenszwecke in der 
Satzung, wozu er rechtlich als Kapitaleigner in 
der Lage wäre, so um, daß diese Unternehmen 
einen öffentlichen Zweck mit zu verfolgen hät- 
ten. Das ist aber im Fall der Howaldtswerke AG 
nicht geschehen. Folgerichtig gilt auch für die 
Howaldtswerke, daß sie als Privatrechtssubjekte 
anzusehen sind wie die im Untersuchungsauftrag 
angesprochenen unbenannten Firmen auch. 

Wenn man es für verfassungsrechtlich erlaubt 
hält, Private unmittelbar zum Gegenstand eines 
parlamentarischen Untersuchungsverfahrens zu 
machen (vgl. oben a) , ist nunmehr noch zu fra- 
gen - die analogen Kriterien, wie sie im BGAG- 
Beschluß für Private entwickelt sind, passen 
hier nicht auf die benannten und unbenannten 
Privatunternehmen -, ob die Voraussetzungen für 
eine Untersuchung Privater vorliegen. 

2. Ziffer II Satz 1 und Ziffer II Satz 2 des 
streitgegenständlichen zweiten Reparaturver- 
suches sind verfassungswidrig, weil die Voraus- 
setzungen, unter denen Private zum Gegenstand 
parlamentarischer Untersuchung gemacht werden 
können (a) , nicht vorliegen (b) . 

a) Wenn man dem parlamentarischen Untersu- 
chungsrecht keine kompetentiellen Restriktionen 
in Richtung einer grundsätzlichen Kompetenz- 
sperre für die Untersuchung Privater auferlegt, 
bedeutet das nach allgemeiner Meinung gleich- 
wohl nicht, daß Private uneingeschränkt öffent- 
lichen Rechenschaftspflichten vor dem Parlament 
ausgesetzt sein könnten. Das belegt bereits die 
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Zurückhaltung des erkennenden Senats im BGAG- 
Beschluß , 

- BVerfGE 77, 1. - 

und dies ist auch im Schrifttum einhellige 
Meinung - nur sind die Konstruktionsversuche, 
mit denen die Privatsphäre geschützt werden 
soll, unterschiedlich geartet. 

- Klaus Stern spricht etwa davon, daß " rein 
private Interessen“ nicht Gegenstand einer 
Untersuchung sein könnten. (Die Kompetenz 
der Untersuchungsausschüsse nach Art. 44 GG 
im Verhältnis zur Exekutive unter besonde- 
rer Berücksichtigung des Steuergeheimnis- 
ses, in: AöR 109 (1984), S. 199 (229); 
keine Untersuchung bei ausschließlich pri- 
vaten Interessen, so Rupert Scholz . Parla- 
mentarischer Untersuchungsausschuß und 
Steuergeheimnis, AöR 105 (1980), S. 564 
(594) ; Joachim Linck . Untersuchungsaus- 
schüsse und Privatsphäre, ZRP 1987, S. 11 
(13 f.), will mit einem "Mißbrauchs- und 
Obstruktionsverbot" bei bloßer Diskredi- 
tierungsabsicht helfen und im übrigen mit 
der Anwendung des Grundsatzes der Verhält- 
nismäßigkeit bei der Anwendung des unbe- 
stimmten Rechtsbegriffes "öffentliches In- 
teresse" arbeiten; ähnlich Ernst-Wolf gang 
Böckenf örde . Parlamentarische Untersu- 
chungsausschüsse und kommunale Selbstver- 
waltung, in: AöR 103 (1978), S. 4 (14 f.); 
weitere Hinweise bei Meinhard Schröder . 
Empfiehlt sich eine gesetzliche Neuordnung 
der Rechte und Pflichten parlamentarischer 
Untersuchungsausschüsse?, Gutachten E für 
den 57. Deutschen Juristentag, 1988, S. E 
20 ff.: Schröder schlägt in seinen Darle- 
gungen eine Kombination verschiedener die 
Privatsphäre schützender Mechanismen vor. - 

Eine zweckgerechte, aber auch den notwendigen 
Grundrechtsschutz gewährleistende Kompetenz- 
abgrenzung für einen Zugriff auf Private mit 
den dem Untersuchungsausschuß zu Gebote stehen- 
den Zwangsmitteln und dem strafrechtlich umheg- 
ten Wahrheitsanspruch ist schwierig. Für eine 
solche Untersuchung wird lediglich ein öffent- 
liches Interesse verlangt, das sich wiederum 
(fast) dadurch konstituiert, daß eine Minder- 


heit im Parlament es mit dem Einsetzungsantrag 
zu einem solchen macht. Auf der anderen Seite 
steht das über die Art und Weise seiner öffent- 
lichen Selbstpreisgabe disponierende Indivi- 
duum, das für diese Entscheidung seiner Selbst- 
preisgabe den Schutz des Persönlichkeitsrechts 
(Art. 1 Abs. 1 i.V.m. Art. 2 Abs. 1 GG) 
genießt, wie das Bundesverfassungsgericht in 
rechtsschöpferischer Ergänzung des Grundrechts- 
katalogs herausgearbeitet hat. 

- Beginnend mit BVerfGE 27, 1 (5 f.) - 
Mikrozensus; weiter z.B. BVerfGE 54, 148 
(155) - Eppler: Zur Entscheidungsfreiheit 
des einzelnen gehört "auch die Entschei- 
dung, ob und wie er mit einer eigenen Äuße- 
rung hervortreten will."; pointiert dann 
auch BVerfGE 63, 131 (142) - Gegen- 
darstellungsrecht: "Der einzelne soll 
darüber befinden können ... ob oder in- 
wieweit Dritte über seine Persönlichkeit 
verfügen können, indem sie diese zum Ge- 
genstand öffentlicher Erörterung machen." 
(So schon im Lebach-Urteil , BVerfGE 35, 202 
(220)); siehe dann auch das Volkszählungs- 
urteil BVerfGE 65, 1 (43). - 

Ist dieser grundrechtliche Ansatz in den Blick 
genommen, ergeben sich die Schlußfolgerungen 
beinahe zwangsläufig. Die Zuordnung autonomer 
Selbstbestimmtheit zum Sektor grundrechtlicher 
Freiheit führt zu einem Rechtfertigungszwang, 
wenn die Staatsgewalt - in welcher ihrer ge- 
waltengegliederten Erscheidungsf ormen auch 
immer - diese grundrechtliche Freiheit ver- 
kürzen will. Das Opfer an Freiheitseinbuße muß 
den Zugewinn an Gemeinwohlförderung auch wert 
sein. Helmut Steinberger hat im Einzelnen nach- 
gewiesen, wie die einfache Rechtsordnung in 
manchen Zusammenhängen diese Grobformel klein- 
arbeitet. 

- Vgl. Helmut Steinberqer . Rechtsgutachten 
erstattet dem 2. Untersuchungsausschuß der 
11. Wahlperiode des Deutschen Bundestages, 
Oktober 1988, S. 90 ff. - 

Die freie Selbstbestimmtheit über die Selbst- 

Präsentation iH rr? rfam *»i n7n1 o t» n Hnrrh Ol non 
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staatlichen Informationszugrif f , der im Wege 
der Zeugnispflichten und durch die Herausgabe 
von Gegenständen realisiert wird (mit den da- 
hinterstehenden Durchsetzungsmitteln und Straf- 
drohungen) ( nur genommen zur Gewährleistung der 
Rechtsordnung. Die Zeugnispflichten in den ge- 
richtlichen Verfahren zeigen das ebenso wie die 
Inanspruchnahme des einzelnen zur Abwehr einer 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ord- 
nung durch polizeirechtliche Maßnahmen. Das 
Recht verfährt aber hier schon in der Anlage 
der Anspruchssituation zugleich grundrechts- 
schützend, indem es den einzelnen nicht schran- 
kenlos den Of fenbarungs- und Mitwirkungspflich- 
ten ausliefert. Die im Einzelfall titulierungs- 
fähigen Pflichten beruhen als Eingriff in die 
Freiheit selbstverständlich auf gesetzlicher 
Grundlage, je nachdem wie tiefdringend sie 
sind, stehen sie unter Richtervorbehalt, je- 
denfalls ganz allgemein unter dem Gebot der 
Verhältnismäßigkeit. Wann immer es die behörd- 
liche Zweckverfolgung erlaubt, werden die bei 
der Einzelperson kraft hoheitlichen Rechts er- 
hobenen Informationen vertraulich behandelt. 
Schwerwiegende Kollisionslagen, wie sie aus be- 
stimmten Loyalitätskonflikten herrühren oder wo 
der Zugriff auf eine mit dem Grundsatz der Men- 
schenwürde unvereinbare Instrumentalisierung 
des einzelnen hinausliefe, hilft die Rechtsord- 
nung mit Schweigerechten zur Durchsetzung des 
nemo-tenetur-Prinzips , mit Zeugnisverweige- 
rungsrechten, Verwertungsverboten usw. und 
bringt so die Belastung des Grund- 
rechtseingriffs mit der Gemeinwohlförderung ins 
Gleichgewicht . 

Genau dies ermöglicht nun auch der Verweis auf 
die Strafprozeßordnung in Art. 44 Abs. 1 GG. 

Für den Fall der Untersuchung Privater wird 
auch auf ein strafprozessuales Prinzip verwie- 


st 

sen, das für die grundrechtliche Lästigkeit, in 
ein Strafverfahren verwickelt zu werden, von 
fundamentaler Bedeutung ist: Es gibt nämlich 
strafprozessual keine Notwendigkeit, sich als 
Bürger - Beschuldigter, Zeuge, Herausgabever- 
pflichteter - diesen Lästigkeiten des straf- 
rechtlichen Ermittlungsverfahrens stellen zu 
müssen, wenn kein auf eine bestimmte Tat be- 
zogener Anfangsverdacht einer Straftat vor- 
liegt . 

- S. dazu BVerfGE 77, 1 (53 f.) - BGAG . - 
Dieses strafprozessuale Prinzip gilt auch - in 
einem sinngemäßen Verständnis - für das parla- 
mentarische Untersuchungsverfahren. Private 
müssen sich parlamentarischer Untersuchung nach 
Maßgabe der Eingriffsmittel der Strafprozeßord- 
nung nur stellen, müssen es sich also nur dann 
gefallen lassen, daß Dritte "über ihre Persön- 
lichkeit verfügen, indem sie sie zum Gegenstand 
öffentlicher Erörterung machen", 

- So die Formel BVerfGE 63, 131 (141) - 
Gegendarstellungsrecht. - 

wenn Ziel des Verfahrens die Gewährleistung der 
Rechtsordnung ist. 

- Für die Anwendbarkeit dieses Prinzips 
auch auf das Untersuchungs verf ahren vgl. 
der Idee nach auch Meinhard Schröder . S. 

E 21. - 

Um die Gewährleistung der Rechtsordnung geht es 
aber nur, wenn hinreichende Anhaltspunkte dafür 
vorhanden sind, daß die Rechtsordnung verletzt 
worden ist. Es müssen also tatsächliche An- 
haltspunkte dafür namhaft gemacht werden kön- 
nen, daß in einem bestimmten benennbaren Wirk- 
lichkeitsausschnitt (strafprozessual: die 
"Tat", 5 264 StPO) die Rechtsordnung mit einer 
gewissen Plausibilität verletzt worden sein 
könnte. Zum Beispiel die strafbewehrte Wahr- 
heitspflicht des als Zeugen Gehörten kann sich 
doch nur rechtfertigen unter dem Gesichtspunkt, 
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eine etwaige Verletzung der Rechtsordnung fest- 
zustellen und gegebenenfalls zu sanktionieren. 
Diese Sicht, die der parlamentarischen Untersu- 
chung nur dann erlaubt. Private zum Gegenstand 
zu machen, wenn Verdachtsmomente für eine Stö- 
rung der Rechtsordnung vorliegen, hat zuletzt 
Helmut Steinberger in grundsätzlicher Weise 
entwickelt; er nimmt damit Tendenzen auf, die 
im jüngsten Schrifttum bereits vertreten worden 
sind, nachdem das Thema "Untersuchung gegen 
Private" auf die Tagesordnung geraten ist. 

- Vgl. Helmut Steinberqer , Rechtsgutachten, 
erstattet dem 2. Untersuchungsausschuß der 
11. Wahlperiode des Deutschen Bundestages, 
Oktober 1988, S. 83 ff.; Otto Depenheuer/ 
Günther Winands . Der parlamentarische Un- 
tersuchungsauftrag: Inhaltliche Bestimmt- 
heit und thematische Reichweite, ZRP 1988, 
258 (262 f . ) : "Verdachtsakzessorietät"; 
sehr deutlich auch Meinhard Schröder , wie 
vor, S. E 21: "'sinngemäß' muß dies (ge- 
meint ist: das Vorliegen eines Anfangs- 
verdachts, Anm. d. Verf.) auch für das 
parlamentarische Untersuchungs verfahren 
gelten, damit eine willkürliche, diskri- 
minierende Instrumentalisierung zu Lasten 
der privat (wirtschaf tlich) en Sphäre mög- 
lichst vermieden wird.”; s. auch bei 
Schröder . S. E 24: "hinreichender Anlaß"; 
ebenso LG Frankfurt v. 22.10.1986 - 5/28 Qs 
16/86 - NJW 1987, 787 (789 r.Sp.) - Neue 
Heimat: "Daraus ergibt sich zumindest ein 
Anfangsverdacht auf Beteiligung der An- 
tragsgegnerin an den aufzuklärenden Um- 
ständen. Der Beschlagnahmeantrag ist somit 
nicht - so die Antragsgegnerin - auf Spe- 
kulation und Ausforschung gerichtet.” - 

Damit steht fest, daß auch die Fassung des 
zweiten streitgegenständlichen Reparaturantra- 
ges dann gegen die Verfassung verstieß, wenn 
keine Anhaltspunkte von einiger Plausibilität 
oder von einigem Gewicht geltend gemacht werden 
können, die einen Verdacht auf rechtswidriges 
Handeln der zu untersuchenden Privaten belegen. 
Dabei sind aus der Sicht des Antragsgegners 
dieses Organstreitverfahrens keine hohen Anfor- 
derungen an die Plausibilität eines Verdachts 
zu stellen; aber es müssen jedenfalls Tatsachen 


vorgetragen werden können, die die Verdächti- 
gung nicht als a limine abwegig erscheinen las- 
sen . 

b) Sowohl für die unbenannten Firmen (vor allem 
Ziffer II Satz 2 des Einsetzungsantrages (aa) 
wie für die benannten Firmen (Ziffer II Satz 1) 

( bb ) fehlt es im Zeitpunkt der zweiten Repara- 
tur an entsprechenden Tatsachen, die einen 
nicht fernliegenden Verdacht auf rechtswidriges 
Verhalten begründen könnten. Insofern war der 
Einsetzungsbeschluß in seiner revidierten Fas- 
sung verfassungswidrig. Das Plenum durfte ihm 
folglich nicht stattgeben. Damit hat der An- 
tragsgegner die geltend gemachten Rechte der 
Antragstellerin nicht verletzt. 

aa) Die Ziffer II Satz 2 des Untersuchungsauf- 
trages stellt sich als bloße Ermittlung "ins 
Blaue" hinein dar. Jedes deutsche Unternehmen, 
das mit der Herstellung waffentechnisch ver- 
wendbarer Marinetechnik beschäftigt ist, könnte 
so in den Kreis der Untersuchung einbezogen 
werden. So liest sich ein Beweisantrag der 
Fraktion Die GRÜNEN vom 22.2.1988 

- 1. Untersuchungsausschuß 11. WP Ausschuß- 
drucks. Nr. 84 = Anlage 11. 

denn auch wie ein Auszug aus dem Branchenre- 
gister unter dem Stichwort: Unterseebootbau. 

Man fragt - unter der Drohung strafbewehrter 
Wahrheitspflicht - bei möglichen tauglichen 
Lieferanten eben einfach mal nach, ob sie mit 
der Angelegenheit zu tun haben. Ein zweites 
Beispiel aus der Ausschußarbeit mag belegen, 
daß auf der Basis der Ziffer II Satz 2 le- 
diglich eine allgemeine Ausforschung beab- 
sichtigt war. Der Antrag vom 8.9.1988 der 
Fraktion Die GRÜNEN zielt darauf ab, dadurch 
Beweis zu erheben, daß alle Unterlagen der 
Firma Krupp-Atlas Elektronik, Bremen, beige- 
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zogen werden, soweit sie sich auf eine beab- 
sichtigte Lieferung von (verkürzt) Untersee- 
bootteilen beziehen. 

- 1. Untersuchungsausschuß 11. WP, Aus- 
schußdrucks. 113 (neu) = Anlage 12. - 

Hintergrund ist ein Interview des "Firmen- 
chefs", in dem dieser von einem geplanten 
Südaf rika-Unterseeboot-Geschäf t berichtet, das 
nicht zustandegekommen sei, weil die Ausfuhrge- 
setze das nicht erlaubt hätten. 

- S. 1. Untersuchungsausschuß 11. WP, 
Ausschußdrucks. 113 (neu) - Antrag der 
Fraktion Die GRÜNEN vom 7.6.1988 = Anlage 
13. - 

Sich um eine Ausfuhrgenehmigung zu bemühen, ist 
nicht rechtswidrig, Anhaltspunkte dafür, daß 
die Firma Krupp-Atlas Elektronik entgegen der 
klaren Aussage im Interview gleichwohl 
Unterseeboote etc. geliefert hätte, sind nir- 
gends ersichtlich. Die Liste solcher Anträge, 
die fern jeder konkreten Verdachtslage sind, 
ließe sich verlängern. Es fehlt Ziffer II Satz 
2 des Einsetzungsbeschlusses jeder eine Ver- 
dachtslage konkretisierende Hintergrund, was 
sich in der Nichtnennung bestimmter "Verdäch- 
tigter" auch bereits andeutet. 

bb) Für die benannten Firmen fehlte es im Zeit- 
punkt des zweiten Reparaturver suchs , als die 
Untersuchung überhaupt erst den Charakter einer 
Mißstandsenquete im privaten Bereich erhalten 
sollte, ebenfalls an jeder Verdachtskonkreti- 
sierung. Als nämlich der zweite Reparaturver- 
such unternommen wurde, war der der parlamenta- 
rischen Untersuchung unterzogene Komplex Gegen- 
stand von mindestens zwei behördlichen 
Ermittlungsverfahren gewesen, die das soge- 
nannte Südafrika-Geschäft gründlich unter die 
Lupe zu nehmen hatten. Die Oberf inanzdirektion 
Kiel hat im Rahmen eines Bußgeldverfahrens 
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- OFD Kiel A 3022 B-Bl 30/86-Z 32. - 

zwei Jahre wegen des Verdachts eines Verstoßes 
gegen das Außenwirtschaftsgesetz ermittelt. Am 
1.11.1988 hat sie dieses Verfahren dann mangels 
Tatverdachts eingestellt. Irgendein Rechtsver- 
stoß gegen geltendes Recht konnte nicht festge- 
stellt werden. 

- Vgl . die Einstellungsverfügung der OFD 
Kiel == Anlage 14. - 

Das schlösse per se die Durchführung eines 
Untersuchungsverfahrens noch nicht aus, wenn 
plausible Anhaltspunkte dafür gegeben wären, 
daß eine solche behördliche Entscheidung 
falsch, unvollständig usw. wäre. Nichts von 
alledem tragen aber die Antragsteller vor. Kein 
einziger konkretisierter Verdachtspunkt, der 
eine solche Annahme der Falschheit der behörd- 
lichen Entscheidung begründen könnte, ist bis- 
her vorgetragen. Besteht aber kein Verdacht 
rechtswidrigen Handelns, ist wegen der im pri- 
vaten Bereich unabdingbaren Verdachtsakzesso- 
rietät der parlamentarischen Untersuchung die 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses un- 
zulässig . 

Auch soweit sonstiges rechtswidriges Verhalten 
(S 353 b StGB) in Rede stehen könnte, ist der 
Tatkomplex behördlich durchleuchtet. Die 
Staatsanwaltschaft Kiel hat den Vorgang zum Ge- 
genstand eines entsprechenden Vorermi ttlungs- 
verfahrens gemacht. Sie hat die Einleitung 
schon eines Ermittlungsverfahrens abgelehnt, 
weil es an konkreten Anhaltspunkten, die einen 
Verdacht stützen könnten, fehlte. 

- Die entsprechenden Ergebnisse hat die 
Staatsanwaltschaft Kiel der Öffentlichkeit 
am 9. Mai 1988 dargelegt. Die entsprechende 
Presseerklärung ist als Anlage 15 beige- 
fügt. Soweit die Staatsanwaltschaft Kiel 
nach dem 9. Mai 1989 Schritte in Richtung 
auf ein Vor ermi t tlungs - oder Ermittlungs- 
verfahren wegen des Verdachts einer 
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Straftat nach § 353b StCB unternommen hat, 
können diese hier außer Betracht bleiben, 
weil sich an der Tatsachenlage, die der 
Entscheidung vom 9. Mai 1989 zugrunde 
liegt, (unstreitig) nichts geändert hat. - 

Auch insoweit ist weder im Zeitpunkt der Ein- 
setzung noch im Zeitpunkt des Repar aturantrages 
vorgetragen worden, daß diese Ermittlungen 
stümperhaft, juristisch unrichtig oder derlei 
geführt worden seien. Irgendwelche Anhalts- 
punkte für einen "Tatverdacht" (im Sinne einer 
auch hier vorausgesetzten restriktiven 
Interpretation) für rechtswidriges Handeln 
waren im Einsetzungszeitpunkt nicht erkennbar. 

Folglich war das Begehren, ganz konkret die be- 
nannten Unternehmen zu einem Gegenstand einer 
Mißstandsenquete zu machen, mangels plausibel 
substantiierbarer Verdachtsmomente nicht recht- 
fertigungsfähig. Dann brauchen aber die Grund- 
rechte der Betroffenen dem parlamentarischen 
Untersuchungsanspruch nicht zu weichen. Die er- 
hebliche - sogar deutlich erheblichere als in 
sonstigen behördlichen Ermittlungsverfahren - 
Prangerwirkung gerade der prinzipiell und rich- 
tigerweise öffentlichen parlamentarischen Un- 
tersuchung darf dem Grundrechtssubjekt nur zu- 
gemutet werden, wenn eine durch plausible Tat- 
sachen belegte Vermutung für rechtswidriges 
Verhalten vorliegt. Gerade die Vermutung 
rechtswidrigen Handelns der namentlich zu un- 
tersuchenden Firmen, für die es irgendwann mög- 
licherweise Anlaß gegeben haben mag, war im 
Zeitpunkt des zweiten Reparaturversuchs durch 
zwei behördliche Ermittlungsverfahren wider- 
legt. Anhaltspunkte dafür, daß diese Ermitt- 
lungsverfahren nicht lege artis geführt worden 
sind, sind wiederum - außer als pauschale Ver- 
dächtigung - nicht vorgetragen worden. Also war 
der Reparaturantrag , gerichtet auf die Untersu- 
chung Privater, wegen dieser konkreten Umstände 


verfassungswidrig. Also litt der reparierte An- 
trag im Entscheidungszeitpunkt an erheblichen 
verf assungsrechtlichen Mängeln. 
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BUNDESVERFASSUNGSGERICHT 
Zweiter Senat 
Der Vorsitzende 

2 BvE 3/89 


1 . Herrn Professor 
Dr. Hans Meyer 
Georg-Speyer-Straße 28 

6000 Frankfurt a.M. 90 


2. Herrn Professor 
Dr. Wolfgang Löwer 
Lotharstraße 3 

6300 Bonn 1 


7500 Karlsruhe 1, den 23.01.1990 

Potlltdi 1771 

Sdiloßbcxirk 1 

Fcrniprcdicr (07 31) 149 - 313 

(oder Uber Vermittlung ; M9I) 

Tel«* 7 836 749 


ßetr.: Organklage der SPD-Fraktion iin Deutschen Bundestag 
gegen den Deutschen Bundestag vom 3- Juli 1989 


Der Senat hat in der genannten Sache beraten. Er gibt zu 
erwägen : 

Der im Streit befindliche Antrag der Antragstellerin 
- BTDrucks. 11/37*17 - hat zum Ausgangspunkt ver fahrensrecht- 
liche Probleme, die bei der Durchführung des Un tersuchungs- 
auftrags des Bundestages entstanden sind. Sie beruhen unter 
anderem auf dem Beschluß des Amtsgerichts Bonn vom 23. Sep- 
tember 1988, der davon ausgeht, daß der Untersuchungsauftrag 
insgesamt verfassungswidrig ist, weil er in die Kompetenz der 
Länder eingreife, sowie auf der Auffassung des Prozeßbevoll- 
mächtigten des Untersuchungsausschusses für das Beschlagnah- 
meverfahren, wonach die Unternehmen, denen gegenüber gericht- 
liche Beschlagnahme-Maßnahmen durchgesetzt werden sollen, im 
Untersuchungsauftrag des Bundestages selbst bezeichnet sein 
müssen. Die Antragstel lerin hat es durch den genannten Antrag 
unternommen, diese verfassungsrechtlichen Bedenken zu beheben 
und, um weiteren Einwänden zu begegnen, unter Nr. II das Wort 
"rechtswidrige" fallengelassen und die während der Tätigkeit 
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des Untersuchungsausschusses entstandene Kontroverse über die 
Reichweite des Untersuchungsauftrages (vgl. insoweit Zwi- 
schenbericht des Ausschusses S. 15 ff.) durch die die Nr. II 
des Untersuchungsauftrages einleitenden Worte und durch die 
Hinzufügung dps Zeitraumes, auf den sich die Untersuchung 
erstrecken soll, auszuräumen gesucht. 

Wie das Protokoll der ßundestagssitzung vom 25. Januar 1989 
(S. 8887 ff.) ergibt, sind die Nrn. I, III und IV des Unter- 
suchungsauftrages ihrem sachlichen Inhalt nach außer Streit, 
wenn man von der Bezugnahme auf die Nr. II in den Nrn. III 
und IV absieht. Aus der Sicht des Senats ist von den zwischen 
den Parteien bestehenden Streitfragen nur wesentlich, ob 
Nr. II des ursprünglich beschlossenen Untersuchungsauftrages 
verfassungsrechtlichen Bedenken begegnet, die auch der Ände- 
rungsantrag nicht behebt. Soweit Untersuchungen sich auf den 
nichtstaatlichen Bereich erstrecken, sind sie - was auch der 
Auffassung der Parteien entsprechen dürfte (vgl. den ein- 
stimmig gefaßten Beweisbeschluß 11/1 des Untersuchungsaus- 
schusses, der die A uf s ic h t sra ts- und Vorstandsprotokolle der 
Salzgitter AG, der HDW und des IKL einbezieht; vgl. auch die 
Vernehmung mehrerer Zeugen aus dem Unternehmensbereich) - 
nach vorläufiger Auffassung des Senats jedenfalls insoweit 
zulässig, als sie zur Aufklärung des in den Nrn. I, III und 
IV genannten Sachverhalts nach dem jeweiligen Stand des Ver- 
fahrens notwendig werden. 

Zu der verfassungsrechtlichen Problematik, die sich ange- 
sichts dieser Sachlage stellt, hat der Senat erwogen: Das 
Minderheitsrecht nach Art. Abs. 1 GG betrifft eine Initia- 
tive zur Aufklärung eines "Sach v prhal ts " (vgl. § 1 Abs. 1 
bwUAG). Mit der Einsetzung des Untersuchungsausschusses macht 
der Bundestag diese Untersuchung zu seiner Sache, auch wenn 
er damit nur dem Antrag einer Minderheit folgt. 

Daraus könnte zu folgern sein: Stößt ein Untersuchungsaus- 
schuß ira Verlauf seiner Tätigkeit darauf, daß verfassungs- 
rechtliche Zweifel an der Korrektheit des Untersuchungsauf- 
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trags dessen Erfüllung gefährden, liegt es in der Verantwor- 
tung des Bundestages zu prüfen, ob mit einer Änderung des 
Untersuchungsauftrages dein Willen de3 Bundestages zur Unter- 
suchung des Sachverhalts, jedenfalls zu einem wesentlichen 
Teil, entsprochen werden kann. 

Im vorliegenden Fall, wo der Wortlaut des Untersuchungsauf- 
trages auf Bedenken stößt, die dessen Erfüllbarkeit in Frage 
stellen, könnte daher, wenn die antragsberechtigte Minderheit 
an der Durchführung des Untersuchungsauftrages festhält, für 
den Bundestag eine verfassungsrechtliche Pflicht bestehen, 
den Untersuchungsauftrag so zu fassen, daß der Untersuchungs- 
ausschuß seine Arbeit fortsetzen kann. Fände das in Art. M 
Abs. 1 GG statuierte Minderheitsrecht seine Fortsetzung in 
einem Anspruch der Minderheit, deren Antrag der Einsetzung 
des Untersuchungsausschusses zugrundeliegt, auf Beseitigung 
der der Fortsetzung der Arbeit des Untersuchungsausschusses 
im Wege stehenden verfassungsrechtlichen Hindernisse, könnte 
der Bundestag von Verfassungs wegen gehalten sein, einem 
Änderungsantrag dieser Minderheit jedenfalls insoweit Folge 
zu geben, als er auf die Beseitigung jener Hindernisse zielt 
und nicht seinerseits verfassungsrechtlichen Bedenken begeg- 
net. Der Minderheit bliebe es in diesem Falle überlassen, den 
Beschluß des Bundestages, soweit er den Änderungsantrag ab- 
lehnt, im anhängigen Verfahren vor dem Bundesverfassungsge- 
richt anzugreifen. 

Der Senat bittet die Parteien, bis zura 1 . März 1 990 mitzutei- 
len, ob auf der Grundlage der dargelegten Erwägungen eine 
parlamentarische Lösung des Konfliktes gefunden worden ist. 
Sollte dies nicht der Fall sein, wird der Senat alsbald ent- 
scheiden. 


(Dr. Mahrenholz) 
Vizepräsident 
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33 Qfl 8 und 9/90 


591 Js 9809/89 


Beschluß 


In dem Ermittlungsverfahren gegen 

1. ) Klaus Ah ler s, 

geboren am 09. August 1935 in Bremen, 
wohnhaft in 2800 Bremen 33, Richtepad 3, 

- Verteidiger: Professor Dr. Dahs, Oxfordstr. 24, 

5300 Bonn - , 

2. ) Peter Hansen-Wester , 

geboren am 30. Juni 1943 in Kiel, 
wohnhaft in 2300 Molfsee, Streitberg 2, 

- Verteidiger: Rechtsanwalt Dr . B&hrens, 

Lorentzendamm 36, 2300 Kiel 1 - , 

3. ) Lutz N o h s e , 

geboren am 02. Februar 1928, 

wohnhaft in 2400 Lübeck-Israelsdor f , Hasselbruchweg 16, 

- Verteidiger: Rechtsanwalt Dr. Zoglmann, 

Maximiliansplatz 18, 8000 München 2 - , 

4 . ) Dr, Fritz Volkmar Georg Abels , 

geboren am 12. November 1931 in Brake, 
wohnhaft in 2400 Lübeck 1, Parkstraße 56, 

- Verteidiger: Rechtsanwalt Rüsse, Hüxter tora 1 lee 2, 

2400 Lübeck - , 


wegen des Verdachts des Verstoßes gegen 
S 34 Außenwirtschaftsgesetz 


«1*0*00*6«.. um ^ \ \ 
i'l.K') 
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Beteiligte und Beschwerdeführerin: 

Howaldtswerke Deutsche Werft AG, Werftstraßc 112-114, 
2300 Kiel 14, 


Ver fahre nsbevol Irr. acht ig ter : 

Rechtsanwalt Michael Kohlhaas, Lorentzendamn 36, 2300 Kiel 1, 


hat die III. große Stra f kämme r - Wirtscha f ts^kammer - 
des Landgerichts Kiel auf den im Rahmen des Beschwerdever f ahrens 
gestellten Antrag der Beschwerdeführerin vom 27. März 1990 
am 28. März 1990 beschlossen: 

Der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Kiel wird 
untersagt, beschlagnahmte Unterlagen, die aus dem 
Gewahrsam der Beschwerdeführerin stammen oder an denen 
sie Eigentums- oder Besitzrechte hat, bis zur Entscheidung 
über die Beschwerden vom 19. Januar 1990 und vom 
6. Februar 1990 einem Untersuchungsausschuß des Deutschen 
Bundestages vorzulegen. Dies gilt auch für Ablichtungen 
solcher Unterlagen. 


Gründe : 

Die Kammer wird demnächst u.a. Uber die Beschwerden der Be- 
schwerdeführerin vom 19. Januar 1990 gegen den Beschluß des 
Amtsgerichts Kiel vom 15. Januar 1990 - 43 Gs 2392/90 bzw. 

43 Gs 83-84/90 - und vom 6. Februar 1990 gegen den Beschluß des 
Amlüytti iuliLs Kiel vom 29. Januar 1990 - 43 Gs 203/90 - ent- 
scheiden. Die Beschwerdeführerin hat aufgrund des im Grund- 
gesetz verankerten Rechtsstaatsprinzips (Artikel 20 Abs. 3 GG) 
einen Anspruch auf ein faires Verfahren und damit auch einen 
Anspruch darauf, daß die Boschwerdeentscheidung der Kammer 
nicht durch vorherige Handlungen der Staatsanwaltschaft unter- 
laufen wird. Denn diese Entscheidung konnte auch dahin lauten, 
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daß die Beschlagnahmeanordnung rechtswidrig und aufzuheben ist. 
Die Beschwerdeführerin hätte in diesem Fall einen Anspruch dar3u: 
die im Tenui bezeiehneten unterlagen wieder ausgensnäigt 2u er- 
halten, ohne daß zuvor Dritte - wie die Mitglieder des Parlamen- 
tarischen Untersuchungsausschusses, eventuell auch die Presse - 
von ihrem Inhalt Kenntnis erlangt haben. 

Das Recht des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses auf 

Einsicht in Ermittlungsakten bzw. Beweisstücke im Rahmen der 

Durchführung des ihm erteilten Untersuchungsauftrages (Artikel ^ ■) 

Absatz 3 GG) ist wegen des gleichzeitig durchgeführten staatsan- 

aJriu* 

waltlichen Ermittlungsverfahrens tu wägen gegen das Grundgesetz lic 
verankerte Recht der Beschwerdeführerin auf ein faires Verfahren 
(vgl. auch OLG Köln NJW 1985, 336 mit weiteren Nachweisen) . 

Hier ist nicht ersichtlich, daß bei der weiteren Arbeit des 
Parlamentarischen Untersuchungsausschusses die bis zur Beschwerde 
entscheidung der Kammer noch eintretende verhältnismäßig geringe 
zeitliche Verzögerung nicht in k'auf genommen werden könnte. 
Zugunsten der Beschwerdeführerin kommt hinzu, daß die Staatsan- 
waltschaft bei dem Landgericht Kiel ausweislich eines Aktenver- 
merks dem Verteidiger Dr. Zoglmann zugesichert hat, dem Unter- 
suchungsausschuß beschlagnahmte Unterlagen vor der Beschwerde- 
entscheidung der Kammer entweder gar nicht oder jedenfalls nicht 
zur Verfügung zu stellen, ehe die Verteidigung zuvor Gelegen- 
heit zur Stellungnahme hatte. Diese Zusage ist unstreitig auch 
auf den Verfahrenßbevollmächtigten der Beschwerdeführerin er- 
streckt worden. Das Amtsgericht hat diese Zusage in seinem 
Nichtabhilfebeschluß vom 29. Januar 1990 auch noch einmal aus- 
drücklich hervorgehoben. Wenn die Staatsanwaltschaft nunmehr 
unter Mißachtung dieser Zusage dem Untersuchungsausschuß be- 
schlagnahmte Unterlagen zuzuleiten beabsichtigt, so würde die 
Ausführung dieser Absicht einen Verstoß gegen den Grundsatz 
eines fairen Verfahrens darstellen. 

Da die Vorlage beschlagnahmter Unterlagen vor dem Untersuchungs- 
ausschuß am 28. März 1990 nachmittags erfolgen soll, bedurfte 
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es einer Ei lentsche idung der Kammer, um die Durchführung des 
Beschwerdever fahrens nach rechtsstaat liehen Grundsätzen zu 
gewährleisten . 

Urb hLijl /Co 

Vorsitzende Kichterin Richte:' 

am Landgericht am Landgericht 
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Beglaubigte Absdirift 


33 Qs 16/90 


591 Js 9800/89 


B e s c h 1 u 



In dem Ermittlungsverfahren gegen 

1 . ) Klaus A h 1 e r s , 

geboren am 9. August 1935 in Bremen, 
wohnhaft in 2800 Bremen 33, Richtepad 3, 


— V Q +* t q i ci i 1 


- J »WA.L/OOV-/A. LS 1. 


V S\ X U/A. U . 


~> a n.-, „ _ 

L- I t ^ W *-* V 4 t « ■ 


2. ) Peter Hansen-Wester , 
geboren am 30, Juni 1943 in Kiel, 
wohnhaft in 2300 Molfsee, Streitberg 2, 

- Verteidiger: Rechtsanwalt Dr. Behrens, Lorentzendamm 36, 

2300 Kiel 1 - , 


3 . ) Lutz N o h s e , 

geboren am 2. Februar 1928, 

wohnhaft in 2400 Lübeck- Israelsdorf , Hasselbruchweg 16, 

Beschwerdeführer , 

- Verteidiger: Rechtsanwalt Dr. Zoglmann, 

Maximiliansplatz 18, 8000 München 2 - , 


4.) Dr. Fritz Volkmar Georg Abels , 
geboren am 12. November 1931 in Brake, 
wohnhaft in 2400 Lübeck 1, ParkstraBe 56, 

- Verteidiger: Rechtsanwalt Rüsse, Ilüxter torallee 2, 

2400 Lübeck - , 

wegen des Verdachts des Verstoßes gegen 
S 34 Außenwirtschaftsgesetz 
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Beteiligte und Beschwerdeführerin: 

Ingenieurkontor Lübeck GmbH, Nils-Bohr-Ring 5, 2300 Lübeck , 
Verfahrensbevollmächtigter ; 

Rechtsanwalt Dr , S.-J. Zoglmann, Maximiliansplatz 18, 

8000 München 2, 

hat die III. grosse Strafkammer - Wirtschaftsstrafkammer - des 
Landgerichts Kiel auf den im Rahmen des Beschwerdeverfahrens 
gestellten Antrag der Beschwerdeführer vom 28. März 1990 
am 28. März 1990 beschlossen: 

Der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Kiel wird unter- 
sagt, beschlagnahmte Unterlagen, die aus dem Gewahrsam der 
Beschwerdeführer stammen oder an denen sie Eigentums- oder 
Besitzrechte haben, bis zur Entscheidung Uber die 
Beschwerden vom 6. Februar 1990 einem Untersuchungsausschuß 
des Deutschen Bundestages vorzulegen. Dies gilt auch für 
Ablichtungen solcher Unterlagen. 

Gründe ; 

Zur Begründung wird Bezug genommen auf den am heutigen Tage 
ergangenen, in Ablichtung beigehefteten Beschluß der Kammer, 
betreffend die Howaldtswerke Deutsche Werft AG in Kiel 
- 33 Qs 8 und 9/90 - . 


Röhl 


Schef f ler 


Hoops 


Vorsitzende Richterin Richter Richter 

am Landgericht am Landgericht am Landgericht 



^B^glaubigt: 

fctsOL'OC&l 

Juxti/arK’citclltc 

als I 'rUumJr.htfarr.tin d-.v Geschäftsstelle 
des Landgerichts 
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AMTSGERICHT BONN 


BESCHLUSS 


In dem Beschlagnahmeverfahren 

des 1. Untersuchungsausschusses der 11. Wahlperiode des Deutschen 
Bundestages, vertreten durch seinen Vorsitzenden, den Angeordneten 
Horst Eylroann MdB, Bundeshaus, 53oo Bonn 1, 


Beschwerdeführers , 


gegen 

1. die Howaldtswerke Deutsche Werft AG, vertreten durch den 
Vorstand, dieser vertreten durch seinen Vorsitzenden Klaus 
Neitzke, Werftstraße 112-114, 23oo Kiel 14, 

-Verfahrensbevollmächtigte : Rechtsanwälte Prof. Dr. Hans Dahs u.a. 

Oxfordstraße 24, 53oo ßonn 1 

2. die Ingenieurkontor Lübeck, Prof. Gabler Nachf. GmbH, 
vertreten durch ihren Geschäftsführer 
Niels-Bohr-Ring 5, 24oo Lübeck 1, 

- Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. S.J. Zoglmann u.a. 

Maximiliansplatz 18/IV, 8ooo München 2 - 


Beschwerdegegnerinnen , 


2 
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wird der Beschwerde des Beschwerdeführers gegen 
den Beschluß vom 23. September 19B8 - 5o Gs 5oo/88 - 
nicht abgeholfen und die Sache der 1. großen Straf- 
kammer bei dem Landgericht Bonn zur Entscheidung 
vorgelegt. 

Im übrigen werden folgende Schreibfehler in dem angefochtenen 
Beschluß berichtigt: 

Auf Seite 3, dritter Absatz, vorletzte Zeile, vorletztes 
Wort heißt es statt " Indeskretion " richtig : Indiskretion ; 

auf Seite lo, dritter Absatz, 4. Zeile , 5 letztes Wort 
heißt es statt " erforderlich " richtig : erforderliche ; 

auf Seite 11, dritter Absatz, 2. Zeile, 5 letztes Wort 
heißt es ebenso statt " erforderlich " richtig : erforderliche; 

auf Seite 12, vorletzte Zeile, 3. Wort heißt es statt 
" das " richtig : daß; 

auf Seite 13, letzte Zeile heißt es statt' " 465 " richtig : 467 


Gründe : 

Durch den angefochtenen Beschluß vom 23. September 19B8 
- 5o Gs 5oo/88 - , auf den vollinhaltlich Bezug genommen wird, 

sind die Anträge des Beschwerdeführers auf Beschlagnahme von Akten 
und Unterlagen der Beschwerdegegnerinnen betreffend das soge- 
nannte U-Bootgeschäft mit Südafrika zurückgewiesen worden, weil 
der dem Beschwerdeführer erteilte Untersuchungsauftrag in seiner 
damaligen Fassung verfassungswidrig war. Dem hat der Deutsche 
Bundestag nunmehr zwar Rechnung getragen und den Untersuchungs- 
auftrag auf Antrag aller Fraktionen gemäß Bundestagsdrucksache 
11/6463 vom 14.2. 1990 am 15. Februar 1990 geändert. 


- 3 
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Inzwischen hat aber aufgrund von Beschlüssen des Amtsgerichts 
Kiel die Staatsanwaltschaft Kiel umfassend Akten und Unter- 
lagen der Beschwerdegegnerinnen in einem gegen Verantwortliche der Beschwer- 
degegnerinnen angestrengten Strafermittlungsverf ähren 
591 Js 98oS/89 beschlagnahmt und sichergestellt mit Ausnahme der 
Akten und Geschäftsunterlagen der Beschwerdegegnerin zu 2), 
die bereits dem Vorgänger des Beschwerdeführers, dem 4. Unter- 
suchungsausschuß der lo. Wahlperiode des Deutschen Bundestages 
Vorgelegen haben, nach Beendigung der lo. Wahlperiode zurückge- 
geben worden waren und jetzt von der'Beschwerdegegnerin zu 2) 
ausgelagert und nicht auf gefunden worden sind. 


Diese Gegenstände will die Beschwerdegegnerin zu 2) freiwillig 
an die Behörde herausgeben, die künftig das Kieler Ermittlungs- 
verfahren 591 Js 98o9/89 weiterführen wird. Welche das ist / 
steht zur Zeit noch nicht fest. Inzwischen hat nämlich weiter 
die 3. Große Strafkammer in Kiel - 33 Qs 8,9 und 16/90 

- durch Beschluß vom 4. Juli 1990 die Beschlagnahme zwar 

- bis auf einzelne ihr unwesentlich erscheinende Schriftstücke- 
aufrechterhalten, jeden Verdacht eines strafbaren Verhaltens 
aber verneint, vielmehr lediglich den Anfangsverdacht einer 
Ordnungswidrigkeit nach § 33 Außenwirtschaftsgesetz nur bejaht 
und der Staatsanwaltschaft Kiel dementsprechend nahegelegt, 
das Ermittlungsverfahren an die für die Verfolgung einer 
solchen Ordnungswidrigkeit zuständige Oberfinanzdirektion Kiel 
abzugeben. Ob die Staatsanwaltschaft Kiel dem nachkommt, 

ist noch nicht entschieden. 


Inzwischen hatte auch die Staatsanwaltschaft Kiel zunächst 
bereits Kopien aus den von ihr beschlagnahmten Akten und 
Unterlagen nach zuvor erfolgter Einstufung als VS -geheim 
dem Beschwerdeführer überlassen, bis ihr das für die Dauer 
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des bei der dritten Großen Strafkammer in Kiel anhängigen, 
jetzt abgeschlossenen Beschwerdeverfahrens vorläufig unter- 
sagt wurde. Obwohl daraufhin der Beschwerdeführer beschlossen 
hatte, diese Kopien und die davon für die Ausschußmitglieder 
gefertigten Kopien auf der Geheimschutzstelle des Deutschen 
Bundestages zu deponieren und bereits am 15. Juni 1987 seine 
Mitglieder zur Geheimhaltung aller bei dienstlichen Stellen 
als VS - geheim eingestuften und dem Ausschuß übermittelten 
Urkunden verpflichtet hatte, verbreiteten die Ausschußmitglieder 
Frau MdB Angelika Beer und Frau MdB Uschi Eid am 28.3. 1990 
eine Pressemitteilung über den angeblichen Inhalt dieser 
Kopien. Wegen dieses Vorfalls hat die Staatsanwaltschaft 
Bonn unter 5o AR 95/90 gegen die beiden genannten Ausschußmit- 
glieder Vorermittlungen eingeleitet und die Aufhebung ihrer 
Immunität beantragt. 

Darüberhinaus erschienen im Bilde alsbald nach der Übermittlung 
jener Kopien an den Beschwerdeführer auch Aktenteile in den 
Illustrierten "Spiegel " und " Stern" und den Fernsehsendungen 
"Panorama" und " Monitor". 


Die beiden genannten Ausschußmitglieder sind bisher auf 
Aufforderung des MdB Bohl durch ihre Fraktion nicht ausge- 
wechselt worden. Vielmehr hat ihre Fraktionssprecherin Frau 
MdB Dr. Antje Vollmer geantwortet : " Der Fraktionsvorstand 
möchte, daß sie diese erfolgreiche Aufklärungsarbeit mit 
Volldampf fortsetzen. " 

Der Beschwerdeführer ist der Auffassung, im Hinblick auf die 
geänderte Fassung seines Untersuchungsauftrages seien nunmehr 
die begehrten Papiere zu beschlagnahmen. Dem stünde die Be- 
schlagnahme durch die Staatsanwaltschaft in Kiel nicht entgegen. 
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da diese unter einem anderen rechtlichen Gesichtspunkt erfolgt 
sei und nicht alle von dem Ausschuß benötigten Papiere be- 
schlagnahmt seien. Außerdem sei die gerichtliche Beschlagnahme 
auch erforderlich wegen der vom Bundesverfassungsgericht vorge- 
schriebenen richterlichen Überprüfung und Selektion beschlagnahmter 
Firmenpapiere darauf, welche Teile von ihnen dem Beschwerdeführer 
als Untersuchungsausschuß überlassen werden dürften und 
welche nicht. 


Schließlich habe der Beschwerdeführer alle vom Bundesver- 
fassungsgericht verlangten Vorkehrungen zur Geheimhaltung 
der Papiere getroffen, die freilich nicht alle Verstöße 
ausschließen könnten. Solche müßten aber hingenommen werden. 
Er beantragt daher, 


nach den früher gestellten Anträgen zu 
beschließen. 


Die Beschwerdegegnerinnen beantragen unter Wiederholung ihres 
früheren Vorbringens, 

die Beschwerde zurückzuweisen. 


Die Beschwerdegegnerin zu 1) ist der Auffassung, für die 
begehrte Beschlagnahme sei wegen der bereits durch die Staats- 
anwaltschaft Kiel erfolgten Beschlagnahme kein Raum mehr. 

Die Beschwerdegegnerin zu 2) hält im Hinblick auf das Ver- 
halten der obengenannten Ausschußmitglieder eine Beschlagnahme 
derzeit für ausgeschlossen. 

Der jetzt erhobenen Beschwerde kann bei der derzeitigen Sach- 
lage aus anderen zwischenzeitlich eingetretenen Gründen als 
denen in dem Beschluß vom 23. September 1988 nicht abgeholfen 
werden. 
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Soweit die mit dem Beschlagnahmebegehren herausverlangten 
Papiere sich bereits in Händen der Staatsanwaltschaft Kiel 
befinden, können sie nicht mehr bei den Beschwerdegegnerinnen 
beschlagnahmt werden und stellt sich das Begehren der. Sache 
nach als Verlangen nach Herausgabe weiterer Kopien durch die 
Staatsanwaltschaft Kiel dar. Hierüber zu befinden, ist jedoch 
nicht Aufgabe des angerufenen Amtsgerichts sondern nach §§ 
23,25 EGGVG des Oberlandesgerichts in Schleswig. Hierbei 
handelt es sich nämlich um das Verlangen nach einem Justiz- 
verwaltungsakt , für das der Rechtsweg zu den ordentlichen 
Gerichten gegeben und die Zuständigkeit eines Strafsenats 
des örtlichen Oberlandesgerichts begründet ist. 

Etwas anderes gilt im vorliegenden Falle nicht etwa deshalb, 
weil gemäß dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 
5. November 1986 ( BVerfGE 74/7 ff) für einen parlamentarischen 
Untersuchungsausschuß beschlagnahmte Papiere vor ihrer 
Weitergabe an den Ausschuß zunächst richterlich daraufhin 
durchzusehen sind, ob sie für die sich aus dem Untersuchungs- 
auftrag ergebenden Beweisthemen von Bedeutung sein können. 

Denn in diesem Fall kann und muß das zuständige Oberlandes- 
gericht auch diese Vorprüfung vornehmen, das im übrigen nach 
§ 23 EGGVG auch über Einwendungen der Beschwerdegegnerinnen 
gegen die Herausgabe zu befinden hat. 


Sofern die Staatsanwaltschaft Kiel gemäß dem Beschluß der 
3. Großen Strafkammer in Kiel ihr Ermittlungsverfahren an die 
Oberfinanzdirektion Kiel abgibt, kann und muß das dann für 
das Herausgabeverlangen und Einwendungen dagegen zuständige 
Verwaltungsgericht in gleicher Weise verfahren. 
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Dabei wird der Rechtsschutz der Beschwerdegegnerinnen in 
keiner Weise verkürzt. 


Soweit die herausverlangten Papiere der Staatsanwaltschaft Kiel 
noch nicht vorliegen, kann jedenfalls derzeit ebenfalls dem 
Beschlagnahmebegehren nicht gefolgt werden, da dem Beschwerde- 
führer in seiner jetzigen Besetzung Mitglieder angehören, 
gegen die die Staatsanwaltschaft Bonn wegen Vergehens nach 
§ 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB mit dem Ziel der Aufhebung ihrer 
Immunität vorermittelt , bei denen im Hinblick auf ihre 
Presseerklärung vom 28. März 1990 auch naheliegt, daß sie 
geheime Papiere an die obengenannten Medien weitergegeben 
haben, und schließlich im Hinblick auf die oben erwähnte 
Erklärung ihrer Fraktionssprecherin ernstlich zu besorgen ist, 
daß sie in dieser Weise fortfahren. 


Oie Herausgabe von Firmenakten und-papieren an einen 
parlamentarischen Untersuchungsausschuß setzt nämlich voraus, 
daß wirksame Vorkehrungen für den Datenschutz getroffen 
worden sind ( vergl. BVerfGE 67/lol ff , 74/7 ff ) , insbesondere 
wenn wie hier das Verhalten der betroffenen Firmen selbst 
nicht Gegenstand des Untersuchungsauftrags des Beschwerde- 
führers ist. Hierzu gehört auch die eindeutige Selbstbindung 
sämtlicher Ausschußmitglieder an die ihnen auferlegte Geheim- 
haltung ( vergl. VG Mainz NVwZ 1986/ 589 ff ). 


Dazu hat zwar der Beschwerdeführer die vom Bundesverfassungs- 
gericht geforderten Vorkehrungen beschlossen. Dies genügt hier 
jedoch nicht, solange dem Ausschuß Mitglieder angehören, 
die im Verdacht strafbarer Verletzung ihrer Geheimhaltungs- 
pflichten stehen und von denen weiterhin zu besorgen ist, 
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daß sie sich an das Beschlossene nicht halten, da die be- 
schlosenen Vorkehrungen nicht hinreichen, solange solche 
Ausschußmitglieder nicht gegen andere unverdächtige ausge- 
wechselt sind, von denen im Ernst erwartet werden darf, 
daß sie die Gesetze achten. 


Bonn, den 16. Juli 1990 
Amtsgericht, Abteilung 5o 


(Hertz-Eichenrode ) 
Richter am Amtsgericht 

Ausgefert 


(Kraft) 

beamti 



ingestellte als Urkunds' 
de# Geschäftsstelle 
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31 Qs 75/90 


LANDGERICHT BONN 


Beschluß 


In dem Beschlagnahmeverfahren 

des 1. Untersuchungsausschusses der 11. Wahlperiode des Deutschen 
Bundestages, vertreten durch seinen Vorsitzenden, den Angeordneten 
Horst Eylmann MdB, Bundeshaus, 5300 Bonn 1 

- Beschwerdeführers - 

gegen 

1. die Howaldtwerke Deutsche Werft AG, vertreten durch den Vorstand, 
dieser vertreten durch seinen Vorsitzenden Klaus Neitzke, Werft- 
straße 112 - 114. 2300 Kiel 14, 

Verfahrensbevol lmächtigte : Rechtsanwälte Prof. Dr. Hans Dans u.a.. 

Oxfordstraße 24. 5300 Bonn 1 

2. die Ingenieurkontor Lübeck. Prof. Gabler Nachf. GmbH, vertreten 
durch ihren Geschäftsführer, Niels-Bohr-Ring 5, 2400 Lübeck 1, 

Verf ahrensbevol 1 macht igte : Rechtsanwälte Dr. S.J. Zoglraann u.a,, 

Maximi 1 i anspl a tz 18/IV, 8000 München 2 

- Beschwerdegegnerinnen - 


wegen Beschlagnahme von Geschäftsunterlagen der Beschwerdegegnerinnen 
im Zusammenhang mit den Untersuchungen des sogenannten U-Boot Unter- 
suchungsausschusses 

hat die 1. Strafkammer des Landgerichts Bonn 
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auf die Beschwerde des Untersuchungsausschusses gegen den Beschluß des 
Amtsger i chts Bonn vom 23.09.1988 - 50 6s 500/88 - 

am 30.07.1990 beschlossen: 


Auf die Beschwerde gegen den Beschluß des Amtsgerichts Bonn vom 
23.09.1988 - Aktenzeichen: 50 6s 500, 499/88 - wird dieser mit 
der Maßgabe aufgehoben, daß die Beschlagnahme aller Akten und 
6eschäf tsunterlagen der Antragsgegnerin zu 2), die bereits an 
den 4. Untersuchungsausschuß der 10. Wahlperiode des Deutschen 
Bundestages herausgegeben worden waren, angeordnet wird. 

Hinsichtlich dieser Unterlagen wird der Ermittlungsrichter beim 
Amtsgericht Bonn angewiesen, diese unter Berücks i cht igung der 
vom Bundesverfassungsgericht in BVerf6E 77, Seiten 1 ff. auf- 
gestellten Grundsätze auszuwerten und die danach auszuhändi- 
genden Unterlagen erst dann an den Beschwerdeführer herauszu- 
geben, wenn die ordnungsgemäße Geheimhaltung entsprechend den 
Regeln des Deutschen Bundestages gewährleistet erscheint. 

Im übrigen wird die Beschwerde verworfen. 

Gerichtsgebühren werden um 1/4 ermäßigt. 

Der Beschwerdeführer trägt die Kosten des Verfahrens einschließ- 
lich seiner eigenen notwendigen Auslagen. 


Gründe: 

1 . 

Der Bundestag hatte in seiner 10. Legislaturperiode gemäß Artikel 44 
Abs. 1 GG einen Untersuchungsausschuß eingesetzt, der u.a. zu klären 
hatte, in welchem Umfange und in welcher Art und Weise sich Bundeskanz- 
ler Dr. Helmut Kohl, andere Mitglieder der Bundesregierung oder 
sonstige staatliche Stellen mit der beabsichtigten Lieferung von U- 
Booten oder Konstruktionsunterlagen für den Bau von U-Booten an die 
Republik Südafrika befaßt haben. Aufgrund des Ablaufs der Legislaturpe- 
riode kam es nicht zu einem gemeinsamen Abschlußbericht des 
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Ausschusses. Die Meinungen der im Bundestag vertretenen Parteien 
darüber, ob dieser Ausschuß den zu untersuchenden Fragenkomplex ab- 
schließend aufgeklärt hatte, waren kontrovers. Jedenfalls stellte die 
Fraktion der SPD im Deutschen Bundestag in der 11. Wahlperiode gemäß 
Drucksache 11/50 unter dem 11.03.1987 folgenden vom Fraktionsvorsitzen- 
den Unterzeichneten Antrag: 


"Der Bundestag wolle beschließen: 

Es wird ein Untersuchungsausschuß gemäß Artikel 44 des Grundgesetzes 
eingesetzt. Ihm sollen elf Mitglieder angehören. 

Der Ausschuß soll klären: 


I. 

In welcher Weise haben sich Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, andere Mit- 
glieder der Bundesregierung, Ministerpräsidenten von Bundesländern. 
Mitarbeiter von Ministerien oder anderen staatlichen Stellen und der 
bayerische Ministerpräsident Dr. h.c. Franz Josef Strauß mit der beab- 
sichtigten Lieferung von Unterseebooten oder Konstruktionsunterlagen 
für den Unterseebootsbau an die Republik Südafrika befaßt, obwohl der- 
artige Lieferungen nach internationalem und deutschem Recht verboten 
sind? 


II. 

Unter welchen Umständen ist die rechtswidrige Lieferung von Konstruk- 
tionsunterlagen für den Unterseebootsbau durch Unternehmen aus der 
Bundesrepublik Deutschland an die Republik Südafrika zustandegekommen 
und erfolgt? Sind neben Konstruktionsunterlagen auch Teile von Unter- 
seebooten geliefert worden, und welche Unternehmen oder Staaten waren 
an diesen Geschäften beteiligt? 


III. 

Vas haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder andere Mitglieder der 
Bundesregierung, Ministerpräsidenten von Bundesländern, Mitarbeiter von 
Ministerien oder anderen Staat 1 ichen Stellen getan oder unterlassen, um 
die rechtswidrige Lieferung von Konstruktionsunterlagen für den Unter- 
seebootsbau an die Republik Südafrika rechtzeitig zu verhindern? 

IV. 

Vas haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder andere Mitglieder der 
Bundesregierung, Ministerpräsidenten von Bundesländern, Mitarbeiter von 
Ministerien oder anderen staatlichen Stellen getan oder unterlassen, um 
nach der rechtswidrigen Lieferung den Sachverhalt unverzüglich und 
vollständig aufzuklären und den Schaden für die Bundesrepublik Deutsch- 
land und die deutsche Wirtschaft zu begrenzen? 

V. 

Dem Verfahren des Untersuchungsausschusses werden die Regeln zugrunde- 
gelegt, die von den Mitgliedern der Interparlamentarischen Arbeits- 
gemeinschaft im Entwurf eines Gesetzes, über Einsetzung und Verfahren 
von Untersuchungsausschüssen formuliert wurden, soweit sie geltendem 
Recht nicht widersprechen, und wenn nach übereinstimmender Auffassung 
der Mitglieder des Untersuchungsausschusses keine sonstigen Bedenken 
dagegen bestehen.“ 
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Dieser Antrag wurde in 11. Bundestag in der 8. Sitzung von 02.04.1987 
beraten. In der Debatte erhoben Sprecher der Mehrheitsfraktionen von 
CDU und FDP im Hinblick auf die weite Fassung des Antrages verfassungs- 
rechtliche Bedenken. Vor allem sei zweifelhaft, ob der Untersuchungs- 
auftrag nicht unzulässig in Länderkompetenzen eingreife. Gleichzeitig 
betonten sie jedoch, daß man diese Bedenken zurückstellen und den An- 
trag passieren lassen wolle, insbesondere deshalb, weil - wie der 
Sprecher der CDU-Fraktion hervorhob - man das Minderheitsrecht nach 
Artikel 44 GG respektiere. 

Am Ende der Debatte ließ die amtierende Präsidentin des Deutschen 
Bundestages zunächst über einen weitergehenden Einsetzungsantrag der 
Fraktion “Die Grünen" förmlich abstimmen. Nachdem dieser Antrag mehr- 
heitlich abgelehnt worden war, erklärte die Präsidentin: 

“Vir brauchen über den Antrag der SPD nicht abzustimmen. Der Deutsche 
Bundestag ist bei einem Antrag eines Viertels seiner Mitglieder ver- 
pflichtet, einen Untersuchungsausschuß einzusetzen. Der Antrag der 
Fraktion der SPD entspricht diesen Voraussetzungen. Ich kann somit 
feststellen, daß gemäß Art. 44 Abs. 1 des Grundgesetzes der Unter- 
suchungsausschuß eingesetzt ist." 

In der Folgezeit ist der Untersuchungsausschuß von den Fraktionen be- 
schickt. worden und zusammengetreten. Er hat verschiedene Beweise erho- 
ben und u.a. die Beiziehung der sich auf den Untersuchungsauf trag be- 
ziehenden Akten der Beschwerdegegnerinnen beschlossen. Den betroffenen 
Firmen hat er durch Beschluß die vorläufige Einstufung der Firmenakten 
als "VS-Geheim" zugesichert. Außerdem wurden die Mitglieder des Aus- 
schusses entsprechend der Geheimhaltungsvorschriften des Deutschen 
Bundestages besonders zur Geheimhaltung verpflichtet. Daraufhin 
erklärten sich die Beschwerdegegnerinnen nach weiteren Verhandlungen 
Anfang Oktober 1987 bereit, von ihnen ausgewählte und für ausreichend 
erachtete Unterlagen herauszugeben. Da dies dem Untersuchungsausschuß 
nach Durchsicht der Akten jedoch nicht ausreichend erschien, beschloß 
er am 12.11.1987, die gerichtliche Beschlagnahme weiterer Akten, er- 
forderlichenfalls Durchsuchung der Geschäftsräume der Beschwerdegeg- 
nerinnen zu beantragen. 

Weil zwischenzeitlich jedoch bei allen Fraktionen aufgrund der weiten 
Fassung des Untersuchungsauftrages verfassungsrechtliche Bedenken auf- 
getreten waren, versuchte die Einsetzungsminderheit zunächst eine 
parlamentarische Änderung des Untersuchungsauftrages herbeizuführen, 
der diesen Bedenken Rechnung tragen sollte. Die Mehrheit des Bundestages 
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lehnte eine Änderung des Einsetzungsbeschlusses mit der 
Begründung, der geänderte Antrag enthalte eine erneute Erweiterung des 
Untersuchungsauftrages , ab. Daraufhin faßte der Beschwerdeführer, den 
zwischenzeitlich eingetretenen Änderungen Rechnung tragend, am 
19.05.1988 folgenden ßeweisbeschluß: 

"Beschluß über die Einleitung von Beschlagnahmever fahren gegen HDW und 
IKL 

I. Der 1. Untersuchungsausschuß des 11. Deutschen Bundestages bean- 
tragt, zur Durchführung seines Beweisbeschlusses 11-1 vom 3. Juni 
1987 bei dem zuständigen Amtsgericht Bonn, 

1. die Beschlagnahme 

a) aller Akten und Geschäftsunterlagen der Howaldts-Werke 
Deutsche Werft AG und des Ingenieurkontores Lübeck, die be- 
reits an den 4. Untersuchungsausschuß der 10. Wahlperiode des 
Deutschen Bundestages herausgegeben worden waren; 

b) entsprechender Auszüge aus den Exemplaren aller Gesell- 
schafter-, Vorstands- bzw. Geschäf tsführerbesprechungs-und 

Aufsichtsrats-Protokolle der Howaldts-Werke Deutsche Werft AG 
und des Ingenieurkontors Lübeck, soweit sie Vorgänge enthal- 
ten, die vom Untersuchungsauftrag erfaßt sind, seit dem 1. 
Januar 1983 

sowie 

c) aller Unterlagen, die mit der Sondierung und Vorbereitung, 
dem Abschluß, der Durchführung, Erfüllung und Rückabwicklung 
der zwischen den Firmen Howaldts-Werke Deutsche Werft AG / 
Ingenieurkontor Lübeck, Prof. Gabler Nachf. GmbH und der 
Firma Maritime Technologies (Pty) Ltd. abgeschlossenen 
Vereinbarung (“Memorandum of Agreement“ > vom 15. Juni 1984, 
bzw. den mit der Firma Sandock-Aus tral Ltd. in Durban 
getroffenen Vereinbarungen (“Memorandum of Agreement“) - ohne 
lesbares Datum - und (“Amending Agreement") vom 29. April 
1985 im Zusammenhang stehen, insbesondere 

- der vorläufigen IKL - Ausführungsstudie für ein Forschungs- 
tauchboot (Auftrag 070-204/4252/83 vom 15. November 1983), 

- der weiteren IKL - Studie (Auftrag 070-205/4255/83) mit den 
Ausführungen über das Tauchboot, Abschußvorrichtung, 
Maschinenanlagenleistungen, besonderer Kiel, besondere 
Periskope und Abschußrampen für Kurzstreckenraketen, 

- der sogenannten "Annexures" zu den oben genannten Vereinba- 
rungen, aus denen sich die detallierten Angaben für die zu 
lieferenden Konstruktionsunterlagen und das U-Boot-Modell 
ergeben, 

- der Akquistionsunterlagen für den Südafrika - Auftrag zur 
Überprüfung eines Verstoßes gegen das Geheimschutzabkommen 
mit Indien, 

- aller Belege über den Zahlungsverkehr zvischen den Firmen 
Howaldts-Werke Deutsche Werft AG / Ingenieurkontor Lübeck, 
Prof. Gabler Nachf. GmbH und Firmen in Südafrika sowie 
Dritten im Zusammenhang mit der Abwicklung der Aufträge zu 
den beiden oben genannten Ausführungsstudien, dem eigent- 
lichen Vertrag mit der Firma L & S Maritime Technologies, 
der von Herrn Rathjens (HDW) gegenüber der Oberfinanz- 
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direktion Kiel als "sogenannter Coververtrag" be 2 eichneten 
Vereinbarung mit der Firma Sandock-Austra 1 Ltd. in Durban 
-ohne lesbares Datum dem Abänderungsvertrag, incl . der 
Zahlungsanweisungen, die Provisionen und Vermittlungs- 
gebühren betreffen, 

- der fehlenden Seiten 1 und 3 ff. des "IKL-Telefonvermerks 
vom 04.04.1984 No/B." 

- der fehlenden Seiten 1 bis 4 und 6 ff. des Vermerks "NS-Nr. 
158/84/Ingw./Rü Typ 1650 M - 28.9.84", 

- der fehlenden Seiten 4 ff. "St i chwortart i ger Vermerk für 
interne Diskussionen“ von IKL-Geschäf tsführer Nohse vom 
30.11.1986, 

- der fehlenden Seiten 2 ff. der "Niederschrift vom 15.10.84 
Ingw./B." Über eine "Besprechung vom 01.10. bis 10.10.84" 
zu “IK 91/GF Typ 1650 M" 

mit Ausnahme der bereits dem Untersuchungsausschuß vorliegen- 
den Unterlagen laut Anlage. 

2. die Anordnung der Durchsuchung der Geschäftsräume 

a) der Kieler Howaldts-Werke Deutsche Werft AG, Werftstraße 112 
-114 in 2300 Kiel - 1 

b) des Ingenieurkontors Lübeck, Prof. Gabler Nachfahren GmbH, 
Niels-Bohr-Ring 5, 2400 Lübeck - 1 

zum Zweck der Beschlagnahme der vorbeze i chneten Beweismittel. 

II. Der Ausschuß beauftragt den Vorsitzenden, 

- den Antrag auf Beschlagnahme 

- erforderliche Anträge zur Auffindung der vorgenannten Beweismit- 
tel und zur Durchführung der Beschlagnahme nach §§ 95 Abs. 2, 70 

StPO 

und 

- den Antrag auf Durchsuchung der Geschäftsräume, je nach Prozeß- 
lage auch stufenweise, jedoch jeweils unverzüglich bei dem 
zuständigen Amtsgericht in Bonn zu stellen." 


Entsprechend diesem Beschluß hat der Beschwerdeführer sodann beim Amts- 
gericht Bonn den Antrag gestellt, die im Beweisbeschluß aufgeführten 
Unterlagen zu beschlagnahmen. Der zuständige Ermittlungsrichter beim 
Amtsgericht Bonn hat durch den angefochtenen und hiermit in Bezug 
genommenen Beschluß vom 23.09.1988 eine Beschlagnahme abgelehnt. Zur 
Begründung hat er im wesentl ichen ausgeführt, daß der dem Beschwerde- 
führer erteilte Auftrag gegen das Bundesstaatsprinzip des Artikel 20 
Abs. 1 GG verstoße, weil er sich auch darauf erstrecke, unmittelbar das 
Verhalten des Ministerpräsidenten von Bayern und der Mi tarbe i ter von 
Ministerien und anderen Stellen der Länder zu untersuchen. 


442 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/8109 


7 


Diesen verfassungsrechtlichen Bedenken hat der Bundestag zwischenzeit- 
lich Rechnung getragen. Nachdem zunächst ein Organstreitverfahren der 
SPD-Fraktion gegen den Deutschen Bundestag wegen der oben erwähnten 
Ablehnung der beantragten Änderung des Untersuchungsauftrages einge- 
leitet worden war, hat der Bundestag aufgrund einer schriftlichen 
Anregung des Vorsitzenden des 2. Senats des Bundesverfassungsgerichts, 
den aufgetretenen Konflikt einer parlamentarischen Lösung zuzuführen, 
in seiner 197. Sitzung am 15. Februar 1990 entsprechend dem Antrag 
aller Fraktionen den Untersuchungsauftrag wie folgt abgeändert: 


Der Ausschuß soll klären: 


I. 

In welcher Weise haben sich Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, andere Mit- 
glieder der Bundesregierung, Mitarbeiter von Bundesministerien oder 
anderen staatlichen Stellen des Bundes mit der beabsichtigten Lieferung 
von Unterseebooten oder Konstruktionsunterlagen für den Unterseeboots- 
bau an die Republik Südafrika befaßt? 

II. 

Unter welchen Umständen ist die ungenehmigte Lieferung von Konstruk- 
tionsunterlagen für den Untersseebootsbau durch Unternehmen aus der 
Bundesrepublik Deutschland an die Republik Südafrika zustande gekommen 
und erfolgt? 

Sind neben Konstruktionsunterlagen auch Teile von Unterseebooten gelie- 
fert worden, und welche Unternehmen oder Staaten waren an diesen 
Geschäften beteiligt? 

Untersuchungen, die sich auf den nichtstaatlichen Bereich erstrecken, 
sind insoweit zulässig, als sie zur Aufklärung des in den Nr. I., III. 
und IV. genannten Sachverhalts nach dem jeweiligen Stand des Verfahrens 
notwendig werden. 


III. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder andere Mitglieder der 
Bundesregierung. Mitarbeiter von Bundesministerien oder anderen staat- 
lichen Stellen des Bundes getan oder unterlassen, um die Nr. II 
genannte Lieferung von Konstruktionsunterlagen für den Unterseebootsbau 
an die Republik Südafrika rechtzeitig zu verhindern? 

IV. 

Was haben Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und/oder andere Mitglieder der 
Bundesregierung, Mitarbeiter von Bundesministerien oder anderen staat- 
lichen Stellen des Bundes getan oder unterlassen, um nach der in Nr. II 
genannten Lieferung den Sachverhalt unverzüglich und vollständig auf- 
zuklären und den Schaden für die Bundesrepublik Deutschland und die 
deutsche Wirtschaft zu begrenzen? 


V. 

Dem Verfahren des Untersuchungsausschusses werden die Regeln zugrunde 
gelegt, die von den Mitgliedern der Interparlamentarischen Arbeits- 
gemeinschaft im Entwurf eines Gesetzes über Einsetzung und Verfahren 
von Untersuchungsausschüssen formuliert wurden, soweit sie geltendem 
Recht nicht widersprechen, und wenn nach übereinstimmender Auffassung 
der Mitglieder des Untersuchungsausschusses keine sonstigen Bedenken 
dagegen bestehen." 
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Während dieses parlamentarischen Verfahrens hat aufgrund von 
Beschlüssen des Amtsgerichts Kiel die Staatsanwaltschaft Kiel in einem 
gegen Verantwortliche der Beschwerdegegnerinnen gerichteten- 
Ermittlungsverfahren - Az. 591 Js 9809/89 - umfassend Akten und Unter- 
lagen der betroffenen Firmen sichergestellt. Mit Ausnahme der Akten und 
Geschäftsunterlagen der Beschwerdegegnerin zu 2), die bereits dem 
Vorgänger des Beschwerdeführers Vorgelegen haben, befinden sich alle 
übrigen im Beschlagnahmeantrag des Beschwerdeführers aufgeführten Un- 
terlagen im Gewahrsam der Staatsanwaltschaft Kiel. 

Nunmehr wendet sich der Beschwerdeführer mit seiner Beschwerde unter 
Hinweis auf die Änderung des Untersuchungsauftrages gegen den Beschluß 
des Amtsgerichts Bonn vom 23.09.1988 und erstrebt erneut die Beschlag- 
nahme aller in seinem Beweisbeschluß aufgeführten Unterlagen. 

Er ist der Ansicht, daß nunmehr die gesetzlichen Voraussetzungen für 
eine Beschlagnahme vorlägen. Die Beschlagnahme durch die Staatsanwalt- 
schaft Kiel stehe dem nicht entgegen. Diese sei unter einem anderen 
rechtlichen Gesichtspunkt erfolgt und erfasse nicht alle vom Ausschuß 
benötigten Papiere. Im übrigen habe die Staatsanwaltschaft Kiel auf 
Anforderung die Unterlagen bislang nur auszugsweise zur Verfügung 
gestellt. Die Auslieferung weiterer Unterlagen habe das Landgericht 
Kiel vorläufig, auch unter Hinweis auf angebliche Geheimschutzbedenken 
gestoppt. Außerdem sei die gerichtliche Beschlagnahme auch erforder- 
lich-, um die vom Bundesverfassungsgericht vorgeschriebene richterliche 
Überprüfung und Selektion beschlagnahmter Firmenpapiere darauf, welche 
Teile von ihnen, dem Beschwerdeführer, als Untersuchungsausschuß über- 
lassen werden dürfte und welche nicht, sicherzustellen. 

Soweit in der Vergangenheit gelegentlich Verstöße gegen die Geheim- 
haltungsvorkehrungen vorgekommen seien, müsse dies hingenommen werden. 
Er habe jedenfalls alle vom Bundesverfassungsgericht verlangten Vorkeh- 
rungen zur Geheimhaltung der Papiere getroffen. Eine absolute Sicher- 
heit könne nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nicht 
verlangt werden. 

Er beantragt sinngemäß, 

den Beschluß des Amtsgerichts Bonn vom 23.09.1988 aufzuheben und 

die dort beantragte Beschlagnahme anzuordnen. 
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Für den Fall, daß Zweifel an der Beweiserheblichkeit der im Beschlag- 
nahmeantrag einzeln bezeichneten Unterlagen auftreten sollten, bean- 
tragt er hilfsweise, 

die Beschlagnahme der Akten nicht zur unmittelbaren Herausgabe 
an sich, sondern zur Auswahl durch den zuständigen Ermittlungs- 
richter nach Maßgabe des vom Bundesverfassungericht vorgesehenen 
Verfahrens. 


Die Beschwerdegegner beantragen: 

die Beschwerde zurückzuweisen, hilfsweise, den Beschlagnahme- 
antrag gegebenenf al ls nur mit der Maßgabe stattzugeben, die 
beschlagnahmten Unterlagen an den Ermittlungsrichter zur Prüfung 
der Entscheidungsrelevanz für den Untersuchungsauftrag des 
Antragstellers herauszugeben. 


Sie sind der Auffassung, der Ausschuß sei nicht wirksam eingesetzt. Im 
Hinblick auf die erfolgte Beschlagnahme durch die Staatsanwaltschaft 
Kiel sei eine erneute Beschlagnahme auch unverhältnismäßig und unzu- 
lässig. Außerdem sei eine Beschlagnahme auch deshalb nicht zulässig, 
weil der Beschwerdeführer derzeit die Geheimhaltung der beschlagnahmten 
Dokumente nicht- sicherstel len könne. In der Vergangenheit sei es wieder- 
holt zu Indiskretionen aus dem Bereich des Ausschusses gekommen. Die 
Fraktionssprecherin der Fraktion "Die Grünen“ habe im Anschluß an eine 
gegen die GeheimhaltungsYorschriften verstoßende Veröffentlichung 
öffentlich erklärt, die Mitglieder ihrer Fraktion im Ausschuß würden 
auch weiterhin die Öffentlichkeit über die Ermittlungsergebnise 
informieren. Aus diesem Verhalten ergebe sich, daß zumindest eine Aus- 
händigung der Akten an den Beschwerdeführer derzeit rechtlich 
unzulässig sei. 

Das Amtsgericht hat der Beschwerde durch den hiermit im Bezug genom- 
menen Beschluß vom 16.07.1990 nicht abgeholfen und der Kammer zur Ent- 
scheidung vorgelegt. Zur Begründung hat es im wesentlichen ausgeführt: 
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Soweit die mit dem Beschlagnahmebegehren herausverlangten Papiere sich 
bereits in Händen der Staatsanwaltschaft Kiel befänden, könnten sie 
nicht mehr bei dem Beschwerdegegnerinnen beschlagnahmt werden. Der 
Sache nach stelle sich das Begehren daher als ein Verlangen nach 
Herausgabe weiterer Kopien durch die Staatsanwaltschaft Kiel dar. Hier- 
über habe jedoch nicht das Amtsgericht Bonn, sondern gemäß 5! 23, 25 
EGGVG das Oberlandesgericht in Schleswig zu befinden. 

Soweit die herausverlangten Papiere der Staatsanwaltschaft Kiel noch 
nicht vorlägen, könne jedenfalls derzeit dem Beschl agnahmebegehren 
nicht stattgegeben werden, weil der Beschwerdeführer die Einhaltung der 
Geheimhaltungsvorschriften derzeit nicht sicherstellen könne. 
Angesichts des Verhaltens von Ausschußmitgliedern, gegen die wegen 
Vergehens nach § 353 b Abs. 2 StGB von der Staatsanwaltschaft Bonn 
ermittelt werde, stehe derzeit zu befürchten, daß auch in Zukunft 
weitere geheime Unterlagen nach Aushändigung an den Ausschuß unmittel- 
bar an die Öffentlichkeit gelangen könnten. 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Strei ts tandes wird 
auf die von dem Beschwerdeführer und den Beschwerdegegner innen zur 
6erichtsakte gereichten Schriftsätze nebst Anlagen ergänzend Bezug 
genommen . 


II. 

Die gemäß § 304 StPO zulässige Beschwerde hat in der Sache, wie aus dem 
Tenor ersichtlich, nur in geringem Umfang Erfolg. 

Nach Artikel 44 Abs. I GG hat der Bundestag das Recht, einen Unter- 
suchungsausschuß einzusetzen, der innerhalb seines Aufgabenbereichs 
selbständig Beweis erheben kann. Der Aufgabenbereich des Untersuchungs- 
auschusses wird durch den Einsetzungsbeschluß des Deutschen Bundestages 
festgelegt. Obwohl Artikel 44 GG keine Beschränkung der Einsetzungs- 
befugnisse des Parlaments vorsieht, ist allgemein anerkannt, daß Unter- 
suchungsausschüsse nur im Rahmen des Aufgabenbereichs des Bundestages 
eingesetzt werden dürfen. Denn der Untersuchungsausschuß als Unter-oder 
Hilfsorgan des Parlaments kann nicht mehr Rechte haben, als das Parla- 
ment selbst (vgl. Leibhol z/Rinck/Hesselberger, Komm, zum GG, Randnr. 1 
zu Artikel 44; Maunz in Maunz-Dür ig-Herzog , Komm, zum GG, Randnr. 14 
ff. zu Artikel 44). Hierdurch ergeben sich Einschränkungen des Unter- 
suchungsrechts bzgl. Angelegenheiten, die nicht zu den Bundesaufgaben 
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gehören oder die in die ausschließliche Kompetenz anderer Verfassungs- 
organe fallen (vgl. BVerfGE 67, 139: 77, 44). Außerdem folgt hieraus 
die Beschränkung auf Angelegenheiten des öffentlichen Interesses (vgl. 

Maunz, a.a.O., Anm. 19 zu Artikel 44). Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß im Einzelfall auch Angelegenheiten Privater derart in das Blickfeld 
des öffentlichen Interesses gerückt werden können, daß dies die Ein- 
setzung eines Untersuchungsausschusses rechtfertigt (vgl. BVerfGE S. 

45). Dies ist vom Bundesverfassungsgericht namentlich für Unternehmen 
mit gemeinwirtschaftlicher "Zielsetzung" anerkannt worden. Dies gilt 
darüberhi naus aber auch allgemein jedenfalls hinsichtlich solcher 
privater Unternehmen einschließlich der mit ihnen eng verflochtenen 
Gesellschaften, die in erheblichem Umfang aus staatlichen Mitteln ge- 
fördert oder steuerlich begünstigt werden und besonderen gesetzlichen 
Bindungen unterliegen (vgl. BVerfGE 77, S. 44 f). Dies trifft im Ergeb- 
nis für die beiden Beschwerdegegnerinnen zu. Bei der Beschwerdegegnerin 
zu 1) handelt es sich um ein Unternehmen, das, obwohl als private Akti- 
engesellschaft betrieben, über die Salzgitter AG -einer hundertprozen- 
tigen Eigengesel lschaf t des Bundes, die mit 74,9 \ an ihm beteiligt ist 
- vom Bund beherrscht wird und bei der Beschwerdegegnerin zu 2) um ein 
Unternehmen, das zu einem nicht unerheblichen Teil von öffentlichen 
Aufträgen lebt und mit der Beschwerdegegnerin zu 1) intensiv 
kooperiert. Mit ihnen im Zusammenhang stehenden Mißständen kommt daher 
ein erhebliches öffentliches Interesse zu, das eine parlamentarische 
Beratung und Beschlußfassung grundsätzlich rechtfertigt. 

Soweit parlamentarische Untersuchungsausschüsse zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben auch private Unternehmen mit einbeziehen müssen, sind aller- 
dings im besonderem Maße die Grundrechte der Betroffenen zu beachten. 

Bei der Bemessung dessen, was den Betroffenen im Einzelfall an Ein- 
schränkungen zugemutet werden kann, ist stets auch der konkrete Unter- 
suchungsauf trag mit zu berücksichtigen. Dabei ist zu beachten, daß es 
sich bei dem 1, Untersuchungsausschuß des 11. Deutschen Bundestages 
nunmehr, nach der Klarstellung des Auftrages aufgrund des Parlaments- 
beschlußes vom 15. Februar 1990, um einen reinen Kontrol lausschuß han- 
delt. Aufgabe der Kontrol 1 -Enquete ist es, zu überprüfen, ob dem Bundes- 
kanzler, anderen Mitgliedern der Bundesregierung oder sonstigen Mit- 
arbeitern von Bundesministerien oder anderen staatlichen Stellen des 
Bundes im Zusammenhang der beabsichtigten Lieferung von U-Booten an die 
Republik Südafrika und der Bearbeitung dieser Affäre ein Vorwurf zu 
machen ist. Dabei sind gemäß Ziffer II des Beschlusses Untersuchungen, 
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die sich auf den nichtstaatlichen Bereich beziehen, nur insoweit zuläs- 
sig, als diese zur Klärung eines Fehlverhaltens entsprechend dem 
jeweiligen Stand des Verfahrens notwendig sind. Nur in diesem Umfange 
können daher auch Eingriffe gegen die Beschwerdegegnerinnen überhaupt 
rechtlich zulässig sein. 

Soweit der Untersuchungsausschuß im Rahmen der ihm obliegenden Beweis- 
aufnahme unter Beachtung der Grundrechte und des verfassungsmäß ig ver- 
bürgten Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit Beschlagnahmen gegenüber 
Privaten für erforderlich erachtet, muß er dies beim zuständigen Amts- 
gericht beantragen (vgl. BVerfGE 77, S. 38 f). Zuständig für den Erlaß 
der beantragten Beschlagnahmebeschlüsse ist hier das Amtsgericht Bonn, 
da die Beschlagnahme auf Unternehmen in verschiedenen Landgerichts- 
bezirken erstreckt ist ($ 162 StPO). 

Das hierbei im Wege der Amtshilfe in Anspruch genommene Amtsgericht 
Bonn hat dabei, entgegen der im angefochtenen Beschluß geäußerten 
Rechtsauffassung, das Recht und die Pflicht zu überprüfen, ob der die 
Beschlagnahme beantragende Ausschuß dabei im Rahmen seiner gesetzlichen 
Kompetenzen handelt. Hierzu gehört auch, ob der Ausschuß ordnungsgemäß , 
d.h. in formal rechtmäßiger Weise, sowie mit zulässiger Aufgabenstel- 
lung konstituiert wurde und er sich bei der Beweiserhebung innerhalb 
des Rahmens des vom Bundestag beschlossenen Themenkatalogs bewegt (vgl. 
BVerfG NstZ. 84. 463, 464: BVerfGE 77. S. 38 f.). 

Diese Voraussetzungen sind hier erfüllt. 

Insbesondere ist der 1. Untersuchungsausschuß der 11. Wahlperiode ord- 
nungsgemäß vom Bundestag eingesetzt worden. Entgegen der Ansicht der 
Beschwerdegegnerinnen hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung vom 
2. April 1987 zulässigerweise io sog. vereinfachten Abs timoungs ver- 
fahren mehrheitlich die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
beschlossen. In der verfassungsrechtlichen Literatur und Rechtsprechung 
•ist die Frage, welche formellen Anforderungen für die Einsetzung einer 
sog. Minderheitenenquete erfüllt sein müssen, äußerst umstritten. Zum 
Teil (vgl. Lechner/Hülshoff , Parlament und Regierung, 2. Aufl., Anm. T 
zu ! 63 GOBT) wird die Ansicht vertreten, daß im Falle des Minderheiten- 
quorums des Artikel 44 Abs. 1 Satz 1 2. Alternative 66 eine besondere 
Beschlußfassung nicht erforderlich sei, sofern ein formell ordnungs- 
gemäßer Antrag eines Viertels der Mitglieder des Bundestages vorliege 
(so ausdrücklich auch Maunz, a.a.O., Anm. 35 zu Artikel 44 und Versteyl 
in von Münch, Kommentar zum Grundgesetz, Anm. 6 zu Artikel 44. Beide 
Kommentatoren sind jedoch insoweit mißverständlich, als sie an anderer 
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Stelle davon sprechen, daß der Antrag im Plenum besprochen und in der 
Regel angenommen werden müsse (vgl. Maunz, a.a.O. Anm. 38 zu Artikel 
44) oder daß das Grundgesetz dem Bundestag die Pflicht auferlege, An- 
trägen in einer qualifizierten Hehrheit zu entsprechen (vgl. Yersteyl, 
a.a.O.)). Demgegenüber vertritt die herrschende Meinung die Ansicht, 
daß stets ein Einsetzungsbeschluß des Plenums gefaßt werden müsse (vgl. 
nur Hessischer Staatsgerichtshof, DÖV, 67, 51; Kipke, Die Unter- 

suchungsausschüsse des Deutschen Bundestages, 1985, S. 51; Troßmann, 
Parlamentsrecht, Kommentar zur GO des Bundestages, Randnr. 7 zu § 63 

jeweils mit zahlreichen weiteren Nachweisen). Die Kammer schließt sich 
dieser herrschenden Meinung an und geht bei ihrer Entscheidung - ebenso 
wie dies auch Beschwerdeführer und Beschwerdegegnerinnen tun - davon 
aus, daß grundsätzlich ein Einsetzungsbeschluß des Parlaments vorliegen 
mnß 9 veil sich letztlich eus dens Gese t zesvort laut des Artikel 44 GG 
bereits ergibt, daß der ordnungsgemäße Minderheitsantrag lediglich eine 
Pflicht des Plenums zur Einsetzung des Untersuchungsausschusses begrün- 
det, ohne diesen jedoch selbst bereits einzusetzen. 

Entgegen der Ansicht der Beschwerdegegneri nnen liegt ein solcher Ein- 
setzungsbeschluß hier vor, obwohl die amtierende Bundestagspräsidentin 
in der Sitzung vom 2. April 1987 nicht förmlich im Sinne der §§ 46, 48 

GOßT über den Einsetzungsantrag der SPD-Fraktion hat abstimmen lassen, 
sondern im Anschluß an die Debatte lediglich widerspruchslos fest- 
gestellt hat, der Antrag entspreche den Anforderungen des Artikel 44 
Abs. 1 Satz 1 2. Alternative GG, der 1. Untersuchungsausschuß sei 

eingesetzt. Zum einen ergibt sich aus den Besonderheiten des Minder- 
heitenquorums, daß ein solches vereinfachtes Abstimmungsverhalten, das 
im übrigen im Deutschen Bundestag auch häufiger praktiziert wird (so 
etwa bei der Einsetzung des 6. und 7. Untersuchungsausschusses des 1. 

Deutschen Bundestages oder bei der Einsetzung des 2. Untersuchungsaus- 
schusses des 10. Deutschen Bundestages), ausreichend ist: zum anderen 
ergibt nach Ansicht der Kammer eine Auslegung des Verhaltens der 
Abgeordneten in der fraglichen Plenarsitzung, daß allein ein solches 
Abstimmungsergebnis von den Parlamentarieren auch gewollt war. 

Artikel 44 GG sieht im Falle einer sogenannten Minderheitsenquete eine 
parlamentarische Pflicht zur Einsetzung des Untersuchungsausschusses 
vor, wenn dies ein Viertel des Bundestages formell beantragt, wie dies 
vorliegend durch die Fraktion der SPD formwirksam geschehen ist (vgl. 
dazu § 66 GOßT). Auch wenn grundsätzlich kein Abgeordneter letztlich 

dadurch gehindert ist, gegen einen solchen Antrag zu stimmen, so ist 
die Entscheidungsfreiheit des Bundestages in diesem Falle gleichwohl 
weitestgehend aufgehoben. Er muß den Ausschuß einsetzen und dafür Sorge 
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tragen, daß dieser die nötige Mehrheit findet. Deshalb enthebt die 
Zulassung des vereinfachten Verfahrens die Mehrheit der Abgeordneten 
dem Zwang, einem Antrag der Minderheit in einem sog. Pflichtbeschluß 
förmlich zus timmen zu müssen, obwohl sie diesen politisch ablehnen. 
Zudem entspricht diese Abstimmungsweise bei sonstigen Parlamentsent- 
scheidungen innerorganisatorischer Art, über die Einvernehmen besteht 
oder die zwangsläufig getroffen werden müssen, auch gängiger parlamen- 
tarischer Praxis. 

Etwas anderes soll nach teilweiser vertretener Ansicht (vgl. HessSTGH, 
DÖV, 1967, 51 ff) allerdings dann gelten, wenn bei der Pariaraents- 

debatte ernsthafte verfassungsrechtliche Bedenken geäußert werden. Ob 
eine solche kontroverse Debatte über die Verfassungsraäßigkeit eines 
Ermittlungsbeschlusses tatsächlich im Einzelfall ein förmliches Ab- 
s timraungsverfahren geboten erscheinen lassen kann, kann hier jedoch 
nach Ansicht der Kammer unentschieden bleiben. Jedenfalls war dies hier 
angesichts des konkreten Verlaufs der Parlamentsdebatte nicht erforder- 
lich. Die Vertreter der Mehrheitskoalition hatten zwar, wie dem Parla- 
mentsprotokol 1 zu entnehmen ist, leichte verfassungsrechtliche Bedenken 
geäußert. Vertreter beider Koalitionsfraktionen hatten aber gleich- 
zeitig ausdrücklich erklärt, daß man trotzdem den Einsetzungsantrag 
"passieren lassen würde”. Diese Formulierung zeigt eindeutig, daß sich 
die Koalitionsmehrheit in Kenntnis der verfassungsrechtlichen Proble- 
matik des Einsetzungsantrages dazu entschlossen hatte, den SPD-Antrag 
nicht abzulehnen. Die Situation stellte sich daher für die Parlaments- 
präsidentin nicht anders dar, als wenn solche verfassungsrechtliche 
Bedenken nicht geäußert worden wären. Ebenso wie sie dann nach dem oben 
Gesagten berechtigt gewesen wäre, eine einfache Abstimmung durchzu- 
führen, war sie es auch jetzt. Nach Ansicht der Kammer läßt sich allen- 
falls anfügen, daß sie hier, wo ihr von den Fraktionssprechern deutlich 
signalisiert worden war, daß die Mehrheit trotz Mißbilligung das Minder- 
heitenrecht des Artikel 44 GG akzeptieren werden, besonderen Anlaß 
hatte, dieser den "Pflichtbeschluß" zu ersparen. Dementsprechend ist 
.ausweislich des Parlamentsprotokolls dieser Verfahrensweise der 
amtierenden Präsidentin von den Parlamentariern nicht widersprochen 
worden. Angesichts der zuvor in der Debatte abgegebenen Erklärungen, 
kann diese Verhaltensweise insgesamt nur als konkludente Zustimmung zur 
Einsetzung des 1.- Untersuchungsausschusses verstanden werden. 
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Etwas anderes ergibt sich auch nicht daraus, daß. die amtierende Bundes- 
tagspräsidentin zuvor über den Einsetzungsantrag der Fraktion "Die 
Grünen" förmlich hatte abstimmen lassen. Bezüglich dieses Antrages war 
ein entsprechendes Abstimmungsverfahren allein deshalb erforderlich, 
weil insoweit das erforderliche Quorum des Artikel 44 GG nicht vorlag. 

Daß auch alle Parlamentarier diese Verfahrensweise akzeptiert haben und 
von einem wirksamen Einsetzungsbeschluß ausgegangen sind, zeigt auch 
deutlich das weitere Verhalten aller Beteiligten. Der Ausschuß hat im 
folgenden seine Arbeit aufgenommen. Beweise erhoben und Beschlüsse 
gefaßt. Obwohl bei der folgenden Parlamentsdebatte über die Änderung 
des Einsetzungsantrages vom 04.02.1988 noch einmal sämtliche verfas- 
sungsrecht l iche Bedenken debattiert worden sind, ist dessen ordnungsge- 
mäße Konstituierung und Existenz von keinem Parlamentarier in Frage 
gestellt worden. 

Darüberh inaus würde nach Ansicht der Kammer in diesem Verhalten eine 
nachträgliche Heilung eines evtl. Formmangels zu sehen sein. Spätestens 
nachdem der Bundestag in der Sitzung vom 14. Februar 1990 sämtlichen 
verfassungsrechtlichen Bedenken Rechnung getragen und mehrheitlich den 
Auftrag des Untersuchungsausschusses abgeänderl hat, sind dadurch evtl. 
Abstimmungsfehler nachträglich geheilt worden. 

Im übrigen bestehen nach dieser Änderung des Untersuchungsauftrages, mit 
denen den verfassungsrechtlichen Bedenken in vollem Umfange Rechnung 
getragen worden ist, auch keine Zweifel mehr an der rechtlichen Zu- 
lässigkeit der Untersuchungsauf träge. Die Fragen, die möglicherweise in 
Bereiche der Länderkompetenzen eingegriffen hätten, wurden gestrichen. 

Die Eingriffsmöglichkeit gegenüber Privaten wurde präzisiert und durch 
die Ersetzung des Wortes "rechtswidrig" durch das Wort "ungenehmigt“ 
wurden auch evtl. Bedenken hinsichtlich des Bestimmtheitserfordernisses 
ausgeräumt. Weitere verfassungsrechtliche Bedenken werden nunmehr auch 
von den Beschwerdegegnerinnen nicht mehr erhoben. 

Der Beweisbeschluß 11-52 vom 19. Mai 1988 ist ersichtlich von diesem 
Einsetzungsbeschluß gedeckt. Die beschlagnahmten Akten und Geschäfts- 
unterlagen der Beschwerdegegnerinnen kommen als Beweismittel im Sinne 
des Untersuchungsauf träges und des darauf beruhenden Beweisbeschlusses 
in Betracht. Akten sind anerkanntermaßen (vgl. BVerfGE 67, 132) auch 
bei der Untersuchung von politischen Vorgängen ein besonders wichtiges 
Beweismittel. Gegenüber Zeugenaussagen haben sie in der Regel einen 
höheren Beweiswert, weil das Gedächtnis von Zeugen aus mancherlei Grün- 
den unergiebig sein kann (vgl. BVerfGE 77, 48). Die Vorlage von Akten 
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Akten wird dabei gerade dem “Wesenskern" des Untersuchungsrechts 
zugeordnet (vgl. Patsch, Gutachten für den 45. Deutschen Juristentag, 
VerH , 45, DJT, Bd. I, Teil III, S. 126 f.). Bei den von dem Unter- 

suchungsausschuß im Antrag aufgeführten Akten handelt es sich ersicht- 
lich um Geschäftsunterlagen der Beschwerdegegnerinnen, die mittelbaren 
oder unmittelbaren Bezug zu dem fraglichen U-Boot Geschäft haben. So- 
weit Auszüge aus den Exemplaren aller Gesellschafter-, Vorstands- bzw. 
Geschäftsführerbesprechungs- und Aufsichtsratprotokolle seit dem 1. 
Januar 1983 begehrt werden, hält sich auch dieser Bewei sbeschluß ent- 
gegen der Ansicht der Beschwerdegegnerinnen im Rahmen des 
Untersuchungsauftrages, da er insoweit ausdrücklich auf entsprechende 
Vorgänge beschränkt ist. Im übrigen sind derartige Unterlagen ebenfalls 
durchaus geeignet, Erkenntnisse über die zu untersuchenden Vorgänge 2 u 
vermitteln. Soweit die Beschwerdegegnerinnen insoweit einwenden, daß es 
sich hierbei zumindest teilweise um Unterlagen handele, aus denen die 
Verte idigungsstrategie ihrer von einem laufenden Ermi ttlungsverfahren 
betroffenen Mitarbeiter erkennbar werde, steht auch dieser Einwand 
einer Beschlagnahme grundsätzlich nicht entgegen. Auch wenn diesen 
Personen als Zeugen vor dem Untersuchungsausschuß möglicherweise ein 
Auskunf tsverweigerungsrecht zustehen könnte, so zeigt § 95 Abs. 2 Satz 
2 StPO doch eindeutig, daß dies nur einer Festsetzung von Ordnungs- und 
Zwangsmitteln im Falle der Weigerung der Herausgabe beschlagnahmter 
Gegenstände entgegensteht. Die Möglichkeit einer Beschlagnahme selbst 
wird hiervon jedoch nicht berührt. Im übrigen ist die Kammer ohnehin 
darauf beschränkt, die grundsätzliche Beweisgeeignetheit der 
beantragten Beschlagnahme festzustellen. In den Grenzen des seiner 
Tätigkeit zugrundeliegenden Parlamentsbeschlusses entscheidet dann der 
Untersuchungsausschuß in eigener Verantwortung darüber, welche Beweis- 
erhebung er für erforderlich hält (vgl. BVerfG NJW 1984, 2271 f.: 
Jekewitz, NstZ 1984, 85 f.). 

Bei der Prüfung der weiteren Rechtsmäßigkeitsvoraussetzungen der 
Beschlagnahme gemäß SS 94 ff StPO ist, worauf das Amtsgericht in seiner 
Nichtabhilfeentscheidung insoweit zurecht hingewiesen hat, zwischen 
zwei verschiedenen Gruppen von Unterlagen zu unterscheiden. Dies 
betrifft zum einen die Unterlagen, die inzwischen aufgrund von 
Beschlüssen des Amtsgerichts Kiel in einem Ermittlungsverfahren gegen 
Verantwortliche der Beschwerdegegnerinnen beschlagnahmt und sicher- 
gestellt worden sind. Zum anderen handelt es sich um die Akten und 
Geschäftsunterlagen der Beschwerdegegnerin zu 2), die bereits dem Vor- 
gänger des Beschwerdeführers dem 4. Untersuchungsausschuß des 10. Deu- 
tschen Bundestages Vorgelegen haben, von diesem jedoch nach Beendigung 
der 10. Wahlperiode zurückgegeben worden sind. 
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Nach Ansicht der Kammer ist eine erneute Beschlagnahme der 1. Gruppe 
rechtlich ausgeschlossen. In der Rechtsprechung und Literatur (vgl. zum 
Streitstand KGJR 80. 476; LG Wuppertal, NJW 78. 902; LG Dannstadt. NJW 
78, 901; Rudolphi, Systematischer Kommentar zur StPO, Anm. 8 zu §§ 96; 

Kleinknecht-Meyer, Kommentar zur StPO, 39. Aufl., Anm. 1. 5 zu § 96; 
Schäfer, in Löwe-Rosenberg, Kommentar zur StPO, 24. Aufl., Randnr. 4 zu 
5 96 jeweils mit zahlreichen weiteren Nachweisen) ist nämlich äußerst 

umstritten, ob Akten, die sich in behördlichem Gewahrsam befinden, 
überhaupt beschlagnahmt werden können. Da der Begriff der amtlichen 
Verwahrung weit auszulegen ist (vgl. nur Kleinknecht/Meyer, a.a.O, Anm. 

3 zu I 96), fallen hierunter auch Ermittlungsakten der Staatsanwalt- 
schaft in anderen Sachen, sowie die in einem solchen Verfahren in amt- 
liche Verwahrung genommenen Privaturkunden. Damit handelt es sich auch 
bei den hier von der Staatsanwaltschaft Kiel beschlagnahmten Geschäfts- 
unterlagen der Beschwerdegegnerinnen um solche in amtlicher Verwahrung 
befindliche Akten. Hält man entsprechend der wohl herrschenden Meinung 
(vgl. dazu Rudolphi, Schäfer, jeweils a.a.O.) aufgrund eines fehlenden 
Subordinationsverhältnisses in solchen Fällen eine Beschlagnahme grund- 
sätzlich für ausgeschlossen, so wäre der Beschlagnahmeantrag bereits 
deshalb zurückzuweisen. Nach Ansicht der Kammer kann die Entscheidung 
dieser Streitfrage hier jedoch dahinstehen. Denn selbst wenn man. ent- 
sprechend der Gegenansicht , auch eine Beschlagnahme von im 6ewahrsam 
einer Behörde befindlichen Akten grundsätzlich für möglich hält, (vgl. 
dazu insbesondere LG Dannstadt, NJW 78, 901; Laufhütte in Karlsruher 

Kommentar zur StPO, 2. Aufl, Anm. 1 zu 5 96 jeweils mit weiteren Nach- 
weisen), so scheidet sie hier jedenfalls aufgrund der Besonderheiten 
des vorliegenden Falles aus. Da jede Beschlagnahme privater Unterlagen 
einen erheblichen Eingriff in die Rechte des Betroffenen (allgemeines 
Persönlichkeitsrecht. Eigentumsschutz) darstellt, ist dabei stets der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten (vgl. statt aller: Lauf- 
hütte, a.a.O, Anm. 13 zu 5 94). Dies gilt in besonderem Maße, wenn - 
wie hier - die strafprozessualen Vorschriften über Artikel 44 Abs. 1 G6 
nur entsprechende Anwendung finden, wobei vom Sinn und Zweck des parla- 
mentarischen Untersuchungsverfahrens auszugehen und zu beachten ist, 
daß das Beweiserhebungsrecht durch die Grundrechte eingeschränkt sein 
kann, (vgl. BVerfGE, NJW, 84, 2271 f. ). Daraus folgt, daß die Ver- 
fassungsrechte des Untersuchungsausschusses und der Beschwerde- 
gegnerinnen so gegeneinander abzuwägen sind, daß beide soweit wie 
möglich ihre Wirkung entfalten (BVerfGE, a.a.O.). Dies bedeutet, daß 
die begehrte Beschlagnahme zur angestrebten Aufklärung geeignet und 
erforderlich sein muß. Ersteres ist - wie dargelegt - der Fall. An 
letzterem fehlt es für die hier behandelten Akten jedoch. 
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Die Beschlagnahme der bereits in amtlicher Verwahrung der Staatsanwalt- 
schaft Kiel bzw. der OFD Kiel befindlichen Akten ist zur Aufklärung des 
Sachverhalts nicht erforderlich, weil sich der Beschwerdeführer auf 
einfacherem, die Beschwerdegegner weniger belastendem Wege, nämlich dem 
der Amtshilfe gemäß Artikel 44 Abs. 3, 35 Abs. 1 GG, den Besitz der 
Akten verschaffen kann. Aufgrund der verfassungsrechtlich normierten 
Amtshilfeverpflichtung ist die Staatsanwaltschaft 1 iche Ermittlungs- 
behörde ebenso wie die OFD Kiel, an die das Verfahren hier aufgrund des 
Beschlusses der 3. großen Strafkammer des Landgerichts Kiel vom 
04.07.1990 - 33 Qs 8, 9 und 16/9 möglicherweise abgegeben werden wird, 
auf bloße Anforderung des Untersuchungsausschusses gehalten, diesem, 
sofern keine übergeordneten öffentlichen Interessen entgegenstehen, die 
begehrten Akten zur Einsicht zur Verfügung zu stellen. Der Beschwerde- 
führer kann daher das von ihm verfolgte Ziel grundsätzlich durch einen 
einfachen internen Behördenvorgang, von dem die Beschwerdegegner innen 
nur mittelbar betroffen werden, erreichen. Ein obrigkeitsstaatliches 
Tätigwerden des Gerichts, das erneut in die Rechtsposition der 

Beschwerdegegner eingreifen würde, ist daher hier nicht mehr erforder- 
lich. Die gesamten, einer Beschlagnahmeanordnung regelmäßig folgenden 
Durchführungsmaßnahmen, wie etwa Nachforschungen nach dem Verbleib der 
Akten oder Durchsuchungen, können daher ohne weiteres vermieden werden. 
Nach Ansicht der Kammer führt daher die gebotene Abwägung der 

Interessen der Beteiligten dazu, den Antrag des Beschwerdeführers inso- 
fern zurückzuweisen. 

Dieser Verweis auf den Weg der Amtshilfe führt im übrigen weder - wie 
vom Beschwerdeführer angeführt - zu einer Verkürzung der Rechte der 
Beschwerdegegnerinnen noch zu einer Benachteil igung des Beschwerde- 
führers selbst. 

Die Herausgabe der Ermittlungsakte durch die Staatsanwaltschaft bzw. 
OFD Kiel stellt insbesondere keinen sog. gerichtsfreien Hoheitsakt dar: 
vielmehr ist insoweit der Weg zum Verwaltungsgericht eröffnet (OVG 
Koblenz, OStVG, 1. 84). Die Maßnahme kann nämlich einerseits subjektive 
Rechte der Beschwerdegegnerinnen beeinträchtigen, mag sie auch keine 
Maßnahme auf dem Gebiet der Strafrechtspflege darstellen, weil sie 
nicht im Zusammenhang mit der Ermöglichung oder gesonderten Durch- 
führung eines Strafverfahrens steht, so daß der Rechtsweg nach 5 23 
EGGVG nicht eröffnet ist. Daher haben die Beschwerdegegnerinnen durch- 
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aus die i ichkei t . eine Weitergabe an den Ausschuß gerichtlich über- 
prüfen zu lassen. Dabei muß das Verwaltungsgericht die im Regelfall dem 
Ermittlungsrichter übertragene Überprüfung durchführen (vgl. dazu 
BVerfGE 74, 7 ff.), ob die beschlagnahmten Papiere an den Ausschuß 
ausgehändigt werden können. 


Auch der Beschwerdeführer selbst steht einer evtl. Verweigerung der 
Amtshilfe nicht schutzlos gegenüber. Nach zutreffender Ansicht (vgl. 
etwa Versteyl in von Münch a.a.O., Anm. 911 zu Artikel 35: 
Schmidt/Bleibtreu/Klein, Kommentar zum GG, 5. Aufl., Anm. 8 zu § 35) 
steht dem Ausschuß dann der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten of- 
fen. Insoweit fordert schon die verfassungsrechtliche Stellung des 
Untersuchungsausschusses, wie nicht zuletzt auch die Entscheidungen des 
Bunde s ve r f as s ungsge r i ch t s zeigen (vgl . insbesondere BVerfGE 67 , 100 
ff.) diesem einen entsprechenden Rechtsschutz zuzusichern. 


Soweit das Amtsgericht daher bzgl. der bereits beschlagnahmten Gegen- 
stände die erneute Beschlagnahme abgelehnt hat, ist die Beschwerde im 
Ergebnis unbegründet. 


Nicht gefolgt werden kann dem Amtsgericht jedoch, soweit es auch hin- 
sichtlich der übrigen noch nicht amtlich verstrickten Unterlagen eine 
Beschlagnahme abgelehnt hat. 

Hinsichtlich dieser Akten liegen nach Ansicht der Kammer die Vorausset- 
zungen für eine Beschlagnahme gemäß H 94 ff StPO vor. Insoweit kann 
bezüglich der formellen und materiellen Beschlagnahmevoraussetzungen im 
wesentlichen auf das oben Gesagte verwiesen werden. Anders als dort ist 
hinsichtlich dieser Unterlagen die Erforderlichkeit der Beschlagnahme 
zu bejahen. Der Aufenthaltsort dieser Unterlagen ist nicht näher 
bekannt; allein die Beteuerung der Betroffenen, diese befänden sich 
nicht im Gewahrsam der Beschwerdegegnerinnen, sondern seien bei einem 
Notar ausgelagert, vermag insoweit keine gesicherte Erkenntnis über den 
Aufenthaltsort zu vermitteln. Die erneute Beweisanordnung hinsicht'l ich 
der Überprüfung durch den Beschwerdeführer ist nicht zu beanstanden, 
auch wenn diese Akten bereits vollständig dem Rechtsvorgänger, dem 4. 
Untersuchungsausschuß des 10. Deutschen Bundestages, Vorgelegen haben. 
Die zwischenzeitlichen weiteren Erkenntnisse durch Einsicht und Auffin- 
den zusätzlicher Unterlagen machen es durchaus einsichtig, daß der 
Untersuchungsausschuß eine erneute Durchsicht der Papiere für notwendig 
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erachtet. Jedenfalls ist dies im Rahmen der hier vorzunehmenden ein- 
geschränkten (s.o.) Prüfung nicht zu beanstanden. Da die Akten auf 
andere Art und Weise nicht zu beschaffen sind und insbesondere Yon dem 
Beschwerdegegnerinnen bislang nicht freiwillig herausgegeben wurden, 
ist eine Beschlagnahme grundsätzlich erforderlich. 

Allerdings ist auch hier wieder zu beachten, da8 der grundrechtliche 
Schutz der betroffenen Unternehmen dem Beweiserhebungsrecht des 
Beschwerdeführers gegenübersteht. Betroffen ist dabei, da die frag- 
lichen Unterlagen grundrechtlichem Datenschutz unterliegen, das Recht 
der Beschwerdegegner aus Artikel 2 Abs. 1 i.V.m, 1 Abs. 1, 14. 19 Abs. 
3 G6. Dieses Recht darf nur im überwiegendem Interesse der Allgemein- 
heit und unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit durch 
Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes eingeschränkt werden, die Ein- 
schränkung darf nicht weitergehen, als es zum Schutz öffentlicher 
Interessen unerläßlich ist (Ygl. BVerfGE 65, 1 ff., 44; 67, 100 ff., 

143). Wie oben bereits dargelegt, folgt aus diesen widerstreitenden 
Interessen zwischen dem Untersuchungsausschuß und den betroffenen Grund- 
rechts trägem, daß diese einander im konkreten Fall so zugeordnet wer- 
den müssen, daß beide soweit wie möglich ihre Wirkung entfalten (vgl. 
BVerfGE 77, S. 47). Die Bedeutung des Kontrollrechts des Parlaments 
sowohl für die parlamentarische Demokratie, als auch für das Ansehen 
des Staates, führen dabei in der Regel, sofern nicht Informationen 
betroffen sind, deren Weitergabe wegen ihres streng persönlichen 
Charakters für den Betroffenen unzumutbar ist (vgl. BVerfGE 67, 144), 
allerdings dazu, daß die Interessen des einzelnen hinter denen des 
Kontro 1 lausschusses zurücktreten müssen, sofern diese Einschränkungen 
durch ausreichenden Geheimschutz in engen Grenzen gehalten werden kön- 
nen (vgl. BVerfGE, a.a.O., 62; Leibholz/Rink/Hesselberger a.a.O, Anm. 2 
d zu Artikel 44). Für die Frage der Zulässigkeit einer Beschlagnahme 
und der Herausgabe der beschlagnahmten Gegenstände unmittelbar an den 
Untersuchungsausschuß folgt daraus, daß diese Herausgabe nur dann in 
Betracht kommt, wenn die potentielle Bedeutung der Urkunde von vorn- 
herein feststeht und entweder wegen ihres Inhalts Geheimschutzabkommen 
nicht erforderlich oder bereits in hinreichendem Umfange getroffen sind 
(BVerfGE 77, 54 f.). Sollen jedoch, ähnlich wie dies in einem staats- 
anwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren unvermeidbar ist, von der 
Beschlagnahme auch Unterlagen erfaßt werden, die nur zum Teil 
potentiell beweiserheblich sind, wobei sich dies im einzelnen erst 
nach Durchsicht der gesamten Unterlagen feststellen läßt, so ist die 
Beschlagnahme nur als vorläufige Maßnahme zulässig. Da das Verfahren 
vor dem Untersuchungsausschuß nicht den gleichen Geheimhaltungsschutz 
eines Staatsanwaltschaft! ichen Ermittlungsverfahrens gewährleistet. 
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darf dann die erforderliche Einzelüberprüfung aufgrund deren beweis- 
unerhebliche Unterlagen sofort wieder auszuscheiden sind, nur durch den 
zuständigen Ermittlungsrichter erfolgen (vgl. BYerfGE a.a.O). 
Gegebenenfalls muß dabei der Ermittlungsrichter den Vorsitzenden des 
Untersuchungsausschusses und dessen Stellvertreter, die der Unter- 
suchungsausschuß zuvor zur Geheimhaltung verpflichtet hat, sowie ein 
Mitglied des betreffenden Unternehmens zur Überprüfung hinzuziehen. 
Gleiches gilt auch dann, wenn zwar die Beweiserheblichkeit der betrof- 
fenen Unterlagen evident ist, aber Anhaltspunkte dafür vorhanden sind, 
daß die bisher gebotenen Geheimhal tungsmaßnahmen des Ausschusses nicht 
ausreichen (BVerfGE a.a.O.). Auch dann muß der zuständige Ermittlungs- 
richter einerseits die erforderliche Sicherstellung durch Anordnung der 
Beschlagnahme veranlassen, gleichzeitig jedoch die Aushändigung dieser 
beschlagnahmten Dokumente an den Untersuchungsausschuß von der Vornahme 
wirksamer Geheimschutzvorkehrungen abhängig machen. 


Die Anwendung dieser allgemeinen, vom Bundesverfassungsgericht ent- 
wickelten Grundsätze auf den vorliegenden Fall bedeutet, daß die aus 
dem Tenor ersichtlichen Unterlagen, soweit noch nicht anderweitig 
beschlagnahmt, zu beschlagnahmen sind. Insoweit ist die angefochtene 
Entscheidung daher aufzuheben und abzuändern. Entgegen dem Hauptantrag 
des Beschwerdeführers, der auf Aushändigung der Unterlagen an sich 
gerichtet war. wie sich bei verständiger Würdigung des Hilfsantrages 
ergibt, sind die Unterlagen aufgrund geheimschutzrechtl icher Bedenken 
der Kammer derzeit allerdings noch nicht an den Beschwerdeführer aus- 
zuhändigen. Vielmehr sind sie dem zuständigen Ermittlungsrichter beim 
Amtsgericht Bonn vorzulegen, der sie zunächst unter Anwendung der oben 
zitierten, vom Bundesverf assungsgericht aufgezeigten Grundsätze auszu- 
werten hat. 

In Übereinstimmung mit dem Landgericht Kiel (a.a.O.) und dem Amtsge- 
richt Bonn in der angefochtenen Entscheidung ist die Kammer der An- 
sicht, daß derzeit die Voraussetzungen für eine Aushändigung der 
beschlagnahmten Unterlagen an den Beschwerdeführer nicht vorliegen. 
Zwar hat der I. Untersuchungsausschuß in seiner Sitzung vom 03.06.1987 
die Einstufung der fraglichen Unterlagen als “VS-Geheim “ beschlossen 
und dies gegenüber den beteiligten Unternehmen in der Folgezeit mehr- 
fach bestätigt. Zudem hat er seine Mitglieder mit Beschluß vom 
15.06.1987 entsprechend den Vorschriften der Geschäftsordnung des Deu- 
tschen Bundestages besonders zur Gehe imhal tung verpf 1 ichtet . Angesichts 
der verschiedenen Vorfälle in der Vergangenheit reichen diese Maßnahmen 
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auch unter Berücksichtigung der Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 01.10.1987 (vgl. BVerfGE a.a.O.), wonach einzelne Ver- 
stöße gegen Geheimschutzvorkehrungen nie völlig auszuschließen sind, 
zum Schutz der verfassungsrechtlichen Rechte der betroffenen Unter- 
nehmen nicht aus. In der Vergangenhei t ist es nämlich nicht nur ver- 
einzelt, sondern wiederholt vorgekommen, daß trotz dieser Sicherheits- 
vorkehrungen Unterlagen, die dem Ausschuß als VS-Sachen zur Verfügung 
gestellt wurden, bereits einige Tage später publiziert wurden. So wurde 
aus Protokollauszügen von Vorstandssitzungen der Beschwerdegegner in zu 
1), die dem Ausschuß am 03.02.1987 vertraulich überlassen worden waren, 
bereits am folgenden Tag, am 04.02.1987, in der “Frankfurter Rundschau“ 
auszugsweise zitiert. Der dem Ausschuß ebenfalls am 03.02.1987 über- 
lassene, als "VS-Geheim" eingestufte Vertrag zwischen der Beschwerde- 
gegnerinnen und dem L & S Maritim Technologie Ltd. vom 15.06.1984 wurde 
sowohl von der "Frankfurter Rundschau" als auch von den "Kieler Nach- 
richten“ bereits am 05.02.1987 auszugsweise zitiert. Weiterhin wurde 
über verschiedene andere von den Beschwerdegegnerinnen Anfang Februar 
1987 überlassene geheime Unterlagen bereits einige Tage später in ver- 
schiedenen Zeitschriften und Zeitungen ausführlich unter Hinweis auf 
diese Akten berichtet. Schließlich verbreiteten die Ausschußmitglieder 
Frau MdB Beer und Frau MdB Eid am 28.03.1987 eine Pressemitteilung, 
über den angeblichen Inhalt von Akten, die dem Ausschuß vertraulich von 
der Staatsanwaltschaft Kiel überlassen worden waren. Auch diese Unter- 
lagen waren als “VS-Geheim“ eingestuft. Überdies wurden Auszüge, der 
dem Ausschuß überlassenen Kopien kurze Zeit später in den Illustrierten 
“Spiegel“ und “Stern“ sowie den Fernsehsendungen “Panorama” und "Moni- 
tor“ veröffentlicht. Auf entsprechende Vorhaltung anderer Ausschuß- 
mitglieder erklärte die Fraktionssprecherin der Fraktion “Die Grünen", 
Frau MdB Dr. Vollmer, daß man nicht daran denke, die Ausschußmitglieder 
wegen dieser Vorkommnisse auszutauschen. Diese sollten vielmehr "diese 
erfolgreiche Aufklärungsarbeit mit Volldampf fortsetzen". Aufgrund 
dieser Vorfälle sind zwischenzeitliche Ermittlungsverfahren gegen die 
Abgeordneten MdB Beer und MdB Eid eingeleitet worden. Diese Vorfälle 
dokumentieren eindeutig, daß die von dem Beschwerdeführer getroffenen 
Gehe imhal tungsmaßnahmen bislang unzureichend sind, um den erforder- 
lichen Datenschutz zu garantieren, obwohl diesem hier eine gesteigerte 
Bedeutung auch deshalb zukommt, weil die betroffenen Unternehmen selbst 
nicht Gegenstand des Untersuchungsauf träges sind. 
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Solange der Beschwerdeführer durch Austausch von Mitgliedern oder durch 
sonstige ähnlich geeignete Maßnahmen nicht sicherstellt, daß die in 
seinem Bereich befindlichen Geheimhaltungslücken geschlossen werden, 
kann es den zuständigen Gerichten, die nach der Rechtsprechung des 
Verf assungsgerichts als Garanten auch für die Einhaltung der Grund- 
rechte der betroffenen Unternehmen einzustehen haben, nicht zugemutet 
werden, eine Herausgabe an ihn anzuordnen. Erst wenn der Beschwerde- 
führer die Vorausetzungen für eine Geheimhaltung unter Beachtung der 
obigen Ausführungen sichergestellt hat, können zu Beweiszwecken vorläu- 
fig sichergestellte Unterlagen an ihn herausgeben werden. 

Zur Überprüfung und zur Herausgabe ist nach Auffassung der Kammer der 
Ermittlungsrichter beim Amtsgericht Bonn zuständig. Derzeit ist nämlich 
nur die Entscheidung über die Beschlagnahmeanordnung entscheidungsreif. 
Nur insoweit vermag der vorliegende Beschluß die fehlende Entscheidung 
des Ermittlungsrichters zu ersetzen. Die Frage der Aushändigung dieser 
Unterlagen, die zunächst aufgrund dieser Anordnung sichergestellt wer- 
den müssen, ist dann von dem Ermittlungsrichter selbständig zu er- 
scheiden. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 473 Abs. 4 StPO. Angesichts des 
geringen Teilerfolgs der Beschwerde erschien einerseits eine Ermäßigung 
der Gebühr angezeigt; andererseits schien es der Kammer nicht unbillig, 
den Beschwerdeführer, der sein erklärtes Hauptziel, die Herausgabe der 
bestärkten Unterlagen an sich selbst, nicht erreicht hat, die Kosten 
des Verfahrens einschließlich seiner notwendigen Kosten insgsamt auf- 
zuerlegen. 


Brenner 


Wagner 


Dreser 
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5300 Bonn 1,21.Aug. 1990 
Bundeshaus 
Tel. (0228) 16 5576 

Telefax 0228/266 6182 

Obmann im 1. Untersuchungsausschuß 
der SPD-Bundestagsfraktion 

An den 

1. Sekretär des 1. Untersuchungsausschusses 

des Deutschen Bundestages 

Herrn 

Dr. Winfried Heymer 

Dreizehnmorgenweg 38 
im Haus 



Norbert Gansei 

Mitglied des Deutschen Bundestages 


Sehr geehrter Herr Dr. Heymer, 

ich nehme Bezug auf Ihr Schreiben vom 14.8.1990, dem Sie in der Anlage einen 
Schriftsatz des Rechtsanwalts Dr. Zoglmann an das Amtsgericht Bonn vom 9.8.1990 
beigefügt hatten. 

Die Vorwürfe, die RA Dr. Zoglmann gegen mich wegen angeblichen Verstoßes 
gegen die Geheimschutzbestimmungen des Deutschen Budestages richtet, sind 
absurd und entbehren jeder Grundlage. RA Dr. Zoglmann hat offensichtlich in 
seinem Schriftsatz vom 9.8.1990 Anschuldigungen aufgegriffen, die die 
Bevollmächtigten des früheren schleswig-holsteinischen Staatssekretärs Dr. 
Schleiffer in zwei Strafanzeigen vom 26.4.1990 und 1 1.5.1990 gegen mich bei der 
Staatsanwaltschaft Kiel erhoben haben. Ich habe gegenüberderStaatsanwaltschaft 
Kiel hierzu Stellung genommen und übersende Ihnen in der Anlage diese 
Stellungnahme, die in vollem Umfang geeignet ist, auch die von RA Dr. Zoglmann 
gegen mich erhobenen Vorwürfe zu widerlegen. 

Soweit Dr. Zoglmann mich beschuldigt, ich hätte aus geheim-eingestuften 
Unterlagen Notizen gefertigt und diese in öffentlicher Sitzung preisgegeben, 
verweise ich auf die 18. Sitzung des 1. Untersuchungsausschusses vom 18.4.1988, in 
der ausschließlich der damit zusammenhängende Sachverhalt behandelt wurde. Der 
Sachverhalt war niemals Gegenstand einer öffentlichen Sitzung; auf die 
diesbezügliche Darstellung im Zwischen-Bericht (Seite 17) nehme ich insofern Bezug. 
Die in geschmeidiger Kongruenz augenfällig kolportierte Anschuldigung des 
Rechtsanwalts Dr. Zoglmann ist offenkundig falsch. Die Bezugnahme des Dr. 
Zoglmann auf die Presseerklärung des Kollegen Bohl vom 1.8.1990 ist insofern 
entlarvend. 

Zusammenfassend stelle ich fest, daß die Vorwürfe des Herrn Dr. Zoglmann gegen 
mich jeglicher Grundlage entbehren. Ich verweise auch in diesem Zusammenhang 
auf die Beschlüsse des Amtsgerichts Bonn vom 16.7.1990 und des Landgerichts Bonn 
vom 30.7.1990, in denen nicht die geringste Anschuldigung enthalten ist, ich oder 
ein anderes Mitglied meiner Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß hätten in 
rechtswidriger Weise Geheimnisse preisgegeben. Ich bitte dies auch gegenüber dem 
Ermittlungsrichter in aller Deutlichkeit klarzustellen. 


Mit freundlichen Grüßen 
gez. Norbert Gansei 
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Norbert Gansei 

Mitglied des Deutschen Bundestages 
Obmann der SPD- Bundestagsfraktion im 
1. Untersuchungsausschuß 


Anlage 1 zu Anlage 25 


5300 Bonn 1 
Bundeshaus AT 210 
Telefon 0228/16-3758 
Telefax 0228/266-6182 

2300 Kiel 14 
Am Dorfplatz 32 
Telefon 0431/714141 
Telefax 0431/713421 


An die 

Staatsanwaltschaft beim Landgericht Kiel 
Aktenzeichen 591 AR 392/90 
z.Hd. Herrn Staatsanwalt Döllel 
Schützenwall 31 
2300 Kiel 1 


Bonn, . Juni 1590 


Sehr geehrter Herr Staatsanwalt! 

Auf Ihr Schreiben vom 7. Juni 1990, mit dem Sie mir mitgeteilt ha- 
ben, daß eine Strafanzeige von Staatssekretär a.D. Schleifer gegen 
mich vorliegt, möchte ich Ihnen folgendes mitteilen: 

1. Grundlage der Anzeige vom 22. April 1990 ist eine dpa-Meldung 
vom 22. April 1990. 

Die dpa-Meldung bezieht sich offensichtlich auf die Materialie 
A 35 des Untersuchungsausschusses vom 19. April 1990, die ich Ih- 
nen in der Anlage überreiche. Die Ausschußmaterial ie ist in keiner 
Weise klassifiziert. 

Bei der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages befindet sich 
aber auch eine Materialie, die als VS-vertraulich klassifiziert 
worden ist. Dabei handelt es sich um einen Vermerk eines Vertre- 
ters der Schleswig-Holsteinischen Landesregierung, der nach einer 
geheimen Sitzung des U-Boot-Untersuchungsausschusses angefertigt 
wurde. - Zu diesem Komplex überreiche ich Ihnen meine Presseeer- 
klärung vom 27. April 1990. 

2. Es ist richtig, daß die SPD-Fraktion in ihrem Zwischenbericht 
(Drucksache 11/6141, Seite 81) geschrieben hat: "Aus den ... vor- 
liegenden Unterlagen - die insoweit als geheim eingestuft sind - 
ergeben sich die Namen der dabei als Kuriere tätig gewordenen An- 
gehörigen der südafrikanischen Botschaft." - Wir hätten die Ge- 
heimhaltungsvorschriften verletzt, wenn wir an dieser Stelle die 
Namen der Angehörigen der südafrikanischen Botschaft genannt und 
als Quelle auf eine geheime Unterlage verwiesen hätten. - Wir wa- 
ren aber in der Öffentlichkeit und natürlich auch gegenüber der 
UNO frei, die Namen von südafrikanischen Kurieren zu nennen, die 
uns aus anderen Quellen als den Geheimunterlagen des Untersu- 
chungsausschusses zugänglich geworden sind. Namen von südafrikani- 
schen Kurieren sind in den mündlichen Beratungen des Untersu- 
chungsausschusses und in der Presse genannt worden. Darüber hinaus 
verfüge ich über eine Quelle, die mir schon zur Verfügung stand, 
bev&r diesbezügliche Geheimunterlagen im Untersuchungsausschuß der 
vorigen Legislaturperiode übersandt wurden. 
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Ich gehe davon aus, daß mit meiner Stellungnahme die Angelegenheit 
geklärt ist. Bitte lassen Sie mich wissen, wenn Sie weitere Anga- 
ben benötigen. 

Mit freundlichem Gruß 

//ChXK/fr 


mehrere Anlagen 
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5300 Bonn 1.27 4.1990 

Bundeshaus 

Tel (0228) 16 5576 


Norbert Gansei Telefax 0228/16 7557 

Mitglied des Deutschen Bundestages 

Obmann im 1. Untersuchungsausschuß 
der SPD-Bundestagsfraktion 


Zu Presseberichten über eine Strafanzeige des Staatssekretärs a.D. Schleiffer im 
Zusammenhang mit der U-Boot-Affäre erklärt der Obmann der SPD-Fraktion im 

1 . Untersuchungsausschuß Norbert G a n s e I: 

1. ) Nach dem der U-Boot-Ausschuß infolge einer Intervention des 

Bundesverfassungsgerichts wieder arbeitsfähig geworden war, hatte der 
Untersuchungsausschuß einstimmig einen Beweisantrag beschlossen, derschon 
vor mehr als einem Jahr eingereicht worden war und mit die Schleswig - 
holsteinische Landesregierung gebeten wurde, dem Bundestags- 
Untersuchungsausschuß alle Akten zur Verfügung zu stellen, die das U-Boot- 
Geschäft mit Südafrika betreffen. Im Nachgang zu den Unterlagen, die dem 
Untersuchungsausschuß durch die Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein 
am 22. März 1990 übersandt waren, überreichte das Finanzministerium des 
Landes Sch leswig-H oistein mit Schreiben vom 1 1. April 1990 dem Vorsitzenden 
des Untersuchungsausschusses 5 Kopien. Aus diesen Kopien ergibtsich, daß der 
frühere Staatssekretär im Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein 
Dr. Karl Hermann Schleiffer die Vorstände von HDW und der Salzgitter AG durch 
Vermerke über die Sitzungen des Untersuchungsausschusses informiert hat. 

- Als offene Materialie wurden diese Fotokopien vom Sekretariat des 
Untersuchungsausschusses am 18. April 1990 an den üblichen Verteilerkreis 
weitergereicht. Sie waren damit wie in der Vergangenheit auch andere nicht- 
klassifizierte Unterlagen des Untersuchungsausschusses der Öffentlichkeit 
zugänglich. 

2. ) Aus den “persönlich" adressierten Schreiben von Staatssekretär a.D. Schleiffer an 

das Vorstandsmitglied Rohde (HDW) und an den Vorstandsvorsitzenden der 
Salzgitter AG und Aufsichtsratsvorsitzenden von HDW Pieper, ergibt sich nicht, 
welche Vermerke weiterqegeben worden sind, da sie offenbar den Verfügungen 

- wie es in einer ordentlichen Verwaltung eigentlich üblich ist - nicht beigelegen 
haben. 

3. ) Inzwischen hat die schleswig-holsteinische Landesregierung dem 

Untersuchungsausschuß weitere Unterlagen mit den Vermerken nachgereicht, 
die die Vertreter der Landesregierung, die an den öffentlichen, nichtöffentlichen 
und geheimen Sitzungen des 4. Untersuchungsausschusses der vorherigen 
Legislaturperiode teilgenommen haben, zur Information der Landesregierung 
angefertigt haben. Diese Vermerke sind heute ebenfalls vom Sekretariat des 
Untersuchungsausschusses als offene Materialien umverteilt worden. 
Ausschließlich die Vermerke, die sich auf eine GEHEIM-Sitzung des Ausschusses 
beziehen, sind als “VS-vertraulich" eingestuft worden. Sie befinden sich in der 
Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages. 

4. ) Es ist eine noch offene Tatfrage, ob Staatssekretär a.D. Schleiffer auch den 

Vermerk über die Geheimsitzung weitergeleitet hat. Die Anfertigung dieses 
Vermerkes verstößt übrigens gegen die VS-Vorschriften, die auch für die 
schleswig-holsteinische Landesregierung im Jahre 1987 galten. 
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5. ) Die Weiterleitung der behördeninternen Vermerke durch den damaligen 

Staatssekretär Schleiffer an Außenstehende stellt zweifelsohne eine 
Verletzung von § 353 b StGB dar, es sei denn es sollte dafür eine ausdrückliche 
Genehmnigung derschleswig-holsteinischen Landesregierung Vorgelegen 
haben. Das gilt unabhängig davon, ob auch der Vermerk über die GEHEIM- 
Sitzung weitergeleitet worden ist. 

6. ) 8ei der Weiterleitung der Vermerke ausder Arbeitdes 

Untersuchungsausschusses kommt erschwerend hinzu, daß die Vermerke an 
Personen gegangen sind, deren Vernehmung im Untersuchungsausschuß 
anstand. Diese Personen haben übrigens später vordem Ausschuß die 
Auskunft mit der Begründung verweigert, sie könnte sich der Gefahr 
strafrechtlicher Verfolgung aussetzen. Zusätzlich kommt erschwerden hinzu, 
daß der eine Vermerk Angaben über die informatorische Anhörung des OFD- 
Präsidenten Hansen enthielt. Gegen den Vorstand von HDW lief damals noch 
das Ermittlungsverfahren der Oberfinanzdirektion Kiel. 

7. ) Resümee: 

a) Die schleswig-holsteinische Landesregierung hat sich bei der Vorlage der 
Akten im Untersuchungsausschuß injeder Beziehung korrekt verhalten. 

b) Auch das Sekretariat des Untersuchungsausschusses hat die Akten korrekt 
behandelt. 

c) Es steht Abgeordneten wie der Presse frei, offene Materialien des 
Untersuchungsausschusses auch offen zu verwenden und zu bewerten. 

d) Staatssekretär a.D. Schleiffer hat sich durch sein Verhalten auf das 
schwerste diskreditiert. Die Kieler Staatsanwaltschaft wird nicht umhin 
kommen, bei der Landesregierung eine Strafverfolgungsermächtigung 
nach § 353 b StGB zu beantragen. 

e) Die Strafanzeigen Schleiffers wegen der öffentlichen Diskussion über die 
offenen Akten, die ihn so schwer belasten, sie sind ein kläglicher Versuch 
von seiner Verwicklung in die U-Boot-Affäre abzulenken. Schließlich war 
Schleiffer schon von der Anbahnung des U-Boot-Geschäfts als 
Aufsichtsratsmitglied von HDW im Gegensatz zu anderen 
Aufsichtsratsmitgliedern informiert worden. 
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Staatsanwaltschaft 
bei dem Landgericht Kiel 
Aktenzeichen: 591 AR 392/90 
(Bitte bei Rückfragen aneeben) 


2300 Kiel . 07.06.1990 
Schützenwall 31/35 
Telefon: (0431) 604-1 
Teletex: 431 767 = STAK 1 EL 
Telefax: (0431) 6042469 


U : 

An den ’ 

Bundestagsabgeordneten 

Herrn Norbert Gansei 

Bundeshaus AT £10 

- Tp-eriSi - 

5300 Bonn 


Strafanzeigen des Staatssekretärs a.D. Dr. Schleifer vom 
26. April 1990 und 11. Mai 1990 gegen Sie und andere wegen Ver- 
gehens nach § 353b StGB und anderer Straftaten 

Ihr Schreiben vom 18. Mai 1990 

Anlagen 

2 Schriftstücke 

Sehr geehrter Herr Bundestagsabgeordneter, 

angeschlossen übersende ich in Kopie die vorbezeichneten Straf- 
anzeigen mit der Anheimgabe, zu den Vorwürfen Stellung zu neh- 
men. Das Vorbringen des Anzeigenden wird hier unter dem oben an- 
gegebenen Aktenzeichen daraufhin überprüft, ob ein Anfangsver- 
dacht im Sinne von § 152 Abs. 2 StPO begründet ist. Der Ordnung 
halber weise ich darauf hin, daß es Ihnen freisteht, sich zu der 
Beschuldigung zu äußern, einzelne Beweiserhebungen zu Ihrer Ent- 
lastung zu beantragen oder einen Verteidiger zu befragen. 
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DRES. RÜGE PURRUCKER A1AKOWSKI 
RECHTSANWÄLTE ■ NOTARE 


DRES. RÜGE, PURRUCKER, MAKOWSKJ Poslfich 3«44 • 2300 Kiel 1 
1 


Staatsanwal ts chaf t 
bei dem Landgericht Kiel 


DR. BERND RÜGE 
DR. STEFAN PURRUCKER 
DR. WOLFGANG MAKOWSKI 
Rechtsanwälte und Notare 
AXEL H. MEISSNER 
Rechtsanwalt 


2 joo Kiei. de D 26. Apr i 1 1990 



Namens und kraft beigefügter Vollmacht des Staatssekretärs a.D. 

Dr . Carl-Hermann Schleifer, Moltkestraße 43, 2300 Kiel 1, erstatten 
wir 


Strafanzeige 


gegen 


den Bu ndestaasabqeordneten Norbert Gansei 
aus Kiel und/oder unbekannte Dritte 



wegen Verletzung von Dienstgeheimnissen (§ 353 b StGB), verbotene 
Mitteilungen aus Ausschußverhandlungen (§ 353 d StGB), Verletzung von 
Privatgeheimnissen (§ 203 StGB), falscher Verdächtigung (§ 164 StGB), 
übler Nachrede (§ 186 StGB), Verleumdung (§ 187 StGB) und aller 
anderer in Betracht kommender Delikte. 


Namens und in Vollmacht unseres Mandanten wird zugleich wegen aller 
in Betracht kommender Delikte ein etwa erforderlicher 


Strafantrag 


gestellt. 
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Der Verdacht strafbaren Fehlver haltens des Bundestagsabgeordneten 
Norbert Gansei bzw. unbekannter Dritter - vor allem Mitarbeiter aus 
dem Bereich des Kieler Finanzministeriums - liegt darin begründet, 
daß nun schon zum wiederholten Male behördeninterne Vorgänge, Papiere 
und Informationen aus dem Bereich des Kieler Finanzministeriums unbe- 
fugt veröffentlicht und in Umlauf gebracht worden sind, die aus der 
Zeit der früheren Tätigkeit des Anzeigeerstatters als Staatssekretär 
im Finanzministerium stammen und offenbar dazu bestimmt sind, durch 
gezielte Indiskretionen und Veröffentlichung von Amtsgeheimnissen 
unter Zugrundelegung unwahrer Sachverhalte und Verdächtigungen das 
Ansehen des Anzeigeerstatters in der Öffentlichkeit grundlos herabzu- 
würdigen und ihn grundlos möglichen Strafverfolgungsmaßnahmen auszu- 
setzen. Ausweislich ü«l in Fotokopie beigefügten Pressemeldung der 
dpa in Bonn vom 22. April 1990 sind offenbar mit Willen und mit Wir- 
kung des dort auch zitierten Bundestagsabgeordneten Norbert Gansei 
Kopien von Vermerken und Schriftstücken aus dem Kieler Finanzminis- 
terium der Presse zugespielt worden. Aus der Pressemitteilung ist 
ersichtlich, daß aus solchen Schreiben sogar wörtlich zitiert worden 
ist. Der Bundestagsabgeordnete Norbert Gansei oder andere müssen 
diese aus dem Finanzministerium stammenden Unterlagen entweder direkt 
unbefugt Dritten zugespielt und/oder über den Bundestagsuntersuchungs- 
ausschuß ungerechtfertigt an Dritte weitergeleitet haben. In jedem 
Fall kann dies nur unter Verletzung des Dienstgeheimnisses geschehen 
sein, weil sich die genannten Durchschläge der besagten Schreiben 
bzw. Verfügungen des Anzeigeerstatters ausschließlich in einem Akten- 
ordner im Finanzministerium befunden haben und nach eigenen Erklä- 
rungen des Staatssekretärs im Finanzministerium, Klaus Gärtner, in 
einem an den Anzeigeerstatter gerichteten Schreiben vom 23. April 
d.J. dort gefunden worden sind. Aus dem Bereich des Ministeriums 
müssen sie also unbefugt an Dritte weitergeleitet worden sein. 


Der Anzeigeerstatter hat inhaltlich zu den ihn gegenüber grundlos 
erhobenen Vorwürfen dem Finanzministerium gegenüber auf Anfrage 
Stellung genommen. An weiter gehenden inhaltlichen Erklärungen sieht 
er sich derzeit wegen der fortwirkenden Verschwiegenheitspflicht 
gehindert. 
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Die gegen den Anzeigeerstatter erhobenen Vorwürfe sind offenbar dazu 
geeignet und bestimmt, ihn in der Öffentlichkeit herabzusetzen und 
wirken persönli chkeits verletzend. 

Zumal solche gezielten, geheimnisverletzenden Indiskretionen nun 
schon zum wiederholten Male gegenüber dem Anzeigeerstatter erfolgt 
sind, sieht er sich zu dieser Anzeige veranlaßt. 



(Dr'. Purrucker) 
Rechtsanwalt 
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Anlage 5 zu Anlage 25 


DRES. RÜGE PURRUCKER MAKOWSKI 
RECHTSANWÄLTE • NOTARE 


DRES. RÜGE. PURRUCKER. MAKOWSKJ Poslfich 36« 2300 Kiel 1 


Staatsanwaltschaft bei dem 
Landgericht Kiel j 
S chützenwa.' 


In 31/3 J BrielannahmesteMe 1 
11 W J | Land-, Anas*. Franz- ao**^*"* 


DR. BERND RÜGE 
DR. STEFAN PURRUCKER 
DR. WOLFGANG MAKOWSKI 
Rechtsanwälte und Notare 
AXEL H. MEISSNER 
Rechtsanwalt 

2300 Kiel, den H* Mai 1990 



2300 Kiel 1 


Siaatsznwaüscnsi 

Elng.-. 1 R. MAI 1930 

...AKt. ...Hsit —Anl. . J .0ctcj 
0M) 



3.398/90 II I/Wo 


Betr 


SLi ^sH.ichan KN jSrlcl ». / 

r lng - ^ MAI 138 g I 

Strafanzeige des Staatssekretärs vom 

A * .1990 gegen den Bundestags abt^l ^e-ten-.tNö r'Bl^U Ganse] 
iel und/oder unbekannte Dritte 


26.04 
aus K 
Az. : 591 AR 392/90 


Sehr geehrter Herr DÖllel! 

Ich bestätige dankend den Erhalt Ihres Schreibens vom 02.05.1990. 

Aus Anlaß Ihres vorsorglichen Hinweises teile ich ebenso "vorsorg- 
lich" mit, daß ich meinen Mandanten, Herrn Staatssekretär a.D. 

Dr . Schleifer, auch in bezug auf die genannten Vorermittlungen an- 
waltlich vertrete. Gesonderte Vollmachtserklärung füge ich ausdrück- 
lich bei, verbunden mit der Bitte, mich über den Stand und alle ver- 
fahrensrechtlich relevanten Schritte des Vorprüfungsverfahrens infor- 
miert zu erhalten. 

Der Vorwurf eines eventuellen Verdachts eines Vergehens nach § 353 b 
StGB erscheint im Hinblick auf die Person meines Mandanten nach 
dessen Kenntnisstand absurd. Nachdem die Finanzministerin des Landes 
Schleswig-Holstein meinen Mandanten mit dem in Fotokopie beigefügten 
Schreiben vom 27. April 1990 - Eingang 03.05.1990 - inzwischen an- 
tragsgemäß von etwaigen Verschwiegenheitspflichten befreit hat und im 
übrigen in Wahrnehmung berechtigter Interessen überreiche ich zur 
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Sachverhaltsinformation insoweit eine Fotokopie des an meinen Man- 
danten gerichteten Schreibens des Staatssekretärs im Finanzminis- 
terium vom 23. April 1990 nebst beigefügter Fotokopien seinerzeit in 
seinem Namen verfaßter Verfügungen und Anschreiben an den Vorstands- 
vorsitzenden der Salzgitter AG und Aufsichtsratsvorsitzenden der HDW 
Pieper sowie das Vorstandsmitglied der HDW Rohde sowie seines Antwort- 
schreibens und seiner Stellungnahme vom 25. April 1990. Dem ist auch 
noch aus heutiger Sicht meines Mandanten nichts hinzuzufügen. Mein 
Mandant ist damals wie heute sicher davon ausgegangen, daß die beige- 
fügten Vermerke nur Informationen aus allgemein zugänglichen Sit- 
zungen des U-Boo t-Unter su chungsauss chusses des Bundestages enthalten 
haben. Weitere Nachprüfungen, die die Erinnerung meines Mandanten 
fördern könnten, sind meinem Mandanten bisher unter fadenscheinigen 
Gründen vom Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein versagt 
worden. Ich überreiche anliegend in Fotokopie auch den diesbezüglich 
bisher geführten Schriftwechsel sowie insbesondere mein heutiges 
Schreiben an den Staatssekretär im Finanzministerium des Landes 
Schleswig-Holstein zur Kenntnisnahme. 

Insbesondere verweise ich auf die in Fotokopie beigefügte Presseer- 
klärung der Finanzministerin vom 30.04.1990, in der auf Seite 2 aus- 
drücklich festgestellt wird, daß die Vorgefundene Aktenlage es nicht 
ermögliche, noch mit Sicherheit festzustellen, ob die gefundenen 
Vermerke, und wenn ja, in welchem Umfang, Dritten überlassen worden 
wären . 

Aus gegebenem Anlaß erweitere ich zugleich den Inhalt meiner Strafan- 
zeige vom 26. April 1990 sowie des darin enthaltenen Strafantrages 
wegen der zwischenzeitlich erfolgten, offensichtlichen neuerlichen 
Verletzung von Dienstgeheimnissen im Sinne des § 353 b StGB. Ausweis- 
lich einschlägiger Presseveröffentlichungen und Fer nsehber i chtersta.t- 
tung am 8. Mai 1990 sind die angeblich geheimen Vermerke, deren Ein- 
sichtnahme meinem Mandanten bis heute andauernd rechtswidrig verwei- 
gert wird, - von wem auch immer - der Presse zugänglich gemacht wor- 
den, was schlechterdings nur durch strafbare Handlung geschehen sein 
kann. Es obliegt nicht meinem Mandanten, diesbezüglich Vermutungen 
über Urheber und Verantwortliche zu äußern. Wenn denn die - nach. 
Bekundungen des Staatssekretärs im Finanzministerium aus den dortigen 


470 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/8109 


- 3 - 

Unterlagen gar nicht herleitbare - Weiterleitung der seiner zei tigen 
Vermerke des Finanzreferenten Drusch geeignet gewesen wäre, straf- 
rechtlich relevante Vorwürfe zu begründen, so gilt dies erst recht 
für die jetzt offensichtliche Lancierung dieser Unterlagen an die 
Öffentlichkeit und Presse. Die dem zugrunde liegenden Sachverhalte, 
Urheberschaften und Verantwortlichkeiten aufzuklären ist Sache der 
Ermittlungsbehörden. Wei ter gehende und sachdienliche Hinweise vermag 
mein Mandant naturgemäß nicht zu geben. 

Dementsprechend vermag mein Mandant selbstverständlich auch nicht 
nähere - als in der Anzeige enthaltene - Einzelheiten zum .angezeigten 
Sachverhalt mitzuteilen, belegt doch das Ergebnis der unbefugt er- 
folgten Veröffentlichungen augenscheinlich das Vorhandensein vorange- 

g a n garioK Str äf tätSH § 


Aus der vorzitierten Presseerklärung vom 30.04.1990 ergeben sich aber 
erkennbar weitere Indizien dafür, daß die geheimnisbruchbegründenden 
Indiskretionen und Informationen der Presse aus Reihen der Mitglieder 
des U-Boot-Untersuchungsauss chusses, wie dem Bundestagsabgeordneten 
Gansei, herrühren dürften. Jedenfalls sind danach die jeweils kurz 
darauf auf getau chten Schriftstücke unmittelbar zuvor vom Finanzminis- 
terium dem Untersuchungsausschuß zur Verfügung gestellt worden. 

Im Interesse der öffentlichen Strafverfolgung teile ich bei dieser 
Gelegenheit allerdings einen weiteren Verdacht möglicher Strafta ten 
im gleichen Sachzusammenhang mit, der meinem Mandanten aus Anlaß der 
öffentlichen Publizierung der von ihm erteilten Strafanzeige von 
dritter Seite mitgeteilt worden ist. Ich übermittle anliegend ein 
Anlagenkonvolut, daß die Annahme des Verdachts des weiteren Geheimnis- 
verrats durch den Bundestagsabgeordneten Dr . Gansei anläßlich der von 
ihm iniziierten Befassung der Vereinten Nationen mit dem Untersu- 
chungsgegenstand des Bundestagsuntersuchungsausschusses zu begründen 
vermag. Zu den beigefügten Anlagen folgender Hintergrund: 

Die SPD-Fraktion hat am 11.10.1989 einen Zwischenbericht über den 
1. Untersuchungsausschuß der 11. Wahlperiode (Ubootauss chuß ) in Bonn 
in einer Pressekonferenz vorgelegt und verteilt. Auf Seite 26 dieses 
Zwischenberichtes sagte die SPD-Fraktion, daß die Namen der als' 
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Kuriere tätig gewordenen Angehörigen der südafrikanischen Botschaft 
geheim eingestuft sind. 

Anlage 14 zu diesem Zwischenbericht enthält als Nr. 1 ein Anschreiben 
des Vorsitzenden des Anti-Apar theid-Ausschusses der Vereinten Na- 
tionen mit Fragenkatalog. Als Nr. 2 der Anlage 14 sind die Antworten 
der SPD-Fraktion mit Anlagen beigefügt. Die Antwort besteht aus einem 
Brief des Herrn Gansei vom 23.11.88, wo er zu der Frage 9 eben diese 
Namen der Kuriere offenlegt. Diese Antwort bedeutet in bezug auf die 
Namen Geheimnisbruch. Die Namen sind sowohl den Vereinten Nationen 
genannt worden als auch in der Pressekonferenz an die Medien verteilt 
worden . 

Anlagen 

1. Seite 26 des SPD-Zwis chenber i chtes 

2. Deckblatt Anlage 14 

3. Brief der Vereinten Nationen 

4. Brief Norbert Gansei vom 23.11.88 

5. Antwort zur Frage 9 der Vereinten Nationen 

Für evtl, verbliebene Rückfragen, die mein Mandant zu beantworten 
vermag, stehe ich jederzeit gern zur Verfügung. 

Uber das Ergebnis der aus Anlaß der von mir erstatteten Strafanzeigen 
und mitgeteilten Sachverhalte bitte ich mich zu unterrichten. 
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Anlage 26 



Angelika Beer, MdB; Uschi Eid, MdB 


DIE GRÜNEN 

IM BUNDESTAG 


5300 Bonn 1 
Bundeshaus 


An den 

Justizminister des 
Landes Schleswig-Holstein 
Herrn Klaus Klingner 

Bonn, den 21.8, 199o 


Sehr geehrter Herr Minister, 

Ihrem Schreiben an den 1. Untersuchungsausschuß entnehmen wir, daß Sie 
die Prüfung der Frage übernommen haben, ob dem Ausschuß weitere Akten 
(I andqericht.surteil, Akten der Staatsanwaltschaft) übermittelt werden 
können. Mit Ihnen sind wir dabei einer Meinunq, daß die vom Landgericht 
Kiel und von der Oberfinanzdirektion KieJ pauschal vorqenommene "GEHETM"- 
Einstufunq einer Überprüfung unterzogen werden sollte. 

Für den Fall, daß Sie hei Ihrer Überprüfung dennoch zu dem Ergebnis kommen 
sollten, daß einige Akten nur unter der Einstufung "GEHEIM" an den l. 
Untersuchungsausschuß herausgegehen werden können, möchten wir Ihnen 
hiermit versichern, daß die GRÜNEN sich selbstverständlich an notwendige 
Geheimhaltungsvorschriften halten werden. 

Eine derartige Versicherung erübrigt sich eigentlich, aber Sie werden auch 
verfolgt haben, daß die GRÜNEN Mitglieder im Ausschuß in den letzten Monaten 
gewissen Verdächtigungen ausgesetzt waren. 

Den Ausgangspunkt haben diese Verdächtigungen in einer Strafanzeige der 
Firma HDW . Die Staatsanwaltschaft Kiel hat daraufhin ein Vorermitt iunga- 
verfahren eingeleilet und an die Staatsanwaltschaft Bonn abgegeben. In- 
zwischen haben zwei Gerichte (Amtsgericht und Landgericht Bonn) in ein- 
deuLig vorverurteilender Weise auf diese Vorermittlungen Bezug genommen 
(vgl. die Urteile in der Anlage) und dabei leider keine Auskünfte bei den 
betroffenen Abgeordneten eingeholt. Die Fraktionssprecherin der GRÜNEN 
hat inzwischen bei den Präsidenten beider Gerichte gegen dieses Vor- 
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gehen Protest eingelegt (vgl. Schreiben in der Anlage). 

Wir mochten auch Ihnen gegenüber klorstellen, daO wir niemals GEHEIM- 
Akten an die Medien weitergegeben haben und auch nicht beabsichtigen, 
dies in Zukunft, zu tun. Unsere Presseerklärung vom28.3.199o beinhaltete 
u.F. keinen Geheimnisverrat im Sinne des § 393 b StGB. Wenn durch einige 
Formulierungen dennoch der Eindruck entstanden ist, es sei unsere Ab- 
sicht gewesen, Geheimnisse aus Staatsanwaltschaft! ichen Akten preiszu- 
geben, bedauern wir das. 

Wir hoffen, Ihnen mit diesen Klarstellungen Ihre Entscheidungen er- 
leichtert zu haben. 

Mit freundlichen Grüben 

Uschi Eid, MdB Anqelika Beer, MdB 

(nach Diktat verreist) 



Reinhard Krämer 
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Anlage 27 

Amtsgericht Bonn OlenstgcbSud« 

Wilhelmsiraße 23 

— Abteilung für Ermittlung»- und RochUhlHaeechen - Postfach 1140 

5300 Bonn 1, den 2o. Sept. 1990 

Fernruf (0228) 7021 

bol Durchwahl 702 442 . 

Fernschreiber 888521 
Nachlbrlefkasten: WilhehnetreOe 21 

r Amtsgericht Bonn, Wllhslmetr. 4J, 5JOO Bonn 1 ^ 


Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 
1. Untersuchungsausschuß 

Bundeshaus 
53oo Bonn 1 

L 

Betr.s Qesdifilis-Nr.i 5o Gs 742/90 ihr Zeichen: 

Bitte bei allen Schreiben angeben I 

In dem Beschlagnahmeverfahren 

des 1. Untersuchungsausschusses des 11. Deutschen Bundestagen 
gegen 

1. HDW 

2. IKL 

Sehr geehrter Herr Eylmann ! 

Gemäß dem Beschluß der 1, großen Strafkammer vom 3o.7. 1990 
können die - wie dortsaits bekannt - inzwischen an das Gericht 
auf die Beschlagnahme hin von der IKL freiwillig herausgegebenen 
Firmenunterlagen an den Ausschuß noch nicht weitergeleitet werden, 
da weitere Maßnahmen zur Gewährleistung der Geheimhaltung nicht 
getroffen und die beiden in dem Beschluß genannten Abgeordneten 
nicht ausgewechselt worden sind. Der gegen sie bestehende Verdacht 
wird durch Ihr Schreiben vom 21. August 1990 an den Justizministar 
des Landes Schleswig-Holstein nicht ausgeräumt . Eines Eingehens 
auf die weiter von der IKL vorgebrachten Einwendungen bedarf es 
daher zur Zeit nicht. 

Bei den von Herrn Evers von der IKL am 3.9, 1990 dem Gericht ausge- 
folgten Unterlagen handelt es sich um zwei Ordner mit Unterlagen 
nummeriert insgesamt nach Bl. ooo bis 572, sowie Kopien des früheren 
Schriftwechsels mit dem Bundestag, Telefonnotiz pp und Vernichtungs- 
protokoll, Die beiden ßände sind als geheim eingestuft. 
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Herr Evers vertrat die Auffassung, daß die Innenver- 
einbarungen HDW/IKL 81. 527 bis 542 sowie die bereits 
von der GFD Kiel überprüften Provisionszahlungen 
Albrecht (Betriebsprüfung) Bl. 543-572 für die Arbeit 
des Ausschusses nicht relevant seien, und wandte sich daher 
gegen ihre Aushöndigung an den Ausschuß. 


Mit freundlichen Grüßen 
Hertz- Eichenrode 
Richter am Amtsgericht 
Beglaubig 


(Krai^jffö&y/fangestellte als 
beam/in de/ Geschäftsstelle 
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Anlage 28 





% 

W 


] 


\ rrasiCiiaiMiro \ , . 

I3Ss?jJ 0 9 0 4 

K-i/73 ß 


J ü ST I// MIX IST E RI ü M 
DES LANDES NORDRUEIN' WESTFALEN 
DER JUSTIZ MINISTER 


4110 E - III B. 51/90 
2/90 - III B. VS-Geheim 


4000 DÜSSELDORF. d*h 2. Sen. 1991 

MAlTIIf-tOTHm*PLATX «O 


An die 
Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 
Frau Dr. Rita Süßmuth MdB 
Bundeshaus 


• I- /Zu/v' A A tr 
/' J h 


5300 Bonn 


Betr. : 

Beweiserhebung durch den 1. Untersuchungsausschuß; 
hier : 

Beweisbeschluß 11/175 
Bezug: 

Mein Schreiben vom 6. September 1990 (4110 E - III B. 51/90) 
An lg . : 

8 Schriftstücke 


FERNSPRECHER (0211 1 8702272 • TELETEX 2 1 14 184 • TELEFAX ( 02 1 1 I 87 »2 «SO 
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Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

im Anschluß an mein vorgenanntes Schreiben übersende ich Ihnen 
mit der Bitte um Kenntnisnahme und dem Anheimgeben der weiteren 
Veranlassung Abdrucke der Schreiben der Rechtanwälte Dr. 
Zoglmann, Dr. Kainz und Partner aus München vom 5., 6. und 7. 

September 1990 sowie der Rechtsanwälte Dr. Lauprecht und Partner 
in Kiel vom 7. September 1990. Die Einsender habe ich 
entsprechend unterrichtet. 

Mit freundlichen Grüßen 





(Dr. Krumsiek) 


478 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/8109 


Anlage 1 zu Anlage 28 


RECHTSaKW/CTE 

Dr. Zoglmarut & Dr. Kainz 

und PARTNER 


*AE ZOCtMANN KAINZ vvaCNER RODER 
MAXIM1LIANSTLA TZ >000 MONCHZN J 

Herrn Justizminister 
Dr. Rolf Krumsiek 
Justizminsterium Düsseldorf 
Martin-Luther-Platz 40 

4000 Düsseldorf 1 


DR. DIETER KAINZ 
DR. $..j, ZOGLMANN 
PETER WAGNER 
ANDREAS RODER 
ACHIM NEUMEISTER 
• 

Telefon: (089) 22 66 51 
Telex: J 214 522 zkd 
Telefax: (069) 22 44 66 

Maximilianiplatz 18/IV 
D-8000 München 2 


05.09.1990 

Zo/fr 


Weitergabe von Ermittlungsakten (AZ: 50 Js 146/90) 
in der U-Boot-Af färe an den 
1. Parlamentarischen Untersuchungsausschuß 
des 11. Bundestages 


Sehr geehrter Herr Justizminister Dr. Krumsiek, 

gestatten Sie mir zunächst, Ihnen meine Vertretung für Herrn 
Dipl. Ing. Lutz NOHSE wie für das INGENIEURKONTOR LÜBECK, 
Niels-Bohr-Ring 5 in 2400 Lübeck 1 in obiger Sache anzuzeigen. 

Nach dem Schreiben der Staatsanwaltschaft Bonn vom 31.08.1990 
an mich gehe ich davon aus, daß Ihnen die Ermittlungsakten 
aus dem Verfahren 50 Js 14 6/90 nunmehr vorliegen, um deren 
Weiterleitung an den Parlamentarischen Untersuchungsausschuß 
abschließend zu prüfen. Die bisherige Korrespondenz mit der 
Staatsanwaltschaft Bonn darf ich daher als Ihnen bekannt vor- 
aussetzen und zur Venneidung von Wiederholungen auf die bereits 
vorgebrauchten Argumente Bezug nehmen. 

Die Aushändigung dieser Akten an den von mehreren Gerichten als 
'unzuverlässig erachteten Untersuchungsausschuß 


Bayer. V«rein«b*nk München 17460 (BLZ 700202 70) Commerzbank München 1538800 (BIZ 70040041) 

Poatgiro München 3J080C-800 (BLZ 70010080) 

Ült KfCHTSANwALTI SIND ZUCELASSEN 881 DEN lANDCERICHTFN MÜNCHEN I UND II. OEM OBERLANDS SGERJCHT MÖNCHEN 
UNO 8E1M BAYRISCHEN OBERSTEN lANOESCERICHT (RAE WACNCR. RODER U. NEUMEISTER NUR (HU OFn UANOCtiUCH IÜN MÖNCHEN I UND lt) 
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erscheint mit Ihren Pflichten als Justizminister abso- 
lut unvereinbar zu sein und würde unter Umständen zu un- 
absehbaren Weiterungen führen. 

In aller Eile dürfen die Gründe für diese Auffassung kurz dar- 
gelegt werden: 

1. Mit Befremden haben wir die Ausführungen der Staatsan- 
waltschaft vom 31.08.1990 zur Kenntnis genommen. 

Trot 2 meines Schreibens an die Staatsanwaltschaft vom 
28.08.1990, in welchem die fallbezogene Rechtsprechung 
des Amtsgerichtes Bonn, des Landgerichtes Bonn und des 
Landgerichtes Kiel zur Frage der Unzuverläs 
s i g k e i t des 1. Parlamentarischen Untersuchungs- 
ausschusses dargestellt wurde, ist die Staatsanwaltschaft 
in ihrer ablehnenden Begründung mit k e i n e m ( 1 ) 
Wort auf diese entscheidenden Gesichtspunkte, die gegen 
eine Herausgabe an den Untersuchungsausschuß sprechen, 
eingegangen. Die Berufung auf die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes in BVerGE 77,62 ist durch die 
vorliegenden Gerichtsentscheidungen längst überholt und 
nur in der modifizierten Art, wie dies in den Gerichts- 
entscheidungen zum Ausdruck kommt,- anwendbar. 

Jede andere Rechtsanwendung ist nach Vorliegen dieser 
Entscheidungen eine b e w u ß t e Mißachtung aller 
bisher mit dem Ausschuß gemachten Erfahrungen, insbeson- 
dere aber gegenüber den einhelligen Enscheidungen aller 
hiermit bisher befaßter Gerichtei 

Auch meine Mandantschaft achtet grundsätzlich den Rechts- 
anspruch des Untersuchungsausschusses auf Akteneinsicht, 
ohne welchem er seine bedeutsamen parlamentarischen 
Aufgaben nicht wirkungsvoll ausüben könnte. Dies hat sie 
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durch freiwillige Herausgabe ihrer Akten an den Ausschuß 
augenfällig unter Beweis gestellt. 

Andererseits hat sich gerade dieser Parlamentarische 
Untersuchungsausschuß in beispielsloser Weise als unfä- 
hig und uneinsichtig erwiesen, Geheimschutzvorschriften 
einzuhalten. Gerade diejenigen Ausschußmitglieder fordern 
nunmehr am heftigsten die Beiziehung von weiteren 
Unterlagen, die durch ihr Verhalten die Unzuverlässigkeit 
des Untersuchungsausschusses überhaupt erst hervorgerufen 
haben . 


es wegen auch allem dafür 


Q *? Ck — V» H 1 om a m cnncf — A 

w w V4ÜU vv'i*w W WU.J1U VA. 

verantwortlich, daß ohne zusätzliche Schutzmaßnahmen der 
Untersuchungsausschuß seinen Anspruch auf Akteneinsicht 
derzeit eindeutig "verwirkt" hat. 


2. Im gleichen Sinne hat sich das Landgericht Bonn zur 
Rechtswidrigkeit der Weitergabe von Unterlagen an den Un- 
tersuchungsausschuß geäußert. So führt das Gericht aus: 


"In Übereinstimmung ( ! ) mit dem Landgericht Kiel und 
dem Amtsgericht Bonn in der angefochtenen Entschei- 
dung ist die Kammer der Ansicht, daß der 
z ei t ( l ) die Voraussetzungen für eine Aushän- 
digung der beschlagnahmten Unterlagen an die Be- 
schwerdeführer (1. Parlamentarischer Untersuchungs- 
ausschuß) nicht vorliegen. Zwar hat der 1 .'...Parlamen- 
tarische Untersuchungsausschuß in seiner Sitzung vom 
03.06.1987 die Einstufung der fraglichen Unterlagen 
als "VS-geheim" beschlossen und dies gegenüber den 
beteiligten Unternehmen in der Folgezeit mehrfach 
bestätigt. Zudem hat er seine Mitglieder mit Be- 
schluß vom 15.06.1987 entsprechend den Vorschriften 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages be- 
sonders zur Geheimhaltung verpflichtet. 

Angesichts der verschiedenen Vorfälle in der Vergan- 
genheit reichen diese Maßnahmen auch unter Berück- 
sichtigung der Entscheidung des Bundesverfassungsge- 
richtes vom 01.10.1987, wonach einzelne Verstöße ge- 
gen Geheimschutzvorkehrungen nie völlig auszuschlie- 
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Bert sind, 2 um Schutz der verfassungsrechtlichen 
Rechte der bet r of fe nen Unternehmen nicht aus . 

In der Vergangenheit ist es nämlich nicht nur ver- 
einzelt, sondern wiederholt vorgekommen.... 


• * • Diese Vorfälle dokumentieren eindeutig, daß die 
von dem Beschwerdeführer getroffenen Geheimhaltunos- 


maßnahrnen bislang unzureichend sind. 

um den erfor- 

derlichen Datenschutz zu garantieren. 

obwohl diesem 

hier eine gesteigerte Bedeutung auch 

deshalb zu- 

kommt, weil die betroffenen Unternehmen selbst nicht 

Gegenstand des Untersuchungsauftrages 

sind . 


Solange der Beschwerdeführer den Austausch 
( ! ) von Mitgliedern oder durch sonstige ä h n 
lieh geeignete Maßnahmen nicht sicherstellt, 
daß die in seinem Bereich befindlichen Geheimhal- 
tungslücken geschlossen werden, kann es den zustän- 
digen Gerichten, die nach der Rechtsprechung des 
Verf assunqsqerichtes als Garanten auch für die Ein- 
haltung der Grundrechte der betroffenen Unternehmen 
einzustehen haben, nicht zugemutet werden, eine Her- 
ausgabe an sie anzuordnen." 

Nach Auffassung des Landgerichtes Bonn reichen die 
bisher vom Parlamentarischen Untersuchungsausschuß ge- 
troffenen Maßnahmen zum Schutze der Geheimhaltung 
also entgegen der Auffassung der Staatsanwaltschaft 
Bonn nicht (1) aus. Ohne die vom Gericht angedachten 
weiteren Schutzmaßnahmen - Austausch von Mitgliedern oder 
durch sonstige ähnlich geeignete . Maßnahmen - können die 
zutage getretenen Geheimhaltungslücken erkennbar nicht 
geschlossen werden. Die zuständigen Gerichte seien nach 
der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtes G a r a n- 
t e n auch für die Einhaltung der Grundrechte der 
betroffenen Unternehmen. Deswegen könne zur Zeit eine 
Herausgabe von geheim eingestuften Akten an den Untersu- 
chungsausschuß nicht verantwortet werden. 


Auch Sie, sehr geehrter Herr Justizminister , stehen hier 
in der gleichen Verantwortung wie die Gerichte. Auch Sie 
haben auf die Grundrechtsbelange meiner Mandantschaft in 
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gleicher Weise, wie die Gerichte, pflichtgemäß Rücksicht 
zu nehmen. Darüber hinaus ist Verwaltunashandeln stets an 
die Rechtsprechung gebunden. Selbst wenn Sie - was nicht 
verständlich wäre - mit der Rechtsprechung des Landge- 
richtes Bonn nicht übereinstimmen sollten, ist Ihnen 
hierdurch gleichwohl ein sonst vielleicht vorhandener Er- 
messensspielraum auf 0 reduziert worden. 

Es wäre einmalig in der Geschichte der Bundes- 
republik, wenn sich ein Justizminister über das Vorliegen 
dreier voneinander unabhängiger Gerichtsentscheidungen in 
gleicher Sache echlichtweg hinwegsetzen würde! 

Der Verdacht politischer Motivationen bei einer solchen 
Entscheidung läge offenkundig auf der Hand, wenn Ent- 
scheidungen unabhängiger Gerichte in so eklatanter Weise 
ignoriert werden würden. 

3. Angesichts des Inhaltes der weiterzuleitenden Akten ist 
es nach allen bisher gemachten Erfahrungen völlig sicher, 
daß der Inhalt dieser Akten wiederum unter Verletzung von 
Strafrechtsvorschrif ten an die Öffentlichkeit gelangen 
würde . 

Sie, sehr geehrter Herr Justizminister, träfe hieran eine 
entscheidende Mitverantwortung, da nur durch Ihr Handeln 
eine solche Straftat überhaupt ermöglicht würde. 

Wie wollen Sie sich hiergegen zukünftig rechtfertigen und 
einwenden, für Rechtsverstöße durch Ausschußmitglieder 
seien Sie nicht verantwortlich. 

Nach den vorliegenden Gerichtsentscheidungen ist hier, 
wie ich meine, kein guter Glaube mehr möglich. So ist es 
die Ihnen unterstehende Staatsanwaltschaft in Bonn, die 
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gegen mehrere Ausschußmitglieder wegen des Vorliegens ei- 
nes Anfangsverdachtes wegen Verletzung von Geheimschutz- 
vorschriften ermittelt und sich wegen der Ernsthaftigkeit 
dieses Verdachtes sogar um die Aufhebung der Immunität 
dieser Abgeordneten beim Bundestagspräsidenten bemüht. 

Diesen Abgeordneten, die von Ihrer eigenen Behörde straf- 
barer Handlungen verdächtigt werden, wollen und würden 
Sie gleichwohl erneut Geheimakten aushändigen! 

Mein Mandantschaft sieht wegen der politischen Bedeutung 
des Vorganges die Hauptverantwortung und letzte Entschei- 
dung über die Weitergabe von Akten bei Ihnen. Sollte es 
im Falle der Weiterleitung von Akten zu den von meiner 
Mandantschaft befürchteten erneuten Indiskretionen kommen 
und hierdurch meiner Mandantschaft Nachteile entstehen, 
ist meine Mandantschaft entschlossen, Ihr Handeln unter 
allen rechtlichen Aspekten gerichtlich nachprüfen zu 
lassen, wobei erwartet werden darf, daß die Gerichte 
die bisherige Rechtsprechung fortsetzen werden. Auf diese 
Absicht meiner Mandantschaft darf ich vorsorglich hin- 
weisen. 

4. Vor einigen Monaten stand die Staatsanwaltschaft Kiel wie 
Ihr Kollege Herr Dr. KLINGNER vor der gleichen Frage, ob 
und unter welchen Voraussetzungen Akten an den Untersu- 
chungsausschuß weitergegeben werden könnten. 

Mit welchen Desaster die Entscheidung, Aktenteile dem 
Untersuchungsausschuß zur Verfügung zu stellen, endeten, 
mögen Sie aus dem Schreiben des Leitenden Oberstaatsan- 
waltes von RAAB-STRAUBE an den Ausschußvorsitzenden • EYL- 
MANN entnehmen. 

Diese negativen Erfahrungen mit dem Untersuchungsausschuß 
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haben bei der Staatsanwaltschaft in Kiel zu einer klaren 
Kehrtwendung in der Aktenfrage geführt. 

Auch das weitere Verhalten des Generalstaatsanwaltes und 
des Justizministers in dieser Sache müßte für Sie von Be- 
deutung sein. 

So haben sowohl die Staatsanwaltschaft wie das Landesju- 
stizministerium letztendlich die Entscheidung der 3. Gro- 
ßen Wirtschaftstrafkammer akzeptiert, obwohl sie hierzu 
formal-rechtlich nicht verpflichtet gewesen wären. 

Beide Institutionen haben in einer für sie politisch 
schwierigen Situation sich am Ende in Wahrnehmung der ho- 
hen Verantwortung ihrer verfassungsmäßigen Pflichten und 
Aufgaben zur Respektierung der vorliegenden Gerichtsent- 
scheidung uneingeschränkt bekannt und haben der Rechts- 
staatlichkeit Willen in Kauf genommen, unbegründete Kri- 
tik aus den eigenen Reihen entgegennehmen zu müssen. 

Auch Sie, sehr geehrter Herr Justizminister, haben eine 
nicht mindere Verantwortung in dieser Sache. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 




r Zoglmann 
Rechtsanwalt 
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Der Leitende Oberttaatwurwalt 


0«da!«.Nr.. 


E» wird gebettn, bei allen Eingaben 
die voretehende Cetdhl/ti-Nr. in*ugoben. 


23 Kiel, den 19-90.. 

CerichügebSud« Sdmtienwalj JJ-35 
Femipredwr 604- 1 
Tetw-Nr.: 293801 


r 




Herrn Vorsitzenden 

des 1. Untersuchungsausschusses des 
LI. Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Eylrcann 

5300 Bonn 
Bundeshaus 


Ermittlungsverfahren wegen Verdachts des verbotswidrigen Ex- 
ports von U-Boot-Blaupausen nach Südafrika; 
hier : Panorama-Sendung am 03.04.1990 

3 Ablichtungen 


Sehr geehrter Herr Dr. Eylmanni 

Ich übersende Ihnen mit der Bitte um Kenntnis Ablichtungen 
meines heute an die Panorama-Redaktion, Herrn Dr. Wagner, 
gerichteten Schreibens nebst Anlagen. Auf die Pressemitteilung 
der "Grünen" im Bundestag Nr. 295/90 vom 28.03.1990 nehme 
ich außerdem Bezug. Ich bedaure es außerordentlich, daß es 
offenbar auch Mitglieder des 1« Untersuchungsausschusses gewe- 
sen sind, die unter bewußter Mißachtung der von uns vorgenomme- 
nen VS-Einstufung und des Beschlusses des Landgerichte Kiel 
vom 28. März 1990 unterlagen, die dem Untersuchungsausschuß 
zugänglich gewesen sind, in die Öffentlichkeit getragen haben. 
Ich weise auch an dieser stelle noch einmal darauf hin, daß 
durch derartige Aktionen nicht nur der Untersuchungszweck 
des staatsanwaltschaf tl ichen Ermittlungsverfahrens und damit 
eine umfassende sachgerechte Aufklärung des zugrunde liegenden 
Sachverhalts nachhaltig beeinträchtigt werden kann, sondern 
auch das Recht der Beschuldigten auf ein faires Verfahren. 
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Ich wäre Ihnen daher dankbar, wenn Sie auch dieses Schreiben 
den Mitgliedern des Untersuchungsausschusses zur Kenntnis 
bringen würden. Für Ihre Bemühungen bedanke ich mich im 
voraus , 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

i l/la. cJr 

von Raab-Straube 
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RECHTSANWÄLTE 

Dr. Zoglmann & Dr. Kainz 

und PARTNER 


ÄA C ZOCLMANN KAIN T, WaCNSR RODER 
MAXIMILIaNSPLaTZ 1« ««00 MÜNCHEN 1 

Justizministerium Düsseldorf 
z. H. Herrn Ministerialdirigent 
Richter 
Martin-Luther-Paltz 40 

4000 Düsseldorf 1 


OR. DIETER KAINZ 
DR. S.-J. ZOCLMANN 
PETER WAGNER 
ANDREAS RODER 
ACHIM NEUMEISTER 

a 

Telefon: (089) *166 51 
Telex : S 114 511 ikd 
Telefax: (089) 11 44 68 


MeximilimipUtz 16/IV 
D • 8 00 0 München 2 


06.09.1990 

Zo/fr 


Weitergabe von Ermittlungsakten (AZt 50 Js 146/90) 
in der U-Boot-Af f äre am den 

I. Parlamentarischen Untersuchungsausschuß 

II. Bundestages 


Sehr geehrter Herr Ministerialdirigent Richter, 

im Nachgang zu meinem gestrigen Schreiben darf ich Ihnen mein 
weiteres Schreiben vom heutigen Tage an Herrn Justizminister 
Dr. KRUMSIEK in der Anlage zur Kenntnis bringen. 

Nachdem nunmehr die Auffassung der Mehrheit der Mitglieder des 
l'.' ' ..Parlamentarischen Untersuchungsausschusses bekannt geworden 
ist, wonach diese in Übereinstimmung mit den vorliegenden 
Gerichtsentscheidungen gleichfalls von der derzeit bestehenden 
Unzuverlässigkeit Ihrer Mitglieder im Umgang mit geheim einge- 
stuften Akten ausgehen, kann es doch wahrhaftig keine Frage 
mehr sein, wie sich das Justizministerium zura Anspruch des Un- 
tersuchungsausschusses auf Herausgabe der Akten nunmehr verhal- 
ten muß, will es sich nicht dem Vorwurf der Parteilichkeit aus- 
setzen. 

Schon bei geringerem Anlaß hat die 3. Große Wirtschaftsstraf- 
kammer des Landgerichtes Kiel die Behandlung des Vorganges 


B«ycr. Vercinsb*nk München 17460 (BLZ 700 20270) Commerxbink München 1555800 (BIZ 70040041) 

Pottgiro München 830600*800 (BLZ 70010080) 

DIE RECHTSANWÄLTE SIND ZUCELASSt'N «Kl DEN LANDGERICHTEN MÜNCHEN I UND II. DEM OBE R LAN DfcSCER 1 CUT MÖNCHEN 

’JN'C BEIM 8A V !HSCM:>: CBL’ST.'V I ANDESCIStCHT «RAH WKCNK« kODFR V VJUVCISTU NUR St! OfN LANDGERICHTEN MÖNCHEN I UNO 't> 
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durch die weisungsabhängige Staatsanwaltschaft in Kiel für ein- 
seitig und mit dem Fairneßcrebot unvereinbar angesehen. 

Sollen solche Vorwürfe zum Schaden unseres Rechtswesens tat- 
sächlich weiter Schule machen! 

Mit freundlicher Empfehlung 



Rechtsanwalt 
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RECHTSANWÄLTE 

Dr. ZogLmann & Dr. Kainz 

UnA Di n - - 


JlAt ZOCi-^AMN KAINZ WACVfR RODBR 

max:mii;an$?latz ;» »ooo mOncmen i 


Herrn Justizminister 
Dr. Rudolf Krumsiek 
Justizministerium Düsseldorf 
Martin-Luther-Platz 40 

4000 Düsseldorf 1 


DR. DIETER KAINZ 
DR. S.-J. ZOCLMANN 
PETER WAGNER 
ANDREAS RODER 
ACHIM NEUMEISTER 
• 

Telefon; (089) 226651 
Telex; 5 214522 ilcd 
Telefax; (08 9) 22 44 68 


MaximilUn«pl»tx u/IV 
D-8000 München 2 

06.09.1990 

Zo/fr 


Weitergabe von Ermittlungsakten (AZj 50 Ja 146/90) 
in der U-Boot-Af£äre an den 
1. Parlamentarischen Untersuchungsausschuß 
des 11. Bundestages 


Sehr geehrter Herr Justizminister Dr. Krumsiek, 


im Nachgang zu meinem Schreiben vom 05.09.1990 darf ich Ihnen 
die Äußerungen der Parlamentskorrespondenz "Heute im Bundestag" 
vom 04.09.1990 zum Inhalt der letzten Sitzung des Untersu- 
chungsausschusses zur Kenntnis bringen. 

Darin wird zur Gewährleistung des Geheimschutzes durch den Aus- 
schuß folgendes ausgeführt* 


"Die CDU/CSU-Fraktion forderte die Oppositionsfraktio- 
nen auf, die Abgeordneten Uschi EID und Angelika BEER 
(Grüne) sowie Norbert GANSEL (SPD) aus dem Ausschuß 
abzuberufen, um dadurch zu gewährleisten, daß Geheim- 
schutzvorschriften künftig eingehalten werden und der 
Ausschuß die Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft 
Kiel erhalten könne. 

Ein Antrag der SPD-Fraktion , der Ausschuß möge fest- 
stellen, daß der Gehelmschutz gewährleistet sei, wurde 
mit der Mehrheit der Reqieruncrsf raktlonen abqelehnt. 
Der Ausschußvorsitzende äußerte die Befürchtung, daß 
auch ln Zukunft Gehelmschutzvorschriften durch Aus- 
schußmltqlieder verletzt werden könnten. " 


Bayer. Vcreinrbank München 17460 (BLZ 70010170 ) Commcribank München 1518800 (BLZ 70O 4 OO4l) 

Poitgiro München 110800-800 (BLZ 70010080) 

Olt BECHTSANwAv:t S;nO ZUC'LASSCN BEI DEN LAN l)Cf R I C H TE N MCNCMCN I UNO :i. OES. O D E R '.AN DESG I K IC MT mONC^EN 


490 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/8109 


- 2 - 


Demnach erachtet in Übereinstimmung mit den Gerichten selbst 
die Me hr heit der Mitglieder des Parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses einschließlich ihres Vorsitzenden der- 
zeit die Einhaltung von Geheimschutzvorschriften durch den 
Ausschuß für nicht mehr gewährleistet. Wenn aber bereits die 
Mehrheit der Ausschußmitglieder dieser Auffassung ist, muß erst 
recht jedes Vertrauen in die zukünftige Rechtstreue der Aus- 
schußmitglieder bei außenstehenden Ditten verloren gehen. 

Kein deutsches Gericht und keine unparteiliche Behörde kann bei 
dieser Sachlage noch ernsthaft die Weitergabe von geheim einge- 
ötuften Äxten an diesen Untersuchungsausschuß erwägen, dessen 
derzeitige Unzuverlässigkeit nicht nur von Gerichten, sondern 
sogar von ihm selbst als gegeben angesehen wird. Höchst vor- 
sorglich beantrage ich die Beiziehung des Sitzungsprotokolles 
des 1. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses aus der Sit- 
zung vom 04.09.1990 zu Beweis zwecken. 

Ich darf daher nochmals in aller Eindringlichkeit an Sie appel- 
lieren, das Ansehen Ihres Amtes nicht in Frage zu stellen, und 
sich hier klar und eindeutig für die Wahrung rechtsstaatlicher 
Prinzipien zu entscheiden, zumal es der Untersuchungsausschuß 
auch jederzeit selbst in der Hand hat, durch Auswechslung der 
vom Verdacht betroffenen Mitglieder seine volle Funktionsfähig- 
keit wieder herzustellen. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 



Dr . Zoglmann 
Rechtsanwalt 
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Bonn: Dienstag, 4. Sepierrber 1990 - Redaktionsschluß 11.30 Uhr - (187) 


VERNEHMUNG VON BUNDESKANZLER DR. HELMUT KOHL ABGESCHLOSSEN 

Bonn: (hib) Mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen hat der 1 . Untersuchungsausschuß, der 
sich mit der nicht genehmigten Lieferung von Kcnstruktionsunteriagen für den U-Boot-Bau an Süd- 
afrika befaßt, beschlossen, die Vernehmung von Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl formell abzu- 
schließen. Die SPD-Fraktion hatte beantragt, eine Entscheidung hierüber zu vertagen, bis geklärt sei, 
ob sich der Brief des damaligen bayerischen Ministerpräsidenten Franz-Jcsef Strauß vom November 
1984 an den Bundeskanzler bei den Akten zum Ermittlungsverfahren gegen Ministerialdirektor Horst 
Teltschik vom Bundeskanzleramt befindet. Wie der Ausschußvorsitzende, Horst Eylmann, mitteilte, 
werde die Staatsanwaltschaft diese Akten dem Untersuchungsausschuß zur Verfügung stellen. DIE 
GRÜNEN hatten sich dem SPD-Antrag. der mehrheitlich abgelehnt wurde, angeschlossen. Der Aus- 
schuß einigte sich einstimmig darauf, den Abschluß der Vernehmung von Bundesverteidigungs- 
minister Dr. Gerhard Stoltenberg zurückzustellen, bis dessen Antworten auf schriftliche Fragen des 
Ausschusses eingegangen sind. 

Ein Beweisantrag der GRÜNEN, einen Vertreter des Zollkriminalinstituts und einen Sachver- 
ständigen des Bundesamtes für Wirtschaft sowie den früheren Staatssekretär Im Bundesverteidi- 
gungsministerium, Professor Dr. Manfred Timmermann, als Zeugen zu vernehmen, erreichte das 
Minderheitenquorum. Die SPD-Fraktion hatte sich diesem Antrag angeschlossen. 

Die CDU/CSU-Fraktion forderte die Oppositionsfraklionen auf, die Abgeordneten Uschi Eid und 
Angelika Beer (GRÜNE) sowie Norbert Gansei (SPD) aus dem Ausschuß abzuberufen, um dadurch 
zu gewährleisten, daß Geheimschutzvorschriften künftig eingehalten werden und der Ausschuß die 
Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft Kiel erhalten könne. Ein Antrag der SPD-Fraktion, der Aus- 
schuß möge feststeilen, daß der Geheimschutz gewährleistet sei, wurde mit der Mehrheit der Re- 
gierungsfraktionen abgelehnt. Der Ausschußvorsitzende äußerte die Befürchtung, daß auch in Zu- 
kunft Geheimschutzvorschriften durch Ausschußmitglieder verletzt werden könnten. 

Der U-Boot-Untersuchungsausschuß wird am Mittwoch, 12. September, Staatssekretär a. D, 
Professor Dr. Waldemar Schreckenberger und am Donnerstag, 13. September, Ministerialdirektor 
Horsl Teltschik als Zeugen hören. 

hib 01 04/09 'SO VOM/HE uboo0019h02he 
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RECHTSANWÄLTE 

Dr. Zoglmann & Dr. Kainz 

und PARTNER 


rae zoglmann kainz waCner roder 
MAXIM I LI ANS f L ATZ II I 0«0 MÖNCHEN I 


Justizministerium Düsseldorf 
» . H. Herrn Ministerialdirigenten 
Richter 
Martin-Luther-Platz 40 

4000 Düsseldorf 1 


DR. DIETER KAINZ 
DR. S.-J. ZOGLMANN 
PETER WACNER 
ANDREAS RODER 
ACHIM MSUMSISTER 

4 

Telefon: (0J9) 226651 
Telex: J 214 522 ikd 
Telefax: (049) 22 44 64 

Maximiliamplati 14/IV 
D-4000 München 2 


07.09.1990 

ZO/fr 


Weitergabe von Ermittlungsakten (AZ: 50 Js 
in der U-Boot-Af färe an den 
1. Parlamentarischen Untersuchungsausschuß 
des 11. Bundestages 


4 A e i f\ f\ s 
A«t U/ 3 UJ 


Sehr geehrter Herr Ministerialdirigent Richter, 


soeben erhalte ich von der OFD Kiel das ablehnende Schreiben 
der Vorsitzenden Richterin der 3. Großen Strafkammer des 
Landgerichtes Kiel an den Sekretär des 1. Parlamentarischen Un- 
tersuchungsausschusses, worin das Gericht die Aushändigung des 
geheim eingestuften Beschlusses vom 04.07.1990 an 4©n Ausschuß 
verweigert . 

Obwohl dieser Beschluß für die Arbeit des Untersuchungsaus- 
schusses sicherlich von großer Bedeutung wäre, hat das Gericht 
wegen der aktenkundigen Verletzungen der Geheimhaltungspflicht 
durch Ausschußmitglieder es in Anlehnung an die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichtes (Njw ly«*, ziz/i ff.; für nicht 
mehr vertretbar angesehen, ohne - weitere - wirksame Vorkehrun- 
gen für den Geheimschutz dem Untersuchungsausschuß Geheimakten 
übergeben zu können . 


Bayer. Vtrelmbink München 17460 (BLZ 70020270) Commerzb»nk München 1554400 (BLZ 700 40041) 

Poitgiro München 530400-400 (8LZ 70010040) 

Ult RtCHTSANWALTE SIND ZÜCELASSEN BE! DEN LANDGERICHTEN MÜNCHEN I UND II. DEM OBERLANDCSCIRICHT MÜNCHEN 

' " - . .C-- V - . . ; '.-.ycs-l IC"' 71 ! M».'Mr:iT5R NUR JV DEN LAS'DCrRICMT'N ML'NCHSN : UND 
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Auf das Landgericht Kiel wie auf das Amtegericht Bonn sowie 
das Landgericht Bonn treffen die Amtshilfeverpflichtungen nach 
Artikel 44 Abs. 3 GG ebenso zu wie für Ihre Behörde. Gleichwohl 
haben alle ( 1 ) Gerichte eine solche Verpflichtung im vorliegen- 
den Fall vorbehaltslos verneint und sich außer 
Stande gesehen, dem Begehren des Untersuchungsausschusses ge- 
genwärtig zu entsprechen. 

Es liegt auf der Hand, daß jedes Behördenhandeln entgegen der 
vorliegenden, völlig eindeutigen Rechtsprechung mit dem Stempel 
offenkundiger Rechtswidrigkeit versehen wäre! 

Empfehlung 

Rechtsanwalt 


Mit freundlicher 
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KIEL, 6 - September 1980 
AdoUsheftc* 

Ptml.imuMH: 11«. 2300 KI«M 

® (o-isi) 5 03 3 255 

oder Vfrfn'Iltlvnc WöJ 

aoa sao ofd o 


- Per Telekopie - 
Herrn 

Rechtsanwa'1 1 
Dr. Zog 1 wann 
Max im 1 1 i anspl atz 16 

8000 München 2 


OBERFINANZDIREKTION KIEL 
A 3022 B - Z 32 

(P»l Antwort bW» fcneob *n) 


Betr . : Schreiben der III. gr. Strafkammer des Landgerichts 
Kiel vom 10. Jul i 1 990 

Bezug • Ihr schreiben vom 30. August 1990 Zo/fr an die Vor- 
sitzende der Strafkammer 

An l & a& i - i - 

Sehr geehrter Herr Dr. Zoglmann, 

anliegend übersende ich Ihnen auf schriftliche Bitte der 
Vorsitzenden der III, gr-. Strafkammer des Landgerichts Kiel 
eine Abschrift des von Ihnen erbetenen Schreibens vom 
10, Juli 1990 an don Sokrotftr den 1. Unter suchuofls- 
au8»chusa«s . 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 



(Budrat) 
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DJLk Varattsonda 2300 Kiel» den lo« Juli 1990 

der III. grollen Smjflfkammar Schützenwall 31 /Jo 

des Landgerichts Tel.i (0431) 604 - 2583 

- 33 Qs 8, 9, 16/90 ~ 

An den 

Sekretär des 1. Untersuchungsausschusses 
der 11. Wahlperioda des Deutsches Bundestages 
Herrn Dr. . H e y a e r 
Bundeshaus 

5300 Bonn 1 


Sehr geehrter Herr Dr. Hayraer , 

dem Ersuchen des Vorsitzenden des 1. Untersuchungsausschusses , ihm den 
Beschluss der Kammer vom 4. Juli 1990 über die Geheimschutzstelle des 
Deutschen Bundestages zuzuleiten, vermag ich leider nicht ohne weiteres zu 
entsprachen. Die in der Vergangenheit erfolgten wiederholten - aktenkundigen - 
Verletzungen der Geheimhaltungspflicht zeigen deutlich, dass die vom 
Bundesverfassungsgericht (NJW 1984, 2271 ff) geforderten wirksamen Vor- 
kehrungen für den GeheimaChutz bisher nicht Vorgelegen haben. 

Sie werden daher sicher dafür Verständnis haben, dass ohne Darlegung und 
Nachweis, dass die Einhaltung dea Geheimschutzes in der Zukunft gewährleistet 
ist, eine Übersendung dei Beschlusses nicht in Betracht kommen kann. 

Mir freundlichem Gruß! 

Röhl 

Vorsitzende Richterin 
am Landgericht 
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JUSTIZMINISTERIUM 

des Landes Nordrhein-Westfalen 


Schnellbrief 


Justizministerium NRW - Postfach 1 1 03 - 4000 Düsseldorf 1 

An das 
Sekretariat 

des 1 . Untersuchungsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
z. H. Herrn Dr. Heymer 
Bundeshaus 
5300 Bonn 


Martin-Luther-Platz 40, 4000 Düsseldorf 1 

Telefon (02 1118 79 21 

Durchwahl (02 1 11 8 792- 208 /St ah 
Teletex 2 114 184; Telefax (02 1 11 87 92 456 
Datum 26.09.1990 
Aktenzeichen (Bei Antwort bitte angebenl 
4110 E - III B. 51/90 


Betr . : 

Beweiserhebung durch den 1. Untersuchungsausschuß; 
hier: 

Beweisbeschluß 11-175 
Bezug; 

Schreiben vom 25. September 1990 
Anlg. : 

2 Schriftstücke 


Sehr geehrter Herr Dr. Heymer, 


i. 


Untersuchungsausschuß 


Eingang 

J-,16.30 

Anlg 

Az. 

Vorsitzender 

Sekretariat 

■ 

■ Erledigung 

J zu.fi 

i n 


3 




U) . 

auf das vorgenannte Schreiben übersende ich den anliegenden 
Abdruck des Schreibens der Rechtsanwälte Dr. Lauprecht & Partner 
in Kiel vom 7. September 1990 nebst Anlage. Die Abdrucke sind 
versehentlich dem an die Präsidentin des Bundestages gerichteten 
Schreiben von Herrn Minister Dr. Krumsiek nicht beigefügt worden. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Dr. LAUPRECHT & PARTNER 

RECHTSANWÄLTE • NOTARE 


Postfach 3107, D-2300 Kiel 1 


Justizmi ni Ster des 
Landes Nordrhein-Westfalen 
z. H. Herrn Ministerial- 
direktor Richter 
Marti n-Lut her-Pl atz 40 

4000 Düsseldorf 

Per Tel ef ax: 02 1 1 / 879 24 56 


Dt iur. GOTTFRIED LAUPRECHT 
MICHAEL KOHLHAAS 
JOCHEM RIEMANN 
Dr. rct «gt KARSTEN WITT 
Dr. iur. DETLEV BEHRENS 

Recht »an walle und Notare 

ULRICH PRAGER 
PETRA AHLERS HOOPS 
Dt iut ANDREAS PILTZ 

Rechtsanwälte 

D-2300 KIEL 1 • Postfach 3107 
Lorcntzendamm 36 

Telefon (04 31) 5 90 09-0 
Durchwahl 5 90 09- £ 2 
Tele* 292 728 recht d 
Fax (04 31) 55 48 87 


Bet Antwort und Zahlung bitte angeben: 


Eilt sehr! 


2/87-19 


Datum; 


07.09.1990 


Sehr geehrter Herr Richter, 


im Aufträge der von mir vertretenen Howal dt swerke Deutsche 
Werft AG Kiel wende ich mich in folgender dringender 
Angelegenheit an Sie: 

Ich habe die HDW in einem vor dem Landgericht Kiel 
geführten Besc hwerdeve r f ahr en gegen die Beschlagnahme von 
Unterlagen meiner Mandantin im Rahmen des von der 
Staatsanwaltschaft Kiel geführten Ermittlungsverfahrens 
wegen der angeblichen unerlaubten Lieferung von 
U-Boo t- P 1 änen an Südafrika vertreten. Im Rahmen jenes 
Verfahrens wurde auch über die Frage gestritten, ob die 
Staatsanwaltschaft Kiel befugt sei, die beschlagnahmten 
Unterlagen an den Parlamentarischen Untersuchungsausschuß 
herauszugeben. Aufgrund meines Antrags hat das Landgericht 
Kiel am 28.03. 1 990 eine Ei 1 entschei düng getroffen, in der 
der Staatsanwaltschaft Kiel untersagt wurde, beschlag- 
nahmte Unterlagen, die aus dem Gewahrsam meiner Mandantin 
stammen oder an denen sie Eigentums- oder Besitzrechte 


Landesbank Schleswig- Holstein <BLZ 210 500 00) 53 004 418 
Deutsche Bank AG. Kiel (BLZ 210 700 201 Ü 456 913 
Bank Companie Nord AG, Kie! (BLZ 210 102 28) 25 556 200 


2 - 

Dresdner Bank AG. Kiel (BLZ 2 IÜ 800 50) 128 >51 000 
DG Sank. Hamburg (BLZ 200 600 00) 6 319 
Postgiroamt Hamburg (BLZ 200 100 20) 981 46-201 
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hat, bis zur Entscheidung über meine Beschwerde dem 
Untersuchungsausschuß des Bundestages vorzulegen. Dies 
gelte auch für Ablichtungen solcher Unterlagen. Kopie 
dieses Beschlusses füge ich in der Anlage bei. 

In seiner endgültigen Beschwerdeentscheidung hat das 
Landgericht Kiel dann zwar die Beschlagnahme eines großen 
Teils der Unterlagen bestätigt. Es hat aber in seinen 
Entscheidungsgründen zum Ausdruck gebracht, daß nach dem 
gegenwärtigen Zustand des Parlamentarischen Unter- 
suchungsausschusses an diesen die Unterlagen nicht 
herausgegeben werden dürften. Da der Beschluß des 
Landgerichts geheim eingestuft ist, kann ich daraus nicht 

weiter zitieren. Ich verweise aber auf den Beschluß des 

Landgerichts Bonn, der Ihnen vorliegt, in dem dieses 
Gericht "in Übereinstimmung mit dem Landgericht Kiel" den 
Standpunkt vertritt, daß die vom Parlamentarischen 
Untersuchungsausschuß getroffenen Geheimhaltungsmaßnahmen 
bislang so unzureichend sind, daß ihm keine geheim- 
halt u n g s b edürf t i gen Unterlagen vorgelegt werden könnten. 
Wegen näherer Einzelheiten und zur Vermeidung von 

Wiederholungen verweise ich auf die Schriftsätze des 

Rechtsanwalts Dr. Zoglmann an Sie. 

Mir ist erst jetzt vor einigen Tagen zufällig bekannt 
geworden, daß die Staatsanwaltschaft Kiel wahrscheinlich 
vor der Entscheidung des Landgerichts Kiel über die 
Beschwerde einen Teil der beschlagnahmten Unterlagen an 
die Staatsanwaltschaft Bonn für ein Ermittlungsverfahren 

- 3 - 
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gegen den Staatssekretär Tetechik herausgegeben hat. Wie 
Ihnen bekannt ist, will die Staatsanwaltschaft Bonn 
entgegen allen vorliegenden Gerichtsentscheidungen die 
Unterlagen herausgeben und hat diese zu diesem Zweck zur 
letzten Entscheidung an Sie übergeben. Die Begründung der 
Staatsanwaltschaft in ihrem Schreiben vom 31.08.1990 an 
Rechtsanwalt Dr. Zoglmann ist für mich offengestanden 
geradezu bestürzend. Sie ignoriert völlig die vorliegenden 
Entscheidungen der Gerichte, denen sich die 
Staatsanwaltschaft Kiel inzwischen ausdrücklich ange- 
schlossen hat. Es wäre in meinen Augen völlig unhaltbar, 
wenn Sie die der Staatsanwaltschaft Bonn von der 
Staatsanwaltschaft Kiel an vertrauten Unterlagen an den 
Parlamentarischen Untersuchungsausschuß herausgeben 
würden, obwohl die anvertrauende Behörde, nämlich die 
Staatsanwaltschaft Kiel, dies für rechtswidrig hält. 
Dadurch würde das Vertrauensverhältnis unter einzelnen 
Behörden, das letztenendes die Grundlage des im Grund- 
gesetz verankerten Amtshilfeanspruchs ist, empfindlich 
gestört werden. Ich möchte Sie daher dringend ersuchen, 
unter keinen Umständen eine Entscheidung zu treffen, die 
mit den bisher vorliegenden Gerichtsentscheidungen, denen 
sich die Staatsanwaltschaft Kiel angeschlossen hat, im 
Widerspruch steht. Ich habe die Staatsanwaltschaft Kiel 
mit gleicher Post auf gef ordert , sich deswegen mit Ihnen 
direkt ins Benehmen zu setzen, da ich der Auffassung bin, 
daß die Staatsanwaltschaft Kiel aus vorangegangenem Tun 
die Mitverantwortung für Ihre Handlungen in dieser 
Angelegenheit trifft. 

- 4 - 
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Vorsorglich bitte ich Sie, meiner Mandantin vor einer 
endgültigen Entscheidung unbedingt rechtliches Gehör zu 
gewähren, welche beschlagnahmten Unterlagen sich in den 
Akten des Ermi ttl ungsverf ahrens gegen Telschik befinden 
und daher dem Untersuchungsausschuß vorgelegt werden 
sollen. Im Augenblick kann ich nicht einmal beurteilen, ob 
es sich bei diesen Unterlagen möglicherweise um solche 
handelt, deren Beschlagnahme das Landgericht in seinem 
Beschwerdebeschluß aufgehoben hat. Auf jeden Fall muß ich 
die Möglichkeit haben, für meine Mandantin im einzelnen 
näher zu erläutern, ob und warum es in ihrem Interesse 
erforderlich ist, die beschlagnahmten Unterlagen geheim zu 
halten und deswegen dem Untersuchungsausschuß nicht 
auszuhändigen. Falls mir diese Möglichkeit zur 
Stellungnahme gegeben würde, wäre es im übrigen durchaus 
möglich, daß meine Mandnatin der Herausgabe einzelner, 
nicht als geheimhaltungsbedürftig angesehener Unterlagen 
z us t i mmte . 

Ich bitte um Ihre postwendende Rück äußerung , ob Sie meinen 
Bedenken Rechnung tragen wollen, damit ich weitere 
notwendige Entscheidungen treffen kann. 

Mit freundlichen Grüßen 



Koh 1 h aas 
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Dr. LAUPRECHT & PARTNER 

RECHTS ANWÄLTE • NOTARE 


Poscüch >107. D-2300 Kiel I 


Herrn Lei tenden 
Ober st aat s anwal t 
beim Landgericht Kiel 
von Raab-Straube 

2300 Kiel 1 


Dt. iut GOTTFRIED LAUPRECHT 
MICHAEL KO HL HAAS 
JOCHEM RIEMANN 
Dt ret agt KARSTEN WITT 
Dt iut DETLEV BEHRENS 

RcchtMjnraJlc und Notare 

ULRICH PRAGER 
PETRA AHLERS-HOOPS 
Dt. iut ANDREAS PUTZ 

Rechtsanwälte 

D-2300 KIEL 1 • PbstfocH J10T 
Lorcntjendamm 36 

Telefon (04 31) 5 90 09-0 
Durchwahl J 90 09*2 2 
Telex 292 728 recht d 
Fax (04 31) 35 48 87 


Bei Antwort und Zahlung bitte angeben: 


Eilt sehr bitte sofort vorlegeni 


2/87-19 


07.09.1990 

Ermi ttl ungsverfahren gegen Ahlers u. a. 

- 591 Js 9809/89 - 


Sehr geehrter Herr Oberstaatsanwalt, 

in voroezeichneter Sache muß ich Sie, obwohl Sie das Ver- 
fahren inzwischen an die 0FD Kiel abgegeben haben, noch 
einmal aus folgendem Anlaß behelligen: 

Wir hatten bekanntlich in dieser Sache die Kontroverse 
über die Herausgabe von Unterlagen an den Unter- 
suchungs aus schuß des Deutscnen Bundestages, die zu der 
Eilentscheidung des Landgericht Kiel vom 28.03.1990 
geführt hat, durch welche Ihnen untersagt worden ist, die 
beschlagnahmten Unterlagen bis zur Entscheidung über die 
Beschwerde an den Untersuchungsausschuß auszuhändigen. 
Später haben dann sowohl das Landgericht Kiel in seinem 
die Beschlagnahme bestätigenden Beschluß als auch 
Amtsgericht und Landgericht Bonn in dem Verfahren über den 
Antrag des Untersuchungsausschusses auf Durchsuchung und 

- 2 - 
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Beschlagnahme den Standpunkt vertreten, daß die vom 
Pari amentari sehen Untersuchungsaus schuß bislang ge- 
troffenen Geheimhaltungsmaßnahmen unzureichend sind und 
deswegen eine Herausgabe der Unterlagen an den Ausschuß in 
seiner gegenwärtigen Zusammensetzung nicht in Betracht 
kommen kann. Dieser Auffassung haben Sie sich 
angeschlossen und dies, soweit mir bekannt ist, auch der 
OFD gegenüber zum Ausdruck gebracht. 

Wie ich jetzt rein zufällig erfahren habe, ist zu einem 
mir nicht bekannten Zeitpunkt ein Teil der beschlagnahmten 
Unterlagen an die Staatsanwaltschaft Bonn abgegeben 
worden, bei der ein Ermittlungsverfahren gegen den 
Ministerialdirektor Horst Telschik unter der G e - 
schäf tsnummer 50 Js 146/90 läuft. Ich weiß nicht, um 
welche Unterlagen es sich dabei im einzelnen handelt, muß 
aber annehmen, daß es sich um wesentliche Unterlagen 
handelt, an denen meine Mandantin ein Geheim- 
schutz i n t ere s s e hat. Die Staatsanwaltschaft Bonn will 
diese Unterlagen an den Parlamentarischen Unter- 
suchungsausschuß ohne Rücksicht auf die von den drei 
Gerichten erhobenen Bedenken, denen sich die 
Staatsanwaltschaft Kiel angeschlossen hat, herausgeben. 
Ich überreiche in der Anlage eine Kopie des Schreibens der 
Staatsanwal tschaf t 8 onn vom 31.08.1990 an Rechtsanwalt Dr. 
Zoglmann in München, in welchem die Herausgabe angekündigt 
wird. Die Ausführungen in dem Schreiben der 
Staatsanwaltschaft 8onn muß jeder Kenner des bisherigen 
Verf ahrensabl auf s und der Akten als bestürzend ansehen. 

- 3 - 
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Sie erwecken den Eindruck, als wenn der zuständige 
Sachbearbeiter die vorliegenden Ger i c h t sent schei düngen 
nicht gelesen habe oder bewußt die Augen vor den 
Realitäten verschließe. Sonst wäre es völlig 
unverständlich, wie der Sachbearöei ter lediglich auf die 
Vorkehrungen des Parlaments für den Geheimschutz, die nach 
seiner Auffassung getroffen worden seien, hinweisen kann. 

Oie Staatsanwaltschaft Bonn hat inzwischen die Unterlagen 
an das Justizministerium in Düsseldorf abgegeben. Dort 
wird der Vorgang von Herrn Ministerialdirektor Richter 
(Telefon: 0211/87921, Telefax: 0211/8792456) bearbeitet. 

Ich bin der Auffassung, daß die Staatsanwaltschaft Kiel, 
nachdem sie einen Teil der beschlagnahmten Unterlagen, 
wahrscheinlich bevor über die Rechtmäßigkeit der 

Beschlagnahme entschieden worden war, an die Staats- 
anwaltschaft Bonn übersandt hat, eine Mi tverantwortu ng 
dafür trifft, was nunmehr mit den Unterlagen geschieht, 
daß sie sich also "aus vorangegangenem Tun" darum bemühen 
muß, daß mit diesen Unterlagen nicht rechtswidrig 
verfahren wird. Ich möchte Sie daher dringend bitten, sich 
umgehend mit dem Justizministerium in Düsseldorf in 
Verbindung zu setzen und dieses zu ersuchen, die 

Unterlagen nur dann an den Untersuchungsausschuß 
herauszugeben, wenn die von den Gerichten und von Ihnen 
für erforderlich gehaltenen zusätzlichen Geheimschutz- 
maßnahmen getroffen worden sind. 

Mit freundlichen Grüßen 



Kohl haas 
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Ausfertigung 

33 Qs 8 und 9/90 


591 Js 9809/89 


Beschluß . 


In dem Ermittlungsverfahren gegen 

1. ) Klaus A h 1 e r s , 

geboren am 09. August 1935 in Bremen, 
wohnhaft in 2800 Bremen 33, Richtepad 3, 

- Verteidiger: Professor Dr. Dans, Oxfordstr. 24, 

C ^ r\ n q 

j j u u oonn “ / 

2. ) Peter Hansen-Wester , 

geboren am 30. Juni 1943 in Kiel, 
wohnhaft in 2300 Molfsee, Streitberg 2, 

- Verteidiger: Rechtsanwalt Dr. 3ehrens, 

Lorentzendamm 36, 2300 Kiel 1 - , 

3 . ) Lutz N o h s e , 

geboren am 02. Februar 1928, 

wohnhaft in 2400 Lübeck-Israelsdorf , Hasselbruchweg 16, 

- Verteidiger: Rechtsanwalt Dr. Zoglmann, 

Maximiliansplatz 13, 8000 München 2 - , 

4. ) Dr. Fritz Volkmar Georg Abels , 

geboren am 12. November 1931 in 3rake, 
wohnhaft in 2400 Lübeck 1, Parkstraße 56, 

- Verteidiger: Rechtsanwalt Rüsse, Hüxtertorallee 2, 

2400 Lübeck - , 


wegen des Verdachts des Verstoßes gegen 
§ 34 Außenwirtschaftsgesetz 
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Beteiligte und Beschwerdeführerin: 

Howaldtswerke Deutsche Werft AG, Werftstraße 112-114, 

2300 Kiel 14, 

Verfahrensbevollmächtigter : 

Rechtsanwalt Michael Kohlhaas , Loren tzendamm 36, 2300 Kiel 1, 


hat dis III. große Strafkammer - Wirtschaf ts Strafkammer - 
des Landgerichts Kiel auf den im Rahmen des Beschwerdeverfahrens 
gestellten Antrag der Beschwerdeführerin vom 27. März 1990 
am 28. März 1990 beschlossen: 

Der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Kiel wird 
untersagt, beschlagnahmte Unterlagen, die aus dem 
Gewahrsam der Beschwerdeführerin stammen oder an denen 
sie Eigentums- oder Besitzrechte hat, bis zur Entscheidung 
über die Beschwerden vom 19. Januar 1990 und vom 
6. Februar 1990 einem Untersuchungsausschuß des Deutschen 
Bundestages vorzulegen. Dies gilt auch für Ablichtungen 
solcher Unterlagen. 


Gründe : 

Die Kammer wird demnächst u.a. über die Beschwerden der Be- 
schwerdeführerin vom 19. Januar 1990 gegen den Beschluß des 
Amtsgerichts Kiel vom 15. Januar 1990 - 43 Gs 2392/90 bzw. 

43 Gs 83-84/90 - und vom 6. Februar 1990 gegen den Beschluß des 
Amtsgerichts Kiel vom 29. Januar 1990 - 43 Gs 203/90 - ent- 
scheiden. Die Beschwerdeführerin hat aufgrund des im Grund- 
gesetz verankerten Rechtsstaatsprinzips (Artikel 20 Abs. 3 GG) 
einen A.nspruch auf ein faires Verfahren und damit auch einen 
Anspruch darauf, daß die Beschwerdeentscheidung der Kammer 
nicht durch vorherige Handlungen der Staatsanwaltschaft unter- 
laufen wird. Denn diese Entscheidung könnte auch dahin lauten. 
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daß die Beschlagnahmeanordnung rechtswidrig und aufzuheben ist. 

Die Beschwerdeführerin hätte in diesem Fall einen Anspruch darauf, 
die im Tenor bezeichneten Unterlagen wieder ausgehändigt zu er- 
halten, ohne daß zuvor Dritte - wie die Mitglieder des Parlamen- 
tarischen Untersuchungsausschusses, eventuell auch die Presse - 
von ihrem Inhalt Kenntnis erlangt haben. 

Das Recht des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses auf 
Einsicht in Ermittlungsakten bzw. Beweisstücke im Rahmen der 
Durchführung des ihm erteilten Untersuchungsauftrages (Artikel 44 
Absatz 3 GG) ist wegen des gleichzeitig durchgeführten staatsan- 
waltlichen Ermittlungsverfahrens abzuwägen gegen das grundgesetzlich 
verankerte Recht der Beschwerdeführerin auf ein faires Verfahren 
(vgl. auch OLG Köln NJW 1985, 336 mit weiteren Nachweisen). 

Hier ist nicht ersichtlich, daß bei der weiteren Arbeit des 
Parlamentarischen Untersuchungsausschusses die bis zur Beschwerde- 
entscheidung der Kammer noch eintretende verhältnismäßig geringe 
zeitliche Verzögerung nicht in Kauf genommen werden könnte. 

Zugunsten der Beschwerdeführerin kommt hinzu, daß die Staatsan- 
waltschaft bei dem Landgericht Kiel ausweislich eines Aktenver- 
merks dem Verteidiger Dr. Zoglmann zugesichert hat, dem Unter- 
suchungsausschuß beschlagnahmte Unterlagen vor der Beschwerde- 
entscheidung der Kammer entweder gar nicht oder jedenfalls nicht 
zur Verfügung zu stellen, ehe die Verteidigung zuvor Gelegen- 
heit zur Stellungnahme hatte. Diese Zusage ist unstreitig auch 
auf den Verfahrensbevollmächtigten der Beschwerdeführerin er- 
streckt worden. Das Amtsgericht hat diese Zusage in seinem 
Nichtabhilfebeschluß vom 29. Januar 1990 auch noch einmal aus- 
drücklich hervorgehoben. Wenn die Staatsanwaltschaft nunmehr 
unter Mißachtung dieser Zusage dem Untersuchungsausschuß be- 
schlagnahmte Unterlagen zuzuleiten beabsichtigt, so würde die 
Ausführung dieser Absicht einen Verstoß gegen den Grundsatz 
eines fairen Verfahrens darstellen. 

Da die Vorlage beschlagnahmter Unterlagen vor dem Untersuchungs- 
ausschuß am 28. März 1990 nachmittags erfolgen soll, bedurfte 
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es einer Eilentscheidung der Kammer, um die Durchführung des 
Beschwerdeverfahrens nach rechtsstaatlichen Grundsätzen zu 
gewährleisten . 


Röhl 


Schef f ler 


Hoops 


Vorsitzende Richterin Richter 

am Landgericht am Landgericht 


Richter 

am Landgericht 
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NORBERT GANSEL (SPD) 5300 Bonn 1 Bundeshaus 

Mitglied des Deutschen Bundestages 


Die SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundestages bean- 
tragt, der Ausschuß möge die Aus.-Drs. 1 1-109 in folgender neuer Fassung beschlie- 
ßen: 

»Zum Beweis der versuchten Einflußnahme auf Mitglieder des Untersuchungsaus- 
schusses, bzw. den weiteren Fortgang der Arbeit des Untersuchungsausschusses 
insgesamt, werden folgende, von der SPD-Fraktion in Ablichtung vorgelegte Unter- 
lagen beigezogen: 

— Schreiben des Betriebsratsvorsitzenden der HDW, Herbert Baresel, vom 20. April 
1988 an den Vorsitzenden der SPD, Dr. Hans-Jochen Vogel, 

— nebst anliegendem Schreiben des Vorstandes der HDW vom 20. April 1988 an 
den Vorsitzenden des Aufsichtsrates HDW, Dipl. -Kaufmann Emst Pieper, 

— Presseerklärung des IKL vom 10. Mai 1988 (Ev/Rü) unter der Überschrift »Ende 
der U-Boot- Affäre?“ 

— Stellungnahme des Betriebsrates (BR-1 9) von HDW, Kiel vom 10. Mai 1988.“ 

Gansei 


HERBERT BARESEL Kiel, den 20. 04. 1988 

Betriebsratsvorsitzender 

der HOWALDTSWERKE-DEUTSCHE WERFT AG 


An den 

Vorsitzenden der 

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
Herrn Dr. Hans- Jochen Vogel 
Bundeshaus 

5300 Bonn 1 


Lieber Hans-Jochen Vogel, 

der Vorstand der HDW und der Aufsichtsratsvorsitzende, Herr Emst Pieper, sind an 
den Betriebsrat mit dem Verlangen herangetreten, auf den Verlauf im Untersu- 
chungsausschuß „Südafrika“ einzuwirken. 

Aufgrund der Tatsache, daß Kundenauf träge, die nach abgeschlossenen Verhand- 
lungen zur Unterschrift Vorlagen, ins Ausland vergeben werden, sind die Arbeits- 
plätze auf der HDW akut gefährdet. Zur Zeit geht es um die Aufträge für die israe- 
lische Reederei ZIM. 

Nach den Aussagen des HDW-Vorstandes werden durch Pressemitteilungen und 
durch das Verhalten des Genossen Norbert Gansei keine Verlustaufträge im Han- 
delsschiffbau genehmigt, weil Kunden im Bereich Marinebau ihre Aufträge an 
HDW-Konkurrenten vergeben. Das bedeutet für den Handelsschiffbau, daß eine 
finanzielle Unterstützung nicht mehr gegeben ist. 

Ich habe den Genossen Gansei am 18. 04. 1988 in einem Gespräch auf diese Tatsa- 
che hingewiesen und ihm auch mitgeteilt, daß der Betriebsrat in einem „Offenen 
Brief“ die Sorgen um die gefährdeten Arbeitsplätze auf der HDW darstellen 
sollte. 
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Wir, die Interessenvertretung, werden also in unverantwortlicher Weise unter Druck 
gesetzt (s. auch anl. Schreiben des HDW-Vorstandes an Herrn Pieper vom 20. 04. 
1988. Bitte vertraulich behandeln). 

Die Angst um den Erhalt unserer Arbeitsplätze ist auch begründet durch die lange 
Tätigkeit des Untersuchungsausschusses und die ständigen Artikel in der Presse. 

Ich bitte Dich eindringlich, in dieser Angelegenheit mit dem Gen. Gansei zu re- 
den. 

Wenn Du es wünscht, bin ich gerne bereit, hierüber mit Dir ein Gespräch zu füh- 
ren. 

In der Hoffnung, daß Du Verständnis für unsere prekäre Lage hast, verbleibe ich 

mit freundlichen Grüßen 
Herbert Baresel 


noch Anlage 29 


HOWALDTSWERKE-DEUTSCHE WERFT 2300 Kiel 14 

AKTIENGESELLSCHAFT 

EIN UNTERNEHMEN DER SALZGITTER GRUPPE 
VORSTAND 


Herrn Dipl. -Kfm. 20. April 1988 

Emst Pieper C/Ro/mg 

Vorsitzender des Aufsichtsrates 

Howaldtswerke — Deutsche Werft AG 

c/o Salzgitter AG 

Postfach 41 11 29 

3320 Salzgitter 41 

ZIM 


Sehr geehrter Herr Pieper, 

wir sind von der Reederei ZIM nochmals aufgefordert worden, spätestens bis zum 
22. April 1988 den Vorbehalt der Genehmigung des Aufsichtsrates auszuräumen. 
Eine Drohung, wonach die Reederei alternativ Möglichkeiten wahmehmen könne, 
müssen wir wohl ernst nehmen, weil auch unser Makler, Herr Hinneberg, entspre- 
chende Informationen erhalten hat. 

Wir haben den Vorsitzenden unseres Betriebsrates, Herrn Baresel, noch einmal 
dringlichst aufgefordert, den Einfluß der Arbeitnehmer von HDW gegenüber der 
SPD-Fraktion geltend zu machen, um den für HDW belastenden Untersuchungs- 
ausschuß .Südafrika' zu beenden. Herr Baresel hat versprochen, bis spätestens zum 
22. April 1988 einen Brief an den Parteivorsitzenden, Herrn Vogel, zu richten. 

Im übrigen dürfen wir darauf verweisen, daß sich der Auftrag von ZIM substantiell 
erst realisiert, wenn die Finanzierung geordnet ist. Nach der derzeitigen Lage kann 
dies nicht vor Ende Mai erwartet werden. Drei Kriterien sind hierbei noch einer 
Lösung zuzuführen: 

1. Genehmigung des Geschäftes hinsichtlich der Subventionierung und Hermes- 
Sicherung durch die Bundesregierung. 

2. Genehmigung des Geschäftes durch die hohe EG-Behörde in Brüssel. 

3. Ausgestaltung der Kreditverträge. 

Darüber hinaus muß für das vierte Schiff, das bei HDW gebaut werden würde, sogar 
erst noch abgewartet werden, ob die Bundesregierung das VIII. Werfthilfeprogramm 
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prolongiert und aus dem neu aufgelegten Bond den Auftrag ZIM für das vierte Schiff 
fördert. 

Vor diesem Hintergrund bitten wir Sie, die Genehmigung des Aufsichtsratspräsidi- 
ums zu erteilen. 

Mit freundlichen Grüßen 

HOWALDTS WERKE - DEUTSCHE WERFT 

Aktiengesellschaft 


noch Anlage 29 

INGENIEURKONTOR LÜBECK Lübeck, den 10. 05. 1988/Ev/Rü 

Prof. Gabler Nachf. GmbH 


Ende der Uboot-Affäre? 

Keine rechtswidrigen Lieferungen und kein Geheimnisverrat durch HDW und IKL, 
daher nach Gansei Ende des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses? 

Nach der Erklärung der Staatsanwaltschaft Kiel vom 9. 05. 1988, gegen HDW und 
IKL kein Ermittlungsverfahren wegen eines möglichen Verstoßes gegen das Außen- 
wirtschaftsgesetz oder gegen ein Geheimschutzabkommen einzuleiten, wenden wir 
uns erstmalig nach dem 27. 11. 86 an die Öffentlichkeit. 

Damals hatte der Vorstand von HDW in einer Presseerklärung mitgeteilt, daß .die 
mit Pretoria angeknüpften Geschäftsbeziehungen nach Meinung der Firmenleitung 
nicht genehmigungspflichtig waren und auch keinen Ubootbau ermöglichen“. 

Nachdem die Oberfinanzdirektion Kiel mit Unterstützung des Verteidigungsmini- 
steriums, des Auswärtigen Amtes, des Wirtschaftsministeriums und des Bundesam- 
tes für Wirtschaft sehr sorgfältige und gründliche Ermittlungen durchgeführt hat, 
stellte sie das Ermittlungsverfahren am 11. 01. 1988 ein, da die durchgeführten Teil- 
heferungen nicht genehmigungsbedürftig waren. 

Die HDW-Presseerklärung vom 27. 11. 86 wurde also von allen zuständigen und 
fachkundigen Behörden bestätigt. 

Die ständigen Versuche der Opposition im Untersuchungsausschuß, durch neue, 
imbewiesene und teilweise wider besseren Wissens erhobenen Vorwürfe die Ent- 
scheidungen der Behörden in Frage zu stehen, mußten scheitern. HDW und IKL 
haben außer den bekannten und nie verschwiegenen, nicht genehmigungsbedürf- 
tigen Lieferungen weder weitere Zeichnungen noch das Konstruktionsmodell, noch 
sonstige Hardware für den Ubootbau geliefert. Andererseits mußten die Firmen 
wiederholt feststellen, daß vom Bundestag als .geheim" eingestufte Unterlagen in 
die Medien gelangt sind, und daß in den offen thchen Sitzungen des Ausschusses aus 
solchen Unterlagen zitiert wird. 

Der Untersuchungsauftrag des Ausschusses bezieht sich auf rechtswidrige Lieferun- 
gen; diese sind nicht erfolgt. Auch einzelne Ausschußmitgheder können an dieser 
Tatsache nichts ändern, und es berechtigt sie nicht, unwahre Behauptungen in den 
Raum zu stehen oder gegen die Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages 
zu verstoßen. 

Am 02. 04. 87 hat MDB Gansei anläßlich der erneuten Einsetzung des Untersu- 
chungsausschusses im Plenum des Deutschen Bundestages gesagt und am 17. 09. 
1987 in der öffentlichen Sitzung des Ausschusses sinngemäß wiederholt: .Würden 
wir das Rüstungsgeschäft als rechtmäßig klassifizieren, so könnten wir uns aller- 
dings den Untersuchungsausschuß sparen. “ Die Rechtmäßigkeit ist festgestellt, wei- 
tere unberechtigte Störmanöver können letztlich nur noch Arbeitsplätze gefähr- 
den! 

HDW und IKL erwarten, daß der Untersuchungsausschuß nunmehr seine Arbeit 
abschließt. 
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HDW BETRIEBSRATS-INFORMATION 

Stellungnahme zu Pressemitteilungen 


Kiel, den 10. 05. 1988 
BR-I9 


Der Betriebsrat der HDW und insbesondere der Be- 
triebsratsvorsitzende, Koll. Herbert Baresel, wurde 
von seiten des Vorstandes der HDW und dem HDW- 
Aufsichtsratsvorsitzenden, Emst Pieper, massiv unter 
Druck gesetzt, um auf die Arbeit im parlamentari- 
schen Untersuchungsausschuß „Südafrika“ Einfluß 
zu nehmen. Der Betriebsrat sollte auf den Bundestags- 
abgeordneten Norbert Gansei einwirken, damit die- 
ser dort seine Arbeit einstellt. 

Es wird versucht, die Angst um den Erhalt der Werft- 
Arbeitsplätze zu benutzen. Konkret; die Finanzierung 
von Containerschiffen für die israelische ZIM-Reede- 
rei wird von Herrn Pieper in Frage gestellt, wenn der 
Betriebsrat der HDW nicht seinem Verlangen, auf 
Herrn Gansei einzuwirken, nachkommen sollte. 

Dazu erklären wir: 

1. Der Betriebsrat wird nicht auf die Arbeit des parla- 
mentarischen Untersuchungsausschusses „Süd- 
afrika" ein wirken. 

2. Der Betriebsrat fordert vom Untersuchungsaus- 
schuß eine schnelle und lückenlose Aufklärung. 

Dazu ist nach Auffassung des Betriebsrates sowohl 
die Vereinbarung eines schnellen und umfassen- 


den Sitzungs- und Vorladungsplanes durch den 
Ausschuß erforderlich, als auch die lückenlose Auf- 
klärung der Vorgänge durch die HDW. 

Da der Vorstand immer betont hat, daß ein Vor- 
wurf die HDW und ihre Organe nicht trifft, ist es 
gerade Verpflichtung des Vorstandes und des Auf- 
sichtsrates, alles zur Beendigung der Tätigkeit 
des Untersuchungsausschusses Notwendige zu 
tun. 

3. Unsere Sorgen um den Erhalt der Arbeitsplätze 
auf der Werft wurden dem Parteivorsitzenden der 
SPD, Dr. Hans-Jochen Vogel, mitgeteilt. Wir wer- 
den mit ihm in der nächsten Zeit ein Gespräch 
führen. 

Wir lassen zwischen uns und denen, die in der 
Vergangenheit mit uns um den Erhalt unserer 
Arbeitsplätze gekämpft haben, keinen Keil 
treiben! 

4. Finanzierungsfragen und letztendlich der Erhalt 
der Arbeitsplätze auf der Werft dürfen nicht von 
politischen Wohlverhaltenserklärungen abhängig 
gemacht werden. 
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WOLFGANG BÖRNSEN (BÖNSTRUP) 

Mitglied des Deutschen Bundestages 
Abgeordneter des Wahlkreises Flensburg-Schleswig 


Bundeshaus, HT Zi 624, 5300 Bonn 1 
Dorfstraße 15, 2391 Bönstrup 
Wahlkreisgeschäftsstelle: 

Lolifuß 39, 2380 Schleswig 
29. Sept. 1989 


An den 
Vorsitzenden 

des U-Boot-Untersuchungsausschusses 
Herrn Horst Eylmann MdB 

im Hause 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

der Untersuchungsausschuß hat sich in seinen Sitzungen am 9. Juni und am 8. Sep- 
tember 1988 mit Schreiben des HDW-Betriebsratsvorsitzenden Herrn Herbert Bare- 
sel beschäftigt. Auf Betreiben der SPD waren zu diesem Komplex einige Unterlagen 
verteilt worden. 

Im Zusammenhang mit der Diskussion um die Existenz verschiedener Versionen 
eines Briefes von Herrn Baresel war seitens meiner Fraktion angekündigt worden, 
man wolle sich um die Vervollständigung der dem Ausschuß zur Verfügung stehen- 
den Unterlagen bemühen. 

In der Anlage sende ich Ihnen nunmehr mit der Bitte um Verteilung an die Aus- 
schußmitglieder die Kopie eines Schreibens von Herrn Baresel vom 20. 4. 1988 an 
den Vorsitzenden der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands in einer anderen 
Fassung als die, die dem Ausschuß bereits vorliegt. Die beigefügte Fassung enthält 
einen Hinweis darauf, daß es sich um eine Kopie für Herrn Emst Pieper handelt. 

Mit freundlichen Grüßen 

W. Börnsen 


HERBERT BARESEL Kiel, den 20. 04. 1988 

Betriebsratsvorsitzender der 
HOWALDTSWERKE-DEUTSCHE WERFT AG 


An den 

Vorsitzenden der 

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
Herrn Dr. Hans- Jochen Vogel 
Bundeshaus 

5300 Bonn 1 


f 

Lieber Hans- Jochen Vogel, 

der Vorstand der HDW und der Aufsichtsratsvorsitzende, Herr Emst Pieper, sind an 
den Betriebsrat mit dem Verlangen herangetreten, auf den Verlauf im Untersu- 
chungsausschuß .Südafrika“ einzuwirken. 

Aufgrund der Tatsache, daß Kundenaufträge, die nach abgeschlossenen Verhand- 
lungen zur Unterschrift Vorlagen, ins Ausland vergeben werden, sind die Arbeits- 
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plätze auf der HDW akut gefährdet. Zur Zeit geht es um die Aufträge für die israe- 
lische Reederei ZIM. 

Nach den Aussagen des HDW-Vorstandes werden durch Pressemitteilungen und 
durch das Verhalten des Genossen Norbert Gansei keine Verlustaufträge im Han- 
delsschiffbau genehmigt, weil Kunden im Bereich Marinebau ihre Aufträge an 
HDW-Konkurrenten vergeben. Das bedeutet für den Handelsschiffbau, daß eine 
finanzielle Unterstützung nicht mehr gegeben ist. 

Ich habe den Genossen Gansei am 18. 04. 1988 in einem Gespräch auf diese Tatsa- 
che hingewiesen und ihm auch mitgeteilt, daß der Betriebsrat in einem .Offenen 
Brief* die Sorgen um die gefährdeten Arbeitsplätze auf der HDW darstellen 
sollte. 

Die Angst um den Erhalt unserer Arbeitsplätze ist auch begründet durch die lange 
Tätigkeit des Untersuchungsausschusses und die ständigen Artikel in der Presse. 

Ich bitte Dich eindringlich, in dieser Angelegenheit mit dem Gen. Gansei zu re- 
den. 

Wenn Du es wünschst, bin ich gerne bereit, hierüber mit Dir ein Gespräch zu füh- 
ren. 

In der Hoffnung, daß Du Verständnis für unsere prekäre Lage hast, verbleibe ich 

mit freundlichen Grüßen 
Herbert Baresel 


Herrn 

Emst Pieper 
c/o Salzgitter AG 
Postfach 41 11 29 

3320 Salz0tter41 

zur gefl. Kenntnisnahme. 
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MUWALU I bWtHKh - UbU I fciUMli Wl£RPT 
AKTlFNOFSEl 1 0CHAFT 

Ein unternehmen der pnfuSCAO calzoittcr-OPJPPE 


VORSTAND 


2300 KIEL 14 

P08TFACH U 0309 
TELEFON (QAjl) J0O-0 
TELEX 292 200-0 h<3* Ö 
TELEFAX (0A30 700-2703 

20.09.1190 


Herrn Vorsitzenden des 

1 . Untersuchungsausschusses 

der 1 1 . Wahlperiode 

des Deutschen Bundestages 

Bundeshaus 

5300 Bonn 


Sehr geehrter Herr Eylmann, 

für Ihr Schreiben vom 13.09.1990 mit dem beigefdgten Zwischenbericht 
vom 20.12.1989 danken wir Ihnen. 

Der Vorstand der HDW begrüßt es, daß ihm Gelegerfheit zur Äußerung ge- 
geben werden soll. Er sieht Sich jedoch nicht ln der Lage, Innerhalb 
der gesetzten Ausschlußfrist von 1 Woche zu dem 'Immerhin annähernd 
500 Selten umfassenden Bericht eine fundierte Stellungnahme abzuge- 
ben. In diesem Zusammenhang möchten Sie zusätzlich bedenken, daß die 
beiden seinerzeit für diesen Komplex zuständigen und in erster Linie 
verantwortlichen Vorstandsmitglieder Ahlers und “Hansen-Wester inzwi- 
schen aus dem Unternehmen ausgeschieden sind und nicht uneinge- 
schränkt zur Verfügung stehen. Insbesondere Herr' Hansen-Wester be- 
fand sich bei Eingang Ihres Schreibens auf einer Auslandsreise, von 
der er noch nicht zurückgekehrt ist. 

Auf das augenfällige Mißverhältnis zwischen dem Zeitraum seit der Er- 
stellung des Zwischenberichts und der gesetzten Ausschlußfrisl von 
1 Woche brauchen wir wohl nicht besonders hinzuv/eisen. 

Falls dem Ausschuß an einer fundierten Äußerung Unseres Unternehmens 
gelegen sein sollte, müßte eine angemessene Frist eingeräumt werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

HOWALDTSWERKE - DEUTSCHE WERFT 



VorciUender de« Aufelchierete»: Ern*i Pieper 
Vo'denö: Kiau& No ix Ve. Dirk Rethjene, Jcehers 
Silz de' Oerie’ »f.noM. K«cl. Ha'4ci»re0> , 9tOr: AmbgerlcM HR0 N». 4$i 
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INGENIEURKONTOR LÜBECK 

Prof. Gabler Nachf. GmbH 


25.09. 1990/Ev/Sta 
AK180990 


Bemerkungen zum Zwischenbericht des 1. Untersuchungsausschusses 
der 11. Wahlperiode lt. Drucksache 11/6141 vom 20.12.1989 


Seite 16 2. Kolonne Verpflichtung zur Geheimhaltung 
Unter ausdrücklichem Bezug auf § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB hat der 
Ausschuß zur strafrechtlichen Absicherung der Geheimhaltung einen 
entsprechenden Beschluß gefaßt. Da diese Geheimhaltung in Teilen 
der abweichenden Berichte der SPD und der GRÜNEN gebrochen wurde, 
ist hierauf besonders hinzuweisen. 

Seite 41 1. Kolonne Sachverhalt 

Die Salzgitter AG gehört nicht mehr zu 100 % dem Bund, sondern 
der Preussag AG. 

Seite 46 siebent-Zsechstletzte Zeile 

" . . . allerdings legten sie nach Aussage von MD Teltschik nicht 
dar, bereits mit genehmigungspflichtigen Lieferungen begonnen zu 
haben. " 

Diese Aussage ist sachlich falsch. Genehmigungspflichtige Liefe- 
rungen sind nicht erfolgt. 

Seite 67 1. Kolonne Kopf strichauf Zahlung 

An dieser Stelle und auf den Seiten 69, 92, 93, 94 und 99 des 
abweichenden SPD-Berichtes wird unterstellt, daß die Staatsan- 
waltschaft für die Ermittlungen zuständig gewesen wäre. Dies 
widerspricht den durch das Gesetz - die Verordnung - geregelten 
Zuständigkeiten. Im übrigen ist die Staatsanwaltschaft ständig 
durch die OFD beteiligt worden. 

Seite 67 2. Kopfstrich 

Hinreichende tatsächliche Anhaltspunkte wie agentendienstliche 
Aktivitäten und die Weitergabe geheim geschützter Daten der 
Bundeswehr haben sich nicht ergeben. Dies ergibt sich aus der 
Presseerklärung des Landgerichtes Kiel vom 05.07.1990 zu dessen 
Beschluß vom 04.07.1990. 

Seite 652. Kolonne drittletzter Absatz 

Die Behauptung, daß mit dem Bau der Uboote planmäßig begonnen 
worden sein soll, ist ausweislich der Aussage von Präsident de 
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Prof. Gabler Nacbf. GmbH 


Seite 2 

AK18G990/Ev/Sta - 25. 09. 1990 


Klerk falsch. Dies bezieht sich auch auf Seite 96 3. Absatz. 


Seite 65 1. Kolonne vorletzter Absatz 

Hier wird von der SPD ausgesagt; "Aus den gesperrt gehaltenen 
Geheimakten ergibt sich, daß auch eine andere Person eine hohe 
Provision erhalten sollte." 


Im selben Absatz ist zunächst der Name Siegfried Zoglmann genannt 
worden. Mit der anderen Person kann nur Herr Albrecht aus Süd- 
afrika gemeint sein, der entgegen der Geheimhaltung auf Seite 80 
2. Kolonne ausdrücklich genannt ist. 


Seite 81 2. Kolonne 2. Absatz 

Die SPD sagt aus: "Aus den dem 1. Untersuchungsausschuß 11. WP 
vorliegenden Unterlagen - die insoweit als GEHEIM eingestuft sind 
- ergeben sich die Namen der dabei als Kuriere tätig gewordenen 


Angehörigen der südafrikanischen Botschaft, 


Auf beite 341 als 


Antwort zur Frage 9 sind von Herrn Gansei die Namen genannt und 
ausgedruckt worden. 


Unabhängig davon, daß die Äußerungen von Herrn Gansei hierzu 
(Brief vom 28.06.1990 an die Staatsanwaltschaft Kiel) ohne kon- 
krete Nennung der Informationsherkunft ihn ohnehin nicht ent- 
lasten können, kommt hinzu, daß Einlassungen, VS-Inf ormationen 
seien aus anderen Quellen als aus VS-Dokumenten bekannt, nicht 
gelten können, insbesondere nicht bei einer offiziellen Bundes- 
tagsdrucksache, denn in der "Anleitung für die Geheimhaltung in 
der Wirtschaft" sagt der Bundesminister für Wirtschaft ausdrück- 
lich: "Sie werden auch durch einschlägige Veröffentlichungen in 
Presse, Rundfunk oder Fernsehen nicht von der Geheimhaltung 
befreit" und anderer Stelle: "Lassen Sie sich nicht dadurch zur 
Preisgabe von Verschlußsachen an andere Personen verleiten, daß 
diese sich den Anschein geben, über den Vorgang unterrichtet zu 
sein . " 


Seite 83 1 Kolonne 4. Kopf strich 

Hier wird nochmals ausgesagt, daß Südafrika die Uboote tatsäch- 
lich baut, dies ist unrichtig. 

Seite 119 1. Kolonne Straftat gemäß § 34 AWG 

Die folgende Formulierung "Durch die Lieferung der U-Boot-Pläne 
haben die Verantwortlichen der beiden Firmen HDW und IKL den 
Straftatbestand des § 34 AWG erfüllt" ist zwar gegenüber dem 
ursprünglichen Text, der der Presse am 11.10.89 vorgelegt worden 
ist und in dem auf Seite 105 eine etwas andere Formulierung 
steht, entschärft, ist aber doch eine Vorverurteilung, die letzt- 
lich durch die Entscheidung des Landgerichtes Kiel widerlegt 
worden ist. 


Seite 131 1, Kolonne 1. Absatz 

Hier schreibt die SPD ab Zeile 13 "Nach den strengen Regeln der 
Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages können erforderli- 
che Bearbeitungen der eingestuften Aktenteile nur mit erhebli- 
chem, in der Praxis kaum zu realisierenden Aufwand und unter Ein- 
schaltung der Geheimschutzstelle erfolgen." 
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Obwohl die SPD hier selbst auf die strengen Regeln hinweist, hat sie 
diese in ihrem eigenen Bericht gebrochen. 

Seite 146 1. Kolonne 3. Absatz 

In dem abweichenden Bericht der GRÜNEN wird der Name Venter, der - 
soweit wir wissen - ebenfalls nur aus eingestuften Unterlagen zu 
ersehen ist, genannt. Das gleiche gilt für Seite 152 1. Kolonne, wo 
der Name 2mal genannt wird. In diesem Zusammenhang ist sowohl auf 
diese Stelle als auch auf die Nennung der Kuriere durch die SPD auf 
die Gefährdung der Personen durch terroristische Maßnahmen hinzuwei- 
sen. Diese Personen haben z.T. deutsche Angehörige und sind durch die 
Veröffentlichung in der jedermann zugänglichen Drucksache erheblich 
gefährdet. Schon aus diesem Grunde war die Geheimhaltung der Namen 
zwingend notwendig. 

Seite 162 2. Kolonne 4. Kopf strich 

Hier wird von den GRÜNEN unter Berufung auf das Fernsehmagazin 
Monitor darauf hingewiesen, daß der Bau des ersten Ubootes mit 
bundesdeutscher Hilfe bereits weit vorangeschritten ist. Hierzu 
ist in Bezug auf Seite 65 bereits Stellung genommen worden. Zu 
erwähnen ist noch, daß die Aufnahmen von einem im Bau befind- 
lichen Boot im "Monitor" nachweislich manipuliert worden sind; 
dies dort gezeigte Boot ist ein Bau in der Werft in Kiel für 
einen anderen Kunden. 

Seite 172 2. Kolonne 1. Absatz 

Die Behauptung, daß der Uboottyp, der von der Türkei in Auftrag 
gegeben worden ist, der gleiche sei wie der von Südafrika ge- 
wünschte, ist nachweislich falsch. Dementsprechend auch die 
Behauptung, daß die Ausstattung des Türkei-Ubootes mit dem vom 
IKL/HDW konzipierten Südaf rika-Uboot weitgehend identisch sei. 

Seite 173 2. Kolonne 2. Absatz 

Die Behauptung, daß beim IKL 15 israelische Techniker ausgebildet 
worden sind, deren Einsatzort Südafrika sein soll, ist nachweis- 
lich falsch. 

In Ergänzung zu diesen Bemerkungen zu dem vorliegenden Zwischen- 
bericht muß darauf hingewiesen werden, daß der Bericht durch die 
nach dem Dezember eingetretenen Ereignisse vervollständigt werden 
muß . 

- Im November 1989 verabschiedete die UNO auf der Grundlage der 
Aktivitäten des Bundestagsabgeordneten Gansei eine Resolution, 
in der das Verhalten von IKL und HDW mißbilligt wurde. Lt. 
einem Artikel der "Welt" vom 01.09.90 soll die große Wirt- 
schaftsstrafkammer des Landgerichtes Kiel festgestellt haben, 
daß "die Ursache für diese Resolution und damit für eine 
Störung der auswärtigen Beziehungen der Auftritt Ganseis vor 
der UNO gewesen sei. Dieser Vorgang sei für die Firmen nicht 
vorhersehbar gewesen und demzufolge nicht von ihnen zu 
verantworten. " 

- Entgegen der bis November 1989 bekannten Auffassung der Staats- 
anwaltschaft Kiel, die ein AR-Verfahren durchgeführt hatte, 
wurde aufgrund der UNO-Resolution, deren Ursache vorstehend 
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genannt ist, das AR-Verfahren in ein Js-Verf ahren, d.h. straf- 
rechtliches Ermittlungsverfahren umgewandelt und überraschend 
im Frühjahr 1990 eine Reihe von Durchsuchungen und Beschlag- 
nahmen durchgeführt. Als Grundlage wurde ausschließlich 
§ 34 AWG genannt. Die Betroffenen legten durch ihre Verteidi- 
gung Beschwerde ein. Nachdem die Staatsanwaltschaft befürchten 
mußte, daß durch die erneute Bestätigung des Auswärtigen Amtes, 
es sei keine erhebliche Störung der außenpolitischen Beziehun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland eingetreten, § 34 AWG nicht 
ausreichen würde, wurde der Verdacht auf Geheimnisbruch nach 
§ 353 b StGB und zusätzlich später noch der Verdacht einer 
Steuerhinterziehung und von Untreue in die Ermittlungen einge- 
bracht. Die Bundesregierung erteilte der Staatsanwaltschaft aus 
politischen Gründen, aber unter Vorbehalt in Abhängigkeit der 
Entscheidung des Landgerichtes Kiel, die Ermächtigung für die 
Durchführung von Ermittlungen nach § 353 b StGB, obwohl sie an 
sich die Ermächtigung aus Rechtsgründen überhaupt nicht hätte 
erteilen dürfen, weil sie in dieser Sache nach Durchführung 
eines förmlichen Verfahrens in 1989 bereits die Ermächtigung 
versagt hatte und insoweit Präklusion hinsichtlich der Neuer- 
teilung einer Ermächtigung eingetreten ist. 

- Nach eingehenden Beratungen des Landgerichtes Kiel stellte die 
3. Große Strafkammer des Landgerichtes Kiel mit Beschluß vom 
4.7.90 fest, daß die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft keinen 
hinreichenden Verdacht auf eine strafbare Handlung, und zwar 
für alle 4 Komplexe ergeben hat. Die Staatsanwaltschaft wurde 
auf gefordert , das Verfahren an die zuständige OFD für den Fall, 
daß eine Ordnungswidrigkeit nach § 33 AWG vorliegt, zurückzuge- 
ben. Alle anderen Vorwürfe wurden vom Gericht abgelehnt. 

- Die Staatsanwaltschaft Kiel hat entsprechend dem Beschluß des 
Landgerichtes den Vorgang in der Zwischenzeit an die OFD abge- 
geben, die zur Zeit mit der Prüfung befaßt ist, ob sie erneut 
ein Ordnungswidrigkeitsverfahren einleiten wird. 

- Bezüglich des Verlangens des Ausschusses auf Herausgabe von 
Firmenakten entschied das Amtsgericht Bonn am 16.07.1990 gegen 
diese Herausgabe, u.a. mit der Begründung, daß gegen die Aus- 
schußmitglieder Frau Eid und Frau Beer von den GRÜNEN unter dem 
Aktenzeichen 50 AR 95/90 bei der Staatsanwaltschaft Bonn ein 
Vorermittlungsverfahren wegen Verbreitung von VS-Dokumenten mit 
gleichzeitiger Beantragung der Aufhebung der Immunität anhängig 
ist. (In der Zwischenzeit haben wir erfahren, daß das Vorer- 
mittlungsverfahren sogar in ein Ermittlungsverfahren mit dem 
Aktenzeichen 50 Js 250/90 übergegangen ist.) Das Landgericht 
Bonn hat diese Entscheidung am 30.07.90 insoweit bestätigt, als 
daß - wie in der Begründung steht - die vom Ausschuß 
getroffenen Geheimhaltungsmaßnahmen bislang unzureichend sind, 
und solange der Ausschuß durch Ausschluß von Mitgliedern oder 
sonstige ähnlich geeignete Maßnahmen nicht sicherstellt, daß 
die in seinem Bereich befindlichen Geheimhaltungslücken ge- 
schlossen werden, kann es den zuständigen Gerichten, die nach 
der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtes als Garanten auch 
für die Einhaltung der Grundrechte der betroffenen Unternehmen 
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einzustehen haben, nicht zugemutet werden, eine Herausgabe an 
den Ausschuß anzuordnen. 

Diese Entscheidungen begründeten sich auch u.a. auf die Presse- 
erklärung der GRÜNEN Nr. 305 vom 29.03.1990, in der die Infor- 
mierung der Öffentlichkeit durch Frau Eid und Frau Beer gerühmt 
wird und in der dann wörtlich steht: "Der Fraktionsvorstand 
möchte, daß sie diese erfolgreiche Aufklärungsarbeit mit Voll- 
dampf fortsetzen." Diese Presseerklärung erfolgte unter Miß- 
achtung der Eilentscheidung des Landgerichtes Kiel vom 
28.03.1990, wonach dem Ausschuß zunächst keine Akten übergeben 
werden sollten. 

Außerdem ist auch, wie es sich aus uns vom Amtsgericht Bonn 
überlassenen Unterlagen ergibt, gegen den Abgeordneten Gansei 
ein Vorermittlungsverfahren wegen Verdachtes des Geheimnis- 
bruchs anhängig (Aktenzeichen 591 AR 392/90 bei der Staatsan- 
waltschaft Kiel). 

- Mit Schreiben vom 20.09.1990 hat das Amtsgericht Bonn dem Un- 
tersuchungsausschuß mitgeteilt, daß auch bei Würdigung des 
Schreibens der Abgeordneten der GRÜNEN vom 21.08.1990 an den 
Justizminister des Landes Schleswig-Holstein die Bedenken der 
Großen Strafkammer des Landgerichtes Bonn gegen eine Herausgabe 
von Firmenunterlagen an den Ausschuß nicht ausgeräumt sind, 
insbesondere deswegen, weil die in dem Beschluß des Landge- 
richtes genannten Abgeordneten nicht ausgewechselt worden sind. 

- Hinzuweisen ist noch auf die Aktivitäten von Oppositionsange- 
hörigen, die ständig mit einseitiger Tendenz Kopien von Doku- 
menten aus den Firmenbereichen vor Abschluß der Untersuchungs- 
tätigkeit an die Öffentlichkeit geben, so u.a. auch am 27.4.89 
bei einer Sitzung der "World Campaign against military and 
nuclear collaboration with South Africa" - einer privaten 
Organisation mit Sitz in Oslo - in Bonn, bei der nachweislich 
Dokumente verteilt worden sind und bei der sich Herr Minty, 
Vorsitzender dieser Organisation, ausdrücklich für die regel- 
mäßige Übersendung von Dokumenten durch Herrn Gansei bedankte. 
Die Übergabe von Dokumenten ist auch kürzlich wieder festzu- 
stellen gewesen, nachdem Akten aus dem Ermittlungsverfahren 
Teltschik entsperrt worden sind. Diese Bemerkung bezieht sich 
zwar auf nicht eingestufte Dokumente, jedoch ist ein Ver- 
trauensschutz für Firmenunterlagen nach dem Grundrecht zu 
beachten, was auch ausdrücklich von der Staatsanwaltschaft Bonn 
durch die zunächst erfolgte Einstufung ihrer Ermittlungsakten 
anerkannt worden ist. 

- Die Weitergabe von zunächst geheim eingestuften Akten aus dem 
TELTSCHIK-Ermittlungsverf ahren ist ein weiteres Beispiel dafür, 
wie während des laufenden Untersuchungsverfahrens des Ausschus- 
ses einseitig zum Nachteil der Firmen mit Aktenmaterial umge- 
gangen wird. Wir hätten noch Verständnis, wenn nach Abschluß 
der Untersuchungstätigkeiten unterschiedliche Auffassungen zum 
Beweisergebnis geäußert werden. Wir halten es aber für unzumut- 
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bar, wenn noch während der Untersuchungen laufend einseitige 
Informationen an die Öffentlichkeit gestreut werden, zumal wir 
uns hiergegen nicht zur Wehr setzen können, da wir nicht Ver- 
fahrensbeteiligte sind. Ein Mindestmaß an Fairneß gegenüber vom 
Untersuchungsausschuß nur mittelbar betroffener Dritter muß vom 
Untersuchungsausschuß erwartet werden dürfen, zumal die Vor- 
schriften der Strafprozeßordnung für die Durchführung der Be- 
weisaufnahme und damit mit dem Umgang von Beweismaterial ent- 
sprechend anzuwenden sind. Diese gehen aber von einer Geheim- 
haltung der Ermittlungen bis zu deren Abschluß aus. 


- Als besonders grotesk empfinden wir den Widerspruch, daß sich 
der Untersuchungsausschuß teilweise mit Verletzungen von Ge- 
heimvorschriften beschäftigt und hierüber ein Urteil fällen 
möchte, selbst aber nicht gewillt ist, diese einzuhalten. 
Obwohl sich die Ausscnußmitgiieder ausdrücklich und einstimmig 
zur Geheimhaltung verpflichtet haben, ist diese in der Vergan- 
genheit nicht nur nicht eingehalten worden, sondern verkünden 
Ausschußmitglieder ihre Bereitschaft, sich rigoros über Straf- 
rechtsbestimmungen hinwegzusetzen und über vermeintlich bri- 
santes Material die Öffentlichkeit zu unterrichten. 


So hat der stellvertretende Ausschußvorsitzende, Herr STOBBE, 
in der ARD-Tagesschau vom 14.09.1990 um 20.00 Uhr folgendes 
wörtlich erklärt; 


"Wenn die Staatsanwaltschaft gestern nicht so entschieden hätte 
(Aufhebung der Geheimhaltung ihrer Akten), wie sie entschieden 
hat, ich will freimütig bekennen, daß ich vor der Überlegung 
stand, als einzelner Abgeordneter und auch mit dem vollen 
Risiko der eigenen Verantwortung zur Öffentlichkeit zu gehen 
und zu sagen; 'Ich geb das jetzt einfach frei, egal was danach 
kommt, möglicherweise strafrechtlich gegen mich geschieht.'" 

Nachdem dieses Material bereits der Staatsanwaltschaft und den 
Gerichten bekannt war, gibt es aus keinem denkbaren Grunde eine 
Rechtfertigung für einen etwaigen Geheimnisbruch. 

Wir glauben, daß durch diese und andere Äußerungen dem Ansehen 
des Parlamentes großer Schaden zugefügt worden ist. Wir halten 
es - wenn hierdurch gleichwohl unseren Interessen gedient 
wird - für beschämend, wenn die Gerichte dem Untersuchungsaus- 
schuß das Recht zum Umgang mit geheim eingestuften Unterlagen 
derzeit absprechen. 

- Abschließend ist zu fragen, welche Kosten dem Steuerzahler 
eigentlich durch die Tätigkeit des 4. Untersuchungsausschusses 
der 10. Wahlperiode und des 1. Untersuchungsausschusses der 11. 
Wahlperiode entstanden sind, die vermeidbar gewesen wären. 

Durch Formulierung eines von vornherein erkennbaren verfas- 
sungswidrigen Untersuchungsauftrages war zu befürchten, daß bei 
Befassung eines Gerichtes mit dem Untersuchungsgegenstand 
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dieser als verfassungswidrig erkannt und die bis dahin 
entstandenen Kosten den Steuerzahler umsonst treffen würden. 

Dieses Risiko leichtfertiger Verschwendung von Steuermitteln 
hat aus unserer Sicht die Minderheit bewußt in Kauf genommen. 

Aber auch die Ausschußmehrheit trifft hier ein Verschulden, 
weil sie unter mißverstandener Rücksicht auf das Minderheits- 
recht sich nicht energisch genug gegen den Untersuchungsauftrag 
verwahrt hat. 

Auch hierüber sollte der Abschlußbericht Rechenschaft gegenüber 
dem Parlament und der Öffentlichkeit ablegen. 
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UNITED NATIONS 
SECURITY COUNCIL 


Distr. GENERAL 
S/RES/418 (1977) 
4 November 1977 


Resolution 418 (1977) 


Adopted by the Security Council at its 2046th meeting on 4 November 1977 


The Security Council, 

Recalling its resolution 392 (1976) strongly condemn- 
ing the South African Government for its resort to mas- 
sive violence against and killings of the African 
people, including schoolchildren and students and 
others opposing radal discrimination, and callin g 
upon that Government urgently to end violence 
against the African people and take urgent steps to 
eliminate apartheid and radal discrimination, 

Recognizing that the military build-up and persistent 
acts of aggression by South Africa against the neigh- 
bouring States seriously disturb the security of those 
States, 

Further recognizing that the existing arms embargo 
must be strengthened and universally applied, with- 
out any reservations or qualifications whatsoever, in 
order to prevent a further aggravation of the grave 
Situation in South Africa, 

Taking note of the Lagos Dedaration for Action 
against Apartheid (S/12426), 

Gravely concerned that South Africa is at the thres- 
hold of produdng nudear weapons, 

Strongly condemning the South African Government 
for its acts of repression, its defiant continuance of the 
System of apartheid and its attacks against neighbour- 
ing independent States, 

Considering that the poliries and acts of the South 
African Government are fraught with danger to inter- 
national peace and security, 

Recalling its resolution 181 (1963) and other resolu- 
tions conceming a voluntary arms embargo against 
South Africa, 

Convinced that a mandatory arms embargo needs to 
be universally applied against South Africa in the first 
instance, 

Acting therefore under Chapter VII of the Charter of 
the United Nations, 


1. Determines, having regard to the polides and acts 
of the South African Government, that the acquisi- 
tion by South African of arms and related mat6riel 
constitutes a threat to the maintenance of interna- 
tional peace and security; 

2. Decides that all States shall cease forthwith any 
Provision to South Africa of arms and related matd- 
riel of all types, induding the sale or transfer of 
weapons and ammunition, military vehides and 
equipment, paramilitary pohce equipment, and 
spare parts for the aforementioned, and shall cease 
as well the Provision of all types of equipment and 
supplies, and grants of licensing arrangements, for 
the manufacture or maintenance of the aforemen- 
tioned; 

3. Calls on all States to review, having regard to the 
objectives of this resolution, all existing contractual 
arrangements with and licences granted to South 
Africa relating to the manufacture and mainte- 
nance of arms, ammunition of all types and military 
equipment and vehides, with a view to terminating 
them; 

4. Further decides that all States shall refrain from any 
co-operation with South Africa in the manufacture 
and development of nudear weapons; 

5. Calls upon all States, induding States non-mem- 
bers of the United Nations, to act strictly in accord- 
ance with the provisions of this resolution; 

6. Requests the Secretary-General to report to the 
Council on the progress of the implementation of 
this resolution, the first report to be submitted not 
later than 1 May 1978; 

7. Decides to keep this item on its agenda for further 
action, as appropriate, in the light of develop- 
ments. 
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Resolution 418 (1977) — dt. Übersetzung 
Angenommen vom Sicherheitsrat in seiner 2046. 


Der Sicherheitsrat, 

— unter Hinweis auf seine Resolution 392 (1976), in 
der er die südafrikanische Regierung wegen ihrer 
Zuflucht zu massiven Gewaltakten und zur Tötung 
von afrikanischen Menschen, darunter auch von 
Schulkindern und Studenten sowie anderen, die 
ihre Ablehnung der rassischen Diskriminierung 
zum Ausdruck brachten, aufs schärfste verurteilte 
und diese Regierung aufforderte, die Gewaltakte 
gegen das afrikanische Volk unverzüglich einzu- 
stellen und umgehend Maßnahmen zur Beseiti- 
gung der Apartheid und der rassischen Diskrimi- 
nierung zu ergreifen, 

— in der Erkenntnis, daß die Stärkung des militäri- 
schen Potentials und die anhaltenden Angriffs- 
handlungen Südafrikas gegen die Nachbarstaaten 
die Sicherheit dieser Staaten ernsthaft beeinträch- 
tigen, 

— in der Erkenntnis ferner, daß das bereits beste- 
hende Waffenembargo verstärkt und ohne irgend- 
welche Vorbehalte oder Einschränkungen univer- 
sell angewendet werden muß, wenn eine weitere 
Verschärfung der ernsten Lage in Südafrika ver- 
hindert werden soll, 

— in Kenntnisnahme der Erklärung von Lagos über 
Maßnahmen gegen die Apartheid (S/12426), 

— zutiefst besorgt darüber, daß Südafrika an der 
Schwelle zur Herstellung von Kernwaffen steht, 

— unter scharfer Verurteilung der südafrikanischen 
Regierung wegen ihrer repressiven Maßnahmen, 
ihrer herausfordernden Fortsetzung des Apart- 
heidsystems und ihrer Angriffe auf benachbarte 
unabhängige Staaten, 

— in der Auffassung, daß die Politiken und Handlun- 
gen der südafrikanischen Regierung Gefahren fin- 
den Weltfrieden und die internationale Sicherheit 
in sich bergen, 

— unter Hinweis auf seine Resolution 181 (1963) und 
andere Resolutionen über ein freiwilliges Waffen- 
embargo gegen Südafrika, 

— in der Überzeugung, daß ein bindendes Waffen- 
embargo gegen Südafrika in erster Linie universell 
angewendet werden muß, 

— deshalb aufgrund von Kapitel VE der Charta der 
Vereinten Nationen tätig werdend. 


Sitzung am 4. November 1977 


1. stellt fest, daß der Erwerb von Waffen und dazuge- 
hörigem Material durch Südafrika angesichts der 
Politik und der Handlungen der südafrikanischen 
Regierung eine Bedrohung der Aufrechterhaltung 
des Weltfriedens und der internationalen Sicher- 
heit darstellt; 

2. beschließt, daß alle Staaten ab sofort die Lieferung 
von Waffen und dazugehörigem Material aller Art 
nach Südafrika einzustellen haben, einschließlich 
des Verkaufs oder der Weitergabe von Waffen und 
Munition, von Militärfahrzeugen und -ausrüstun- 
gen, von paramilitärischer Polizeiausrüstung sowie 
von Ersatzteilen für die vorgenannten Gegen- 
stände, und daß sie gleichermaßen sowohl die Be- 
reitstellung aller Arten von Ausrüstungen und Ma- 
terialien als auch die Gewährung von Lizenzver- 
einbarungen für die Herstellung oder Wartung der 
vorgenannten Rüstungsgegenstände einzustellen 
haben; 

3. fordert alle Staaten auf, angesichts der Ziele dieser 
Resolution alle in bezug auf die Herstellung und 
Wartung von Waffen, von Munition aller Art und 
von militärischen Ausrüstungen und Fahrzeugen 
mit Südafrika bestehenden vertraglichen Verein- 
barungen und Südafrika dafür gewährten Lizen- 
zen im Hinblick auf deren Beendigung zu überprü- 
fen; 

4. beschließt ferner, daß sich alle Staaten jeglicher 
Zusammenarbeit mit Südafrika bei der Herstellung 
und Entwicklung von Kernwaffen zu enthalten ha- 
ben; 

5. fordert alle Staaten einschließlich der Nichtmit- 
gliedstaaten der Vereinten Nationen auf, strikt in 
Übereinstimmung mit den Bestimmungen dieser 
Resolution zu handeln; 

6. ersucht den Generalsekretär, dem Rat über die 
Fortschritte bei der Verwirklichung dieser Resolu- 
tion zu berichten und den ersten Bericht spätestens 
am 1. Mai 1978 vorzulegen; 

7. beschließt diesen Punkt im Hinblick auf weitere, 
ggf. angesichts der Entwicklung der Dinge erfor- 
derlichen Maßnahmen auf seiner Tagesordnung zu 
belassen. 
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DER BUNDESMINISTER FÜR WIRTSCHAFT 5300 Bonn 1, den 10. Februar 1987 

- VA 4 - 932 593 - 


An den 

Bundesminister der Finanzen 
z. H. Herrn Staatssekretär 
Dr. Günter Obert 
Graurheindorfer Str. 108 

5300 Bonn 1 


Betr.: Verdacht der ungenehmigten Ausfuhr von U-Boot-Fertlgungsunterlagen in die 
Republik Südafrika; 

hier: Bußgeldverfahren der Oberfinanzdirektion Kiel 
Bezug: Ihr Schreiben vom 16. Dezember 1986 — III A 3022 — 77/76 — 

I. In außenwirtschaftsrechtlicher Hinsicht nehme ich zu den Ausführungen der 

Oberfinanzdirektion Kiel vom 28. November 1986 wie folgt Stellung: 

1. Die Oberfinanzdirektion sieht den Tatbestand des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV 
i. V. m. Nummer 0009 Buchstabe a des Teils I Abschnitt A der Ausfuhrliste 
(AL) als nicht erfüllt an, weil mit den gelieferten Unterlagen weder ein U-Boot 
noch ein schwimmfähiger U-Boot-Rumpf noch Teile des U-Boot-Körpers ge- 
baut werden könnten. 

Der Vollständigkeit halber sollte die rechtliche Bewertung auch auf Nr. 0009 
Buchstabe f der AL erstreckt werden; dort sind schlechthin .Bestand- und 
Einzelteile" von Kriegsschiffen und U-Booten genannt. Bei diesen Bestand- 
und Einzelteilen kann es sich allerdings, dem Sinn und Zweck des AWG und 
der AL entsprechend, nur um solche Teile handeln, die für ein U-Boot .be- 
sonders konstruiert" sind. Für diese Eingrenzung spricht die Fassung der 
Nr. 0009 Buchstabe b, c und e, Nr. 0010 Buchstabe a, b und c, Nr. 0011 und 
zahlreicher weiterer Parallelstellen in der AL. Hinzu kommt, daß die AL den 
Text der COCOM-Liste wiedergibt und die COCOM-Mitgliedstaaten kürz- 
lich beschlossen haben, das Merkmal .besonders konstruiert" ausdrücklich 
auch in Nr. 0009 Buchstabe f einzufügen. Durch Rechtsverordnung der Bun- 
desregierung wird die AL in diesem Punkt demnächst ergänzt werden. 

Aus den unter Buchstabe f der Nr. 0009 aufgeführten Beispielen (Geschütz- 
türme, Schiffsgeschützfundamente, U-Boot-Batterien und Katapulte) dürfte 
sich überdies ergeben, daß unter Bestand- und Einzelteilen im Sinne dieser 
Vorschrift größere, in sich geschlossene Einheiten gemeint sind. 

Wie ich dem Bericht der Oberfinanzdirektion entnehme, sind von den geprüf- 
ten Unternehmen nur unvollständige Fertigungsunterlagen geliefert worden. 

Im Falle solcher Lieferungen sehe ich die Genehmigungspflicht bzw. einen 
Verstoß gegen die Genehnügungspflicht als gegeben an, wenn es sich um die 
wesentlichen Teile der Unterlagen zur Fertigung einer in der AL genannten 
Ware — sei es einer kompletten Ware oder eines Warenteils — handelt. Unter 
wesentlichen Teilen können in Anlehnung an Teil I Nr. 2 und Nr. 3 der Vor- 
bemerkungen zur AL („Anwendung der Ausfuhrliste“) solche Teile verstan- 
den werden, die besondere technische Kenntnisse oder Konstruktionsmerk- 
male vermitteln. Es kommt dabei, anders ausgedrückt, auf den spezifisch 
militärisch-strategischen Gehalt der Unterlagen für die in Rede stehende 
Warenfertigung an. Was in diesem Zusammenhang als wesentlich anzusehen 
ist, kann kaum quantitativ abgegrenzt werden. Dafür spricht wiederum die 
Regelung in Teü I Nr. 2 der Vorbemerkungen zur AL, die zwar zunächst auf 
quantitative Elemente abstellt, sie jedoch ausschließt, wenn eine Ware be- 
sondere technische Kenntnisse vermittelt. Am Ende gibt also ein spezifisch 
militärisch-strategisches Element immer den Ausschlag. 
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2. Die Oberfinanzdirektion verneint die Anwendung des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV 
auch mit der Begründung, daß der Gebrauchswert der gelieferten Unterlagen 
im Verhältnis zum Wert der kompletten Fertigungsunterlagen als gering zu 
erachten sei. Sie kommt zu diesem Ergebnis durch eine analoge Anwendung 
des Teils I Nr. 2 der Vorbemerkungen zur AL. Diese Vorbemerkung trifft 
jedoch auf den hier angestellten Wertvergleich nicht zu. Denn Teill Nr. 2 
behandelt den Fall, daß eine Ware als ganzes (z. B. ein Zivilflugzeug) zwar in 
der Ausfuhrliste nicht genannt ist, aber Teile dieser Ware (z. B. Bordcomputer 
und Navigationsgeräte) in der Liste enthalten sind. Im U-Boot-Falle würde 
jedoch gerade die Ware als ganzes (nämlich die Gesamtheit der Fertigungs- 
unterlagen) dem Genehmigungserfordemis unterliegen. 

3. Obwohl die Oberfinanzdirektion die Anwendung des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV 
ausschließt, sieht sie in der Lieferung der unvollständigen Fertigungsunter- 
lagen eine Weitergabe von nicht allgemein zugänglichen Kenntnissen im 
Sinne des § 45 Abs. 3 AWV. Diese unterschiedliche Bewertung der Lieferung 
nach § 5 und § 45 ist nicht ganz einleuchtend. Beide Vorschriften ähneln sich 
in ihrem materiellrechtlichen Gehalt und verfolgen im Hinblick auf § 7 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 AWG denselben Schutzzweck: Sie wollen den grenzüberschrei- 
tenden Transfer von militärisch-strategisch relevanten Waren, von Unterla- 
gen zu ihrer Fertigung und von nicht allgemein zugänglichen Kenntnissen in 
Bezug auf ihre Fertigung in gleicher Weise unter Kontrolle halten. Das spricht 
dafür, den Unterlagen- wie den Kenntnistransfer nach denselben Maßstäben 
zu beurteilen, so daß, wenn im Falle einer Unterlagenausfuhr der Tatbestand 
des § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV nicht erfüllt ist, auch der Tatbestand des § 45 
Abs. 3 AWV nicht bejaht werden kann. Geringfügige sprachliche Unter- 
schiede im Text beider Vorschriften (§ 5 Abs. 1 Satz 1: „Unterlagen zur Fer- 
tigung"; § 45 Abs. 3: „soweit die Kenntnisse die Fertigung betreffen"), sind 
offensichtlich rein redaktioneller Art und können keine materielle Differen- 
zierung begründen. Es wäre auch rechtspolitisch schwer verständlich, wollte 
man die von § 45 AWV umfaßte formlose (z. B. mündliche) Weitergabe von 
Fertigungskenntnissen strenger beurteilen als die in Unterlagen verbriefte 
und damit prinzipiell gefährlichere Weitergabe nach § 5 AWV. 

4. Für eine eventuelle weitere Prüfung stehen der Oberfinanzdirektion selbst- 
verständlich die technischen Fachleute des Bundesamtes für Wirtschaft zur 
Verfügung. 

II. Zur Frage einer Verletzung von Geheimhaltungspflichten durch die Firmen 
HDW und IKL hegt Ihnen inzwischen die eingehende Stellungnahme des Bun- 
desministeriums der Verteidigung vom 15. Januar 1987 vor. Ich gehe davon aus, 
daß die Oberfinanzdirektion den darin unter Ziffer 4.2. enthaltenen Hinweis 
auf greift. 

in. Ich teile Ihre Meinung, daß die OFD beim Vorliegen der Voraussetzungen für 
ein Bußgeldverfahren dieses auch gegen die betroffenen natürlichen Personen 
der beiden Firmen durchführen sollte und daß dabei auch die Möglichkeit einer 
Gewinnabschöpfung zu prüfen wäre. 


In Vertretung 
Dr. von Würzen 


527 



Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Anlage 35 


Pr. h-c. Fr*nz Josef Scou£ 

&p*rpoWr Mitriaapr&4* LE 


An den 

Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutschland 

Herrn Dr. Helmut Kohl 

Bundeskanzleramt 

(300 Bonn 



2 2.'Häj(Att 

Hanon -Wo*t«r 


eing ang 
2 4. Nov, 1984 

Sekr. D 


5. 11. 1 984 

ftwtfiyi— mt 7 
TtLoifi-mti Fioi-ijtut 




/ 




Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, 
lieber Helmut! 


In meinem Schreiben an Dich vom 3t. Juli 1984 habe Ich 
darauf hingewiesen, daß Du mit mir der Auffassung warst, 
das Anliegen, das Dir und mir von dem damaligen Minister- 
präsidenten und jetzigen Staatspräsidenten des betreffenden 
Landes vorgetragen wurde, positiv zu entscheiden, wobei 
es nur noch offen war, ob es zu einer kleinen (soft 
wart) oder zu einer größeren (hard wäre) Lösung kommt. 

Prof. Schreckenberger hat aufgrund meines Schreibens 
noch am 31. Juli 1984 Herrn Nohse von IKL ln Lübeck und 
auf dessen Bitte auch anschließend Herrn Ahlerj von HDW 
angerufen. 


Dabei wurde vereinbart: 

1. größere Lösung anstreben, 

2. "kleine Lösung" vereinbarungsgemäß recht.swirksa« 
werden zu lassen. 

3, nach den Pari amentsf erl en , also vor 1. Lieferung 
am 6. Oktober 1964, soll endgültige Genehmigung 
erfolgen. 

4, Dieses Gesprlcnsergebnis kann nicht die Grundlage 
fOr eine evtl. Schadenersatzklage gegen die 
Bundesregierung sein. 

. •» 

% 
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ln weiteren Gesprächen mit Prof. Schreckenberger und 
H«rrn Teltschlk haben beide schließlich empfohlen, 

Hirrn Genscher noch einmal direkt anzusprechen. In 
einem Gaspräch mit Herrn Anlers am 12. 10. 1984 und 
«intm wtiteren Gespräch mit Herrn Zoglmann am 14. 10. 

1984 hat Harr Genscher auch die kleine Lösung, die er 
ln früheren Gesprächen allenfalls als möglich bezeichnet 
hat. nun abgelehnt. 01« beiden Herren dargelegte Begründung 
ist derart abwegig, daß sie nicht ernsthaft sein kann. 

Oie Vermutung liegt nahe, daß der Zustand der FQP dafür 
entscheidend sein könnte. 

Da die Auswirkungen des Rücktrittes vom Vertrag ln 
Kundenland - Dein Gespräch spartner hat sich vor kurze« 
erneut persönlich ln die Sache eingeschaltet - schwer- 
wiegende Palgen auslösen würden, haben die Herren Nohse 
und Ahlers Prof. Schrackanbarger und Herrn Teltscnik 
vorgeschlagen, die endgültige Genehmigung zwar jetzt in 
Aussicht zu stellen, aber erst nach Ablauf einas halben 
Jahres vorzunehmen. Seide Herren glauben, daß sic die 

au ^tretenden Problem« bei einer derer ti^en LOeune «uTTenjen 

können. Das könnte auch bedeuten, daß ln der Zwischenzeit 
soft wäre geliefert werden könnte. 

Ich halte dies für einen Weg, die Sache zu einem guten 
Abschluß Xu bringen. Auch Herr Genscher kann einer 
solchen Lösung zustlmmen. 

Die Angelegenheit eilt sehr, Bitte lnfornlere mich über 
den Fortgang. 


Nit freundlichen Grüßen 




r:\ •rvY;jfrx-* n •v.iuiin'-: 

V 



' •.w na n L ' :i- ’) .nuuw-r,v. !n aa 
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. September 1984 

M HW/cp 

Von M 

An D, C, F, MV 

Streng vertraulich 



Betreff: IK 97 

Bezug: -Gespräch Zoglmann/M am 12.09.84 in Düsseldorf 

-M-Vermerk 04.07.84 


1 . Sachstand : 

a) Das Gespräch Zo. /Teltschik am 10.09.84 hat stattge- 
funden. 

Ergebnis : 

ln der nächsten Woche wird K. uns bzw. Zo. über 
Teltschik darüber informieren, wie das Procedere 
bezüglich der Genehmigung ablaufen soll. 

In der darauffolgenden Woche (39. Wo.) sollen 

Dr. Abels/Nohse sowie D/M nach Bonn zitiert werden. 

Es ist vorgesehen, daß uns das Einverständnis des 
BSR durch einen Staatssekretär (Rühl?) und Teltschik 
mitgeteilt wird. 

Bei der Zustimmung des BSR werden sich G. und B. 
der Stimme enthalten. 

b) Die Genehmigung für die "mittlere Lösung" soll 
erst vorangetrieben werden, wenn die Genehmigung 
für die "kleine Lösung" unter Dach und Fach ist. 
Andernfalls befürchtet Zo. weitere Verzögerungen: 
Sofern beide Genehmigungen gleichzeitig erteilt wer- 
den sollen, wird man uns auf fordern, einen Vor- 
vertrag mit dem Kunden auch für die "mittlere 
Lösung" vorzulegen. Den haben wir aber noch nicht. 

Dieser Beurteilung habe ich mich - ebenso wie das 
IKL - angeschlossen. 

K. hat sich bereits dahingehend geäußert, daß wir auch 
mit der Genehmigung für die "mittlere Lösung" rech- 
nen können. 
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c) Ich habe Zo. nochmals auf die entscheidenden 
Ecktermine hingewiesen: 

- am 06.08.84 Wirksamwerden des Vertrages 

- am 06.10.84 Beginn der Lieferungen, 
ferner auf den Kundenbesuch 18 . 09 . 

T. und auch K. sind diese Termine bekannt. 

Zo. wies darauf hin, daß wir trotz der Aussagen 
gemäß 1 .b) damit rechnen müssen, daß wir die Ge- 
nehmigung erst in der letzten Minute erhalten, 
d.h. kurz vor dem 06.10. 

Als ständiger Drängier im Hintergrund betätigt 
sich FJS , insbesondere bei K. FJS kennt die o.g. 
Terminsituation und die wesentlichen Zusammen- 
hänge genau. 


2 . Provision: 

a) Die Provision in Höhe von 3,5 % auf den Vertrags-/ 
preis von 60 Mio. DM habe ich Zo. definitiv be-~T 
stätigt. Zo. will hierüber keinerlei schrif tliciSi 
Bestätigung haben. Zo.: "Ich habe Ihr (M!) Wort#*- 
darauf vertraue ichl" 

Zo. geht davon aus, daß die Provisionszahlungen 
auf ein ausländisches Konto (Schweiz oder Liechten- 
stein) geleistet werden, d.h. es dürfen keine 
Steuern anfallen. Das Konto wird Zo. uns noch auf- 
geben. Ich habe ihn nochmals darauf hingewiesen, 
das diesbezügliche Procedere direkt mit C abzustim- 
men . 

Bezüglich des Auszahlungsmodus wird Zo. von sei- 
nen Freunden bedrängt, die vielen kleinen Raten 
zusammenzufassen zu möglichst 2, max. 3 größeren 
Raten. Vor allem aber möchte man, daß bis etwa 
Mitte 1985 alle Zahlungen geleistet sind: 
"Politische Ämter sind oft kurzlebiger 

Ich habe dies entgegengenoramen und zugesagt, mit 
meinen Kollegen darüber zu sprechen, inwieweit 
eine Bündelung der Provisionszahlungen sowie ein 
Vorziehen der letzten Raten möglich ist. 


S. 

/6mrM 


b) Für Lieferungen für die "erweiterte kleine Lösung* 
(derzeit 116 - 60 = 56 Mio. DM) erwarten Zo. und 
seine Freunde ebenfalls eine Provision, ebenso 
für die "mittlere Lösung" . 
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Ich habe Zo. klargemacht, daß für die "mittlere 
Lösung" bei einem Volumen in der Größenordnung 
von 400 Mio. DM ein Satz von 3,5 % nicht zur Dis- 
kussion stehen könne. Dies hat Zo. bestätigt. 

Ferner habe ich Zo. erklärt, daß wir bisher davon 
ausgegangen sind, daß die "erweiterte kleine Lösung" 
in der Provision für den 60 Mio. DM-Vertrag einge- 
schlossen ist. 

Zo. sieht hierbei Schwierigkeiten. Wir sollten es 
nicht riskieren, daß das "unmittelbare Interesse" 
seiner Freunde erlischt. 

Ich habe Zo. dann folgenden Vorschlag gemacht: 

HDW wird mit dem IKL überlegen, ob wir Zo. für 
alle Lieferungen, die über den Betrag von 60 Mio. DM 
hinausgehen, d.h. also für die "erweiterte kleine 
Lösung" und für die “mittlere Lösung" eine“PiT> Vi- 
sion von 1 % bezahlen. 

Dies bezeichnete Zo. mit dem Hinweis auf die zusätz- 
lichen Linien als nicht ausreichend. Schließlich^' 
hielt er 1,5 % für auskömmlich. 

Ich sagte Abstimmung mit meinen Kollegen und dem 
IKL zu. 

Anmerkung M: 

Ich schlage vor, den Satz von 1,5 %, wie vorstehend 
beschrieben, zu akzeptieren. Sofern D/C einverstan- 
den sind, bitte ich um Einholung des Einverständnis- 
ses des AR-Vorsitzenden . 



C 
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DR. THEO WAIGEL 

BUNDESMINISTER DER FINANZEN 5300 Bonn 1, ^ ■ Se P tember 1990 

Graurheindorfcr Straße 108 

Postfadi 1308 

Telefon: (0228) 682-4240 


Vorsitzender des 
1. Untersuchungsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
Herrn Horst Eylmann MdB 
Bundeshaus 

5300 Bonn 1 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

die mit Schreiben vom 19. Juni 1990 gestellten Fragen 
beantworte ich wie folgt: 

Frage 1 

Hat es am 11. Dezember 1984 in Bonn ein Gespräch zwischen 
Firmenvertretern und Ihnen zum U-Boot-Geschäf t mit Süd- 
afrika gegeben? Wer hat gegebenenfalls an diesem Gespräch 
teilgenommen und was war Inhalt dieses Gesprächs? 

Antwort 


Am 11. Dezember 1984 habe ich in meiner Funktion als 
Vorsitzender der CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundes- 
tag in Bonn ein Gespräch mit Herrn Siegfried Zoglmann 
geführt. Daran hat außerdem der damalige Bundesminister 
für besondere Aufgaben und Chef des Bundeskanzleramtes, 
Herr Dr. Wolfgang Schäuble, teilgenommen. 


- 2 - 
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Nach meiner Erinnerung hat Herr Zoglmann in diesem Ge- 
spräch seine vorangegangenen Bemühungen zur Erlangung 
einer Genehmigung für die Lieferung von Konstruktions- 
unterlagen für den Unterseebootbau geschildert und für 
die Unterstützung dieser Bemühungen geworben. Bundes- 
minister Dr. Schäuble hat das Anliegen zur Kenntnis 
genommen. Zusagen wurden nicht gegeben. Eine Fortsetzung 
des Gesprächs fand nicht statt. 

Frage 2 

Sind Sie in anderer Weise mit dem Sachverhalt befaßt 
worden, der Gegenstand der Untersuchungen des 
1. Untersuchungsausschusses der 11. Wahlperiode ist? 

Antwort 

Vor der in der Antwort auf Frage 1 dargestellten Unter- 
redung fand am 22. Oktober 1984 in meinem Bonner Büro 
ein Gespräch mit Herrn Siegfried Zoglmann statt. Herr 
Zoglmann stellte dabei das Anliegen dar und bat um 
Unterstützung, daß in der Bundesregierung eine Entschei- 
dung herbeigeführt werde. Ich sagte zu, eine Unterredung 
mit einem Vertreter der Bundesregierung zu vermitteln. 
Diese fand dann am 11. Dezember 1984 mit Bundesminister 
Dr. Schäuble statt. 

Nach meiner Erinnerung habe ich von dieser Angelegenheit 
erst wieder gehört, als feststand, daß keine Genehmigung 
für die Lieferung gegeben worden war. 

Als Bundesminister der Finanzen bin ich nach meiner 
Erinnerung mit diesem Sachverhalt wie folgt befaßt 
worden: 


- 3 - 
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- Am 28. November 1989 ließ ich mich durch die Fach- 
abteilung im BMF für die Haushaltsdebatte 1990 über 
den Sachstand der Arbeiten des 1. Untersuchungs- 
ausschusses unterrichten. 

- Am 30. November 1989 beantwortete ich eine schrift- 
liche Anfrage des Kollegen MdB Dr. Penner vom 

30. August 1989 zu angeblich neuen Erkenntnissen 
aufgrund von Presse- und Fernsehberichten ("Monitor"- 
Sendung vom 15. August 1989) . 

- Am 29. März 1990 habe ich Kenntnis von einem Telefax 
der Finanzministerin des Landes Schleswig-Holstein, 
Frau Heide Simonis, genommen, in dem die Prüfung 
beamtenrechtlicher Schritte gegen den Leiter der 

OFD Kiel angeregt wurde. Ich habe Herrn Staatssekretär 
Dr. Klemm gebeten, den Brief zu beantworten. 

Außerdem hat das Bundesministerium der Finanzen seit 
meinem Amtsantritt in mehreren Fällen Genehmigungen für 
Aussagen vor dem 1. Untersuchungsausschuß erteilt. 

Eine weitere Befassung mit diesem Thema ist mir nicht 
erinnerlich. 

/ Meine Aussagegenehmigung ist beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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StS 

Vertraulich 


Vermerk 


Betr.: Gespräch BM mit Herrn Zoglmann und Herrn Nohse (Geschäftsführender 
Gesellschafter Ingenieurkontor Lübeck) am 18. Juni 1985 


Am 18. Juni 1985 suchten Herr Zoglmann und Herrn Nohse (Ingenieurkontor Lü- 
beck) den Minister auf, um über das Projekt Fregatte Portugal zu sprechen. Sie 
benutzten die Gelegenheit, über eine beabsichtigte Ausfuhr nach Südafrika folgen- 
des vorzutragen: 

Südafrika wünsche seit längerem die Lieferung von U-Booten. Drei Lösungen seien 
im Gespräch: 

— kleine Lösung: Lieferung von soft-ware (Fertigungsunterlagen und Lizenzen) 
Gesamtwert: 160 Mio, davon 60 Mio DM Lizenzen; 

— mittlere Lösung: wie oben und Komponentenlieferung. Gesamtwert 1,7 Mrd. 
DM; 

— große Lösung: Lieferung von ganzen U-Booten. 

Der Sachverhalt sei im BK (StS Schreckenberger, MinDirTeltschik), im BMVgund in 
der bayerischen Staatskanzlei bekannt. Nach Rücksprache mit dem Bundeskanzler- 
amt hätten sie den Vertrag über die kleine Lösung im Juli 1984 abgeschlossen und 
z. T. auch durchgeführt. Das Bundeskanzleramt hätte sie jedoch darüber unterrich- 
tet, daß es nunmehr politische Schwierigkeiten für diese Ausfuhr gäbe. Sie beab- 
sichtigen daher, den Rest des Vertrages über die Türkei abzuwickeln. Dazu sei eine 
Änderung der Verfahrensvorschriften beim BAW nötig. 

Unsere Frage, ob das BAW den 1. Teil der Lieferung genehmigt habe, wurde ver- 
neint. 

BM Bangemann und ich haben auf folgendes hingewiesen: 

Der Export von U-Booten, U-Bootteilen und Fertigungsunterlagen für U-Boote nach 
Südafrika sei genehmigungspflichtig. Soweit das Embargo reiche, würden Geneh- 
migungen nicht erteilt. Soweit das Embargo reiche, kämen auch Genehmigungen 
über die Türkei nicht in Betracht. Welche Teile des Vertrages über die sogenannte 
kleine Lösung genehmigungspflichtig seien, könnten wir mangels Kenntnis des 
Sachverhaltes nicht beurteilen. Die genannten Ressorts hätten uns konkret mit der 
Sache nicht befaßt. Wir könnten zu Gesprächen, an denen wir nicht beteiligt gewe- 
sen seien, keine Stellung nehmen. 

Dr. von Würzen 


Bonn, den 1. Juli 1985 
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^ » < i f 


Unterschrift 

Kopie an ^7^7 Jjj) , A 7 


Orig, t K, an 


;-•< ■' 




3<s*£3 


:*r? 


«•» -F 1 
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Leseabschrift 
der Anlage 39 


Ingenieurkontor Lübeck 

Gesprächs-Notiz 
x telefonisch mündlich 


Datum 

Arbeits-Nr . 


8.1.86 

IK 97 

Gesprächspartner/Firma/Dienststelle 

Zo. - GF1/HW; 

(abgezeichnet 
wohl HW) 


Betr . 


% v'r^ P v> v«ri r«V> 

-J. n 'jtapj.aon 


o Lt. Te. laufen Aktivitäten, die zum OFD-Schrb. v. 

13.12.85 geführt haben, seit Nov. 85! Auch Sch. hat 
hiervon Kenntnis! 

o Te. und Schrbg. mußten Sch. nochmals schriftl. über 
Projekthergang berichten. 

o Te. : Ich habe mit dem Projekt jetzt nichts mehr zu tun. 

o Überlegung im Kanzleramt (u.a. Sch.): Vorgang über 

Strafbefehl offiziell zum Abschluß bringen. Ist lt. Te. 
eleganteste Lösung. 

o Zo. hat Verstimmung bei Te. bezügl. GFl ausgeräumt: GF1- 
Kritik bezog sich nicht auf Tel., sondern auf Kanzleramt 
(Schrbg. ! ) . 

Zo. will, gemeinsam mit Wai., Gespr. mit Sch. führen, um 
genauere Hintergründe für o.g. Aktivitäten zu erfahren 
sowie um Procedere zu besprechen. Hierzu u.a. Gelegenheit 
anläßl. Kreuth-Treffen. 

GFl wird Zo. am 15.1. abends in Bonn treffen. 

Zo. wird Zo.jr. bitten, am 21.1. f. Gespräch in WD zur 
Verfügung zu stehen. 

Zo. wird OFD-Brief und Hase-Bf. an Staatss. Vo. über- 
geben. 


Unterschrift 


Kopie an GFl, D, M 


HW? 


Orig.z.K.an GF3 


Erledigung durch 
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Der Bundesminister der Finanzen 

Staatssekretär Dr. Peter Klemm 

III A 7 - A 3022 - 83/90 


5300 Bonn 1, 14 . März 1990 
Graurheindorfer Straße 108 
Telefon: (0228)682-4260 


Vorsitzender des 
1. Untersuchungsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
Herrn Abgeordneten Horst Eylmann 
Bundeshaus 


5300 Bonn 1 


Betr . : Beweisantrag der SPD-Fraktion vom 05.03.1990 
Bezug : Ausschuß-Drucksache Nr. 160, 1. UA/11. WP 
Anlg . : - 3 - 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

nach der mir vorliegenden o.a. Ausschuß-Drucksache bean- 
tragt die SPD-Fraktion im 1. Untersuchungsausschuß zur 
Beweiserhebung u.a. auch "Berichte von Bediensteten des 
Bundesministeriums der Finanzen über einen Besuch bei 
der Oberfinanzdirektion Kiel im Juli 1987" beizuziehen. 
Es handelt sich dabei offensichtlich um die kürzlich in 
einer Wochenzeitung auszugsweise abgedruckten Vermerke 
eines Beamten des Bundesministeriums der Finanzen. 


Um weiteren Spekulationen vorzubeugen, die nach dem Inhalt 
dieser Unterlagen nicht gerechtfertigt sind, füge ich 
diese Vermerke meinem Schreiben bei und stelle sie damit 
dem Untersuchungsausschuß zur Verfügung. 


Im einzelnen handelt es sich um 
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- eine Stellungnahme zum weiteren Vorgehen in dem Buß- 
geldverfahren HDW/IKL wegen des Verdachts der Weiter- 
gabe von Konstruktionsplänen zum Bau von U-Booten an 
die Republik Südafrika, 

- eine vorläufige Stellungnahme zu den Ermittlungen gegen 
HDW/IKL in der gleichen Sache, 

- einen Reisebericht über den Besuch bei der Oberfinanz- 
direktion Kiel vom 8. bis 10. Juli 1987 betreffend das 
vorgenannte Ermittlungsverfahren. 

Die Übersendung erfolgt im Interesse der Zusammenarbeit zwi- 
schen Ausschuß und Bundesregierung ohne Anerkennung einer 
Rechtspflicht . 

Ich weise in diesem Zusammenhang darauf hin, daß die Unter- 
lagen die persönliche Meinung des Verfassers wiedergeben 
und seinerzeit der Meinungsbildung im Bundesministerium 
der Finanzen dienten. Sie gehören deshalb, wie der Parla- 
mentarische Staatssekretär Carstens in den Fragestunden 
am 13. Dezember 1989 und am 25. Januar 1990 zu Fragen der 
Abgeordneten Beer ausgeführt hat, nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts zu dem grundsätzlich nicht 
ausforschbaren Initiativ-, Beratungs- und Handlungsbereich 
der Bundesregierung. Die Zurückhaltung solcher Unterlagen 
ist durch den Gewaltenteilungsgrundsatz geschützt. Die Bun- 
desregierung ist daher zur Herausgabe nicht verpflichtet. 

Im übrigen verweise ich auf den Beweisbeschluß vom 4. November 
1987 (BT-Drucksache 11/6141 vom 20. Dezember 1989, Seite 200 
zu ADrs. 11-37), der nur die Beiziehung von Unterlagen, 
die vor dem 2. April 1987 entstanden sind, anordnet. 

Ungeachtet dieser eindeutigen Rechtslage habe ich bereits 
einem Ersuchen der Staatsanwaltschaft Kiel vom 12. Februar 1990 
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entsprochen und der Staatsanwaltschaft die Vermerke mit 
Schreiben vom 2. März 1990 übersandt. Auch dabei habe ich 
betont, daß eine Verpflichtung zur Herausgabe der ge- 
nannten Unterlagen nicht besteht. 

Zur Klarstellung weise ich auf folgendes hm: 

Der Leitung des Bundesministeriums der Finanzen haben die 
Vermerke nicht Vorgelegen. Über die grundlegenden Erwä- 
gungen, die der Vermerk Verfasser angestellt hat, wurde 
der beamtete Staatssekretär mündlich unterrichtet. Die Er- 
wägungen wurden in die Prüfung des Bundesministeriums der 
Finanzen zur Ordnungsmäßigkeit des Ermittlungsverfahrens 
der Oberfinanzdirektion Kiel einbezogen. 


Mit freundlichen Grüßen 
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ORR Weuei 


Hl A i_ • A -i/m-JcS/ e?- 

19. Juli 1 98T 


Bet r . : i t e i iungnah*? ru ae.r weiteren torgehe" in dem Bußgeldver- 
fahrer HD.; 3 <-■' L ueger aer "L-Boote" 


1 . Sachstand: 


Ich habe, nachdem ich vor 2 Wochen erstmals mit der Sache be- 
schäftigt wurde, anhand der im BMF vorhandenen Unterlagen, der 
Untersuchungsausschußprotokolle und durch Einsichtnahme in die 
Akten der OFD Kiel versucht, mich von dem z.Zt. gegebenen Sach- 
verhalt in Kenntnis zu setzen. 

Es muß hier darauf hingeuiesen werden, daß wegen der knappen 
Zeit und der Unmenge der auch teilweise verstreuten Unterlagen 
(z.B. wurde erst jetzt auf meine Veranlassung der Vertrag vom 
HDW/IKL mit Südafrika ins Deutsche übersetzt) nicht auszuschlie- 
Gen ist, daß ich bestimmte Einzelheiten nicht gesehen oder 
genügend berücksichtigt habe. Jedoch glaube ich, die Kernpunkte 
erfaßt zu haben, die ich dann auch meinen rechtlichen Überle- 
gungen und meinem Vorschlag zum weiteren Vorgehen zugrundege- 
legt habe. 

II. Nach meiner rechtlichen Einschätzun g besteht weiterhin der 
Verdacht der Erfüllung folgender Ordungswidrigkeits- bzw. 
Straftatbestände. Einzelheiten bitte ich, dem als Anlage 1 
beigefügten "Gutachten" zu entnehmen. 

A, §§ 33, 34 AWG - Vollendung. 

Nach dem bisherigen Ermittlungsstand kann man eine Vollendung 
wede r endgültig verneine n , aber auch nicht von einem hinreichend 
bestätigten Nachweis ausgehen. 

Das liegt m.E. an folgendem: 
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Alle rechtlichen S t e 1 1 unganhmen der OFD, des BAW und des 
BN^/ beruhen auf den Feststellungen des Prüfungsberichtes 
der OFD. Die dort gemachten Ausführungen bezüglich der tat- 
sächlichen Erfüllung des Vertrages beruhen nur auf Angaben 
der Firma. Somit sind alle rechtlichen Stellungnahmen bis- 
her so viel wert, wie die Prüfungsberichte. Und diese sind 
m.E. nicht besonders gelungen, weil Ungereimtheiten bei 
der Prüfung teilweise nicht nachgegangen wurde, teilweise 
nicht mal im Prüfungsbericht erscheinen (vgl. Reisebericht 
vom 14. 07., in Anlage 2). 

Auch spätere Ermittlungen der OFD sind nicht ergiebig gewe- 
sen, weil entweder das "Können" fehlte oder/und an die 
Sache mit einer bestimmten Einstellung herangegangen wurde. 

- Ob allein aufgrund der bisher beweisbaren Lieferung von 
Blaupausen schon eine Vollendung des § 33 AWG vorliegt, ist 
nicht ausgeschlossen, aber doch sehr unsicher. 

- Besonders umstritten ist, ob § 5 AWV erfüllt ist. M.E. 
bestehen bessere Aussichten, sich auf den § 45 Abs. 3 AWV 
(das ist die Umsetzung der UN-Resolution 418 in nationales 
Recht) zu konzentrieren. Dies hat auch zunächst die OFD ge- 
tan. Dem hat dann das BMWi in einer rechtlichen Stellung- 
nahme widersprochen. Es wäre hier noch zu klären, daß BMWi 
bei seiner Stellungnahme die Ausführung, die Dr. Osterheld 
vom AA , bei der Anhörung im Untersuchungsausschuß am 13. 
Januar 1987 zu dieser Problematik gemacht hat, berücksich- 
tigt hat. Danach ist nämlich eindeutig, daß § 45 Abs. 3 AWV 
doch weiter gefaßt ist als § 5 AWV. 

Ob eine Vollendung des § 33 AWG letztendlich durchzuhalten 
wäre und dann auch die Vollendung des § 34 AWG, trotz der 
Stellungnahme des AA zu diesem Punkt möglich wäre, muß erst 
dann endgültig entschieden werden, wenn 

sowohl weitere Ermittlungen zu keinem anderen Sachverhalt 
hinsichtlich des Umfangs der Ausfuhren führen (wer diese 
Ermittlungen durchführen soll, später), 
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und auch der^ Versuch letztendlich nicht w/uj p-tc4Ut Lfr'ß ' 


2 . vj 33, 3« - Versuch 


M.E. kann man aber schon jetzt bei dem gegebenen Sachstand von 
einem dringenden Tatverdacht des Versuchs ausgehen. 


Die Betroffenen haben durch die unstreitigen Auslieferungen 
von Blaupausen über längere Zeit das Vorbereitungsstadium 
verlassen und haben durch diese konkreten Handlungen ihren 
vorigen EnfechluQ bestätigt, den Vertrag notfalls auch ohne Ge- 
ne hmigung zu erfüllen. Für diesen vom Vorsatz getragenen Plan 

er> rorhon o i nn A r» ■* « k 1 «< An T n rl i T 'l n r» rl i o k i eka r tiAD Xftn Döf l*nf 

wiivii w a ii v naiAOIIi V UH A I |u j. A A U ■ l f u a v w A giiu A • WM viw • ■ wu w a w i — 


fenen nicht entkräftet wurden. Insbesondere ist hier auf die 
nicht erfolgte Rückzahlung des Geldes und die Gespräche in 
Paris mit dem südafrikanischen Vertragspartner hinzuweisen 
(vgl. Reisebericht, Anlage 2.2). 


Die Betroffenen haben die weiteren Lieferungen auch nicht frei - 
willi g auf gegeben, so daß ein straf bef reiender Rücktritt aus- 
scheidet. Die OFD lehnt in ihrer Stellungnahme vom 8. Juli 
1987 den Versuch ab. Diese Stellungnahme scheint hier mit einer 
bestimmten "Vorgabe" erstellt worden zu sein. Sie ist unmittel- 
bar erstellt worden, nachdem zuvor vom BMF telefonisch bei der 
OFD angefragt worden war, ob bisher auch der Versuch in die 
rechtlichen Überlegungen eingeschlossen wurde. 


Sie kann aber auch deshalb nicht überzeu gen, .eil P rämis se dort 
ist, daß schon jetzt alles zu beweisen sei. Darum g eht e s 
hier aber nicht . Hier geht es um einen konkreten Verdach t, dem 
sich die Staatsanwaltschaft anschließen mag oder nicht (s. 
auch weiter unten). Es geht hier nicht darum, daß bereits hin- 
reichende Beweise vorliegen müssen, um eine Verurteilung der 
Betroffenen vornehmen zu können. 


Auch der Verdacht des Versuchs des § 34 Abs. 1 Nr. 3 AWG i st 
zu beja hen . Dem dürfte auch nicht die bisherige Einschätzung 
des AA entgegenstehen, da diese sich nicht mit der Frage des 
Versuchs auseinander setzt . 

- 
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3. i 353 b StGB 

In dieser Hinsicht existieren nur Hinweise in Stellungnahmen 
des 3 '!Vg. Ob dieser Tatbestand erfüllt ist. hängt von dem In- 
halt des Gehe i mschu t 2 abk ommens HDW/Indier ab und inweiweit man 
in dem Vertrag HDW/IKL mit Südaf rika U 3essen t e i 1 weiser E rfü 1 - 
lung eine Offenlegung von Geheimnissen sehen kann. Dafür ist 
allein die StA zuständig, die auch einer ent sp rechendtfi S tra f - 
Verfolgungsermächtigung bedarf. 

für 33, 34 Al-JG sind OFD und StA hinsichtlich der Ermittlung 
zunächst nebeneinander zuständig. Für § 353 b StGB nur die 
StA. Schon weil hier nur ein Lebenssachverhalt vorliegt, ist 
die StA nun aber insgesamt zuständig. 

III. Weiteres Vorgehen; 

Die OFD ist hinsichtlich ihrer E rmi 1 1 lunqsmöql ichkeiten - aus wel- 
chen Gründen auch immer - an ihre Grenzen gestoOe n. Es erscheint 
nunmehr angebracht, daß sich die OFD jetzt schriftlich mit dem 
zusammenfassenden Ergebnis ihrer bisherigen Ermittlungen der St A 
die Ü bernahme der weiteren Ermittlungen andien t. Weil dies aber 
erst jetzt geschieht, sollte die OFD in Form einer gutachtlichen 
Stellungnahme aufzeigen, welche Tatsachen und Indizien den Ver- 
dacht, zumindest des Versuchs der §§, 34 AWG und evtl, des § 353 b 
StGB ergeben und dieser Verdacht bisher von den Betroffenen 
nicht hinreichend entkräftet werden konnte. 

Folgende Reaktionen der St A sind dann denkbar: 

StA schließt sich der Auffassung der OFD an und übernimmt 
die gesamten Ermittlungen. 

Die StA verneint den Verdacht der Straftat nach § 353 b StGB 
und auch nach § 34 AWG, weil sie 

-- die Nr. 1 bis 3 des § 34 AWG nicht für erfüllt hält. 
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F o 1 g e : Sie gibt die Sache wegen Verfolgung der Ordnungswi- 
drigkei.t an die OFD zurück. 

— Sie lehnt den S t r a f ta t be s t a n d des t 3- AWG deshalb ab, 

weil sie schon den Grundtatbestand des - 3 33 AWG z.B. wegen 
mangelnde nr, Vorsatz oder im Falle des Versuchs wegen frei- 
willigen Rücktritts o.a. ablehnt. 

folge : Dann ist auch bei der OFD die Ordnung sw idrigkeits- 
vefolgung einzustellen. 

Wie auch immer die StA reagieren wird. Sicher ist, daO man si e 
dann mit in der Verantwortung hat. 

Allerdings sollte man m.E., schon wegen des späten Einschal- 
tens der StA, ihr gleichzeitig jede Unterstützung durch die 
Zollverwaltung ( Zoll f ahndung u.ä.) anbieten. 

Als A 1 t ernat i ve zur Abgabe an die StA bliebe m.E. nur noch 
der Einsatz der Zollfahndung durch die OFD, um den Sachver- 
halt wieter aufzuklären. Allerdings wäre unabhängig vom Ergeb- 
nis der Einsatz der Fahndung zu diesem Zeitpunkt (nach 2 Jah- 
ren Ermittlung) nur schwer der Öffentlichkeit zu erklären. 


Für eine Einstellun g der Verfahren zum jetzigen Zeitpunkt 
ohne vorherige Einschaltung der StA ist m.E. auf keinen Fa ll 
Raum; schon um sich nciht dem Vorwurf der Straf Vereitlung im 
Amte ausgesetzt zu sehen. 
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ORR Wewe 2 


. Jul i 1967 


Be t r . : Vorläufige gutachterliche Stellungnanme zu der. Ermitt- 
iuroer gege' - H D U. Ik'L wegen aer "U-Boote" 


■o Vorbemerkung: 

Es wird davon ausqeqangen. daß dem Leser der Sachverhalt be- 
kannt ist. 'Ansonsten gibt der Entwurf des Berichts des U- 
Boot - Un t e r suchungsaus Schusses vom 17.02.1987 einen guten 
Überblick . 

Soweit der Sachverhalt wegen nicht hinreichender Aufklärung 
unklar ist. wird im Text bzw. im anliegenden Reisebericht 
darauf hingewiesen. 

Ansonsten ist noch darauf hinzuwexsen, daß die hier vertretenen 
R ech t s ans i ch t en - schon aus Zeitgründen - nicht der Weisheit 
letzter Schluß sind, aber zumindestens für gut vertretbar ge- 
halten werden. 
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i 1 oai ich? S i r s • - unc Ordnungs Widrigkeiten - Tatbestände. 

- • ; - 

i . Objektiver Tatbestand 

- Verletzung einer nach § 7 AWG i . V . m . § 2 AWG 
erlassenen Norm in der AWV. Hier kommen § 5 
Abs. 1 und § 65 Abs. 3 AWV in Betracht. 

- Und in den Tatbestand auf den § 33 AWG ver- 
wiesen wird. Das ist in § 70 Abs. 1 Nr. 1 a 
und c AWV erfolgt. 

2. Subjektiver Tatbestand, Vorsatz oder Fahrlässigkeit, 
wobei Fahrlässigkeit mit dem halben BuBgeldrahmen 
versehen ist. § 33 Abs. 6 AWG ist auch der Versuch 
im Falle des hier relevanten § 33 Abs. 1 AWG möglich. 

I I . § 36 AWG St ra f t a t be s t and 

yf jriys • T*>6<e 

Es handelt sich hierbei um einen sog. unechten gemischten 
Straftatbestand. In der vollen Straftatbestandserfüllung 
des § 33 müssen noch zusätzliche objektive Tatbestands- 
merkmale erfüllt sein. Hier kommen die Nrn. 2 (fried- 
liches Zusammenleben der Völker) und 3 (Auswärtigen Be- 
ziehungen) in Betracht. 

2 . Subjektiver Tatbestand 

Auch hier ist Vorsatz und Fahrlässigkeit mit ent- 
sprechendem Strafrahmen möglich. Der Versuch ist 
nach § 36 Ab. 2 AWG strafbar. 

III . § 353 b StGB (Geheimnisverrat) 

Anhaltspunkte dafür könnten gegeben sein, wenn die 
U-Boot-Unterlagen für Südafrika Geheimunterlagen 
anderer U-Boote mi tbeinhalteten, insbesondere käme 
hier der U-Bootbau für Indien in Betracht. 

- 2 - 
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Zuständigkeiten 

a Tür 3 5 3 b StGB allein die StA ru ständig. 

b \ach § 42 AWG ist cie StA und Verwaltungsbehörde, 

hier nach C 43 Abs. 3 AWG cie OFD , gleich - 

rangi g für die Ermittlungen nacn § 33 und 34 AWG zu- 
ständig. Soweit nur wegen § 33 ermittelt wird, 
ist die OFD vorranig zuständig. Ergeben sich auch 
Anhaltspunkte wegen einer Straftat, für die sie 
auch zuständig ist, also § 34 AWG, ist eine 
Abgabe an die StA nicht notwendig, aber möglich. 

Sind konkrete Verdachtsmomente für 353 b StGB ge- 
geben, muß wegen des einheitlichen Nebensachver- 
halts (eine Tat) die Sache insgesamt an die StA 
abgegeben werden. Wenn dies nicht der Fall ist, 
so muß jedenfalls vor Abschluß des Ermittlungsver- 
fahrens nach § 34 AWG die Sache der StA zur end- 
gültigen Entscheidung und Abschluß vorgelegt 
werden (vgl. Göhler, 0Wi£, 7. Aufl., § 41 Anm. 6). 


6 ^.erfolgungsverjährun g 

I. Für die Ordnungswidrigkeit richtet sich das nach den 
§§ 31 ff. OWiG. Nach § 31 Abs. 2 Nr. 1 OUiG gilt hier 
die dreijährige Verjährung, weil die Tat mit Geldbußen 
von bis zu 500 000 DH belegt werden können, soweit (/fr* "" 

Bei Fahrlässigkeit reduziert sich 
die Zeit auf die Hälfte. Bei Versuch bleibt es insoweit 
bei der vollen Verjährungszeit. 

Beginn der Verjährung ist die Beendigung der letzten 
Tathandlung. Die letzte Tathandlung kann z.Z. noch 
nicht abschließend festgelegt werden, wegen unzurei- 
chender Ermittlungsergebnisse. Sollten die weiteren Ermitt- 
lungen noch zu einer weiteren Vollendung führen, so 
4»}/vl 

ist dann 'N^letzte Tathandlun.;: . Wenn es 

bei dem jetzigen Ermittlungsergebnis bleibt, wird 
wahrscheinlich nur ein Versuch in Frage kommen. 
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Danacn ist die letzte Auslieferung von Vertragsunter- 
lagen im Sommer 198? erfolgt. Ohne L'nte rbrechungs - 
handlunc würde damit irr. Sommer 19B6 er f ol gungs ve r - 
jänrung eintrete n. Eine Verjährungsunterbrechung 
ist nach § 33 Abs. 1 Nr. 1 OWiG durch die Bekanntgabe 
eines eingeleiteten Ermittlungsverfahrens gegen den 
Betroffenen am 19.02.1986 gegen L. Nose, Geschäftsführer 
und Karl Evers, Leiter des Verkaufs, bei IKL eingetreten. 
Gegen HDW ist am 04.11.1986 gegen das Vorstandsmitglied 
Ahlers und das ehemalige Vorstandsmitglied Hansen-Wester 
eingeleitet worden. Ab diesem Zeitpunkt haben somit die 
dreijährige Verjährung erneut begonnen. Durch weitere 
Unterbrechnungshandl ungen kann die Verjährung bis zur 
absoluten Verjährung nochmals unterbrochen werden. 

Oiese tritt hier nach 6 Jahren, also 1991, ein. 

II. Für die Straft at nach § 34 AWG, richtet sich die Ver- 
jährung nach § 78 Abs. 3 Nr. 5 StGB und ist ebenfalls 
3 Ja hre. Denn § 34 AWG ist lediglich ein Vergehen. 
Allerdings ist hier festzuhalten, daß das bisher wegen 
Strafverfahren nicht eingeleitet worden ist. Da im 
Strafrecht der Verfassungsgrundsatz in dubio prqfreo 
und das Verbot der Analogie noch strenger zu beachten 
ist, müssen diese Handlungen noch in diesem Jahr nach- 
geholt werden. Es müssen also konkret gegen die in Frage 
kommenden Personen auch wegen Ermittlung nach § 34 AWG 
die Ermittlungen eingeleitet werden und den dann 
Beschuldigten bekanntgegeben werden. 
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C. Einzelne Tatbestände: 


I. 5 3 3 Abs. 1 AWG - Vollendung - 

Von dem gesamten Vertragsvolumen sind - soweit bisher 
nachweisbar - nur gewisse Teile ausgeliefert worden. Es 
ist f est zuha 1 t en , daß alle Stellungnahmen sich auf die 
Feststellungen im Prüfungsbericht der OFD zum Umfang d er 
A usfuhren stüt zen. Dieser Prüfungberichts stützt sich in 
diesem Punkt wiederum nicht auf vom Prüfer aufgrund von 
Vorgefundenen Unterlagen gemachten pbjektiven Feststellu n- 
gen, sondern allein auf Angaben d er betroffene n Firme n zu 
vorgenommenen Ausfuhren. 

Ob noch aufgrund weiterer Ermittlungen und vorhandener 
Indizien weitere Ausfuhren nachweisbar sein werden, die 
dann die Beantwortung der Frage der Erfüllung des § 33 
AWG i.V.m. § 5 und § A3 AWV in einem anderen Licht dar- 
stellen würden, muß hier dahinstehen. 

1 . 2 . kann lediglich von der Lieferung unvollständiger Ferti- 
gungsunterlagen ausgegangen werden. 

1. Objektiver Tatbestand 

Nach § 33 Abs. 1 AWG verlangt der Verstoß gegen eine 
nach den §§ 2 oder 7 AWG erlassene Norm der AWV. Hier 
sind § 5 und 45 AWV einschlägig. 

a) § 5 AWV e rfaßt auch Unterlagen zur Fertigung in der 
Ausfuhrliste aufgeführten Waren. Hier kommt Nr. 

0009 a und f in Betracht. Danach sind U-Boote - Tei le 
von Schiffskörpern und allgemeine Bestand - und 
Einzelteile davon dort genannt. 

Die OFD hat die Nr. 0009 a u.a. bisher deshalb ver- 
neint, weil mit den gelieferten Unterlagen nicht 
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p) nma] Teile eines U - Boo t -K ö r pe r s gebaut werden 
könntet Auf 000? r ist sie nicht rangegangen. Der 
BMW ; hat aageoen i r seiner Stellungnahme vom 10.02. 

198” den Stancounk; eingenommen, caß auch 0009 f zu 
berücksichtigen sei. aber bei teleologischer Aus- 
legung das T a t be s t andsme r kma 1 "besonders konstruiert" 
her anz u z i ehen sei. Oafür spräche d i e se « jihema t ische 

Stellung der Vorschrift und die geplante Änderung 

• • 

in diesem Sinne in der AWV. Außerdem ergeben die 
Beispiele in \r. 0009 f, daß als Bestandteile nur 
größere, in sich geschlossene Einheiten gemeint seien. 

M.E. sind die Schlüsse des BMWi keinesfalls zwingend. 

Das AWG ist ein Zeitgesetz, so daß geplante Änderungen 
berücksichtigt bleiben müssen. § 2 StGB ist nicht an- 
wendbar . 

Daß in anderen Vorschriften "besonders konstruiert" 
ausdrücklich steht, kann auch dafür sprechen, daß der 
Gesetzgeber es bei 0009 f gerade absichtlich weggelas- 
sen hat. 

Im Ergebnis wird man sich aber, wenn auch mit den 
genannten Bedenken, der Ansicht des BMWi insoweit 
anschließen können. 

Der BMWi sieht schließlich hier den § 5 AWV dann als 
erfüllt an, wenn die unvollständigen Fertigungsunter- 
lagen den Bau eines wesentlichen Warenteils, mit be- 
sonderen technischen Kenntnissen oder Kontruktionsmerk- 
malen erlaubt. Anders ausgedrückt: Dann wenn die ge - 
lieferten Unterlagen Südafrika in die Lage versetzen , 
ein U-Boot-Teil mit militärisch-strategischem Gehalt 
herzustellen. Nach dem technischen Gutachten des BAW 
ermöglichen die Unterlagen lediglich den Bau eines 
unvollständigen, nicht funktionsfähigen U-Boot-Ruinpfes. 
Danach dürfte es nach obiger Definition an dem militärisch- 
strategischem Gehalt fehlen und § 5 AWV ausscheiden. 
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Dj ese: Ansicht nejat aucn die OFD : rr Bericht vom 
-. Jur: :°6" zu. 

’ 1 . F . kann dap nicht restlos überzeugen. Denn wenn 
jetzt ein Dritter die fehlenden Unterlagen liefert, 
so fallen diese für sich gesehen dann auch nicht 
unter § 5 AWV . obwohl dann ohne weiteres Südafrika 
aus beiden Unterlagen ein U-Boot-Teil bauen könnte. 
Kann das gewollt sein ?. 

Weiterhin drängt sich dann erneut die Frage auf, warum 
zahlt Südafrika über 40 Mio DM für wertloses Zeug ?. 

Als Zwischenergebnis bleibt aber festzuhalten, daß 
man ein Verstoß gegen § i> AWV nur sehr schwer bejahen 
werden kann. 


b 5 45 Abs. 3 AWV. 

Danach bedürfte die Erteilung von Lizenzen an Patenten 
sowie die Weitergabe von nicht allgemein zugänglichen 
Kenntnissen an Südafrika der Genehmigung. 

Oie OFD sah in ihrem Bericht vom 28.11.1986 den Tat- 
bestand als erfüllt an. Dagegen hat sich der BMWi am 

10.02.1987 ausgesprochen. Auch die Rechtsanwälte des 
Betroffenen sprechen sich in ihrem Schriftsatz vom 

26.01.1987 gegen die Anwendung des § 45 aus. 

BMWi meint, § 5 und § 45 AWV beabsichtigen denselben 
Schutzzweck und ähnelten sich im materiell-rechtlichen 
Gehalt, so daß die geringfügigen sprachlichen Unter- 
schiede, keine unterschiedliche Handhabung erlaube. 

Dem kann m.E. nicht gefolgt werden. 

Die Auslegung berücksichtigt nicht genügend, daß 
§ 45 Abs. 3 AWV als Umsetzung der UN-Resolution 418 
erfolgte. Das ist bei der Auslegung zu berücksichtigen. 
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Dpt ptpht auc i ~ nicnt entgegen. daß das aw£ v om 
Lruncsa* : a e ■ r re:riei - . der Ausfuhr ausgeht. Zwar 
-s* er : j c h t ’ c . ci a 0 entsprechend unserer Wirtschafts- 
i erfassunc d;f freineit des Außen*: rtschaftsverkehrs 
eilt und CenehmiqunQS Vorbehalte unc erst recht Ver- 
bote nur unter engen Voraussetzungen möglich sind. 

Dabei ist aber zu bedenken, daß der Außenwirtschafts- 
verkehr eine Vielzahl von unterschiedlichen Handels- 
strömungen umfaßt, vom Zahlungsverkehr über Textil- 
einfuhren bis Koh le aus f uh ren . Daneben wird im gleichen 
Gesetz aber auch der Schutz der Sicherheit der aus- 
wärtigen Interessen (§ 2 AWG) mit geregelt. Hier war 
sich der Gesetzgeber bei Abfassung des § 7 bewußt, 
daß er damit der Exekutive ein Instrument zur Ver- 
fügung stellen mußte, mit dem diese auch ihre aus 
internationalen Abkommen übernommenen Verpflichtung 
umsetzen kann. Deshalb ist § 7 hinsichtlich der Ein- 
schränkung relativ weit gefaßt worden, auch um Art. 26 
Grundgesetz Rechnung zu tragen. Das war hinnehmbar, 
weil dadurch zunächst nur die Genehmigungspflicht 
statuiert wird. Dadurch soll erreicht werden, daß die 
berufenen Stellen (BAW) von den "sicherheitsempfindli- 
chen Geschäften" erfahren und dann'^Genehmigungsver- 
fahren entscheiden können, ob und unter welchen Be- 
dingungen die Ausfuhr zu genehmigen ist. 

Berücksichtigt man dies und die Aussagen des Abtei lun qs- 
leiters Dr. Osterheld im AA i m Untersuchungsaus- 
schuß am 13.01.1987 zu diesem Thema, so muß § 43 AWV 
anderstund zwar weiter ausgelegt werden, als § 5 AWV . 

Das ergibt sich aus folgendem: 

Bei der hier in Rede stehenden Sicherheitsresolution 
Jil8 aus dem Jahre 1977 handelt es sich um einen sog. 
mandato ri sehe n Beschluß über ein bindendes und weit- 
gehendes Waffenembargo gegen Südafrika. Nach der CA 
der Vereinigten Nationen t\f- die Bundesrepublik 
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iöl<eri echt 1 irh qezwungen. diesen Beschluß in 
nat nnbles Rechts umiusptien. Dies hat sie mit § 45 
Abs. 5 Awv getan. * 5 j s : also bei 3 e r Auslegung, wo - 
oe; natürlich immer die Grenze jeoiicher Auslegung 
der Wortlaut der nationalen Vorschrift ist, der Wille 
des Gesetzgebers zu berücksichtigen, der Resolution 418 
Rechnunq zu tragen, schon um kein Verstoß gegen Völker- 
recht zu begehen, ln dem englischen Text der Sicher- 
heit sr eso 1 u t i on weist die entscheidende Stelle 
" licens i nq arranqements for the manu factur e" . Dabei 
ist der Begriff "ar rangement " untechnisch, "dgre^ient" 
war wahrscheinlich technischer gewesen. Jedoch er- 
gibt sich aus den Wortprotokollen, daß ein relativ 
we itgehendes Waffene mbargo gemeint war. Entsprechend 
heißt die deutsche Übersetzung in der Verordnung auch 
"L i zenz Vereinbarung für die Herstellung". Auch nach 
Ansicht von Dr. Osterheld, der für das AA und die 
Bundesregierung dort gesprochen hat*. (S. 147 des 
Protokolls) ,fä llt der Export von Blaupausen unter di e 
Sicherheitsratsbeschlüsse und unter § 45 Abs. 3 AV IV . 
Allerdings hat er nicht s dazu Stellung geno mmen, ob 
die fauch hier ausgelieferten Blaupausen darunter fal len 
würden. Betrachtet man aber den Umstand, daß es sich 
nicht um Blaupausen für irgendein Tauchboot handelt, 
sondern eindeutig für ein zu fertigendes militärisches 
U-Boot, so dürfte m.E. der Export der hier ausge- 
lieferten Fertigungsunterlagen darunter fallen, unab- 
hängig davon, ob aufgrund allein dieser Unterlagen 
schon ein bereits schwimmfähiges U-Boot hergestellt 
werden kann. Das vom BMWi schon im Rahmen des § 5 AVIV 
nur mit Bedenken heranzuz i ehende ungeschriebene Tat- 
bestandsmerkmal "militärisch-strategische Verwendung", 
hat im Rahmen des § 45 danach kein Raum. 

Dafür spricht auch die Haltung einiger anderer Staaten 
in diesem Punkte. In Großbritannien sind aufgrund des 
Sicherheitsratsbeschlusses L izenzvereinbarungen zur 
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Verwendung von Patenten. Mustern ceer industriellen 
Kenntnissen oder Techniken zur Herstellung oder 
Wartung verboten, wenn Anlaß zu der Annahme besteht, 
daß die Vereinbarung die Herstellung oder Wartung 
von Waffen in Südafrika fördern soll. Ähnlich soll 
es auch in den USA aussehen. In Frankreich sind sogar 
Verhandlungen und Kaufabschlüsse über militärisches 
Material nach Südafrika verboten. 

M.E. kann man hier durchaus aus den vorgenannten Grün- 
den eine Vollendung des § 45 AWV bejahen. Jedenfalls 
sollte hier der BMWi unter Nennung der Bedenken noch- 
mals zur Überprüfung seiner geäußerten Ansicht aufge- 
fordert werden und insbesondere dazu Stellung nehmen, 
ob er sich mit Dr. Osterheld vom AA abgestimmt hat. 

Es ist erforderlich, daß die Bundesregierung in dieser 
Sache mit einer Stimme spricht. 

Ausführungen zum Vorsatz, also zum subjektiven Tat- 
bestand ir* +« f '*-■>•*< 4 
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At; w 


. Positiv ist dafür Vorausset- 
zung, daG die Betroffenen den Entschluß, eine Ordnungswidrig- 
keit zu begehen, durch Handlungen bestätigen, welche 
einen Anfang der Ausführung dieser Ordnungswidrigkeit 
enthalten; und negativ, daß die Ordnungswidrigkeit nicht 
zur Vollendung gekommen ist. Von letzterem hier z. 

Zt. nach den o.g. Ausführungen ausz-ttgeljon^tu ixutlv • 

fraglich ist, ob hier ein "unmittelbares Ansetzen" vor- 
liegt. Diese anschauliche Beschreibung paßt bei klassi- 
schen Tatbeständen wie Mord, Diebstahl u.ä., weniger aber 
bei Handlungen auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts, wo 
Zuwiderhandlungen nach Außen nicht sichtbar zutage tre- 
ten (vgl. auch Tiedemann, JR 73, 412). Beurteilungsgrund- 
lage ist deshalb der Gesamtplan der Betroffenen. Danach 
ist die Grenze zur bloßen folgenlosen Vorbereitungshand- 
lung überschritten, wenn Betroffene Handlungen bestätigen, 
die in ungestörtem Fortgang ohne Zwischenakt in die Tat- 
bestandsverwirklichung einmünden soll und damit das ge- 
schützte Rechtsgut objektiv in eine konkrete nahe Gefahr 
bringt . 

Das ist der fall, wenn die Betroffenen eine Handlung vor- 
nehmen, die bereits ein Tatbestandsmerkmal von mehreren 
verwirklichen. Das unmittelbare Ansetzen umfaßt darüber 
hinaus aber auch das der Tatbestandsverwirklichung un- 
mittelbar vorangegangene Verhalten, das die Tatbestands- 
Verwirklichung einleitet. 

Wenn diese Definition auch keine scharfe Grenzziehung 
zwischen Vorbereitungshandlung und Versuchshandlung zu- 
läßt und im Ordnungswidrigkeitengesetz der Versuchsbe- 
reich nicht zu weit ausgedehnt werden sollte, dürfte m.E. 
hier ein Versuch zu bejahen sein. 
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Das ergibt sich aus folgendem: 

Im Jahre 198? verfestigte sich cas Projekt U-Boote, ge- 
nannt "IK 9~" bei HDH unc lKL. Obwohl schon 1983 vom BMF, 
später auch vom BflVg und Außenminister vom Projekt abgera- 
ten wurde, weil keine Genehmigung zu erwarten war, bemühten 
sich zunächst verstärkt i^o-b IKL, dann Ahlers von HDW 

und schließlich auch Zogelmann weiterhin auf verschiedenen 
Ebenen um eine Inaussichtstellung der Genehmigung. Unbescha- 
det irgendeiner Genehmigungaussicht haben sie einen Vertrag 
abgeschlossen, diesen auch wirksam werden lassen, der bei 
seiner vollen Verwirklichung unstreitig der Genehmigung 
unterlegen hätte. Sie haben dann ab Oktober 1984 bis Juni 
1985 begonnen, durch mehrere Einzelhandlungen den Vertrag 
zu erfüllen. Durch diese ungenehmigten Ausfuhren wird der 
Beginn der geplanten vollen Erfüllung des Vertrages anzuneh- 
men sein. Wenn diese Ausfuhr nicht durch ein späteres Ereig- 
nis - uo von hier wenigstens auszugehen ist - gestört worden 
wäre, wäre es zur vollen Erfüllung des Vertrages und jeden- 
falls einer ungenehmigten Ausfuhr gekommen. Die Betroffenen 
haben wissentlich und mit Wollen die ungenehmigten Aus- 

fuhrhandlungen vorgenommen. Sie haben damit das k onkret e 
R echtsgut, nämlich das Verbot der ungenehmigten Ausfuhr, zu- 
mindest konkret in Gefahr gebrach t, wobei es dabei nicht da- 
rauf ankommen kann, ob bei atomatisierender und isolierter 
Betrachtung die feststellbaren getätigten Ausfuhren selbst 
noch nicht den Tatbestand des § 33 AWG erfüllen würden. 

Eine solche Betrachtung wäre nämlich nur angebracht, wenn 
die Betroffenen ohne Plan, quasi su sich immer wie- 
der aufs Neue entschlossen hätten, bestimmte Ausfuhren vor- 
zunehmen. So war es aber hier gerade nicht. Vielmehr - wie 
sich aus dem Vertrag und anderen Umständen ergibt - war 
die gesamte Lieferung vorher festgelegt. 

2 ' /V*4 * 

(Ist somit von einer Versuchshandlung auszugehen, ist 
noch zu beantworten, ob nun ein beendeter oder unbeendeter 
Versuch vorliegt, was für die Frage des Rücktritts maßge- 
bend sein kann. Denn nach § 13 Abs. 3 OWiG und den Grundsät- 
zen des § 23 StGB führt beim unbeendeten Versuch schon ein 
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Dssives Unterlassen weiterer Handlungen zur Straflosigkeit, 
uärirenc Oe: einer beendeten Versuch ein aktives Handeln der 

3 e t r o f f e n e n feinen nur . 

Auch hier ist f est z uha 1 t er, . daß sich diese für "normale" 

S t ra f t a t be s t ä nde entwickelten Regeln nur schwerlich auf einen 
hier vorliegenden Sachverhalt, uo sich die Tatbestandsver- 
wirklichung erst aus zahlreichen Einzelhandlungen ergibt, 
übertragen läßt. H.C. wird man aber hier wohl zum noch unbe- 
endeten Versuch - schon aus dem Grundsatz ** - ge- 

langen müssen, weil nicht zu widerlegen sein wird, daß die 
Betroffenen nach ihren Vorstellungen davon ausgingen, daß 
der endgültige Erfo’g des Geschäfts noch nicht eingetreten 
wa r . 

Es stellt sich somit die Frage, ob die Betroffenen freiwil- 
lig die weiteren Handlungen aufgegeben haben. 

Das ist dann der Fall, wenn der Betroffene von der Tatvoll- 
endung deswegen absteht, weil er sie nicht mehr will, ob- 
wohl sie nach seiner Meinung noch möglich ist. Unfreiwillig 
ist der Rücktritt dagegen dann, wenn der Betroffene sich 
sagt, ich kann die Tat nicht vollenden, selbst wenn ich 
wollte. 

Wendet man diese Grundsätze auf die hier feststellbaren 
Umstände der nicht weiteren Ausführungen des Vertrages an, 
wird man vom unfreiwilligen und damit nicht strafbef r eien- 
den Rücktritt ausgehen müssen. 


Die Betroffenen haben nämlich nicht etwa, nachdem ihnen 
mehrmals von verschiedenen Stellen zu verschiedenen Zeitpunk- 
ten die Aussichtslosigkeit der Genehmigung erklärt worden 
war, von weiteren Handlungen abgelassen, sondern erst nach- 
dem am 12. 08. 1985 vom BMWi schirftlich sie zur Auskunft 
über die Geschäfte aufgefordert waren, haben sie am 16. 08. 
und 11. 09. 1985 an den südafrikanischen Vertragspartner 
sich zwecks Stornierung des Vertrages gewendet (daß die 
letzte Lieferung bereits am 19. 06. 1985 erfolgt sein soll, 
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ist deshalb unbeachtlich, weil auch Vorbereitungshandlungen 
in der Firma selber noch als Tathandlungen gelten und diese 
nicht vor de r 12. Dt. 196S gestoppt worden sind,. Durch 
dieses Schreiber naben die Betroffenen erkannt, daß nunmehr 
die Gefahr des Tat iguerdens von staatlichen Stellen BAW, 

CIFD; unmittelbar bevorstand. Sie gaben somit die Vollendung 
des Geschäftes auf, weil nunmehr die Aussichtslosigkeit wei- 
terer Handlungen und die Gefahr alsbaldiger Entdeckung vor- 
lag ;vgl. zu diesen Kriterien BGH, zuletzt NStZ 84, 116). 
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c: : e T s : d c r f „ 1 i l; r ; 3; de Rechts Widrigkeit indiziert. 

Er käme nie? J e c 1 ~ I :rr die Einwilligung in F raoe . durch die 
die Rechts wiöriakeit Beseitigt würde. Die Betroffenen behaupten 
vom Bundeskanz le ramt "Grünes Licht" signalisiert bekommen 
7 u haben . Dies wird aber in den sowohl im Ordnungswidrigkeit- 
1 erfahren als auch im Strafverfahren zu verwertenden Zeugen- 
aussagen vor dem Untersuchungsausschuß von Teltschik und 
Sehr eckenberqer bestritten. Die Aussagen sind insich schlüssig. 

An der Glaubwürdigkeit der Zeugen besteht kein Zweifel, so daß 
die Aussagen glaubhaft sind. Die Behauptung der Betroffenen ist 
als Schut zbehaupt unq anzusehen, die die Rechtswidrigkeit nicht 
bese i t 1 gen k ann . 

Da r übe r h i n a u s könnte selbst ein "Grünes Licht" aus dem Bundes- 
kanzleramt die Rechtswidrigkeit nicht beseitigen, weil dem 
Bundeskanzleramt jedenfalls nicht die Verfügung über die durch 
die Vorschrift nach dem AWG geschützten Allgeroeininteressen 
zustehen (vgl. Allgemein GÖhler, OWiG-Kommentar , vor § 1 RdNr. 22). 

** Vorwer fbarke i t . 

Die Vorwerfbarkeit hat sachlich den gleichen Inhalt wie im 
Strafrecht der Begriff schuldhaft. 

Ein vorwerfbares Verhalten ist dann gegeben, wenn die Betroffenen 
rechtswidrig gehandelt haben, obwohl sie nach den Umständen des 
Falls fähig und im Stande gewesen wären, sich rechtmäßig zu 
verhalten . 

Daran kann es hier keine Zweifel geben. 

Die Betroffenen sind auf dem Außenwirtschaftsrecht, insbesondere 
im Bereich des Embargowesens, aufgrund ihrer Tätigkeit sehr 
erfahren. Sie kennen das Genehmigungserfordernis. Sie waren 
durch eine bereits vor Jahren zurückliegende ungenebmigte Ausfuhr, 
die vom B^fW nicht verfolgt wurde, vorgewarnt. Sie waren sich auch 
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ourrrjus der Cpnphm icuncsri f i;r": bewußt . Aue - ein Berufen auf 
e i - aoeefc* 1 i rnes Des!, : n m t e ? \ er n al ten einer 'rüheren Bundes re- 
al e r unc kann sie nient e n t i 3 s ‘ e r . Es kann üa-instetien. daß das 
aamamline l erhalter tat sachi i toriag und wenn, recht mäßig war. 
denn jedenfalls liegen hier die Umstände des Geschäfts anders 
und sind mit den damaligen Umstanden vergleichbar .( Gegen Israel 
bestand 1973 kein vergleichbares U\-Embargo!. 

Das hartnäckige Verfolqen des Geschäfts, trotz vielfältigen 
Abratens durch horhgr ac‘ i re Personen (Stoltenberg, Genscher), 
dränot einem den Eindruck auf. daß die Betroffenen die Ausfuhren 
betrieben haben, um durch Schaffung fak tischer Verhältnisse e ine 
Genehmigung quasi zu erzwingen. Dafür spricht auch der Umstand, 
daß bisher der Vertrag immer noch nicht rückabgewickelt wurde, 
sondern im Gegenteil auch über bezahlte Beträge mit der Begründung 
behalten wurden, das Geschäft könne ja vielleicht demnächst noch 
genehmigt iverdepr'. 

Nach den vorgenannten Ausführungen besteht m.E. hier dringender 
Tatverdacht der versuchten ungenehmi gten Ausfuhr nach § 33 Absatz 1 
AWG , und zwar gegen die Betroffenen Nohse, Evers, beide IKL, 

Ha n sen- Wes t e r und , beide HDW und I . Zoglmann 

gemeinschaftlich handelnd. Das e nach § 14 OWiG keine Unter- 
scheidung wie im Strafrecht bezüglich der Beteiligungsform gibt, 
kann es hier zunächst dahinstehen, ob die einzelnen Personen 
als Mittäter in Betracht kommen oder nur der Beihilfe beschuldigt 
werden können. Diese Frage wird bei Versuch des § 34 erst relevant. 

HJ. § 34 AWG, ''Versuch' 

Bei § 34 AWG handelt es sich um einen sog . u flfscftf atbestand . Für 
die Einordnung als Straftat ist gesetzlich die Erfüllung von 
zusätzlichen tatbestandl ichen Erschwerungswerkmalen objektiv 
und subjektiver Art erforderlich. 

fl' Objektive Voraussetzungen sind, daß, 

1. die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland beeinträchtigt. 
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2. i_3 r •* r pdlir^p Zur-ammen 1 eben der Völker oest crt oder 

' . dir 3 u ? • r.n i oer Er; . "„nee ^ der äuncesreDut i ;*■. Deutschland 
emeDrir 

d u r c n een versuch a p r unaenehmigter. Ausfuhr verursacht worden sind. 

Subjei. t ; ' ist erf-rrderiien. daß dies vorsätzlich oder fahrlässig 
erfolgte. 

Literatur und Re c h t sp r echunq zu diesem Tatbestand sind kaum vor- 
nander. . Di» ,:et zioe form des t 34 AWG ist durch das Dritte Gesetz 
zur Änderung des AuOenn j r t scha f t s gese t z e s am 29.03.1976 (Bundes- 
gesetzolatt 1 869 eingeführt norden. Der bis dahin bestehende 
S t r a f t a t de s t and . war ein sog. echter Mi sch t a tbest and , so genannt, 
ne i 1 er nur eine "fl i s ch f orme 1 " enthielt, also keine objektive 
Unterscheidungsmerkmale zn i sehen Grdnungsiwdrigkeit und Straftat- 
bestand. Zu dieser alten Fassung sind zwei Gerichtsentscheidungen 
bekannt OLG Hamburg vom 17.11.1975, ZfZ 7655 und Bayerisches 
Oberstes Landgericht vom 13.03.1969, ZfZ 70, 340). Die in diesen 
Prozessen geltend gemachten verfassungsrechtlichen Bedenken wegen 
Unbestimmtheit der Ermächtigung bzw. Straftatbestandes sind von 
den Gerichten z u r üc kgewi esen worden. Der jetzige § 34 AWG ist 
insofern sogar bestimmter gefaOt, so daß keine Bedenken hinsichtlich 
seiner Verfassungskonformität besteht. Davon ist auch das Landge- 
richt Düsseldorf in seinem Urteil vom 27.05.1986 (Rheinmetall) - alle 
dings ohne nähere Begründung - ausgegangen. Darüberhinaus würde 
für die Verwaltung bei nur verfassungsrechtlichen Bedenken gegen 
eine Norm die Verwerfungskompetenz sowieso sehr fraglich sein, 
so daß hier von der Anwendung des § 34 AWG auszugehen ist. 

Die zur alten Fassung des § 34 AWG ergangenen Entscheidungen sind 
auchnoch für den jetzigen § 34 AWG mittelbar relevant, weil die 
jetzt in § 34 ausgeführten objektiven Tatbestände damals schon 
in § 7 Abs. 8 Nr. 3 AWG standen und deren Erfüllung mittelbar Voraus- 
setzung für die Bestrafung nach § 34 alter Fassung AWG waren. 

Aller Entscheidung, insbesonders Rheinmetall-Urteil, sind zu Nr. 3 
des § 34 AWG ergangen. Zusammenfassend 1 äßt sich diese Nr. 3 als 
Mittel zur Abwehr von erheblichen störenden Einflüssen auf die 
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aus wart j aen ßpzjphuocpn der BundPsreDuhl ri Deutsrniand sehen. 

Selche auswärt :op' 9p.' . ? r 'c n ar' sine oanr Dpe;^: rächt :gt. wenn die 
&undesr n Dubl jt : a r r - • p r a s r “ : n e r a ■ . \ e r n a - c t c iv a f f e n e m t> a r g o s 

oder Pe Sulu: : c r der l. 1 \ uo.oeop' . 1" • er I : eepnee' Pall sind durch 

rahlreicnp Reaktionen ? -j s den A u 5 i a n c sclme i erdarrt inungen erneut 
anaestellt norden. Bei der Beurteil unc der \r. 3 mrd man auch die 

Cntscheidunq des Ausnart 1 oen Amtes ;u berucksi rht igen haben, ins- 
besondere nenn sie in Form einer gutachterlichen Stellungnahme 
erfolgt und hinsichtlich der Entschpidungskriterien mit bisherigen 
Beurteilungen dieser fraoe irr. Einklang steht. 

Schon unter diesem Gesichtspunkt mrd man m.E. die Äußerung des 
Auswärtigen Amtes vom 19.05.1987. in der zu dem Zeitpunkt die 
Bejahung der \r. 3 für nicht angebracht hält, nicht als eine 

"gutachterliche Stellungnahme" im oben genannten Sinne ansehen 
können, sondern mehr als eine nicht endgültige "Einschätzung". 

Dafür spricht nicht nur die knappe Begründung, sondern auch der 
Umstand, daß das Auswärtige Amt seine Einschätzung auf Grundlage 
der Feststellung des 8u nde s v e r t e i d i gungsm 1 n i s t e r i ums trifft. Die 
Feststellung des Bunde s ve r te i d i gungsmin i s t e r i ums sind aber vorrangig 
zu der Nr. 1 des § 34 AWG ergangen, während hier es um die Nr. 3 
geht . 

Letztendlich kann aber der "Wert" der Stellungnahme des Auswärtigen 
Amts dahinstehen, weil jedenfalls darin nicht zur Frage des Ver- 
suchs Stellung genommen wird. Es wäre denn nämlich hier die 
hypothetische Frage zu stellen, ob bei vollständiger ungenehmigter 
Lieferung die Nr. 1 erfüllt worden wäre. Dies dürfte m.E. bei 
der schon jetzt feststellbaren Reaktion bei den bisher festge- 
stellten Ausfuhren und bei Zugrundelegung der im Rheinmetall -Urtei 1 
au f geste 1 1 ten Betrachtung jedenfalls zu bejahen sein. Somit liegt 
zumindest ein Verdacht des Versuchs des § 34 Absatz 1 Nr. 1 AWG vor. 
Ob hier auch ein Versuch des § 34 Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 2 in 
Betracht kommt, kann hier nicht abschließend beurteilt werden. 

§ 353 b Strafgesetzbuch (Geheimnisverrat) 

Schließlich sind auch Anhaltspunkte des Verdachts einer Straftat 
nach § 353 b Absatz 1 Nr. 2 StGB vorhanden. Auch hier ist der 
Versuch nach Absatz 3 strafbar. 
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Der V erdacht des Getiennnjsierrates eraibt steh daraus, daß I K L 
dem sudafrikanjsrhen lertracsDartne: am Vertrag unter Punkt 2.1 
versprochen hat. terhmsene Unterlaaen für den Bau des U-Bootes 
’ > d 1 6 5 G . der r.Zt. v c n HDW oebaut werde, zu liefern und auch 
erheblichpTeile dieser Bau Spezifikation zur Auslieferung gelangt 
sind. Ein Geheimnisverrat kann dann vorlieqen. wenn damals bei 
HDW gebaute U-Boote es sind I nd i en-U-Boot e ) einem Geheimschutz- 
abkommen unterlagen. Das soll der Fall sein. Einzelheiten über 
dieses Gehe i mschut ? abkommen sind mir nicht bekannt. Es stellt nun 
wohl keinen Verstoß gegen dieses Abkommen dar, wenn bestimmte Bau- 
spezifikation über ein solches U-Boot an Dritte weitergegeben werden, 
solange dem Dritten nicht bekannt ist, oaß es sich um Unterlagen 
des I nd i en-Bootes handelt. Dadurch, daß aber im Vertrag auf das 
"z.Zt.bei HDW gebaute U-Boot" hingewiesen wird und jeden - also 
auch dem südafrikanischen Vertragspartner - es bekannt sein mußte 
oder zumindestens konnte, daß dort ein U-Boot für Indien gebaut 
wurde, konnte er auch wissen, wie das Indien-U-Boot gebaut worden 
ist. Darin kann ein Verstoß gegen § 353 b StGB liegen. 

für diesen Bereich ist aber nur die Staatsanwaltschaft zuständig. 
Sie hat diesen Bereich weiter zu ermitteln und muß auch ggfs, die 
nach § 353 b Absatz 4 StGB erforderliche Ermächtigung für die 
Verfolgung einholen. 
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/* ■ Re isebericht über den Besuch der OFD in Sachen ‘U-Boote " 
vom 8. - 10. Juli 198 7 

Zu dem Besuch bei der OFD standen 1 1/2 Arbeitstage zur 
Verfügung. Es war geplant, zunächst die Sache mit dem 
zuständigen Referenten, Regierungsdirektor Budrat, durch- 
zusprechen, um anschließend ein zusammenfassendes Ergebnis 
dem Finanzprasidenten Radomski und evtl. Oberfinanzpräsident 
Hansen mitzuteilen. Da die beiden letztgenannten Herren am 
Freitag nicht zur Verfügung standen, bestanden sie darauf 
zugleich am Donnerstagmorgen über die Sache zu sprechen. 

Das hatte allerdings den Nachteil, daß noch nicht die Möglich- 
keit bestanden hatte, bis dahin alle Probleme und Lösungsansätze 
mit Herrn Budrat durchgesprochen zu haben. 


Es drängte sich in dem 1 1/2 Stündigen Gespräch mit Ober- 
finanzpräsidenten Hansen für mich der Eindruck auf, daß 
er die Angelegenheit umgehend erledigt haben möchte, seiner 
Ansicht nach durch Einstellung der Verfahren. Ihm wurde 
dann vom Unterzeichner ausgiebig/ versucht zu erklären, warum 
eine Einstellung in diesem Zeitpunkt nicht angebracht sei. 

Es wurde ihm dargestellt, warum man vor allem an die Prüfung 
des Versuchs S 34 AWG evtl, sogar auch‘"einen Versuch des 

S 353b StGB denken könnte., um dann die Sache mit entsprechen- 
der gutachtlicher Stellungnahme, Nennung der Verdachts- 
momente und dem bisherigen Ermittlungsergebnis an die Staats- 
anwaltschaft abgeben könnte. Es wurde ihm auch dargestellt, 
warum es deshalb zur Zeit untunlich sei, über die schwierige 
Rechtsfrage mit dem EMrfi "zu streiten", ob nach den jetzigen 
Feststellungen eine Vollendung der §§ 3i34 AWG durch Verletzung 
der s§ 5 und ‘45 AWV in Betracht käme. Herr Hansen erläuterte, 
daß er gerne trotzdem an den Wirtschaftsminister mit dieser 
Frage herantreten möchte, um von diesem .eine klare 
Antwort oder eine Antwort in der Richtung zu bekommen, daß der 
BMWi keine weitere Stellungnahme abgeben würde, damit er dann 
sagen könne, eine Vollendung scheitert jedenfalls aus. 
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Dann könne man immer noch an einen Versuch denken. Allerdings 
ist hier anzumerken. daß wohl telefonisch Herrn Radomski 
und Herrn Hansen aus dem Ministerium bereits vor kurzem mal 
irgendetwas über den Versuch mitgeteilt worden ist, worauf 
Herr Budrat wohl beauftragt worden war, schriftlich zu 
dokumentieren und zu prüfen, warum ein Versuch aus scheide, (vgl. Anlage 
Ansonsten ist zu dem Gespräch mit Herrn Hansen noch anzumerken, 
daß deutlich atmosphärische Verärgerung gegenüber dem BMF bzw. 
einzelnen Herren aus dem BMF zutage traten. Der Unterzeichner 
hat darauf hingewiesen, daß er seit kurzem erst mit dieser 
Sache beschäftigt ist, und zu diesen Punkten keine Wertung 
und keine Äußerung abgeben kann. 

Anschließend wurde wie geplant mit Herrn Budrat die Einzel- 
heiten besprochen. Dabei stellte sich folgendes heraus: 

1. Die Prüfungsberichte von IKL und HDW wurden -wie angenommen7 
hauptsächlich aufgrund von Angaben der betroffenen Firmen 
erstellt. Das soll heißen, daß die festgestellten Ausfuhren 
lediglich auf Angaben der Firma beruhen. Es ist also nicht 
auszuschließen, da wesentlich mehr ausgeführt worden ist. 

Es wurde auch der Ersteller der Prüfungsberichte , ’ Herr Kohl 
zeitweise hinzugebeten.. . Es stellt sich heraus, daß die 
Prüfung nicht so glatt verlaufen ist, wie man es dem Prüfungs- 
bericht lesen kann. Vielmehr hatten die Firmen 
i mehrfach zunächst die Herausgabe von Prüfungsunterlagen an den 
Prüfer verweigert, und erst nachdem vom Prüfer wohl mit der 
Fahndung gedroht worden ist, sind bestimmte Sachen herausgegeben 
worden. Die gesamten Unterlagen, die am Vorstand lagern sind 
j überhaupt nicht eingesehen worden. Es ist besonders mißlich, 
weil dort, wenn überhaupt irgendwo, Hinweise über Verhandlungen 
mit Südafrika über Vertragsbeendigungen oder Weiterführung 
des Geschäfts vorhanden sein könnten. Insbesondere Reisebe- 
richte oder Dokumente über das Treffen zwischen der Firma 
und Südafrika in Paris 19S6,wo über Zahlung und Verrechnung 
und Abkommen u.ä. gesprochen sein soll. 
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In den Pr ü f ung sber 1 cht en wird auch nicht angeführt, daß 
Betriebsangehörige dem prüfer erzählt haben, daß die 
Zahlung aus Südafrika nicht aufgrund von Rechnungen erfolgte, 
sondern aufgrund von im Vertrag festgelegten Zahlungszeit- 
punkten. Die im Prüfungsbericht als Anlage aufgeführten 
Zahlungseingänge und Rechnungserstellungen seien erst nachträg- 
lich von der Firma hergestellt worden. Auch da hätte noch 
Aufklärungsbedarf bestanden, weil andererseits in den Unter- 
lagen Ablichtungen über Einzahlung von Auslandsgeldern genau 
über die Rechnunfcssummen existieren. Das kann aber dann nicht 
der Fall sein, wenn die Rechnung nachträglich nur als Buchungs- 
unterlagen hergestellt worden sind. AuQer die Zahlungen an die 
Bank sind nachträglich durch manipulierte'^Vleisung*' von der Firma 
getätigt worden. 

2. In der Ermittlungsakte IKL Blatt 3 (geheim eingestuft) ist 
ein Schreiben von IKL und HDW an Südafrika vom 14. Oktober 
1985, wo erneut auf die schon gemachten Mitteilungen über die 
Nichtgenehmigung des Geschäfts vom 16.08. und 11.09. hinge- 
wiesen wird und angeboten wird, die nun entstandene Menge 
der Probleme zu diskutieren. Im Prüfungsbericht IKL ist dann 
unter Textziffer 24.2.9 über die in Paris statt findende Aus- 
sprache auf das Schreiben vom 14.10.1985 hingewiesen worden. 
Darüber gibt es ein "Aide Memoire". Das soll der Prüfer ein- 
gesehen haben. Bei den Unterlagen ist es nicht. Da soll angeb- 
lich über ein neues Abkommen verhandelt worden sein, wo die 
Überzahlung des bisherigen Geschäfts mit verrechnet werden soll. 
Das scheint mir vollkommen unglaubwürdig und wenig schlüssig 
zu sein. Wenn man sich zu einem Gespräch trifft, um über die 
Rückabwicklung eines gescheiterten Vertrages zu sprechen, wo die 
eine Seite sogar noch Geldrückforderungen hat, wird darüber 
genau gesprochen und alles genau festgehalten. Zumal, wenn 
nach den Äußerungen der Betroffenen die gesamten Unterlagen 
in Südafrika quasi wertlos sind. Dafür zahlt niemand weit über 
40 Millionen Mark und sagt dann, behalte die man, auch, wenn 
bis jetzt alles wertlos war, vielleicht kommen wir ja irgendeinmal 
zu einem neuen Geschäft und einem neuen Vertrag, wo wir das ja 
verrechnen können. 
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Das ist insbesondere unglaubwürdig , weil diesefzxua Ver-trag 
(off share ) überhaupt noch nicht abgeschlossen worden ist und 
lediglich eine wage Geschäftsaussicht darauf besteht. 

Mir scheint vielmehr dies Treffen in Paris der Kern- 
punkt und Ansatzpunkt für weitere Aufklärung zu be- 
deuten. Es liegt der Verdacht nahe, daß dort vielmehr 
Südafrika gesagt haben wird, liebe IKL und HDW, wenn 
eure Regierung die Sache nicht genehmigt, wir aber 
nun schon eine Menge Zeichnungen in den Händen haben, 
dann helft uns in andererweise, daß wir die U-Boote 
selber bauen können. In diesem Zusammenhang kann dann 
gut vereinbart worden sein, die Erstellung der sogenannten 
"Flasibility study",. die zur Verfügungsstellung von Rademann 
und evtl, anderen Dingen, die bisher uns nicht bekannt 
sind. Dann wäre auch erklärbar, warum nach über 2 Jahren 
immer noch keinerlei Geldrückforderungen geltend gemacht worden 
sind, weil Südafrika mit den nun von den Finnen zusätzlich 
erstellten Weisungen dej vielleicht in Paris umgewandelten 
Vertragt als erfüllt ansieht. Dafür spricht als Indiz auch 
ein Schreiben der Südafrikaner an IKL und HDW vom 13.12.85 
( gekennzeichnet mit Seite 114 in den Geheimakten der OFÖ>, 
wo mehr oder weniger zum Ausdurck kommt , daß Südafrika 
von den Betroffenen eine Unterstützung erwartet, um mit 
den gelieferten Unterlagen etwas anfangen zu könen. 

3. Der für IKL auf tretende Rechtsbeistand Rechtsanwalt 
Zogelmann ist nicht identisch mit dem als Vermittler auch 
als Mitbeteiligter einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit 
in Betracht kommende Zogelmann. Der Vermittler heißt wohl 
Siegfried Zogelmann während der Rechtsanwalt Dr. Zogelmann 
der Sohn des Vermittlers ist. 

4. Rechtsanwalt Dr. Zogelmann soll im Zusammenhang mit dem 
jetzt erneut auf tretenden Streit über die Herausgabe von 
Akten an den Untersuchungsausschuß Herrn Budrat von der 
OFD mitgeteilt haben, daß man nun mehr die Akten beim Notar 
hinterlegt habe, schon um eine evtl. Beschlagnahme hingegen 
zu wirken. 
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5. In dem schon erwähnten Gespräch bei Hannen äußerte dieser 
im Rahmen der Diskussionen über E l nsatzmögl l chke i ten der 
Fahndung früher und jetzt seine Verwunderung darüber, daß 
PSFH Tietmeyer HDW vor Prüfungsbeginn durch die OFD davon 
unterrichtet haben soll, daß demnächst die OFD bei HDW prü- 
fen werde. Wenn das richtig ist, sind natürlich tatsächlich 
Ermittlungshandlungen, auch durch Fahndungsmaßnahmen sehr 
gefährdet, weil dann evtl, belastetes Material rechtzeitig 
beseitigt werden kann. 

6. Es wurde dann der Prüfungsbericht des Bundesministers der 
Verteidigung vom 14.01.1987 eingesehen. (Dieser ist mit 
Erlaß vom 24.02.1987 vom BMF an die OFD gegangenl Akten- 
zeichen III A 7 58/87. Im BMF habe ich den Bericht bisher 
noch nicht gefunden). 

Aufgrund der Prüfung kommt das Gutachten zum ERgebnis, daß 
eine Beeinträchtigung der Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland nicht erkennbaf^ sei. Somit dürfte § 34 Nr. 1 
I Vollendung ausscheiden. Offen ist aber, ob nicht da auch 
I der Versuch möglich wäre. Dann wäre ja zu fragen, ob bei 
voller Erfüllung des Vertrages ohne Genehmigung, eine Beein- 
trächtigung der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
gegeben wäre. 

Die Untersuchungen des BMVg ergaben keinerlei Anhaltspunkte, 
daß VS-Unter lagen nach Südafrika geliefert wurden. 
Beurteilungsmaßstab war auch hier weitgehend die Angabe der 
Firma, welche Unterlagen nach Angaben der Firma nach Südafrika 
ausgeliefert wurden. Auf Seite 2 des MR Dreher erstellten 
Gutachtens heißt es noch weiter, der Umfang dieser Lieferung 
wurde belegt durch Vertragsunterlagen, Empfangsbestätigung 
des Kunden und Kontrolle der VS- Buch f ührunq . Dazu ist anzu- 
merken: Vertragsunterlagen können natürlich nicht belegen, was 
ausgeliefert worden ist oder nicht. Bei den Empfangsbestätigun- 
gen handelt es sich um die auch in der letzten parlamentarischen 
Anfrage von Herrn Gansei angesprochen sogenannten Quittungen, 
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die der südafrikanische Botschaftskurier für die übernommenen 
Unterlagen bei IKL unterzeichnet hat. Herr Kohl der Prüfer 
von der BP-Zoll hat diese Quittungen bei der Firma eingesehen, 
ohne davon Belege mitgenommen zu haben. Nach seinen Erinnerungen 

j war dort nur vermerkt, so und soviel Akten übernommen, ohne 

| das eine Spezifikation vorgenommen worden war, welche Akten 
genau mitgenommen wurden. Hiermit können auch diese Quittungen 
nicht dazu herangezogen werden, um festzustellen, welche 
Unterlagen nun tatsächlich weggegangen sind. Zur Kontrolle 
der VS-Buchführung ist anzumerken, daß auch diese kein 
zwingender Nachweis sein muß, da eine Buchführung nur das 
enthält, was vorher in sie hereingeschrieben wurde. 

Auf Seite 2 wird weiterhin als Ergebnis festgehalten, daß 
Gegenstand des Prüfungsauftrages nicht gewesen sein, ob die 
Weitergabe der für Akquisitions-Zwecke gefertigten offenen 
Bauspezifikationen in Verbindung mit Interessen anderer 
Kundenstaaten eine Offenlegung des Kunden unÖ damit ein 
Geheimnisverräten im Sinne von § 353 b StGB sein könnte. 

Damit schein folgendes gemeint zu sein: 

Unter Vertragspunkt 2.1 des Vertrages zwischen den Betroffenen 
und Südafrika wird Lieferung technischer Dokumente über 
U-Boottyp 1650, welches zur Zeit bei HDW gebaut wird, , ver- 
sprochen. Es war für jeden, also auch für Südafrika zut du 
Zeit bekannt, daß in dem Zeitpunkt bei HDW das Indienboot 
Typenbezeichnung 1500 gebaut wird. HDW hat wohl mit Indien 
ein Geheimschutzabkommen getroffen, worin wohl steht, daß 
HDW keinem dritten Land mitteilen wird, welches U-Boot 
Indien bekomm^-. Das bedeutet, daß es kein Verstoß gegen das 
Geheimschutzabkommen ist, wenn bestimmte Bauspezifikationen 
über das Indien-U-Boot an Dritte weitergegeben wird, ohne 
das gesagt wird, daß dieses U-Boot für Indien gebaut wird. 

Anders verhält es sich, wenn wir hier, aus der Vertrags- 
formulierung für Südafrika erkennbar war, daß die versprochenen 
und auch gelieferten Bauspezifikationen das U-Boot Indien 
betreffen . 
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Es existiert noch eine Stellungnahme des Ver t e i di gungs - 
ministenums vom 14. Januar 1907, adressiert an Staats- 
sekretär Zimmermann, wo unter Punkt 5 es nochmals um dies 
Geheimschutzabkommen geht. Dort heißt es. die zuständige OFD 
Kiel sollte darauf hingewiesen werden. Dies Papier ist mit 
Erlaß vom 23.01.1987 an die OFD Kiel gegangen. Aktenzeichen 
III A 7 - 3022 30/87 (anzumerken ist, daß dies ein Strafver- 
fahren wäre, wofür die OFD Kiel nicht zuständig ist. Frage, 
warum hat das das Bundesverteidigungsministerium, aber auch 
III A 7 des BMF nicht angemerkt). Schließlich existiert noch 
ein Vermerk vom 20. Januar 1987 vom Bundesverteidigungs- 
minister ium, in dem er zum Nutzen der f estgestellten Unter- 
lagenlieferungen Stellung nimmt. Es handelt sich um Anlage 4 
zum BMF-Erlaß III A 7 - 63/87. Der Staatsanwaltschaft sind 
von der OFD zwei dieser Vermerke des Bundesver teidigungs- 
ministeriums zugeschickt worden. Der längere Vermerk, in 
dem ziemlich ausführlich dargelegt wird, warum § 353 StGB 
betroffen sein könnte, allerdings nicht. (Anzumerken: Wenn 
die Sache an die StA insgesamt abgegeben werden sollte, muß 
auf diesem Umstand und auf den Verdacht, evtl, auch auf den 
Versuch des § 353 b StGB ausdrücklich hingewiesen werden). 

7. Den Rechtsanwälten Dr. Zoglmann für IKL und Kohlhaas für 
HDU ist Akteneinsicht von der OFD in den Ermittlungsakten 
gewährt worden. 

6. Zu dem Schreiben des Staatssekretärs, Rufos, des Auswärtigen 
Amts an Staatssekretär Obert, BMF, vom 19.05.1987 wird vom 
AA festgestellt: "Auf Grundlage der Feststellungen des Bundes- 
verteidigungsministeriums, sowie nach den bisher vorliegenden 
Reaktionen im Ausland ist es aus der Sicht des AA nicht ge- 
rechtfertigt, von einer erheblichen Störung der auswärtigen 
Beziehungen zu sprechen". Dazu ist anzumerken, daß die Ein- 
schätzung über das Tatenbestandsmerkmal "erhebliche Störungen 
der auswärtigen Beziehungen" kaum was mit den Feststellungen 
des Verteidigungsministeriums zu tun haben kann. Das eine ist 
§ 34 Nr. 1, das andere § 34 Nr. 3 AWG. 
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OBERFINANZDIREKTION KIEL 
Der Oberfinanzpräsident 


Kiel, 28. April 1988 
Adolfstraße 14—28 


An den Vorsitzenden 
des 1. Untersuchungsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
— 11. Wahlperiode — 

Herrn Horst Eylmann, MdB 
Bundeshaus 

5300 Bonn 1 


Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Die aus meinen Anhörungen als Zeuge vom 3. und 10. März 1988 noch ergänzend zu 

beantwortenden Fragen, wie sie sich aus den mir am 14. 4. 1988 ausgehändigten 

Protokollen des Untersuchungsausschusses entnehmen lassen, beantworte ich wie 

folgt: 

1. Zu Seiten 61 und 62 des Protokolls vom 3. 3. 1988 (evtl, belastender Charakter der 
Ziffer 14 des Vermerks vom 6. 10. 1983, die folgenden Wortlaut hat: Im Falle einer 
regierungsseitigen Zustimmung zu dem neuen Bedarfsfall würde es für IKL aus- 
reichend sein, wenn ein leitender Beamter eine ähnliche Erklärung, wie seiner- 
zeit im Falle Israel, dem IKL gegenüber abgeben würde.): 

Die Prüfung der Frage, ob sich aus dem Vermerk vom 6. 10. 1983 belastende 
Indizien für die Betroffenen bei der Bewertung eines evtl. Versuchsvorwurfs 
ergaben, ist von den Mitarbeitern der OFD Kiel nicht schriftlich festgehalten 
worden. Bei der in der Zollabteüung vorgenommenen Abwägung aller die Betrof- 
fenen belastenden und entlastenden Indizien ist die OFD zu dem Ergebnis 
gekommen, daß der erforderliche Beweis für den Willen der Betroffenen, das 
Geschäft ohne die erforderliche Genehmigung durchzuführen, vor allem aus fol- 
genden Gründen nicht erbracht werden konnte: 

Die tatsächliche Vorgehensweise weicht in entscheidenden Punkten von dem 
ursprünglich genannten Weg ab, über den zuvor noch andere Stellen entscheiden 
sollten. Dies beginnt bereits damit, daß der genannte Vermerk vom 6. 10. 1983 in 
den abgeänderten Fassungen vom 14. 2. 1984 und vom 2. 4. 1984 (in der Fassung 
vom 2. 4. 1984 auch dem Bundeswirtschaftsministerium zugeleitet) die Zustim- 
mung des Bundessicherheitsrats vorsah, von dem dessen Geschäftsführer, 
MD Teltschik, bei seiner Vernehmung als Zeuge vor dem 4. Untersuchungsaus- 
schuß des 10. Bundestages gesagt hat, er sei autonom, Genehmigungen zu ertei- 
len oder sie nicht zu erteilen (Protokoll 9/57). 

Der Zeuge Teltschik hat außerdem in seiner Vernehmung vom 20. 1. 1987 sieben 
Termine angegeben (23. 5., 4. 6., 15. 8., 10. 9., 17. 10., 13. 11. 1984 und 22. 1. 
1985), an denen er mit Vertretern oder Beauftragten der Firmen Gespräche 
wegen der Genehmigung geführt hat (Protokoll 6/13-16). Es sei das Ziel der 
Gesprächspartner gewesen, eine Genehmigung zu erreichen (Protokoll 6/91, 
6/108), auch unter Einschaltung anderer zuständiger Ressorts (Protokoll 6/128, 
6/181, 9/43). 

Derselbe Zeuge hat außerdem den Firmen am 13. 11. 1984 klargemacht, daß eine 
mündliche Genehmigung durch einen Beamten unter politischer Absegnung 
durch die Gesamtregierung nicht in Betracht komme (Protokoll 9/103-104). 

Ebenfalls hat Staatssekretär Prof. Dr. Schreckenberger als Zeuge vor dem 4. Un- 
tersuchungsausschuß erklärt, daß er den Firmen von dem Projekt zwar aus poli- 
tischen Gründen abgeraten habe (Protokoll 5/48), die Firmen jedoch erklärt hät- 
ten, sie würden sich bei den zuständigen Ressorts um eine Ausfuhrgenehmigung 
einsetzen (Protokoll 5/18), und zwar im Wege des förmlichen Genehmigungsver- 
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fahrens (i-Totokoii 0 / 8 / j. Andere Überlegungen seien nur Hillserwägungen ge- 
wesen und hätten nicht verfangen (Protokoll 5/87-88). 

Dies entsprach im wesentlichen auch der schriftlichen Darstellung, wie sie der 
OFD Kiel bereits mit Schreiben des Staatssekretärs Prof. Dr. Schreckenberger 
vom 22. 10. 1985 zur Kenntnis gebracht worden war. Auch die Tatsache, daß die 
Firmen während ihrer Bemühungen um eine Genehmigung begonnen haben, 
Verbindlichkeiten aus dem mit Südafrika abgeschlossenen Vertrag zu erfüllen, 
spricht nicht dafür, daß sie ohne wirksame Genehmigung dort handeln wollten, 
wo eine Genehmigung erforderlich war. Sie haben nichts Genehmigungspflich- 
tiges ausgeführt, sondern sind noch, bevor überhaupt mit der Anfertigung des für 
die Fertigungsunterlagen besonders wichtigen Baumodells begonnen wurde, in 
einem letzten Versuch im Juni und Juli 1985 im Bundeswirtschaftsministerium 
vorstellig geworden, um für genehmigungspflichtige Lieferungen zuvor eine 
Genehmigung zu erhalten. 

Nachdem auch im Wirtschaftsministerium keine Wege für eine ordnungsgemäße 
Abwicklung des Geschäfts gesehen wurden, haben sie die Durchführung des 
Geschäfts im August 1985 aufgegeben, hierüber ihre Geschäftspartner informiert 
und diesen in einem Schreiben vom Oktober 1985 erläutert, daß es ihnen nicht 
möglich gewesen sei, eine schriftliche Genehmigung zu erhalten (Bußgeldakte 
IKL, Bl. 3). 

Bei Würdiminn aller dieser IJmstände die cjecrer. eine bewußte Mißachtimcr der 
gesetzlichen Genehmigungserfordemisse sprechen, kann die Ziffer 14 des Ver- 
merks vom 6 . 10. 1983 nur als Denkanstoß für die Bundesregierung verstanden 
werden, über die Genehmigung nachzudenken. 

2. Zu Seite 68 des Protokolls vom 3. 3. 1988 (Bemühungen der Firmen um eine 
förmliche Genehmigung — .Können Sie uns die Stelle sagen, wo . . .? Können Sie 
uns das schriftlich mitteilen, wo Ihre Mitarbeiter das geprüft haben?“): 

In der Einstellungsverfügung der OFD Kiel sind die Bemühungen der Firmen um 
eine Genehmigung in Abschn. IV Nr. 4 bei der Erörterung der Frage, ob ein 
ahndbarer Versuch anzunehmen ist, angesprochen. Die Bemühungen sind auch 
schon im Bericht der OFD Kiel an den BMF vom 29. 9. 1987 (Bußgeldakte IKL, 
Bl. 324 ff.) in Abschn. 4 erwähnt. 

Die OFD ist dabei davon ausgegangen, daß die Firmen eine ordnungsgemäße 
Genehmigung erreichen wollten. Die OFD hat diese Bemühungen der Firmen, 
die im einzelnen durch die Einlassungen der Firmen, durch die der OFD über- 
mittelten Unterlagen aus dem BMWi, durch das Schreiben des Staatssekretärs 
Prof. Dr. Schreckenberger vom 22. 10. 1985 und durch die Aussagen insbeson- 
dere der Zeugen Teltschik und Schreckenberger vor dem 4. Untersuchungsaus- 
schuß des 10. Bundestages belegt werden, in dem Bericht an den BMF vom 29. 9. 
1987 und den Einstellungsverfügungen vom 11.1. 1988 als bekannt vorausge- 
setzt. 

Es handelt sich im einzelnen um die bereits erwähnten sieben einzeln mit Datum 
festgehaltenen Kontakte mit dem Bundeskanzleramt, um ein Gespräch des da- 
maligen Vorstandsvorsitzenden von HDW mit dem Bundesaußenminister im 
Oktober 1984 (Protokoll des 4. Untersuchungsausschusses 15/194 vom 16. 2. 
1987) und die Gespräche im Bundeswirtschaftsministerium am 18. Juni und 
17. Juli 1985 (Vermerke Staatssekretär Dr. von Würzen vom 1. 7. 1985, MR Haase 
vom 22. 7. 1985). 

Die Ernsthaftigkeit dieser Bemühungen (Kontakte und Gespräche) um eine ord- 
nungsgemäße Genehmigung wird auch dadurch bestätigt, daß der Betroffene 
Nohse erklärt hat (Bußgeldakte IKL, Bl. 14), daß man die Mitteüung an den 
BMWi, man werde das Geschäft rückgängig machen, deshalb gemacht habe, 
weil man nicht mehr mit einer .formellen Regierungsgenehmigung" rechnen 
konnte. 

3. Zu Seite 74 des Protokolls vom 3. 3. 1988 (Würdigung der Gesprächsvermerke 
vom 31. 7. 1984 über die Anrufe des Staatssekretärs Prof. Dr. Schreckenberger 
bei IKL und HDW): 

Der Vertrag mit Südafrika wurde von den Firmen IKL und HDW am 15. 6 . 1984 
unterschrieben, also nicht erst nach den Ferngesprächen, sondern 6 V 2 Wochen 
vor den Ferngesprächen mit Staatssekretär Schreckenberger. In Kraft gesetzt 
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worden ist der Vertrag von den Firmen am 6. 8. 1984, also 6 Tage nach dem 
vorerwähnten Ferngespräch durch eine Vertragsergänzung gegenüber dem süd- 
afrikanischen Partner. Von Bedeutung ist hierbei, daß in der Vertragsergänzung 
vom 6. 8. 1984 nicht behauptet wird, es sei eine Genehmigung erteilt worden. Es 
wird nur ausgeführt, daß eine Genehmigung .in greifbarer Nähe' sei. 

Auch die Ferngespräche (Schreckenberger/HDW/IKL) lassen nicht den zwingen- 
den Schluß zu, daß Staatssekretär Schreckenberger .aus dem Horizont der Fir- 
men' eine mündliche Zustimmung für das Projekt gegeben habe. Vielmehr sind 
die Vermerke der Firmen in sich und zueinander widersprüchlich. Im HDW- 
Vermerk ist von einer Zustimmung zur mittleren Lösung die Rede, die nicht 
Gegenstand des Vertrages war. Der IKL-Vermerk spricht von einem Interesse an 
der mittleren Lösung, von ermutigenden Erklärungen, die zusammen mit ande- 
rem zum Anlaß genommen würden, den Vertrag in Kraft zu setzen, aber auch 
vom Ausschluß von Schadensersatzpflichten. 

Fest steht somit, daß die Firmen den Vertrag am 6. 8. 1984 nicht mit dem Hinweis 
auf eine ihnen bereits erteilte Zustimmung oder Genehmigung in Kraft treten 
ließen. Fest steht auch, daß sie, wenn sie irgendwelche Hoffnungen in bezug auf 
eine Genehmigung gehegt haben sollten, sie sich mit diesen Hoffnungen jeden- 
falls nicht zufrieden gegeben haben, sondern sich weiter um die Erteilung der 
Genehmigung bemüht haben. Anderenfalls gäben die nachgewiesenen Bemü- 
hungen der Firmen keinen Sinn. 

4. Zu Seiten 71—72 des Protokolls vom 3. 3. 1988 und Seite 18 des Protokolls vom 
10. 3. 1988 (Prüfung vorangegangener Lieferungen): 

Eine Antwort auf die Fragen, ob auch der Zeitraum vor Abschluß des Vertrages 
vom 15. 6. 1984 auf evtL Lieferungen überprüft worden ist, ergibt sich aus Text- 
ziffem 24.1.1 —24.1.4 des Prüfungsberichts für IKL vom 25. 4. 1986 (Bußgeldakte 
IKL, Bl. 42—43). Es ist nichts Genehmigungspflichtiges geliefert worden. Reali- 
sierbarkeitsuntersuchungen (Studien) sind akquisitorische Unterlagen, die für 
die Anbahnung und den Abschluß von Geschäften üblich und erforderlich sind 
(vgl. auch Prüfbericht des BMVg vom 14. 1. 1987). 

Zur Nachfrage in der Ausschußsitzung vom 14. 4. 1988, wann und wie die Stellung- 
nahme Prof. Dr. Schreckenbergers bei der OFD Kiel eingegangen sei, ergänze ich 

meine Aussage wie folgt: 

Das Schreiben des Staatssekretärs Prof. Dr. Schreckenberger an den Bundesfi- 
nanzminister vom 22. 10. 1985 hat sich bei den Unterlagen befunden, die dem 
Unterzeichner im November 1985 im BMF übergeben worden sind. Es ist bei der 
OFD Kiel zusammen mit den Unterlagen des BMWi in einem gesonderten Akten- 
heft und mit den Seitenzahlen 16— 18 geführt worden. Dieses Heft von 18 Seiten 
ist mit den anderen Akten der OFD nach Abschluß der Ermittlungsverfahren dem 
BMF zur Vorlage beim Untersuchungsausschuß zugeleitet worden. 

Zu der am 3. 3. und am 14. 4. 1988 gestellten Frage, ob die für Israel bes timm te 

Sendung vom 15. 12. 1 986 bei der Ausfuhr beschaut worden ist, nehme ich wie folgt 

Stellung: 

Eine zollamtliche Beschau geht aus den der OFD Kiel vorliegenden Unterlagen 
nicht hervor. Es ist deshalb davon auszugehen, daß eine Beschau nicht stattge- 
funden hat. 

Ich weise aber erneut darauf hin, daß diese Sendung mit dem Untersuchungsge- 
genstand in keinem Zusammenhang steht, sondern nur wegen des über den 
Ermittlungsfall hinausgehenden Prüfungsauftrages vom Prüfer festgehalten wor- 
den ist. Eine der OFD Kiel von der Firma IKL zugänglich gemachte Erklärung der 
Bonner Botschaft des Staates Israel vom 22. 4. 1988 zu dieser Sendung bestätigt, 
daß sich in der Sendung kein U-Boot-Modell befunden hat. Eine Ablichtung des 
Schreibens der Botschaft ist beigefügt. Dadurch werden die Feststellungen der 
OFD aus den Firmenunterlagen (Vertrag, Ausfuhrpapiere, Rechnungen und 
Zahlungsbelege) bestätigt. 

Bei der Prüfung des mir am 14. 4. 1988 ausgehändigten Protokolls über meine 
Vernehmung vom 3. 3. 1988 habe ich bemerkt, daß meine auf Seite 113 oben mit 
den Worten „das trifft zu" abgegebene Bestätigung der Annahme des Abgeord- 
neten Gansei, daß das BAW nach den gängigen Vorschriften, die es für diesen 
Fall gibt, „möglichst früh' einzuschalten ist, korrigiert werden muß. Die Verwal- 
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tungsanweisung Außenwirtschaftsverkehr — Überwachung — vom 19. 9. 1969 
(Bundeszollblatt 69, 1180ff.) sieht unter Abschn. III B 3 lediglich vor, daß es der 
Verwaltungsbehörde überlassen bleibt, vor der Entscheidung über die Durchfüh- 
rung des Bußgeldverfahrens die für die Genehmigungserteilung zuständige Be- 
hörde zu hören. Nach Abschn. III B 4 a. a. O. ist bei Zuwiderhandlungen gegen 
die Genehmigungspflicht und Fällen von grundsätzlicher oder erheblicher Be- 
deutung dem BAW Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Zur Erleichterung der 
Stellungnahme sind dem BAW eine kurze eigene Wertung und etwa vorhandene 
Unterlagen zu übermitteln. 

Die Prüfungs-Dienstanweisung VSF A 2010 sieht in Nr. 30 die Übersendung der 
Prüfungsberichte von Außenwirtschaftsprüfungen an das BAW vor und überläßt 
gemäß Nr. 19 der Verwaltungsbehörde die Entscheidung über eine Hinzuzie- 
hung des BAW bereits zur Prüfung. Von der nach Nr. 19 vorgesehenen Möglich- 
keit ist nach Auskunft der Zollabteilung bei der OFD Kiel bisher kein Gebrauch 
gemacht worden. 


Mit freundlichen Grüßen 
Hansen 


BOTSCHAFT DES STAATES ISRAEL Bonn, den 22. April 1988 

Simrockallee 2, 5300 Bonn 2 


Herrn 

Dipl.-Ing. Lutz Nohse 
Ingenieurkontor Lübeck 
Niels-Bohr-Ring 5 

2400 Lübeck 1 


Betr.: Lieferung vom 15. 12. 86 an Merkaz Aspaka, Tel Aviv 
Sehr geehrter Herr Nohse, 

ich bestätige Ihnen, daß am 15. 12. 1986 von der Firma Howaldtswerke — Deutsche 
Werft AG, Kiel, in Ihrem Aufträge eine Kiste durch den Spediteur Harry W. Hama- 
cher als Luftfracht über Flughafen Köln/Bonn zum Versand gebracht worden ist. 

Empfänger war Merkaz Aspaka in Tel Aviv. 

Die Kiste hatte folgende Maße und Gewichte: 

Maße: 235 x 125 x 145 cm 

Bruttogewicht: 2 210 kg 

Nettogewicht: 1 804 kg 

Die Kiste beinhaltete eine Werkzeugmaschine, die für eine israelische Werft be- 
stimmt war und dort eingesetzt ist. 

Mit freundlichen Grüßen 
Yehuda Miron 
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105 - 89/4453 


Rede 

des ßundestagsabgeordneten Norbert Gansei 
auf der 90. Sitzung des durch Resolution 421 (1977) zur Südafrikafrage 
eingesetzten Sicherheitsratsausschusses 

Mittwoch, 27. September 1989 
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Herr Vorsitzender, Exzellenzen, verehrte Delegierte, 

für mich als Parlamentarier ist es eine große Ehre, vor dilsem Ausschuß zu 
Wort zu kommen. Ich weiß, daß es für Diplomaten immer ein großes Risiko 
darstellt, Parlamentarier einzuladen. Aber wir leben in einer Zeit, in der aus 
einer bipolaren Welt allmählich eine multipolare Welt wird, und vielleicht führt 
dieser Prozeß letztendlich zu einem Ergebnis, das wir als weltweite Innt-n- 
politik bezeichnen könnten. An einer solchen historischen Wegscheide können 
dieser Ausschuß, der Sonderausschuß gegen Apartheid, das Zentrum gegen 
Apartheid und nichtstaatliche Organisationen im Dienste der einen Welt sehr 
viel für die Sache des Kampfes gegen die Apartheid tun. Die Zusammenarbeit 
zwischen den Vereinten Nationen und ihren Institutionen und Organisationen 
auf der einen Seite und Vertretern nationaler Parlamente auf der anderen 
Seite könnte noch verbessert werden. Eine derartige Zusammenarbeit könnte 
durchaus Bestandteil einer solchen weltweiten Innenpolitik sein. 

Zu dieser Aufgabe kann ich nur einen bescheidenen Beitrag leisten, da ich 
mich hauptsächlich mit einem speziellen Fall befassen werde, der jedoch aus 
folgenden drei Gründen von allgemeiner Bedeutung sein könnte: 

Zunächst einmal beschränkt sich die Zusammenarbeit westdeutscher Unter- 
nehmen mit Südafrika nicht nur auf ein einziges Waffengeschäft, das schon 
der Geschichte angehört. Es ist möglich, daß eine derartige Zusammenarbeit 
noch immer besteht und es geplant war, Südafrika den Aufbau eines neuen 
Zweigs seiner Rüstungsindustrie nicht nur für seine eigenen Zwecke, sondern 
auch mit dem Ziel des Rüstungsexports in Drittländer zu ermöglichen. 
Zweitens könnte noch viel getan werden, um das bindende Waffenembargo 
auszuweiten, und nationale Regierungen und Parlamente könnten mehr dafür 
tun, das Waffenembargo gegen Südafrika aus eigener Initiative zu ver- 
schärfen. Nach meinen Erfahrungen ist die Kontrolle der Durchführung des 
Embargos sogar noch wichtiger als die Durchführung selbst. Was nützen 
Kontrollgremien ohne Befugnisse? Darüber hinaus muß es nicht nur bei den 
Lieferungen, sondern auch bei den Verträgen eine Kontrolle geben, so daß 
wir ein Frühwarnsystem zur wirksameren Durchführung entwickeln können. 


579 



Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


- 3 - 

Drittens ist es meiner Meinung nach äußerst wichtig, zu gewährleisten, daß 
die vorhandenen innerstaatlichen Durchführungsgesetze und -Verordnungen 
bezüglich des Embargos von staatlichen Behörden und Gerichten gewissenhaft 
angewandt und von der Industrie eingehalten werden. Für diejenigen, die 
dagegen verstoßen, muß es Konsequenzen und Strafen geben. Sie dürfen 
nicht geschützt werden. 

Schließlich möchte ich von Anfang an folgendes klarstellen: Aufgrund meiner 
Erfahrungen bin ich generell der Überzeugung, daß Verletzungen des binden- 
den Waffenembargos in der Bundesrepublik Deutschland eher das Ergebnis 
von Laxheit und unzureichender Wachsamkeit sind als eine Folge besonderer 
Sympathien für die Apartheid. 

Anfang der 70er Jahre kaufte Südafrika von Frankreich drei U-Boote der 
Daphne-Klasse. Sie sind noch immer im Einsatz. 1977 waren zwei weitere 
U-Boote, die Südafrika in Frankreich in Auftrag gegeben hatte, fast zur 
Auslieferung bereit, als das bindende Waffenembargo gegen Südafrika in 
Kraft trat. Frankreich überführte die U-Boote nicht nach Südafrika, sondern 
verkaufte sie statt dessen an Pakistan. 

1982 begannen zwischen Vertretern von Armscor und Unternehmen der 
Bundesrepublik Deutschland Verhandlungen über den Bau von U-Booten in 
Südafrika. Die fraglichen deutschen Unternehmen waren das Ingenieur- 
Kontor Lübeck (IKL), das Konstruktionspläne für dieselgetriebene U-Boote 
entwirft, die halbstaatliche HDW in Kiel und die Nordseewerke Thyssen in 
Emden, die beide U-Boote für die Bundesmarine und für den Export her- 
stellen. Anfang der 70er Jahre war Thyssen Anteilseigner des südafrika- 
nischen Schiffbauunternehmens Sandock. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist die Rechtslage so, daß eine schrift- 
liche Zustimmung in Form einer Genehmigung für jeden Export von Waffen 
und militärischen Gütern sowie für die Lieferung von Plänen zu deren 
Herstellung erforderlich ist. 1977 wurden zur Durchführung des bindenden 
Waffenembargos die Exportvorschriften dahingehend geändert, daß Genehmi- 
gungen auch im Fall der für Südafrika und Namibia bestimmten Ausfuhren 
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nichtöffentlicher Informationen über die Herstellung, Wartung oder 
Instandsetzung militärischer Güter sowie für Lizenzvereinbarungen bezüglich 
derartiger Patente erforderlich wurden. Gleichzeitig wurde das Bundesamt 
für gewerbliche Wirtschaft von der Bundesregierung förmlich angewiesen, für 
solche Exporte in diese beiden Länder keine Genehmigungen zu erteilen. 

Am 5. Juni 1984 besuchte der südafrikanische Premierminister Botha Bundes- 
kanzler Kohl. In einem vertraulichen Gespräch, das vom Berater des 
Kanzlers, Horst Teltschik, protokolliert wurde, erklärte Botha, daß zwischen 
Unternehmen der Bundesrepublik Deutschland und Südafrikas Verhandlungen 
über ein Vorhaben der industriellen Zusammenarbeit im Gange seien. Soviel 
er (Botha) wisse, könnten die Verhandlungen nur fortgesetzt werden, wenn 
der Bundessicherheitsrat der Bundesrepublik seine Zustimmung gebe. Es 
komme ihm darauf an, den Bundeskanzler von der großen Bedeutung dieses 
Projekts für Südafrika zu überzeugen. Er appelliere an den Kanzler, so bald 
wie möglich eine positive Entscheidung zu treffen. Durch das Projekt sollten 
die südafrikanischen Küsten geschützt werden. Für den Bau von U-Booten, 
sagte Botha am Schluß seiner Ausführungen, benötigten südafrikanische 
Werften das Know-how deutscher Unternehmen. 

Bundeskanzler Kohl antwortete, er werde sich selbst um die Angelegenheit 
kümmern und sich dann wieder mit Botha in Verbindung setzen. Er beauf- 
tragte den Chef des Kanzleramts mit einer wohlwollenden Prüfung der Ange- 
legenheit. Ein solches Entgegenkommen seitens des Bundeskanzlers ist 
schwer zu verstehen, da die Bundesregierung nur sechs Monate vorher im 
Bundestag förmlich erklärt hatte, sie werde das bindende Waffenembargo 
streng einhalten. Darüber hinaus hatte Botha vor seinem Besuch in Bonn 
bereits im Vereinigten Königreich versucht, britische Düsenjäger zu kaufen, 
war jedoch von Premierministerin Thatcher kategorisch abgewiesen worden. 

Am 15. Juni 1984 wurde ein Vertrag zwischen dem IKL und der HDW einer- 
seits und den südaf rikanischen Unternehmen LSM und Sandock andererseits 
unterzeichnet. Der Vertrag hatte folgenden Inhalt: Lieferung von Plänen für 
U-Boote des Typs 1500, die damals bei der HDW für Indien gebaut wurden; 
Lieferung von entsprechend den besonderen Erfordernissen Südafrikas 
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geänderten Plänen für diese U-Boote (aus einer Vorstudie wußte man, daß 
Südafrika auf seinen U-Booten Startvorrichtungen für Kurzstreckenraketen 
haben wollte), Bereitstellung von Personal und technischer Hilfe für die 
Modernisierung von Werfteinrichtungen in Südafrika sowie für den Bau der 
U-Boote; Lieferung eines Modells im Maß?tab 1:5; Erteilung von Baulizenzen 
für vier U-Boote für die südafrikanische Marine und Lizenzvereinbarungen 
für den Fall, daß die in Südafrika gebauten U-Boote in andere Lä'nder 
exportiert würden. 

Der Wert des Vertrags betrug insgesamt etwa DM 116 Millionen, von denen 
DM 60 Millionen auf die Bauplä'ne, das Modell und die Baulizenz für das erste 
U-Boot (DM 2 Millionen als Lizenzgebühr für das erste U-Boot) und etwa 
DM 56 Millionen auf die Änderungen und technische Hilfe entfielen. Der 
Vertrag wurde unter der Bedingung unterzeichnet, daß die Genehmigung der 
Bundesregierung bis zum 15. August erteilt würde. 

Die deutschen Unternehmen beantragten bei der Bundesregierung keine 
schriftliche Genehmigung, die nach deutschem Recht für einen Export erfor- 
derlich ist. Angesichts des bindenden Waffenembargos gegen Südafrika 
versuchten die Unternehmen statt dessen, von der Bundesregierung eine 
mündliche Zustimmung zu dem Verkauf zu erhalten. Sie führten mehrere 
Gespräche mit dem Chef des Kanzleramts, Staatssekretär Schreckenberger, 
und mit dem Berater des Kanzlers, Horst Teltschik. Sie erlangten die 
Unterstützung des damaligen bayerischen Ministerpräsidenten Franz Josef 
Strauß, der sich öffentlich für U- Boot-Lieferungen nach Südafrika aus- 
gesprochen hatte. Strauß sandte Kohl am 31. Juli 1984 ein diesbezügliches 
Telefax. 

Am 31. Juli 1984 telefonierte Staatssekretär Schreckenberger mit den 
Unternehmen. In einem Memorandum für ihre Akten hielt die Unternehmens- 
leitung fest: "Staatssekretär Dr. Schreckenberger teilte uns im Namen 
Bundeskanzler Kohls telefonisch mit, daß der Bundeskanzler und Franz Josef 
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Strauß ihre Zustimmung zu unserem I K-97-Projekt in der mittleren Option’ 
geben, d.h. zur Ausfuhr von Plänen und zur Lieferung von Bauteilen."^ 

Die Unternehmensvertreter reisten daraufhin nach Südafri*a. Dem Vertrag 
wurde der Satz hinzugefügt: "Diese Genehmigung liegt in ausreichender 
Weise vor.",^ und der Vertrag wurde vor dem geplanten Termin am 6. Au- 
gust 1984 in Kraft gesetzt. 

Während die Vertreter der westdeutschen Unternehmen und die Bundesregie- 
rung weitere Gespräche führten, wurden die ersten Pläne am 10. Oktober 
1984 in Lübeck in der Bundesrepublik einem Vertreter der südafrikanischen 
Botschaft übergeben, der ihren Empfang quittierte. Die Vertreter der Bun- 
desregierung machen geltend, daß es in diesen Gesprächen darum gegangen 
sei, ob der Vertrag überhaupt genehmigt werden könne. Es ist jedoch mög- 
lich, daß diese Gespräche auch die Frage betrafen, wie nach der "kleinen 
Option" (Lieferung von Plänen und Gewährung technischer Hilfe) eine "mitt- 
lere Option", d.h. die zusätzliche Lieferung von Bauteilen, durchgeführt 
werden könnte. Die Vertreter der Bundesregierung erklären, daß sie die 
Unternehmen am 15. Januar 1985 nach mehreren Gesprächen und nach Unter- 
richtung Bundeskanzler Kohls, Außenminister Genschers und des bayerischen 
Ministerpräsidenten Strauß über ihre Ablehnung des Waffengeschäfts infor- 
mierten. 

Trotzdem wurden einem Vertreter der südafrikanischen Botschaft bis zum 
19. Juni 1985 in mehreren Partien Pläne übergeben, die zum großen Teil auf 
Mikrofilm übertragen worden waren. Wie diese Pläne nach Südafrika trans- 
portiert wurden, konnte bisher nicht festgestellt werden. Aus Anweisungen 
der Unternehmensleitung zu dem Waffengeschäft mit dem Titel "IK-97 Argu- 
mente”, die bereits viel früher Finanzminister Stoltenberg, Verteidigungs- 
minister Wörner, dem Wirtschaftsministerium, dem Auswärtigen Amt und 
möglicherweise auch dem Bundeskanzleramt im Oktober 1983 oder im Frühjahr 
1984 zugeleitet worden waren, geht hervor, daß die Unterlagen in Form von 


1 Anm. d. Übers.: Rückübersetzung aus dem Englischen 
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Mikrofilmen als Diplomatengepäck über die Grenze gebracht werden sollten 
(Anlage I). Die Namen der südafrikanischen Kuriere, die als Diplomaten in 

f 

der südafrikanischen Botschaft in Bonn arbeiteten, sind bekannt. Die Bun- 
desregierung hat bisher keine Maßnahmen gegen sie ergriffen. 

Am 18. Juni 1985 besuchten Unternehmensvertreter den neu in sein Amt 
eingeführten Bundesminister für Wirtschaft, Herrn Bangemann, der gerade 
vom Europäischen Parlament nach Bonn gekommen war. Staatssekretär von 
Würzen fertigte über das Gespräch ein Protokoll folgenden Inhalts an, das 
ich zitieren möchte. 


Dokument I 


- Staatssekretär - Bonn, 1. Juli 1985 

Vertraulich 

Memorandum 

Betr. : Treffen des Ministers mit Herrn Zoglmann und Herrn Nohse 

(Geschäftsführer des IKL) am 18. Juni 1985 

Am 18. Juni 1985 statteten Herr Zoglmann und Herr Nohse (IKL) dem Mini- 
ster einen Besuch ab, um mit ihm über das portugiesische Fregattenprojekt 
zu sprechen. Sie nutzten die Gelegenheit, um zu einem geplanten Export- 
geschäft mit Südafrika folgendes darzulegen: 

Seit einiger Zeit bemühe sich Südafrika um U-Boot-Lieferungen. Drei 
Optionen stünden zur Diskussion: 

kleine Option: Lieferung von Software (Pläne und Lizenzen), 
Gesamtwert: DM 160 Millionen, davon DM 60 Millionen für Lizenzen 
mittlere Option: wie oben plus Lieferung von Bauteilen, Gesamtwert 
DM 1,7 Milliarden 

große Option: Lieferung kompletter U-Boote 


584 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/8109 


- 8 - 

Die Angelegenheit sei dem Kanzleramt (Schreckenberger, Teltschik), dem 
Verteidigungsministerium und der Bayerischen Staatskanzlei bekannt. Sie 
sagten, nach Gesprächen mit dem Bundeskanzleramt hätten die Unternehmens- 
vertreter im Juli 1984 einen Vertrag über die kleine Option geschlossen und 
diesen teilweise erfüllt. Sie erklärten, das Bundeskanzleramt habe sie 
darüber in Kenntnis gesetzt, daß es nun politische Probleme für dieses 
Exportgeschäft gebe. Daher beaDsichtigten sie, den Rest des Geschäfts über 
die Türkei abzuwickeln. Sie wiesen darauf hin, daß dafür eine Änderung der 
Verfahrensvorschriften des Bundesamts für gewerbliche Wirtschaft erfor- 
derlich sei. Unsere Frage, ob das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft den 
ersten Teil der Transaktion genehmigt hatte, wurde verneint. 

Bundesminister Bangemann und ich verwiesen auf folgendes: 

Die Ausfuhr von U-Booten, U-Boot-Teilen und Fertigungsplänen nach Süd- 
afrika sei genehmigungsbedürftig. Soweit das Embargo gelte, werde keine 
Genehmigung erteilt werden. Soweit das Embargo gelte, werde es auch keine 
Genehmigung für eine Abwicklung über die Türkei geben. Da wir zu wenig 
über die Angelegenheit wüßten, seien wir nicht in der Lage, zu entscheiden, 
welche Teile des Vertrags über die sogenannte kleine Option genehmigungs- 
bedürftig seien. Wir erklärten, die genannten Ministerien hätten uns keine 
genauen Informationen dazu gegeben. Wir sagten, wir seien außerstande, zu 
Zusammenkünften Stellung zu nehmen, an denen wir nicht beteiligt waren. 
Dr. von Würzen^ 


Bundesminister Bangemann leitete seine Informationen über die Angelegenheit 
nicht an die Staatsanwaltschaft weiter, die zuständig ist, wenn das Außen- 
wirtschaftsgesetz verletzt wurde, wenn "das friedliche Zusammenleben der 
Völker gestört wird" oder wenn "die auswärtigen Beziehungen der Bundes- 
republik Deutschland erheblich gestört werden” (§ 34 des Deutschen Außen- 
wirtschaftsgesetzes). Bundesminister Bangemann unterrichtete statt dessen 


1 Anm. d. Übers.: Rückübersetzung aus dem Englischen 
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Finanzminister Stoltenberg über seine Erkenntnisse in dieser Angelegenheit, 
um sie als Ordnungswidrigkeit gegen die Außenwirtschaftsbestimmungen von 
der Oberfinanzdirektion Kiel untersuchen zu lassen. 

Die Oberfinanzdirektion ist eine Behörde, die an die Weisungen des Bundes- 
finanzministers gebunden ist, der einer der Anteilseigner der halbstaatlichen 
HDW ist. Die Oberfinanzdirektion führte ihre Ermittlungen auf der Grundlage 
von Unterlagen durch, die ihr von den beteiligten Unternehmen freiwillig zur 
Verfügung gestellt wurden. Es wurden weder Büros durchsucht noch Geschäfts- 
bücher beschlagnahmt. Auf der Grundlage von Informationen der Unterneh- 
men stellte die Oberfinanzdirektion fest, daß folgende Unterlagen geliefert 
worden waren (Ich vermute, daß sie etwa 90 ° 0 des erforderlichen Know-hows 
umfassen. Die Unternehmen erklären, sie hätten zu keinem Zeitpunkt geheime 
Pläne geliefert. ) : 

Konstruktionspläne (ohne Anweisungen zur Qualitätskontrolle und ohne 
Maßtoleranzen), 

Unterlagen für die Bestellung von U-Boot-Ausrüstungsgegenständen, 
Berechnungen im Hinblick auf Stärke, Gewicht, Masse, Schwerpunkt 
usw. (soweit nicht "geheim"), 

Zeichnungen und Listen für Bauvorrichtungen und -Werkzeuge ("Scha- 
blonen”), 

Normen für die Anfertigung von Werkstattzeichnungen und die Erstel- 
lung von Stücklisten, 

Richtlinien für die Qualitätsgarantie, 

Zeitpläne für die Produktionsplanung, 

mehr als 4 700 fvon insgesamt etwa 5 000) Werkstattzeichnungen und 
Stücklisten für den U-Bootkörper (auf Mikrofilmen). 

Die Oberfinanzdirektion stellte fest, daß den deutschen Unternehmen 
DM 42,6 Millionen gezahlt worden waren. Sie kam zu dem Schluß, daß die 
gelieferten Unterlagen nichtöffentliche Informationen betrafen, die gemäß 
einer Änderung der Außenwirtschaftsverordnung im Anschluß an die Ver- 
hängung des bindenden Waffenembargos nur mit schriftlicher Genehmigung 
der Bundesregierung an Südafrika hätten geliefert werden dürfen. Wegen 
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dieses Verstoßes gegen das Außenwirtschaftsrecht wurde vorgeschlagen, 
gegen beide Unternehmen eine Geldstrafe in Höhe von DM 50 000 zu ver- 
hängen, was nicht zuviel ist, wenn man bedenkt, daß sie D^I 42 Millionen für 
den Verkauf von Fotokopien von Plänen erhalten hatten, die bereits ange- 
fertigt worden waren, weil sie sie für die an Indien verkauften U-Boote 
verwendet hatten. 

Durch einen Pressebericht wurden das Rüstungsgeschäft und die vorgeschla- 
genen Geldstrafen Ende November 1986 bekannt. Auf Verlangen der Oppo- 
sition wurde Anfang Dezember 1986 ein Bundestagsuntersuchungsausschuß 
gebildet. 

Im April 1987 wurde nach den Bundestagswahlen erneut ein Untersuchungs- 
ausschuß eingesetzt. Der Untersuchungsausschuß hatte Zugang zu den Akten 
der Bundesregierung und zu Teilen der Unternehmensakten. Mitglieder der 
Bundesregierung wurden in der Angelegenheit befragt. Die Regierungsver- 
treter erklärten, sie hätten den Unternehmen keine mündliche Genehmigung 
für das Rüstungsgeschäft erteilt. Sie konnten nicht erklären, warum die 
Unternehmen das Geschäft trotzdem abwickelten. Widersprüche zwischen den 
Unternehmensunterlagen und den Aussagen der Regierungsvertreter konnten 
vom Untersuchungsausschuß nicht geklärt werden, weil die Fraktionen der 
Regierungskoalition seit mehr als drei Jahren verhindert haben, daß Unter- 
nehmensvertreter vor dem Untersuchungsausschuß aussagen. Daher beschloß 
die SPD-Fraktion im Juni dieses Jahres, beim Bundesverfassungsgericht eine 
Klage einzureichen. Die Strategie der Fraktionen der Regierungskoalition hat 
es dem Untersuchungsausschuß unmöglich gemacht, weitere Zeugen zu hören. 
Im November oder Dezember wird der Bundestag sowohl über einen Mehr- 
heits- als auch über einen Minderheitszwischenbericht debattieren, die vom 
Untersuchungsausschuß vorgelegt werden. Ob und in welcher Weise der 
Untersuchungsausschuß weiterarbeitet, wird von der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts abhängen. Ein Termin für eine solche Entschei- 
dung steht nicht fest. 
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Auf Anweisung der Bundesregierung mußte die Oberfinanzdirektion ihre 
Ermittlungen wiederaufnehmen. Obwohl die westdeutschen Unternehmen im 
März 1987 noch einmal DM 2 Millionen als Lizenzgebühren ?ür den Bau des 
ersten U-Boots erhielten, kam die Oberfinanzdirektion im Januar 1988 - eine 
Woche nach der Generalversammlung - zu dem Schluß, daß die Ausfuhr der 
genannten Unterlagen nach Südafrika legal gewesen war. Die Begründung 
für die Entscheidung lautete, daß ein Teil der als geheim eingestuften 
Unterlagen laut Unternehmensaussagen nicht an Südafrika geliefert worden 
seien. In Abstimmung mit der Bundesregierung änderte die Oberfinanzdirek- 
tion ihren Rechtsstandpunkt dahingehend, daß die "Übergabe nichtöffent- 
licher Informationen” nur einer Genehmigung bedarf, wenn mit deren Hilfe 
das gesamte U-Boot oder funktionsfähige wesentliche Teile davon gebaut 
werden können. (Die angesehene deutsche Wochenzeitschrift "Die Zeit" 
nannte diese Änderung des Rechtsstandpunkts eine "Perversion der 
Gerechtigkeit",^ was besonders für diese Zeitschrift ein sehr scharfer 
Ausdruck ist.) Nur erfahrene U-Boot- Bauer könnten mit den gelieferten 
Unterlagen arbeiten, und solche Fachkräfte gebe es in Südafrika nicht. 
Trotzdem würden die Unterlagen Südafrika bei der Entwicklung seiner 
U-Boote um mehrere Jahre voranbringen. Der für die Ermittlungen der 
Oberfinanzdirektion zuständige Beamte erklärte vor dem Bundestagsausschuß, 
mit den gelieferten Unterlagen könne man bestenfalls so etwas wie eine 
wasserdichte Zigarre zusammenbauen. 

Es gab keine Ermittlungen durch eine unabhängige Strafverfolgungsbehörde, 
die Durchsuchungen oder Beschlagnahmungen vorgenommen hätte. Die Kieler 
Staatsanwaltschaft rechtfertigte dies mit dem Hinweis auf ein Gutachten des 
Auswärtigen Amts, in dem bestritten wurde, daß es zu einer "erheblichen 
Störung der auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland" 
gekommen sei. Es habe zwar tatsächlich internationale Reaktionen gegeben, 
aber sie bedeuteten - zumindest nach Auffassung des Auswärtigen Amts - 
keine "erhebliche Störung". 


1 Anm. d. Übers.: Rückübersetzung aus dem Englischen 
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Der Staatsanwalt vertritt somit den Standpunkt, daß noch nicht einmal die 
bisherigen Reaktionen der Vereinten Nationen eine "erhebMche Störung der 
auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik” darstellen. Aber er kann seine 
Ermittlungen nur einleiten, wenn eine solche Störung vorliegt. Es wird unter 
anderem von den Reaktionen dieses Ausschusses und des Sicherheitsrats 
abhängen, ob die Voraussetzungen für ein Ermittlungsverfahren in bezug auf 
das U- Boot-Geschäft durch eine unabhängige Strafverfolgungsbehörde erfüllt 
sind. 

Anfang dieses Jahres stellte die Kieler Staatsanwaltschaft fest, daß durch die 
Lieferung von Plänen an Südafrika möglicherweise ein Geheimschutzabkommen 
mit Indien verletzt worden sei, das die Bundesregierung 1981 mit der 
indischen Regierung geschlossen hatte. Es steht fest, daß die an Südafrika 
gelieferten Pläne Fotokooien der Pläne für diejenigen U-Boote waren, die die 
HDW für Indien gebaut hatte. Indien hat zwar gegen die Übergabe seiner 
unter Geheimschutz stehenden U-Öoot-Pläne an Südafrika nicht förmlich 
protestiert (was an sich schon seltsam genug ist), aber die Übergabe dieser 
Plane ist nach deutschem Recht strafbar. Der Staatsanwalt kann jedoch nur 
Ermittlungen einleiten, wenn die Bundesregierung ihm dazu ihre besondere 
Ermächtigung erteilt. Der Staatsanwalt beantragte diese Ermächtigung im 
April dieses Jahres. Im August lehnte die Bundesregierung den Antrag mit 
der Begründung ab, im Fall von Ermittlungen durch den Staatsanwalt würde 
die militärische Zusammenarbeit deutscher Unternehmen mit NATO-Partnern 
erschwert werden. Die eigentlichen Gründe gehen aus dem vertraulichen 
Protokoll des Treffens zwischen den Vertretern der verschiedenen beteiligten 
Ministerien hervor (Anlage II), aus dem ich nun zitieren möchte: 

"Vertreter des Bundesministeriums der Verteidigung und des Mini- 
steriums für Wirtschaft wiesen darauf hin, daß der mit der Nicht- 
erteilung der Strafverfolgungsermächtigung implizit verbundene Ver- 
stoß gegen das Legalitätsprinzip hingenommen werden könne, da der 
Tatbestand der Übergabe geheimer Unterlagen an Südafrika als ver- 
gleichsweise geringfügig angesehen werden könne ... Selbst wenn 
förmlich als geheim eingestufte Unterlagen geliefert worden wären, 
zöge dies allein noch keine schwerwiegenden Konsequenzen nach sich 
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und müßte aufgrund der besonderen Umstände des Falles strafrechtlich 
als ein verhältnismäßig geringfügiger Verstoß bewertet werden."^ 

Der Ständige Vertreter der Bundesrepublik Deutschland bei den Vereinten 
Nationen unterrichtete den Vorsitzenden dieses Ausschusses am 15. Januar 
1988 über den Abschluß der von der Oberfinanzdirektion durchgeführten 
Ermittlungen. Ich werde nun aus dem diesbezüglichen Schreiben zitieren, das 
auch dem Untersuchungsausschuß in Bonn vorliegt: 

"Nachdem die Regierung der Bundesrepublik Deutschland von der 
Transaktion erfahren hatte, verbot sie sofort jede weitere Lieferung 
von Entwürfen an Südafrika und machte damit die Durchführung 
entscheidender Teile des Geschäfts unmöglich. Die genannten Unter- 
nehmen wurden folglich an Handlungen gehindert, die gegen das 
erwähnte Gesetz verstoßen hätten." 

Bei genauer Betrachtung dieses Schreibens kann ich nur zu dem Schluß 
kommen, daß meine Regierung einräumt, es habe seitens der Unternehmen 
zumindest den Versuch eines Verstoßes gegen das Gesetz gegeben. Nach dem 
deutschen Außenwirtschaftsrecht muß ein Versuch dieser Art auch straf- 
rechtlich verfolgt und bestraft werden. Die Oberfinanzdirektion ging jedoch 
nicht von einem versuchten Verstoß gegen das Gesetz aus. Sie vertrat die 
Ansicht, die Unternehmen hätten sich ernsthaft um eine Genehmigung ihres 
Geschäftes durch die Regierung bemüht und nur diejenigen Teile der Pläne 
geliefert, die keiner Genehmigung bedurften. Schließlich hatten sie bei dem 
Treffen vom 18. Juni 1985 das Wirtschaftsministerium freiwillig über ihre 
Absichten informiert, oder zumindest nahm die Oberfinanzdirektion dies so 
an. Meiner Meinung nach ist diese Einschätzung rechtlich und sachlich 
falsch. 

Aber selbst die Informationen des Ständigen Vertreters sind unvollständig 
und ungenau. Tatsächlich hat die Bundesregierung keine wirksamen Maß- 


1 Anm. d. Übers.: Rückübersetzung aus dem Englischen 
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nahmen getroffen, um das U-Boot-Geschaft rückgängig zu machen oder um 
zu verhindern, daß Südafrika noch mehr Know-how erhält. Am Tag nach den 
bereits erwähnten Gesprächen zwischen Bundesminister Bangemann und den 
Unternehmensvertretern vom 18. Juni 1985 wurden dem Kurier der südafri- 
kanischen Botschaft weitere Pläne übergeben, deren Empfang er quittierte. 
Im Oktober 1985 wurde die Durchführbarkeitsstudie bezüglich der Moder- 
nisierung der Sandock-Werft von der HDW erneut überarbeitet. Laut Aus- 
sagen des Unternehmens wurde diese Studie dem Kunden nie übermittelt, 
sondern im Reißwolf vernichtet. Vor vier Wochen wurde in der Bundes- 
republik bekannt, daß mehrere Mitarbeiter der Nordseewerke Thyssen 1986 
in Südafrika waren, um eine neue Studie zur Modernisierung der Sandock- 
Werft zu erstellen. Das Unternehmen behauptet, diese Studie habe nichts mit 
dem Bau von U-Booten zu tun. Erst vor vier Wochen kam durch eine Fern- 
sehsendung ans Licht, daß der ehemalige stellvertretende Direktor der 
U-Boot-Werft der HDW seit 1985 für die Sandock-Werft arbeitet. Laut HDW 
hat auch er nichts mit dem Bau von U-Booten zu tun. Wir wissen nicht 
sicher, ob die U-Boote tatsächlich in den Sandock-Werften gebaut werden, 
aber vieles deutet darauf hin, daß Südafrika dazu in der Lage ist. 


Verehrte Delegierte, 

Sie fragen sich vielleicht, warum ein Mitglied des Bundestags seine 
Regierung vor diesem Ausschuß kritisiert und es für nötig hält, Unter- 
nehmen zu verurteilen, die in seinem eigenen Wahlkreis vielen Tausend 
Arbeitnehmern Arbeitsplätze bieten. Die Antwort liegt in der schwierigen 
Geschichte meines Volkes in diesem Jahrhundert. Aus der Geschichte dieses 
Jahrhunderts ziehen wir nämlich den Schluß, daß von deutschem Boden 
niemals wieder ein Krieg ausgehen und dort nie mehr eine Diktatur errichtet 
werden darf. Dies bedeutet in bezug auf die rassistische Diktatur in 
Südafrika, daß die Apartheid abgeschafft werden muß, da sie Menschen nur 
deshalb keine Gleichberechtigung gewährt, weil sie eine andere Hautfarbe 
haben. Dieses Regime darf keinerlei militärische Unterstützung erhalten. Das 
Völkerrecht und die verbindlichen Beschlüsse des Sicherheitsrats müssen 
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eingehalten und befolgt werden. Die Vereinten Nationen müssen gestärkt 
werden, aber sie müssen auch selbst Stärke und manchmel Mut beweisen, 
wann immer Verstöße gegen das bindende Waffenembargo festgestellt werden. 

Herr Vorsitzender, 

lassen Sie mich auch etwas Positives über meine Regierung sagen. Nach der 
Rabta-Affäre, bei der es um die deutsche Beteiligung am Bau einer Chemie- 
fabrik in Libyen ging, hat die Bundesregierung eine Gesetzesinitiative auf 
den Weg gebracht, um die Kontrolle der Ausfuhren sensitiver Güter Und 
Technologien, insbesondere derjenigen im Zusammenhang mit biologischen, 
chemischen und nuklearen Waffen sowie im Zusammenhang mit Trägertechno- 
logien, zu verschärfen. Ein Nebeneffekt dieser Initiative wird auch eine 
Verbesserung der Kontrolle für Waffenexporte nach Südafrika sein. Aber es 
ist noch einiges mehr im Gange. In der Bundesrepublik Deutschland werden 
zur Zeit drei verschiedene Ermittlungsverfahren von Strafverfolgungs- 
behörden durchgeführt, die sich mit Trägertechnologieexporten in Länder wie 
Libyen, Argentinien, Ägypten und Irak befassen. Alle diese Exporte wurden 
als nichtmilitärische Klimaforschungsvorhaben getarnt und betrafen das 
Unternehmen Messerschmidt-Bölkow-Blohm (MBB). 

Es besteht natürlich ohne Zweifel Grund zu einem besonderen Verdacht im 
Fall der Ausfuhr der Multisensor- Plattform an den Meteorologischen Dienst 
Südafrikas, womit sich Herr Minty hier bereits recht ausführlich befaßt hat. 
Es ist auch zu beachten, daß MBB die Genehmigung für den Export dieses 
Systems nach Südafrika gerade noch rechtzeitig beantragte, bevor der 
Bundesregierung der militärische Charakter der meteorologischen Rakete für 
Argentinien bewußt wurde und sie versuchte, die Zusammenarbeit zwischen 
MBB und Argentinien zu unterbinden. Es ist bekannt, daß die Zusammen- 
arbeit trotzdem bis 1986 fortgesetzt wurde. Wir müssen also Sorgfalt und 
Vorsicht waLten lassen. 
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Verehrte Delegierte, 

« 

ich weiß die Arbeit der Vereinten Nationen, dieses Ausschusses und des 
Sonderausschusses gegen Apartheid sehr zu schätzen. Diesen Gremien gilt 
die Sympathie aller Bürger meines Landes, die den Kampf gegen das Apart- 
heidregime unterstützen. 

Herr Vorsitzender, ich danke Ihnen. ^ 


1 Anm. d. Übers.: Es folgen die Anlage I (Memorandum der 

I KL-Unternehmensleitung vom 06.10.1983) und die Anlage II (Protokoll 
einer Besprechung zwischen Vertretern des ChBK, AA, BMVg, BMF, 
BMJ und BMWi vom 24.05.1985). 
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VEREINTB KATIOHRH 
GSmUU.VBRSAMMZ.UMa 


Diatr./Vart. 

GBMBRAL/ALLGEHBIN 

A/RSS/44/27 

22. NovamDar 1989 


Vlarundviarzigata Tagung Inoffizielle Vorauzkopla 

Tagazordnungapunkt 28 


RSSOLUTICH DER GBMBRALVBHSAMMLUMO 
[ohna Überwalzung an einen HauptauaachuA (A/44/I«. 34/Rav. 1} 1 


44/27 - Dia Apartfaeldpolitlfc dar Regierung SOdafrlkaa 

I 

MILITÄRISCH]? KOLLABORATION MIT SÜDAfRIKA 

Pta Ganaralveraaan lung , 

untar Hinweis auf Ltaca Rasolutionan und dia Raaoiutlonan daa 
Slcherbaitarata Ober daa Maffenaabargo aowia auf andaca Raaoiutlonan Ober 
Kollaboration alt Südafrika, 

Kanntnla nehwend voa Bacicht daa Sonde rauaachuaaea gegen Aparthaid 1/ , 

von neue» etkllrend . das dia vollatindiga Anwandung ainaa Maffaneabargoa 
gagan Südafrika unverzichtbarer Baatandtail ainaa intarnatlonalan Vorgahana 
gagan dia Apartheid ist# 

Kanntnla nahawnd von dar an 18. Daseaber 1987 varabaebiadatan srkllrung 
daa Slcharhaitarataauaachuaaaa geaSS Raaolution 421 (1977) von 9. oaaaabac 
1977 zur SQdafrikafrage, ln dar dar AuaaohuA "alt höcbatar Beunruhigung und 


\/ Offlalallaa Protokoll dar Generalveraaaalung, Viecundvleralgate 
Tagung, Ballaga 22 (A/44/22) . 


20840 00090 


594 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/8109 


/W3-V 

Seit« 2 


großer Besorgnis festgaatellt hat, daß noch immer groß« Mengen an Waffen und 
militäc lecher Ausrüstung, ao auch hochentvtakeltea militärische» Geeit, auf 
direktem odac heimlichem Wega nach Südafrika gelangen" 2 / , 

alt daa Ausdruck ihrer acnathaftan Beaorgnia über die zunehmende Anzahl 
von Verletzungen daa gegen Südafrika verhängten bindenden Wat fenembargoa, 

alt Bedauern darüber , daß einige Länder auch weiterhin heimlich mit 
Südafrika Waffenhandel treiben und Südafrika die Teilnahme an internationalen 
Waf fenausstellungen geatatten, 

1. mißbilligt entachieden daa Handeln derjenigen Staaten und 
Organisationen, die daa Waffenembargo auch weiterhin direkt oder indirekt 
verletzen und mit Südafrika auf militärischem und nuklearem Gebiet sowie i« 
Bereich des Feindnachrichtenweeene und der Technologie koilaborieren, und 
insbesondere daa Handeln Israels, wegen der Bereitstellung von Kerntechnik, 
und zweier in der Bundesrepublik Deutschland ansässiger Unternehmen, wegen der 
Lieferung von Blaupausen für die Herstellung von U-Booten und anderem 
einschlägige« Militärgerlt, und richtet die Aufforderung an Israel, diese 
feindseligen Handlungen ab sofort einzustallan, und an die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland, ihren Verpflichtungen aus Resolution 421 (1977) 
nachsukoamen, indem sie die besagten Unternehmen strafrechtlich zur 
Verantwortung sieht) 

mißbilligt ferner des Handeln Chiles, daa zu ainem wichtigen 
Handelsplatz für südafrikanische RÜstungsgilter geworden ist, und fordert es 
nachdrücklich auf, Handlungen dieser Art ab sofort zu imtarlassenj 

3. bittet den Sicherheitsrat nachdrücklich , Sofortmaßnahaan in Betracht 
zu ziehen, durch welche die strikte und uneingeschränkte Anwendung des vom Rat 
alt dan Resolutionen 418 <1977) vom 4. November 1977 und 583 (1984) vom 

13« Dezember 1984 verhängten Waffenembargos und dessen wirksame Überwachung 
siehergestellt werden) 

4, er Bucht den Sonderausschuß, die Angelegenheit ständig weiteriu- 
ver folgen und der Generalversammlung und dem Sicherheitsrat gegatoenenfaUs 
darüber Bericht tu erstatten. 


63, Plenarsitzung 
22. November 1989 


2/ Siehe Offletal Records of the Security Council, Forty-aecond Yea r, 
Supplement for Qc tobet, November and Oecembet 1987 , Dokument S/19396, Anhang. 
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Deutscher Bundestag Auszug der Drucksache 1 0/833 

10. Wahlperiode 

21. 12.83 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Abgeordneten Dr. Hauchler, Verheugen, Bindig, Brück, 
Gansei, Dr. Holtz, Frau Huber, Klose, Lambinus, Frau Luuk, Schanz, Schluckebier, 
Dr. Soell, Stobbe, Toetemeyer, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/230 — 


Politik der Bundesregierung im südlichen Afrika 


Der Bundesminister des Auswärtigen — 011 — 300.13 — hat mit\ 
Schreiben vom 20. Dezember 1983 die Große Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


7. a) Wird die Bundesregierung durch Kabinettsbeschluß sicherstel- 
len, daß das von den Vereinten Nationen verhängte Embargo für 
Waffen sowie für militärische und paramilitärische Ausrüstungs- 
güter nicht ständig durch eine großzügige Exportgenehmigungs- 
praxis und weitreichende Definitionen im Bereich der Grau- 
zonentechnologie durch das Bundesministerium für Wirtschaft 
und die zuständigen nachgeordneten Behörden unterlaufen 
wird? 

b) Sieht sich die Bundesregierung in Übereinstimmung mit ihren 
selbst übernommenen Verpflichtungen, wenn diese Genehmi- 
gungspraxis zum Beispiel die Lieferung ausdrücklich für die 
militärische Verwendung bestimmter Fahrzeuge, antimagneti- 
scher Schiffsmotoren für minenresistente Schiffe oder militärisch 
verwendbarer Elektronik ermöglicht? 

c) Wird die Bundesregierung künftig den Export .sonstiger Waren 
von strategischer Bedeutung' aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land, zum Beispiel nukleartechnologische Güter, gemäß Teü 1 C 
der Ausfuhrliste zur Außenwirtschaftsverordnung unterbinden? 

d) Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, daß inter- 
national vereinbarte Restriktionen gegenüber der Republik Süd- 
afrika von Firmen aus der Bundesrepublik Deutschland und Fir- 
men anderer Länder umgangen werden? 

a) Die Bundesregierung hat bereits mehrfach auf entsprechende 
parlamentarische Anfragen hin festgestellt, daß sie sich strikt 
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an das gegen Südafrika verhängte Embargo des Sicherheitsrats 
der Vereinten Nationen vom 4. November 1977 hält, an dessen 
Ausarbeitung die Bundesrepublik Deutschland als Mitglied des 
Sicherheitsrats beteiligt war. 

Genehmigungen zur Ausfuhr von Waren, die unter das 
Embargo fallen, d. h. Waffen, militärische Ausrüstungen und 
paramilitärische Polizeiausrüstungen sowie Ersatzteile hierfür, 
werden nicht erteilt. Art und Umfang dieser Waren sind in der 
Anlage AL zur Außenwirtschaftsverordnung sowie in der 
Kriegswaffenliste (Anlage zum Kriegswaffenkontrollgesetz) 
festgelegt. 

b) Die Bundesregierung kann nur die Ausfuhr von Waren verhin- 
dern, die einer Genehmigung nach dem Außenwirtschaftsge- 
setz oder dem Kriegswaffenkontrollgesetz bedürfen. Art und 
Umfang dieser Waren sind in den Anlagen zu diesen Gesetzen 
mit allgemeiner, für alle Länder gehende Wirkung festgelegt. 
Dabei wird nicht auf den Zweck, sondern auf die besondere 
Eignung der Ware für bestimmte Verwendungen abgestellt. 
Eine andere Regelung ist schon im Hinblick auf die allgemeine 
Geltung nicht möglich. Eine Genehmigungspflicht für alle 
Waren, die im militärischen Bereich verwendet werden könn- 
ten (dazu gehören nicht nur alle Fahrzeuge, sondern auch 
Textilien und ähnliches), würde weder der auf Freiheit des 
Handels gerichteten Grundhaltung der Bundesregierung noch 
dem in § 2 des Außenwirtschaftsgesetzes enthaltenen Grund- 
satz entsprechen, „daß in die Freiheit der wirtschaftlichen Betä- 
tigung so wenig wie möglich eingegriffen wird. " 

c) Auch bei „sonstigen Waren von strategischer Bedeutung" 
(Teil I Abschnitt C der Ausfuhrliste - Anlage AL zur Außenwirt- 
schaftsverordnung), die unter das Embargo fallen, werden 
keine Ausfuhren genehmigt. 

d) Wenn der Bundesregierung bekannt wird, daß unter Verlet- 
zung des Außenwirtschaftsgesetzes oder des Kriegswaffenkon- 
trollgesetzes ohne Genehmigung Waren ausgeführt werden, 
deren Ausfuhr einer Genehmigung bedarf, wird dieses Vorge- 
hen strafrechtlich oder als Ordnungswidrigkeit verfolgt. Bisher 
ist nur ein Fall bekanntgeworden, der auch den Vereinten 
Nationen in offizieller Form mitgeteüt wurde. 
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2300 Kiel , 22.08.90 
Schützenwan 31/35 
Telefon: (0431) 604-1 
Teletex: ^3317 67 -STAK I EL 
Telefax: (0431 ) 6,042469 


Staatsanwaltschaft 
bei dem Landgericht Kiel 
Aktenzeichen: 591 Js 20352/89 
( Bitte bei Rückfragen anciebeg) 


Kieler Gruppe 

der Ant i -Aparthe i d- Bewegung 
z.H. Herrn Gerhard Pott 
Esmarchstr. 22 

2300 Kiel 1 


Ihre Strafanzeige gegen Amtsträger der Ober f i nanzd i rekt i on 
Kiel wegen des Verdachts der Rechtsbeugung (§ 336 StGB) vom 
24. Mai 1989 


Sehr geehrter Herr Pott, 

die Prüfung Ihres Anzeigenvorwurfs hat keine hinreichenden 
Anhaltspunkte für den Verdacht eines Verbrechens der Rechts- 
beugung durch Amtsträger der OED Kiel im Zusammenhang mit der 
Einstellung des Ordnungswidr igkeitenverf ahrens gegen Verant- 
wortliche der Firmen Howa Idtswerke/Deutscho Werft AG Kiel und 
1 ngen i eur kontor Lübeck wegen der Veräußerung von Konstruk- 
tionsplänen für den Bau von U-Booten an die Republik Südafri- 
ka aufgedeckt. Das Verfahren Ist daher gern. § 170 Abs. 2 StPO 
mangels hinreichenden Tatverdachts eingestellt worden. Zu den 
Gründen ist folgendes auszuführen: 

Der Tatbestand der Rechtsbeugung setzt voraus, daß der mit 
der Leitung oder Entscheidung einer Rechtssache befaßte Amts- 
träger vorsätzlich zugunsten oder zum Nachteil einer Partei 
das Recht beugt. Die Tat Ist begehbar durch 

Sachverhaltsverfälschung oder unterlassene Aufklärung 
des Sachverhalts, 

falsche Anwendung von Rechtsnormen, 

Ermessensmißbrauch bei allen Ermessensentsche ldungen . 

-2- 
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Solche Fehler sind Im vorliegenden Fall nicht erkennbar. 

1. Die OFD hat den Fall unter dem Gesichtspunkt einer Ord- 
nungswidrigkeit nach § 33 AWG untersucht - für die Abgabe 
des Verfahrens an die Staatsanwaltschaft bestand seiner- 
zeit kein Anlaß, da diese die Tat in eigener Zuständig- 
keit prüfte und zunächst den Anfangsverdacht einer Straf- 
tat verneinte - und dabei die Ermittlungen verfahrens- 
fehlerfrei geführt. Zur Aufklärung des Sachverhalts hat 
sie sich der Prüfer des Sachgebiets für Außenwirtschafts- 
prüfungen bedient, die auf vorhandene Erfahrungen mit 
Betrieben, die auch rüstungsbezogene Geschäfte tätigen, 
zurückgreifen konnten und bei Gefahr im Verzüge befugt 
sind, Beweismittel zu beschlagnahmen. Eine Verpflichtung, 
die Zollfahndung einzuschalten, bestand nach dem Gesetz 
nicht. § 42 Abs. 1 AWG eröffnet insoweit nur ein Wahl- 
recht der Verwaltungsbehörde, Ermittlungen auch durch 
Zo 1 1 f ahndungsste llen vornehmen zu lassen. Hiervon hat die 
OFD aus den vorbeze ichneten Gründen ermessensf ehlerf re i 
keinen Gebrauch gemacht. Bei der Durchfünrung der Ermitt- 
lungen hat sich die OFD nicht allein auf die Angaben der 
Firmen verlassen. Sie hat vielmehr zahllose Geschäfts- 
unterlagen und Geschäftsabläufe überprüft sowie Gutachten 
vorn Bundesverteidigungsminister ium und dem Bundesamt für 
Wirtschaft eingeholt. Der Sachverständige Dreher hat in 
diesem Zusammenhang sämtliche Vertragsunter lagen und 
technische Unterlagen des Geschäfts geprüft einschließ- 
lich VS-Reg i str aturen . Hierzu gehörte die Sichtung tau- 
sender E inze 1 pos i t ionen , Stücklisten, Werkstattzeichnun- 
gen, Mikrof i Imkarten und dergleichen mehr. Im übrigen hat 
die OFD eigene Vernehmungen durchgeführt und dafür eigens 
den Ingenieur Rademann aus Südafrika anreisen lassen. 

Wenn gleichwohl die gewonnenen Erkenntnisse - wie sich Im 
Zuge der staatsanwa 1 tscha f 1 1 i eben Ermittlungen später 
herausstellte - unvollständig waren, so lag dies im we- 
sentlichen an zwei Gründen. Zum einen hatten die Firmen 
den tatsächlichen Umfang des Geschäfts durch interne 
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Vertnerke und Schriftverkehr mit anderen Firmen, u.a. auch 
mit dem südafrikanischen Vertragspartner, getarnt, so daß 
die Prüfer der OFD von einer Stillegung des Projektes im 
Sommer 1985 ausgehen mußten. Zum anderen lagerten die 
entscheidenden Beweismittel ohnehin in Privatwohnungen, 
deren Durchsuchung mangels konkreter Hinweise seinerzeit 
nicht zwingend veranlaßt war. Für eine vorsätzliche 
Verletzung der Auf k 1 ärungspf 1 i cht liegen mithin keine 
hinreichenden Verdachtsgründe vor. 

2. Bei der Anwendung des materiellen Rechts kommt es Im Rah- 
men der Rechtsbeugung nach der herrschenden objektiven 
Rechtsbeugungstheor ie entscheidend darauf an, ob die zu 
beanstandende Rechtsauslegung zweifelsfrei nicht mehr 
vertretbar ist und damit einen eindeutigen Rechtsverstoß 
aufzeigt (Spendei, in: Leipziger Kommentar, StGB, 

10. Auf!., Rn. 41 zu § 336; Cramer, in: Schönke/Schröder , 
StGB, 23. Aufl., Rn. 5a zu § 336; Lackner, StGB, 

18. Aufl,, Anm. 5a zu § 336; Preisendanz, StGB, 

30. Aufl., Anm. 5 zu § 336). Diese Voraussetzungen sind 
im vorliegenden Fall nicht erfüllt. 

a) Bei der Anwendung des § 5 Abs. 1 AWV, der die Geneh- 
migungspflicht für die Ausfuhr der einschlägigen Wa- 
ren und Fertigungsunterlagen statuiert, hat die OFD 
zunächst folgende Vorüberlegungen angestellt: 
aa) Es waren noch nicht sämtliche Fertigungsunterla- 
gen geliefert - dies entsprach zutreffend den da- 
maligen Erkenntnissen -, 

bb) mit den gelieferten Unterlagen ließ si.ch ohne 

weitere Hilfe kein U-Boot bauen - dies entsprach 
dem Ergebnis der damaligen Gutachten und wird von 
dem neuesten Gutachten der Sachverständigen Dre- 
her und Tympe vom 25. Juni 1990 wiederum bestä- 
tigt - . 


-4- 
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cc) Teillieferungen lösen die Genehmigungspflicht 
erst dann aus, wenn sie wesentlich sind - dies 
entspricht der Rechtsauffassung der Beschwerde- 
kammer des hiesigen Landgerichts (Beschluß vom 
04. Juli 1090 - 33 Qs 9, 9 und 16/90 - 5.52). 

Die OFD hat sodann in einem weiteren Schritt den Be- 
griff "wesentlich* dahingehend ausgelegt, daß es ent- 
scheidend auf den spezifisch mi 1 i täri sch-strateg i- 
schen Gehalt der Teilunterlagen ankommt, und diese 
Voraussetzung unter Berufung auf die vorliegenden 
Gutachten - insoweit zutreffend - verneint. Diese im 
Ergebnis äußerst restriktive Auslegung entsprach und 
entspricht heute noch der Auffassung des Bundes- 
wirtschaftsministeriums. Sie ist auch vom Bundes- 
finanzministerium nicht beanstandet worden und wird 
überdies von dem Sachverständigen Haase geteilt, der 
als Experte des Außenwirtschaftsrechts gilt und im 
Bundeswirtschaftsministerium seit langen Jahren die 
Federführung für Gesetze, Verordnungen und Ausle- 
gungsfragen auf dem Gebiet des Außenwirtschaftsrechts 
hat. Die Rechtsauffassung geht auf den Kern des Ge- 
setzeszwecks zurück, der den ungenehmlgten Export mi- 
litärischer Kampfschiffe verhindern soll, und will 
dem Gebot Rechnung tragen, im Interesse der Freiheit 
des Außenhandels einschränkende Vorschriften vorsich- 
tig und im Zweifel einengend auszulegen. Diese Be- 
gründungselemente sind jedenfalls unter dem straf- 
rechtlichen Gesichtspunkt der Rechtsbeugung nicht an- 
greifbar. Sie erscheinen weder willkürlich, noch ab- 

i 

wegig noch völlig unvertretbar. Wenn auch das Ausle- 
gungsergebnis nicht 2 u überzeugen vermag und von hier 
auch nicht geteilt wird, so ist doch der Tatbestand 
der Rechtsbeugung deswegen nicht erfüllt, weil die 
rechtliche Auslegung und Subsumtion mindestens am 
Rande der Vertretbarke it liegt. 
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b) Dies gilt gleichermaßen für die -- im übrigen eben- 
falls vom Bundesimnister der Wirtschaft und Bundes- 
minister der Finanzen - vertretene bzw. gebilligte 
Rechtsauf f assung der OFD zur Auslegung des § 45 
Abs. 3 AWV, nach der im Falle der Vermittlung nicht 
allgemein zugänglicher Kenntnisse über Fertigungsun- 
terlagen dieselben Aus 1 egungskr i ter ien gelten müssen 
wie für die Lieferung der Fertigungsunterlagen, da es 
keinen Sinn mache, die Vermittlung von Kenntnissen 
über Fertigungsunter lagen anders und schärfer zu be- 
urteilen als die Lieferung der Fert igungsunter lagen 
selbst. Schlechthin unvertretbar erscheint diese an 

§ 5 Abs. 1 AWV orientierte Auslegung jedenfalls 
nicht. Sie findet überdies Unterstützung im Kommentar 
von Schulz zum Außenwirtschaftsrecht, in dem es heißt 
(§ 70 AWV Rn. 5); "Die verschiedenen Erscheinungsfor- 
men (der Tatbestände) stehen gleichwertig nebeneinan- 
der und es ist daher nicht gerechtfertigt, je nach 
dem verschiedenen Tatbestand einen unterschiedlichen 
objektiven Unrechtsgehalt anzunehmen . “ 

c) Schließlich läßt sich der Vorwurf der Rechtsbeugung 
auch nicht damit begründen, daß die OFD eine versuch- 
te Ordnungswidrigkeit verneint hat, weil es den Be- 
troffenen am Vollendungswillen gefehlt habe, d.h. am 
Vorsatz, die Lieferung ohne Genehmigung durchzufüh- 
ren. 

Bei der Beurteilung dieser Frage im Rahmen des Tatbe- 
standes der Rechtsbeugung ist die - wenn auch unzu- 
treffende - jedoch objektiv noch am Rande der Ver- 
tretbarkeit liegende Rechtsauffassung der OFD zur 
Auslegung der §§ 5 Abs. 1 und 45 Abs. 3 AWV zugrunde 
zu legen, wonach der Ordnung sw i dr i g ke i tentatbestand 
bei Teillieferungen erst erfüllt ist, wenn Unterlagen 
bzw. Kenntnisse mit militärisch-strategischem Gehalt 
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übermittölt werden. Ausgehend hiervon mag das Bemühen 
der Firmen um die Einschaltung und Zustimmung offi- 
zieller - indes unzuständiger - Stellen als auch der 
bereits erwähnte getarnte Schriftverkehr über den an- 
geblichen Abbruch des Projektes im Sommer 1985 als 
gewichtiges Argument dafür gegolten haben, jedenfalls 
an dem Vorsatz der Betroffenen zu zweifeln, den kri- 
tischen Teil der Unterlagen ohne gültige Genehmigung 
liefern zu wollen. Letztlich kam es hierauf nicht 
entscheidend an, da es - ausgehend von den tatsäch- 
lichen Feststellungen der OFD und der von ihr vertre- 
tenen Rechtsauffassung - ohnehin an einem unmittelba- 
ren Ansetzen zurTat im Sinne von § 13 Abs. 1 OWiG, 
nämlich zur Auslieferung der krititschen Unterlagen, 
gefehlt hat, so daß der Versuch der Ordnungswidrig- 
keit jedenfalls aus diesem Grunde zu verneinen gewe- 
sen wäre. 

d) Schließlich liegen auch keine überzeugenden Indizien 
dafür vor, daß die Beschuldigten ihre - angreifbare - 
Rechtsauffassung entgegen eigener Überzeugung vertre- 
ten haben oder auch nur mög 1 i cherwe i se für falsch 
hielten, dies aber billigend in Kauf nahmen und sich 
damit einer versuchten Rechtsbeugung schuldiggemacht 
haben. Zwar fällt auf, daß die OFD in einem Zwischen- 
bericnt vom 28. November 1986 ursprünglich eine ande- 
re. nämlich weitere und nicht an § 5 Abs. 1 AWV 
orientierte Auslegung des § 45 Abs. 3 AWV vertreten 
und deswegen ein Bußgeld vorgeschlagen hatte. Indes 
handelt es sich bei den Bestimmungen des Außenwirt- 
schaf tsrechts um eine komplizierte, in Rechtsprechung 
und Rechtswissenschaft weithin ungeklärte Rechtslage, 
die es erforderlich macht, sich an eine rechtlich 
vertretbare Lösung heranzutasten. Dies muß auch den 
Beschuldigten zugebilligt werden und schließt einen 
Meinungswandel nicht aus. Im vorliegenden Fall hatte 
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die QFD ihre im vorbezeichneten Zwischenbericht noch 
vertretene Rechtsauffassung nach Einholung einer 
Stellungnahme vom Bundeswirtschaftsministerium fal- 
lengelassen und sich der vom Bundeswirtschaftsmini- 
sterium vertretenen, an § 5 Abs. 1 AWV or ient ierten , 
restriktiven Auslegung des § 45 Abs. 3 AWV ange- 
schlossen Anges i chts der Schwierigkeit der Sach- und 
Rechtslage sowie des Fehlens gesicherter Rechtspre- 
chung und Literatur kann daraus ein Rechtsbeugungs- 
vorsatz nicht überzeugend hergeleitet werden. 



Staatsanwa 1t 
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STAATSANWALTSCHAFT KIEL 
591 Js 9809/89 


Gegenstand des Ermittlungsverfahrens ist u.a. die Beurteilung 
der Auslieferung von Fertigungsunterlagen für den Bau von 
U-Booten an eine in Südafrika ansässige Staatsfirma in der Zeit 
von Oktober 1984 bis Juni 1985, veranlaßt durch Verantwortliche 
der Firmen Ingenieurkontor Lübeck ( I KL ) und Howa ldtswerke/Deut- 
sche Werft AG in Kiel (HDW) in Erfüllung eines Vertrages vom 
15. Juni 1984 unter dem strafrechtlichen Gesichtspunkt eines 
Vergehens nach § 34 Abs. 1 Nr. 3 Außenwirtschaftsgesetz (AWG1. 

I. Sachverhalt: 

1. Am 15. Juni 1984 schlossen die Firmen IKL und HDW. 
vertreten durch Dr. F. Abels 1 1 KL ) und K. Ahlers 
sowie P. Hansen-Wester (HDW) mit der südafrikanischen 
Staatswerft L 4 S Maritime Technologies Ltd. (LSM), 
vertreten durch T.R. Gibbon, einen Vertrag über die 
Lieferung von Fertigungsunterlagen für den Bau von 
U-Booten des vertragsmäßig bezeichneten Typs 1650 
bzw. 1650 M sowie eines Konstruktionsmodells im Maß- 
stab 1:5 nebst der Erteilung von Baulizenzen für 
4 Ü-Boote. Im Vertrag wurde außerdem die Umkonstruk- 
tion der gelieferten Unterlagen und die Durchführung 
technischer Hilfe vereinbart. Der Gesamtwert der Ver- 
einbarung belief sich auf etwa 116 Mio DM. davon 
60 Mio DM für die Fertigungsunterlagen, das Konstruk- 
tionsmodell und die Baulizenz für das erste U-Boot 
sowie etwa 56 Mio DM für die Umkonstruktion und die 
technische Hilfe. Der Vertrag wurde unter dem Vorbe- 
halt abgeschlossen, daß die außenwirtschaftsrecht- 
lichen Genehmigungen erteilt würden. In Erwartung 
einer Genehmigung ( 'approva 1 . . . now is at hand in a 
sufficient manner*) erklärten die Vertragspartner am 
6. August 1984 den Vertrag für wirksam. 
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In Ausführung dieses Vertrages wurden in der Zeit vom 
10.10.1984 bis 19.06.1985 über Angehörige der Bot- 
schaft der Republik Südafrika in Bonn folgende Unter- 
lagen in die Republik Südafrika ausgeführt: 

die Bauanweisung (ohne Dberwachungsinstruktionen 
und Toleranzen) : 

Order-Dokumente als Unterlagen für die Bestellung 
der Schiffsausrüstung; 

Berechnungen für Festigkeit. Gewicht, Masse. 
Schwerpunkt u.a. (soweit nicht als 'geheim' einge- 
stuft) ; 

Zeichnungen und Stücklisten für Bauvorrichtungen 
und Bauwerkzeuge (sog. jigs); 

Normen zur Erstellung von Werkstattzeichnungen und 
Stückl isten. 

Richtlinien für Qualitätssicherung; 

Terminpläne für die Produktionsplanung; 

- ca. 4.700 (von insgesamt ca. 5.000) Werkstatt- 
Zeichnungen und Stücklisten für den U-Boot- 
Schi f f skörper auf Mikro-Film. 

Eine Ausfuhrgenehmigung lag nicht vor. 

Für die gelieferten Unterlagen zahlte die südafrika- 
nische Firma LSM an ihre beiden Vertragspartner ins- 
gesamt 42,6 Mio DM. 

Wegen dieses Sachverhalts leitete am 10. Februar 1986 
die Oberfinanzdirektion Kiel (OFD) gegen die Verant- 
wortlichen der Firma IKL (den geschäftsführenden Ge- 
sellschafter Lutz Nohse und den Leiter des Vertrags- 
wesens. Verkauf und Werbung Klaus Evers) unter dem 
Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit nach dem 
Außenwirtschaftsgesetz ein Ermittlungsverfahren ein 
und ordnete zudem am 23. Dezember 1986 die Verfah- 
rensbeteiligung der Firma IKL als Unternehmen an. 
Darüber hinaus ermittelte die OFD seit dem 4. Novem- 
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ber 1986 unter demselben Gesichtspunkt auch gegen den 
Vorstand der Firma HDW und das ehemalige Vorstands- 
mitglied Hansen-Uester unter gleichzeitiger Anordnung 
der Verfahrensbeteiligung der Firma HDW. 

Beide Verfahren wurden mit Verfügung vom 11. Januar 
1988 eingestellt. Mitentscheidend dafür war die 
Feststellung der OFD. daß eine Reihe von Unterlagen, 
deren Lieferung im Vertrag vom 15. Juni 1984 vorge- 
sehen waren, nicht geliefert wurden, nämlich: 

die als ■geheim" eingestuften Unterlagen; 

- Schweißvorschriften für HY-80-Stahl und für 
Schiffbaustähle; 

- Oberwachungs instrukt ionen und Toleranzen für 
den Bau eines U-Boot-Druckkörpers ; 

Berechnungen für Tolerierungsverfahren für den 
Druckkörper ; 

das als Einbauunterlage für Rohrleitungen, 
Kabel- und Lüftungsleitungen dienende Konstruk- 
tionsmodell im Maßstab 1:5; 

Unterlagen über Gewichts-, Volumen-, Stabili- 
täts- und Trimmberechnungen: 

- Unterlagen über Qual itätssicherungsmaßnahmen. 

Ob diese Feststellungen hinsichtlich der Unterlagen 
nach Durchführung von Ermittlungen Bestand haben 
werden, erscheint zweifelhaft. Mit Verfügung vom 
15. März 1989 hat die Staatsanwaltschaft Kiel den 
Anfangsverdacht für ein Vergehen der Verletzung einer 
besonderen Geheimhaltungspflicht nach § 353b Abs. 2 
Nr. 2 StGB angenommen und ein Ermittlungsverfahren 
eingeleitet. Die Gründe dafür sind dem Schreiben des 
Leitenden Oberstaatsanwalts an den Bundesminister der 
Justiz von demselben Tag zu entnehmen (Hauptbd. 
III/314ff ) . 
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2. Zwischen August 1984 und August 1985 hielten sich 
zeitweise insgesamt 5 Betriebsangehörige der Firma 
HDW in Südafrika auf. Ihr Aufenthalt dort diente der 
Wahrnehmung von Kontakten mit südafrikanischen Ver- 
waltungs- und Wirtschaftsstellen, um die Vorausset- 
zungen zum Bau von U-Booten und Einrichtungen dafür 
beim südafrikanischen Vertragspartner zu prüfen. 

Ober das Ergebnis fertigten sie eine Studie, die der 
Firma LSM überlassen wurde. Diese Studie (bezeichnet 
als 'Feasibility-Studie') enthält 

- einleitende, allgemeine Informationen über den 
Ablauf des U-Boot-Baus mit schematischer Darstel- 
lung des Oual itlts-Sicherungs-Systems bei der Fir- 
ma HDW; 

mehrere Varianten für eine U-Boot-Fert igung 
(Druckkörper) durch die südafrikanische Werft 
unter abgestufter Beteiligung weiterer einheimi- 
scher Betriebe, wobei durch Obersichtspläne Mög- 
lichkeiten der rationellen Nutzung der vorhandenen 
Werftanlagen aufgezeigt werden; 

- allgemeine technische, personelle und finanzielle 
Voraussetzungen, die die südafrikanische Werft bei 
Verwirklichung der jeweiligen Varianten zu erfül- 
len hätte, um selbst U-Boote bauen zu können; 
Hinweise auf die Notwendigkeit von Know-how-Trans- 
fer durch Schulung von Personal im Ausland und 
Entsendung von Spezialistenteams zur Bauunterstüt- 
zung ; 

unter Ableitung aus eigenen Erfahrungen geschätz- 
te. auf die südafrikanischen Verhältnisse abge- 
stellte Zeitpläne für die Verwirklichung der ver- 
schiedenen Fertigungsvarianten; 

eine Checkliste über weitere, vor allem kostenre- 
levante Gesichtspunkte bei einer evtl, eigenen 
U-Boot-Produktion durch die südafrikanische Werft. 
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Eine Ausfuhrgenehmigung lag nicht vor. 

3. Außerhalb des Vertrages vom 15. Juni 1984 lieferte 
die Firma HDW auf Anforderung der südafrikanischen 
Werft Sandock nach Südafrika 

- am 10. Oktober 1985 13 Bleche aus HY-80-Stahl mit 

einem Gesamtgewicht von 5.34 t zum Preise von 
26.000.-- OM. 

Eine Ausfuhrgenehmigung lag nicht vor. 

4. Nach dem Bekanntwerden des Unterlagentransfers durch 
eine Presseveröffentlichung in den Kieler Nachrichten 
vom 26. November 1986 gab es im In- und Ausland eine 
Vielzahl von kritischen und mahnenden Äußerungen, auf 
die im weiteren Verlauf noch einzugehen sein wird und 
die im November 1989 durch Ereignisse in der UN-Voll- 
versammlung bei vorläufiger Bewertung die Qualität 
einer 'erheblichen Störung der auswärtigen Beziehun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland' erreichten. 

11. Rechtliche Würdigung: 

Teil 1.: 

Oie Voraussetzungen de s 6 34 AW G . Problemübersicht 

Der objektive Straftatbestand des § 34 AWG hat zwei Vor- 

ausse tzungen: 

1. Es muß eine Ordnungswidrigkeit gemäß § 33 1 AWG vor- 
1 iegen. 

2. Die Ordnungswidrigkeit muß als zusätzliche Qualifi- 
zierung einen der folgenden Erfolge herbeigeführt ha- 
ben. Dieser kann darin bestehen, daß entweder die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland beeinträch- 


tigt wurde, das friedliche Zusammenleben der Völker 
gestört wurde oder daß die auswärtigen Beziehungen 
der Bundesrepublik Deutschland erheblich gestört 
wurden . 

ZlLl-L 

§ 34 AWG enthält eine Verweisungskette, an deren Ende 
entweder § 5 Außenwirtschaftsverordnung (AWV) oder § 45 
AWV stehen. Voraussetzung ist zunächst eine Ordnungs- 
widrigkeit im Sinne des § 33 Abs. 1 AWG. § 33 Abs. 1 AWG 
verweist seinerseits auf § 7 AWG. § 7 AWG enthält eine 
Ermächtigungsnorm zum Erlaß von Rechtsverordnungen. Eine 
solche Rechtsverordnung findet sich in Gestalt der Außen- 
wirtschaftsverordnung. Diese enthält als Bußgeldvor- 
schrift § 70. § 70 Abs. 1 Nr. la AWV nimmt Bezug auf 5 
Abs. 1 AWV; § 70 Abs. 1 Nr. Id und e AWV nimmt Bezug auf 
§ 45 Abs. 1-3 AWV. 

Soweit es im folgenden darum geht festzustellen, ob eine 
Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 33 Abs. 1 AWG vorliegt, 
ist zu untersuchen, ob entweder 

ein Verstoß gegen § 5 Abs. 1 AWV oder 
ein Verstoß gegen § 45 AWV vorliegt. 

Dabei ist zu beachten, daß in den Einstellungsverfügungen 
der OFD vom 11. Januar 1988 das Vorliegen der materiellen 
Voraussetzungen dieser Normen verneint wird. 

Zu 2.: 

Sollte die Untersuchung zu einem von der Rechtsauffassung 
der OFD Kiel abweichenden Ergebnis gelangen, ist weiter 
zu klären, ob durch die Ordnungswidrigkeit eine der in 
§ 34 Abs. 1 Nr. 1 -3 AWG genannten Qualifikationen er- 
füllt ist. 
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$$ 5 Abs. 1. 70 Abs. 1 Nr. la AWV 

Gemäß § 5 Abs. 1 AWV bedarf die Ausfuhr bestimmter Waren 
oder Unterlagen zu deren Herstellung der Genehmigung. Der 
Verstoß gegen diese Vorschrift stellt eine Ordnungswid- 
rigkeit im Sinne des § 70 Abs. 1 Nr. la AWV dar. Die ge- 
nehmigungsbedürftigen Waren finden sich im Teil I Ab- 
schnitt A. B und C der Ausfuhrliste (Anlage AL zur AWV). 
Für den vorliegenden Sachverhalt ist insbesondere Teil I 
Abschnitt A Nr. 0009 von Bedeutung. Diese Nummer bezieht 
sich auf Kampfschiffe sowie besonders für diese Schiffe 
konstruierte Bestand- und Zubehörteile. 

1, Anwendbarkeit des § 5 Abs. 1 Satz 2 AWV A.F. 

Für den Teil der Tathand lungen , der zeitlich vor dem 
1. Juli 1905 stattfand. ist zu prüfen, ob § 5 Abs. 1 
Satz 2 AWV a.F. überhaupt Anwendung finden kann. Da in 
dem vorbenannten Zeitraum keine f ert iggeste 11 ten Gegen- 
stände im Sinne der Ausfuhrliste geliefert worden sind, 
kommt hier allein ein Verstoß gegen § 5 AWV in Form der 
Lieferung von Fertigungsunterlagen in Betracht. Nach der 
heute gültigen Fassung der §§ 5 Abs. 1 und 70 Abs. 1 
Nr. la AWV ist vollständig klar, daß auch die ungeneh- 
migte Lieferung von Fertigungsunterlagen eine Ordnungs- 
widrigkeit darstellt. § 70 Abs. 1 Nr. 1 AWV lautet an der 
maßgeblichen Stelle: 

*... Wer .... entgegen § 5 Abs. 1 ... ohne Genehmi- 
gung Waren oder Unterlagen ausführt, ’ 

Diese Gesetzesformulierung geht zurück auf die 58. VO zur 
Änderung der Außenwirtschaftsverordnung. BGBl. I 1985, 
Nr. 35. Seite 1258ff, vom 1. Juli 1985. Dagegen lautet 
die entsprechende Formulierung in § 70 Abs. 1 Nr.la der 
vorher gültigen Fassung: 
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*...Wer... ohne Genehmigung nach § 5 Abs. 1 Waren 
ausführt . ..." 

Anders als in der heute maßgeblichen Formulierung bezieht 
sich § 70 AWV a.F. mithin nicht ausdrücklich auf die Aus- 
fuhr von Unterlagen. Ob ein Verstoß gegen § 5 AWV durch 
Ausfuhr von Unterlagen auch nach der alten Gesetzesformu- 
lierung ordnungswidrig war. mag daher zweifelhaft er- 
scheinen. 

Die OFD Kiel hat sich in ihren Einstellungsverfügungen 
mit dieser Frage ersichtlich nicht auseinandergesetzt. 
Der Grund hierfür dürfte allerdings darin zu sehen sein, 
daß die OFD die Gesetzesänderung und ihre Bedeutung gar 
nicht erkannt hat. Ihre Ausführungen beziehen sich stets 
nur auf § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV. Daraus ist zu schließen, 
daß die OFD die Außenwirtschaftsverordnung in ihrer 
heutigen Fassung angewendet hat. In der alten Ver- 
ordnungsfassung vor dem 01.07.1905 wurde die Genehmi- 
gungspflicht für Unterlagen nämlich in § 5 Abs. 1 Satz 2 
AWV geregelt. 

Das Justizministerium des Landes Schleswig-Holstein hat 
in einem Vermerk vom 20.07.1988 die Auffassung vertreten, 
die nach § 5 Abs. 1 AWV genehmigungspflichtige Ausfuhr 
von Fertigungsunterlagen werde nicht von § 70 Abs. 1 Nr. 
la AWV a.F. erfaßt. Im Ergebnis gelangt der Verfasser so 
zu der Überzeugung, daß praktisch die gesamten Lieferun- 
gen von Unterlagen bereits aus diesem Grunde nicht gegen 
einen Bußgeldtatbestand verstoßen. Zur Begründung wird 
dabei lediglich der Gesetzestext sowie der Wortlaut der 
amtlichen Begründung zur Neufassung des § 70 AWV zitiert. 
Diese Auffassung kann aber aus mehreren Gründen nicht 
überzeugen: 

a) Aus dem Sinnzusammenhang der §§ 70. 5 AWV ist kein 
Grund dafür ersichtlich, warum der Gesetzgeber hier 
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zwar die ungenehmigte Ausfuhr von fertigen Waren, 
nicht aber zugleich auch die ungenehmigte Ausfuhr von 
Fertigungsunterlagen inkr iminieren wollte. Die Tat- 
sache, daß in § 5 Abs. 1 Satz 2 AWV a.F. ausdrücklich 
auch die Ausfuhr von Fertigungsunterlagen der Geneh- 
migungspflicht unterworfen wurde, zeigt deutlich, daß 
der Gesetzgeber den Unterlagen erhebliche Bedeutung 
zugemessen hat. Dies ist auch zweckmäßig. Ohne Ein- 
beziehung der Fertigungsunterlagen in die Genehmi- 
gungspflicht könnte sonst das Ausfuhrverbot von Waren 
relativ problemlos umgangen werden. 

Zwar ließe sich hiergegen einwenden, daß die Ferti- 
gungsunterlagen gegenüber den fertiggestellten Waren 
ein geringeres Gefahrpotential aufweisen, weil sie zu 
ihrer Umsetzung vielfach ein besonderes technisches 
Know How sowie Fertigungsanlagen, -material ien. Zeit 
usw. erfordern. Wenn der Gesetzgeber aber dennoch 
eine Genehmigungspflicht für die Ausfuhr von Unterla- 
gen aufgestellt hat. ergibt sich hieraus kein Argu- 
ment für die oben dargestellte Auffassung. Die Sta- 
tuierung einer Genehmigungspflicht ohne gleichzeitige 
Ahndungsmöglichkeit für einen Verstoß gegen diese 
Pflicht macht keinen Sinn. 

b) Die vom Justizministerium zitierte amtliche Begrün- 
dung zur Neufassung des § 70 Abs. 1 Nr. la AWV zeigt 
bei genauer Betrachtung, daß nach Auffassung des Ge- 
setzgebers der Schutz der Genehmigungspflicht von 
Fertigungsunterlagen auch Gegenstand der alten Fas- 
sung des § 70 AWV war. Mit der Neuformulierung wollte 
der Gesetzgeber lediglich eine Klarstellung dieser 
Gesetzeslage erreichen. Die Begründung hat den fol- 
genden Wortlaut: 


auch die Ausfuhr von Unterlagen ohne Genehmigung 
einen Verstoß gegen das Außenwirtschaftsrecht dar- 
stellt und trägt so der gestiegenen und selbstän- 
digen Bedeutung von Unterlagen, wie sie in der 
Neufassung des § 5 Abs. 1 zum Ausdruck kommt. 
Rechnung . * 


Wäre der Gesetzgeber hier der Auffassung gewesen, mit 
der Neufassung des §70 erstmals auch den 
Schutz von Unterlagen miteinzubeziehen, so hätte an- 
stelle des Wortes "verdeutlicht" eine Formulierung 
wie "legt fest" gewählt werden müssen. Die Wortwahl 
"verdeutlicht" zeigt, daß es hier nicht um die Neube- 
gründung einer Ordnungswidrigkeit ging. Vielmehr 
sollte deutlicher als im bisherigen Recht herausge- 
stellt werden, daß auch der Verstoß gegen die G=- 
nehmigungspf 1 icht über die Ausfuhr von Unterlagen 
bußgeldbewehrt sei. Zu Recht hat der Gesetzgeber in 
der gestiegenen Bedeutung des Transfers von Ferti- 
gungsunterlagen den Anlaß gesehen, für die Zukunft 
einer falschen Auslegung des § 70 AWV vorzubauen. 


c) 


Entsche idend 
von seinem 
gen-Transf er 
sei hier noch 
70 Abs. 1 Nr. 


ist letztlich, daß § 70 AWV a.F. auch 
Wortlaut her den ungenehmigten Unterla- 
miteinbezieht. Um dies zu verdeutlichen, 
einmal der Wortlaut der §§ 5 Abs. 1 und 
la AWV a.F. zitiert: 


1 L_5 Abs . .1 AWV 

Die Ausfuhr der in Teil I Abschnitt A. B und C der 
Ausfuhrliste (Anlage AL) genannten Waren bedarf 
der Genehmigung. Oas gleiche gilt für die Unterla- 
gen zur Fertigung der Waren, die in Teil 1 Ab- 
schnitt A, B und C der Ausfuhrliste genannt sind." 


"Nr. 10 Buchstabe a 

Der neue Text des Buchstabens a verdeutlicht, daß 


...Wer ... 
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1. ohne Genehmigung 

a) nach § 5 Abs. 1 Waren ausführt' 

§ 70 AWV a.F. bezieht sich nur scheinbar ausschließ- 
lich auf die in § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV a.F. genannten 
Waren, ln der Terminologie des Außenwirtschaftsgeset- 
zes. und damit auch in der Terminologie der Außen- 
wirtschaftsverordnung, handelt es sich aber auch bei 
den in § 5 Abs. 1 Satz 2 AWV a.F. aufgeführten Unter- 
lagen um Waren. Der Begriff "Ware" wird vom Au- 
ßenwirtschaftsgesetz in § 4 Abs. 2 Nr. 2 definiert. 
'Waren' ist danach lediglich Synonym für den Begriff 
'bewegliche Sache". Auch die Fertigungsunterlagen des 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 AWV a.F. sind demzufolge "Waren'. 
Sie werden daher vom Wortlaut des § 70 Abs. 1 Nr. la 
AWV a.F. erfaßt. Der Wortlaut des § 70 AWV a.F. ist 
nicht etwa auf 'die in Teil 1 Abschnitt A. B und C 
der Ausfuhrliste genannten Waren' beschränkt, er 
erfaßt alle in § 5 Abs. 1 AWV a.F. aufgelisteten 
Waren, und damit auch die Satz 2 zitierten Ferti- 
gungsunterlagen. 

d) Diese Auffassung wird beispielsweise auch von Schulz. 
Außenwirtschaftsrecht 1965, § 70 AWV, Rdz. 16f. ver- 
treten. Dabei hält es der Kommentator anscheinend 
nicht einmal für erforderlich, die 'Wareneigenschaft' 
von Unterlagen besonders zu erwähnen. Die oben unter 
c) entwickelte Auffassung wird von ihm als völlig 
selbstverständlich vorausgesetzt, um die Frage zu 
klären, ob Fertigungsunterlagen auch dann 'Waren' im 
Sinne des § 4 Abs. 2 Nr. 2 AWG sind, wenn sie auf 
Wertpapiere gedruckt werden. Die Legaldefinition des 
§ 4 AWG nimmt die Wertpapiere ausdrücklich aus dem 
Warenbegriff heraus. Die zitierte Kommentierung kommt 
zu dem Ergebnis, daß es sich bei solcherart benutzten 
Papieren dennoch um Waren handelt und daß demzufolge 
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( selbstverständl ich) die Voraussetzungen des § 70 
Abs. 1 Nr. la AWV a.F. vorliegen. 

Nach alledem ist klar, daß sowohl nach heutigem wie auch 
nach altem Recht der ungenehmigte Unter 1 agen-Trans f er von 
der Bußgeldvorschrift des § 70 Abs. 1 AWV erfaßt wird. 

2. Die Voraussetzungen des 6 5 Abs. 1 AWV 

Die folgende Untersuchung wird in die Handlungsabschnitte 

a) Lieferung von Unterlagen auf Grund des Vertrages vom 
15. Juni 1984 

b) 'Feas ib i 1 i ty ' -Stud ie 

c) sonstige Lieferung 

unterte i 1 t . 

a) Lieferung von Unterlagen auf Grund des Vertrages vom 
15. Juni 1964: 

In Erfüllung des Vertrages vom 15. Juni 1984 lieferten 
die Firmen IKL und HDW in der Zeit vom 10. Oktober 1984 
bis 19. Juni 1985 die in dem Sachverhalt näher beschrie- 
benen Unterlagen in die Republik Südafrika. Zur Lieferung 
fertiggestellter Gegenstände kam es nicht. Die geliefer- 
ten Dokumente sind aber möglicherweise Unterlagen im 
Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 2 AWV a.F.. Dies setzt voraus, 
daß sie als Unterlagen 'zur Fertigung' von Waren 
einzustufen sind, die in der Ausfuhrliste (Anhang AL zur 
AWV) Teil I A. B oder C aufgeführt sind. 

'Unterlagen zur Fertigung ' 

In den Einstellungsverfügungen der OFD Kiel, der 
Stellungnahme des Bundesministers für Wirtschaft vom 
10. und 19. Februar 1987 sowie der Stellungnahme des 
Verteidigers Dr. Zoglmann (Bl. 1 7 3 f f d.A.) wird die 
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Auffassung vertreten, daß es sich bei den gelieferten 
Dokumenten nicht um Unterlagen im Sinne des § 5 AWV 
handelt. Den Begründungen liegen die folgenden Über- 
legungen zugrunde: 

Aus den Sachverständigen-Untersuchungen durch den 
Bundesminister der Verteidigung vom 14. und 20. Ja- 
nuar sowie 26. Mai 1987 und das Bundesamt für Wirt- 
schaft (BAW) vom 2. Juni und 13. August 1987 geht 
hervor, daß nicht alle für den Bau eines U-Bootes 
erforderlichen Unterlagen geliefert worden sind. So 
fehlen insbesondere das Konstruktionsmodell im Maß- 
stab 1 : 5, Unterlagen über Gewichts-, Volumen-, Sta- 
bilitäts- und Trimmberechnungen, Unterlagen über Qua- 
litätssicherungsmaßnahmen. Berechnungen für Tolene- 
rungsverfahren für den Druckkörper, u.a.m.. Da diese 
Unterlagen Bauanwe isungen für sämtliche Baustufen und 
Einzelteile des U-Boot-Rumpfes enthalten, kann nach 
dem derzeitigen Stand der Ermittlungen weder der 
U-Boot-Rumpf als solcher noch ein einziges seiner 
Bestandteile (z.8. Spanten, Druckkörper, Leitungs- 
systeme) mit der erforderlichen Präzision zusammen- 
gebaut werden. Alle (von den beteiligten Stellen 
erkannten) hier in ßetracht kommenden Waren der 
Ausfuhrliste können daher mit den gelieferten 
Materialien nicht zureichend hergestellt werden. Für 
jede der in ßetracht kommenden Warengruppen ist daher 
nur ein Teil der erforderlichen Unterlagen ausgeführt 
worden . 

Damit stellt sich die Frage, ob es für den Tatbestand 
des § 5 Abs. 1 Satz 2 AWV a.F. ausreicht, wenn nur 
ein Teil der für die Fertigung nötigen Unterlagen 
geliefert wird oder ob die Genehmigungspflicht erst 
bei Lieferung aller erforderlichen Unterlagen ein- 
tritt. Die angegebenen Stellungnahmen beziehen sich 
hierbei auf § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV a.F.. Dort wird die 


Ausfuhr von (komplett fertiggestellten) Waren unter 
Genehmigungspflicht gestellt. Satz 2 verfolge dabei 
allein den Zweck, eine Umgehung des Satzes 1 dadurch 
zu verhindern, daß anstelle der fertigen Produkte 
entsprechende Bauanweisungen geliefert werden. Ande- 
rerseits wolle § 5 Abs. 1 Satz 2 AWV a.F. nicht über 
Satz 1. hinausgehen. Die Genehmigungspflicht entstehe 
erst dann, wenn die gelieferten Unterlagen ein echtes 
Äquivalent zu den entsprechenden Waren darstellen. 
Dies sei aber erst dann der Fall, wenn sich mit Hilfe 
der gelieferten Unterlagen tatsächlich ein qualitativ 
gleichwertiges Produkt herstellen lasse. Bei den von 
den Firmen 1KL und HDW gelieferten Dokumenten handele 
es sich daher nicht um Unterlagen im Sinne des § 5 
Abs. 1 Satz 2 AWV a.F. . 

Stel lunqnahme : 

ln der folgenden Stellungnahme soll davon ausgegangen 
werden, daß die Auffassung der OFD Kiel und der be- 
teiligten Stellen, es seien für alle in Frage kommen- 
den Waren jeweils nur Teilunterlagen geliefert wor- 
den. zutreffend ist. Die oben skizzierte Argumenta- 
tion ist auf den ersten Blick einleuchtend. Im Ergeb- 
nis führt sie jedoch zu einer Reihe höchst problema- 
tischer Einzelfragen: 

1. Zunächst einmal werden Umgehungsge- 
schäften Tür und Tor geöffnet. Die Liefe- 
rung kompletter oder zumindest "wesentlicher" Un- 
terlagen ließe sich problemlos durch Lieferung 
einzelner, für sich unbrauchbarer Einzelposten um- 
gehen . 

Bei dem hier zugrundeliegenden Sachverhalt bedeu- 
tete dies, daß die bisherigen Lieferungen nicht 
genehmigungspflichtig waren, weil mit ihnen kein 
qualitativ zufriedenstellendes Endprodukt herzu- 
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stellen war. Aber auch die bisher nicht mitgelie- 
ferten Dokumente stellen, für sich genommen, keine 
Unterlagen im Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 2 AWV a.F. 
dar. Denn auch mit diesem “Unter 1 agenpaket* (Tole- 
ranzberechnungen usw.) allein läßt sich kein 
U-Boot bauen. Die Firmen HDW und IKL könnten dem- 
zufolge völlig ungefährdet nun auch noch den rest- 
lichen Teil der Unterlagen nachliefern! 

2. Diesem zugegebenermaßen etwas vordergründigen Ar- 
gument könnte selbstverständlich entgegengehalten 
werden, daß hier für die restlichen Unterlagen ei- 
ne Genehmigungspflicht eintritt, weil ja bereits 
die anderen Dokumente an die Republik Südafrika 
geliefert worden sind und weil die Kombi n a - 
t i o n beider Lieferungen ein echtes Äquivalent 
zu § 5 Abs. 1 Satz 1 AWV a.F. darstellt. Aber auch 
dies führt letztlich nur zu einer Verlagerung des 
Problems. Denn wie wäre es, wenn der zweite Teil 
der Unterlagen nicht an denselben Empfänger, son- 
dern an ein drittes Land geliefert würde? In 
diesem Fall hätten zwei unterschiedliche Empfänger 
jeweils nur einen Teil der Fertigungsunterlagen 
erhalten. Eine Komplettierung zu einem echten 
Äquivalent der fertiggestellten Ware wäre nicht 
eingetreten. In Anbetracht des Umstandes, daß auch 
in diesem Fall durch Zusammenwirken beider Empfän- 
gerländer letztlich eine Komplettierung der Unter- 
lagen zu beidseitigem Nutzen erfolgen könnte, 
müßte sinnvollerweise aber auch in diesem Fall 
eine Genehmigungspflicht (für beide Lieferungen!) 
bestehen. Die Genehmigungspflicht würde sich dann 
daran orientieren, ob und mit welcher Wahrschein- 
lichkeit eine Zusammenlegung der Unterlagen zu 
erwarten wäre. Dies hinge wiederum von einer Be- 
urteilung der Beziehungen der Empfänger länder un- 
tereinander ab. 
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Die Beurteilung der Frage, ob eine Genehmigungs- 
Pflicht vorliegt, hinge damit von äußerst unge- 
nauen und unbestimmbaren Parametern ab. 

3. Ein vergleichbares Problem stellt sich bereits bei 
der Frage, ob es sich im jeweiligen Fall überhaupt 
um eine Teillieferung handelt. Auch dies hängt 
nämlich letztlich davon ab, welches technisches 
Know How der Empfänger besitzt. Dieselben Unterla- 
gen können für einen “technisch versierten" Emp- 
fänger zur Herstellung des entsprechenden Gegen- 
standes völlig ausreichend sein, während ein 
■technisches Entwicklungsland“ überhaupt nichts 
mit ihnen anfangen kann. Freilich ließe sich auch 
hier sagen, daß die Ausfuhr von Unterlagen dann 
eben nur in dem Fall genehmigungspflichtig sei. 
wenn sie an einen “technisch versierten' Empfänger 
erfolge. Dabei bliebe aber unberücksichtigt, daß 
auch bei Lieferung an einen technisch inkompeten- 
ten Empfänger dieser weiter Handel mit den Unter- 
lagen treiben könnte. Die von der OFD und den be- 
teiligten Stellen bisher vertretene Auffassung 
führte im Extremfall dazu, daß die Lieferung der 
kompletten U-Boot-Unter lagen ganz und gar geneh- 
migungsfrei bliebe, wenn der Empfänger auch mit 
den vollständigen Bauunterlagen nicht in der Lage 
ist. das Projekt zu realisieren. Der Verkauf sämt- 
licher erforderlicher Baupläne an einen technisch 
völlig unversierten Menschen wäre nicht genehmi- 
gungspflichtig. Das Gefahrpotential, das darin 
liegt, daß die Unterlagen möglicherweise in Hände 
gelangen, die mehr mit ihnen anzufangen wissen, 
bliebe völlig unberücksichtigt. 

4. Wie zutreffend diese Überlegungen sind, zeigt sich 
schon an dem Schreiben des Bundesamts für Wirt- 
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schaft vom 13. August 1987. Dort heißt es: 

"Im übrigen könnte der Empfänger der Unterlagen 
den Bau des U-Bootes ohne weitgehende fachge- 
rechte Unterstützung von außen nicht durchfüh- 
ren. Nur em erfahrener U-Boot-Bauer wäre, auf 
den vorhandenen Unterlagen aufbauend, in der 
Lage, die Konzeption des U-Bootes nachzuvoll- 
ziehen, die fehlenden Unterlagen zu erstellen 
und damit am Ende das Boot selbst zu bauen. 
Voraussetzung wäre weiter, daß er sich die für 
den Bau benötigten Komponenten außerhalb Südaf- 
rikas beschaffen könnte. Inwieweit dies möglich 
ist. kann von hier aus nicht beurteilt werden." 

Damit wird für den vorliegenden Fall genau das als 
gegeben statuiert, was oben Gegenstand theore- 
tischer Oberlegungen war. Je nach dem. in wessen 
Hände die von HDU und IKL gelieferten Unterlagen 
gelangen, kann mit ihnen ein U-Boot gebaut werden. 

Diese Oberlegungen zeigen, daß die Abgrenzung zwi- 
schen Teil- und Gesamt 1 ieferungen vor dem Hintergrund 
des Gesetzes wenig Sinn macht. § 5 AWV basiert auf 
§ 7 AWG. Diese Vorschrift nennt als Hintergrund für 
die Beschränkung des Außenwirtschaftsverkehrs die 
Zwecke . 

die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland zu 
gewährleisten 

eine Störung des friedlichen Zusammenlebens der 
Völker zu verhüten. 

zu verhüten, daß die auswärtigen Beziehungen der 
Bundesrepublik Deutschland erheblich gestört 
werden . 


Die Überlegung, ob die Ausfuhr eines Gegenstands im 
konkreten Fall zu einer Beeinträchtigung eines dieser 
Schutzzwecke führen kann, ist Inhalt und Zweck des 
Genehmigungsermessens. Wenn aber, wie oben darge- 
stellt, die Frage, ob eine Teillieferung vorliegt, 
materiell nichts anderes beinhaltet, als eine Pro- 
gnose darüber, ob und mit welcher Wahrscheinlichkeit 
die Unterlagen in Hände gelangen können, in denen sie 
eine Gefahr darstellen, so berührt dies gerade das 
Genehmigungsermessen . Nach Sinn und Zweck des Geset- 
zes muß der Genehmigungsbehörde daher Gelegenheit 
gegeben werden, auch darüber zu entscheiden, ob und 
an welchen Empfänger Teilunterlagen geliefert werden. 

Darüber hinaus ist eine enge Auslegung des § 5 AWV 
vom Wortlaut her nicht zwingend notwendig. Denn auch 
Teilunterlagen lassen sich problemlos als Unterlagen 
'zur" Fertigung verstehen. Aus verfassungsrechtlicher 
Sicht bestehen gegen diese Auslegung ebenfalls keine 
Bedenken. Insoweit gelten hier die gleichen Oberle- 
gungen wie unten bei § 45 Abs. 3 AWV (Verbot mit 
Erlaubnisvorbehalt) . 

Im Ergebnis bedeutet dies, daß auch Teillieferungen 
von § 5 Abs. 1 Satz 2 AWV a.F. erfaßt werden. 

Einzelne Positionen der Ausfuhrliste 

Für den zu untersuchenden Handlungszeitraum ist für 
die Lieferung der Bauspezifikation am 10. Oktober 
1984 nach 2.1.1 des Vertrages vom 15. Juni 1984 maß- 
geblich die Anlage AL in der Fassung der 48. Verord- 
nung zur Änderung der Ausfuhrliste vom 10. November 
1981 (abgedruckt als Beilage zum Bundesanze iger 
Nr. 217a vom 20. November 1981), für die übrigen Lie- 
ferungen ist maßgeblich die Anlage AL in der Fassung 
der 54. Verordnung zur Änderung der Ausfuhrliste vom 
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06. November 1984. abgedruckt als Beilage zum Bundes- 
anzeiger Nr. 213 vom 10. November 1984. Beide Aus- 
fuhrlisten sind für die hier zu behandelnden Waren- 
benennungen im wesentlichen identisch. 

(1) Nr. 0009a 

Kriegsschiffe und Marine-Spezialausrüstung wie 
folgt : 

Kampfschiffe oder für Angriffs- oder Verteidi- 
gungszwecke gebaute Ober- oder Unterwasser- 
schiffe. auch wenn sie für nichtmi litärische 
Zwecke umgebaut sind, ohne Rücksicht auf ihren 
Reparaturzustand oder ihre Einsatzfähigkeit 
sowie Schiffskörper oder Teile von Schiffskör- 
pern für solche Schiffe. 

Die Frage, ob die gelieferten Unterlagen zur 
Fertigung einer der vorbenannten Waren ausrei- 
chen. wurde von der 0FD, dem Bundesminister für 
Verteidigung, dem BAW und dem Verteidiger in 
Obereinstimmung mit den Firmenverantwortlichen 
verneint. Mit den gelieferten Unterlagen hätte 
kein vollständiger U-Boot-Rumpf oder auch nur 
ein Teil des U-Boot-Rumpfes (z.B. Druckkörperl 
mit der nötigen Präzision erstellt werden kön- 
nen. Auf Grund fehlender Angaben über Ferti- 
gungstoleranzen und Prüfverfahren hätte für 
keinen der Fertigungsabschnitte sichergestellt 
werden können, daß der reguläre Standard einge- 
halten wurde. 

Selbst wenn man die Auffassung teilen würde, 
daß damit die Teillieferung von Unterlagen 
nicht dem § 5 AWV unterfiele, ließe sich dieses 
Ergebnis nicht halten: 


- 20 - 

(a)Bei den Unterlagen im Sinne des § 5 Abs, 1 
Satz 2 AWV a.F. geht es nur um "produktspe- 
zifische' Kenntnisse. Die Weitergabe von 
allgemeinem technischen Know How unterfällt 
nicht dieser Vorschrift. Der Gesetzgeber hat 
diese Lücke mit Wirkung vom 1. Juli 1985 ge- 
schlossen. § 5 Abs. 1 AWV enthält nun auch 
einen Tatbestand, der die Weitergabe von 
Unterlagen über Fertigungstechnologie be- 
trifft. 

Daraus folgt aber, daß früher wie heute Un- 
terlagen über a 1 loeme ine technologische Fer- 
tigungskenntnisse nicht zu den Unterlagen 
"zur Fertigung* gehören. Es kann daher nicht 
argumentiert werden, die Unterlagen * zur 
Fertigung* seien unvollständig, weil noch 
solche Teile, die al Igeme ine Techniken be- 
treffen, fehlen. 

Entgegen der Stellungnahme des BAW vom 
02. Juni 1987 waren die Unterlagen also 
nicht schon deshalb unvollständig, weil: 

*1.- Schweißvorschriften für HY-80-Stahl 
- Schweißvorschriften für Schiffbau- 
stähle* 

fehlen. soweit es sich dabei um Techniken 
handelt, die auch sonst im Schiffbau verwen- 
det werden. Ferner hat auch die Nichtliefe- 
rung der unter 

“5. Gewichts-, Volumen-, Stabilitäts- und 
Tr immberechnungen ..." 
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aufgeführten Unterlagen keinen Einfluß. Die- 
se Unterlagen werden erst im Verlauf des 
Schiffbaus unter Berücksichtigung der indi- 
viduellen Eigenarten jedes einzelnen Exem- 
plars erstellt. Sie dienen dazu, beim 
Gebrauch des U-Bootes zu helfen. Die Ferti- 
gung betreffen sie nicht. 

Das Fehlen dieser Kenntnisse und die Folgen, 
die sich daraus für das aus den Unterlagen 
zu erstellende Produkt ergeben ("Undefinier- 
ter Druckkörper mit zweifelhaften Eigen- 
schaften"). bedeuten also nicht, daß die Un- 
terlagen schon deshalb unvollständig wären. 

(b)Außerdem spricht Nr. 0009a der Ausfuhrliste 
ausdrücklich davon, daß auf den Reparaturzu- 
stand oder die Einsatzfähigkeit der gelieferten 
Kampfschiffe keinerlei Rücksicht zu nehmen ist! 
Auch Schiffskörper oder Teile von Schiffskör- 
pern 'für solche Schiffe" (mit zweifelhafter 
Einsatzfähigkeit) unterfallen der Ausfuhrbe- 
schränkung. Da mit Hilfe der gelieferten Unter- 
lagen nach dem bisherigen Erkenntnisstand im- 
merhin der Schiffskörper für ein U-Boot, wenn- 
gleich auch mit unzuverlässigen Taucheigen- 
schaften. gebaut werden konnte, hätte die Lie- 
ferung eines derartigen Schiffes den Tatbestand 
der Nr. 0009a der Ausfuhrliste erfüllt. Es sind 
damit vollständige Unterlagen für 
den Bau eines eingeschränkt tauglichen Kampf- 
schiffes im Sinne der Nr. 0009a geliefert wor- 
den. 


(2) Nr. 0009f 

Bestand- und Einzelteile, Zubehör und Zusatzge- 
räte für die vorgenannten Waren wie Geschütz- 
türme. Schif f sgeschutz-Fundamente . U-Boot-Bat- 
tenen und Katapulte. 

Der Auffassung der 0FD Kiel, daß mit den aufge- 
zählten Gegenständen relativ selbständige, in 
sich geschlossene Funktionseinheiten gemeint 
sind, ist zuzustimmen. Hinweise dafür, daß die 
Bauanleitungen für solche Einheiten geliefert 
worden sind, gibt der Sachverhalt nicht her. 

(3) Nr. 0004b 

Apparate und Vorrichtungen, besonders konstru- 
iert für das Handhaben, die Überwachung oder 
Inbetriebnahme, das Abfeuern. Legen oder Räu- 
men, die Zündung, die Explosion oder Ortung der 
in Unternummer a aufgeführten Erzeugnisse; Be- 
stand- und Einzelteile, besonders konstruiert 
hierfür . 

Unternummer a: 

Bomben. Torpedos . Granaten einschließlich Ne- 
belgranaten, Nebelkanister. Raketen, Minen . ge- 
lenkte oder ungelenkte Flugkörper, Wasserbom- 
ben. Feuerbomben. Brandbomben und militärische 
Sprengladungen, Sprengvorr ichtungen und Spreng- 
sätze, pyrotechnische Leuchtsignale und Leucht- 
patronen für militärische Verwendung, pyrotech- 
nische militärische Darstellungsmittel ; Be- 
stand- und Einzelteile, besonders konstruiert 
hierfür 

Da es sich insbesondere bei Torpedorohren 
grundsätzlich um fest integrierte Bestandteile 
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des Druckkörpers handelt, ist zu vermuten, daß 
sich in dem Lieferumfang auch Unterlagen zur 
Herstellung solcher Torpedorohre bzw. von Be- 
standteilen derselben befunden haben i vg 1 . aber 
Schutzschrift vom 26. Januar 1987 - Hauptbd. 
1/184). Torpedorohre sind grundsätzlich Appara- 
te bzw. Vorrichtungen, die für das Abfeuern von 
Torpedos besonders konstruiert sind. Entspre- 
chende Bauzeichnungen unterfallen daher der 
Genehmigungspflicht gemäß § 5 Abs. 1 AWV . Zu 
beachten ist hier insbesondere, daß Nr. 0004b 
auch Bestandund Einzelteile solcher Vorrichtun- 
gen erfaßt. Zu denken ist hier etwa an Mün- 
dungsklappen, Durchlässe in der Außenhaut bzw. 
der Druckkammer. Verschlußklappen. Lagerungen 
für Torpedos innerhalb der Druckkammer, Gleit- 
schienen und andere Vorrichtungen zum Transport 
der Torpedos innerhalb des Bootes (Vorrichtun- 
gen für das Handhaben) usw. 

Hinzuweisen ist hier auf die technische Stel- 
lungnahme des BAU vom 02. Juni 1987, die u.a. 
folgenden Punkt enthält: 

*3. Berechnungen (2.1.4) 

Berechnungen für Torpedoübernahme- 
e i nr ichtung , 

- Beladeeinrichtung und 

- Reservelagerung.“ 

(4) Nr. 0018 

Spezialmaschinen. Ausrüstungen und Werkzeuge, 
besonders konstruiert für die Prüfung. Herstel- 
lung. Erprobung und Überwachung der in Teil I A 


-24- 

aufgeführten Waffen, Munition aller Art. Hilfs- 
einrichtungen und Maschinen 

Aus dem Sachverhalt geht hervor, daß u.a. 
Zeichnungen und Stücklisten für Bauvorrichtun- 
gen und Bauwerkzeuge (sog. Jigs) geliefert wur- 
den. Bei diesen Bauvorrichtungen und Bauwerk- 
zeugen handelt es sich um Spezialmaschinen bzw. 
Ausrüstungen und Werkzeuge, die für die Prüfung 
bzw. Herstellung. Erprobung oder Überwachung 
des U-Boot-Rumpfes bzw. einer Einrichtung im 
Sinne der Nr. 0004b konstruiert sind. Dabei ist 
zu beachten, daß die technische Stellungnahme 
des BAW vom 02. Juni 1987 im Teil I 7 davon 
spricht, daß diese Vorrichtungen weitgehend 
einstellbar sind und aus Standardteilen für den 
jeweiligen Verwendungszweck zusammengestellt 
werden. Soweit daraus folgt, daß es sich um 
Werkzeuge handelt, die auch sonst im Schiffbau 
Verwendung finden, unterfallen sie nicht der 
Nr. 0018. 

Die im Sachverhalt (1,1) dargestellte Lieferung 
von Unterlagen verstößt somit gegen § 5 Abs. 1 
Satz 2 AWV a.F. . 

b) Ausfuhr der “ Feas ibi 1 itv-Studie“ 

Von § 5 Abs. 1 AWV wird lediglich die Ausfuhr von 
körperl ichen Unterlagen erfaßt. Nach 
der Legaldefinition des § 4 Abs. 2 Satz 3 AWG 
bedeutet “Ausfuhr“ das Verbringen ins Ausland. § 5 
Abs. 1 AWV kommt daher vorliegend nur in Betracht, 
wenn die Feasibility-Studie in der Bundesrepublik 
Deutschland angefertigt und sodann ins Ausland 
verbracht wurde. Wenn, was dem Sachverhalt nicht 
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eindeutig zu entnehmen ist. die Studie dagegen 
während des Aufenthalts der Ingenieure in Südafri- 
ka angefertigt wurde, entfällt eine Genehmigungs- 
pflicht im Sinne des § 5 Abs. 1 AWV. 

Wie sich aus der Gesetzesformulierung des § 5 
Abs. 1 AWV entnehmen läßt, müssen die betreffenden 
Unterlagen einen engen Bezug zum Herstellungs- 
prozeß der in der Ausfuhrliste genannten Waren 
aufweisen ("Zur Fertigung"). Unterlagen, die le- 
diglich der Weitergabe allgemeiner technologischer 
Grundlagen dienen, unterfallen daher nicht dem § 5 
Abs. 1 AWV. Die von der OFD Kiel vertretene Auf- 
fassung. daß es sich bei der Feasibility-Studie 
nicht um Unterlagen im Sinne dieser Vorschrift 
handelt, ist daher zutreffend. Die Feasibility- 
Studie enthält lt. Sachverhalt lediglich allgemei- 
ne Darstellungen über die technologischen Kapazi- 
täten und Ressourcen der in Südafrika vorhandenen 
Anlagen und ihrer Verwendungsmöglichkeiten für den 
U-Boot-Bau. Die Unterlagen zielen daher lediglich 
auf die Sondierung und Vorbereitung der für den 
eigentlichen Herstellungsprozeß erforderlichen 
Infrastruktur ab. 


Die im Sachverhalt (1.3) aufgeführten . am 10. Ok- 
tober 1985 gelieferten. 13 Bleche HY-80-Stahl 
bedürfen nach einer Stellungnahme des BAW vom 
14. August 1987 keiner Ausfuhrgenehmigung (Buß- 
geldakte HDW Bd 3/260) . 
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Der Genehmigung bedürfen ferner die Erteilung von Lizenzen an 
Patenten sowie die Weitergabe von nicht allgemein zugänglichen 
Kenntnissen an Gebietsfremde, die in der Republik Südafrika und 
Südwestafrika ansässig sind, soweit die Patente oder Kenntnisse 
die Fertigung oder Instandhaltung der in Teil I Abschnitt A, B 
und C der Ausfuhrliste genannten Waren betreffen. 


Gegenstand der Genehmigungspflicht von § 45 Abs. 3 AWV ist 
u.a. die Weitergabe von Kenntnissen. Diese Kenntnisse müssen 


a) die Fertigung von Waren "betreffen" und 

b) sie dürfen nicht allgemein zugänglich sein. 


Der Gesetzeswortlaut des § 45 AWV unterscheidet sich von 
dem des § 5 AWV insbesondere durch die Formulierung "be- 
treffen".. Während § 5 AWV von Unterlagen "zur Fertigung" 
spricht, müssen die Kenntnisse im Sinne des § 45 die 
"Fertigung betreffen*. Aus diesem Unterschied in der 
Wortwahl resultiert ein Streit über das Verhältnis der 
beiden Vorschriften zueinander. Dabei geht es um die 
Frage, ob in den Fällen, in denen die gelieferten Unter- 
lagen "zur Fertigung’ nicht ausreichen, dennoch Kennt- 
nisse. die die Fertigung "betreffen" vorliegen können, 
oder ob man § 45 AWV so restriktiv interpretieren muß. 
daß er über den Anwendungsbereich des § 5 AWV nicht hin- 
ausgeht. 
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Für die Im vorangegangenen vertretene Auffassung spielt 
dieser Streit aus zwei Gründen keine Rolle: 

Zum einen handelt es sich bei den gelieferten 
Konstruktionszeichnungen um vollständige Unterla- 
gen zur Fertigung eines (eingeschränkt tauglichen) 
Kampf bootes . 

Zum anderen unterfallen nach der hier vertretenen 
Auffassung der Genehmigungspflicht des § 5 AWV 
auch Teillieferungen von Fertigungsunterlagen. 

Für die rechtliche Beurteilung durch die OFD Kiel hat der 
Streit dagegen praktische Relevanz. Mit dem Argument. daO 
mit Unterlagen 'zur Fertigung" im Sinne des § 5 AWV nur 
vollständige Konstruktionszeichnungen, die zur Herstel- 
lung des Gegenstandes auch ausreichen, gemeint werden, 
lehnt sie im konkreten Fall diese Voraussetzungen ab. 
Damit stellt sich für die OFD Kiel nun die Frage, ob die 
Unterlagen, obwohl sie nicht zur Fertigung ausreichen, 
diese nicht wenigstens betreffen . Dies wird von der OFD 
Kiel in Anlehnung an die Stellungnahme des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft mit folgenden Argumenten verneint: 

1. § 5 AWV und § 45 AWV verfolgen denselben Schutzzweck. 
Beide sind Konkretisierung des § 7 AWG. Oie geringe 
sprachliche Abweichung begründet daher keinen 
materiellen Unterschied. 

2. § 1 AWG enthält den Grundsatz der Freiheit des Außen- 
wirtschaftsverkehrs. Diese freiheitliche Konzeption 
des Außenwirtschaftsgesetzes gebietet es, die ohnehin 
als Ausnahme vom Freiheitsgrundsatz gedachten Be- 
schränkungen eng zu interpretieren. 

3. Eine Auslegung des § 45 Abs. 3 AWV im Unterschied 
zur Auslegung des § 5 AWV in dem Sinne, daß schon 
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unwesentl iche Kenntnisse für § 45 ausreichen, wäre 
rechtlich nicht vertretbar. 

4. Es kann auch vom Gesetzgeber nicht gewollt sein, daß 
die bloß mündliche und damit ungenauere und harmlose- 
re Weitergabe strenger geahndet würde, als die den 
Schutzzweck der Norm weitaus mehr gefährdende Weiter- 
gabe in Form von Unterlagen. 


Im folgenden soll zu diesem Problem Stellung genommen 
werden. Dabei ist zu beachten, daß es hier nicht in er- 
ster Linie um die Abgrenzung der §§ 5 und 45 AWV geht. 
Maßgeblich ist vielmehr die Frage, ob § 45 Abs. 3 AWV mit 
der Formulierung 'betreffen' auch die Teillieferung von 
Unterlagen unter die Genehmigungspflicht stellt. Das Ver- 
hältnis zu § 5 AWV ist dabei nur eine (zweitrangige) Ar- 
gumentationshilfe. 


Die folgende Untersuchung wird zeigen, daß die Argu- 
mente der OFD Kiel und der beteiligten Stellen nicht 
überzeugend das von ihnen unterstützte Ergebnis tra- 
gen. Keines der hier verwendeten Argumente liefert 
einen zwingenden Beweis dafür, daß die Wortwahl 
'betreffen* ausschließlich als Lieferung vollständi- 
ger Kenntnisse zu i nterpret ieren ist. 


Der Hinweis auf den insoweit gleichen Schutzzweck der 
§§ 5 und 45 AWV liefert zunächst kein Argument dafür, 
daß § 45 AWV nicht doch einen weiteren Anwendungsbe- 
reich erfaßt als § 5 AWV. Wie die OFD zutreffend 
ausführt. geht es beiden Vorschriften um die 
Möglichkeit der Fertigung von Embargo-Waren. Bereits 
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die Stellungnahme zu § 5 AVIV hat jedoch gezeigt, daß 
dieser Schutzzweck bei einer Interpretation des § 5 
AWV, die sich lediglich auf Lieferung vol lständiaer 
Unterlagen beschränkt. nur unzureichend realisiert 
würde. Denn es bestehen zahlreiche Möglichkeiten, die 
Genehmigungspflicht durch Teillieferungen zu umgehen. 
Schon von daher macht es vor dem Schutzzweck des § 45 
AWV durchaus Sinn, wenn von Abs. 3 dieser Vorschrift 
solche Umgehungsfälle miterfaßt werden. 

Von der Stellungnahme der OFD wird ebenfalls nicht 
ausreichend bedacht, daß sich § 45 Abs. 3 AWV an 
einen ganz anderen Empfängerkreis hinsichtlich der 
fraglichen Lieferungen richtet. Während § 5 AWV 
nämlich die Lieferung an das gesamte Ausland genehmi- 
gungspflichtig macht, werden von § 45 AWV nur Liefe- 
rungen an die Republik Südafrika und Südwestafrika 
erfaßt. Die Vorschrift geht zurück auf die UNO-Reso- 
lution Nr. 4X8 vom 04. November 1977 (bindendes Waf- 
fenembargo gegen Südafrika). Aus diesem Zusammenhang 
läßt sich durchaus eine Begründung dafür ableiten, 
daß es Ziel des Gesetzgebers war, den Schutzzweck des 
§ 7 AWG gegenüber diesen Ländern in besonders wir- 
kungsvoller Weise durchzusetzen. Dies wird unter- 
stützt durch die amtliche Begründung zur 40. VO zur 
Änderung der Außenwirtschaftsverordnung (BT-DRS. 
8/1641 vom 17.03.1978) : 

Im einzelnen . . . 

2. ... Da schon nach bisherigem deutschen Recht 
der Außenwirtschaftsverkehr im Waffen- und 

Rüstungsgüterbereich weitgehend Beschränkungen 
unterworfen ist. bedarf es zur vollen Anwendung 
der Entschließung in der Bundesrepublik 

Deutschland nur geringfügiger Änderungen der 
AWV . ... 


Diese Begründung zeigt, daß es dem Gesetzgeber im 
Hinblick auf Süd- und Südwestafrika um eine Verschär- 
fung der bisherigen Gesetzeslage ging. 

Schließlich ergibt sich selbst dann noch kein zwin- 
gendes Argument für die Auffassung der OFD. wenn man 
davon ausgeht, daß tatsächlich der Anwendungsbereich 
des 45 Abs. 3 AWV sich nicht von dem des § 5 AWV 
unterscheidet. Unter Berücksichtigung des Wortlauts 
(s.u.l des § 45 AWV ergibt sich daraus vielmehr ein 
Argument für eine entsprechend weite Auslegung des 
§ 5 AWV. Denn, wie bereits oben dargestellt, ist auch 
die Auslegung des § 5 AWV starken Zweifeln ausge- 
setzt. 

ZU...2,. 3 _._l 

Der Hinweis der OFD Kiel auf die freiheitliche Kon- 
zeption des Außenwirtschaftsverkehrs ist zutreffend. 
Richtig ist auch, daß sich bei dem Genehmigungserfor- 
dernis um eine Durchbrechung dieses Grundsatzes 
handelt. Von der Konzeption her handelt es sich bei 
§ 7 AWG und den im Hinblick darauf erlassenen §$ 5 
und 45 AWV um Verbote mit Ausnahmevorbehalt. Diese 
Verbote führen immer zu einer Einschränkung der vom 
Grundgesetz garantierten Freiheiten, hier insbeson- 
dere der Artikel 1. 2, 12 und 14 GG. Daß solche Ver- 
bote mit Genehmigungsvorbehalt grundsätzlich restrik- 
tiv zu handhaben sind, ist selbstverständlich und 
keine Besonderheit des Außenwirtschaftsrechts. 

Zu beachten ist jedoch, daß die von § 7 AWG ver- 
folgten Ziele. z.B. Schutz der Sicherheit der Bundes- 
republik Deutschland, ebenfalls Verfassungsrang ha- 
ben. Verbote, die inhaltlich diesen Schutzzweck aus- 
füllen. sind daher grundsätzlich zulässig. Insofern 
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kann hier im Grunde nur wiederholt werden, was be- 
reits an anderer Stelle angeklungen ist. Eine Inter- 
pretation des § 5 AWV, die sich nur auf die Lieferung 
tfn 1 1 ständ laer Unterlagen bezieht, ist in Anbetracht 
der möglichen Umgehungsgeschäfte zur Durchsetzung 
dieses Schutzzweckes weithin unzureichend. Soweit der 
Wortlaut des § 45 Abs. 3 AWV eine vollständigere 
Erfassung der in Betracht kommenden Geschäfte ermög- 
licht, besteht mithin überhaupt keine Notwendigkeit, 
diese ebenfalls auf die zu enge Bandbreite des § 5 
AWV zu interpretieren. 

ZU 4,: 

Die Auffassung der OFD, daß es sich bei der von § 45 
Abs. 3 AWV erfaßten Kenntnisübermittlung um eine 
harmlosere und ungefährlichere Verfahrensweise als 
bei der Weitergabe von Unterlagen handele, ist ange- 
sichts der modernen Technologien zur Datenübertragung 
nicht überzeugen^ . 

Zwar ist richtig, daß von § 5 AWV nur die Weitergabe 
stofflicher Unterlagen erfaßt wird. Dies ergibt sich 
schon aus der verwendeten Formulierung "Ausfuhr". In 
der Legaldefinition des § 4 Abs. 2 Nr. 3 AWG wird mit 
Ausfuhr das Verbringen von Waren ins Ausland be- 
schrieben. Waren sind nach Nr. 2 derselben Vorschrift 
beweg! iche Sachen. 

Es ist allgemeine Meinung, daß § 45 AWV, wenn er von 
Weitergabe von Kenntnissen spricht, jegliche Art des 
Technologietransfers anvisiert. Hier lassen sich ver- 
schiedene Verfahrensweisen denken. Vergleichsweise 
harmlos sind dabei in der Tat die Varianten, in denen 
dem Empfänger lediglich mündlich solche Kenntnisse 
übermittelt werden oder in denen er Gelegenheit er- 
hält. sich die entsprechenden Unterlagen genau durch- 
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zulesen. um sie sodann aus dem Gedächtnis repetieren 
zu können. 

Oberhaupt nicht harmlos , sondern als ebenso gefähr- 
lich wie die Weitergabe von stofflichen Unterlagen, 
sind dagegen andere Datenübermittlungsmethoden anzu- 
sehen. So ist es beispielsweise unproblematisch, 
ausführliche Konstruktionsunterlagen und Anweisungen 
im sog. On- 1 ine-Verfahren per Computer zu übermit- 
teln. Wem solche Geräte nicht zur Verfügung stehen, 
der kann mit gleicher Effizienz den Telefax-Dienst 
der Deutschen Bundespost in Anspruch nehmen. Daß die- 
se Art der Datenübermittlung weniger gefährlich sei 
als die Weitergabe von Konstruktionszeichnungen kann 
daher nicht ernsthaft behauptet werden. 


Aus dem Wortlaut des § 45 Abs. 3 AWV läßt sich eine 
Interpretation der Vorschrift, die ihren Anwendungsbe- 
reich auf die Weitergabe der Gesamtheit aller erforder- 
lichen Kenntnisse zur Herstellung einschränkt, nicht 
her leiten. Der Wortsinn der Formulierung "betreffen" ist 
insoweit ganz eindeutig weitergefaßt. Man kann darunter 
sowohl die Gesamtheit aller betreffenden Unterlagen sub- 
sumieren. wie auch jede einzelne, die Fertigung betref- 
fende Unterlage. 


Vom Wortlaut werden daher auch solche Fälle erfaßt, in 
denen nur ein Teil der erforderlichen Kenntnisse 
weitergegeben wird. 


Es wurde bereits dargestellt, daß es sich bei § 7 AWG in 
Verbindung mit § 45 AWV um ein sog. Verbot mit Erlaubnis- 
vorbehalt handelt. In verfassungsrechtlicher Hinsicht 
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weist diese Konstruktion eine Besonderheit auf, auf die 
hier näher eingegangen werden muß. 

Grundsätzlich hat der Gesetzgeber zwei Kögl ichkeiten. um 
die verfassungsmäßige Freiheit des einzelnen einzuschrän- 
ken. Zum einen kann er das jeweilige Verhalten von vorn- 
herein verbieten. Ein solches, unbedingtes, Verbot be- 
inhaltet einen relativ starken Eingriff in die Freiheits- 
rechte des einzelnen. Denn unabhängig vom Einzelfall ist 
dem Betroffenen das jeweilige Verhalten verwehrt, wenn 
der Tatbestand des Verbotes erfüllt ist. Daraus folgt, 
daß bei einer derartigen Konstruktion der Tatbestand 
einer Verbotsnorm äußerst präzise und eng gefaßt werden 
muß. Das Gesetz muß in der Lage sein, seinen Anwendungs- 
bereich auf solche Verhaltensweisen einzuschränken, die 
den Schutzzweck tatsächlich berühren. 

Weit mehr Freiheiten hat der Gesetzgeber dagegen bei ei- 
nem Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. Denn hier bedeutet die 
Erfüllung des Tatbestandes noch nicht, daß das beabsich- 
tigte Verhalten endgültig verboten wird. Das Vorliegen 
des Tatbestandes bedeutet vielmehr, daß nun die Genehmi- 
gungsbehörde in fehlerfreiere ! ) Ermessensausübung darüber 
entscheiden muß. ob im Einzelfall der Schutzzweck der 
Norm berührt wird. Der Tatbestand einer solchen Norm 
verlangt von ihrem Adressaten daher zunächst nur, daß er 
mit seinem Verhalten abwarten muß, bis eine entsprechende 
Genehmigung der Behörde vorliegt. Eine solche Verfahrens- 
weise ist ihm aber sehr viel eher zuzumuten, als wenn von 
vornherein das Verhalten verboten würde. Dies um so mehr, 
als gegen die Entscheidung der Behörde dem Adressaten ja 
weiterhin der Rechtsweg offenbleibt. 

Bei einem Verbot mit Er laubnisvorbeha lt ist daher stets 
zu fragen, ob es im Einzelfall vor dem Schutzzweck der 
Norm Sinn macht, eine Ermessensentscheidung der Genehmi- 
gungsbehörde herbeizuführen. Für die vorliegende Fallkon- 


stellation folgt daraus zweierlei: 

Ein Genehmigungserfordernis auch für die Weitergabe 
von Teilkenntnissen macht allein deshalb Sinn, weil 
schon die Weitergabe solcher Teilkenntnisse unter Um- 
ständen den Schutzzweck des § 7 AWG tangieren kann. 
Die Frage, ob dies im Einzelfall so ist, gehört in 
das Genehmigungsermessen der Behörde. Es begegnet 
verfassungsrechtlich keinen Bedenken, dem Exporteur 
zuzumuten, eine entsprechende Entscheidung der Behör- 
de abzuwarten. Soweit er der Meinung ist, daß sein 
Vorhaben ganz ungefährlich ist, kann ihm zugemutet 
werden, diese Vorstellung gerichtlich durchzusetzen. 

Zweitens ist das Genehmigungserfordernis sogar dann 
sinnvoll, wenn man der Meinung ist, daß der Schutz- 
zweck des § 7 AWG nur dann erfüllt ist, wenn voll- 
ständige Unterlagen bzw. Kenntnisse ausgeführt werden 
sollen! 

Denn, wie bereits der vorliegende Fall eindrucksvoll 
zeigt, ist es im Einzelfall äußerst schwierig festzust€:l- 
len. wann der Obergang von einer ■Teillieferung" zu einer 
"vollständigen" bzw. "wesentlichen" Lieferung stattfin- 
det. Da dieses im Einzelfall nicht zuletzt auch von dem 
bereits vorhandenen technischen Know How des Empfängers 
abhängt, ist hier stets eine außerordentlich sorgfältige 
Prüfung erforderlich. Dabei darf nicht außer acht blei- 
ben. daß allein der Umstand, daß ein Empfängerland bereit 
ist. Geld für gewisse Kenntnisse zu zahlen, darauf 
schließen läßt, daß dieses Land eine entsprechende Ver- 
wendung für solche Kenntnisse hat. Auch insoweit ist es 
dem Rüstungsexporteur zuzumuten, eine Genehmigung ein- 
zuholen. Wenn er den Beweis führen kann, das Empfänger- 
land sei bereit, für völlig nutzlose Kenntnisse Geld zu 
bezahlen, wäre eine Versagung der Genehmigung gerichtlich 
anfechtbar . 
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Der Wortlaut des § 45 Abs. 3 AWV erfaßt auch solche Fälle, 
in denen nur Teilkenntnisse weitergegeben werden. Oer ange- 
strebte Schutzzweck kann auch durch die Weitergabe von Teil- 
kenntnissen beeinträchtigt werden. Selbst wenn man der Auf- 
fassung ist. daß der Schutzzweck nur durch Weitergabe voll- 
ständiger Kenntnisse verletzt werden kann, so ist die Frage, 
ob im Einzelfall die weitergegebenen Kenntnisse ausreichen 
oder nicht, derart kompliziert, daß auch sie vom Genehmi- 
gungsermessen miterfaßt werden muß. Aus verfassungsrecht- 
licher Sicht bestehen keine Bedenken, dem Exporteur zuzumu- 
ten. eine entsprechende Entscheidung abzuwarten und gegebe- 
nenfalls dagegen den Rechtsweg zu beschreiten. 


Soweit von der Verteidigung in Frage gezogen wird, ob die 
weitergeleiteten Kenntnisse über den Bau eines U-Boot- 
Körpers ■allgemein zugänglich" waren, ist folgendes zu 
bemerken : 


Die Tatsache, daß von den Beschuldigten allem An- 
schein nach U-Boote gleichen Typs, wie die Kampf- 
schiffe. auch für zivile Zwecke geliefert werden, 
ändert nichts daran, daß es sich um Kenntnisse über 
Waren der Ausfuhrliste handelt. Auch solche Kampf- 
schiffe. die zur zivilen Nutzung umgebaut worden 
sind, unterfallen der Nr. 0009a der Ausfuhrliste. 

Soweit die Verteidigung behauptet, daß die in den 
gelieferten Unterlagen enthaltenen Kenntnisse auch 
aus einer Werbebroschüre der Beschuldigten hätten 
entnommen werden können, ist dieser Einwand als be- 
wußte Oberzeichnung im Rahmen einer Schutzschrift zu 
werten . 
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Damit liegen die Voraussetzungen des § 45 Abs. 3 AWV, 
Weitergabe von Kenntnissen, vor. 


Bezüglich dieser Tatbestandsalternative des § 45 Abs. 3 AWV 
erscheint der Sachverhalt nicht ausgeschöpft. Sollten für 
die zu bauenden U-Boote oder Einzelteile derselben Patente 
vor liegen, muß naturgemäß auch eine Lizenz für deren Benut- 
zung erteilt worden sein. 


Insoweit bedarf es weiterer Aufklärung. 


Ergebnis: 


Durch die Lieferung der Unterlagen wurde sowohl gegen § 70 
Abs. 1 Nr. la in Verbindung mit § 5 Abs. 1 als auch gegen § 70 
Abs. 1 Nr. le in Verbindung mit § 45 Abs. 3 AWV a.F. verstoßen. 
Nach dem bisherigen Stand der Ermittlungen liegen daher Ord- 
nungswidrigkeiten im Sinne des § 33 Abs. 1 AWG vor. 



Die Frage, ob durch die Lieferung der oben beschriebenen Unter- 
lagen eine erhebliche Störung der auswärtigen Beziehungen der 
Bundesrepublik Deutschland eingetreten ist. ist bislang in Ober- 
einstimmung mit der Beurteilung dieser Frage durch das Auswärti- 
ge Amt verneint worden. 
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1. Schutzobjekt des § 34 Abs. 1 Nr. 3 AWG sind die auswärtigen 
Beziehungen, d.h. die Beziehungen zu anderen Staaten oder 
internationalen Organisationen. Danach sind zum einen die 
gemeinsamen Interessen der Bundesrepublik Deutschland ge- 
schützt, die diese mit befreundeten Staaten verbindet, zum 
anderen die Durchsetzung bzw. Durchsetzbarkeit der eigenen 
Interessen im Verkehr mit allen übrigen Staaten. Der im Ge- 
setz verwendete Begriff 'Erheblichkeit" einer Störung ist 
nirgends näher definiert, doch lassen sich gewisse Rück- 
schlüsse aus dem Umstand ziehen, daß der federführende Aus- 
schuß des Bundestages diesen Ausdruck in mehreren Fällen 
'zur sprachlichen Vereinheitlichung' anstelle anderer Worte 
setzte. Danach ist 'erheblich' synonym mit 'ernsthaft' und 
'tiefgreifend' (vgl. Sieg. Fahning. Kölling - AWG, 1963 § 7 
Rdn. 7). 

Erheblich ist demnach eine Störung, wenn sie sich über die 
belanglosen alltäglichen Wechselfälle heraushebt, und zwar 
durch besonders einschneidende, nachhaltige, also zeitlich 
langandauernde oder sachlich weitreichende Auswirkungen, 
wobei nach Ansicht der Literatur allein das 'beträchtliche 
Aufsehen' die Störung nicht zu einer erheblichen macht. Es 
muß sich um eine Störung handeln, die deutlich in' Gewicht 
fällt und den Rahmen der täglichen Außenpolitik sprengt, 
indem die gesamte außenpolitische Situation der Bundesrepu- 
blik (z.B, gegenüber den Partnerländern der NATO) wesentlich 
verschlechtert wird (Ebert - Rechtliche Beschränkungen des 
Technologietransfers im Außenwirtschaftsverkehr, 1986 
S. 108). Entscheidend ist dabei immer nur das eigene Inter- 
esse der Bundesrepublik und nicht das Interesse anderer 
Staaten an der Verhütung einer solchen Störung. Der Verstoß 
allein gegen die UN-Resolution 418 begründet den Erfolg im 
Sinne von § 34 Abs. 1 AWG nicht. Er ist lediglich Vorausset- 
zung für die Erfüllung des bußgeldbewehrten Grundtatbestan- 
des . 


2. Infolge der erstmaligen Veröffentlichung in den Kieler Nach- 
richten am 26. November 1986 gab es eine Vielzahl von ableh- 
nenden und kritischen Stellungnahmen im Ausland: 

a) Aus dem multilateralen Bereich befaßten sich - zum Teil 
wiederholt - mit den Vorgängen 

die World Campaign against military and nuclear Collabo- 
ration with South Africa, Oslo, 

das Arms Embargo Komitee des Sicherheitsrates der Verein- 
ten Nation, 

das UN-Special Komitee against Apartheid. New York, 
der UN-Sicherheitsrat , 

das Londcn-Komitee der Antiapartheid Bewegung, 

das Generalsekreteriat der Organisation für afrikanische 
Einheit, 

die die Bundesregierung zur Stellungnahme bzw. Untersu- 
chung der Vorgänge aufforderten und auf eine Bestrafung 
der Verantwortlichen ansinnten. Darüber hinaus wurde die 
Bundesregierung auf gefordert , eine eventuelle Zusammen- 
arbeit mit Südafrika zu unterbinden. Der Transfer der Un- 
terlagen wurde kritisiert. 

b) Auch im bilateralen Bereich kam es zu Reaktionen, wobei 
in Presseartikeln Kritik auch an Bundeskanzler Kohl ge- 
äußert wurde. Während sich Regierungsstellen in Austra- 
lien, Indien und die Botschaften Nigerias und Kenias mit 
Informationswünschen an die Bundesregierung bzw. die Bot- 
schaften wandten, wurde von selten Sambias (Präsident 
Kaunda und der sambische Botschafter) zum Ausdruck ge- 
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bracht. daß die Verwaltung des Bundeskanzlers in irgend- 
einer Weise an der Lieferung der Unterlagen beteiligt ge- 
wesen sei. In einem Schreiben von 42 Mitgliedern (42 von 
435) des US-Repräsentantenhauses vom 2. April 1987 wird 
vorgetragen, daß Firmen der Bundesrepublik Deutschland in 
einer Weise handelten, die mit dem Waffenembargo völlig 
unvereinbar sei. 

Obwohl es sich nicht um eine abschließende Aufzeichnung sämtli- 
cher Stimmen im Ausland handelt, ließ sich bislang im Rahmen 
einer Gesamtbewertung jedoch feststellen, daß der in § 34 Abs. 1 
Nr. 3 AWG genannte Erfolg nicht eingetreten war. 

Nach der letzten gutachterlichen Äußerung des Auswärtigen Amtes 
vom 26. September 1989 ist durch die Ereignisse in der 44. Sit- 
zung der UN-Vol lversammlung im November 1989 eine Änderung der 
Situation eingetreten, die es gebot, auch einen Anf angsverdacht 
für eine Straftat nach dem Außenwirtschaftsgesetz anzunehmen 
(Hauptbd. 1V/1106). Dieser gründet sich vornehmlich auf den 
Antrag in der UN-Vo 1 lversammlung vom 9. November 1989 von 
34 Staaten auf Erteilung einer ernsthaften Mißbilligung für die 
Bundesrepublik Deutschland wegen ihrer “Erlaubnis gegenüber 
2 bundesdeutschen Unternehmen, Konstruktionsunterlagen für den 
Bau von U-Booten nach Südafrika zu liefern' (Hauptbd. I V / 1 098 f ) . 
Nachdem es der deutschen UN-De legat ion anscheinend gelang, 
diesen Antrag in seiner ursprünglichen Fassung abzuwenden, wurde 
auf Antrag von 25 Staaten vom 21. November 1989 eine ernsthafte 
Mißbilligung gegenüber 2 deutschen Unternehmen (HDW. 1KL) 
ausgesprochen und die Bundesrepublik Deutschland zugleich 
aufgefordert. ihrer Verpflichtung zur Verfolgung dieser Firmen 
nachzukommen (Hauptbd. IV/ 1087 f ) . Die Annahme dieses Antrags 
erfolgte mit 106 gegen 17 Stimmen bei 26 Enthaltungen. Zuvor war 
es der deutschen Delegation nicht gelungen, die die Bundesrepu- 
blik Deutschland betreffende Passage aus der Entschließung 
entfernen zu lassen. Hierbei erlitt sie eine Abstimmungsnieder- 
lage mit 45 gegen 53 Stimmen bei 38 Enthaltungen. 
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Entgegen den Ausführungen in der Stellungnahme vom 26. September 
1989 (Hauptbd. 11 1 /1062), handelt es sich jetzt nicht' mehr nur 
um kritische Fragen, die im Bereich der Vereinten Nationen ge- 
stellt werden. Die bisherigen Bemühungen der Bundesregierung 
müssen als gescheitert angesehen werden, im Bereich der Verein- 
ten Nationen darlegen zu können, daß sie für das Verhalten der 
deutschen Firmen keine Verantwortung trage und das sog. Blaupau- 
sengeschäft weder genehmigt noch geduldet habe. Selbst wenn es 
der deutschen Delegation - noch - gelungen war. eine direkte 
Verurteilung der Bundesrepublik abzuwenden, zeigen die dazu 
erforderlichen Bemühungen und insbesondere auch die vorgenannte 
Abstimmungsniederlage, daß es derzeit nicht mehr uneingeschränkt 
gelingt, die eigenen Belange überzeugend durchzusetzen. Diese 
Umstände müssen auch deshalb um so mehr Beachtung finden, weil 
seit der erstmaligen Veröffentlichung zwischenzeitlich drei 
Jahre vergangen sind und es statt einer zu erwartenden 
Beruhigung zu einer Verschärfung der öffentlichen Erörterung in 
internationalen Gremien gekommen ist. 

Verlautbarungen des Auswärtigen Amtes zufolge (Stellungnahme vom 
26.09.1989 sowie Angaben des Staatssekretärs Dr. Ruhfus vom 
05.02.1987 vor dem IV. UA der 10. Wahlperiode) ist bei der Be- 
wertung der Frage “erhebliche Störung der auswärtigen Beziehun- 
gen“ u.a. zu bedenken, daß die Bundesrepublik bislang in keiner 
Resolution im internationalen Bereich verurteilt oder kritisiert 
wurde. Dies ist zwar auch jetzt nicht der Fall, gleichwohl dürf- 
ten die darauf hinaus 1 auf enden Bemühungen einer Vielzahl von 
Staaten in einem angemessen Rahmen bei der Entscheidung über 
diese Frage zu berücksichtigen sein. Das gleiche gilt für die 
Nichterteilung der Verfolgungsermächtigung für ein Vergehen der 
Verletzung einer besonderen Geheimhaltungspflicht nach § 353b 
Abs. 2 Nr. 2 StGB. Diese Entscheidung kann nicht in Einklang 
gebracht werden mit Äußerungen der Vertreter des Auswärtigen 
Amtes (Dr. Ruhfus und Dr. Oesterhelt), wonach wesentlicher Ge- 
sichtspunkt bei der Klärung der Frage, ob eine erhebliche 
Störung eingetreten ist, die Feststellung war, daß keine 
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geheimha ltungsbedürf tigen Unterlagen weitergegeben worden sind. 
Nach Annahme des Anfangsverdachts durch die Staatsanwaltschaft 
Kiel am 15. März 1989 für ein entsprechendes Vergehen und der 
Entscheidung des Bundesministers für Wirtschaft, keine Ermächti- 
gung insoweit zu erteilen, kann sich das Auswärtige Amt auf 
diesen Gesichtspunkt nicht mehr berufen. Zudem kann die Bundes- 
republik Deutschland der Aufforderung durch die Generalversamm- 
lung, strafrechtliche Schritte gegen die Firmen einzuleiten, 
nicht mehr nachkommen. 

Unbeschadet einer erneuten Stellungnahme durch das Auswärtige 
Amt auf Bitte der Staatsanwaltschaft Kiel vom 24. November 1989 
muß das Ermittlungsverfahren zum jetzigen Zeitpunkt auch unter 
dem Gesichtspunkt eines Vergehens nach § 34 Abs. 1 Nr. 3 AWG be- 
trieben werden. 

In Ergänzung zu obigen Ausführungen bleibt anzumerken, daß von 
Regierungsstellen in der Vergangenheit die ‘Erfolgsschwelle" bei 
Embargoverstößen betreffend Südafrika - ob zu Recht oder zu Un- 
recht - vergleichsweise niedrig angesetzt wurde. In einer Stel- 
lungnahme des Bundesministers für Wirtschaft vom 1. Juni 1979 
heißt es im Zusammenhang mit der Lieferung einer Munitionsher- 
stellungsanlage u.a. (Hauptbd. 1/94): 

Schon der Vorwurf durch Gremien der Vereinten Nationen oder 
andere Staaten, aus der Bundesrepublik Deutschland würden 
entgegen dem VN-Waf fenembargo Rüstungsgüter nach Südafrika 
exportiert, beeinträchtigt die Glaubwürd igke i t der Erklä- 
rungen der Bundesregierung, sie halte das Embargo strikt 
ein, und setzt ihr i nternat i onales Ansehen herab. Dabei 
kommt es nicht entscheidend darauf an, daß die Ausfuhr un- 
genehmigt und folglich ohne Missen und Mollen der Bundes- 
regierung erfolgt ist. In der internat ionaLen Diskussion, 
an der vieLe Staaten beteiligt sind, denen eine freie 
Mi rtschaf tsordnung fremd ist, ist immer wieder festzu- 
stellen, daß Handlungen einzelner Staatsangehör iger oder 
Industr i eunternehmen - insbesondere dann, wenn es sich um 
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renomierte, i nternat ional bekannte Firmen handelt - den 
Regierungen zugerechnet werden. Sich gegen solche — wenn 
auch nach unserer Rechtsordnung unberecht igte - Angriffe zur 
Mehr setzen zu müssen, bedeutet eine erhebliche Belastung 
für die VN- und die Af r ikapol i t ik der Bundes reg i erung. 

Schutzgut des S 34 AWG ist nach hiesiger Auffassung die 
außenpol i t ische HandLungs fre i he i t der Bundesregierung. Diese 
wird bereits dadurch bee i nträcht igt , daß die ßundesreg i erung 
selbst Kenntnis von der Durchbrechung des Wa f f enembargos 
durch eine deutsche Firma erhält. Sie kann damit nicht wie 
bisher kategorisch erklären, aus der Bundesrepublik würden 
keine Rüstungsgüter nach Südafrika geliefert, weil sie 
Gefahr Läuft, widerlegt zu werden. 


Kiel, den 6. Dezember 1989 



Schwab 

Staatsanwalt 
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Anlage 46 

OFD KIEL 

Gesprächsvermerk zu BL 3/86 

Herr Rechtsanwalt Dr . Zogelmann, München, Rechtsbeistand 
des geschäftsführenden Gesellschafters des IKL, Nohse, 
erschien heute gegen 15.40 bei dem Unterzeichner. Er 
hatte zuvor fernmündlich mitgeteilt, daß er im Interesse 
seines Mandanten ein Gespräch bei der OFD für dringend 
erforderlich halte, da er ggf. Schriftstücke überreichen 
könne, die seinen Mandanten entlasteten. 

Bei der Unterredung, die gemeinsam mit Abteilungsleiter Z 

geführt wurde, erklärte Dr . Zogelmann, eine Entscheidung 

darüber, ob er die erwähnten entlastenden Papiere vorlegen 

werde, hänge davon ab, wie die OFD derzeit den Fall und 

das voraussichtliche Ergebnis des Verfahrens einschätze. 

Herr Dr . Z. wurde daraufi^hingewiesen , daß hierzu derzeit 

I 

nichts gesagt werden könne, es ihm jedoch unbenommen sei, 
jederzeit neues Entlastungsmaterial zum Gegenstand des 
Verfahrens zu machen; er könne dies auch schrif tsätzlich 
tun und im übrigen werde sein Mandant vor Abschluß des Ver- 
fahrens die Gelegenheit zum rechtlichen Gehör erhalten. 

Herr Dr . z. erklärte, man wolle nicht mehr offenbaren, als 
für die Entlastung seines Mandanten erforderlich sei, da 
jede neue Einzelheit naturgemäß auch mit Indiskretionen 
bezüglich Dritter verbunden sei. Er wolle jedoch ausdrück- 
lich darau^hinweisen, daß sein Mandant zwar ohn^e formelle 
Genehmigung nicht aber ohne Kenntnis offizieller Stellen 
gehandelt habe und sich erforderlichenfalls noch erheblich 
besser als bisher verteidigen könne. 

Herr Dr . Z. äußerte sodann, es bestünden auf seiner Seite 
Zweifel, ob die bisher getätigten Ausfuhren wegen ihrer 
Unvollständigkeit überhaupt einer Genehmigungspflicht 
unterlägen. Sein Mandant habe ihn kurzfristig auf offi- 
zielle Rege lung^auf merksam gemacht, aus denen sich wohl 
ergäbe, daß ein Unterlagenexport derytfede stehenden Art 
nicht verboten sein könne. Worum es sich dabei handele, 
könne er noch nicht genau sagen, werde aber für eine Auf- 

- 2 - 
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klärung und Aufbereitung sorgen. Derzeit wolle er nur unge- 
prüft auszugsweise Ablichtungen eines englischsprachigen 
Textes überreichen (3 DIN A 4-Seiten Ablichtungen aus einer 
Zeitschrift? "Security export control - british business 
Supplement 14 Juni 1985"). Auf entsprechende Frage er- 
klärte er, daß auch er diesen Text nicht einordnen könne, 
er aber im Zusammenhang mit dem zuvor Gesagten stehe. Es 
wurde Herrn Dr . Z. unter Hinweis auf die allen Gesprächs- 
teilnehmern unklare Bedeutung der Ablichtungen anheim ge- 
stellt, sich zu informieren und ggf. schrif tsätzlich vorzu- 


tragen. 
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Anhang 1.1 

DEUTSCHER BUNDESTAG Bonn, 15. Mai 1987 

Wissenschaftliche Dienste 
Fachbereich X 

Recht der Untersuchungsausschüsse, 

Enquete-Kommissionen und Anhörungen 

SACHGEBIET: 1101-1 

REG.NUMMER: WF X 4/87 

BEARBEITER: ORR Dr. Engels 

THEMA: Zur Frage der Verwertung von Protokollen über Beweiserhebungen des 

4. Untersuchungsausschusses der 10. Wahlperiode durch den 
1. Untersuchungsausschuß der 11. Wahlperiode. 


Die Niederschriften des 4. Untersuchungsausschusses 
der 10. Wahlperiode (4.UA-10. WP) über die Ver- 
nehmung von Zeugen und die Anhörungen von Sach- 
verständigen darf der 1. Untersuchungsausschuß der 
11. Wahlperiode (1. UA-11. WP) als Beweismittel 
verwenden. Sie sind auf einen entsprechenden Be- 
weisantrag beizuziehen, der das Minderheitenquo- 
rum (Vk der Mitglieder) erreicht. Die beigezogenen 
Protokolle können einerseits an Stelle einer (erneu- 
ten) Vernehmung der Zeugen und Anhörung der 
Sachverständigen verwertet werden. Die Beiziehung 
hindert andererseits den Ausschuß nicht, die Zeugen/ 
Sachverständigen nochmals zu vernehmen. 


Im einzelnen: 

1. Die Beweise, die der 4. UA-10. WP erhoben hat, 
sind keine Beweiserhebungen des 1. UA-10. WP, 
obwohl beide Ausschüsse mit idenüschem Unter- 
suchungsauftrag eingesetzt worden sind. Denn 
der 1. UA-11. WP ist weder Rechtsnachfolger des 
4. UA-10. WP, der aufgrund des Diskontinuitäts- 
grundsatzes mit dem Ablauf der 10. Wahlperiode 
geendet hat, noch sind ihm dessen Verfahrens- 
handlungen aus anderen Rechtsgründen zuzu- 
rechnen. Der 1. UA-11. WP hat daher die erfor- 
derlichen Beweise i. S. v. Art. 44 Abs. 1 S. 1 GG 
selbst zu erheben. 

Zum vorstehenden vgl. Niedersächsischer Staats- 
gerichtshof, Urteil vom 19. 12. 1957 — StGH 
1/25 -, in: AÖR 83 (1958) S. 421 (433); Maunz, 
Theodor/Dürig, Günter, Grundgesetz, Art. 39 
Anm. 15 und Art. 44 Anm. 42; Rechenberg, in: 
Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Art. 44 
Anm. 10. 

2. Allerdings kann der 1. UA-11. WP im Rahmen 
seiner Beweiserhebung die Protokolle des 4. UA- 
10. WP über die Vernehmung von Zeugen und 
Sachverständigen 

— als Beweismittel beiziehen, 

— in das Verfahren einführen und 

— sie anstelle einer erneuten Vernehmung der 
Zeugen und Anhörung der Sachverständigen 
verwerten. 


Zwar schreibt § 250 der Strafprozeßordnung 
(StPO) für das Strafverfahren grundsätzlich die 
persönliche Vernehmung vor, indem diese Vor- 
schrift festlegt: «Beruht der Beweis einer Tatsache 
auf der Wahrnehmung einer Person, so ist diese in 
der Hauptverhandlung zu vernehmen. Die Ver- 
nehmung darf nicht durch Verlesung des über 
eine frühere Vernehmung aufgenommenen Pro- 
tokolls oder einer schriftlichen Erklärung ersetzt 
werden. “ 

Nach einhelliger Auffassung findet jedoch § 250 
StPO, der den Grundsatz der Unmittelbarkeit im 
Strafverfahren normiert, im Verfahren vor den 
Untersuchungsausschüssen keine Anwendung. 
Die Verwertung von Niederschriften über Aussa- 
gen von Zeugen und Sachverständigen ist daher 
— anders als im Strafprozeß — uneingeschränkt 
zulässig, auch wenn es sich „um die Wiedergabe 
von Wahrnehmungen handelt". 

So ausdrücklich: Gollwitzer, Walter, die sinnge- 
mäße Anwendung der Strafprozeßordnung bei 
der Beweiserhebung parlamentarischer Unter- 
suchungsausschüsse, in: Festschrift für Dünne- 
bier, 1982, S. 327 (333); Schleich, Albrecht, Das 
parlamentarische Untersuchungsrecht des Bun- 
destages, 1985, S. 50. Vgl. ferner: von Man- 
goldt, Hermann, Das Bonner Grundgesetz, 
Art. 44 Anm. III 5 c; Maunz/Dürig, a. a. O., 
Art. 44 Anm. 51; Rechenberg, a. a. O., Art. 44 
Anm. 23; Schneider, Hans-Peter, in: Kommen- 
tar zum Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland (Reihe Altemativkommentare), 
Band 2, 1984, Art. 44 Anm. 15; Versteyl, in: von 
Münch, Ingo, Grundgesetz, Kommentar, 2. Auf- 
lage 1983, Band 2, Art. 44 Anm. 18; Wagner, 
W., Vemehmungs- und Vereidigungsrecht par- 
lamentarischer Untersuchungsausschüsse, in: 
NJW 1960 S. 1936 (1937). 

Diese von der Rechtslehre akzeptierte Abwei- 
chung von den strafprozessualen Regeln über die 
Beweiserhebung zur Schuld- und Straffrage ist 
durch Besonderheiten des Untersuchungsverfah- 
rens gerechtfertigt: 

Der in § 250 StPO niedergelegte Unmittelbar- 
keitsgrundsatz umfaßt zwei Aspekte, indem er 
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— zum einen dem Strafrichter vorschreibt, die 
persönlichen Beweismittel, insbesondere die 
Zeugen, .selbst" zu vernehmen und sich in der 
Hauptverhandlung ein Bild über die zu ver- 
nehmende Person zu verschaffen, und 

— ihm zum anderen verbietet, zu Beweissurroga- 
ten (z. B. Urkunden) zu greifen, wenn das „ei- 
gentliche", sachnähere Beweismittel (z. B. der 
Zeuge) erreichbar ist. 

Vgl. hierzu: Roxin, Claus, Strafverfahrens- 
recht, 17. Auflage 1982, S. 250. 

Beide Aspekte knüpfen indessen an spezifische 
Verfahrensregelungen an, die nur für den Straf- 
prozeß, nicht hingegen für das parlamentarische 
Untersuchungsverfahren gelten: 

Der erste Aspekt setzt notwendig voraus, daß alle 
Mitglieder des Strafgerichts während der Haupt- 
verhandlung anwesend und von Anfang bis zum 
Ende der Hauptverhandlung identisch sind, weil 
andernfalls das Ziel einer „eigenen“, unmittelba- 
ren Beweiserhebung nicht erreichbar wäre. Dem- 
entsprechend bestimmt § 226 StPO für den Straf- 
prozeß, daß „die Hauptverhandlung in ununter- 
brochener Gegenwart der zur Urteilsfindung be- 
rufenen Personen" zu erfolgen hat. Demgegen- 
über fehlt im Verfahren vor den Untersuchungs- 
ausschüssen eine entsprechende verfahrensmä- 
ßige Absicherung des Unmittelbarkeitsgrundsat- 
zes: Hier müssen weder alle Mitgüeder bei jeder 
Beweiserhebung anwesend noch während des 
gesamten Verfahrens identisch sein, weil die or- 
dentlichen Mitgüeder vertreten werden können 
und auch im Laufe des Verfahrens wechseln dür- 
fen. Schon dies zeigt, daß das Verfahrensrecht der 
Untersuchungsausschüsse nicht auf den Grund- 
satz der Unmittelbarkeit der Beweiserhebung 
baut. 

Aber auch der zweite Aspekt des Unmittelbar- 
keitsgrundsatzes ist ausschüeßüch auf die spezi- 
fisch strafprozessuale Situaüon zugeschnitten: 
Das Verbot, Beweissurrogate zu verwenden, steht 
in engem Zusammenhang mit den Mitwirkungs- 
rechten der Verfahrensbeteiligten im Strafprozeß 
und ihrem Recht auf rechtüches Gehör (Art. 103 
Abs. 1 GG). Die Beweisaufnahme hat hiernach im 
Strafverfahren unmittelbar zu sein, damit An- 
klage und Verteidigung während der Beweisauf- 
nahme den Sachverständigen und Zeugen befra- 
gen (vgl. hierzu § 240 Abs. 2 StPO, Text beigefügt 
als Anlage) und Erklärungen abgeben können 
(vgl. hierzu § 257 StPO, Text beigefügt als An- 
lage), um auf diese Weise ihre Sicht der Dinge 
einbringen und auf Widersprüche sowie relevante 
Tatsachen — in der „Auseinandersetzung“ mit 
der Aussage des Zeugen, notfalls in Rede und 
Gegenrede — hinweisen zu können. Dieser mate- 
rielle Zweck des Unmittelbarkeitsgrundsatzes, 
nämüch die Mitwirkung der Verfahrensbeteilig- 
ten zu sichern, läuft im parlamentarischen Unter- 
suchungsverfahren leer, weil es dort „keine Ver- 
fahrenssubjekte " — Angeklagte, Verteidiger, 

Staatsanwälte — „mit vergleichbaren eigenen Be- 
fugnissen* gibt (Gollwitzer, a. a. O., S. 333). 


Hierin sieht die einhelhge Lehre den entscheiden- 
den Grund, daß das Unmittelbarkeitsprinzip samt 
seiner Ausprägung in der Beweiserhebungsvor- 
schrift des § 250 StPO im parlamentarischen Un- 
tersuchungsverfahren keine sinngemäße Anwen- 
dung findet. 

Vgl. insbesondere Gollwitzer, a. a. O., S. 333; 
Schleich, a. a. O., S. 50. 

3. Allerdings ist zu berücksichtigen, daß beide 
Aspekte des Unmittelbarkeitsgrundsatzes ein 
weiteres, übergeordnetes Ziel verfolgen, nämlich: 
zur besseren und umfassenderen Sachaufklärung 
beizutragen. Das sachnähere Beweismittel (der 
Zeuge) kann zur genaueren und verläßücheren 
Aufklärung als das sachfemere (die Niederschrift) 
schon deshalb führen, weil Rückfragen mögüch, 
Nuancierungen in der Aussage erfahrbar und die 
Person des Aussagenden beurteilbar sind. Soweit 
dem Unmittelbarkeitsgrundsatz auch solche Er- 
wägungen zugrunde hegen, folgt die ihm inso- 
weit immanente Zielsetzung einer besseren Sach- 
aufklärung indessen nicht aus § 250 StPO, son- 
dern aus § 244 Abs. 2 StPO, wonach „zur Erfor- 
schung der Wahrheit die Beweisaufnahme von 
Amts wegen auf alle Tatsachen und Beweismittel 
zu erstrecken (ist), die für die Entscheidung von 
Bedeutung sind." 

Vgl. hierzu: Sarstedt, Werner/Hamm, Rainer, 
Die Revision in Strafsachen, 5. Auflage 1983, 
S. 234; KMR, Kommentar zur Strafprozeßord- 
nung, § 244 Anm. 192 jeweils m. z. w. N. zur 
Rechtssprechung und Literatur. 

Aus § 244 Abs. 2 StPO folgt zwar nicht, daß 
grundsätzüch und allgemein dem der Beweis- 
frage näheren Beweismittel (Zeugen/Sachver- 
ständigen) der Vorzug vor dem ferneren (Proto- 
kolle über ihre Vernehmung) einzuräumen ist 
(Sarstedt, a. a. O., S. 234). § 244 Abs. 2 StPO kann 
aber im Einzelfall gebieten, das unmittelbare Be- 
weismittel — gegebenenfalls neben dem mittel- 
baren — zu verwenden, um auf diese Weise zu 
einer vollständigen Sachaufklärung zu gelangen 
(Sarstedt, a. a. O., S. 234). 

M. a. W.: Der 1. UA- 11. WP kann die Beweisauf- 
nahme auf die Vemehmungsprotokolle des 
4. UA-10. WP erstrecken und die früheren Aus- 
sagen — über den Weg des Urkundenbeweises — 
auch verwerten; er ist hierdurch allerdings nicht 
daran gehindert, unter dem Gesichtspunkt der 
Aufklärungspflicht (§ 244 Abs. 2 StPO) die Zeu- 
gen/Sachverständigen „nochmals" zu verneh- 
men. 

4. Für die verfahrensmäßige Behandlung folgt hier- 
aus: 

4.1 Die Protokolle über Beweiserhebungen des 
4. UA — 10. WP sind zulässige Beweismittel, die 
der 1. UA-11. WP verwerten darf. Ihre Beizie- 
hung hat schon dann zu erfolgen, wenn ein ent- 
sprechender, die Niederschriften des 4. UA- 
10. WP bezeichnender Beweisantrag gestellt 
wird, der das Minderheitenquorum erreicht (§ 12 
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Abs. 2 der sogenannten IPA-Regeln, Text beige- 

flirrt in Hör Anlarto\ 

4.2 Auf die nach 4.1 beigezogenen Protokolle ist die 
Beweisaufnahme zu erstrecken. Nach § 249 
Abs. 1 StPO und § 11 Abs. 1 der IPA-Regeln 
(Texte als Anlage beigefügt) erfolgt die Einfüh- 
rung in das Verfahren grundsätzlich durch Verle- 
sen der Urkunden in öffentlicher Sitzung (Art. 44 
Abs. 1 Satz 2 GG). Es ist jedoch anerkannt, daß 
der Untersuchungsausschuß von dieser umständ- 
lichen und verfahrensverzögerlichen Prozedur 
abweichen darf, weil das Prinzip der Mündlich- 
keit, das in § 249 StPO für das Strafverfahren nie- 
dergelegt ist, von den Untersuchungsausschüssen 
aus den gleichen Gründen nicht beachtet werden 
muß, die die Nichtbeachtung des Unmittelbar- 
keitsgrundsatzes legitimieren. 

Vgl. oben unter 2. und die dort angeführten 
Nachweise, die sich auch auf den Ausschluß des 
Mündlichkeitsprinzips im parlamentarischen 
Untersuchungsverfahren beziehen. 

Von der Verlesung der beigezogenen Protokolle 
kann daher abgesehen werden, wenn 

— die Schriftstücke allen Ausschußmitgliedern 
zugänglich sind und 

— die Mehrheit der anwesenden Ausschußmit- 
glieder auf die Verlesung verzichtet (§11 
Abs. 2 der sogenannten IPA-Regeln, Text bei- 
gefügt als Anlage). 

Entgegen Gollwitzer (a. a. O., S. 334 f.) ist für die- 
sen Fall auch keine Zusammenfassung des we- 
sentlichen Inhalts in öffentlicher Sitzung erforder- 
lich (vgl. Maunz/Dürig, a. a. O., Art. 44 Anm. 51). 
Zwar schreibt dies § 249 Abs. 2 StPO für den 
Strafprozeß vor, soweit dort ausnahmsweise auf 
die Verlesung verzichtet wird. Sinn dieser Rege- 
lung ist jedoch ebenfalls die Sicherung der Frage-, 
Erklärungs- und sonstigen Mitwirkungsrechte 
der Verfahrensbeteiligten im Strafprozeß, die das 
Untersuchungsverfahren zu berücksichtigen kei- 
nen Anlaß hat, weil es dort — wie dargestellt — 
keine Verfahrenssubjekte mit vergleichbaren 
Rechten gibt. 

4.3 Mit der Einführung der Protokolle des 4. UA- 
10. WP in die Beweisaufnahme steht nicht auto- 
matisch fest, daß die Vorgänge, auf die sich die 
protokollierten Aussagen beziehen „bewiesen" 
sind. Für die Feststellung des Bewiesenseins ist 
ein weiterer Schritt, die Beweiswürdigung, die 
erforderlich ist, der die beigezogenen Protokolle 
in vollem Umfang unterhegen. Dies bedeutet für 
den weiteren Fortgang des Verfahrens, daß da- 
nach zu unterscheiden ist, ob der Ausschuß 

— konkreter: die Ausschußmehrheit — bereits 


aufgrund der beigezogenen Niederschriften die 
vor dem 4. UA— 10. WP erfolgten Aussagen als 
vollständig, wahrheitsgemäß und geeignet an- 
sieht, die erforderlichen Feststellungen zu er- 
möglichen, oder ob er sich hierzu nicht ver- 
steht: 

— Ist die Mehrheit der Ausschußmitglieder der 
Auffassung, dies sei nicht der Fall, so ist es 
sowohl unter dem Gesichtspunkt der Aufklä- 
rungspflicht, § 244 Abs. 2 StPO (vgl. oben 3.), 
als auch auf einen entsprechenden Beweisan- 
trag hin notwendig, die Zeugen und Sachver- 
ständigen zu den relevanten Beweisthemen 
„nochmals" zu hören. Zwar ist gemäß § 244 
Abs. 3 StPO (Text beigefügt als Anlage) eine 
weitere Beweiserhebung entbehrlich, wenn 
die (behauptete) Beweistatsache bereits be- 
wiesen ist, also zur Überzeugung des Aus- 
schusses aufgrund der beigezogenen Proto- 
kolle feststeht. Solange die Ausschußmehrheit 
diese Überzeugung (noch) nicht gebildet hat, 
bietet der Gesichtspunkt des „Bewiesenseins 
der Beweistatsache" indessen keine Hand- 
habe, die Beweisaufnahme auf den erhobenen 
Urkundsbeweis zu begrenzen, weil die zuläs- 
sige Einführung der Protokolle in das Verfah- 
ren — wie erwähnt — nicht bedeutet, daß da- 
mit die Vorgänge, wie sie die Zeugen vor dem 
4. UA-10. WP geschildert haben, schon fest- 
stehen. 

— Ist dagegen der Ausschuß mehrheitlich bereits 
aufgrund der Würdigung der beigezogenen 
Protokolle von einem bestimmten Gesche- 
hensablauf überzeugt, so müssen die Zeugen 
und Sachverständigen, deren Aussagen in den 
Niederschriften festgehalten sind, grundsätz- 
lich nicht nochmals angehört werden. Das ist 
jedoch anders, wenn ein Beweisantrag mit der 
Behauptung gestellt wird, durch die persönli- 
che Vernehmung des Zeugen werde ein Ge- 
schehensablauf bewiesen, der von dem auf- 
grund der Protokolle festgestellten abweicht. 
In diesem Fall kann der Beweisantrag nicht mit 
der Begründung abgelehnt werden, die Tatsa- 
che, „die bewiesen werden soll" (§ 244 Abs. 3 
StPO), sei bereits erwiesen: Denn ob die Be- 
weisbehauptung des Antragstellers zutrifft, 
darf nicht beweisantizipierend, sondern erst 
nach Erhebung des Zeugenbeweises festge- 
stellt werden. 

Vgl. hierzu: Engels, Dieter, Beweisantizipa- 
tionsverbot und Beweiserhebungsumfang 
im Strafprozeß, in: Goltdammer's Archiv für 
Strafrecht 1981, S. 21. 

Dr. Engels 
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Anhang 1.2 


DEUTSCHER BUNDESTAG 27. Mai 1987 

Wissenschaftliche Dienste 

Fachbereich Vll 

Zivil- und Strafrecht 

Verfahrensrecht 

Recht des Umweltschutzes 

Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


SACHGEBIET: 

REG.-NR.: 

BEARBEITER: 


45, 454 

WF VII - 57/87 

Frau RR'in z. A. Aschinger 


THEMA: Zur Durchführung eines Strafverfahrens nach Abschluß eines 

Ordnungswidrigkeitsverfahrens in derselben Sache 


Soll nach Abschluß eines Ordnungswidrigkeitsver- 
fahrens dieselbe Sache strafrechtlich geahndet wer- 
den, so hängt die Zulässigkeit des Strafverfahrens von 
der Art der Entscheidung ab, mit der seinerzeit das 
Ordnungswidrigkeitsverfahren beendet wurde. 

1. Bei Einstellung des Verfahrens 

Die Einstellung eines Ordnungswidrigkeitsverfahrens 
bildet grundsätzlich keinen Hinderungsgrund für eine 
spätere Verfolgung derselben Tat im Strafverfahren. 
Da auch die endgültige Einstellung des Verfahrens 
durch die Verwaltungsbehörde oder Staatsanwalt- 
schaft keine Sachentscheidung darstellt und somit 
nicht in formelle Rechtskraft erwächst, kann die Ver- 
folgung erneut aufgenommen werden, wenn hierzu 
Veranlassung besteht und keine sonstigen Verfol- 
gungshindemisse vorliegen. 

vgl. Göhler, Gesetz über Ordnungswidrigkeiten, 
Kommentar, 7. Aufl., 1984, § 84, RdNr. 2; 
Rosenkötter, Das Recht der Ordnungswidrigkeiten, 
1981, RdNr. 264 

Das gleiche gilt nach einer Gerichtsentscheidung, die 
das Verfahren wegen Fehlens einer Prozeßvorausset- 
zung eingestellt hat. 

vgl. Göhler, a. a. O., § 84, RdNr. 2; 
Kleinknecht/Meyer, Kommentar zur Strafprozeß- 
ordnung, 37. Aufl., 1985, § 260, RdNr. 39 

2. Nach Erlaß eines Bußgeldbescheides 

Wurde das Ordnungswidrigkeitsverfahren von der 
Verwaltungsbehörde durchgeführt und durch Buß- 
geldbescheid beendet, so hindert dieser Bescheid 
zwar eine nochmalige Verfolgung der Tat als Ord- 
nungswidrigkeit, § 84 Abs. 1 OWiG. Die spätere Ver- 
folgung als Straftat bleibt dagegen zulässig. Diese ein- 
geschränkte Rechtskraft ergibt sich zunächst aus der 
summarischen Erledigung des Verfahrens, wodurch 
naturgemäß nur eine Überzeugung minderen Grades 
erlangt werden kann. 

vgl. Göhler, a. a. O., RdNr. 6 vor § 65 

Zudem darf die Wirkung einer Rechtskraft nicht wei- 
tergehen als die Befugnis zur Entscheidung. Da die 


Verwaltungsbehörde gehindert ist, über die Straftat 
zu entscheiden, während die Staatsanwaltschaft, die 
diese Entscheidungsbefugnis hat, an dem Bußgeld- 
verfahren nicht beteiligt ist, muß die Rechtskraft des 
Bußgeldbescheides zwingend auf den ordnungsrecht- 
lichen Aspekt der Tat beschränkt sein. 

vgl. Göhler, a. a. O., § 84, RdNr. 4 

3. Nach gerichtlicher Entscheidung 

Gemäß § 84 Abs. 2 OWiG steht eine gerichtliche Ent- 
scheidung über die Tat als Ordnungswidrigkeit — so- 
weit es sich dabei um eine Sachentscheidung und 
nicht nur um die Einstellung des Verfahrens aus pro- 
zessualen Gründen handelt — der Verfolgung dersel- 
ben Tat als Straftat entgegen. Diese Sperrwirkung 
ergibt sich zwangsläufig daraus, daß das Gericht die 
Tat im Bußgeldverfahren auch unter strafrechtlichen 
Gesichtspunkten zu prüfen hat. Sie gilt sowohl bei 
einem Sachurteil als auch bei einem Beschluß nach 
§ 72 OWiG sowie bei einer Sachentscheidung des Be- 
schwerdegerichts nach § 79 Abs. 4 OWiG. 

vgl. Göhler, a. a. O., § 84, RdNr. 16 

Möglich bleibt eine spätere Verfolgung der Tat als 
Straftat allerdings im Rahmen eines förmlichen Wie- 
deraufnahmeverfahrens gern. § 85 Abs. 3 OWiG. 
Hierzu ist jedoch erforderlich, daß neue Tatsachen 
oder Beweismittel beigebracht werden, die allein oder 
in Verbindung mit den früher erhobenen Beweisen 
geeignet sind, die Verurteilung des Betroffenen we- 
gen eines Verbrechens zu begründen. 

4. Zusammenfassung 

Die Durchführung eines Strafverfahrens nach Ab- 
schluß eines Ordnungswidrigkeitsverfahrens in der- 
selben Sache ist somit zulässig: 

— Nach Einstellung des Verfahrens; 

— nach Erlaß eines Bußgeldbescheides durch die 
Verwaltungsbehörde; 

— nach gerichtlicher Entscheidung nur dann, wenn 
die Voraussetzungen der Wiederaufnahme des 
Verfahrens gern. § 85 Abs. 3 OWiG vorhegen. 

Aschinger 
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Anhang 1.3 

DEUTSCHER BUNDESTAG 1. Juni 1987 

Wissenschaftliche Dienste 

Fachbereich VII 

Zivil- und Strafrecht 

Verfahrensrecht 

Recht des Umweltschutzes 

Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


SACHGEBIET: 

REG.-NR.: 

BEARBEITER: 


454 

WF VII - 58/87 
RR’in z. A. Aschinger 


THEMA: Berechnung der Verjährungsfrist bei Ordnungswidrigkeiten, wenn das 

Ordnungswidrigkeitsverfahren zwischenzeitlich eingestellt war 


Nach § 31 Abs. 1 OWiG werden durch die Verjährung 
die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten und die 
Anordnung von Nebenfolgen (z. B. Einziehung von 
Gegenständen gern. § 22 ff. OWiG) ausgeschlossen. 

Sofern die im konkreten Fall einschlägige Bußgeld- 
norm nichts anderes bestimmt, richtet sich die Dauer 
der Verjährungsfrist gern. § 31 Abs. 2 OWiG nach der 
Höhe der angedrohten Geldbuße: 

— 3 Jahre bei Ordnungswidrigkeiten, die mit Geld- 
buße im Höchstmaß von mehr als 30 000 DM be- 
droht sind; 

— 2 Jahre bei Ordnungswidrigkeiten, die mit Geld- 
buße im Höchstmaß von mehr als 3 000 bis zu 
30 000 DM bedroht sind; 

— 1 Jahr bei Ordnungswidrigkeiten, die mit Geld- 
buße im Höchstmaß von mehr als 1 000 bis zu 
3 000 DM bedroht sind; 

— 6 Monate bei den übrigen Ordnungswidrigkei- 
ten. 

Bei der Höhe der angedrohten Geldbuße ist allerdings 
§ 17 Abs. 2 OWiG zu beachten. Hiernach wird in Fäl- 
len, in denen das Gesetz für vorsätzüches und fahrläs- 
siges Handeln Geldbuße androht, ohne im Höchstmaß 
zu unterscheiden, für fahrlässiges Handeln die Geld- 
buße auf die Hälfte reduziert. Dies kann dazu führen, 
daß bei Verstößen gegen die gleiche Vorschrift unter- 
schiedliche Verjährungsfristen bei Vorsatz und Fahr- 
lässigkeit gelten. 

Die Verjährungsfrist beginnt nach § 31 Abs. 3 OWiG 
mit der Beendigung der Handlung oder mit dem Ein- 
tritt des Erfolgs. Maßgeblich ist somit der Zeitpunkt, in 
dem eine Verfolgung frühestens möglich gewesen 
wäre. 

vgl. Göhler, Gesetz über Ordnungswidrigkeiten, 
Kommentar, 7. Aufl., 1984, § 31, RdNr. 8 

Im einzelnen wird der Fristbeginn z. B. wie folgt fest- 
gelegt: 

— Bei einer Dauerordnungswidrigkeit mit Beendi- 
gung des rechtswidrigen Zustandes; 


— bei einem echten Unterlassungsdelikt mit Wegfall 
der Handlungspflicht; 

— bei einem fahrlässigen Unterlassungsdelikt zu 
dem Zeitpunkt, in dem der Täter die Pflicht zum 
Handeln nicht mehr im Gedächtnis haben kann; 

— bei einer fortgesetzten Handlung mit Vollendung 
des letzten Einzelaktes; 

— im Fall der Beteiligung an nur einzelnen Teilakten 
kommt es auf die Beteiligung an dem letzten Teil- 
akt an. 

vgl. Göhler, a. a. O., § 31, RdNm. 10 bis 14 

Die Frist wird so berechnet, daß der Tag, an dem die 
Verjährung beginnt, der erste Tag der Frist ist; der 
letzte Tag der Frist ist der im Kalender vorhergehende 
Tag. Eine dreimonatige Verjährungsfrist beginnt bei- 
spielsweise, wenn die Handlung am 4. 4. beendet ist, 
am 4.4. und endet am 3.7., auch wenn dieser Tag ein 
Sonntag ist. 

vgl. Rosenkötter, Das Recht der Ordnungswidrig- 
keiten, 1981, RdNr. 245 

Die Verjährung kann unterbrochen werden. Dann 
lebt nicht etwa die bisherige Frist wieder auf, sondern 
es beginnt eine neue Verjährungsfrist zu laufen. Die 
bis zur Unterbrechungshandlung vergangene Frist 
wird nicht angerechnet. 

vgl. Jörg, Ordnungswidrigkeitenrecht, Kurzlehr- 
buch, 1978, S. 40 

Die Unterbrechungshandlungen sind in § 33 Abs. 1 
OWiG abschließend aufgezählt, z. B.: 

— § 33 Abs. 1 Nr. 1 OWiG: die erste Vernehmung des 
Betroffenen, die Bekanntgabe, daß gegen ihn das 
Ermittlungsverfahren eingeleitet ist, oder die An- 
ordnung dieser Vernehmung oder Bekanntgabe. 

Die Verjährung kann durch Maßnahmen nach § 33 
Abs. 1 Nr. 1 OWiG nur einmal unterbrochen wer- 
den. 

In den Fällen, in denen einer Vernehmung oder 
Bekanntgabe eine entsprechende Anordnung vor- 
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ausgeht, unterbricht nur diese Anordnung die Ver- 
jährung. Sofern die Anordnung schriftlich ergeht, 
ist für die Verjährungsunterbrechung der Zeit- 
punkt der Unterzeichnung der Anordnung maßge- 
bend. 

vgl. Rosenkötter, a. a. O., RdNr. 251 

Die Anordnung der Übersendung eines Anhö- 
rungsbogens ist als Anordnung der Bekanntgabe, 
daß gegen den Betroffenen das Ermittlungsverfah- 
ren eingeleitet ist, anzusehen. Das gleiche gilt, 
wenn der Anhörungsbogen mit einer schriftlichen 
Verwarnung verbunden ist. 

vgl. Rosenkötter, a. a. O., RdNr. 252 

— § 33 Abs. 1 Nr. 2 OWiG: jede richterliche Verneh- 
mung des Betroffenen oder eines Zeugen oder die 
Anordnung dieser Vernehmung. 

Hier unterbricht jede — und nicht nur die erste — 
Vernehmung die Verjährung. 

vgl. Rosenkötter, a. a. O., RdNr. 254 

— § 33 Abs. 1 Nr. 3 OWiG: jede Beauftragung eines 
Sachverständigen durch die Verfolgungsbehörden 
oder den Richter, wenn vorher der Betroffene ver- 
nommen oder ihm die Einleitung des Ermittlungs- 
verfahrens bekanntgegeben worden ist; 

— § 33 Abs. 1 Nr. 5 OWiG: die vorläufige Einstellung 
des Verfahrens wegen Abwesenheit des Betroffe- 
nen durch die Verfolgungsbehörde oder den Rich- 
ter sowie jede Anordnung der Verfolgungsbe- 
hörde oder des Richters, die nach einer solchen 
Einstellung des Verfahrens zur Ermittlung des 
Aufenthalts des Betroffenen oder zur Sicherung 
von Beweisen ergeht; 

— § 33 Abs. 1 Nr. 9 OWiG: der Bußgeldbescheid; 

— § 33 Abs. 1 Nr. 13 OWiG: die Erhebung der öffent- 
lichen Klage; 

— § 33 Abs. 1 Nr. 15 OWiG: der Strafbefehl oder eine 
andere dem Urteil entsprechende Entscheidung. 


Als eine dem Urteil entsprechende Entscheidung 
ist auch ein Beschluß, durch den das Verfahren 
nach § 206 a Abs. 1 StPOi. V. m. § 46 Abs. 1 OWiG 
eingestellt wird, anzusehen. 

vgl. Göhler, a. a. O., § 33, RdNr. 43 

Die Verjährungsfrist kann mehrmals unterbrochen 
werden. Gern. § 33 Abs. 3 S. 2 OWiG ist die Verfol- 
gung jedoch spätestens verjährt, wenn seit Beginn der 
Verfolgungsverjährung das Doppelte der gesetzli- 
chen Verjährungsfrist, mindestens jedoch zwei Jahre 
verstrichen sind. 

Bei der Berechnung der Verjährungsfrist sind neben 
einer Unterbrechung auch die Zeiträume zu beachten, 
in denen die Verjährung gern. § 32 OWiG ruht. 

Das Ruhen der Verfolgungsveijährung besteht darin, 
daß entweder der Beginn der Verjährungsfrist hinaus- 
geschoben oder der Weiterlauf einer begonnenen 
Verjährungsfrist gehemmt wird. Nach Wegfall der 
Voraussetzungen des Rühens beginnt die alte Frist 
weiterzulaufen. 

vgl. Jörg, a. a. O., S. 39 

Durch den Erlaß des Urteils der ersten Instanz oder 
eines Beschlusses nach § 72 OWiG wird die Verjäh- 
rung bis zum Abschluß des Verfahrens gehemmt, § 32 
Abs. 2 OWiG. Diese Sperrwirkung tritt unabhängig 
davon ein, ob das Urteil oder der Beschluß auf Frei- 
spruch, Einstellung oder Festsetzung einer Geldbuße 
lautet. 

vgl. Göhler, a. a. O., § 32 RdNr. 9 

Somit kann eine Einstellung des Verfahrens je nach 
den dafür maßgeblichen Gründen, entweder eine Un- 
terbrechung oder ein Ruhen der Verjährung zur Folge 
haben. 

Das Ruhen beginnt bei einem Einstellungsurteil mit 
dessen Verkündung, bei einem Beschluß mit dessen 
Unterzeichnung. 

Aschinger 
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Anhang 1.4 


DEUTSCHER BUNDESTAG 5300 Bonn 1, 9. Juni 1987 

Wissenschaftliche Dienste 
Fachbereich WFX 

Recht der Untersuchungsausschüsse, Enquete-Kommissionen und Anhörungen 

SACHGEBIET: 1101-1 

REG.-NUMMER: WFX 7/87 
BEARBEITER: ORR Dr. Engels 

THEMA: Zum Verhältnis des parlamentarischen Untersuchungsverlahrens zu noch nicht 

abgeschlossenen Verfahren nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz 


1. Ein parlamentarisches Untersuchungsverfahren 
und ein Straf-/Ordnungswidrigkeitenverfahren 
zu demselben Themenkomplex dürfen nach 
heute einhelliger Auffassung zeitlich parallel ge- 
führt werden. Die früher vereinzelt vertretene 
Auffassung, solche „Doppeluntersuchungen“ 
seien prinzipiell unzulässig und eines der beiden 
Verfahien müsse bis zum Abschluß des anderen 
ausgesetzt werden, ist überwunden. 

Vgl. zur alten Ansicht: Dichgans, Hans, Die Zu- 
sammenarbeit parlamentarischer Untersu- 
chungsausschüsse, in: NJW 1964, S. 957 (958). 
Zur heute geltenden Rechtslage vgl.: OLG Köln, 
Beschluß vom 14. September 1984 — 2 Ws 
368/84 -, in: NJW 1985, S. 336; Gross, Roh, 
Zum Verfahren parlamentarischer Untersu- 
chungsausschüsse, in: DVB1. 1971, S. 638 (641); 
Jekewitz, Jürgen, Die Einsicht in Strafakten 
durch parlamentarische Untersuchungsaus- 
schüsse, in: NStZ 1985, S. 395 (396); Kipke, Rü- 
diger, Die Untersuchungsausschüsse des Deut- 
schen Bundestages, 1985, S. 47 f.; Maunz, in: 
Maunz/Dürig, GG, Art. 44 Rn 62; Rechenberg, 
in: Bonner Kommentar zum Grundgesetz, 
Art. 44 Rn 32; Schleich, Albrecht, Das parla- 
mentarische Untersuchungsrecht des Bundes- 
tages, 1985, S. 65. Von dieser Rechtslage gehen 
auch die sogenannten IPA-Regeln aus: Nach 
§ 22 „kann" (nicht muß) das Verfahren im Falle 
von Paralleluntersuchungen ausgesetzt wer- 
den. 

2. Die hiernach zulässige Paralleluntersuchung wirft 
indessen eine Reihe von Problemen auf, die sich 
aus der „Konkurrenzsituation" ergeben. Es ist 
eine Erfahrungstatsache, „daß mehrere Verfah- 
ren, die sich mit dem gleichen Gegenstand befas- 
sen und parallel nebeneinander herlaufen, die Er- 
mittlungen nicht gerade erleichtern" (Gross, 
a. a. 0.,S. 641): So kann die zweifache Befragung 
eines Zeugen zu Lasten der Qualität der zweiten 
Aussage gehen, die Kenntnis vom Inhalt der Aus- 
sage eines anderen Zeugen kann einen Zeugen 
beeinflussen und den Beweiswert seiner Aussage 
mindern, und es kann zu Konkurrenzproblemen 
bei der Beschaffung der sächlichen Beweismittel 
kommen, weil in beiden Untersuchungen diesel- 
ben Beweismittel relevant sind (vgl. Dichgans, 
a. a. O., S. 958; Schleich, a. a. O., S. 64). 


Wichtiger als diese praktischen Fragen erscheint 
jedoch das grundsätzliche Problem, daß die zeit- 
gleiche Tätigkeit des Untersuchungsausschusses 
sich als faktische Überwachung auswirken und 
den Prozeß der Entscheidungsfindung der Be- 
hörde beeinflussen kann, weil diese unter Um- 
ständen in die Rolle der Kontrollierten gerät, die 
ihre Aufmerksamkeit mehr darauf richtet, „sich 
gegenüber dem Untersuchungsausschuß keine 
Blöße zu geben, als eine dem Lebenssachverhalt 
adäquate Entscheidung zu treffen" (Schleich, 
a. a. O., S. 49). 

3. Für die Lösung dieser Probleme haben Rechts- 
sprechung und Literatur folgende Grundsätze 
entwickelt: 

3.1 Das Untersuchungsverfahren darf nicht dem Ziel 
dienen, die noch anhängigen Ermittlungen der 
Exekutive zu kontrollieren. 

Denn aus dem Gewaltenteilungsprinzip (Art. 20 
GG) ist herzuleiten, daß sich die Kontrollkompe- 
tenz grundsätzlich auf abgeschlossene Vorgänge 
und Sachverhalte zu beschränken hat, also frühe- 
stens dann einsetzen darf, wenn die Behördenent- 
scheidung — durch Erlaß eines Bußgeldbeschei- 
des oder Einstellung des Verfahrens — „Außen- 
wirkung “ erlangt hat. 

Hieraus folgt, daß auch einzelne Beweiserhebun- 
gen oder sonstige Verfahrenshandlungen unzu- 
lässig sind, die auf eine Kontrolle eines noch nicht 
abgeschlossenen Ordnungswidrigkeitenverfah- 
rens hinauslaufen. Deshalb dürfen die an dem 
Verfahren beteiligten Behörden vor Abschluß des 
Verfahrens insbesondere nicht befragt werden 

— zur Zweckmäßigkeit der bisherigen Verfah- 
rensführung, 

— zu behördenintemen Vorgängen, die den der 
Abschlußentscheidung vorausgehenden Wil- 
lensbüdungsprozeß betreffen, und 

— zu der bisherigen, vorläufigen Beweiswürdi- 
gung. 

3.2 Die Beschränkung der Untersuchungskompetenz 
auf die ex-post-Kontrolle bedeutet indessen nicht 
das Verbot, die an dem Ordnungswidrigkeiten- 
verfahren beteiligten Behörden zum Verfahrens- 
stand und zu den relevanten Beweistatsachen und 
-mittein anzuhören. Vielmehr sind sowohl der Un- 
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tersuchungsausschuß als auch die Exekutive bei 
parallel geführten Untersuchungen aufgrund der 
aus Art. 20 GG herzuleitenden Organtreuepflicht 
„zu wechselseitigen Kontakten und zur Zusam- 
menarbeit" gehalten (Schleich, a. a. O., S. 56), so- 
weit die gemeinsame Zielsetzung beider Verfah- 
ren — die Aufklärung desselben Sachverhalts — 
in Rede steht. Dies bedeutet insbesondere, daß 
der Ausschuß die beteiligte Behörde informato- 
risch anhören darf 

— zu Fragen, gegen wen aus welchem Anlaß auf- 
grund welcher Vorschriften ermittelt wird, 

— zum formalen Stand des Verfahrens und 

— zu den vorhandenen Beweismitteln, die der 
Behörde vorhegen oder von denen sie Kennt- 
nis hat. 

Gegebenenfalls ist die Behörde gemäß Art, 44 
Abs. 3 GG auch verpflichtet, im Wege der Amts- 
hilfe dem Untersuchungsausschuß Akteneinsicht 
in die beigezogenen Unterlagen (Beweismittel- 
ordner) zu gewähren (vgl. hierzu OLG Köln, 
a. a. O., S. 337; Jekewitz, Jürgen, a. a, O., 
S. 395). 

3.3 Die hiermit verbundene mögliche Behinderung 
des Ordnungswidrigkeitenverfahrens, die aus der 
konkurrierenden Benutzung derselben Beweis- 
mittel, der Akteneinsicht und auch aus einer infor- 
matorischen Anhörung der zuständigen Beamten 
resultieren kann, ist verfassungs- und verfahrens- 
rechtlich nicht zu beanstanden, soweit sie unver- 
meidbar ist. Solche Beeinträchtigungen verstoßen 
nicht gegen das Gewaltenteilungsprinzip (vgl. 
Schleich, a. a. O., S. 65); Soweit es dem Ausschuß 
ausschließlich um Aufklärung des ( „ gemeinsam " ) 
zu untersuchenden Sachverhalts und nicht um be- 
gleitende Kontrolle und Bewertung des bisheri- 
gen Verfahrens der Behörde geht, wird die Exe- 
kutive durch das parallele Untersuchungsverfah- 
ren zwar möglicherweise tangiert, aber nicht in 
ihrem „Kembereich“ beeinträchtigt; der Untersu- 
chungsausschuß maßt sich keine „fremden" (nur 
der Exekutive vorbehaltenen) Befugnisse an, son- 
dern nimmt eigene Rechte wahr, da die Aufklä- 
rung des Sachverhalts (auch) seine Aufgabe ist, 
Art. 44 Abs. 1, Abs. 3 GG. 

Freilich folgt aus der Organtreuepflicht, daß die 
Behinderungen so gering wie möglich zu halten 
sind. Dies bedeutet vor allem die Pflicht zu gegen- 
seitiger Rücksichtnahme, die insbesondere die 
Postulate umfaßt, 

— Beweistermine und -Organisation miteinander 
abzustimmen und 

— im Rahmen der nach 3.2 zulässigen Maßnah- 
men (insbesondere bei einer informatorischen 
Anhörung) den Eindruck zu vermeiden, sie 
dienten nicht nur der Aufklärung des zu unter- 
suchenden Sachverhalts, sondern auch der 
Kontrolle des laufenden Ordnungswidrigkei- 
tenverfahrens. 

4. Zur Begründung im einzelnen; 


4.1 Verfahren und Beweiserhebungen dürfen nicht 
mit dem Ziel geführt werden, die noch laufenden 
Ermittlungen der zuständigen Behörde zu kon- 
trollieren oder zu beeinflussen (oben 3.1). Dies 
folgt im Hinblick auf die Tätigkeiten von Landes- 
behörden, die ein Ordnungswidrigkeitenverfah- 
ren in landeseigener Kompetenz führen, bereits 
aus dem Bundesstaatsprinzip; Insoweit besitzt ein 
Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages weder die Kompetenz, abgeschlossene Ver- 
fahren zu überprüfen, noch die, laufende Verfah- 
ren kontrollierend zu begleiten. Gegenüber Lan- 
desbehörden ist ein Untersuchungsausschuß mit- 
hin a priori auf die in 3.2 und 3.3 angeführten 
Möglichkeiten beschränkt. 

Zum Bundesstaatsprinzip als Kompetenzgrenze 
für einen Untersuchungsausschuß des Deut- 
schen Bundestages vgl. nur; Lässig, Curt, Be- 
schränkung des Beweiserhebungsrechts parla- 
mentarischer Untersuchungsausschüsse — ins- 
besondere aufgrund des Bundesstaatsprinzips, 
in: DÖV 1976, S. 727. 

4.2 Soweit das paraßele Ordnungswidrigkeitenver- 
fahren durch eine Bundesbehörde geführt wird, 
ist die Kompetenz eines Untersuchungsausschus- 
ses des Deutschen Bundestages grundsätzlich auf 
die ex-post-Kontrolle begrenzt (vgl. oben 3.1). Das 
Verbot, laufende Verfahren zu kontrollieren, folgt 
aus dem Gewaltenteilungsgrundsatz, der nach 
Ansicht der Rechtsprechung und der herrschen- 
den Lehre einem Untersuchungsausschuß unter- 
sagt, „in laufende Verhandlungen, Entschei- 
dungsvorbereitungen u. a. einzugreifen und sie 
dadurch, nicht zuletzt durch deren öffentliche Un- 
tersuchung und Erörterung, zu blockieren". 

So ausdrücklich; Böckenförde, Emst- Wolfgang, 
Parlamentarische Untersuchungsausschüsse 
und kommunale Selbstverwaltung, in: AöR 
1978, S. 1 (17); vgl. ferner: Bundesverfassungs- 
gericht, Urteil vom 17. Juni 1984 — 2 BvR 11, 
15/83 — , in: BVerfGE 67, 102 (139); Bayerischer 
Verfassungsgerichtshof, Entscheidung vom 
27. November 1985 - Vf 67 - IV - 85 -, in: 
DVB1. 1986, S. 233 (234); Hessischer Staatsge- 
richtshof, Urteil vom 24. November 1966 
- P.St. 414 -, in: DÖV 1967, S. 51 (55); Arloth, 
Frank, Grundlagen und Grenzen des Untersu- 
chungsrechts parlamentarischer Untersu- 
chungsausschüsse, in: NJW 1987, S. 806 (811); 

Kipke, a. a. O., S. 40; Löwer, Wolfgang, Der Ak- 
tenvorlageanspruch des parlamentarischen Un- 
tersuchungsausschusses vor dem Bundesver- 
fassungsgericht, in: Jura 1985, S. 358 (366); 
Memminger, Gerhard, Parlamentarische Kon- 
trolle der Regierung durch Untersuchungsaus- 
schüsse, in: DÖV 1986, S. 15 (22); Schleich, 
a. a. O., S. 56—58; Schneider, Hans-Peter, Op- 
position und Information — Der Aktenvorlage- 
anspruch als parlamentarisches Minderheits- 
recht — , in: AöR 99 (1974), S. 628 (645). 

Allerdings ist diese Auffassung nicht unbestritten: 
Ein Teil der Lehre hält die „verfahrensbeglei- 
tende“ Kontrolle eines laufenden Verwaltungs- 
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Verfahrens für zulässig; der Gewaltenteilungs- 
grundsatz verbiete allenfalls Eingriffe in den 
Kembereich einer anderen Gewalt; solange ein 
Untersuchungsausschuß nicht selber Hoheitsakte 
oder Handlungen vornehme, die der Exekutive 
Vorbehalten seien, und solange die Exekutive die 
Verfahrensherrschaft besitze, bliebe dieser Kem- 
bereich unangetastet „Modernem" Verständnis 
der Gewaltenteilung, die alleine dem Ziel der Mä- 
ßigung der Staatsgewalt diene, widerspreche da- 
her auch eine Kontrolle eines laufenden Verwal- 
tungsverfahrens durch einen parlamentarischen 
Untersuchungsausschuß nicht. 

Vgl. Becker, Walter, Ein Beitrag zum Recht der 
parlamentarischen Untersuchungsausschüsse, 
in: DöV 1964, S. 505 (507), allerdings mit dem 
einschränkenden Hinweis, der Untersuchungs- 
ausschuß habe sich auf „beobachtende Tätig- 
keit" zu beschränken; Dickersbach, in; Geller/ 
Kleinrahm, Die Verfassung des Landes Nord- 
rhein-Westfalen, 3. Auflage 1977, Art. 41 
Anm. 1 a; Gascard, Johannes Rainer, Das parla- 
mentarische Untersuchungsrecht in rechtsver- 
gleichender Sicht, Diss. Kiel 1966, S. 83. 

Dieser Auffassung ist indessen nicht zu folgen. Sie 
übersieht, daß das Gewaltenteilungsprinzip nicht 
nur der Mäßigung der Staatsgewalt dient, sondern 
auch die autonome Erfüllung der zugewiesenen 
Aufgaben durch die einzelnen Gewalten sicher- 
zustellen bezweckt. Im gewaltenteilenden Staat 
darf parlamentarische Untersuchung nicht zur 
„parlamentarischen Mitbestimmung“ im Verwal- 
tungsverfahrenführen (vgl. Böckenförde, a. a. O., 
S. 17) und ein parlamentarischer Untersuchungs- 
ausschuß nicht zur „letzten Verwaltungsinstanz" 
werden (vgl. Heck, Das parlamentarische Unter- 
suchungsrecht, 1925, S. 40). 

Aus diesem Grunde geht die Rechtssprechung des 
Bundesverfassungsgerichts und der Landesver- 
fassungsgerichte davon aus, das Gewaltentei- 
lungsprinzip verlange eine Begrenzung der Un- 
tersuchungskompetenz. 

Vgl. Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 
17. Juli 1984 - 2 BvE 11, 15/83 -, a. a. O., 
S. 139; Bayerischer Verfassungsgerichtshof, 
a. a. O.; Hessischer Staatsgerichtshof, a. a. O.; 
vgl. auch Verfassungsgericht Hamburg, Urteil 
vom 6. Juli 1973 — 2/72 — , in: DöV 1973, S. 745 
(746) zum Aktenvorlagerecht gemäß Art. 32 der 
Hamburgischen Verfassung. 

So hat das Bundesverfassungsgericht im so- 
genannten Flick-Urteil vom 17. Juli 1984 
(- 2 BvE 11, 15/83 -, in: BVerfGE 67, 102 (139)) 
wörtlich ausgeführt: 

„Angesichts dieser Verfassungslage und Verfah- 
rensmöglichkeiten dürften sich nur unter ganz be- 
sonderen Umständen Gründe finden lassen, dem 
Ausschuß Akten unter Berufung auf das Wohl des 
Bundes oder eines Landes vorzuenthalten. Solche 
Gründe können sich insbesondere aus dem Ge- 
waltenteilungsgrundsatz ergeben. Die Verant- 
wortung der Regierung gegenüber dem Parla- 
ment und Volk . . . setzt notwendigerweise einen 


„Kembereich exekutiver Eigenverantwortung“ 
voraus (Scholz, Parlamentarischer Untersu- 
chungsausschuß und Steuergeheimnis, AöR 105 
(980), S. 598), der einen auch von parlamentari- 
schen Untersuchungsausschüssen grundsätzlich 
nicht ausforschbaren Initiativ-, Beratungs- und 
Handlungsbereich einschließt. Dazu gehört z. B. 
die Willensbildung der Regierung selbst, sowohl 
hinsichtlich der Erörterungen im Kabinett als auch 
bei der Vorbereitung von Kabinetts- und Ressort- 
entscheidungen, die sich vornehmlich in ressort- 
übergreifenden und -internen Abstimmungspro- 
zessen vollzieht. 

Die Kontrollkompetenz des Bundestages erstreckt 
sich demnach grundsätzlich nur auf bereits abge- 
schlossene Vorgänge. Sie enthält nicht die Befug- 
nis, in laufende Verhandlungen und Entschei- 
dungsvorbereitungen einzugreifen ..." 

Die so begründete Arkanzone, innerhalb derer 
der Regierung ein nicht ausforschbarer Diskre- 
tionsbereich konzediert und das Verbot des Ein- 
griffs in laufende Verfahren statuiert wird, bildet 
nicht nur die Grenze der Aktenvorlagepflicht (um 
die es primär in der Flick-Entscheidung ging), 
sondern bereits die Grenze der parlamentarischen 
Untersuchungskompetenz (vgl. hierzu Löwer, 
a. a. O., S. 366). 

Allerdings läßt die Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichts offen, ob das Verbot, noch nicht 
abgeschlossene Verfahren zu kontrollieren, im 
Hinblick auf den (engeren) Initiativ-, Beratungs- 
und Handlungsbereich nur der Regierung statu- 
iert wird oder darüber hinaus als weitergehendes, 
das das Handeln des gesamten Exekutivbereichs 
(nicht nur die Kabinettsebene) erfaßt. 

Für die erste Interpretation mag zwar auf den er- 
sten Blick die sprachliche Verknüpfung („die 
Kontrollkompetenz erstreckt sich demnach ") 
sprechen; für die zweite streiten indessen die bes- 
seren sachlichen Gründe: Denn wollte man 
— etwa in Anklänge in der Entscheidung des 
Hamburger Verfassungsgerichts (a. a. O., S. 746, 
747) zum Aktenvorlageanspruch gemäß Art. 32 
der Hamburgischen Verfassung — zwischen nicht 
abgeschlossenen Vorgängen auf Regierungs- 
ebene einer- und solchen auf Verwaltungsebene 
andererseits unterscheiden (für die das Verbot der 
Kontrolle des laufenden Verfahrens durch einen 
parlamentarischen Untersuchungsausschuß dann 
nicht gälte), so würde dies der ratio widerspre- 
chen, die dem genannten Verbot zugrundeliegt: 
Diese besteht darin, daß die Kontrolle durch ei- 
nen parlamentarischen Untersuchungsausschuß 
grundsätzlich erst dann einsetzen soll, wenn die 
zuständige Behörde und der verantwortliche Mi- 
nister, gegebenenfalls das Kabinett, sich festge- 
legt und entschieden haben; das Stadium der Wil- 
lensbildung und das Abwägen des Für und Wider 
sollen ohne Beteiligung des parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses und ohne laufende 
Rechenschaft ihm gegenüber erfolgen können, 
damit die gesetzliche Aufgabenerfüllung auto- 
nom wahrgenommen werden kann und nicht 
daran ausgerichtet wird, „sich gegenüber dem 
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Untersuchungsausschuß keine Blöße zu geben" 
(oben 2). M. a. W.: Die Exekutive insgesamt soll 
nicht »durch unmittelbare Einflußnahme im kon- 
kreten Fall einer Hemmung oder Erschwerung 
ihrer Tätigkeit ausgesetzt werden" (Kipke, 
a. a. O., S. 40). In dem Recht auf einen autonomen 
behördenintemen Entscheidungsprozeß liegt 
demnach der innere Grund für das Verbot, nicht 
abgeschlossene Vorgänge von Untersuchun- 
gen parlamentarischer Untersuchungsausschüsse 
auszunehmen, und dieses Verbot besteht daher 
unabhängig davon, ob sich der zuständige Mini- 
ster in das Verfahren bereits eingeschaltet hat und 
ressortübergreifende „Abstimmungsprozesse " 
eingeleitet sind, oder ob dies (noch) nicht der Fall 
ist. In diesem Sinne hat auch der Bayerische Ver- 
fassungsgerichtshof in seiner Entscheidung vom 
27. November 1985 (- Vf. 67-IV-85 -, in: DVBL 
1986, S. 233) den regierungsintemen Beratungs-, 
Initiativ- und Handlungsbereich einer- und das 
Verbot des Eingriffs in laufende Verfahren ande- 
rerseits als zwei selbständige »Eckpfeiler" zur Be- 
grenzung des Untersuchungsrechts angesehen 
und letzteren nicht nur auf den (engeren) Arkan- 
bereich der Regierung bezogen. In der zitierten 
Entscheidung heißt es (a. a. O., S. 234, Hervorhe- 
bungen durch den Verfasser): 

„Aus der Gewaltenteilung folgt allerdings, daß 
die parlamentarische Kontrolle sich nicht auf den 
Kembereich der Exekutive erstrecken darf . . . 
Dieser Kembereich darf auch von parlamentari- 
schen UAen nicht ausgeforscht werden. Dazu ge- 
hört z. B. die Willensbildung der Regierung selbst, 
und zwar sowohl hinsichtlich der Erörterungen im 
Kabinett als auch bei der Vorbereitung von Kabi- 
netts- und Ressortentscheidungen, die sich vor- 
nehmlich in ressortübergreifenden und -internen 
Abstimmungsprozessen vollzieht (BVerfGE 67, 
100/139; VerfGH Hamburg DöV 1973, 745/746). 

Aus der Gewaltenteilung ergibt sich außerdem 
der Grundsatz, daß sich Untersuchungsaus- 
schüsse im Rahmen der parlamentarischen Kon- 
trollkompetenz nur mit bereits abgeschlossenen 
Verwaltungsvorgängen befassen dürfen. Sie sind 
nicht berechtigt, in laufende Verhandlungen und 
Entscheidungsvorbereitungen der Regierung ein- 
zugreifen (BVerfGE 67, 100/139). Parlamentari- 
sche Untersuchungen dürfen deshalb i. d. R. nur 
im Rahmen einer ex-post-Kontrolle durchgeführt 
werden. Im Stadium der Vorbereitung, Planung 
und Abwägung von Entscheidungen muß die da- 
für zuständige Exekutive frei von äußeren Einfluß- 
nahmen sein. UAe zum Zwecke verfahrensbeglei- 
tender oder vorbeugender Kontrolle sind unzuläs- 
sig. Dem Parlament kommt nicht die Befugnis zu, 
die einzelnen Verfahrensschritte der Exekutive 
vor Erlaß einer bestimmten Entscheidung zu un- 
tersuchen . . . Untersuchung würde sonst zur Mit- 
beteiligung (Böckenförde, AöR 1978, 1/17)". 

Hiermit deckt sich im Ergebnis die Ansicht der 
ganz herrschenden Lehre zur Unzulässigkeit der 
Einrichtung ständiger Untersuchungsausschüsse 
zum Zwecke der begleitenden Kontrolle der Exe- 
kutive: Sie werden mit der Begründung für unzu- 


lässig gehalten, das Gewaltenteilungsprinzip er- 
fordere eine Beschränkung auf die ex-post-Kon- 
trolle, also auf abgeschlossene Vorgänge“. Nichts 
anderes hat grundsätzlich für einen „ad hoc" ein- 
gesetzten Untersuchungsausschuß zu gelten. 

Vgl. oben die Nachweise unter 4.2 und ferner: 
Bayerischer Verfassungsgerichtshof, Entschei- 
dung vom 30. November 1955 — Vf. 2 — VII — 
55, in: Sammlung von Entscheidung des Baye- 
rischen Verwaltungsgerichtshofes mit Entschei- 
dungen des Bayerischen Verfassungsgerichts- 
hofes, Band8, S. 90 (103 f.) ; Lässig, a. a. O., 
S. 732; Maunz, in: Maunz/Dürig, a. a. O., 
Art. 44 GG Rn 17; Rechenberg, in: Bonner Kom- 
mentar zum Grundgesetz Art. 44 Rn 7; Partsch, 
Empfiehlt es sich, Funktion, Struktur und Ver- 
fahren der parlamentarischen Untersuchungs- 
ausschüsse grundlegend zu ändern?, 1964, 
S. 151.; Schleich, a. a. O., S. 56—58. 

Allerdings formulieren Rechtsprechung und 
Lehre das genannte Verbot nur als „grundsätzli- 
ches", das (demnach) auch Ausnahmen zuläßt 
(ausdrücklich so: Hessischer Staatsgerichtshof, 
a. a. O., S. 55 m. w. N.). Solche Ausnahmen wer- 
den vor allem dann gegeben sein, wenn 

— bestimmte Teilvorgänge bereits abgeschlos- 
sen sind und der begründete V erdacht besteht, 
es sei zu schwerwiegenden Verfehlungen ge- 
kommen, oder 

— Anhaltspunkte dafür bestehen, daß die Exeku- 
tive ihre Pflichten dadurch verletzt, daß sie ein 
Verfahren gar nicht oder nur schleppend führt 
und ihre Entscheidung ad infinitum hinauszö- 
gert. 

Vgl. hierzu: abweichendes Votum zur Ent- 
scheidung des Bayerischen Verfassungsge- 
richtshofes vom 27. November 1985 
- Vf. 67 - IV - 85 -, a. a. O., S. 236; fer- 
ner: Mengel, Hans-Joachim, Die Auskunfts- 
verweigerung der Exekutive gegenüber par- 
lamentarischen Untersuchungsausschüssen, 
in: EuGRZ 1984, S. 97 (102). 

Solange solche schwerwiegenden konkreten An- 
lässe nicht bestehen, hat es indessen bei dem 
grundsätzlichen Verbot sein Bewenden. 

4.3 Wie dargelegt (oben 3.2), bedeutet das Verbot, 
laufende Verwaltungsvorgänge zu kontrollieren, 
nicht, daß ein Untersuchungsausschuß nicht die 
Hilfe der Behörde in Anspruch nehmen dürfe, die 
denselben Sachverhalt zu klären hat. 

Das Verhältnis von Untersuchungsausschuß ei- 
nerseits und parallel ermittelnder Verwaltungsbe- 
hörde andererseits ist durch die Pflicht zur gegen- 
seitigen Rücksichtnahme geprägt, die Schleich 
(a. a. O., S. 56) wie folgt beschreibt: „Aus dem 
Gewaltenteilungs- und Rechtsstaatsprinzip, 
Art. 20 Abs. 2 GG, 20 Abs. 3 GG, folgert man die 
Pflicht aller Verfassungsorgane zu gegenseitiger 
Rücksichtnahme und Kooperation. Dieses Gebot 
stellt sozusagen das Korrelat zur Gewaltenteilung 
dar. Denn diese bedarf, sollen Isolation und ge- 
genseitige Obstruktion vermieden werden, der 
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notwendigen Ergänzung durch die Verpflichtung 
zu wechselseitigen Kontakten und zur Zusam- 
menarbeit." 

Von dieser gegenseitigen Unterstützung und Ko- 
operation ist auch die bisherige Praxis ausgegan- 
gen (vgl. Kipke, a. a. O., S. 48), und vor diesem 
Hintergrund sind auch informatorische Anhörun- 
gen der untersuchungsführenden Behörden (oben 
3.2) zu sehen: Die Beantwortung der Fragen, ge- 
gen wen aus welchem Anlaß ermittelt wird und 
wie der Stand des Verfahrens ist, ist für den Unter- 
suchungsausschuß schon im Hinblick auf mög- 
liche Aussageverweigerungsrechte (§ 55 StPO) 
von Interesse; aus diesem Grund haben bei- 
spielsweise der 1. Untersuchungsausschuß der 
10, Wahlperiode und der 3, Untersuchungsaus- 
schuß „Neue Heimat" der 10. Wahlperiode infor- 
matorisch Staatsanwälte angehört, die in Parallel- 
verfahren tätig waren. 


Die Vermittlung der Kenntnisse über Beweismit- 
tel und die Akteneinsicht in Beweismittelordner 
(nicht: in Vermerke über die Zweckmäßigkeit des 
Verfahrens, über die Vorbereitung der Schlußent- 
scheidung und vorläufige Beweiswürdigung, vgl. 
oben 3.1) kann dem Untersuchungsausschuß die 
Sachverhaltsaufklärung erleichtern, ohne daß zu- 
gleich die Führung des laufenden Verfahrens 
kontrolliert wird. Zu dieser Hilfe bei der Vorberei- 
tung der Beweisaufnahme ist die zuständige Be- 
hörde sowohl ohne größere Beeinträchtigung ei- 
gener Belange in der Lage als auch unter dem 
Gesichtspunkt der gegenseitigen Kooperation 
und der Amtshilfe (Art. 44 Abs. 3 GG) verpflichtet 
(zur Pflicht auf Gewährung von Akteneinsicht in 
Strafakten vgl. OLG Köln, a. a. O.). 


Dr. Engels 
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THEMA: Zur Absicherung des vom Untersuchungsausschuß zu wahrenden Schutzes privater 

Geheimnisse 


Dem Schutz der Geheimhaltung privater (Geschäfts- 
und Betriebs-)Geheimnisse kann ein Untersuchungs- 
ausschuß zum einen durch (schlichte) Nichtöffentlich- 
keit der Beweisaufnahme, Art. 44 Abs. 1 S. 2 GG 
(dazu unter 1), zum anderen durch Geheimhaltung 
der Beweisaufnahme entsprechend den Vorschriften 
der Geheimschutzordnung des Deutschen Bundesta- 
ges vom 19. September 1975 (GSO-BT) Rechnung tra- 
gen (dazu unter 2). 

1. Geheimschutz durch (schlichte) Nichtöfientlich- 
keit der Beweisaufnahme 

Der Ausschluß der Öffentlichkeit (Art. 44 Abs. 1 
S. 2 GG) bietet einen gewissen, aber keinen um- 
fassenden Geheimnisschutz. 

Die Nichtöffentlichkeit beinhaltet für die Mitglie- 
der des Ausschusses zwar das Verbot, Äußerun- 
gen von Sitzungsteilnehmern wörtlich wiederzu- 
geben und deren Abstimmungsverhalten bekannt 
zu machen (Linck, Joachim, Untersuchungsaus- 
schüsse und Privatsphäre in: ZRP 1987, S. 11, 17) ; 
Gegenstand, Ablauf und Ergebnis der Beratun- 
gen dürfen jedoch der Öffentlichkeit mitgeteilt 
werden: Nichtöffentlichkeit bedeutet nicht ohne 
weiteres Vertraulichkeit (vgl. Trossmann, Hans, 
Parlamentsrecht des Deutschen Bundestages, 
1977, § 73 Anm. 3). 

Dies gilt auch im Hinblick auf die — nicht wörtli- 
che — Weitergabe von Privatgeheimnissen, die in 
einer nicht öffentlichen Ausschußsitzung zur 
Sprache gekommen sind. Zwar mag Abgeordne- 
ten — auch ohne ausdrückliche gesetzliche oder 
geschäftsordnungsrechtliche Normierung — die 
Pflicht zur Verschwiegenheit über ihnen bekannt- 
gewordene private Geheimnisse obliegen (so: 
Seibert, Gerhard, Parlamentarischer Untersu- 
chungsausschuß und Steuergeheimnis in: NJW 


1984, S. 1001, 1005); aber diese Pflicht ist nicht 
sanktionsbewehrt. Weder das Abgeordnetenge- 
setz noch die Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages enthalten entsprechende Sanktions- 
bestimmungen, und die Weitergabe eines Privat- 
geheimnisses durch einen Abgeordneten, das die- 
ser im Laufe der nichtöffentlichen Beweiserhe- 
bung erfährt, ist auch nicht strafbar. Die Tatbe- 
stände des § 203 Abs. 2 Nr. 1 und des § 203 Abs. 2 
Nr. 4 StGB ’), die die unbefugte Offenbarung ei- 
nes Privatgeheimnisses durch bestimmte Perso- 
nengruppen unter Strafe stellen, sind nicht er- 
füllt: 

§ 203 Abs. 2 Nr. 1 StGB nicht, weil Abgeordnete 
keine Amtsträger sind, § 203 Abs. 2 Nr. 4 StGB 
nicht, weil das Gesetz die Ausschußmitglieder 
ausdrücklich aus dem Kreis der geheimhaltungs- 
pflichtigen Personen ausnimmt. 

Vgl. hierzu: Gollwitzer, Walter, Die sinngemäße 
Anwendung der Strafprozeßordnung bei der 
Beweiserhebung parlamentarischer Untersu- 
chungsausschüsse, in: Festschrift für Dünne- 
bier, 1982, S. 327, 343 Fn 70; Samson, in: Rudol- 
phi/Hom/Samson/Schreiber, Systematischer 
Kommentar zum Strafgesetzbuch, Band 2, § 203 
Rn 22. 


• § 203 Abs. 2 StGB lautet: 

.Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, 
namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes 
Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, of- 
fenbart das ihm als 
1. Amts träger . . . 

4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes 
oder eines Landes tätigen Untersuchungsausschusses, 
sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mit- 
glied des Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft ei- 
nes solchen Ausschusses oder Rates . . . 
anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist. 
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Auch eine Strafbarkeit nach § 353 b Abs. 2 Nr. 1 
StGB * ), der die Verletzung einer Geheimhaltungs- 
pflicht, die aufgrund eines Ausschlußbeschlusses be- 
gründet ist, unter Strafe stellt, kommt nicht in Be- 
tracht, weil die (bloße) Ausschließung der Öffentlich- 
keit kein Geheimhaltungsbeschluß i. S. v. § 353 b 
Abs. 2 Nr. 1 StGB ist. 

2. Geheimnlsschutz durch Geheimhaltung der Be- 
weisaufnahme nach den Vorschriften der Ge- 
heimschutzordnung 

Nicht zuletzt im Hinblick auf den nur lückenhaf- 
ten Schutz, den der (bloße) Ausschluß der öffent- 
lichkeitbietet, hat die Praxis in der Vergangenheit 

— im Anschluß an Vorgaben, die die Rechtspre- 
chung gegeben hat — Angelegenheiten, die pri- 
vate (Geschäfts- und Betriebs-JGeheimnisse be- 
treffen, 

— gemäß § 1 Abs. 1 GSO-BT als „VS-Geheim" 
eingestuft und 

— für ihre Beratung sowie für die Beweisauf- 
nahme über sie Geheimhaltung gemäß § 7 
Abs. 1 GSO-BT beschlossen. 

So: 3. Untersuchungsausschuß „Neue Hei- 
mat" der 10. Wahlperiode, vgl. dessen Be- 
richt, BT-Drucksache 10/6779, S. 24 — 26, 
35. 

Dieses Verfahren ist zulässig und bietet einen 
umfassenden Geheimnisschutz, beinhaltet al- 
lerdings den Nachteil, daß die so gewonnenen 
Kenntnisse für den Bericht nicht verwertbar 
sind. Im einzelnen: 

2.1 Zwar ist die GSO-BT (wie insbesondere die Ge- 
heimhaltungsgrade des § 2 zeigen) in erster Linie 
auf den Schutz der inneren und äußeren Sicher- 
heit der Bundesrepublik Deutschland gemünzt. 
Diesem Staatsschutzbezug widerspricht es jedoch 

— entgegen einer in der Literatur vertretenen 
Auffassung (vgl. Linck, a. a. O., S. 18) — nicht, die 
GSO-BT auf private Geheimnisse analog anzu- 
wenden. Hiervon ist das Bundesverfassungsge- 
richt sowohl in seinem Urteil vom 17. Juli 1984 
(2 BvE, 11, 15/83, in: BVerfGE 67, 102, sogenann- 


’) § 353 b lautet: 

„(1) Wer ein Geheimnis, das ihm als 
1. Amtsträger . . . 

anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, 
unbefugt offenbart und dadurch wichtige öffentliche 
Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Hat der Täter durch 
die Tat fahrlässig wichtige öffentliche Interessen ge- 
fährdet, so wird er mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbe- 
fugt einen Gegenstand oder eine Nachricht, zu deren 
Geheimhaltung er 

1. aufgmnd des Beschlusses eines Gesetzgebungsor- 
gans des Bundes oder eines Landes oder eines seiner 
Ausschüsse verpflichtet ist oder 

2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf 
die Strafbarkeit der Verletzung der Geheimhaltungs- 
pflicht förmlich verpflichtet worden ist, 

an einen anderen gelangen läßt oder öffentlich bekannt 
macht und dadurch wichtige öffentliche Interessen ge- 
fährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 


te Rick-Entscheidung) als auch in seinem Urteil 
vom 5. November 1986 (2 BvR 11, 78/86) zur Be- 
schlagnahme von „privaten“ Unterlagen der Be- 
teiligung sg es ellschaft für Gemeinwirtschaft AG 
(BGAG) ausgegangen. In beiden Fällen, indem es 
vornehmlich („Flick-Entscheidung") oder aus- 
schließlich (BGAG-Entscheidung) um den Schutz 
von Geschäfts-/Betriebsgeheimnissen ging, hat 
das Bundesverfassungsgericht gegen eine ent- 
sprechende Anwendung der GSO-BT keine Be- 
denken gehabt. 


2.2 Aufgrund eines Geheimhaltungsbeschlusses ge- 
mäß § 7 Abs. 1 GSO-BT sind die Mitglieder des 
Ausschusses zur Vertraulichkeit verpflichtet. Die 
Veröffentlichung des sekretierten Geheimnisses 
steht gemäß § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB unter Straf- 
drohung (bis zu drei Jahren Freiheitsstrafe oder 
Geldstrafe), sofern das Geheimnis außerhalb des 
Ausschusses oder des Plenums (vgl. dazu § 36 
StGB) offenbart wird. 

Im einzelnen verbietet § 353b Abs. 2 Nr. 1 StGB 

— die Weitergabe/öffentliche Bekanntmachung 
eines Gegenstandes oder einer Nachricht, 

— zu deren Geheimhaltung das Ausschußmit- 
glied aufgrund eines Ausschußbeschlusses 
verpflichtet ist, 

— sofern durch die Weitergabe wichtige öffentli- 
che Interessen gefährdet werden (was die 
Rechtsprechung bereits dann als gegeben an- 
sieht, wenn die Offenbarung das Vertrauen in 
die Verschwiegenheit staatlicher Stellen er- 
schüttert, vgl. BGHSt 11, S. 401). 

Die Verpflichtung zur Geheimhaltung erfordert 
eine außerstrafrechtliche Rechtsgrundlage (Lack- 
ner, StGB, §353b Anm. 2b aa die in der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages und 
der als Anlage zu ihr ergangenen Geheimschutz- 
ordnung zu sehen ist (Lüttger, Hans, Zur Reform 
des § 353 c StGB, in: JZ 1969, S. 578). Danach hegt 
eine Verpflichtung i. S. v. § 353 b zwar nicht schon 
in der bloßen Sekretur gemäß § 2 Abs. 1 GSO-BT, 
da diese vom Ausschußvorsitzenden (§ 3 Abs. 3 b) 
und nicht — wie von § 353b StGB verlangt — 
durch Ausschußbeschluß erfolgt; die Verpflich- 
tung wird aber durch einen Beschluß gemäß § 7 
Abs. 1 StGB begründet, sofern in diesem expressis 
verbis zum Ausdruck kommt, daß der Ausschuß 
Geheimhaltung (nicht: bloße „Vertraulichkeit") 
beschließt (vgl. Linck, a. a. O., S. 17). Dieser Be- 
schluß muß sich auf konkrete geheimzuhaltende 
Gegenstände und Nachrichten beziehen, wobei 
diese allerdings in einer Sammelbezeichnung 
„zusammengefaßt" werden können (Lackner, 
a. a. O., § 353b Anm. 2 b aa). 

Notwendig, aber auch ausreichend ist hiernach 
z. B. folgender Beschluß (den der Vorsitzende her- 
beiführt, wenn über Verschlußsachen der Ge- 
heimhaltungsgrade „VS-Vertraulich" und höher 
beraten wird, § 7 Abs. 1 S. 2 GSO-BT, der aber 
auch nachträglich gefaßt werden kann, § 7 Abs. 7 
GSO-BT): 
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„Der 1. UA-11. WP beschließt die Geheimhal- 
tung (§ 7 Abs. 1 S. 1 GSO-BT i. V. m. § 3 Abs. 1 
GSO-BT, § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB) derjenigen 
Angelegenheiten, 

— die ihm aufgrund der Urkunden bekannt 
werden/geworden sind, die ihm entspre- 
chend seinem Beweisbeschluß . . . vom . . . 
1987 von dem Unternehmen X am . . . 1987 
übergeben werden/worden sind und die der 
Vorsitzende in den Geheimhaltungsgrad 
„VS-Geheim" einstuft/eingestuft hat/oder 

— die . . . (folgt nähere Bezeichnung der Ange- 
legenheit) betreffen und zu denen der 
Zeuge X in der Ausschußsitzung am . . . 
1987 vernommen wird/worden ist.“ 

2.3 Durch diesen Beschluß wird die Sanktionsmög- 
lichkeit des § 353b Abs. 2 Nr. 1 StGB indessen 
ausschließlich gegenüber Mitgliedern des Deut- 
schen Bundestages, nicht jedoch gegenüber Mit- 
arbeitern der Fraktionen und Angehörigen der 
Verwaltung des Deutschen Bundestages begrün- 
det. Dies folgt aus der Rechtsnatur der Geheim- 
schutzordnung, die als Bestandteil der Geschäfts- 
ordnung eine „autonome Satzung" ist, die — dem 
Zweck dienend, das Verfahren für die Abwick- 
lung der Parlamentsgeschäfte zu regeln — bloße 
Verfahrensordnung ist, deren Bestimmungen nur 
die Mitglieder des Bundestages, nicht aber an- 
dere Staatsorgane oder Bürger bindet. 

Vgl. hierzu: Linck, a. a. O., S. 17; Lüttger, 
a. a. O., S. 583 m. z. w. N.; Eser, in: Schönke- 
Schröder, Strafgesetzbuch, § 353b Rn 14. 

Die Sanktionsmöglichkeiten nach § 353b Abs. 2 
StGB gegenüber Mitarbeitern der Fraktionen und 
Beamten können jedoch eröffnet werden, indem 
diese Personen „unter Hinweis auf die Strafbar- 
keit der Verletzung der Geheimhaltungspflicht 
förmlich verpflichtet" werden (§ 353b Abs. 2 
Nr. 2 StGB). 

Eine solche besondere Verpflichtung erscheint 
zwar entbehrlich, weil der genannte Personen- 
kreis bereits aufgrund anderer (strafbewehrter 
Vorschriften gehalten ist, ihm im Laufe der Aus- 
schußarbeit bekannt werdende private (Ge- 
schäfts-/Betriebs-)Geheimnisse nicht zu offenba- 
ren: Die Mitarbeiter der Fraktionen würden sich 
bei unbefugter Offenbarung nach § 203 Abs. 2 


Nr. 4 StGB, die Angehörigen der Bundestagsver- 
waltung nach § 203 Abs. 2 Nr. 1, § 203 Abs. 2 
Nr. 4 und § 353b Abs. 1 Nr. 1 StGB strafbar ma- 
chen. Aber die Strafdrohung des § 203 Abs. 2 
Nr. 1 und Nr. 4 StGB (Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder Geldstrafe) ist geringer als die des 
§ 353 b Abs. 2 Nr. 2 StGB (Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder Geldstrafe). Wohl auch im Hin- 
blick hierauf schreibt deshalb § 4 Abs. 3 und 
Abs. 4 GSO-BT vor, daß Fraktionsangestellten, 
Mitarbeitern von Abgeordneten und anderen Per- 
sonen (Angehörigen der Bundestagsverwaltung) 
Verschlußsachen nur dann zugänglich gemacht 
werden dürfen, „wenn sie vom Präsidenten zum 
Umgang mit VS ermächtigt und zur Geheimhal- 
tung förmlich verpflichtet sind“. 

Für diese Verpflichtung, die der Geheimschutz- 
beauftragte des Deutschen Bundestages vor- 
nimmt, sind folgende Besonderheiten beachtlich, 
wenn sie die Sanktionsmöglichkeiten des § 353b 
Abs. 2 Nr. 2 StGB auslösen soll: Sie erfordert — in 
förmliche Hinsicht — die ausdrückliche Erklä- 
rung, daß der Betroffene zur Geheimhaltung der 
bestimmt bezeichneten Nachrichten und Gegen- 
stände verpflichtet wird; die Erklärung hat entwe- 
der schriftlich zu erfolgen, oder es muß eine Nie- 
derschrift über sie aufgenommen werden (vgl. 
Lüttger, a. a. O., S. 583). In materieller Hinsicht 
bedarf sie einer außerstrafrechtlichen Rechts- 
grundlage — also entweder eines Gesetzes oder 
des vorherigen Einverständnisses des Betroffe- 
nen — , da die Verpflichtung ein belastender Ho- 
heitsakt ist (Samson, in: SK § 353 b Rn 17; Lüttker, 
a. a. O., S. 583). Eine gesetzliche Grundlage für 
eine einseitige Geheimhaltungsverpflichtung ist 
nicht ersichtlich: Insbesondere bieten weder die 
Geheimschutzordnung (vgl. oben) noch die allge- 
meine beamtenrechtliche Pflicht zur Verschwie- 
genheit, § 61 Bundesbeamtengesetz, die Ermäch- 
tigung, den Betroffenen einseitig zu verpflichten 
(Lüttker, a. a. O., S. 583). Die Geheimhaltungs- 
verpflichtung i. S. v. § 353 b Abs. 2 Nr. 2 StGB ist 
daher nur bei Einverständnis des Betroffenen 
wirksam. Sollte dieses Einverständnis nicht erteilt 
werden, so bleibt es bei der Regelung des § 4 
GSO-BT, nach der der betreffende Mitarbeiter 
nicht mit geheimhaltungsbedürftigen Aufgaben 
betraut werden darf. 

Dr. Engels 
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Anhang 1.6 


FACHBEREICH PARLAMENTSRECHT 17. Juli 1987 

PDIG - 1281 - 44 

Bearb.: ORR Schreiner 


Betr.: Notwendigkeit einer besonderen Beschlußfassung bei der Einsetzung eines parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses 

hier: Einsetzung des 1. Untersuchungsausschusses der 11. WP in der Sitzung des Deutschen 
Bundestages vom 2. April 1987 


1. Ergebnis 

Gegen die Form der Einsetzung des 1. Untersu- 
chungsausschusses der 11. Wahlperiode bestehen 
keine durchgreifenden verfassungsrechtlichen Be- 
denken. 

2. Im Anschluß an die Aussprache über verschiedene 
Anträge der Fraktionen der SPD und DIE GRÜNEN 
auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
(Drs. 11/50 und 11/84) sowie die Ablehnung des 
Antrags der Fraktion DIE GRÜNEN durch Mehr- 
heitsbeschluß hat die amtierende Präsidentin er- 
klärt: 

„. . . wir brauchen über den Antrag der SPD nicht 
abzustimmen. Der Deutsche Bundestag ist bei 
einem Antrag eines Viertels seiner Mitglieder 
verpflichtet, einen Untersuchungsausschuß ein- 
zusetzen. Der Antrag der Fraktion der SPD ent- 
spricht diesen Voraussetzungen. Ich kann somit 
feststellen, daß gemäß Art. 44 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes der Untersuchungsausschuß eingesetzt 
ist." (Sten. Ber. der 8. Sitzg., S. 439 A, C). 

Gegen die Erklärung, über den Antrag brauche 
nicht abgestimmt zu werden, ist (lt. Sten. Ber.) kein 
Widerspruch erhoben worden. Auch Änderungs- 
anträge sind nicht gestellt worden. In der voraus- 
gegangenen Debatte wurde von den Sprechern der 
Mehrheitsfraktionen auf verfassungsrechtliche Be- 
denken gegen den Antrag hingewiesen, aber auch 
erklärt, man werde ihn „passieren lassen" 
(Sten. Ber., S. 435D, 438 B, C). 

3. Die bisherige Praxis bei der Einsetzung von Unter- 
suchungsausschüssen auf Antrag eines Viertels der 
Mitglieder des Bundestages gern. Art. 44 Abs. 1 
Satz 1, 2. Alt. GG (sogn. Minderheitenenquete) ist 
uneinheitlich. Überwiegend ist ein besonderer Ein- 
setzungsbeschluß gefaßt worden (zur Praxis frü- 
herer Wahlperioden vgl. Troßmann, Parlaments- 
recht . . ., § 63 Rdnr. 7). 

In der 10. WP ist bei insgesamt drei Minderheiten- 
enqueten in zwei Fällen eine besondere Abstim- 
mung erfolgt, in einem Falle dagegen wie bei der 
Einsetzung des 1. Untersuchungsausschusses der 
11. WP verfahren worden, und zwar: 


1. Untersuchungsausschuß (Flick) — Antrag der 
Fraktion der SPD (Drs. 10/34) — besondere Be- 
schlußfassung in der 8. Sitzg. v. 19. 5. 1983 
(Sten. Ber., S. 433 C). 

2. Untersuchungsausschuß (Spionage/Tiedge) — 
Antrag der Fraktion der SPD (Drs. 10/3906 
[neu)) — Feststellung der Einsetzung durch den 
amtierenden Präsidenten ohne besondere Be- 
schlußfassung in der 162. Sitzg. v. 3. 10. 1985 
(Sten. Ber., S. 12132 D). Auf Anregung des Abg. 
Schily ist diese Form der Einsetzung in der 
72. Sitzg. des Ältestenrates v. 14. 11. 1985 erör- 
tert worden; der Bundestagspräsident hat dabei 
mitgeteilt, eine Überprüfung habe zu dem Er- 
gebnis geführt, daß eine besondere Abstim- 
mung entbehrlich gewesen sei (Kurzprotokoll 
der 72. Sitzg. des ÄR v. 14. 11. 1985, S. 9). 

4. Untersuchungsausschuß (U-Boote) — Antrag 
der Fraktion der SPD (Drs. 10/6709) — Ein- 
setzung durch besondere Beschlußfassung in 
der 255. Sitzg. v. 10. 12. 1986 (Sten. Ber., 

S. 19976 D). 

(Der 3. Untersuchungsausschuß (Neue Heimat) 
ist auf Antrag der Mehrheitsfraktionen 
— Drs. 10/5575 — in der 219. Sitzg. v. 5. 6. 1986 
im Wege besonderer Beschlußfassung einge- 
setzt worden — Sten. Ber., S. 16964 D — ). 

4. Ähnlich uneinheitlich wie die parlamentarische 
Praxis ist auch die verfassungsrechtliche Beurtei- 
lung. Das Bundesverfassungsgericht hat sich zu der 
Frage noch nicht geäußert. In der verfassungs- 
rechtlichen Literatur wird von einer Reihe von Au- 
toren unter Hinweis auf die Möglichkeit der Ver- 
fassungswidrigkeit eines Antrages auf Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses, über die das Ple- 
num zu befinden habe, stets ein besonderer Einset- 
zungsbeschluß verlangt. 

Kl. Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland, Bd. 2, S. 104; 

Achterberg, Parlamentsrecht, S. 196 f. m. w. N.; 
Troßmann, Parlamentsrecht .... § 63, Rdnr. 7; 
Schneider, in: Kommentar zum Grundgesetz . . ., 
Reihe Altemativkommentare, Art. 44, Rdnr. 12. 
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Demgegenüber wird von anderen, insbesondere 
auch den Standard-Kommentaren zum Grundge- 
setz, mit Rücksicht auf die Pflicht des Bundestages, 
einem Antrag einer qualifizierten Minderheit gern. 
Art. 44 Abs. 1 GG stattzugeben, eine besondere 
Beschlußfassung nicht für erforderlich gehalten 
und statt dessen auch die Einsetzung im sogn. ver- 
einfachten Verfahren durch Feststellung des Parla- 
mentspräsidenten für zulässig gehalten. 

Maunz-Dürig, Grundgesetz, Kommentar, 

Art. 44, Rdnr. 35; 

v. Mangoldt-Klein, Das Bonner Grundgesetz, 

Art. 44, Anm. III 4b), S. 945; 

Rechenberg, in: Bonner Kommentar, Art. 44, 

Rdnr. 6; 

Versteyl, in; v. Münch (Hrsg.), Grundgesetz- 

Kommentar, Bd. 2, 2. Aufl., Art. 44, Rdnr. 6. 

Zum Teil wird ein besonderer Einsetzungsbeschluß 
jedenfalls dann für erforderlich gehalten, wenn in 
der vorausgehenden Debatte (nicht offensichtlich 
unbegründete) verfassungsrechtliche Bedenken 
gegen den Antrag erhoben werden, und zwar auch 
dann, wenn gegen die Feststellung der Einsetzung 
durch den Parlamentspräsidenten im sogn. verein- 
fachten Verfahren kein Widerspruch erhoben 
wird. 

Hess. Staatsgerichtshof, DÖV 1967, S. 51 ff. 

5. Der Auffassung, die einen besonderen Einset- 
zungsbeschluß nicht für erforderlich hält, ist jeden- 
falls für den Fall der Einsetzung des 1. Untersu- 
chungsausschusses der 11. WP zu folgen. 

Wegen der sich aus Art. 44 Abs. 1 GG ergebenden 
Verpflichtung, einen von einer qualifizierten Min- 
derheit beantragten Ausschuß einzusetzen, wird 
zunächst denjenigen nicht gefolgt werden können, 
die allein im Hinblick auf die abstrakt bestehende 
Möglichkeit der Verfassungswidrigkeit eines Ein- 
setzungsantrages stets einen besonderen Beschluß 
verlangen. Denn wenn — wie vielfach — keinerlei 
verfassungsrechtliche Bedenken bestehen bzw. 
vorgebracht werden, ist die Notwendigkeit des ge- 
forderten »Pflichtbeschlusses" nicht einsichtig. 
Tatsache und Zeitpunkt der Einsetzung stehen 
nämlich mit der Erklärung des Parlamentspräsi- 
denten fest. In Fällen, in denen keine oder keine 
ernsthaften verfassungsrechtlichen Bedenken be- 
stehen, hat das sogenannte vereinfachte Verfahren 
im übrigen den Vorteil, daß es das Minderheiten- 
recht aus Art. 44 Abs. 1 GG stärkt. Denn es verhin- 
dert, daß die Mehrheit bei einer Abstimmung die 
Einsetzung des Untersuchungsausschusses verhin- 
dert, ohne irgendwelche oder nur vage vorge- 
schickte Gründe zu nennen (und nennen zu müs- 
sen), und die Minderheit zur Erhebung einer Or- 
ganklage, bei der diese das Prozeßrisiko trägt, nö- 
tigt. 

Das sogn. vereinfachte Verfahren ohne besondere 
Beschlußfassung muß aber auch dann zulässig 
sein, wenn hiergegen — trotz Äußerung verfas- 
sungsrechtlicher Bedenken in der Debatte — kein 
Widerspruch erhoben wird und in der Debatte un- 
geachtet der Äußerung verfassungsrechtlicher Be- 
denken für die Mehrheitsfraktionen erklärt wird, 


man werde den Antrag „passieren lassen". Denn 
dann ist davon auszugehen, daß die vorgetragenen 
verfassungsrechtlichen Bedenken nicht zum Anlaß 
genommen werden, bei einer besonderen Abstim- 
mung mit „Nein" zu stimmen oder aber zunächst 
eine Prüfung des verfassungsrechtlichen Beden- 
ken (etwa durch den Rechtsausschuß oder gutacht- 
liche Stellungnahmen) zu verlangen. Auch hier 
steht deshalb das Ergebnis eines noch zu fassenden 
besonderen „Pflichtbeschlusses'' über die Einset- 
zung des Ausschusses von vornherein fest. Er kann 
deswegen auch hier durch die Feststellung des Prä- 
sidenten, daß der Ausschuß eingesetzt ist, weil die 
Voraussetzungen des Art. 44 Abs. 1, Satz 1, 2. Alt 
GG vorliegen, ersetzt werden. 

Die genannten Voraussetzungen — fehlender Wi- 
derspruch gegen das sogn. vereinfachte Verfahren 
sowie Erklärungen für die Mehrheitsfraktionen, 
den Antrag trotz verfassungsrechtlicher Bedenken 
„passieren lassen" zu wollen — lagen bei der Ein- 
setzung des 1. Untersuchungsausschusses der 
11. WP vor (s. oben unter Ziff. 2). 

Eine in dieser Weise erfolgte Einsetzung eines Un- 
tersuchungsausschusses wird auch nicht dadurch 
fehlerhaft, daß der Einsetzungsantrag über die 
bloße Einsetzung hinaus noch weitere Gegen- 
stände — wie z. B. die Zahl der Ausschußmitglie- 
der oder die Festlegung besonderer Verfahrensre- 
geln für das Untersuchungsverfahren — enthält, 
die nicht dem Minderheitenrecht unterliegen, über 
die vielmehr — jedenfalls wenn Änderungsanträge 
gestellt werden — vom Parlament durch Mehr- 
heitsbeschluß entschieden werden muß. Selbst 
durch eine fehlende Beschlußfassung zu diesen be- 
sonderen Fragen, die im übrigen getrennt von der 
Einsetzung erfolgen kann, würde aber der Akt der 
Einsetzung des Untersuchungsausschusses nicht 
berührt. 

6. Auch wenn man entgegen der unter Ziff. 4. darge- 
legten Auffassung eine besondere Beschlußfas- 
sung über die Einsetzung für erforderlich hält, 
kann aber davon ausgegangen werden, daß diese 
konkludent (stillschweigend) bei der Einsetzung 
des 1. Untersuchungsausschusses in der Sitzg. v. 
2. April 1987 erfolgt ist. 

Auf den ersten Blick steht dem zwar entgegen, daß 
die amtierende Präsidentin erklärt hat, über den 
Antrag brauche nicht abgestimmt zu werden und 

— unter Hinweis auf das Vorliegen der Vorausset- 
zungen des Art. 44 Abs. 1 GG — lediglich die Fest- 
stellung der Einsetzung des Untersuchungsaus- 
schusses getroffen hat. 

Die Erklärung, es brauche nicht abgestimmt zu 
werden, muß aber keineswegs dahin verstanden 
werden, daß überhaupt keine Willensbildung des 
Parlaments erforderlich sei. Sie kann vielmehr 

— gerade auch weil in der vorausgehenden De- 
batte von den Sprechern der Mehrheitsfraktionen 
erklärt worden war, man werde den Antrag „pas- 
sieren lassen" — als Anregung oder Vorschlag ver- 
standen werden, lediglich auf eine förmliche 
Abstimmung über den Antrag zu verzichten und 
die parlamentarische Willensbildung konkludent, 
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nämlich unter der Bedingung, daß kein Wider- 
spruch erfolgt, zu vollziehen. 

Für diese Interpretation spricht, daß in der parla- 
mentarischen Praxis vielfach förmliche Beschluß- 
fassungen durch derartige stillschweigende For- 
men der Willensbildung ersetzt werden. So wird 
über die Frage der Dauer von Aussprachen, Aus- 
schußüberweisungen, aber auch bei sonstigen Ver- 


fahrensfragen vielfach so entschieden, daß der am- 
tierende Präsident nach dem Hinweis auf einen 
Vorschlag des Ältestenrates oder eine interfraktio- 
nelle Vereinbarung erklärt: .Ich sehe keinen Wi- 
derspruch. Dann ist so beschlossen. " In diesen Fäl- 
len ist aus dem Unterbleiben anderer Vorschläge 
die Zustimmung zu entnehmen. 

Dr. Roll 
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DEUTSCHER BUNDESTAG 5300 Bonn 1, 3. August 1987 

Wissenschaftliche Dienste 
Fachbereich WFX 

Recht der Untersuchungsausschüsse, Enquete-Kommissionen und Anhörungen 
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THEMA: Zu den formellen und materiellen Erfordernissen der Einsetzung eines 

Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestages 


Ergebnis 

Gegen die Form der Einsetzung des 1. Untersu- 
chungsausschusses der 11. Wahlperiode bestehen 
keine durchgreifenden Bedenken. 

Der dem 1. Untersuchungsausschuß der 11. Wahlpe- 
riode erteilte Untersuchungsauftrag ist verfassungs- 
konform dahin auszulegen, daß er ausschließlich die 
Kontrolle der Bundesregierung sowie der Mitarbeiter 
der Bundesministerien und anderer staatlicher Stellen 
des Bundes betrifft. 


1. Zu den formellen Erfordernissen der Einsetzung 

Im Hinblick auf die Regeln über ihre Einsetzung ist 
zwischen zwei Arten parlamentarischer Untersu- 
chungsausschüsse zu differenzieren. 


1.1 

Wird der Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungs- 
ausschusses von weniger als einem Viertel der Mit- 
glieder des Deutschen Bundestages gestellt, besteht 
für den Bundestag keine Pflicht, den Untersuchungs- 
ausschuß einzusetzen, Art. 44 Abs. lSatz 1 1. Alt. GG. 
Die Behandlung des Einsetzungsantrages folgt 
in diesem Fall den allgemeinen Regeln über Parla- 
mentsbeschlüsse. Er ist wirksam, wenn er von einer 
Fraktion oder fünf vom Hundert der Mitglieder des 
Bundestages gestellt wird, § 76 Abs. 1 GO. Dieser ent- 
scheidet über die Annahme in förmlicher Abstim- 
mung, § § 48 ff GO-BT, mit der Mehrheit der abgege- 
benen Stimmen, Art. 42 Abs. 2 Satz 1 GG, weshalb 
ein auf diese Weise beschlossener Untersuchungs- 
ausschuß auch als Mehrheits-Enquete bezeichnet 
wird. 

Vgl. hierzu nur Maunz, in: Maunz/Dürig/Herzog/ 
Scholz, Grundgesetz, Art. 44 Rn 31. 

Nach diesen Regeln hat der Deutsche Bundestag 
bislang drei Untersuchungsausschüsse eingesetzt, 
und zwar — in der ersten Wahlperiode — den Un- 
tersuchungsausschuß .Zur Überprüfung der Ein- 


fuhren in das Vereinigte Wirtschaftsgebiet und in 
das Gebiet der Bundesrepublik* auf Antrag der 
Bayernpartei und den Untersuchungsausschuß 
.Zur Untersuchung der Grubenkatastrophe auf der 
Zeche .Dahlbusch “ auf Antrag der KPD sowie — in 
der fünften Wahlperiode — den 1. Untersuchungs- 
ausschuß (vgl. Nm. 1, 4 und 15 der als Anlage 2 bei- 
gefügten Aufstellung). 


1.2 

Hiervon zu unterscheiden ist die sogenannte Minder- 
heits-Enquete, die sich dadurch auszeichnet, daß sie 
von einem Viertel der Mitglieder des Bundestages 
beantragt wird. In diesem Fall ist der Bundestag zur 
Einsetzung des Untersuchungsausschusses verpflich- 
tet, Art. 44 Abs. 1 Satz 1 2. Alt. GG. Ob für die Einset- 
zung einer Minderheits-Enquete dieselben Regeln 
wie für die Mehrheits-Enquete gelten, ist umstritten. 
Kontrovers ist insbesondere, ob ein Einsetzungs- 
beschluß erforderlich ist und — wenn ja — ob über 
den Einsetzungsantrag förmlich abgestimmt werden 
muß. Folgende Ansichten werden vertreten: 


1.3 

Nach einer Auffassung ist eine Minderheits-Enquete 
bereits dann eingesetzt, wenn der Antrag von der 
qualifizierten Minderheit eingebracht und unterstützt 
wird. Dieser Ansicht folgte auch die Praxis des Reichs- 
tages. In jüngerer Zeit wird sie prononciert von Lech- 
ner/Hülshoti vertreten, die ausführen: „Wird der An- 
trag von einem Viertel der Mitglieder des Bundes- 
tages unterstützt, so ist damit die Einsetzung des 
Untersuchungsausschusses beschlossen. Der Bundes- 
tag stimmt also nicht etwa noch einmal darüber 
ab.“ 

Lechner/Hülshotf, Parlament und Regierung, 
2. Aufl. 1958, §63 GO-BT Anm. 1; diese Ansicht 
geht zurück auf Lewald, Enqueterecht und Auf- 
sichtsrecht, Eine verfassungskritische Studie, in: 
Archiv für öffentliches Recht, NF, Bd. 5 (1923), 
S. 269. 
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Dieser Ansicht werden vielfach auch die führen- 
den Grundgesetz- Kommentatoren zugerechnet; ob 
sie indessen diese Auffassung vertreten, ist nicht 
eindeutig; vgl. von Mangoldt/Klein, Art. 44 
Anm. III 4 B, die einerseits der Auffassung sind, ei- 
ner Abstimmung bedürfe es nicht, andererseits je- 
doch meinen, der Bundestag habe den Untersu- 
chungsausschuß einzusetzen; Maunz meint (a. a. O. 
Rn 35) einerseits, einer besonderen Beschlußfas- 
sung bedürfe es nicht, legt aber andererseits 
(a. a. O. Rn 38) dar, der Antrag müsse im Plenum 
besprochen und in der Regel angenommen werden; 
Rechenberg, in; Bonner Kommentar, Art. 44 Rn 6 
führt aus, der Untersuchungsausschuß sei unabhän- 
gig davon zustandegekommen, ob die Mehrheit des 
Bundestages seiner Einsetzung zugestimmt hat, 
weist aber andererseits darauf hin, der Beschluß 
habe nur formellen Charakter; Versteyl, in; von 
Münch, Grundgesetz, 2. Aufl. 1983, Art. 44 Anm. 7 
meint einerseits unter — unzutreffendem — Hin- 
weis auf BVerfGE 49, 70 (86), einer Beschlußfas- 
sung bedürfe es nicht, bezeichnet aber andererseits 
die Auffassung, es bedürfe eines Beschlusses, als 
insoweit zutreffend, „als das GG dem BT die Pflicht 
auferlegt, Anträgen in einer qualifizierten Mehrheit 
zu entsprechen, sofern sie rechtlich zulässig sind“. 
Verfasser rechnet daher die genannten Autoren 
nicht der vorstehend skizzierten, sondern der unter 
1.4.2 angeführten Ansicht zu, vgl. dort. 

Demgegenüber vertreten Rechtsprechung und herr- 
schende Lehre die Auffassung, ein Untersuchungs- 
ausschuß werde nicht aufgrund des bloßen Antrages 
der qualifizierten Minderheit oder aufgrund eines Be- 
schlusses, für den das Minderheitenquorum des 
Art. 44 Abs. 1 Satz 1 2. Alt. GG ausreichend sei, exi- 
stent. Das Parlament habe vielmehr das Recht — nach 
weitergehender Ansicht gar die Pflicht — , die Verfas- 
sungsmäßigkeit des Einsetzungsantrages zu überprü- 
fen und ihn abzulehnen, wenn er gegen die Verfas- 
sung verstoße. Im Hinblick hierauf sei erforderlich, 
daß das Parlament stets in einem Beschluß über die 
beantragte Einsetzung zu befinden habe und die Ein- 
setzung nur durch Mehrheitsbeschluß erfolge. 

Grundlegend hierzu; Arndt, Adolf. Untersuchungs- 
ausschuß zur Prüfung der preußischen Rechtspflege 
in: Archiv für öffentliches Recht, NF, Bd. 21 (1932), 
S. 339 (340); Lammers, Hans- Heinrich, Parlamenta- 
rische Untersuchungsausschüsse, in; Anschütz, 
Gerhard/Thoma, Richard, Handbuch des Deut- 
schen Staatsrechts, 1932, S. 454 (462). 

Einen Beschluß verlangen heute: Hessischer Staats- 
gerichtshof, Urteil vom 24. 11. 1966 — P. St. 414 in: 
DöV 1967, S. 51; Staatsgerichtshof für das Land Ba- 
den-Württemberg, Urteil vom 16. 4. 1977 — 2/76 — , 
in: Entscheidungssammlung des Hessischen und 
Württembergisch-Badischen Verwaltungsgericht 
Band 27, S. 1 (7); Bayerischer Verfassungsgerichts- 
hof, Entscheidung vom 27. 6. 1977 - Vf. 31-IV-77, 
in: BayVerfGHE 30, S. 48 (61), jeweils zu den inso- 
weit mit Art. 44 Abs. 1 Satz 1 2. Alt. GG inhaltsglei- 
chen Vorschriften der entsprechenden Landesver- 
fassungen. 

Aus der Literatur vgl. ferner; Achterberg, Norbert 
Parlamentsrecht, S. 196; Becker, Walter, Gutachtli- 


che Stellungnahme zur Verfassungsmäßigkeit des 
am 16. September 1964 in der 30. Sitzung des Hes- 
sischen Landtags eingesetzten Untersuchungsaus- 
schusses gemäß dem Antrag der Fraktion der CDU 
Nr. 991,Drs.-Abt. I, Hess. Landtag, V. Wahlperiode, 
betreffend den Erwerb einer Beteiligung des Lan- 
des Hessen an der Investitions- und Handelsbank, 
Frankfurt am Main, erstattet im Aufträge der CDU- 
Fraktion des Hessischen Landtags zur Vorlage beim 
Hessischen Staatsgerichtshof, Wiesbaden 1964, 
S. 8; Geller/Kleinrahm, Die Verfassung des Landes 
Nordrhein-Westfalen, Art. 44 Anm. 5; Forstholl, 
Emst, Rechtsgutachten. Die Verfassungs- und 
Rechtswidrigkeit des parlamentarischen Untersu- 
chungsbegehrens der CDU-Fraktion des Hessi- 
schen Landtags betreffend die Verhandlungen der 
Hessischen Landesregierung über eine kapitalmä- 
ßige Beteiligung des Landes Hessen an der Investi- 
tions- und Handelsbank, Frankfurt a. M. 1965 S. 19; 
Kipke, Rüdiger, Die Untersuchungsausschüsse des 
Deutschen Bundestages, 1985, S. 51; Laloret, Wil- 
helm, Gutachterüche Äußerung des Vorsitzenden 
des Rechtsausschusses über Untersuchungsaus- 
schüsse nach Art. 44 GG an den Präsidenten des 
Deutschen Bundestages, in: Ritzel/Koch, Geschäfts- 
ordnung des Deutschen Bundestages 1952, S. 122 
(123); Schweiger, Karl, in: Nawiaski/Leusser/ 
Schweiger/Zacher, Die Verfassung des Freistaates 
Bayern, Art. 25 Anm. 4; Partsch, Karl-Josef, Emp- 
fiehlt es sich, Funktion, Struktur und Verfahren 
der parlamentarischen Untersuchungsausschüsse 
grundlegend zu ändern? Gutachten für den 45. Ju- 
ristentag, 1964, Band 1, T. 3, S. 35; derselbe, von 
den Grenzen parlamentarischer Untersuchungen 
zur Regierungskontrolle, 1965, S. 20; Rupp-von 
Brünneck, Wiltxau t/Konow, Gerhard, in: Zinn/Stein, 
Die Verfassung des Landes Hessen, Art. 92 Erl. 4 b; 
Schneider, Hans-Peter, in: Kommentar zum Grund- 
gesetz für die Bundesrepubük Deutschland, Art. 44 
Anm. 4; Stern, Klaus, Staatsrecht, § 26 IV 2; Troß- 
mann, Hans, Parlamentsrecht, § 63 GO-BT Anm. 1 
und 7; Zum Einsetzungsverbot bei verfassungswid- 
rigen Anträgen vgl. insbesondere Schleich, Al- 
brecht, Das parlamentarische Untersuchungsrecht 
des Bundestages, 1985, S. 81. 

Für diese Auffassung sprechen die besseren 
Gründe. 

Zwar führt die erstgenannte Ansicht zu einem umfas- 
senderen Schutz der antragstellenden quaüfizierten 
Minderheit, weil sie nicht Gefahr läuft, daß die Mehr- 
heit die Einsetzung mit der Begründung oder Behaup- 
tung verweigert, der Antrag sei verfassungswidrig. 
Aber nach Art. 44 Abs. 1 Satz 12. Alt. GG besitzt nicht 
die Minderheit, sondern allein der Bundestag die Ein- 
setzungskompetenz. Dies ergibt sich aus dem Wort- 
laut, der davon spricht, daß der Bundestag — auf An- 
trag eines Viertels seiner Mitgüeder die Pflicht hat, 
den Untersuchungsausschuß einzusetzen. Art. 44 
Abs. 1 Satz 1 2. Alt. GG gibt demnach der Minderheit 
nur den Anspruch auf Einsetzung, während die Ein- 
setzung selbst durch den Bundestag zu erfolgen hat. 
Hierfür ist mangels anderslautender Regelung ein 
Einsetzungsbeschluß notwendig, für den — wie sich 
aus Art. 42 Abs. 2 GG ergibt — die Mehrheit der ab- 
gegebenen Stimmen erforderiich ist. 
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Gegenteiliges folgt auch nicht aus dem Sinn des 
Art. 44 Abs. 1 Satz 1 2. Alt. GG und dem von ihm be- 
zweckten Minderheitsschutz. Mit der nach dem Wort- 
laut gegebenen Einsetzungskompetenz des Bundes- 
tages ist dessen Recht untrennbar verbunden, die ver- 
fassungsrechtliche Zulässigkeit des Antrages zu über- 
prüfen und ihn im Falle der Verfassungswidrigkeit 
abzulehnen. Denn Art. 44 Abs. 1 Satz 1 2. Alt. GG 
kann schlechterdings so interpretiert werden, daß er 
den Bundestag zur Einsetzung auch dann verpflichtet, 
wenn sie im Einzelfall gegen die Verfassung versto- 
ßen würde. Die Ratio der in Art. 44 Abs. 1 Satz 1 2. Alt. 
GG vorgenommenen Verteilung der Rollen auf an- 
spruchstellende Minderheit einer- und beschließen- 
des Parlament andererseits besteht gerade darin, ver- 
fassungswidrige Untersuchungsausschüsse dadurch 
zu verhindern, daß das Parlament jeden Einsetzungs- 
antrag auf seine Verfassungsmäßigkeit überprüft und 
hierüber beschließt. Hierdurch wird das Minderhei- 
tenrecht nicht über Gebühr verkürzt. Der Einset- 
zungsanspruch besteht nur, aber auch immer dann, 
wenn der Antrag nicht verfassungswidrig ist, und ge- 
gen die unberechtigte oder gar mißbräuchliche Ab- 
lehnung des Einsetzungsantrages durch die Mehrheit 
besitzt die Minderheit die Möglichkeit der Gegen- 
wehr, indem die antragstellende Fraktion den Weg 
der Organklage zum Bundesverfassungsgericht be- 
schreitet. 


1.4 

Folgt hiernach aus Wortlaut und Ratio des Art. 44 
Abs. 1 Satz 1 2. Alt. GG, Art. 42 Abs. 2 GG die Not- 
wendigkeit eines mit einfacher Mehrheit zu fassenden 
Einsetzungsbeschlusses, so ist damit freilich nicht die 
Frage beantwortet, in welcher Form dieser Beschluß 
zustande kommen muß. 


1.4.1 

Nach einer Auffassung hat der Bundestag über den 
Einsetzungsantrag in der durch §§48 bis 53 GO-BT 
vorgeschriebenen Weise — Handzeichen, Aufstehen 
oder Sitzenbleiben — abzustimmen. Diese Auffas- 
sung wird zum einen mit Aspekten der Rechtssicher- 
heit begründet, die Klarheit über das Abstimmungser- 
gebnis, den Zeitpunkt der Einsetzung und den Unter- 
suchungsgegenstandverlange. Zum anderen wird auf 
das Recht und die Pflicht des Bundestages verwiesen, 
die verfassungsrechtliche Zulässigkeit des Einset- 
zungsantrages zu prüfen und über sie förmlich abzu- 
stimmen. 

Vgl. Forsthoff, a. a. O., S. 19; Haibach, Günter, Die 
Untersuchungsausschüsse des Bundestages, 1957, 
S. 22; Jordan, Klaus Eckart, Das parlamentarische 
Untersuchungsverfahren in den ersten drei Legisla- 
turperioden des Deutschen Bundestages, 1964, 
S. 64 f ; Kipke, a. a. O., S. 51; Partsch, Von den Gren- 
zen parlamentarischer Untersuchungen zur Regie- 
rungskontrolle, 1965, S. 20-, Rupp-von Brünneck/ 
Konow, a. a. O., Art. 92 Erl. 4 b; Schneider, a. a. O., 
Art. 44 Anm. 5. 


1.4.2 

Demgegenüber steht ein anderer Teil der Lehre auf 
dem Standpunkt, dem Bundestag ständen zwei Wege 
zur Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zur 
Verfügung. Er könne ihn sowohl durch förmlichen 
Beschluß einsetzen als auch durch ein vereinfachtes 
Beschluß-Verfahren; es reiche aus, daß 

— der Einsetzungsantrag der qualifizierten Minder- 
heit auf die Tagesordnung des Bundestages ge- 
setzt und behandelt werde, und 

— der Präsident im Anschluß an die Debatte fest- 
stelle, der Antrag erfülle das Minderheitenquorum 
des Art. 44 Abs. 1 Satz 1 2. Alt. GG, der Ausschuß 
sei daher eingesetzt. 

Werde diese Feststellung widerspruchslos hingenom- 
men, so sei sie dahin zu deuten, „ daß die Mehrheit des 
Hauses der Einsetzung des Untersuchungsausschus- 
ses zustimmt" (Becker, a. a. O., S. 14). Eine besondere 
förmliche Abstimmung sei dann entbehrlich, weil in 
der widerspruchslosen Hinnahme der Feststellung 
des Präsidenten auch eine stillschweigende Zustim- 
mung der Mehrheit darüber gesehen werden könne, 
„daß der Antrag den Voraussetzungen des Minder- 
heitenrechts entspricht und nicht gegen das Gesetz 
verstößt" (Freihöfer, Der parlamentarische Geschäfts- 
gang bei Einsetzung von Untersuchungsausschüssen, 
1956, S. 60). Selbst wenn man im Einzelfall das Still- 
schweigen der Mehrheit nicht als Zustimmung, son- 
dern als Enthaltung deuten wollte, wäre dennoch in- 
folge der Unterstützung des Antrags durch die quali- 
fizierte Minderheit ein echter Mehrheitsbeschluß ge- 
geben. 

Vgl. außer den Genannten; Köchling, Peter, in: 
Damkowski, Wulf, Der parlamentarische Untersu- 
chungsausschuß, 1987, S. 26. Verfasser versteht in 
diesem Sinne auch die Ausführungen von Man- 
goldt/Klein, a. a. O., Art. 44 Anm. III 4 b Maunz, 
a. a. O., Art. 44 Rn 38; Rechenberg, a. a. O., Art. 44 
Rn 6; Versteyl, a. a. O., Art. 44 Anm. 7. 


1.4.3 

Eine dritte Auffassung schließlich konzediert, in Nor- 
malfällen, in denen an der verfassungsrechtlichen Zu- 
lässigkeit des Einsetzungsantrages keine Zweifel be- 
ständen, sei das vereinfachte Verfahren zulässig. In 
Fällen hingegen, in denen verfassungsrechtliche Be- 
denken gegen die Zulässigkeit der Einsetzung des 
Ausschusses erhoben würden, die „nicht offensicht- 
lich unbegründet oder gar nur vorgeschützt seien", 
dürfe nicht von einer förmlichen Abstimmung abgese- 
hen werden. Zur Begründung wird wiederum auf die 
Pflicht des Parlaments verwiesen, die Verfassungsmä- 
ßigkeit des Einsetzungsantrages zu prüfen; dieser 
Pflicht dürfe sich das Parlament nicht durch das ver- 
einfachte Verfahren entziehen, weil es andernfalls 
Gefahr liefe, „daß ein Minoritätsrecht zur Obstruktion 
und als politisch-propagandistisches Mittel miß- 
braucht wird. “ 

Vgl. Hessischer Staatsgerichtshof, Urteil vom 

24. 11. 1966, a. a. O., S. 51 (52); im Ergebnis wohl 
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ebenso: Empfehlungen der Konferenz der Präsiden- 
ten der deutschen Länderparlamente über die Re- 
gelung des Verfahrens von parlamentarischen Un- 
tersuchungsausschüssen vom 4. Mai 1961, Erläute- 
rung zu II Nr. 4; Maunz, a. a. O,, Art. 44 Rn 38. 


1.5 

Die Praxis des Bundestages hatsich ander Auffassung 
orientiert, eine Minderheits-Enquete könne sowohl 
durch förmliche Abstimmung als auch aufgrund des 
vereinfachten Verfahrens eingesetzt werden. Sie ent- 
spricht damit insoweit den „Empfehlungen der Konfe- 
renz der Präsidenten der deutschen Länderparla- 
mente über die Regelung des Verfahrens von par- 
lamentarischen Untersuchungsausschüssen“ vom 
4. Mai 1961, die zwar grundsätzlich einen Plenar- 
beschluß für notwendig halten (II Nr. 4), aber in den 
Erläuterungen ausführen: „Plenarbeschluß bedeutet 
nicht, daß der Präsident in jedem Fall förmlich abstim- 
men lassen muß. Es soll nur klargestellt werden, daß 
der Untersuchungsausschuß nicht bereits durch den 
Antrag der qualifizierten Minderheit, sondern allein 
durch einen Akt des Plenums existent wird ( Anm. des 
Verfassers: Vgl. oben 1.3). . . . Wie der Präsident die 
Zustimmung des Hauses feststellt, kann seinem Er- 
messen bzw. der Übung in den einzelnen Landtagen 
überlassen bleiben. 

Dieses Ermessen haben die Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages dahin ausgeübt, daß in einigen 
Fällen über den Einsetzungsantrag förmlich abge- 
stimmt (vgl. Nm. 2, 3, 4, 5, 9, 10, 11, 13, 15, 17, 18, 19, 
20, 21, 22, 24 und 25 der als Anlage 2 beigefügten 
Aufstellung) und in anderen Fällen das vereinfachte 
Verfahren praktiziert wurde (vgl. Nrn. 6, 7, 8, 12, 14, 
16, 23, 26), wobei die Verfahrensweise auch innerhalb 
derselben Wahlperiode wechselte (vgl. für die 1. WP 
die Nm. 2, 3, 5, 9 einer- und 7, 8 andererseits; für die 
10. WP die Nm. 22, 24, 25 einer- und Nr. 23 anderer- 
seits). 


1.6 

Die Praxis des Bundestages ist zulässig. Einer förmli- 
chen Abstimmung über den Einsetzungsantrag be- 
darf es nur dann, wenn 

— seine Änderung oder seine Überprüfung auf die 
verfassungsrechtliche Zulässigkeit (z. B. durch den 
Rechtsausschuß) beantragt oder 

— Widerspruch gegen das vereinfachte Verfahren 
oder Feststellung des Präsidenten, das Minderhei- 
tenquorum sei erfüllt und der Ausschuß daher ein- 
gesetzt, erhoben wird. 

Für diese Fälle gehen auch die Befürworter des ver- 
einfachten Verfahrens (vgl. oben 1.4.2) von der Not- 
wendigkeit einer förmlichen Abstimmung aus, weil 
wegen des Änderungsantrages oder des Wider- 
spruchs nicht mehr von einer stillschweigenden Zu- 
stimmung des Plenums ausgegangen werden kann. 

In allen anderen Fällen sprechen gegen das verein- 
fachte Verfahren keine durchgreifenden Gesichts- 


punkte. Das gilt sowohl, wenn gegenüber dem Einset- 

7imrtcanfrsn — 3 Ar io moict — Uoirto cci inner tli- 

. . — — — — 

chen Bedenken bestehen bzw. vorgebracht werden 
(dazu unten unter 1.6.1) als auch dann, wenn verfas- 
sungsrechtliche Zulässigkeitszweifel — etwa in der 
Einsetzungsdebatte — geäußert werden (dazu unter 
1 . 6 . 2 ) 


1.6.1 

Ausgangspunkt für die Begründung der Zulässigkeit 
des vereinfachten Verfahrens bei einem verfassungs- 
rechtlich unbedenklichen Einsetzungsantrag hat die 
Überlegung zu sein, daß das Grundgesetz zwar einen 
Mehrheitsbeschluß verlangt, Art. 42 Abs. 2 GG, aber 
die Frage offenläßt, auf welche Weise die Mehrheit 
festgestellt wird. Insofern trifft die Ansicht von Maunz 
zu, gegen das vereinfachte Verfahren beständen 
keine verfassungsrechtlichen Bedenken (Maunz, 
a. a. O., Art. 44 Anm. 38; ebenso Köchling, a. a. O., 
S. 26). Die grundgesetzliche Rechtslage unterscheidet 
sich insoweit von der z. B. in Hessen geltenden, weil 
dort die Verfassung förmliche Abstimmungsvorschrif- 
ten enthält (Art. 88 der Hessischen Landesverfas- 
sung). Soweit hierzu vertreten wird, das vereinfachte 
Verfahren sei dort verfassungswidrig (Forsthoff, 
a. a. O., S. 19ff; Partsch, a. a. O., S. 20; Rupp-von 
Brünneck, a. a. O., Art. 92 Erl. 4), ist diese Ansicht 
nicht auf das Verfahren über die Einsetzung von Un- 
tersuchungsausschüssen des Bundestages übertrag- 
bar. Hier ist die Regelung der Verfahrensfrage, wie 
der Einsetzungsbeschluß zustande kommt, keine ver- 
fassungs-, sondern eine geschäftsordnungsrechtli- 
che. 

Aber auch im Hinblick auf die Geschäftsordnung ist 
eine im vereinfachten Verfahren beschlossene Einset- 
zung nicht rechtswidrig oder gar nichtig, obwohl die 
Beschlußfassung von den geschriebenen Regeln, ins- 
besondere § 48 GO-BT, abweicht. 

Zum einen kann der Bundestag Beschlüsse auch in 
vereinfachten Formen fassen; so kennt die parlamen- 
tarische Praxis durchaus stillschweigende Willensbil- 
dungen, etwa derart, daß einer Beschlußvorlage nicht 
widersprochen wird und der Präsident erklärt: „Ich 
sehe keinen Widerspruch; es ist so beschlossen “ . Zum 
anderen ist die Entscheidung über den Einsetzungs- 
antrag keine Abstimmung im üblichen Sinne, auf die 
die Regeln der §§ 46, 48 ff GO gemünzt sind. Eine 
Abstimmung setzt die Möglichkeit der Alternativen 
voraus, mit „ja" oder „nein" (§ 46 GO-BT) oder Ent- 
haltung stimmen zu können. Diese Alternativen be- 
stehen zwar für den einzelnen Abgeordneten auch bei 
der Entscheidung über den Einsetzungsantrag, weil 
keine Vorschrift dem einzelnen Mitglied des Bundes- 
tages vorschreibt, einem zulässigen Einsetzungsan- 
trag zuzustimmen, oder umgekehrt verbietet, einen 
solchen Antrag abzulehnen. Gleichwohl ist die Ent- 
scheidungsfreiheit des Bundestages aufgehoben: Er 
muß den Ausschuß auf den zulässigen Antrag hin ein- 
setzen, also dafür Sorge tragen, daß der Antrag die 
nötige Mehrheit findet. Wie dieses Ergebnis sicherzu- 
stellen ist, darüber schweigen sich Grundgesetz und 
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Geschäftsordnung aus. In diesem Dilemma zwischen 
Einsetzungspflicht des Bundestages einer- und voller 
Entscheidungsfreiheit des einzelnen Abgeordneten 
andererseits, die auch dessen Recht umfaßt, den 
zulässigen Einsetzungsantrag abzulehnen, bietet 
das vereinfachte Verfahren den Ausweg, der 
dem in Art. 44 Abs. 1 Satz 1 2. Alt. GG verankerten 
Minderheitsrecht gerecht wird und den parlamenta- 
risch-politischen Bedürfnissen entgegenkommt. Es 
sichert die Einsetzung des Untersuchungsausschus- 
ses, auf die die Minderheit einen Rechtsanspruch 
hat, und zwingt nicht die Mehrheit oder einzelne 
Abgeordnete der Mehrheit, in loyaler Haltung ge- 
genüber der Einsetzungspflicht des Bundestages 
und zur Sicherung der Abstimmungsmehrheit dem 
Einsetzungsantrag ausdrücklich zustimmen oder 
sich der Stimme enthalten zu müssen, obwohl sie 
möglicherweise aus sachlichen oder politischen Grün- 
den die Einsetzung mißbilligen und abzulehnen ge- 
neigt sind. 

Kurz: Das vereinfachte Verfahren bietet einen prakti- 
kablen, die Interessen der Minderheit und der Mehr- 
heit gleichermaßen berücksichtigenden Weg, der in 
zulässiger Weise die Lücke schließt, die Grundgesetz 
und Geschäftsordnung im Hinblick auf die Verwirkli- 
chung der Einsetzungspflicht des Bundestages gelas- 
sen haben. 

Demgegenüber sind die Erwägungen, die Pflicht des 
Bundestages, die Verfassungsmäßigkeit des Einset- 
zungsantrages zu überprüfen, und Aspekte der 
Rechtssicherheit würden durch das vereinfachte Ver- 
fahren überspielt (oben 1.4.1), nicht durchgreifend. 
Tatsache und Zeitpunkt der Einsetzung stehen mit der 
Erklärung des Präsidenten fest, und der Untersu- 
chungsgegenstand ergibt sich aus dem beschlossenen 
Einsetzungsantrag. Die Notwendigkeit einer förmli- 
chen Abstimmung kann auch nicht mit der abstrakten 
Möglichkeit der Verfassungswidrigkeit des Einset- 
zungsantrages, um deren Willen der Bundestag seiner 
Prüfungspflicht nachzukommen habe, begründet 
werden. Dieser Gesichtspunkt, der in der Diskussion 
um die Frage, ob ein Einsetzungsbeschluß notwendig 
ist (oben 1.3), seinen Stellenwert hat, kann nicht 
— wie dies bei den Anhängern der strengen Auffas- 
sung (oben 1.4.1) geschieht — unbesehen auf die Kon- 
troverse „Beschluß durch förmliche oder stillschwei- 
gende Abstimmung“ übertragen werden, weil er für 
die Entscheidung dieser Frage nichts hergibt. Denn 
auch beim vereinfachten Verfahren ist der Bundestag, 
konkreter: die Mehrheit „Herr des Einsetzungsver- 
fahrens", und Bedenken gegen die Zulässigkeit kön- 
nen in der Einsetzungsdebatte unabhängig von der 
Art der Beschlußfassung geltend gemacht werden. 
Geschieht dies nicht und wird das Prüfungsrecht oder 
die Prüfungspflicht insoweit nicht ausgeübt, so liegt 
dies nicht an dem Umstand, ob am Ende der Debatte 
förmlich abgestimmt oder das vereinfachte Verfahren 
praktiziert wird. Bestehen gar keine Bedenken, so 
greift die Prüfungspflicht materiell ohnehin ins Leere; 
werden dagegen bestehende Bedenken nicht geltend 
gemacht, so ist davon auszugehen, daß sie auch bei 
förmlicher Abstimmung nicht zum Anlaß genommen 
würden, ausdrücklich mit „Nein" zu stimmen, um den 
Antrag abzulehnen. 


1.6.2 

Dieselben Grundsätze gelten, wenn gegenüber dem 
Einsetzungsantrag verfassungsrechtliche Zweifel ge- 
äußert, aber nicht zum Anlaß genommen werden, die 
Änderung oder Überprüfung der Verfassungsmäßig- 
keit des Einsetzungsantrages zu beantragen oder Wi- 
derspruch gegen das Verfahren oder die Feststellung 
des Präsidenten zu erheben (oben 1.6). 

Solange die Prüfung nur zu bloßen Zweifeln an der 
verfassungsrechtlichen Zulässigkeit, nicht zur Gewiß- 
heit der Verfassungswidrigkeit führt, dürfen diese 
Zweifel nicht zum Anlaß genommen werden, die Ein- 
setzung des Ausschusses zu verweigern. Denn un- 
streitig darf eine Ablehnung des Einsetzungsantrages 
„nur auf die begründete Überzeugung von seiner Ver- 
fassungswidrigkeit gestützt werden; bloße Zweifel 
genügen nicht" (Schneider, a. a. O., Art. 44 Anm. 5). 
Insoweit unterscheidet sich die Rechtslage nicht von 
der unter 1.6,1 dargestellten. Hier wie dort besitzt die 
Minderheit den Einsetzungsanspruch nach Art. 44 
Abs. 1 Satz 1 2. Alt. GG, und hier wie dort muß der 
Bundestag die Einsetzung sich erstellen. 

Wenn demgegenüber der Hessische Staatsgerichtshof 
(a. a. O., S. 53) und die Empfehlungen der Konferenz 
der Präsidenten der Länderparlamente vom 4. Mai 
1961 bei Zulässigkeitszweifeln eine förmliche Abstim- 
mung verlangen, so ist dem nicht zu folgen. Der Hes- 
sische Staatsgerichtshof stützt seine Auffassung, eine 
förmliche Abstimmung sei immer erforderlich, wenn 
Zulässigkeitszweifel ins Feld geführt würden, die 
„nicht offensichtlich unbegründet“ seien oder „gar 
nur vorgeschützt" würden, auf drei Argumente: 

— Erstens auf den Gesichtspunkt der Prüfungspflicht 
des Parlaments, die ausgeübt werden müsse, um 
Mißbrauch und Obstruktion zu verhindern, 

— zweitens auf das Wesen des Untersuchungsaus- 
schusses als „Hilfsorgan des Parlaments" und 

— drittens auf den Aspekt der parlamentarischen 
Rollenklarheit: Nur durch die Beschlußfassung 
würden „klare Fronten" geschaffen und „Verkeh- 
rungen der Beteiligtenposition“ in einem mögli- 
chen verfassungsgerichtlichen Verfahren über die 
Zulässigkeit der Einsetzung vermieden werden, 
womit gemeint ist, daß die antragstellende Min- 
derheit bei verfassungsrechtlich unzulässigen Ein- 
setzungsanträgen das Prozeßrisiko zu tragen 
habe. 

Alle drei Argumente vermögen indessen nicht zu 
überzeugen. Sie sind ebenfalls ausschließlich auf den 
Streit, ob ein Beschluß des Parlaments erforderlich ist 
(oben 1.3), gemünzt und nicht auf die vorliegende 
Kontroverse übertragbar. Denn nach hier vertretener 
Auffassung wird der Ausschuß nicht durch die Min- 
derheit, sondern im vereinfachten Verfahren durch 
stillschweigenden Beschluß des Bundestages einge- 
setzt. Der Untersuchungsausschuß verdankt deshalb 
seine Existenz einer Entscheidung des Parlaments 
und er ist daher dessen Hilfsorgan. Weil der Bundes- 
tag entscheidet, liegt die Herrschaft der Einsetzung 
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bei ihm. Deshalb kann auch die Prüfungspflicht er- 
füllt und notfalls Obstruktion odei Mißbrauch ver- 
hindern werden, indem ein Änderungsantrag gestellt 
oder Widerspruch gegen die Feststellung des Prä- 
sidenten eingelegt und damit eine förmliche Ab- 
stimmung erzwungen wird. Wird hierbei die Einset- 
zung versagt, so liegt das Prozeßrisiko — ganz 
im Sinne des Hessischen Staatsgerichtshofs — 
bei der Minderheit und nicht bei den Fraktionen, 
die den Antrag nicht gestellt haben. Kurz: Die 
Frage, ob förmlich abgestimmt oder das verein- 
fachte Verfahren praktiziert wird, hängt von den 
Argumenten des Staatsgerichtshofs in keiner Weise 
ab. 

Seine und die hier vertretene Auffassung unterschei- 
den sich vielmehr allein darin, ob bereits bestimmte 
Zulässigkeitszweifel oder nur abweichend Anträge 
bzw. der geäußerte Widerspruch zur förmlichen Ab- 
stimmung zwingen. Insoweit könnte auf den ersten 
Blick für die Ansicht des Hessischen Staatsgerichts- 
hofs sprechen, das vereinfachte Verfahren verleite die 
Mitglieder des Bundestages zu der rechtsirrigen An- 
nahme, der Bundestag könne den Untersuchungsaus- 
schuß ohnehin in keinem Fall verhindern, also auch 
dann nicht, wenn er verfassungswidrig wäre. Aber 
hiervon ist nicht auszugehen. Angesichts der langen 
Tradition, die auch die ausdrückliche Abstimmung 
über den Einsetzungsantrag insbesondere bei voran- 
gegangenen Änderungsanträgen kennt (vgl. oben 1.5 
und die lfd. Nm. 4, 5, 10, 11, 18, 20 der als Anlage 2 
beigefügten Aufstellung), und der der Einsetzungsde- 
batte regelmäßig vorausgehenden Absprache im Äl- 
testenrat und Diskussionen in den Fraktionen wäre es 
wirklichkeitsfremd anzunehmen, die verfahrens- 
rechtlichen Möglichkeiten des Bundestages bei der 
Behandlung des Einsetzungsantrages seien unbe- 
kannt. Im übrigen sprechen Aspekte der Klarheit für 
die hier vertretene Auffassung, weil sie anstelle der 
nicht operationalisierbaren Kriterien „nicht offen- 
sichtlich unbegründete Zweifel" oder „nicht vorge- 
schobene Zweifel" auf eindeutige Kriterien abstellt 
und eine Abstimmung nur dann für erforderlich hält, 
wenn ausdrücklich durch Änderungsanträge oder Wi- 
derspruch zu erkennen gegeben wird, daß die Zuläs- 
sigkeitszweifel sich so verdichtet haben, daß eine 
förmliche Abstimmung notwendig ist. Soweit hier- 
nach auch auf Änderungsanträge der Mehrheit abge- 
stellt wird, steht dem nicht entgegen, daß die Mehr- 
heit nicht verpflichtet ist, einen (teilweise) unzulässi- 
gen Einsetzungsantrag „durch Änderungen oder 
Streichungen zulässig zu machen“ (Bayerischer Ver- 
fassungsgerichtshof, Entscheidung vom 27. 11. 1985 
- Vf 67-IV-85 -, in: DVB1 1986, S. 233). Denn un- 
streitig hat die Mehrheit hierzu das Recht, so daß 
sie — in der Erwägung, die völlige Ablehnung ver- 
stoße gegen das Übermaßverbot — Änderungen vor- 
nehmen darf, soweit sie dadurch den Kern des 
Einsetzungsantrages unberührt läßt (BVerfGE 49, 
S. 70). 

Macht sie von diesem Recht keinen Gebrauch, so 
bleibt es dabei, daß gegen das vereinfachte Verfahren 
und die Feststellung des Präsidenten die Möglichkeit 
des Widerspruchs besteht, aufgrund dessen die förm- 
liche Abstimmung notwendig wird. 


1.7 

An diesen Maßstäben gemessen bestehen gegen die 
Form der Einsetzung des 1. Untersuchungsausschus- 
ses der 11. Wahlperiode keine durchgreifenden Be- 
denken. 

Der Antrag der SPD- Fraktion erfüllte die Vorausset- 
zungen des Art. 44 Abs. 1 Satz 1 2. Alt. GG. Die Ein- 
setzung des Untersuchungsausschusses ist durch Be- 
schluß im vereinfachten Verfahren zustandegekom- 
men, weil die widerspruchslose Hinnahme der Fest- 
stellung der Präsidentin, das Minderheitenquorum sei 
erfüllt und der Ausschuß daher eingesetzt, als still- 
schweigende Zustimmung der Mehrheit zur Einset- 
zung zu deuten ist (vgl. oben 1.4.2). Selbst wenn man 
das V erhalten der Mehrheit nur als Enth altung deuten 
will, läge ein echter Mehrheitsbeschluß vor, da in je- 
dem Fall von der Unterstützung des Antrages durch 
die antragstellende qualifizierte Minderheit auszuge- 
hen ist (vgl. oben 1.4.2). 

Der Hinweis der Präsidentin, es brauche nicht (förm- 
lich) abqestimmt zu werden, entsprach der geltenden 
Rechtslage. Da weder eine Änderung des Einset- 
zungsantrages noch eine Überprüfung seiner verfas- 
sungsrechtlichen Zulässigkeit (z. B. durch den Rechts- 
ausschuß) beantragt noch Widerspruch gegen das 
vereinfachte Verfahren eingelegt war, war eine förm- 
liche Abstimmung entbehrlich (vgl. oben 1.6). 

Daß in der Einsetzungsdebatte verfassungsrechtliche 
Zweifel erhoben wurden, steht der Auslegung des 
Verhaltens der Mehrheit der Mitglieder des Bundes- 
tages als stillschweigende Zustimmung oder Enthal- 
tung nicht entgegen (vgl. oben 1.6.2). Dies muß um so 
mehr gelten, als in der Debatte von Sprechern der 
Mehrheitsfraktionen erklärt wurde, man werde den 
Antrag — trotz verfassungsrechtlicher Bedenken — 
„passieren" lassen (Abg. Bohl [CDU/CSU], PI. -Prot. 
S. 438C ; Abg. Beckmann [FDP], Pl.-Prot. S. 435D). 

Dem praktizierten Verfahren stand auch nicht entge- 
gen, daß der Bundestag in derselben Sitzung über den 
Antrag der GRÜNEN auf Einsetzung eines Unter- 
suchungsausschusses (BT-Drucksache 11/84) abge- 
stimmt hat (Pl.-Prot. S. 439). Über diesen Antrag 
mußte der Bundestag förmlich abstimmen, weil er von 
einer Fraktion gestellt war, ohne daß das qualifizierte 
Minderheitenquorum des Art. 44 Abs. 1 Satz 1 2. Alt. 
erfüllt war (vgl. oben 1.1). Daß hier — zu Recht — 
nach den Regeln über die Einsetzung einer Mehr- 
heits-Enqueteverfahren wurde (vgl. oben 1.1), besagt 
— entgegen der von den Rechtsvertretern des Inge- 
nieurkontors Lübeck vorgetragenen Argumentation 
(Schriftsatz vom 6. Juli 1987, S. 6, beigefügt als An- 
lage 3) — nicht, daß diese Regeln in dem ganz anders 
gelagerten Fall des SPD-Antrages auf Einsetzung ei- 
ner Minderheits-Enquete (vgl. oben 1.2) ebenfalls an- 
gewendet werden mußten. 

Schließlich ist die Einsetzung auch nicht deshalb un- 
zulässig, weil mit ihr zugleich weitere Fragen, insbe- 
sondere die Anzahl der Ausschußmitglieder und die 
Festlegung der Verfahrensordnung für den Untersu- 
chungsausschuß, geregelt -wurden, die nicht dem 
Minderheitsrecht des Art. 44 Abs. 1 Satz 1 2. Alt. GG 
unterhegen. Da auch insoweit keine Änderungsan- 
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träge gestellt wurden, kann davon ausgegangen wer- 
den, daß zu diesen Vorlagen ebenfalls die Zustim- 
mung stillschweigend erteilt worden ist. Aber selbst, 
wenn man eine förmliche, von dem Einsetzungs- 
beschluß gesondert durchzuführende Absümmung 
über die Zahl der Ausschußmitglieder und die Verfah- 
rensordnung für erforderlich hält (so Maunz a. a. O., 
Art. 44Anm. 38), würde dies die Wirksamkeit des Ein- 
setzungsaktes als solchen nicht berühren. 


2. Zu den materiellen Erfordernissen der 
Einsetzung 

In materieller Hinsicht verstößt der dem 1. Unter- 
suchungsausschuß der 11. Wahlperiode erteilte Un- 
tersuchungsauftrag (BT-Drucksache 11/50) seinem 
Wortlaut nach gegen das in Art. 20 Abs. 1 GG veran- 
kerte Bundesstaatsprinzip, indem gemäß Nr. I, II und 
IV des Einsetzungsbeschlusses das Verhalten von Mi- 
nisterpräsidenten von Bundesländern, insbesondere 
des bayerischen Ministerpräsidenten Dr. h. c. Franz 
Josef Strauß geklärt werden soll. Im Hinblick hierauf 
ist der Untersuchungsauftrag verfassungskonform da- 
hin auszulegen, daß er ausschließlich die Kontrolle 
der Bundesregierung sowie der Mitarbeiter der Bun- 
desministerien und anderer staatlicher Stellen des 
Bundes betrifft. 


Im einzelnen: 

2.1 

Das Untersuchungsrecht eines Untersuchungsaus- 
schusses des Bundestages ist nach dem Wortlaut des 
Art. 44 Abs. 1 Satz 1 GG nicht limitiert. Gleichwohl ist 
heute anerkannt, daß sich Beschränkungen aus dem 
System des Grundgesetzes ergeben. Denn Art. 44 
Abs. 1 Satz 1 GG ist — wie jede Verfassungsnorm — 
im Zusammenhang mit den übrigen Bestimmungen 
des Grundgesetzes zu sehen. Relevante, das Untersu- 
chungsrecht begrenzende Normen sind dabei insbe- 
sondere diejenigen Vorschriften, die die Zuständig- 
keit des Bundestages festlegen. Die Kompetenz eines 
Untersuchungsausschusses des Bundestages endet 
daher dort, wo der Bundestag keine Zuständigkeit 
besitzt. Beachtlich ist hierbei vor allem das in Art. 20 
Abs. 1 GG festgelegte Bundesstaatsprinzip. Aus ihm 
folgt nach herrschender Ansicht, daß die unmittelbare 
Untersuchung der den Staatsorganen der Länder vor- 
behaltenen Materie sowie des Verhaltens einer Lan- 
desregierung und der ihr nachgeordneten Behörden 
durch einen Untersuchungsausschuß des Bundesta- 
ges unzulässig ist. 

Vgl. hierzu vor allen: Schleich, a. a. O., S. 18 und 75; 
Zum Bundesstaatsprinzip als Grenze der Untersu- 
chungskompetenz vgl. weiter: Arloth, Grundlagen 
und Grenzen des Untersuchungsrechts parlamenta- 
rischer Untersuchungsausschüsse, in: NJW 1987, 
S. 809; Köchling, a. a. O., S. 29; Lässig, Curt, Be- 
schränkung des Beweiserhebungsrechts parlamen- 
tarischer Untersuchungsausschüsse — insbeson- 
dere aufgrund des Bundesstaatsprinzip, in: DöV 
1976, S. 727 (729); v. M angoldt/Klein, a. a. O., 


Art. 44 Anm. III 3a ; Maunz, a. a. O., Art. 44 Rn 16; 
Mengel, Hans-Joachim, Die Auskunftsverweige- 
rung der Exekutive gegenüber parlamentarischen 
Untersuchungsausschüssen, in: EuGRZ 1984, S. 97 
(99); Steffani, Winfried, Funktion und Kompetenz 
der parlamentarischen Untersuchungsausschüsse, 
in: PVS 1960, S. 153 (171); Stern, Klaus, Die Kompe- 
tenz der Untersuchungsausschüsse nach Art. 44 GG 
im Verhältnis zur Exekutive unter besonderer Be- 
rücksichtigung des Steuergeheimnisses, in: AöR 
109 (1984), S. 199 (226); Schneider, a. a. O., Art. 44 
Rn 6; Versteyl, a. a. O., Art. 44 Rn 11. 

Diese Auffassung ist indessen nicht unbestritten. 
Nach anderer Ansicht hat ein Untersuchungsaus- 
schuß des Bundestages im Einzelfall auch das Recht, 
sich unmittelbar mit Ländermaterie zu befassen. Be- 
gründet wird dies damit, der Bundestag habe die Stel- 
lung eines Forums der Nation; dementsprechend 
dürfe auch ein Untersuchungsausschuß des Bundesta- 
ges jeden Gegenstand der Ländermaterie unmittelbar 
untersuchen, wenn er von gesamtgesellschaftlichem 
öffentlichem Interesse sei. Konsequenz dieser Auffas- 
sung ist, daß es unter der genannten Voraussetzung 
dem Bundestag zustände, im Wege der Mißstandsen- 
quete unmittelbar auch das Verhalten von Landesor- 
ganen zu untersuchen. 

Vgl. hierzu: Kölble, Josef, Parlamentarisches Unter- 
suchungsrecht und Bundesstaatsprinzip, in: DVB1 
1964, S. 701 (703); ferner: Dichgans, Hans, Die Zu- 
sammenarbeit parlamentarischer Untersuchungs- 
ausschüsse, in: NJW 1964, S. 957. 

Dieser Auffassung ist nicht zu folgen. Gegen sie 
spricht zum einen das Bedenken der Doppelzustän- 
digkeit, die sich daraus ergäbe, daß auch die Länder 
insoweit das Untersuchungsrecht besitzen (vgl. 
Schleich, a. a. O., S. 76). Zum anderen ist einzuwen- 
den, daß das Bundesstaatsprinzip durch die Konstruk- 
tion einer insoweit zulässigen Mißstandsenquete un- 
zulässig ausgehebelt würde. Auch das Kriterium des 
„gesamtgesellschaftlichen öffentlichen Interesses" 
vermag die Kompetenz eines Untersuchungsaus- 
schusses des Bundestages nicht zu begründen, das 
Verhalten von Landorganen unmittelbar zu untersu- 
chen. Denn das Merkmal „öffentliches Interesse an 
der Aufklärung eines Vorgangs" hat ausschließlich 
die Funktion, bestehende Kompetenzen einzuschrän- 
ken, nicht, sie zu begründen. Jedenfalls vermag es 
nicht für sich allein, einen Untersuchungsausschuß zu 
rechtfertigen (Memminger, Gerhard, Parlamentari- 
sche Kontrolle der Regierung durch Untersuchungs- 
ausschüsse, in: DöV 1986, S. 15, 16, 22), weil andern- 
falls die Kompetenzordnung des Grundgesetzes aus- 
gehöhlt würde. 


2.2 

Dieser Ausgangspunkt besagt jedoch nicht, daß das 
Verhalten von Ministerpräsidenten und sonstigen Or- 
ganen der Länder nicht mittelbar Gegenstand eines 
Untersuchungsverfahrens eines Untersuchungsaus- 
schusses des Bundestages sein darf. Dies ist vielmehr 
immer dann zulässig, wenn „ein Gegenstand der Bun- 
desmaterie nur dadurch erschöpfend untersucht wer- 
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den kann, daß die Aufklärungsarbeit auf die ,dahin- 
terstehende' I.ändermaterie erstreckt wird" (Schleich, 
a. a. O., S. 77), Beispiele bilden Fallgestaltungen, in 
denen ein Untersuchungsausschuß des Bundestages 
kontrolliert, ob die Bundesregierung bestehende Auf- 
sichtspflichten oder Weisungsrechte (vgl. z. B. § 29 
des Außenwirtschaftsgesetzes vom 28. April 1961) ge- 
genüber einem Land sachgerecht ausgeübt hat. Hier 
kann das Verhalten der Bundesregierung nicht um- 
fassend aufgeklärt und gewürdigt werden, wenn nicht 
die Vorfrage beantwortet wird, wie sich Organe eines 
einzelnen Landes verhalten haben. In diesen Fällen ist 
die Prüfung gestuft: Unmittelbar richtet sie sich auf 
Kontrolle eines Bundesorgans, mittelbar wird das Ver- 
halten eines Landesorgans untersucht, um die eigent- 
liche Frage beantworten zu können, ob zum Beispiel 
Anlaß für das Bundesorgan bestand, in dieser oder 
jener Weise gegenüber dem Land im Aufsichts- oder 
Weisungswege täüg zu werden. »Solange der Unter- 
suchungsausschuß die aus solchen mittelbaren Unter- 
suchungen gewonnenen Erkenntnisse nur als Beweis- 
material für das Bundesmaterie betreffende Untersu- 
chungsergebnis einsetzt und keiner Bewertung im 

1/riin 1 T nrof/> fl norron 
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Art. 20 Abs. 1 GG vor" (Schleich, a. a. O., S. 77). Eine 
solche mittelbare Untersuchung haben die Länder da- 
her zu dulden. 

Zum Vorstehenden vgl. Arloth, a. a. O., S. 809; Köl- 
ble, a. a. O., S. 703; v. Mangoldt/Klein, a. a. O., 
Art. 44 Anm. III 3a ; Maunz, a. a. O., Art. 44 Rn 16; 
Schneider, a. a. O., Art. 44 Rn 6; Versteyl, a. a. O., 
Art. 44 Rn 11. 


2.3 

Gemessen an diesen Maßstäben verstößt der Einset- 
zungsbeschluß seinem Wortlaut nach gegen das Bun- 
desstaatsprinzip. Soweit er ausdrücklich die unmittel- 
bare Kontrolle von Ministerpräsidenten, insbesondere 
von Ministerpräsident Dr. h. c. Franz Josef Strauß vor- 
schreibt, sind diese Untersuchungen unzulässig. Das- 
selbe gilt, soweit sich aus dem Kontext ergibt, daß 
„Mitarbeiter von Ministerien" der Länder oder „ande- 
rer staatlicher Stellen" der Länder in die Untersu- 
chungen einbezogen sind. 

Die Zulässigkeit des Untersuchungsauftrages ergibt 
sich auch nicht unter dem Gesichtspunkt der mittel- 
baren Kontrolle (oben 2.2). Denn der Untersuchungs- 
auftrag ist nicht so konzipiert, daß das Verhalten der 
Länderorgane als Vorfrage für die Kontrolle der Bun- 
desregierung zu untersuchen ist. Dem Wortlaut des 
Einsetzungsantrages nach soll keine gestufte, sondern 
eine gleichberechtigte Prüfung des Verhaltens der 
bezeichneten Länder- und Bundesorgane erfolgen. 


2.4 

Die nach dem Wortlaut gegebene teilweise Unzuläs- 
sigkeit des Untersuchungsauftrages bedeutet jedoch 
nicht, daß der gesamte Einsetzungsbeschluß rechts- 
widrig oder gar nichtig ist. 


Der Untersuchungsauftrag kann vielmehr verfas- 
sungskonform dahin ausgelegt werden, daß der Un- 
tersuchungsausschuß — als Kontrollenquete — das 
Verhalten der Bundesregierung und der ihr nachge- 
ordneten Bundesbehörden zu untersuchen hat und 
daher Beweise über das Verhalten der Organe der 
Länder nur insoweit erheben darf, als dies mittelbar 
zur Kontrolle der Bundesregierung erforderlich ist. 

Diese verfassungskonforme, den Wortlaut des Einset- 
zungsbeschlusses einschränkende Auslegung ist zu- 
lässig. Der Einsetzungsbeschluß behält in seinem 
Kern die verfassungsrechtlich zulässige Substanz, daß 
die Bundesregierung sowie die Mitarbeiter der Mini- 
sterien des Bundes und anderer staatlicher Stellen des 
Bundes kontrolliert werden. Der Untersuchungsauf- 
trag wird hierdurch nicht unbestimmt, weil der Unter- 
suchungsgegenstand — nach Streichung der Worte 
„Ministerpräsidenten der Länder" sowie „des bayeri- 
schen Ministerpräsidenten Dr. h. c. Franz Josef 
Strauß" und Hinzufügung der Worte „des Bundes" 
hinter „Ministerien" und „staatliche Stellen“ in Nr. I, 
III und IV des Einsetzungsbeschlusses — klar be- 
zeichnet ist. Durch diese Einschränkung wird auch 
das Minderheitsrecht aus Art. 44 Abs. 1 Satz 1 GG 
nicht verletzt, weil die Minderheit nur einen Anspruch 
auf verfassungsrechtlich zulässige Untersuchungen 
hat (vgl. oben 1.3). Schließlich ist der Untersuchungs- 
ausschuß auch in verfahrensrechtlicher Hinsicht zur 
Beschränkung der Beweisaufnahme auf die nur mit- 
telbare Länderkontrolle befugt. Zwar hat der Hessi- 
sche Staatsgerichtshof (a. a. O., S. 57) die Ansicht ver- 
treten, bei verfassungsrechtlichen Zweifeln müsse 
„wohl der Untersuchungsausschuß den Auftrag Ple- 
num zurückgeben, zumindest ihm Gelegenheit zur 
Klärung der entstandenen verfassungsrechtlichen 
Zweifel geben". Aber das Gericht sagt nicht, wann 
dies zu erfolgen habe, insbesondere nicht, ob die im 
Laufe des Verfahrens unverzüglich oder an sein Ende, 
im Bericht des Untersuchungsausschusses, zu gesche- 
hen habe. Sollten die Ausführungen des Hessischen 
Staatsgerichtshofes dahin zu verstehen sein, der Un- 
tersuchungsauftrag müsse in jedem Fall unverzüglich 
nach Auftreten der verfassungsrechtlichen Zulässig- 
keitszweifel an das Plenum zurückgegeben werden, 
so kann dem nicht gefolgt werden. Zwar spricht auf 
den ersten Blick für eine solche Lösung die Überle- 
gung, daß das Plenum „Herr” der Einsetzung und der 
Fassung des Untersuchungsauftrages ist. Aber dem 
kann auch dadurch Rechnung getragen werden, daß 
der Untersuchungsausschuß in seinem Bericht die 
Selbstbeschränkung und die Gründe hierfür darlegt. 
Die Stellung des Plenums wird hierdurch nicht be- 
rührt, weil es auch in diesem späten Verfahrenssta- 
dium reagieren und den Bericht insoweit zur weiteren 
Behandlung der Sache an den Untersuchungsaus- 
schuß zurückweisen kann, wenn es dessen Auffas- 
sung und Argumentation nicht folgen will (vgl. hierzu 
Partsch, a. a. O., S. 186). 


2.5 

In der unter 2.4 beschriebenen verfassungskonformen 
Auslegung sprechen gegen den Untersuchungsauf- 
trag keine durchgreifenden Bedenken. 
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2.5.1 

Daß er noch nicht abgeschlossene Verfahren betrifft, 
tangiert — entgegen der Auffassung der Rechtsver- 
treter des Ingenieurkontors Lübeck (Schriftsatz S. 1 1) 
und der Howaldtswerke Deutsche Werft AG (Schrift- 
satz vom 7. Juli 1987, S. 3, beigefügt als Anlage 4) — 
seine Zulässigkeit nicht. 

Die bei der Oberfinanzdirektion Kiel und der Staats- 
anwaltschaft Kiel anhängigen Straf- oder Ordnungs- 
widrigkeitenverfahren, stehen der Zulässigkeit des 
parallelen Untersuchungsverfahrens nicht entgegen. 
Dies ist in der Ausarbeitung WF X G 7/87, die dem 
1. Untersuchungsausschuß vorliegt, ausführlich dar- 
gelegt und begründet worden. 

Soweit privatrechtliche Verfahren bei einzelnen Indu- 
strieunternehmen, deren Unterlagen als Beweismittel 
in Betracht kommen, noch nicht abgeschlossen sind 
(z. B. weil noch Verhandlungen mit anderen Unter- 
nehmen geführt werden), bedingt dies ebenfalls nicht 
die Unzulässigkeit des Untersuchungsverfahrens. Das 
Verbot, nicht abgeschlossene Verfahren zu kontrollie- 
ren, betrifft nämlich nicht das Verhältnis zwischen 
Untersuchungsausschuß und privaten Unternehmen, 
sondern ausschließlich das zwischen Untersuchungs- 
ausschuß und Regierung. Dies ergibt sich daraus, daß 
das genannte Verbot aus dem rechtsstaatlichen Prin- 
zip der Gewaltenteilung hergeleitet wird, aufgrund 
dessen der Regierung ein Arkanbereich Vorbehalten 
ist, innerhalb dessen das Verbot des Eingriffs in lau- 
fende Verfahren zu beachten ist. Diese Grundsätze 
sind auf private Unternehmen nicht übertragbar. 


2.5.2 

Es verstößt auch nicht gegen verfassungsrechtliche 
Grundsätze, daß im Untersuchungsauftrag von 
„rechtswidrigen" Leistungen die Rede ist. Diese Wen- 
dung bedeutet — entgegen der Ansicht der Rechts- 
vertreter des Ingenieurkontors Lübeck (Schriftsatz 
S. 12) — insbesondere keine unzulässige Vorverurtei- 
lung. Die aus Art. 1 und 20 Abs. 3 GG folgende und in 
Art. 6 Abs. 2 der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention normierte Unschuldsvermutung, auf die mit 
dem Hinweis einer unzulässigen Vorverurteilung an- 
gespielt wird, gilt ausschließlich für das Straf-, nicht 
für das Untersuchungsverfahren. Dies folgt schon aus 
dem Wortlaut von Art. 6 Abs. 2 der Europäische Men- 
schenrechtskonvention, in der die Unschuldsvermu- 
tung wie folgt formuliert ist: „Bis zum gesetzlichen 
Nachweis seiner Schuld wird vermutet, daß der we- 
gen einer strafbaren Handlung Angeklagte unschul- 
dig ist". 

Abgesehen hiervon verbietet die Unschuldsvermu- 
tung selbst für das Strafverfahren nicht, daß staatliche 
Behörden von dem Verdacht eines rechtswidrigen 
Verhaltens ausgehen, diesen Verdacht benennen und 
wegen dieses Verdachts Zwangsmaßnahmen gegen 
den Beschuldigten oder Zeugen einleiten. Sähe man 
es anders, dürfte kein Staatsanwalt eine Anklage- 
schrift unterzeichnen und kein Gericht eine Haupt- 
verhandlung eröffnen (§ 207 StPO). 


Vgl. Roxin, Claus, Strafverfahrensrecht, § 11 II; fer- 
ner: Guradze, Heinz, Die Europäische Menschen- 
rechtskonvention, Art. 6 Anm. 26. 

Nichts anderes gilt für den vorliegenden Untersu- 
chungsauftrag. Die Bezeichnung „rechtswidrige Lei- 
stungen" ist sinnvollerweise nur als Verdacht der 
Rechtswidrigkeit zu verstehen, dem nachzugehen 
Aufgabe des Untersuchungsausschusses ist. Zwar 
braucht ein Einsetzungsbeschluß einen solchen „An- 
fangsverdacht" nicht zu bezeichnen (vgl. Bayerischer 
Staatsgerichtshof, Entscheidung vom 27. 11. 1985, 
Vf 67-IV-85, in: DVB1 1986, S. 233, 234), tut er es aber 
dennoch, bedeutet dies keine unzulässige Vorverur- 
teilung. Dies muß umso mehr gelten, wenn — wie vor- 
hegend — das Verhalten weder „schuldhaft" (i. S. v. 
Art. 6 Abs. 2 MRK) bezeichnet wird noch die betroffe- 
nen Industrieunternehmen oder ihre Organmitglieder 
benannt werden. 


2.5.3 

Aus gleichen Erwägungen erledigt sich auch der vor- 
getragene Einwand (Schriftsatz S. 16, Anlage 3), der 
Einsetzungsbeschluß verstoße gegen den Bestimmt- 
heitsgrundsatz, weil der Untersuchungsausschuß von 
Antragstellern „für überflüssig erachtet" werde, „falls 
die Lieferungen nicht rechtswidrig sein sollten". Dem 
Wortlaut des Einsetzungsbeschlusses ist nichts dar- 
über zu entnehmen, daß die Einsetzung unter der 
Bedingung der Rechtswidrigkeit der Lieferungen er- 
folgt und deshalb unbestimmt ist. Der Ausschuß hat 
vielmehr dem Verdacht rechtswidriger Leistungen 
nachzugehen, und von dem Ergebnis seiner Beweis- 
aufnahme und seiner rechtlichen Überlegungen wird 
abhängen, ob das Urteil „rechtswidrige Lieferungen" 
gerechtfertigt ist oder nicht. Zu dieser Beurteilung ist 
der Ausschuß auch befugt. Nach heute herrschender 
Auffassung erschöpft sich die Kompetenz des Unter- 
suchungsausschusses nicht in der Beweiserhebung 
über Tatsachen. Zulässig ist vielmehr auch die politi- 
sche und juristische Bewertung. Dies stellt keinen 
Verstoß gegen das Gewaltenteilungsprinzip dar, weil 
der Ausschuß sich nicht an die Stelle eines Gerichtes 
setzt und die Gerichte an seine Bewertung auch nicht 
gebunden sind. 

Vgl. hierzu: Achterberg, a. a. O., S. 59; Kipke, 
a. a. O., S. 43; Köchling, a. a. O., S. 30; v. Mangoldt/ 
Klein, a. a. O., Art. 44 Anm. III; Maunz, a. a. O., 
Art. 44 Rn 21; Partsch, a. a. O., S. 19; Schleich, 
a. a. O., S. 29, jeweils m. z. w. N. A. A.; Vetter, 
Joachim, Verfassungsrechtliche Grenzen der Be- 
weiserhebung parlamentarischer Untersuchungs- 
ausschüsse, in: DöV 1987, S. 426 (427) m. w. N. 


2.5.4 

Gegen die Zulässigkeit des Untersuchungsauftrages 
kann schließlich auch nicht eingewandt werden, es 
fehle das öffentliche Interesse an der Aufklärung der 
im Einsetzungsbeschluß bezeichneten Sachverhalte. 
Soweit das öffentliche Interesse überhaupt als Vor- 
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aussetzung der wirksamen Einsetzung eines Untersu- 
chung gs Ausschusses anzusehen ist. 

so: Bayerischer Staatsgerichtshof, Entscheidung 
vom 27. 6. 1977, a. a. O., S. 597; Bayerischer Staats- 
gerichtshof, Entscheidung vom 27. 11. 1985, 

a. a. O., S. 233 (234); Maunz, a. a. O., Art. 44 Rn 19; 
M emminger, a. a. O., S. 22, jeweils m. z. w. N.; kri- 
tisch: Mengel, a. a. O., S. 97 (99), 


fehlt es — entgegen der Meinung der Rechtsvertreter 
des Ingenieurkontors Lübeck — an diesem Erforder- 
nis nicht deshalb, weil die Mehrheit des Bundestages 
den Sachverhalt für aufgeklärt und offenkundig hält. 
Zwar vertritt die Rechtsprechung die Auffassung, bei 
offenkundigen — d. h. allgemeinkundigen — Tatsa- 
chen fehle das Aufklärungsinteresse (Bayerischer 
Staatsgerichtshof, Entscheidung vom 27. 11. 1985, 
a. a. O., S. 234); die Rechtsprechung betont jedoch, 
daß bei der Frage, „ob ein Sachverhalt bereits offen- 
kundig ist und deshalb nicht mehr untersucht werden 
darf, ein strenger Maßstab angelegt werden" muß 
(Bayerischer Staatsgerichtshof , a. a. O., S. 234). Insbe- 
sondere darf durch die Annahme der Offenkundigkeit 


2. Alt. GG überspielt werden, indem — wie die 


Rechtsvertreter des Ingenieurkontors Lübeck mei- 
nen — eine Untersuchung bereits immer dann als un- 


zulässig zu bezeichnen ist, wenn die Mehrheit ihr ent- 
gegenhält, der Sachverhalt sei hinreichend geklärt. 


Mit dieser Begründung könnte jede Minderheits- 
Enquete verhindert werden. 

In der Literatur wird deshalb zu Recht darauf hinge- 
wiesen, daß „die Kompetenz-Kompetenz für die Ent- 
scheidung, wann ein öffentliches Interesse für eine 
parlamentarische Untersuchung gegeben ist, ... im 
Falle der Minderheits-Enquete bei der beantragen- 
den Minderheit" liegt (Rechenberg, a. a. O., Art. 44 
Rn 9). Nur wenn sie den Sachverhalt für geklärt hält, 
besteht kein Aufklärungsbedarf. Hält sie ihn dagegen 
für aufklärungsbedürftig, darf der Zulässigkeit nicht 
entgegengehalten werden, nach Meinung der Mehr- 
heit sei der Sachverhalt bereits geklärt. Dies gilt auch 
dann, wenn — wie vorliegend — bereits ein früherer 
Untersuchungsausschuß in derselben Sache tätig war 
und die Mehrheit in diesem früheren Ausschuß den 
Entwurf eines Abschlußberichts fertiggestellt hat. 
Entscheidend ist, daß dieser Entwurf kein Bericht des 
früheren Ausschusses ist und auch nicht die Zustim- 
mung der Minderheit gefunden hat. Die Minderheit 
durfte demnach ihr Recht auf Art. 44 Abs. 1 Satz 1 
2. Alt. GG unter Hinweis darauf ausüben, nach ihrer 
Auffassung sei der Sachverhalt trotz der früheren Un- 
tersuchungen nicht hinreichend geklärt, und der Bun- 
destag war deshalb gemäß Axt. 44 Abs. 1 Satz 1 2. Alt. 
GG verpflichtet, den beantragten Untersuchungsaus- 
schuß einzusetzen. 

Dr. Engels 
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DEUTSCHER BUNDESTAG 5300 Bonn 1, 6. August 1987 

Wissenschaftliche Dienste 
Fachbereich WFX 

Recht der Untersuchungsausschüsse, Enquete-Kommissionen und Anhörungen 


SACHGEBIET: 1100-1 

REG.-NUMMER: WFX G 12/87 
BEARBEITER: ORR Dr. Engels 

THEMA: Zur Pflicht eines Privatuntemehmens, Geschäftsunterlagen einem parlamentarischen 

Untersuchungsausschuß zu Beweiszwecken herauszugeben. 


Ergebnis 

Im Verfahren vor einem Untersuchungsausschuß des 
Deutschen Bundestages sind relevante Unterlagen ei- 
nes Privatuntemehmens auch dann dem Untersu- 
chungsausschuß vorzulegen, wenn die Organe dieser 
Unternehmen hierdurch Gefahr laufen, wegen einer 
Straftat oder Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden, 
weil infolge der Vorlage Tatsachen bekannt werden, 
aufgrund derer der Verdacht einer strafbaren/ord- 
nungswidrigen Tat besteht. 

Die Herausgabepflicht kann in diesem Fall allerdings 
nicht mit den Zwangsmitteln des § 70 der Strafprozeß- 
ordnung — Ordnungsgeld, Haft — erzwungen wer- 
den; die Unterlagen dürfen jedoch beschlagnahmt 
werden. 

Für den Umfang der Herausgabepflicht kommt es ent- 
scheidend auf die Gewährung eines umfassenden Ge- 
heimnisschutzes und die Beachtung des Verhältnis- 
mäßigkeitsgrundsatzes an. Beiden Aspekten hat der 
1. Untersuchungsausschuß im Zusammenhang mit 
seinem Beweisbeschluß 11-1 Rechnung getragen. 


1. Herausgabepflicht/Beschlagnahme und Status 
des Betroffenen/Zeugen 

1.1 

Gemäß Art. 44 Abs. 2 Satz 1 GG finden auf die Be- 
weiserhebung des Untersuchungsausschusses die 
Vorschriften über den Strafprozeß sinngemäße An- 
wendung. Die Verweisung auf die Strafprozeßord- 
nung umfaßt auch deren Regeln über die Pflicht zur 
Herausgabe beweisrelevanter Unterlagen (§§ 95 
Abs. 1, 94 Abs. 1 StPO). Danach ist derjenige, der 
„Gegenstände, die als Beweismittel von Bedeutung 
sein können“ (§ 94 Abs. 1 StPO), „in seinem Gewahr- 
sam hat, . . . verpflichtet“, diese „auf Erfordern vorzu- 
legen und auszuliefem" {§ 95 Abs. 1 StPO). Demnach 
trifft grundsätzlich auch ein Industrieunternehmen 


und seine Organe diese Herausgabepflicht, wenn ein 
Untersuchungsausschuß die Vorlage untersuchungs- 
relevanter Unterlagen verlangt, Art. 44 Abs. 2 Satz 1 
GG i. V. m. §§ 95 Abs. 1, 94 Abs. 1 StPO. 

Von dieser Verpflichtung ist allerdings im Strafverfah- 
ren der Beschuldigte, im Verfahren nach dem Ord- 
nungswidrigkeitengesetz der Betroffene ausgenom- 
men. 

Vgl. Kleinknecht/Meyer, Strafprozeßordnung 
36. Aufl. 1983, § 95 Anm. 2 ; Meyer, in: Löwe-Rosen- 
berg, Die Strafprozeßordnung und das Gerichtsver- 
fassungsgesetz, 23. Aufl., § 93 Rn 3 : Rogall, Klaus, 
Der Beschuldigte als Beweismittel gegen sich selbst 
— ein Beitrag zur Geltung des Satzes „Nemo tene- 
tur seipsum prodere" im Strafprozeß, 1976, S. 58; 
Schmidt, Eberhard, Lehrkommentar zur Strafpro- 
zeßordnung und zum Gerichtsverfassungsgesetz, 
II, 1. Aufl. 1957, § 95 Rn 1. 

Entsprechendes hat im Verfahren vor dem Untersu- 
chungsausschuß für den Betroffenen (§ 18 der IPA- 
Regeln) zu gelten. Dies folgt aus dem in Art. 1 Abs. 1, 
Art. 20 Abs. 3 GG verankerten Nemo-tenetur-se-ip- 
sum-prodere-Prinzip, nach dem niemand in einem 
staatlichen Verfahren die Pflicht hat, sich in dem be- 
treffenden Verfahren selbst zu belasten. Im Verfahren 
des 1. Untersuchungsausschusses der 11. Wahlpe- 
riode führt dieser Gesichtspunkt jedoch nicht zu einer 
Einschränkung der Vorlagepflicht des Ingenieurkon- 
tors Lübeck und der Howaldtswerke Deutsche Werft 
AG sowie ihrer Organe. Denn diese sind in diesem 
Verfahren weder in formeller noch in materieller Hin- 
sicht Betroffene: In formeller Hinsicht nicht, weil sie 
nicht durch Beschluß des Ausschusses als Betrof- 
fene anerkannt sind (§ 18 Abs. 2 der IPA-Regeln), in 
materieller Hinsicht nicht, weil die Untersuchung 
sich nicht gegen sie richtet, sondern als Kontroll- 
Enquete über das Verhalten der Bundesregierung 
und der ihr nachgeordneten Bundesbehörden ausge- 
staltet ist. 
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1.2 

Gleichwohl bleibt beachtlich, daß das Verhalten 
der Organmitglieder der genannten Unternehmen 
Gegenstand eines anhängigen Verfahrens 
nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz ist. Dieser 
Umstand tangiert zwar nicht die Herausgabepflicht 
nach Art. 44 Abs. 2 Satz 1 GG, §§ 94 Abs. 1, 95 
Abs. 1 StPO, 

vgl. Kleinknecht/Meyer, a. a. O., § 95 Anm. 5; KMR, 
Kommentar zur Strafprozeßordnung, 7. Aufl., § 95 
Rn 3, 4 a. E.; Schlächter, Ellen, Das Strafverfahren, 
1981, Rn 291 

führt aber gemäß Art. 44 Abs. 2 Satz 1 GG i. V. m. § 95 
Abs. 2 StPO dazu, daß „im Falle der Weigerung" ge- 
gen die Organmitglieder die in § 70 StPO vorgesehe- 
nen Zwangsmittel — Ordnungsgeld, Erzwingungs- 
haft — nicht festgesetzt werden können, deren An- 
ordnung durch den Richter im Normalfall der Heraus- 
gabeverweigerung gemäß § 95 Abs. 2 Satz 1 StPO 
möglich ist. D6nn ndch § 95 Ahs. 2 Scitz 2 StPO dürfen 
diese Zwangsmittel nicht gegen Personen angewen- 
det werden, „die zur Verweigerung des Zeugnis- 
ses berechtigt sind". Hierzu zählen auch solche Per- 
sonen, die durch die Beantwortung von Fragen Ge- 
fahr laufen, wegen einer Straftat oder Ordnungs- 
widrigkeit verfolgt zu werden, § 55 StPO. Die Heraus- 
gabepflicht ist hiernach gegenüber auskunftsver- 
weigerungsberechtigten Personen nicht durchsetz- 
bar. 

Vgl. hierzu: OLG Celle, Beschluß vom 23. 11. 1962 
-3 Ws 280/62 -, in: NJW 1963, S. 406 (407); 
Kleinknecht/Meyer, a. a. O., §95 Anm. 7; KMR, 
a. a. O., § 95 Anm. 2b; Meyer, in: Löwe-Rosenberg, 
§ 95 Anm. 7 und 15; Schlächter, a. a. O., Rn 291. 

Hierdurch tragen §§ 95 Abs. 2, 55 StPO dem Nemo- 
tenetur-Prinzip Rechnung, das auch beinhaltet, daß 
niemand gezwungen werden darf, aktiv an seiner ei- 
genen Überführung auch in einem anderen (Straf-/ 
Ordnungswidrigkeiten) Verfahren mitzuwirken und 
die Strafverfolgung auf sich zu lenken. Daher dürfen 
diejenigen Organmitglieder der genannten Industrie- 
unternehmen nicht mit den Mitteln des § 70 gezwun- 
gen werden, die angeforderten Unterlagen vorzule- 
gen, wenn sie glaubhaft machen (§ 56 StPO), für sie 
werde durch die Vorlage die Gefahr heraufbeschwo- 
ren, wegen einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu wer- 
den, weil tatbestandsrelevante Tatsachen bekannt 
würden. 


1.3 

Das Nemo-tehetur-Prinzip untersagt jedoch den staat- 
lichen Organen lediglich, eine Person zu zwingen, 
aktiv an der eigenen Überführung mitzuwirken. Es 
verbietet dagegen nicht, gegen eine Person Zwang 
einzusetzen, den diese nur passiv-duldend hinneh- 
men muß. 


1.3.1 

Dementsprechend kommt im Strafverfahren eine Be- 
schlagnahme (§§ 94 Abs. 2, 98 StPO) auch dann in 
Betracht, wenn die staatlichen Organe hierdurch Be- 
weismaterial erhalten, dessen behördliche Kenntnis- 
nahme den Inhaber des beschlagnahmten Gegen- 
standes der Gefahr einer straf-/ordnungswidrigkeits- 
rechtlichen Verfolgung aussetzt. Die zwangsweise, 
nur zu duldende Wegnahme bei verweigerter aktiver 
Mitwirkung ist gerade der eigentliche Sinn der Be- 
schlagnahme, weshalb im Strafverfahren nicht einmal 
der Beschuldigte und auch nicht der Auskunftsver- 
weigerungsberechtigte sich ihr gegenüber unter Be- 
rufung auf das Nemo-tenetur-Prinzip wehren kön- 
nen. 

Vgl. KMR, a. a. O., § 95 Anm. 4 und 10; Meyer, in: 
Löwe-Rosenberg, a. a. O., § 95 Anm. 2; Rogall, 
a. a. O., S. 58; Schlächter, a. a. O., Rn 291. 

Deshalb erklärt § 97 StPO, der die beschlagnahme- 
freien Gegenstände enumeriert, auch nicht solche Un- 
terlagen als beschlagnahmefrei, die ein Beschuldig- 
ter, ein Betroffener oder eine Person in Gewahrsam 
hat, die zur Auskunftsverweigerung nach § 55 StPO 
berechtigt ist. 

Nicht ganz dasselbe güt, soweit die Beweismittel bei 
einem Rechtsanwalt oder einem Notar deponiert sind. 
Ihrem umfassenden Zeugnisverweigerungsrecht 
(§ 53 Abs. 1 Nr. 2 und 3 StPO) korrespondiert zwar 
kein umfassender Schutz vor Beschlagnahme der in 
ihrem Gewahrsam befindlichen Unterlagen. Be- 
schlagnahmefrei sind jedoch „Aufzeichnungen", wel- 
che sie „über die ihnen vom Beschuldigten anvertrau- 
ten Mitteilung gemacht haben" (§ 97 Abs. 1 Nr. 2 
StPO), sowie Gegenstände, die ihnen im Rahmen des 
durch § 53 geschützten Vertrauensverhältnisses vom 
Beschuldigten überlassen worden sind (§ 97 Abs. 1 
Nr. 3 StPO), also insbesondere auch schriftliche Un- 
terlagen, die dem Rechtsanwalt/Notar zum Zwecke 
der Verteidigung oder der Rechtsberatung übergeben 
worden sind. 

Vgl. Kleinknecht/Meyer, a. a. O., § 97 Anm. 10; 
KMR § 97 Anm. 12; Schlächter, a. a. O., Rn 297 1. 

Andererseits fallen unter § 97 Abs. 1 Nr. 2 StPO nicht 
solche Schriftstücke, die bei einem Notar nur deshalb 
deponiert worden sind, weil sie „dort vor den Strafver- 
folgungsbehörden versteckt werden sollen” (Klein- 
knecht/Meyer, a. a. O., § 97 Anm. 10), und auch nicht 
solche, die der Notar „lediglich zur Verwahrung er- 
halten hat" 

Schlächter, a. a. O., Rn 297 2; ferner: Gülzow, Ha- 
gen, Beschlagnahme von Unterlagen von Mandan- 
ten bei deren Rechtsanwälten, Wirtschaftsprüfern 
oder Steuerberatern, in: NJW 1981, S. 265 (266); 
Haiike, Bernhard, Einschränkung des Beschlagnah- 
meprivilegs des Verteidigers durch den Rechtsge- 
danken der Verwirkung?, in: NJW 1975, S. 808 
(810); LG Kaiserslautern, Beschluß vom 3. 3. 1978 
— 5a S. 42/78 — , in: Anwaltsblatt 1979, S. 119 
( 120 ). 

Diese (nur) deponierten Gegenstände unterliegen im 
vollen Umfang der Beschlagnahme, wobei sich frei- 
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lieh das praktische Problem stellt, den betreffenden 
Rechtsanwalt/Notar ausfindig zu machen. Die Straf- 
verfolgungsbehörden können hierzu sämtliche zuläs- 
sigen Beweismittel verwenden, haben allerdings be- 
stehende Zeugnis- und Auskunftsverweigerungs- 
rechte zu beachten. Zeugen dürfen also nach dem 
Aufenthaltsort der Unterlagen befragt werden; diese 
können jedoch gemäß § 55 StPO die Beantwortung 
verweigern, wenn sie Gefahr laufen, infolge des Auf- 
findens der Akten straf- oder ordnungswidrigkeits- 
rechtlich verfolgt zu werden. Das schließt nicht aus, 
andere Beweismittel zu benutzen, insbesonders Per- 
sonen — z. B. Mitarbeiter der Organe — , die kein Aus- 
kunftsverweigerungsrecht besitzen, über den Ver- 
bleib der Unterlagen zu vernehmen. 


1.3.2 

Diese Grundsätze gelten im Verfahren eines Untersu- 
chungsausschusses entsprechend. 


1.3.2. 1 

Auch ein Untersuchungsausschuß besitzt nach ständi- 
ger Rechtsprechung das Recht, beim zuständigen 
Richter (§ 162 StPO) die Beschlagnahme von Beweis- 
mitteln zu beantragen, wenn die freiwillige Heraus- 
gabe verweigert wird. 

Vgl. Bundesverfassungsgericht, Beschluß vom 
22.11. 1983 - 2 BvR 1730/83 in; NJW 1984, 
S. 1345; Bundesverfassungsgericht, Beschluß vom 
5. 6. 1984 - 2 BvR 611/84 - , in: NJW 1984, S. 2276; 
Staatsgerichtshof Bremen, Entscheidung vom 17. 4. 
1970 - St 1/69 -, in; DöV 1970, S. 386; Landge- 
richt Frankfurt a. M., Beschluß vom 22. 10. 1986 
- 5/28 Qs 16/86 - , in: NJW 1987, S. 787. 

Diese Auffassung ist allerdings bestritten, 

vgl. v. Mangoldt/Klein, Grundgesetz, Art. 44 
Anm. III 5b; M aunz, in: Maunz/Dürig/Herzog/ 
Scholz, Grundgesetz, Art. 44 Rn 59, jeweils 
m. w. N.; Rechenberg, in: Bonner Kommentar, 
Art. 44 Rn 29, 

wobei jedoch in der Literatur nicht klar zwischen den 
beiden Aussagen unterschieden wird, daß 

— der Untersuchungsausschuß nicht das Recht hat, 
selbst zu beschlagnahmen und 

— ihm nicht die Befugnis zusteht, die richterliche Be- 
schlagnahme zu beantragen. 

Soweit ersteres gemeint ist, ist dem zu folgen, weil 
auch Art. 44 Abs. 2 Satz 1 GG i. V. m. § 98 StPO davon 
ausgeht, die Beschlagnahme dürfe grundsätzlich nur 
durch den Richter angeordnet werden. 

Soweit allerdings die Befugnis negiert wird, beim zu- 
ständigen Richter die Beschlagnahme zu beantragen, 
stehen dem Wortlaut und Ratio des Art. 44 Abs. 2 
Satz 1 GG entgegen. Beweiserhebung i. S. d. Art. 44 
Abs. 2 Satz 1 GG bedeutet nicht nur „Durchführung 
der Beweisaufnahme“ im engeren Sinne; der Begriff 
erfaßt vielmehr auch sämtliche Maßnahmen, die der 


Vorbereitung der Beweisaufnahme dienen (Maunz, 
a. a. O., Art. 44 Anm. 53), also auch die Zwangsmaß- 
nahmen der StPO und damit die Beschlagnahme. 
Sähe man es anders, so liefe dies der Ratio des Art. 44 
Abs. 2 Satz 1 GG zuwider, die darin besteht, die 
Durchführung einer umfassenden Beweisaufnahme 
sicherzustellen. Denn ein Untersuchungsverfahren 
ohne Beschlagnahmemöglichkeit wäre nicht funk- 
tionstüchtig. Diesen Gesichtspunkt hat denn auch die 
Rechtsprechung zu Recht als entscheidendes Argu- 
ment für die Beschlagnahmemöglichkeit herausge- 
stellt. So weist das Landgericht Frankfurt a. M. 
(a. a. O.) in seinem Beschluß vom 22. Oktober 1986 
darauf hin, die Beschlagnahme sei ein „unerläßliches 
Mittel der Sachverhaltserforschung", und der Staats- 
gerichtshof Bremen (a. a. O.) führt aus: „Aus dem Auf- 
klärungsauftrag kann sich für die Untersuchungsaus- 
schüsse ein Bedürfnis für die Anwendung dieser 
Zwangsmittel (Anm.: gemeint sind die Durchsuchung 
und Beschlagnahme) ergeben . . . Kommt Urkunden 
entscheidender Beweiswert zu, so wäre der Untersu- 
chungszweck gefährdet, könnte der Untersuchungs- 
ausschuß die Urkunde nicht erforderlichenfalls auch 
gegen den Willen des Verwahrers beschaffen. Die 
Befugnis, eine Zeugenvernehmung zu veranlassen, 
wäre in solchen Fällen nicht immer ausreichend." 


1.3. 2. 2 

Der hiernach grundsätzlich gegebenen Beschlagnah- 
memöglichkeit halten die Rechtsvertreter des Inge- 
nieurkontors Lübeck (Schriftsatz vom 6. Juli 1987, 
S. 20) entgegen, sie laufe a priori „deswegen ins 
Leere, weil (deren) Mandantschaft die fraglichen Ak- 
ten bei einem Notar hinterlegt hat" und zur Bekannt- 
gabe des Aufenthaltsorts der Akten „rechtlich nicht 
veranlaßt werden kann". Diese Auffassung ist indes- 
sen nur bedingt richtig, weil es insoweit auf die Tat- 
frage ankommt, ob die Untemehmensorgane die Ak- 
ten dem Notar 

— im Rahmen eines Rechtsberatungsverhältnisses 
oder 

— nur zur bloßen Verwahrung übergeben haben 
(wofür der Passus „hinterlegt hat" spricht). 

Im ersteren Fall ist im Untersuchungsverfahren das 
Beschlagnahmeverbot des § 97 Abs. 1 Nr. 3 StPO be- 
achtlich (vgl. oben 1.3.1). Zwar schützt § 97 StPO nur 
das Vertrauensverhältnis zwischen einem Rechtsan- 
walt/Notar und dem „Beschuldigten” in dem konkret 
geführten Ermittlungsverfahren (vgl. Meyer, in: 
Löwe-Rosenberg, a. a. O., § 97 Anm. 11), so daß § 97 
StPO im vorliegenden Untersuchungsverfahren einer 
Beschlagnahme an sich nicht entgegenstände, weil 
die Untemehmensorgane in diesem Verfahren keine 
dem Beschuldigten vergleichbare Betroffenenstel- 
lung einnehmen, sondern lediglich Zeugen sind (vgl. 
oben 1.1). Würde man aber mit dieser formalen Be- 
gründung die Beschlagnahme für zulässig halten, so 
würde dies zu dem nicht vertretbaren Ergebnis füh- 
ren, daß das Beschlagnahmeverbot des § 97 Abs. 1 
Nr. 3 StPO, das im parallelen Straf- oder Ordnungs- 
widrigkeitenverfahren zu beachten wäre, unterlaufen 
würde, weil die Ermittlungsbehörden über den Um- 
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weg des Untersuchungsberichts/der Untersuchungs- 
akten Kenntnisse erlangen könnten, die ihnen im 
Straf-Ordnungswidrigkeitenverfahren gemäß § 97 
Abs. 1 Nr. 3 StPO verwehrt wären. 

Liegt dagegen der zweite Fall vor — bloße Verwah- 
rung der Unterlagen durch den Notar — , so dürfen die 
Akten sowohl im vorliegenden Untersuchungs- als 
auch in dem parallel geführten Ermittlungsverfahren 
grundsätzlich beschlagnahmt werden (oben 1.3.1). Zu 
einer Kollision beider Verfahrensrechte käme es in 
diesem Fall nicht. Freilich stellt sich dann das prakti- 
sche Problem der Auffindung (oben 1.3.1 a. E.), wobei 
hier offengelassen werden muß, ob dem Ausschuß 
bisher noch nicht ausgeschöpfte Möglichkeiten (Be- 
fragung von Mitarbeitern, Herausgabe von Kopien) 
gegeben sind, „den Aufenthaltsort der Akten" ausfin- 
dig zu machen. Jedenfalls hängt die Anordnung der 
Beschlagnahme nicht von der Kenntnis des Aufbe- 
wahrungsortes des Beweismittels ab. Sie kann zwar in 
diesem Fall im Strafverfahren nicht „sinnvoll" sein 
(Schlüchter, a. a. O., Rn 291), aber gleichwohl kann 
sie auch dann wirksam angeordnet werden, wenn der 
Gewahrsamsinhaber zunächst unbekannt ist. Gerade 
dieser Gesichtspunkt ist für das Untersuchungsver- 
fahren nicht irrelevant, weil nicht auszuschließen ist, 
daß die angeforderten Unterlagen vorgelegt werden, 
wenn aufgrund richterlicher Prüfung im Beschlagnah- 
meverfahren Bestehen und Umfang der Herausga- 
bepflicht festgestellt werden. 


2. Herausgabepflicht und materielle 

Voraussetzungen für eine Beschlagnahme 

Die Herausgabepflicht und — mit ihr korrespondie- 
rend — die Anordnung der Beschlagnahme hängen in 
materieller Hinsicht davon ab, daß 

— die angeforderten Unterlagen für die Untersu- 
chung von Bedeutung sein können und 

— das Herausgabeverlangen nicht aus sonstigen, ins- 
besondere verfassungsrechtlichen Gründen unzu- 
lässig ist 


2.1 

Das erste Erfordernis folgt aus § 94 Abs. 1 StPO, wo- 
nach es sich um Gegenstände handeln muß, „die als 
Beweismittel von Bedeutung sein können". Dem Ge- 
setz ist Genüge getan, wenn zeitliche und sachliche 
Anhaltspunkte dafür bestehen, daß die angeforderten 
Unterlagen zur Erfüllung des Untersuchungsauftra- 
ges beitragen. § 94 Abs. 1 StPO verlangt dabei nicht, 
daß diese Unterlagen von Bedeutung „sind", sondern 
läßt ausreichen, daß sie es „sein können". Die Ent- 
scheidungskompetenz, ob es sich um möglicherweise 
relevante Beweismittel handelt, liegt hierbei beim Un- 
tersuchungsausschuß (BVerfGE 67, S. 100, 128), der 
demnach die Herausgabe grundsätzlich immer dann 
verlangen kann, wenn er Anhaltspunkte sieht, daß die 
Unterlagen für die von ihm vorzunehmenden Sach- 
verhaltsfeststellungen relevant sind. 


Diese von § 94 Abs. 1 StPO, Art. 44 Abs. 2 Satz 1 GG 
geforderten Voraussetzungen hat der 1. Untersu- 
chungsausschuß in seinem Beweisbeschluß 11-1 
Nr. 1 d und e (beigefügt als Anlage 2) beachtet. Denn 
es ist nicht ausgeschlossen, daß die Geschäftsunterla- 
gen Details über die Verwaltungsvorgänge enthalten, 
die in Zusammenhang mit den im Einsetzungsbe- 
schluß näher bezeichneten Lieferungen stehen. Sie 
können deshalb auch geeignet sein, zur Klärung des 
Verhaltens der staatlichen Behörden beizutragen. 


2.2 

Das weitere Erfordernis, daß das Herausgabeverlan- 
gen nicht aus sonstigen Gründen unzulässig sein darf, 
ergibt sich nicht unmittelbar aus Art. 44 Abs. 2 Satz 1 
i. V. m. den Vorschriften der StPO. Es folgt aber aus 
dem Grundsatz, daß kein staatliches Organ Sachver- 
halte „um jeden Preis" (BGHSt 14, S. 365) aufklären 
darf. Dies gilt auch für Untersuchungsausschüsse, de- 
ren Tätigkeit unter dem Vorbehalt der Verfassungs- 
und Gesetzeskonformität (Art. 1 Abs. 3, Art. 20 Abs. 3 
GG) steht, woraus folgt, daß insbesondere grund- 
rechtswidrige und unverhältnismäßige Beweiserhe- 
bungen unzulässig sind. 


2 . 2.1 

Unter diesem Aspekt ist relevant, daß die Herausgabe 
der angeforderten Geschäftsunterlagen Grundrechte 
der genannten Unternehmen aus Art. 14 und Art. 2 
Abs. 2 GG in Verbindung mit Art. 19 Abs. 3 GG tan- 
giert, weil die Akten — wie die Rechtsvertreter des 
Ingenieurkontors Lübeck und der Howaldtswerke 
Deutsche Werft AG behaupten — Geschäfts- und Be- 
triebsgeheimnisse enthalten. Zum weiteren ist mögli- 
cherweise das Recht auf informationeile Selbstbestim- 
mung, das aus Art. 2 Abs. 1 GG folgt, berührt. 

Dies bedeutet freilich nicht, daß damit von vorne- 
herein das Herausgabeverlangen unzulässig wäre. 
Dem Schutz der Privatgeheimnisse kommt nicht 
gleichsam automatisch Vorrang vor dem parlamenta- 
rischen Untersuchungsrecht zu, wie es umgekehrt 
auch keinen absoluten Vorrang des Untersuchungs- 
rechts gegenüber den Grundrechten gibt. 

Vgl. Linck, Joachim, Untersuchungsausschüsse und 
Privatsphäre, in: ZRP 1987, S. 11 (16); Vetter, Joa- 
chim, Verfassungsrechtliche Grenzen der Beweis- 
erhebung parlamentarischer Untersuchungsaus- 
schüsse, in: DöV 1987, S. 426. 

Beide Verfassungsgüter, Grundrechte einer- und Un- 
tersuchungsrecht andererseits, müssen vielmehr im 
konkreten Fall so zugeordnet werden, daß beide so 
weit wie möglich ihre Wirkung entfalten können 
(BVerfGE 67, 100, 143). 


2 . 2.2 

Diesen verfassungsrechtlichen Lösungsweg hat das 
Bundesverfassungsgericht in der sogenannten Flick- 
Entscheidung (BVerfGE 67, 100, 142ff.) vorgezeich- 
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net. Danach besteht der Grundrechtsschutz nach 
Art. 14, Art. 2 Abs. 1 und 2 GG auch gegenüber par- 
lamentarischen Untersuchungsausschüssen, während 
andererseits die Grundrechte und der Verhältnismä- 
ßigkeitsgrundsatz zwar geeignet sind, das Untersu- 
chungsrecht inhaltlich und umfangmäßig zu begren- 
zen, nicht aber, es zu verhindern (BVerfGE 67, 100 
[141]; BVerfGE, in: DÖV 1984, S. 759 [760]). Beide 
Verfassungsgüter — Grundrechte und parlamentari- 
sches Untersuchungsrecht — stehen vielmehr in ei- 
nem Spannungsverhältnis, dessen Lösung sich am 
Prinzip der praktischen Konkordanz zu orientieren 
hat. Dies bedeutet: Die einander kollidierenden ver- 
fassungsrechtlich geschützten Güter sind so zu ord- 
nen, „daß jedes von ihnen Wirklichkeit gewinnt. Wo 
Kollisionen entstehen, darf nicht in vorschneller Gü- 
terabwägung oder gar abstrakter Wertabwägung ei- 
nes auf Kosten des anderen realisiert werden. Viel- 
mehr stellt das Prinzip der Einheit der Rechtsordnung 
die Aufgabe einer Optimierung: Beiden Gütern müs- 
sen Grenzen gezogen werden, damit beide zur opti- 
malen Wirksamkeit gelangen können. Die Grenzzie- 
hungen müssen daher im jeweiligen konkreten Fall 
verhältnismäßig sein; sie dürfen nicht weitergehen als 
es notwendig ist, die Konkordanz beider Rechtsgüter 
herzustellen" (Konrad Hesse, Grundzüge des Ver- 
fassungsrecht der Bundesrepublik Deutschland, 
15. Aufl. 1985, S. 27). 


2.2.3 

Im Flick-Urteil hat das Bundesverfassungsgericht die 
praktische Konkordanz so hergestellt, daß es die Mög- 
lichkeit eines wirksamen Geheimnisschutzes bei der 
Abwägung entscheidend berücksichtigt hat. Zur Ein- 
schränkung des Aktenvorlageanspruchs eines Unter- 
suchungsausschusses gegenüber der Regierung hat 
das Gericht dabei ausgeführt: „Die Bedeutung, die 
das Kontrollrecht des Parlaments sowohl für die par- 
lamentarische Demokratie als auch für das Ansehen 
des Staates hat, gestattet in aller Regel dann keine 
Verkürzung des Aktenherausgabeanspruchs zugun- 
sten des Schutzes des allgemeinen Persönlichkeits- 
rechts und des Eigentumsschutzes, wenn Parlament 
und Regierung Vorkehrungen für den Geheimschutz 
getroffen haben, die das ungestörte Zusammenwir- 
ken beider Verfassungsorgane auf diesem Gebiet ge- 
währleisten, und wenn der Grundsatz der Verhältnis- 
mäßigkeit gewahrt ist" (a. a. O., S. 144). 


2.2.4 

Diese Ausführungen haben sinngemäß auch für das 
Beweiserhebungsrecht gegenüber Privaten zu gelten, 
so daß prinzipiell ein umfassender Informationsan- 
spruch des Untersuchungsausschusses besteht (vgl. 
Vetter, a. a. O., S. 432). Er entfällt nur in Ausnahme- 
fällen, wenn 

— die Beweiserhebung unverhältnismäßig im enge- 
ren Sinne, also nicht erforderlich ist, oder 

— deshalb unzulässig ist, weil ein wirksamer Ge- 
heimnisschutz nicht gewährleistet ist und die 


Grundrechte deshalb über Gebühr beeinträchtigt 
werden. 


2.2.5 

An der Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne fehlt es 
vor allem dann, wenn sich das Beweiserhebungsver- 
fahren nicht im Rahmen des Untersuchungsauftrags 
bewegt, das Beweismittel offensichtlich nicht zur Er- 
hellung des Sachverhaltes beitragen kann (§ 94 Abs. 1 
StPO) oder seine Verwendung aus sonstigen Gründen 
nicht erforderlich ist (Art. 44 Abs. 1 Satz 1 GG i. V. m. 
§ 244 Abs. 2 StPO). Letzteres kann insbesondere dann 
der Fall sein, wenn der Sachverhalt bereits aufgrund 
anderer Beweismittel als geklärt anzusehen ist. Die 
Entscheidung hierüber steht dem Ausschuß zu, wobei 
dieser freilich das Minderheitsrecht (§ 12 Abs. 2 der 
IPA-Regeln) zu beachten hat. Kommt er zu dem Er- 
gebnis, daß sowohl andere als auch die verlangten 
Beweismittel für die Beweiserhebung notwendig sind, 
so ist dies weder unter dem Gesichtspunkt des Art. 44 
Abs. 2 GG noch unter dem der Verhältnismäßigkeit zu 
beanstanden, weil die Pflicht der umfassenden Klä- 
rung des Sachverhalts (Art. 44 Abs. 2 Satz 1 GG 
i. V. m. § 244 Abs. 2 StPO) grundsätzlich die Verwen- 
dung sämtlicher verfügbarer Beweismittel verlangt. 
Deshalb steht dem Herausgabebegehren des 1. Un- 
tersuchungsausschusses, das aufgrund des Beweis- 
beschlusses 11-1 erfolgt, auch nicht entgegen, daß 
Unterlagen zugleich sowohl von staatlichen Stellen 
als auch von den genannten Industrieunternehmen 
angefordert und nicht der Eingang sowie die Auswer- 
tung der Behördenakten abgewartet werden. 


2 . 2.6 

Hiernach hängt die Zulässigkeit des Herausgabever- 
langens entscheidend von den Fragen ab, ob der Aus- 
schuß wirksame Vorkehrungen des Geheimschutzes 
getroffen hat und ob das Herausgabeverlangen ver- 
hältnismäßig ist (oben 2.2.3 und 2.2.4). Um insoweit 
einen sicheren Standpunkt zu gewinnen, empfiehlt 
sich, nach Stand des Untersuchungsverfahrens sowie 
Art und Relevanz der verlangten Beweismittel wie 
folgt zu unterscheiden: 


2 . 2 . 6. 1 

In der ersten Phase der Beweiserhebung — das ist 
i. d. R. der Zeitpunkt, zu dem der Beweisbeschluß ge- 
faßt wird und die Beweismittel (noch) nicht vorlie- 
gen — kann der Untersuchungsausschuß naturgemäß 
weder den Inhalt der angeforderten Unterlagen noch 
deren Art (Geschäftsgeheimnis oder nicht) noch deren 
Relevanz für die Untersuchung kennen. Daher ist 
denkbar, daß der Beweisbeschluß auch solche Akten/ 
Aktenteile umfaßt, deren Inhalt mit dem Untersu- 
chungsauftrag nichts zu tun hat. 

Zu diesem Aspekt vgl. BVerfGE 67, 100, 138. 

So lag der Fall bei der Beschlagnahme von Aufsichts- 
ratsprotokollen der BGAG Beteiligungsgesellschaft 
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für Gemeinwirtschaft AG durch den 3. Untersu- 
chungsausschuß „Neue Heimat", weil die Unterlagen 
auch solche Vorgänge und Unternehmen betrafen, 
die vom Untersuchungsauftrag nicht erfaßt waren. In 
solchen Fällen ist das entscheidende Problem, das ir- 
relevante von dem relevanten Beweismaterial zu tren- 
nen, und die Zentralfrage lautet, wem diese Selek- 
tionskompetenz zufällt. Zur Lösung kommt in Be- 
tracht, daß die Selektion 

(1) vom Gewahrsamsinhaber selbst, 

(2) von einer Person, die das Vertrauen sowohl des 
Gewahrsamsinhabers als auch des Ausschusses 
besitzt, 

(3) von einem Richter (im Beschlagnahmeverfah- 
ren), 

(4) vom Vorsitzenden und seinem Stellvertreter (so- 
genanntes Vorsitzenden-Verfahren, BVerfGE 67, 
S. 100, 139) oder 

(5) vom Ausschuß (unter bestimmten Geheimschutz- 
vorkehrungen) vorgenommen wird. 

Alle diese Varianten stehen in der Rangfolge uer Ver- 
hältnismäßigkeit, indem Lösung (1) den Gewahrsams- 
inhaber weitmöglichst schont, Lösung (5) dagegen 
den stärksten Eingriff bedeutet. 

Im Fall der Neuen Heimat/BGAG hat sich das Bundes- 
verfassungsgericht im einstweiligen Anordnungsver- 
fahren für die Lösung (3) in Kombination mit Lösung 
(1) und (4) entschieden, indem der Richter des Amts- 
gerichtes Frankfurt a. M. die Trennung von irrelevan- 
tem und relevantem Beweismaterial vorzunehmen 
und in Zweifelsfällen den Vertreter der BGAG sowie 
den Vorsitzenden des 3. Untersuchungsausschusses 
„Neue Heimat" und seinen Stellvertreter hinzuziehen 
hatte. 

Vgl. Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 5. No- 
vember 1986 — 2 BvR 1178/86 — , abgedruckt in: 
Beschlußempfehlung und Bericht des 3. Untersu- 
chungsausschusses „Neue Heimat" nach Art. 44 
des Grundgesetzes, BT-Drucksache 10/6779, 
S. 24. 

Ob Vergleichbares im vorhegenden Fall zulässig oder 
gar geboten wäre, kann dahinstehen. Denn der Aus- 
schuß hat sich in seinem Beweisbeschluß 11-1 bereits 
für die Lösung (1) entschieden, die den Interessen der 
genannten Industrieunternehmen in vollem Umfang 
entgegenkommt. Sie haben nur solche Akten vorzule- 
gen, die sich auf die Beantwortung der Fragenkom- 
plexe I bis IV des Einsetzungsbeschlusses beziehen 
und können hiervon alle Unterlagen scheiden, die mit 
dem Untersuchungsauftrag in keinem Zusammen- 
hang stehen. M. a. W.: Den Industrieunternehmen ist 
die Kompetenz der Selektion in vollem Umfang zuge- 
standen worden, und insoweit hat der Ausschuß das 
schonendste Mittel gewählt. 


2. 2. 6.2 

Die zweite Phase der Beweiserhebung betrifft die 
Sichtung des vorgelegten relevanten Beweismaterials 
und die Beweiswürdigung. In dieser Phase sind die 


Beweismittel, die für die Aufklärung des Sachverhalts 
und die Erfüllung der Berichtspflicht — eventuell auch 
nur im Zusammenspiel mit anderen Beweismitteln — 
geeignet sind, von denen zu trennen, die bei den Er- 
mittlungen nicht weiterhelfen. Die entscheidende 
Frage, die sich hier stellt, ist wiederum die, wem die 
Untersuchungskompetenz insoweit zufällt. In dieser 
Phase haben allerdings von vorneherein die Lösungs- 
möglichkeiten (1) bis (3) auszuscheiden, weil sie dar- 
auf hinauslaufen, die Untersuchung in die Hände 
Dritter zu legen. Dies widerspräche Art. 44 Abs. 1 GG, 
wonach der Untersuchungsausschuß die Beweise zu 
erheben hat. Aus gleichem Grunde kommt auch die 
Lösung (4) in dieser Phase nicht mehr in Betracht, weil 
das Verfahrensrecht des Untersuchungsausschusses 
nicht zwischen Vorsitzendem/Stellvertreter und son- 
stigen Mitgliedern des Untersuchungsausschusses 
unterscheidet. Der Vorsitzende, im Falle seiner Ver- 
hinderung sein Vertreter, ist primus inter pares, dem 
keine besonderen Beweiserhebungs- und Beweis- 
würdigungsrechte zustehen. Die Entscheidung, ob 
eine Urkunde geeignet ist, zur Klärung des Sachver- 
halts, d. h. zum Beweis eines untersuchungsrelevan- 
ten Vorgangs boizutragon, ist daher dem Ausschuß als 
Ganzem Vorbehalten. Er hat die Beweiswürdigung 
vorzunehmen und deren Darstellung im Bericht zu 
verantworten, was nur dann möglich ist, wenn alle 
Ausschußmitglieder alle Beweismittel kennen, die im 
sachlichen Zusammenhang mit dem Untersuchungs- 
auftrag stehen. Im Hinblick hierauf ist es auch nicht 
unverhältnismäßig, daß der 1. Untersuchungsaus- 
schuß der 11. Wahlperiode alle untersuchungsrele- 
vanten Beweismittel angefordert hat. 

Als Pendant hierzu ist allerdings im Sinne der prakti- 
schen Konkordanz während dieser Phase umfassen- 
der Geheimnisschutz zu gewähren (oben 2.2.4). Dies 
schon deshalb, weil in dieser Phase sowohl Kenntnis 
von nicht-geeignetem Beweismaterial als auch mögli- 
cherweise von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 
genommen wird. 

Der 1. Untersuchungsausschuß der 11. Wahlperiode 
hat den Geheimschutzerfordernissen im Hinblick auf 
diese Beweiserhebungsphase in vollem Umfang 
Rechnung getragen. Er hat zum einen mit Beschluß 
vom 3. Juni 1987 die Einstufung der angeforderten 
Unterlagen in „VS-Geheim" gemäß § 2 Abs. 1, 3 der 
Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages 
zugesagt und zum anderen mit Beschluß vom 15. Juni 
1987 seine Mitglieder zur Geheimhaltung (§ 7 Abs. 1 
Satz 1 GSO-BT) derjenigen Angelegenheiten ver- 
pflichtet, „die ihnen durch die aufgrund des Beweis- 
beschlusses 11-1 von den Unternehmen übermittelten 
Urkunden bekannt werden". Die Einstufung in „VS- 
Geheim" hat zur Folge, daß nur in geheimen Sitzun- 
gen über diese Unterlagen beraten werden darf (§ 69 
Abs. 7 GO-BT i. V. m. § 7 GSO-BT), und daß nur ein 
exakt beschriebener Personenkreis (§ 4 Abs. 3 und 4 
GSO-BT) von dem Inhalt der Akten Kenntnis nehmen 
darf, wobei diese Personen bei Verletzung der Ge- 
heimhaltungspflicht strafrechtliche Sanktionen tref- 
fen, § 203 Abs. 2 Nr. 1 und 4 StGB, § 353 b Abs. 1 Nr. 1 
und Abs. 2 Nr. 2 StGB. Zum weiteren sind durch die 
förmliche Verpflichtung nach § 7 Abs. 1 Satz 1 GSO- 
BT auch die Ausschußmitglieder gemäß § 353 b Abs. 2 
Nr. 1 StGB zur Verschwiegenheit verpflichtet, wes- 
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halb sie sich bei Verletzung dieser Pflicht strafbar 
machen würden. 

Damit ist der Ausschuß über die bisher vom Bundes- 
verfassungsgericht aufgestellten Kautelen des Ge- 
heimschutzes hinausgegangen. Selbst das strenge 
Neue-Heimat-Urteil vom 5. November 1986 hat dem 
3. UA „Neue Heimat' nicht vorgeschrieben, alle Aus- 
schußmitglieder zur Geheimhaltung förmlich gemäß 
§ 7 Abs. 1 GSO-BT, § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB zu ver- 
pflichten. 

Diesem umfassenden Schutz läßt sich auch nicht ent- 
gegenhalten, bisherige Erfahrungen rechtfertigten 
den Schluß, die rechtlich bestehende Geheimhal- 
tungspflicht werde faktisch nicht beachtet. Diesen 
Einwand hat bereits das Bundesverfassungsgericht 
als nicht relevant bezeichnet (BVerfGE 67, 100, 136). 
Es kommt nicht auf den (immer denkbar-möglichen) 
Rechtsbruch, sondern auf die normative Rechtslage 
an, aufgrund derer der Untersuchungsausschuß um- 
fassenden Geheimnisschutz garantieren kann. Zu 
Recht hat Schröder (in: Festgabe zum 10jährigen Jubi- 
läum der Gesellschaft für Rechtspolitik, S. 401, 409) 
hierzu ergänzend darauf hingewiesen, mit negativen 
Erfahrungen ließe sich der kompensatorische Ge- 
heimnisschutz nicht prinzipiell in Abrede stellen, 
denn: „Zum einen besagen sie für sich genommen 
nichts darüber, ob aus den Geheimnisverletzungen 
jeweils auch ein .Schaden' für betroffene Rechtsgüter 
entstanden ist. Zum anderen können Erfahrungen der 
Vergangenheit keine sicheren Anhaltspunkte dafür 
geben, daß der Geheimnisschutz auch in weiteren 
oder gar allen Fällen verletzt wird. Wer dies bejaht, 
arbeitet mit der . . . Unterstellung, daß die Parlamen- 
tarier die Vertraulichkeit sensibler Akten mißachten 
werden. Oder aber er verwendet Erfahrungen, deren 
negative Folgen für den Rechtsgüterschutz nicht dar- 
getan sind, als Instrument zur generellen Blockade 
sensibler Beweiserhebungen von Untersuchungsaus- 
schüssen" (a. a. O., S. 409). 


2. 2. 6.3 

Sind in der zweiten Beweiserhebungsphase die geeig- 
neten von den nicht geeigneten Beweismitteln ge- 
schieden, so gilt für die letzte, dritte Phase folgen- 
des: 


2.2.6.3.1 

Die nicht geeigneten Beweismittel haben weiterhin 
der Geheimhaltung zu unterliegen. Da ihre Erwäh- 
nung im Bericht nicht notwendig ist, würde ihre Publi- 
kation einen nicht erforderlichen Grundrechtseingriff 
bedeuten. 

Diesem Umstand hat der 1. Untersuchungsausschuß 
der 11. Wahlperiode ebenfalls Rechnung getragen, 
indem er mit Beschluß vom 3. Juni 1 987 festgelegt hat, 
daß nach Eintreffen der Akten „unter Berücksichti- 
gung der Verfassung" darüber befunden werden soll, 
ob es bei der Einstufung „VS-Geheim" bleibt. Dieser 
Beschluß berücksichtigt daher auch den Fall, daß der 
Ausschuß bezüglich des nicht-geeigneten Beweisma- 


terials sich nicht von der Einstufung in „VS-Geheim" 
lossagt. (Es wäre allerdings möglicherweise hilflich, 
wenn dies ein Ausschußbeschluß präzise festlegen 
würde). 


2.2.63.2 

Im Hinblick auf die übrigen beweisgeeigneten Unter- 
lagen ist in der dritten Beweiserhebungsphase zu- 
nächst zu unterscheiden, ob ihre Publikation erforder- 
lich ist, um den Sachverhalt umfassend darzustellen 
und die Berichtspflicht zu erfüllen, oder nicht. 

Letzteres kann z. B. der Fall sein, wenn der Sachver- 
halt aufgrund anderer Beweismittel geklärt ist und 
dargestellt werden kann. Auch hier verstieße eine 
Veröffentlichung der privaten Unterlagen gegen das 
Übermaßverbot. 

Steht dagegen fest, daß die Verwendung des von den 
Industrieunternehmen angeforderten Beweismittels 
erforderlich ist, um den Sachverhalt umfassend dar- 
stellen zu können, so kommt es darauf an, ob ein Vor- 
gang betroffen ist, der dem Betriebs- oder Geschäfts- 
geheimnis unterliegt oder nicht. Jedenfalls im letzte- 
ren Fall hat das Untersuchungsrecht, das dem Öffent- 
lichkeitsgrundsatz (Art. 44 Abs. 1 Satz 1 GG) unter- 
liegt, Vorrang. Im ersteren Fall hängt dagegen die 
Beantwortung der Frage, ob sich der Ausschuß von 
der Geheimschutzzusage lossagen kann, von einer 
Güterabwägung ab, bei der einerseits die Art des ge- 
schützten Geheimnisses und der drohende Schaden, 
der durch die Veröffentlichung entstehen kann, ande- 
rerseits die Bedeutung des durch ihn belegten Vor- 
gangs in die Waagschale zu legen sind. 

Alle diese Fragen — Geeignetheit, Erforderlichkeit, 
Vorliegen eines Betriebsgeheimnisses, Bedeutung 
des Geheimnisses und des zu belegenden (Teil-)Vor- 
gangs — kann der Ausschuß aber erst in der abschlie- 
ßenden Beweiswürdigung, die alle Beweismittel um- 
faßt, beantworten. Im Hinblick hierauf darf er sich im 
gegenwärtigen Verfahrensstadium nicht auf eine 
durchgängige Geheimhaltung festlegen, von der er 
sich nicht mehr lossagen dürfte. Er würde andernfalls 
den verfassungsrechtlich verankerten Öffentlich- 
keits-Grundsatz (Art. 44 Abs. 1 Satz 1 GG) mißachten 
und seine Berichtspflicht dem Plenum gegenüber von 
vomeherein verletzen. 

Gegenteiliges folgt auch nicht aus dem Neue-Heimat/ 
BGAG-Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
5. November 1986 (a. a. O., S. 24), indem auch für den 
Bericht — soweit er beschlagnahmte Geschäftsunter- 
lagen der BGAG betraf — die Geheimhaltung vorge- 
schrieben wurde. Hieraus ist nicht abzuleiten, daß 
Untersuchungsausschüsse generell keine privaten 
Unterlagen publizieren dürfen. Dies folgt schon dar- 
aus, daß das Urteil im einstweiligen Anordnungsver- 
fahren erging, in dem — schon aus Zeitgründen — 
keine umfassende Rechts- und Güterabwägung vor- 
genommen werden konnte. Zum anderen betraf das 
Urteil auch einen ganz anders gelagerten Fall, weil es 
dort um die direkte Kontrolle des Verhaltens eines 
Privatuntemehmens ging (deren Zulässigkeit in die- 
sem Verfahren bezweifelt worden war), während es 
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sich vorliegend um eine Enquete zur Kontrolle der 
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vater Unternehmen nicht kontrolliert, sondern vor- 
gTeiflich aufgeklärt werden soll, um den eigentlichen 
Zweck, die Regierungskontrolle, erreichen zu kön- 
nen. 


Nach alledem stellt der Beschluß des Ausschusses 
vom 3. Juni 1987, mit dem die Geheimhaltung zuge- 
sichert und zugesagt wird, unter Berücksichtigung 
der Verfassung über die endgültige Beibehaltung der 
Geheimhaltung zu befinden, die praktische Konkor- 
danz her, die zur Wahrung der Grundrechte einerseits 
und zu der Respektierung des parlamentarischen Un- 
tersuchungsrechts andererseits im derzeitigen Ver- 
fahrensstand möglich ist. Weitergehende Zusagen, 


würden das verfassungsrechtlich verankerte Recht 
der öffen tli chen Untersuchung negieren während an- 
dererseits den Geheimschutzinteressen der genann- 
ten Unternehmen im Hinblick auf die verschiedenen 
Phasen der Beweiserhebung und -Würdigung umfas- 
send Rechnung getragen ist. Dies gilt umso mehr, als 
der Ausschuß — wie er in seinem Beschluß vom 
24. Juni 1987 zum Ausdruck gebracht hat — den ge- 
nannten Industrieunternehmen in jedem Verfahrens- 
stadium rechtliches Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG) ge- 
währen will, indem er die Bereitschaft erklärt hat, 
„daß er die Einstufung der von den Unternehmen ein- 
gehenden Akten nur nach vorheriger Anhörung der 
Betroffenen aufheben wird". 


Dr. Engels 
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DEUTSCHER BUNDESTAG 5300 Bonn 1, den 21. Oktober 1987 

Wissenschaftliche Dienste 
Fachbereich WFX 

Recht der Untersuchungsausschüsse, Enquete-Kommissionen und Anhörungen 


SACHGEBIET: 1101-1 

REG.-NUMMER: WFX G 23/87 
BEARBEITER: ORR Dr. Engels 


THEMA: Zur Zulässigkeit der Vernehmung von Mitgliedern einer Landesregierung und 

Beamten eines Bundeslandes durch einen Untersuchungsausschuß des Deutschen 
Bundestages 


Ergebnis 

Ein Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages ist gemäß Art. 44 Abs. 2 S. 1 GG befugt, ein Mit- 
glied einer Landesregierung oder einen Landesbeam- 
ten als Zeugen zu vernehmen, wenn das im Beweis- 
beschluß bezeichnete Beweisthema für die Erfüllung 
des Untersuchungsauftrages relevant ist und solche 
Vorgänge betrifft, zu deren Aufklärung der Untersu- 
chungsausschuß die Kompetenz besitzt. Verfahrens- 
rechtlich hängt die Zulässigkeit der Vernehmung von 
der Erteilung der Aussagegenehmigung durch die 
Landesregierung (§ 54 StPO) und — bei Vernehmung 
eines ihrer Mitglieder — davon ab, daß der Zeuge 
nicht von dem Zeugnisverweigerungsrecht nach § 53 
Abs. 1 Nr. 4 StPO Gebrauch macht, das ihm zusteht, 
sofern er auch Mitglied des Landtages ist. Zudem ist 
§ 50 StPO beachtlich, wonach Mitglieder einer Lan- 
desregierung grundsätzlich an ihrem Amtssitz zu ver- 
nehmen sind, es sei denn die Landesregierung geneh- 
mige anderes. 


Im einzelnen: 

I. Vernehmung von Mitgliedern einer 
Landesregierung 

J. Untersuchungsrelevanz und -kompetenz 

Nach § 12 Abs. 1 IPA-Regeln erhebt der Untersu- 
chungsausschuß die durch den Untersuchungsauftrag 
gebotenen Beweise aufgrund von Beweisbeschlüs- 
sen, die auf entsprechende Beweisanträge hin gefaßt 
werden. Das im Beweisantrag und -beschluß bezeich- 
nete Thema muß dabei „im Rahmen des Untersu- 
chungsauftrages liegen", § 12 Abs. 2 IPA-Regeln. 
Dies bedeutet zweierlei: Beweisantrag und -beschluß 
müssen zum einen die Erhellung derjenigen Vor- 
gänge zum Ziel haben, die im Untersuchungsauftrag 
bezeichnet sind. Zum anderen dürfen sie nur solche 
Tatsachen betreffen, die zu untersuchen ein Untersu- 
chungsausschuß des Deutschen Bundestages befugt 
ist. Im Hinblick auf Mitglieder einer Landesregierung 
als Zeugen ist hiernach insbesondere die Zulässig- 
keitsschranke zu beachten, die das Bundesstaatsprin- 
zip (Art. 20 Abs. 1 GG) zieht. Aus ihm folgt nach heute 
gesicherter Ansicht, daß die Kontrolle des Verhaltens 
einer Landesregierung und der ihr nachgeordneten 
Behörden sowie die unmittelbare Untersuchung der 


den Staatsorganen der Bundesländer vorbehaltenen 
Materie durch einen Untersuchungsausschuß des 
Deutschen Bundestages unzulässig ist. 

Arloth, Grundlagen und Grenzen des Untersu- 
chungsrechts parlamentarischer Untersuchungs- 
ausschüsse, in: NJW 1987, S. 809; Lässig, Curt, Be- 
schränkung des Beweiserhebungsrechts parlamen- 
tarischer Untersuchungsausschüsse — insbeson- 
dere aufgrund des Bundesstaatsprinzips — , in: 
DÖV 1976, S. 727 (729); v. M angoldt/Klein, Grund- 
gesetz, Art. 44 Anm. III 3 a; Maunz, in: Maunz/Dü- 
rig/Herzog/Scholz, Grundgesetz, Art. 44 Rn. 16; 
Mengel, Hans-Joachim, Die Auskunftsverweige- 
rung der Exekutive gegenüber parlamentarischen 
Untersuchungsausschüssen, in: EuGRZ 1984, S. 97 
(99); Schleich, Albrecht, Das parlamentarische Un- 
tersuchungsrecht des Bundestages, 1985, S. 18; 
Stelfani, Winfried, Funktion und Kompetenz der 
parlamentarischen Untersuchungsausschüsse, in: 
PVS I960, S. 153 (171); Stern, Klaus, Die Kompetenz 
der Untersuchungsausschüsse nach Art. 44 GG im 
Verhältnis zur Exekutive unter besonderer Berück- 
sichtigung des Steuergeheimnisses, in: AöR 109 
(1984), S. 199 (266); Schneider, Hans-Peter, in: 
Kommentar zum Grundgesetz für die Bundesrepu- 
blik Deutschland, Art. 44 Rn. 6; Versteyl, in: 
von Münch, Grundgesetz, 2. Aufl. 1983, Art. 44 
Rn. 11. 

Dementsprechend dürfen Mitglieder einer Landesre- 
gierung nicht mit dem ausschließlichen Ziel vernom- 
men werden, ihr Verhalten zu kontrollieren. Hierauf 
gerichtete Beweisanträge und -beschlüsse sind 
ebenso unzulässig wie hierauf abzielende Fragen bei 
der Vernehmung. 

Dieser Ausgangspunkt besagt jedoch nicht, daß Mit- 
glieder einer Landesregierung generell als Zeugen 
eines Untersuchungsausschusses des Deutschen Bun- 
destages ausscheiden. Die Vernehmung ist vielmehr 
zulässig, wenn der Zeuge aufgrund seiner Wahrneh- 
mungen zur Aufhellung solcher Vorgänge beitragen 
soll, deren Aufklärung in der Kompetenz des Untersu- 
chungsausschusses liegt. So darf im Rahmen eines 
Untersuchungsverfahrens, das zum Gegenstand und 
Ziel die Kontrolle der Bundesregierung hat, auch ein 
Mitglied einer Landesregierung zulässigerweise nach 
seinem Wissen über das relevante Verhalten der Bun- 
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desregierung befragt werden. Weiterhin ist es im Rah- 
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laubt, das Verhalten einer Landesregierung durch 
Vernehmung eines ihrer Mitglieder aufzuklären, so- 
fern „ ein Gegenstand der Bundesmaterie nur dadurch 
erschöpfend untersucht werden kann, daß die Aufklä- 
rungsarbeit auf die .dahmters teilende' Ländermaterie 
erstreckt wird" (Schleich, a. a. 0.,S. 77) . Beispiele bil- 
den Fallgestaltungen, in denen ein Untersuchungs- 
ausschuß des Bundestages kontrolliert, ob die Bun- 
desregierung bestehende Aufsichtspflichten oder 
Weisungsrechte gegenüber einem Land sachgerecht 
ausgeübt hat. Hier kann das Verhalten der Bundesre- 
gierung nicht umfassend aufgeklärt und gewürdigt 
werden, wenn nicht die Vorfrage beantwortet wird, 
wie sich Organe eines einzelnen Landes verhalten 
haben. In diesen Fällen ist die Prüfung gestuft: Unmit- 
telbar richtet sie sich auf Kontrolle eines Bundesor- 
gans, mittelbar wird das Verhalten eines Landes kon- 
trolliert, um die Untersuchungsfrage beantworten zu 
können, ob die Bundesregierung sachlich korrekt ge- 
handelt hat. Zu beachten ist freilich, daß „die aus sol- 
chen mittelbaren Untersuchungen gewonnenen Er- 
kenntnisse nur als Beweismittel für das Bundesmate- 


rie betreffende Untersuchungsergebnis“ verwendet 
(Schleich, a. a. O., S. 77) und keiner Bewertung im 
Schlußbericht unterzogen werden dürfen. 


Zum Vorstehenden vgl. Arloth, a. a. O., S. 809; 
Kölble, Josef, Parlamentarisches Untersuchungs- 
recht und Bundesstaatsprinzip, in: DVB1 1964, 
S. 701 (703); von Mangoldt/Klein, a. a. O., Art. 44 
Anm. III 3a; Maunz, a. a. O , Art. 44 Rn. 16; Schnei- 
der, a. a. O., Art. 44 Rn. 6; Versteyl, a. a. O., Art. 44 
Rn. 11. 


Weil hiernach die Zulässigkeit der Vernehmung von 
Mitgliedern einer Landesregierung als Zeugen ent- 
scheidend davon abhängt, daß Gegenstand der Be- 
weisaufnahme die Bundesmaterie, nicht die unmittel- 
bare Kontrolle einer Landesregierung ist, empfiehlt es 
sich, dies in dem entsprechenden Beweisantrag und 
-beschluß ausdrücklich klarzustellen und das Be- 
weisthema so zu präzisieren, daß die aufzuklärende 
Bundesmaterie eindeutig erkennbar ist. 


2. Erteilung einer Aussagegenehmigung 

MitgÜeder einer Landesregierung sind aufgrund lan- 
desgesetzlicher Vorschriften zur Amtsverschwiegen- 
heit verpflichtet. Als — nicht zufällig ausgewähltes — 
Beispiel sei § 4 Abs. 1 des Gesetzes „über die Rechts- 
verhältnisse des Ministerpräsidenten und der Landes- 
minister des Landes Schleswig-Holstein“ i. d. F. vom 
15. September 1960 (GVOB1. 1960, S. 178) angeführt, 
indem es heißt: „Ein Landesminister ist auch nach 
Beendigung seines Amtsverhältnisses zur Amtsver- 
schwiegenheit über solche ihm amtlich bekanntge- 
wordenen Angelegenheiten verpflichtet, deren Ge- 
heimhaltung ihrer Natur nach erforderlich, besonders 
vorgeschrieben oder von der Landesregierung be- 
schlossen worden ist. Er darf ohne Genehmigung der 
Landesregierung über geheimzuhaltende Angele- 
genheiten keine Erklärungen abgeben". 

Diese landesrechtliche Regelung ist gemäß Art. 44 
Abs. 2 S. 1 GG i. V. m. § 54 Abs. 2 StPO auch im Ver- 
fahren vor einem Untersuchungsausschuß beachtlich. 


Danach darf ein Landesminister zwar über Tatsachen, 
dis ksinsr Gsiißimhältuncj näcli § 4 dös cj snänntön 
Gesetzes bedürfen, auch ohne Aussagegenehmigung 
aussagen (vgl. Kleinknecht/Meyer, Strafprozeßord- 
nung § 54 Anm. 5); soweit er aber über Umstände ver- 
nommen werden soll, auf die sich die Pflicht zur Amts- 
verschwiegenheit bezieht, muß er die Aussage ver- 
weigern, wenn nicht die Landesregierung anderes 
genehmigt. Ob und inwieweit im Einzelfall eine Aus- 
sagegenehmigung notwendig ist, hängt hiernach von 
der Qualifikation der Tatsache ab, über die das Mit- 
glied der Landesregierung vernommen werden soll. 
In Grenz- und Zweifelsfällen entscheidet hierüber die 
Landesregierung. Solange deren Entscheidung nicht 
vorhegt, hat die Vernehmung zu unterbleiben (Klein- 
knecht/Meyer, a. a. O., § 54 Anm. 6). Im Hinblick 
hierauf empfiehlt sich, daß der Untersuchungsaus- 
schuß vor der Vernehmung die Landesregierung um 
die Erteilung der Aussagegenehmigung nachsucht. 

Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, darf die 
Landesregierung nur aus zwingenden Gründen ver- 
weigern (vgl. Schneider, a. a. O., Art. 44 Anm. 15). 
Diese hegen vor. wenn die Aussage dem Wohl des 
Bundes oder eines Bundeslandes Nachteile bereiten 
würde (§ 96 StPO analog). Zum weiteren schreiben 
Landesgesetze, die gemäß Art. 44 Abs. 2 S. 1 GG 
i. V. m. § 54 Abs. 2 StPO zu beachten sind, vor, daß die 
Vernehmung eines Mitglieds der Landesregierung als 
Zeuge auch aus anderen Gründen nicht durchgeführt 
werden darf. So bestimmt § 4 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Rechtsverhältnisse des Ministerpräsidenten 
und der Landesminister des Landes Schleswig-Hol- 
stein: „Ein Landesminister darf auch nach Beendi- 
gung seines Amtsverhältnisses als Zeuge oder Sach- 
verständiger nicht vernommen werden, wenn die 
Landesregierung erklärt, daß die Vernehmung den 
öffentlichen oder diensthehen Interessen Nachteile 
bereiten würde". 

Erteilt die Landesregierung die Aussagegenehmi- 
gung nicht oder erklärt sie, einer Vernehmung stän- 
den öffentliche oder dienstliche Interessen entgegen, 
so ist das Mitglied der Landesregierung zur Verwei- 
gerung der Aussage verpflichtet und gemäß § 54 
Abs, 2 StPO auch berechtigt. Steht dies schon bei Stel- 
lung des Beweisantrages fest, so ist die Beweiserhe- 
bung als unzulässig abzulehnen. 

Vgl. Alsberg/Nühse/Meyer, Der Beweisantrag im 

Strafprozeß, 1983, S. 456. 


3. Zeugnisverweigerungsrecht 

Neben der nach § 54 StPO beachtlichen Aussagever- 
weigerung ist für diejenigen Mitglieder der Landesre- 
0erung, die Mitglied eines Landtages sind, das Zeug- 
nisverweigerungsrecht nach Art. 44 Abs. 2 S. 1 GG, 
§ 53 Abs. 1 Nr. 4 StPO relevant, aufgrund dessen sie 
die Aussage zu solchen Tatsachen verweigern kön- 
nen, die ihnen in ihrer Eigenschaft als Abgeordnete 
anvertraut oder bekannt geworden sind. Über die 
Ausübung dieses Rechts entscheidet der Zeugnisver- 
weigerungsberechtigte selbst, ohne hierbei durch Ge- 
nehmigungen oder Zustimmungen Dritter gebunden 
zu sein. 
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4. Vernehmungsort 

Schließlich ist § 50 Abs. 2 StPO zu beachten, wonach 
Mitglieder einer Landesregierung an ihrem Amtssitz 
oder, wenn sie sich außerhalb des Amtssitzes aufhal- 
ten, an ihrem Aufenthaltsort zu vernehmen sind. Al- 
lerdings kann hiervon abweichend die Beweisauf- 
nahme auch in den Räumen des Bundestages durch- 
geführt werden, wenn die Landesregierung hierzu auf 
Ersuchen des Untersuchungsausschusses ihre Geneh- 
migung erteilt, § 50 Abs. 3 StPO. 


5. Zur bisherigen Praxis 

Entsprechend diesen Regeln sind in der Vergangen- 
heit amtierende oder frühere Mitglieder einer Landes- 
regierung von Untersuchungsausschüssen des Deut- 
schen Bundestages als Zeugen vernommen worden. 

Vgl. Bericht und Beschlußempfehlung des 3. Unter- 
suchungsausschusses „Neue Heimat“, BT-Drs. 
10/6779, S. 364 Nr. 1, 18 und 21. 

In Einzelfällen ist die Genehmigung, als Zeuge auszu- 
sagen, jedoch nicht erteilt, sondern darauf beschränkt 
worden, daß das betreffende Mitglied der Landesre- 
gierung dem Ausschuß „nur zur informatorischen An- 
hörung zur Verfügung steht". Da in diesem Fall eine 
Vernehmung als Zeuge unzulässig ist (vgl. oben 2.), 
hat die Praxis zwar auf die förmliche Vernehmung als 
Zeuge, nicht aber auf die informatorische Anhörung 
verzichtet, um auf diese Weise dem Interesse an der 
vollständigen Aufklärung des Sachverhaltes Rech- 
nung zu tragen. 

Vgl. Bericht und Beschlußempfehlung des 3. Unter- 
suchungsausschusses „Neue Heimat", a. a. O., 
S. 31. 


II. Vernehmung von Landesbeamten und sonstigen 
Angehörigen einer Landesverwaltung 

1. Landesbeamte 

Für die Vernehmung von Landesbeamten durch einen 
Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundestages 
gelten zunächst die unter I. 1. dargestellten Grund- 
sätze. Darüber hinaus ist gemäß Art. 44 Abs. 2S. 1 GG 
i. V. m. § 54 Abs. 1 StPO und den Landesbeamtenge- 
setzen eine Aussagegenehmigung des Dienstherm 
erforderlich, soweit der Beamte über Tatsachen ver- 
nommen werden soll, die der Pflicht zur Amtsver- 
schwiegenheit unterliegen, die sich nach dem inso- 
weit inhaltsgleichen Landesregelungen auf die Ange- 
legenheiten bezieht, die dem Beamten „bei seiner 
amtlichen Tätigkeit bekanntgeworden" sind, 

Vgl. § 39 Abs. 1 des Rahmengesetzes zur Verein- 
heitlichung des Beamtenrechts (Beamtenrechtsrah- 
mengesetz — BRGG) i. d. F. vom 27. Februar 1985, 
BGBUII 2030-1; entsprechende Regelungen finden 
sich in den Landesbeamtengesetzen. 


Der Dienstherr darf diese Genehmigung nur versa- 
gen, „wenn die Aussage dem Wohle des Bundes 
oder eines deutschen Landes Nachteile bereiten 
oder die Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernstlich 
gefährden oder erheblich erschweren wurden" 
(§ 39 Abs. 3 S. 1 BRRG). Wird sie verweigert, so ist 
die Beweiserhebung unzulässig (Müller/Sax/Pau- 
lus, KMR Kommentar zur Strafprozeßordnung, 
7. Aufl. 1986, § 54 Anm. 29 und 39). 


2. Angestellte einer Landesbehörde 

Für die Vernehmung von Angestellten einer Landes- 
behörde als Zeugen gelten die vorstehenden Grund- 
sätze entsprechend. Im Hinblick auf die in § 9 des 
Bundesangestelltentarifvertrages festgelegte Ver- 
schwiegenheitspflicht, die auch von Angestellten ei- 
ner Landesbehörde zu beachten ist, gewährt § 54 
Abs. 1 StPO ein Aussageverweigerungsrecht in bezug 
auf diejenigen Angelegenheiten, „deren Geheimhal- 
tung durch gesetzliche Vorschriften vorgesehen oder 
auf Weisung des Arbeitgebers angeordnet ist" (§ 9 
Abs. 1 BAT). Dieses Aussageverweigerungsrecht ent- 
fällt, wenn der Arbeitgeber die Genehmigung zur 
Aussage erteilt. Ihre Versagung ist nur aus denselben 
Gründen möglich, aufgrund derer die Aussagegeneh- 
migung für einen Beamten verweigert werden darf. 

Vgl. Kleinknecht/Meyer, a. a. O., § 54 Anm. 4; 
KMR, a. a. O., § 54 Anm. 20; Meyer, in: Löwe-Ro- 
senberg, Strafprozeßordnung, § 54 Anm. 8; Rei- 
chen, in: Karlsruher Kommentar zur StPO, § 54 
Anm. 7. 


3. Gemeinsame Grundsätze für die Vernehmung 
von Beamten und Angestellten 

Der Genehmigungsvorbehalt und das entsprechende 
Aussageverweigerungsrecht von Beamten und Ange- 
stellten gemäß § 54 Abs. 1 StPO bezieht sich aller- 
dings nur auf diejenigen Tatsachen, die der Ver- 
schwiegenheitspflicht unterliegen. Über Angelegen- 
heiten, die ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhal- 
tung bedürfen (§ 39 Abs. 1 S. 2 BRRG) oder keine ge- 
heimzuhaltenden Tatsachen i. S. v. § 9 Abs. 1 BAT 
betreffen, darf und muß der Zeuge aussagen (vgl. 
Kleinknecht/Meyer, a. a. O., § 54 Anm. 5). Hiernach 
hängt die Beantwortung der Frage nach der Notwen- 
digkeit einer Aussagegenehmigung entscheidend 
von der Qualifikation der zu bekundenden Tatsache 
ab (Kleinknecht/Meyer, a. a. O., § 54 Anm. 6). In 
Zweifelsfällen darf der Zeuge weder aussagen noch 
— auch nicht mit seiner Zustimmung — vernommen 
werden, wenn und solange die Aussagegenehmigung 
nicht vorliegt (vgl. KMR, a. a. O., § 54 Anm. 16). Im 
Hinblick hierauf empfiehlt sich, daß der Untersu- 
chungsausschuß schon vor Beginn der Vernehmung 
die Aussagegenehmigung bei dem Dienstherrn unter 
Darlegung des Beweisthemas einholt. 

Dr. Engels 
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Fachbereich WFX 

Recht der Untersuchungsausschüsse, Enquete-Kommissionen und Anhörungen 


SACHGEBIET: 1101-1 

REG. NUMMER: WFX G 27/87 
BEARBEITER: ORR Dr. Engels 

THEMA: Zum Beweisantragsrecht im parlamentarischen Untersuchungsverfahren 

— Rechtsgutachten zu einem Einzelfall des 1. Untersuchungsausschusses der 
11. Wahlperiode — 


Ergebnis 

1. Die Strafprozeßordnung verwendet den Begriff 
„Beweisantrag’' nicht einheitlich: Für die Haupt- 
verhandlung in Strafsachen gilt ein enger Beweis- 
antragsbegriff, der sich dadurch auszeichnet, daß 
dem Tatrichter ein bestimmtes Beweismittel zu ei- 
ner bestimmt bezeichneten Beweistatsache be- 
nannt wird. Im Ermittlungsverfahren wird hinge- 
gen der Beweisantrag in einem weiteren Sinne ver- 
standen; er umfaßt auch sogenannte Beweisermitt- 
lungsanträge, bei denen die bestimmte Bezeich- 
nung eines Beweismittels oder -themas fehlt. 

2. Ein Beweisantrag im Untersuchungsverfahren er- 
fordert nicht die Bezeichnung einer bestimmten 
Beweistatsache; notwendig ist lediglich die An- 
gabe des Themenkomplexes, zu dem Beweis erho- 
ben werden soll. Das Beweisantragsrecht umfaßt 
daher auch sogenannte Beweisermittlungsan- 
träge. 

3. Beweis- und Beweisermittlungsanträge müssen in- 
haltlich so bestimmt sein, daß dem Untersuchungs- 
ausschuß die Beurteilung der „Erforderlichkeit" 
der Beweiserhebung (Art. 44 Abs. 1 GG) möglich 
ist. 


Zur Begründung im einzelnen 
1. Strafprozessuale Rechtslage 

Die Strafprozeßordnung verwendet den Begriff „Be- 
weisantrag " nicht einheitlich. Sie unterscheidet ins- 
besondere Beweisanträge, die in der Hauptverhand- 
lung zur Schuld- und Straffrage gestellt werden 
(§§ 244 Abs. 3 bis 6, 245 Abs. 2, 246 StPO) ’), und sol- 
che, die im Ermittlungsverfahren von Relevanz sind 
(§§ 163 a Abs. 2, 166 StPO) 2 ). Beide Arten von Beweis- 
anträgen weisen erhebliche Unterschiede sowohl in 
ihren materiellen Voraussetzungen als auch hinsicht- 
lich der Rechtsfolgen auf, die sie auslösen. 


q Im Text zitierte Paragraphen sind in der Anlage zusammen- 
gestellt und im Wortlaut wiedergegeben (nicht abge- 
druckt). 

2 ) Alsberg/Nüse/Meyer, Der Beweisantrag im Strafprozeß, 
5. Auflage, 1983, S. 34. 


1.1 Der in der Hauptverhandlung gestellte 
Beweisantrag ($ 244 Abs. 3 bis 6 StPO) 

1.1.1 

Ein Beweisantrag i. S. d. § 244 Abs. 3 StPO ist das 
mündlich in einer Hauptverhandlung vor dem Tat- 
richter vorgebrachte ernstgemeinte Verlangen eines 
Prozeßbeteiligten, über eine bestimmte Behauptung 
zur Schuld- und Straffrage durch bestimmte Beweis- 
mittel Beweis zu erheben 3 ). Die nach § 244 Abs. 3 
StPO zu beurteilende Beweisantragssituation zeich- 
net sich danach in ihren tatsächlichen Voraussetzun- 
gen vor allem dadurch aus, daß in ihr dem Gericht 
durch einen Prozeßbeteiligten 

— ein bestimmtes Beweismittel 

— zu einer bestimmt bezeichneten Beweistatsache 

bekanntgemacht wird 4 ). Ein Beweisantrag liegt daher 
z. B. vor, wenn die Verteidigung die Vernehmung ei- 
nes näher individualisierten Zeugen (Beweismittel) 
mit der Beweisbehauptung beantragt, dieser könne 
bekunden, der Angeklagte habe sich zur Tatzeit nicht 
am Tatort Y, sondern in Z. aufgehalten (bestimmte 
Beweistatsache). 

1 . 1.2 

Einen Beweisantrag, der auf Vernehmung eines Zeu- 
gen gerichtet ist und die genannten Voraussetzungen 
erfüllt, darf der Tatrichter nicht mit beweisantizipie- 
renden Erwägungen, also insbesondere nicht mit der 
Begründung ablehnen, das Gegenteil der unter Be- 
weis gestellten Tatsache sei bereits erwiesen. Wegen 
des hiernach zu beachtenden, aus dem Grundsatz der 


3 ) Ständige Rechtsprechung, vgl. BGHSt 1, S. 29 (31); BGHSt 6, 
S. 128 (129); BGH in: NJW 1960, S. 2156 (2157); BGH in: 
NStZ 1981, S. 361 (362); BGH in: Strafverteidiger 1982, S. 55 
(56). Aus der Literatur vgl. Alsberg/Nüse/Meyer, a. a. O. 
(Fn. 2), S. 36; Bergmann, Karl-Otto, Die Beweisanregung im 
Strafprozeß, Diss. Münster 1970, S. 3 und 55; Berkholz, Jo- 
achim, Der Beweisermittlungsantrag, Diss. Köln 1967, S. 26; 
Gollwitzer, in: Löwe-Rosenberg, StPO, § 244 Rdn. 72; Herde- 
gen, in: Karlsruher Kommentar zur StPO, § 244 Rdn. 48; Sar- 
stedt/Hamm, Die Revision in Strafsachen, 5. Auflage 1983, 
Rdn. 277; Schlechter, Ellen, Das Strafverfahren, 1981, 
Rdn. 545. 

<) Engels, Dieter, Die Aufklärungspflicht nach § 244 Abs. 2 
StPO, Diss. Bonn 1979, S. 2. 
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umfassenden Wahrheitserforschung (§ 244 Abs. 2 
StPO) folgenden Beweisantizipationsverbotes darf der 
Richter die Ablehnung eines Beweisantrages nur mit 
solchen Gründen motivieren, die mit diesem Verbot 
nicht kollidieren 5 ). Diese sind in § 244 Abs. 3 StPO 
abschließend aufgezählt. Danach kann die beantragte 
Vernehmung eines Zeugen nur dann abgelehnt wer- 
den, wenn 

— die Beweistatsache (im Beispielfall: „Aufenthalt in 
Z.") für die Entscheidung ohne Bedeutung, bereits 
aufgrund anderer Beweismittel — so wie behaup- 
tet („Aufenthalt in Z") — bewiesen 6 ), offenkundig 
oder als wahr zu unterstellen ist, oder 

— das Beweismittel völlig ungeeignet oder uner- 
reichbar ist, oder 

— der Antrag zum Zwecke und in der Absicht der 
Prozeßverschleppung gestellt ist. 

— Darüber hinaus muß der Antrag abgelehnt wer- 
den, wenn die Beweiserhebung unzulässig ist. 


1.1.3 

Liegt keiner dieser Ablehnungsgründe vor, so muß 
der Tatrichter den Beweis erheben. Dieser Beweiser- 
hebungsanspruch der Prozeßbeteiligten ist indessen 
nach Auffassung der Rechtsprechung 7 ) und herr- 
schenden Lehre 8 ) davon abhängig, daß der Beweisan- 
trag sämtliche der angeführten Voraussetzungen er- 
füllt 9 ): Fehlt es am ernstgemeinten Verlangen (soge- 
nanntes bloßes Beweiserbieten 10 ) oder enthält der 
Antrag kein bestimmt bezeichnetes Beweismittel oder 


5 ) Engels, Dieter, Beweisantizipationsverbot und Beweiserhe- 
bungsumfang im Strafprozeß, in: GA 1981, S. 21 (26). 

6 ) Unzulässig ist dagegen die Ablehnung mit der Begründung, 
das Gegenteil der behaupteten Beweistatsache sei bewiesen; 
im Ausgangsfall dürfte daher der Beweisantrag nicht mit der 
Begründung abgewiesen werden, es sei bewiesen, daß der 
Angeklagte am Tatort Y war. 

7 ) Grundlegend: RGSt 24, S. 422, seither ständige Rechtspre- 
chung, vgl. BGHSt 6, S. 128 (129); BGHSt 19, S. 19 (24); 
BGHSt 30, S. 131 (142); BGH bei Holtz, in: MDR 1976, S. 815; 
BGH bei Holtz, in: MDR 1980, S. 987; BGH in: Strafverteidi- 
ger 1981, S. 330; BGH in: NStZ 1982, S. 79. 

e ) Aus der nahezu unübersehbaren Literatur vgl. Alsberg/ 
Nüse/Meyer, a. a. O. (Fn. 2), S. 75 bis 91; Collwitzer, in: 
Löwe-Rosenberg, a. a. O. (Fn. 3), § 244 Rdn. 95; Herdegen, 
in: Karlsruher Kommentar, a. a. O. (Fn. 3), § 244 Rdn. 111; 
Paulus, in: KMR Kommentar zur Strafprozeßordnung, § 244 
Rdn. 384; Schwenn, Johann, Was wird aus dem Beweisan- 
trag?, in: Strafverteidiger 1981, S. 631. Aus der älteren Lite- 
ratur, die nach wie vor grundlegend für die heutige herr- 
schende Ansicht: Simader, Walter, Die Ablehnung von Be- 
weisanträgen in der Hauptverhandlung, Diss. Würzburg 
1932, S. 79 ff ; Stützei, Karl, Der Beweisantrag im Strafverfah- 
ren, 1932, S. 26 ff. 

9 ) Die Gegenansicht verneint jedoch die Berechtigung, den Be- 

weisermittlungsantrag vom Beweisantrag zu unterscheiden, 

und hält dafür, Beweisermittlungsanträge als Beweisanträge 
zu behandeln, vgl. hierzu grundlegend Beling, Emst, Anmer- 
kung zum Urteil des RG vom 7. August 1925, in: JW 1925, 
S. 2782; ferner: Bergmann, a. a. O. (Fn. 3), S. 58 ff; Engels, 
a. a. O. (Fn. 4), S. 142 bis 161 m. z. w. N,; zu den Grundlagen 
des Meinungsstreits vgl. Julius, Karl-Peter, Zum Verhältnis 

von Aufklärungspflicht und Beweisantragsrecht im Strafpro- 
zeß, m: NStZ 1986, S. 61. 

10) Zum Begriff und zu Einzelheiten vgl. Alsberg/Nüse/Meyer, 
a. a. O. (Fn. 2), S. 69. 


keine bestimmt bezeichnete Beweistatsache oder 
stellt der Antragsteller keine Beweisbehauptung auf 
(sogenannte Beweisermittlungsanträge 11 )), so darf 
der Tatrichter das Beweisbegehren ablehnen, ohne 
hierbei an die Gründe des § 244 Abs. 3 bis 5 StPO 
gebunden zu sein 12 ). M. a. W.: Er ist in der Ablehnung 
wesentlich freier als beim Beweisantrag gestellt. 


1.1.4 

Wegen dieses fundamentalen Unterschieds zwischen 
Beweis- und Beweisermittlungsantrag ist die exakte 
Abgrenzung zwischen beiden Antragsarten in der 
strafprozessualen Hauptverhandlung von besonderer 
Relevanz. Im Hinblick auf das für den Zeugen-Be- 
weisantrag essentielle Erfordernis der Bestimmtheit 
der Beweistatsache haben Rechtsprechung und Lite- 
ratur folgende Grundsätze für den Grad der Bestimmt- 
heit entwickelt: 

Auszugehen ist zunächst vom Sinn des Bestimmt- 
heitserfordemisses. Dieser besteht darin, dem Richter 
die Beurteilung zu ermöglichen, ob einer der Ableh- 
nungsgründe des § 244 Abs. 3 StPO vorhegt 13 ). Ohne 
oder ohne genaue Angabe der Beweistatsache kann 
der Strafrichter insbesondere nicht beurteilen, ob die 
Beweiserhebung überflüssig ist, weil die Beweistatsa- 
che entsprechend der Beweisbehauptung bereits be- 
wiesen oder als wahr zu unterstellen ist. Würde z . B . in 
Abwandlung des Ausgangsfalles die Verteidigung die 
Vernehmung des Zeugen mit der bloßen Behauptung 
beantragen, dieser könne „zur Anklage" oder „zum 
Tathergang" oder „zu den bei der Tat anwesenden 
Personen" aussagen, so könnte der Tatrichter keines- 
falls entscheiden, ob die Beweistatsache bereits be- 
wiesen oder offenkundig ist oder als wahr unterstellt 
werden kann, weü der Antrag offenläßt, was im ein- 
zelnen bewiesen werden soll. Wegen dieses Zusam- 
menhangs zwischen dem Bestimmtheitserfordemis 
und den Ablehnungsgründen des § 244 Abs. 3 StPO 
ist für den Grad der Präzisierung der Beweistatsache 
zu verlangen, daß sie so genau sein muß, daß dem 
Tatrichter die Entscheidung möglich ist, ob die bean- 
tragte Beweiserhebung aus einem der in § 244 Abs. 3 
StPO enumerierten Gründen abzulehnen ist. 

Hieraus folgt, daß kein Beweis-, sondern allenfalls ein 
Beweisermittlungsantrag vorliegt, wenn der Antrag- 
steller keine oder keine inhaltlich spezifizierte Bewei- 
statsache benennt und sich darauf beschränkt, nur ein 
Beweismittel („zum Tathergang“, „zum Verfahren" 
oder „zu einem Tatkomplex") zu bezeichnen, ohne zu 
konkretisieren, zu welcher Tatsache im einzelnen mit 


u ) Zum Begriff und zu den unterschiedlichen Fallgruppen vgl. 
die Übersichten bei Alsberg/Nüse/Meyer, a. a. O. (Fn. 2), 
S. 75 bis 91 sowie Schwenn, a. a. O. (Fn. 8), S. 632. 

12 ) Der Tatrichter hat bei der Ablehnung allerdings die Aufklä- 
rungspflicht gemäß § 244 Abs. 2 StPO zu beachten, die somit 
ein gewisses Korrektiv für die „harte“ Scheidung von Be- 
weis- und Beweisermittlungsantrag bildet, vgl. statt vieler: 
Sarstedf/Hamm, Die Revision in Strafsachen, 5. Auflage 
1983, Rdn. 255. 

13 ) Vgl. Alsberg/Nüse/Meyer, a. a. O. (Fn. 2), S. 40 f. 
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welcher Zielrichtung ihm die Verwendung des Be- 
weismittels als geboten erscheint 14 ). 


1.1.5 


In der Praxis wird allerdings die Stringenz dieses 
Grundsatzes durch folgende Maßnahmen abgemil- 
dert, die zu beachten die Revisionsgerichte den Tat- 
richtern aufgegeben haben: Erstens muß der Vorsit- 
zende durch Befragung und Hinweise darauf hinwir- 
ken, daß der Antragsteller das Beweisthema präzisiert 
oder vervollständigt 15 ). Zweitens darf der Tatrichter 
nicht den Wortlaut des Antrages zum alleinigen Maß- 
stab und Grund nehmen, ihn als Beweisermittlungs- 
antrag einzustufen; er hat vielmehr im Wege der Aus- 
legung den erkennbaren, vom Antragsteller gemein- 
ten Sinn des Antrages zu ermitteln 16 ) und zu diesem 
Zwecke die Akten, frühere Prozeßerklärungen, An- 
tragsbegründungen und das übrige Prozeßverhalten 
des Antragstellers zu berücksichtigen und zu würdi- 
gen 17 ). Erst wenn weder Befragung noch Hinweise 
noch die Auslegung zur Bestimmtheit des Beweisthe- 
mas führen, darf das Tatgericht den Antrag als Be- 
weisermittlungsantrag behandeln und — unter Be- 
achtung der Wahrheitserforschungspfhcht (§ 244 
Abs. 2 StPO) übergehen, ohne an die Ablehnungs- 
gründe des § 244 Abs. 3 StPO gebunden zu sein. 


1.2 Der Beweisantrag im Ermittlungsverfahren 

Die vorstehenden Grundsätze über Voraussetzungen 
und Rechtsfolgen des in der Hauptverhandlung ge- 
stellten, nach §§ 244 Abs. 3 bis 6 und 246 StPO zu 
behandelnden Beweisantrages gelten nicht für solche 
Beweisanträge, die im Ermittlungsverfahren einge- 
bracht werden. 

Soweit der Beschuldigte nach §§ 163 a Abs. 2, 166 
StPO berechtigt ist, die Erhebung einzelner Beweise 
zu beantragen, handelt es sich um Anträge, die weder 
in ihren Voraussetzungen noch in ihren Rechtsfolgen 
den strengen Kautelen des §§ 244 Abs. 3 bis 6, 246 
StPO unterliegen 18 ). Beweisanträge auf Vernehmung 
eines Zeugen können im Ermittlungsverfahren einer- 
seits ohne Bindung an § 244 Abs. 3 StPO abgelehnt 


H ) Früher wurde die Ansicht vertreten, in Fällen, in denen es an 
der Beweistatsache fehle, hege nicht einmal ein Beweiser- 
mittlungsantrag, sondern nur ein .versuchsweises Tasten“ 
vor, das für den Richter unbeachtlich sei, vgl. Stützet, a. a. O. 
(Fn. 8), S. 23, 26; diese Ansicht ist jedoch mit § 244 Abs. 2 
StPO (oben Fn. 12) unvereinbar, vgl. Bergmann, a. a. O. 
(Fn. 3), S. 66. 

15 ) BGH in: Strafverteidiger 1981, S. 330; Alsberg/Nüse/Meyer, 
a. a. O. (Fn. 2), S. 396; Bergmann, Karl-Otto, Die Beweisan- 
regung im Strafverfahren, in: MDR 1976, S. 888; Gutmann, 
Alexander, Die Aufklärungspflicht und der Beweiserhe- 
bungsanspruch der „Parteien” im Strafprozeß, in: JuS 1962, 
S. 369 (372). 

16 ) BGH in: NJW 1968, S. 1293; BayObLG in: Strafverteidiger 
1982, S. 414 m. z. w. N.; Alsberg/Nüse/Meyer, a. a. O. 
(Fn. 2), S. 76; Paulus, in: KMR, a. a. O. (Fn. 8) § 244 
Rdn. 371. 

17 ) Das BayObLG, a. a. O. (Fn. 16) hat deshalb den Antrag, 
„den Busfahrer J., der Augenzeuge gewesen ist, zu laden 
und zu vernehmen", trotz der nach dem Wortlaut fehlenden 
Beweisbehauptung und bestimmten Bezeichnung der Be- 
weistatsache als Beweisantrag bewertet. Dies liegt auf der 
heute herrschenden Linie, an das Bestimmtheitserfordemis 
keine „überspannten" Anforderungen zu stellen, vgl. dazu 
Alsberg/Nüse/Meyer, a. a. O. (Fn. 2), S. 40f. 

10 ) Alsberg/Nüse/Meyer, a. a. O. (Fn. 2), S. 34 und 336. 


werden 19 ) und müssen andererseits nicht die Anfor- 
derungen an die inhaltliche Bestimmtheit der Bewei- 
statsache erfüllen, wie sie dem Beweisantrag im enge- 
ren Sinne (oben 1.1) zu eigen ist 20 ). Es reicht vielmehr 
aus, „daß aus dem Zusammenhang mit den sonstigen 
Ermittlungen verständlich wird, welche Beweismittel 
der Beschuldigte verwendet und welche Umstände er 
aufgeklärt haben will“ 21 ). Danach genügt es, daß der 
Antrag dem erkennbaren Ziel dient, „die Strafverfoi- 
gungsbehorden ohne genaue Angaben über Bewei- 
statsachen ... zu Ermittlungen zu veranlassen“ 22 ). 
Hiernach kommt es in diesem Verfahrensstadium 
nicht auf die Unterscheidung von Beweis- und Be- 
weisermittlungsantrag an 23 ). Das Beweisantragsrecht 
der §§ 163 a Abs. 2, 166 StPO umfaßt vielmehr sowohl 
Beweisanträge im engeren Sinne als auch Beweiser- 
mittlungsanträge. Der Grund hierfür liegt darin, daß 
das Ermittlungsverfahren ohnehin freier ausgestaltet 
ist 24 ) und die Prozeßbeteiligten in diesem Verfahrens- 
stadium aufgrund der (noch) mangelhaften Aufberei- 
tung des Prozeßstoffes häufig gar nicht in der Lage 
sind, bestimmte beweisbare Tatsachen zu bezeich- 
nen, die durch vorhandene Beweismittel bewiesen 
werden könnten. Da zudem die Strafverfolgungsbe- 
hörden und der ermittelnde Richter i. R. v. §§ 163 a 
Abs. 2. 166 Abs. 1 StPO nicht an die Ablehnungs- 
gründe des § 244 Abs. 3 StPO gebunden sind (u. a. 
deshalb, weil in diesem Verfahrensstadium i. d. R. 
noch nichts „bewiesen“ sein oder als wahr unterstellt 
werden kann), erübrigt sich auch unter diesem Aspekt 
das in der Hauptverhandlung im Hinblick auf die Gel- 
tung des § 244 Abs. 3 sinnvolle Bestimmtheitserfor- 
demis 25 ). Freilich ist von dem Antragsteller auch be- 
reits im Ermittlungsverfahren die Bezeichnung des 
Themenkomplexes — nicht: die Angabe der präzi- 
sierten einzelnen Beweistatsache — zu verlangen, 
weü andernfalls die Strafverfolgungsbehörden nicht 
entscheiden könnten, ob der beantragte Beweis „von 
Bedeutung" (§ 163a Abs. 2 StPO) oder „für erheblich" 
(§166 Abs. 1 StPO) zu erachten ist. 


2. Der Beweisantrag im Verfahren vor dem 
Untersuchungsausschuß 

2.1 

Vor diesem Hintergrund läßt sich die Frage, welche 
Anforderungen an einen Beweisantrag im Verfahren 
der Untersuchungsausschüsse des Bundestages „auf- 
grund der nach Art. 44 GG sinngemäß anzuwenden- 
den Vorschriften für die Gestaltung von Beweisanträ- 
gen auf Zeugenvernehmungen" 26 ) zu stellen sind, 
nicht unter kurzschlüssigem Rückgriff auf die §§ 244 ff 
StPO lösen. Da die StPO den Begriff Beweisantrag 
nicht einheitlich verwendet, ist vielmehr entschei- 
dend, ob aufgrund der Verweisung auf die Regeln des 
Strafprozesses für das Untersuchungsverfahren der 
Beweisantrag im engeren (oben 1.1) oder im weiteren 
Sinne (oben 1.2) maßgebend ist. 


> 9 ) Allerdings ist auch ihnen gegenüber die Beachtung der um- 
fassenden Wahrheitserforschungspflicht, § 244 Abs. 2 StPO, 
geboten, vgl. Alsberg/Nüse/Meyer, a. a. O. (Fn. 2), S. 336 
mit Fn. 5. 

20 ) Alsberg/Nüse/Meyer, a. a. O. (Fn. 2), S. 336. 

21 ) Alsberg/Nüse/Meyer, a. a. O. (Fn. 2), S. 336. 

22 ) Alsberg/Nüse/Meyer, a. a. O. (Fn. 2), S. 336. 

23 ) Alsberg/Nüse/Meyer, a. a. O. (Fn. 2), S. 336. 

21 ) Alsberg/Nüse/Meyer, a. a. O. (Fn. 2), S. 336. 

25 ) Vgl. oben unter 1.1.4. 

26 ) So der vom Vorsitzenden des 1. UA-1 1. WP erteilte Auftrag, 
der der vorliegenden Ausarbeitung zugrundeliegt. 
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2.2 

Soweit diese Frage in der Literatur erörtert wird, wird 
die Auffassung vertreten, Beweisanträge auf Verneh- 
mung von Zeugen im Verfahren der Untersuchungs- 
ausschüsse seien keine Anträge i. S. v. § 244 Abs. 3 
StPO, weil sie nicht von Verfahrensbeteiligten 
— Staatsanwalt, Angeklagtem, Verteidiger — , son- 
dern von Mitgliedern des Ausschusses gestellt wür- 
den 27 ). Aber mit dieser rein formalen Begründung läßt 
sich das Für und Wider um den engen oder weiten 
Beweisantragsbegriff nicht lösen, weil mit derselben 
Begründung die Geltung des weiten Beweisantrags- 
begriffes ausgeschlossen werden müßte, da dieser im 
Strafprozeß auf das Beweiserhebungsrecht des Be- 
schuldigten (§§ 163 a Abs. 2, 166 Abs. 1 StPO) ge- 
münzt ist, den das Untersuchungsverfahren ebenso 
wenig kennt wie den Staatsanwalt und den Verteidi- 
ger. Aus demselben Grunde führen auch andere for- 
male Erwägungen nicht weiter, etwa die, daß der Be- 
weisantrag im engeren Sinne schon deshalb für das 
Untersuchungsverfahren „nicht passe", weil er per 
definitionem auf die Besonderheiten des Strafprozes- 
ses zugeschnitten ist, da er in der Hauptverhandlung 
(die es im Untersuchungsverfahren nicht gibt) gestellt 
sein und die Schuld- und Straffrage (um die es im 
Untersuchungsverfahren nicht geht) betreffen muß. 
Entscheidend ist vielmehr die Beantwortung der ma- 
teriellen Frage, ob die „sinngemäße'' Anwendung der 
Vorschriften über den Strafprozeß zu einem engen 
oder weiten Beweisantragsbegriff für das Untersu- 
chungsverfahren führt. 

2.3 

Im Ergebnis ist diese Frage aufgrund des Wortlauts 
von Art. 44 Abs. 1 GG, des § 12 Abs. 2 der IPA-Regeln 
und aus Gründen des verfassungsrechtlich garantier- 
ten Minderheitsschutzes zugunsten eines weiten Be- 
weisantragsbegriffes zu entscheiden, der sowohl Be- 
weisanträge als auch solche Anträge umfaßt, die in 
der Hauptverhandlung in Strafsachen als Beweiser- 
mittlungsanträge bezeichnet und behandelt werden. 

Im einzelnen 

2.3.1 

Nach Art. 44 Abs. 1 GG erhebt der Untersuchungs- 
ausschuß die „erforderlichen" Beweise, und zwar auf- 
grund von Beweisbeschlüssen, § 12 Abs. 1 IPA-Re- 
geln, die auf Beweisanträge hin gefaßt werden. Die 
Prüfung der Erforderlichkeit, d. h. der Frage, ob be- 
nannte Beweismittel für die Erfüllung des Untersu- 
chungsauftrages von Bedeutung sein können, ist dem 
Untersuchungsausschuß auch dann möglich, wenn 
keine bestimmte Beweisbehauptung zu einer be- 
stimmten Beweistatsache aufgestellt, sondern ledig- 
lich angegeben wird, zu welchem Verfahrenskomplex 
die Aussage des benannten Zeugen möglicherweise 
von Bedeutung sein kann. Dasselbe gilt für die Ent- 
scheidung der Frage, ob die beantragte Beweiserhe- 
bung „offensichtlich nicht im Rahmen des Untersu- 
chungsauftrages“ liegt (§ 12 Abs. 2 IPA-Regeln): Um 
sie beantworten zu können, ist ebenfalls nicht die 
exakte Spezifizierung der Beweistatsache erforder- 
lich, sondern die Angabe ausreichend, zu welchem 
Komplex der Zeuge gehört werden soll. Anders als der 
Strafrichter in der Hauptverhandlung, der neben der 
Relevanz auch die Möglichkeit des Bewiesenseins, 


27 ) Gollwitzer, Walter, Die sinngemäße Anwendung der Strai- 
prozeßordnung bei der Beweiserhebung parlamentarischer 
Untersuchungsausschüsse, in: Festschrift für Dünnebier, 
1982, S. 327 (344 f). 


der Offenkundigkeit und der Wahrunterstellung zu 
prüfen hat, ist die Prüfungspflicht im Untersuchungs- 
verfahren auf die „Erforderlichkeit" und das Prü- 
fungsrecht auf die Frage der Untersuchungsrelevanz 
beschränkt. Vor diesem Hintergrund ist eine ver- 
gleichbare Basis, auf die in der Hauptverhandlung das 
Bestimmtheitserfordernis für den Beweisantrag auf- 
baut 28 ), im Untersuchungsverfahren nicht gegeben. 
Die Normstruktur von Art. 44 Abs. 1 GG — bloße Prü- 
fung der Erforderlichkeit — und § 12 Abs. 2 IPA-Re- 
geln — Prüfung der Untersuchungsrelevanz — 
gleicht vielmehr eher den zitierten Vorschriften der 
§§ 163a Abs. 2, 166 Abs. 1 StPO, die ebenfalls nur 
Erheblichkeits- und Relevanzprüfungen vorsehen 
und für die deshalb aus den dargelegten Gründen ein 
weiterer Beweisantragsbegriff gilt 29 ). 

2.3.2 

Zum weiteren sind die Beweisverfahren in Untersu- 
chungsausschüssen auch nicht mit der Beweisan- 
tragssituation in der strafprozessualen Hauptverhand- 
lung zu vergleichen. Wenn die Hauptverhandlung er- 
öffnet wird, so ist im vorgeschalteten Ermittlungs- und 
Zwischenverfahren der Verfahrensstoff schon weitge- 
hend vorgeklärt. Aus diesem Grund wird auch den 
Prozeßbeteiligten nicht „zuviel" abverlangt, wenn sie 
in dieser Situation Beweise nur dann erzwingen kön- 
nen, wenn sie Beweismittel und -thema bestimmt be- 
zeichnen: Der Staatsanwalt kann dies, weil er auf ei- 
gene Vorermittlungen zurückgreifen kann; die Ver- 
teidigung ist hierzu in der Regel in der Lage, weil sie 
aufgrund des Akteneinsichtsrechts des Verteidigers 
(§ 147 StPO), aufgrund der Sachnähe zum Verhand- 
lungsgegenstand oder notfalls aufgrund eigener Er- 
mittlungen 30 ) Beweistatsachen und -mittel spezifizie- 
ren kann. 

Die Situation im Untersuchungsverfahren ist demge- 
genüber eine andere: Trotz der Vorschrift des § 7 IPA- 
Regeln kennt die Praxis keine vorbereitenden Unter- 
suchungen, die das Beweismaterial sondieren, die Be- 
weismittel bestimmten Beweistatsachen zuordnen 
und deshalb — auf der Basis dieser Vorarbeit — die 
Stellung von Beweisanträgen mit bestimmten Beweis- 
behauptungen zu bestimmten Beweistatsachen er- 
möglichen würden. Der Ausschuß betritt vielmehr re- 
gelmäßig mit seiner Beweisaufnahme Neuland in der 
Tatsachenaufklärung, für die — von Ausnahmefällen 
abgesehen — niemand der beteiligten Ausschußmit- 
glieder im vorhinein exakt spezifizieren und behaup- 
ten kann, mit Hilfe dieses oder jenes Beweismittels sei 
eine bestimmt bezeichnete Beweistatsache zu bewei- 
sen. Kurz: Der Untersuchungsausschuß befindet sich 
bei seiner Arbeit in einer Situation, die eher dem Er- 
mittlungs- als dem Hauptverfahren in Strafsachen 
vergleichbar ist. 

2.3.3 

Drittens schließlich wäre insbesondere die Minderheit 
i. d. R. nicht in der Lage, auf Umfang und Gang der 
Beweiserhebung Einfluß zu nehmen, wenn die stren- 
gen Kautelen des Beweisantrages im engeren Sinne 
auch im Untersuchungsverfahren Anwendung fän- 
den. Da keine Fraktion im Ausschuß eigene Vorer- 


M ) Vgl. oben 1.1.4. 

*>) Vgl. oben 1.2. 

30 ) Zum Recht des Verteidigers, Zeugen vor der Hauptverhand- 
lung zu befragen vgl. BGH in: AnwBl, 1981, S. 115; OLG 
Frankfurt in: NStZ 1981, S. 144; OLG Köln in: NJW 1975, 
S. 459. 
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mittlungen anstellen und auch — wie dargelegt — 
nicht auf Voruntersuchungen zurückgreifen kann, 
können die Mitglieder des Ausschusses häufig keine 
bestimmten Beweisbehauptungen zu bestimmten Be- 
weistatsachen aufstellen. Würde hieran der Beweiser- 
hebungsanspruch der qualifizierten Minderheit schei- 
tern, so blieben nur zwei nicht akzeptable Auswege: 
Der erste bestände darin, daß alleine die Mehrheit 
über den Beweiserhebungsumfang verfügt — ein Er- 
gebnis, das mit dem Ziel von Art. 44 Abs. 1 GG, § 12 
Abs. 2 IPA-Regeln, dem Schutz der Beweiserhe- 
bungsrechte der qualifizierten Minderheit, nicht in 
Einklang stände; der zweite Weg wäre, daß sich die 
Minderheit gezwungen sieht, ohne Kenntnis des mög- 
lichen Beweisergebnisses nur vermutende Beweisbe- 
hauptungen — gleichsam „ins Blaue hinein" — auf- 
zustellen, um auf diesem Wege den formellen Anfor- 
derungen zu genügen — ein Ergebnis, das für das 
Untersuchungsverfahren wenig förderlich wäre. 

2.4 

Hiernach ist davon auszugehen, daß Beweisanträge 
im Untersuchungsverfahren im weiteren Sinne zu ver- 
stehen und daher auch Beweisermittlungsanträge er- 
faßt sind, denen es an der inhaltlichen Bestimmtheit 
mangelt. Diesen Standpunkt hat auch die bisherige 
Praxis eingenommen. So haben alle Untersuchungs- 
ausschüsse der 10. Wahlperiode Anträge, die ledig- 
lich den Themenkomplex bezeichneten oder mit de- 
nen die Vernehmung eines Zeugen zum „Untersu- 
chungsauftrag" beantragt wurde, als Beweisanträge 
im Sinne des § 12 Abs. 2 IPA-Regeln behandelt 31 ), 
obwohl weder die bloße Bezeichnung des Themen- 
komplexes noch die pauschale Bezugnahme auf den 
Untersuchungsauftrag eine bestimmte Beweisbe- 
hauptung zu einer bestimmten Beweistatsache ent- 
hält. 

3. Anforderungen an die inhaltliche Bestimmtheit 
eines Beweisantrages im 
Untersuchungsverfahren 

3.1 

Die Geltung des weiten Beweisantragsbegriffs im Un- 
tersuchungsverfahren bedeutet freilich nicht, daß auf 
die Präzisierung des Beweismittels und -themas gänz- 
lich verzichtet werden könnte. 

Hinsichtlich der Benennung des Zeugen sind zumin- 
dest Angaben erforderlich, die eine Individualisie- 


31 ) Vgl. Bericht und Beschlußempfehlung des 1. UA-10. WP, 
BT-Drs. 10/5079, S. 302 Nr. 5 (Urkundenbeiziehung), S. 304 
Nr. 7 bis 15 (jeweils Urkundenbeiziehung), S. 326 f , Nr. 19bis 24 
(jeweils Urkundenbeiziehung), S. 333 Nr. 53 (Zeugen), Bericht 
und Beschlußempfehlung des 2. UA-10. WP BT-Drs. 10/6584, 
S. 106 Nr. 9. Die Mehrzahl der Beschlüsse, durch die Verneh- 
mung von Zeugen durch den 1. UA und den 2. UA-10. WPfest- 
gelegt wurde, bezeichnete dagegen den Beweiskomplex; ihnen 
lagen aber auch keine Beweisanträge i. e. S. zugrunde, weil die 
betreffenden Anträge nicht die bestimmte Behauptung, eine 
bestimmt bezeichnete Tatsache könne bewiesen werden, ent- 
hielten, sondern lediglich die Beschreibung des Fragenkomple- 
xes, zu denen die Zeugen gehört werden sollten. Im Gegensatz 
hierzu enthielten im 3. UA-10. WP gestellte und dann be- 
schlossene Zeugenbeweisanträge keine Bestimmung des The- 
menkomplexes oder nur einen Hinweis auf den Untersuchungs- 
auftrag mit der Ergänzung, daß „insbesondere" zu bestimmten 
Ziffern des Untersuchungsauftrages die Beweisaufnahme 
durchgeführt werde — eine Formulierung die offenließ, welche 
anderen beweiserheblichen Fragen zusätzlich durch die Ver- 
nehmung geklärt werden sollten, vgl. Bericht und Beschluß- 
empfehlung des 3. UA „Neue Heimat“, BT-Drucksache 
10/6779, S. 348 bis 363 Nm. 18, 19, 20, 21, 36, 42, 54, 55, 60, 63, 
64, 71 und 74. 


rang des bezeichneten Beweismittels ermöglichen, 
weil andernfalls die Ladung nicht durchführbar wäre. 
Danach ist zwar nicht die Anführung des Namens und 
der ladungsfähigen Anschrift, wohl aber die Angabe 
sonstiger individualisierender Merkmale 32 ) und der 
Wege notwendig, auf denen die ladungsfähige An- 
schrift ermittelbar ist. 

Hinsichtlich des Beweisthemas ist — ähnlich wie in 
der Situation der §§ 163a Abs. 2, 166 Abs. 1 StPO — 
zwar keine bestimmte Beweistatsachenbehauptung, 
wohl aber notwendig, das Beweisthema so zu präzi- 
sieren, daß der Ausschuß die Frage der Erforderlich- 
keit und der Relevanz beurteilen kann. Hierzu reicht 
die Darlegung aus, zu welchem Beweiskomplex der 
Zeuge gehört werden soll. Dies kann ausdrücklich im 
Antrag oder in der Antragsbegründung erfolgen. So- 
weit dies nicht der Fall ist, sind die Grundsätze über 
die Hinweis- und Fragepflicht sowie diejenigen über 
die Auslegung von Anträgen entsprechend anzuwen- 
den 33 ): 

Danach kann — um Beispiele zu nennen — bei einer 
Kontrollenquete der Antrag, einen Bundesminister 
„zum Untersuchungsauftrag ” zu vernehmen, ausrei- 
chend sein, weil ohnehin allen Ausschußmitgliedem 
klar ist, zu welchen Punkten die Vernehmung in Be- 
tracht kommt. Liegt dies dagegen nicht auf der Hand 
— etwa weil Zeugen benannt werden, von denen 
nicht ersichtlich ist, was sie zum Untersuchungsge- 
genstand aussagen sollen und werden — , so sind 
strengere Anforderungen zu stellen, indem ausdrück- 
lich darzulegen ist, zu welchem Themenkomplex der 
Zeuge vernommen werden soll. 

Durch dieses Erfordernis wird die antragstellende 
Fraktion oder das antragstellende Mitglied des Aus- 
schusses auch nicht in verfahrensmäßigen Rechten 
beschränkt. Zwar führt die Angabe des Beweiskom- 
plexes möglicherweise zur Offenlegung der Beweis- 
erhebungsstrategie, die verdeckt zu halten für den 
Antragsteller im Einzelfall von Interesse sein kann. 
Aber dieses Interesse hat aus Gründen des Zeugen- 
schutzes zurückzutreten: Zeugnispflichten der betrof- 
fenen Bürger bestehen nach Art. 44 Abs. 1 GG nur 
insoweit, als die Beweiserhebung erforderlich ist und 
sich auf Vorgänge bezieht, die untersuchungsrelevant 
sind. Nur unter diesen Voraussetzungen bildet Art. 44 
Abs. 1 GG die Ermächtigungsgrundlage, Zeugen zum 
Erscheinen und zur Aussage vor dem Ausschuß zu 
veranlassen und notfalls zu zwingen. Wegen dieser 
Außenwirkung des aufgrund des Beweisantrages zu 
fassenden Beweisbeschlusses muß der Ausschuß be- 
urteilen können, ob die beantragte Beweiserhebung 
diese Erfordernisse berücksichtigt. 

Zum weiteren ist dem Zeugen zu Beginn der Beweis- 
erhebung Gelegenheit zu geben, „das, was ihm von 
dem Gegenstand seiner Vernehmung bekannt ist, im 
Zusammenhang anzugeben" (§ 69 Abs. 1 StPO). Die 
StPO normiert insoweit ein Recht des Zeugen 34 ), das 
auch im Untersuchungsverfahren beachtlich ist und 
nur dann von ihm wahrgenommen werden kann, 
wenn ihm spätestens zu Beginn seiner Vernehmung 
deren Gegenstand bekanntgemacht wird. Auch im 
Hinblick hierauf hat der Antragsteller den Beweis- 
komplex zu bezeichnen, zu dem der Zeuge vernom- 
men werden soll. 


32 ) Z. B. kann die berufliche Funktion ausreichen: „Der persön- 
liche Referent des Bundesministers X“. 

33 ) Vgl. oben unter 1.1.4. 

Vgl. BVerfGE 38, S. 105 (117); Zur Anwendbarkeit des 5 69 
Abs. 1 StPO im Untersuchungsverfahren, vgl. Gollwitzer, 
a. a. O. (Fn. 27), S. 340. 
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REG.NUMMER: 

BEARBEITER: 

THEMA: 


BEZUG: 


1101-1 

WFX G 20/88 
RD Dr. Engels 

Konkretisierung und Erweiterung des Untersuchungsgegenstandes des 

1. Untersuchungsausschusses der 11. Wahlperiode 

Schreiben des Parlamentarischen Geschäftsführers der Fraktion der SPD, Gerhard 
Jahn, MdB, vom 18. Februar 1988 


Mit Bezugschreiben (Anlage 1) * ) bittet der Parlamen- 
tarische Geschäftsführer der Fraktion der SPD, Abge- 
ordneter Jahn, namens der Fraktion der SPD den Prä- 
sidenten 

— um die Feststellung, .daß der Untersuchungsge- 
genstand des 1. Untersuchungsausschusses ge- 
mäß dem Inhalt der Drucksache 11/1684 (neu) ge- 
ändert ist", und 

— für den Fall, daß diese Feststellung nicht getroffen 
wird, „um Vorschläge zur .Heilung' etwaiger an- 
genommener Verfahrens- oder Rechtsmängel“. 


Ergebnis 

1. Da der Deutsche Bundestag mehrheitlich den An- 
trag der Fraktion der SPD in Drucksache 11/1684 
(neu) abgelehnt hat, ist der Untersuchungsauftrag 
des 1. Untersuchungsausschusses nicht gemäß 
dem Inhalt der Drucksache 11/1684 (neu) geän- 
dert. 

2. Die mehrheitliche Ablehnung des Antrages in 
Drucksache 11/1684 (neu) verletzte nicht das Min- 
derheitenrecht aus Art 44 Abs. 1 S. 1 GG, da sämt- 
liche Ziffern dieses Antrages Erweiterungen des 
Untersuchungsauftrages enthielten, denen zuzu- 
stimmen der Bundestag nicht gemäß Art, 44 Abs. 1 
S. 1 GG verpflichtet war. 

3. Der Einsetzungsminderheit steht nach wie vor der 
Weg offen, nachträgliche Beschränkungen und 
Konkretisierungen des Untersuchungsauftrages 
des 1. Untersudrungsausschusses durch entspre- 
chende Änderungsanträge an den Bundestag zu 
verfolgen. 


Zum Sachstand 

Der Deutsche Bundestag hat am 2. April 1987 auf An- 
trag der Fraktion der SPD (BT-Drs. 1 1/50, beigefügt 
als Anlage 2)*) den 1. Untersuchungsausschuß der 
11. Wahlperiode eingesetzt Im Laufe des Untersu- 
chungsverfahrens ist die Verfassungsmäßigkeit des 
Einsetzungsbeschlusses insbesondere von seiten der- 
jenigen Unternehmen, die von Beweiserhebungen 


*) Anlagen sind nicht abgedruckt. 


des 1. Untersuchungsausschusses betroffen sind, mit 
den Argumenten infrage gestellt worden, er ver- 
stoße 

— gegen das Föderativprinzip, weil er auch die Kon- 
trolle von Staatsorganen einzelner Bundesländer 
betreffe (Ziffern I, III, IV), und 

— gegen das Rechtsstaatsprinzip, weil er Lieferun- 
gen von Konstruktionsunterlagen für den Unter- 
seebootsbau vorverurteilend als rechtswidrig be- 
zeichne (Ziffern II, III, IV). 

Die Fraktion der SPD hat hierauf am 20. Januar 1988 
den Antrag „Konkretisierung und Erweiterung des 
Untersuchungsgegenstandes des 1. Untersuchungs- 
ausschusses* (BT-Drs. 11/1684 [neu], beigefügt als 
Anlage 3) *) eingebracht, aufgrund dessen der Unter- 
suchungsauftrag des 1. Untersuchungsausschusses in 
vierfacher Weise modifiziert werden sollte: 

— Beschränkung des Untersuchungsauftrages auf 
die Kontrolle von Bundesorganen (Ziffern I, III, 
IVa), 

— Vermeidung des Wortes „rechtswidrig", 

— namentliche Nennung der von den Untersuchun- 
gen betroffenen Unternehmen (Ziffer II), 

— Erweiterung des Untersuchungsauftrages um die 
Aufgabe, Empfehlungen an Parlament und Bun- 
desregierung zu erarbeiten (Ziffer IV b). 

Vgl. im einzelnen die Ausarbeitung 
WF X G 9/88, S. 1 (beigefügt als Anlage 4) *). 

Diesen Antrag hat der Deutsche Bundestag in seiner 
Sitzung am 4. Februar 1988 mit den Stimmen von 
CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen von SPD und 
GRÜNEN abgelehnt, wobei über die Ziffern I bis IV b 
auf Antrag der Fraktion der SPD jeweils getrennt ab- 
gestimmt wurde. 

Zur Begründung der ablehnenden Haltung der Frak- 
tionen der CDU/CSU und der FDP haben der Abge- 
ordnete Bohl (Pl.-Prot. 1 1/58, S. 4041 [D], 4042 [A] und 
[C]) und die Abgeordnete Frau Seiler- Albring (Pl.- 
Prot. 1 1/58, S. 4045 [€]) 

— zum einen darauf hingewiesen, der Antrag in 
Drucksache 11/1684 (neu) enthalte nicht nur Kon- 
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kretisierungen, sondern ziele darüber hinaus auf 
nachträgliche Erweiterungen des Untersuchungs- 
auftrages ab, und 

— zum anderen den Standpunkt vertreten, die Frak- 
tion der SPD besitze aufgrund des in Art. 44 Abs. 1 
S. 1 GG verankerten Minderheitenprinzips keinen 
verfassungsrechtlichen Anspruch auf Erweiterung 
des Untersuchungsgegenstandes. 

Demgegenüber macht der Parlamentarische Ge- 
schäftsführer der Fraktion der SPD mit Bezugsschrei- 
ben geltend, auch die nachträgliche Erweiterung des 
Untersuchungsauftrages sei von dem Minderheiten- 
recht des Art. 44 Abs. 1 S. 1 GG erfaßt; da bei der 
Abstimmung über den Antrag der Fraktion der SPD in 
Drucksache 11/1684 (neu) das Quorum des Art. 44 
Abs. 1 S. 1 GG erreicht worden sei, sei dadurch der 
Untersuchungsgegenstand gemäß dem Inhalt der 
Drucksache 11/1684 (neu) geändert. Im übrigen ver- 
tritt der Parlamentarische Geschäftsführer der Frak- 
tion der SPD unter Bezugnahme auf eine Ausarbei- 
tung der Wissenschaftlichen Dienste — WF X G 9/88 
(beigefügt als Anlage 4) — die Auffassung, der Bun- 
destag sei aufgrund des Rechtsstaatspnnzips ver- 
pflichtet, die Untersuchungen auf die Kontrolle von 
Bundesorganen einzugrenzen. 


Zur Rechtslage 

1. Da der Deutsche Bundestag mehrheitlich den 
Antrag der Fraktion der SPD in Drucksache 
11/1684 (neu) abgelehnt hat, kann der Präsident 
die erbetene Feststellung nicht treffen, der Un- 
tersuchungsgegenstand des 1. Untersuchungs- 
ausschusses der 11. Wahlperiode sei gemäß dem 
Inhalt der Drucksache 11/1684 (neu) geändert. 

1 . 1 Hierbei kann offenbleiben, ob die nachträgliche 
Änderung eines Untersuchungsauftrages vom 
Minderheitenrecht des Art. 44 Abs. 1 S. 1 GG 
erfaßt ist. Selbst wenn diese Frage zu bejahen 
wäre, wäre die in Drucksache 11/1684 (neu) be- 
antragte Änderung des Untersuchungsgegen- 
standes nur dann eingetreten, wenn der Deut- 
sche Bundestag diesem Änderungsantrag mit 
Mehrheit zugestimmt hätte. Denn nach ständi- 
ger Rechtsprechung bedeutet das Minderhei- 
tenrecht auch bei der Einsetzung eines Untersu- 
chungsausschusses nicht, daß diese bereits auf- 
grund der Unterstützung des Antrages von ei- 
nem Viertel der Mitglieder des Bundestages be- 
schlossen ist. Erforderlich ist vielmehr, daß der 
Deutsche Bundestag mit der Mehrheit der abge- 
gebenen Stimmen (Art. 42 Abs. 2 GG) einen ent- 
sprechenden Einsetzungsbeschluß faßt. 

Vgl. Hessischer Staatsgerichtshof, Urteil vom 
24. November 1966 - P. St. 414 — , in: DÖV 
1967, S. 51; Staatsgerichtshof für das Land Ba- 
den-Württemberg, Urteil vom 16. April 1977 
— 2/76 — , in: Entscheidungssammlung des 
Hessischen und Württembergisch-Badischen 
Verwaltungsgerichtshofs, Band 27, S. 1 (7); 
Bayerischer Verfassungsgerichtshof, Ent- 
scheidung vom 27. Juni 1977 — Vf. 31 — IV — 
77 — , in: BayVerfGHE 30, S. 48 (61), jeweils 


zu den insoweit mit Art. 44 Abs. 1 S. 1 GG 
inhaltsgleichen Vorschriften der Landesver- 
fassungen. 

Nichts anderes kann für die nachträgliche Än- 
derung eines Untersuchungsauftrages gelten, 
wenn man diese — entsprechend der Auffas- 
sung der Fraktion der SPD — dem Minderhei- 
teneinsetzungsrecht des Art. 44 Abs. 1 S. 1 GG 
gleichstellt. Dies bedeutet: Selbst vom Stand- 
punkt der Fraktion der SPD aus wäre für die 
beantragte Erweiterung des Untersuchungsauf- 
trages ein mit Mehrheit zu fassender Beschluß 
des Bundestages erforderlich gewesen. Da der 
Antrag der Fraktion der SPD in Drucksache 
11/1684 (neu) jedoch mehrheitlich abgelehnt 
worden ist, ist der Untersuchungsgegenstand 
des 1. Untersuchungsausschusses nicht gemäß 
dem Inhalt der Drucksache 11/1684 (neu) geän- 
dert und eine entsprechende Feststellung des 
Präsidenten daher nicht möglich. 

1.2 Dies gilt auch, soweit mit dem Antrag in Druck- 
sache 11/1684 (neu) das Ziel verfolgt wurde, die- 
jenigen Teile des beschlossenen Untersu- 
chungsauftrages aufzuheben, die unter Verstoß 
gegen das Bundesstaatsprinzip die Kontrolle 
von Staatsorganen der Bundesländer betreffen 
(vgl. hierzu die Ausarbeitung WF X G 9/88, S. 4, 
Anlage 4). 

Zwar kann die Auffassung vertreten werden, 
daß diejenigen Passagen des beschlossenen Un- 
tersuchungsauftrages, die sich auf die Kontrolle 
von Länderorganen beziehen, infolge ihrer Ver- 
fassungswidrigkeit von Anfang an nichtig seien, 
so daß der Untersuchungsauftrag verfassüngs- 
konform ohnehin so zu lesen sei, daß er aus- 
schließlich die Kontrolle des Verhaltens der 
Bundesregierung und der ihr nachgeordneten 
Behörden aufgebe. Gleichwohl ist eine Feststel- 
lung des Präsidenten, der Untersuchungsauftrag 
sei in diesem Sinne zu verstehen, nicht möglich, 
weil der Präsident weder nach dem Grundgesetz 
noch nach den Vorschriften der Geschäftsord- 
nung und der IPA-Regeln berechtigt ist, vom 
Plenum beschlossene Untersuchungsaufträge 
authentisch zu interpretieren. Dies muß erst 
recht gelten, wenn der Bundestag — wie hier — 
die von der Einsetzungsminderheit beantragte 
nachträgliche Beschränkung auf die Kontrolle 
von Bundesorganen mehrheitlich explizit ab ge- 
lehnt hat und im übrigen im Laufe des Untersu- 
chungsverfahrens umstritten geblieben ist, ob 
eine restriktive, verfassungskonforme Interpre- 
tation des Untersuchungsauftrages den aus dem 
Föderativprinzip folgenden Bedenken hinrei- 
chend Rechnung trägt. Vor diesem Hintergrund 
kann die Klarstellung, der Untersuchungsauf- 
trag erfasse ausschließlich die Untersuchung 
von Bundesmaterie, nicht der Präsident treffen, 
sondern nur das Plenum als „Herr des Untersu- 
chungsverfahrens" beschließen. 

Vgl. hierzu auch: Hessischer Staatsgerichts- 
hof, a. a. O., S. 57, wonach der Untersu- 
chungsausschuß, soweit im Laufe des Verfah- 
rens Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des 
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Einsetzungsbeschlusses entstehen, den Un- 
tersuchungsauftrag „dem Plenum zurückge- 
ben, zumindest ihm Gelegenheit zur Klärung 
der entstandenen verfassungsrechtlichen 
Zweifel geben (müßte)". 

2. Die mehrheitliche Ablehnung des Antrages in 
Drucksache 11/1684 (neu) — genauer: die Ab- 
lehnung der Ziffern I bis IV b, über die getrennt 
abgestimmt wurde — verletzte nicht das Min- 
derheitenrecht aus Art. 44 Abs. 1 S. 1 GG. Sämt- 
liche Ziffern des Änderungsantrages enthielten 
Erweiterungen des Untersuchungsauftrages, 
denen zuzustimmen der Bundestag nicht gemäß 
Art. 44 Abs. 1 S. 1 GG verpflichtet war. 

Im einzelnen: 

2.1 Art. 44 Abs. 1 S. 1 GG gibt der qualifizierten 
Einsetzungsminderheit keinen Anspruch dar- 
auf, daß der Bundestag einen beschlossenen Un- 
tersuchung sauf trag nachträglich erweitert. Dies 
ist in der Ausarbeitung WF X G 9/88 (S. 1 bis 3, 
Anlage 4) näher begründet worden. Die Erwei- 
terung eines Einsetzungsbeschlusses ist nicht 
nur in formeller, sondern auch in materieller 
Hinsicht ein qualitativ anderer Vorgang als die 
Einsetzung, weil durch eine Erweiterung zum 
einen der Anspruch des Plenums als dem „Herrn 
des Untersuchungsverfahrens " auf zügige Erfül- 
lung des Untersuchungsauftrages, zum anderen 
die Rechtsposition der Mehrheit tangiert wird, 
die sich entgegen dem durch den Einsetzungs- 
beschluß geschaffenen Vertrauenstatbestand 
auf eine neue Verfahrenssituation einlassen 
müßte, die sowohl möglicherweise ihre bishe- 
rige Verfahrensstrategie durchkreuzt als auch 
die Dauer des Verfahrens verlängert. 

Die qualifizierte Minderheit kann daher von ihr 
für notwendig gehaltene Untersuchungen, die 
über den bisherigen Untersuchungsauftrag hin- 
ausgehen, nicht durch dessen nachträgliche Er- 
weiterung, sondern nur dadurch erzwingen, daß 
sie die Einsetzung eines weiteren Untersu- 
chungsauftragesbeantragt (H.-P. Schneider, in: 
Kommentar zum Grundgesetz, Art. 44 Rdn. 13), 
was vorhegend nicht geschehen ist. 

2.2 Der Antrag in Drucksache 11/1684 (neu) enthielt 
in den Ziffern I bis IVb Erweiterungen, die der 
Bundestag abzulehnen nicht durch Art. 44 
Abs. 1 S. 1 GG gehindert war. 

2.2.1 Dies gilt zunächst für Ziffer IVb des Antrages, 
durch die der Untersuchungsauftrag um die 
Aufgabe, Empfehlungen zu erarbeiten und vor- 
zulegen, ergänzt werden sollte. Zwar ist der Un- 
tersuchungsausschuß — worauf der Parlamen- 
tarische Geschäftsführer der Fraktion der SPD 
zu Recht hinweist — aufgrund des beschlosse- 
nen Untersuchungsauftrages, der den Empfeh- 
lungskomplex nicht enthält, nicht daran gehin- 
dert, Vorschläge zu erarbeiten; durch die aus- 
drückliche Aufnahme dieser Aufgabe in den 
Untersuchungsauftrag würde indessen aus der 
Befugnis des Untersuchungsausschusses, Emp- 
fehlungen zu unterbreiten, eine gegenüber dem 
Plenum bestehende Verpflichtung. Diese Ände- 


rung bedeutet nicht nur eine „unechte" Erwei- 
terung, sondern eine qualitativ neue Aufgaben- 
stellung und damit eine Erweiterung des be- 
schlossenen Untersuchungsauftrages. 

2.2.2 Gleiches gilt im Ergebnis für Ziffer II des Antra- 
ges in Drucksache 11/1684 (neu), in dem betrof- 
fene Unternehmen — anders als im beschlosse- 
nen Untersuchungsauftrag — namentlich ge- 
nannt werden. 

Die namentliche Nennung erschöpft sich nicht 
in einer bloßen Klarstellung, sondern führt dazu, 
daß im Wege der Mißstandsenquete „nicht nur 
das Verhalten der staatlichen Stellen, son- 
dern .. . auch der Firmen" (BT-Drucksache 
11/1684 [neu], Begründung S. 3) unmittelbar 
untersucht werden kann. Dies würde eine Er- 
gänzung des bisherigen Untersuchungsauftra- 
ges bedeuten, weil die Untersuchungen bislang 
nur als Kontroll-Enquete gegenüber staatlichen 
Stellen (Ziffer I) konzipiert sind, wobei Ziffer II 
des beschlossenen Untersuchungsauftrages so 
zu verstehen ist, daß nur im Rahmen der Kon- 
troll-Enquete (Ziffer I) auch das Verhalten priva- 
ter Unternehmen — als Vorstufe zur Aufklärung 
der Tätigkeit von Regierung und Verwaltung — 
untersucht werden darf (sogenannte mittelbare 
Kontrolle). Die beantragte Änderung der Zif- 
fer II geht hierüber hinaus, da sie Elemente di- 
rekter Kontrolle der nunmehr konkret bezeich- 
nten Unternehmen enthält und deshalb den 
Untersuchungsauftrag um eine Mißstandsen- 
quete im nichtstaatlichen, genuin privaten Be- 
reich ergänzt. 

Dieser Deutung von Ziffer II des Antrages in 
Drucksache 11/1684 (neu) steht nicht entgegen, 
daß der Abgeordnete Dr. Struck in der Debatte 
um diesen Antrag erklärt hat, „nach wie vor" 
gehe „es um die Überprüfung von Regierungs- 
verhalten" (PI. -Prot. 11/58, S. 4039 [C]). Auf- 
grund dieses Hinweises wird nicht hinreichend 
deutlich, daß es sich auch weiterhin um eine 
Kontroll-Enquete gegenüber der Bundesregie- 
rung handeln soll: Zum einen fordert der bei 
Untersuchungsaufträgen zu beachtende Be- 
stimmtheitsgrundsatz, daß die Art der Enquete 
aus dem Wortlaut des Antrages oder zumindest 
seiner Begründung — ohne Rückgriff auf Inter- 
pretationen, die in der Plenardebatte geäußert 
werden — klar erkennbar ist; zum anderen ist in 
der Begründung des Antrages Drucksache 
11/1684 (neu), S. 3 ausdrücklich ausgeführt: 
„Darüber hinaus wird verdeutlicht, daß nicht 
nur das Verhalten der staatlichen Stellen, son- 
dern — im verfassungsrechtlich zulässigen Um- 
fang — auch der Finnen untersucht werden 
muß". Diese Passage stellt nicht klar, daß es der 
Antragstellerin nur um eine Kontrolle der Bun- 
desregierung geht. 

2.2.3 Schließlich enthalten auch Ziffern I, III, IVa des 
Antrages in Drucksache 11/1684 (neu) Erweite- 
rungen, weil das Attribut „rechtswidrig" — an- 
ders als im beschlossenen Untersuchungsauf- 
trag — nicht mehr verwendet wird. Die Vermei- 
dung dieses Wortes sollte ihrer offensichtlichen 
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Intention nach wohl nur die klarstellende Funk- 
tion haben, vorverurteilende Wertungen zu un- 
terlassen; diese Intention hat aber in den Wort- 
laut des Antrages in Drucksache 11/1684 (neu) 
in einer Weise Eingang gefunden, die in der 
Sache zu einer Erweiterung des Antrages führt 
oder zumindest führen kann, weil unbestimmt 
bleibt, welche (alle?) Lieferungen nunmehr zu 
untersuchen sind. Die Sachlage wäre nur dann 
anders, wenn durch Zusätze — zeitliche oder 
sachliche Merkmale — ausdrücklich konkreti- 
siert worden wäre, daß dieselben Lieferungen, 
die der beschlossene Untersuchungsauftrag be- 
zeichnet, gemeint sind. 

2.3 Alle diese Erweiterungen durfte die Mehrheit 
des Bundestages zum Anlaß nehmen, die Zif- 
fern Ibis IVb — ohne Verstoß gegen Minderhei- 
tenrechte des Art. 44 Abs. 1 S. 1 GG — abzuleh- 
nen, und zwar auch insoweit, als der Antrag in 
Drucksache 11/1684 (neu) seinem Wortlaut nach 
in Teilen eine Beschränkung oder Konkretisie- 
rung des beschlossenen Untersuchungsauftra- 
ges bezweckte. 

Hierbei kann offenbleiben, ob die Beschrän- 
kung/Konkretisierung des Untersuchungsauf- 
trages auf die Kontrolle von Bundesorganen 
(Ziffer I, III, IV a) — wie in der Ausarbeitung 
WF X G 9/88 (Anlage 4) dargelegt — aus rechts- 
staatlichen oder Gründen der Bestimmtheit 
sachlich geboten ist oder war. Soweit sich unter 
diesem Gesichtspunkt eine Pflicht des Bundes- 
tages zu einer entsprechenden Beschränkung/ 
Konkretisierung ergibt, kann sie auf Antrag der 
Minderheit nur dann aktualisiert sein, wenn 
diese einen entsprechenden Antrag gesondert 
stellt, der ausschließlich eine Beschränkung/ 


Konkretisierung zum Gegenstand hat. Enthält 
aber — wie hier — der Antrag untrennbar so- 
wohl Erweiterungen als auch Beschränkungen, 
und ist die Abstimmungsfrage so gestellt, daß 
über beide Elemente nur gemeinsam mit „Ja“ 
oder „Nein" abgestimmt werden kann, so ist die 
Mehrheit des Bundestages nicht gehalten, dem 
Antrag im Hinbück auf die Beschränkung/Kon- 
kretisierung zuzustimmen, weü sie andernfalls 
zugleich die Erweiterungen des Untersuchungs- 
auftrages akzeptieren müßte, wozu sie — wie 
dargelegt — aufgrund von Art. 44 Abs. 1 S. 1 
GG nicht verpflichtet ist. 

3. Für die mit Bezugsschreiben erbetenen Vor- 
schläge zur „Heilung“ der derzeitigen Verfah- 
renslage sind folgende Gesichtspunkte maßge- 
bend: 

3.1 Soweit es um Erweiterungen des beschlossenen 
Untersuchungsauftrages geht, ist hierzu der 
Deutsche Bundestag — wie dargelegt — nicht 
verpflichtet. 

3.2 Soweit es der Fraktion der SPD der Intention und 
der Sache nach ledigüch um Beschränkungen 
und Konkretisierungen des beschlossenen Un- 
tersuchungsauftrages geht, steht nach wie vor 
der Weg offen, dieses Ziel durch entsprechende 
Änderungsanträge zu verfolgen, die im einzel- 
nen spezifiziert die erstrebten Streichungen, 
Konkretisierungen und Beschränkungen des 
beschlossenen Untersuchungsauftrages präzise 
beschreiben und so gefaßt sind, daß sie diesen 
nicht erweitern. 

Dr. Engels 
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DEUTSCHER BUNDESTAG 5300 Bonn 1, 5. 5. 1988 Bo 

Wissenschaftliche Dienste 
Fachbereich WFX 

Recht der Untersuchungsausschüsse, Enquete-Kommissionen und Anhörungen 


Zum Umfang der parlamentarischen Geheimhaltungspflichten 


SACHGEBIET: 1101-1 

REG. NUMMER: WFX G 29 88 
BEARBEITER: MR Dr. Busch 

THEMA: 

Am 20. April 1988 hat der 1. Untersuchungsausschuß 
der 11. Wahlperiode folgenden Beschluß gefaßt: 

Der Präsident des Deutschen Bundestages wird gebe- 
ten 

1. zu prüfen, ob 

— das Behalten einer angeferügten schriftlichen 
Notiz aus einer dem 4. Untersuchungsausschuß 
der 10. Wahlperiode zur Verfügung gestellten 
und geheim eingestuften Untemehmensakte 
trotz eines Beschlusses jenes Untersuchungs- 
ausschusses, wonach die Geheimakten an die 
Unternehmen zurückgegeben sind, 

— sowie die Übergabe dieser Notiz bzw. einer Ab- 
schrift davon — wie es sich aus der Akte des 
1. Untersuchungsausschusses Tgb Nr. 15/87 so- 
wie aus dem Protokoll über die Sitzung am 
14. 1. 1988 (Vernehmung von MinRat Dreher) 
des 1. Untersuchungsausschusses der 11. Wahl- 
periode ergibt — an die Staatsanwaltschaft als 
Anlage zu einer Strafanzeige ca. 9 Monate spä- 
ter 

in Einklang mit der einschlägigen Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichtes, der Geheim- 
schutzordnung des Deutschen Bundestages sowie 
mit den durch § 353 b StGB geschützten Verpflich- 
tungen von Mitgliedern des Untersuchungsaus- 
schusses stehen, 

2. dem 1. Untersuchungsausschuß der 11. Wahlpe- 
riode das Ergebnis seiner Prüfung sowie die ggfs, 
ergriffenen Maßnahmen mitzuteilen. 

Aus dem Akteninhalt ergibt sich, daß der Vorsitzende 
des 1. Untersuchungsausschusses der 11. Wahlpe- 
riode dem Präsidenten mündlich vorgetragen hat, daß 
die vorbezeichneten Handlungsweisen von einem 
Mitglied des 1. Untersuchungsausschusses der 
11. Wahlperiode begangen wurden, das bereits Mit- 
glied des 4. Untersuchungsausschusses der 10. Wahl- 
periode gewesen war. 

Aus dem Akteninhalt ergibt sich ferner, daß der Vor- 
sitzende des 1. Untersuchungsausschusses der 
11. Wahlperiode dem Präsidenten auch mitgeteilt hat, 
daß der 4. Untersuchungsausschuß der 10. Wahlpe- 
riode und der 1. Untersuchungsausschuß der 
11. Wahlperiode Beschlüsse unter Hinweis auf § 353 b 
Abs. 2 Nr. 1 StGB gefaßt haben, nach denen die Mit- 
glieder dieser beiden Untersuchungsausschüsse zur 
Geheimhaltung verpflichtet sind. 


Zu den mit diesem Sachverhalt aufgeworfenen 

Rechtsfragen wird wie folgt Stellung genommen: 

1. Nach § 6 Satz 1 der Geheimschutzordnung des 
Deutschen Bundestages (GSO-BT) dürfen Empfän- 
ger von Verschlußsachen der Geheimhaltungs- 
stufe VS-VERTRAULICH und höher Auszüge nur 
von der Geheimregistratur herstellen lassen. Die 
angefertigte schriftliche Notiz aus einer dem 4. Un- 
tersuchungsausschuß der 10. Wahlperiode zur Ver- 
fügung gestellten und als GEHEIM eingestuften 
Untemehmensakte ist als Auszug im Sinne dieser 
Vorschrift anzusehen. Für die Anfertigung dieses 
Auszuges war nicht der Empfänger der Verschluß- 
sache, sondern nur die Geheimregistratur befugt. 
Damit hegt ein Verstoß gegen § 6 Satz 1 GSO-BT 
vor. 

2. Nach § 6 Satz 2 GSO-BT sind Auszüge aus Ver- 
schlußsachen wie die Origmalverschlußsache zu 
behandeln. Hierfür begründet § 8 Absatz 1 GSO- 
BT die Verpflichtung, die Auszüge der Geheimre- 
gistratur zur Registrierung und Verwaltung zuzu- 
leiten. Nach dem Sachverhalt wurde diese Ver- 
pflichtung nicht erfüllt; damit hegt auch ein Ver- 
stoß gegen § 6 Satz 2 i. V. m. § 8 Absatz 1 GSO-BT 
vor. 

3. Die rechtliche Würdigung der Übergabe dieser 
schriftlichen Notiz beziehungsweise eine Abschrift 
hiervon an die Staatsanwaltschaft als Anlage zu 
einer Strafanzeige etwa neun Monate später be- 
mißt sich nach § 4 GSO-BT. 

Absatz 1 dieser Vorschrift hat folgenden Wort- 
laut: 

Über den Inhalt einer VS des Geheimhaltungs- 
grades VS-VERTRAULICH und höher darf nicht 
umfassender und früher unterrichtet werden als 
dies aus Gründen der parlamentarischen Arbeit 
unerläßhch ist. 

Dieser Absatz statuiert die Voraussetzungen für die 
Unterrichtung Dritter im Hinbhck auf Intensität 
(„umfassender"), Zeitpunkt („früher") und Not- 
wendigkeit („unerläßhch") der Unterrichtung. 
Diese Voraussetzungen stehen im Verhältnis der 
Wechselbezüghchkeit: Die Unerläßhchkeit der Un- 
terrichtung aus Gründen der parlamentarischen 
Arbeit begrenzt ihre Intensität und bestimmt ihren 
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Zeitpunkt. § 4 Absatz 1 GSO-BT geht mithin davon 
aus, daß eine Unterrichtung Dritter über Ver- 
schlußsachen grundsätzlich möglich ist. 

Die Bestimmung des Adressaten der Unterrichtung 
ist in den folgenden Absätzen 2 — 4 von § 4 GSO- 
BT erfolgt. 

Nach Absatz 2 dürfen „ im Rahmen des Absatzes 1 " 
andere Mitglieder des Bundestages von einer Ver- 
schlußsache des Geheimhaltungsgrades VS-VER- 
TRAUL1CH und höher in Kenntnis gesetzt wer- 
den. 

Abs. 3 behandelt die — hier nicht interessie- 
rende — Frage nach einer Zugänglichmachung 
dieser Verschlußsachen an Fraktionsangestellte 
und an Mitarbeiter von Mitgliedern des Bundesta- 
ges. 

Absatz 4 hat folgenden Wortlaut: 

Anderen Personen dürfen VS des Geheimhal- 
tungsgrades VS-VERTRAUL1CH und höher nur 
mit Zustimmung der herausgebenden Stelle zu- 
gänglich gemacht werden, wenn sie zum Um- 
gang mit VS ermächtigt und zur Geheimhaltung 
förmlich verpflichtet sind. 

Die normative Konstruktion des § 4 GSO-BT ist 
mithin so gestaltet, daß Absatz 1 die drei Voraus- 
setzungen hinsichtlich Intensität, Zeitpunkt und 
Notwendigkeit regelt, die Absätze zwei bis vier die 
Adressaten der Unterrichtung festlegen. Der „Auf- 
fangtatbestand" in Absatz 4 „andere Personen" 
stellt sicher, daß Adressaten auch außerhalb des 
Bundestages über den Inhalt einer Verschlußsache 
des Geheimhaltungsgrades VS- VERTRAULICH 
und höher unterrichtet werden können, wenn die 
Voraussetzungen in Absatz 1 und Absatz 4 erfüllt 
sind. 

4 . Erkenntnisleitendes Interesse für die Übergabe der 
angefertigten schriftlichen Notiz bzw. einer Ab- 
schrift hiervon an die Staatsanwaltschaft als An- 
lage zu einer Strafanzeige war, eine staatsanwalt- 
schaftliche Würdigung herbeizuführen, deren per- 
soneller und sachlicher Umfang sich aus dieser No- 
tiz aus der Unternehmensakte ergeben sollte. Die 
Frage, ob die Erstattung von Anzeigen bei den 
Strafverfolgungsbehörden zum Bereich der „parla- 
mentarischen Arbeit" in § 4 Abs. 1 GSO-BT gehört, 
muß verneint werden. Zur parlamentarischen Ar- 
beit gehören Aufgaben, die sich aus der Mandats- 
ausübung ergeben, mithin Aufgaben der politi- 
schen Repräsentation, nicht aber die Mitwirkung 
bei der Strafverfolgung. 

Dessen ungeachtet bleibt es einem Abgeordneten 
als Bürger unbenommen, Strafanzeige zu erstatten. 
Doch kann er hierfür dann nicht die Möglichkeit 
der Geheimschutzordnung des Deutschen Bundes- 
tages zur Unterrichtung Dritter über Verschlußsa- 
chen in Anspruch nehmen. Die Voraussetzungen 
des § 4 Abs. 1 GSO-BT liegen insoweit nicht vor. 

5. Herausgebende Stelle im Sinne des § 4 Abs. 4 
GSO-BT ist eines der im § 3 Abs. 3 genannten Par- 
lamentsorgane. Die herausgebende Stelle be- 
stimmt nach § 3 Abs. 2 Satz 1 GSO-BT den Ge- 


heimhaltungsgrad der Verschlußsache. Hierbei 
trägt sie den Geheimhaltungswünschen der betei- 
ligten Unternehmen Rechnung. Die Zustimmung 
für die Übergabe der schriftlichen Notiz aus den 
dem 4. Untersuchungsausschuß der 10. Wahlpe- 
riode zur Verfügung gestellten Unternehmensak- 
ten an die Strafverfolgungsbehörde seitens der her- 
ausgebenden Stelle lag nicht vor. Damit ist auch 
ein Verstoß gegen § 4 Abs. 4 GSO-BT gegeben. 

6. Das Verhalten verstößt gegen die Vorschriften des 
§ 4 Abs. 1 und Abs. 4, des § 6 und des § 8 Abs. 1 
GSO-BT. Gemäß § 2 Abs. 1 der Ausführungsbe- 
stimmungen zur GSO-BT trägt jeder, dem eine 
Verschlußsache zugänglich gemacht worden ist 
bzw. jeder, der von ihr Kenntnis erhalten hat, „die 
persönliche Verantwortung für die Geheimhaltung 
sowie für die vorschriftsmäßige Behandlung und 
Aufbewahrung entsprechend den Vorschriften der 
Geheimschutzordnung und den ergänzenden Be- 
stimmungen der Verschlußsachenanweisung". 

Diese persönliche Verantwortung ist Ausfluß einer 
auch Abgeordnete treffende Verschwiegenheits- 
pflicht Mit der Wahl erlangt der Abgeordnete 
Kompetenzen zur Mandatsausübung. Wie alle 
Kompetenzen vermitteln sie Rechte und Pflichten. 
Zur letzteren gehört neben der Bindung an die Ver- 
fassung auch die Beachtung der Vorschriften, die 
den Schutz des Bürgers vor dem Staat und seinen 
Organen bezwecken. Der Grundsatz des auch die 
Mandatsausübung bestimmenden Bürgerschutzes 
gilt auch für die Handhabung der Geheimschutz- 
ordnung des Deutschen Bundestages. 

Seiner Verpflichtung zur Verschwiegenheit und 
seiner Verantwortung für die Einhaltung der Vor- 
schriften der Geheimschutzordnung ist der betref- 
fende Abgeordnete nicht gerecht geworden. 

Sanküonsmöglichkeiten, wie sie das Disziplinar- 
recht für die Ahndung von Dienstvergehen von 
Beamten für den Dienstherrn bereithält, gibt es 
gegen Abgeordnete nicht. Das Grundgesetz, das 
Abgeordnetengesetz, die Geschäftsordnung, die 
Geheimschutzordnung und die Ausführungsbe- 
stimmungen hierzu enthalten keine Sanktionsre- 
gelungen bei Verletzung der Verschwiegenheits- 
pflicht durch Abgeordnete. Damit können keine 
rechtlichen Maßnahmen gegen den Abgeordneten 
wegen der von ihm begangenen Verstöße gegen 
die Geheimschutzordnung ergriffen werden. 

7. Die strafrechtliche Würdigung des Verhaltens rich- 
tet sich ausschließlich nach §353b Abs. 2 Nr. 1 
StGB. § 203 Abs. 2 Nr. 4 StGB scheidet tatbe- 
standsmäßig aus, da der Abgeordnete „Mitglied 
des Gesetzgebungsorgans" Bundestag ist, diese 
Vorschrift indes ausdrücklich auf Nichtmitglieder 
von Gesetzgebungsorganen — wie etwa sachver- 
ständige Mitglieder von Enquete-Kommissio- 
nen — abstellt. Abgeordnete gehören nicht zum 
Täterkreis des § 203 Abs. 2 Nr. 4 StGB. 

Die Vorschrift des § 353b StGB stellt die „Verlet- 
zung des Dienstgeheimnisses und einer besonde- 
ren Geheimhaltungspflicht" unter Strafe. Nach 
Abs. 2 Nr. 1 ist strafbar, wer „unbefugt einen Ge- 
genstand oder eine Nachricht, zu deren Geheim- 
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haltung er aufgrund des Beschlusses eines Gesetz- 
gebungsorgans des Bundes oder eines Landes oder 
eines seiner Ausschüsse verpflichtet ist, an einen 
anderen gelangen läßt oder öffentlich bekannt- 
macht und dadurch wichtige öffentliche Interesse 
gefährdet". 

Es ist Sache der Staatsanwaltschaft festzustellen, 
ob durch das geschilderte Verhalten der Tatbe- 
stand von § 353 Abs. 2 Nr. 1 StGB erfüllt worden ist 
und ob eine rechtswidrige und schuldhafte Hand- 
lung vorliegt. Die zum gesetzlichen Tatbestand ge- 
hörenden Beschlüsse der beiden Untersuchungs- 
ausschüsse mit der Verpflichtung zur Geheimhal- 
tung sind gefaßt worden. 

Bei der staatsanwaltschaftlichen Würdigung dürfte 
es vor allem um folgende Fragen gehen: 

1 Ist die Staatsanwaltschaft für einen parlamenta- 
rischen Untersuchungsausschuß eine außenste- 
hende Behörde („. . . an einen anderen gelangen 
läßt")? 

2 War das Handeln „unbefugt"? 

3 Liegt eine „Gefährdung wichtiger öffentlicher 
Interessen" vor? 

4 Ist möglicherweise ein unvermeidbarer, schuld- 
ausschließender Verbotsirrtum gegeben? 

Zu diesen Fragen wird wie folgt Stellung genom- 
men: 

Zu 1 

Die Staatsanwaltschaft ist eine von einem parlamen- 
tarischen Untersuchungsausschuß staatsorganisato- 
risch und aufgabenmäßig getrennte Behörde einer 
anderen Staatsgewalt. Damit wäre sie eine außenste- 
hende Stelle i. S. des Tatbestandes. Gleichwohl könn- 
ten ggf. vorrangige Überlegungen des staatlichen 
Strafverfolgungsinteresses — möglicherweise auch 
unter dem Gesichtspunkt der Amtshilfe zwischen 
Staatsorganen — im Einzelfall dazu führen, daß die 
Staatsanwaltschaft eine zuständige Stelle wäre, der 
gegenüber auch von Mitgliedern eines parlamentari- 
schen Untersuchungsausschusses Strafanzeigen mit 
sekretierten Tatbestandshinweisen abgegeben wer- 
den könnten, sofern sich der Verdacht einer strafba- 
ren Handlung aus den Unterlagen ergäbe. 


Zu 2 

Dann wäre die Zuleitung einer Aktennotiz als Anlage 
zu einer Anzeige an die Staatsanwaltschaft auch nicht 
unbefugt. Dabei ist darauf hinzuweisen, daß ein Ab- 
geordneter in einem förmlichen staatsanwaltschaftli- 
chen Ermittlungsverfahren oder gerichtlichen Straf- 
verfahren über sein strafprozessuales Zeugnisverwei- 
gerungsrechts trotz außerprozessualer Verschwie- 
genheitspflichten verfügen und somit selbst entschei- 
den kann, ob er aussagen will oder nicht (h. L.). 


Zu 3 

Auch im Hinblick auf die einschlägige Rechtspre- 
chung des Bundesverfassungsgerichts — BVerfGE 67 


lOOff. und in NJW 1988, S. 890 ff. — besteht ein wich- 
tiges öffentliches Interesse an der Funktionsfähigkeit 
des parlamentarischen Untersuchungsverfahrens. 
Das parlamentarische Untersuchungsverfahren ist 
entscheidend auf die Informationen durch Dritte an- 
gewiesen, die ggf. einem zugesagten Geheimschutz 
vertrauen. Gleichwohl bleibt es Tatfrage, ob durch die 
Handlungsweise die notwendige konkrete Gefähr- 
dung öffentlicher Interessen eingetreten ist oder 
nicht. 


Zu 4 


Weder für die Annahme noch für die Ablehnung eines 
Verbotsirrtums reicht der zur Überprüfung gestellte 
Sachverhalt aus. Gegebenenfalls wären hierzu wei- 
tere staatsanwaltschaftliche Ermittlungen erforder- 
lich. 

Es ist Sache der Staatsanwaltschaft, in einem von ihr 
wegen des Verdachts einer Straftat nach § 353b 
Abs. 2 Nr. 1 StGB eingeleiteten Ermittlungsverfahren 
die nach § 353b Abs. 4 StGB erforderliche Ermächti- 
gung des Bundestagspräsidenten zur Strafverfolgung 
einzuholen, § 77 c StGB. Die Ermächtigung ist eine 
Strafverfolgungs- und damit eine Prozeßvorausset- 
zung für die Durchführung des staatsanwaltschaftli- 
chen Ermittlungsverfahrens und ggf. des gerichtli- 
chen Strafverfahrens. Sie ist von der Staatsanwalt- 
schaft von Amts wegen auf dem Dienstweg einzuho- 
len, Nr. 209 Abs. 2 RiStBV (= Richtlinien für das Straf- 
verfahren und das Bußgeldverfahren). Für die Einho- 
lung dieser Ermächtigung bestimmen die Nrn. 6 
Abs. 5 i. V. m. 212 RiStBV: 

Wird dem Staatsanwalt eine Straftat nach § 353 b 
StGB . . . bekannt, so holt er unter Mitteilung des 
bekanntgewordenen Sachverhalts, jedoch i. d. R. 
vor weiteren Ermittlungen, über den Bundesmini- 
ster der Justiz . . . die Entscheidung ein, ob die Er- 
mächtigung zur Strafverfolgung erteilt wird. 

Nach Nr. 209 Abs. 2 RiStBV hat die Staatsanwalt- 
schaft ihrem Ersuchen an den Bundestagspräsiden- 
ten, die Ermächtigung zur Strafverfolgung zu erteilen, 
einen Bericht mit einer erschöpfenden Darstellung 
und rechtlichen Würdigung des ermittelten Sachver- 
halts beizufügen. Dieses staatsanwaltschaftliche Er- 
mittlungsergebnis ist Beurteilungs- und Entschei- 
dungsgrundlage für den Bundestagspräsidenten. 

Die Einleitung eines staatsanwaltschaftlichen Ermitt- 
lungsverfahrens würde durch eine Anzeige nach 
§ 158 StPO ausgelöst. Diese Anzeige könnte auch ver- 
traulich erfolgen. Zur Anzeigeerstattung wäre jeder in 
der Lage, für den der Sachverhalt den Verdacht einer 
Straftat begründet. Eine behördliche oder dienstliche 
Anzeigepflicht besteht nicht, da der Kreis der Delikte 
des § 138 StGB nicht berührt wird. 

Dr. Busch 
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DEUTSCHER BUNDESTAG 13. Mai 1988 

Wissenschaftliche Dienste 

Fachbereich VII 

Zivil- und Strafrecht 

Verfahrensrecht 

Recht des Umweltschutzes 

Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


SACHGEBIET: 450 
REG.-NR.: WF VII - 53/88 

BEARBEITER: MR F. Schumann 

THEMA: Zur Aktenherausgabepflicht eines Untersuchungsausschusses gegenüber der Justiz 


Dari oder muß ein parlamentarischer 
Untersuchungsausschuß den Justizbehörden zum 
Zwecke der Strafverfolgung als „geheim" 
eingestuite Ausschußunterlagen zuleiten? 

1. Ein Anspruch der Justizbehörden auf Zuleitung 
von Ausschußunterlagen (zum Zwecke der Straf- 
verfolgung) kann sich aus Art. 35 GG ergeben. Da- 
nach leisten sich alle Behörden des Bundes und der 
Länder gegenseitig Rechts- und Amtshilfe. Wäh- 
rend es sich bei der (hier in Rede stehenden) Staats- 
anwaltschaft um eine Landesbehörde handelt, ist 
fraglich, ob es sich bei dem Untersuchungsaus- 
schuß um eine „Behörde" handelt. (Aus der Tatsa- 
che, daß den Untersuchungsausschüssen gern. 
Art. 44 Abs. 3 GG Amtshilfe zu leisten ist, läßt sich 
für diesen umgekehrten Fall nichts herleiten.) Die 
Frage wird in Literatur und Rechtsprechung unter- 
schiedlich beurteilt, wonach teilweise auch darauf 
abgestellt wird, ob der Ausschuß gegenüber Privat- 
personen oder anderweitig tätig wird. Es läßt sich 
dabei nicht eindeutig eine Mehrheits- oder Min- 
dermeinung ausmachen. 

Literaturhinweise siehe Maunz-Dürig, Kommen- 
tar zum Grundgesetz, Art. 44, Rdnr. 27 (Maunz 
spricht von Behörde oder aber zumindest „be- 
hördenähnlicher Stellung “ ) 

Die Frage kann aber dahingestellt bleiben, da den 
Untersuchungsausschüssen auch von der Minder- 
meinung zumindest eine „behördenähnliche“ Stel- 
lung zuerkannt und damit Art. 35 GG analog ange- 
wandt wird. 

Fundstellen siehe Maunz-Dürig, a. a. O.; zur 
analogen Anwendung neigte man vor allem in 
der Weimarer Zeit, ferner z. B. von Mangoldt/ 
Klein, Das Bonner Grundgesetz, 2. Auflage, 
S. 249 

2. Zunächst ist zu prüfen, welche Stelle über die Ge- 
heimhaltungsbedürftigkeit zu entscheiden hat. 

a) Bei Akten, die dem Ausschuß von der Regierung 
überlassen worden sind und von dieser als „ge- 
heim" eingestuft worden sind, ist der Ausschuß 
grundsätzlich an diese Entscheidung gebunden. 
Er ist nämlich nur befugt, diese Akten — unter 
Wahrung der Geheimhaltungspflicht — für 


seine eigenen Zwecke zu nutzen. Geheimhal- 
tungsvorschriften der jeweils herausgebenden 
Stelle müssen von ihm beachtet werden. Dies 
ergibt sich für den Deutschen Bundestag aus § 3 
Abs. 2 der Geheimschutzordnung; zudem kann 
in der Regel nur die herausgebende Stelle sach- 
gerecht prüfen, ob eine Geheimhaltung erfor- 
derlich ist. Der Untersuchungsausschuß ist also 
verpflichtet, die herausgebende Stelle um Mit- 
teilung zu bitten, ob gegen die Weitergabe der 
Unterlagen an die Staatsanwaltschaft (ggf. un- 
ter einschränkenden Auflagen) Bedenken be- 
stehen. Man wird dem Ausschuß allerdings 
— da er nach § 96 StPO letztlich die Verantwor- 
tung für die Entscheidung trägt — ein gewisses 
Prüfungsrecht zubilligen müssen, ob die von der 
herausgebenden Stelle vorgebrachten Gründe 
die in § 96 StPO aufgeführten Versagungs- 
gründe decken; im Zweifelsfall wird eine Ab- 
klärung zwischen Ausschuß und Exekutive er- 
forderlich sein. 

b) Bei den Akten, die der Ausschuß unmittelbar 
von den Firmen erhalten hat, obliegt ihm dem- 
gegenüber die alleinige Entscheidung nach § 96 
StPO (was nicht ausschließt, daß er sich im Falle 
von Staatsschutzbelangen fachkundig durch die 
Exekutive beraten läßt, soweit der Untersu- 
chungszweck dadurch nicht gefährdet wird). 

Zur Entscheidung befugt ist stets nur der ge- 
samte Ausschuß, weil nur er die Stellung als 
Behörde oder die behördenähnliche Stellung 
hat. Der Vorsitzende hat dessen Beschlüsse aus- 
zuführen, besitzt aber keine eigene Entschei- 
dungsbefugnis. 

Allgemein zur Stellung des Untersuchungs- 
ausschußvorsitzenden: M. Schröder: Allge- 
meine Fragen des Geheimnisschutzes bei der 
Heranziehung von Akten im parlamentari- 
schen Untersuchungsverfahren, IV: Das soge- 
nannte Vorsitzendenverfahren; 
in: Freiheit und Verantwortung im Verfas- 
sungsstaat, herausgegeben von Rüther/Stern, 
München 1984 

3. Materiell ist im Falle der Firmenakten § 96 StPO 
(zumindest sinngemäß) anzuwenden, da zum ei- 
nen die Strafprozeßordnung gern. Art. 44 Abs. 2 
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GG sinngemäß Anwendung findet und zum ande- 
ren der Untersuchungsausschuß — wie darge- 
legt — entweder als Behörde anzusehen ist oder 
jedenfalls eine behördenähnliche Stellung hat (was 
auch zur Folge hat, daß er — und nicht der Bundes- 
tagspräsident — die Entscheidung zu treffen hat). 
Die Vorlegung der Akten darf also verweigert wer- 
den, wenn der Untersuchungsausschuß erklärt, 
daß das Bekanntwerden des Inhalts dieser Akten 
„dem Wohl des Bundes oder eines deutschen Lan- 
des" Nachteile bereiten würde. Diese Vorausset- 
zungen werden allerdings in Literatur und Recht- 
sprechung im Hinblick auf andere vergleichbare, 
teilweise aber weitergehende Vorschriften exten- 
siv ausgelegt, nämlich entsprechend der Formulie- 
rung in § 39 Abs. 3 Beamtenrechtsrahmengesetz. 

Löwe-Rosenberg, StPO, Großkommentar, 
24. Auflage 1986, § 96, Rdnr. 25 m. w. N. 

Danach kommt es darauf an, ob das Bekanntwer- 
den des Akteninhalts „dem Wohle des Bundes oder 
eines deutschen Landes Nachteile bereiten oder 
die Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernstlich ge- 
fährden oder erheblich erschweren würde“. Dabei 
bedarf es stets einer Abwägung der hier im Span- 
nungsfeld stehenden Rechtsgüter. 

BVerfGE 57, 250, 284; Löwe-Rosenberg, § 96, 
Rdnr. 26 

Es müssen also der staatliche Strafanspruch (und 
die damit verbundene Aufklärungspflicht zunächst 
der Staatsanwaltschaft und — ggf. — der Gerichte) 
einerseits und die rechtlich geschützten Geheim- 
haltungsinteressen andererseits gegeneinander 
abgewogen werden. 

Darüber hinaus wird man in diesem speziellen Fall, 
wo das Recht des Untersuchungsausschusses auf 
ungestörte Ausübung seiner Tätigkeit einerseits 
und der staatliche Strafanspruch andererseits, also 
die rechtlich geschützten Sphären zweier Staatsge- 
walten, miteinander kollidieren, auch die für derar- 
tige Konfliktsfälle entwickelten Grundsätze heran- 
ziehen müssen, wie sie sich insbesondere aus dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum sog. 
Flick-Untersuchungsausschuß ergeben. 

BVerfGE 67, 100 ff. (insbesondere Leitsatz 5) 

4. Bei dieser Abwägung werden im wesentlichen fol- 
gende Gesichtspunkte eine Rolle spielen können. 

a) Erhebliches Gewicht kommt vor allem der 
Schwere des Tatvorwurfs zu. 

Löwe-Rosenberg, § 96, Rdnr. 29; Karlsruher 

Kommentar, § 96, Rdnr. 8 

Es muß also zunächst festgestellt werden, ob die 
vorgeworfene Tat beispielsweise ein Vergehen 
oder ein Verbrechen darstellt und welcher Straf- 
rahmen für das betreffende Delikt besteht. Teil- 
weise wird sogar die Auffassung vertreten, bei 
der Aufklärung schwerer Straftaten gehe 
grundsätzlich das Strafverfolgungsinteresse 
vor. 

Karlsruher Kommentar, § 96, Rdnr. 8 


— Zur Bedeutung der Aufklärung schwerer 
Straftaten als wesentlichem Auftrag eines 
rechtsstaatlichen Gemeinwesens zuletzt 
BVerfG, Beschluß vom 18. August 1987, 
NJW 1988, S. 1075 

Allerdings müßte auch hier definiert werden, 
was unter „schweren Straftaten" zu verstehen 
ist, zumindest sicherlich alle Verbrechen. 

Wichtig wird auch sein, ob die Staatsanwalt- 
schaft in diesem Stadium des Anfangsverdachts 
plausibel begründen kann, daß „zureichende 
tatsächliche Anhaltspunkte" für ihr Einschrei- 
ten vorliegen (§ 152 Abs. 2 StPO). Dies kann 
hier deshalb von Bedeutung sein, weil u. U. der 
Untersuchungsausschuß aufgrund seiner um- 
fassenden Aktenkenntnis eher in der Lage sein 
wird nachzuprüfen, ob die Voraussetzungen für 
den Anfangsverdacht gegeben sind; statthaft ist 
hier aber selbstverständlich nur eine reine 
Rechtsprüfung frei von politischen Erwägungen 
jedweder Art. — Auf die in diesem Zusammen- 
hang auftretenden Verfahrensfragen wird wei- 
ter unten eingegangen werden. — Zumindest 
wird es zulässig sein, daß der Untersuchungs- 
ausschuß — sollte er den Anfangsverdacht für 
nicht hinreichend substantiiert halten — die 
Staatsanwaltschaft um zusätzliche Erläuterun- 
gen ersucht. Im übrigen wäre zwar denkbar, daß 
der Untersuchungsausschuß glaubt, sich ein Ur- 
teil über diese Fragen erst nach Abschluß seiner 
eigenen Untersuchungen erlauben zu können, 
da er sich möglicherweise von der weiteren Be- 
weisaufnahme zusätzliche Erkenntnisse (auch) 
zu der juristischen Bewertung des Falles erhofft. 
Dann müßte er allerdings — wie noch näher 
auszuführen sein wird — bedenken, welche 
Nachteile etwaige Verzögerungen der staatsan- 
waltschaftlichen Ermittlungstätigkeit haben 
können. Kommt er aber unter Einbeziehung der 
staatsanwaltschaftlichen Argumente derzeit 
zum Ergebnis, daß die Voraussetzungen für ei- 
nen Anfangsverdacht nicht gegeben sind, wäre 
dies ein gewichtiges Argument gegen eine Ak- 
tenherausgabe. 

b) Von erheblicher Bedeutung ist sodann die 
Frage, ob und inwieweit die Staatsanwaltschaft 
ihre Ermittlungen auch ohne diese Beweismittel 
durchführen kann. Verhältnismäßig einfach 
wäre dies z. B. in dem Fall, daß Ablichtungen 
der Urkunden von der Staatsanwaltschaft be- 
sorgt werden können, beispielsweise durch Be- 
schlagnahme bei den Firmen (sofern dort Ko- 
pien vorhanden sind). Erst recht würde dies im 
umgekehrten Fall gelten, daß der Untersu- 
chungsausschuß lediglich Kopien, die Firmen 
aber die Originale hätten. Anders wäre die Si- 
tuation zu beurteilen, wenn diese Möglichkeit 
nicht besteht, sondern die Staatsanwaltschaft 
beispielsweise auf Zeugenaussagen angewie- 
sen wäre, da die Staatsanwaltschaft in diesem 
Stadium des Verfahrens Zeugenbefragungen 
im wesentlichen auf Aktenvorhalte gründen 
müßte, abgesehen davon, daß sich möglicher- 
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weise verschiedene Zeugen auf ein Aussage- 
verweigerungsrecht berufen könnten. 

c) Der Untersuchungsausschuß wird auch zu prü- 
fen haben, ob und inwieweit durch die Verwei- 
gerung der Herausgabe zum jetzigen Zeitpunkt 
— verbunden mit der etwaigen Möglichkeit der 
Staatsanwaltschaft, die Akte nach Erledigung 
des Untersuchungsauftrags zu erhalten — eine 
Verzögerung der staatsanwaltschaftlichen Er- 
mittlungen bewirkt wird, welche Folgen dies für 
die Ermittlungstätigkeit hat und ob u. U. Verjäh- 
rung ein treten könnte; insoweit könnten nähere 
Informationen von der Staatsanwaltschaft ein- 
geholt werden. Insbesondere ist zu prüfen, ob 
hinsichtlich eines Delikts Verjährung droht und 
damit der staatliche Strafanspruch vereitelt 
würde. Dies hängt naturgemäß von vielen Fak- 
toren ab, beispielsweise von der Bestimmung 
des Tatzeitpunkts, von der Möglichkeit der Un- 
terbrechung der Verjährung und davon, ob u. U. 
die sog. absolute Verjährung (§78c Abs. 3 
StGB) ein treten könnte. 

Ist zwar keine Verjährung zu befürchten, wohl 
aber eine u. U. erhebliche Verzögerung, wenn 
die Herausgabe der Akten erst nach Abschluß 
des Untersuchungsverfahrens — dessen Dauer 
noch nicht abzusehen ist und theoretisch bis 
zum Ende der Wahlperiode gehen kann — mög- 
lich sein wird, muß auch geprüft werden, ob die 
dadurch bewirkte Verzögerung jedenfalls eine 
Erschwerung der Ermittlungstätigkeit und ggf. 
der Wahrheitsfindung vor Gericht mit sich brin- 
gen kann. Dabei sind die gesetzlichen Vor- 
schriften — einschließlich Art. 6 Abs. I Satz 1 
der Menschenrechtskonvention — zu berück- 
sichtigen, in denen sich das sog. Beschleuni- 
gungsgebot konkretisiert, das sowohl dem 
Schutz des Beschuldigten bzw. Angeklagten 
(Anspruch auf rechtsstaatliches Verfahren!) als 
auch der Sicherung des staatlichen Strafan- 
spruchs dient. 

Einzelheiten siehe Kleinknecht/Meyer, Ein- 
leitung Rdnr. 160 

Unter anderem muß berücksichtigt werden, daß 
im Laufe der Zeit das Erinnerungsvermögen der 
Zeugen erheblich nachlassen kann. — Würde 
eine u. U. mehrjährige Verzögerung drohen, 
wäre dies ein gewichtiges Argument für eine 
Herausgabe der Akten. 

d) Bei der Abwägung ist auch zu berücksichtigen, 
daß eine Weiterleitung an die Justiz nicht iden- 
tisch ist mit einer Weiterleitung an die „Öffent- 
lichkeit". Soweit die Akten materiell geheim- 
haltungsbedürftig sind, gelten für die Staatsan- 
waltschaft die relativ strengen Vorschriften des 
§ 213 RiStBV*) (wo auch zwischen geheimzu- 
haltenden Tatsachen einerseits und Verschluß- 
sachen andererseits differenziert wird!). Teil- 
weise sind etwaige Verstöße gegen die Geheim- 
haltungsvorschriften auch strafbewehrt 
(§§ 93 ff., 203, 353b StGB). Die Beachtung der 


*) Text siehe S. Anhang 


erwähnten Richtlinie ist daher gesichert, auch 
wenn es sich bei ihr nur um eine Verwaltungs- 
vorschrift handelt. Selbst für den Fall, daß es zur 
Anklage kommen sollte, gibt es zahlreiche Si- 
cherungsvorschriften, insbesondere §§ 172, 174 
GVG. Unabhängig davon muß ein öffentliches 
Geheimhaltungsinteresse von der Justiz stets 
beachtet werden, beispielsweise bei der Ertei- 
lung einer Entscheidungsabschrift. 

Kleinknecht/Meyer, § 35, Rdnr. 8 

Zusätzlich sind verschiedene Auflagen möglich 
(betreffend Verwahrung, Zugänglichmachung 
usw.). 

BGHSt 18, 369, 373 

Soweit die Verteidigung nicht beschränkt wird, 
ist auch ein Geheimvermerk auf der Ankla- 
geschrift zulässig. 

Kleinknecht/Meyer, § 200, Rdnr. 24 

In* übriger* werden durch §§ 172, 174 GVG auch 
wichtige private Geheimnisse, beispielsweise 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, geschützt. 
Allerdings handelt es sich insoweit um Ermes- 
sensentscheidungen des Gerichts. 

Kleinknecht/Meyer, § 172 GVG, Rdnr. 1; 

OLG Düsseldorf, MDR 81, 427 

Die Firmen haben aber verschiedene prozes- 
suale Möglichkeiten, auf diese Entscheidungs- 
findung einzuwirken. Der bloße Wunsch, Ak- 
teninhalte nicht bekannt werden zu lassen, 
ohne daß ein rechtlich geschütztes Geheimhal- 
tungsinteresse dahinter steht, wäre allerdings 
unbeachtlich. 

e) Ferner müßte geprüft werden, ob — um dem 
Geheimhaltungsinteresse der Firmen soweit 
wie möglich zu entsprechen — eine Übersen- 
dung von Aktenteilen ausreichen könnte. Dies 
würde allerdings zum einen voraussetzen, daß 
die Akteninhalte überhaupt teilbar sind, daß 
also einzelne Teile auch ohne Kenntnis der übri- 
gen Teile aus sich heraus verständlich sind. Zum 
anderen müßte der Untersuchungsausschuß 
dann hinsichtlich jeden Aktenteils die Abwä- 
gung vornehmen. Es wäre aber beispielsweise 
durchaus sachgerecht, Angaben über Dritte 
dann nicht zu übermitteln, wenn sie ersichtlich 
für die Prüfung des Tatvorwurfs ohne Bedeu- 
tung sind; erst recht gilt dies für Unterlagen 
(beispielsweise bei Sammlungen von Tagesko- 
pien), die sich nur zufällig in den Akten befin- 
den. 

f) Andererseits muß der Untersuchungsausschuß 
bedenken, daß zum einen eine Geheimhal- 
tungszusage (lediglich unter Vorbehalt der Ein- 
stufung als Geheimsache) vorliegt, daß zum an- 
deren die Akten möglicherweise auch materiell 
geheimhaltungsbedürftig sind und daß eine 
Herausgabe u. U. nicht nur die eigene Arbeit, 
sondern auch die zukünftiger Untersuchungs- 
ausschüsse gefährden könnte. 
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Bei der Frage, ob die Zusage einer Behörde, 
Akten nicht weiterzugeben, auch für den Fall 
gilt, daß diese rechtmäßigerweise von einer Be- 
hörde in Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben 
angefordert werden, insbesondere zum Zwecke 
der Strafverfolgung, ist allerdings grundsätzlich 
zu bedenken, daß Behörden (also auch Untersu- 
chungsausschüsse) keine rechtsfreien Räume 
gewähren können. Der bloße Wunsch eines Bür- 
gers, man möge seine freiwillig herausgegebe- 
nen Unterlagen nicht weiterleiten, kann jeden- 
falls dann nicht maßgebend sein, wenn dem 
keine gesetzlich geschützten Geheimhaltungs- 
interessen zugrunde hegen, zu denen sowohl 
Gründe des Staatswohls als auch die verschie- 
densten gesetzlich geschützten Geheimhal- 
tungsgründe hinsichtlich privater Daten (Steu- 
ergeheimnis, Sozialgeheimnis usw.) gehören 
können, nicht zuletzt solche, bei denen sich der 
Schutz aus der Reichweite der Grundrechte er- 
gibt, beispielsweise den Artikeln 2, 12 und 14. 
Geht es dagegen den Firmen (nur) darum, daß 
etwas nicht bekannt wird, weil ihnen das unan- 
genehm wäre — wenn beispielsweise Unge- 
schicklichkeiten, interne Mißstände u. dgl. be- 
kannt würden — , könnte dies nicht einen ge- 
setzlich vorgesehenen Zugriff staatlicher Stellen 
auf diese Unterlagen hindern. — Auf der ande- 
ren Seite ist nicht zu übersehen, daß der Bruch 
einer (Geheimhaltungs-) Zusage das Ansehen 
der Behörde — in diesem Falle des Untersu- 
chungsausschusses und damit möglicherweise 
des ganzen Bundestages — gefährden könnte. 

Eine andere rechtliche Beurteilung ist allerdings 
geboten, wenn der Ausschuß feststellt, daß die 
Akten aus den eben erwähnten Gründen mate- 
riell geheimhaltungsbedürftig sind. Auch in die- 
sem Fall müssen die Akten nicht schlechter- 
dings zurückgehalten werden, sondern es muß 
die in § 96 StPO vorgeschriebene Güterabwä- 
gung vorgenommen werden einschließlich der 
Möglichkeiten, ein öffentliches Bekanntwerden 
des Inhalts der Akten durch Maßnahmen von 
Staatsanwaltschaft und Gericht zu verhindern. 
Dem müßte allerdings eine sorgfältige Prüfung 
des Ausschusses vorausgehen, ob und unter 
welchen Gesichtspunkten eine materielle Ge- 
heimhaltungsbedürftigkeit gegeben ist, hier 
insbesondere zum Schutz von Individualrech- 
ten, vor allem der erwähnten Grundrechte. Auf 
die (subjektive) Bewertung dieser Fragen durch 
die Firmen allein kann es dabei nicht ankom- 
men. Selbstverständlich können die Firmen 
aber konkrete Hinweise beispielsweise darauf 
geben, ob und inwieweit schützenswerte Anga- 
ben Dritter tangiert sind, ob und inwieweit Be- 
triebs- oder Geschäftsgeheimnisse in den Akten 
enthalten sind (insbesondere mit dem Risiko der 
Schädigung von Eigentum oder Berufsaus- 
übung), ob das Steuergeheimnis verletzt wer- 
den könnte o. dgl. Erst, wenn diese rein rechtli- 
che Prüfung vorgenommen worden ist, kann die 
endgültige Sekretur durch den Untersuchungs- 
ausschuß erfolgen (wobei auch der erforderliche 
Geheimhaltungsgrad zu prüfen wäre) und so- 


dann die beschriebene Abwägung vorgenom- 
men werden. Dabei kann auch durchaus eine 
unterschiedliche Einstufung verschiedener Ak- 
tenteile in Betracht kommen. Bei privaten Inter- 
essen ist hinsichtlich des Grades der Vertrau- 
lichkeit auch danach zu differenzieren, ob und 
inwieweit nur einfachgesetzliche Regelungen 
(z. B. über das Steuergeheimnis) oder aber ver- 
fassungsrechtliche Bestimmungen, insbeson- 
dere Grundrechte, tangiert sind. Im einzelnen 
kann dazu auf die Ausführungen des Bundes- 
verfassungsgerichts im sog. Flick-Urteil zurück- 
gegriffen werden. 

BVerfGE 67, lOOff., insbesondere Leitsätze 4 

und 5 a sowie S. 139 ff. 

Die dortigen Grundsätze müssen sinngemäß 
auch auf diesen umgekehrten Fall anwendbar 
sein. So müssen nach Leitsatz 5 a dieses Urteils 
das Beweiserhebungsrecht (dort des Untersu- 
chungsausschusses, hier der Staatsanwalt- 
schaft) einerseits und der grundrechtliche Da- 
tenschutz andererseits einander so zugeordnet 
werden, daß beide soweit wie möglich ihre Wir- 
kungen entfalten. Lediglich die dortigen Aus- 
führungen zu der Möglichkeit des Geheim- 
schutzes durch den Untersuchungsausschuß 
können nicht in vollem Umfang übertragen wer- 
den, da insbesondere die Strafgerichte — wie 
erwähnt — nicht zwingend an Geheimhaltungs- 
vorschriften gebunden sind. 

Um dem Grundsatz des Bundesverfassungsge- 
richts, daß beide Aspekte soweit wie möglich 
zur Wirkung kommen können, Rechnung zu tra- 
gen, wäre auch folgendes Verfahren zu erwä- 
gen. Da im Augenblick offenbar nur ein (mehr 
oder minder vager) Anfangsverdacht der Staats- 
anwaltschaft vorhegt, also noch nicht feststeht, 
ob schließlich zumindest ein Ermittlungsverfah- 
ren eingeleitet werden muß, könnte der Staats- 
anwaltschaft angeboten werden, daß ein Staats- 
anwalt zunächst die Akten unter strikter Wah- 
rung des Geheimschutzes — äußerstenfalls nur 
in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bun- 
destages — einsieht, um zu prüfen, inwieweit 
sie für den Verdacht relevant sind und für wei- 
tere Ermittlungen tatsächlich benötigt werden. 
Die Staatsanwaltschaft könnte aufgefordert 
werden, durch den Behördenleiter ausdrücklich 
zuzusichem, daß für den Fall, daß die Prüfung 
negativ ausfällt, strikte Geheimhaltung gewahrt 
wird, also auch in den Ermittlungsakten keine 
inhaltliche Wiedergabe erfolgt. Für den umge- 
kehrten Fall könnte eine erneute, abschlie- 
ßende Prüfung des Herausgabeverlangens in 
Aussicht gestellt werden. Auf diese Weise 
würde eine unnötige Preisgabe von Geheimnis- 
sen vermieden; zudem könnte die Staatsanwalt- 
schaft von vornherein etwa inhaltlich nicht rele- 
vante Aktenteile als solche bezeichnen, so daß 
nur ein Teil der Akten zugeleitet werden 
müßte. 

Schließlich wird der Untersuchungsausschuß zu 
erwägen haben, daß generell der Bruch einer 
Vertraulichkeitszusage natürlich das Risiko er- 
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höht, daß ihm selbst sowie künftigen Untersu- 
chungsausschüssen dös D6u.tsch.6n Bund6stü- 
ges in geringerem Umfang als bisher Unterla- 
gen freiwillig herausgegeben werden, daß also 
das Funktionieren eines wichtigen Kontrollor- 
gans des Parlaments erschwert werden könnte. 
Dabei ist allerdings zweierlei zu bedenken. Zum 
einen bedeutet eine Weitergabe an die Staats- 
anwaltschaft aus den erwähnten Gründen noch 
keineswegs eine Weitergabe an die Öffentlich- 
keit. Die Weiterleitung an eine staatliche Stelle, 
die (grundsätzlich) zur Akteneinsicht befugt ist, 
muß unter dem Gesichtspunkt des Vertrauens- 
schutzes anders bewertet werden als eine Preis- 
gabe an eine unbegrenzte Öffentlichkeit. Ferner 
ist zu erwägen, daß Untersuchungsausschüsse 
grundsätzlich die gleichen Beschlagnahme- 
rechte haben wie Gerichte und ihnen zudem 
Behörden zur Rechts- und Amtshilfe verpflichtet 
sind, so daß ihnen viele Möglichkeiten offenste- 
hen an die notwendigen Unterlagen heranzu- 
kommen. (Daß sie Unterlagen nicht erhalten, 
auf die sie keinen Anspruch haben, dürfte nicht 
relevant sein.) Beispielsweise hat der Flick-Un- 
tersuchungsausschuß auch viele Akten, die die 
Firma freiwillig an die Staatsanwaltschaft her- 
ausgegeben hatte — mit der Auflage, sie nicht 
anderen Stellen zugänglich zu machen—, 
schließlich erhalten. Andererseits wird eine Un- 
tersuchung natürlich durch freiwillige Akten- 
herausgabe wesentlich gefördert, insbesondere 
beschleunigt; gerichtliche Auseinandersetzun- 
gen werden vermieden. Schließlich wäre noch 
zu erwägen, ob künftig etwaigem Vertrauens- 
verlust in der Weise begegnet werden könnte 
und müßte, daß bei Zusagen auf Geheimhaltung 
stets darauf hingewiesen wird, daß diese aus- 
nahmsweise dann nicht eingehalten werden 
können, wenn dem verfassungsrechtliche oder 
gesetzliche Gründe entgegenstehen, daß es also 
keinen vollständigen Schutz — der auf einen 
rechtsfreien Raum hinausliefe — geben kann, 
ebenso wie stets eine Prüfung zulässig bleiben 
muß, ob eine materielle Geheimhaltungsbe- 
dürftigkeit überhaupt gegeben ist. Die mit die- 
ser einschränkenden Formulierung möglicher- 
weise verbundene Gefährdung weiterer freiwil- 
liger Herausgaben von Unterlagen durch Pri- 
vate müßte hingenommen werden. Der Fall hegt 
ähnlich dem des Zeugen, der der Staatsanwalt- 
schaft über ihm bekannt gewordene Tatsachen 
Mitteilung macht und um Zusicherung der Ver- 
traulichkeit bittet: Grundsätzlich ist diese Zusi- 
cherung zulässig; 


BGH, MDR 52, 659 

zum Schutz höherwertiger Rechtsgüter darf 
u. U. dennoch der Name des Zeugen preisgege- 
ben werden. 

BVerwG, DÖV 65, 488; Kleinknecht/Meyer, 

§ 158, Rdnr. 17 

Eine uneingeschränkte Zusage darf daher nicht 
erteilt werden, wenn bei vorläufiger Bewertung 
des Sach- und Ermittlungsstandes von vornher- 
ein nicht ausgeschlossen werden kann, daß die 
Preisgabe des Informanten zum Schutz höher- 
wertiger Rechtsgüter geboten sein wird. 

Karlsruher Kommentar, § 158, Rdnr. 19 

5. Die erforderlichen Entscheidungen (hinsichtlich 
der Geheimhaltungsbedürftigkeit und der Abwä- 
gung) müssen unverzüglich nach Eingang des Er- 
suchens der Staatsanwaltschaft vorgenommen 
werden. Der Ausschuß bleibt dafür bis zu seiner 
Auflösung zuständig. 


Die gestellten Fragen sind daher wie folgt zu be- 
antworten: 

a) Eine Herausgabe von Akten, die die Bundesre- 
gierung als „geheim" eingestuft hat, ist nur mit 
deren Zustimmung möglich, wobei im Konflikts- 
fall eine Verständigung über die Geheimhal- 
tungsnotwendigkeit anzustreben ist. 

Eine Herausgabe von Akten, die von Privaten 
gegen die Zusage der Geheimhaltung heraus- 
gegeben worden ist, setzt eine Prüfung der ma- 
teriellen Geheimhaltungsbedürftigkeit und so- 
dann die im einzelnen beschriebene Abwägung 
verschiedener Rechtsgüter voraus. 

b) Die Staatsanwaltschaft hat gern. Art. 35 GG An- 
spruch auf Amtshilfe gegenüber einem Untersu- 
chungsausschuß des Deutschen Bundestages. 
Der Vorsitzende ist lediglich Adressat des Ersu- 
chens, hat aber die Beschlüsse des Ausschusses 
auszuführen. 

c) Auf den Zeitpunkt des staatsanwaltlichen Ersu- 
chens kommt es nicht an. Der Untersuchungs- 
ausschuß hat unverzüglich die Entscheidung 
über die materielle Geheimhaltungsbedürftig- 
keit und die dann erforderliche Abwägung nach 
Eingang des staatsanwaltschaftlichen Ersu- 
chens vorzunehmen, solange er noch besteht. 

Schumann 


6. Ergebnis 
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Anhang zu Anhang 1.13 

A 14 RiStBV Nm. 212, 213 
213. Geheimhaltung 

I Geheimzuhaltnde Geheimzuhaltende Tatsachen 
und Erkenntnisse, insbesondere Staatsgeheimnisse 
(§ 93 StGB), dürfen in Sachakten nur insoweit schrift- 
lich festgehalten werden, als dies für das Verfahren 
unerläßlich ist. 

II Bei der Behandlung von Verschlußsachen sind die 
Vorschriften der Verschlußsachenanweisung, bei der 
Behandlung von Verschlußsachen zwischenstaatli- 
chen oder überstaatlichen Ursprungs die für diese gel- 
tenden besonderen Geheimschutzvorschriften zu be- 
achten. Das gilt auch bei der Mitteilung von Ver- 
schlußsachen an Verteidiger, Sachverständige und 
sonstige Verfahrensbeauftragte (z. B. Dolmetscher), 
soweit nicht zwingende Rechtsgrundsätze entgegen- 
stehen. 

III Auch wenn bei der Mitteilung von Verschlußsachen 
an Verteidiger, Sachverständige oder sonsüge Ver- 
fahrensbeteiligte zwingende Rechtsgrundsätze den 
Vorschriften der Verschlußsachenanweisung oder 
den besonderen Geheimschutzvorschriften entgegen- 
stehen, sind die Empfänger gleichwohl eindringlich 
auf ihre Geheimhaltungspflicht (§ § 93 ff. , 203, 353b 
StGB) hinzuweisen, dabei ist ihnen zu empfehlen, bei 
der Behandlung der Verschlußsacher nach den im 
Einzelfall einschlägigen Vorschriften zu verfahren, 
die ihnen zu erläutern sind. Über den Hinweis und die 
Empfehlungen ist ein Vermerk zu den Akten zu neh- 
men; dieser soll vom Empfänger unterschrieben wer- 
den. 

Iv Der Mitteilung von Verschlußsachen an Verteidiger 
im Sinne der Absätze 2 und 3 steht die Akteneinsicht 


gleich, wenn sie sich auf Verschlußsachen erstrecken. 
Bei Akten, die Verschlußsachen des Geheimhaltungs- 
grades VS - VERTRAULICH, GEHEIM oder 
STRENG GEHEIM enthalten, ist besonders sorgfältig 
zu prüfen. 

a) ob nicht wichtige Gründe entgegenstehen, dem 
Verteidiger der Akten zur Einsichtnahme in seine 
Geschäftsräume oder in seine Wohnung zuzuge- 
ben (§ 147 Abs. 4 StPO); 

b) ob rechtliche Bedenken gegen die Anfertigung von 
Notizen, Abschriften, Auszügen oder Ablichtun- 
gen durch den Verteidiger bestehen. 

Dies gilt sinngemäß bei Sachverständigen und sonsti- 
gen Verfahrensbeteiligten. 

v In geeigneten Fällen soll der Staatsanwalt die Ver- 
teidiger, Sachverständigen und sonstigen Verfahrens- 
beteiligten zur Geheimhaltung der ihnen zugeteilten 
geheimhaltungsbedürftigen Umstände unter Hinweis 
auf die Strafbarkeit der Geheimnisverletzung (§ 353 b 
Abs. 2 StGB) förmlich verpflichten. Dabei ist zu be- 
achten, daß eine derartige Verpflichtung zur Geheim- 
haltung nur auf Grund eines Gesetzes oder mit Ein- 
willigung des Betroffenen möglich ist. Über die Ein- 
willigung des Betroffenen und über die Vornahme der 
Verpflichtung ist ein Vermerk zu den Akten zu neh- 
men, der von dem Verpflichteten unterschrieben wer- 
den soll. 

w Ist eine Gefährdung der Staatssicherheit zu besor- 
gen, so hat der Staatsanwalt durch entsprechende 
Anträge auf gerichtliche Maßnahmen nach §§172 
und 174 Abs. 2 GVG hinzuwirken. Im übrigen ist 
Nr. 131 zu beachten. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG 5300 Bonn 1, 22. Sept. 1988 

Wissenschaftliche Dienste 
Fachbereich WFX 

Recht der Untersuchungsausschüsse, Enquete-Kommissionen und Anhörungen 


SACHGEBIET: 

REG.NUMMER: 

BEARBEITER: 


1101-1 

WFX G 57/88 
RD Dr. Engels 


THEMA: Zu den Grenzen der Aktenherausgabepflicht eines parlamentarischen 

Untersuchungsausschusses gegenüber der Staatsanwaltschaft 


1. Ein parlamentarischer Untersuchungsausschuß, 
dem die Bundesregierung geheim eingestufte Un- 
terlagen (§ 7 Nr. 2 VSA *)) zur Verfügung gestellt 
hat, darf diese an eine Staatsanwaltschaft nur 
dann weiterleiten, wenn die Bundesregierung 
hierzu ihre Zustimmung erteilt. Dies folgt aus § 4 
Abs. 4 GSO-BT“ ’) wonach Verschlußsachen der 
Geheimhaltungsgrade VS- VERTRAULICH und 
höher dritten Personen nur dann zugänglich ge- 
macht werden dürfen, wenn die herausgebende 
Stelle — hier: die Bundesregierung — zustimmt. 

Die Vorschrift des § 4 Abs. 4 GSO-BT ist auch 
dann beachtlich, wenn die Staatsanwaltschaft im 
Wege der Amtshilfe (Art. 35 Abs. 1 GG, § 161 
StPO “ * ) oder aufgrund von § 94 ff. StPO die Ak- 
tenvorlage oder -einsicht begehrt. Zwar ist ein 
parlamentarischer Untersuchungsausschuß der 
Staatsanwaltschaft gegenüber grundsätzlich zur 
Amtshilfe und auch zur Vorlage derjenigen Un- 
terlagen verpflichtet, die für die Ermittlungen der 
Strafverfolgungsbehörde von „Bedeutung sein 
können“ (§§ 94, 95 StPO). 

Vgl. die Nachweise in der dem 1. UA-11. WP 
vorliegenden Ausarbeitung WF VII 53/88, S. 2. 

Aber sowohl die auf Art. 35 Abs. 1 GG i. V. m. 
§ 161 StPO gegründete Pflicht zur Amtshilfe als 
auch die auf §§ 94 ff. StPO gestützte Pflicht zur 
Aktenüberlassung entfällt, wenn ihre Erfüllung 
dem ersuchten staatlichen Organ — hier: dem 
Untersuchungsausschuß — rechtlich unmöglich, 
also unzulässig ist. 

Vgl. hierzu, soweit es um die Amtshilfe geht: 
Maunz, in: Maunz/Dürig/Herzog/Scholz, 
Grundgesetz, Art. 35 Rdn. 6; Gubelt, in: 
v. Münch (Hg.), Grundgesetzkommentar, 
Art. 39 Rdn. 9 sowie § 5 Abs. 2 VwVfG der die 
Amtshilfegrundsätze konkretisiert; zu den 
Grenzen der Vorlagepflicht gern. §§ 94 ff. StPO 
vgl. Alsberg/Nüse/Meyer, Der Beweisantrag im 
Strafprozeß, 5. Auflage, 1983, S. 473; Schäfer, 


') Verschlußsachenanweisung für die Bundesbehörden, 
Text beigefügt als Anlage 1. 

’ ') Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages, Text 
beigefügt als Anlage 2. 

”) Die im Text zitierten Vorschriften sind im Wortlaut in An- 
lage 3 wiedergegeben. 


Die Einsicht in Strafakten durch Verfahrensbe- 
teiligte und Dritte, in: NStZ 1985, S. 198 (203). 

Dies ist vorliegend gern. § 4 Abs. 4 GSO-BT der 
Fall, solange die Bundesregierung der Weiter- 
gabe der sekretierten Unterlagen nicht zuge- 
stimmt hat. Denn der Zustimmungsvorbehalt des 
§ 4 Abs. 4 GSO-BT gilt auch bei einer Herausgabe 
von Verschlußsachen an die Staatsanwaltschaft, 
weil § 4 Abs. 4 GSO-BT mit der Weiterleitung von 
Verschlußsachen an „andere Personen“ nicht nur 
diejenige an Private, sondern auch diejenige an 
staatliche Stellen meint. Dies folgt sowohl aus 
dem Wortlaut, der die Weiterleitung an Behörden 
nicht vom Tatbestand des § 4 Abs. 4 GSO-BT aus- 
nimmt, als auch aus dem Sinn dieser Vorschrift. Er 
besteht darin, der herausgebenden — und damit 
der sachnäheren — Stelle die Entscheidung dar- 
über vorzubehalten, ob die Weitergabe der Unter- 
lagen unbedenklich ist oder aber „dem Wohl des 
Bundes oder eines deutschen Landes Nachteile 
bereiten würde" (§ 96 StPO/§ 5 Abs. 2 VwVfG). 

Im Ergebnis gilt Vergleichbares, wenn ein priva- 
tes Unternehmen einem parlamentarischen Un- 
tersuchungsausschuß die Fotokopien von Finnen- 
unterlagen zur Verfügung gestellt und dieser die 
„geheime“ Behandlung gern. § 2 Abs. 3 GSO-BT 
zugesagt hat. Soweit diese Unterlagen als Beweis- 
mittel in einem gegen Organe der herausgeben- 
den Unternehmen geführten strafrechtlichen Er- 
mittlungsverfahren in Betracht kommen, dürfen 
sie der Staatsanwaltschaft nur dann zugänglich 
gemacht werden, wenn 

— entweder das Unternehmen dem zugestimmt 

— oder die Staatsanwaltschaft die richterliche 
Anordnung der Beschlagnahme der (Origi- 
nal-) Unterlagen erwirkt hat. 

Dies folgt zwar nicht aus § 4 Abs. 4 GSO-BT, weil 
das private Unternehmen nicht herausgebende 
Stelle i. S. v. § 4 Abs. 4 GSO-BT i. V. m. § 3 Abs. 2 
und 3 GSO-BT ist. Der Untersuchungsausschuß 
hat jedoch als hoheitlich handelndes Organ gern. 
Art. 1 Abs. 3 GG 

— das verfassungsrechtlich verankerte „nemo- 
tenetur-se-ipsum accusare“ -Prinzip (dazu un- 
ter 2.1) und 
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— die strafprozessualen Rechte der Organe des 
Unternehmens in einem gegen sie gerichteten 
Verfahren (dazu unter 2.2) aufgrund seiner 
Fürsorgepflicht 

zu beachten. Beide Aspekte begrenzen — unter 
dem Gesichtspunkt der Zulässigkeit — sowohl die 
Pflicht zur Amtshilfe (Art. 35 Abs. 1 GG i. V. m. 
§ 161 StPO) als auch die Pflicht zur Aktenvorlage 
nach §§ 94, 95 StPO. 

Im einzelnen 

2.1 Soweit gegen Organe eines privaten Unterneh- 
mens ein Strafverfahren geführt wird, sind diese 
als Beschuldigte in diesem Verfahren von der 
Pflicht ausgenommen, „Gegenstände, die als Be- 
weismittel von Bedeutung sein können, . . . auf 
Erfordern vorzulegen und auszuliefern" (§§ 94, 95 
StPO). Dies folgt aus dem angesprochenen, in 
Art. 1 Abs. 1 GG, Art. 20 Abs. 3 GG verankerten 
„nemo-tenetur"-Prinzip, nach dem niemand in ei- 
nem staatlichen Verfahren die Pflicht hat, sich 
selbst zu belasten. Dementsprechend steht es den 
Organen der privaten Unternehmen in einem ge- 
gen sie gerichteten Strafverfahren frei, ob sie ei- 
ner Aufforderung der Staatsanwaltschaft, Firmen- 
unterlagen vorzulegen, nachkommen oder nicht. 
Eine Vorlagepflicht trifft sie demnach nicht. 

Vgl. Kleinknecht/Meyer, Strafprozeßordnung, 
36. Auflage 1983, § 95 Anm. 2; Meyer, in: 
Löwe-Rosenberg, Die Strafprozeßordnung und 
das Gerichtsverfassungsgesetz, 23. Auflage, 
§ 93 Rdn. 3; Rogall, Der Beschuldigte als Be- 
weismittel gegen sich selbst — Ein Beitrag zur 
Geltung des Satzes „nemo-tenetur-seipsum- 
prodere" im Strafprozeß, 1976, S. 58. 

Ganz anders stellt sich demgegenüber die Rechts- 
position derselben Untemehmensorgane in einem 
parlamentarischen Untersuchungsverfahren dar, 
in dem sie nicht Betroffenei. S. v. § 18IPA-Regeln 
sind: Hier müssen sie diejenigen Unterlagen, die 
sie in einem gegen sie gerichteten Strafverfahren 
nicht vorzulegen brauchen, dem Untersuchungs- 
ausschuß gern. Art. 44 Abs. 2 GG i. V. m. §§ 94, 95 
StPO vorlegen, sofem diese als Beweismittel für 
dessen Untersuchungen von Bedeutung sein kön- 
nen. 

Vgl. zur Begründung im einzelnen die dem 
1. UA-11. WP vorliegende Ausarbeitung 
WF X G 12/87, S. 3. 

Die Folgen dieser Divergenzen in den Rechtsposi- 
tionen im Untersuchungs- und in einem parallel 
geführten Strafverfahren hegen auf der Hand: 
Sind die Organe im Untersuchungsverfahren zur 
Herausgabe von Unterlagen verpflichtet und 
würde der Untersuchungsausschuß diese an die 
Staatsanwaltschaft aufgrund von Art. 35 GG, 
§ 161 StPO oder §§94 ff. StPO weiterleiten, so 
liefe das den Organen der Unternehmen im Straf- 
verfahren zustehende Recht leer, nicht aktiv an 
der eigenen strafrechtlichen Überführung mitzu- 
wirken. Der Sache nach würde der „Kurzschluß" 
von Untersuchungs- und Strafverfahren demnach 
einen Verstoß gegen das nemo-tenetur-Prinzip 


und damit gegen Art. 1 Abs. 1, Art. 20 GG bedeu- 
ten. 

Diese verfassungswidrige Folge läßt sich nur auf 
zwei alternativen Wegen vermeiden: 

Der erste besteht darin, mit Rücksicht auf das 
nemo-tenetur-Prinzip bereits im parlamentari- 
schen Untersuchungsverfahren die Pflicht zur 
Vorlage untersuchungsrelevanter Unterlagen 
(Art. 44 Abs. 2 GG i. V. m. §§ 94, 95 StPO) so ein- 
zuschränken, daß die Inhaber von beweisgeeig- 
neten Urkunden diese dem Untersuchungsaus- 
schuß nicht vorzulegen brauchen, wenn sie 
glaubhaft machen können, sie würden sich hier- 
durch der Gefahr aussetzen, „wegen einer Straf- 
tat oder Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden" 
(§ 55 Abs. 1 StPO). 

Der zweite Lösungsweg beläßt es demgegenüber 
bei der Pflicht des Beweismittelinhabers, dem 
parlamentarischen Untersuchungsausschuß rele- 
vante Unterlagen herausgeben zu müssen, sieht 
aber vor, die Amtshilfe- und Vorlagepflicht des 
Untersuchungsausschusses einzuschränken, also 
die Nahtstelle zwischen Untersuchungs- und 
Strafverfahren abzudichten. Dies kann in der 
Weise geschehen, daß die freiwillig übergebenen 
Unterlagen 

— ausschließlich für Zwecke der parlamentari- 
schen Untersuchung verwendet und entspre- 
chend sekretiert werden, folglich 

— nur dann an die Staatsanwaltschaft weiterge- 
leitet werden dürfen, wenn das Einverständnis 
des verfügungsberechtigten ursprünglichen 
Inhabers der betreffenden Beweismittel oder 
die richterliche Anordnung der Beschlag- 
nahme vorhegt. 

Für das zweite Lösungskonzept, das auch der 
1. UA - 1 1. WP mit seiner Zusage, die vorgelegten 
Akten geheimzuhalten, offenbar favorisiert hat, 
sprechen die besseren Gründe: Der erstgenannte 
Weg hat den entscheidenden Nachteil, daß er ein- 
seitig zu Lasten des parlamentarischen Untersu- 
chungsrechts (Art. 44 Abs. 1 GG) geht und dieses 
ohne zwingenden sachlichen Grund einschränkt. 
Jeder Untersuchungsausschuß, der die Vorlage 
von Unterlagen gern. Art. 44 Abs. 2 GG i. V. m. 
§§ 94, 95 StPO begehrt, müßte mit dem Einwand 
rechnen, diese seien auch unter strafrechtlichem 
Aspekt relevant und eine Vorlagepflicht bestände 
daher nicht, weil nicht ausgeschlossen sei, daß die 
Staatsanwaltschaft über den Untersuchungsaus- 
schuß die Verfügung über die betreffenden Ur- 
kunden erlange. Vielfach würden daher parla- 
mentarische Untersuchungsausschüsse entweder 
gar nicht oder erst nach einem zeitraubenden Be- 
schlagnahmeverfahren in den Besitz der von ih- 
nen benötigten Unterlagen gelangen. 

Diesen Nachteil vermeidet die zweite Lösung, die 
zudem die praktische Konkordanz aller beteilig- 
ten Interessen ermöglicht: 

— Der Untersuchungsausschuß behält den An- 
spruch gern. Art. 44 Abs. 2 GG i. V. m. §§ 94, 
95 StPO auf Herausgabe untersuchungsrele- 
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vanter Akten und damit die Chance, in diese 
ohne Einschaltung der Gerichte unverzüglich 
Einblick nehmen zu können; 

— der Beweismittelinhaber läuft nicht Gefahr, 
durch die Vorlage der Unterlagen an den Un- 
tersuchungsausschuß sich derjenigen Rechts- 
position zu begeben, die ihm aufgrund des 
nemo-tenetur-Prinzips gegenüber der Staats- 
anwaltschaft zusteht; 

— die staatlichen Strafverfolgungsinteressen 
werden nicht beeinträchtigt, weil die Beweis- 
mittel für das Strafverfahren nicht verloren 
sind: Denn die Staatsanwaltschaft kann die 
richterliche Anordnung der Beschlagnahme 
beantragen, wenn der Beweismittelinhaber 
die Herausgabe der Originalurkunden oder 
die Zustimmung verweigert, daß der Untersu- 
chungsausschuß die ihm in Fotokopie vorlie- 
genden Unterlagen weiterleitet; insoweit er- 
setzt die Beschlagnahme den freien Willen zur 
Herausgabe oder zu deren Zustimmung, so 
daß Friktionen mit dem nemo-tenetur-Prinzip 
nicht (mehr) auftreten. 

Vgl. hierzu: E. Schmidt, Lehrkommentar zur 
StPO, Band II, 1957, § 94 Rdn. 6; ferner die 
dem l.UA-11. WP vorliegende Ausarbei- 
tung WFXG 11/87, S. 5/6.' 

2.2 Abgesehen von diesen, auf dem nemo-tenetur- 
Prinzip aufbauenden Zusammenhängen führt 
auch die von dem parlamentarischen Untersu- 
chungsausschuß zu beachtende prozessuale Für- 
sorgepflicht zu dem Ergebnis, daß die Weiterlei- 
tung der freiwillig vorgelegten Unterlagen an die 
Staatsanwaltschaft nur unter den dargelegten 
Voraussetzungen (oben 2.) zulässig ist. Dies gilt 
jedenfalls dann, wenn der Untersuchungsaus- 
schuß — wie vorliegend — von der Verpflichtung 
der Unternehmensorgane, Akten vorlegen zu 
müssen (§§ 94, 95 StPO), ausgegangen ist, auf ihre 
Realisierung Wert gelegt und zugesagt hat, die 
Unterlagen würden sekretiert und somit aus- 
schließlich für Zwecke der parlamentarischen Un- 
tersuchung verwendet. In einem solchen Fall ist 
der Untersuchungsausschuß auch gegenüber der 
Staatsanwaltschaft an seine Zusage gebunden. 
Dies ergibt sich aus folgenden systematischen Zu- 
sammenhängen der strafprozessualen Vorschrif- 
ten: 

Würden die Organe der Unternehmen in einem 
gegen sie gerichteten Strafverfahren von der 
Staatsanwaltschaft aufgefordert, Firmenunterla- 
gen gern. §§ 94, 95 StPO vorzulegen, so könnten 
sie prüfen und entscheiden, ob die Herausgabe 
zum Zwecke der Strafverfolgung geeignet, erfor- 
derlich und verhältnismäßig ist und ob ihr Gegen- 
rechte — z. B. nach § 97 StPO oder aufgrund des 
nemo-tenetur-Prinzips — entgegenstehen. 

Verweigerten sie die Vorlage, so bliebe der 
Staatsanwaltschaft der Weg der richterlichen An- 
ordnung der Beschlagnahme, die — wie er- 
wähnt — den fehlenden Herausgabewillen er- 
setzt. Aufgrund dieser sich aus der Systematik der 
§§94 ff. StPO ergebenden Rechtslage ist sicherge- 
stellt, daß die Zulässigkeit der Verwendung eines 


Beweismittels und mögliche prozessuale Gegen- 
rechte geprüft werden, und zwar entweder von 
dem Beweismittelinhaber selbst oder von einem 
unabhängigen Richter. 

Diese gesetzliche Entscheidung würde überspielt, 
wenn die einem Untersuchungsausschuß freiwil- 
lig übergebenen Unterlagen der Staatsanwalt- 
schaft ohne Zustimmung des Urkundeninhabers 
und ohne richterliche Anordnung zur Verfügung 
gestellt würden. Dem läßt sich nicht entgegenhal- 
ten, durch die Herausgabe der Unterlagen an den 
Untersuchungsausschuß habe sich der Beweis- 
mittelinhaber — sehenden Auges — der Rechte 
begeben, die er gegenüber der Staatsanwalt- 
schaft habe. Denn ihrem Erklärungswert nach be- 
deutet die Vorlage der Unterlagen an den Unter- 
suchungsausschuß nicht, daß ihr Inhaber auch mit 
ihrer Verwendung in einem Strafverfahren ohne 
weiteres einverstanden ist. Dies folgt vorhegend 
schon daraus, daß er die Herausgabe von der Zu- 
sage geheimer Behandlung abhängig gemacht 
hat, und ergibt sich zudem auch aus anderen 
Gründen: 

Verlangt der parlamentarische Untersuchungs- 
ausschuß gern. Art. 44 Abs. 2 GG i. V. m. §§ 94 ff. 
StPO die Vorlage beweisrelevanter Unterlagen, 
so kann der aufgeforderte Inhaber der Beweismit- 
tel lediglich in bezug auf das Untersuchungsver- 
fahren prüfen und beurteilen, ob das Herausgabe- 
verlangen begründet ist; entscheidungsrelevant 
ist hierbei, ob die Vorlage zur Erfüllung des Unter- 
suchungsauftrages geeignet, erforderlich und 
verhältnismäßig ist, ferner, ob dem Herausgabe- 
verlangen prozessuale Gegenrechte — z. B. aus 
§ 97 StPO — entgegenstehen. Diese Prüfung ist 
nicht mit derjenigen identisch, die der Urkunden- 
inhaber anzustellen hätte, wenn er von der Staats- 
anwaltschaft auf gefordert würde, in einem Ermitt- 
lungsverfahren Beweismittel gern. §§ 94, 95 StPO 
vorzulegen: Weil die Strafgesetze und der straf- 
prozessuale Tatverdacht ein anderes Verfahrens- 
programm als der Untersuchungsauftrag vorge- 
ben können, können auch die Antworten auf die 
nach §§ 94 ff. StPO relevanten Fragen in dem Un- 
tersuchungs- und in dem parallel geführten Straf- 
verfahren unterschiedlich ausfallen. Vor diesem 
Hintergrund bedeutet die freiwillige Vorlage von 
Urkunden im parlamentarischen Untersuchungs- 
verfahren lediglich, daß der Inhaber akzeptiert, 
ihre Heranziehung und Verwertung sei in diesem 
Verfahren zulässig. 

Nimmt man demnach die dargestellten prozes- 
sualen Zusammenhänge und die hieraus resultie- 
renden Rechte ernst, die der Urkundeninhaber in 
einem Strafverfahren hat, so führt dies zu der Fol- 
gerung, daß der Untersuchungsausschuß nur eine 
— auf die Zwecke seiner Untersuchung — einge- 
schränkte Verfügungsgewalt über die von Priva- 
ten freiwillig vorgelegten Unterlagen besitzt. Der 
übrige Teil der Verfügungsgewalt verbleibt dem- 
nach bei dem ursprünglichen Beweismittelinha- 
ber: Weil er die Beweismittel dem Untersu- 
chungsausschuß nur zu einem eingeschränkten 
Zweck — der Erfüllung des Untersuchungsauftra- 
ges — überlassen hat, ist seine Zustimmung zur 
Weitergabe an die Staatsanwaltschaft oder die 
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richterliche Anordnung der Beschlagnahme erfor- 
derlich. 

So ausdrücklich Schäfer, a, a. O., S. 203 für die 
umgekehrte Situation, in der ein Untersu- 
chungsausschuß von der Staatsanwaltschaft die 
Herausgabe von Akten verlangt, die dieser frei- 
willig vorgelegt worden sind. 

Von dieser Rechtslage gehen auch die Staatsan- 
waltschaften aus, soweit sie Amtshilfe unterein- 
ander leisten. So berichtet Schäfer (a. a. O., 
S. 204)-. „Übergibt die Staatsanwaltschaft ein Be- 
weismittel ihres Verfahrens an eine andere 
Staatsanwaltschaft für deren Verfahren, so wird 
von der übernehmenden Staatsanwaltschaft ent- 
weder die Einwilligung zur Herausgabe an sie 
eingeholt oder die Sache — auf Antrag der ande- 
ren Staatsanwaltschaft — durch das sodann zu- 
ständige Gericht — für das andere Verfahren be- 
schlagnahmt. Ähnliches gilt, wenn ein Gegen- 
stand als Zufallsfund nach § 108 StPO vorläufig 
sichergestellt wird; in einem neuen Ermittlungs- 
verfahren bedarf es einer selbständigen Beschlag- 
nahme, obwohl auch in diesem Fall die Staatsan- 
waltschaft die Beweismittel (eigentlich) in Ge- 
wahrsam hat und deshalb § 95 StPO erfüllt ist. 
Weil aber in beiden Fällen für das neue Verfahren 
selbständig zu prüfen ist, ob es sich um ein zuläs- 
siges Beweismittel handelt, bedarf es der Einwil- 
ligung des (ursprünglichen) Beweismittelinha- 
bers oder der Beschlagnahme". 

2.3 Aus diesen verfassungsrechtlichen und gesetzli- 
chen Zusammenhängen folgt demnach: Erhält ein 
parlamentarischer Untersuchungsausschuß auf 
freiwilliger Basis Beweismittel und sagt er deren 
geheime Behandlung zu, so ist er an diese Zusage 
auch gegenüber der Staatsanwaltschaft gebun- 
den, weil er andernfalls das nemo-tenetur-Prinzip 
verletzen und die strafprozessualen Rechte desje- 
nigen beeinträchtigen würde, der ihm die Unter- 
lagen herausgegeben hat. Daher ist die Weiterlei- 


tung dieser Unterlagen an die Staatsanwaltschaft 
nur unter den dargelegten Voraussetzungen 
(oben 2.) zulässig. 

Dies gilt unabhängig von der Art des Delikts, das 
Gegenstand der staatsanwaltschaftlichen Ermitt- 
lungsverfahrens ist, weü für den Untersuchungs- 
ausschuß sowohl das nemo-tenetur-Prinzip als 
auch die dargelegten strafprozessualen Verfah- 
rensrechte ausnahmslos und ohne Rücksicht auf 
die Schwere des Delikts sowie des Grades des 
Verdachts, der die staatsanwaltschaftlichen Er- 
mittlungen auslöst, beachtlich sind. 

3. Die vorstehenden Grundsätze bedeuten nicht, 
daß ein Untersuchungsausschuß gegenüber der 
Staatsanwaltschaft überhaupt nicht zur Amtshilfe 
(Art. 35 Abs. 1 GG, § 161 StPO) und zur Vorlage 
von Akten gern. §§ 94 ff. StPO verpflichtet wäre. 
Soweit andere als freiwillig vorgelegte Beweis- 
mittel betroffen sind — z. B. Niederschriften über 
Zeugenaussagen — verbleibt es bei dem Grund- 
satz, sie im Rahmen der gebotenen Kooperation 
(dazu: OLG Köln, in: NJW 1985, S. 336) aufgrund 
von Art. 35 Abs. 1 GG i. V. m. § 161 StPO oder 
§§ 94 ff. StPO auf Anforderung vorlegen zu müs- 
sen, sofern im Einzelfall die Voraussetzungen der 
Amtshilfe oder von §§ 94, 95 StPO erfüllt sind. 
Dies gilt nach dem Dargelegten auch im Hinblick 
auf freiwillig vorgelegte Fotokopien von Unterla- 
gen, wenn die Beschlagnahme der Originale rich- 
terlich angeordnet ist, die Staatsanwaltschaft 
diese jedoch nicht ausfindig machen kann: In die- 
sem Fall ist die Amtshilfe rechtlich zulässig, weil 
dann — wie erwähnt — die Beschlagnahme- 
anordnung die fehlende Zustimmung ersetzt und 
die Weiterleitung der betreffenden Urkunden 
deshalb weder mit dem nemo-tenetur-Prinzip 
noch mit den strafprozessualen Rechten des Be- 
schuldigten kollidiert. 

Dr. Engels 


Anlage 1 zu Anhang 1.14 

Verschlußsachenanweisung für die Bundesbehörden — VSA — (Auszug) 


IV. Geheimhaltungsgrade der VS 

§ 7 

VS sind je nach dem Schutz, dessen sie bedürfen, in 
folgende Geheimhaltungsgrade einzustufen: 

1. STRENG GEHEIM, 

wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte den 
Bestand der Bundesrepublik Deutschland oder ei- 
nes ihrer Länder gefährden kann. 

2. GEHEIM, 

wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte die Si- 
cherheit der Bundesrepublik Deutschland oder ei- 


nes ihrer Länder gefährden, ihren Interessen oder 
ihrem Ansehen schweren Schaden zufügen kann. 

3. VS- VERTRAULICH, 

wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte für die 
Interessen oder das Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland oder eines ihrer Länder schädlich sein 
kann. 

4. VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH, 

wenn die Kenntnisnahme durch Unbefugte für die 
Interessen oder das Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland oder eines ihrer Länder nachteilig 
sein kann. 
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Anlage 2 zu Anhang 1.14 


Geheimschutzordnung des Deutschen Bundestages — GSO-BT — (Auszug) 


§3 

Wahl und Änderung der Geheimhaltungsgrade 

(1) Von Geheimeinstufungen ist nur der unbedingt 
notwendige Gebrauch zu machen. VS sind nicht hö- 
her einzustufen, als es ihr Inhalt erfordert. 

(2) Den Geheimhaltungsgrad der VS bestimmt die 
herausgebende Stelle. Sie teilt die Änderung oder 
Aufhebung des Geheimhaltungsgrades einer VS dem 
Empfänger schriftlich mit. 

(3) Herausgebende Stelle im Sinne des Absatzes 2 
sind bei VS, die innerhalb des Bundestages entste- 
hen, 

a) der Präsident, 

b) die Vorsitzenden der Ausschüsse, 

c) weitere vom Präsidenten ermächtigte Stellen. 

§4 

Kenntnis und Weitergabe einer VS 

(1) Über den Inhalt einer VS des Geheimhaltungsgra- 
des VS- VERTRAULICH und höher darf nicht umfas- 


Strafprozeßordnung (Auszug) 

§ 94. Gegenstand der Beschlagnahme 

(1) Gegenstände, die als Beweismittel für die Untersu- 
chung von Bedeutung sein können, sind in Verwah- 
rung zu nehmen oder in anderer Weise sicherzustel- 
len. 

(2) Befinden sich die Gegenstände in dem Gewahrsam 
einer Person und werden sie nicht freiwillig herausge- 
geben, so bedarf es der Beschlagnahme. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Führerscheine, 
die der Einziehung unterliegen. 


§ 95. Herausgabepflicht 

(1) Wer einen Gegenstand der vorbezeichneten Art in 
seinem Gewahrsam hat, ist verpflichtet, ihn auf Erfor- 
dern vorzulegen und auszuliefem. 

(2) 1 Im Falle der Weigerung können gegen ihn die in 
§ 70 bestimmten Ordnungs- und Zwangsmittel festge- 
setzt werden. 2 Das gilt nicht bei Personen, die zur 
Verweigerung des Zeugnisses berechtigt sind. 


sender und früher unterrichtet werden, als dies aus 
Gründen der parlamentarischen Arbeit unerläßlich 
ist. 


(2) Im Rahmen des Absatzes 1 darf ein Mitglied des 
Bundestages, dem eine VS des Geheimhaltungsgra- 
des VS- VERTRAULICH und höher zugänglich ge- 
macht worden ist, andere Mitglieder des Bundestages 
davon in Kenntnis setzen. 


(3) Fraktionsangestellten und Mitarbeitern von 
Mitgliedern des Bundestages dürfen VS des Ge- 
heimhaltungsgrades VS-VERTRAULICH und hö- 
her in diesem Rahmen nur zugänglich gemacht wer- 
den, wenn sie vom Präsidenten zum Umgang mit 
VS ermächtigt und zur Geheimhaltung förmlich ver- 
pflichtet sind. 

(4) Anderen Personen dürfen VS des Geheimhal- 
tungsgrades VS-VERTRAULICH und höher nur mit 
Zustimmung der herausgebenden Stelle zugänglich 
gemacht werden, wenn sie zum Umgang mit VS er- 
mächtigt und zur Geheimhaltung förmlich verpflichtet 
sind. 


Anlage 3 zu Anhang 1.14 


§ 96. Amtliche Schriftstücke 

Die Vorlegung oder Auslieferung von Akten oder an- 
deren in amtlicher Verwahrung befindlichen Schrift- 
stücken durch Behörden und öffentliche Beamte darf 
nicht gefordert werden, wenn deren oberste Dienstbe- 
hörde erklärt, daß das Bekanntwerden des Inhalts die- 
ser Akten oder Schriftstücke dem Wohl des Bundes 
oder eines deutschen Landes Nachteile bereiten 
würde. 


§ 97. Der Beschlagnahme nicht unterliegende 

Gegenstände 

(1) Der Beschlagnahme unterliegen nicht 

1. schriftliche Mitteilungen zwischen dem Beschul- 
digten und den Personen, die nach § 52 oder § 53 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 a das Zeugnis verweigern dür- 
fen, 

2. Aufzeichnungen, welche die in § 53 Abs. 1 Nr. 1 bis 
3 a Genannten über die ihnen vom Beschuldigten 
anvertrauten Mitteilungen oder über andere Um- 
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stände gemacht haben, auf die sich das Zeugnis- 
verweigerungsrecht erstreckt, 

3. andere Gegenstände einschließlich der ärztlichen 
Untersuchungsbefunde, auf die sich das Zeugnis- 
verweigerungsrecht der in § 53 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 a 
Genannten erstreckt, 

(2) 1 Diese Beschränkungen gelten nur, wenn die Ge- 
genstände im Gewahrsam der zur Verweigerung des 
Zeugnisses Berechtigten sind. 2 Der Beschlagnahme 
unterliegen auch nicht Gegenstände, auf die sich das 
Zeugnisverweigerungsrecht der Ärzte, Zahnärzte, 
Apotheker und Hebammen erstreckt, wenn sie im 
Gewahrsam einer Krankenanstalt sind, sowie Gegen- 
stände, auf die sich das Zeugnisverweigerungsrecht 
der in § 53 Abs. 1 Nr. 3 a genannten Personen er- 
streckt, wenn sie im Gewahrsam der anerkannten Be- 
ratungsstelle nach § 218 b Abs. 2 Nr. 1 des Strafge- 
setzbuches sind. 3 Die Beschränkungen der Beschlag- 
nahme gelten nicht, wenn die zur Verweigerung des 
Zeugnisses Berechtigten einer Teilnahme oder einer 
Begünstigung, Strafvereitelung oder Hehlerei ver- 
dächtig sind oder wenn es sich um Gegenstände han- 
delt, die durch eine Straftat hervorgebracht oder zur 
Begehung einer Straftat gebraucht oder bestimmt sind 
oder die aus einer Straftat herrühren. 

(3) Soweit das Zeugnisverweigerungsrecht der Mit- 
glieder des Bundestages, eines Landtages oder einer 


zweiten Kammer reicht (§ 53 Abs. 1 Nr. 4), ist die Be- 
schlagnahme von Schriftstücken unzulässig. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind entsprechend anzuwen- 
den, soweit die in § 53 a Genannten das Zeugnis ver- 
weigern dürfen. 

(5) 1 Soweit das Zeugnisverweigerungsrecht der in 
§ 53 Abs. 1 Nr. 5 genannten Personen reicht, ist die 
Beschlagnahme von Schriftstücken, Ton-, Bild- und 
Datenträgern, Abbildungen und anderen Darstellun- 
gen, die sich im Gewahrsam dieser Personen oder der 
Redaktion, des Verlages, der Druckerei oder der 
Rundfunkanstalt befinden, unzulässig. 2 Absatz 2 
Satz 3 gilt entsprechend. 


§161. Ermittlungen 

‘Zu dem im vorstehenden Paragraphen bezeichneter 
Zweck kann die Staatsanwaltschaft von allen öffentli- 
chen Behörden Auskunft verlangen und Ermittlungen 
jeder Art entweder selbst vornehmen oder durch die 
Behörden und Beamten des Polizeidienstes vorneh- 
men lassen. 2 Die Behörden und Beamten des Polizei- 
dienstes sind verpflichtet, dem Ersuchen oder Auftrag 
der Staatsanwaltschaft zu genügen. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG 
Fachbereich X 

Recht der Untersuchungsausschüsse, Enquete-Kommissionen und Anhörungen 
Wissenschaftliche Dienste 


THEMA: 


BEARBEITER: 

DATUM: 

REG.-NUMMER: 


Probleme bei der Anwendung der Geheimschutzordnung ln Verfahren der 
parlamentarischen Untersuchungsausschüsse des Bundestages 
— Geltendes Recht und Möglichkeiten de lege ferenda — 

RD Dr. Engels 
7. Dezember 1988 
WF X G 62/88 


Ergebnis und Inhaltsübersicht 

1. Aufgrund verfassungsgerichtlicher Vorgaben ge- 
winnt die Geheimschutzordnung des Deutschen 
Bundestages (GSO-BT) in Verfahren der parla- 
mentarischen Untersuchungsausschüsse zuneh- 
mende Bedeutung für den Schutz von Betriebs-, 
Geschäfts- und Steuergeheimnissen privater Un- 
ternehmen (dazu im folgenden unter 1.). 

2. Für diese moderne Entwicklung ist die GSO-BT 
nicht ausreichend gerüstet, weil sie 

— nicht auf den Schutz privater Geheimnisse ge- 
münzt ist, 

— keine strikten Verschwiegenheitspflichten für 
Mitglieder des Bundestages normiert und 

— keine Sanktionen bei Verstößen gegen ihre 
Vorschriften vorsieht 

(dazu unter 2.). 

3. Die Reformfragen der Anwendbarkeit der GSO-BT 
auf private Geheimnisse und der gesetzlichen Nor- 
mierung einer strikten Verschwiegenheitspflicht 
sind Gegenstand der laufenden Beratungen des 
Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung zu den ihm überwiesenen Gesetz- 
entwürfen über Einsetzung und Verfahren parla- 
mentarischer Untersuchungsausschüsse; das Pro- 
blem der fehlenden Sanktion läßt sich de lege fe- 
renda nach dem Vorbild des § 8 Abs. 3 S. 1 der Ver- 
haltensregeln für die Mitglieder des Deutschen 
Bundestages — Veröffentlichung des festgestell- 
ten Pflichtenverstoßes — lösen (dazu unter 3.). 


1. Zur aktuellen Bedeutung des Geheimnisschutzes 
in parlamentarischen Untersuchungsverfahren 

1.1 

Die GSO-BT spielt in der Praxis der parlamentari- 
schen Untersuchungsausschüsse eine zunehmende 
Rolle. Im Zentrum der jüngeren Entwicklung steht 
allerdings nicht der Schutz von Tatbeständen, die aus 
Gründen des Staatswohls gegenüber der Öffentlich- 
keit geheimzuhalten sind; die praktischen Probleme 
haben sich vielmehr auf Fragen der vertraulichen Be- 
handlung privatwirtschaftlicher Vorgänge konzen- 


triert, die den Untersuchungsausschüssen im Laufe 
ihrer Ermittlungen bekannt werden. 


1.2 

Ursächlich hierfür ist die — seit der 10. Wahlperiode 
zu beobachtende — Ausweitung parlamentarischer 
Untersuchungen auf nicht genuin staatliche Bereiche. 
Die hierdurch bedingte Einbindung privater Unter- 
nehmen in Beweiserhebungen parlamentarischer Un- 
tersuchungsausschüsse mündet dabei unmittelbar in 
den Antagonismus zwischen dem Postulat der öffent- 
lichen Verfahrensführung (Art. 44 Abs. 1 S. 1 GG) 
und den Interessen der betroffenen Unternehmen an 
dem Schutz von Betriebs-, Geschäfts- und Steuerge- 
heimnissen. In diesem Konflikt hat das Bundesverfas- 
sungsgericht im Flick-' 2 ) und im BGAG-Urteil 3 ) Kom- 
promisse vorgezeichnet, die sein früherer Präsident 
Zeidler als „Versuche lebenspraktischer Lösungen" 4 ) 
bezeichnet hat und in deren Rahmen die Anwendung 
und Beachtung der GSO-BT die entscheidende Rolle 
spielt: Danach können die parlamentarischen Unter- 
suchungsausschüsse gemäß Art. 44 Abs. 2 GG i. V. m. 
§§ 94, 95 StPO 5 ) zwar die Vorlage untersuchungsrele- 
vanter Unterlagen auch dann verlangen, wenn in ih- 
nen grundrechtsbedeutsame Daten, insbesondere Be- 
triebs- oder Geschäftsgeheimnisse gespeichert sind-, 
dieser Anspruch steht jedoch unter dem Vorbehalt, 
daß der jeweilige Untersuchungsausschuß die zum 
Schutz dieser Geheimnisse erforderlichen Diskre- 
tionsmaßnahmen trifft. Dementsprechend haben so- 


') Art. 44 Abs. 1 S. 1 GG lautet: .Der Bundestag hat das Recht 
und auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder die Pflicht, 
einen Untersuchungsausschuß einzusetzen, der in öffentli- 
cher Verhandlung die erforderlichen Beweise erhebt. Die 
Öffentlichkeit kann ausgeschlossen werden. 

2 ) Urteil vom 17. Juni 1984 - 2BvRll und 15/83-, in: 
BVerfGE 67, S. 100. 

3 ) Urteil vom 5. November 1986 — 2 BvR 1178/86 u. a. — , in: 
BVerfGE 74, S. 7. 

4 ) W. Zeidler, Der Unternehmer im Wandel der Rechts- und 
Sozialordnung, in: Industrie- und Handelskammer Mittlerer 
Oberrhein, IHK-Vorträge 1/87/V, S. 17. 

5 ) Die Vorschriften lauten: 

§ 94 Abs. 1: .Gegenstände, die als Beweismittel für die Un- 
tersuchung von Bedeutung sein können, sind in Verwahrung 
zu nehmen oder in anderer Weise sicherzustellen". 

§ 95 Abs. 1: .Wer einen Gegenstand der vorbezeichn eten Art 
in seinem Gewahrsam hat, ist verpflichtet, ihn auf Erfordern 
vorzulegen und auszuliefem“. 
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wohl der erste, dritte und vierte Untersuchungsaus- 
schuß der 10. Wahlperiode (Flick/Neue Heimat/ 
U-Boot-Affäre) als auch die beiden Untersuchungs- 
ausschüsse der 11. Wahlperiode (U-Boot-Affäre/ 
Transnuklear) ihnen übergebene schriftliche Unterla- 
gen mit grundrechtsrelevanten Inhalten als Ver- 
schlußsachen i. S. v. § 1 Abs. 2 GSO-BT behandelt. 


1.3 

Der vom Bundesverfassungsgericht vorgezeichnete 
Kompromiß basiert auf der stillschweigend vorausge- 
setzten Annahme, die GSO-BT begründe für die Mit- 
glieder der parlamentarischen Untersuchungsaus- 
schüsse lückenlose Geheimhaltungs-/Vertraulich- 
keitspflichten, die auch faktisch beachtet würden. Auf 
diese Zusammenhänge hat der frühere Präsident des 
Bundesverfassungsgerichts Zeidler 6 ) ausdrücklich 
hingewiesen: Die zukünftige Linie des Bundesverfas- 
sungsgerichts — so sein Monitum — hänge auch von 
den Erfahrungen mit den Versuchen der (zitierten) 
„lebenspraktischen Lösungen“, also vor allem davon 
ab, ob die Untersuchungsausschüsse in der Lage sind, 
einen umfassenden Geheimnisschutz zu gewährlei- 
sten. 

Daß diese Bedingung erfüllt/erfüllbar sei, wird indes 
sowohl von Teilen der Literatur 7 ) als auch von betrof- 
fenen Unternehmen nachhaltig bestritten 8 ). So ist den 
Aktenherausgabeverlangen der parlamentarischen 
Untersuchungsausschüssen wiederholt entgegenge- 
halten worden, bisherige Erfahrungen rechtfertigten 
den Schluß, Diskretionszusagen würden von Aus- 
schußmitgliedem nicht eingehalten 9 ). Solche und 
ähnliche Einwände, die die faktische Beachtung der 
Regeln der GSO-BT betreffen, hat das Bundesverfas- 
sungsgericht (bislang) mit dem knappen Hinweis zu- 
rückgewiesen 10 ) , mit ihnen ließe sich die Wirksamkeit 
des parlamentarischen Geheimnisschutzes nicht prin- 
zipiell in Abrede stellen. Das Bundesverfassungsge- 
richt rekurriert insoweit auf die selbstverständliche 
Erkenntnis, daß das System der Geheimschutzregeln 
weder „absolute Sicherheit“ garanüeren noch den 
— immer denkbar möglichen — Rechtsbruch, also die 
Verletzung von Vertraulichkeits-/Geheimhaltungs- 
pflichten „von vornherein ausschließen" kann 11 ). 
Gleichwohl werden — wenn man das Monitum Zeid- 
lers beim Wort nimmt — die Fragen der faktischen 
Einhaltung der Diskretionsmaßnahmen in der Diskus- 
sion um die Sachadäquanz der bisherigen „Versuche 


6 ) a. a. O. (oben Fn. 4). 

7 ) Vgl. H. H. Schröer, Die Akteneinsicht durch parlamentari- 
sche Untersuchungsausschüsse, in: DÖV 1986, S. 85, der 
— allerdings unangemessen polemisch — meint, jeder Prak- 
tiker wisse, daß vertrauliche Information gegenüber einem 
Untersuchungsausschuß „einer Pressekonferenz gleich- 
kommt". 

8 ) So jüngst in dem auf Antrag des 1. UA-11. WP vor dem AG 
Bonn anhängigen Beschlagnahmeverfahren 50 GS 500/88. 

9 ) Hierzu: M. Schröder, Aktuelle Fragen des Geheimnisschut- 

zes im parlamentarischen Untersuchungsverfahren, in: Frei- 

heit und Verantwortung im Verfassungsstaat, Festgabe zum 
10jährigen Jubiläum der Gesellschaft für Rechtspolitik, 1984, 

S. 401, 408 mit einer Reihe von „Negativ-Beispielen“. 

>°) BVerfGE 67, S. 100, 136: BVerfGE 77, S. 1, 62. 

u) BVerfGE 77, S. 1, 62. 


lebenspraktischer Lösungen“ zukünftig eine ent- 
scheidende Rolle spielen, jedenfalls dann, wenn sich 
Fälle nachgewiesener Verstöße gegen die GSO-BT 
wiederholen 12 ) und häufen sollten. 


2. Lücken im System der Regeln über den 
parlamentarischen Geheimnisschutz 

Vor diesem Hintergrund ist relevant, daß das Rege- 
lungssystem des parlamentarischen Geheimnisschut- 
zes Schwachstellen aufweist. Sie bestehen darin, daß 
die GSO-BT 

— auf den Schutz privatwirtschaftlicher Vorgänge 
und Geheimnisse gar nicht gemünzt ist, 

— keine strikte Geheimhaltungspflicht normiert 
und 

— keine Sanktionsregeln für den Fall vorsieht, daß 
ein Mitglied eines Untersuchungsausschusses ge- 
gen ihre Vorschriften verstößt. 

Im einzelnen: 

2.1 

Die GSO-BT betrifft in erster Linie Verschlußsachen, 
die aus Gründen des Staatswohls gegen Kenntnis- 
nahme durch Unbefugte zu schützen sind. Dement- 
sprechend können grundsätzlich lediglich solche Vor- 
gänge als VS-GEHEIM oder VS-VERTRAULICH ein- 
gestuft werden, die im Hinblick auf die Sicherheit, die 
Interessen oder das Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland oder eines ihrer Länder sekretiert wer- 
den müssen (§ 2 Abs. 3 und 4 GSO-BT) 13 ). Diese Vor- 
aussetzung ist bei privatwirtschaftlichen Angelegen- 
heiten nur im Ausnahmefall erfüllt, nämlich dann, 
wenn sie — wie Daten der Rüstungsindustrie oder der 
Hochtechnologie — nicht nur private, sondern auch 
und zugleich staatliche Interessen betreffen 14 ). In der 
Regel werden jedoch durch das Bekanntwerden von 
Geschäftsintema eines privaten Unternehmens keine 
staatlichen Belange i. S. v. § 2 Abs. 3 und 4 GSO-BT 
berührt, so daß diese Vorschriften jedenfalls ihrem 
Wortlaut nach eine förmliche Sekreüerung privater 
Untemehmensunterlagen nicht ermöglichen. 

Die Praxis der Untersuchungsausschüsse behilft sich 
in diesem Dilemma — entsprechend den Vorgaben, 


12 ) Zu einem Verstoß gegen die GSO-BT durch ein Mitglied des 
1. UA- 11. WP vgl. die Ausarbeitung WF X G 29/88 (Bear- 
beiter: MR Dr. Busch). 

13 ) Die Vorschriften lauten: § 4 Abs. 3: 

Als GEHEIM eingestuft werden VS, deren Kenntnis durch 
Unbefugte die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder gefährden, ihren Interessen oder 
ihrem Ansehen schweren Schaden zufügen oder für einen 
fremden Staat von großem Vorteil sein würde. 

§ 4 Abs. 4: Als VS-VERTRAULICH eingestuft werden VS, 
deren Kenntnis durch Unbefugte den Interessen oder dem 
Ansehen der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer 
Länder abträglich oder für einen fremden Staat von Vorteil 
sein könnte. 

14 ) Näher hierzu: H.-G. Husch, in: U. Thaysen/S. Schütte- 
meyer: Bedarf das parlamentarische Untersuchungsrecht 
der Reform? 1988, S. 164/165. 
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die das Bundesverfassungsgericht gegeben hat 1S ) — 
mit der analogen Anwendung von § 2 Abs. 3 bis 5 
GSO-BT. Aber auch das ist nicht unproblematisch, 
weil im Wege der Analogie keine Kriterien entwickel- 
bar sind, die die Entscheidung ermöglichen, wann im 
Einzelfall die Einstufung als VS-GEHEIM, wann als 
(„nur") VS- VERTRAULICH oder als VS-NUR FÜR 
DEN DIENSTGEBRAUCH (§ 2 Abs. 5 GSO-BT) zu er- 
folgen hat. Im Klartext bedeutet dies: Die Sekretie- 
rung privatwirtschaftlicher Unterlagen erfolgt auf un- 
sicherem rechtlichen Boden und beschränkt damit in 
rechtlich nicht einwandfreier Weise das aus Art. 38 
GG folgende Recht der Mitglieder des Deutschen 
Bundestages auf prinzipiell ungehinderten Zugang zu 
den im Parlament vorhandenen Informationsquellen 
und ihrer Nutzung für parlamentarische Zwecke 16 ). 


2.2 


Eine weitere Schwachstelle resultiert daraus, daß die 
GSO-BT weder explizit noch implizit strikte Vertrau- 


ullucli 


So dürfen die Mitglieder eines Untersuchungsaus- 
schusses gemäß § 4 Abs. 2 i. V. m. § 4 Abs. 1 GSO- 
BT 17 ) sekretierte Ausschußunterlagen auch anderen 
(ausschußextemen) Mitgliedern des Bundestages zu- 
gänglich machen, wenn „dies aus Gründen der parla- 
mentarischen Arbeit unerläßlich ist". 


Wegen der Unbestimmtheit dieser Rechtsbegriffe ist 
— normativ gesehen — nicht sichergestellt, daß die 
Kenntnis privatwirtschaftlicher, als Verschlußsachen 
eingestufter Unterlagen auf den Kreis der Verfahrens- 
beteiligten begrenzt bleibt; denn gerade im parla- 
mentarischen Untersuchungsverfahren mit seinen 
vielfältigen politisch-parlamentarischen Implikatio- 
nen wird sich die Weitergabe nicht selten damit moti- 
vieren lassen, sie sei „aus Gründen der parlamentari- 
schen Arbeit" — z. B. zur effektiven Kontrolle der 
Bundesregierung, zur Aufdeckung eines illegalen Zu- 
standes oder eines Skandals, den der Untersuchungs- 
ausschuß ermittelt — unerläßlich. 


2.3 

Soweit im Einzelfall — trotz der unsicheren (oben 2.1) 
und unbestimmten (oben 2.2) Rechtsgrundlagen — 
ein Verstoß gegen Geheimhaltungs- oder Vertraulich- 
keitspflichten festgestellt/nachgewiesen werden 


15 ) Strikte Vorgaben hat insbesondere die einstweilige Anord- 
nung des BVerfGs im Verfahren des 3. UA- 10. WP („Neue 
Heimat") gegeben, vgl. BVerfGE 74, S. 7. 

16 ) Ausprägungen dieses Rechts finden sich vor allem in §§ 16 
Abs. 1 S. 1, 69 Abs. 2 GO-BT. 

17 ) Die Vorschriften lauten: 

§ 4 Kenntnis und Weitergabe einer VS. 

(1) Ober den Inhalt einer VS des Geheimhaltungsgrades VS- 
VERTRAULICH und höher darf nicht umfassender und 
früher unterrichtet werden, als dies aus Gründen der par- 
lamentarischen Arbeit unerläßlich ist. 

(2) Im Rahmen des Absatzes 1 darf ein Mitglied des Bundes- 
tages, dem eine VS des Geheimhaltungsgrades VS-VER- 
TRAULICH und höher zugänglich gemacht worden ist, 
andere Mitglieder des Bundestages davon in Kenntnis 
setzen. 


sollte, fehlt es an der Möglichkeit einer Sanktion 18 ). 
Das Grundgesetz, das Abgeordnetengesetz, die Ge- 
schäftsordnung und die GSO-BT sehen eine solche 
nicht vor. Auch die strafrechtliche Bestimmung des 
§ 353b Abs. 2 Nr. 1 StGB 13 ), 26 ) greift in aller Regel 
nicht ein, weil deren Voraussetzungen so gefaßt sind, 
daß die Weitergabe sekretierter privater Beweisunter- 
lagen nur in Ausnahmefällen den Tatbestand erfüllt: 
§ 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB erfaßt nämlich nur diejeni- 
gen Unterlagen, die aufgrund eines ausdrücklichen 
Ausschußbeschlusses (§ 7 Abs. 1 und 7 GSO-BT) ge- 
heimzuhalten sind, also nicht alle diejenigen Ver- 
schlußsachen, deren Sekretierung alleine der Vorsit- 
zende gemäß § 3 Abs. 2 und 3 GSO-BT verfügt hat 21 ); 
er betrifft zum weiteren nur solche Angelegenheiten, 
deren „Geheimhaltung" der Ausschuß beschlossen 
hat, also nicht diejenigen Vorgänge, die nur als VS- 
VERTRAULICH oder VS-NUR FÜR DEN DIENSTGE- 
BRAUCH zu behandeln sind 22 ); weiterhin verlangt 
der Tatbestand des §353b Abs. 2 Nr. 1 StGB, daß 
durch die Offenbarung „wichtige öffentliche Interes- 
sen" gef ährdet werden — eine Voraussetzung, die bei 
der Publizierung eines privaten Betriebs- oder Ge- 
schäftsgeheimnisses in aller Regel 23 ) nicht erfüllt 
ist 24 ). Schließlich muß die Offenbarung „unbefugt" 
erfolgen, was dann nicht der Fall ist, wenn sie gemäß 
§ 4 Abs. 2 i. V. m. § 4 Abs. 1 GSO-BT erlaubt ist 
— weshalb im Ergebnis die strafrechtliche Sanktions- 
norm mit exakt denselben Unbestimmtheiten belastet 
ist, die § 4 Abs. 1 und 2 GSO-BT auszeichnen (oben 
2.2). Im übrigen setzt die Anwendung des § 353b 
Abs. 2 Nr. 1 StGB eine umfassende Güterabwägung 
zwischen dem Geheimhaltungsinteresse und den Be- 
dürfnissen parlamentarischer Öffentlichkeit vor- 


,B ) Vgl. hierzu die zitierte Ausarbeitung WF X 29/88 (oben 
Fn. 12). 

19 ) § 353 b Abs. 2 StGB lautet: Wer, abgesehen von den Fällen 
des Absatzes 1 , unbefugt einen Gegenstand oder eine Nach- 
richt, zu deren Geheimhaltung er 

1. auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans 
des Bundes oder eines Landes oder eines seiner Aus- 
schüsse verpflichtet ist oder 

2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die 
Strafbarkeit der Verletzung der Geheimhaltungspflicht 
förmlich verpflichtet worden ist, 

an einen anderen gelangen läßt oder öffentlich bekannt- 
macht und dadurch wichtige öffentliche Interessen gefähr- 
det, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geld- 
strafe bestraft. 

20 ) § 203 StGB — Verletzung von Privatgeheimnissen — ist von 
vomeherein nicht einschlägig, da Parlamentarier ausdrück- 
lich aus dem potentiellen Täterkreis ausgenommen sind. 

21 ) Vgl. hierzu die Ausarbeitung WF VII 101/88 vom 9. Novem- 
ber 1988 (Bearbeiterin: ORR n Dr. Mockenhaupt-Gordon), 
S. 12 bis 19. 

22 ) So richtig: J. Lirtck, Untersuchungsausschüsse und Privat- 
sphäre, in: ZRP 1987, S. 11, 18; a. A. Lenckner, in Schönke- 
Schröder, StGB, 22. Aufl., 1985, § 353b Anm. 14, der gegen 
den Wortlaut auch vertraulich zu behandelnde Verschlußsa- 
chen von § 353b Abs. 2 erfaßt sieht. 

23 ) Hier gilt das zu § 2 Abs. 3 und 4 GSO-BT oben unter II 1 
Ausgeführte entsprechend. 

2< ) In diesem Punkt ist die Rechtsprechung indes uneinheitlich 
und z. T. großzügiger, indem sie dieses Tatbestandsmerk- 
mal bereits dann bejaht, wenn die Offenbarung das Ver- 
trauen in die Verschwiegenheit staatlicher Stellen erschüt- 
tert, vgl. BGHSt 11, S. 401, 404; hiergegen jedoch zu Recht 
H. Wagner, Die Rechtsprechung zu den Straftaten im Amt 
seit 1975, in: JZ 1987, S. 658, 666 m. z. w. N. 
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aus 25 ); deshalb kann im Einzelfall die Offenbarung 
zwar tatbestandsmäßig i. S. v. § 353b Abs. 2 Nr. 1 
StGB, aber gleichwohl gerechtfertigt und damit straf- 
los sein: Das ist namentlich der Fall, wenn ein soge- 
nanntes illegales Geheimnis 26 ) publiziert wird. Ange- 
sichts dieses Bündels restriktiver Voraussetzungen 
hat § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB für den Schutz privater 
Geheimnisse im parlamentarischen Untersuchungs- 
verfahren kaum praktische Bedeutung 27 ). 


3. Zu Reformfragen 


3.1 

Die Probleme, die aus der unsicheren Rechtsgrund- 
lage (oben 2.1) und der fehlenden Normierung einer 
strikten Verschwiegenheitspflicht (oben 2.2) für den 
Schutz privater Geheimnisse im parlamentarischen 
Untersuchungsverfahren resultieren, sind in der aktu- 
ellen Diskussion um die Reform des parlamentari- 
schen Untersuchungsrechts berücksichtigt: So enthält 
sowohl der von Mitgliedern der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und FDP eingebrachte (sog. interfraktio- 
nelle) Entwurf eines Gesetzes „über Einsetzung und 
Verfahren von Untersuchungsausschüssen des Deut- 
schen Bundestages" (BT-Drs. 11/1896) als auch der 
von der Fraktion der SPD eingebrachte Entwurf eines 
Gesetzes „zur Regelung des Rechts der parlamentari- 
schen Untersuchungsausschüsse" (BT-Drs. 11/2025) 
eine Bestimmung darüber, daß für die Behandlung 
von Beweismitteln, die als Verschlußsachen gekenn- 
zeichnet sind, die GSO-BT Anwendung finden soll 28 ), 
wobei ausdrücklich klargestellt wird, dies gelte auch 
für „private" Unterlagen; zudem schlägt der inter- 
fraktionelle Entwurf die gesetzliche Verankerung ei- 
ner strikten Pflicht zur Verschwiegenheit der geheim- 
haltungsbedürftigen Tatsachen vor, die den Mitglie- 
dern des Untersuchungsausschusses im Laufe der Be- 
weiserhebungen bekannt werden 29 ). 

Da beide Gesetzentwürfe dem Ausschuß für Wahlprü- 
fung, Immunität und Geschäftsordnung überwiesen 
worden sind und dessen Beratungen sich auch auf 
diese Teüaspekte des Diskretionsschutzes sowie der 
damit zusammenhängenden Reformbedürftigkeit der 
GSO-BT beziehen, empfiehlt sich, insoweit das Er- 
gebnis der Reform des parlamentarischen Untersu- 
chungsrechts abzuwarten. 


25 ) Vgl. hierzu nur: Samson, in: Systematischer Kommentar zum 
StGB § 353 b Rn. 22 mit Fallbeispielen. 

26 ) Legaldefinition in § 93 Abs. 2 StGB: Illegale Geheimnisse 
sind „Tatsachen, die gegen die freiheitlich demokratische 
Grundordnung oder unter Geheimhaltung gegenüber den 
Vertragspartnern der Bundesrepublik Deutschland gegen 
zwischenstaatlich vereinbarte Rüstungsbeschränkungen 
verstoßen". 

27 ) Nach J. Bucker, Das Parlamentsrecht in der Hierarchie der 
Rechtsnormen, in: ZParl 17 (1986), S. 324 (328) hat § 353 b 
Abs. 2 Nr. 1 StGB bislang keinerlei praktische Bedeutung 
erlangt. 

2 ») §13 Abs. 4 in BT-Drs. 11/1896; §9 Abs. 4 in BT-Drs. 
11/2025. 

2 ») § 22 in BT-Drs. 11/1896. 


3.2 


Die Frage der fehlenden Sanktion (oben 2.3) ist 
dagegen bislang nicht Gegenstand parlamenta- 
rischer Beratungen zur Reform des Untersuchungs- 
rechts. Weder der interfraktionelle noch der Ge- 
setzentwurf der Fraktion der SPD sieht eine ent- 
sprechende Bestimmung vor — beide wohl auch 
aufgrund der Erwägung, daß das Problem der Sank- 
tion keine spezifische Materie des Untersuchungs- 
rechts, sondern eine Frage ist, die sich im Hinblick 
auf alle normierten Fälle stellt, in denen Mitglieder 
des Bundestages Vertraulichkeitspflichten auferlegt 
sind 30 ). 

Ungeachtet dessen hat jedoch der 57. Deutsche Juri- 
stentag im September 1988 vorgeschlagen, die „straf- 
rechtliche Sanktion für die Verletzung einer strikten 
Verschwiegenheitspflicht" durch Mitglieder eines 
Untersuchungsausschusses „auszubauen" 31 ). Ob in- 
des auf diesem Wege der Schutz privater Geheimnisse 
effektiv und sachgerecht sichergestellt werden kann, 
ist aus mehreren Gründen zumindest zweifelhaft: 
Zum einen erweist sich das Strafrecht in einem ent- 
scheidenden Punkt als stumpfes Instrument, nämlich 
dann, wenn das Geheimnis im Bundestag oder einem 
seiner (Untersuchungs-)Ausschüsse in öffentlicher 
Sitzung offenbart wird; hier steht die Indemnität 
(Art. 46 Abs. 1 GG) der Verhängung einer strafrecht- 
lichen Sanktion entgegen. Zum weiteren liefe eine 
strafrechtliche Norm, die jede Verletzung einer Ge- 
heimhaltungspflicht durch Abgeordnete unter Strafe 
stellt, Gefahr, im Hinblick auf Art. 38 GG unverhält- 
nismäßig zu sein 32 ); denn die Verletzung einer Ver- 
schwiegenheitspflicht besagt für sich genommen 
nichts darüber, ob aus ihr jeweils auch ein Schaden für 
betroffene Rechtsgüter entsteht 33 ), der die strafrecht- 
liche Sanktion — als ultimaratio — rechtfertigen 
würde. Deshalb müßte die Reform der einschlägigen 
Tatbestände 34 ), die an der verfassungsrechtlich sen- 
siblen Nahtstelle von Öffentlichkeitsprinzip (Art. 44 
Abs. 1, Art. 42 GG), freiem Mandat (Art. 38 GG) und 
Bedürfnissen der Vertraulichkeit ansetzt, die Frage 
der Begrenzung auf die „wirklich" strafwürdigen 
Fälle lösen; die Suche nach Kriterien, die diese Fälle 
von den straflosen abzuschichten in der Lage wären, 
dürfte jedoch ergebnislos verlaufen: Sie führte zu Tat- 


30 ) Gesetzliche Verschwiegenheitspflichten für Mitglieder des 
Bundestages sind normiert in: § 5 Abs. 1 S. 2 des Gesetzes 
über die parlamentarische Kontrolle nachrichtendienstlicher 
Tätigkeit des Bundes vom 11. April 1978, BGBl. I S. 453; 
§ 10a Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung i. d. F. des Drit- 
ten Gesetzes zur Änderung der Bundeshaushaltsordnung 
vom 6. August 1986, BGBl. I S. 1275; § 6 Abs. 4 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht i. d. F. der Bekanntma- 
chung vom 12. Dezember 1985, BGBl. I S. 2229; § 6 Abs. 2 
des Richterwahlgesetzes vom 25. August 1950, zuletzt geän- 
dert durch Gesetz vom 30. Juli 1968, BGBl. I S. 873. 

31 ) Beschluß Nr. 27 der Staatsrechtlichen Abteilung des 
57. Deutschen Juristentages. 

32 ) Aus diesem Grund ist der geltende § 353b Abs. 2 StGB re- 
striktiv gefaßt. 

33 ) Hierzu: M. Schröder, a. a. O. (Fn. 9) S. 409. 

3 <) § 353 b StGB und § 203 StGB, vgl, hierzu die zitierte Ausar- 
beitung des Fachbereichs VII (oben Fn. 21). 
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beständen, die entweder nicht praktikabel 35 ) oder so 
unbestimmt waren 36 ), daß sie mit Art. 103 Abs. 2 GG 
kollidieren und deshalb verfassungswidrig sein wür- 
den 37 ). 

Die bisherige Linie, dem Strafrecht in nur äußerst re- 
striktiver Weise den Schutz privater Geheimnisse vor 
unbefugter Offenbarung durch Abgeordnete zu über- 
antworten, hat also ihre guten Gründe; sie spiegelt 
zudem das verfassungspolitisch vorherrschende Man- 
datsverständnis wider, das ausschließt, Geheimhal- 
tungspflichten für Parlamentsmitglieder in derselben 
Weise wie für Beamte mit Strafe zu bewehren: Das 
geltende Konzept, die Geheimhaltung in die persönli- 
che — auch gegenüber der Fraktion, der Partei und 
den Wählern politisch zu tragende — Verantwortung 
der Abgeordneten zu legen 38 ), nimmt daher mit Recht 
auf den Umstand Rücksicht, daß das einzelne Mitglied 
des Parlaments „mangels einer ihm Vorgesetzten Be- 
hörde oder sonstigen Instanz in eigener Verantwor- 
tung prüfen und entscheiden muß", wieweit im Ein- 
zelfall seine Pflicht zur Verschwiegenheit reicht 39 ). 


3.3 

Soweit in diesem Konzept die Konstituierung einer 
Sanktion für Verletzungen parlamentarischer Ge- 
heimhaltungs-/Vertraulichkeitspflichten de lege fe- 
renda als notwendig empfunden wird 40 ), bietet sich 
daher nicht das Straf-, sondern allenfalls das Parla- 
mentsrecht an. 

Die Diskussion einer parlamentarischen Sanktion 
steht indes weitgehend vor einer tabula rasa; Die in 
den Verfassungen einzelner Bundesländer und in ei- 
nigen Geschäftsordnungen der Länderparlamente 
vorgesehenen Sanktionsmöglichkeiten, die vom Aus- 
schluß von den weiteren Ausschußberatungen 41 ) über 
die Abgeordnetenanklage 42 ) bis hin zu dem Verlust 


35 ) Dies wäre der Fall, wenn der Tatbestand verlangen würde, 
daß die Geheimnisverletzung zu einem Schaden führe: 
Denn der Schadensnachweis würde nur in seltenen Ausnah- 
mefällen gelingen. 

36 ) Diesem Bedenken begegnet schon der geltende Tatbestand 
des § 353b Abs. 2 Nr. 1 StGB, weil er auf Merkmale wie 
„unbefugt“ und „wichtige öffenüiche Interessen" abstellt. 

37 ) Art. 103 Abs, 2 GG schreibt vor, daß Straftatbestände hinrei- 
chend „bestimmt“ beschrieben sein müssen. 

38 ) Vgl. § 2 Abs. 1 der Ausführungsbestimmungen zur Geheim- 
schutzordnung des Deutschen Bundestages: „Jeder, dem 
eine Verschlußsache zugänglich gemacht worden ist . . ., 
trägt die persönliche Verantwortung für die Geheimhal- 
tung . . . “ . 

39 ) G. Seibert, Parlamentarischer Untersuchungsausschuß und 
Steuergeheimnis, in: NJW 1984, S. 1001. 

40 ) Vgl. oben 1.3. 

41 ) Art. 13 Abs. 2 der Verfassung der Freien und Hansestadt 
Hamburg i. V. m. § 66 Abs. 2 der GO der Hamburger Bür- 
gerschaft. 

<2 ) Art. 61 Abs. 3 der Verfassung des Freistaates Bayern; Art. 85 
der Verfassung des Saarlandes. 


des Mandats 43 ) reichen, dürften sich kaum als Vorbil- 
der für eine Reform eignen: Abgesehen davon, daß 
die beiden letztgenannten Sanktionsformen nur durch 
eine Änderung des Grundgesetzes festgeschrieben 
werden könnten, wären die genannten Rechtsfolgen 
bei Verletzungen von Verschwiegenheitspflichten 
zum Nachteil privater Unternehmen weder angemes- 
sen noch im Hinblick auf Art. 38 GG verhältnismä- 
ßig. 

Als Reformansatz bieten sich jedoch — wie der Parla- 
mentarische Geschäftsführer der Fraktion der SPD, 
Gerhard Jahn, in einem Beitrag für das demnächst 
erscheinende Handbuch „Parlamentsrecht und Parla- 
mentspraxisin der Bundesrepublik Deutschland" vor- 
geschlagen hat 44 ) — die Verhaltensregeln für Mit- 
glieder des deutschen Bundestages 45 ) an (beigefügt 
als ANLAGE): Die dort in § 8 Abs. 3 S. 1 vorgese- 
hene parlamentarische Sanktion — Veröffentlichung 
der Feststellung des Präsidenten/der Präsidentin, ein 
Mitglied des Bundestages habe seine Pflichten . . . 
verletzt — ließe sich im Zusammenhang mit der Re- 
form der GSO-BT (oben 3.1) de lege ferenda auch für 
den Pall der Verletzung einer dem/der Abgeordneten 
obliegenden Verschwiegenheits-/Vertraulichkeits- 
pflicht konstituieren. 

Für das (Ermittlungs-)Verfahren, das dieser Feststel- 
lung der Präsidentin vorauszugehen hätte, würden 
sich diejenigen Regeln eignen, die in § 8 Abs. 1, 2 und 
4 der Verhaltensregeln niedergelegt sind. Ihre Über- 
nahme würde bedeuten: Wenn Anhaltspunkte dafür 
bestehen, ein Mitglied des Bundestages habe seine 
Verschwiegenheitspflicht verletzt, ermittelt die Präsi- 
dentin, nachdem sie das betroffene Mitglied angehört 
hat (§ 8 Abs. 1 S. 1); im Rahmen ihrer Ermittlungen 
kann sie das betroffene Mitglied zu ergänzenden Er- 
läuterungen auffordern und den Vorsitzenden derje- 
nigen Fraktion um eine Stellungnahme bitten, der das 
betroffene Mitglied anhört (§ 8 Abs. 1 S. 2 und 3). 
Stellt die Präsidentin eine Verletzung einer Ver- 
schwiegenheitspflicht fest, unterrichtet sie das Präsi- 
dium und die Fraktionsvorsitzenden oder deren Stell- 
vertreter in einer gemeinsamen vertraulichen Sitzung 
(§ 8 Abs. 2 S. 1). Wird der Feststellung der Präsidentin 
widersprochen, setzt sie ihre Ermittlungen fort, wobei 
gegen ihre hierauf erfolgende abschließende Feststel- 
lung kein weiterer Widerspruch zulässig wäre. 

Dr. Engels 


43 ) Art. 85 der Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen 
Art. 13 Abs. 2 der Verfassung der Freien und Hansestadt 
Hamburg. 

44 ) Der Beitrag trägt den Titel: Die Geheimschutzordnung des 
Bundestages. 

45 ) In der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 
1986. 
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Anlage zu Anhang 1.15 


Bekanntmachung von Änderungen der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 


Vom 18. Dezember 1986 

Der Deutsche Bundestag hat seine gemäß Artikel 40 
Abs. 1 des Grundgesetzes beschlossene Geschäfts- 
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 

2. Juli 1980 (BGBl. I S. 1237), zuletzt geändert laut 
Bekanntmachung vom 17. März 1982 (BGBl. I S. 400), 
durch Beschluß vom 10. Dezember 1986 wie folgt ge- 
ändert: 

1. Die Überschrift des Abschnitts V erhält folgende 

Fassung: 

„Die Mitglieder des Bundestages". 

2. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Rechte und Pflichten 
der Mitglieder des Bundestages". 

b) Absatz 1 wird um folgenden Satz 2 ergänzt: 

„Jedes Mitglied des Bundestages folgt bei Re- 
den, Handlungen, Abstimmungen und Wahlen 
seiner Überzeugung und seinem Gewissen. " 

3. Die Anlage 1 erhält folgende Fassung: 

„Anlage 1 

Verhaltensregeln für Mitglieder 
des Deutschen Bundestages 

§ 1 

Anzeigepflicht 

(1) Ein Mitglied des Bundestages ist verpflichtet, 

dem Präsidenten aus der Zeit vor seiner Mitglied- 
schaft im Bundestag schriftlich anzuzeigen 

1. seinen Beruf, in Fällen einmaligen oder mehrfa- 
chen Wechsels der Berufstätigkeit seine zuletzt 
ausgeübte Tätigkeit; 

2. Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Auf- 
sichtsrates, Verwaltungsrates, Beirates oder ei- 
nes sonstigen Gremiums einer Gesellschaft oder 
eines in einer anderen Rechtsform betriebenen 
Unternehmens; 

3. Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Auf- 
sichtsrates, Verwaltungsrates, Beirates oder ei- 
nes sonstigen Gremiums einer Körperschaft 
oder Anstalt des öffentlichen Rechts; 

4. Vereinbarungen, wonach dem Mitglied des 
Bundestages während oder nach Beendigung 
der Mitgliedschaft bestimmte Tätigkeiten über- 
tragen oder Vermögensvorteile zugewendet 
werden sollen. 

(2) Ein Mitglied des Bundestages ist zusätzlich ver- 
pflichtet, dem Präsidenten schriftlich die folgenden 


Tätigkeiten, die während der Mitgliedschaft im Bun- 
destag ausgeübt oder aufgenommen werden, anzu- 
zeigen: 

1. seinen Beruf, soweit er nicht im Hinblick auf die 
Mitgliedschaft im Bundestag ruht oder soweit er 
von der Anzeige nach Absatz 1 Nr. 1 abweicht; 

2. Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Auf- 
sichtsrates, Verwaltungsrates, Beirates oder sonsti- 
gen Gremiums einer Gesellschaft oder eines in ei- 
ner anderen Rechtsform betriebenen Unterneh- 
mens; 

3. Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes, Auf- 
sichtsrates, Verwaltungsrates, Beirates oder eines 
sonstigen Gremiums einer Körperschaft oder An- 
stalt des öffentlichen Rechts; 

4. Tätigkeiten als Mitglied eines Vorstandes oder ei- 
nes sonstigen leitenden Gremiums eines Vereins 
oder einer Stiftung mit nicht ausschließlich lokaler 
Bedeutung; 

5. Funktionen in Verbänden oder ähnlichen Organi- 
sationen; 

6. Verträge über die Beratung, Vertretung oder ähn- 
liche Tätigkeiten; das gilt nicht für ein Mitglied des 
Bundestages, das einen beratenden Beruf angege- 
ben hat, der nach § 53 StPO zur Zeugnisverweige- 
rung berechtigt, im Rahmen der üblichen Tätigkei- 
ten dieses beratenden Berufs; 

7. Tätigkeiten, die neben dem Beruf und dem Mandat 
ausgeübt werden, insbesondere die Erstattung von 
Gutachten, sowie publizistische und Vortragstätig- 
keiten; 

8. der Abschluß von Vereinbarungen, wonach dem 
Mitglied des Bundestages während oder nach Be- 
endigung der Mitgliedschaft bestimmte Tätigkei- 
ten übertragen oder Vermögensvorteile zugewen- 
det werden sollen; 

9. das Halten und die Aufnahme von Beteiligungen 
an Kapital- oder Personengesellschaften, wenn da- 
durch ein wesentlicher wirtschaftlicher Einfluß auf 
das Unternehmen begründet wird. 

(3) Bei Tätigkeiten und Verträgen, die während der 
Mitgliedschaft im Bundestag aufgenommen werden 
und gemäß Absatz 2 Nr. 2 bis 8 anzeigepflichtig sind, 
ist auch die Höhe der Einkünfte anzugeben, wenn ein 
vom Präsidenten festgelegter Mindestbetrag überstie- 
gen wird. Die Höhe der Einkünfte ist bei Tätigkeiten 
gemäß Absatz 2 Nr. 2 bis 4 und 7, die seit der Aufstel- 
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lung als Wahlbewerber für den Bundestag aufgenom- 
men worden sind, ab Beginn der Mitgliedschaft im 
Bundestag anzugeben. Die Höhe der Einkünfte ist 
auch ab Beginn der Mitgliedschaft im Bundestag an- 
zugeben bei Tätigkeiten und Verträgen, die vor der 
Mitgliedschaft im Bundestag aufgenommen worden 
und gemäß Absatz 2 Nr. 5, 6 und 8 anzeigepflichtig 
sind. Die Anzeigepflicht für die Erstattung von Gut- 
achten, für publizistische und Vortragstätigkeiten ge- 
mäß Absatz 2 Nr. 7 entfällt, wenn das Entgelt einen 
vom Präsidenten festgelegten Mindestbetrag nicht 
übersteigt. Die Grenzen der Anzeigepflicht von Betei- 
ligungen gemäß Absatz 2 Nr. 9 legt der Präsident fest. 
Der Präsident erläßt oder ändert die vorgeschriebenen 
und zusätzlichen Ausführungsbestimmungen über In- 
halt und Umfang der Anzeigepflicht, nachdem er das 
Präsidium und die Fraktionsvorsitzenden unterrichtet 
hat. 

(4) Die Anzeigepflicht umfaßt nicht die Mitteilung 
von Tatsachen über Dritte, für die der Abgeordnete 
gesetzliche Zeugnisverweigerungsrechte oder Ver- 
schwiegenheitspflichten geltend machen kann. 

§2 

Rechtsanwälte 

(1) Mitglieder des Bundestages, die gegen Entgelt 
gerichtlich oder außergerichtlich für die Bundesrepu- 
blik Deutschland auftreten, haben dem Präsidenten 
die Übernahme der Vertretung anzuzeigen, wenn das 
Honorar einen vom Präsidenten festgelegten Min- 
destbetrag übersteigt. 

(2) Mitglieder des Bundestages, die gegen Entgelt 
zur Besorgung fremder Angelegenheiten gerichtlich 
oder außergerichtlich gegen die Bundesrepublik 
Deutschland auftreten, haben dem Präsidenten die 
Übernahme der Vertretung anzuzeigen, wenn das 
Honorar einen vom Präsidenten festgelegten Min- 
destbetrag übersteigt. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend bei ge- 
richtlichem oder außergerichtlichem Auftreten insbe- 
sondere für oder gegen bundesunmittelbare Körper- 
schaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen 
Rechts. 

§3 

Veröffentlichung 

Die Angaben nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1 
bis 5 werden im Amtlichen Handbuch veröffentlicht. 

§4 

Spenden 

(1) Ein Mitglied des Bundestages hat über alle 
Spenden und anderen unentgeltlichen Zuwendun- 
gen, die ihm für seine politische Tätigkeit zur Verfü- 


gung gestellt werden, gesondert Rechnung zu füh- 
ren. 

(2) Eine Spende, deren Wert in einem Kalenderjahr 
10 000 Deutsche Mark übersteigt, ist unter Angabe 
des Namens und der Anschrift des Spenders sowie der 
Gesamthöhe der Spende dem Präsidenten anzuzei- 
gen. 

(3) Für Spenden an ein Mitglied des Bundestages 
finden § 23a Abs. 3 und § 25 Abs. 1 und 3 des Geset- 
zes über die politischen Parteien entsprechende An- 
wendung. 

§5 

Hinweise auf Mitgliedschaft 

Hinweise auf die Mitgliedschaft im Bundestag in 
beruflichen oder geschäftlichen Angelegenheiten 
sind unzulässig. 

§6 

Interessenverknüpfung im Ausschuß 

Ein Mitglied des Bundestages, das beruflich oder 
auf Honorarbasis mit einem Gegenstand beschäftigt 
ist, der in einem Ausschuß des Bundestages zur Bera- 
tung ansteht, hat als Mitglied dieses Ausschusses vor 
der Beratung eine Interessenverknüpfung offenzule- 
gen, soweit sie nicht aus den gemäß § 3 veröffentlich- 
ten Angaben ersichtlich ist. 

§7 

Rückfrage 

In Zweifelsfragen ist das Mitglied des Bundestages 
verpflichtet, sich durch Rückfragen beim Präsidenten 
über den Inhalt seiner Pflichten aus diesem Abschnitt 
zu vergewissern. 

§8 

Verfahren 

(1) Bestehen Anhaltspunkte dafür, daß ein Mitglied 
des Bundestages seine Pflichten gemäß §§ 1 bis 6 ver- 
letzt hat, ermittelt der Präsident, nachdem er das be- 
troffene Mitglied angehört hat. Er kann von dem be- 
troffenen Mitglied ergänzende Auskünfte zur Erläute- 
rung seiner Anzeige verlangen. Er kann den Vorsit- 
zenden der Fraktion, der das betroffene Mitglied an- 
gehört, um eine Stellungnahme bitten. 

(2) Stellt der Präsident fest, daß ein Mitglied des 
Bundestages seine Pflichten gemäß §§ 1 bis 6 verletzt 
hat, unterrichtet er das Präsidium und die Fraktions- 
vorsitzenden in einer gemeinsamen vertraulichen Sit- 
zung; die Fraktionsvorsitzenden können sich durch 
einen stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden vertre- 


697 



Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


ten lassen. Wird der Feststellung des Präsidenten wi- 
dersprochen, setzt er seine Ermittlungen fort. Gegen 
die abschließende Feststellung des Präsidenten ist ein 
Widerspruch nicht zulässig. 

(3) Die Feststellung des Präsidenten, daß ein Mit- 
glied des Bundestages seine Pflichten gemäß § § 1 bis 
6 verletzt hat, wird als Drucksache veröffentlicht. Die 
Feststellung, daß eine Verletzung nicht vorliegt, kann 
der Präsident veröffentlichen; sie wird veröffentlicht, 
falls das betroffene Mitglied des Bundestages es ver- 
langt. 

(4) Bestehen Anhaltspunkte gegen ein Mitglied des 
Präsidiums oder gegen einen Fraktionsvorsitzenden, 
nimmt das betroffene Mitglied des Bundestages an 
Sitzungen gemäß Absatz 1 nicht teil. Anstelle eines 
betroffenen Fraktionsvorsitzenden wird sein Stellver- 
treter gemäß Absatz 1 angehört und gemäß Absatz 2 
unterrichtet. Bestehen Anhaltspunkte dafür, daß der 
Präsident seine Pflichten gemäß §§ 1 bis 6 verletzt hat, 
hat sein Stellvertreter nach den Vorschriften der Ab- 
sätze 1 bis 3 zu verfahren. 


§9 

Unzulässige Bezüge 

(1) Ein Mitglied des Bundestages darf für die Aus- 
übung des Mandats keine anderen als die gesetzlich 
vorgesehenen Zuwendungen oder andere Vermö- 
gensvorteüe annehmen. 

(2) Bestehen Anhaltspunkte dafür, daß ein Verstoß 
gegen Absatz 1 vorliegt, findet § 8 Anwendung. " 

Die Änderungen der Geschäftsordnung des Deut- 
schen Bundestages treten am 1. Februar 1987 in 
Kraft. 

Bonn, den 18. Dezember 1986 

Der Präsident des Deutschen Bundestages 
Dr. Jenninger 
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Zivil- und Strafrecht, Verfahrensrecht 
Recht des Umweltschutzes 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
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Zur Notwendigkeit der Neufassung von Strafvorschriften im Hinblick auf die 
Einhaltung von Geheimschutzbestimmungen durch die Mitglieder der Ausschüsse 
des Deutschen Bundestages 
ORR’n Dr. Mockenhaupt-Gordon 
9. November 1988/Gi/Fu 
WF VII - 101/88 


Inhaltsübersicht 

1. Bestehende Rechtslage 

1.1 Strafvorschriften zum Schutz von Staatsgeheim- 
nissen, §§ 93 ff. StGB 

1.2 Strafvorschriften zum Schutz von Dienst- bzw. 
Amtsgeheimnissen und besonderen Geheim- 
haltungspflichten 

1.2.1 § 353b Abs. 1 StGB 

1.2.2 § 353b Abs. 2 StGB 

1.2.3 § 354 StGB 

1.2.4 § 355 StGB 

1.3 Strafvorschriften zum Schutz von Privatgeheim- 
nissen 

1.3.1 §203 StGB 

1.3.2 § 353 b Abs. 2 StGB 

1.3.3 § 17 UWG 

1.3.4 § 404 Aktiengesetz (AktG) 

2. Zusammenfassung der Strafbarkeitslücken und 
Lösungsvorschläge 

2.1 § 97 Abs. 2 StGB 

2.2 § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB 

2.3 § 203 Abs. 2 Nr. 4 StGB 

2.4 § 354 Abs. 4 StGB 

2.5 § 355 StGB 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die einschlä- 
gigen Strafbestimmungen zum Schutz von besonde- 
ren Geheimhaltungspflichten und zum Schutz von 
Privatgeheimnissen, namentlich die §§ 97 Abs. 2, 203 
Abs. 2 Nr. 4 und 353b Abs. 2, 354, 355 StGB, eine 
Reihe von Strafbarkeitslücken sowohl im Hinblick auf 
Mitglieder des Deutschen Bundestages als auch im 
Hinblick auf deren Mitarbeiter und Fraktionsange- 
stellte enthalten, die einen straffreien Raum für diesen 
Personenkreis schaffen. 

Im Ergebnis wird daher vorgeschlagen, durch ent- 
sprechende gesetzliche Änderungen den Anwen- 
dungsbereich der entsprechenden Straftatbestände 
auf Mitglieder des Deutschen Bundestages und zum 


Teil auch auf deren Mitarbeiter und auf Fraktionsan 
gestellte zu erweitern. 


1. Bestehende Rechtslage 

1.1 Strafvorschriften zum Schutz von 
Staatsgeheimnissen, §§ 93//. StGB 

1 . 1.1 

Staatsgeheimnisse werden durch die Vorschriften der 
§§ 93 ff. Strafgesetzbuch (StGB) geschützt. Schutzob- 
jekt ist die äußere Machtstellung der Bundesrepublik 
Deutschland in ihrem Verhältnis zu fremden Staaten. 
Erfaßt werden daher nur solche Gefährdungen, die 
durch die Offenbarung von Staatsgeheimnissen und 
sonstigen geheimhaltungsbedürftigen Tatsachen 
oder Gegenständen die äußere Sicherheit der Bundes- 
republik Deutschland beeinträchtigen. 

Gemäß Art. 7 des 4. Strafrechtsänderungsgesetzes 
(StrÄG) vom 11.6. 1957 (BGBl. I S. 597) gelten die 
§§ 93—97 und 98 — 100 i. V. m. §§101 und 101a 
StGB auch zum Schutz der Nordatlantikpaktstaa- 
ten 

Dabei liegt der Schwerpunkt der §§ 93 ff. StGB auf 
dem Schutz der in § 93 StGB beschriebenen „Staats- 
geheimnisse". Das sind laut dieser Legaldefinition 
„Tatsachen, Gegenstände und Erkenntnisse, die nur 
einem begrenzten Personenkreis zugänglich sind und 
vor einer fremden Macht geheimgehalten werden 
müssen, um die Gefahr eines schweren Nachteils für 
die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch- 
land abzuwenden'. 

Bemerkenswert ist, daß sich die Qualifizierung als 
Staatsgeheimnis nicht nach formellen, sondern allein 
nach materiellen Kriterien bestimmt. Das bedeutet, 
daß es nicht auf eine formelle Sekretur, d. h. auf einen 
Geheimvermerk nach der Verschlußsachenanwei- 
sung (VSA) oder der Geheimschutzordnung des Deut- 
schen Bundestages (GSO BT) ankommt, sondern al- 
lein darauf, ob die Tatsachen nach dem objektiven 
Charakter ihres Inhalts oder der Art ihrer Behandlung 
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auf die Kenntnis bestimmter Personen beschränkt 
bleiben sollen (sog. materieller Geheimnisbegriff). 

Stree, in; Schönke/Schröder, Strafgesetzbuch, 
Kommentar, 22. Aufl. 1985, § 93 Rdnr. 5 

Voraussetzung für das Vorliegen eines Staatsgeheim- 
nisses ist der außenpolitische Bezug des Geheimnis- 
ses: Der äußeren Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland, d. h. ihrer Fähigkeit, sich gegen An- 
griffe, Zwangsmaßnahmen, Pressionen, Eingriffe und 
Störungen seitens fremder Mächte zu wehren, muß 
durch Bekanntwerden des Geheimnisses seitens einer 
fremden Macht ein schwerer Nachteil drohen. 

vgl. Dreher/Tröndle, Strafgesetzbuch, 44. Aufl. 
1988, § 93 Rdnr. 7 

Wirtschaftliche, diplomatische, industrielle und in- 
nenpolitische Geheimnisse sind insoweit nur dann 
Staatsgeheimnisse, wenn ihr Verrat zugleich auch 
Auswirkungen auf die äußere Sicherheit der Bundes- 
republik hat. 

Dreher/Tröndle, a. a. O.; 

Möhrenschläger, Das Siebzehnte Strafrechtsände- 
rungsgesetz, in: Juristenzeitung (JZ) 1980, S. 161 ff. 
(164); 

Rogall, Der neue strafrechtliche Schutz der staatli- 
chen Geheimsphäre, in: Neue juristische Wochen- 
schrift (NJW) 1980, S. 751 ff. (752) 


1 . 1.2 

Täter der §§ 94 ff. StGB kann jedermann sein. Auch 
Abgeordnete gehören daher zum Täterkreis. Diese 
sind allerdings insoweit privilegiert, als Geheimnisof- 
fenbarungen durch Abgeordnete in parlamentari- 
schen Gremien gern. Art. 46 Abs. 1 Grundgesetz (GG) 
und § 36 StGB straflos sind (Indemnität). 

vgl. Stree, in: Schönke/Schröder, § 95 Rdnr. 18; 

Rudolphi, in: Systematischer Kommentar (SK) zum 

Strafgesetzbuch, Bd. 2, Bes. Teil, Stand: Juni 1988, 

§ 95 Rdnr. 14 

Die Indemnität der Abgeordneten stellt einen persön- 
lichen Strafausschließungsgrund dar und hat zur 
Folge, daß Äußerungen jeder Art, gleichgültig, ob sie 
mündlich oder schriftlich erfolgen, geschützt sind, 
wenn sie im Plenum des Deutschen Bundestages oder 
in einem seiner Ausschüsse, aber auch im Präsidium, 
der parlamentarischen Kontrollkommission oder auch 
in einer Fraktion oder deren Arbeitskreisen erfolgen 
und in Beziehung zur Tätigkeit des Organs stehen. 

vgl. Dreher/Tröndle, § 36 Rdnr. 4; 

Maunz, in: Mau nz -Dü rig -Herzog, Grundgesetz, 

Kommentar, 6. Auflage 1987, Art. 46 Rdnr. 15; 

teilweise a. A. Lenckner, in: Schönke/Schröder, 

§ 36 Rdnr. 4 

Äußerungen außerhalb des Parlaments oder eines sei- 
ner Ausschüsse, also beispielsweise auf Wahlveran- 
staltungen, bei Verhandlungen mit der Bundesregie- 
rung oder bei Presseerklärungen, fallen dagegen 


nicht unter Art. 46 Abs. 1 GG/§ 36 StGB, und zwar 
auch dann nicht, wenn der Abgeordnete dabei „in 
Ausübung seines Berufes“ handelt. 

vgl. Lenckner, in: Schönke/Schröder, § 36 Rdnr. 4; 

Dreher/Tröndle, § 36 Rdnr. 4 


1.1.3 

Probleme im Hinblick auf die Strafbarkeit von Bun- 
destagsabgeordneten und deren Mitarbeitern erge- 
ben sich — soweit ersichtlich — lediglich im Rahmen 
des § 97 Abs. 2 StGB. 

Auf eine Darstellung der Voraussetzungen der an- 
deren Straftatbestände wird daher verzichtet 

Dieser bestraft die leichtfertige Geheimnisoffenba- 
rung mit fahrlässiger Gefährdung der Staatssicher- 
heit. Zusätzlich setzt § 97 Abs. 2 StGB voraus, daß das 
Staatsgeheimnis dem Täter „kraft seines Amtes, sei- 
ner Dienststellung oder eines von einer amtlichen 
Stelle erteilten Auftrages" zugänglich war. Hier stellt 
sich die Frage, ob auch Abgeordnete Täter des § 97 
Abs. 2 StGB sein können. 

Das Merkmal „Dienststellung" muß von vornherein 
entfallen, da Abgeordnete nicht, beispielsweise als 
Angestellte oder Beamte, bei staatlichen Stellen be- 
schäftigt sind. Gleiches gilt für deren Mitarbeiter und 
für Fraktionsangestellte, da diese ebenfalls rein pri- 
vatrechtlich beschäftigt sind. 

Fraglich ist, ob Abgeordnete die Voraussetzung „kraft 
seines Amtes" des § 97 Abs. 2 StGB erfüllen können, 
da auch diese Bezeichnung zunächst auf einen beam- 
tenrechtlichen Bezug schließen läßt. Die Materialien 
geben — soweit ersichtlich — darüber keinen Auf- 
schluß. 

Schriftlicher Bericht des Sonderausschusses für die 
Strafrechtsreform, BT-Drs. V/2860, S. 20 

Nach Stree 

a. a. O., § 97 Rdnr. 12 

ist ein Staatsgeheimnis einem Täter dann „kraft sei- 
nes Amtes" zugänglich, wenn er gerade aufgrund sei- 
ner Stellung die tatsächliche Möglichkeit hat, die ge- 
heimzuhaltende Sache zu ergreifen oder die geheim- 
zuhaltenden Tatsachen in Erfahrung zu bringen. Dies 
ist bei Abgeordneten, insbesondere bei Ausschußmit- 
gliedem, regelmäßig der Fall. Allerdings bezeichnet 
Stree wenig später den Täter als „ Amtsträger ", was 
einen Bezug auf die entsprechende Begriffsdefinition 
in § 11 Abs. 1 Nr. 2 StGB herstellt. Abgeordnete sind 
jedoch keine „Amtsträger" i. S. dieser Vorschrift, da 
sie in keinem bestimmten öffentlich-rechtlichen 
Dienst- oder Auftragsverhältnis zu einer öffentlichen 
Stelle stehen. 

vgl. im einzelnen Eser, in: Schönke/Schröder, § 11 
Rdnr. 17 ff., 21 

Abgeordnete können daher nach dieser Ansicht of- 
fensichtlich nicht zum Täterkreis gehören. 
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Nach Rudolphi 
in: SK, § 97 Rdnr. 8 

ist unter der Formulierung „kraft seines Amtes“ die 
Funktion des Täters innerhalb seiner Behörde zu ver- 
stehen, was ebenfalls ausschließlich auf ein öffentlich- 
rechtliches Dienstverhältnis schließen läßt. 

Auf der anderen Seite spricht jedoch Einiges dafür, 
auch Abgeordnete nach dem Schutzzweck der Straf- 
bestimmung unter die betreffende Bezeichnung zu 
fassen, da gerade sie aufgrund ihrer Stellung Zugang 
zu geheimhaltungsbedürftigen Tatsachen und Ge- 
genständen haben. Abgeordnete üben auch gern. 
Art. 48 Abs. 2 Satz 2 GG ein Amt i. S. eines obersten 
Staatsamtes aus. 

Maunz, in: Maunz-Dürig-Herzog, Art. 38 Rdnr. 8 

Insofern könnte die Formulierung „kraft seines Am- 
tes“ im Zusammenhang mit „amtlicher Stelle“ gese- 
hen werden. „Amtliche Stellen" sind alle Stellen, die 
einen fest umrissenen Kreis staatlicher Aufgaben er- 
füllen, gleich ob sie gesetzgebenden Organen, der 
vollziehenden Gewalt oder der Rechtsprechung ange- 
hören. 

Dreher/Tröndle, § 95 Rdnr. 2 

Erfaßt wird insoweit auch ein Ausschuß des Deut- 
schen Bundestages, obwohl dieser nicht den engeren 
Begriffen der Behörde bzw. Dienststelle zugeordnet 
werden kann. 

BT-Drs. V/2860, S. 18 

Ist unter „amtlicher Stelle" daher auch ein Ausschuß 
des Deutschen Bundestages zu verstehen, liegt es 
nahe, unter den Begriff „Amt" i. S. des § 97 Abs. 2 
StGB auch die Mitgliedschaft in der amtlichen Stelle, 
also in dem Ausschuß, zu fassen. Bestätigung findet 
diese Auslegung bei Dreher/Tröndle, 

§ 94 Rdnr. 4 

die unter der fraglichen Bezeichnung die Funktion in 
einer amtlichen Stelle verstehen. 

Eine solche Interpretation könnte jedoch zu weit füh- 
ren, da im Strafgesetzbuch der Begriff „Amt“ grund- 
sätzlich immer einen beamtenrechtlichen Bezug hat 
bzw. die Übertragung von Aufgaben der Verwaltung 
zum Gegenstand hat. Man wird daher letztlich zu dem 
Ergebnis kommen müssen, daß Abgeordnete die Vor- 
aussetzung „kraft seines Amtes" nicht erfüllen kön- 
nen, so daß die leichtfertige Offenbarung von Staats- 
geheimnissen mit fahrlässiger Gefährdung der Staats- 
sicherheit durch Mitglieder des Deutschen Bundesta- 
ges oder seiner Ausschüsse straflos ist. 

Abgeordnetenmitarbeiter oder Fraktionsangestellte 
können die Voraussetzung „kraft seines Amtes“ 
ebenfalls nicht erfüllen, da sie kein „Amt" i. S. d. Vor- 
schrift ausüben. 

Ob im Einzelfall ein „von einer amtlichen Stelle erteil- 
ter Auftrag" i. S. v. § 97 Abs, 2 StGB an einen Abge- 
ordneten oder einen Mitarbeiter bzw. Fraktionsange- 
stellten vorliegt, ist Tatfrage, dürfte jedoch nur in sel- 
tenen Fällen Vorkommen. 


1.2 Strafvorschriften zum Schutz von Dienst- bzw. 
Amtsgeheimnissen und besonderen 
Geheimhaltungspflichten 

1.2.1 § 353b Abs. 1 StGB 
Vorbemerkung 

§ 353 b n. F, StGB wurde durch das Siebzehnte StrÄG 
vom 21. 12. 1979 (BGBl. I S. 2324) durch Zusammen- 
fassung der Tatbestände der §§ 353 b a. F. und 353 c 
Abs. 2 a. F. StGB geschaffen. Dabei entspricht § 353 b 
Abs. 2 n. F. StGB, von kleineren redaktionellen Ände- 
rungen abgesehen, wörtlich dem § 353 c Abs. 2 a. F. 
StGB, der seine Fassung durch das Achte StrÄG vom 
25. 6. 1968 (BGBl. 1968, S. 741) erhielt, das die Vor- 
schrift des § 353 c a. F. völlig neugestaltet hatte. Als 
Materialien winden daher diejenigen des Achten 
Strafrechtsänderungsgesetzes zugrundegelegt. 

vgl. ausführlich zur Entstehungsgeschichte des 
§ 353b StGB: Möhrenschläger, in: JZ 1980, 
S. 161 ff., • 


§ 353 b Abs. 1 StGB bestraft die Gefährdung wichtiger 
öffentlicher Interessen durch unbefugte Offenbarung 
eines Dienstgeheimnisses, das dem Täter als Zugehö- 
riger zu einem begrenzten Personenkreis (vgl. 
Ziff. 1—3) bekannt ist. Auf Abgeordnete, deren Mitar- 
beiter oder Fraktionsangestellte ist diese Vorschrift 
nicht anwendbar, da diese nicht zu dem betreffenden 
Personenkreis gehören. 


1 . 2.2 

§ 353 b Abs. 2 bestraft ebenfalls die Gefährdung wich- 
tiger öffentlicher Interessen durch Weitergabe eines 
Gegenstandes oder einer Nachricht, zu deren Ge- 
heimhaltung der Täter besonders verpflichtet ist. Der 
Tatbestand ist jedoch auf solche Fälle beschränkt, die 
nicht schon unter Abs. 1 fallen. „Gegenstände" sind 
körperliche Sachen, wie z. B. Schriften, Zeichnungen 
oder Modelle im Sinne von § 353 c Abs. 1 a. F. StGB. 
Unter „Nachrichten“ sind mündliche Mitteilungen 
über irgendwelche Vorgänge oder Zustände usw. zu 
verstehen. 

vgl. Lenckner, in: Schönke-Schröder, § 353 b 

Rdnr. 12 


1.2.2. 1 

§ 353b Abs. 2 Nr. 1 StGB setzt einen Geheimhal- 
tungsbeschluß des Deutschen Bundestages oder eines 
seiner Ausschüsse voraus. Gemeint ist ein auf einer 
entsprechenden Rechtsgrundlage beruhender Be- 
schluß, der für einen Beratungsgegenstand oder einen 
Teil davon die Geheimhaltung oder Vertraulichkeit 
vorsieht. 

vgl. Lenckner, in: Schönke/Schröder, § 353 b 
Rdnr. 14 

Eine entsprechende Rechtsgrundlage enthalten die 
§§ 69 Abs. 7 GOBT, 7 Abs. 1 GSO BT, 
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Lenckner, in: Schönke/Schröder, a. a. O.; 

Lüttger, Zur Reform des § 353 c StGB, in: JZ 1969, 
S. 57 8 ff. (584); 

Lackner, Strafgesetzbuch, 17. Auflage 1987, § 353b 
Anm. 2 b aa 

wonach die Ausschüsse des Deutschen Bundestages 
für einen Beratungsgegenstand oder für Teile dessel- 
ben, einen sich nach der Geheimschutzordnung des 
Deutschen Bundestages richtenden Geheimhaltungs- 
grad beschließen können. Daraus folgt zunächst, daß 
§ 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB auf solche Verschlußsachen 
anwendbar ist, die gern. §§ 7 Abs. 1, 1 Abs. 1 GSO BT 
im Deutschen Bundestag durch einen Ausschuß- 
beschluß entstanden sind. 


1.2.2. 1.1 

Problematisch ist die Behandlung solcher Verschluß- 
sachen, die dem Bundestag oder einem seiner Aus- 
schüsse von anderen Stellen, beispielsweise von der 
Bundesregierung, zugeleitet werden und bereits von 
dieser mit einem Geheimhaltungsgrad versehen wur- 
den (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 1,2. HS GSO BT). Da nach § 3 
Abs. 2 GSO BT das jeweilige Ministerium als „heraus- 
gebende Stelle“ verbindlich den Geheimhaltungs- 
grad auch für die Behandlung der Akte oder des 
Schriftstückes im Bundestag bestimmt, wird daher in 
den Ausschüssen bzgl. solcher Verschlußsachen re- 
gelmäßig kein gesonderter Geheimhaltungsbeschluß 
mehr getroffen. Damit fallen solche Verschlußsachen 
aber nicht unter den Strafschutz des § 353b Abs. 2 
Nr. 1 StGB. 

Von Leiter des Referats Geheimschutz wird in diesem 
Zusammenhang die Auffassung vertreten, als „Be- 
schluß“ im Sinne von § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB reiche 
bereits der Beschluß des Bundestages über die Ge- 
heimschutzordnung nach § 17 GOBT aus, um die Vor- 
aussetzungen des § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB zu erfül- 
len, so daß für externe Verschlußsachen keine geson- 
derte Beschlußfassung des Ausschusses mehr not- 
wendig sei. 

Dieser Auffassung kann jedoch nicht gefolgt werden: 
Nach einhelliger Auffassung in der Literatur 

vgl. Lenckner, in: Schönke/Schröder, § 353b 

Rdnr. 13; 

Lüttger, a. a. O., S. 583; 

Lackner, a. a. O., Anm. 2 b aa 

ist ein konkreter Beschluß des Bundestages oder eines 
seiner Ausschüsse erforderlich, d. h. die Geheimhal- 
tungsverpflichtung muß sich auf bestimmte Gegen- 
stände oder Nachrichten beziehen. Dabei ist zwar 
nicht erforderlich, daß jedes Objekt einzeln aufge- 
zählt oder daß für jede Information ein neuer Geheim- 
haltungsbeschluß ausgesprochen werden muß. Aus- 
reichend ist vielmehr, daß, sofern die Gegenstände 
oder Nachrichten hinreichend konkretisiert sind, 
diese auch unter einer Sammelbezeichnung zusam- 
mengefaßt werden können. Insofern kann ein solcher 
Beschluß auch für künftige Gegenstände, wenn sie 
bereits bestimmt sind, eine Geheimhaltungspflicht 
begründen. 


Lenckner, a. a. O.; 

Lüttger, a. a. O., S. 583 m. w. N.; 

vgl. auch BR-Drs. 264/66, S. 42; BT-Drs. V/898, S. 42 

Bei Fehlen eines entsprechenden Verpflichtungs- 
beschlusses kann eine Strafbarkeit jedoch nicht be- 
gründet werden. Die Geheimhaltungsverpflichtung 
reicht auch nicht über die Gegenstände und Nach- 
richten hinaus, auf die sie sich konkret bezieht. 

Lüttger, a. a. O., S. 583 

Der Beschluß des Bundestages über die Geschäftsord- 
nung nach § 17 GOBT kann daher nicht diese Voraus- 
setzungen erfüllen, da durch diesen lediglich die Ge- 
heimschutzordnung beschlossen wird, diese sich je- 
doch noch nicht auf bestimmte Nachrichten oder Ge- 
genstände bezieht. Auch ein „genereller" Ausschuß- 
beschluß beispielsweise zur Geheimhaltung alles des- 
sen, was der Ausschuß (etwa als Untersuchungsaus- 
schuß) in Erfahrung bringen wird, fällt unter Anwen- 
dung dieser Grundsätze nicht unter den Strafschutz 
des § 353b Abs. 2 Nr. 1 StGB, da er ebenfalls auf 
keine hinreichend konkretisierten Nachrichten oder 
Gegenstände Bezug nehmen kann. Ist daher im Rah- 
men des § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB immer ein konkre- 
ter Geheimhaltungsbeschluß des Deutschen Bundes- 
tages oder eines Bundestagsausschusses erforderlich, 
so ist bezüglich externer Verschlußsachen festzustel- 
len, das diese ohne einen entsprechenden Beschluß 
nicht unter § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB fallen. 


1.2.2. 1.2 

Der Beschluß eines Ausschusses gemäß § 353 b Abs. 1 
Nr. 1 StGB i. V. m. §§ 69 Abs. 7 GOBT, 7 Abs. 1 GSO 
BT bindet ausschließlich Mitglieder des Deutschen 
Bundestages. 

vgl. dazu im einzelnen: Lenckner, in: Schönke/ 
Schröder, § 353 b Rdnr. 14; 

Lüttger, a. a. O., S. 584; 

siehe auch Maunz, in: Maunz-Dürig-H erzog, 
Art. 40 Rdnr. 21 m. w. N.; 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfGE) 1, 144 f.; 

Trossmann, Parlamentsrecht des Deutschen Bun- 
destags, 1977, S. 103 

Fraglich ist jedoch, ob nur die Mitglieder des betref- 
fenden Ausschusses bzw. nur die Mitglieder, die an 
der Sitzung teilgenommen haben, oder aber alle Mit- 
glieder des Deutschen Bundestages an Beschlüsse 
gern. §§ 69 Abs. 7 GOBT, 7 Abs. 1 GSO BT gebunden 
sind. Die Materialien beantworten diese Frage nicht 
und erwähnen lediglich, daß „zumindest die Aus- 
schußmitglieder" an den Geheimhaltungsbeschluß 
gebunden sind. 

BR-Drs. 264/66, S. 42, 

BT-Drs. V/898, S. 42 
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Die Strafrechtskommentare erörtern diese Frage 

ebenfalls nicht. Soweit ersichtlich, wird das Problem 

in der Literatur lediglich von Lüttger 

a. a. O., S. 585 

behandelt. Er zieht aus der Tatsache, daß die GOBT 
grundsätzlich alle Abgeordneten bindet, gleichgültig, 
ob sie dem Bundestag schon bei ihrem Erlaß angehör- 
ten oder der GO zugestimmt haben, 

vgl. Maunz, a. a. O., Art. 40 Rdnr. 18 

den Schluß, daß auch die auf die GOBT gestützten 
Geheimhaltungsbeschlüsse eines Ausschusses 
grundsätzlich alle Mitglieder des Deutschen Bundes- 
tages binden. Denn nur dieses Ergebnis gewährleiste, 
„daß die Beschlüsse über die Geheimhaltung eines 
Beratungsthemas den ihnen zugedachten Sinn und 
Zweck erfüllen; sie wären nahezu nutzlos, wenn die 
Bindungswirkung innerhalb des Kreises der Bundes- 
tagsabgeordneten limitiert wäre". 

a. a. O., S. 585 

Dieser Auffassung ist zuzustimmen. Die Bindungswir- 
kung eines Geheimhaltungsbeschlusses für alle Bun- 
destagsabgeordneten kann im übrigen nicht nur aus 
der Geschäftsordnung, sondern auch der Geheim- 
schutzordnung und deren Ausführungsbestimmun- 
gen hergeleitet werden. Soweit nämlich eine Ver- 
schlußsache durch den entsprechenden Beschluß ei- 
nes Ausschusses entstanden ist, besteht nach § 2 
Abs. 1 der Ausführungsbestimmungen zur Geheim- 
schutzordnung des Deutschen Bundestages (GSO AB) 
für jeden, der von der Verschlußsache Kenntnis erhält, 
die Pflicht zur Geheimhaltung entsprechend den Vor- 
schriften der Geheimschutzordnung, für Abgeordnete 
selbst für die Zeit nach Ausscheiden aus dem Bundes- 
tag (§ 2 Abs. 2 GSO AB, vgl. auch § 4 GSO BT). Inso- 
weit liegt aber der Schluß nahe, daß der Beschluß des 
Ausschusses gern. § 7 Abs. 1 GSO BT nicht nur die 
Ausschußmitglieder, sondern alle Abgeordneten bin- 
det. 

Zusammenfassend ist damit zur Frage des von § 353 b 
Abs. 2 Nr. 1 StGB gebundenen Personenkreises fest- 
zustellen, daß entsprechende Beschlüsse eines Bun- 
destagsausschusses gern. §§ 69 Abs. 7 GO BT, 7 
Abs. 1 GSO BT alle Mitglieder des Deutschen Bundes- 
tages binden. Außenstehende sind jedoch nicht an 
diesen Beschluß gebunden. 


1.2. 2. 2 

Nach § 353b Abs. 2 Nr. 2 StGB kann eine Geheimhal- 
tungspflicht begründet werden durch eine unter Hin- 
weis auf die Strafbarkeit der Geheimnisverletzung er- 
folgende förmliche Verpflichtung von einer „anderen 
amtlichen Stelle". Darunter ist jede Stelle zu verste- 
hen, die einen fest umrissenen Kreis öffentlicher Auf- 
gaben im Bereich der Gesetzgebung, der Verwaltung 
oder der Rechtsprechung erfüllt. 

BT-Drs. V/2860, S. 18; 

Rudolphi, in: SK § 95 Rdnr. 7; 

Lenckner, in: Schönke/Schröder, § 353 b Rdnr. 15; 


Auch der Bundestag und seine Ausschüsse zählen 

dazu. 

ebenda 

Täter der Nr. 2 des Absatzes 2 kann jedermann sein, 
soweit er besonders verpflichtet wurde. 

Soweit es den parlamentarischen Bereich betrifft, fal- 
len Mitglieder des Deutschen Bundestages grundsätz- 
lich nicht unter diese Bestimmung, da diese als soge- 
nannte „geborene Geheimnisträger" nicht einer förm- 
lichen Verpflichtung zur Geheimhaltung unterworfen 
werden müssen, 

Ausnahme: zum Erhalt einer Konferenzbescheini- 
gung oder Clearance für NATO-Angelegenheiten 
erfolgt im Einzelfall eine spezielle Geheimschutz- 
verpflichtung 

Abgeordnete gelten insoweit „kraft Amtes" als er- 
mächtigt zum Umgang mit Verschlußsachen. 

vgl. 78. Sitzung des Sonderausschusses für die 
Strafrechtsreform, S. 1553 

Allerdings wäre eine solche zusätzlich förmliche Ver- 
pflichtung von Abgeordneten nicht unzulässig. 

Bei entsprechender Verpflichtung können auch Mit- 
arbeiter von Abgeordneten, Fraktionsangestellte oder 
auch Sachverständige Täter des § 353 b Abs. 2 Nr. 2 
StGB sein. 

vgl. dazu § 4 Abs. 1 GSO AB 

Insbesondere werden durch die Vorschrift auch solche 
Personen erfaßt, die in Industrie und Wirtschaft mit 
Aufträgen der Bundesregierung (z. B. Rüstungsauf- 
trägen) befaßt sind und infolgedessen mit geheimhal- 
tungsbedürftigen Informationen in Berührung kom- 
men. 

78. Sitzung des Sonderausschusses für die Straf- 
rechtsreform, S. 1553; 

vgl. dazu Möhrenschläger, in: JZ 1980, S. 162 

Zur Wirksamkeit einer Verpflichtung gern. § 353 b 
Abs. 2 Nr. 2 StGB müssen die folgenden Vorausset- 
zungen beachtet werden: 

— Erforderlich ist eine ausdrückliche Erklärung des 
Inhalts, daß der Betroffene zur Geheimhaltung ver- 
pflichtet ist. Eine bloße „Belehrung“ über eine 
Schweigepflicht ist nicht ausreichend. 

Lüttger, a. a. O., S. 583 

Ebensowenig ausreichend sind beispielsweise 
Vorschriften, die nur eine Vereidigung oder Ver- 
pflichtung zur gewissenhaften Erfüllung von 
Amtspflichten erlauben. 

Lüttger, a. a. O.; S. 583; 

Lenckner, in: Schönke/Schröder, Rdnr. 15 

— Weiterhin muß ein Hinweis auf die Strafbarkeit 
einer Verletzung der Geheimhaltungspflicht erfol- 
gen. 

— Da es sich bei der Verpflichtung um einen bela- 
stenden Hoheitsakt handelt, ist zudem eine beson- 
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dere gesetzliche Ermächtigung oder aber die Ein- 
willigung des Betroffenen erforderlich. 

BR-Drs. 264/66, S. 42; 

Lenckner, in: Schönke/Schröder, § 353 b, 

Rdnr. 15; 

Dreher/Tröndle, § 353 b, Rdnr. 6; 

ausführlich Lüttger, a. a. O., S. 583 

Da es, soweit ersichtlich, im geltenden Recht noch 
keine gesetzlichen Vorschriften gibt, die eine Er- 
mächtigung zur Auferlegung einer Geheimhal- 
tungsverpflichtung im Sinne von § 353 b Abs. 2 
Nr. 2 StGB enthält, muh daher die Einwilligung 
des Betroffenen erfolgen. 

— Schließlich muß die Geheimhaltungsverpflichtung 
schriftlich oder bei mündlicher Vornahme unter 
Aufnahme einer Niederschrift erfolgen. 

Lenckner, in: Schönke/Schröder, § 353b, 

Rdnr. 15; 

Lüttger, a. a. O., S. 583 

Ist nur eine dieser Voraussetzungen nicht erfüllt, so 
ist der Tatbestand des § 353 b Abs. 2 Nr. 2 StGB 
nicht gegeben und eine Strafbarkeit nicht mög- 
lich. 

Lenckner, in: Schönke/Schröder, a. a. O. 

Im übrigen ist, wie bei Abs. 2 Nr. 1, hinsichtlich der 
Geheimhaltungspflicht Voraussetzung, daß sie sich 
auf bestimmte Gegenstände und Nachrichten be- 
zieht. 

Lenckner, in: Schönke/Schröder, § 353b Rdnr. 13 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird insoweit auf 
die Ausführungen oben S. 13 ff. verwiesen. 


1.2.2. 3 

§ 353 b Abs. 2 StGB setzt die Auferlegung einer Ge- 
heimhaltungspflicht voraus, ohne daß es darauf an- 
kommt, ob auch materiell ein Geheimnis vorliegt. 

Dreher/Tröndle, § 353b, Rdnr. 11; 

Lenckner, in: Schönke/Schröder, § 353 b, Rdnr. 16 

Grundsätzlich können daher auch bloß formell sekre- 
tierte Geheimnisse unter § 353 b Abs. 2 StGB fallen. 
Allerdings muß das Gelangenlassen oder das öffentli- 
che Bekanntmachen des Geheimnisses zu einer Ge- 
fährdung wichtiger öffentlicher Interessen führen, 
d. h. es muß die konkrete Gefahr eines Nachteüs für 
öffentliche Interessen von einigem Rang die Folge 
sein. 

Dreher/Tröndle, § 353 b, Rdnr. 13; 

dazu kritisch Lenckner, in: Schönke/Schröder, 
§ 353b, Rdnr. 6, 9; 

Lackner, a. a. O., Anm. 5 

Insoweit kommen nach wohl herrschender Ansicht 
letztlich nur solche Gegenstände und Nachrichten in 
Betracht, die auch materiell geheimhaltungsbedürftig 


sind und sich nach Inhalt und Gegenstand auf wich- 
tige öffentliche Interessen beziehen, da andernfalls 
eine Gefährdung wichtiger öffentlicher Interessen 
nicht denkbar ist. 

Lenckner, in: Schönke/Schröder, § 353 b, Rdnr. 6; 
a. A. jedoch BGHSt 11, 401 ff. (404); OLG Düssel- 
dorf, 2 SS 347/82, Urteü vom 27. 10. 1982, in: Neue 
Zeitschrift für Strafrecht (NStZ) 1985, S. 169ff., wo- 
nach im Einzelfall bereits dann eine Gefährdung 
wichtiger öffentlicher Interessen vorliegen soll, 
wenn die unzulässige Offenbarung jedenfalls mit- 
telbar das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Ver- 
schwiegenheit der staatlichen Stellen als Vorausset- 
zung für das Funktionieren einer geordneten Ver- 
waltung erschüttert; ebenso ohne weitere Begrün- 
dung Dreher/Tröndle, § 353b, Rdnr. 13. Diese Auf- 
fassung ist jedoch, wie insbesondere Lenckner, 
a. a. O., Rdnr. 6 und Schumann, Anmerkung zum 
Urteil des OLG Düsseldorf vom 27. 10. 1982, in: 
NStZ 1986, S. 170ff., aufzeigen, äußerst problema- 
tisch und würde praktisch zu der Konsequenz füh- 
ren, daß sich eine Verletzung öffentlicher Interessen 
immer schon aus der Tatsache der Verletzung der 
Verschwiegenheitspflicht ergibt, ohne daß es dar- 
auf ankäme, ob die Geheimnisse als solche wichtige 
öffentliche Interessen betreffen; so auch Arzt- We- 
ber, Strafrecht, Bes. Teü, Lehrheft 5, 1982, S. 158; 
Blei, Strafrecht, Bes. Teü, 12. Auflage 1983, S. 468; 
OLG Düsseldorf, 5 SS 225/82, Beschluß vom 26. 5. 
1982, in: NJW 1982, S. 2883ff. ; Maurach-Schröder, 
Strafrecht Bes. Teil, Teilband II, 6. Auflage, 1981, 
S. 212f.; Samson, in: SK, § 353b Rdnr. 12 

Daher scheiden nach herrschender Auffassung trotz 
formell weiterbestehender Geheimhaltungspflicht 
Gegenstände und Nachrichten aus dem Anwen- 
dungsbereich des Abs. 2 aus, die nicht (oder nicht 
mehr) materiell geheimhaltungsbedürftig sind; in sol- 
chen Fällen kommt allerdings ein untauglicher Ver- 
such in Betracht. 

Lenckner, in: Schönke/Schröder, Rdnr. 16; 
Lackner, a. a. O., Anm. 5; 

Lüttger, Geheimschutz und Geheimnisschutz, in: 
Goltdammer s Archiv für Strafrecht (GA) 1970, 
S. 129ff„ (139); 

anderer Auffassung Mösl, in: Leipziger Kommentar 
(LK), 9. Auflage 1977, §353c, Rdnr. 2, der offen- 
sichtlich allein auf die formelle Sekretur abstellen 
will; 

ähnlich wie die herrschende Meinung aber BT-Drs. 
V/2860 — Schriftlicher Bericht des Sonderausschus- 
ses für die Strafrechtsreform, S. 28, der ebenfalls 
trotz formeller Sekretur nach der GSO-BT für die 
Strafbarkeit darauf abstellt, ob durch die Mitteüung 
oder öffentliche Bekanntmachung wichtige öffentli- 
che Interessen gefährdet werden 

Fraglich ist jedoch, ab welchem Geheimhaltungsgrad 
(vgl. § 2 Abs. 1 GSO BT) .wichtige öffentliche Interes- 
sen“ verletzt sind und damit der Strafschutz des 
§ 353 b Abs. 2 StGB eingreift. Teüweise wird in der 
Literatur die Auffassung vertreten, daß Gegenstände 
und Nachrichten, die als „VS-Vertraulich“ gekenn- 
zeichnet sind, noch nicht unter § 353 b Abs. 2 StGB 
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fallen, sondern vielmehr dessen Strafschutz erst ab 
dem Geheimhaltungsgrad „Geheim" aufwärts gelten 
solle. 

vgl. ohne nähere Begründung Linck, Untersu- 
chungsausschüsse und Privatsphäre, in: Zeitschrift 
für Rechtspolitik (ZRP) 1987, S. 11 ff. (17) 

Eine Erklärung für diese Ansicht könnte sein, daß 
§ 353b Abs. 2 StGB (bzw. § 353 c Abs. 2 a. F. StGB) 
nur von „Geheimhaltung“, und nicht auch von „ver- 
traulicher Behandlung" spricht, wie es noch der Re- 
gierungsentwurf zu § 353 c Abs. 2 a. F. StGB getan 
hatte. 

vgl. BT-Drs. V/898, S. 10 

Man könnte daher meinen, daß diejenigen Be- 
schlüsse, die „nur" die „Vertraulichkeit" anordnen, 
ausgeschlossen und nur solche Beschlüsse gemeint 
sind, die die „Geheimhaltung", d. h. die Geheimhal- 
tungsgrade „Geheim" oder „streng Geheim" anord- 
nen. 

auch § 73 Abs. 6 GOBT a. F. vom 24. August 1964 
(BGBl. 1 S. 713) bestimmte, daß die Ausschüsse des 
Bundestages dann, wenn über ein Geheimnis oder 
vertrauliches Schriftstück oder über eine sonstige 
geheime oder vertrauliche Unterlage oder mündli- 
che Mitteilung beraten wird, für einen Beratungs- 
gegenstand oder für Teile desselben „die Geheim- 
haltung oder die Vertraulichkeit“ beschließen kön- 
nen 

Diese Auffassung findet jedoch in den Materialien 
keine Bestätigung. So wird aus den Beratungen des 
Sonderausschusses für die Strafrechtsreform deutlich, 
daß an dem sachlichen Inhalt des oben genannten 
Regierungsentwurfs durch die Neufassung des § 353 c 
Abs. 2 a. F. StGB nichts geändert werden sollte. 

vgl. 78. Sitzung vom 26. September 1967, S. 1552 ff. 
(1554) 

Im schriftlichen Bericht des Ausschusses 
BT-Drs. V/2860, S. 28 

wird vielmehr zur Neufassung des § 353 c Abs. 2 a. F. 
StGB ausdrücklich festgestellt, daß diese Strafbestim- 
mung zwar keine Anwendung auf — nach der dama- 
ligen Verschlußsachenanweisung für die Bundesbe- 
hörden — als „VS-nur für den Dienstgebrauch", aber 
auf als „VS-Vertraulich" oder nach den damaligen 
Geheimschutzvorschriften des Deutschen Bundesta- 
ges als „Vertraulich im Sinne der Geschäftsordnung" 
gekennzeichnete Gegenstände und Nachrichten An- 
wendung finden solle, soweit durch ihre Mitteilung 
oder öffentliche Bekanntgabe wichtige öffentliche In- 
teressen gefährdet würden. 

a. a. O., S. 28; 

vgl. auch 78. Sitzung, S. 1554; 

ebenso Lüttger, a. a. O., S. 584 

Da § 353 c Abs. 2 a. F. StGB fast wörtlich zu § 353 b 
Abs. 2 n. F. StGB wurde und auch aus den Materialien 
zu § 353 b Abs. 2 n. F. StGB nichts Gegenteiliges fest- 
gestellt werden konnte, ist davon auszugehen, daß für 
§ 353 b Abs. 2 n. F. StGB nichts anderes zu gelten hat 


als für § 353 c Abs. 2 a. F. StGB mit der Folge, daß der 
Strafschutz des § 353 b Abs. 2 StGB bereits ab dem 
Geheimhaltungsgrad „VS-Vertraulich" eingreift. 

Im übrigen stellt § 353 b Abs. 2 StGB, wie oben bereits 
erwähnt, nach einhelliger Meinung nur auf die rein 
formelle Sekretur ab mit der Folge, daß zunächst alle 
formellen Geheimhaltungsgrade unter § 353 b Abs. 2 
StGB fallen. Logischerweise müssen daher auch zu- 
nächst Verschlußsachen der Sekretur VS-Nur für den 
Dienstgebrauch oder VS-Vertraulich unter § 353 b 
Abs. 2 StGB fallen. Das unterschiedliche Schutzbe- 
dürfnis der sekretierten Vorgänge ergibt sich erst aus 
dem selbständigen Tatbestandsmerkmal der Gefähr- 
dung „wichtiger öffentlicher Interessen" durch deren 
Offenbarung. Insoweit dürfte es zumindest bei der 
Geheimeinstufung VS-Nur für den Dienstgebrauch 
letztlich mangels Gefährdung wichtiger öffentlicher 
Interessen an der tatbestandsmäßigen Gefährdungs- 
folge fehlen. 

so auch Lüttger, in: GA 1970, S. 137 ff. zu § 353c 

Abs. 1 und 2 a. F. StGB 

Für die hier vertretene Auffassung spricht im übrigen 
nicht nur die Tatsache, daß „VS-Vertraulich" einen 
Geheimhaltungsgrad darstellt (vgl. § 2 Abs. 5 Satz 1 
GSO BT), sondern auch die Bedeutung, die Ver- 
schlußsachen, die als VS-Vertraulich gekennzeichnet 
sind, in der Geheimschutzordnung zukommt. Bereits 
dieser Geheimhaltungsgrad erfordert die besonderen 
Sicherheitsmaßnahmen der Geheimschutzordnung 
(vgl. §§ 4 ff. GSO BT, § 69 Abs. 7 GOBT). Zudem ist für 
die Einstufung einer Verschlußsache als VS-Vertrau- 
lich immer Voraussetzung, daß „deren Kenntnis 
durch Unbefugte den Interessen oder dem Ansehen 
der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer 
Länder abträglich oder für einen fremden Staat von 
Vorteil sein könnte " . Damit wird aber zum Ausdruck 
gebracht, daß der Geheimhaltungsgrad VS-Vertrau- 
üch bereits für Vorgänge von gewisser erheblicher 
Bedeutung bestimmt ist. 

Anderenfalls wäre nicht ersichtlich, warum bereits für 
diesen Geheimhaltungsgrad die besonderen Geheim- 
schutzvorkehrungen der Geheimschutzordnung gel- 
ten. 

Grundsätzlich wird man daher für den Geheimhal- 
tungsgrad VS-Vertraulich mit den obigen Argumen- 
ten davon auszugehen haben, daß bei einer Offenba- 
rung einer entsprechenden Verschlußsache bereits 
wichtige öffentliche Interessen im Einzelfall gefährdet 
werden können. 


1. 2.2.4 

Eine Strafverfolgung nach § 353 b Abs. 2 StGB erfolgt 
nach Abs. 4 Nr. lb, Nr. 2b nur mit Ermächtigung des 
Bundestagspräsidenten. 

vgl. ausführlich Dreher/Tröndle, § 353b Rdnr. 18 
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1.2. 2. 5 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß Sanktionen 
nach § 353b Abs. 2 StGB nur dann in Betracht kom- 
men, wenn sich die Tathandlung außerhalb des Bun- 
destages ereignet. Denn für Äußerungen im Bundes- 
tag oder seinen Ausschüssen stellen Art. 46 Abs. 1 
GG, § 36 StGB, wie schon oben erwähnt, persönliche 
Strafausschließungsgründe dar. 


1.2.3 § 354 StGB — Verletzung des Post- und 
Fern me Id eg eh eimnisses 

1.2.3. 1 

§ 354 Abs. 1 —3 StGB ist auf Abgeordnete, deren Mit- 
arbeiter oder Fraktionsangestellte nicht anwendbar, 
da diese Vorschrift die Verletzung des Post- und Fem- 
meldegeheimnisses ausschließlich durch Postbedien- 
stete (Abs. 1 und 2) oder durch bestimmte postfremde 
Personen (vgl. Abs. 3) erfaßt. 


1.2.3. 2 

§ 354 Abs. 4 StGB ist ebenfalls nicht einschlägig. 
Diese Vorschrift erweitert zwar den Täterkreis für den 
Tatbestand des Abs. 1, indem er das Mitteilen von 
Tatsachen unter Strafe stellt, die dem Täter als einem 
außerhalb des Postbereichs Tätigen aufgrund eines 
befugten Eingriffs in das Post- und Femmeldegeheim- 
nisses bekannt geworden sind. Allerdings muß der 
Täter „Amtsträger" i. S. v. § 1 1 Abs. 1 Nr. 2 StGB oder 
gern. § 48 Abs. 1 Wehrstrafgesetzbuch (WStG) Offi- 
zier oder Unteroffizier der Bundeswehr sein. 

Abgeordnete machen sich damit nach § 354 Abs. 4 
StGB dann nicht strafbar, wenn ihnen beispielsweise 
aufgrund eines zulässigen Eingriffs in das Post- und 
Femmeldeqeheimnis gern. § 1 des Gesetzes zu Art. 10 
GG (G 10) 

BGBl. I 1968, S. 948 

bestimmte Tatsachen bekannt geworden sind und sie 
diese unzulässigerweise offenbaren. 

Diese Strafbarkeitslücke kann nicht durch die §§ 201 
(Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes) und § 202 
(Verletzung des Briefgeheimnisses) StGB ausgefüllt 
werden. Denn der Straftatbestand des § 201 StGB 
setzt immer entweder einen unbefugten Eingriff (Auf- 
nahme des nichtöffentlich gesprochenen Wortes eines 
anderen auf einen Tonträger, Abs. 1 Nr. 1) oder eine 
unbefugte Verwertung einer so hergestellten Auf- 
nahme (Abs. 1 Nr. 2) voraus, während bei § 354 Abs. 4 
StGB, beispielsweise also bei einer Überwachung des 
Femsprech- und Briefverkehrs nach § 1 G 10, der Ein- 
griff befugt und eine etwaige Weitergabe unbefugt 
sein muß. § 202 setzt immer voraus, daß der Täter den 
unbefugten Eingriff selbst vorgenommen hat. 

Hat daher ein anderer den Eingriff in das Post- und 
Femmeldegeheimnis unbefugt durchgeführt und teilt 
ein Dritter (z. B. ein Abgeordneter) die dadurch ge- 
wonnenen Erkenntnisse unbefugt mit, so kann sich 
letzterer nur nach § 201 Abs. 1 Nr. 2 StGB strafbar 


machen, was voraussetzt, daß dieser eine nach § 201 
Abs. 1 Nr. 1 StGB hergestellte Tonaufnahme verwer- 
tet. Schriftliche Mitteilungen oder Briefe werden je- 
doch von dieser Strafvorschrift nicht erfaßt. 

vgl. dazu im einzelnen: Samson, in: SK StGB, § 354 

Rdnr. 10; 

Lenckner, in: Schönke/Schröder, § 354 Rdnr. 37; 

Dreher/Tröndle, § 354 Rdnr. 10 

1.2.4 § 355 StGB — Verletzung des 
Steuergeheimnisses 

§ 355 StGB bestraft die Verletzung des Steuergeheim- 
nisses durch Offenbaren oder Verwerten von Verhält- 
nissen eines anderen (Abs. 1 Nr. 1) bzw. von Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnissen (Abs. 1 Nr. 2), die dem 
Täter als Amtsträger (Abs. 1) in einem Straf-, Bußgeld-, 
Verwaltungs- oder anderen gerichtlichen Verfahren 
in Steuersachen bzw. aus anderem Anlaß durch Mit- 
teilung von Finanzbehörden oder durch Vorlage von 
Steuerbescheiden usw. bekannt geworden ist. Abs. 2 
stellt dem Amtsträger nur bestimmte Personengrup- 
pen, nämlich die für den öffentlichen Dienst beson- 
ders Verpflichteten (Nr. 1), die amtlich zugezogenen 
Sachverständigen (Nr. 2) und die Träger von Ämtern 
der Kirchen und anderer Religionsgesellschaften des 
öffentlichen Rechts (Nr. 3) gleich, soweit sie an einem 
Verfahren nach Abs. 1 beteiligt sind. Auf Abgeord- 
nete, deren Mitarbeiter oder Fraktionsangestellte ist 
die Vorschrift daher nicht anwendbar. 


1.3 Strafvorschriften zum Schutz von 
Privatgeheimnissen 

1.3.1$ 203 StGB — Verletzung von 
Privatgeheimnissen 

Diese Vorschrift bestraft die unbefugte Verletzung 
von privaten Geheimnissen sowie Betriebs- oder Ge- 
schäftsgeheimnissen mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe, soweit das Geheimnis dem 
Täter als Angehöriger einer besümmten Berufsgruppe 
anvertraut oder sonst bekannt geworden ist. 

Für Abgeordnete ist diese Vorschrift nicht einschlä- 
gig: Abgeordnete sind weder „Amtsträger" im Sinne 
von § 203 Abs. 2 Nr. 1 StGB, noch ist Abs. 2 Nr. 4 auf 
sie anwendbar, da sich diese Vorschrift nur auf solche 
Mitglieder von Ausschüssen und Räten von Gesetzge- 
bungsorganen des Bundes oder eines Landes bezieht, 
die nicht selbst Mitglied des Gesetzgebungsorganes 
sind, Die Vorschrift betrifft im übrigen nicht die Aus- 
schüsse „der" Gesetzgebungsorgane, sondern solche, 
die „für" ein Parlament tätig sind, wie beispielsweise 
Enquete-Kommissionen. Täter können daher vor al- 
lem die nicht-parlamentarischen Mitglieder von En- 
quete-Kommissionen sein. 

vgl. Dreher/Tröndle, § 203 Rdnr. 24; 

Lenckner, in: Schönke/Schröder, § 203 Rdnr. 50; 

Samson, in: SK, § 203 Rdnr. 22 
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Auch Mitarbeiter von Abgeordneten oder Fraktions- 
mitarbeiter werden von § 203 nicht erfaßt. Diese gehö- 
ren weder zu den für den öffentlichen Dienst beson- 
ders Verpflichteten gern. § 203 Abs. 2 Nr. 2 StGB, da 
sie nicht für eine mit Aufgaben der öffentlichen Ver- 
waltung betraute Stelle tätig sind, 

vgl. zu den Voraussetzungen ausführlich Eser, in: 
Schönke/Schröder, § 11 Rdnr. 35 ff. 

noch zählen sie zu den Hilfskräften der in § 203 Abs. 2 
Nr. 4 StGB genannten Ausschüsse. 

Im Ergebnis ist daher festzustellen, daß Mitglieder 
von Ausschüssen bzw. Untersuchungsausschüssen 
sowie deren Mitarbeiter oder Fraktionsangestellte 
durch § 203 StGB nicht zur vertraulichen Behandlung 
von Privatgeheimnissen verpflichtet sind. 


1.3.2 § 353 b Abs. 2 StGB 

Fraglich ist, ob diese Vorschrift auch in Fällen unbe- 
fugter Offenbarung von privaten Geheimnissen An- 
wendung finden kann? Hier ergeben sich eine Reihe 
von Problemen: 


1.3.2. 1 

Grundsätzlich ist § 353 b Abs. 2 StGB nur dann gege- 
ben, wenn „wichtige öffentliche Interessen" durch die 
Offenbarung des Geheimnisses gefährdet werden. 
Dies ist nach einhelliger Meinung in Literatur und 
Rechtsprechung jedoch dann nicht der Fall, wenn Tat- 
sachen preisgegeben werden, die lediglich im Inter- 
esse eines einzelnen geheimzuhalten sind. 

vgl. Lenckner, in: Schönke/Schröder, § 353b 

Rdnr. 9 m. w. N.; 

OLG Düsseldorf, 5 SS 225/82, Beschluß vom 26. 5. 

1982, in: NJW 1982, S. 2883 

Entsprechendes dürfte dann gelten, wenn es sich aus- 
schließlich um die Geheimhaltung von Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnissen handelt. Zu einem anderen 
Ergebnis könnte man allenfalls dann gelangen, wenn 
es sich beispielsweise um Betriebsgeheimnisse han- 
delt, die infolge von Aufträgen der Bundesregierung 
(z. B. Rüstungsaufträge) an das entsprechende Unter- 
nehmen entstanden sind, da dann durch eine Preis- 
gabe auch Interessen der Bundesrepublik Deutsch- 
land betroffen sind. 

Grundsätzlich ist damit bei Privat- und Geschäftsge- 
heimnissen davon auszugehen, daß diese nicht unter 
den Strafschutz des § 353 b Abs. 2 StGB fallen, so daß 
Abgeordnete sich durch Preisgabe solcher Geheim- 
nisse nicht nach § 353b Abs. 2 StGB strafbar machen 
können. 


1.3. 2. 2 

Fraglich ist schließlich auch, ob die Regelungen der 
Geheimschutzordnung überhaupt für Privatgeheim- 
nisse gelten. Diese Frage dürfte zu verneinen sein, da 


diese, wie den einzelnen Geheimhaltungsgraden der 
Geheimschutzordnung zu entnehmen ist, mit Aus- 
nahme des Geheimhaltungsgrades VS-Nur für den 
Dienstgebrauch immer zumindest eine Beeinträchti- 
gung der Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder, damit staatlicher Geheimhal- 
tungsinteressen gegenüber der Öffentlichkeit, vor- 
aussetzen (vgl. § 2 Abs. 2 — 4 GSO BT). 

so auch: Linck, in: ZRP 1987, S. 18 

Denkbar wäre jedoch, die Geheimschutzordnung für 
Privatgeheimnisse geschäftsordnungsrechtlich für 
entsprechend anwendbar zu erklären. 


1.3.3 § 17 UWG — Verrat von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen 

§ 17 UWG bestraft mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah- 
ren oder mit Geldstrafe den Geheimnisverrat im Wett- 
bewerbsrecht. In § 17 Abs. 1 UWG kommen als Täter 
ausschließlich Angestellte, Arbeiter oder Lehrlinge ei- 
nes Geschäftsbetriebs in Betracht. Für Abgeordnete 
und deren Mitarbeiter oder Fraktionsangestellte ist 
die Vorschrift damit nicht einschlägig. 

Täter des § 17 Abs. 2 UWG kann allerdings jede Per- 
son sein, damit theoretisch auch ein Abgeordneter 
oder deren Mitarbeiter. 

vgl. Hefermehl/Baumbach, Wettbewerbsrecht, 
15. Aufl. 1988, § 17 Rdnr. 35, 30 

Voraussetzung ist jedoch, daß die verbotene Ausspä- 
hung des Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses in 
den in Abs. 2 Nr. 1 a bis c genannten Formen 

vgl. dazu im einzelnen: Hefermehl/Baumbach, 
a. a. O., Rdnr. 26 ff. 

bzw. die verbotene Verwertung gern. Abs. 2 Nr. 2 

vgl. dazu: Hefermehl/Baumbach, Rdnr. 30 f. 

zu Zwecken des Wettbewerbs, aus Eigennutz, zugun- 
sten eines Dritten oder in der Absicht, dem Inhaber 
des Geschäftsbetriebs Schaden zuzufügen, erfolgt. 
Zudem muß sich der Vorsatz auf sämtliche Tatbe- 
standsmerkmale des Abs. 2 beziehen. 


1.3.4 § 404 Aktiengesetz 

Diese Vorschrift bestraft mit Freiheitsstrafe bis zu ei- 
nem Jahr oder mit Geldstrafe die unbefugte Offenba- 
rung eines Gesellschaftsgeheimnisses, namentlich ei- 
nes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses, soweit die- 
ses dem Täter in seiner Eigenschaft als Mitglied des 
Vorstandes oder des Aufsichtsrates oder Abwickler 
(Abs. 1 Nr. 1) oder als Prüfer oder Gehilfe eines Prü- 
fers (Abs. 1 Nr. 2) bekanntgeworden ist. Für Abgeord- 
nete, deren Mitarbeiter und Fraktionsangestellte ist 
diese Vorschrift daher nicht einschlägig. 
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2. Zusammenfassung der Strafbarkeitslücken und 
Lösungsvorschläge 

Im Hinblick auf bestehende Strafbarkeitslücken im 
Geheimschutzbereich für Mitglieder des Deutschen 
Bundestages hat die vorstehende Prüfung Folgendes 
ergeben: 


2.1 §97 Abs. 2 StGB 

In § 97 Abs. 2 StGB ist fraglich, ob Abgeordnete die 
Voraussetzung „kraft seines Amtes“ erfüllen können. 
Bei Verneinung dieser Frage ist die leichtfertige Of- 
fenbarung von Staatsgeheimnissen mit fahrlässiger 
Gefährdung der Staatssicherheit durch Abgeordnete, 
aber auch durch deren Mitarbeiter oder durch Frak- 
tionsangestellte, straflos, soweit nicht ein „von einer 
amtlichen Stelle erteilter Auftrag" i. S. v. § 97 Abs. 2 
StGB vorhegt. 


Lösungsvorschlag 

Da § 97 Abs. 2 StGB die Strafbarkeit der leichtfertigen 
Geheimnispreisgabe mit fahrlässiger Gefährdung der 
Staatssicherheit nur auf bestimmte Täter beschränkt, 
wird vorgeschlagen, den Straftatbestand ggf. nur für 
Abgeordnete zu erweitern, etwa durch den Zusatz 
kraft „seiner Stellung als Mitglied eines Gesetzge- 
bungsorgans des Bundes oder eines Landes". 


2.2 § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB 

2 . 2.1 

§ 353b Abs. 2 Nr. 1 StGB betrifft ausschließlich Ge- 
heimhaltungsbeschlüsse des Bundestages oder eines 
seiner Ausschüsse (vgl. §§69 Abs. 7 GOBT, 7 Abs. 1 
GSO BT), die im Bundestag entstanden sind und die 
sich zudem auf konkrete Nachrichten und Gegen- 
stände beziehen müssen. Sogenannte „externe VS", 
d. h. solche VS, die bereits von einer anderen „heraus- 
gebenden Stelle" mit einem Geheimhaltungsgrad 
versehen wurden, fallen nicht unter diese Bestim- 
mung, obwohl die GSO BT ausdrücklich auch für sol- 
che VS gilt (§ 1 Abs. 1 Satz 1, 2. HS GSO BG). Diese 
Strafbarkeitslücke hat zur Folge, daß die Offenbarung 
von Geheimnissen i. S. v. § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB 
durch Bundestagsabgeordnete dann nicht nach dieser 
Vorschrift bestraft werden kann, wenn es sich um eine 
externe VS handelt und kein erneuter Beschluß im 
Sinne dieser Vorschrift getroffen wurde. Eine Straf- 
barkeit nach den §§94 ff. StGB kommt in solchen Fäl- 
len nur dann in Betracht, wenn es sich bei dem betref- 
fenden Geheimnis um ein Staatsgeheimnis i. S. v. § 93 
Abs. 1 StGB oder um ein „illegales Geheimnis“ i. S. v. 
§ 93 Abs. 2 StGB handelt und die übrigen Tatbe- 
standsvoraussetzungen der einzelnen Straftatbe- 
stände erfüllt sind. 

Eine Strafbarkeit gern. § 203 Abs. 2 StGB entfällt, da 
Abgeordnete nicht unter diese Strafvorschrift fallen. 


Lösungsvorschlag 

Die einfachste Lösung zur Vermeidung dieser Straf- 
barkeitslücke wäre, auch bezüglich externer Ver- 
schlußsachen immer einen Beschluß des Ausschusses 
gern. §§69 Abs. 7 GOBT, 7 Abs. 1 GSO BT herbeizu- 
führen. Fraglich ist jedoch die Praktikabilität und 
Durchsetzbarkeit einer solchen Lösung. Im Sinne der 
Rechtsklarheit böte sich daher an, durch Ergänzung 
des Wortlauts des § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB sicherzu- 
stellen, daß auch externe Verschlußsachen unter 
diese Bestimmung fallen. Dies könnte beispielsweise 
dadurch geschehen, daß in § 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB 
hinter „odereines seiner Ausschüsse" eingefügt wird: 
„oder aufgrund der GSO BT“. 


2 . 2.2 

§ 353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB bindet ausschließlich Abge- 
ordnete, nicht jedoch deren Mitarbeiter, Fraktionsan- 
gestellte oder andere Personen. Solche Personen fal- 
len jedoch unter § 353b Abs. 2 Nr. 2 StGB, soweit sie 
entsprechend förmlich verpflichtet werden. Eine ent- 
sprechende Verpflichtungsvorschrift enthält § 4 
Abs. 1 GSO AB. Allerdings sei darauf hingewiesen, 
daß § 4 Abs. 1 GSO AB keine ausreichende gesetzli- 
che Ermächtigungsgrundlage i. S. v. §353b Abs. 2 
Nr. 2 StGB darstellt, so daß eine solche Verpflichtung 
nur dann wirksam ist, wenn sie freiwillig erfolgt. Zu- 
dem muß sie sich auf konkrete Tatsachen und Gegen- 
stände beziehen. 


2.2.3 

Soweit es sich um Privatgeheimnisse handelt, die le- 
diglich im Interesse eines einzelnen oder einer Firma 
geheimgehalten werden, ist § 353b Abs. 2 StGB nur 
dann einschlägig, soweit durch die Preisgabe des pri- 
vaten Geheimnisses gleichzeitig auch „wichtige öf- 
fentliche Interessen" gefährdet werden. Grundsätz- 
lich ist aber § 353 b Abs. 2 StGB auf Privatgeheimnisse 
nicht anwendbar. 

Darüber hinaus paßt die GSO BT nicht zur Regelung 
von Privatgeheimnissen, da die einzelnen Geheim- 
schutzgrade immer staatliche Geheimhaltungsinter- 
essen im Hinblick auf öffentliche Belange vorausset- 
zen. 


Lösungsvorschlag 

Letzters Problem könnte wenigstens dadurch abge- 
mildert werden, daß die GSO BT für Privatgeheim- 
nisse für entsprechend anwendbar erklärt wird. 


2.3 § 203 Abs. 2 Nr. 4 StGB 

Ein Auffangtatbestand im Hinblick auf die unbefugte 
Verletzung von Privatgeheimnissen durch Abgeord- 
nete, deren Mitarbeiter oder Fraktionsangestellte 
ohne eine Gefährdung wichtiger öffentlicher Interes- 
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sen ist nicht gegeben, da § 203 Abs. 2 StGB, der inso- 
weit in Frage käme, in seiner gegenwärtigen Fassung 
auf diesen Personenkreis nicht anwendbar ist. Im üb- 
rigen erfaßt § 203 Abs. 2 Nr. 4 StGB nicht Ausschüsse 
des Deutschen Bundestages, sondern nur solche, die 
„für“ den Bundestag tätig sind. Die Verletzung von 
Privatgeheimnissen durch den oben genannten Perso- 
nenkreis ist daher, soweit nicht gleichzeitig auch 
„wichtige öffentliche Interessen“ i. S. v. § 353b Abs. 2 
StGB gefährdet werden, straflos. 


Lösungsvorschlag 

Diese Strafbarkeitslücke könnte dadurch behoben 
werden, daß der Anwendungsbereich des § 203 
Abs. 2 Nr. 4 StGB auf Ausschüsse des Deutschen Bun- 
destages und auf deren Mitglieder, deren Mitarbeiter 
und ggf. auch auf Fraktionsangestellte, ausgedehnt 
wird. Dies könnte durch Streichung der Worte „für 
ein" und „das nicht selbst Mitglied des Gesetzge- 
bungsorgans ist" sowie durch Einfügung entspre- 
chender Zusätze für Abgeordnetenmitarbeiter und 
Fraktionsangestellte erfolgen. 


2.4 § 354 Abs. 4 StGB 

Abgeordnete, denen bestimmte Tatsachen aufgrund 
eines zulässigen Eingriffs in das Post- und Femmelde- 
geheimnis bekannt geworden sind, gehören, da sie 
keine „Amtsträger" sind, nicht zum Täterkreis des 
§ 354 Abs. 4 StGB und sind daher straflos, wenn sie 
solche Tatsachen unzulässigerweise offenbaren. Er- 
folgte der Eingriff in das Post- und Femmeldegeheim- 
nis unbefugt, so ist eine Strafbarkeit — nicht nur von 
Abgeordneten — nach den §§ 201 Abs. 1 Nr. 1, 202 
StGB als Auffangtatbestände nur dann gegeben, 
wenn der Täter den Eingriff selbst vorgenommen hat. 
Erfolgte der unbefugte Eingriff dagegen durch einen 
Dritten und teilt ein anderer die gewonnenen Er- 
kenntnisse mit, so kann sich Letzterer nur nach § 201 
Abs. 1 Nr. 2 StGB strafbar machen. Dies setzt jedoch 
voraus, daß der Täter eine Tonaufnahme verwertet, 
die gemäß § 201 Abs. 1 Nr. 1 StGB unbefugt herge- 
stellt worden ist. 


Lösungsvorschlag 

Erstere Strafbarkeitslücke könnte dadurch behoben 
werden, daß der Anwendungsbereich des § 354 
Abs. 4 StGB auf Mitglieder des Deutschen Bundesta- 
ges ausgedehnt wird. 


Darüber hinaus sollten auch die Fälle in eine straf- 
rechtliche Regelung einbezogen werden, bei denen 
der Eingriff in das Post- und Femmeldegeheimnis un- 
befugt erfolgt und eine unbefugte Weitergabe vorge- 
nommen wird. Diese Fälle könnten durch eine ent- 
sprechende Erweiterung des Tatbestandes des § 354 
Abs. 4 StGB oder des Tatbestandes des § 203 Abs. 2 
Nr. 4 StGB (wie oben Ziff. 2.3 vorgeschlagen) erfaßt 
werden. 


2.5 § 3 55 StGB 

Abgeordnete gehören nicht zum Täterkreis des § 355 
StGB und machen sich insoweit nicht strafbar, soweit 
sie, beispielsweise als Mitglied eines Untersuchungs- 
ausschusses, Kenntnis von Steuergeheimnissen erlan- 
gen und diese offenbaren oder verwerten. Gleiches 
gilt für Abgeordnetenmitarbeiter oder Fraktionsanqe- 
st eilte. 


Lösungsvorschlag 

Diese Strafbarkeitslücke könnte behoben werden, in- 
dem der Täterkreis auf Mitglieder von (Untersu- 
chungs-) Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
ausgedehnt wird. Die Notwendigkeit einer Ausdeh- 
nung des Tatbestandes auf Abgeordnetenmitarbeiter 
und Fraktionsangestellte ist fraglich, da sie als „Au- 
ßenstehende" des Untersuchungsverfahrens zunächst 
nicht immittelbar Kenntnis von Steuergeheimnissen 
erhalten und — bei entsprechender Änderung der 
einschlägigen Strafvorschriften — ggf. durch andere 
Straftatbestände erfaßt werden. 

Unabhängig von strafgesetzlichen Änderungen zur 
Behebung von Strafbarkeitslücken für Mitglieder des 
Deutschen Bundestages begründen die Indemnitäts- 
vorschriften des Art. 46 Abs. 1 GG und § 36 StGB als 
persönliche Strafausschließungsgründe Straffreiheit 
für alle Geheimnisoffenbarungen im Deutschen Bun- 
destag und seinen Gremien. Zu erwägen wäre daher, 
ob Geheimnisoffenbarungen durch Abgeordnete zu- 
sätzlich mit parlamentsrechtlichen Sanktionen geahn- 
det werden sollten. 

Mockenhaupt-Gordon 


709 




Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Anhang 1.17 


DEUTSCHER BUNDESTAG 5300 Bonn 1, den 13. 11. 1987 

Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung Bundeshaus 

— Der Vorsitzende — 


An den Vorsitzenden 
des 1. Untersuchungsausschusses 
des 11. Deutschen Bundestages 
Herrn Horst Eylmann, MdB 

im Hause 


Sehr geehrter Herr Kollege Eylmann, 

für Ihr Schreiben vom 5. November 1987, in dem Sie eine Zweifelsfrage zur Ausle- 
gung von § 6 Abs. 4 Satz 2 IPA-Regeln aufwerfen, danke ich Ihnen. 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung hat sich am 
12. November 1987 mit Ihrer Anfrage befaßt. Er ist zu folgendem Ergebnis ge- 
langt: 

Abgelehnte Anträge können nach dem Parlamentsrecht der deutschen Parlamente 
grundsätzlich erneut eingebracht werden, sofern dies nicht ausnahmsweise durch 
eine besondere Geschäftsordnungsvorschrift ausgeschlossen wird, wie dies im § 66 
der Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag der Fall ist. Die Grenze für die 
grundsätzlich unbeschränkte Befugnis zur Wiedereinbringung von abgelehnten 
Anträgen wird allerdings überschritten, wenn sich die Wiedereinbringung als miß- 
bräuchliche Rechtsausübung darstellt. 

Eine Ausnahme von dem angeführten Grundsatz besteht für das Verfahren der 
Untersuchungsausschüsse des Deutschen Bundestages in der von Ihnen zitierten 
Vorschrift des § 6 Abs. 4 Satz 2 der IPA-Regeln. 

Regelmäßig beschließt der Bundestag bei der Einsetzung von Untersuchungsaus- 
schüssen, daß die IPA-Regeln als besonderes Geschäftsordnungsrecht dem Unter- 
suchungsverfahren zugrundezulegen sind. Die IPA-Regeln werden aber nur, soweit 
sie geltendem Recht nicht widersprechen, übernommen. Dies ist auch bei der Ein- 
setzung des 1. Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestages der 
11. Wahlperiode geschehen. 

Aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts folgt, daß sich das Minder- 
heitenrecht des Artikels 44 Abs. 1 Satz 1 GG nicht darin erschöpft, die Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses verlangen zu können. Zum Minderheitenrecht 
gehört nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts auch die Befugnis, 
grundsätzlich den Untersuchungsauftrag festzulegen (BVerfGE Bd. 49, S. 70 ff. — 
86 f. — ). Folglich ist der Verfassungsvorschrift nur genügt, wenn auch die qualifi- 
zierte Minderheit Beweisanträge verlangen kann. Das Beweisantragsrecht der qua- 
lifizierten Minderheit ist demnach verfassungsrechtlich fundiert. Es geht damit ge- 
schäftsordnungsrechtlichen Regelungen vor. 

Das Wiedereinbringungsverbot des § 6 Abs. 4 Satz 2 der IPA-Regeln muß daher 
verfassungskonform ausgelegt werden. 

Der Vorrang des Minderheitenrechts für Beweisanträge bewirkt, daß für den von 
Ihnen zur Prüfung vorgelegten Fall ein Widerspruchsrecht von zwei Mitgliedern des 
Untersuchungsausschusses gegen die Einbringung eines Antrages durch ein Viertel 
der Mitglieder des Untersuchungsausschusses nicht besteht. In diesem Fall nimmt 
die qualifizierte Minderheit zum ersten Male bei einem bestimmten Beweisthema 
ihr Minderheitenrecht in Anspruch. Ein Rechtsmißbrauch kann nicht darin gesehen 
werden, daß die qualifizierte Minderheit im Ausschuß einen Antrag von weniger als 
einem Viertel der Ausschußmitglieder aufgreift, der von der Ausschußmehrheit 
abgelehnt worden ist. Wegen der besonderen verfassungsrechtlichen Stellung der 
qualifizierten Minderheit begt es in ihrer Entscheidung, welche Beweisanträge zur 
Aufklärung des von dieser Minderheit verlangten Untersuchungsthemas einge- 
bracht werden sollen. 
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§ 6 Abs. 4 Satz 2 der lPA-Regeln behält seine Bedeutung für die Fälle, bei denen der 
erste Antrag von weniger als einem Viertel der Ausschußmitglieder gestellt worden 
ist und entweder von den gleichen Antragstellern oder von anderen Antragstellern 
erneut eingebracht werden soll. Sofern aber neue Gesichtspunkte zur Begründung 
des Antrages geltend gemacht werden können oder neue Gesichtspunkte in einen 
zweiten Antrag aufgenommen werden, entfällt das Verbot einer Wiedereinbrin- 
gung. § 6 Abs. 4 Satz 2 der IPA-Regeln kann nur dann gelten, wenn völlig inhalts- 
gleiche Anträge erneut gestellt werden, ohne daß im Antrag selbst oder aufgrund 
der Ermittlungen im Untersuchungsverfahren Gründe erkennbar werden, die es 
ausschließen, daß der zweite Antrag rechtsmißbräuchlich eingebracht wird. Die 
zitierte Vorschrift könnte demzufolge auch dann nicht angewandt werden, wenn der 
erste Antrag zwar von einer qualifizierten Minderheit eingebracht wurde aber von 
der Mehrheit wegen Unzulässigkeit abgelehnt werden konnte, falls in dem zweiten 
Antrag der qualifizierten Minderheit die unzulässigen Teile entfernt worden sind. 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung beantwortet des- 
halb Ihre Anfrage wie folgt: 

Ist ein Beweisantrag von weniger als einem Viertel der Mitglieder des Untersu- 
chungsausschusses gestellt und mit der Mehrheit der Stimmen abgelehnt worden, 
kann dieser inhaltsgleich von wenigstens einem Viertel der Mitglieder des Unter- 
suchungsausschusses erneut eingebracht werden. Die von wenigstens einem Viertel 
der Ausschußmitglieder verlangten Beweise sind zu erheben, soweit sie nicht aus 
sonstigen Gründen unzulässig sind. Dieser neue Beweisantrag muß behandelt wer- 
den, auch wenn zwei Mitglieder des Ausschusses widersprechen. 


Mit freundlichen Grüßen 
Konrad Porzner 
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Anhang 2 


Deutscher Bundestag Drucksache 1 1 /391 2 

11. Wahlperiode 

25. 01. 89 


Sachgebiet 7400 


Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare 

Einundsechzigste Verordnung zur Änderung der Ausfuhrliste 
- Anlage AL zur Außenwirtschaftsverordnung - 


A. Zielsetzung 

Anpassung des Teils I der Ausfuhrliste an den gegenwärtigen Stand 
der technischen Entwicklung. 

B. Lösung 

Änderung der Ausfuhrliste 

C. Alternative 
keine 

D. Kosten 
keine 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers -121 (421) -651 09- Au 1 09/89 - vom 25. Januar 1 989 gemäß §27 Abs. 2 
des Außenwirtschaftsgesetzes. 

Verkündet am 21. Januar 1989 im Bundesanzeiger Nr. 15. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 
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0003 Munition für die in den Nummern 0001 und 0002 genannten 
Waffen sowie besonders konstruierte Bestandteile und beson- 
ders entwickelte Software hierfür. 

Anmerkungen: 

1. Besonders konstruierte Bestandteile schließen ein 


3. Sicherungseinrichtungen, Zünder und Glühbrücken für 
Brückenzünder, 

4. Stromquellen für die einmalige Abgabe einer hohen 
Leistung. 


a) Metall- oder Kunststofibestandteile, z.B. Ambosse in 
Zündhütchen, Geschoßmäntel, Patronengurtglicder, 
Führungsringe und andere Munitionsbestandteile aus 
Metall, 

b) Sicherungseinrichtungen, Zünder und Glühbrücken für 
Brückenzünder, 

c) Stromquellen für die einmalige Abgabe einer hohen 
Leistung. 


1009 Kriegsschiffe und Marine-Sperialansrüstnng wie folgt sowie 
besonders entwickelte Software hierfür 
s) Kampfschiffe oder für Angriffs- oder VertekUgengsbandlan- 
gen (über oder enter Wasser) konstruierte Schiffe, anefa 
wenn für nichtnülrtärische Zwecke umgeben! and ungeachtet 
ihres derzeitigen Reparaturznstands oder ihrer Betriebs- 
fähigkeit, sowie Schiffskörper oder Teile von Schiffskörpern 
für solche Schifte; 


2. Diese Nummer erfaßt nicht Munition ohne Geschoß (Manö- 
ver-, Signalmunition) und Exerziermunition mit gelochter 
Pulverkammer, sofern nicht Käufer- oder Bestimmungsland 
die Republik Südafrika oder Namibia sind. 

3. Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für folgende Waren: 
Munition oder Patronen für die unter das vereinfachte Geneh- 
migungsverfahren nach Nummer 0001 fallenden Waffen wie 
folgt: 

a) Scheibenmunition oder Patronen mit Teilmantelgeschofi 
der Typen, die für Jagd oder Sport verwendet werden. 


b) Motoren wie folgt: 

1. Dieselmotoren mit einer Leistung größer/gleich 1 119 kW 
and einer Drehzahl größer/gleich 700/m, besonders kon- 
struiert für U-Boote, 

2. Elektromotoren, mit einer Leistung vou mehr uh 746 kW, 
schnei uorstenerbar, Rüsargkeitsgekihlt sed vollständig 
gelupaelt, besonders konstruiert für U-Boote, 

3. akhtmagne tische Dieselmotoren mit einer Leistung grö- 
Ber/glekh 37 kW, besonders konstruiert lür militärische 
Zwecke; 


b) Munition oder Patronen, die speziell für das Prüfen von 
Handfeuerwaffen bestimmt sind ( Beschußmunition ). 


Anmerkung: 

Ein Motor ist als für militärische Zwecke besonders 


0004 Bomben, Torpedos, Raketen, gelenkte und unge lenkte Flugkör- 
per wie folgt sowie besonders entwickelte Software hierfür: 

a) Bomben, Torpedos, Granaten (einschließlich Rasch- und 
Nebelgranaten), Rauch- uud Nebelbüchsen, Raketen, Mi- 
nen, gelenkte oder nngelenkte Flugkörper, Wasserbomben, 
Feaeriromben, Brandbomben nod militärische Sprengkör- 
per-Ladungen, -Vorrichtungen and -Ausrüstang, pyrotech- 
nische Leachtmnnition, Leuchtpatronen und DarsteBungs- 
munition für müitirische Zwecke sowie besonders konstru- 
ierte Bestandteile hierfür; 

b) Geräte und Vorrichtungen, besonders konstruiert für das 
Handhaben, Überwachen, Scharfmachern Abfeuem, Legen, 
Räumen, Ausstößen oder Orten der in Untemnntmer a 
genannten Gegenstände sowie besonders konstruierte Be- 
standteile hierfür; 

Anmerkung: 

Unternummer b erfaßt auch 

1. fahrbare Gasverflüssigungsanlagen, besonders konstru- 
iert für militärische Zwecke und mit einer Produktions- 
kapazität von mindestens 1 1 Flüssiggas pro Tag, 

2. schwimmfähige elektrisch leitende Kabel zum Räumen 
magnetischer Minen, 

3. Antriebsdüsen für taktische Flugkörper, Raketenspitzen 
und Hitzeschilde für strategische Wiedereintrittskörper 
sowie feinkörnigen, synthetischen Graphit hierfür, der 
alle folgenden Eigenschaften hat: 

a) Rohdichte mindestens 1,79 g/cm 3 (gemessen bei 
293 K), 

b) Bruchdehnung mindestens 0,7% (gemessen bei 
293 K) und 

c) Wärmeausdehnungskoeffizient je Kelvin 2,75 x 1(7* 
oder kleiner (im Temperaturbereich von 293 bis 
1 255 K). 

c) militärisch Brennstoffverdickangsmittd, z.B. VerMudua- 
gnngea (z.B. Oktal) oder Gemische solcher Verbindungen 
(z.B. Napalm), besonders formuliert zur HersteBung na 
Stoffen, die ab Zasatzmittel zu Erdöieneugnbsen einen 
gelartigen Braarbtoff für die Verweodaitg in Bomben, Ge- 
schossen, Flammenwerfern oder anderem Kri egsge r ät er- 
geben. 

Anmerkung: 

Besonders konstruierte Bestandteile im Sinne der Unter- 
nummem a und b umfassen 

1. Antriebssysteme für Lenkflugkörper, 

2. Metall- oder Kunststoffbestandteile, z.B. Ambosse in 
Zündkapseln. Geschoßhüllen und andere Munitionsbe- 
standteile aus Metall, 


konstruiert anzusehen, wenn 

a) er neben Kurbelgehäuse, Zylinderblock, Zylinder- 
kopf, Kolben, Deckeln, Abschlußplatten, Ventilsit- 
zen, Dichtungen sowie Kraftstoff-, Schmieröl- und 
anderen Versorgungsleitungen noch andere nicht- 
magnetische Teile hat oder 

b) sein nichtmagnetischer Anteil höher ist als 75% des 
Gesamtgewichts. 

c) MagnetUt-, Druck- und Schall- Unterwasserortungsgeräte, 
besonders konstruiert für mditärisebe Zwecke, Steuerein- 
richtungen und Bestandteile hierfür; 

d) U-Boot- and Torpedonetze; 

e) Kompasse und Ansrüstung hierfür sowie Schiffskursanzei- 
ger, besonders konstruiert für U-Boote; 

f) besonders konstruierte Bestandteile, Zubehör und Zusatzge- 
räte für vorgenannte Waren wie Geschütztürme, Geschütz- 
lafetten, U-Boot- Batterien and Katapulte; 

g) Schiffskörperdurchfühningen and -verbindet, besonders 
konstruiert für militärische Zwecke, die das Zusammenwir- 
ken mit Ausrüstung außerhalb eines Schiffes ermöglichen; 

h) geräuscharme Inger für militärische Zwecke and Ausrüstung 
mH solchen Lagern. 

Anmerkungen: 

1. Unternummer a umfaßt auch bemannte Unterwasserfahr- 
zeuge, die mindestens 10 Stunden lang autonom (d.h. ohne 
Unterstützung durch ein Mutterschiff, ohne Schnorchel oder 
ohne Kabelverbindung zur Wasseroberfläche) getaucht fah- 
ren können. 

2. Unternummer f umfaßt auch Schiffskessel, die eines der 
folgenden Merkmale erfüllen: 

a) Wärmeabgabe (bei maximaler Leistung) größer/gleich 
7.079.500 kJ/h je m 3 des Feuerraums oder 

b) Verhältnis des Gewichts des erzeugten Dampfs (bei 
maximaler Leistung) zum Trockengewicht des Kessels 
größer/gleich 0,83. 

3. Unternummer g umfaßt auch Steckverbinder für Schiffe in 
Einzelleiter-, Mehrfachleiter-, Koaxial- und Hohlleiteraus- 
führung sowie Schiffskörperdurchfühningen, die jeweils 
dicht sind gegen Leckwasser von außen und die geforderten 
Merkmale in Meerestiefen von mehr als 100 m beibehalten, 
sowie faseroptische Steckverbinder unabhängig von der Was- 
sertiefe. 

Sie umfaßt nicht gewöhnliche Schiffskörperdurchführungen 
für Antriebswellen und Ruderschäfte (Schiffskörperdurch- 
führungen und Steckverbinder für sowohl zivile als auch 
militärische Ausrüstung (dual-use equipment) in Ergänzung 
dieser Nummer: siehe Teil I C Nummer 1418 und Untemum- 

mer 15261)- 
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Einundsechzigste Verordnung 
zur Änderung der Ausfuhrliste 
— Anlage AL zur Außenwirtschaftsverordnung — 

Vom 23. Dezember 1988 

Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 2 
Abs. 1 und §7 des Außenwirtschaftsgesetzes in der im Bundes- 
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7400 — 1. veröffentlich- 
ten bereinigten Fassung, von denen § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 
durch das Gesetz vom 6. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1905) neuge- 
faßt worden ist, verordnet die Bundesregierung: 

Artikel 1 

Die Ausfuhrliste — Anlage AL zur Außenwirtschaftsverord- 
nung — in der Fassung der Verordnung vom 8. November 1984 
(BAnz. Nr. 213 vom 10. November 1984, Beilage Nr. 55a/84), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung vom 20. Juli 1988 (BAnz. 
S. 3297), wird wie folgt geändert: 

1. Teil I Abschnitt A wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 0003, 0004, 0009 und 0017 werden durch 
die in Abschnitt A der Anlage enthaltene Fassung ersetzt. 

b) In Nummer 0007 Untemummer d wird das Wort 
„genannte“ durch das Wort „erfaßte“ ersetzt. 

c) In Nummer 0023 Untemummer c 1 wird das Wort 
„Brennstoffen“ durch das Wort „Treibstoffen“ ersetzt. 

2. In Teil 1 Abschnitt B werden die Nummern 0102, 0103 und 
0106 durch die in Abschnitt B der Anlage enthaltene Fassung 
ersetzt und nach Nummer 0109 die in Abschnitt B der Anlage 
enthaltene Nummer 0110 eingefügt. 

3. In Teil I Abschnitt C werden die Überschrift und die Num- 
mern 1075 bis 1485 durch die in Abschnitt C der Anlage ent- 
haltene Fassung ersetzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungsge- 
setzes in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des Außenwirtschaftsge- 
setzes auch im Land Berlin, soweit sie sich nicht auf Rechtsge- 
schäfte und Handlungen bezieht, die nach dem Gesetz Nr. 43 
des Kontrollrates vom 20. Dezember 1946 oder nach sonstigem 
in Berlin geltendem Recht verboten sind oder der Genehmigung 
bedürfen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach der Verkün- 
dung in Kraft. 

Bonn, den 23. Dezember 1988 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
H. Haussmann 
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C. Liste für sonstige Waren und Technologien von strategischer Bedeutung 

Anmerkung: 

Computerbezogene Begriffe, siehe Begriffsbestimmungen am Ende der Nummer 1565 oder 1566. 

. N . r : Warenbenennung . *J r * Warenbenennung 

der Liste 6 der Liste * 

i 2 i 2 


Gruppe 1 

Metallbearbeitungsmaschinen und -technologien 

1001 Technologie für Fertigungsverfahren bei der Metallbearbeitung 
und besonders entwickelte Software hierfür wie folgt: 

a) Technologie für die Konstruktion von Werkzengen, Gesen- 
ken nnd Spannvorrichtungen, besonders entwickelt für die 
folgenden Verfahren: 

1. Gesenkschmieden, 

2. superplastisch« Ilmformen, 

3. DtfTusionsschweißen, 

4. Metallpulver- Pressen dnreh 
I) Vakuum-Heißpressen, 

U) Hochdruck-Strangpressen oder 
Ui) isostatisches Pressen, 

5. direkt wirkendes hydraulisches Pressen; 

b) technische Daten in bezug auf die nachstehenden 
Verfahrensparameter zur Überwachung folgender Ferti- 
gungsverfahren: 

1. Gesenkschmieden: 

i) Temperatur, 

ii) Umformgescbwindigkeit, 

2. superplastisches Umformen von Aluminium-, Titan- nnd 
Snperlegieningen: 

i) Oberflächenvorbehandlung, 

ii) Uniformgeschwindigkeit, 

iii) Temperatur, 

iv) Druck, 

3. Diffnsionsschweißen von Super- und Titanlegienutgen: 

i) Oberflächenvorbehandlung, 

ii) Temperatur, 

Ui) Druck, 

4. MetallpuJver-Pressen durch 
i) Vakuum-Heißpressen: 

a) Temperatur; 

b) Druck, 

c) Dauer des Arbeitsgangs, 

U) Hochdruck-Strangpressen: 

a) Temperatur, 

b) Druck, 

c) Dauer des Arbeitsgangs, 

Ui) bostatisebes Pressen: 

a) Temperatur, 

b) Druck, 

c) Daaer des Arbeitsgangs, 

5. direkt wirkendes hydraulisches Pressen von AtominJum- 
nnd Titanlegierongen: 

i) Druck, 

U) Dauer des Arbeitsgangs, 

6. beißisostatisches Verdichten von Titan-, Aluminium- und 
Snperlegieningen: 

i) Temperatur, 

U) Druck, 

Ui) Daaer des Arbeitsgangs. 
Begriffsbestimmungen: 

Gesenkschmieden: 

Umform verfahren, bei dem die Temperatur des Gesenks gleich 
der Nenntemperatur des Werkstücks ist und 850 K (+5 T1°C) 
übersteigt. 

Superplastiscbes Uniformen: 

Warmumformvcrfahren für Metalle, deren im herkömmlichen 
Zugversuch bei Raumtemperatur ermjttelte Bruchdehnung 
weniger als 20% beträgt; durch Wärmezufuhr werden Dehnun- 
gen erzielt, die mindestens das Zweifache des vorgenannten 
Wertes betragen. 


Diffusionsschweißen: 

Molekulares Fügen von mindestens zwei verschiedenen Metallen 
im festen Zustand zu einem Stück mit einer Festigkeit der 
Schweißverbindung, die der des schwächsten Werkstoffs 
entspricht. 

Metallpalver-Pressen: 

Verfahren zur Erzeugung von Werkstücken mit einer Dichte von 
mindestens 98% der theoretischen maximalen Dichte. 

Direkt wirkendes hydraulisches Pressen: 

Umformverfahren, bei dem ein flüssigkeitsgefülltes, elastisches 
Kissen in unmittelbarem Kontakt mit dem Werkstück steht. 

Heiß Isostatisch« Verdichten: 

Verfahren, bei dem ein Gußstück bei Temperaturen über 375 K 
(+122°C) in einer geschlossenen Kammer über ein Medium 
(Gas, Flüssigkeit, Feststoffteilchen) gleichmäßig in allen Rich- 
tungen so mit Druck beaufschlagt wird, daß Hohlräume im 
Innern des Gußstücks verkleinert oder beseitigt werden. 

Vaknum-Heißpressen: 

Verfahren, bei dem Metallpulver in einer Presse mit erwärmten 
Matrizen bei Unterdrück zu einem Werkstück verdichtet wird. 

Hochdrndi-Straagp ressen: 

Verfahren, bei dem der Querschnitt des Werkstücks in einem 
einzelnen Arbeitsgang auf ein Viertel oder weniger verringert 
wird. 

Isosta lisch« Pressen: 

Verfahren, bei dem Metallpulver in einer geschlossenen Kam- 
mer über ein Medium (Gas, Flüssigkeit, Feststoffteilchen) 
gleichmäßig in allen Richtungen so mit Druck beaufschlagt wird, 
daß ein Werkstück entsteht. 

107S Drück- nnd FUeßdrückmaschineu, besonders konstruiert oder 
uigepaßt für den Einsatz mit numerischen Steuerungen oder 
Computerstcuerungen, sowie besonders konstruierte Bestand- 
teile und besonders entwickelte Software hierfür. 

1080 I. Ausrüstung, Werkzeuge nnd Spannvonichtungeu, besonders 
konstruiert für die Fertigung oder Vermessung von Gasturbi- 
nenlauf- oder -leitschaufeln, wie folgt, hierfür besonders 
konstruierte Bestandteile und besonders konstruiertes Zube- 
hör sowie besonders entwickelte Software für Ausrüstung, 
Bestandteile und Zubehör: 

a) automatische Meßausrüstung für Profile oder Füße von 
Lauf- oder Leiter häuf du, 

b) Ausrüstung für Feingießen im Vakuum, einschließlich 
Kemfertigungsausrüstung, 

c) Ausrüstung für das Einbringen von Bohrungen mit weni- 
ger als 0,76 mm (0,03 in) Durchmesser und einer Tiefe, 
die mehr ah das Vierfache des Durchmessers beträgt, 

d) Gießausrüstung für gerichtet» Erstarren nnd Ausrü- 
stung für das gerichtete Rekristallisiercn d« Gefüges, 

e) Ausrüstung znm Hochtemperaturtöten gegossener Lauf- 
oder Leitschaufeisegmente, 

0 Gießausrüstung für integrale Rotoren, 

g) Ausrüstung znm Beschichten von Lauf- oder Lcitschan- 
fein, ausgenommen Öfen, Metalhchmebbider und gal- 
vanische Bäder für das Beschichten im lonenaustausch- 
v erfahren, 

h) Maschinen zum Formen und Fertigbearbeiten von Lauf- 
Oder Leitsc häufeln aas Keramik, 

i) Formen, Kerne und Werkzeuge zum Fertigen und Fertig- 
bearbeilen von 

1. gegossenen HohUaurschaufeln oder Hohlleitschau- 

Ida, 

2. Lauf- oder Leitschaufeln, die durch Metallpulver- 
Pressen gefertigt wnrden, 

j) Maschinen znm Formen nnd Fertigbearbeiten von Lauf- 
oder Lritschaufda aas Verbundroetaß, 

k) Reibschweiß maschmeu für Lauf- oder Leitschaufeln; 
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. , : Warenbenennung 

der Liste * 

i 2 


4. Untemummer h erfaßt geräuscharme Kugellager mit allen 

folgenden Eigenschaften: 

a) Bohrungsdurchmesser des Innenrings größer/gleich 
10 mm, 

b) Toleranzen von ABEC-7 oder ISO-Norm 492 Klasse 4, 

c) hergestellt aus gehärtetem Stahl mit hohem Chromgehalt 
nach SAE-52100 oder DIN 100 Cr 6, 

d) Einhaltung der Anderon-Grcnzwerte nachstehender Ta- 
belle bei einer Drehzahl von 1.800/Minute über den 
Frequenzbereich von SO bis 10.000 Hz gemäß Einzelprü- 
fung. 


Tabelle der Schwingungsgrenzwerte für das einzelne Lager 
in Anderons’) 


Bohrungs- 

kennzahl 

niedriger 

mittlerer 

Frequenzbereich 

hoher 

00 

16 

12 

10 

01 

16 

12 

10 

02 

20 

16 

10 

03 

20 

16 

16 

04 

20 

16 

16 

05 

24 

20 

16 

06 

24 

20 

16 

07 

24 

20 

20 

08 

24 

20 

20 

09 

32 

20 

24 

10 

32 

24 

24 

11 

32 

24 

24 

12 

32 

24 

32 

13 

32 

24 

32 

14 

40 

24 

32 

15 

40 

32 

40 

16 

40 

32 

40 

17 

40 

32 

40 

18 

40 

40 

40 

19 

40 

40 

40 

20 

40 

40 

50 

21 

50 

40 

50 

22 

50 

40 

50 

24 

50 

40 

60 


*) Anderons (angular derivadon of bearing noise) ist eine Maßeinheit, defi- 
niert ab Ceadiwingkeit (RMS - Effeküvwcri, Mikro-Zoll/s) geteilt durch 
die Konstante 297. Anderons werden wie folgt berechnet: 


A ist die Ableitung von S in Bezug auf 0; diese Größe wird mit eins multipliziert 
und durch die Quadratwurzel aus N geteilt. 

Hierbei sind: 

A - Anderons 

5 - Verschiebung des Außenrings 

6 - Winketveradw e bung des Innenring» 

N - 2.5 - Anzahl der Oktaven im Frequenzbereich. 


Nr. 

der Liste 

Warenbenennung 

1 

2 


0017 Verschiedene Ansrästnngsgegenstände und Materialien wie 
folgt sowie besonders entwickelte Software hierfür: 

a) anabhängige Taach- and Unterwasserschwimm-Geräte wie 
folgt: 

1. Atemgeräte mit geschlossener und halbgeschlossener 
Atemluft erneoernng, 

2. besonders konstruierte Bestandteile znr Umrüstung von 
Gerät» mit offenem Kreislauf in solche für militärische 
Zwecke, 

3. Gegenstände, ausschließlich konstruiert für die militäri- 
sche V er w e ndung mH Geräten dieser Unternummer; 

b) Schalldämpfer für Feuerwaffen; 

c) leistungsgeregelte Scheinwerfer und Steuergeräte hierfür, 
koastraiert für militärische Zwecke, und besonders entwik- 
kette Software hierfür; 

d) Bauausrüstung, nach miütäriscfaen Spezifikationen gebaut 
and besonders konstruiert für den Lufttransport. 

B. Kemenergieliste 

0102 Natürliches und abgerekhertes Uran, in jeder Form oder enthal- 
ten in jedem Material, in dem die Konzentration des Urans 

0. 05. ibersteigt, ausgenommen abgereichertes Uran, das spe- 
ziel für folgende zivile Verwendungszwecke hergestellt wurde: 

1. Abschirmungen, 

2. Verpackungen, 

3. Ballast, 

4. Ausgleichsgewichte. 

Anmerkung: 

Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für folgende Waren: 

1. Natururan zur Lohnanreicherung mit dem Isotop 235 
unter folgenden Voraussetzungen: 

o> sämtliches angereichertes Uran wird nach Beendi- 
gung des Anreicherungsprozesses zurückgeführt und 
b) sämtliches abgereichertes Uran (Tails), das beim An- 
reicherungsprozeß entsteht, wird zurückgeführt, so- 
fern cs mehr als 0, 35% (7-235 enthält ; 

2. Uran in Form von Reaktorbrennstoff zur Verwendung für 
den Folgebedarf in bereits exportierten Kernreaktoren, 
die alle Bedingungen der Anmerkung 2 zu Nr. 0203 
erfaßen. 

0103 Deuterium, schweres Wasser, dcaterierte Paraffine nnd andere 
dewteriu ölhaltige Verbindungen, Mischungen and Lösungen, 
sofern sie mehr als 0,02% Deuterium enthalten. 

Anmerkung: 

Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für folgende Waren: 
Deuteriumoxyd (D 7 0) zur Verwendung für den Folgebedarf in 
bereits exportierten Kernreaktoren, die alle Bedingungen der An- 
merkung 2 zu Nummer 0203 erfüllen. 

0106 Nnklearreiner Graphit, d.h. Graphit mit einem BorgehaH von 
weniger ab 1 ppm and einer Dichte von mehr ab 1.5 g/cm 3 (siebe 
such Nr. 3 der Anmerkung in l atem ummer 0004 h). 

0110 Thorium and jedes Material, das mehr ab 5% Thorium enthält. 
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II. TedMologie ( mtenonimea TechooJofjl« für Einbau, Be- 
trieb uud Wurtuug) zur Verwendung folgender, nkhl erfüll- 
ter Aurnstuag: 

i) Lauf- oder Leitschanfel-BandKUcifraaschmen, 
b) Lauf- oder Leitxefaaufel-Kanlenabrundraasehinen, 
cl Lauf- oder Leiladiaafel-f'rofilfria- oder -Profllrchleifma- 
»rblaea, 

d) Umfonnmaschiaea für Lauf- oder LeitKhaufelrohlingc, 

e) Lauf- oder Leitschaufel-Walzinaachiiien, 

f) Lauf- oder Leitadiaufel-Fonngebungintaschinen, ausge- 
uomnaen spanabhebende Formgebungsmaschinen, 

g) Lauf- oder LeitsehaofelfuB-ScUelfmaKhinen, 
b) Lauf- oder LeitMbaufelprofil-AnreifiaBsrüstung. 

Anmerkungen: 

1. Der Begriff Fertigung schließt die Instandsetzung mit ein. 

2. Diese Nummer umfaßt auch Maschinen und Ausrüstung zur 
Fertigung von Lauf- oder Lcitschaufeln im Kompressorteil 
von Flugzeug-Gasturbinen oder hiervon abgewandclten Gas- 
turbinen, bei denen die Technologie die gleiche ist wie für 
die Fertigung von Lauf- oder Lcitschaufeln im Turbinenteil. 

1081 Ausrüstung, Werkzeuge, Gesenke. Formen and Spennvotrieh- 
tangea, besonders konstruiert oder sbgeinderl für die Fertigung 
oder Prüfung von Flugzeugen, FlugzeugzeUen oder Befesti- 
guagselemeateu für Flugzeuge, wie folgt; hierfür besonders kon- 
struierte Bestandteile nnd besonders konstruiertes Zubehör 
sowie besonders entwickelte Software für Ansrüstung, Bestand- 
teile nnd Zebebör: 

t) Ausrüstung, Werkzeuge, Gesenke, Formen oder Spannvor- 
rkfatnngen fit dss 

1. bydraeiisebe Streckziehen 

i) mH digitaler Steuerung der Maschinenbewegungen 
oder -Kräfte oder mit Steuerung durch elektrische 
Analogeinrichlungen oder 

ii) mH Heizelement zum Vorwirmen des Werkstücks, 

2. Frksen von Flagzeugbeplankungen und -höhnen, ausge- 
nommen. wenn sic schon früher als 10 fahre vor der 
beabsichtigten Ausfuhr hergestellt nnd seitdem nicht ver- 
bessert wurden; 

b) Werkzeuge, Gesenke, Formen oder Spannvorrichtungen für 
das 

1. DiffnsionsscfaweiAen, 

2. saperplastiscbe Uniformen, 

3. Gesenkschmieden, 

4. Verdichten von Metallpulver durch Vakuum- Heißpres- 

scu. Hoch druck -Strangpressen oder isostatisches 

Pressen, 

5. direkt wirkende hydraulische Pressen von Aluminium- 
nnd THanlegiemngen, 

6. Fertigen, Oberprüfen, Einsetzen oder Festziehen beson- 
ders konstruierter hochfester Befestigungselemente für 
Flugzecge. 

Anmerkung: 

Definilionen vorstehender Fertigungsverfahren und erfaßter 
Metallbearbeitungslechnologien: siehe Nummer 1001. 

108Ö Ausrüstung, Werkzeuge, Gesenke, Forme«, Spannvorrichtnn- 
gen nnd Meßiastnunente, besonders konstruiert oder abgeän- 
dert für die Fertigung oder Prüfung von Flugzeug-Gasturbinen 
nnd hiervon abgeleiteten Gasturbinen, wie folgt; hierfür beson- 
ders konstruierte Bestandteile and besonders konstruiertes 
Zubehör sowie besonders entwickelte Software für Ausrüstung, 
Bestandteile nnd Zubehör: 

a) Ausrüstung, Werkzeuge, Gesenke, Formen, Spannvorricb- 
I sagen nnd MefUnstramente für 

1. automatische Überwachung der Fertigung, 

2. automatisches Schweißen; 

b) Werkzeuge, Gesenke, Spannvorrkhtungen und Meßinstru- 
mente für das 

1. Verbin de n von Festkörpern durch Reibschweißen oder 
Schmetzschweißen, 

2. Fertigen and Prüfen von HocMeistungs-Gaslurbinen- 
bgera, 

3. Waben besonders geformter Ringe, z.B. der Ringver- 
Ucid nagen für Triebwerkgondeln, 

4. Umformen nnd Fertigbearbeiten von Tnrblnenseheiben; 


. , : Warenbenennune 

der Liste s 


c) Räummaschinen für Kompressor- oder Turbinenscheiben. 

Anmerkung: 

Untemummer c erfaßt nur Räummaschinen, die für die 
Fertigung von Flugzeug-Gasturbinen oder hiervon abgeleite 
ten Gasturbinen besonders konstruiert sind, nicht aber für 
diesen Zweck angepaßte Universalräummaschincn. 

1088 Maschinen tarn Fertigen oder Fertigbearbeilen von Zahnrädern 
wie folgt; 

a) Kegelrad- Verzabnnngsmaschinen: 

1. Zahnrad-Schleifmaschinen (ohne Wälzung), 

2. andere Maschinen, geeignet zur Herstellung von Kegel- 
rädern mH einem Modul kleiner als 0,5 mm (Diametral 
Pitch genauer ab 48) und mit einer besseren Qualität als 
DIN 58 405 Klasse 6; 

Anmerkung: 

Wird nach AGMA- oder Admiralty-Normen bewertet, 
so entsprechen AGMA II oder Admiraliy-Klasse I der 
Qualität DIN 58 405 Klasse 6. 

b) Maschinen, geeignet znr Herstellung von Zahnrädern mit 
einer besseren Qualität ab AGMA Klasse 13 oder einer 
gleichwertigen Qualität. 

A wwvarkiiivrv 

, warvwa.fr. 

Wird nicht nach AGMA-Normcn bewertet, so entspricht 
DIN 3963 Klasse 4 der Qualität AGMA Klasse 13. 

1091 Numerische Steuerungen, numerisch gesteuerte Werkzeugma- 
schinen, Meftmaschineu, DNC-Systeme, besonders konstruierte 
Unterbau gruppen, besonders entwickelte Software und Techno- 
logie wie folgt: 

a) Geräte für die numerische Steuerung gleichzeitig koordinier- 
ter (UrariA- nnd Stetigbahn-) Bewegungen von Werkzeug- 
und MeBmaschinen in zwei oder mehr Achsen, ausgenom- 
men solche, die alle folgenden Merkmale aufweisen: 

i) nicht mehr als zwei bahngesteuerle interpolierende Ach- 
sen (nach beliebiger mathematischer Funktion ein- 
schließlich Linear- nnd Kreisfunktion) können gleichzei- 
tig koordiniert werden; die Geräte dürfen enthalten: 

1. eine oder mehrere zusätzliche Achsen, bei denen die 
Vofschnbgeschwindigkeit mit der einer anderen Ach- 
se nicht koordiniert, geändert oder moduliert wird, 

2. ein zusätzliches Paar bahngesteuerter Achsen, sofern 
eine eigene Vorschubgeschwindigkeit - in der Grund- 
ansfibrung oder als Ergänzung - nicht mehr als je- 
weils zwei bahngestenerte Achsen steuert, oder 

3. zwei bahngestenerte Achsen, die durch Umschaltung 
aus einer beliebigen Anzahl von Achsen gewählt 
werden können, 

ii) kleinstes programmierbares Inkrement (Eingabefeinheit) 
gleich oder größer als 0,001 mm. 

Ui) Schnittstellen (interfaces) wie folgt begrenzt: 

1, keine integrierte Schnittstelle entsprechend der 
ANSI/IEEE-Norm 488-1978, der I EC- Veröffentli- 
chung 625-1 oder einer vergleichbaren Norm und 

2. nicht mehr als zwei Schnittstellen entsprechend der 
EIA-Norm RS-232-C oder einer vergleichbaren 
Norm, 

iv) Echtzeit(on-Iine)- Änderung von Werkzeugbahn, Vor- 
schubgeschwindigkeit und Spindelwerten auf folgende 
Funktionen begrenzt: 

1. Fräserdurchroesserausglekh senkrecht zur Mittel- 
linien bahn, 

2. automatische Beschleunigung und Verzögerung beim 
Start, hei der Eckenbearbeitung und beim Halt, 

3. Achsen- Weggeber- Kompensation einschließlich Stei- 
gungsfehlerausglekh der Leitspindel (Messungen an 
einer Achse dürfen keinen Ausglekh einer anderen 
Achse bewirken), 

4. konstante Schnittgeschwindigkeit mit oder ohne Be- 
grenzung, 

5 . Spindeldehnungsausgleich , 

6 . manuelle Korrektur von Vorschubgeschwindigkeit 
und Spindeldrehzahl, 

7. feste and wiederholbare Arbeitszyklen (automatische 
Schürft vektorerzeugung nicht eingeschlossen), 

8. NuOpuuktverschiebung für Werkzeuge und Auf- 
spaauvofrkhtungen. 
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9. Korrektlar des Teileprogram ro- Lochstreifens, ausge- 
wwti Qaeticnprograininsprache und Mittel] in iea- 
Positioasdalea [centcr tine tocstion data 
(CLDATA)J, 

10. WeHueagÜBgenaasglekh, 

11. Teileprogninm-Speicherung, 

12. Gewindeschneiden mit veränderlicher Steigung, 

13. Umscfaaltang zwischen ZoO und metrisch, 

14. auf der Fnnkenspannung basierende Korrektur der 
Vonchnbgescbwindigkeit hei Fankenerosionsma- 
schinen, 

r) Wort breite kkmer/glekh 16 Bits (ohne Paritätsbits), 
vi) Software/Firm ware , einschließlich Software/Firmware al- 
ler zur Ausstattung gehörenden programmierbaren Ge- 
rate oder Vorrichtungen, darf die in vorstehenden Unter- 
n ummern 1 bis v vorgesehenen Stenerfunklionen nicht 
überschreiten and ist begrenzt wie folgt: 

1. nur die folgen den Anwendungsprogramme, die ohne 
weitete Kompilation, Assemblierung, Interpretation 
oder weiteres Processing (außer Steuern ngsparame- 
teiebigabe und Spefeherprogrammladen) ein setz bar 
sind, können geliefert werden, wobei jedes Pro- 
gramm als Gesamtheit und nicht in modularer Form 
za liefern fest: 

a) ein Betriebsprogramm, mit dem das Gerät seine 
normalen Funktionen ausführen kann, 

b) ein oder mehrere Diagnoseprogramme zum Prü- 
fen des Verhaltens der Steuerung oder der Ma- 
schine und zur Ortung von Hardwsrestöningen, 

c) ein Ilmsetzungsprogramm, mit dem der Anwen- 
der die Schnittstelle Steuerung/Maschine pro- 
grammieren kann, 

2. die Programm unterlagen für die Anwendungspro- 
gramme dürfen folgendes nicht enthalten: 

a) eine Liste der Programmieranweisungen ( ausge- 
nommen die für die Diagnose für routinemäßige 
Wartung der Hardware benötigten), 

b) eine Beschreibung der Programmorganisatiou 
oder -fanktion, die über den nötigen Bedarf zur 
Progranunbenutzung und zur Wartung der Hard- 
ware,' mit der diese Programme arbeiten , hinaus- 
geht, 

c) FTußdiagrarame, Verkuüpfungsdiagramme oder 
Algorithmen ( ausgenommen die für die Diagnose 
für routinemäßige Wartung der Hardware benö- 
tigten), 

d) Hinweise auf bestimmte Speicherplätze ( ausge- 
nommen die für die Diagnose für routinemäßige 
Wartung der Hardware benötigten), 

e) andere Informationen über den Aufbau oder die 
Funktion der Software, die ihre vollständige oder 
teilweise Analyse oder Modifizierung unterstüt- 
zen würden. 

Anmerkung: 

Digitalrechner, entweder in Steuerungen eingebaut (in- 
corporated) oder daran angeschlossen (associated). nicht 
aber in Steuerungen integriert (embedded): siehe Num- 
mer 1565. 

b) Werkzeug- and Meßmaschinen, die nach den technischen 
Beschreibungen des Herstellers mit von Unternimmer a 
erfaßten Steuerungen ausgerüstet werden können (Drehma- 
schinen mit hoher Präzision: siehe anch Nummer 1370), 

ansgenommen: 

i) Bohrwerke, Fräsmaschinen and Bearbeit nngszentren, 
die aBe folgenden Merkmale aafw eisen: 

1. a) nicht mehr ab drei für die gleichzeitig m einem 
Fnnktionszasammenhang stehende bahngestemer- 
te Bewegung geeignete Achsen; d.h. die Gesamt- 
zahl der Vnearen and rotatorischen bahnst cu erbe- 
ren Achsen darf über drei nicht binansgehen, 
oder 

Anmerkung: 

Eine sekundäre, parallele, bahnsteuerbare Ach- 
se, z.B. die W-Achse bei Horizontalbohrwerken, 
oder ein sekundärer Drehtisch, dessen Mittellinie 
sich parallel zum Hauptdrehtisch erstreckt, wer- 


den in der Gesamtzahl der drei bahnsteuerbaren 
Achsen nicht mitgezählt. Die Maschinen dürfen 
mit nichtbahnsteuerbaren parallelen oder nicht- 
bahnsteuerbaren nichtparallelen Drehachsen zu- 
sätzlich zu den drei für die gleichzeitig in einem 
Funktionszusammenhang stehende bahngesteuer- 
te Bewegung gecigneten'Achsen ausgerüstet sein. 
Maschinen, die zur gleichzeitigen Koordinierung 
in mehr als drei Achsen geeignet sind, gelten auch 
dann als erfaßt, wenn die angeschlossene Steue- 
rung die Maschine auf drei gleichzeitig koordi- 
nierte bahnsteuerbare Achsen begrenzt. Zum 
Beispiel gilt eine Maschine mit einer Steuerung, 
die zwischen beliebigen drei von vier Bahnsteue- 
rungsachsen geschaltet werden kann, als erfaßt, 
b) nicht mehr ab drei lineare Achsen and eine ro- 
tatorische Achse (aber keine Scbwenkachsc), die 
für die gleichzeitig in einem Fnnkrionsznsammen- 
hang stehende hähngestcaerte Bewegung geeig- 
net sind; d.h. die Gesamtzahl der linearen and 
rotatorischen bahnsteoerbaren Achsen darf über 
vier nicht hinaasgehen, 

Anmerkung: 

Eine sekundäre, parallele, bahnsteuerbare Ach- 
se, z.B. die W-Achse bei Horizontalbohrwerken, 
oder ein sekundärer Drehtisch, dessen Mittellinie 
sich parallel zum Hauptdrehtisch erstreckt, wer- 
den in der Gesamtzahl der bahnsteuerbaren Ach- 
sen nicht mitgezählt. Die Maschinen dürfen mit 
nichtbahnsteuerbaren parallelen oder nichtbahn- 
steuerbaren nichtparallelen Drehachsen zusätz- 
lich zu den vier für die gleichzeitig in einem 
Funktionszusammenhang stehende bahngesteuer- 
te Bewegung geeigneten Achsen ausgerüstet sein. 
Maschinen, die zur gleichzeitigen Koordinierung 
in mehr als vier Achsen geeignet sind, gelten auch 
dann als erfaßt, wenn die angeschlossene Steue- 
rung die Maschine auf drei gleichzeitig koordi- 
nierte bahnsteuerbare Achsen begrenzt. Zum 
Beispiel gilt eine Maschine mit einer Steuerung, 
die zwischen beliebigen drei von fünf Bahnsteue- 
rungsachsen geschaltet werden kann, als erfaßt. 

2. größter Verfahrweg in jeder Achse klein er/gleicb 
3.000 mm, 

3. Leistung des Spindel™ tri ebsmotora kleiner/gleich 
35 kW, 

4. eine Arbeitsspindel, 

Anmerkung: 

Die Maschine kann Mehrfachwerkzeugköpfe 
oder Mehrfachrevolver als standardmäßige oder 
zusätzliche Ausrüstung haben, aber nur eine Ar- 
beitsspindel darf jeweils in Betrieb sein. Eine zum 
Antrieb eines Mehrfachbohrkopfs geeignete 
Spindel gilt als Einzelspindel. 

5. Arial- und Radialbewegung, gemessen an der 
Spindelachse, bei einer Spinde hintdre hang größer/ 
gleich D x 2 X 10 ’ mm Gesamtmeßuhrausschlag 
(zwischen den Extremwerten), wobei D der Spind ei- 
durchmesser h Millimetern ist, 

6. lnkremeateße Positionieigenaalgkeit großer ( grö- 
ber )/gleich- ±0,002 mm je 200 mm Verfahrweg, 

7. Gesamt -Posirioniergeaanigkctt in jeder Achse gleich 
oder größer (gröber) ab 

a) ±0,01 an bei Maschinen mH einer Gesamtlänge 
des Achsenweges kleiner/gleich 300 mm, 

b) ±|0,01 + 0,0025/300 x(L- 300)] mm bei Maschi- 
nen mit einer Gesamtlänge des Achsenweges L 
größer ab 300 nun and kJciner/glcieh 3.300 nun, 

c) ±0,035 mm bei Maschinen mit eine» Gesamtlänge 
des Achsenweges größer ab 3 J00 nun, 

Anmerkung: 

Positioniergenauigkeit ist die in einer temperatur- 
geregelten Umgebung von 20° C ± 2°C mit jeder 
mit der Maschine mitgelieferten mechanischen 
Kompensationstechnik oder mit jeder in Unter- 
nummer a iv beschriebenen elektronischen Kom- 
pensation zu erzielende Genauigkeit. Positionier- 
genauigkeit von Maschinen, die ohne numerische 
Steuerung geliefert werden, ist die Genauigkeit, 
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die während der Abnahmeprüfung der Maschine 
mit einer Steuerung und mit Rückkoppelungssy- 
stemen erzielt wurde, die mit den später mit der 
Maschine verwendeten identisch sind, oder die 
Genauigkeit, die früher mit einer identischen Ma- 
schine sowie mit einem Rückkoppelungssystem 
und einer Steuerung erzieh wurde, die mit denen 
identisch sind, die später an die Maschine an- 
geschlossen werden (siehe Technische Anmer- 
kung 6). 

im) Werkzeugmaschinen (andere ab die in Untern animer b i 

beschriebenen Bohrwerke, Fräsmaschinen und Bearbei- 

tougszentren), die alle folgenden Merkmale anfweben: 

1. Radialbewegung, gemessen an der Spindelacbse, bei 
einer Spindeluradrebnng größer/gleich 0,0008 mm 
GesamtmeBuhransschlag zwischen den Extremwer- 
ten (z.B. bei Drehmaschinen, Kontursddeifma- 
schinen), 

2. die Anforderungen der Unteraummera b i 1 a, b i 6 
und b i 7 werden erfüllt, 

in) Mettmaschinen, die alle folgenden Merkmale aefweisen: 

1. lineare Positioniergenauigkeil gleich oder schlechter 

ab 

a) ±(3 + L/300)trm, wenn der Achsenweg L kleiner/ 
gleich 3-300 mm ist, 

b) ±14 run, wenn L größer ab 3300 mm ist, 

2. Rundlaufgenauigkeit gleich oder schlechter ab 5 Bo- 
gensekunden innerhalb je 90 Grad nnd 

3. die Anforderungen der Untemummer b i 1 werden 
erfüllt; 

c) direkte numerische Steuerungssysteme (DNC), die ans 
einem speziell ausgelegten Rechner besteben, der ab Leit- 
recbner arbeitet nnd entweder „oo-line“ oder „off-üne“ eine 
oder mehrere der in Untern ummer b definierten numerisch 
gesteuerten Werkzeug- oder MeBmaschineu steuert, zugehö- 
rige Software, Schnittstellen (Interfaces) und Datenübcrtra- 
gungsgeräte für den Informationsaustausch zwischen dem 
Speicher des Leitrechnen, den Interpolatoren und den nu- 
merisch gesteuerten Werkzeugmaschinen; 

d) besonders konstruierte Funktionseinheiten und besonders 
entwickelte Software, die nach den technischen Beschreibun- 
gen des Herstellers geeignet sind, die Leistungsfähigkeit der 
numerischen Steuerungen und der Werkzeugmaschinen so 
za erw ei t e rn, daß diese von den Untemununern a, b oder c 
erfaßt werden, oder so, daß sie nicht nnter das vereinfachte 
Genehmigmngsv e rfahr e n nach Anmerkung 1 am Ende dieser 
Nummer (allen; 

Anmerkung: 

Besonders konstruierte Unterbaugruppen, bestehend aus ge- 
druckten Schaltgruppen, werden von Unternummer d erfaßt. 
Bestand- und Einzelteile für Werkzeugmaschinen: siehe 
auch Nummer 1093. 

e) Technologie für die Konstruktion und Herstellung (ausge- 
nommen den Zusammenbau nnd das Prüfen) zwei- und 
mehrachsiger numerischer Steuerungen mit integriertem 
Rechner. 

Technische Anmerkungen: 

1. Numerische Steuerung wird definiert als die automatische 
Steuerung eines Prozesses durch ein Gerät, das numerische 
Daten benutzt, die normalerweise während des Arbeitsgangs 
eingegeben werden (Bezug: ISO 2382). 

2. Bahnsteuerung wird definiert als zwei oder mehr numerisch 
gesteuerte Bewegungen, die nach Befehlen ausgeführt wer- 
den, welche die nächste benötigte Position und die zum 
Erreichen dieser Position benötigten Vorschubgeschwindig- 
keiten vorgeben. Diese Vorschubgeschwindigkeiten werden 
im Verhältnis zueinander so geändert, daß eine gewünschte 
Bahn erzeugt wird (Bezug: ISO/DIS 2806). 

3. Computerbezogene Begriffe: siehe Begriffsbestimmungen 
am Ende der Nummer 1565 oder 1566. 

4. Direktes numerisches Steuerungssystem (DNC) wird defi- 
niert als ein System, das eine Gruppe numerisch gesteuerter 
Maschinen zur Speicherung von Teileprogrammen oder Ma- 
schinenprogrammen an einen gemeinsamen Speicher an- 
schließt mit der Möglichkeit, auf Befehl Daten an die Ma- 
schinen auszugeben (Bezug: ISO/DIS 2806.2). 


5. Die Achsenbezeichnungen sollen der Internationalen Norm 
ISO 841 „NC-Maschinen - Achsen- und Bewegungsbezeich- 
nungen“ entsprechen. 

6. Der Wert der Positioniergenauigkeit schließt die Umkehr- 
spanne nicht ein. Der Wert wird durch die gebräuchlichen 
statistischen Methoden (Stichproben) bestimmt, d.h. durch 
Anfahren aus nur einer Richtung von mindestens fünf bis 
höchstens fünfundzwanzig Meßpunkten als Stichproben ent- 
lang einer Achse. Nationale Normen können für diese Meß- 
art benutzt werden, z.B. die deutsche Norm VDI/DGQ 3441 
„Statistische Prüfung der Betriebs- und Positioniergenauig- 
keit von Werkzeugmaschinen, März 1977“. 

7. Schwenkachse wird definiert als eine Achse, die die Winkel- 
position der Drehtisch-Mittellinie zur Spindel-Mittellinie 
während des Bearbeitungsvorgangs verändert. 

8. Software im Sinne dieser Nummer wird wie folgt definiert: 
Steuerungsprogramme für CNC- und DNC-Systeme, die im 
Speicher eines Rechners gespeichert werden und numerische 
Funktionen ausführen wie Vorschub- und Bahnbestimmung, 
rechnerabhängige adaptive Steuerung und Datenverteilung 
für besondere Zwecke, Wiederaufruf, Korrektur von Pro- 
grammen für DNC-Anwendungen. Die bei der Teilepro- 
grammierung verwendete Software (z.B. APT, EXAPT, 
IFAri J, Nachbearbeitung und ähnliche Programme gelten 
nicht als Steuerungsprogramme für CNC- und DNC-Sy- 
steme. 

Anmerkungen. 

1. Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für folgenden Waren: 

a) Numerische Steuerungen für nicht dem Luft - und Raum- 
fahrt- oder Nuklear-Bereich angehörende zivile Endver- 
wender, wenn die numerischen Steuerungen alle folgenden 
Merkmale aufweisen und entweder allein oder zusammen 
mit Ausrüstung ausgeführt werden, die durch Unternum- 
mer b von der Erfassung ausgenommen wird: 

1. nicht mehr als drei bahngesteuene inerpolierende Ach- 
sen (nach beliebiger mathematischer Funktion ein- 
schließlich Linear- und Kreisfunklion) können gleich- 
zeitig koordiniert werden (die Geräte dürfen eine oder 
mehrere zusätzliche Achsen steuern können, bei denen 
die Vorschubgeschwindigkeit mit der einer anderen 
Achse nicht koordiniert, geändert oder moduliert 
wird), 

2. die Anforderungen der Unlernummern a ii bis a vi 
werden erfüllt. 

b) Von Untemummer b i erfaßte Plattenbohrwerke an nicht 
dem Luft- und Raumfahrtbereich angehörende zivile End- 
verwender für zivile Anwendungen, sofern alle folgenden 
Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. größter Längsverfahrweg (X-Achse) kleiner/gleich 

15.000 mm, 

2. größter vertikaler Verfahrweg (Y-Achse) kleiner/ 
gleich 5.000 mm, 

3. größter Verfahrweg in der Z-Achse kleiner! gleich 

3.000 mm, 

4. Leistung des Spindelantriebsmotors kleiner/ gleich 
75 kW, 

5. die Anforderungen der Untemummern b i 1 und b i 4 
bis bi7 werden erfüllt. 

2. Diese Nummer erfaßt nicht Punkt-zu-Punkt-CNC-Steue- 
rungen. 

1093 Bestandteile hm| besonders konstruierte Teile für Werkzeug- 

nnd Meßmaschinen, die von Nummer 1091 erfaßt werden, wie 

folgt: 

a) Spindelbaagruppen, die als Mindestbaugruppe aus Spindeln 
nnd Lagern bestehen, ausgenommen solche Baugruppen, 
deren an der Spindelachse gemessene axiale und radiale 
Achsenbewegung bei einer Spindehimdrehung gleich oder 
größer (gröber) als einer der folgenden Werte ist: 

i) 0,0008 mm Gesamtmeßuhrausschlag (zwischen den Ex- 
tremwerten) für Drehmaschinen oder 

ii) D x 2 x 10 ' nun Gesamtmeßuhrausschhig (zwischen den 
Extremwerten) für Fräsmaschinen, Bohrwerke, Lehren- 
Schleifmaschinen und Bearbeitungszentren, wobei D der 
Spindeldurchmesser in Millimetern ist; 
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b) Schraubensptndeln einschließlich Kugelumlaufspindeln, aus- 
genommen solche mit allen folgenden Merkmalen: 

i) Genauigkeit gleich oder größer (gröber) als 0,004 mm je 
300 mm, 

ii) Gesamtgenauigkeit größer (gröber)/gleich (0,0025 + 5 x 
IO -4 x L) mm, wobei L die nutzbare Länge der Spindel in 
Millimetern ist, 

iii) Konzentraität der Mittellinie der Radiailageroberfläche 
und der Mittellinie des Hauptdurchmessers der Spindel 
gleich oder größer (gröber) als 0,005 mm Gesamt« 
meßuhrausschlag (zwischen den Extremwerten) bei 
einem Abstand von der Radiallageroberfläche, der dem 
dreifache* Spindeldurchmesser oder weniger entspricht; 

c) Rückmeldeeinheiten für Linear- und Winkelposition ein- 
schließlich induktiver Geber, Maßskalen und Laser-Syste- 
men, a usgenommen 

i) Rückmeldeeinbeiten für Linearposition mit einer Genau- 
igkeit größer (gröber)/gieich (0,0004 + 13 x KT 4 x L) mm, 
wenn L kleiner/gl eich 100 mm ist und (0,0015 + 2 x KT 4 x 
L) mm, wenn L größer als 100 mm ist, wobei L die 
nutzbare Länge in Millimetern der linearen Messung ist, 
und 

ii) Rückmeldeeinheiten für Winkelposition mit einer Ge- 
nauigkeit größer (gröber)Zgleich zwei Bogensekunden; 

d) lineare Asynchronmotoren als Supportantriebe mit allen fol- 
genden Merkmalen: 

i) Hub großer als 200 mm, 

ii) Nominalkrafl größer als 45 N, 

iii) kleinste gesteuerte/geregelte inkrementale Bewegung 
kleiner ah 0,001 mm. 


Gruppe 2 

Ausrüstung für Chemie und Erdöl 

1110 Ausrüstung znr Herstellung von flüssigem Fluor und besonders 
konstruierte Bestandteile hierfür. 

1129 Vakuumpompewysteme wie folgt sowie besonders konstruierte 
Bestandteile, Regel- und Steuereinrichtungen und besonders 
konstruiertes Zubehör hierfür 

a) Kryopompensysteme (d.h. Systeme, in denen die Zirkula- 
tion von gekihhero oder verflüssigtem Gas verwendet wird, 
um durch Herabsetzen der Umgebungstemperatur ein stati- 
sches oder dynamisches Vakuum zu erzielen), konstruiert für 
Betriebstemperaturen von weniger als 73 K (-200° C), gemes- 
sen bei atmosphärischem Druck; 

b) Vakuumpumpensysteme, die eine Kammer mit einem Volu- 
men von über einem Liter auf Drücke unter (kleiner als) 
13 * I0“ 4 Pa evakuieren können, wobei eine Kammertempe- 
ratur von über 1.073 K (800° C) aufrechterhalten wird. 

1131 Pumpen ( ausgenommen Vakuumpumpen, für die Nummer 1129 
gilt), konstruiert zum Fördern von flüssigen Metallen durch 
elektromagnetische Kräfte. 

1142 Rohrleitungen wie folgt: 

a) Rohrleitungen, hergestellt aus, ausgekleidet oder überzogen 
mit einem der von Untemnmmer 1754 b 2 umfaßten Fluor- 
elastomere*, nicht verstärkt, heiß schrumpfbar und mit 
einem Innendurchmesser (vor dem Schrumpfen) von weni- 
ger ah 28.57 mm (1 1/8 Zoll); 

b) verstärkte Rohrleitungen (einschl. Verbindungsstücke und 
Fittings für solche Rohrleitungen), ausgekleidet mit Emul- 
sionspolymensaten des Polytetrafluorethylen, Co- Polyme- 
ren des Tetrafluorethylen und Hexafluorpropylen oder mit 
einem der vou Lntemumraer 1754 b 2 umfaßten polyyneren 
Fluorelast omeren und konstruiert für Betriebsdrücke von 
210,9 bar (3.M0 p.s.i.) oder mehr, unabhängig davon, ob die 
mediumberührende Oberfläche durch Spezialbehandlung 
elektrisch krtfihig gemacht ist oder nicht. 

1145 Mehrwandige Behälter, besonders konstruiert für die Lagerung 
oder den Transport von flüssigem Fluor. 
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Gruppe 3 

Elektrische Ausrüstung und Krafleneugungsausrüstung 

1203 Elektrische Öfen wie folgt, besonders konstruierte Bestandteile 
und Regel- und Steuereinrichtungen hierfür sowie besonders 
entwickelte Software für solche Öfen, Bestandteile oder Einrich- 
tungen (siehe auch Nnmmeru 1080 und 1301): 

a) Vakuum-Lichtbogenöfen mit selbstverzehrenden Elektroden 
und einem Fassungsvermögen von mehr als 20 t; 

b) Vakuum-Lichtbogenofen in Haubenform (skull type); 

c) Vakuum-Induktionsöfen, bei denen das flüssige Metall in ein 
und derselben Vakuumknmmer ohne Unterbrechung des 
Vakuums in eine Form gegossen werden kann, mit allen 
folgenden Merkmalen: 

1 . Fassungsvermögen größer als 2.275 kg, 

2. konstruiert für Betriebsdrucke unter 6,67 Pa 
(0,0667 mbar) und 

3. konstruiert für Betriebstemperaturen von mehr als 
1.373 K (1,100°C); 

Anmerkung: 

Der Begriff Vakuum-Induktionsöfen schließt alle Teile des 
Ofensystems innerhalb der Vakuumkammer ein. 

d) Induktionsöfen mit den beiden folgenden Merkmalen: 

1. Innendurchmesser der Induktionsspule größer/gleich 
155 mm nnd 

2. konstruiert zum Erwärmen eines Werkstücks mit einem 
Durchmesser größer/gleich 130 mm auf eine Temperatur 
von mehr ab 2.273 K (2.000° C). 

Anmerkungen: 

1. Diese Nummer erfaßt keine Susceptoren (sekundäre Heiz- 
einrichtungen) aus Graphit, die nicht an anderer Stelle von 
Teil I dieser Liste erfaßt sind. 

2. Diese Nummer umfaßt auch Vakuumöfen, die unter Schutz- 
gasatmosphäre arbeiten können. 


1205 Elektrochemische Vorrichtungen, Halbleitervomchtnngen und 
radioaktive Vorrichtungen für die direkte Umwandlung chemi- 
scher, solarer oder nuklearer Energie in elektrische Energie wie 
folgt: 

a) elektrochemische Vorrichtungen wie folgt and besonders 
konstruierte Bestandteile hierfür: 

1. Brennstoffzellen, die bei Temperaturen von 523 K 
(250° C) oder weniger arbeiten, einschließlich regenerier- 
barer Zellen, d.h. Zetten für die Erzeugung elektrischer 
Energie, denen alle verbrauchbaren Bestandteile der 
Zelle von außen zugefuhrl werden, 

Anmerkung: 

Die Temperaturen von 523 K (250° C) oder weniger 
beziehen sich auf die Brennstoffzelle und nicht auf die 
Ausrüstung zum Aufbereiten des Brennstoffs. Die Aus- 
rüstung kann entweder ein ergänzender oder ein wesent- 
licher Teil der Brennstoffbatierie sein und bei Tempera- 
turen von mehr ab 523 K (250° C) arbeiten. 

2. Primärzellen und Batterien mit mindestens einem der 
folgenden Merkmale: 

i) Reservebatterien (wasser-, elektrolyt- oder wärmeak- 
tiviert), die ein Aktivierungsraitte) und im unaktivier- 
len Zustand eine Nennlebensdauer von drei Jahren 
oder mehr bei einer Umgebungstemperatur von 297 
K (24 °C) haben, 

ii) mit Elektroden aas Lithium oder Kalzium (ein- 
schließlich Legierungen mH Lithium oder Kalzium ab 
Bestandteil) und mit einer Energiedichte bei einem 
Entladestrom gleich C/24 Stunden (wobei C die 
Nennkapazität bei 297 K |24°C) in Amperestunden 
|Ah) ist) vou mehr ab 250 Wattstundeo (Wh) Je kg 
bei 297 K (24°C) aad von mehr ab 80 Wh je kg bei 
244 K (-29° C), 

Anmerkung: 

Die Energiedichtc erhält man durch Multiplikation 
der Nennleistung in Watt (Nennspannung in Volt 
multipliziert mit dem Nennslrom in Ampere) mit der 
Enlladezeit in Stunden bis 80% der Spannung im 
unbelasteten Zustand und dividiert durch das Ge- 
samtgewicht der Zelle (oder Batterie) in Kilogramm. 
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Ui) mit einer Lnftelektrode und einer Gegenelektrode 
aus Lithium oder Aluminium und mit einer Lei- 
staagsabgabe größer/gleicb 5 kW oder einer Energie- 
abgabe gröfier/gleich 5 kWh, 

3. (wiederaufladbare) Sekandärzellen und -batlerien mit 
mindestens einem der folgenden Merkmale nach mehr 
ab 20 Lade-/EntladezyUen bei einem Entladest rom 
gleich C/5 Stunden (wobei C die Nennkapazität in Ampe- 
restunden st): 

I) mit Nickel und Wasserstoff ab Aktivierungsmittel 
und mit einer Energiedichte gröüer/gleich 55 Wh je 
kg bei 297 K (24° C), 

U) mit Lithhim- oder Natriumelektroden oder Lithium- 
oder Natriumreaktionsmitlel und mit einer Energie- 
dichte größer/gleich 55 Wb je kg der Nennbetriebs- 
temperatur, 

Anmerkung: 

Die Energiedichte erhält man durch Multiplikation der 
Nennleistung in Walt (Nennspannung in Volt multipli- 
ziert mit dem Nennstrom in Ampere) mit der Entlädezeit 
in Stunden bis 75% der Spannung im unbelasteten Zu- 
stand und dividiert durch das Gesamtgewicht der Zelle 
(oder Batterie) in Kilogramm. 

4. Zeilen und Batterien mit einem Elektrolyten aus ge- 
schmolzenem Sah, die üblicherweise bei Temperaturen 
von 773 K (500° C) oder weniger arbeiten; 

b> Photo-Elemente wie folgt und besonders konstruierte Be- 
standteile hierfür: 

1. mit einer Leistungsabgabe gröller/gleicb 14 mW je cm 1 
bei Beleuchtung mit 100 mW je cm 1 durch einen Wolf- 
ramfadeu von 2.800 K (2.527° C), 

2. »he GaWum-Arsenid-Photoelemente, ausgenommen sol- 
che, die ehae Leistungsabgabe kleiner ab 4 mW haben, 
gemessen auch den vorstehenden Verfahren, 

3. mit einer Leistungsabgabe gröOcr/gleicfa 450 mW je cm 1 
bei Beleuchtung mit 10 W je cm 1 durch einen Silizium- 
kaibidfadea von 1.750 K (1.477° C) oder 

4. unempfindlich gegen elektromagnetische Strahlung (ein- 
schließlich Laser) und Strahlung ionisierter Teilchen; 

c) andere Energiequellen ab Kernreaktoren, die sich auf Syste- 
me mit radioaktivem Material stützen, ausgenommen solche, 
die 

1. eine Leistung kleiner ab 0,5 W und ein Gesamtgewicht 
größer ab 090 N (90,7 kg) haben, oder 

2. für medizinische Anwendung im menschlichen Körper 
besonders konstruiert und entwickelt sind. 

Anmerkungen: 

1 . Siehe auch Nummer 1 570. 

2. Diese Nummer erfaßt nicht die folgenden Zellen und Ener- 
giequellen sowie die besonders konstruierten Bestandteile 
hierfür; sie erfaßt aber die Technologie für diese Zellen, 
Energiequellen und Bestandteile: 

a) von Unlemummer a I erfaßte Brennstoffzellen, die nicht 
weltraumgeeignet sind, eine höchste Nutzleistung von 
mehr ab 10 kW haben und die gasförmigen hochreinen 
Wasserstoff und Sauerstoff/Luft als Reaktionsmittel, al- 
kalische Elektrolyten und einen Katalysator auf Kohle- 
basis verwenden, der entweder auf eine Elektrode aus 
Mctallgeflecht aufgepreßt oder an einen leilfähigen, po- 
rösen Kunststoff angelagert ist, 

b) von Untemummer a 2 ii erfaßte Lithium-Primärzellen 
oder -batterien, die 

1. besonders konstruiert sind für verbraucherorientierte 
Anwendungen und in Uhren, Herzschrittmachern, 
Taschenrechnern oder Hörhilfen verwendet werden 
oder 

2. besonders konstruiert sind für verbraucherorientierte 
Anwendungen oder Anwendungen in der zivilen In- 
dustrie und eine Nennkapazität kleiner/gleich 35 Ah 
und einen Entladestrom von weniger als C/10 Stun- 
den haben (wobei C wie in Unternummer a 2 ii 
definiert ist), 

c) von Unternummer a 3 ii erfaßte (wiederaufladbare) Li- 
thium-Sekundärzellen und -batterien 

1. besonders konstruiert für verbraucherorientierte An- 
wendungen, oder 
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2. mit einer Nennkapazität kleiner/gleich 0,5 Ah und 
einer Energiedichte kleiner als 40 Wh je kg bei 273 K 
(0°C) und einem Entladestrom von weniger als 
C/10 Stunden (wobei C wie in Unternummer a 3 defi- 
niert ist), 

d) von Unternummer a 3 ii erfaßte (wiederaufladbare) Na- 
trium-Sekundärzellen und -batterien, besonders konstru- 
iert für verbraucherorientierte Anwendungen oder An- 
wendungen in der zivilen Industrie und nicht weltraum- 
geeignet. 

Ergänzende Anmerkung: 

Weltraumgeeignet im Sinne dieser Nummer sind Produk- 
te, die nach Angaben des Herstellers so konstruiert und 
geprüft wurden, daß sie die besonderen elektrischen, 
mechanischen oder umgebungsbedingten Anforderungen 
für die Verwendung in Raketen, Satelliten oder Höhen- 
Flugsystemen, die in Höhen von 100 km und mehr ope- 
rieren, erfüllen, 

1206 Geräte mit elektrischem Lichtbogen (oder Plasmabrenner) und 
Aasrüstnng hierfür wie folgt sowie besonders konstruierte 
Bestandteile and Regel- and Steuereinrichtungen, besonders 
konstruiertes Zubehör und besonders entwickelte Software 
hierfür. 

a) Geräte mit elektrischem Lichtbogen zur Erzeugung eines 
ionisierten Gasstroms, in dem die Lichtbogensäule ringe- 
schnürt ist, ausgenommen 

i) Geräte mit einer LRfatbogenleistung von weniger ab 
100 kW zum Schweißen, Schmelzen, Plattieren oder 
Spritzen oder 

ii) Geräte mit einer Lichtbogenleistung von weniger als 
235 kW zum Schneiden; 

b) Ausrüstung, die Geräte mit elektrischem Lichtbogen mit 
einer eingeschnürten Lichlbogensäule enthält und mit einem 
programmierbaren Inkrement (für den kontinuierlichen Vor- 
trieb des Geräts) Meiner (besser) ab 0,01 mm arbeiten kann; 

c) Prufansrüstang, die von Untemnmmer a erfaßte Geräte mit 
elektrischem Lichtbogen enthält. 

Anmerkung: 

Diese Nummer erfaßt nicht Plasmabrenner für das Aufheizen 
von Gasen für industrielle Zwecke, die eine nicht eingeschnürte 
Lichtbogensäule mit einem Arbeitsdruck von 1 bis 15 bar ver- 
wenden. 


Gruppe 4 

Allgemeine Industrieausrüstung 

Anmerkung: 

Mechanische Meßinstrumente: siehe Nummer 1532. 

1301 Ausrüstung und Technologie für die Herstellung von Superiegie- 

rungen wie folgt: 

a) Ausrüstung, besonders konstruiert für die Herstellung von 

Superiegierungen; 

Anmerkungen: 

1. Unternummer a umfaßt nicht folgende Ausrüstung: 

a) elektrische Lichtbogen- und Induktionsöfen, Konver- 
ter und Umschmelzausrüstung, die für die Herstel- 
lung von Kohlenstoffstählen, niedrig legierten Stäh- 
len und rostfreien Stählen andere Verfahren als die 
Verfahren zur Herstellung von Superlegierungen ver- 
wenden, 

b) Entgasungsausrüstung für die Herstellung von Koh- 
lensloffstählen, niedrig legierten Stählen und rostfrei- 
en Stählen, 

c) Warm- und Kaltwalzwerke, Strangpressen. Gesenk- 
schmiede- und Schmiedemaschinen, 

d) Entkohlungs-, Glüh- und Beizausrüstung, 

e) Oberflächen-Fertigbearbeitungsausrüstung. 

f) Schneidausrüstung. 

2. Vakuum-Induktionsöfen für die Herstellung von Super- 

legierungspulvern werden von Unternummer a erfaßt. 

3. Erfassung anderer elektrischer Vakuumöfen: siehe Num- 
mer 1203. 
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b) spezifische Technologie für die Herstellung von Superlegie- 
rungen ohne Rücksicht auf die Art der Ausrüstung, mit der 
diese Technologie verwendet werden soll. 

Anmerkungen: 

1. Unternummer b umfußt nicht Technologie für Ausrü- 
stung, die durch Anmerkung 1 zu Unternummer a von 
der Erfassung ausgenommen ist. 

2. Für die Herstellung von Superlegierungen spezifische 
Schmelz-, Umschmelz- und Entgasungstechnologie wird 
von Unternummer b erfaßt. 

Technische Anmerkung: 

Superlegierungen sind Legierungen auf der Basis von Nickel, 
Kobalt oder Eisen mit höheren Festigkeiten als denen in der 
AISI-300-Serie (vom 1.5.1982) bei Temperaturen über 922 K 
(649°C) unter schweren Umwelt- und Betriebsbedingungen. 
Kohlenstoffslähle, niedrig legierte Stähle und rostfreie Stähle 
mit niedrigeren Festigkeiten als die in der AISI-300- Serie sind 
ausgenommen. 

Anmerkungen: 

1. Diese Nummer erfaßt besonders konstruierte Ausrüstung 
und spezifische Technologie für die Herstellung von Superle- 
gierungen in Roh- und Halbzeugform (siehe technische An- 
merkungen zu Nummer 1673). 

2. Werkstoffe und Fertigungsverfahren in späteren Stufen der 
Produktion: siehe auch andere Nummern, z.B. Nummern 
1431 und 1460 für Gasturbinen. 

1305 Walzwerke für Metalle wie folgt sowie besonders konstruierte 
Bestandteile, Regel- und Steuereinrichtungen, besonders kon- 
struiertes Zubehör und besonders entwickelte Software hierfür: 

a) Walzwerke für isothermes Walzen, ausgenommen solche, 
die nur bei Raumtemperatur arbeiten können; 

Technische Anmerkung: 

Bei einem Walzwerk für isothermes Walzen wird die beim 
Umformen entstehende Wärme so schnell abgeführt, daß die 
Temperatur an den Berührungsflächen zwischen Walzen und 
Werkstück konstant bleibt. 

b) sonstige Walzwerke, besonders konstruiert oder umgestaltet 
für das Walzen von Metallen und Legierungen mit einem 
Schmelzpunkt über 2.173 K (1.900°C). 

1312 Isostatische Pressen wie folgt sowie besonders konstruierte 
Matrizen und Formen ( ausgenommen solche für isostatische 
Pressen, die bei Raumtemperatur arbeiten), besonders konstru- 
ierte Bestandteile, Regel- and Steuereinrichtungen, besonders 
konstruiertes Zubehör und besonders entwickelte Software 
hierfür: 

a) Pressen, die einen llöchstarbeitsdruck größer/gleich 
1.380 bar (138 MPa, 20.000 psi) erzielen können nnd eine 
Druckkammer mit einem Innendurchmesser größer als 
406 mm (16 in) haben; 

b) Pressen, die eine geregelte Innentemperatar der geschlosse- 
nen Druckkammer und eine Druckkammer mit einem Innen- 
durchmesser größer/gleich 127 mm (5 in) haben. 

Technische Anmerkung: 

Isostatische Pressen haben eine geschlossene Druckkammer, in 
der über verschiedene Medien (Gas, Flüssigkeit, Feststoffteil- 
chen) ein in allen Richtungen gleicher, auf Werkstück oder 
Werkstoff wirkender Druck erzeugt wird. 

Anmerkung: 

Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für folgende Waren: 

Von Unternummer a oder b erfaßte isostalische Pressen , sofern 
die Ausrüstung für bestimmte nicht strategische Anwendungen 
und nicht für Anwendungen im Nuklear- oder Luft- und Raum- 
fahrtbereich eingesetzt wird und vorausgesetzt, daß 
a) isostatische Pressen mit geregelter Innentemperatur der ge- 
schlossenen Druckkammer folgende Grenzwerte einhalten: 

1. höchster Arbeitsdruck kleinerlgleich 2.070 bar (207 MPa, 
30 000 psi) und 

2. Innendurchmesser der Druckkammer (d.h. größter Innen- 
durchmesser des Formhohlraums) kleinerlgleich 406 mm 
( 16 in), wobei die geregelte Innentemperatur, die erreicht 
und aufrechterhallen werden kann. I 5 (XT C nicht über- 
steigt und 

3. Fehlen einer Vorrichtung für die Imprägnierung mit Koh- 
lenwasserstoffen und die Abführung der resultierenden 
gasförmigen Abbauprodukte, 
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b) andere als die unter a aufgeführten isostatischen Pressen fol- 
gende Grenzwerte etnhalten: 

1. höchster Arbeitsdruck kleiner! gleich 4.140 bar (414 MPa, 
60.000 psi ) und 

2. Innendurchmesser der Druckkammer (d.h. größter Innen- 
durchmesser des Formhohlraumes) kleinerlgleich 508 mm 
(20 in). 

Ergänzende Anmerkung: 

Die unter a 2 und b 2 angegebene innere Kammerabmessung 
bezieht sich auf die Kammer, in der sowohl die A rbeitstemperatur 
als auch der A rbeitsdruck erzeugt werden. Sofern die Heizkam- 
mer innerhalb der Druckkammer angeordnet ist, gilt die Abmes- 
sung der Heizkammer. Bei isostatischen Pressen mit Temperatur- 
regelung verbleibt nach Einsetzen der erforderlichen Vorrichtun- 
gen ein Durchmesser kleiner als 406 mm (16 in) und bei Ausfüh- 
rungen, die bei Raumtemperatur arbeiten, ein Durchmesser klei- 
ner als 508 mm (20 in) für das Pressen des Werkstücks. 

1352 Werkzeuge und Zylinder zum Extrudieren, besonders konstru- 
iert für die Verarbeitung der von Untemummer 1754 a 2 umfaß- 
ten FluorkohlenstolT-Werkstoffe. 

1353 Ausrüstung, besonders konstruiert für die Fertigung der von 
Nummer 1526 erfaßten Kabel und Lichtleitfasern. 

Anmerkung: 

Diese Nummer erfaßt nicht Ausrüstung, besonders konstruiert 
für die Fertigung der von Untemummer 1526 b erfaßten Kabel. 

1354 Ausrüstung, konstruiert für die Fertigung oder Prüfung von 
Leiterplatten, wie folgt sowie besonders konstruierte Bestand- 
teile, besonders konstruiertes Zubehör und besonders entwic- 
kelte Software hierfür: 

a) besonders konstruierte Ausrüstung für das Entfernen von 
Fotoschichten oder Beschichtungsmaterialien auf Leiterplat- 
ten durch Trockenätzroetboden (z.B. Plasma); 

b) CAD-Einrichtungen für Leiterplatten, die mindestens eine 
der folgendes Funktionen erfüllen: 

1. Erzeugung von Drnckvorlagen mit interaktiven Sy- 
stemen, 

2. Erzeugung von Prüfprogrammen für Mehrlagen-Leiter- 
platten, 

3. Erzeugung von Daten oder Programmen für speicherpro- 
grammierbare Leiterplattenbohrmaschinen, 

4. Erzeugung von Daten oder Programmen für speicherpro- 
grammierbare Konturenfräsmaschinen für Leiterplatten, 

5. Erzeugung von Daten zur Steuerung der Fertigungsab- 
läufe der von Untemummer c erfaßten Ansrüstnng für 
die Herstellung von Leiterplatten; 

c) kontinuierlich arbeitende schnellabscheidende Galvanisier- 
einrichtungen für Leiterplatten mit einer Stromdichte von 
860 Alm 1 oder mehr (Untemummer c umfaßt nicht Einrich- 
tungen, besonders konstruiert für nnd begrenzt auf das Gal- 
vanisieren von Steckverbindern auf der Leiterplatte); 

d) spekberprogram mietbare Prüfausrüstung zur Fehlersuche 
bei Leiterplatten, die den optischen Schablonen vergleich 
oder andere maschinelle Abtastverfahren verwenden; 

e) speicherprogrammierbare elektrische Prüfausrüstung für das 
Aufflnden von Unterbrechungen und Kurzschlüssen auf rm- 
bcstückteo Leiterplatten, die geeignet sind für 

1. Durthgangsprüfongen (4 Ohm oder weniger) mit einer 
Prüfgeschwindigkeit gröBer/gleich 2.500 Messungen pro 
Sekunde oder 

2. Hochspannungsprüfnngcn (50 Volt oder mehr) mit einer 
Prüfgeschwindigkeit größer/gleich 10.000 Messungen pro 
Minnte; 

I) spekberprogram mierbare Mehrspindel- Bohrmaschinen nnd 
Fräsmaschinen, die mindestens eines der folgenden Merkma- 
le haben: 

1. absolute Positioniergenauigkeit größer/gleich ± 10 gm, 

2. Mindestzeit für Bohrerwechsel kleiner/gleich 5 s, 

3. Positioniergeschwindigkeit für die X- und Y-Achse grö- 
ßer/gleich 0,125 m/s im Bohr- oder Fräsbetrieb; 

g) speicberprogrammierbare Ausrüstung, die die zyklische 
spannungsmetrisebe Abtragnngstechnik verwendet und für 
die Überwachung und Analyse von Galvanikbädern für Lei- 
terplatten besonders konstruiert ist. 

Technische Anmerkung: 

Speicherprogrammierbar im Sinne dieser Nummer ist eine 
Steuerung, die in einem elektronischen Speicher Befehle spei- 
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chert. die ein Prozessor zur Ausführung von vorher festgelegten 
Funktionsabläufen verwenden kann. 

Ergänzende Anmerkung: 

Ausrüstung kann unabhängig davon speicherprogrammierbar 
sein, ob sich der elektronische Speicher innerhalb oder außer- 
halb der Ausrüstung befindet. 

Anmerkung: 

Fertigungsausrüstung für Leiterplatten, die einen Laser enthal- 
ten: siehe auch Unternummer 1522 b. 

1355 Ausrüstung für die Fertigung oder Prüfung elektronischer Bau- 
teile und Materialien wie folgt sowie besonders konstruierte 
Bestandteile, besonders konstruiertes Zubehör und besonders 
entwickelte Software hierfür: 

a) Ansrüstung, besonders konstruiert für die Fertigung oder 
Prüfung von Elektronenröhren, optischen Elementen and 
besonders konstruierten Bestandteilen hierfür, die von den 
Nummern 1541, 1542, 1555, 1556, 1558 oder 1559 erfaßt 
werden; 

b) Ausrüstung, besonders konstruiert für die Fertigung oder 
Prüfung von Halbleiter-Bauelementen, integrierten Schal- 
tungen und Baugruppen, wie folgt sowie Systeme, die solche 
Ausrüstung enthalten oder deren Eigenschaften naben: 

1. Ausrüstung für die Verarbeitung von Materialien zur 
Fertigung der im Köpftest dieser Unternummer genann- 
ten Bauelemente, Baugruppen und Bauteile, 
Anmerkung: 

Quarzliegel fallen nicht unter diese Ausrüstung. 

2. Masken, Maskensubstrate und Ausrüstung zur Masken- 
herstelhiag und Bildübertragung für die Fertigung der im 
Köpftest dieser Untemummer genannten Bauelemente 
und Baugruppen, 

Anmerkung: 

Der Begriff Masken bezieht sich auf solche, die in der 
Elektronenstrahllithographie, der Röntgenstrahllithogra- 
phie, der UV-Lithographie und der gewöhnlichen Photo- 
iithographie im UV- und sichtbaren Bereich verwendet 
werden. 

3. speicherprogrammierbare Prüfeinrichtungen zur Fehler- 
erkennung an verarbeiteten Wafers, Substraten oder 
Chips durch optischen Schablonenvergleich oder andere 
maschinelle Abtasttechniken, 

Anmerkung: 

Herkömmliche Rasterelektronenmikroskope, mit Aus- 
nahme der für die automatische Schablonenprüfung be- 
sonders konstruierten und dafür ausgerüsteten, werden 
von Untemummer b 3 nicht erfaßt. 

4. besonders konstruierte, speicherprogrammierbare Meß- 
und AnaJyseausrüstung, 

5. Ausrüstung für die Montage integrierter Schaltungen, 

6. speicberprogrammierbare Prüfausrüstung für Wafer, 

7. Prüfausrüstung wie folgt (Standardprüfausrüstung: siehe 
Nummer 1529): 

i) speicherprogrammierbare Ausrüstung, besonders 
konstruiert zur Prüfung diskreter Halbleiterbauele- 
mente und ungekapselter Chips, die mindestens eine 
der folgenden Funktionen ausführen können: 

a) Messung von Zeitintervallen kleiner als 10 ns, 

b) Messung von Parametern (z.B. f T , S-Parameter, 
Rauschzahl) bei Frequenzen größer als 250 MHz, 

c) Auflösung von Strömen kleiner als 100 pA, 

d) Messung der spektralen Empfindlichkeit bei 
Wellenlängen außerhalb des Bereichs von 450 bis 
950 nm, 

Technische Anmerkung: 

Zu den diskreten Halbleiterbauelementen zählen 
z.B. Dioden, Transistoren, Thyristoren, Photozellen 
und Solarzellen. 

ii) speicherprogrammierbare Ausrüstung, besonders 
konstruiert zur Prüfung von integrierten Schaltungen 
und Baugruppen hieraus, die mindestens eine der 
fo lg ende n Funktionen aasführen können: 

a) Fnaktionsprüfungen (Wahrheitstabelle) mit einer 
Schablonengeschwindigkeit (pattem rate) größer 
als 2,0 MHz, 

b) Auflösung von Strömen Meiner als 1 nA, 


Warenbenennung 
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c) Prüfung integrierter Schaltungen (nicht auf Print- 
platten montiert) in Gehäusen mit mehr als insge- 
samt 24 Anschlüssen oder 

Anmerkung: 

Unternummer b 7 ii c erfaßt nicht Ausrüstung, beson- 
ders konstruiert und ausgelegt für die Prüfung von 
integrierten Schaltungen, die von Nummer 1564 nicht 
erfaßt werden. 

d) Messung von Anstiegs-, Abfall- und Verzöge- 
rungszeiten mit einer Auflösung von weniger als 
20 ns. 

Technische Anmerkung: 

Die Begriffe integrierte Schaltung und Baugruppe 
sind in Nummer 1564 definiert. 

Anmerkungen: 

1. Unternummer b 7 ii erfaßt nicht Prüfausrüstung, 
die keine Mehrzweckausrüstung darstellt und be- 
sonders konstruiert und ausgelegt ist zur Prüfung 
von Baugruppen oder einer Klasse von Baugrup- 
pen für die Heim- und Unterhaltungselektronik. 

2. Unternummer b 7 ii erfaßt nicht Prüfausrüstung, 
die keine Mehrzweckausrüstung darstellt und be- 
sonders konstruiert und ausgeiegi ist zur Prüfung 
der in Nummer 1564 ausdrücklich ausgenomme- 
nen elektronischen Bauteile, Baugruppen und in- 
tegrierten Schaltungen, vorausgesetzt, diese Prüf- 
ausrüstung enthält keine anwenderseitig pro- 
grammierbaren Rechnereinrichtungen. 

iii) Ausrüstung, besonders konstruiert zur Ermittlung 
der Leistung von in der Brennpunktebene arbeiten- 
den Anordnungen bei Wellenlängen von mehr als 
1.200nm, mit spekberprogrammierbaren Messungen 
oder rechnergestützter Auswertung und mit minde- 
stens einem der folgenden Merkmale: 

a) Anwendung von Abtastlichtpunktdurchmessern 
von weniger als 0,12 mm (0,005 in), 

b) konstruiert zum Messen von Leistungsparame- 
tem im Zusammenhang mit der Photoempfind- 
lichkeit und zur Bewertung von Frequenzgang, 
Modulationsübertragungsfunktion, EinheitlRh- 
keit der Ansprechempfindlichkeit oder Rau- 
schen, 

c) konstruiert zur Bewertung von Anordnungen, mit 
denen sieh Bilder mit mehr als 32 % 32 Linienele- 
menten erzeugen lassen, 

iv) Ausrüstung, besonders konstruiert für Bubble- 
Speicher, 

8. Filter der Klasse 10, mit denen sich Reinheitsbedingun- 
gen mit 355 oder weniger Partikeln von 0,3 ^m oder 
darüber pro m 3 (10 oder weniger Partikeln pro It 3 ) Lnfl 
hersteilen lassen and Filtermaterial hierfür, 

Anmerkung: 

Uniernummer b 8 erfaßt auch sonstige Ausrüstung, be- 
sonders konstruiert für die Fertigung oder Prüfung von 
Halbleiter-Bauelementen, integrierten Schaltungen und 
Baugruppen, z.B. bilderzeugende, elektrooptische und 
elektroakustische Elemente sowie Dünnschichtspeicher. 

Anmerkungen: 

1 . Ausrüstung zur Fertigung und Weiterverarbeitung von Halb- 
leitern und Halbleitermaterialien, besonders konstruiert zur 
Anwendung von Lasern oder Laser-Technologie: siehe 
Nummer 1522. 

2. Speicherprogrammierbar im Sinne dieser Nummer ist eine 
Steuerung, die in einem elektronischen Speicher Befehle 
speichert, die ein Prozessor zur Ausführung von vorher 
festgelegten Funktionsabläufen verwenden kann. 
Ergänzende Anmerkung: 

Ausrüstung kann unabhängig davon speicherprogrammier- 
bar sein, ob sich der elektronische Speicher innerhalb oder 
außerhalb der Ausrüstung befindet. 

3. Von Unternummer b 1 erfaßte Ausrüstung wird wie folgt 
definiert: 

a) Ausrüstung für die Abscheidung des von Unternummer 
1757 f erfaßten polykristallincn Siliziums mit einer Rein- 
heit von 99.99% oder höher in Form von Staben, Barren. 
Kugeln. Brocken, Blechen oder kleinen Partikeln. 
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b) Ausrüstung, besonders konstruiert zur Reinigung oder 
Verarbeitung der von Nummer 1757 umfaßten III-V- und 
ll-VI-Halbleitermaterialien. ausgenommen Kristallzieh- 
anlagen (hierzu siehe nachstehend c), 

c) Kristallziehanlagen. Öfen und Gassysteme wie folgt: 

1. solche mit besonders konstruierter speicherprogram- 
mierbarer Steuerung für Temperatur, Leistungszu- 
fuhr oder Gas-, Flüssigkeits- oder Dampffluß, 

2. Diffusions-. Oxidations- und Glühöfen für den Be- 
trieb bei Drücken über einer Atmosphäre (nominal), 

3. andere Ausrüstung zum Glühen oder Rekristallisie- 
ren als Öfen mit konstanter Temperatur, die hohe 
Energieübertragungsraten haben, welche die Wafer- 
bearbeitung init einer Rate größer als 50 cm J /min 
erlauben. 

4 plasma- oder photoverstärkte chemische Reaktoren, 

5 Ausrüstung zur automatischen Steuerung der Kri- 
stallverjüngung (Konus-Wachsen) und des Kristall- 
durchmessers, ausgenommen Steuereinrichtungen, 
die mindestens eine der folgenden Ausführungen ver- 
wenden: 

i) Strahlungspyrometer. 

ii) Thermoelemente. 

iii) HF-Leistungsfühler, 

iv) Massewägung (ohne digitale oder Anomalie- 
Steuerung. die das Wachstum von Halbleitern 
gestattet), 

6. Kristallziehanlagen mit mindestens einer der folgen- 
den Eigenschaften: 

i) nachladbar ohne Erneuerung des Tiegels, 

ii) geeignet zum Betrieb bei Drücken über 2.5 x 10 3 
Pa (2,5 absolute Atmosphären) oder unter 1 x 10 3 
Pa (eine absolute Atmosphäre). 

iii) geeignet zum Ziehen von Kristallen mit einem 
Durchmesser größer als 76.2 mm, 

iv) besonders konstruiert zur Minimierung von Kon- 
veklionsströmen in der Schmelze durch Verwen- 
dung von Magnetfeldern oder Vielfachtiegeln 
oder 

v) geeignet zum Ziehen von Bächen- oder Bandkri- 
stallen, 

7 induktionsbeheizte Vakuum-Zonenreinigungsausrü- 
stung für Betriebsdrücke kleincr/gleich 0,01 Pa, 

d) Ausrüstung für das epitaktische Wachsen, die mindestens 
eine der folgenden Eigenschaften hat: 

1. Betrieb bei Drücken kleiner als IO 3 Pa (I absolute 
Atmosphäre), 

2. speicherprogrammierbar gesteuert, 

3. vertikaler Drehteller, strahlungsbeheizt, 

4. besonders konstruiert zur Fertigung von Bubble- 
Speichern, 

5. chemische Beschichtung aus der Gasphase (CVD) 
mit metallorganischen Materialien, 

6. geeignet für Beschichtung aus der Flüssigphase. 

e) Ausrüstung für Molekularstrahl-Epitaxie. 

0 Magnetron Sputter- Ausrüstung, 

Technische Anmerkung: 

Magnetron ist eine Ausrüstung, die eine Kathodenanord- 
nung mit einem eingebauten Magneten zur Verstärkung 
der Plasmaintensität enthält. 

g) Ausrüstung, konstruiert zur lonen-Implantation oder zur 
ionen- oder photonenbeschleunigten Diffusion. 

h) Ausrüstung zum Entfernen im Trockenverfahren von 
Passivierungsschichterr, Dielektrika, Halbleitermateria- 
lien, Photolacken oder Metallen, ausgenommen horizon- 
tale, zylindrische Plasmaätzmaschinen ohne speicherpro- 
grammierbare Steuerung, Endpunkterfassung, Einrich- 
tungen zum automatischen Laden oder Drehen und nicht 
geeignet zum Parallelplattenätzen, wie in der Fertigung 
von Halbleiterbauelementen verwendet. 

Ergänzende Anmerkung: 

Die unter h genannte Ausrüstung umfaßt nicht Vakuum- 
Sputter-Einrichtungcn, die für die Sputter-Ätzmethode 
konstruiert sind. 



i) Ausrüstung zur Halbleiter-Bauelementefertigung mit Be- 
triebsdrücken unter 10 3 Pa (1 absolute Atmosphäre) für 
die chemische Beschichtung aus der Gasphase (CVD- 
Verfahren) mit Oxiden, Nitriden, Metallen und polykri- 
stallinem Silizium, 

Ergänzende Anmerkung: 

Die unter i genannte Ausrüstung umfaßt nicht Ausrü- 
stung für reaktives Sputtem. 

j) Elektronenstrahlsysteme (einschließlich Elektronenra- 
stermikroskope), geeignet zur Maskenherstellung oder 
zur Fertigung von Halbleiterbauelementen und mit min- 
destens einer der folgenden Eigenschaften: 

1. elektrostatische Strahlablenkung, 

2. geformtes, nicht-Gauss’sches Strahlenprofil, 

3. Möglichkeit der Strahlverdunklung, 

4. Digital/Analog-Umwandlungsfrequenz größer als 
3 MHz, 

5. Digital/Analog-Umwandlungsgenauigkeit größer als 
12 bits, 

6. Genauigkeit der rückgekoppelten Steuerung für die 
Position Target/Strahl kleiner/gleich 1 /im. 

Ergänzende Anmerkung: 

Die unter j genannten Systeme umfassen nicht Elektro- 
nenstrahl-Abscheidungssysteme und die unter j 3 ge- 
nannte Möglichkeit der Strahlverdunkelung umfaßt nicht 
Rasterelektronenmikroskope, ausgerüstet für die Auger- 
Analyse. 

k) Ausrüstung zur Oberflächen-Endbcarbeitung, besonders 
konstruiert für die Verarbeitung von Halbleiterscheiben 
(wafers) und mit mindestens einem der folgenden Merk- 
male: 

i) wachs- oder klebfreie (Scheiben- )Montage, 

ii) gleichzeitiges, beiderseitiges Polieren oder Läppen, 

iii) geeignet zum Polieren und Läppen von Scheiben mit 
einem Durchmesser größer als 76,2 mm, 

iv) Läppen oder Polieren in zwei Abschnitten mit dersel- 
ben Maschine, 

l) Anschlußvorrichtungen, zu denen auch herkömmliche 
Einfach- oder Mehrfach-Vakuumkammem gehören kön- 
nen, besonders konstruiert zur Integration der von dieser 
Nummer erfaßten Ausrüstung in ein vollständiges 
System. 

4. Von Untemummer b 2 erfaßte Ausrüstung wird wie folgt 
definiert: 

a) fertige Masken. Raster und Vorlagen hierfür, 

b) mit harten Oberflächen (z.B. Chrom, Silizium, Eisen- 
oxid) beschichtete Substrate (z.B. Glas, Quarz, Saphir) 
für die Herstellung von Masken mit Abmessungen größer 
als 76,2 mm x 76,2 mm (3x3 in), 

c) Ausrüstung für den rechnergestützten Schaltungsentwurf 
(CAD) zur Umwandlung von Schalt- oder Logikplänen 
in Vorlagen für die Fertigung von Halbleiterbauelemen- 
ten oder integrierten Schaltungen, die mindestens eine 
der folgenden Eigenschaften haben: 

1. Speicherung von Pattern-Zellen für Untereinheiten 
integrierter Schaltungen, 

2. Vergrößerung bzw. Verkleinerung, Positionierung 
oder Drehung von Pattem-Zellcn, 

3. interaktive graphische Möglichkeiten, 

4. Überprüfung der Entwurfsregeln und der Schaltung, 

5. Schaltungs-Layout-Ändcrung in der Anordnung der 
Elemente, 

Ergänzende Anmerkung: 

Software, die mindestens eine der unter c genannten 
Funktionen erfüllt oder die zur Einschwing-Analyse, Lo- 
gikanalyse oder Logikprüfung, für die automatische Zu- 
führung oder Plazierung von Zellen, zur Erzeugung von 
Prüfvektoren oder zur Simulation von Prozessen einge- 
setzt werden kann, gilt als besonders entwickelte Soft- 
ware, die vom Kopftext der Nummer 1355 erfaßt wird. 

d) Maschinen zur Herstellung von Masken nach dem photo- 
optischen Prinzip wie folgt: 

1. Step-and-repeat-Kameras, geeignet zum Erzeugen 
von Anordnungen größer als 63,5 mm x 63,5 mm (2,5 
x 2,5 in) oder von einer Einzelbelichtung größer als 
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3,75 mm x 3,75 mm (0,15 x 0,15 in) in der Brenn- 
punktebene oder von verwendbaren Linienbreiten 
kleiner/gleich 3,5 /xm, 

2. Pattem-Generatoren, besonders konstruiert für die 
Erzeugung oder Fertigung von Masken oder für die 
Bildung von Masken in photoempfindlichen Schich- 
ten und mit einer Positioniergenauigkeit kleiner (fei- 
ner) als 10 fim, 

3. Ausrüstung zur Maskenfabrikation, die eine automa- 
tische Scharfeinstellung oder eine Einstellung des 
Maskenmaterials in der Brennpunktebene enthält, 

4. Ausrüstung und Haltevorrichtungen zur Änderung 
von Masken oder Rastern oder zum Aufbringen von 
Lackschichten zwecks Fehlerbeseitigung, 

(Elektronenstrahlsysteme: siehe Anmerkung 3 unter j.) 

e) Masken-, Raster- oder Schichtprüfausrüstung wie folgt: 

1. zu Vergleichszwecken mit einer Genauigkeit kleiner 
(feiner)/ gleich 0,75 /im über eine Fläche größer/ 
gleich 63,5 mm x 63,5 mm (2,5 x 2,5 in), 

2. speicherprogrammierbare Ausrüstung mit einer Auf- 
lösung kleiner/gleich 0,25 futi und mit einer Genauig- 
keit kleiner/gleich 0,75 im über eine Entfernung 
in einer oder in zwei Koordinate(n) größer/gleich 
63,5 mm (2,5 in), 

3. speicherprogrammierbare Ausrüstung zur Fehlerkon- 
trolle, 

Ergänzende Anmerkung: 

Unter e werden nicht herkömmliche Rasterelektronen- 
mikroskope erfaßt, sofern sie nicht zur automatischen 
Pattern-Prüfung besonders konstruiert und ausgerüstet 
sind. 

0 Justier- und Belichtungsausriistung, die nach dem photo- 
optischen Prinzip arbeitet, einschließlich Ausrüstung zur 
Bildübertragung durch Projektion, die mindestens eine 
der folgenden Funktionen ausführen können: 

1. Herstellen einer verwendbaren Mustergröße (pattern 
size) kleiner als 5 gm, 

2. Justiergenauigkeit kleiner (feiner) als 1 /im, 

3. Erfassung eines Bereichs größer als 76,2 mm x 
76,2 mm (3x3 in), 

4. Wafer-Justierung auf der Rückseite, 

5. automatisches Justieren mit Hilfe der Abtastung von 
Mustern oder Justiermarken auf dem Substrat, 

6. Bildübertragung durch Projektion für die Verarbei- 
tung von Scheiben (wafers) mit einem Durchmesser 
größer/gleich 50.8 mm (2 in). 

Ergänzende Anmerkung: 

Berührungsfreie (proximity) Bildübertragungs-Ausrü- 
stung wird nur von f 1 bis 5 erfaßt. 

g) Elektronenstrahl-, Ionenstrahl- oder Röntgenstrahl-Aus- 
rüstung für Bildübertragung durch Projektion (Laser- 
Ausrüstung: siehe Anmerkung 1), 

h) Step-and-repeat- oder Teilfeld-Ausrüstung für die Über- 
tragung des Bildes auf den Wafer, 

i) Bildübertragungsausrüstung nach dem Maskenkontakl- 
verfahren zur Abbildung eines Feldes größer als 76,2 mm 
x 76,2 mm (3x3 in). 

5. Von Unternummer b 4 erfaßte Ausrüstung wird wie folgt 

definiert: 

a) Ausrüstung, besonders konstruiert zum Messen des 
Sauerstoff- bzw. Kohlenstoffgehalts in Halbleitermale- 
rialien, 

b) Ausrüstung für gleichzeitige Ätz- und Dotierungsprofil- 
analyse (unter Anwendung von Kapazität/Spannung- 
oder Strom/Spannung- Analyseverfahren), 

c) Ausrüstung zum Messen der Linienbreite mit einer Auf- 
lösung kleiner (feiner )/gleich 1 /x m, 

d) besonders konstruierte Planheitsmeßinstrumente, die 
Planheitsabweichungen kleiner/gleich 10 /im mit einer 
Auflösung kleiner (feiner )/gleich 1 p m messen können. 
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6. Von Unternummer b 5 erfaßte Ausrüstung wird wie folgt 
definiert: 

a) speicherprogrammierbare Chip-(die-)Montagegeräte 

und -Kontaktiervorrichtungen (bonder) mit einer Posi- 
tioniergenauigkeit kleiner (feiner) als 50 /xm oder inkre- 
mentalen Schritten kleiner als 6,4 /xm, 

b) speicherprogrammierbare Drahtkontaktier- und 

-Schweißgeräte für aufeinanderfolgende Kontaktiervor- 
gänge, 

c) Ausrüstung zur Herstellung mehrerer Kontaktierungen 
in einem Arbeitsgang (z. B, beam lead bonder, Chip 
carrier bonder, tape bonder), 

d) halbautomatische oder automatische Verkapselungsgerä- 
te. in denen das Oberteil der Kapsel örtlich begrenzt auf 
eine höhere Temperatur erwärmt wird als das Unterteil, 
besonders konstruiert für die von Unternummer 1564 b 
erfaßten Keramikgehäuse für integrierte Schaltungen 
und mit einem Durchsatz größer/gleich ein Baustein pro 
Minute. 

Ergänzende Anmerkungen: 

1. Unternummer b 5 umfaßt nicht Mehrzweck-Wider- 
stands- Punktscnweißgeräie. 

2. Thermische Druck-Kontaktierer (sog. nailhead bonder) 
werden von dieser Nummer erfaßt. 

7. Von Unternummer b 6 erfaßte Ausrüstung wird als Ausrü- 
stung definiert, die mindestens eine der folgenden Eigen- 
schaften hat: 

a) Positioniergenauigkeit kleiner (feiner) als 50 /im oder 
inkrementale Schritte kleiner (feiner) als 6,4 gm, 

b) gesonderte Anzeige der Lage der Chips (X-Y Positions- 
anzeige) während des Prüfvorgangs. 

c) geeignet für Prüfung von Bauelementen mit insgesamt 
mehr als 24 Anschlüssen, 

d) automatische Justierung der Scheiben (wafers). 

1356 Ausrüstung, besonders konstruiert für oder mit Modifizierungen 
für die kontinuierliche Beschichtung von magnetischem Band 
auf Polyesterbasis, das von Nummer 1572 erfaßt wird, und 
besonders konstruierte Bestandteile hierfür. 

Anmerkung: 

Diese Nummer erfaßt nicht Universalausrüstung für kontinu- 
ierliche Beschichtung. 

1357 Ausrüstung, technische Daten und Verfahren für die Herstel- 
lung der von Nummer 1763 erfaßten Fasern oder Verbundwerk- 
stoffe wie folgt sowie besonders konstruierte Bestandteile und 
besonders konstruiertes Zubehör sowie besonders entwickelte 
Software hierfür: 

a) Faserwickelmaschinen, deren Bewegungen zum Positionie- 
ren, Wickeln und Aufrollen von Fäden in drei oder mehr 
Achsen koordiniert und programmiert sind, besonders kon- 
struiert für die Fertigung von VerbundwerkstofTstrukturcn 
oder Laminaten aus faser- oder fadenförmigen Werkstoffen, 
sowie Steneremricbtungen zum Koordinieren und Program- 
mieren hierfür; 

b) Bandlegemaschinen, deren Bewegungen zum Aulbringen 
und Legen von Bindern und Bahnen in zwei oder mehr 
Achsen koordiniert and programmiert sind, besonders kon- 
struiert zur Fertigung von Hugzeugzellen und Flugkörper- 
strukturen aas Verbundwerkstoffen; 

c) Flechtmaschinen, einschließlich Anpassungsteile und Um- 
bauteilsätze, zum Weben, Flechten oder Umspinnen von 
Fäden für die Fertigung von VerbundwerkstofTstrukturen, 
ausgenommen Textilmaschinen, die nicht für die oben ge- 
nannten Endverwendungen abgeändert worden sind; 

d) Ansrüstung, besonders konstruiert oder angepaßt für die 
Herstellung der von den Untemummem 1763 a und b erfaß- 
ten faser- und fadenförmigen Werkstoffe, wie folgt: 

1. Ausrüstung für die Umwandlung von Polymerfasem (wie 
Polyacrylnitril, Reyon oder Polycarbosilane) einschließ- 
bch besonderer Vorrichtungen, um die Fasern beim Er- 
hitzen zu strecken, 

2. Ausrüstung für das Aufdampfen von Elementen oder 
Verbindungen auf erhitzte fadenförmige Substrate und 

3. Ausrüstung für das Naßvenpinoen hochschmelzender 
Keramiken (wie z.B. Aluminiumoxid); 


725 




Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Deutscher Bundestag — 1 1. Wahlperiode — Drucksache 11/3912 


Nr. 

der Lislc 


e) Ausrüstung« besonders konstruiert oder angepaßt für die 
besondere Faseroberflachenbehandlung oder zur Herstel- 
lung der von Untern ummer 1763 c erfaßten Prepregs und 
Vorformen; 

Anmerkung: 

Von dieser Unlernummer erfaßte Ausrüstung schließt z.B. 
Walzen, Spannungs-Strcckgeräte, Beschichtungs- und 
Schneideeinrichtungen sowie Stanzformen ein. 

0 technische Daten (einschließlich Verfahrensmerkmale) und 
Verfahren für die Regelung von Temperatur, Druck oder 
Atmosphäre in Autoklaven, wenn sie für die Herstellung von 
Verbundwerkstoffen oder teilweise verarbeiteten Verbund- 
werkstoffen aus den von Nummer 1763 erfaßten Werkstoffen 
verwendet werden. 

Anmerkung: 

Besonders konstruierte oder angepaßte Bestandteile und beson- 
ders konstruiertes oder angepaßtes Zubehör für die von dieser 
Nummer erfaßten Maschinen schließen z.B. Formen, Dorne, 
Spannvorrichtungen und Werkzeuge für das Vorformpressen, 
Aushärten, Gießen, Sintern oder Kleben der von Unternummer 
1763 d erfaßten Verbundwerkstoffstrukturen oder Laminate ein. 

1358 Ausrüstung, besonders konstruiert für die Fertigung oder Prü- 
fung der von Nummer 1588 erfaßten Bauelemente und daraus 
zusammengesetzten Baugruppen sowie der in Nummer 1572 
beschriebenen magnetischen Aufzeichnungsmedien wie folgt 
und besonders konstruierte Bestandteile sowie besonders ent- 
wickelte Software hierfür: 

Technische Anmerkung: 

Im Sinne dieser Nummer gelten die in Unternummer 1588 b 
beschriebenen Einloch-Bauformen als erfaßt, wenn der größte 
Lochdurchmesser kleiner als 0,76 mm (0,03 in) ist. 

a) Ausrüstung für die Fertigung von Einloch- und Mehrloch- 
Bauformen, die von Untemummer 1588 b, c oder d erfaßt 
werden, wie folgt: 

1. automatische Pressen für die Herstellung erfaßter Bau- 
formen, 

2. Preßformen für die Herstellung erfaßter Bauformen, 

3. automatische Ausrüstung für das Überwachen, Klassifi- 
zieren, Sortieren, Erproben oder Prüfen erfaßter Bau- 
formen; 

b) Ausrüstung für die Fertigung von Speicher- oder Schalter- 
bausteinen in Dünnfilmtechnik und mit rechteckiger Hyste- 
reseschleife sowie automatische Ausrüstung für das Überwa- 
chen, Klassifizieren, Sortieren, Erproben oder Prüfen der 
von Untemummer 1588 e erfaßten Bauelemente; 

c) automatische Ausrüstung für das Überwachen, Erproben 
oder Prüfen von Schaltungen aus Bauelementen, die von 
Untemummer 1588 b, c, d oder e erfaßt werden; 

d) Ausrüstung, die besonders konstruierte Modifikationen ent- 
halt zum Aufbringen magnetischer Schichten auf Floppy- 
Disk- Aufzeichnungsmedien mit einer Aufzeichnungsdichte 
größer als 2.460 bit/cm (6.250 bpi); 

Anmerkung: 

Unternummer d erfaßt nicht Universalausrüstung für konti- 
nuierliche Beschichtung. 

e) Ausrüstung, besonders konstruiert zum Aufbringen magneti- 
scher Schichten auf die in Nummer 1572 d beschriebenen 
Festmaguetplatten- A ufzeichnttngsmedien; 

0 speiche (programmierbare Ausrüstung für das Überwachen, 
Klassifizieren, Erproben oder Prüfen von anderen Anfzeich- 
mutgsmedien als Magnetband, die von Untemummer 1572 d 
erfaßt werden. 

Anmerkungen: 

1. Der Begriff automatisch bezieht sich auf Maschinen, die ihre 
Funktion oder Funktionen während eines vollständigen Ar- 
beitsablaufs ohne gleichzeitige Mitwirkung des Menschen 
selbsttätig vollziehen und regeln. 

Ergänzende Anmerkung: 

Der Begriff Funktion(en) umfaßt nicht das erste Beschicken 
der Maschine und die Entnahme des fertigen Werkstücks. 

2. Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für folgende Waren: 
Von Unternummer d erfaßte Ausrüstung, sofern 

a) die Ausrüstung für eine berechtigte Endvenvendung einge- 
setzt wird und für diese Verwendung angemessen ist, 

b) entfällt, und 


Warenbenennung 

2 


Warenbene nnung 
2 

c) mit der Ausrüstung keine Aufzeichnungsmedien für Com- 
puter- Floppy - Disks mit einer Bruttokapazitäl größer als 
17 Mio. bit hergestellt werden können. 

3. Definition des Begriffs speicherprogrammierbar: siehe An- 
merkung 2 zu Nummer 1355. 

1359 Besonders konstruierte Werkzeuge und Spannvomchtungen für 
die Fertigung der von Untemummer 1526 f erfaßten Lichtwel- 
lenleiter-Steckverbinder und -Koppler. 

1360 Speicherprogrammierbare Ausrüstung für das automatische 
Ansrichten von Rdntgenstrahlen und die Winkelkorrektur zwei- 
fach gedrehter belastungskompensierler Quarzkristalle, die von 
Nummer 1587 erfaßt werden und eine Drehwinkeltoleranz von 
± 10 Bogensekunden haben. (Definition des Begriffs speicher- 
programmierbar. siehe Anmerkung 2 zu Nummer 1355.) 

1361 Prüfeinrichtungen und Ausrüstung für die Konstruktion oder 
Entwicklung von Flugzeugen oder Gasturbinen-Flugtriebwerken 
wie folgt und besonders konstruierte Bestandteile, besonders 
konstruiertes Zubehör sowie besonders entwickelte Software 
hierfür: 

a) Überschatt- Windkanäle (Mach 1,4 bis Mach 5), Hyperschall- 
Windkanäle (Mach 5 bis Mach 15) und Hochgeschwindig* 
keits-Windkanäle (über Mach 15), ausgenommen Windkanä- 
le, besonders konstruiert für Unterrichtszwecke mit einer 
inneren Abmessung des Prüf-Querschnitts von weniger als 
25 an; 

Technische Anmerkung: 

Unter Abmessung des Prüf-Querschnitts werden der Kreis- 
durchmesser, die Seitenlange des Quadrats oder die längste 
Seite des Rechtecks verstanden, die mögliche Formen des 
Prüf-Querschnitts darstellen. 

b) Vorrichtungen zum Simulieren von Strömungsfeldem bei 
Geschwindigkeiten größer/gleich Mach 5, unabhängig von 
der tatsächlichen Machzahl, mit der die Vorrichtungen arbei- 
ten, einschließlich Heißschußkanäle, Plasmalichtbogenkanä- 
le, Stoßwellenrohre, Stoßwellenkanäle, Gaskanäle und 
Leichtgaskanon e n ; 

c) andere Windkanäle und Vorrichtungen als solche mit zweidi- 
mensionalen (2 D-) Querschnitten, die den Strömungszu- 
stand über eine Reynoldsche Zahl von 25 x 10 4 hinaus bei 
transonischen Geschwindigkeiten simulieren können; 

d) automatische Regelsysteme, Instrumentierungen (ein- 
schließlich Meßfühler) und automatische Datenerfassungsge- 
räte, besonders konstruiert für die Verwendung in Verbin- 
dung mit Windkanälen und Vorrichtungen, die von Unter- 
nummer a, b oder c erfaßt werden; 

e) Modelle der von der Ausfuhrliste erfaßten Flugzeuge, Hub- 
schrauber, Tragflügelprofüe, Raumfahrzeuge, Trägerrake- 
ten, Raketen oder Oberfläch eneffektfahrzeuge, besonders 
konstruiert für die Verwendung in Verbindung mit Windka- 
nälen oder mit den Vorrichtungen, die von Untemummer b 
oder c erfaßt werden; 

Technische Anmerkung: 

Besonders konstruierte Modelle sind solche, die mit Senso- 
ren und einem Mittel zur Übertragung der Daten von den 
Sensoren zum Datenerfassungssystem oder mit Eigenschaf- 
ten ausgestattet sind, die die Verwendung von nicht störend 
auf den Luftstrom wirkenden Sensoren ermöglichen (d.h. 
Meßfühler, die mit dem Modell nicht unmittelbar verbunden 
sind oder sich nicht im Luftslrom am Modell befinden). 

0 besonders konstruierte Einrichtungen zum Simulieren elek- 
tromagnetischer Störungen (EMI) und elektromagnetischer 
Pulse (EMP); 

g) besonders konstruierte Prüfeinrichtungen und Ausrüstung 
für die Entwicklung von Gasturbinen-Flugtriebwerken und 
Bestandteilen hierfür wie folgt: 

1. besondere Prüfeinrichtungen, mit denen dynamische 
Flngbelastungen aufgebracht, Leistungen gemessen oder 
Auslegungs-Betriebsbedingungen für rotierende Bau- 
gruppen oder Flugtriebwerke simuliert werden können, 

2. Prüfeinrichtungen, Prüfstände und Simulatoren zur Mes- 
sung des Betriebsverhaheas von Verbrauumgssystemen 
und der Strömungsführungen von Heißgaseu sowie des 
Wärmeübergangs und der Lebensdauerchamkteristik 
von statischen Baugruppen und Bestandteilen vou Flng- 
triebwerken, 

3. besonders konstruierte Prüfstande, Ausrüstung oder ge- 
änderte Gasturbinen, die zur Entwicklung von Strö- 


Nr. 

der Lisie 

1 


726 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — Drucksache 11/3912 


Nr. 

der liste 

Warenbenennung 

1 

2 


mungsführungssystemen in Gasturbinen-Flugtriebwer- 
ken verwendet werden (Abdichtung gasführender Kanü- 
le, Luft/Öl-Dichtungen und Strömungsfelder zwischen 
rotierenden Scheiben). 

Anmerkungen: 

Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für folgende Waren: 

1. Überschall-Windkanäle, die mit Geschwindigkeiten größer / 
gleich 1,4 Mach, jedoch kleiner als 5 Mach arbeiten können 
und nicht besonders konstruiert oder ausgerüstet sind für das 
Vorwärmen der Luft, sofern die Windkanäle üblicherweise 
nicht für strategische Zwecke verwendet werden. 

2. Von dieser Nummer erfaßte, besonders konstruierte Bestand- 
teile für Windkanäle sowie für Einrichtungen und Ausrüstung, 
die von Unternummer g erfaßt werden und deren Ausfuhr 
vorher genehmigt wurde, sofern solche Bestandteile die Lei- 
stungsfähigkeit der Windkanäle, Einrichtungen oder Ausrü- 
stung nicht erhöhen und ihre Merfge den für sechs Monate 
üblichen Vorrat an Ersatzteilen (bei normalem Verschleiß ) 
nicht überschreitet. 

1362 Vibrationsprüfausrüstung wie folgt: 

a) Vibrationsprüfausrüstung, die mit digitalen Steuer-/Regel- 
technikcn arbeitet, und besonders konstruierte 7. u*a trau Brü- 
stung sowie besonders entwickelte Software hierfür, ausge- 
nommen: 

i) Einzelerreger (Druckerzeuger) mit einem Höchst druck 
kleiner als 100 kN, 

ii) analog arbeitende Ausrüstung, 

iii) mechanische und pneumatische Erreger ( Druck - 
erzeuger), 

iv) Vibrometer, 

v) Zusatzausrüstung, die nicht von den Nummern 1529, 
1531, 1565 oder 1568 erfaßt wird; 

b) Schallprüfaosrüstung hoher Intensität, die einen Gesamt- 
schalldruckpegel größer/gleich 140 dB (bezogen auf 2 x IO“ 5 
N/m 2 ) erzeugen kann, oder mit einer Nennleistung größer/ 
gleich 4 kW und besonders konstruierte Zusatzausrüstung 
sowie besonders entwickelte Software hierfür, ausge- 
nommen; 

i) analog arbeitende Ausrüstung, 

ü) Zusatzausrüstung, die nicht von deifc Nummern 1529, ^ 
1531, 1565 oder 1568 erfaßt wird; 

c) Boden- Vibrationsprüfausrüstung (einschließlich Modalprü- 
fung), die mit digitalen Steuer-/Regeltechniken arbeitet, und 
besonders konstruierte Zusatzausrüstung sowie besonders 
entwickelte Software hierfür, ausgenommen: 

i) analog arbeitende Ausrüstung, 

ii) Zusatzausrüstung, die nicht von den Nummern 1529, 
1531, 1565 oder 1568 erfaßt wird. 

Anmerkung; 

Typische Vibrations- und Schallprüfsysteme bestehen aus einem 
oder mehreren Erregern (Druckerzeugem) oder akustischen 
Rauschgeneratoren zusammen mit Zusatzausrüstung für Instru- 
mentierung, Steuerung/Regelung, Datensammlung und -auswer- 
tung. Diese Nummer umfaßt nur die Vibrations- und Schallprüf- 
ausrüstung selbst. Dte Zusatzausrüstung, z.B. digitale und 
zweckgebundene Instrumentierung, Computer, FFTs (schnelle 
Fourier-Transformationen), sind nach den für sie in Betracht 
kommenden Nummern dieser Liste zu beurteilen. 

1363 Ausrüstung, Bestandteile, Zubehör und Datenbanken für Was- 
serkanäle (water tunnels), besonders konstruiert für die Ent- 
wicklung und Konstruktion von Schiffen, wie folgt und beson- 
ders entwickelte Software hierfür: 

a) automatische Steuerungssysteme, Instrumentierung (ein- 
schließlich Sensoren) und Datenerfassungsausrüstung, be- 
sonders konstruiert für Wasserkanäle; 

b) automatische Ausrüstung zur Regelung des Luftdrucks, der 
während des Betriebs des Wasserkanals in der Meßstrecke 
auf die Wasseroberfläche wirkt; 

c) Bestandteile und Zubehör für Wasserkanäle wie folgt: 

1. Ausgleichs- und Unterstützungssysteme, 

2. automatische Durchfluß- oder Geräuschmeßeinrichtun- 
gen und 

3. Modelle- von Tragflügelbooten, Oberflächeneffektfahr- 
zeugen, SWATH-Schiffen sowie besonders konstruierte 
Ausrüstung und besonders konstruierte Bestandteile, die 
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von den Untemummem 1416 a, b, c, e, f, g und h erfaßt 
werden, zur Verwendung in Wasserkanälen; 

d) Datenbanken, die durch Verwendung der von dieser Num- 
mer erfaßten Ausrüstung gewonnen worden sind. 

Anmerkung: 

Diese Nummer bezieht sich auf Wasserkanäle, die für die hydro- 
dynamische Prüfung eines feststehenden Modells unter Verwen- 
dung einer strömenden Flüssigkeit verwendet werden. 

1364 Maschinen und Ausrüstung für die Fertigung der Strukturen und 
Bestandteile von Tragflügelbooten, Oberflächeneffektfahrzeu- 
gen und SWATH-Schiffen wie folgt sowie besonders konstru- 
ierte Bestandteile und besonders konstruiertes Zubehör hierfür 
(siehe auch Nummer 1416): 

a) besonders konstruierte Ausrüstung für die Fertigung von 
anisotropen, orthotropen oder Sand wich- Strukturen, die von 
Untemummer 1416 h 3 erfaßt werden; 

Technische Anmerkungen: 

1. Bei der anisotropen Bauweise werden ausgerichtete fa- 
serverstärkte Bauteile so verwendet, daß die Lastaufnah- 
mefähigkeit der Struktur primär nach der zu erwartenden 
Hauptspannungsrichtung ausgerichtet werden kann. 

2. Bei der orthotropen Bauweise werden Platten so ausge- 
steift, daß die Strukturteile im rechten Winkel zueinan- 
der stehen. 

3. Bei der Sandwich-Bauweise werden Strukturteile oder 
Platten verwendet, die in unlösbarer Verbindungstechnik 
in Schichten gefertigt werden, um ihre Festigkeit zu 
steigern und ihr Gewicht zu verringern. 

b) besonders konstruierte Ausrüstung für die Herstellung und 
Prüfung flexibler Materialien für Schürzen, Dichtungen, 
Luftvorhänge (air curtains), Schürzenbälge und -finget für 
Oberflächeneffektfahrzeuge; 

c) besonders konstruierte Ausrüstung für die Herstellung von 
Wasser-Schraubenpropellem und Propellernabenbaugrup- 
pen sowie Wasser-Schraubenpropellersystemen, die von den 
Untemummem 1416 e und ^erfaßt werden; 

d) besonders konstruierte Ausrüstung für Herstellung, dynami- 
sches Auswuchten und automatisches Prüfen und Überwa- 
chen von Hubgebläsen für Oberflächeneffektfahrzeuge; 

e) besonders konstruierte Ausrüstung für die Herstellung von 
Wasserstrahlantriebspumpen mit einer Nennleistung größer/ 
gleich 2.237 kW oder von Mehrfachpumpensystemen mit 
dem entsprechenden Äquivalent der Leistung; 

D besonders konstruierte Ausrüstung für Herstellung, dynami- 
sches Auswuchten und automatisches Prüfen von Wechsel- 
strom-Wechselstrom-Synchronsystemen und Wechselstrom - 
Glekhstrom-Systemen, geteilten Sc hei benlä ufern und kon- 
zentrischen Trommelläufern für Gleichstrom-Gleichpolma- 
schinen. 

1365 Besonders konstruierte Ausrüstung für die Überwachung von 
Schallemissionen während des Betriebs in Luftfahrzeugen oder 
in von Nummer 1418 erfaßten Unterwasserfahrzeugen, die durch 
Rißfortpflanzung verursachte Schallemissionen von anderen 
harmlosen Geräuschen unterscheiden und die Rißbildung lokali- 
sieren kann, sowie besonders konstruierte Bestandteile, beson- 
ders konstruiertes Zubehör und besonders entwickelte Software 
hierfür. 

Technische Anmerkung: 

Die Verfahren zum Ausfiltern von Schallemissionen aus harmlo- 
sen Geräuschquellen schließen Mustererkennungsverfahren ein. 
Anmerkung: 

Diese Nummer erfaßt nicht Universal-Schallemissionsaus- 
rüstung. 

1370 Werkzeugmaschinen zur Erzeugung optisch hochwertiger Ober- 
flächen wie folgt, besonders konstruierte Bestandteile, beson- 
ders konstruiertes Zubehör und besonders entwickelte Software 
hierfür: 

a) Drehmaschinen mit einschneidigem Schneidwerkzeug und 
mit allen folgenden Merkmalen: 

1. Positioniergenauigkeit des Schlittens kleiner (feiner) als 
0,0005 mm Gesamtmeßuhrausschlag (zwischen den Ex- 
Hzmwerten) je 300 mm Verfahrweg, 

2. Wiederholgenauigkeit der Schlittenpositioniening klei- 
ner (feiner) als 0,00025 mm Gesamtmeßuhrausschlag 
(zwischen den Extremwerten) je 300 mm Verfahrweg, 

3. Spindelschlag (radial und axial) kleiner als 0,0004 mm 
Gesamtmeßuhrausschlag (zwischen den Extremwerten), 
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4. Winkelabweichung der Schlittenbewegung (um Verti- 
kal-, Quer- und Längsachse) kleiner als 2 Bogensekun- 
den (zwischen den Extremwerten) über den gesamten 
Verfahrweg, 

5. Abweichung von der Schlittensenkrechten kleiner als 
0,001 mm Gesamtmenuhrausschlag (zwischen den Ex- 
tremwerten) je 300 mm Verfahrweg; 

b) Flv cutting-Maschinen (Schlagfräsmaschinen) mit beiden fol- 
genden Merkmalen: 

1. Spindelschlag (radial und axial) kleiner als 0,0004 mm 
Gesamtmenuhrausschlag (zwischen den Extremwerten), 

2. Winkelabweichung der Schlittenbewegung (um Verti- 
kal-, Quer- und Längsachse) kleiner als 2 Bogensekun- 
den (zwischen den Extremwerten) über den gesamten 
Verfahrweg; 

c) besonders konstruierte Bestandteile wie folgt: 

1. Spindelbaugruppen, die als Mindeslbaugruppe aus Spin- 
deln und Lagern bestehen, ausgenommen Baugruppen, 
deren an der Spindelachse gemessene axiale und radiale 
Achsenbewegung bei einer Spindelumdrehung größer 
(gröber) 'gleich 0,0008 mm Gesamtmeßuhrausschlag 
(zwischen den Extremwerten) ist, 

2. als Schlittenantrieb verwendete Linearmotoren mit allen 
folgenden Merkmalen: 

i) Hub größer als 200 mm, 

ii) Nennkrafl größer als 45 N, 

iii) kleinste gesteuerte/geregelte inkrementale Bewegung 
kleiner als 0,001 mm; 

d) besonders konstruiertes Zubehör, d.h. einschneidiges Dia- 
mantwerkzeug mit allen folgenden Merkmalen: 

1. Schneidkante riß- und riefenfrei bei 40öfacher Vergröße- 
rung in allen Richtungen, 

2. Schneidradius zwischen 0,1 mm und 5 mm, 

3. Unrundheit des Schneidradius kleiner als 0,002mm Ge- 
samtmeßuhrausschlag (zwischen den Extremwerten). 

Technische Anmerkung: 

Bei der Bewertung der Maschinen ist von den Bedingungen 
auszugehen, die die genauesten Werte ergeben einschließlich der 
Einbeziehung von Regel-/Steuersystemen, die eine Kompensa- 
tion auf mechanischem oder elektronischem Wege öder mit 
Hilfe der Software erlauben. 


1371 Wälzlager wie folgt: 

a) Kugel- und Rollenlager mit einem Innendurchmesser bis 
10mm, Toleranzen von mindestens ABEC 5 und RBEC 5 
nach US-Norm (oder vergleichbaren nationalen Normen wie 
P5 gemäß DIN 620 Blatt 3) und mit einem der folgenden 
Merkmale: 

1. aus SpezialwerkstofTen gefertigt, d.h. mit Ringen, Ku- 
geln oder Rollen aus legiertem Stahl oder einem anderen 
Werkstoff (z.B. Schnellarbeits-Werkzeugstahl, Monel- 
Metall, Beryllium, Metalloid, keramischem Werkstoff, 
gesintertem MetallverbundstofT), ausgenommen kohlen- 
stoffarmer Stahl, SAE-52100 hoch kohlenstoffhaltiger 
Chromstahl, SAE-4615 Nickel-Molybdänstahl, AISI- 
44 0C (SAE-5I440C) nichtrostender Stahl (oder gleich- 
wertige Stähle mit entsprechender nationaler Bezeich- 
nung), 

2. gefertigt für Betriebstemperaturen über 150°C durch 
Verwendung von Spezialwerkstoffen oder durch beson- 
dere Wärmebehandlung; 

b) Kugel- und Rollenlager ( ausgenommen auseinandernehmba- 
re Schulterkugel- und AxiaJkugellager) mit einem Innen- 
durchmesser größer als 10 mm, Toleranzen von mindestens 
ABEC 7 oder RBEC 7 nach US-Norm (oder vergleichbaren 
nationalen Normen wie P 4 gemäß DIN 620-Teil 2) und mit 
einem der folgenden Merkmale: 

1. aus Spezialwerkstoffen gefertigt, d.h. mit Ringen, Ku- 
geln oder Rollen aus legiertem Stahl oder einem anderen 
Werkstoff (z.B. Schnellarbeils-Werkzengslahl, Monel- 
Metall, Beryllium, Metalloid, keramischem Werkstoff, 
gesintertem MetallverbundstofT), ausgenommen kohlen- 
stoffarmer Stahl, SAE-52100 hoch kohlenstoffhaltiger 
Chromstahl, SAE-4615 Nickel-Molybdänstahl, AISI- 
440C (SAE-51440C) nichtrostender Stahl (oder gleich- 
wertige Stähle mit entsprechender nationaler Bezeich- 
nung). 


Warenbenennung 

1 2 

2. gefertigt für Betriebslemperatnren über 15d°C durch 
Verwendung von Spezialwerkstoffen oder durch beson- 
dere Wärmebehandlung; 

c) Kugel- und Rollenlager mit kleineren Toleranzen als die der 
Toleranzklasse ABEC 7 nach US-Norm (oder vergleichba- 
ren nationalen Nonnen); 

d) selbstschmierende Folienlager; 

e) Lagerteile, verwendbar nar für die von dieser Nummer um- 
faßten Lager, wie folgt: Außenringe, Innenringe, Kifige, 
Kugeln, Rollen und Unlerbaugnippen. 

Anmerkungen: 

1. Diese Nummer erfaßt nicht Hohllager. 

2. Vereinfachles Genehmigungsverfahren für folgende Waren: 
Von dieser Summer erfaßte Lager in angemessenen Stückzah- 
len für zivile Endverwender, sofern sie nachgewiesen haben, 
daß die Lager in Ausrüstung eingebaut werden, welche vorher 
aus anderen Ländern als Ländern der Länderliste C (Ab- 
schnitt II der Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz) eingeführt 
wurde. 


1372 Technologie für industrielle Gasturbinen wie folgt: 

a) die den industriellen Gasturbinen und Gasturbioen-Flug- 
triebwerken gemeinsame Technologie wird von Nummer 
1460 umfaßt; 

b) die den industriellen Gasturbinen und Gasturbinen für Schif- 
fe gemeinsame Technologie wird von Nummer 1431 umfaßt. 

Anmerkungen: 

1 Module des Kerntriebwerks und besonders konstruierte Be- 
standteile von industriellen Gasturbinen, die aus von Num- 
mer 1460 erfaßten Gasturbinen-Flugtriebwerken oder aus 
von Nummer 1431 erfaßten Gasturbinen für Schiffe stam- 
men, fallen unter die Bestimmungen dieser jeweiligen 
Nummern. 

2. Zu Gasturbinen für Schiffe abgewandelte industrielle Gas- 
turbinen werden von Nummer 1431 umfaßt. 


1385 Besonders konstruierte Herstellungsausrüstung für die von 
Nummer 1485 erfaßten Kompasse, Kreiselgeräle, Beschleuni- 
gungsmesser und Trägheitssysleme. 

Technische Anmerkung: 

Von dieser Nummer erfaßte Herstellungsausrüstung schließt 
folgendes ein: 

a) bei Ringlaserkreiseln zum Bewerten von Spiegeln verwende- 
te Ausrüstung mit mindestens folgenden Genauigkeits- 
schwellenwerten: 

1. geradliniger Streustrahlungsmesser (10 ppm), 

2. polarer Streustrahlungsmesser (10 ppm), 

3. Reflektometer (50 ppm), 

4. Profilmesser (5 Angström); 

b) bei anderen Trägheitssystemen: 

1. Prüfgerät für Module von Trägheitsplattformen, 

2. Prüfgerät für Trägheitsplattformcn, 

3. Handhabungsvorrichtung für Stabilisierungselemente 
von Trägheitsplattformen, 

4. Trägheitsplattform- Auswuchtvorrichtung, 

5. Prüfstand für Kreiseiabstimmung, 

6. dynamische Auswuchtvorrichtung für Kreiselgeräte, 

7. Kreiseleinlaufprüfstand und Krciselmotorprüfsland, 

8. Vorrichtung zum Evakuieren und Füllen von Kreiselge- 
räten, 

9. Zentrifugalvorrichtung für Kreisellager, 

10. Achsenjustierung für Beschleunigungsmesser, 

1 1 . Prüfstand für Beschleunigungsmesser. 

1389 Technologie zum Beschichten nichlelektronischer Vorrich- 
tungen 

- zur Erzielung von anorganischen lufliegenden Schichten 
oder anorganischen, durch Oberflächenveründerung gebilde- 
ten Schichten gemäß Spalte 3 der nachstehenden Tabelle 

- auf Trägermaterialien gemäß Spalte 2 der nachstehenden 
Tabelle 


Nr 

der Liste 
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Nr. 

der Liste 


Warenbenennung 


Nr. 

der Liste 


Warcnbencnnung 


1 


1 


2 


- durch Verfahren, die in der Technischen Anmerkung, Abs. a 
bis h, definiert und in Spalte 1 der nachstehenden Tabelle 
aufgeführl sind, 

und besonders entwickelte Software hierfür. 

Anmerkungen: 

1. Das Beschichtungsverfahren umfaßt das Ausbessern und 
Erneuern der Schicht ebenso wie die Erstbeschichtung. 

2. Mehrstufenbeschichtungen, bei denen ein oder mehrere 
Stoffe vor der Aluminidbeschichtung- auch mit einem ande- 
ren Beschichtungsverfahren - aufgebracht werden, fallen 
unter den Begriff „Beschichtung aus legierten Aluminiden“, 
dagegen fällt die Mehrfachanwendung einstufiger „Beschich- 
tungen im Pulverbett“ zur Herstellung von legierten Alumi- 
niden nicht unter diesen Begriff. 

3. Mehrstufenbeschichtungen, bei denen das Edelmetall oder 
die Edelmetalle vor der Aluminidbeschichtung durch ein 
anderes Beschichtungsverfahren aufgebracht werden, fallen 
unter den Begriff „Beschichtung aus mit Edelmetall modifi- 
zierten Aluminiden“. 

4. Mischungen bestehen aus infiltrierten Materialien, abgestuf- 
ten Zusammensetzungen, simultanen Abscheidungen meh- 
rerer Stoffe und Mehrlagenschichten und werden durch eines 
oder mehrere der in der Tabelle angegebenen Beschich- 
tungsverfahren hergestellt. 

5. MCrAIX bezieht sich auf eine Legierung, bei der M und X 
folgendes bedeuten: 

M - Kobalt, Eisen, Nickel oder Kombinationen hieraus, 
X- Hafnium, Yttrium, Silizium oder sonstige geringe Zu- 
sätze in unterschiedlichen Anteilen und Kombinationen. 

6. Die in der Tabelle als Trägermaterial aufgeführten Alumi- 
niumlegierungen beziehen sich auf Legierungen, die bei 
Temperaturen über 500 K (+ 22TC) verwendbar sind. 

7. Nichtrostender Stahl bezieht sich auf Stähle gemäß AISI- 
Norm (American Iron and Steel Institute). Serie 300, oder 
vergleichbare nationale Normen. 

8. Die in der Tabelle als Trägermaterial aufgeführten wärmebe- 
ständigen Metalle bestehen aus folgenden Metallen und de- 
ren Legierungen: Niob (Columbium), Molybdän. Wolfram 
und Tantal. 

9. Diese Nummer erfaßt nicht die Technologie des einstufigen 
Beschichtens im Pulverbett von massiven Turbinenschaufel- 
blättern. 

Technische Anmerkung: 

Die in Spalte 1 der nachstehenden Tabelle aufgeführten 

Beschichtungsverfahren werden wie folgt definiert: 

a) Chemische Beschichtung aus der Gasphase (CVD - Chemi- 
cal Vapour Deposition) ist ein Beschichtungsverfahren zur 
Herstellung einer aufliegenden oder einer durch Oberflä- 
chenveränderung gebildeten Schicht, bei dem ein Metall, 
eine Metallegierung, ein zusammengesetzter oder ein kera- 
mischer Werkstoff auf ein erwärmtes Trägermaterial aufge- 
bracht wird. Die gasförmigen Reaktionspartner werden im 
oberflächennahen Bereich eines Trägermaterials reduziert 
oder gehen Verbindungen ein, wobei sich das gewünschte 
elementare, legierte oder zusammengesetzte Material auf 
dem Trägermaterial abscheidet. Die für diesen Zersetzungs- 
oder chemischen Reaktions-Prozeß erforderliche Energie 
wird der Wärme des Trägermaterials entnommen. 
Ergänzende Anmerkungen: 

1. CVD schließt folgende Verfahren ein: 

- Beschichten außerhalb des Pulverbetts, 

- pulsierendes Verfahren, 

- thermische Zersetzung mit gesteuerter Keimbildung 
(CNTD - Controlled Nucleation Thermal Decompo- 
sition), plasma-verstärkt oder -unterstützt. 

2. Beschichten im Pulverbett bezeichnet ein in eine Pulver- 
mischung eingebettetes Trägermaterial . 

3. Die beim Beschichten außerhalb des Pulverbetts erfor- 
derlichen gasförmigen Materialien werden nach den glei- 
chen chemischen Gnindvorgängen und -parametern er- 
zeugt wie beim Beschichten im Puiverbett; nur steht das 
zu beschichtende Trägermaterial nicht in unmittelbarer 
Berührung mit der Pulvermischung. 

b) Physikalische Beschichtung aus der Dampfphase durch Elek- 
tronenstrahl-Verdampfung (EB-PVD - Electron-Beam Phy- 
sical Vapour Deposition) ist ein in einer Vakuumkammer 
durchgeführtes Verfahren zum Aufbringen einer aufliegen- 


den Schicht, bei dem ein Elektronenstrahl auf die Oberfläche 
eines Beschichtungswerkstoffs gerichtet wird und den Werk- 
stoff verdampft. Die Werkstoffdämpfe kondensieren auf 
einem geeignet positionierten Trägermatcrial. 

Ergänzende Anmerkung: 

Die Einleitung von Gasen in die Vakuumkammer während 
des Beschichtungsvorgangs ist eine übliche Modifikation des 
Verfahrens. 

c) Elektrophoretische Beschichtung (Elcctrophoretic Deposi- 
tion) ist ein Verfahren zum Aufbringen einer durch Oberflä- 
chenveränderung gebildeten oder einer aufliegenden 
Schicht, bei dem fein zerteilte, in einem flüssigen dielektri- 
schen Medium suspendierte Teilchen eines Beschichtungs- 
werkstoffs unter dem Einfluß eines elektrostatischen Feldes 
wandern und sich auf einem elektrisch leitenden T rügcrmaie- 
rial ablagcrn. 

Ergänzende Anmerkung 

Nach Ablagerung des Beschichtungswerkstoffs auf dem Trä 
germatcrial ist die Wärmebehandlung ein wesentlicher Ver- 
fahrensschritt, um die gewünschte Beschichtung zu erzielen 

d) Beschichtung im Pulverbett (Pack Cementation) ist ein Ver- 
fahren zum Aufbringen einer durch Oberflächenverände- 
rung gebildeten oder einer aufliegenden Schicht, bei dem das 
Trägermaterial in eine Pulvcrmischung eingebettet isi. beste- 
hend aus 

1 . den jeweils aufzubringenden pulverisierten Metallen (ge- 
wöhnlich Aluminium. Chrom, Silizium oder Mischungen 
daraus), 

2. einem Aktivator (gewöhnlich ein Halogensalz) und 

3- einem inaktiven pulverisierten Material (meist Alumini- 
umoxid). 

Pulverbett und Trägermaterial werden in einem Reaktions- 
behälter auf Temperaturen zwischen 1.030 und 1.375 K 
erwärmt und dort für die Abscheidung der Schicht ausrei- 
chend lange belassen. 

e) Plasmaspritzen (Plasma Spraying) ist ein Verfahren zum 
Aufbringen einer aufliegenden Schicht, bei dem ein Brenner 
einen Plasmastrahl erzeugt und regelt, durch den der pulveri- 
sierte Beschichtungswerkstoff aufgenommen, aufgeschmol- 
zen, beschleunigt und auf das Träcermaterial gespritzt wird, 
wobei eine zusammenhängende Schicht entsteht. 

Ergänzende Anmerkunsen zu Buchstabe e in Spalte 1 der 
Tabelle: 

I. Hochgeschwindigkeit bedeutet Geschwindigkeiten von 
mehr als 750 m/s. 

2- Verminderter Druck bedeutet weniger als Atomsphären- 
druck. 

f) Schlickcr-(Pulveremulsions-)Beschichtung (Slurry Deposi- 
tion) ist ein Verfahren zum Aufbringen einer durch Oberflä- 
chenveränderung gebildeten oder einer aufliegenden 
Schicht, bei dem ein Metall- oder Keramikpulver mit einem 
organischen Bindemittel in einer Flüssigkeit suspendiert ist 
und durch Aufspritzen. Eintauchen oder Streichen auf ein 
Trägermaterial aufgebracht wird. Danach wird das Werk- 
stück an der Luft oder im Trockenschrank getrocknet und 
einer Wärmebehandlung unterzogen, um die gewünschte 
Beschichtung zu erzielen. 

g) Sputtern (Sputtering) ist ein Verfahren zum Aufbringen 
einer aufliegenden Schicht, bei dem positiv geladene Ionen 
in einem elektrischen Feld beschleunigt werden und auf ein 
Target (Beschichtungswerkstoff) auftreffen. Die Bewegungs- 
energie der aufschlagenden Ionen ist so groß, daß Atome aus 
der Targetoberfläche herausgelöst und auf der Oberfläche 
des Trägermaterials abgelagert werden. 

Ergänzende Anmerkung; 

Trioden-, Magnetron- oder Hochfrequenzsputtern zur Erhö- 
hung der Haftfestigkeit der Beschichtung und der Beschich- 
tungsrate sind übliche Modifikationen des Verfahrens 

h) Ionenimplantation (Ion Implantation) ist ein oberflächenver- 
ändemdes Beschichtungsverfahren, bei dem der zu legieren- 
de Stoff ionisiert, mit Hilfe eines Spannungsgradienten be- 
schleunigt und in die Oberflächenzone des Trägermaterials 
implantiert wird. Hierzu gehören auch Verfahren, bei denen 
die lonenquelle ein das Träge rmaterial umgebendes Plasma 
ist, sowie Verfahren, bei denen die Ionenimplantation 
gleichzeitig mit dem EB-PVD-Verfahren oder dem Sputtern 
durchgeführt wird. 
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Tabelle zu Nummer 1389 


(Die in Klammern gesetzten Ziffern verweisen auf vorstehende Anmer- 
kungen 1-9. Die Beschichtungsverfahren a bis h sind in den entspre- 
chenden Absätzen a-h der vorstehenden Technischen Anmerkung defi- 
niert.) 


Bcschichiungs- 
vert ihren ()) 

Träger- 

materidl 

Beschichiung 

1 

2 

3 

a Chemische Be- 

Superlegierungen 

Aluminide für Innenflächen, 

schichtung aus 


legierte Aluminide (2) oder mit 

der Gasphase 


Edelmetall modifizierte Alumi- 

(CVD) 


nide (3) 


Titan oder Titan- 

Karbide. Aluminide oder le- 


Jegierungen 

gierte Aluminide (2) 


Keramische 

Werkstoffe 

Silizide oder Karbide 


Verbundwerkstof- 

Silizide. Karbide, Mischungen 


fe aus Kohlen- 

hieraus (4) oder dielektrische 


stoff/Kohlenstoff, 
Kohlenstoff/Kera- 
mik oder mit 
Metallmatrix 

Schichten 


Kupfer oder Kup- 

Wolfram oder dielektrische 


ferlegierungen 

Schichten 


Siliziumkarbid 

Karbide. Wolfram, Mischun- 


oder gesintertes 

gen hieraus (4) oder dielektri- 


Wolframkarbid 

sche Schichten 


b Physikalische 
Beschichtung 
aus der Dampf- 
phase durch 
Elektronen- 
strahl-Ver- 
dampfung 
(EB-PVD) 


Superlegierungen 


Keramische 

Werkstoffe 


Aluminiumlegie- 
rungen (6) 


Nichtrostender 
Stahl (7) 


Verbundwerkstof- 
fe aus Kohlen- 
stoff/Kohlenstoff, 
Kohlenstoff/Kera- 
mik oder mit 
Metallmatrix 
Kupfer oder Kup- 
ferlegierungen 
Siliziumkarbid 
oder gesintertes 
Wolframkarbid 


Legierte Stlizide, legierte Alu- 
minide (2). MCrAlX (ausge- 
nommen CoCrAIY mit Mas- 
senanteilen an Chrom kleiner 
als 22% . an Aluminium kleiner 
als 12%. an Aluminium und an 
Yttrium kleiner als 2%) (5), 
modifiziertes Zirkondioxid 
(ausgenommen mit CaO stabi- 
lisiertes Zirkondioxid) oder 
Mischungen hieraus (ein- 
schließlich Mischungen der 
vorstehenden Stoffe mit Suizi- 
den oder Aluminiden) (4) 
Silizide oder modifiziertes Zir- 
kondioxid (ausgenommen mit 
CaO stabilisiertes Zirkon- 
dioxid) 

MCrAlX (ausgenommen 
CoCrAIY mit Massenanteilen 
an Chromkleiner als 22%, an 
Aluminium kleiner als 12% 
und an Yttrium kleiner als 2%) 
(5). 

modifiziertes Zirkondioxid 
(ausgenommen mit CaO stabi- 
lisiertes Zirkondioxid) oder 
Mischungen hieraus (4) 
MCrAlX (ausgenommen 
CoCrAIY mit Massenanteilen 
an Chrom kleiner als 22%, an 
Aluminium kleiner als 12% 
und an Yttrium kleiner als 2%) 
(5) oder modifiziertes Zirkon- 
dioxid (ausgenommen mit CaO 
stabilisiertes Zirkondioxid) 
Silizide, Karbide, Mischungen 
hieraus (4) oder dielektrische 
Schichten 


Wolfram oder dielektrische 
Schichten 

Karbide. Wolfram, Mischun- 
gen hieraus (4) oder dielektri- 
sche Schichten 


c Elektrophoreti- Superlegierungen Legierte Aluminide (2) oder 
sehe Beschich- mit Edelmetall modifizierte 

tung Aluminide (3) 


Besch ichiungs- 
vcrlahren ( 1 ) 

Iragcr- 

maicnal 

Beschichtung 

1 

2 

3 

d Beschichten im 

Superleßierunßen 

Legierte Aluminide (2) oder 

Pulverbett (sie- 


mit Edelmetall modifizierte 

he auch Verfah- 


Aluminide (3) 

ren a) (9) 


Verbundwerkstof- 

Silizide. Karbide oder 


fe aus Kohlen- 
stoff/Kohlenstoff, 
Kohlenstoff/Kera- 
mik oder mit Me- 
tallmairix 

Mischungen hieraus (4) 


Aluminiumlegie- 

Aluminide oder legierte 


rungen (6) 

Aluminide (2) 

e Plasmaspritzen 

Superleßierunßen 

MCrAlX (ausßenommen 

(nur mit Hoch- 


CoCrAIY mit Massenanteilen 

geschwindigkeit 


an Chrom kleiner als 22%, an 

oder bei vermin- 


Aluminium kleiner als 12% 

dertem Druck) 


und an Yttrium kleiner als 2%) 

(5), 

modifiziertes Zirkon dfoxid 
fausßenommen mit CaOstabi- 
lisiertes Zirkondioxid) oder 
Mischungen hieraus (4) 


Aluminiumlegie- 

MCrAlX (ausßenommen 


rungen (6) 

CoCrAIY mit Massenanteilen 
an Chrom kleiner als 22%, an 
Aluminium kleiner aus 12% 
und an Ynrium kleiner als 2%) 
(5). 

modifiziertes Zirkondioxid 
(auseenommen mit CaOstabi- 
lisiertes Zirkondioxid), Silizide 
oder Mischungen hieraus (4) 


Nichtrostender 

MCrAlX (auseenommen 


Stahl (7) 

CoCrAIY mit Massenanteilen 
an Chrom kleiner als 22%, an 
Aluminium kleiner als 12% 
und an Yttrium kleiner als 2%) 
(5), 

modifiziertes Zirkondioxid 
(auseenommen mit CaOstabi- 
lisiertes Zirkondioxid) oder 
Mischungen hieraus (4) 


Titan oder Titan- 
legierungen 

Karbide oder Oxide 

f Schlicker- 

Wärmebeständige 

Aufgeschmolzene Silizide oder 

(pulveremul- 

Metalle (8) 

aufgeschmolzene Aluminide 

sions-)Beschich- 

tung 


Verbundwerkstof- 

Silizide, Karbide oder 


fe aus Kohlen- 
stoff/Kohlenstoff, 
Kohlenstoff/Kera- 
mik oder mit 
Metallmatrix 

Mischungen hieraus (4) 

g Sputtern (hohe 

Superlegie- 

Legierte Silizide, legierte 

Beschichtungs- 

rungen 

Aluminide (2), mit Edelme- 

rate, nur reak- 


tall modifizierte Aluminide 

tivoder Hoch- 


(3), 

frequenz) 


MCrAlX (auseenommen 
CoCrAIY mit Massenantei- 


len an Chrom kleiner als 
22%, an Aluminium kleiner 
als 12% und an Yttrium klei- 
ner als 2%) (5), 
modifiziertes Zirkondioxid 
(ausgenommen mit CaO sta- 
bilisiertes Zirkondioxid), 
Platin oder Mischungen hier- 
aus (einschließlich Mischun- 
gen der vorstehenden Stoffe 
mit Siliziden oder Alumini- 
den) (4) 


Keramische 

Werkstoffe 


Silizide, Platin oder 
Mischungen hieraus (4) 
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Bcvchichiungs- 

Träger- 

Bexhichiung 

verfahren (1) 

maicnal 


1 

2 

3 


Aluminiumle- 

MCrAIX (ausgenommen 


gierungen (6) 

CoCrAIY mit Massenantei- 
len an Chrom kleiner als 

22%, an Aluminium kleiner 
als 12% und an Yttrium klei- 



ner als 2%) (5), modifizier- 
tes Zirkondioxid fausäenom- 
men mit CaO stabilisiertes 
Zirkondioxid) oder 
Mischungen hieraus (4) 


Nichtrostender 
Stahl (7) 

MCrAIX (ausgenommen 
CoCrAIY mit Massenantei- 


len an Chrom kleiner als 
22%, an Aluminium kleiner 
als 12% und an Yttrium klei- 





ner als 2%) (5). modifizier- 
tes Zirkondioxid (ausgenom- 
men mit CaO stabilisiertes 
Zirkondioxid) oder 
Mischungen hieraus (4) 


Titan oder 
Titanlegie- 

Boride oder Nitride 


runpen 



Verbundwerk- 

Silizide, Karbide, Mischun- 


Stoffe aus Koh- 

gen hieraus (4) oder dielekri- 


lenstoff/Koh- 
lenstoff, Koh- 
lenstoff/Kera- 
mik oder mit 
Metallmatrix 

sehe Schichten 


Kupfer oder 

Wolfram oder dielektrische 


Kupferlegie- 

rangen 

Schichten 


Siliziumkarbid 

Karbide, Wolfram oder 


oder gesintertes 
Wolframkarbid 

dielektrische Schichten 

h lonenimplan- 

Hochwarmfeste 

Zugaben von Chrom, Tantal 

tation 

Lagerstähle 

oder Niob (Columbium) 


Beryllium oder 
Berylliumlegie- 

Boride 


rungen 

Verbundwerkstof- 

Silizide, Karbide, Mischungen 


fe aus Kohlen- 

hieraus (4) oder dielektrische 


stoff/Kohlenstoff, 
Kohlenstoff/Kera- 
mik oder mit 
Metallmatrix 

Schichten 


Titan oder Titan- 
legierungen 

Boride oder Nitride 


Siliziumnitrid 

Nitride, Karbide oder dielek- 


oder gesintertes 
Wolframkarbid 

trische Schichten 


Werkstoffe für 
Sensorfenster, 
durchlässig für 
elektromagneti- 
sche Wellen, wie 
folgt: Silizium- 
dioxid, Aluminiu- 
moxid, Silizium, 
Germanium, 
Zinksulfid, Zink- 
selenid oder Gal- 
liumarsenid 

dielektrische Schichten 

Nr. 

der Liste 

Warenbenennung 

1 2 


1391 Roboter, Roboter-Steuerungen und Roboter-Endeffektoren wie 
folgt sowie besonders konstruierte Bestandteile nnd besonders 
entwickelte Software hierfür (andere llandhabungssysteme für 
Unterwassereinsatz: siehe Nummer 1417): 
a) Roboter mit mindestens einem der folgenden Merkmale und 
besonders konstruierte Bestandteile hierfür: 

Anmerkung: 

Mechanische Roboterkonstruktionen zählen zu den beson- 
ders konstruierten Bestandteilen für Roboter. 

1. fähig, von einem oder mehreren Sensoren rückgeführte 
Information im On-Line- Verfahren (Echtzeitverfahren) 


Nr. 

Warenbenennung 

der Liste 

1 

7 


zur Erzeugung von Programmen oder zum Verändern 
programmierter Anweisungen oder numerischer Pro- 
grammdaten zu verwerten, ausgenommen Roboter, die 
ihre Informationen nur von Sensoren erhalten, die fol- 
gende Größen erfassen: 

i) Belriebszustand des Robotors, d.h. Geschwindigkeit, 
Position (außer Trägheits-Wegmeßsystemen), An- 
triebsmolorstrom oder -Spannung, Druck oder Tem- 
peratur von Flüssigkeit oder Gas, 

ii) Lichtbogenstrom (oder -Spannung) zur Schweißnaht- 
verfolgung oder 

iii) Binär- oder Skalarwerte für 

a) die Position (mit Hilfe von photoelektrischen, 
induktiven oder kapazitiven Näherungssensoren), 

b) Werkzeuganlriebs-Motorslrom oder -Spannung 
oder Hydraulik/Pneumatik-Druck zur Bestim- 
mung von Kraft oder Drehmoment und 

c) externe Sicherheitsfunklionen, 

Anmerkung: 

Unternummer a 1 erfaßt nicht Roboter, die begrenzt sind 
wie folgt: 

a) der Roboter hat keines der In den Unternummern a 2 
bis a 1 1 genannten Merkmale, 

b) die Steuerung ist nicht besonders konstruiert als Teil 
eines von den Unternummern a 2 bis a 8. a 10 und 
a 11 erfaßten Roboters, 

c) die Steuerung überschreitet nicht die in den Unter- 
nummern b 2 bis b 7 genannten Parameter, 

d) die End-Effektoren überschreiten nicht die in Unter- 
nummer c genannten Parameter, 

e) die vorgesehene Software ist nur im Objekt Code 
(maschinenausführbaren Programm) abgefaßt, 

f) die Dokumentation ist begrenzt auf den notwendigen 
Umfang für die Ausführung der vorgesehenen Auf- 
gabe oder für die Wartung und Reparatur des 
Roboters, 

g) die Visionssysteme sind begrenzt wie folgt: 

1 . höchstens 100.000 Bildpunkte (Pixel) können mit 
einer industriellen Röhren-Fernsehkamera oder 
höchstens 65.536 Bildpunkte mit einer Halbleiter- 
kamera verarbeitet werden, 

2. Analyse von Einzelbildern durch einen Bildpro- 
zessor mit einer Wortbreite von höchstens 16 Bits 
(ohne Paritätsbits) und keine Parallelverarbei- 
tung für dieselbe Aufgabe, 

3. die vorgesehene Software für den Bildprozessor 
ist nur im Objekt Code abgefaßt und weder zur 
vollständigen dreidimensionalen mathematischen 
Modellierung noch zur vollständigen dreidimen- 
sionalen Bildauswertung fähig. 

Ergänzende Anmerkung: 

Die Begrenzung der Bildauswertung schließt we- 
der die Annäherung an die dritte Dimension 
durch Wahl eines bestimmten Blickwinkels noch 
eine begrenzte Grauwert-Interpretation zur 
Wahrnehmung von Tiefe und Struktur für die 
jeweils genehmigten Aufgaben aus (2 1/2 D). 

4. die Visionssysteme sind durch den Anwender 
nicht programmierbar, ausgenommen zur: 

i) Eingabe von Bezugsbildern über die System- 
kamera, 

ii) Eingabe der Werte von festen Parametern 
einschließlich Teach-in-Parametern oder 

iii) Auswahl vorprogrammierter Unterpro- 
gramme, 

5. nicht fähig zur kontinuierlichen Reaktion auf die 
Roboterposition oder zu ihrer kontinuierlichen 
Aktualisierung während der Roboterbewegung, 
Ergänzende Anmerkung: 

Dies verhindert die Verwendung von Visionssy- 
stemen zur Schweißnahtverfolgung während des 
Schweißvorgangs, nicht aber eine lineare oder 
ebenflächige Schwcißnahtverfolgung in einem 
Durchlauf. 

6. nicht mehr als ein Bild kann je o,l s ausgewertet 
werden. 
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h) der Roboter ist. nicht konstruiert oder besonders 
angepaßt für die Herstellung erfaßter elektronischer 
und mikroelektronischer Erzeugnisse. 

2. besonders konstruiert zur Erfüllung nationaler Sicher- 
heitsvorschriften für explosionsgefährliche Bereiche, 

3. ausgestattet mit Mitteln zum Schutz der Hydraulikleitun- 
gen gegen Beschädigung von außen durch umh erflieg en- 
de Munitionssplitter (z.B. selbstdichtende Leitungen) 
und konstruiert für die Verwendung von Hydraulikflüs- 
sigkeiten mit einem Flammpunkt über 839 K (566 D C), 

4. besonders konstruiert für den Unterwassereinsatz (d.h. 
Roboter mit besonderen Verfahren und Bestandteilen 
zum Abdichten, Druckausgleich oder Korrosionsschutz), 

5. betriebsfähig in Höhen über 30.000 m, 

6. besonders konstruiert für die Verwendung im Freien 
unter Einhaltung entsprechender Militärspezifikationen, 

7. besonders konstruiert oder ausgelegt für den Einsatz in 
einer EMP-Umgebung (EMP = elektromagnetischer 
Puls), 

8. besonders konstruiert oder ausgelegt als strahlungsfest, 
und zwar über das zum Schutz gegen normale ionisieren- 
de Strahlung in der Industrie (d.h. nichtnukiearen Indu- 
strie) erforderliche Maß hinaus, 

9. ausgerüstet mit Roboter-Handhabungsarmen, die von 
Nummer 1671 umfaßte Legierungen auf Titanbasis oder 
von Nummer 1763 umfaßte faser- und fadenförmige Ma- 
terialien enthalten, 

10. ausgerüstet mit von Nummer 1532 umfaßten Präzisions- 
meßeinrichtungen, 

11. besonders konstruiert, um ihre Gesamtstruktur selbstän- 
dig im dreidimensionalen Raum simultan koordiniert zu 
bewegen, ausgenommen Systeme, in denen sich der Ro- 
boter auf festen Schienen bewegt; 

Anmerkung: 

Unternummer a II erfaßt nicht Roboter, besonders kon- 
struiert für die Verwendung im Haushalt, oder für Unter- 
richtszwecke (Vorhochschulausbildung) geänderte Haus- 
haltsroboter. sofern sie nicht durch andere Bestimmun- 
gen dieser Nummer erfaßt werden, 
b) Elektronische Steuerungen mit mindestens einem der folgen- 
den Merkmale: 

Anmerkungen: 

1. Steuerungen für NC-Werkzeugmaschinen und Meßma- 
schinen: siehe Nummer 1U9I. 

2. In Steuerungen eingebaute (incorporated) oder an diese 
angeschlossene (associated) Digitalrechner, jedoch nicht 
darin integrierte (embedded): siehe Nummer 1565. 

1. Steuerungen, besonders konstruiert als Teil für einen von 
Unternummern a 2 bis a 8, » 10 oder a 11 erfaßten 
Roboter, 

2. kleinstes programmierbares Inkrement kleiner (feiner) 
als 0,001 mm je lineare Achse, 

3- mit mehr als einer integrierten Schnittstelle, die die 
ANSl/IEEE-Norm 488-1978, I EC- Veröffentlichung 
625-1 oder vergleichbare Nonnen für parallelen Daten- 
austausch erfüllen oder darüber hinausgehen, 

4. programmierbar durch andere Verfahren als Handfüh- 
rung (Lead-Through), Eingabe über Tastatur oder mit 
Programmierhandgerät, 

5. mit Wortbreiten größer als 16 Bits (ohne Paritätsbits), 

6. mit Interpolationsalgorithmen mit höherer Ordnung als 
Linear- oder Zirkularinterpolation, 

7. fähig, im On-Line-Verfahren (Echtzeit verfahren) die Er- 
zeugung oder Änderung von programmierter Bahn, Ge- 
schwindigkeit und anderen Funktionen als den folgenden 
zu erlauben: 

i) manuelle Veränderung der Geschwindigkeit (Over- 
ride), 

ii) vorbestimmter Versatz der linearen oder rotatori- 
schen Achsen, 

iii) manuelles Editieren des Bewegungsprogramms (ein- 
schließlich manueller Bahnkorrektur) ohne Verwen- 
dung der Quellensprache für das selbsttätige Pro- 
grammieren von Bahn, Geschwindigkeit oder Funk- 
tion des Roboters, 

iv) Springen auf vorprogrammierte Modifikation der Ro- 
boter-Bahn. -Geschwindigkeit oder -Funktion, 


Warenbenennung 


I 2 


v) vorgegebene Zyklen (z.B. Makrobefehle oder vor- 
programmierte Unterprogramme), 

vi) Änderungen des Programmablaufs über Tastatur 
oder Programmierhandgerät; 

c) End- Effektoren mit mindestens einem der folgenden Merk- 
male: 

1. ausgerüstet mit einem oder mehreren Sensoren, ausge- 
nommen solche zur Messung der in den Unternommen! 
a 1 i, a 1 ü oder a 1 iii genannten Parameter oder Werte, 

2. mit integrierter, computergestützter Meßdaten Verarbei- 
tung, ausgenommen solche mit Sensoren zum Messen der 
in den Untern ummern a 1 i, a 1 ii oder a 1 iii genannten 
Paranit er oder Werte, 

3. ausgerüstet mit einer integrierten Schnittstelle, die die 
ANSl/IEEE-Norm 488-1978, lEC-VeröfTenllichung 
626-1 oder vergleichbare Nonnen für parallelen Daten- 
austausch erfüllt oder darüber hinausgeht, 

4. mit mindestens einem der in den Unternummern a 2 bis 
a 8 und a 10 aufgeführten Merkmale. 

Begriffsbestimmungen: 

Roboter 

ist ein umprogrammierbares, multifunktionales Handhabungssy- 
stem, das Material, Teile, Werkzeuge oder Spezialvorrichtungen 
durch veränderliche Bewegungen im dreidimenisonalen Raum 
positionieren oder ausrichten kann. Roboter enthalten zwei oder 
mehr Regel- oder Stellantriebe (einschließlich Schrittmotoren). 
Sie werden durch das Ei ngabe-/Wiedergabe- Verfahren (teach/ 
playback), einen Computer oder eine speicherprogrammierbare 
Steuerung umprogrammien. Roboter können bahn- oder punkt 
gesteuert sein und Sensoren benutzen. 

Ergänzende Anmerkung: 

Diese Definition umfaßt nicht folgende Geräte: 

1. ausschließlich hand- oder fernsteuerbare Handhabungssy- 
steme, 

2. Handhabungssysteme mit festem Ablauf (Bewegungsauto- 
maten), die mechanisch festgclegte Bewegungen ausführen. 
Das Programm wird durch feste Anschläge wie Stifte oder 
Nocken mechanisch begrenzt. Der Bewegungsablauf und die 
Wahl der Bahnen oder Winkel können mechanisch, elektro- 
nisch oder elektrisch nicht geändert werden. 

3. mechanisch gesteuerte Handhabungssysteme mit veränderli- 
chem Ablauf (Bewegungsautomaten), die mechanisch fest- 
gelegte Bewegungen ausführen. Das Programm wird durch 
feste, aber verstellbare Anschläge wie Stifte und Nocken 
mechanisch begrenzt. Der Bewegungsablauf und die Wahl 
der Bahnen oder Winkel sind innerhalb des festgelegten 
Programmablaufs veränderbar. Veränderungen oder Modifi- 
kationen des Programmablaufs (z.B. durch Wechsel von 
Stiften oder Austausch von Nocken) in einer oder mehreren 
Bewegungsachsen werden nur durch mechanische Vorgänge 
ausgeführt. 

4. nicht amriebsgeregelte Handhabungssysteme mit veränderli- 
chem Ablauf (Bewegungsautomaien), die mechanisch fest- 
gelegte Bewegungen ausführen. Das Programm ist veränder- 
bar, der Ablauf erfolgt aber nur nach dem Binärsignal von 
mechanisch festgelegten, elektrischen Binärgeräten oder ver- 
stellbaren Anschlägen. 

5. Regalförderzeuge, die als Handhabungssysteme mit kartesi- 
schen Koordinaten bezeichnet werden und als wesentlicher 
Bestandteil vertikaler Lagereinrichtungen gefertigt und so 
konstruiert sind, daß sie Lagergut in die Lagereinrichtungen 
einbringen und aus diesen entnehmen. 

End-EfTektoren 

umfassen Greifer, aktive Werkzeugeinheiten und alle anderen 
Werkzeuge, die am Anschlußflansch am Ende des Roboter- 
Greifarms bzw. der -Greifarme angebaut sind. Eine aktive 
Werkzeugeinheit ist eine Einrichtung, die dem Werkstück Bewe- 
gungskraft oder Prozeßenergie zuführt oder Messungen an ihm 
vornimmt. 

Sensor im Sinne dieser Nummer 

ist ein Detektor einer physikalischen Größe, deren Ausgang 
(nach Umwandlung in ein Signal, das durch eine Steuerung 
ausgewertet werden kann) Programme erzeugen oder program- 
mierte Anweisungen oder numerische Programmdaten verän- 
dern kann Dazu gehören Sensoren mit folgenden Fähigkeiten: 
maschinelles Sehen, Infrarot-Bilderzeugung, akustische Bilder- 
zeugung. Tastgefühl. Trägheits- Wegmessung, optische oder aku- 
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stische Entfernungsmessung oder Messung der Kraft oder des 
Drehmoments. 

Ergänzende Anmerkung: 

Computerbezogene Begriffe: siehe Nummer 1565 oder 1566. 

1399 Software und Technologie für rechnerintegrierle Produktionssy- 
steme wie folgt zur Herstellung von Baueinheiten, Baugruppen 
oder diskreten Bauteilen: 

a) Software mit allen folgenden Merkmalen: 

1. besonders entwickelt für rechnerintegrierte Produktions- 
systeme mit mindesten* acht der in der Technischen 
Anmerkung am Ende dieser Nummer unter b 1 bis 9 
aufgeführien Ausrüstungsgegenstände, 

Anmerkungen: 

1 Die Digitalrechner des rechnerintegrierten Produk- 
tionssystems haben keinen gemeinsamen Hauptspei- 
cher, sondern tauschen Informationen über ein Local 
Area Network aus. 

2. Software im Quellencode (source code) wird durch 
Unternummer a 1 nicht freigestellt. 

2. Integration der Fertigung in hierarchischer Weise - bei 
gleichzeitigem Zugriff auf Daten, die außerhalb des digi- 
talen Leitrechnen gespeichert sein können - mit: 

i) der Konstruktion oder 

ii) der Produktionsplanung, 

Anmerkung: 

Der Begriff in hierarchischer Weise bezieht sich auf die 
Softwarebeziehung zwischen einem Leitrechner und min- 
destens einer flexiblen Fertigungseinheit, wie in der 
Technischen Anmerkung definiert. Die Software übt 
eine übergeordnete Managementfunktion aus, die den 
Fertigungsablauf mit der Konstruktion (CAD) oder der 
Produktionsplanung (PPS) integriert, unabhängig von 
den Kommunikationsschnittstellen der Hardware oder 
der Konfiguration der Einrichtungen. 

3. i) automatische Erzeugung und Überprüfung der Ferti- 

gungsprogramme und -anweisungen - einschließlich 
Auswahl der Fertigungseinrichtungen und Reihenfol- 
ge der Arbeitsgänge des Fertigungsablaufs - aas Kon- 
struktion*- und Fertigungsdalen oder 
ii) automatische Rekonfiguration des rechnerintegrier- 
ten Produktionssystems durch Verlagerung der Ferti- 
gung auf andere Einrichtungen und veränderte Rei- 
henfolge der Arbeitsgänge mittels Echtzeitverarbei- 
tung von Daten oder Programmen für vorhersehbare, 
aber zeitlich nicht bestimmbare Ereignisse; 
Anmerkung: 

Uniernummer a 3 ii erfaßt nicht Software für die Rekon- 
figuration funktionsmäßig indentischer Einrichtungen in- 
nerhalb flexibler Ferligungseinheiten mit gespeicherten 
Teileprogrammen und einer vorher gespeicherten Strate- 
gie hierfür. 

b) Technologie für die Konstruktion von rechneiintegrierten 
Produktionsystemen, die mit der von Uniernummer a erfaß- 
ten Software arbeiten, unabhängig davon, ob die bi Unter- 
numnter a 1 genannten Bedingungen erfüllt sind oder nicht. 

Technische Anmerkung: 

Im Sinne dieser Nummer ist 

a) ein rechnerintegriertes Produktionssystem eine Kombination 
von: 

1. mindestens einer flexiblen Fertigungseinheit und 

2. einem digitalen Leilrechner zur Koordination unabhän- 
gig voneinander bearbeiteter Rechnerabläufe und Befeh- 
le zu, von und in den flexiblen Fertigungseinheiten, 

b) eine flexible Fertigungseinheit eine Kombination von einem 
Digitalrechner - einschließlich seines Hauptspeichers und 
seiner verwandten Geräte - und mindestens einer/einem: 

1. von den Nummern 1091 oder 1370 erfaßten Werkzeug 
oder Meßmaschine, 

2. von Nummer 1391 erfaßten Roboter, 

3. von Nummer 1075 erfaßten digital gesteuerten Driick- 
oder Fließdrückmaschine, 

4. von den Nummern 1080, 1081, 1086 oder 1088 erfaßten 
digital gesteuerten Ausrüstung, 

5. von Nummer 1206 erfaßten digital gesteuerten Gerät mit 
elektrischem Lichtbogen, 
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6. von Nummer 1354 oder Uniernummer 1355 b erfaßten 
digital gesteuerten Ausrüstung. 

7. von Nummer 1357 erfaßten digital gestcuerlen Ausrü- 
stung. 

8. von Nummer 1529 erfaßten digital gesteuerten elektroni- 
schen Ausrüstung oder 

9. von Nummer 1532 erfaßten digital gesteuerten Meßsy- 
stem. 

Ergänzende Anmerkung: 

Roboter- und computerbezozene Begriffe: siehe Nummer 1391, 
1565 oder 1566. 

Anmerkung: 

Unternummer a erfaßt nicht in Maschinencode (object code) 
ausgedrückte Software für andere Industriebereiche als Kern- 
technik, Luft- und Raumfahrt, Schiffbau, Großfahrzeugbau, 
Maschinenbau, Mikroelektronik und Elektronik. Die in Unter- 
nummer b beschriebene Konstruktionstechnologie wird durch 
diese Anmerkung nicht freigestellt 

Gruppe 5 

Transportausrüstung 

1401 Entwicklung*- und Produktionstechnoiogien für Dieselmotoren 
einschließlich besonders entwickelter Software wie folgt: 

a) Entwicklung*- und Produktionstechnologie einschließlich 
besonders entwickelter Software für Dieselmolor-Antriebs- 
systeme für Landfahrzeuge mit allen folgenden Merkmalen: 

1. Boxvolumen kleiner gleich 1,2 mV 

2. Gesamtleistung größer als 750 KW, basierend auf 
80/1269/EEC, ISO 2534 oder gleichwertigen nationalen 
Nonnen, 

3. Leistungsdichte größer als 700 KW/m ! Boxvolumen; 
Technische Anmerkung: 

Das Boxvolumen wird definiert als das Produkt von drei 
aufeinander senkrecht stehenden Abmessungen wie folgt: 
Länge: 

die Länge der Kurbelwelle von der Motorstirnseite bis zur 
Flanschfiäche des Schwungrads, 

Breite: 

die größte der folgenden Abmessungen: 

a) das Außenmaß zwischen den Ventildeckeln. 

b) das Maß zwischen den Außenkanten der Zylinderköpfe 
oder 

c) der Durchmesser des Sehwungradgehäuses, 

Höhe: 

die größere der folgenden Abmessungen; 

a) das Maß zwischen der Kurbelwellen-Mittellinie und der 
Oberkante des Ventildeckels (oder Zylinderkopfes) zu- 
züglich des doppelten Hubs oder 

b) der Durchmesser des Schwungradgehäuses. 

b) Entwicklung*- und Produklionstechnologie für die Zylinder- 
wandschmierung mit Feststoffen oder Trockenfilm, die den 
Betrieb bei Temperaturen über 723 K (4S0°C), gemessen auf 
der Zylinderwand an der oberen Grenze des Wegs des 
obersten Kolbenrings, erlaubt. 

1416 Schiffe, Oberflächeneffektfahrzeuge, Wasserschrauben-Propel- 
ler und Nabenbangruppen, Wasserschrauben-Propellersysteme, 
Feuchtigkeit*- und Teilchenabscheidersysteme (mit dazugehöri- 
ger Technologie) sowie besonder* konstruierte Bauteile wie folgt 
(siehe auch Teil I A Nummer 0009 und wegen Gasturbinen für 
Schiffe Nummer 1431): 

a) Tragflügelboote mit automatisch gesteuerten Tragflügelsy- 
stemen, die Geschwindigkeiten über 40 kn in rauher See 
(Seegang Stufe 5) erreichen können; 

b) Oberflächeneffektfahrzeuge, d.h. Hovercraft, Luftkissen- 
fahrzeuge (sowohl mit Seitenwänden als auch mit Schürzen) 
and alle Fahrzeugvarianten, die das Slauflügelprinzip (wing- 
in-groand eifert) als Auftriebssystem verwenden; 

c) SWATH-Schiffe (Small Walerplane Area Twin-Hull) mit 
Unterwasscrrümpren, deren Querschnitt sich entlang der 
Längsachse im Bereich zwischen zwei Hauptdurchmessern 
vom Bug und vom Heck verändert; 

Technische Anmerkung: 

SWATH-Schiffe beziehen ihren Auftrieb durch getauchte 
Rümpfe mit schlanken Stutzen, die das Deck und die Auf- 
bauten des Fahrzeugs über der Wasserlinie halten. 


733 



Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag — 11 . Wahlperiode 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — Drucksache 11/3912 


der Liste Warenbenennung 



d) Schiffe mit: 

1. Ausrüstung, die von Teil i A dieser Liste oder von den 
Nummern 1485, 1501, 1502 oder 1510 umfaßt wird, 

2. MFS-Anlagen (magnetischer Eigenschutz) oder 

3. in der SchifTskonstruktion enthaltenen geschlossenen 
Lüftungssystemen, die dafür konstruiert sind, die Rein- 
heit der Luft und einen Überdruck unabhängig von den 
Bedingungen außerhalb des Schiffes zu gewährleisten, 
sofern solche geschlossenen Lüftungssysteme nicht nur 
für die ärztlichen Versorgungseinrichtungen des Schiffes 
besonders konstruiert und in diese eingebaut sind; 

Anmerkung: 

Unternummer d gilt nicht für Schiffe mit Ausrüstung, die von 
den Nummern 1485, 1501, 1502 oder 1510 umfaßt wird und 
deren Ausfuhr bereits vorher genehmigt worden ist. 

e) Wasserschrauben-Propeller und Nabenbaugruppen wie 
folgt: 

1. superkavitierende Propeller mit einer Leistung über 
7.457 kW, 

2. Verstellpropeller und Nabenbaugruppen mit einer Lei- 
stung über 14.914 kW'; 

0 Wasserschrauben-Propellersysteme wie folgt: 

1. Systeme mit gegenläufigen Propellern mit einer Leistung 
über 29.828 kW, 

2. Systeme mit belüfteten, basisbelüfteten und superbelüf- 
lelen Propellern, 

3. Systeme mit Anwendung von „Pre-swirl“- und „Post- 
swirl“-Verfahren zur Glättung der Propelleranslromung, 
um den Vortriebswirkungsgrad zu verbessern von 

i) S WATH-Schiffen, Tragflügelbooten und Ober- 
flächenefTektfahrzeugen oder 

ii) anderen Schiffen mit einer Propellerdrehzahl über 
200 U/min oder mit einer Propellemennleistung über 
37.285 kW je Welle; 

g) Feuchtigkeit*- und Teilehenabseheidersysteme für den Luft- 
einlritt von Gasturbinen, die geeignet sind, 99,9% der Teil- 
chen mit einem Durchmesser größer als 2 bei einem 
maximalen Druckverlust von 1,6 kPa (16 millibar) zu entfer- 
nen, sowie folgende Technologien für diese Systeme: 

1. Technologie zur Verhütung von Wasserleckagen um die 
Filterstufen und 

2. Technologie für die Integration der Bestandteile eines 
solchen Systems; 

h) besonders konstruierte Bestandteile für die von den Unter- 
nummern a, b und c umfaßten Schiffe wie folgt: 

1. fortschrittliche SchifTskörperformen mit mindestens 
einem der folgenden Merkmale: 

i) Schiffskörper mit Stufetiboden für Tragflügelboote, 

ii) Schiffskörper für Luftkissenfahrzeuge mit trapezför- 
migem Grundriß, 

iii) Schiffskörper für Oberfläche neffektf ahrzeuge mit ka- 
tamaranähnlichen Seitenwänden, 

iv) Schiffskörper für Stauflügelfahrzeuge, 

v) UnterwasserschifTskörper und Stützen für SWATH- 
SchifTe, 

2. vollgetauchte unterkavitierende oder superkavitierende 
Tragflügel, 

3. Bestandteile in Leichtbauweise für SWATH-SchifTe, 
Tragflügelboote und Oberflächeneffektfahrzeuge, kon- 
struiert nach dem anisotropen, orthotropen oder Sand- 
wich-Verfahren, 

Technische Anmerkungen: 

1. Bei dem anisotropen Verfahren werden Fasern zur 
Verstärkung von Bauteilen so angeordnet, daß die 
Laslaufnahmefahigkcit der Struktur primär in Rich- 
tung des angenomenen Spannungsverlaufs ausgerich- 
tet werden kann. 

2. Bei dem orthotropen Verfahren werden Platten so 
ausgesteifl. daß die Bauteile im rechten Winkel zu- 
einander stehen. 

3. Bei dem Sandwich-Verfahren werden Bauteile oder 
Platten dauerhaft in Schichtbauweise miteinander 
verbunden, um ihre Festigkeit zu erhöhen und ihr 
Gewicht zu verringern. 
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4. flexible Schürzen, Abdichtungen und Schürzenflnger für 
Oberflächeneffektfahrzeuge, 

5. Systeme zur automatischen Steuerung der Stabilität von 
SWATH-SchifTen, Tragflügelbooten oder Oberflächen- 
effektfahrzeugen, 

6. Rraftübeiiragnngs-Wellensysteme, die Verbundwerk- 
stoffbauteile enthalten für SWATH-SchifTe, Tragflügel- 
boote und Oberflächeneffektfahrzeuge, 

7. leichte Hochleistungs(K-Faktor über 150)-Getriebe 
[Planeten-, Sammet- (Cross-connect-) und Mehrfach-An/ 
Abtriebsräder sowie Lager) für SWATH-SchifTe, Trag- 
flügelboote und Oberfläche neffektfahrzeuge, 

Technische Anmerkung: 

K-Faktor: siehe AGMA-Tabcllen der K-Faktorwcrte 
{basierend auf Zahnprofil. Ritzel- und Zahnradwerkstof- 
fen sowie Oberflüchencrmüdungsgrenzen). 

8. wassergekühlte elektrische Antriebsmaschinen (Motor 
und Generator) unter Einschluß von Wechselstrom- 
Wechselstrom- Synchron- und Wechselstrom-Gleich- 
strom-Systemen, geteilten Scheibenläufe m und konzen- 
trischen Trommelläufern für Gleichstrom-Gleichpolma- 
schinen für SWATH-SchifTe, Tragflügelboote und Ober- 
flächeneffeklfahrzeuge, 

9. supraleitende elektrische Antriebsmaschinen für 
SWATH-Schiffe, Tragflügelboote und Oberflächenef- 
fektfahrzeuge, 

10. Hubgebläse für Oberflächeneffektfahrzeuge mit einer 
Nennleistung über 298 kW, 

]]. Wasserstrahl- Anlriebssysteme mit einer Lingangsnenn- 
leistung größer/gleich 2.237 kW für Tragflügelboote und 
Oberflächeneffektfahrzeuge. 

1417 Tauchfähige Systeme (auch wenn sie in ein Tauchfahrzeug einge- 
baut sind) wie folgt nnd besonders konstruierte Bestandteile 
hierfür (Unterwasser- Roboter: siehe Nummer 1391): 

a) für Tauchfahrzenge besonders konstruierte oder abgewan- 
delte automatisch gesteuerte Luftemeuerungssysleme, die in 
einem einzigen chemischen Keaktionszyldus die Entfernung 
von Kohlendioxid und gleichzeitig die Erneuerung von Sau- 
erstoff sich erstellen; 

b) zur automatischen Bewegungssteuening eines Tauchfahr- 
zeugs anhand von Navigationsdaten besonders konstruierte 
oder abgewandelte Systeme mit mindestens einer Rückkop- 
pelungs- Servosteuerung, die 

1. es dem Fahrzeug ermöglichen, sich innerhalb eines Ab- 
stands von 10 m von einem vorher bestimmten Punkt in 
der Wassersäule zu bewegen, 

2. die Position des Fahrzeugs innerhalb eines Abstands von 
10 m von einem vorher bestimmten Punkt in der Wasser- 
säule halten können oder 

3. die Position des Fahrzeugs innerhalb eines Abstands von 
10 m halten, während es einem Kabel auf oder unter dem 
Meeresboden folgt; 

c) Unterwasser-Beobachtungssysteme wie folgt: 

1. Femsehsysleme (die Kamera, Beleuchtung, Bildschirm 
und Signalübertragungseinrichtung enthalten), beson- 
ders konstruiert oder abgewandelt für ferngesteuerte 
Operationen mit einem Tauchfahrzeug, mit einer Grenz- 
auflösung von mehr als 500 Linien, gemessen in Luft 
nach ILLL-Standard 208/1960 oder einer vergleichbaren 
Nom», 

Technische Anmerkung: 

Grenzauflö.sung bedeutet beim Fernsehen ein Auflö- 
sungsvermögen. das üblicherweise ausgedrückt wird als 
die maximale Anzahl von Linien pro Bildhöhe, die auf 
einem Testbild unterschieden werden können. 

2. für ferngesteuerte Operationen mit einem Tauchfahrzeug 
besonders konstruierte oder abgewandelte Systeme, die 
Verfahren verwenden, welche die RückstreuungsefTekte 
auf ein Minimum reduzieren, 2 .B. Beleucht ungseinrich- 
tungen mit Entfernungsgattern; 

d) ferngesteuerte Gelenkmanipulatoren, besonders konstruiert 
oder abgewandelt zur Verwendung mit Tauch fahrzeu gen 
und mit mindestens einem der folgenden Merkmale: 

1. Steuerung des Manipulators mit Daten von Sensoren, 
welche die auf ein externes Objekt ausgeübte Kraft oder 
das auf ein solches Objekt ausgeübte Drehmoment, die 
Entfernung von einem externen Objekt oder den Tast- 
sinn zwischen Manipulator und externem Objekt messen, 
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2. Steuerung durch proportionale Master-Slave- Verfahren 
oder durch einen anwendungsspezifischen, speicherpro- 
grammierbaren Computer oder 

3. fähig zur Ausübung einer Kraft größer/gleich 250 N oder 
eines Drehmoments größer/gleich 250 Nm und mit Bau- 
teilen versehen, die Legierungen auf Titanbasis oder 
Faser- und Fadenverbundwerkstofte enthalten; 

e) für den Unterwassereinsatz besonders konstruierte oder ab- 
gewandelte Fotokameras und Zubehörgeräte mit Filmbrei- 
ten größer/gleich 35 mm und mit mindestens einer der fol- 
genden Eigenschaften: 

1. Filmvorschub mit mehr als 5 Bildern pro Sekunde, 

2. Markierung des Films mit Daten, die von einer Quelle 
außerhalb der Kamera geliefert werden, 

3. mehr als 250 Vollformatbelichtungen ohne Filmwechsel, 

4. Autofokus besonders konstruiert oder abgewandelt für 
den V nterwasse rein satz oder 

5. für Betriebstauchtiefen von mehr als 1.000 m; 

f) für den Unterwassereinsatz besonders konstruierte oder ab- 
gewandelte Beleuchtungssysteme wie folgt: 

1. Stroboskopleuchten mit: 

i) einer Licht ausgangsenergie großer als 15G J pro Blitz 
oder 

ii) einer Blitzfrequenz von mehr als 5 Blitzen pro Sekun- 
de bei einer Lichtausgangsenergie größer als 10 J pro 
Blitz, 

2. andere Leuchten und Zubehörgeräte hierfür, geeignet 
für Betriebstauchtiefen von mehr als 1.000 m. 

Anmerkungen: 

1 Diese Nummer erfaßt nicht besonders konstruierte Bestand- 
teile für Ausrüstung, die - ohne abgewandelt zu sein - nicht 
erfaßt wäre. 

2. Unte^nummer a erfaßt Ausrüstung, die Leichtmetallperoxi- 
de wie KO : verwendet, ohne die Ausfuhr von KO, selbst zu 
erfassen. 

3. Unternummer b erfaßt nicht automatische Steuersysteme, 
die in Unterwasser-Bulldozern oder -Grabenbaggern einge- 
baut sind, die für Betriebstauchtiefen von mehr als 100 m 
nicht geeignet sind und nur negativen Auftrieb haben. 

4. Unternummer c erfaßt nicht Fernsehkameras, die nur durch 
ein Bullauge betrieben werden. 

5. Unternummer d 1 erfaßt nicht Systeme, bei denen Kraft oder 
Drehmoment nur gemessen und dann dem Bediener ange- 
zcigt werden. 

1418 Tieftauchfahrzeuge für Betriebstauchtiefen von mehr als 
1.000 m, bemannt oder unbemannt, kabelgeführt oder freifah- 
rend, sowie besonders konstruierte oder abgewandelte zugehö- 
rige Systeme, Ausrüstung, Bestandteile und Werkstoffe hierfür 
wie die folgenden: 

a) Druckgehäuse oder Druckkörper; 

b) Antriebsmotoren und Strahischubeinrichtungen (thrusters); 

c) Schiffskörperdurchführungen oder -Steckverbinder. 

Anmerkungen: 

1. Syntaktischer Schaum: siehe Nummer 1759. 

2. Schiffskörperdurchführungen für militärische Zwecke und 
bemannte Unterwasserfahrzeuge, die mindestens 10 Stunden 
lang autonom (d.h. ohne Unterstützung durch ein Mutter- 
schiff, ohne Schnorchel oder ohne Kabelverbindung zur 
Wasseroberfläche) getaucht fahren können: siche Teil 1 A 
Nummer 0009 dieser Liste. 

1425 Schwimmdocks, Software und Technologie hierfür, wie folgt: 

a) Schwimmdocks, besonders konstruiert zur Verwendung auf 
See (d.h. ohne Unterstützung von Küstenstützpunkten); 

Anmerkung: 

Erfaßt werden nur Docks, in die mindestens die folgenden 
drei Einrichtungen eingebaut sind: 

1. Schweißwerkstatt und Rohrschlosscrci, 

2. Elektro- und Elektronikwerkstatt, 

3. Mechanische Reparaturwerkstatt oder Metallbearbei- 
tungswerkstatt (mit Maschinen), 

und die in der Regel Stromerzeugungsaggregate für mehr als 
3.000 kW enthalten. 

b) Schwimmdocks, besonders ausgerüstet zum Betrieb, zur 
Wartung oder zur Reparatur von Kernreaktoren; 
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c) Schwimmdocks mit allen folgenden Merkmalen: 

1. Tragfähigkeit über 36.364 I, 

2. länger als 120 m und breiter als 30 m, gemessen zwischen 
den Pontons; 

d) besonders entwickelte Software für computergesteuerte 
Lenz- und Flutsysteme für die obengenannten Schwimm- 
docks zum Eindocken von Schiffen mit Schlagseite; 

e) Technologie für 

1. den von Untemummer a umfaßten Teil der Konstruktion 
eines Schwimmdocks, der den Einbau mit den drei in der 
Anmerkung beschriebenen Einrichtungen betrifft, und 

2. die Konstruktion, Herstellung und Verwendung der von 
Unternummer b umfaßten Einrichtungen an Bord von 
Schwimmdocks, die Betrieb, Wartung und Reparatur 
von Kernreaktoren erlauben. 

1431 Schiffsgasturbinen (für den Schiffsantrieb oder die Stromerzeu- 
gung an Bord), ursprünglich als solche konstruiert oder für diese 

Verwendung abgewandelt, sowie besonders konstruierte 

Bestandteile hierfür. 

Anmerkungen: 

1. Die Erfassung der für den Schiffsantrieb oder die Stromer- 
zeugung an Bord abgpwandelten Gasturbinen-Flugtriebwer- 
ke oder Industriegasturbinen und ihrer besonders konstru- 
ierten Bestandteile führt nicht zu einer Neuerfassung (oder 
bei Industriegasturbinen zu einer Erfassung) der nicht abge- 
wandelten Ausführung solcher Turbinen und ihrer besonders 
konstruierten Bestandteile (siehe auch Nummer 1460). 

2. Stromerzeugung an Bord schließt die Stromerzeugung auf 
Offshore plattformen nicht ein. 

3. Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für folgende Waren: 
Von dieser Nummer umfaßte Gasturbinen und ihre besonders 
konstruierten Bestandteile für zivile Endverwendung (außer 
Schiffsantrieb oder Stromerzeugung an Bord), sofern 

a) die auszuführenden Stückzahlen der angegebenen Endver- 
wendung entsprechen, 

b) nur der Mindestbedarf an Technologie für Betrieb, War- 
tung und Reparatur weitergegeben wird und 

c) keine der folgenden Technologien weilergegeben wird: 

1. Technologie, die in der von Nummer 1460 erfaßten 
Flugtriebwerktechnologie üblich ist und nicht unter 
das vereinfachte Genehmigungsverfahren nach Num- 
mer 1460 fällt, 

2. Technologie für flussigkeitsgekiihlte Gasturbinenlauf- 
oder -leitsc häufeln und Düsen, die in einer Heißgas- 
temperaturumgebung über IOOO°C arbeiten, und ihre 
zugehörigen Systeme, 

Technische Anmerkung: 

Zugehörige Systeme sind direkt an die Gasturbine 
angeschlossen und bestehen aus den besonders kon- 
struierten Kuhlflussigkeiis- und Kraftsioffregelsysie- 
men. Pumpen, Kondensatoren und Flüssigkeitsreini- 
gungssystemen. 

3. Technologie für Krafisioffdusen. Brennkammern und 
an der Gasturbine angebrachte Kraftstoff Förderein- 
richtungen (Kraftstoffpumpen. Zumeß ■ und Regelein- 
richtungen), mittels derer Schiffsgasturbinen schweres 
Ruckstandsol {ASTM Grade 5 und 6 oder gleichwerti- 
ge) verbrennen können, 

Technische Anmerkung: 

Schweres Rückstandsöl gemäß ASTM Grade 5 hat 
eine kinematische Hochstviskosität von 81 Ceniistoke 
bei 50° C und gemäß ASTM Grade 6 einen Bereich der 
kinematischen Viskosität zwischen 92 und 638 Cenii- 
stoke bei 50° C. Die kinematische Viskosität wird mit 
dem Sayboh-Furol-Viskosimeter gemessen (dabei wird 
die Zeit, in der 60 cm* öl durch die Furolblende 
fließen, in Sekunden gemessen). 

4. Technologie für Hochtemperatur-Wärmetauscher 
(Gastemperatur über 700 9 C) zur Vorwärmung der 
Luft am Verdichteraustrüt, 

5. Technologie für COGAS-Kompakisysteme (combined 
gas turbine and steam) in Leichtbauweise mit Wärme- 
rückgewinnraten von mehr als 1.490.423 kph je m J des 
Abhitzekesselvolumens oder mehr als 237,2 kjlh je N 
des Abhitzekesselgewichts, konstruiert zur Verwen- 
dung mit Gasturbinen für den Schiffsantrieb oder die 
Stromerzeugung an Bord. 
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4. Module des Kernlriebwerks und besonders konstruierte Be- 
standteile, die von Nummer 1460 erfaßt werden, sind nach 
den Bestimmungen dieser Nummer zu behandeln, auch 
wenn das Gasturbinen-Triebwerk zur Verwendung für den 
Schiffsantrieb oder die Stromerzeugung auf Schiffen abge- 
wandelt worden ist. 

1460 Flugzeuge und Hubschrauber, Flugtriebwerke und Ausrüstung 
für Flugzeuge und Hubschrauber sowie Technologie hierfür wie 
folgt (Flugtriebwerie, Hilfstriebwerke (APU’s) oder Hub- 
schrauber-Leistungsübertragungssysteme mit mindestens einer 
besonderen, für militärische Zwecke konstruierten Einrichtung, 
werden von Teil I A der Ausfuhriiste erfaßt. Siehe auch Num- 
mern 1485 und 1501. Technologie für industrielle Gasturbinen: 
siehe Nummer 1372. Schiffsgasturbinen und zugehörige Techno- 
logie: siehe Nummer 1431): 

Anmerkung: 

Diese Nummer erfaßt auch Technologie für computerunter- 
stützte Konstruktion (CAD) oder computerunterstützte Kon- 
struktion und Fertigung (CAD/CAM), Technologie in Bezug auf 
die von den Nummern 1080, 1081, 1086, 1088, 1091, 1312, 1357, 
1361, 1362, 1371, 1522, 1529 oder einer anderen Nummer 
erfaßte Fertigungsausrüstung oder erfaßten Waren für die Her- 
stellung oder Bewertung von Flugtriebwerken, Hilfstriebwerken 
(APU's), Hubschrauber-Leistungsübertragungssystemen oder 
ihren besonders konstruierten Bestandteilen sowie spezifische 
Technologie für die von Nummer 1301 erfaßte Herstellung von 
Superlegieru ngen. 

a) Flugzeuge und Hubschrauber, ausgenommen solche, die kei- 
ne der von Teil I A dieser Liste oder von Nummer 1485 oder 
1501 erfaßte Ausrüstung enthalten (außer wenn die Ausfuhr 
solcher Ausrüstung unter das vereinfachte Genehmigungs- 
verfahren nach den Anmerkungen zu den Nummern 1485 
und 1501 fällt) und zu Bauarten gehören, die üblicherweise 
im zivilen Einsatz sind; 

b) Technologie für Flugzeug- und Hubschrauberzellen, für 
Flugzeugpropeller und für Bestandteile von Flugzeug- und 
Hubscbrauberzellen, Ftugzeugpro pellern und Hubschran- 
ber-Rotorsystemen wie folgt und besonders entwickelte Soft- 
ware hierfür: 

Technische Anmerkung. 

Hubschrauber-Rotorsysteme bestehen aus Rotorköpfen, 
Rotorblättern, Rotorblattanschlüssen und den oberen für die 
Rotorblattansteuerung erforderlichen Teilen. Diese obere 
Rotorblattansteuerung setzt sich aus den drehenden Steuer- 
elementen und - falls zutreffend - der Taumelscheibe zu- 
sammen. 

1. Konstniktionstechnologie, die computenmterstützte 
aerodynamische Analysen zur Integration von Rumpf, 
Antriebssystem sowie Auftriebs- und Steuerflächen ver- 
wendet, um die aerodynamische Leistung eines Flug- 
zeugs bei allen Fhigzuständen za optimieren, 

2. Technologie für die Konstruktion von aktiven Flugsteue- 
rungssystemen wie folgt: 

i) Technologie für das Verfahren der Verknüpfung 
mehrfacher mikroelektronischer Verarbeitungsele- 
mente (Bordcomputer), um Datenübertragung und 
-Integration mit hoher Geschwindigkeit zur Durch- 
führung der Flugregelung zu erreichen, 

ii) Technologie für den Ausgleich der Flugregelung hin- 
sichtlich Einbauort der Sensoren und dynamischer 
Zellenbelastung, d.h. Kompensation für Schwingun- 
gen in der Umgebung der Sensoren nnd für Verände- 
rungen der Lage der Sensoren zum Flngzengschwer- 
punkt, 

iii) Technologie für die elektronische Überwachung der 
System- nnd Datenrednndanz für Fehlererfassung, 
-Bewertung nnd -Isolierung, 

Anmerkung: 

Diese Unternummer erfaßt nicht Technologie für den 
Entwurf von Redundanzen in hydraulischen oder me- 
chanischen Systemen oder in elektrischen Verdrah- 
tungen. 

iv) Technologie für die Konstruktion von Flugsteuerun- 
gen, die während des Fluges eine Umstellung der 
Widerstandsgröße des Steuergefühls erlauben, 

Technische Anmerkung: 

Aktive Flugsteuerungssysteme haben den Zweck, uner- 
wünschte Bewegungen des Flugzeugs oder Belastungen 
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am Flugzeug zu verhindern, indem sie selbständig die 
Ausgangssignale von Mehrfachsensoren verarbeiten und 
dann die erforderlichen Gegenbefehle liefern, um die 
automatische Steuerung zu bewirken. 

3. Konstniktionstechnologie für die Integration von Flug- 
stenerungs-, Navigation»- und Antriebssteuerdatea hi ein 
Flugmanagementsystem zur Optimierung des Flagwegs, 

4. Konstniktionstechnologie zum Schutz von Avionik- und 
elektrischen Untersystemen gegen Gefährdung durch 
elektromagnetischen Puls (EMP) und elektromagneti- 
sche Störungen (EMI) von Quellen außerhalb des Flag- 
zeugs wie folgt: 

i) Technologie für die Konstruktion von Abschinnsy- 
slemcn, 

ii) Technologie für den Koofignrationsentwurf von ge- 
härteten elektrischen Schaltungen nnd Untersy- 
stemen, 

iii) Ermittiang von Härtengskriterien für die vorgenann- 
ten Waren, 

5. Technologie für Konstruktion, Herstellung nnd Umbaa 
von geklärten, tragenden Fhtgzengzellen-Baateilen, die 
für Betriebstemperaturen über 120“ C konstruiert stad, 

Anmerkung: 

ln dieser Untemummer genannte Flugzeugzellen- Bautei- 
le schließen Triebwerkgondeln und Schubumkehrer nicht 
ein. 

6. Technologie für Konstrnktion nnd Herstellung von Pro- 
pellerblätteru, die ganz oder teilweise aus Verbundwerk- 
stoffen hergestellt sind, nnd besonders konstruierte Na- 
ben hierfür, 

Anmerkung: 

Diese Untemummer erfaßt nicht Technologie für die 
Herstellung von Propellerblättem, die 

a) ganz aus Holz oder glasfaserverstärkten Kunststoffen 
gebaut sind oder 

b) hauptsächlich aus Holz oder glasfaserverstärkten 
Kunststoffen gebaut sind und andere Werkstoffe nur 
an der Vorderkante oder an der Spitze verwenden. 

7. Technologie für Konstruktion nnd Herstellnng von digi- 
talen Synchrophase ru (digital electronic synchrophasert), 
besonders konstruiert für Propeller, Technologie für die 
Konstruktion von digitalen Steuerungen für Propeller 
sowie Technologie für die Herstellung von digitalen 
Steuerungen für die in Untemummer b 6 beschriebenen 
Propeller, 

8. Technologie für Konstruktion nnd Hentellanng von Auf- 
triebsflächen mit aktivem, wirbetfreiem Luftstrom; 

Anmerkung: 

Von dieser Untemummer umfaßte Konstruktionstechno- 
logie schließt die Daten zur Bestätigung des Konstruk- 
tionskonzepts ein. 

9. Technologie zur Entwicklung von mehrachsigen Fty-by- 
Light- oder F1y-hy-Wire-Regehmgsgeriten für Hub- 
schrauber, bei denen mindestens zwei der nachstehenden 
Funktionen in einem Regehugsgerüt zusammengefaßt 
sind: 

I) kollektive Steaeruag, 

ii) zyklische Steuerung, 

iii) Gierstenernng, 

10. Technologie zar Entwicklung von saf Strömangsumlen- 
kang basierenden Drehmoment! asgieichs- oder Knrs- 
steaerangssystemen für Habachraaber, 

Technische Anmerkung: 

Bei Drehmomentausgleichs- und Kurssteuerungssyste- 
men, die auf der Technologie der Strömungsumienkung 
basieren, werden aerodynamische Oberflächen angebla- 
sen, um Steuerkräfte zu verstärken oder zu beeinflussen. 
Drehmomenlausgeichssysteme, die in Leitflächen inte- 
grierte Gebläse (mit und ohne Leitschaufeln) enthalten 
(z.B. Fcnestron), sind hiervon ausgenommen. 

11. Technologie znr Entwicklung von Hubscbraubcr-Rotor- 
blitteni mH verstellbarer Blattprofllg eometrie , 
Technische Anmerkung: 

Blattprofile mit verstellbarer Geometrie haben an der 
Blatthinterkante angebaute Klappen oder Trimmbleche 
oder an der Blattvorderkante angebaute Vorflügel oder 
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eine bewegliche Blattnase, die während des Fluges ge- 
steuert werden können 

12. Technologie zur Entwicklung einer aktiven Ansteuerung 
von Hubschraube r-Rotorblättem und anderen Flächen, 
die zur Erzeugung von aerodynamischen Kränen und 
Momenten verwendet werden; 

Technische Anmerkung; 

Die aktive Ansteuerung (von Hubschrauber-Rotorblät- 
tem und anderen Flächen, die zur Erzeugung von aero- 
dynamischen Kräften und Momenten verwendet werden) 
soll unerwünschte Hubschrauber-Vibrationen, struktu- 
relle Belastungen oder dynamische Eigenheiten des Hub- 
schrauber-Rotors vermeiden. Die aktive Ansteuerung 
wird durch autonome Verarbeitung der Daten von Mehr- 
fachsensoren erreicht, die eine vorbeugende Eingabe zur 
automatischen Steuerung bewirken. 

c) Hobschrauber-Leistiingsäbertragiuigssysteme und Technolo- 
gie hierfür, ausgenommen : 

i) Systeme, die nar für die Verwendung in zivilen Hub- 
schraubern bestimmt sind und die 

1. länger als acht Jahre in zivilen Hubschraubern im 
zivilen Einsatz gewesen sind, 

2. keine der in Anmerkung 9 genannten Technologien 
enthalten und nicht unter Verwendung mindestens 
einer dieser Technologien gefertigt wurden oder 

3. für den Austausch in bestimmten zuvor ausgeführten 
Hubschraubern oder zur Wartung solcher Hub- 
schrauber bestimmt sind, 

1) Daten, die ans Leislungs- and Einbaukonstruktionsstn- 
dien lür Hnbschrauber-Leistungsübertragungssysteme 
stammen, sowie Technologie für die Fertigung, Überho- 
lung oder Instandsetzung von bestimmten Hubschrauber- 
Leistungsübertragungssystemen, die länger ab acht Jahre 
in zivilen Hubschraubern im zivilen Einsatz gewesen 
sind, sofern sie nicht in Anmerkung 9 aufgefnhrt sind; 
Anmerkung: 

Leisrungs- und Einbaukonstruktionsdaten für Hub- 
schrauber-Leistungsübertragungssysteme schließen nicht 
Technologie ein für computeruntcrstmzlc Konstruktion 
(CAD), computerunterstützte Konstruktion und Ferti- 
gung (CAD/CAM), parametrische Leistungsanalyse, 
Triebwerkanalyse und -auswahl oder Konstruktion von 
Bestandteilen unter Verwendung von unveröffentlichten 
technischen Daten. 

d) Gastarb inen -Triebwerke uad Hilfstriebwerke (APU’s) für 
die Verwendung in Flugzeugen oder Hubschraubern sowie 
Technologie hierfür, ausgenommen: 

i) solche, die ausschließlich für die Verwendung in zivilen 
Flugzeugen oder zivile* Hubschraubern bestimmt sind, 
wie folgt: 

1. strahl- und turbiaengetriebeme Flagtriebwerke, die 
länger ab acht Jahre in zhüen Flugzeugen oder zivi- 
len Hubschraubern um zivilen Einsatz gewesen sind 
oder die keine der in Anmerkung 8 genannten Tech- 
nologien enthalten and nicht unter Verwendung min- 
destens einer dieser Technologien gefertigt wurden, 

2. Hilfstriebwerke für Flugzeuge mit Gasturbinenan- 
trieb, die länger ab acht Jahre in zivilen Ffatgzengen 
oder zivilen Hubschraubern ha zivilen Einsatz gewe- 
sen sind oder die keine der in Anmerkung 8 genann- 
ten Technologien enthalten and nicht unter Verwen- 
dung mindestens einer dieser Technologien gefertigt 
wurden, 

K) Daten, die ans Lebtungs- und Einbaukoustrnktionsstu- 
dien für Flugzeuge stammen, aowie Technologie für die 
Fertigung, Überholung oder Instandsetzung von be- 
stimmten Gasturbinen-Fhgtricbwerken oder Hilfstrieb- 
werken für Flugzeuge (APU’s) mit Gasturbinenantrieb, 
die länger ab zwölf Jahre in zivilen Flugzeugen oder 
zivilen Hubschraubern hn zivilen Einsatz gewesen sind, 
sofern sie nicht in Anmerkung 8 aufgeführt sind; 
Anmerkung; 

Leistungs- und Einbaukonslruktionsdaten für Flugzeuge 
schließen nicht Technologie ein für computerunterstützte 
Konstruktion (CAD), computerunterstützte Konstruk- 
tion und Fertigung (CAD/CAM), parametrische Analyse 
der Triebwerkleistung, Analyse des Triebwerkzyklus und 
Triebwerkauswahl oder aerodynamische Konstruktion 
von Bestandteilen unter Verwendung von unveröffent- 
lichten technischen Daten. 


Warenbenennung 



e) besonders konstruierte Bestandteile für die von den Unter- 
aimmera c und d erfaßten Gasturbinen-Triebwerke, Hilfs- 
triebwerke (APU's) und Hubschrauber-Leistungsübertra- 
gungssysteme wie folgt: 

1. Bestandteile, die in den Anmerkungen 8 oder 9 aufge- 
führte Technologien verkörpern, 

2. Bestandteile des Heißteils, 

3. Bestandteile des Triebwerkregebystems, 

4. Bestandteile (einschließlich Lager) der Rotorsysteme 
voa Gasturbinen-Triebwerken oder Hilfstriebwerken. 

Anmerkungen: 

1 . Die Begriffe zivile Flugzeuge und zivile Hubschrauber sind in 
Anmerkung 10 definiert. 

2. Der Zeitraum des zivilen Einsatzes beginnt mit dem Datum, 
an dem das einzelne Triebwerk oder Hubschrauber-Lei- 
stungsübertragungssystem (Modell und Spezifikationen) 
oder seine letzte Variante gemäß den Normen und Bedin- 
gungen der Regierung des Herstellerlandes als lufttüchtig 
bescheinigt und für den zivilen Verkehr zugelassen wurde. 
Ergänzend gilt folgendes: 

a) Ein Gasturbinen-Flugtriebwerk, das wegen der Aufnah- 
me mindestens einer der in Anmerkung S aufgeführten 
Technologien erneut zugelassen wird, ist als erstmalig 
zugelassen zu behandeln. Eine Neuzulassung, die nicht 
aus der Einbeziehung solcher Technologien herrührt, 
oder Varianten, die keine Neuzulassung durch die natio- 
nalen Behörden erfordern, haben keinen Einfluß auf den 
laufenden Zeitraum des zivilen Einsatzes des Trieb- 
werks. 

b) Die Änderung eines Gasturbinen-Hilfstriebwerks (APU) 
durch Aufnahme einer der in Anmerkung 8 aufgeführten 
Technologien bewirkt, daß es als neues Hilfstriebwerk 
behandelt wird. Sonstige Änderungen haben keinen Ein- 
fluß auf den laufenden Zeitraum des zivilen Einsatzes des 
Hilfstriebwerks 

c) Die Änderung eines Hubschrauber-Leistungsübertra- 
gungssystems durch Aufnahme einer der in Anmerkung 9 
aufgeführten Technologien bewirkt, daß der Zeitraum 
des zivilen Einsatzes des Systems von neuem beginnt, so 
als ob es in einem Hubschrauber erstmalig zugelassen 
würde. Sonstige Änderungen haben keinen Einfluß auf 
den laufenden Zeitraum des zivilen Einsatzes des Hub- 
schrauber-Leistungsübertragungssystems. 

3. Die in Unternummer c genannten Hubschrauber-Leistungs- 
übertragungssysteme werden definiert als alle jene Bestand- 
teile, die Leistung vom Triebwerk auf das Haupt- und Heck- 
rotorblatt oder die Haupt- und Heckrotorblätter übertragen. 

4. Technologie einschließlich der Übertragung von Fertigkeiten 
und Daten, erforderlich für Konstruktion, Fertigung, Monta- 
ge und Abnahmeprüfung der von Umemummer d erfaßten 
Gasturbinen-Triebwerke oder der von Umemummer e er- 
faßten besonders konstruierten Bestandteile, ist erfaßt, so- 
weit sie nicht für ausschließlich zivilen Einsatz gemäß den 
nachstehenden Absätzen a bis g und den Anmerkungen 7 
und 8 vorgesehen ist, Technologie für einen militärischen 
Endverwender oder eine militärische Endverwendung ist 
stets erfaßt. 

Diese Anmerkung stellt keine Technologie für computerun- 
terstützte Konstruktion (CAD) oder computerunterstützte 
Konstruktion und Fertigung (CÄD/CAM) von der Erfassung 
frei. Unter das vereinfachte Genehmigungsverfahren nach 
den entsprechenden Absätzen fällt nur Nicht-CAD- oder 
Nicht-CAD/CAM-Technologie. Ferner stellt diese Anmer- 
kung keine Technologie in bezug auf die von den Nummern 
1080, 1086, 1088, 1091, 1312, 1357, 1361, 1522, 1529 oder 
einer anderen Nummer erfaßte Fertigungsausrüstung oder 
erfaßten Waren für die Herstellung oder Bewertung von 
Gasturbinen-Triebwerken oder ihrer besonders konstru- 
ierten Bestandteile oder spezifische Technologie für die von 
Nummer 1301 erfaßte Herstellung von Superlegierungcn 
frei. 

a) Technologie einschließlich der Übertragung von Fertig- 
keiten und technischen Daten, erforderlich für Flugzeug- 
leistungsanalysen und Einbaukonstruktionsstudien der 
von Unternummer d erfaßten Gasturbinen-Flugtriebwer- 
ke oder Gasturbinen-Hilfstriebwerke (APU's) oder ihrer 
von Untemummtr e erfaßten besonders konstruierten 
Bestandteile, unterliegt der Erfassung für einen Zeit- 
raum von zwölf Jahren (wie in Anmerkung 2 definiert). 
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nachdem diese Triebwerke in den zivilen Einsatz einge- 
treten sind. Nach Ablauf des Erfassungszeitraums kann 
diese Technologie für zivile Endverwendung an zivile 
Endverwender geliefert werden. 

b) In Anmerkung 8 aufgeführte Fertigungstechnologien für 
die von Untemummer d erfaßten Gasturbinen-Flugtrieb- 
werke oder Gasturbinen-Hilfstriebwerke (APU’s) für 
Flugzeuge oder für ihre von Untemummer e erfaßten 
besonders konstruierten Bestandteile unterliegen der Er- 
fassung, bis die Triebwerke oder APU’s zwölf Jahre (wie 
in Anmerkung 2 definiert) im zivilen Einsatz gewesen 
sind, sofern sie nicht weiterhin in Anmerkung 8 aufge- 
führt bleiben. 

Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für solche Techno- 
logien: 

Fertigungstechnologien (außer CAD/CAM) für 2 ivile 
Endverwendung an zivile Endverwender, sofern diese 
Triebwerktechnologien acht Jahre (wie in Anmerkung 2 
definiert) in Triebwerken oder APU's im 2 ivilen Einsatz 
gewesen sind. 

c) Fertigungstechnologie für die von Untemummer d erfaß- 
ten Gasturbinen-Flugtriebwerke oder Gasturbinen-Hilfs- 
triebwerke (APU's) für Flugzeuge oder für die von Un- 
ternummer e erfaßten besonders konstruierten Bestand- 
teile, die keine der in Anmerkung 8 aufgeführten Tech- 
nologien verkörpern, unterliegt acht Jahre lang der Er- 
fassung. 

Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für solche Techno- 
logien: 

Fertigungstechnologien (außer CADICAM) für 2 ivite 
Endverwendung an zivile Endverwender. 

d) Technologie für Montage und Abnahmeprüfung der von 
Untemummer d erfaßten Gasturbinen-Flugtriebwerke 
oder Gasturbinen-Hilfstriebwerke (APU’s) für Flugzeu- 
ge oder der von Untemummer e erfaßten besonders 
konstruierten Bestandteile, unterliegt acht Jahre lang der 
Erfassung. 

Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für solche Techno- 
logie: 

Technologie (außer CADICAM) für zivi/e Endverwen- 
dung an zivi/e Endverwender. 

e) Technologie für Einbau, Betrieb, Wartung und Repara- 
tur vor Ort der von Unternummer d erfaßten Gasturbi- 
nen-Triebwerke oder Hilfstriebwerke (APU’s) unterliegt 
acht Jahre lang der Erfassung. 

Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für solche Techno- 
logie: 

Technologie (außer CADICAM ) für z/vi/e Endverwen- 
dung an zivile Endverwender. 

0 Überholungs- und Instandsetzungstechnologien für die 
von Untemummer d erfaßten Gasturbinen-Triebwerke 
oder Hilfstriebwerke (APU’s) oder für die von Unter- 
nummer e erfaßten besonders konstruierten Bestandtei- 
le, die eine der in Anmerkung 8 aufgeführten Technolo- 
gien verkörpern, unterliegen der Erfassung, bis die 
Triebwerke oder APU’s zwölf Jahre (wie in Anmerkung 
2 definiert) im zivilen Einsatz gewesen sind. 
Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für solche Techno- 
logien: 

Überholungs- und Inslandsetzungstechnologien (außer 
CAD oder CADICAM) für zivile Endverwendung an 
zivile Endverwender, sofern die Triebwerke oder APU’s 
acht Jahre (wie in Anmerkung 2 definiert) im zivilen 
Einsatz gewesen sind. 

g) Überholungs- und Instandsetzungstechnologien für die 
von Untemummer d erfaßten Gasturbinen-Triebwerke 
oder Hilfstriebwerke (APU's) oder für die von Unter- 
nummer e erfaßten besonders konstruierten Bestandtei- 
le, die keine der in Anmerkung 8 aufgeführten Technolo- 
gien verkörpern, unterliegen der Erfassung, bis die 
Triebwerke oder APU’s acht Jahre (wie in Anmerkung 2 
definiert) im zivilen Einsatz gewesen sind. 

Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für solche Techno- 
logien: 

Technologien (außer CAD oder CADICAM) für zivile 
Endverwendung an zivile Endverwender. 


Ergänzende Anmerkung: 

Die Bestimmungen vorstehender Absätze a bis g gelten unter 
folgenden Voraussetzungen: 

a) Die in dieser Anmerkung beschriebenen Technologien 
einschließlich unveröffentlichter Daten (aller anderen 
Daten als der allgemein öffentlich verfügbaren) sind auf 
den für den Weitergabezweck erforderlichen Mindestum- 
fang an Inhalt und Qualität beschränkt und 

b) die besonders konstruierten Bestandteile, die der Emp- 
fänger mit der gemäß dieser Anmerkung gelieferten 
Technologie zum Einbau in Gasturbinen-Triebwerke und 
Hilfstriebwerke (APU’s) herstellt, sowie alle damit mon- 
tierten Triebwerke und APU's selbst sind für zivilen 
Einsatz gemäß Anmerkung 10 bestimmt. 

5. Technologie einschließlich der Übertragung von Fertigkeiten 
und Daten, erforderlich für Konstruktion, Fertigung, Monta- 
ge und Abnahmeprüfung der von Unternummer c erfaßten 
Hubschrauber-Leistungsübertragungssysteme oder der von 
Unternummer e erfaßten besonders konstruierten Bestand- 
teile, ist erfaßt, soweit sie nicht für ausschließlich zivilen 
Einsatz gemäß den Absätzen a bis g und Anmerkung 9 
vorgesehen ist. Technologie für einen militärischen Endver- 
wender oder eine militärische Endverwendung ist stets er- 
faßt. Diese Anmerkung stellt keine Technologie für compu- 
terunterstützte Konstruktion (CAD) oder computerunter- 
stützte Konstruktion und Fertigung (CAD/CAM) von der 
Erfassung frei. Unter das vereinfachte Genehmigungsverfah- 
ren nach den entsprechenden Absätzen fällt nur Nicht-CAD- 
oder Nicht-CAD/CAM-Technologie. Ferner stellt diese An- 
merkung keine Technologie in bezug auf die von den Num- 
mern 1088, 1091, 1312, 1357, 1371, 1522, 1529 oder einer 
anderen Nummer erfaßte Fertigungsausrüstung oder erfaß- 
ten Waren für die Herstellung oder Bewertung von Hub- 
schrauber-Leistungsübertragungssystemen oder ihrer beson- 
ders konstruierten Bestandteile frei. 

a) Technologie einschließlich der Übertragung von Fertig- 
keiten und technischen Daten, erforderlich für Leistungs- 
analysen von Hubschrauber-Leistungsübertragungssyste- 
men und für Einbaukonstruktionsstudien der von Unter- 
nummer c erfaßten Hubschrauber-Leistungsübertra- 
gungssysteme oder ihrer von Unternummer e erfaßten 
besonders konstruierten Bestandteile, unterliegt der Er- 
fassung für einen Zeitraum von acht Jahren (wie in 
Anmerkung 2 definiert), nachdem diese Systeme in den 
zivilen Einsatz eingetreten sind. Nach Ablauf des Erfas- 
sungszeitraums kann diese Technologie für zivile Endver- 
wendung an zivile Endverwender geliefert werden. 

b) In Anmerkung 9 aufgeführte Fertigungstechnologien für 
die von Unternummer c erfaßten Hubschrauber-Lei- 
stungsübertragungssysteme oder für ihre von Unternum- 
mer e erfaßten besonders konstruierten Bestandteile un- 
terliegen der Erfassung, bis diese Technologien acht Jah- 
re (wie in Anmerkung 2 definiert) in zivilen Hubschrau- 
bern im zivilen Einsau gewesen sind, sofern sie nicht 
weiterhin in Anmerkung 9 aufgeführt bleiben. 
Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für solche Techno- 
logien: 

Fertigungstechnologien (außer CADICAM) für zivile 
Endverwendung an zivile Endverwender, sofern diese 
Technologien für Hubschrauber-Leistungsübertragungs- 
systeme sechs Jahre (wie in Anmerkung 2 definiert) in 
zivilen Hubschraubern im zivilen Einsatz gewesen sind. 

c) Fertigungstechnologie für die von Untemummer c erfaß- 
ten Hubschrauber-Leistungsübertragungssysteme oder 
für ihre von Untemummer e erfaßten besonders konstru- 
ierten Bestandteile, die keine der in Anmerkung 9 aufge- 
führten Technologien verkörpern, unterliegt acht Jahre 
lang der Erfassung. 

Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für solche Techno- 
logie: 

Fertigungstechnologie (außer CADICAM ) für zivile End- 
verwendung an zivile Endverwender. 

d) Technologie für Montage und Abnahmeprüfung der von 
Untemummer c erfaßten Hubschrauber-Leistungsüber- 
tragungssysteme oder ihrer von Unternummer e erfaßten 
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besonders konstruierten Bestandteile unterliegt acht Jah- 
re lang der Erfassung. 

Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für solche Techno- 
logie: 

Technologie (außer CADICAM) für zivile Endverwen- 
dung an zivile Endverwender. 

e) Technologie für Einbau, Betrieb, Wartung und Repara- 
tur vor Ort der von Untemummer c erfaßten Hubschrau- 
ber-Leistungsübertragungssysteme unterliegt acht Jahre 
lang der Erfassung. 

Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für solche Techno- 
logie: 

Technologie (außer CADICAM ) für zivile Endverwen- 
dung an zivile Endverwender. 

f) Überholungs- und lnstandsetzungstechnologien für die 
von Unternuminer c erfaßten Hubschrauber-Leistungs- 
übertragungssysteme oder für die von Unternummer e 
erfaßten besonders konstruierten Bestandteile, die eine 
der in Anmerkung 9 aufgeführten Technologien verkör- 
pern, unterliegen der Erfassung, bis die Hubschrauber- 
Leistungsübertragungssysteme acht Jahre (wie in Anmer- 
kung 2 definiert) im zivilen Einsatz gewesen sind. 
Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für solche Techno- 
logien: 

Überholungs- und lnstandsetzungstechnologien (außer 
CAD oder CADICAM ) für zivile Endverwendung an 
zivile Endverwender, sofern diese Technologien sechs Jah- 
re (wie in Anmerkung 2 definiert) in zivilen Hubschrau- 
bern im zivilen Einsatz gewesen sind. 

g) Überholungs- und Instandsetzungstechnologien für die 
von Unternummer c erfaßten Hubschrauber-Leistungs- 
übertragungssysteme oder für die von Untemummer e 
erfaßten besonders konstruierten Bestandteile, die keine 
der in Anmerkung 9 aufgeführten Technologien verkör- 
pern, unterliegen der Erfassung, bis die Hubschrauber- 
Leistungsübertragungssysteme acht Jahre (wie in Anmer- 
kung 2 definiert) im zivilen Einsatz gewesen sind. 
Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für solche Techno- 
logien: 

Überholungs- und lnstandsetzungstechnologien (außer 
CAD oder CADICAM ) für zivile Endverwendung an 
zivile Endverwender. 

Ergänzende Anmerkung: 

Die Bestimmungen vorstehender Absätze a bis g gelten unter 

folgenden Voraussetzungen; 

a) Die in dieser Anmerkung beschriebenen Technologien 
einschließlich unveröffentlichter technischer Daten (aller 
anderen Daten als der allgemein öffentlich verfügbaren) 
sind auf den für den Weitergabezweck erforderlichen 
Mindestumfang an Inhalt und Qualität beschränkt und 

b) die besonders konstruierten Bestandteile, die der Emp- 
fänger mit der gemäß dieser Anmerkung gelieferten 
Technologie zum Einbau in Hubschrauber-Leistungs- 
übertragungssysteme herstellt, sowie alle damit montier- 
ten Hubschrauber-Leistungsübertragungssysteme selbst 
sind für zivilen Einsatz gemäß Anmerkung 10 bestimmt. 

6. Vereinfachtes Genehmigungsverfahren für folgende Waren: 

Lieferungen zur zivilen Endvehvendung durch zivile Endver- 
wender von 

a) Hubschrauber-l^istungsübertragungssystemen. erfaßt 
von Unternummer c, wenn sie in zivile Hubschrauber 
gemäß Anmerkung 10 eingebaut sind, 

b) Gasturbinen-Triebwerken oder Hilfstriebwerken 
(A PU’s), erfaßt von Untemummer d, für den Einbau oder 
eingebaut in zivile Flugzeuge oder zivile Hubschrauber 
gemäß Anmerkung 10. 

c) besonders konstruierten Bestandteilen, erfaßt von Unter- 
nummer e, für die Verwendung in Triebwerken, Hilfs- 
triebwerken (APU’s) oder Hubschrauber-Leistungsüber- 
tragungssystemen, für deren Herstellung in einem Land 
der Länderliste C (Abschnitt II der Anlage zum Außen- 
wirtschaftsgesetz) Genehmigungen erteilt wurden oder die 
vorher nach Absatz a oder b ausgeführt wurden, sofern: 

1. die besonders konstruierten Bestandteile nur in Trieb- 
werke, Hilfstriebwerke (APU’s) öder Hubschrauber- 
Leistungsübertragungssysteme eingebaut werden, die 
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für die Verwendung in zivilen Flugzeugen oder zivilen 
Hubschraubern gemäß Anmerkung 10 hergestellt wer- 
den, und 


2. die besonders konstruierten Bestandteile für Hub- 
schrauber-Leistungsübertragungssysteme, die Techno- 
logien gemäß Anmerkung 9 verkörpern, oder für Gas- 
turbinen- Flugtriebwerke oder • Hilfstriebwerke 

(APU's), die Technologien gemäß Anmerkung 8 ver- 
körpern, nur in Stückzahlen geliefert werden, die an- 
gemessen sind, um 

i) die Montage der Zahl von Hubschrauber-Lei- 
stungsübertragungs-systemen, Triebwerken oder 
Hilfstriebwerken (APU's) aufrechtzuerhalten, die 
für den Einbau in und als normale Ersatzteile für 
die zivilen Flugzeuge oder zivilen Hubschrauber 
der laufenden Produktion nötig sind, oder 

ii) den laufenden Betrieb der zivilen Luftflotte auf- 
recht zuerhalten. 

7. Diese Nummer erfaßt nicht für zivile Verwendung bestimmte 
Gasturbinen-Triebwerke, Hilfstriebwerke (APU’s), Hub- 
schrauber-Leistungsübertragungssysteme und Varianten 
(und Technologie hierfür), die vor dem 1. Januar 1979 für 
den zivilen Einsatz gemäß Anmerkung 2 erstmalig oder neu 
zugelassen wurden und nicht durch folgende Definitionen 
erfaßt werden: 

a) Hubschrauber mit einem Leergewicht über 44.482 N 
(10.000 englische Pfund) und Leistungsübertragungssy- 
steme hierfür, 

Anmerkung: 

Als Leergewicht wird das Gewicht einschließlich der 
üblichen technischen Ausrüstung und der üblichen Min- 
destbesatzung verstanden, jedoch ausschließlich Kraft- 
stoff und Nutzlast. 

b) Flugtriebwerke, ausgenommen: 

i) Kolbenmotoren, 

ii) Strahltriebwerke mit einer Schubkraft von weniger 
als 22.241 N (5.000 englische Pfund), 

iii) turbinengetriebene Triebwerke mit einer Leistung 
von weniger als 1.864 kW oder einer Restschubkraft 
von weniger als 4.448 N (1.000 englische Pfund). 

8. Untemummer d erfaßt nicht solche Triebwerke für die Ver- 
wendung in zivilen Flugzeugen oder zivilen Hubschraubern, 
die keine der in nachstehender Tabelle 1 aufgeführten Tech- 
nologien enthalten. Gasturbinen-Triebwerke, die eine dieser 
Technologien verkörpern, unterliegen der Erfassung, bis die 
Technologie acht Jahre lang (wie in Anmerkung 2 definiert) 
ab dem in Tabelle 1 genannten Datum der Erstzulassung im 
zivilen Einsatz gewesen ist. Die in Tabelle 1 aufgeführten 
Technologien bleiben zwölf Jahre lang ab dem dort genann- 
ten Datum der Erstzulassung des Triebwerks erfaßt, sofern 
die Dauer der Erfassung nach der Tabelle nicht verlängert 
ist. 

9. Unternummer c erfaßt nicht solche Hubschrauber-Leistungs- 
übertragungssysteme für die Verwendung in zivilen Hub- 
schraubern, die keine der in nachstehender Tabelle 2 aufge- 
führten Technologien enthalten. Hubschrauber-Leistungs- 
übertragungssysteme, die eine dieser Technologien verkör- 
pern, und die Technologien selbst bleiben acht Jahre lang ab 
dem in Tabelle 2 genannten Datum der Erstzulassung erfaßt, 
sofern die Dauer der Erfassung nach der Tabelle nicht ver- 
längert ist. 

10. Die Begriffe zivile Flugzeuge und zivile Hubschrauber schlie- 
ßen nur solche Typen ziviler Flugzeuge und Hubschrauber 
ein, die mit genauer Bezeichnung in veröffentlichten Zulas- 
sungsverzeichnissen der zivilen Luftfahrtbehörde für den 
zivilen Verkehr auf Inlands- und Auslandsrouten oder für 
rechtmäßige zivile Privat- oder Geschäftsflüge registriert 
sind. Die Begriffe zivile Flugzeuge und zivile Hubschrauber 
beschränken sich auf eine Gesamtzahl an Flugzeugen oder 
Hubschraubern (und Flugtriebwerken oder Hubschrauber- 
Leistungsübertragungssystemen), die den im Einsatzgebiet 
vorhandenen Bedarf für den Betrieb des fahrplanmäßigen 
Flugverkehrs oder rechtmäßiger, ziviler Privat- oder Ge- 
schäftsflüge nicht überschreiten. 
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Tahejje 1 !»«>« Nummer 1460 Anmerfcang 81 


I. WerkMoffe uod Dalum der Triebwerk 

Fcrtigungsvcrf ahrcn Erstzulassung 

Bestandteile aus Keramik, 

Keramik-Verbundwerk- 
stoffen oder Verbundwerk- 
stoffen für den HeiBteil 
(Brennkammer, Turbinen- 
lauf- und -leitschaufcln, 

Dichtungen, Turbinen- 
scheiben, Strömungskanal) entfällt 

Turbincnschaufeln auf der 
Grundlage von gerichteter 
Erstarrung oder Einkri- 
stalltechnologie: 

- gerichtete Erstarrung 30.09.74*) JT9D-7F 

- Einkristalltechnologie 25.11.80 JT9D-7R4 

Turbinenschaufelsegmen- 
te, aus mehreren Einzeltei- 
len, durch Diffusionsbin- 
dung zusammengesetzt entfällt 

Fasertechnologie bei Ge- 
häusen oder hochbean- 
spruchten Scheiben, Ge- 
häusen, Lauf- und Leit- 
schaufeln entfällt 

Anwendung von Pulverme- 
tallurgie für Fan-, Kom- 
pressor- und Turbinenlauf- 
oder -leitschaufeln, Schei- 
ben, Laufräder, Unterset- 
zungsgetriebe, Triebwerk- 
hauptwellen und Gehäuse: 

-Scheiben 01.78 

- Fan-, Kompressor- und 
Turbinenlauf- oder -leit- 
schaufeln, Laufräder, 

Untersetzungsgetriebe, 

Triebwerkhauptwellen 
und Gehäuse 


JT8D-17 


entfällt 


Gekühlte Bestandteile auf 
der Grundlage des Bohrens 
mit elektrochemischen 
Verfahren oder mittels 
Laser: 

- elektrochemische 

Verfahren 30.09.74 JT9D-7F 

- Laser 16.09.70**) CF6-6 

Elektronenstrahlbohren für 

kleine Löcher in Turbinen- 
lauf- und -leitschaufeln (Pa- 
rameter für kleine Löcher: 

siehe Nummer 10801c) entfällt 

SchleuderguBteile aus Ti- 
tan oder Superlegierungen 13.01.78 TFE-731 

Hohlgußtechnologie mit 
Keramikkernen zum Gie- 
ßen von Kühlkanälen in 
Turbinenlauf- und -leit- 

schaufein 07.04.71***) JT8D-15 


Nummer der 
Musi erz ulusung 


E20EA 

E3NE 


E2EA 


E20EA 

E23EA 


E6WE 


E2EA 


II. Bauweise 
Variable Geometrie im 
Strömungskanal und zu- 
gehörige Regelsysteme für: 


- Fans entfällt 

- Gasgeneratorturbinen entfällt 

- Fan/Niederdruck- 

turbine(n) entfällt 

- Schubdüsen entfällt 


(Nicht eingeschlossen sind variable Geometrie im Strömungskanal und 
zugehörige Regelsysteme für Eintrittsleitschaufeln, Fans mit verstellba- 
ren Schaufeln, verstellbare Leitschaufeln oder Abblasventile für Ver- 
dichter.) 

Digitale oder analogdigita- 
le Regelung und zugehöri- 
ge Sensorausrüstung 25.11.80 JT9D-7R4 E3NE 


•) Erftsswigirr Hrnra b*s zum 30. September 1989 verlängert. 
**) Erftssungszeknum bis zum 16. September 1988 verlängert. 
'") Erfauungszeitraum bis rum 7. April 1989 verlängert. 


I. Werkstoffe und Dalum der 

Fertigungsverfahren Erst Zulassung 

Wärmetauscher für hohe 
Temperaturen (geeignet 
für Gase über 1 . 1 00° C) 
zum Vorwärmen der Ver- 

dichteraustrittsluft 

Mehrstufen- 

Brennkammcra 08. 1 1 .79 

Aktive Spaltrege jung in 
Verdichter oder Turbine 
mit Hilfe von Technologie 
für kompensierende Ge- 
häuse: 

- Verdichter allein 

- Turbine allein 01.04.81 

- Verdichter und Turbine 

zusammen 

Keramiklager 

Schubdüsen mit Vektor- 
steuerung (ohne U mkehr- 
schub) 


Triebwerk Nummer der 

M us icrru lasjung 


entfällt 

CFM-56 E2GL 


entfällt 

JT9D-7R4E1 E3NE 

entfällt 

entfällt 


entfällt 


Tabelle 2 (siehe Nr. 1460 Anmerkung 9 


I. Werkstoffe und Datum der Hubschrauber Nummer der 

Fertigu ngsverf ähren Erstzulassung Musterzulassung 

A. Rolorköpfe mit: 

- heißisostatisch gepreßten 

Werkstoffen entfällt 

B. Getriebe mit: 

- Zahnrädern mit Novi- 

koff-Verzahnung entfällt 

- Zahnrädern oder Halte- 
rungen hierfür aus Werk- 
stoffen auf der Grundlage 
von gerichteter Erstar- 
rung oder Einkristalltech- 


nologie entfällt 

- pfeilverzahnten Zahnrä- 
dern mit hohem Übcr- 

deckungsgrad entfällt 

- Fasertechnologie entfällt 

- heißisostatisch gepreßten 

Bestandteilen entfällt 

- Zahnoberflächen, gehär- 
tet durch Vakuumein- 
satzhärten oder Nitrieren 

durch Ionenimplantation entfällt 

C. Überkritisch laufende 

Abtriebswellensysteme entfällt 


II. Bauweise 

A. Durch Diffusionsbin- 

dung gefertigte Be- 
standteile entfällt 

B. Technologie für schnell- 
laufende Lager, die bei 
Schmiermittelverlust 
eitle hohe Überlebens- 
fähigkeit haben (DN 
gleich oder größer als 
2,4 Millionen, wobei D 
in mm und N in 1/min 

ausgedrückt werden) entfällt 


Nr. 

der List« 

Wareobenennuag 

1 2 

1465 

Raumfahrzeuge (spacecrafl) and Trägerraketen (laaach vehz- 
des) wie folgt: 


a) besamte oder an bemannte Raumfahrzeuge (ohne ihre 
Nutzlast); 

Anmerkung: 

Die Erfassung von Ausrüstung, die in der Nutzlast von 
Raumfahrzeugen enthalten ist, richtet sich nach den entspre- 
chenden Nummern der Ausfuhrliste. 

h) Trägerraketen; 
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Nr. 

der Liste 


Warenbenennung 


Nr. 

der Liste 


Warenbenennung 


1 


2 


c) Antriebssysteme, Ansrüstung für die Lenkung und Lagere- 
getang sowie Bordausrüstung für die Fernsteuerung der von 
den Uatemummen a oder b erfaßten Ausrüstung; 

d) besonders konstruierte Bestandteile für die vorstehenden 
Waren. 

Technische Anmerkung; 

Als Raumfahrzeuge werden aktive und passive Satelliten und 
Raumsonden verstanden. 

Anmerkung: 

Raumsonden für wissenschaftliche Missionen, die keine von 
Untemummer c oder von anderen Nummern der Ausfuhrliste 
umfaßte Ausrüstung enthalten, werden von dieser Nummer 
nicht umfaßt. 

1470 a) Raketen and gelenkte oder nngelenkte Flugkörper, soweit 
aicht unter Teil I A fallend, and) wenn anr zu Versuchst wek- 
kea geeignet, ausgenommen Kieinstflugkörper wie Feuer- 
werks- und Spietzeugraketen; 

b) Bestand* and Einzelteile, besonders konstruiert für die von 
Latent umaer a erfaßten Waren. 

148J Kompasse, Kreiseigeräte, Beschleunigungsmesser and Trig- 
bertssysteme sowie besonders entwickelte Software hierfür wie 
folgt and besonders konstruierte Bestandteile hierfür (siebe auch 
Nammen 1385 und 1465): 

a) Kreiselkompasse mit Vorrichtungen zum Ermitteln and 
Übertragen der Schiffslagewerte (Schlingern oder Stampfen) 
zusätzlich zu den SchRfskarswerten; 

b) Integrierte Ftagnarigationssystemc, die Kreise bUbflisatorea 
oder automatische Steuergeräte für Luftfahrzeuge enthalten 
and besonders entwickelte Integrations-Software hierfür, 
aas genommen: 

1. Flagnavigationssystemc, die nur für VOR/ILS-Naviga- 

Bon and -Anflugr erfuhren bestimmt sind oder 

2. integrierte Flugnavtgationssysteine, die 

i) mehr all zwei Jahre lang im üblichen zivilen Ge- 
brauch sind und 

n) Standardgerät nnd -Software der von der Erfassung 
gemäß Nummer 1460 ausgenommenea Luftfahrzeuge 
sind; 


Anmerkung: 

Ein integriertes Flugnavigationssystem ist ein Hauptanzeige- 
system für Instrumente zur Anzeige von Fluglage und -rich- 
tung mit Einrichtungen, die dem Luftfahrzeugführer Steuer- 
daten vermitteln, häufig mit einem automatischen Steuerge- 
rät in der Weise verbunden, daß eine geschlossene Einheit 
zur Erfüllung der gewünschten Anforderungen entsteht. 

c) Astro-Kreiselkompasse und andere Vorrichtungen, weicht 
Position oder Ori en ti e rung durch automatisches Verfolgen 
von HimmelskArpeni bestimmen; 

d) KreisebtabUisatoiea für andere ab Luftfahrtzwecke, ausge- 
nommen; 

1. solche zum Stabilisieren von Überwasserschiffen oder 

2. solche, die mehr ab zwei Jahre lang im normalen zivilen 
Gebrauch sind, 

e) Selbststeueranlagen für andere ab Luftfahrtzwecke und be- 
sonders entwickelte lalegraüonssoftware hierfür, ausgenom- 
men solche für Überwasserscbiffe; 

f) Beschleunigungsmesser, für den Gebrauch in Trägheitsnavi- 
gationssvstemen oder in Lenkungssystemen aller Bauarten 
konstruiert, mit einer Schwelle von 0,005 g‘) oder weniger 
oder mit einem Linearitätsfehler von weniger ab 0,25 vom 
Hundert über die gesamte Ausgangsskala oder mit beides 
Merkmalen; 

g) Kreisel mit einer freien Nenn- Rieh tungsabwanderung (freien 
Neon-Präzession) voo weniger ab 05 Grad (Summen- oder 
Effektivweil) je Stande in einer 1-g-Umgebnng; 

b) kontinuierlich messende Beschleunigungsmesser, bei denen 
Servo- oder Kruflkompensationsverfahren (force-balance) 
angewandt werden, und Kreisel, die für Betrieb bei Be- 
scMeunigungspegelu von mehr ab 100 g’) ausgelegt sind; 

i) Trägfceits- oder andere Geräte, die von Untemummer f oder 
h erfaßte Bescfalea nignngsm esser oder von Uatennunroer g 
oder h erfaßte Kreisei enthalten sowie Systeme, die solche 
Einrichtungen enthalten and besonders entwickelte Integra- 
tionssoftware hierfür; 

j) Geräte zum Prüfen, Ekhcn and Ausrichten, besonders kon- 
struiert für Waren, die von einer der Untemnmmem a bis i 
erfaßt werden. 


*) f “ Erdbeschleunigung (961 Zentimeter je Sekundenquadrai) 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1 . Wesentlicher Inhalt der Einundsechzigsten Änderungs- 
verordnung ist die Neufassung des Teils I Abschnitt C 
bis zur Nummer 1485 der Ausfuhrliste. Abschnitt C 
enthält die Liste für sonstige Waren und Technologien 
von strategischer Bedeutung. Die Neufassung der 
Nummern beruht auf einer Überarbeitung durch das 
internationale Embargogremium. Die Nummern sind 
damit dem gegenwärtigen Stand der technischen Ent- 
wicklung angepaßt worden. Zugleich ist der Erfas- 
sungsbereich einzelner Nummern durch die genauere 
Spezifizierung von Waren und Technologien sowie 
durch die Erweiterung von Ausnahmen eingeschränkt 
worden. 

Daneben werden einige Nummern des Teils I Abschnitt 
A und B neu gefaßt. Die Neufassungen in Abschnitt A 
bringen redaktionelle und terminologische Verbesse- 
rungen; die Neufassungen in Abschnitt B dienen der 
genaueren Kontrolle bestimmter nuklearrelevanter 
Waren im Sinne der von den Nuklearlieferländern auf- 
gestellten Londoner Richtlinien. 

2. Auswirkungen der Verordnung auf Einzelpreise und 
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreis- 
niveau, sind nicht zu erwarten. Durch die Änderungen 
der Ausfuhrliste wird das Genehmigungsvolumen ins- 
gesamt auf dem bisherigen Stand bleiben. 

II. Im einzelnen 

Artikel 1 

Nummer 1 

Die Neufassungen der Nummern 0003, 0004, 0009 und 
001 7 sowie die Änderungen der Nummern 0007 und 0023 
sind aus Gründen der redaktionellen und terminologischen 
Klarstellung vorgenommen worden. Eine Erweiterung oder 
Einschränkung des erfaßten Warenkreises ist damit nicht 
verbunden. 

Nummer 2 

Die Neufassungen der Nummern 0102, 0103 und 0106 
sowie die neu eingefügte Nummer 0110 dienen der 
genaueren Kontrolle der Ausfuhr von Uran, Deuterium 


einschließlich Schweren Wassers und deuteriumhaltiger 
Verbindungen, nuklearreinem Graphit und Thorium. Diese 
Stoffe sind in der sog. Trigger-Liste erfaßt, einem Anhang 
der Londoner Richtlinien, die die wichtigsten Nuklear- 
lieferländer zum Zwecke der Stärkung des Nichtverbrei- 
tungsvertrages formuliert haben (vgl. lAEO-Dokument 
INFCIRC/254, S. 12 ff.; Bulletin der Bundesregierung 
Nr. 6/S. 45 vom 17. Januar 1988). Die Richtlinien sehen 
für die in der Trigger-Liste enthaltenen Waren Ausfuhr- 
beschränkungen vor. Zwar sind gewisse Kleinmengen pro 
Jahr und Bestimmungsland von den Beschränkungen aus- 
genommen, aber die Genehmigungsbehörde kann diese 
Regelung nur dann zuverlässig überwachen, wenn alle 
Ausfuhren der genannten Waren einem Genehmigungs- 
verfahren unterliegen und damit zu ihrer Kenntnis 
kommen. Aus diesem Grund wird die Kleinmengenrege- 
lung in der Ausfuhrliste gestrichen und die Nummer 01 10 
eingefügt. Die Kleinmengenregelung wird künftig im 
Genehmigungsverfahren berücksichtigt. 

Nummer 3 

Gegenüber dem bisherigen Teil I Abschnitt C bis Num- 
mer 1485 ergeben sich nach der Überarbeitung der Liste 
durch das Internationale Embargogremium folgende 
Änderungen: 

a) Neu eingefügt worden sind die Nummern 1001. 1359, 
1360, 1363, 1364, 1365, 1372, 1385, 1389, 1391, 
1399, 1401, 1417 und 1425. 

b) Neu gefaßt worden sind die Nummern 1075, 1080, 
1081, 1086, 1091, 1110, 1129, 1131,. 1203, 1205, 
1206, 1305, 1312, 1352, 1353, 1354, 1355, 1356, 
1358, 1361, 1370, 1371, 1416, 1418, 1431, 1460 und 
1485. 

c) Aufgehoben worden sind die Nummern 1 1 33 und 1 131 
Unternummer b. 

d) Die übrigen Änderungen sind redaktioneller Art. 

Artikel 2 

Diese Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Artikel 3 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung. 
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Siebenundsechzigste Verordnung 
zur Änderung der Ausfulirliste 
- Anlage AL zur Außenwirtschaftsverordnung - 

Vom 20. Februar 1990 


Aufgrund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 und 3 und §§ 7 und 8 
Abs. 1 und 2 des Außenwirtschaftsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs- 
nummer 7400-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, von denen § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 
durch das Gesetz vom 6. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1905) neugefaßt worden ist, verordnet die 
Bundesregierung und auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 
und 3 und § 5 des Außenwirtschaftgesetzes der Bundesminister für Wirtschaft im Einverneh- 
men mit den Bundesministern des Auswärtigen und der Finanzen: 

Artikel 1 

Die Ausfuhrliste - Anlage AL zur Außenwirtschaftsverordnung - in der Fassung der 
Verordnung vom 19. Juli 1989 (BAnz. Nr. 139 a vom 28. Juli 1989), zuletzt geändert durch die 
Verordnung vom 17. Oktober 1989 (BAnz. S. 4945), erhält die Fassung der Anlage. 

Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes in Verbindung mit § 51 
Abs. 4 des Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin, soweit sie sich nicht auf Rechtsge- 
schäfte und Handlungen bezieht, die nach dem Gesetz Nr. 43 des Kontrollrates vom 20. 
Dezember 1946 oder nach sonstigem in Berlin geltendem Recht verboten sind oder der 
Genehmigung bedürfen. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am zehnten Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Bonn, den 20. Februar 1990 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 


Der Bundesminister für Wirtschaft 
H. Haussmann 
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Anlage AL 

zur Außenwirtschaftsverordnung 


Ausfuhrliste 

Anwendung der Ausfuhrliste 


Teil I 

1. Teil I der Ausfuhrliste nennt in den Abschnitten A, B und C die Waren und Technologien, auf die sich die in § 5, 
§ 38 Abs. 1 sowie in den §§40 und 45 AWV angeordneten Beschränkungen beziehen. Abschnitt A enthält eine 
Liste für Waffen, Munition und Rüstungsmaterial, Abschnitt B eine Kerncnergieliste und Abschnitt C eine Liste 
sonstiger Waren und einzelner Technologien von strategischer Bedeutung. Genehmigungen, die sich auf Länder 
der Länderliste C (Abschnitt II der Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz) beziehen, werden erst nach internationa- 
ler Abstimmung erteilt. Die Abstimmung findet bei den Waren, die in Anmerkungen zu einzelnen Warennum- 
mern unter der Überschrift „Erleichterte Genehmigungsvoraussetzungen“ genannt sind, im allgemeinen in einem 
abgekürzten Verfahren statt; sie entfällt bei den Waren, die in Anmerkungen zu einzelnen Warennummem unter 
der Überschrift „Vereinfachtes Genehmigungsverfahren“ in Kursivdruck genannt sind. 

Teil I der Ausfuhrliste nennt in den Abschnitten D und E den Warenkreis, auf den sich die in § 5a AWV 
angeordneten Beschränkungen beziehen. Abschnitt D enthält eine Liste für Chemie-Anlagen und Chemikalien, 
Abschnitt E eine Liste für Anlagen zur Erzeugung biologischer Stoffe. 

Die in Teil I aufgeführten Warennummern und Warenbenennungen entsprechen nicht dem Warenverzeichnis für 
die Außenhandelsstatistik. 

2. Eine Ware fällt auch dann unter Teil I der Ausfuhrliste, wenn ein Bestandteil dieser Ware dort aufgeführt ist. Dies 
gilt nicht für Bestandteile, deren Wert oder Menge im Verhältnis zur Hauptsache unbedeutend ist, es sei denn, 
daß durch diese Bestandteile besondere technische Kenntnisse vermittelt werden. 

3. Eine Ware fällt auch dann unter Teil I der Ausfuhrliste, wenn sie Spczialteil einer in Teil I aufgeführten Ware ist, 
ohne selbst namentlich genannt zu sein. Unter Spezialteilen sind Bestandteile von Waren zu verstehen, die für 
diese Waren besonders konstruiert und nur für diese verwendbar sind. 

Teil II 

1. Teil II der Ausfuhrliste nennt die Waren, auf die sich die in den §§ 6, 6a sowie in den §§ 20c und 20d AWV 
angeordneten Beschränkungen beziehen. Die Waren sind in Spalte 1 mit den Warennuinmern und in Spalte 2 mit 
den Warenbenennungen des Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik bezeichnet. 

2. Waren, deren Ausfuhr nach Ländern außerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gemäß § 6 AWV einer 
Genehmigung bedarf, sind in Spalte 3 mit B gekennzeichnet. 

3. Waren, deren Ausfuhr gemäß § 6a Abs. 1 AWV ohne Genehmigung nur zulässig ist, wenn sie den vorgeschricbe- 
nen Qualitätsnonnen entsprechen, sind in Spalte 3 mit G gekennzeichnet. Waren, deren Ausfuhr gemäß § 6a 
Abs. 2 AWV nach Ländern außerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ohne Genehmigung nur zulässig 
ist, wenn sie den vorgeschriebenen Qualitätsnomien entsprechen und die festgesetzten Mindestpreise nicht 
unterschritten sind, sind in Spalte 3 mit G 1 gekennzeichnet. Waren, die nach § 6 a Abs. 3 AWV einer 
Ausfuhrgenehmigung bedürfen, sind in Spalte 3 mit G 2 gekennzeichnet. Waren, deren Ausfuhr gemäß § 6a Abs. 
4 AWV nach Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft einer Genehmigung bedarf, sind in 
Spalte 3 mit G 3 gekennzeichnet. 

4. Waren, deren Ausfuhr gemäß § 20c AWV einer Genehmigung bedarf, sind in Spalte 3 mit K gekennzeichnet. 

5. Waren, deren Ausfuhr nach Ländern außerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gemäß § 20d AWV 
ohne Genehmigung nur zulässig ist, wenn ein Wiederausfuhrzeugnis im Wirtschaftsgebiet ausgestellt ist, sind in 
Spalte 3 mit Kk gekennzeichnet. 


Teil III 

Teil III der Ausfuhrliste nennt die Waren mit Ursprung in den Europäischen Gemeinschaften, deren Ausfuhr gemäß § 
6b AWV in die Vereinigten Staaten von Amerika einer Genehmigung bedarf. Dabei sind einzelne Voraussetzungen 
der Ausfuhr aus Fußnoten ersichtlich; sie entsprechen den bis 3i.März 1992 laufenden Selbstbeschränkungs- 
Vereinbarungen der Europäischen Gemeinschaften mit den Vereinigten Staaten von Amerika. 

Die Waren sind, nach Erzeugnisgruppen (Kategorien) geordnet, in Spalte 1 mit Ordnungsnummern, in Spalte 2 nach 
Erzeugnissen und in Spalte 3 mit den Warennummern der Kombinierten Nomenklatur der Europäischen Gemein- 
schaften bezeichnet. Die Erzeugnisbezeichnungen entsprechen nicht den Warenbenennungen des Warenverzeichnis- 
ses für die Außenhandelsstatistik. Die Erzeugnisgruppen sind im Antrag auf Ausfuhrgenehmigung und in der 
Ausfuhrbescheinigung anzugeben. 
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0001 -4- 

Teil I 

A. Liste für Waffen, Munition und Rüstungsniatcrial 

Anmerkung: 

Computerbezogene Begriffe: siehe Teil I C Nummer 1565 oder 1566. 




• • 



0008 


0009 

Kriegsschiffe und Marinc-Spczialausrüstung wie folgt sowie besonders entwickelte Software hierfür: 

a) Kampfschiffe oder für Angriffs- oder Vertcidigungshandlungen (über oder unter Wasser) konstruierte Schiffe, 
auch wenn für nichtmilitärische Zwecke umgebaut und ungeachtet ihres derzeitigen Reparaturzustands oder ihrer 
Betriebsfähigkeit, sowie Schiffskörper oder Teile von Schiffskörpern für solche Schiffe; 

b) Motoren wie folgt: 

1. Dieselmotoren mit einer Leistung größcr/gleich 1.119 kW und einer Drehzahl größcr/glcich 700/inin, beson- 
ders konstruiert für U-Boote, 
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2. Elektromotoren, mit einer Leistung von mehr als 746 kW, schnell umsteuerbar, flüssigkcitsgekülilt und 
vollständig gekapselt, besonders konstruiert für U-Boote, 

3. niclitniagnetische Dieselmotoren init einer Leistung größer/gleich 37 kW, besonders konstruiert für militäri- 
sche Zwecke; 

Anmerkung: 

Ein Motor ist als für militärische Zwecke besonders konstruiert anzusehen, wenn 

a) er neben Kurbelgehäuse, Zylinderblock, Zylinderkopf, Kolben, Deckeln, Abschlußplatten, Ventilsitzen, 
Dichtungen sowie Kraftstoff-, Schmieröl- und anderen Versorgungsleitungen noch andere nichtmagnetische 
Teile hat oder 

b) sein nichtmagnetischer Anteil höher ist als 75% des Gesamtgewichts. 

c) Magnetik-, Druck- und Schall-Unterwasserortungsgeräte, besonders konstruiert für militärische Zwecke, Steuer- 
einrichtungen und Bestandteile hierfür; 

d) U-Boot- und Torpedonetze; 

e) Kompasse und Ausrüstung hierfür sowie Schiffskursanzeiger, besonders konstruiert für U-Boote; 

f) besonders konstruierte Bestandteile, Zubehör und Zusatzgeräte für vorgenannte Waren wie Gcschütztürme, 
Geschützlafetten, U-Boot-Batterien und Katapulte; 

g) Schiffskörperdurchführungen und -verbinder, besonders konstruiert für militärische Zwecke, die das Zusammen- 
wirken mit Ausrüstung außerhalb eines Schiffes ermöglichen; 

h) geräuscharme Lager für militärische Zwecke und Ausrüstung mit solchen Lagern. 

Anmerkungen: 

1. Unternummer a umfaßt auch bemannte Unterwasserfahrzeuge, die mindestens 10 Stunden lang autonom (d.h. 
ohne Unterstützung durch ein Mutterschiff, ohne Schnorchel oder ohne Kabelverbindung zur Wasseroberfläche) 
getaucht fahren können. 

2. Unternummer f umfaßt auch Schiffskessel, die eines der folgenden Merkmale erfüllen: 

a) Wärmeabgabe (bei maximaler Leistung) größer/gleich 7.079.500 kJ/li je m 3 des Feuerraums oder 

b) Verhältnis des Gewichts des erzeugten Dampfs (bei maximaler Leistung) zum Trockengewicht des Kessels 
größer/gleich 0,83. 

3. Unternummer g umfaßt auch Steckverbinder für Schiffe in Einzelleiter-, Mehrfachleiter-, Koaxial- und Hohlleiter- 
ausführung sowie Schiffskörperdurchführungen, die jeweils dicht sind gegen Leckwasser von außen und die 
geforderten Merkmale in Meerestiefen von mehr als 100 m beibehalten, sowie faseroptische Steckverbinder 
unabhängig von der Wassertiefe. 

Sie umfaßt nicht gewöhnliche Schiffskörpcrdurchführungcn für Antriebswellen und Ruderschäfte (Schiffskörper- 
durchführungen und Steckverbinder für sowohl zivile als auch militärische Ausrüstung [dual-use equipment] in 
Ergänzung dieser Nummer: siehe Teil I C Nummer 1418 und Unternummer 1526 f). 

4. Unternummer h erfaßt geräuscharme Kugellager mit allen folgenden Eigenschaften: 

a) Bohrungsdurchmesser des Innenrings größer/gleich 10 mm, 

b) Toleranzen von ABEC-7 oder ISO-Norm 492 Klasse 4, 

c) hergestellt aus gehärtetem Stahl mit hohem Chromgehalt nach SAE-52100 oder DIN 100 Cr 6, 

d) Einhaltung der Anderon-Grenzwerte nachstehender Tabelle bei einer Drehzahl von 1.800/min über den 
Frequenzbereich von 50 bis 10.000 Hz gemäß Einzelprüfung. 
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Anhang 4 


Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Sachgebiet 74 


Drucksache 11/4189 

14. 03. 89 


Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare Zweite Verordnung zur Änderung der AuBenwirtschaftsverordnung 


A. Zielsetzung 

Verschärfung der Ausfuhrkontrolle im militärisch-strategischen 
Bereich in bezug auf Fertigungsunterlagen und nicht allgemein 
zugängliche Kenntnisse. 

B. Lösung 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

C. Alternative 

keine 

D. Kosten 

Erhöhter Verwaltungsaufwand, der sich noch nicht beziffern 
läßt. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers — 121 (421) — 651 09 — Au 111/89 — vom 14. März 1989 gemäß 
§ 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes. 

Verkündet am 27. Februar 1989 im Bundesgesetzblatt Teil I S. 341. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 
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Zweite Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Vom 27. Februar 1989 


Auf Grund des § 27 Abs. 1 Sätze 1 und 2 in Verbin- 
dung mit § 2 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 7400-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, von denen § 27 Abs. 1 Sätze 1 und 2 
durch das Gesetz vom 6. Oktober 1980 (BGBl. I 
S. 1905) neu gefaßt worden ist, verordnet die Bundes- 
regierung: 


Artikel 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung vom 18. Dezem- 
ber 1986 (BGBl. I S. 2671), zuletzt geändert durch 
die Verordnung vom 14. Dezember 1987 (BGBl. I 
S. 2626), wird wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird durch folgende Sätze 2 und 
3 ersetzt: 

«Das gleiche gilt für Unterlagen über die in 
Teil I Abschnitte A, B und C der Ausfuhrliste in 
einzelnen Nummern benannten Technologien, 
technischen Daten und technischen Verfahren, 
sofern sie für Gebietsfremde bestimmt sind, die 
in einem Land ansässig sind, das nicht Mitglied 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung ist. Die Mitglieder die- 
ser Organisation sind in der Länderliste A/B 
(Abschnitt II der Anlage zum Außenwirtschafts- 
gesetz) mit einem Stern ( * ) kenntlich ge- 
macht. ' 

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Satz 1 gilt nicht für Waren der Num- 
mern 1517 a und 1710 der Ausfuhrliste.' 

2. § 5 a wird wie folgt gefaßt: 

»§ 5a 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 AWG 

(1) Die Ausfuhr der in Teil I Abschnitt D der Aus- 
fuhrliste (Anlage AL) genannten Waren und von 
Unterlagen zur Fertigung dieser Waren bedarf der 
Genehmigung, sofern nicht Käufer- und Bestim- 
mungsland Mitglied der Organisation für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
sind. 


(2) Das Genehmigungserfordemis nach Absatz 1 
gilt nicht, wenn nach dem der Ausfuhr zugrunde- 
liegenden Vertrag Waren im Werte von nicht mehr 
als zehntausend Deutsche Mark geliefert werden 
sollen." 

3. § 40 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

«Die Veräußerung der in Teil I der Ausfuhrliste 
(Anlage AL) genannten Waren im Rahmen eines 
Transithandelsgeschäftes bedarf der Genehmi- 
gung, sofern nicht Käufer- und Bestimmungsland 
Mitglied der Organisation für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung sind. ' 

4. § 45 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Weitergabe von nicht allgemein zugäng- 
lichen Kenntnissen über die Fertigung der in § 5 
Abs. 1 Satz 1 und § 5a Abs. 1 genannten Waren 
sowie über die in § 5 Abs. 1 Satz 2 genannten Tech- 
nologien, technischen Daten und technischen Ver- 
fahren an Gebietsfremde, die in einem Land ansäs- 
sig sind, das nicht Mitglied der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
ist, bedarf der Genehmigung." 

5. § 70 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

.1. entgegen § 5 Abs. 1 Satz 1 oder 2 oder § 5a 
Abs. 1 ohne Genehmigung Waren oder Unter- 
lagen ausführt,'. 


Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin, so- 
weit sie sich nicht auf Rechtsgeschäfte und Handlun- 
gen bezieht, die nach dem Gesetz Nr. 43 des Kontroll- 
rates vom 20. Dezember 1946 oder nach sonstigem in 
Berlin geltenden Recht verboten sind oder der Geneh- 
migung bedürfen. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die Zweite Verordnung zur Änderung der Außenwirt- 
schaftsverordnung bezweckt eine Ausdehnung des 
Genehmigungserfordemisses für die Ausfuhr von 
Technologieunterlagen sowie für die Weitergabe von 
nicht allgemein zugänglichen Kenntnissen über die 
Fertigung sensitiver Waren und über sensitive Tech- 
nologien auf weitere Länder. Außerdem werden Tran- 
sithandelsgeschäfte in größerem Umfang als bisher 
genehmigungspflichtig gemacht. Verstöße gegen die 
Genehmigungspflicht können nach §§33 und 34 
AWG geahndet werden. 

Da es sich um Ausfuhrvorgänge handelt, wird das 
Genehmigungsverfahren keine direkten Auswirkun- 
gen auf das inländische Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau, haben. Nicht auszuschlie- 
ßen ist, daß der Aufwand der Unternehmen zur Durch- 
führung des Genehmigungsverfahrens in ihre allge- 
meine Preiskalkulation eingeht und sich letztlich auch 
in den Inlandspreisen niederschlägt. Auf seiten der 
Verwaltung wird ebenfalls ein höherer Aufwand zur 
Prüfung der Anträge notwendig werden; dieser läßt 
sich aber wegen des schwer abschätzbaren zusätzli- 
chen Antragsvolumens nicht genau beziffern. 


B. Im einzelnen 


Artikel 1 


Nummer 1 

a) Durch die Änderung des § 5 Abs. 1 Satz 2 wird der 
Länderkreis ausgedehnt, in dem die Ausfuhr von 
Technologieunterlagen der Genehmigung bedarf. 
Die Erfahrung gerade der jüngsten Vergangenheit 
hat gezeigt, daß bei einer Reihe von anderen Län- 
dern als den bisher erfaßten Bestimmungsländern 
Gefahren für die in § 7 Abs. 1 AWG genannten 
Rechtsgüter, insbesondere den Völkerfrieden und 
die auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland, entstehen können, wenn sensitive 
Technologieunterlagen uneingeschränkt ausge- 
führt werden können. Von der Erweiterung wer- 
den die OECD-Staaten ausgenommen, da sie weit- 
gehend gleichen kontrollpolitischen Vorstellungen 
folgen. Ihre Einbeziehung in das Genehmigungs- 
erfordemis würde zu einem unverhältnismäßigen 
Aufwand für Wirtschaft und Verwaltung führen 
und die eingespielte enge technologische Zusam- 
menarbeit unter den Industrieländern, insbeson- 
dere auch zwischen den vielfach in zwei und mehr 
Ländern existierenden Mutter- und Tochtergesell- 
schaften, stark behindern. 


Schon jetzt sind die Mitgliedsländer der OECD 
nach § 5 a Abs. 1 Satz 2 von einem sonst geltenden 
Genehmigungsvorbehalt ausgenommen. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden von der Freimenge im 
Wert bis zu viertausend Deutsche Mark künftig 
über die Waren der Nummer 1517 a der Ausfuhr- 
liste hinaus die Waren der Nummer 1710 ausge- 
nommen, da auch mit Mengen geringeren Wertes 
nicht zu vernachlässigende Gefahrenpotentiale 
geschaffen werden können. 

Nummer 2 

Die bisherige Ausfuhrbeschränkung nach § 5 a Abs. 1 
bezog sich auf die von Teil I Abschnitt D der Ausfuhr- 
liste erfaßten Waren, aber nicht auf Unterlagen zur 
Fertigung dieser Waren. Da nach heutigem Erkennt- 
nisstand auch von der Ausfuhr solcher Fertigungsun- 
terlagen ganz erhebliche Gefahren für den Völkerfrie- 
den und die auswärtigen Beziehungen der Bundesre- 
publik Deutschland ausgehen können, ist die Be- 
schränkung auf Fertigungsunterlagen zu erstrecken. 
Eine parallele Regelung findet sich in § 5 Abs. 1. 

In Absatz 2 wird der Wert der zugelassenen genehmi- 
gungsfreien Menge von dreißigtausend auf zehntau- 
send Deutsche Mark abgesenkt, da sich aufgrund von 
Preisverschiebungen und neueren Berechnungen mit 
der bisher freien Menge Gefahrenpotentiale schaffen 
lassen. 


Nummer 3 

Wie bei § 5 wird bei § 40 der Länderkreis ausgedehnt, 
um auch bei Transithandelsgeschäften mit sensitiven 
Waren, die in andere als die bisher erfaßten Länder 
gehen, eine Sanktionsmöglichkeit bei Verstößen zu 
haben. Zugleich werden die Waren des Teils I Ab- 
schnitt D der Ausfuhrliste in die Transithandelsrege- 
lung einbezogen, da — wie die Ereignisse der jüng- 
sten Vergangenheit gezeigt haben — auch auf diesem 
Wege Geschäfte gesteuert werden können, die zum 
Aufbau von Chemieanlagen führen, in denen sich 
Giftgas hersteilen läßt. 

Nummer 4 

Die Änderung des § 45 Abs. 2 hat außer einer Erwei- 
terung des Länderkreises, bei dem die Weitergabe 
von nicht allgemein zugänglichen Kenntnissen der 
Genehmigung bedarf, die Einbeziehung von solchen 
Kenntnissen über die in § 5a genannten Waren zum 
Ziel. Damit erfaßt die Vorschrift künftig die in Teil I 
Abschnitt D genannten Anlagen, Anlagenteile und 
Ausrüstungsgegenstände, die u. a. geeignet sind, 
Gifte herzustellen. 
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Nummer 5 

Die Bußgeldvorschrift des § 70 ist den neuen Geneh- 
migungsvorbehalten anzupassen. 


Artikel 2 

Diese Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 


Artikel 3 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verord- 
nung. 
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Deutscher Bundestag Drucksache 1 1 /4430 

11. Wahlperiode 

26. 04. 89 


Sachgebiet 74 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der Verordnung der Bundesregierung 
— Drucksache 11/4189 — 


Aufhebbare Zweite Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 


A. Problem 

Verschärfung der Ausfuhrkontrolle im militärisch strategischen 
Bereich in bezug auf Fertigungsunterlagen und nicht allgemein 
zugängliche Kenntnisse 

B. Lösung 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Erhöhter Verwaltungsaufwand 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Aufhebung der Verordnung der Bundesregierung — Drucksache 11/4189 — 
nicht zu verlangen. 

Bonn, den 26. April 1989 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Dr. Gautier 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Gautier 


Die Verordnung der Bundesregierung ist am 27. Fe- 
bruar 1989 im Bundesgesetzblatt! S. 341 verkündet 
worden und am 8. März 1989 in Kraft getreten. Sie 
wurde gemäß § 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgeset- 
zes (AWG) mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
18. März 1989 dem Deutschen Bundestag zugeleitet. 

Ziel der Verordnung ist die Verbesserung von Aus- 
fuhrkontrollmöglichkeiten bei sensitiven Waren und 
Technologien. Sie gehört zu dem Bündel von Maß- 
nahmen, mit denen die Bundesregierung die rechtli- 
chen Konsequenzen aus den Vorgängen der Verbrei- 
tung gefährlicher Technologien im Chemiewaffenbe- 
reich (Chemiewaffenfabrik Rabta) zieht. Zu diesem 
Bündel von Maßnahmen gehören weiter die Gesetz- 
entwürfe zur Änderung des Außenwirtschaftsgeset- 
zes, zur Verbesserung der Überwachung des Außen- 
wirtschaftsverkehrs und zum Verbot von Atomwaffen, 
biologischen und chemischen Waffen, die Dritte Ver- 
ordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverord- 
nung und die 62. Verordnung zur Änderung der Aus- 
fuhrliste (Anlage AL zur Außenwirtschaftsverord- 
nung). 

Zwar haben die militärisch-strategisch motivierten 
G enehmigungserf ordemisse im Außenwirtschafts- 
recht der Bundesrepublik Deutschland bereits heute 
im internationalen Vergleich einen relativ großen Um- 
fang, jedoch muß das System der Exportkontrollen 
rechtlich weiterentwickelt werden, um dem beson- 
ders hohen technologischen Niveau des deutschen 
Exports mit zahlreichen zivilen Produkten, die auch 
militärisch verwendet werden können, und dem 
außenpolitischen Anspruch der Bundesrepublik 
Deutschland gerecht zu werden, den Frieden zu för- 
dern. 

Die Zweite Verordnung zur Änderung der Außenwirt- 
schaftsverordnung bringt daher eine Ausdehnung des 
Genehmigungserfordemisses für die Ausfuhr von 
Technologieunterlagen sowie für die Weitergabe 
nicht allgemein zugänglicher Kenntnisse über die 
Fertigung sensitiver Waren und sensitiver Technolo- 
gien auf weitere Länder mit sich. Außerdem werden 
Transithandelsgeschäfte in größerem Umfang als bis- 
her genehmigungspflichtig. Verstöße gegen die Ge- 
nehmigrungspflicht können nach §§33 und 34 des 
Außenwirtschaftsgesetzes geahndet werden. 

Durch die Änderung von § 5 der Außenwirtschaftsver- 
ordnung wird der Länderkreis ausgedehnt, indem die 
Einfuhr von Technologieunterlagen der Genehmi- 
gung bedarf. Die Ausfuhr solcher Technologieunter- 
lagen war bisher nur für den Ostexport beschränkt. 
Diese Einschränkung ist nicht länger vertretbar. Die 
Erfahrung gerade der jüngsten Vergangenheit hat ge- 
zeigt, daß bei einer Reihe von anderen Staaten als den 
bisher erfaßten Bestimmungsländern Gefahren für die 
vom Außenwirtschaftsgesetz geschützten Rechtsgü- 
ter, insbesondere den Völkerfrieden und die auswär- 


tigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland 
entstehen, wenn sensitive Technologieunterlagen un- 
eingeschränkt ausgeführt werden können. Aufgrund 
der Neufassung ist es jetzt z. B. verboten, daß Tech- 
nologieunterlagen über den sensitiven Chemiebe- 
reich aus der Bundesrepublik Deutschland in Länder 
der Dritten Welt exportiert werden. Von der Erweite- 
rung sind die OECD-Staaten ausgenommen, da sie 
weitgehend gleichen kontrollpolitischen Vorstellun- 
gen folgen wie die Bundesrepublik Deutschland. Ihre 
Einbeziehung in das Genehmigungserfordemis 
würde zu einem unverhältnismäßigen Aufwand für 
Wirtschaft und Verwaltung führen und die einge- 
spielte enge technologische Zusammenarbeit unter 
den Industrieländern, auch zwischen den vielfach exi- 
stierenden Mutter- und Tochtergesellschaften, stark 
behindern. 

Durch § 5a der Außenwirtschafts Verordnung wurde 
schon bisher die Ausfuhr solcher Chemieanlagen oder 
-anlagenteile beschränkt, die für die Produktion von 
Giftgas geeignet sind. Unterlagen zur Fertigung die- 
ser Güter waren nicht erfaßt. Da von der Ausfuhr sol- 
cher Fertigungsunterlagen erhebliche Gefahren für 
den Völkerfrieden und die auswärtigen Beziehungen 
der Bundesrepublik Deutschland ausgehen können, 
ist die Beschränkung auch auf Fertigungsunterlagen 
erstreckt. Auch hier sind wiederum die OECD-Staa- 
ten von den Beschränkungen ausgenommen. In § 5a 
Abs. 2 der Außenwirtschaftsverordnung wird der 
Wert der zugelassenen genehmigungsfreien Mengen 
von 30 000 auf 10 000 abgesenkt, da sich aufgrund 
von Preisverschiebungen und neueren Berechnungen 
mit der bisher freien Menge Gefahrenpotentiale 
schaffen lassen. 

Auch bei § 40 Abs. 1 der Außenwirtschaftsverord- 
nung werden die Länder ausgedehnt, um bei Transit- 
handelsgeschäften mit sensitiven Waren, die in an- 
dere als die bisher erfaßten Länder gehen, eine Sank- 
tionsmöglichkeit bei Verstößen zu schaffen. Diese 
Transithandelsgeschäfte waren bisher nur genehmi- 
gungspflichtig, wenn die Waren in die Repubük Süd- 
afrika oder in Ostländer gehen sollten. Zugleich wer- 
den die Waren des Teils I Abschnitt D der Ausfuhrliste 
in die Transithandelsregelung einbezogen, da auch 
auf diesem Weg Geschäfte gesteuert werden können, 
die zum Aufbau von Chemieanlagen führen, in denen 
sich Giftgas herstellen läßt. 

Die Änderung von § 45 Abs. 2 hat außer einer Erwei- 
terung des Länderkreises, bei dem die Weitergabe 
von nicht allgemein zugänglichen Kenntnissen der 
Genehmigung bedarf, die Einbeziehung von solchen 
Kenntnissen über die in § 5a der Außenwirtschafts- 
verordnung genannten Waren zum Ziel. Damit erfaßt 
die Vorschrift künftig die in Teil I Abschnitt D ge- 
nannten Anlagen, Anlagenteile und Ausrüstungs- 
gegenstände, die u. a. geeignet sind, Gifte herzustel- 
len. 
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Verstöße gegen die neuen Genehmigungstatbestände 
können als Ordnungswidrigkeit, bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 34 des Außenwirtschaftsge- 
setzes auch als Straftaten geahndet werden. Der 
Höchstbetrag der Geldbuße beträgt gegenwärtig 
noch 500 000 DM. 

Der zuständige Wirtschaftsausschuß des Bundesrates 
hat in seiner 525. Sitzung am 6. April 1989 einstimmig 


beschlossen, von einer Stellungnahme abzusehen. 
Diese Empfehlung gilt als Beschluß des Bundesra- 
tes. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Verordnung der 
Bundesregierung — Drucksache 11/4189 — in seiner 
44. Sitzung am 26. April 1989 beraten. Er empfiehlt 
dem Deutschen Bundestag, die Aufhebung der Ver- 
ordnung nicht zu verlangen. 


Bonn, den 26. April 1989 


Dr. Gautier 
Berichterstatter 
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Fünfte Verordnung 

zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 
Vom 20. September 1989 


Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung 
mit § 2 Abs. 1 , der §§ 5 und 7 Abs. 1 , des § 8 Abs. 1 , des 
§ 10 Abs. 5 sowie der §§ 11 und 26 Abs. 1 bis 3 des 
Außenwirtschaftsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 7400-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, von denen § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 und 
§ 26 Abs. 1 durch das Gesetz vom 6. Oktober 1 980 
(BGBl. I S. 1905) und § 26 Abs. 2 durch das Gesetz vom 
29. März 1 976 (BGBl. I S. 869) neu gefaßt worden sind, 
verordnet die Bundesregierung und 

auf Grund des § 27 Abs. 1 und 2 in Verbindung mit § 2 
Abs. 1 und § 5 verordnet der Bundesminister für Wirtschaft 
im Einvernehmen mit den Bundesministern des Auswärti- 
gen und der Finanzen: 

Artikel 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung vom 18. Dezember 
1986 (BGBl. I S. 2671), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung vom 21. Juni 1989 (BGBl. I S. 1134), wird wie folgt 
geändert: 

1 . In § 4 Abs. 1 wird das Wort „Grenzübergangswert“ 
durch die Worte „Statistische Wert“ ersetzt. 

1a. In § 5 Abs. 2 Satz 2 wird zwischen dem Wort „Num- 
mern“ und der Angabe „1517a“ die Angabe „1461,“ 
i eingefügt. 

I 2. In § 5a Abs. 1 wird die Angabe „Abschnitt D" durch 
die Angabe „Abschnitte D und E“ ersetzt. 

3. In § 6 wird der Absatz 2 aufgehoben. 

4. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Klammer- 
zusatz „(zollamtliche Behandlung der Ausfuhr- 
sendung)“ die Worte „und zur Durchführung der 
Ausfuhrüberwachung“ eingefügt. 

b) In Absatz 3 wird das Wort „dreitausend“ durch 
das Wort „viertausend“ ersetzt. 

| 5. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Satz 4 werden im ersten und zweiten 
Halbsatz nach dem Wort „gemeinschaftlichen“ 
jeweils die Worte „oder gemeinsamen“ eingefügt. 

b) Absatz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Im Falle der Ausfuhr von Waren aus den 
Kapiteln 26 bis 38, 49, 72 bis 90, 93 und 98 des 
Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstati- 
stik hat der Ausführer' der das erleichterte Verfah- 
ren nach Absatz 5 in Anspruch nimmt, die im 
Laufe eines Monats getätigten Ausfuhren bis zum 


zehnten Tag des Folgemonats zu melden. Die 
Meldungen müssen die nach den Feldern 2, 8, 1 1 , 
1 7a, 1 8, 2 1 , 24, 29, 31 , 33, 34, 38, 41 und 46 der 
Anlage A 1 erforderlichen Angaben enthalten. Die 
Form der Meldungen und die Zolldienststelle, bei 
der sie abzugeben sind, werden durch die Ober- 
finanzdirektion bestimmt. Die Oberfinanzdirektion 
kann auch bestimmen, daß Meldungen, die mit- 
tels einer Datenverarbeitungsanlage erstellt wer- 
den, auf maschinell verwertbaren Datenträgern 
oder, soweit dies beantragt wird, durch Datenfern- 
übertragung abzugeben sind.“ 

c) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7. 

6. § 1 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird gestrichen. 

b) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 und 4 
angefügt: 

„(3) Dem Antrag auf Genehmigung der Ausfuhr 
von Waren, die in Teil I Abschnitt D und E Aus- 
fuhrliste (Anlage AL) genannt sind, sind Unter- 
lagen zum Nachweis des Verbleibens der Waren 
in dem im Antrag angegebenen Bestimmungs- 
land beizufügen. 

(4) Die für die Erteilung der Ausfuhrgenehmi- 
gung zuständige Stelle kann von dem Erfordernis 
befreien, die in den Absätzen 2 und 3 bezeich- 
neten Unterlagen beizufügen, sofern hierdurch 
die in § 7 Abs. 1 des Außenwirtschaftsgesetzes 
genannten Belange nicht gefährdet werden, ins- 
besondere die internationale Zusammenarbeit bei 
der Durchführung einer gemeinsamen Ausfuhr- 
kontrolle nicht beeinträchtigt wird.“ 

7. Dem § 18 Abs. 4 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„§ 15 Abs. 6 findet Anwendung.“ 

8. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a wird das Wort 
„fünfhundert“ durch das Wort „eintausend“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b wird das Wort 
„einhundert“ durch das Wort „zweihundert“ 
ersetzt. 

c) Absatz 1 Nr. 1 1 wird wie folgt gefaßt: 

„11. Gegenstände, die gebietsansässige Luft- 
fahrtuntemehmen zur Ausbesserung ihrer 
Luftfahrzeuge oder solcher, die einem Luft- 
fahrtuntemehmen mit Sitz in einem Mit- 
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gliedstaat der Organisation für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und Entwicklung 
gehören, oder sonst der Durchführung des 
Flugverkehrs dienen, ausführen;". 

d) Nach Absatz 1 Nr. 18 wird folgende Nummer 18a 
eingefügt: 

,18a. Gebrauchte Waren, die zum Zwecke der 
Wartung oder Ausbesserung in das Wirt- 
schaftsgebiet eingeführt worden sind und 
ohne Änderung der ursprünglichen Lei- 
stungsmerkmale wieder in das Versen- 
dungsland ausgeführl werden; dies gilt bei 
Waren des Teils I der Ausfuhrtiste nur, 
wenn das Versendungsland ein Mitglied- 
staat der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung ist und 
die Wartung oder Ausbesserung entweder 
Jagd- oder Sportwaffen betrifft oder Waren 
des Abschnitts C betrifft und unter zollamt- 
licher Überwachung stattfindet sowie der 
Wert der wieder ausgeführten Ware zwan- 
zigtausend Deutsche Mark nicht über- 
steigt;". 

e) Nach Absatz 1 Nr. 20 wird folgende Nummer 20a 
eingefügt; 

.20a. Hausmüll;“. 

0 In Absatz 1 Nr. 28 werden die Worte .Internatio- 
nalen Zollpassierscheinheften“ durch die Worte 
.Carnets A.T.A.“ ersetzt. 

g) Absatz 1 Nr. 30 wird wie folgt gefaßt; 

.30. Waren, die zur ersten Hilfe in Katastro- 
phenfällen oder als Spenden in Notlagen 
ausgeführt werden;". 

h) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

.(3) Absatz 1 Nr. 1 bis 3, 6, 17. 18, 19, 20, 22. 26 
bis 28, 31, 32, 38, 39 und 41 Buchstabe b findet 
keine Anwendung auf die In § 5 Abs. 1 und § 5a 
Abs. 1 genannten Waren einschließlich der dort 
genannten Unterlagen; bei der Ausfuhr der Unter- 
lagen bedarf es keiner zollamtlichen Behandlung 
nach § 9. Absatz 1 Nr. 41 Buchstabe b findet auf 
die in § 5 Abs. 1 und § 5a Abs. 1 genannten 
Waren und Unterlagen jedoch Anwendung, wenn 
sie im Anschluß an den vorübergehenden 
Gebrauch nach der Verordnung (EWG) Nr. 3/84 
des Rates vom 19. Dezember 1983 (ABI. EG 
1984 Nr. L 2 S. 1) in der jeweils geltenden Fas- 
sung oder im Anschluß an die vorübergehende 
Zollgutverwendung auf Grund eines Carnets 
A.T.A., das in einem Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Gemeinschaften ausgestellt ist, wieder in 
einen Mitgliedstaat der Europäischen Gemein- 
schaften ausgeführt werden.“ 

9. § 20c Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt; 

.Die Ausfuhr der in Teil II Spalte 3 der Ausfuhriiste 
(Anlage AL) mit K gekennzeichneten Waren (Kaffee, 
Auszüge, Essenzen und Konzentrate aus Kaffee der 
Nummern 0901 11 000 bis 0901 22 000 und 
2101 10 110 bis 2101 10 190 des Warenverzeichnis- 
ses für die Außenhandelsstatistik) bedarf In Quoten- 
zeiten der Genehmigung.“ 


10. § 20d wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird die Jahreszahl .1980“ 
durch .1986“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird der Klammerinhalt wie 
folgt gefaßt: .Beilage zum BAnz. Nr. 70 vom 
14. April 1988“. 

11. § 20 e Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird vor dem Wort .Stahl“ dais Wort 
„legiertem“ eingefügt. 

b) Die Warennummer „7204 50 900" wird durch 
„7204 50 100“ ersetzt. 

12. In § 22 Abs. 2 Nr. 3 werden nach den Angaben 
„Eisenerzen und ihren Konzentraten sowie Schwe- 
felkiesabbränden (Warennummem 2601 1 1 000 bis 
2601 20 000),“ die Angaben „NE-metallurgischen 
Erzen (Warennummem 2602 00 000 bis 
2617 90 000),“ eingefügt. 

13. § 27a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden das Wort „einhundert“ 
durch das Wort „zweihundert“ und das Wort 
„fünfhundert“ durch das Wort „eintausend“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Saatgut“ durch 
die Worte „Saat- und Pflanzgut" ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird Satz 3 durch die beiden folgen- 
den Sätze ersetzt: 

„Für die in Kapitel 85 und 90 der Einfuhriiste in 
Spalte 5 mit den Buchstaben „EKM“ gekenn- 
zeichneten Waren bedarf es keiner Ausfüllung der 
Felder 20, 25, 37, 44 und 46 in den Vordrucken 
der Einfuhrkontrollmeldung. Für diese Waren ist 
die Einfuhrkontrollmeldung auf einem gesonder- 
ten Vordruck abzugeben; die Zusammenfassung 
mit anderen Waren ist nicht statthaft.“ 

14. In § 29 Abs. 2 werden die Sätze 3 und 4 durch 
folgenden Satz ersetzt: 

„Ist das Versendungsland nicht das Ursprungsland, 
so genügt die Vortage eines Ursprungszeugnisses 
einer berechtigten Stelle des Versendungslandes.“ 

15. In § 29 b Abs. 3 wird Satz 2 durch die beiden folgen- 
den Sätze ersetzt: 

„Gibt der Antragsteller die Einfuhrabsicht auf, so hat 
er dies unverzüglich dem Bundesamt für Wirtschaft 
anzuzeigen und ihm unverzüglich die Bescheinigung 
zurückzugeben oder Ober ihren Verbleib Mitteilung 
zu machen. Will er die Ware in ein anderes Land 
verbringen, so hat er, bevor die Ware das Versen- 
dungsland verläßt, vom Bundesamt eine neue Be- 
scheinigung zu erwirken, die dieses andere Land 
nennt.“ 

16. § 32 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 22 a wird wie folgt gefaßt: 

.22a. Waren mit Ursprung in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, die als Verede- 
lungserzeugnisse nach zollrechtlicher pas- 
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siver Veredelung eingeführt werden; 
andere Veredelungserzeugnisse nach zoll- 
rechtlicher passiver Veredelung, die nach 
Ausbesserung, im Verfahren des Stan- 
dardaustausches oder nach Durchführung 
ergänzender Veredelungsvorgänge ge- 
mäß Artikel 22 der VO (EWG) Nr. 1999/85 
des Rates über den aktiven Veredelungs- 
verkehr vom 16. Juli 1985 (ABI. EG Nr. L 
188 S. 1) in der jeweils geltenden Fassung 
eingeführt werden;“. 

b) Nach Nummer 23 wird folgende Nummer 23 a 
eingefügt: 

„23a. Hausmüll;“. 

c) Nummer 33 Buchstabe b wird wie folgt gefaßt: 

„b) Kapitel I der Verordnung (EWG) Nr. 918/83 
des Rates vom 28. März 1983 über das 
gemeinschaftliche System der Zollbefreiun- 
gen (ABI. EG Nr. L 105 S. 1) in der jeweils 
geltenden Fassung“. 

17. § 33 Abs. 3 wird gestrichen. 

18. Die §§ 33a und 33b werden gestrichen. 

19. § 35 b Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei der Einfuhr von Kaffee (Warennummern 
0901 11 000 bis 0901 22 000 der Einfuhrtiste) und 
von Auszügen. Essenzen und Konzentraten aus Kaf- 
fee (Warennummem 2101 10 110 bis 2101 10 190) 
ist in Quotenzeiten der Zollstelle mit dem Antrag auf 
Einfuhrabfertigung ein Ursprungs-, Wiederausfuhr-, 
Weiterversand- oder Transitzeugnis (Kaffeezeugnis) 
nach Absatz 3 vorzulegen.“ 

20. § 35 c wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird die Jahreszahl „1980“ 
durch „1986“ ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 1 werden der Beistrich nach dem 
Wort „Nichtmitgliedland“ durch das Wort „oder“ 
ersetzt und die Worte „oder Freistellungszeugnis“ 
gestrichen. 

21. § 38 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird vor dem Wort „Stahl“ das Wort 
„legiertem“ eingefügt. 

b) Nach Nummer 5 werden die Worte „der Num- 
mern“ durch „der Warennummern“, die Waren- 
nummer „7204 50 900“ durch „7204 50 1 00“ und 
die Warennummer „7404 00 900“ durch 
„7404 00 990“ ersetzt 

22. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „beglaubigte“ 
gestrichen. 

b) In Absatz 3 wird das Wort „beglaubigten“ ge- 
strichen. 

23. § 40 Abs. 2 wird aufgehoben. 


24. § 45 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Weitergabe von nicht allgemein zugäng- 
lichen Kenntnissen über die Fertigung der in § 5 
Abs. 1 Satz 1 und § 5a Abs. 1 genannten Waren und 
über die in § 5 Abs. 1 Satz 2 genannten Technolo- 
gien, technischen Daten und technischen Verfahren 
sowie die Weitergabe von in § 5 Abs. 1 Satz 1 
erfaßten, nicht allgemein zugänglichen Datenverar- 
beitungsprogrammen (Software) an Gebietsfremde, 
die in einem Land ansässig sind, das nicht Mitglied 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung ist, bedarf der Genehmigung. Als 
Gebietsfremde im Sinne des Satzes 1 sind auch 
solche natürlichen Personen anzusehen, deren 
Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Wirt- 
schaftsgebiet im Zeitpunkt der Weitergabe auf höch- 
stens fünf Jahre befristet ist.“ 

25. Die §§ 55 und 56 werden wie folgt gefaßt: 

„§ 55 

Vermögensanlagen Gebietsansässiger 
in fremden Wirtschaftsgebieten 

(1) Gebietsansässige haben Leistungen, die sie 

1. an Gebietsfremde oder für deren Rechnung an 
Gebietsansässige erbringen und welche die 
Anlage von Vermögen in fremden Wirtschafts- 
gebieten zur Schaffung dauerhafter Wrtschafts- 
verbindungen (Direktinvestitionen) bezwecken, 
oder 

2. von Gebietsfremden oder für deren Rechnung 
von Gebietsansässigen entgegennehmen und 
welche die Auflösung von Vermögen im Sinne 
von Nummer 1 zur Folge haben, 

nach § 56 zu melden, wenn sie in folgenden Formen 
vollzogen werden: 

a) Gründung oder Erwerb sowie Auflösung oder Ver- 
äußerung von Unternehmen, 

b) Erwerb oder Veräußerung von Beteiligungen an 
Unternehmen, 

c) Errichtung oder Erwerb sowie Aufhebung oder 
Veräußerung von Zweigniederlassungen oder 
Betriebsstätten, 

d) Zuführung von Kapital zu Unternehmen, Zweig- 
niederlassungen oder Betriebsstätten, die dem 
gebietsansässigen Kapitalgeber gehören oder an 
denen er beteiligt ist, sowie Rückführung von 
solchem Kapital, 

e) Gewährung von Krediten an Unternehmen, 
Zweigniederlassungen oder Betriebsstätten, die 
dem gebietsansässigen Kreditgeber oder einem 
von ihm abhängigen Unternehmen gehören oder 
an denen der gebietsansässige Kreditgeber oder 
ein von ihm abhängiges Unternehmen beteiligt ist, 
sowie Rückführung solcher Kredite. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 

1 . Leistungen, die im Einzelfall den Wert von fünfzig- 
tausend Deutsche Mark oder den Gegenwert in 
ausländischer Währung nicht übersteigen, 
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2. Leistungen, die sich auf die Anlage oder Auflö- 
sung von Vermögen in Unternehmen beziehen, 
an denen der Gebietsansässige oder ein von ihm 
abhängiges Unternehmen mit nicht mehr als 20 
vom Hundert der Anteile beteiligt ist; das gilt auch 
für den Erwerb einer Beteiligung, sofern der 
Gebietsansässige nach dem Erwerb mit nicht 
mehr als 20 vom Hundert der Anteile an dem 
Unternehmen beteiligt ist, und für die Veräuße- 
rung einer Beteiligung, sofern der Gebietsansäs- 
sige vor der Veräußerung mit nicht mehr als 20 
vom Hundert der Anteile an dem Unternehmen 
beteiligt war, 

3. Leistungen, die die Gewährung oder Rückführung 
von Krediten mit einer ursprünglich vereinbarten 
Laufzeit oder Kündigungsfrist von nicht mehr als 
zwölf Monaten zum Gegenstand haben, 

4. Leistungen von Geldinstituten oder an Geldinsti- 
tute in der Form der Kreditgewährung oder Kredit- 
rückführung (einschließlich der Begründung oder 

nri^L'-fr.h^ \ 

i luv/iMgiltuiiy v«ufii UUHiüUCIIj. 

(3) Die Meldevorschriften der §§ 59 bis 69 bleiben 
unberührt. 

§ 56 

Abgabe der Meldungen nach § 55 

(1 ) Meldepflichtig ist der Gebietsansässige, der die 
Leistung in den Fällen des § 55 Abs. 1 erbringt oder 
entgegennimmt. 

(2) Die Meldungen sind bis zum fünften Tage des 
auf den meldepflichtigen Vorgang folgenden Monats 
der Deutschen Bundesbank auf dem Vordruck «Ver- 
mögensanlagen Gebietsansässiger in (remden Wirt- 
schaftsgebieten“ (Anlage K 1) in vierfacher Ausferti- 
gung zu erstatten. Sie sind bei der Landeszentral- 
bank abzugeben, in deren Bereich der Meldepflich- 
tige ansässig ist. Die Deutsche Bundesbank über- 
sendet je eine Ausfertigung der Meldungen dem Bun- 
desminister für Wirtschaft, dem Auswärtigen Amt und 
der örtlich zuständigen obersten Landesbehörde für 
Wirtschaft." 

26. In § 56 a Abs. 1 Nr. 1 und 2 werden die Worte 
„mindestens fünfundzwanzig“ jeweils durch die 
Worte «mehr als zwanzig“ ersetzt. 

27. Die §§ 57 und 58 werden wie folgt gefaßt: 

„§ 57 

Vermögensanlagen Gebietsfremder 
im Wirtschaftsgebiet 

(1) Gebietsansässige haben Leistungen, die sie 

1. von Gebietsfremden oder für deren Rechnung 
von Gebietsansässigen entgegennehmen und 
welche die Arilage von Vermögen im Wirtschafts- 
gebiet zur Schaffung dauerhafter Wirtschafts Ver- 
bindungen (Direktinvestitionen) bezwecken oder 

2. an Gebietsfremde oder für deren Rechnung an 
Gebietsansässige erbringen und welche die Auf- 
lösung von Vermögen im Sinne von Nummer 1 
zur Folge haben, 


nach § 58 zu melden, wenn sie in folgenden Formen 

vollzogen werden: 

a) Gründung oder Erwerb sowie Auflösung oder Ver- 
äußerung von Unternehmen, 

b) Erwerb oder Veräußerung von Beteiligungen an 
Unternehmen, 

c) Errichtung oder Erwerb sowie Aufhebung oder 
Veräußerung von Zweigniederlassungen oder 
Betriebsstätten, 

d) Zuführung von Kapital zu Unternehmen, Zweig- 
niederlassungen oder Betriebsstätten, die dem 
gebietsfremden Kapitalgeber gehören oder an 
denen er beteiligt ist, sowie Rückführung von 
solchem Kapital, 

e) Gewährung von Krediten an Unternehmen, 
Zweigniederlassungen oder Betriebsstätten, die 
dem gebietsfremden Kreditgeber oder einem von 
ihm abhängigen Unternehmen gehören oder an 
denen der gebietsfremde Kreditgeber oder ein 
von ihm abhängiges Unternehmen beteiligt ist, 
sowie Rückführung solcher Kredite. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf 

1 . Leistungen, die im Einzelfall den Wert von fünfzig- 
tausend Deutsche Mark oder den Gegenwert in 
ausländischer Währung nicht übersteigen, 

2. Leistungen, die sich auf die Anlage oder Auf- 
lösung von Vermögen in Unternehmen beziehen, 
an denen der Gebietsfremde oder ein von ihm 
abhängiges Unternehmen mit nicht mehr als 20 
vom Hundert der Anteile beteiligt ist; das gilt auch 
für den Erwerb einer Beteiligung, sofern der 
Gebietsfremde nach dem Erwerb mit nicht mehr 
als 20 vom Hundert der Anteile an dem Unterneh- 
men beteiligt ist, und für die Veräußerung einer 
Beteiligung, sofern der Gebietsfremde vor der 
Veräußerung mit nicht mehr als 20 vom Hundert 
der Anteile an dem Unternehmen beteiligt war, 

3. Leistungen, die die Gewährung oder Rückführung 
von Krediten mit einer ursprünglich vereinbarten 
Laufzeit oder Kündigungsfrist von nicht mehr als 
zwölf Monaten zum Gegenstand haben, 

4. Leistungen von Geldinstituten oder an Geldinsti- 
tute in der Form der Kreditgewährung oder Kredit- 
rückführung (einschließlich der Begründung oder 
Rückführung von Guthaben). 

(3) Die Meldevorschriften der §§ 59 bis 69 bleiben 

unberührt. 

§ 58 

Abgabe der Meldungen nach § 57 

(1) Meldepflichtig ist der Gebietsansässige, der die Lei- 
stung in den Fällen des § 57 Abs. 1 entgegennimmt oder 
erbringt. 

(2) Die Meldungen sind bis zum fünften Tage des auf 
den meldepflichtigen Vorgang folgenden Monats der Deut- 
schen Bundesbank auf dem Vordruck .Vermögensanla- 
gen Gebietsfremder im Wirtschaftsgebiet“ (Anlage K 2) in 
vierfacher Ausfertigung zu erstatten. Im übrigen gilt § 56 
Abs. 2 entsprechend.“ 
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28. In § 58 a Abs. 1 Nr. 1 und 2 werden die Worte 

.mindestens fünfundzwanzig* Jeweils durch die 

Worte .mehr als zwanzig“ ersetzt. 

29. In § 67 Satz 2 werden die Worte .oder der von dieser 

bestimmten Stelle“ gestrichen. 

30. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 werden die Worte .oder Abs. 2 
Satz 1“ gestrichen. 

b) In Absatz 4 Nr. 3 Buchstabe a wird nach der 
Angabe .§ 9 Abs. 1 Nr. 2,“ die Angabe .§ 11 
Abs. 3 Satz 1 ,* eingefügt. 

c) Absatz 4 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

.4. als Ausführer, Versender oder Dritter entge- 
gen § 1 1 Abs. 4, auch in Verbindung mit § 13 
Abs. 1 Satz 2 oder Abs. 3 Satz 2, eine Aus- 
fuhrsendung von dem angegebenen Ort ent- 
fernt,“. 

d) Absatz 4 Nr. 1 5 Buchstabe b wird wie folgt gefaßt: 

.b) entgegen § 29 b Abs. 3. auch in Verbindung 
mit § 43 a Satz 2, eine Einfuhr nicht oder nicht 
rechtzeitig nachweist, eine Anzeige nicht 
oder nicht rechtzeitig erstattet, eine Beschei- 
nigung nicht oder nicht rechtzeitig zurückgibt, 
eine Mitteilung nicht oder nicht rechtzeitig 
macht oder eine neue Bescheinigung nicht 
oder nicht rechtzeitig erwirkt,“. 

e) In Absatz 4 Nr. 17 wird nach dem Wort .entge- 
gen“ die Angabe .§ 1 5 Abs. 6,“ eingefügt. 

31 . Die Länderliste D (Anlage L) wird wie folgt geändert: 

a) Vor der Länderangabe .Belgien“ wird das Wort 
.Australien“ und neben diesem die Angabe 

.Department of Foreign Affairs and Trade 
Economic and Trade Development Division 
Canberra A.C.T. 2600“ 

eingefügt. 

b) Neben der Länderangabe .Dänemark“ wird die 
Angabe der ausstellenden Behörde wie folgt 


d) Neben der Länderangabe .Portugal* wird die 
Angabe der ausstellenden Behörde wie folgt 
gefaßt: 

.Mlnisterio do Comerdo e Tourismo 
Av. de Repübllca 79 
1000 Lisboa*. 

e) Neben der Länderangabe .Spanien“ wird die 
Angabe der ausstellenden Behörde wie folgt 
gefaßt: 

.Ministerio de Economfa y Hacienda Diredön 
General de Transacciones Exteriores“. 

f) Neben der Länderangabe .Vereinigte Staaten 
von Amerika“ wird nach der Angabe .Washington 
D.C. 20230“ die Angabe .Phone 202-377-3808“ 
eingefügt. 

32. Die Länderlisten G 1 und G 2 (Anlage L) werden wie 
folgt geändert: 

Das Wort .Birma“ wird Jeweils gestrichen und nach 
dem Wort .Uganda“ werden jeweils die Worte 
.Union Myanmar* eingefügt. 

33. Die Anlagen 

a) AI , A3 und A ErgBI, 

b) E6 Rückseite, K3 und K4, 

C) Kl. K2, Z11 und LV 

erhalten die Fassung der Anlagen zu dieser Verord- 
nung. 

34. Bei Anlage El wird in Feld 18 folgende Erklärung 
eingedruckt: 

.Mit einer Speicherung der Zollnummer und der 
dazugehörigen Adreßdaten und ihrer Weitergabe an 
Dienststellen der Zollverwaltung bin ich einverstan- 
den.“ 

35. Anlage E3a wird wie folgt geändert: 

a) In Feld 21 wird folgende Erklärung eingedruckt: 

.Mit einer Speicherung der Zollnummer und der 
dazugehörigen Adreßdaten und ihrer Weitergabe 
an Dienststellen der Zollverwaltung bin ich einver- 
standen.“ 


gefaßt: 

.Industri- & Handelstyreisen 
Tagensvej 135 
220 Kobnhavn N 
Tel.: 85 10 66“. 


b) In der rechtsseitig angeordneten Rubrik .Einfuhr“ 
wird in der zweiten Zeile der Klammerzusatz 
.(§ 33 b AWV)“, in der dritten Zeile der Klammer- 
satz .(§ 33 Abs. 3 AWV)" und in der vierten Zeile 
der Klammerzusatz .(§ 33a AWV)“ gestrichen. 


.Department of Trade and Industry 
Export Ucensing Unit, 

Kingsgate House, 

68-74 Victoria Street 
LONDON SW 1 E 6 SW 
Tel.: 01 215 78 77 
Telex: 88 11 074*. 


c) Neben der Länderangabe .Großbritannien und 
Nordirland“ wird die Angabe der ausstelienden 
Behörde wie folgt gefaßt: 
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Siebte Verordnung 

zur Änderung der AuBenwIrtschaftsverordnung 
Vom 21. Juni 1990 


Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung 
mit § 2 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 und § 26 Abs. 1 des 
Außenwirtschaftsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil Hl, Gliederungsnummer 7400-1 .veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, von denen § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 durch 
das Gesetz vom 6. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1905) neu- 
gefaßt worden ist, verordnet die Bundesregierung: 

Artikel 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung vom 18. Dezember 
1 986 (BGBl. I S. 2671 ), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung vom 20. März 1990 (BGBl. I S. 554), wird wie folgt 
geändert. 

1 . § 5 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

»Satz 1 gilt nicht für Waren der Nummern 1461, 1517a 
und 1710 der Ausfuhrliste sowie für Datenverarbei- 
tungsprogramme (Software).“ 

2. § 17 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

.(1) Die Ausfuhrgenehmigung ist auf einem Vordruck 
nach Anlage A 5 zu beantragen und zu erteilen, in den 
Fällen des § 6b schriftlich zu beantragen und auf 
einem Vordruck nach Anlage A 10 zu erteilen. Antrags- 
berechtigt ist nur der Ausführer. Das Bundesamt für 
Wirtschaft kann abweichend von Satz 1 

1. durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger vor- 
schreiben, daß die Ausfuhrgenehmigung für Waren 
und Unterlagen, die in Teil I der Ausfuhrliste (An- 
lage AL) genannt sind, auf einem Vordruck nach An- 
lage A 5 a beantragt wird, der mit einer vom 
Bundesamt für Wirtschaft zugeteilten Nummer ver- 
sehen sein muß; die Bekanntmachung regelt Einzel- 
heiten über die Herstellung der Vordrucke, um 
deren maschinelle Lesbarkeit zu gewährleisten; 

2. die Ausfuhrgenehmigung aut einem Vordruck nach 
Anlage A 5 b erteilen.“ 

3. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) In § 38 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Durchfuhr von Waren oder Unterlagen zur 
Fertigung von Waren, die im Zusammenhang mit 


der Entwicklung, dem Bau, der Erprobung oder dem 
Einsatz eines Ferngeschützes im Irak stehen, ist 
verboten.“ 

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Ab- 
sätze 4 und 5. 

4. In § 45 Abs. 3 werden die Worte »und Namibia“ ge- 
strichen. 

5. § 70 wird wie folgt geändert; 

a) Absatz 1 Nr. 7 wird wie folgt gefaßt: 

»7. entgegen § 38 Abs. 1 bis 3 Waren oder Unter- 
lagen durchführt“. 

b) Absatz 3 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt; 

»2. entgegen § 38 Abs. 4 ohne Genehmigung die 
dort bezeichneten Waren durchführt oder“. 

6. Die Anlagen A 5 a und A 5 b erhalten die Fassung der 
Anlagen zu dieser Verordnung. 

Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin, soweit sie 
sich nicht auf Rechtsgeschäfte und Handlungen bezieht, 
die nach dem Gesetz Nr. 43 des Kontrollrates vom 20. De- 
zember 1946 oder nach sonstigem in Berlin geltendem 
Recht verboten sind oder der Genehmigung bedürfen. 

Artikel 3 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann den Wortlaut der 
Außenwirtschaftsverordnung in der ab 1. Oktober 1990 
geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt- 
machen. 

Artikel 4 

(1) Diese Verordnung tritt, soweit nicht in Absatz 2 etwas 
anderes bestimmt ist, am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Artikel 1 Nr. 2 tritt am 1. Oktober 1990 in Kraft 


Bonn, den 21. Juni 1990 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 


Der Bundesminister für Wirtschaft 
H. Haussmann 
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Fünftes Gesetz 

zur Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes 

Vom 20. Juli 1990 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Außenwirtschaftsgesetz in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 7400-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 24. April 1986 (BGBl. I S. 560), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 1 Nr. 3 und 4 wird wie folgt gefaßt: 

.3. Gebietsansässige: 

natürliche Personen mit Wohnsitz oder gewöhn- 
lichem Aufenthalt im Wirtschaftsgebiet, juristische 
Personen und Personenhandelsgesellschaften 
mit Sitz oder Ort der Leitung im Wirtschaftsgebiet: 
Zweigniederlassungen Gebietsfremder im Wirt- 
schaftsgebiet gelten als Gebietsansässige, wenn 
sie hier ihre Leitung haben und für sie eine 
gesonderte Buchführung besteht: Betriebsstätten 
Gebietsfremder im Wirtschaftsgebiet gelten als 


Gebietsansässige, wenn sie hier ihre Verwaltung 
haben; 

4. Gebietsfremde: 

natürliche Personen mit Wohnsitz oder gewöhn- 
lichem Aufenthalt in fremden Wirtschaftsgebieten, 
juristische Personen und Personenhandelsge- 
sellschaften mit Sitz oder Ort der Leitung in frem- 
den Wirtschaftsgebieten; Zweigniederlassungen 
Gebietsansässiger in fremden Wirtschaftsgebie- 
ten gelten als Gebietsfremde, wenn sie dort ihre 
Leitung haben und für sie eine gesonderte Buch- 
führung besteht; Betriebsstätten Gebietsansässi- 
ger in fremden Wirtschaftsgebieten gelten als 
Gebietsfremde, wenn sie dort ihre Verwaltung 
haben.“ 

2. § 5 wird wie folgt gefaßt: 

-§5 

Erfüllung zwischenstaatlicher Vereinbarungen 

Zur Erfüllung zwischenstaatlicher Vereinbarungen, 
denen die gesetzgebenden Körperschaften in der 
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Form eines Bundesgesetzes zugestimmt haben, kön- 
nen Rechtsgeschäfte und Handlungen im Außenwirt- 
schaftsverkehr beschränkt und bestehende Beschrän- 
kungen aufgehoben werden.“ 

3. § 7 Abs. 2 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

,1. die Ausfuhr oder Durchfuhr von 

a) Waffen, Munition und Kriegsgerät, 

b) Gegenständen, die bei der Entwicklung, 
Erzeugung oder dem Einsatz von Waffen, 
Munition und Kriegsgerät nützlich sind, oder 

c) Konstruktionszeichnungen und sonstigen Fer- 
tigungsunterlagen für die in Buchstaben a und 
b bezeichneten Gegenstände, 

vor allem wenn die Beschränkung der Durchfüh- 
rung einer in internationaler Zusammenarbeit ver- 
einbarten Ausfuhrkontrolle dient;“. 

4. Dem § 7 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 3 
an gefügt: 

„(3) Zu den in Absatz 1 genannten Zwecken können 
auch Rechtsgeschäfte und Handlungen Deutscher in 
fremden Wirtschaftsgebieten beschränkt werden, die 
sich auf Waren und sonstige Gegenstände nach 
Absatz 2 Nr. 1 einschließlich ihrer Entwicklung und 
Herstellung beziehen, wenn der Deutsche 

1. Inhaber eines Personaldokumentes der Bundes- 
republik Deutschland ist oder 

2. verpflichtet wäre, einen Personalausweis zu besit- 
zen, falls er eine Wohnung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes hätte. 

Dies gilt vor allem, wenn die Beschränkung der in 
internationaler Zusammenarbeit vereinbarten Verhin- 
derung der Verbreitung von Waren und sonstigen 
Gegenständen nach Absatz 2 Nr. 1 dient.“ 

5. § 1 0 a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 10 a 

Wareneinfuhr durch Gebietsfremde 

(1) Bei der Einfuhr von Waren stehen gebietsfremde 
Gemeinschaftsansässige den Gebietsansässigen 
gleich, sofern die Einfuhr durch Gebietsansässige 
ohne Genehmigung zulässig ist. 

(2) Gebietsfremde Gemeinschaftsansässige im 
Sinne des Absatzes 1 sind natürliche Personen mit 
Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt sowie juristi- 
sche Personen und Personenhandelsgesellschaften 
mit Sitz oder Ort der Leitung in dem Teil des Gebiets 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, der nicht 
zum Wirtschaftsgebiet gehört; Zweigniederlassungen 
Gebietsfremder, die nicht gebietsfremde Gemein- 
schaftsansässige sind, sowie Zweigniederlassungen 
Gebietsansässiger in dem Teil des Gebiets der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, der nicht zum 
Wirtschaftsgebiet gehört, gelten als gebietsfremde 
Gemeinschaftsansässige, wenn sie hier ihre Leitung 
haben und für sie eine gesonderte Buchführung 
besteht; Betriebsstätten Gebietsfremder, die nicht 
gebietsfremde Gemeinschaftsansässige sind, sowie 
Betriebsstätten Gebietsansässiger in dem Teil des 
Gebiets der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 


der nicht zum Wirtschaftsgebiet gehört, gelten als 
gebietsfremde Gemeinschaftsansässige, wenn sie 
hier ihre Verwaltung haben. Als Gebiet der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft gilt der europäische 
Geltungsbereich des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft einschließlich 
der französischen überseeischen Departements. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann vorgesehen 
werden, daß auch nicht-gemeinschaftsansässige 
Gebietsfremde bei der Einfuhr von Waren den 
Gebietsansässigen gleichstehen, sofern die Einfuhr 
durch Gebietsansässige ohne Genehmigung zulässig 
ist. Absatz 2 Satz 1 findet entsprechende An- 
wendung.“ 

6. In § 12 Abs. 2 Satz 1 werden hinter den Worten „im 
Benehmen mit“ die Worte „dem Bundesminister der 
Finanzen sowie“ eingefügt. 

7. In § 13 Satz 1 wird vor dem ietzten Wort „milzuieiien“ 
das Wort „nachweisbar" eingefügt. 

8. In § 17 Satz 1 erhalten 

a) die Überschrift die Fassung „Audiovisuelle Werke“; 

b) in Satz 1 die Nummern 1 und 2 folgende Fassung: 

„1. den Erwerb von Vorführungs- und Sende- 
rechten an audiovisuellen Werken von Ge- 
bietsfremden, wenn die Werke zur Vorführung 
oder Verbreitung im Wirtschaftsgebiet be- 
stimmt sind, und 

2. die Herstellung von audiovisuellen Werken in 
Gemeinschaftsproduktion mit Gebietsfrem- 
den“. 

9. In § 28 Abs. 2 a und 3 Nr. 1 sowie in § 44 Abs. 1 Satz 1 
und 3 wird jeweils das Wort „gewerbliche" gestrichen. 

10. § 30 Abs. 2 wird durch folgende Absätze 2 und 3 
ersetzt: 

„(2) Die Genehmigung, die Ablehnung eines Antrags 
auf Erteilung einer Genehmigung, die Rücknahme 
und der Widerruf einer Genehmigung bedürfen der 
Schriftform. 

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage haben keine 
aufschiebende Wirkung.“ 

11. § 34 erhält folgende Fassung: 

„§ 34 
Straftaten 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer eine in § 33 Abs. 1 
bezeichnete Handlung begeht, die geeignet ist, 

1 . die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch- 
land, 

2. das friedliche Zusammenleben der Völker oder 

3. die auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland erheblich 

zu gefährden. 


763 



Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Nr. 36 - Tag der Ausgabe: Bonn, den 27. Juli 1990 


1459 


(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn 
Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel 
vor, wenn der Täter 

1 . gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande, die 
sich zur fortgesetzten Begehung solcher Straftaten 
verbunden hat, unter Mitwirkung eines anderen 
Bandenmitglieds handelt oder 

2. durch eine in Absatz 1 Nr. 1 bezeichnete Tat die 
Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland herbei- 
führt. 

(4) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 
fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder Geldstrafe.“ 


12. § 51 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

.Die §§ 7 und 10 finden im Land Berlin nur Anwen- 
dung, soweit sie sich auf Rechtsgeschäfte und Hand- 
lungen beziehen, die entweder nach dem Gesetz 
Nr. 43 des Kontrollrates vom 20. Dezember 1946 oder 
sonstigem in Berlin geltendem Recht nicht verboten 
oder die entsprechend dem Gesetz Nr. 43 des 
Kontrollrates genehmigt sind.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am zehnten Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Bonn, den 20. Juli 1990 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
H. Haussmann 
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Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1990, Teil I 


Sechstes Gesetz 

zur Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes 

Vom 20. Juli 1990 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Außenwirtschaftsgesetz in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 7400-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 20. Juli 1990 (BGBl. I S. 1457), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. Nach § 26 wird folgender § 26a eingefügt. 

.§ 26 a 

Besondere Meldepflichten 

(1) Durch Rechtsverordnung kann angeordnet wer- 
den, daß dem Bundesamt für Wirtschaft die Vornahme 
von Rechtsgeschäften oder Handlungen zu melden ist, 
die sich auf Waren und Technologien im kemtechni- 
schen, biologischen oder chemischen Bereich des 
Teils I der Ausfuhrliste (Anlage AL zur Außenwirt- 
schaftsverordnung) beziehen, soweit dies zur Verfol- 
gung der in den §§ 5 und 7 Abs. 1 angegebenen 
Zwecke, insbesondere zur Überwachung des Außen- 


wirtschaftsverkehrs, erforderlich ist Das Bundesamt für 
Wirtschaft darf die auf Grund einer Rechtsverordnung 
nach Satz 1 erhobenen Informationen zu den in Satz 1 
genannten Zwecken mit anderen bei ihm gespeicher- 
ten Informationen abgleichen. 

(2) Die auf Grund einer Rechtsverordnung nach 
Absatz 1 erhobenen Informationen sind geheimzuhal- 
ten. Sie können an den Bundesminister für Wirtschaft 
und die für die Überwachung des Außenwirtschafts- 
verkehrs zuständigen Behörden übermittelt werden, 
soweit es die in Absatz 1 genannten Zwecke erfordern. 
Für andere als die in Absatz 1 genannten Zwecke 
dürfen sie nicht verwendet werden. § 45 bleibt unbe- 
rührt. 

(3) Art und Umfang der Meldepflicht sind auf das Maß 
zu begrenzen, das notwendig ist, um den in Absatz 1 
angegebenen Zweck zu erreichen.“ 

2. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. einer nach § 26 oder § 26 a erlassenen Rechts- 
verordnung zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
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bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor- 
schrift verweist,“. 

b) In Absatz 5 wird das Wort „fünfhunderttausend“ 
durch die Worte „einer Million“ ersetzt. 

3. Nach § 44 wird folgender § 45 eingefügt: 

„§ 45 

Übermittlung von Informationen 

(1) Das Bundesamt für Wirtschaft kann die ihm bei 
der Erfüllung seiner Aufgaben nach diesem Gesetz 
bekanntgewordenen Informationen und die Meldungen 
auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 26a an die 
anderen zur Überwachung des Außenwirtschaftsver- 
kehrs zuständigen Behörden übermitteln, soweit dies 
zur Verfolgung der in den §§ 5 und 7 Abs. 1 angegebe- 
nen Zwecke erforderlich ist. Dies gilt auch für die Über- 
mittlung an andere Behörden, soweit dies zur Erfüllung 
ihrer gesetzlichen Aufgaben bei der Verfolgung von 
Straftaten nach diesem Gesetz erforderlich ist. Die 
Empfänger dürfen die übermittelten Informationen, 
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur zu 
dem Zwecke verwenden, zu dem sie übermittelt wor- 
den sind. 

(2) Das Zollkriminalinstitut ist berechtigt, Daten nach 
Absatz 1 in einem automatisierten Verfahren abzuru- 
fen, wenn es im Einzelfall zur Überwachung des 
Außenwirtschaftsverkehrs erforderlich ist. 

(3) Das Zollkriminalinstitut und das Bundesamt für 
Wirtschaft legen bei der Einrichtung des Abrufverfah- 
rens die Art der zu übermittelnden Daten und die nach 


§ 6 des Bundesdatenschutzgesetzes erforderlichen 
technischen und organisatorischen Maßnahmen 
schriftlich fest. 

(4) Die Einrichtung des Abrufverfahrens bedarf der 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen und 
des Bundesministers für Wirtschaft. Über die Einrich- 
tung des Abrufverfahrens ist der Bundesbeauftragte für 
den Datenschutz unter Mitteilung der Festlegungen 
nach Absatz 3 zu unterrichten. 

(5) Die Verantwortung für die Zulässigkeit des einzel- 
nen Abrufs trägt das Zollkriminalinstitut. Abrufe im auto- 
matisierten Verfahren dürfen nur von Bediensteten vor- 
genommen werden, die von der Leitung des Zollkrimi- 
nalinstituts hierzu besonders ermächtigt sind. Das Bun- 
desamt für Wrtschaft prüft die Zulässigkeit der Abrufe 
nur, wenn dazu Anlaß besteht. Es hat zu gewährleisten, 
daß die Übermittlung der Daten zumindest durch geeig- 
nete Stichprobenverfahren festgestellt und überprüft 
werden kann.“ 

Artikel 2 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Berlin. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Bonn, den 20. Juli 1990 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
H. Haussmann 
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Anhang 10 

Deutscher Bundestag Drucksache 1 1/4609 

11. Wahlperiode 

30 . 05 . 89 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Überwachung 
des Außenwirtschaftsverkehrs und zum Verbot von Atomwaffen, 
biologischen und chemischen Waffen 


A. Zielsetzung 

— Verbesserung der Informationsbasis der Genehmigungs-, 
Überwachungs- und Ermittlungsbehörden im Wirtschaftsver- 
kehr durch gegenseitigen Datenaustausch. 

— Verhinderung der Beteiligung Deutscher an der Errichtung von 
Anlagen zur Herstellung von Atomwaffen, biologischen oder 
chemischen Waffen. 

B. Lösung 

— Änderung des Atomgesetzes und des Finanzverwaltungsgeset- 
zes i. S. einer Ermächtigung zu Datenaustausch. 

— Ergänzung des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen 
um neue Verbots- und Strafvorschriften gegen die Herstellung 
von Atomwaffen, biologischen und chemischen Waffen: Unein- 
geschränktes Verbot der Herstellung im Inland, Strafvorschrift 
gegen Verletzung dieses Verbots, Erstreckung dieser Strafvor- 
schrift auf Auslandstaten Deutscher. 

C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Verwaltungskosten, die in gesonderter Vorlage noch Umrissen 
werden. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. Mai 1989 

121 (421) - 651 09 - Au 114/89 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Verbesserung der Überwachung des Außenwirtschaftsverkehrs und 
zum Verbot von Atomwaffen, biologischen und chemischen Waffen mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 600. Sitzung am 12. Mai 1989 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 ersicht- 
lich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Kohl 
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Anlage 1 zu Anhang 10 


Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Überwachung 
des Außenwirtschaftsverkehrs und zum Verbot von Atomwaffen, 
biologischen und chemischen Waffen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Änderung des Atomgesetzes 


Das Atomgesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 15. Juli 1985 (BGBl. I S. 1565), geändert 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 18. Februar 1986 
(BGBl. I S. 265), wird wie folgt geändert: 


1. In § 19 Abs. 1 wird nach Satz 3 folgender Satz an- 
gefügt: 

„Der für die kern technische Sicherheit und den 
Strahlenschutz zuständige Bundesminister kann 
für die ihm von den nach den §§ 22 bis 24 zustän- 
digen Behörden übermittelten Informationen über 
Verstöße gegen Vorschriften dieses Gesetzes und 
der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
verordnungen die hierauf beruhenden Anordnun- 
gen und Verfügungen der Aufsichtsbehörden und 
die Bestimmungen des Bescheids über die Geneh- 
migung an den Bundesminister des Innern über- 
mitteln, soweit dies für die Wahrnehmung von Auf- 
gaben durch das Bundeskriminalamt erforderlich 
ist; die übermittelten Informationen dürfen, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur für den 
Zweck verwendet oder übermittelt werden, zu dem 
sie übermittelt worden sind. " 


2. Nach § 24 wird folgender § 24 a eingefügt: 

„ § 24 a 

Datenübermittlung 

Der für die kerntechnische Sicherheit und den 
Strahlenschutz zuständige Bundesminister kann 
die Informationen, die er von den nach den §§22 
bis 24 zuständigen Behörden über nach diesem 
Gesetz oder den aufgrund dieses Gesetzes erlasse- 
nen Rechtsverordnungen erteilte Genehmigungen 
und ihre Rechtsgrundlagen erhält, an die für den 
Außenwirtschaftsverkehr zuständigen obersten 
Bundesbehörden zur Erfüllung ihrer Aufgaben bei 
Genehmigungen oder der Überwachung des Au- 
ßenwirtschaftsverkehrs übermitteln. Die Empfän- 
ger dürfen die übermittelten Informationen, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur zu dem 
Zweck verwenden, zu dem sie übermittelt worden 
sind." 


Artikel 2 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

Das Finanzverwaltungsgesetz vom 30. August 1971 
(BGBl. I S. 1427), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2436), 
wird wie folgt geändert: 

In § 12 Abs. 4 Satz 2 wird nach Nummer 1 folgende 
Nummer 1 a eingefügt: 

„la. es wirkt bei der Überwachung des Wirtschafts- 
verkehrs mit Wirtschaftsgebieten außerhalb des 
Geltungsbereiches dieses Gesetzes mit und 
kann andere Behörden über ihm vorliegende 
Erkenntnisse unterrichten, soweit dies zur Erfül- 
lung der gesetzlichen Aufgaben der Zolldienst- 
stellen oder der anderen Behörden bei der Ge- 
nehmigung, Überwachung oder Strafverfolgung 
in diesem Bereich erforderlich ist; die Empfän- 
ger dürfen die übermittelten Informationen, so- 
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur 
zu dem Zweck verwenden, zu dem sie übermit- 
telt worden sind.“ 


Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über die Kontrolle 
von Kriegswaffen 

Das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum- 
mer 190-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu- 
letzt geändert durch Verordnung vom 22. Juli 1987 
(BGBl. I S. 1683), wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 1 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Für Atomwaffen im Sinne des § 17 Abs. 2 
sowie für biologische und chemische Waffen im 
Sinne der Kriegswaffenliste gelten die besonderen 
Vorschriften des Dritten und Vierten Abschnitts 
sowie die Strafvorschriften der §§ 19 bis 21." 

2. Nach § 15 wird folgender Dritter und Vierter Ab- 
schnitt eingefügt: 

„Dritter Abschnitt 

Besondere Vorschriften für Atomwaffen 
§ 16 

Nukleare Aufgaben im Nordatlantischen Bündnis 

Die Vorschriften dieses Abschnitts und die Straf- 
vorschriften der §§ 19 und 21 gelten, um Vorberei- 
tung und Durchführung der nuklearen Mitwirkung 
im Rahmen des Nordatlantikvertrages vom 4. April 
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1949 oder für einen Mitgliedstaat zu gewährleisten, 
nur für Atomwaffen, die nicht der Verfügungsge- 
walt von Mitgliedstaaten dieses Vertrages unter- 
stehen oder die nicht im Auftrag solcher Staaten 
entwickelt oder hergestellt werden. Die Genehmi- 
gungserfordernisse nach anderen Vorschriften die- 
ses Gesetzes bleiben unberührt. 

§ 17 

Verbot von Atomwaffen 

(1) Unbeschadet des § 16 ist es verboten, 

1. Atomwaffen zu entwickeln, herzustellen, mit ih- 
nen Handel zu treiben, von einem anderen zu 
erwerben oder einem anderen zu überlassen, 
einzuführen, auszuführen, durch das Bundesge- 
biet durchzuführen oder sonst in das Bundesge- 
biet oder aus dem Bundesgebiet zu verbringen 
oder sonst die tatsächliche Gewalt über sie aus- 
zuüben oder 

2. eine in Nummer 1 bezeichnete Handlung zu för- 
dern. 

(2) Atomwaffen im Sinne des Absatzes 1 sind 

1. Waffen aller Art, die Kernbrennstoffe oder ra- 
dioaktive Isotope enthalten oder eigens dazu 
bestimmt sind, solche aufzunehmen oder zu ver- 
wenden, und Massenzerstörungen, Massen- 
schäden oder Massenvergiftungen hervorrufen 
können 

2. Teile, Vorrichtungen, Baugruppen oder Sub- 
stanzen, die eigens für eine in Nummer 1 ge- 
nannte Waffe bestimmt sind. 

Für die Begriffsbestimmung der Atomwaffen gel- 
ten außerdem Satz 2 der Einleitung und Abschnitt I 
Buchstabe c der Anlage II zum Protokoll Nr. III des 
revidierten Brüsseler Vertrages vom 23. Oktober 
1954. 

Vierter Abschnitt 

Besondere Vorschriften für biologische 
und chemische Waffen 

§ 18 

Verbot von biologischen und chemischen Waffen 
Es ist verboten, 

1. biologische oder chemische Waffen zu entwik- 
keln, herzustellen, mit ihnen Handel zu treiben, 
von einem anderen zu erwerben oder einem 
anderen zu überlassen, einzuführen, auszufüh- 
ren, durch das Bundesgebiet durchzuführen 
oder sonst in das Bundesgebiet oder aus dem 
Bundesgebiet zu verbringen oder sonst die tat- 
sächliche Gewalt über sie auszuüben oder 

2. eine in Nummer 1 bezeichnete Handlung zu för- 
dern." 

3. Der bisherige Dritte und der bisherige Vierte Ab- 
schnitt werden Fünfter und Sechster Abschnitt. 

4. In den neuen Fünften Abschnitt werden folgende 
§§ 19 bis 22 eingefügt: 


„§ 19 

Strafvorschriften gegen Atomwaffen 

(1) Mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren 
wird bestraft, wer 

1. Atomwaffen im Sinne des § 17 Abs. 2 entwik- 
kelt, herstellt, mit ihnen Handel treibt, von ei- 
nem anderen erwirbt oder einem anderen über- 
läßt, einführt, ausführt, durch das Bundesgebiet 
durchführt oder sonst in das Bundesgebiet oder 
aus dem Bundesgebiet verbringt oder sonst die 
tatsächliche Gewalt über sie ausübt oder 

2. eine in Nummer 1 bezeichnete Handlunq för- 
dert 

und dadurch 

a) die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
beeinträchtigt, 

b) das friedliche Zusammenleben der Völker stört 
oder 

c) die auswärtigen Beziehungen der Bundesrepu- 
blik Deutschland erheblich stört. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Frei- 
heitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) Handelt der Täter in den Fällen des Absat- 
zes 1 Nr. 1 fahrlässig, so ist die Strafe Freiheits- 
strafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für eine 
Handlung, die 

1. zur Vernichtung von Atomwaffen durch die da- 
für zuständigen Stellen oder 

2. zum Schutz gegen Wirkungen von Atomwaffen 
oder zur Abwehr dieser Wirkungen 

geeignet und bestimmt ist. 

§ 20 

Strafvorschriften gegen biologische und 
chemische Waffen 

(1) Mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren 
wird bestraft, wer 

1. biologische oder chemische Waffen entwickelt, 
herstellt, mit ihnen Handel treibt, von einem 
anderen erwirbt oder einem anderen überläßt, 
einführt, ausführt, durch das Bundesgebiet 
durchführt oder sonst in das Bundesgebiet oder 
aus dem Bundesgebiet verbringt oder sonst die 
tatsächliche Gewalt über sie ausübt oder 

2. eine in Nummer 1 bezeichnete Handlunq för- 
dert. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Frei- 
heitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) Handelt der Täter in den Fällen des Absat- 
zes 1 Nr. 1 fahrlässig oder in den Fällen des Absat- 
zes 1 Nr. 2 leichtfertig, so ist die Strafe Freiheits- 
strafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für eine 
Handlung, die 
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1. zur Vernichtung von chemischen Waffen durch 
die dafür zuständigen Stellen oder 

2. zum Schutz gegen Wirkungen von biologischen 
oder chemischen Waffen oder zur Abwehr die- 
ser Wirkungen 

geeignet und bestimmt ist. 

§ 21 

Taten außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes 

Die §§19 und 20 gelten, unabhängig vom Recht 
des Tatorts, auch für Taten, die außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes begangen werden, 
wenn der Täter Deutscher ist und 

1. Inhaber eines Personaldokuments der Bundes- 
republik Deutschland ist oder 

2. verpflichtet wäre, einen Personalausweis zu be- 
sitzen, falls er eine Wohnung im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes hätte. 

§ 22 

Ausnahmen 

Die §§ 18, 20 und 21 gelten nicht für eine auf 
chemische Waffen bezogene dienstliche Hand- 
lung 

1. des Mitglieds oder der zivilen Arbeitskraft einer 
Truppe oder eines zivilen Gefolges im Sinne des 
Abkommens zwischen den Parteien des Nordat- 
lantikvertrages über die Rechtsstellung ihrer 
Truppen vom 19. Juni 1951 oder 

2. eines Deutschen in Stäben oder Einrichtungen, 
die auf Grund des Nordatlantikvertrages vom 

4. April 1949 gebildet worden sind." 

5. Die bisherigen §§16 und 18 werden §§ 22 a und 
22b. 

6. Die Überschrift zum neuen § 22 a wird wie folgt 
gefaßt: 

„Sonstige Strafvorschriften“. 

7. In § 24 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 16" durch 
die Angabe „§§ 19, 20, 21 oder 22a" ersetzt. 


8. § 28 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 28 

Berlin-Klausel 

Die Strafvorschriften der §§19 bis 21 gegen 
Atomwaffen im Sinne des § 17 Abs 2 und gegen 
biologische und chemische Waffen im Sinne der 
Kriegswaffenliste gelten nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes auch im 
Land Berlin, soweit sie sich auf Handlungen bezie- 
hen, die nicht nach dem Gesetz Nr. 43 des Kontroll- 
rates vom 20. Dezember 1946 oder nach sonstigem 
in Berlin geltendem Recht mit Strafe bedroht 
sind. " 


Artikel 4 

Neufassung des Gesetzes über die Kontrolle 
von Kriegswaffen 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann den Wort- 
laut des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen 
in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden 
Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 5 

Änderung der Strafprozeßordnung 

In § 100a Satz 1 Nr. 3 der Strafprozeßordnung, die 
zuletzt durch Gesetz vom 17. Mai 1988 (BGBl. I S. 606) 
geändert worden ist, wird die Angabe „§ 16 Abs. 1 bis 
3" durch die Angabe „§ 19 Abs. 1 oder 2, § 20 Abs. 1 
oder 2, §§ 21 oder 22a Abs. 1 bis 3" ersetzt. 

Artikel 6 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. Die Artikel 3 und 
5 treten am ersten Tage des auf die Verkündung fol- 
genden dritten Monats in Kraft. 


771 





Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Deutscher Bundestag — 1 1 . Wahlperiode — Drucksache 11/4609 


Begründung 


Zu Artikel 1 (Änderung des Atomgesetzes) 

A. Allgemeines 

Zur Verschärfung der Kontrollen des Wirtschaftsver- 
kehrs mit dem Ausland im militärisch-strategischen 
Bereich ist ein erweiterter Datenaustausch zwischen 
den Kontroll- und Sicherheitsbehörden sowie den 
Nachrichtendiensten vereinbart worden. 


B. Im einzelnen 

Nummer 1 

Die Vorschrift soll den Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit in die Lage verset- 
zen, durch eine Informationsweitergabe über Ver- 
stöße gegen Bestimmungen des Atomrechts und 
atomrechtliche Genehmigungen sowie Anordnungen 
und Verfügungen den Kenntnisstand des Bundeskri- 
minalamts zu verbessern. 


Nummer 2 

Erfahrungen der jüngsten Vergangenheit haben be- 
stätigt, daß die außenwirtschaftlichen Kontrollen vor 
einem zu geringen Hintergrundwissen stattfinden 
und daher nicht zielgerichtet genug vorgenommen 
werden. Neben anderen Maßnahmen zur Erlangung 
einer systemaüschen und breiter angelegten Informa- 
tionsbasis — dazu gehören die Einführung der Melde- 
pflicht nach § 26 a AWG und der erweiterte Datenaus- 
tausch nach § 45 AWG (Entwurf eines Sechsten Ge- 
setzes zur Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes) 
und nach § 12 Abs. 4 des Finanzverwaltungsgesetzes 
(Artikel 2) — sollen den für die Genehmigung oder 
Überwachung des Außenwirtschaftsverkehrs zustän- 
digen Behörden auch Listen mit den Inhabern atom- 
rechtlicher Genehmigungen zur Verfügung gestellt 
werden. § 24 a versetzt deshalb den Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit in die 
Lage, durch eine laufend zu aktualisierende Informa- 
tionsweitergabe in Form einer Liste über die Inhaber 
atomrechtlicher Genehmigungen das Informaüons- 
material der Verwaltung bei der Beurteilung von Vor- 
gängen nach dem Außenwirtschaftsrecht im Zusam- 
menhang mit Nuklearausfuhren zu vergrößern. Der 
Informationsaustausch soll zwischen den obersten 
Bundesbehörden durchgeführt werden; die Empfän- 
ger können die Informationen dann zu diesem Zweck 
ihren nachgeordneten Behörden, insbesondere dem 
Bundesamt für Wirtschaft und dem Zollkriminalinsti- 
tut, zugänglich machen. 

Seite 2 enthält die aus datenschutzrechtlichen Grün- 
den erforderliche Zweckbindung für die weitere Ver- 
wendung der Daten. 


Zu Artikel 2 (Änderung des 

Finanzverwaltungsgesetzes) 

Das Zollkriminalinstitut (ZKI) nimmt neben seinen 
Aufgaben im Bereich der Strafverfolgung u. a. auch 
Aufgaben im Zusammenhang mit der Überwachung 
des Außenwirtschaftsverkehrs, des Verkehrs mit 
Marktordnungswaren und des innerdeutschen Han- 
dels wahr. So ist das Zollkriminalinstitut etwa auf- 
grund von § 12 Abs. 4 Satz 2 Nr. 4 Finanzverwal- 
tungsgesetz in Verbindung mit § 46 Abs. 4 Außen- 
wirtschaftsgesetz beauftragt, Informationen bei den 
Genehmigungsbehörden und Außenwirtschaftsbe- 
hörden zu sammeln, systematisch auszuwerten und 
die gewonnenen Erkenntnisse den Versand- und Aus- 
gangszollstellen zur Durchführung wirksamer Aus- 
fuhrkontrollen zur Verfügung zu stellen. Das ZKI regt 
darüber hinaus auch in Einzelfällen selbst Kontrollen 
und Außenwirtschaftsprüfungen an. 

Diese Mitwirkung an der Überwachung des grenz- 
überschreitenden Warenverkehrs soll durch die Än- 
derung von § 12 Abs, 4 Finanzverwaltungsgesetz 
klargestellt werden. Darüber hinaus soll die Gesetzes- 
änderung sicherstellen, daß Erkenntnisse, die dem 
Zollkriminalinstitut vorliegen, auch von Behörden au- 
ßerhalb der Zollverwaltung genutzt werden können, 
soweit diesen Aufgaben der Überwachung des Au- 
ßenwirtschaftsverkehrs oder Strafverfolgung in die- 
sem Bereich übertragen sind. Hierdurch wird ein um- 
fassender Informationsaustausch für Kontrollen und 
Prüfungen sowie Ermittlungen im Außenwirtschafts- 
verkehr, innerdeutschen Handel und Verkehr mit 
Marktordnungswaren ermöglicht. Die von den jeweils 
zuständigen Überwachungs- und Vollzugsbehörden 
zu ergreifenden Maßnahmen werden beschleunigt. 
Die Effektivität vor allem der Außenwirtschaftsüber- 
wachung wird dadurch erhöht. Aus datenschutzrecht- 
lichen Gründen dürfen die vom Zollkriminalinstitut an 
andere Behörden außerhalb der Zollverwaltung über- 
mittelten Daten nur zu dem Zweck verwendet wer- 
den, zu dem sie übermittelt worden sind (Grundsatz 
der Zweckbindung). Durch Rechtsverordnung wird 
Art und Umfang der Übermittlung personenbezoge- 
ner Daten geregelt (siehe § 12 Abs. 5 Finanzverwal- 
tungsgesetz). 

Der nach anderen Bestimmungen zulässige Informa- 
tionsaustausch zwischen dem Zollkriminalinstitut und 
anderen Behörden bleibt von dieser Gesetzesände- 
rung unberührt. 

Zu Artikel 3 

A. Allgemeines 
1. Anlaß 

Vor dem Hintergrund einer möglichen Beteiligung 
Deutscher am Bau von Chemiewaffenfabriken in 
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Libyen und im Irak hat die Bundesregierung am 
10. Januar 1989 u. a. beschlossen, daß neue Strafvor- 
schriften gegen die Herstellung von biologischen und 
chemischen Waffen im Inland und gegen die Mitwir- 
kung von Deutschen an der Herstellung im Ausland 
eingeführt werden sollen. Die vorliegenden Änderun- 
gen des Kriegswaffenkontrollgesetzes, die auch 
Atomwaffen einbeziehen, dienen der Umsetzung die- 
ses Beschlusses. Sie sind als Beitrag des Strafrechts 
zur Friedenspolitik der Bundesrepublik Deutschland 
zu verstehen. 


2. Regelungsbedarf für biologische und chemische 
Waffen 

Ausgangspunkt ist die Erkenntnis, daß die gelten- 
den Vorschriften des Kriegswaffenkontrollgesetzes 
(KWKG) nicht ausreichen, um die Mitwirkung Deut- 
scher an der Entwicklung und Herstellung von biolo- 
gischen und chemischen Waffen vollständig zu unter- 
bindsn. 

Gemäß § 16 KWKG wird mit Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu fünf Jahren, in besonders schweren Fällen 
bis zu zehn Jahren, bestraft, wer Kriegswaffen — dazu 
gehören gemäß Teil A Abschnitte II und III der 
Kriegswaffenliste (Anlage zum Kriegswaffenkontroll- 
gesetz) biologische und chemische Waffen — ohne 
die nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz erforderli- 
che Genehmigung u. a. herstellt oder ausführt. Prak- 
tisch hat dieser Genehmigungsvorbehalt für biologi- 
sche und chemische Waffen keine Bedeutung, weil 
die Bundesrepublik Deutschland sich 1954 völker- 
rechtlich verpflichtet hat, ABC-Waffen in ihrem Ge- 
biet nicht herzustellen (Anlage I zum Protokoll Nr. III 
zum revidierten Brüsseler Vertrag vom 23. Oktober 
1954 - BGBl. 1955 II S. 266, 269). 

Die bisherigen Strafvorschriften weisen jedoch zwei 
empfindliche Lücken auf: 

— § 16 KWKG erfaßt nicht im Ausland begangene 
Taten, weil die in dieser Vorschrift strafbewehrten 
Genehmigungstatbestände nach unbestrittener 
Auffassung nur für das Bundesgebiet gelten. 

— Täter einer Straftat nach § 16 KWKG kann nur 
sein, wer einer Genehmigung nach dem KWKG 
bedarf, z. B. der Produzent, in dessen Fabrik, mit 
dessen Kapital und für dessen Rechnung Kriegs- 
waffen hergestellt werden. Leitende Angestellte, 
Techniker, Arbeitnehmer und andere Personen in 
abhängiger Stellung scheiden als Täter aus; sie 
können allenfalls wegen Teilnahme (vor allem Bei- 
hilfe) strafrechtlich verfolgt werden. Diese Rechts- 
folge ergibt sich aus § 5 Abs. 1 KWKG, wonach 
einer Genehmigung nach dem KWKG nicht be- 
darf, wer unter der Aufsicht oder als Beschäftigter 
eines anderen tätig wird; in diesen Fällen bedarf 
nur der andere — z. B. der Hersteller — der Ge- 
nehmigung. 

3. Wesentlicher Inhalt der Neuregelung für 
biologische und chemische Waffen 

Aus dieser Rechtslage sind folgende Konsequenzen 
zu ziehen: 


a) Strafbewehrtes Herstellungsverbot 

Die Herstellung von biologischen und chemischen 
Waffen soll im Inland schlechthin, d. h. ohne formale 
Genehmigungsmöglichkeit, verboten werden (§ 18 
neu). Im Gegensatz zum geltenden Recht soll deshalb 
nicht ein Verstoß gegen den Genehmigungsvorbe- 
halt, sondern ein Verstoß gegen das uneinge- 
schränkte Herstellungsverbot im Inland unter Strafe 
gestellt werden. 

b) Höhere Strafdrohung 

Die Strafdrohungen einer neuen Vorschrift gegen das 
Herstellen von biologischen und chemischen Waffen 
(§ 20 neu) sollen erheblich über den geltenden § 16 
KWKG hinausgehen: 

Freiheitsstrafe von zwei Jahren bis zu fünfzehn Jahren 
für vorsätzliche Handlungen (geltendes Recht: Frei- 
heitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf Jahren, in be- 
sonders schweren Fällen bis zu zehn Jahren). 

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe für 
fahrlässige Handlungen (geltendes Recht: Freiheits- 
strafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe). 

c) Erweiterung des Täterkreises 

Die neue Strafvorschrift (§ 20 neu) soll sich gegen alle 
Personen richten, die an der Herstellung von B- und 
C-Waffen mitwirken. In Zukunft sollen also nicht nur 
der Produzent, sondern vor allem auch die in seinem 
Auftrag oder unter seiner Aufsicht tätigen Personen 
erfaßt werden (z. B. Angestellte, Techniker, Arbei- 
ter). 

d) Ausdehnung der Strafvorschrift auf 
Auslandstaten 

Die Geltung der neuen Strafvorschrift (§ 20 neu) soll 
auf Taten von Deutschen im Ausland erstreckt werden 
(§ 21 neu). Damit wird die nach geltendem Recht wohl 
empfindlichste Strafbarkeitslücke geschlossen. 

e) Ausnahmen 

Ausnahmeregelungen zu den neuen Verbots- und 
Strafvorschriften (§§ 18, 20 und 21 neu) sollen nur für 
eng umgrenzte Bereiche vorgesehen werden (§ 20 
Abs. 4, § 22 neu). 

4. Einbeziehung der Atomwaffen 

Atomwaffen werden in den Gesetzentwurf einbezo- 
gen. Sie unterscheiden sich allerdings grundsätzlich 
von biologischen und chemischen Waffen, die völker- 
rechtlich geächtet sind. Aus der deutschen Teilhabe 
im Rahmen des Nordatlantikvertrages vom 4. April 
1949 und für die Partner dieses Vertrages ergeben 
sich Aufgaben, um Vorbereitung und Durchführung 
der nuklearen Mitwirkung im Rahmen der Bündnis- 
strategie zu gewährleisten. Entsprechend dieser Be- 
wertung sind Atomwaffen in strafrechtlicher Hinsicht 
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grundsätzlich anders zu behandeln als biologische 
und chemische Waffen. Dem trägt insbesondere § 16 
neu Rechnung. 

Hinsichtlich der völkerrechtlichen Ächtung der biolo- 
gischen und chemischen Waffen ist auf das Genfer 
Protokoll vom 17. Juni 1925 über das Verbot der Ver- 
wendung von erstickenden, giftigen oder ähnlichen 
Gasen sowie von bakteriologischen Mitteln im Kriege 
(RGBl. 1929 II S. 173), für biologische Waffen insbe- 
sondere auf das Übereinkommen vom 10. April 1972 
über das Verbot der Entwicklung, Herstellung und 
Lagerung bakteriologischer (biologischer) Waffen 
und von Toxinwaffen sowie über die Vernichtung sol- 
cher Waffen (BGBl. 1983 II S. 132) hinzuweisen. So- 
weit der Gesetzentwurf gegen chemische Waffen ge- 
richtet ist, ist er auch vor dem Hintergrund der laufen- 
den Verhandlungen über ein vollständiges Verbot 
dieser Waffen zu sehen. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 


Zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 1 Abs. 3) 

Im Anschluß an Artikel 26 Abs. 2 Grundgesetz geht 
das Kriegswaffenkontrollgesetz (KWKG) davon aus, 
daß der Verkehr mit Kriegswaffen der Genehmigung 
bedarf. § 18 des Entwurfs schließt diesen Genehmi- 
gungsvorbehalt aus, indem er für biologische und che- 
mische Waffen (B- und C-Waffen) ein uneinge- 
schränktes Verbot begründet. Ein Verstoß gegen die- 
ses Verbot wird in den §§ 20, 21 neu unter Strafe 
gestellt. 

§ 1 Abs. 3 stellt deshalb zunächst klar, daß auf B- und 
C-Waffen nur noch die neu in das KWKG einzufügen- 
den besonderen Vorschriften des Vierten Abschnitts 
(§ 18) und die Strafvorschriften in §§ 20, 21 anzuwen- 
den sind. 

Außerdem weist § 1 Abs. 3 darauf hin, daß die Be- 
griffsbestimmung der B- und C-Waffen in der Kriegs- 
waffenhste (KWL) auch für die besonderen Vorschrif- 
ten der §§ 18, 20 und 21 gilt. 

Danach sind chemische und biologische Waffen 

— die in Nummern 3 und 5 der KWL aufgeführten 
chemischen Kampfstoffe und biologischen Kampf- 
mittel sowie 

— die in Nummern 4 und 6 der KWL aufgeführten 
Einrichtungen oder Geräte, die eigens dazu be- 
stimmt sind, die in Nummern 3 und 5 genannten 
chemischen Kampfstoffe oder biologischen 
Kampfmittel für militärische Zwecke zu verwen- 
den. 

Eine Einschränkung der Begriffsbestimmung der B- 
und C-Waffen ergibt sich daraus, daß die Kriegswaf- 
fenliste in Teil A konstitutiv auf die Ausnahmerege- 
lungen in Satz 2 der Einleitung der Anlage II und de- 
ren Abschnitte II und III zum Protokoll III zum revi- 
dierten Brüsseler Vertrag vom 23. Oktober 1954 
(BGBl. 1955 II S. 266) verweist. 


Danach sind von der Definition der B- und C-Waffen 
ausgenommen: 

— gemäß Satz 2 der Einleitung der Anlage II 

alle Vorrichtungen, Teile, Geräte, Einrichtungen, 
Substanzen und Organismen, die für zivile Zwecke 
verwandt werden oder der wissenschaftlichen, 
medizinischen und industriellen Forschung auf 
den Gebieten der reinen und angewandten Wis- 
senschaft dienen; 

— gemäß Anlage II Abschnitt II Buchstabe c und Ab- 
schnitt III Buchstabe c 

die dort genannten Geräte, Einrichtungen und 
Mengen, die über den zivilen Friedensbedarf nicht 
hinausgehen. 

Soweit die Voraussetzungen dieser Ausnahmebestim- 
mungen erfüllt sind, ist die Eigenschaft als Kriegs- 
waffe zu verneinen. Insbesondere für die Strafvor- 
schriften des § 20 neu bedeutet dies, daß dann schon 
das objektive Tatbestandsmerkmal der biologischen 
oder chemischen „Waffe" nicht gegeben ist. 

Für Atomwaffen wird das Verbot auf einen Teil des 
Atomwaffenbegriffs der Kriegswaffenliste be- 
schränkt. Dieser Teil wird im Gesetz näher bestimmt 
(§17 Abs. 2). Insoweit wird daher auch bei Atomwaf- 
fen der Genehmigungsvorbehalt ausgeschlossen. Im 
übrigen bleibt es dagegen bei der bisherigen Rege- 
lung, wie in § 16 ausdrücklich klargestellt wird. 

Auch für Atomwaffen gilt ferner, daß die Eigenschaft 
als Kriegswaffe zu verneinen ist, wenn die Vorausset- 
zungen der Ausnahmebestimmungen nach dem 
WEU-Vertrag, auf die in § 17 Abs. 2 Satz 2 verwiesen 
wird, erfüllt sind. 


Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 16) 

§ 16 stellt klar, daß Atomwaffen ein wesentlicher Be- 
standteil des Verteidigungsbündnisses der NATO 
sind und alle Handlungen, die sich auf diesen Bereich 
beziehen, weder von dem Verbot noch von den Straf- 
vorschriften erfaßt werden. 

Nuklearwaffen sind und bleiben Kemelement der auf 
Kriegsverhinderung gerichteten Abschreckungsstra- 
tegie des Bündnisses. Sie sind entscheidender Garant 
der sicherheitspolitischen Stabilität, die sich in zahl- 
reichen politischen Lagen mit unterschiedlicher Kri- 
senintensität, zum Teil mit einem hohen Maß an Kon- 
fliktpotential, immer wieder bewährt hat. 

Die westlichen Nuklearmächte handeln in Erfüllung 
dieser Strategie nicht nur im Sicherheitsinteresse der 
Bundesrepublik Deutschland, sondern auch mit aus- 
drücklicher Unterstützung der Bundesregierung, 
wenn sie 

— Nuklearwaffen entwickeln, hersteilen, verbessern, 
einsatzbereit und sicher halten, 

— auf deutschem Territorium lagern, verfügbar hal- 
ten, transportieren und 
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— im Bündnisrahmen gemeinsam mit den anderen 
Partnern Einsatz- und Übungskonzepte für Nu- 
klearwaffen entwickeln. 

Andererseits darf § 16 nicht dazu fuhren, daß die all- 
gemeinen Genehmigungsvorschriften des Gesetzes 
außer Kraft gesetzt werden; daher bestimmt § 16 
Satz 2, daß diese Vorschriften unberührt bleiben. 


Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 17) 

Die verbotenen Handlungen werden bei Atomwaffen 
— unbeschadet des Verteidigungsbereichs — wie bei 
biologischen und chemischen Waffen umschrieben 
(s. Begründung zu § 18). Gegenständlich wird der Be- 
griff der Atomwaffen jedoch enger gefaßt als in der 
Kriegswaffenliste, um nicht auch im Hinblick auf das 
Verbot des Förderns erlaubte zivile Tätigkeiten zu 
erfassen. Zu diesem Zweck wird aus der Begriffsbe- 
stimmung der Atomwaffen in der Kriegswaffeniisie 
der Bereich der Teile, Vorrichtungen, Baugruppen 
oder Substanzen, „die für sie wesentlich sind, sofern 
nicht nach dem Atomgesetz vom 23. Dezember 1959 
Genehmigungen erteilt sind,“ herausgenommen. In- 
soweit bleibt es bei den bisherigen Genehmigungs- 
vorschriften des KWKG. 


Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 18) 

Wie bereits in der Begründung zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 1 
Abs. 3) ausgeführt, beseitigt § 18 für B- und C-Waffen 
die bisherigen Genehmigungsmöglichkeiten des 
KWKG. 

Im Hinblick auf die Strafvorschrift des § 20 neu geht 
§ 18 von den Tatbeständen des bisherigen § 16 KWKG 
aus. Nicht ausdrücklich erwähnt sind die im bisheri- 
gen § 16 Abs. 1 Nr. 3 und 5 (Befördern) sowie Nr. 7 
(Vermittlung, Nachweis oder Abschluß eines Vertra- 
ges) genannten Tathandlungen, weil sie durch das 
Merkmal des „sonstigen Ausübens der tatsächlichen 
Gewalt" i. S. des neuen § 18 Nr. 1 oder durch das 
Merkmal des „Förderns" i. S. des neuen § 18 Nr. 2 
erfaßt werden. 

Neu eingefügt wird das Handeltreiben (vgl. § 29 
Abs. 1 Nr. 1 BtMG), das die bisherigen inlandsbezo- 
genen Tathandlungen des Einführens und Ausfüh- 
rens namentlich im Hinblick auf verbotene Tätigkei- 
ten im Ausland (vgl. § 21 neu) ergänzen soll. 

Aus Artikel 2 Abs. 1 des Vertragsgesetzes vom 21. Fe- 
bruar 1983 (BGBl. II S. 132) zu dem B-Waffen- 
Übereinkommen vom 10. April 1972 wird die Tat- 
handlung des Entwickelns von Waffen übernommen. 
Die dort außerdem geregelten Verbote des Zurückbe- 
haltens und des Lagerns von Waffen werden in § 18 
Nr. 1 ebenfalls nicht ausdrücklich genannt, weil sie 
— ebenso wie das Befördern — von dem Merkmal des 
„sonstigen Ausübens der tatsächlichen Gewalt" i. S. 
des neuen § 18 Nr. 1 abgedeckt sind. 

Noch weitergehend als die bisherigen Tatbestände 
des KWKG und die in § 18 Nr. 1 neu nunmehr aufge- 


nommenen Tathandlungen verbietet § 18 Nr. 2 das 
Fördern einer in § 18 Nr. 1 bezeichneten Handlung. 
Dieses Merkmal dient dem Zweck, Teilnahmehand- 
lungen umfassend zu verbieten und unter Strafe zu 
stellen (vgl. die Begründung zu Artikel 3 Nr. 4 — § 20 
Abs. 1 Nr. 2). 


Zu Artikel 3 Nr. 3 
Folgeänderung zu Artikel 3 Nr. 2. 


Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 19) 

Für die Einstufung der Verstöße gegen die Verbots- 
vorschriften des § 17 gelten grundsätzlich dieselben 
Erwägungen wie für die Verstöße gegen die Verbots- 
vorschriften des § 18 (s. Begründung zu Artikel 3 Nr. 4 
— § 20). Jedoch begrenzt § 19 Abs. 3 die Strafbarkeit 
fahrlässigen Handelns auf die Fälle des Entwickelns, 
Herstellens usw. von Atomwaffen. Das fahrlässige 
Fördern des Entwickelns, Herstellens usw. von Atom- 
waffen wird im Interesse der Rechtssicherheit nicht 
mit Strafe bedroht, da dies zur Unterbindung auch 
ziviler Tätigkeiten im Rahmen der friedlichen Nut- 
zung der Kernenergie führen könnte. 

Der Tatbestand des § 19 Abs. 1 ist nur dann erfüllt, 
wenn durch die in den Nummern 1 und 2 aufgeführ- 
ten Handlungen 

a) die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
beeinträchtigt oder 

b) das friedliche Zusammenleben der Völker gestört 
oder 

c) die auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland erhebüch gestört werden. 

Diese erfolgsqualifizierenden Merkmale entsprechen 
denen der geltenden Strafnorm des § 34 Abs. 1 Au- 
ßenwirtschaftsgesetz. Sie rechtfertigen sich aus der 
besonderen Problematik einer Strafvorschrift gegen 
Atomwaffen, die anders als die bereits geächteten bio- 
logischen Waffen und die vor ihrer Ächtung stehen- 
den chemischen Waffen völkerrechtlich nicht verbo- 
ten und die legitime Grundlage der Verteidigungs- 
strategie des Nordatlantischen Bündnisses sind. 

Dabei wird bewußt darauf verzichtet, die mit dem Ent- 
wurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Au- 
ßenwirtschaftsgesetzes (BR-Drucksache 615/88) vor- 
gesehene Tatbestandsausweitung des § 34 Außen- 
wirtschaftsgesetz zu einem Gefährdungsdelikt zu 
übernehmen; dies deshalb, weil zum einen § 19 eine 
im Vergleich zu § 34 Außenwirtschaftsgesetz erheb- 
lich höhere Strafdrohung vorsieht und zum anderen 
die mit der Erfolgsfeststellung im Rahmen des gelten- 
den § 34 Außenwirtschaftsgesetz verbundenen Nach- 
weisschwierigkeiten bei Atomwaffen in aller Regel 
nicht auftreten. 

Zu Absatz 4 wird auf die Begründung zu dem ver- 
gleichbaren § 20 Abs. 4 verwiesen. 
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Zu Artikel 3 Nr. 4 (§§ 20 bis 22) 

Zu § 20 

Wegen der besonderen Gefährlichkeit der Verbrei- 
tung von B- und C-Waffen werden Verstöße gegen die 
Verbotsvorschriften des § 18 in § 20 Abs. 1 nicht nur 
als Verbrechen (§ 12 Abs. 1 StGB) eingestuft, sondern 
auch mit hoher Strafe (Freiheitsstrafe von mindestens 
zwei Jahren bis zu fünfzehn Jahren, § 38 Abs. 2 StGB) 
bedroht. Der Versuch eines Verbrechens nach § 20 
Abs. 1 ist stets strafbar (§ 23 Abs. 1 StGB). 

§ 20 Abs. 1 Nr. 1 knüpft an die in § 18 Nr. 1 verbote- 
nen Handlungen an. 

§ 20 Abs. 1 Nr. 2 erhebt die Teilnahme (Anstiftung 
oder Beihilfe) an diesen Handlungen zu einem eigen- 
ständigen Delikt, um Strafbarkeitslücken soweit wie 
möglich zu schließen. Wer den Tatbestand des § 20 
Abs. 1 Nr. 2 verwirklicht, wird als Täter bestraft und 
nicht lediglich als Teilnehmer (Anstifter oder Gehilfe) 
einer Tat nach § 20 Abs. 1 Nr. 1. Gesetzgeberisches 
Vorbild für ein derartiges verselbständigtes „Teilnah- 
medelikt" sind § 120 Abs. 1, § 219c Abs. 1 und § 354 
Abs. 2 Nr. 3 StGB; Rechtsprechung und Literatur zu 
diesen Strafvorschriften werden deshalb zur Ausle- 
gung des § 20 Abs. 1 Nr. 2 herangezogen werden 
können. 

Es entspricht dem Charakter des § 20 Abs. 1 Nr. 2 als 
verselbständigtem „Teilnahmedelikt", daß die Tat- 
handlung des Förderns — anders als Anstiftung und 
Beihilfe — keine tatbestandsmäßige und rechtswid- 
rige Haupttat voraussetzt. In Verbindung mit § 21 ist 
damit die Strafbarkeit der Beteiligung Deutscher an 
Handlungen i. S. des § 20 Abs. 1 Nr. 1 — z. B. an der 
Entwicklung und Herstellung von chemischen und 
biologischen Waffen — sichergestellt, die im Ausland 
begangen werden und nach dem Recht des Tatorts 
nicht mit Strafe bedroht sind. 

Außerdem erfaßt das Fördern auch solche Handlun- 
gen, die nur mittelbar dem Aufbau einer B- oder C- 
Waffenproduktion dienen, wie z. B. die Lieferung von 
Einrichtungsgegenständen (etwa von Entlüftung san- 
lagen) für eine ausländische Giftgasfabrik. 

Eingegrenzt wird das Fördern dadurch, daß es sich 
stets auf illegalen Verkehr mit B- oder C-Waffen be- 
ziehen muß. Bezugspunkte des Vorsatzes (und der 
Fahrlässigkeit, § 20 Abs. 3) sind sämtliche objektiven 
Tatbestandsmerkmale des § 20 Abs. 1, also auch der 
Begriff der biologischen oder chemischen Kriegs- 
waffe. 

§ 20 Abs. 2 ergänzt die strenge Strafdrohung des § 20 
Abs. 1 um einen Strafrahmen für minder schwere 
Fälle. Eine derartige Strafmilderungsmöglichkeit (vgl. 
§ 12 Abs. 3 StGB) entspricht denjenigen Vorschriften 
des Strafgesetzbuches, die ebenfalls Freiheitsstrafe 
nicht unter zwei Jahren androhen (vgl. §§ 146, 177, 
340 Abs. 2 StGB). Gemäß § 47 Abs. 2 StGB ist es mög- 
lich, im Einzelfall eine Geldstrafe zu verhängen. 

Im Anschluß an den bisherigen § 16 Abs. 4 KWKG 
werden in § 20 Abs. 3 des Entwurfs auch fahrlässige 
Handlungen unter Strafe gestellt. Lediglich für den 
Tatbestand des Förderns (Absatz 1 Nr. 2) wird die 


Strafbarkeit auf Fälle der Leichtfertigkeit beschränkt, 
um angesichts der weiten Fassung dieses Tatbestands 
nicht jede an sich gutgläubige Tätigkeit im Bereich 
ziviler chemischer und biotechnologischer Forschung 
der Gefahr einer Strafbarkeit auszusetzen. 

§ 20 Abs. 4 nimmt zwei Handlungsweisen vom Tatbe- 
stand aus: Taten, die der Vernichtung von B- oder C- 
Waffen — z. B. von Altbeständen an C-Waffen aus der 
Zeit der beiden Weltkriege — durch die dafür zustän- 
digen Stellen dienen — dabei ist in erster Linie an 
Kampfmittelbeseitigungsanlagen der Bundeswehr 
gedacht — , sind nicht strafbar. Das gleiche gilt für 
Taten, die zum Schutz gegen Wirkungen von B- und 
C-Waffen oder zur Abwehr dieser Wirkungen erfol- 
gen. Hierunter fällt z. B. die Prüfung von Schutzmate- 
rial gegen C-Waffen (etwa Gasmasken, Schutzan- 
züge, Gegenmittel) auf lebensrettende Eigenschaften, 
zu der Proben von chemischen Kampfstoffen benötigt 
werden. Allerdings bedarf es insoweit eines Rück- 
griffs auf § 20 Abs. 4 Nr. 2 nicht, wenn es sich bei den 
Proben um Mengen handelt, die von der Definition 
der chemischen Waffen als ausgenommen gelten und 
deshalb nicht den objektiven Tatbestand des § 20 
Abs. 1 erfüllen (vgl. hierzu die Begründung zu Arti- 
kel 3 Nr. 1 — § 1 Abs. 3 — am Ende). 


Zu § 21 

§ 21 erstreckt die Strafbarkeit nach §§ 19 und 20 auf 
Taten, die ein Deutscher — ohne jeden inländischen 
Tatort (§ 9 StGB) — im Ausland begangen hat. Damit 
wird eine Strafbarkeitslücke im geltenden KWKG ge- 
schlossen, die es verhindern würde, eine Mitwirkung 
Deutscher am Bau ausländischer Atom- und Chemie- 
waffenanlagen mit den Mitteln des Strafrechts zu un- 
terbinden. 

Die Strafbarkeit beurteilt sich allein nach deutschem 
Recht und nicht nach dem Recht des Tatorts. Sie gilt 
für das gesamte Ausland, weil die Unteilbarkeit des 
strafrechtlichen Unwerturteils es nicht zuläßt, hin- 
sichtlich der A-, B- und C-Waffenproduktion zwischen 
einzelnen Staaten zu unterscheiden. Daraus folgt, daß 
auch ein deutscher Wissenschaftler oder Techniker, 
der im befreundeten Ausland an der Entwicklung und 
Herstellung z. B. von C-Waffen mitwirkt, wegen eines 
Verbrechens nach § 20 des Entwurfs bestraft werden 
kann. 

Die in § 21 vorgesehenen Merkmale zur Eingrenzung 
des Täterkreises gehen davon aus, daß die Vorschrift 
grundsätzlich nur diejenigen Deutschen erfassen soll, 
die sich zur Zeit der Auslandstat in erkennbarer Weise 
der Bundesrepublik Deutschland zuordnen oder ihr 
zuzuordnen sind. 

Dies gilt jedenfalls für Deutsche, die ein Personaldo- 
kument der Bundesrepublik Deutschland (Personal- 
ausweis oder Paß) besitzen (§ 21 Nr, 1). 

Durch die Anknüpfung an die Ausweispflicht in § 21 
Nr. 2 werden Deutsche erfaßt, die entweder ihre Woh- 
nung im Bundesgebiet (einschließlich des Landes Ber- 
lin), also im räumlichen Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes (vgl. die Berlin-Klausel des § 28 in Artikel 3 
Nr. 8) haben, oder die zwar unter Beibehaltung der 
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deutschen Staatsangehörigkeit ihren ständigen 
Wohnsitz im Ausland haben und keinen Personalaus- 
weis oder Pali besitzen, weiterhin aber bei Wohnsitz- 
nahme in der Bundesrepublik Deutschland aus- 
weispflichtig wären. 

Andererseits folgt aus § 21 Nr. 2, daß diese Vorschrift 
nicht für Bewohner der DDR gilt, weil diese Personen 
im Bundesgebiet einschließlich des Landes Berlin 
nicht verpflichtet wären, einen Personalausweis zu 
besitzen (vgl. § 1 Abs. 1 Satz 3 des Personalausweis- 
gesetzes). 

Der Begriff „Wohnung" in § 21 Nr. 2 (statt wie bisher 
im Strafrecht üblich „Wohnsitz oder gewöhnlicher 
Aufenthalt") entspricht der geänderten Terminologie 
des Melderechts (vgl. § 12 des Melderechtsrahmen- 
gesetzes). 


Zu § 22 

Der Vertrag vom 23. Oktober 1954 über den Aufent- 
halt ausländischer Streitkräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland (BGBl. 1955 II S. 253) berechtigt die Ver- 
tragspartner grundsätzlich, wie das Bundesverfas- 
sungsgericht bestätigt hat, in der Bundesrepublik 
Deutschland C-Waffen zu stationieren. Dieser völker- 
rechtliche Tatbestand verbietet es dem deutschen Ge- 
setzgeber, Strafvorschriften einzuführen, die sich ge- 
gen C-Waffen bei den verbündeten Truppen richten. 
§ 22 Nr. 1 sieht daher für diesen Bereich einschließlich 
der deutschen zivilen Arbeitskräfte (vgl. Artikel IX 
Abs. 4 des NATO-Truppenstatuts) eine Ausnahme 
von den Verbots- und Strafvorschriften der §§ 18, 20 
und 21 vor, die aber nur für dienstliche Handlungen 
gilt. 

In § 22 Nr. 2 sind außerdem deutsche Soldaten und 
Beamte in integrierten NATO-Verwendungen ausge- 
nommen. 

Angesichts der völkerrechtlich vollständigen und 
weltweiten Ächtung der B-Waffen in dem Überein- 
kommen vom 10. April 1972 bedarf es einer Einbezie- 
hung dieser Waffen in die Ausnahmevorschrift des 
§ 22 nicht. 


Zu Artikel 3 Nr. 5 

Folgeänderung zu Artikel 1 Nr. 4 


Zu Artikel 3 Nr. 6 

Die Überschrift zum neuen § 22 a (bisher: § 16) KWKG 
ergibt sich als Folgeänderung aus der Einführung der 
neuen Strafvorschriften gegen Atomwaffen, B- und C- 
Waffen. 


Zu Artikel 3 Nr. 7 (§ 24 Abs. 1 Satz 1) 
Folgeänderung zu Artikel 3 Nr. 4 und 5. 


Zu Artikel 3 Nr. 8 (§ 28) 

Die neuen Strafvorschriften sollen auch auf Berlin er- 
streckt werden. Eine uneingeschränkte Übernahme 
der neuen Strafvorschriften nach Berlin scheitert aber 
daran, daß in Berlin das Gesetz Nr. 43 des Alliierten 
Kontrollrats über das Verbot der „Herstellung, der 
Einfuhr, der Ausfuhr, der Beförderung und der Lage- 
rung von Kriegsmaterial" (Kontrollratsgesetz Nr. 43) 
gilt, dessen Artikel VI einen eigenen Verbrechenstat- 
bestand enthält. Auf der anderen Seite sollte die 
Rechtseinheit zwischen dem Bund und Berlin weitge- 
hend gewahrt sein. Die Berlin-Klausel des § 28 ist 
daher so gefaßt worden, daß die neuen Strafvorschrif- 
ten des KWKG nach Berlin nur insoweit übernommen 
werden, als die Tatbestände des Kontrollratsgesetzes 
Nr. 43 nicht Platz greifen. Auf diesem Weg sollen für 
Taten in Berlin oder eines Berliner Bürgers im Aus- 
land Strafbarkeitslücken geschlossen werden, die sich 
daraus ergeben würden, daß das Kontrollratsgesetz 
Nr 43 weder die in § 19 Abs. 1, § 20 Abs. 1 bezeich- 
nten Tathandlungen des Entwickelns, des Handel- 
treibens und des Fördems noch eine dem § 21 ver- 
gleichbare Regelung (Erstreckung der Strafbarkeit 
auf Auslandstaten) kennt. 

Im übrigen gewährleistet die Berlin-Klausel des § 28, 
daß vor einem Berliner Gericht Hauptverhandlungen 
wegen einer Straftat nach §§ 19 bis 21 stattfinden kön- 
nen. 


Zu Artikel 4 (Neubekanntmachung) 

Die erheblichen Änderungen des Kriegswaffenkon- 
trollgesetzes durch dieses Änderungsgesetz lassen es 
zweckmäßig erscheinen, die Neufassung des KWKG 
im Bundesgesetzblatt bekanntzumachen. 


Zu Artikel 5 (Änderung der Strafprozeßordnung) 
Folgeänderung zu Artikel 3 Nr. 4 und 5. 


Zu Artikel 6 (Berlin-Klausel) 

Artikel 6 enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 

Die in Artikel 1, 2 und 4 vorgesehenen Neuregelun- 
gen sollen sofort in Kraft treten. Bis zum Inkrafttreten 
der Änderungen des KWKG wird dagegen zur Ein- 
stellung insbesondere von Auslandstätigkeiten, die 
nach diesem Gesetz strafbar werden, eine Übergangs- 
frist gewährt. Die Änderung der Strafprozeßordnung 
(Artikel 5) muß sich dieser Regelung anschließen. 
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Anhang 2 zu Anlage 10 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Eingangsworte 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

In Artikel 2 wird das Verwaltungsverfahren von 
Landesbehörden geregelt. 

Nach dieser Vorschrift kann das Zollkriminalinsti- 
tut anderen Behörden vorliegende Erkenntnisse 
übermitteln. Behörden im Sinne dieser Regelung 
können auch Landesbehörden sein. 

Die Empfänger sollen durch § 12 Abs. 4 Satz 2 
Nr. 1 a Halbsatz 2 FVG in der Verwendung dieser 
Erkenntnisse beschränkt werden. 

Diese Regelung hat neben ihrem materiell-recht- 
lichen Inhalt auch verfahrensrechtliche Folgen; 
sie bedingt bestimmte verfahrensmäßige Verhal- 
tensweisen der Verwaltungsbehörden im Sinne 
der Entscheidung des BVerfG in BVerfGE 55, 274, 
321 ff. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die 
den Verwaltungsbehörden auferlegten Beschrän- 
kungen bei der Verwendung der übermittelten 
Erkenntnisse (vgl. BVerfGE 55, 274, 323). 

Damit bedarf das Gesetz der Zustimmung des 
Bundesrates gemäß Artikel 84 Abs. 1 GG. 


2. Artikel 1 Nr. 1 (§ 19 AtG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob auf die Regelung in 
Artikel 1 Nr. 1 (§ 19 Abs. 1 Satz 4 — neu — AtG) 
nicht verzichtet werden kann. 

Begründung 

Wie sich aus der Begründung zum Gesetzentwurf 
ergibt, soll durch § 19 Abs. 1 Satz 4 Atomgesetz 
offenbar nur die Informationsweitergabe durch 
den für die kerntechnische Sicherheit und den 
Strahlenschutz zuständigen Bundesminister an 
das Bundeskriminalamt über Verstöße gegen 

1. Vorschriften des Atomgesetzes und der auf- 
grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver- 
ordnungen, 

2. Anordnungen und Verfügungen von Auf- 
sichtsbehörden in atomrechtlichen Verfahren 
und 

3. Bestimmungen von atomrechtlichen Genehmi- 
gungsbescheiden 

geregelt werden. Derartige Informationsweiter- 
gaben liegen weitgehend im Rahmen des Zwecks 


und bedürfen daher keiner Regelung. Soweit eine 
Zweckdurchbrechung angenommen und es sich 
um die Übermittlung personenbezogener Infor- 
mationen handeln würde, wäre eine bereichsspe- 
zifische Regelung entbehrlich, da stets ein allge- 
meiner Zweckdurchbrechungstatbestand der zu 
erwartenden Querschnittsregelungen zur Infor- 
mationsverarbeitung (§12 Abs. 2 BDSG/§ 3c 
Abs. 2 VwVfG i. d. F. der BR-Drucksache 618/88) 
erfüllt sein dürfte. 

Im Hinblick auf bereits bestehende oder zu erwar- 
tende Querschnittsregelungen zur Informations- 
verarbeitung erscheint im übrigen auch die in 
§ 24 a Satz 2 Atomgesetz (Artikel 1 Nr. 2) vorgese- 
hene Zweckbindungsregelung entbehrlich. 


3. Artikel 1 Nr. 2 (§ 24 a AtG) 

In Artikel 1 Nr. 2 ist § 24 a wie folgt zu ändern: 

a) Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 
„Informationsübermittlung“. 

b) In Satz 1 sind die Worte „zuständigen obersten 
Bundesbehörden " durch die Worte „zuständi- 
gen Bundesbehörden" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung der Überschrift des § 24 a Atomge- 
setz ist redaktioneller Art. „Information" ist ge- 
genüber „Daten“ der umfassendere Begriff, der 
auch im Text des § 24 a verwandt wird. 

Durch die Streichung des Wortes „obersten" ent- 
fällt die Notwendigkeit, die Unterrichtung der zu- 
ständigen Bundesbehörden über die fachlich zu- 
ständigen obersten Bundesbehörden vorzuneh- 
men. Der Informationsfluß wird dadurch be- 
schleunigt und auf das erforderliche Maß be- 
schränkt. 


4. Artikel 2 (§ 12 FzVwG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 2 in § 12 
Abs. 4 Satz 2 die Nummer 1 a nicht wie folgt ge- 
faßt werden sollte: 

„la. es wirkt bei der Überwachung des Wirt- 
schaftsverkehrs mit Wirtschaftsgebieten au- 
ßerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes mit;“. 


778 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — Drucksache 11/4609 


Begründung 

Anpassung an die Systematik des § 12 Abs. 4 
Finanzverwaltungsgesetz als Aufgabenzuwei- 
sungsnorm. Die Zulässigkeit der Informations- 
übermittlung im Rahmen dieser Aufgabe ergibt 
sich aus den allgemeinen und besonderen Bestim- 
mungen zur Informationsverarbeitung. 

Die Zweckbindungsregelung für den Übermitt- 
lungsempfänger gehört nicht in die Aufgabenzu- 
weisungsnorm. Im übrigen dürfte die Zweckbin- 
dungsregelung im Hinblick auf § 30 Abgabenord- 
nung und bereits bestehende bzw. zu erwartende 
Querschnittsregelungen zur Informationsverar- 
beitung entbehrlich sein. 


5. Artikel 3 Nr. 2 (§ 16 Satz 1 KWKG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob der finale Pro- 
grammsatz in § 16 Satz 1 KWKG gestrichen wer- 
den kann. Er soll keine eigene rechtliche Bedeu- 
tung haben, könnte jedoch insoweit mißverstan- 
den werden. 


6. Artikel 3 Nr. 2 (§ 16 Satz 2 KWKG) 

ln Artikel 3 Nr. 2 ist in § 16 der Satz 2 zu strei- 
chen. 

Begründung 

Satz 2 des § 16 soll klarstellen, daß für Atomwaf- 
fen, die der Verfügungsgewalt von NATO-Mit- 
gliedstaaten unterliegen oder die im Auftrag sol- 
cher Staaten entwickelt oder hergestellt werden, 
die Genehmigungserfordernisse nach anderen 
Vorschriften des KWKG anwendbar bleiben. 
Diese Klarstellung ist entbehrlich, da sie sich 
schon aus dem sachlichen Geltungsbereich des 
§ 16 ergibt. 


7. Artikel 3 Nr. 2 (§ 17 Abs. 1 Nr. 1 a — neu — und 
§ 18 Nr. la — neu — KWKG) 

Nr. 4 (§ 19 Abs. 1 Nr. 1 a — neu — und 
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 a — neu — und 
Abs. 3 KWKG) 

a) In Artikel 3 Nr. 2 ist 

— in § 17 Abs. 1 Nr. 1 und in § 18 Nr. 1 jeweils 
am Ende das Wort „oder" durch ein Komma 
zu ersetzen, 

— in § 17 Abs. 1 und in § 18 jeweils nach der 
Nummer 1 folgende Nummer 1 a einzufü- 
gen: 

„la. einen anderen zu einer in Nummer 1 
bezeichneten Handlung zu verleiten 
oder". 


b) In Artikel 3 Nr. 4 sind 

— in § 19 Abs. 1 Nr. 1 und in § 20 Abs. 1 Nr. 1 
jeweils am Ende das Wort „oder" durch ein 
Komma zu ersetzen, 

— in § 19 Abs. 1 und in § 20 Abs. 1 jeweils 
nach der Nummer 1 folgende Nummer 1 a 
einzufügen: 

„la. einen anderen zu einer in Nummer 1 
bezeichneten Handlung verleitet 
oder", 

— in § 20 Abs. 3 die Worte „Absatzes 1 Nr. 2 “ 
durch die Worte „Absatzes 1 Nr. 1 a oder 2 " 
zu ersetzen. 

Begründung 

Die Begründung des Entwurfs geht davon aus, 
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Stiftungshandlungen erfaßt werden. Dies ist recht- 
lich zweifelhaft, wie aus § 120 Abs. 1 StGB und 
§ 354 Abs. 2 Nr. 3 StGB geschlossen werden 
kann. Mit der neuen Nummer la in § 17 Abs. 1, 
§§18, 19 Abs. 1 und § 20 wird klargestellt, daß 
auch Anstiftungshandlungen erfaßt werden. 


8. Artikel 3 Nr. 4 (§ 19 KWKG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob die Fassung der 
Stra fvorschriften gegen den Umgang mit Atom- 
waffen zu Strafbarkeitslücken führt. 

Begründung 

Im bestimmten Rahmen sollen Atomwaffen von 
den allgemeinen Strafvorschriften des KWKG in 
Zukunft nicht mehr erfaßt werden (Artikel 3 
Nr. 1). Vielmehr soll insofern nur die Sondernorm 
in § 19 gelten. Die Neufassung kann in Einzelfäl- 
len möglicherweise zu Strafbarkeitslücken füh- 
ren. Z. B. wird sich nach geltendem Recht jemand, 
der im Inland im rein privaten Bereich Atomwaf- 
fen besitzt oder herstellt, nach dem KWKG straf- 
bar machen. Nach der Neufassung macht er sich 
nur noch strafbar, wenn die zusätzlichen Voraus- 
setzungen in § 19 Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben a bis c 
vorliegen. Es soll deshalb insbesondere geprüft 
werden, ob in § 19 Abs. 1 Nr. 2 die eine Ein- 
schränkung enthaltenden Buchstaben a bis c 
nicht entfallen können. 


9. Artikel 3 Nr. 4 (§ 19 Abs. 1 KWKG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Ge- 
setzgebungsverfahrens zu prüfen, ob entspre- 
chend der Regelung in § 20 auch im Rahmen des 
§ 19 leichtfertiges Handeln nach Absatz 1 Nr. 2 
unter Strafe zu stellen ist. 


779 



Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Deutscher Bundestag — 11, Wahlperiode — Drucksache 11/4609 


Begründung 

Gegen die Begründung, wonach eine solche 
Strafandrohung zur Unterbindung auch ziviler 
Täügkeiten im Rahmen der friedlichen Nutzung 
der Kernenergie führen könnte, bestehen Be- 
denken. Zum einen ist nicht ohne weiteres er- 
sichtlich, daß die Gefahr bei der Nutzung der 
Kernenergie höher zu veranschlagen ist als bei 
der zivilen chemischen und biotechnologischen 
Forschung, die sich mit der Strafandrohung nach 
§ 20 Abs. 3 KWKG konfrontiert sieht. Zum an- 
deren schränkt die Ausgestaltung des § 19 Abs. 1 
als Erfolgsdelikt die Strafbarkeit bereits stark 
ein, so daß ein Bedürfnis für eine weitere Ein- 
schränkung gegenüber dem Bereich der biolo- 
gischen und chemischen Waffen nicht zu erken- 
nen ist. 


10. Artikel 3 Nr. 4 (§ 19 Abs. 3 KWKG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Verlauf des Ge- 
setzgebungsverfahrens zu prüfen, wie angesichts 
der Ausgestaltung des § 19 Abs. 1 als Erfolgsde- 
likt die Strafandrohung bei Fahrlässigkeit anzu- 
passen ist. 


Begründung 

§ 19 Abs. 3 KWKG trägt der Ausgestaltung des 
Absatzes 1 als Erfolgsdelikt nicht Rechnung. Bei 
der vorzunehmenden Ergänzung wird auch zu 
prüfen sein, ob für den Fall des vorsätzlichen Han- 
delns im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 bei fahrlässi- 
gem Herbeiführen des Erfolges nach Absatz 1 
Buchstaben a bis c der gleiche Strafrahmen ge- 
wählt werden kann wie für die Fallgestaltung der 
fahrlässigen Handlung bei fahrlässiger Herbei- 
führung des Erfolges oder ob insoweit eine diffe- 
renzierte Regelung (vgl. etwa § 315 b Abs. 4 und 5 
StGB) vorzuziehen ist. 


11. Artikel 5 (StPO) 

In Artikel 5 sind die Worte „ §§ 21 oder" durch die 
Worte „jeweils auch in Verbindung mit § 21," zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die Verweisung auf § 21 muß sich auf Auslands- 
taten nach § 19 Abs. 1 oder 2, § 20 Abs. 1 oder 2 
beschränken, da auch für Inlandstaten nur auf 
diese Absätze verwiesen wird. 
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Anlage 3 zu Anhang 10 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu 2. 

Die Bundesregierung hält die bereichsspezifische Re- 
gelung auch im Hinblick auf die zu erwartenden 
Querschnittsregelungen zur Informationsverarbei- 
tung nicht für entbehrlich. 

Gemäß § 19 Abs. 1 Satz 3 Alomyesetz finden auf Be- 
fugnisse und Obliegenheiten der Aufsichtsbehörden 
die Vorschriften des § 1 39 b der Gewerbeordnung ent- 
sprechende Anwendung. Nach der im Entwurf eines 
Dritten Rechtsbereinigungsgesetzes vorgesehenen 
Neufassung des § 139b Abs. 1 Satz 3 der Gewerbe- 
ordnung dürfen die den Aufsichtsbehörden amtlich 
zur Kenntnis gelangenden Geschäfts- und Betriebs- 
verhältnisse nur zur Verfolgung von Gesetzwidrigkei- 
ten und zur Erfüllung von gesetzlich geregelten Auf- 
gaben zum Schutz der Umwelt offenbart werden. Eine 
Übermittlung an das Bundeskriminalamt zur Erfül- 
lung seiner Aufgaben als Zentralstelle für das polizei- 
liche Auskunfts- und Nachrichtenwesen und für die 
Kriminalpolizei wäre weitgehend unzulässig. 

Da die zu erwartenden Querschnittsregelungen mit 
ihren Zweckänderungstatbeständen subsidiär sind, 
können sie die in der Gewerbeordnung spezialgesetz- 
lich festgelegte Zweckbindung nicht ausweiten. Dazu 
bedarf es vielmehr einer besonderen spezialgesetzli- 
chen Norm, wie sie in § 19 Abs. 1 Satz 4 Atomgesetz 
vorgesehen ist. 

Im Hinblick auf das Ergebnis der bisherigen Beratun- 
gen sollte § 19 Abs. 1 Satz 4 Atomgesetz allerdings 
wie folgt gefaßt werden: 

„Der für die kerntechnische Sicherheit und den 
Strahlenschutz zuständige Bundesminister kann die 
ihm von den nach den §§22 bis 24 zuständigen 
Behörden übermittelten Informationen, die auf Ver- 
stöße gegen Ein- und Ausfuhrvorschriften dieses 
Gesetzes oder der aufgrund dieses Gesetzes erlas- 
senen Rechtsverordnungen, gegen die hierauf be- 
ruhenden Anordnungen und Verfügungen der Auf- 
sichtsbehörden oder gegen die Bestimmungen des 
Bescheids über die Genehmigung hinweisen, an 
den Bundesminister des Innern übermitteln, soweit 
dies für die Wahrnehmung der Aufgaben des Bun- 
deskriminalamtes bei der Verfolgung von Straftaten 
im Außenwirtschaftsverkehr erforderlich ist; die 
übermittelten Informationen dürfen, soweit gesetz- 
lich nichts anderes bestimmt ist, nur für den Zweck 
verwendet werden, zu dem sie übermittelt worden 
sind. " 


Mit einer solchen Formulierung würde sachlich die 
Zielrichtung der Regelung auf den Bereich des Au- 
ßenwirtschaftsverkehrs besser hervorgehoben wer- 
den. Dabei würde davon ausgegangen, daß die Infor- 
mationen jeweils ein- und ausfuhrrelevante Sachver- 
halte betreffen, unabhängig davon, ob es sich um Ver- 
stöße gegen 

a) atom gesetzliche Vorschriften, 

b) Vorschriften der Strahlenschutzverordnung, 

c) aufsichtliche Anordnungen und Verfügungen 
oder 

d) Bestimmungen von Genehmigungsbescheiden 

handelt. Verstöße im Sinne des Buchstaben b wären 
auch solche gegen Anzeige-, Melde- oder sonstige 
Mitteilungspflichten. 


Zu 3. 

Der Änderung der Überschrift wird zugestimmt. 

Der Streichung des Wortes „obersten" vor dem Wort 
„Bundesbehörden" wird widersprochen. Der gere- 
gelte Bereich des Atomrechts wird in Bundesauftrags- 
verwaltung vollzogen. Aus fachlicher Sicht erscheint 
es zweckmäßig und geboten, daß die atomrechtüchen 
Behörden des Bundes und der Länder die Informatio- 
nen der obersten Bundesbehörde zuleiten und diese 
nach Prüfung die weitere Informationsübermittlung 
auf der Ebene von obersten Bundesbehörden vor- 
nimmt. Durch die Eröffnung von Informationsüber- 
mittlungen zwischen den atomrechtüchen Behörden, 
die die Genehmigungen erteilt haben, und den Ge- 
nehmigungs- und Überwachungsbehörden (Bundes- 
amt für Wirtschaft und Zolldienststellen sowie Zollkri- 
minalinstitut) ist eine Kontrolle des Informationsflus- 
ses nicht gewährleistet. 


Zu 4. 

Die Bundesregierung hält die Regelung der Informa- 
tionsübermittlung an andere Behörden nicht für ent- 
behrlich, weil durchaus streitig sein kann, ob die Un- 
terrichtung von Genehmigungs- und Strafverfol- 
gungsbehörden über vorliegende Erkenntnisse zur 
Aufgabe der Außenwirtschaftsüberwachung gehört. 

Die Bundesregierung hält auch die Zweckbindungs- 
regelung für den Übermittlungsempfänger nicht für 
überflüssig. Abgesehen davon, daß im Einzelfall zwei- 
felhaft sein kann, ob die aus der Überwachung des 
Außenwirtschaftsverkehrs übermittelten Erkennt- 
nisse dem Schutz des Steuergeheimnisses nach § 30 
Abgabenordnung unterüegen, steht auch der Inhalt 
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der zu erwartenden Querschnittsregelungen zur In- 
formationsverarbeitung derzeit noch nicht fest. 

Zu 5. 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

Zu 6. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 7. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, 

Zu 8. 

Die Bundesregierung wird die Frage im weiteren Ver- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 


Zu 9. 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen. Dabei 
wird das Ergebnis der Prüfung auch vom Prüfungser- 
gebnis der Ziffern 8 und 10 abhängen. 


Zu 10. 

Die Bundesregierung wird die Frage im weiteren Ver- 
lauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 


Zu 11. 

Dem Vorschlag wird grundsätzlich zugestimmt. 

Um klarzustellen, daß es für den bisherigen § 16 
Abs. 1 bis 3, der jetzt § 22 a Abs. 1 bis 3 wird, bei der in 
§ 100 a Satz 1 Nr. 3 StPO getroffenen Regelung ver- 
bleibt, ist die Änderung von Artikel 5 des Entwurfs 
wie folgt zu fassen: 

,In Artikel 5 sind die Worte „§§ 21 oder 22 a“ durch 
die Worte „jeweils auch in Verbindung mit § 21, 
oder § 22 a" zu ersetzen.' 
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Drucksache 11/7221 

25. 05. 90 


Sachgebiet 74 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 11/4609 — 


Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Überwachung 
des Außenwirtschaftsverkehrs und zum Verbot von Atomwaffen, 
biologischen und chemischen Waffen 


A. Zielsetzung 

Verbesserung der Informationsbasis der Genehmigungs-, Über- 
wachungs- und Ermittlungsbehörden im Wirtschaftsverkehr. 

Verhinderung der Beteiligung Deutscher an der Errichtung von 
Anlagen zur Herstellung von Atomwaffen, biologischen oder che- 
mischen Waffen. 


T Lösung 

Änderungen des Atomgesetzes und des Finanzverwaltungsgeset- 
zes im Sinne einer Ermächtigung zum Datenaustausch. 

Ergänzung des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen um 
neue Verbots- und Strafvorschriften gegen die Herstellung von 
Atomwaffen, biologischen und chemischen Waffen durch ein un- 
eingeschränktes Verbot der Herstellung im Inland, eine Strafbe- 
wehrung und die Erstreckung der Strafvorschriften auf Auslands- 
taten Deutscher. 

Aufgrund eines Antrags der Koalitionsfraktionen wird die von der 
Bundesregierung vorgeschlagene Lösung verändert: 

1. Wie bei B- und C-Waffen soll auch bei A-Waffen das leichtfer- 
tige Fördern strafbar sein. 

2. Es soll ausdrücklich klargestellt werden, daß neben dem För- 
dern auch das Verleiten zur Herstellung von A-, B- und C-Waf- 
fen strafbar ist. 
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3. Die Strafbarkeit des leichtfertigen Förderns bei A-, B- und C- 
Waffen soll dadurch präzisiert werden, daß das „unerhebliche 
Fördern" straffrei ist. In diesem Zusammenhang soll eine Aus- 
nahmeregelung für Wissenschaft und Forschung geschaffen 
werden. 

4. In besonders schweren Fällen soll lebenslange Freiheitsstrafe 
vorgesehen werden, dagegen soll in den übrigen Fällen die 
Mindeststrafe ein Jahr betragen. 

5. Die Strafvorschrift bei A-Waffen soll in einen Grund- und einen 
Qualifikationstatbestand unterteilt und nur bei letzterem eine 
Erstreckung auf Auslandstaten vorgesehen werden. 


C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD tritt für eine Gesetzesfassung ohne die Ände- 
rungsvorschläge der Koalitionsfraktionen gemäß den oben unter B 
genannten Nummern 3 und 4 ein. 


D. Kosten 

Durch die mit diesem Gesetz ermöglichte Verbesserung des Da- 
tenaustausches entstehen allenfalls mittelbare, im einzelnen nicht 
quantifizierbare Verwaltungsmehrkosten. 

Die Bewältigung der Gesamtmaßnahmen zur Verschärfung der 
Exportkontrollen ist allerdings mit erheblichen personellen und 
sachlichen Mehraufwendungen in der Bundeswirtschaftsverwal- 
tung verbunden. Durch den Nachtragshaushalt 1989 wurden als 
erstem Schritt beim BAW 60 und im Bundeswirtschaftsministerium 
12 neue Stellen geschaffen (Personalmehrausgaben 3,1 Mio. DM). 
Hinzu kam ein Mehrbedarf an Sachmitteln beim BAW in Höhe von 
rund 1,6 Mio. DM. Im Haushalt 1990 sind für diese Zwecke weitere 
123 Stellen (115 im BAW und 8 im Ministerium) ausgebracht wor- 
den. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 11/4609 — mit der Maßgabe 

anzunehmen, daß 

1. in Gesetzentwurf Drucksache 11/4609 die Eingangsformel wie 
folgt gefaßt wird: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol- 
gende Gesetz beschlossen:", 

2. in Artikel 1 Nr. 1 § 19 Abs. 1 Satz 4 des Atomgesetzes wie folgt 
gefaßt wird: 

„Der für die kerntechnische Sicherheit und den Stranienschutz 
zuständige Bundesminister kann die ihm von den nach §§22 bis 
24 zuständigen Behörden übermittelten Informationen, die auf 
Verstöße gegen Ein- und Ausfuhrvorschriften dieses Gesetzes 
oder der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord- 
nungen, gegen die hierauf beruhenden Anordnungen und Ver- 
fügungen der Aufsichtsbehörden oder gegen die Bestimmun- 
gen des Bescheids über die Genehmigung hinweisen, an den 
Bundesminister des Innern übermitteln, soweit dies für die 
Wahrnehmung der Aufgaben des Bundeskriminalamtes bei der 
Verfolgung von Straftaten im Außenwirtschaftsverkehr erfor- 
derlich ist; die übermittelten Informationen dürfen, soweit ge- 
setzlich nichts anderes bestimmt ist, nur für den Zweck verwen- 
det werden, zu dem sie übermittelt worden sind.", 

3. in Artikel 1 Nr. 2 § 24 a Atomgesetz wie folgt gefaßt wird: 

„ § 24 a 

Inform ationsüb ermittlung 

Der für die kemtechnische Sicherheit und den Strahlenschutz 
zuständige Bundesminister kann Informationen, die in atom- 
rechtlichen Genehmigungen der nach den §§22 bis 24 zustän- 
digen Behörden enthalten sind (Inhaber, Rechtsgrundlagen, 
wesentlicher Inhalt), an die für den Außenwirtschaftsverkehr 
zuständigen Obersten Bundesbehörden zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben bei Genehmigungen oder der Überwachung des Außen- 
wirtschaftsverkehrs übermitteln. Reichen diese Informationen 
im Einzelfall nicht aus, können weitere Informationen aus der 
atomrechtlichen Genehmigung übermittelt werden. Die Emp- 
fänger dürfen die übermittelten Informationen, soweit gesetz- 
lich nichts anderes bestimmt ist, nur zu dem Zweck verwenden, 
zu dem sie übermittelt worden sind.", 

4. in Artikel 2 § 12 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 a Finanzverwaltungsgesetz 
wie folgt gefaßt wird: 

„ 1 a. Es wirkt bei der Überwachung des Wirtschaftsverkehrs mit 
Wirtschaftsgebieten außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes mit und kann anderen Behörden, die in der nach § 12 
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Abs. 5 zu erlassenden Rechtsverordnung einzeln zu benennen 
sind, über ihm vorliegende Erkenntnisse unterrichten, soweit 
dies zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Zolldienststel- 
len oder der anderen Behörden bei der Genehmigung, Überwa- 
chung oder Strafverfolgung in diesem Bereich erforderlich ist; 
die Empfänger dürfen die übermittelten Informationen, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur zu dem Zweck ver- 
wenden, zu dem sie übermittelt worden sind.", 

5. in Artikel 3 Nr. 2 in § 16 der Satz 2 gestrichen wird, 

6. in Artikel 3 Nr. 2 in § 17 Abs. 1 Nr. 1 am Ende das Wort „oder" 
durch ein Komma ersetzt und nach der Nummer 1 folgende 
Nr. 1 a eingefügt wird: 

„1 a. einen anderen zu einer in Nummer 1 bezeichneten Hand- 
lung zu verleiten oder", 

7. in Artikel 3 Nr. 2 in § 18 Nr. 1 am Ende das Wort „oder" durch 
ein Komma ersetzt und nach der Nummer 1 folgende Num- 
mer 1 a eingefügt wird: 

„ 1 a. einen anderen zu einer in Nummer 1 bezeichneten Hand- 
lung zu verleiten oder", 

8. in Artikel 3 Nr. 4 die §§ 19, 20 und 21 wie folgt gefaßt wer- 
den: 

*§ 19 

Strafvorschriften gegen Atomwaffen 

(1) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf Jahren wird 
bestraft, wer 

1. Atomwaffen im Sinne des § 17 Abs. 2 entwickelt, herstellt, 
mit ihnen Handel treibt, von einem anderen erwirbt oder 
einem anderen überläßt, einführt, ausführt, durch das Bun- 
desgebiet durchführt oder sonst in das Bundesgebiet oder 
aus dem Bundesgebiet verbringt oder sonst die tatsächliche 
Gewalt über sie ausübt, 

la. einen anderen zu einer in Nummer 1 bezeichneten Hand- 
lung verleitet oder 

2. eine in Nummer 1 bezeichnete Handlung fördert. 

(2) Mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr wird bestraft, 
wer 

1. eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung gewerbsmäßig oder 
als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Bege- 
hung solcher Straftaten verbunden hat, unter Mitwirkung 
eines anderen Bandenmitglieds begeht oder 

2. durch eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung 

a) die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland, 

b) das friedliche Zusammenleben der Völker oder 

c) die auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland erheblich 

gefährdet. 
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(2 a) Wird die Atomwaffe gegen Menschen eingesetzt und hat 
der Täter zur Zeit der Tat gewußt, daß sie gegen Menschen 
eingesetzt werden soll, so ist die Strafe lebenslange Freiheits- 
strafe oder Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren. 

(3) In minder schweren Fällen 

1. des Absatzes 1 ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder Geldstrafe und 

2. des Absatzes 2 Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren. 

(4) Handelt der Täter in den Fähen des Absatzes 1 Nr. 1 fahr- 
lässig oder in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 a leichtfertig, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 
Ebenso wird bestraft, wer eine in Absatz 1 Nr. 1 bezeichnete 
Handlung leichtfertig nicht unerheblich fördert. Als unerheb- 
lich gilt insbesondere die Verbreitung von Kenntnissen in Wis- 
senschaft und Forschung in Form von Veröffentlichungen, Vor- 
trägen und Vorlesungen sowie in Form von Handlungen im 
Rahmen wissenschaftlicher Zusammenarbeit. 

(5) Wer in den Fähen 

1. des Absatzes 2 Nr. 2 die Gefahr fahrlässig verursacht oder 

2. des Absatzes 2 Nr. 2 in Verbindung mit Absatz 1 Nr. 1 fahr- 
lässig oder in Verbindung mit Absatz 1 Nr. 1 a oder 2 und 
Absatz 4 Satz 2 und 3 leichtfertig handelt und die Gefahr 
fahrlässig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah- 
ren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für eine Handlung, die 

1. zur Vernichtung von Atomwaffen durch die dafür zuständi- 
gen Stehen oder 

2. zum Schutz gegen Wirkungen von Atomwaffen oder zur 
Abwehr dieser Wirkungen 

geeignet und bestimmt ist. 

§ 20 

Strafvorschriften gegen biologische und 
chemische Waffen 

(1) Mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr wird bestraft, 
wer 

1. biologische oder chemische Waffen entwickelt, hersteht, 
mit ihnen Handel treibt, von einem anderen erwirbt oder 
einem anderen überläßt, einführt, ausführt, durch das Bun- 
desgebiet durchführt oder sonst in das Bundesgebiet oder 
aus dem Bundesgebiet verbringt oder sonst die tatsächliche 
Gewalt über sie ausübt, 

la. einen anderen zu einer in Nummer 1 bezeichneten Hand- 
lung verleitet oder 

2. eine in Nummer 1 bezeichnete Handlung fördert. 

(1 a) Wird die biologische oder chemische Waffe gegen Men- 
schen eingesetzt und hat der Täter zur Zeit der Tat gewußt, daß 
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sie gegen Menschen eingesetzt werden soll, so ist die Strafe 
lebenslange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter zehn 
Jahren. 

(2) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist die Strafe 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 fahr- 
lässig oder in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 a leichtfertig, so ist 
die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 
Ebenso wird bestraft, wer eine in Absatz 1 Nr. 1 bezeichnete 
Handlung leichtfertig nicht unerheblich fördert. Als unerheb- 
lich gilt insbesondere die Verbreitung von Kenntnissen in Wis- 
senschaft und Forschung in Form von Veröffentlichungen, Vor- 
trägen und Vorlesungen sowie in Form von Handlungen im 
Rahmen wissenschaftlicher Zusammenarbeit. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für eine Handlung, die 

1. zur Vernichtung von chemischen Waffen durch die dafür 
zuständigen Stellen oder 

2. zum Schutz gegen Wirkungen von biologischen oder chemi- 
schen Waffen oder zur Abwehr dieser Wirkungen 

geeignet und bestimmt ist. 

§21 

Taten außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes 

§ 19 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 2 a, 3 Nr. 2, Abs. 5 und 6 sowie § 20 
gelten, unabhängig vom Recht des Tatorts, auch für Taten, die 
außerhalb des Geltungsbereichs dieser Vorschriften begangen 
werden, wenn der Täter Deutscher ist und 

1. Inhaber eines Personaldokuments der Bundesrepublik 
Deutschland ist oder 

2. verpflichtet wäre, einen Personalausweis zu besitzen, falls er 
eine Wohnung im Geltungsbereich dieser Vorschrift 
hätte." 

9. Artikel 5 wie folgt gefaßt wird: 

„Änderung der Strafprozeßordnung 

In § 100a Satz 1 Nr. 3 der Strafprozeßordnung, die zuletzt 
durch Gesetz vom 15. Juni 1989 (BGBl. I S. 1082) geändert wor- 
den ist, wird die Angabe „§ 16 Abs. 1 bis 3" durch die Angabe 
„§ 19 Abs. 1 bis 3, § 20 Abs. 1 bis 2, jeweils auch in Verbindung 
mit § 21, oder § 22a Abs. 1 bis 3" ersetzt.". 


Bonn, den 16. Mai 1990 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Kittelmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Kittelmann 


i. 

Der Gesetzentwurf wurde in der 153. Sitzung der 
11. Wahlperiode am 23. Juni 1989 zur federführenden 
Beratung an den Ausschuß für Wirtschaft, zur Mitbe- 
ratung an den Auswärtigen Ausschuß, an den Rechts- 
ausschuß, an den Verteidigungsausschuß, an den 
Ausschuß für Forschung und Technologie, an den 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit und an den Haushaltsausschuß überwie- 
sen. 


II. 

Der Gesetzentwurf dient der Verbesserung der Infor- 
mationsbasis der Genehmigungs-, Überwachungs- 
und Ermittlungsbehörden im Wirtschaftsverkehr 
durch gegenseitigen Datenaustausch und der Verhin- 
derung der Beteiligung Deutscher an der Errichtung 
von Anlagen zur Herstellung von Atomwaffen, biolo- 
gischen oder chemischen Waffen. 

Durch Änderung des Atomgesetzes sollen die an den 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit übermittelten Daten an den Bundesmini- 
ster des Innern (Bundeskriminalamt) sowie an die für 
den Außenwirtschaftsverkehr zuständigen obersten 
Bundesbehörden und die ihnen nachgeordneten Stel- 
len weitergegeben werden können. 

Durch Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes sol- 
len insbesondere Daten vom Zollkriminalinstitut bei 
den Genehmigungsbehörden und Außenwirtschafts- 
behörden gesammelt, ausgewertet und den Versand- 
und Ausgangszollstellen zur Verfügung gestellt wer- 
den. Darüber hinaus sollen Erkenntnisse auch von 
Behörden außerhalb der Zollverwaltung genutzt wer- 
den können, soweit diesen Aufgaben der Überwa- 
chung des Außenwirtschaftsverkehrs oder der Straf- 
verfolgung übertragen sind. 

Vor dem Hintergrund einer möglichen Beteiligung 
Deutscher am Bau von Chemiewaffen und Chemie- 
waffen-Fabriken in Libyen und im Irak hat die Bun- 
desregierung einen Gesetzentwurf eingebracht, der 
verschärfte Strafvorschriften u. a. für die Herstellung 
von Atomwaffen sowie biologischen und chemischen 
Waffen vorsieht und der die Mitwirkung von Deut- 
schen an der Herstellung solcher Waffen im Ausland 
in die Strafbarkeit einbezieht. 

Atomwaffen unterscheiden sich allerdings grundsätz- 
lich von biologischen und chemischen Waffen, die völ- 
kerrechtlich geächtet sind. Aus der deutschen Teil- 
habe im Rahmen des Nordatlantik-Vertrages ergeben 
sich Aufgaben, um Vorbereitung und Durchführung 
der nuklearen Mitwirkung im Rahmen der Bündnis- 
Strategie zu gewährleisten. Dem tragen insbesondere 
die §§16 und 19 Rechnung. 


III. 

Die Bundesregierung hat den Vorschlägen des Bun- 
desrates zur Neufassung der Eingangsworte (mit Zu- 
stimmung des Bundesrates), der Neufassung der 
Überschrift in Artikel 1 Nr. 2 in § 24 a des Atomgeset- 
zes „Informationsübermittlung", der Streichung in 
Artikel 3 Nr. 2 von § 16 Satz 2 und den Vorschlägen in 
Nummer 7 der Stellungnahme des Bundesrates zuge- 
stimmt. Sie hat weiterhin dem Vorschlag zugestimmt, 
in Artikel 5 die Worte „§§ 21 oder“ durch die Worte 
„jeweils auch in Verbindung mit § 21," zu ersetzen. 
Um klarzustellen, daß es für den bisherigen § 16 
Abs. 1 bis 3, der jetzt § 22 a Abs. 1 bis 3 wird, bei der in 
§ 100 a Satz 1 Nr 3 StPO getroffenen Regelung ver- 
bleibt, ist die Änderung von Artikel 5 des Entwurfs 
wie folgt zu fassen: ,In Artikel 5 sind die Worte „§§ 21 
oder 22 a" durch die Worte „jeweüs auch in Verbin- 
dung mit § 21 oder § 22a" zu ersetzen.' 

Zu den Punkten in der Stellungnahme des Bundesra- 
tes in Nummer 5 (Streichung des finalen Programm- 
satzes in § 16 Satz 1 KWKG), Nummer 8 (Prüfung, ob 
die Fassung der Strafvorschriften gegen den Umgang 
mit Atomwaffen zu Strafbarkeitslücken führt), Num- 
mer 9 (Prüfung, ob entsprechend der Regelung in § 20 
auch im Rahmen des § 19 KWKG leichtfertiges Han- 
deln nach Absatz 1 Nr. 2 unter Strafe zu stellen ist) 
und Nummer 10 (Prüfung, wie angesichts der Ausge- 
staltung des § 19 Abs. 1 KWKG als Erfolgsdelikt die 
Strafandrohung in § 19 Abs. 3 KWKG bei Fahrlässig- 
keit anzupassen ist) hat die Bundesregierung in ihrer 
Gegenäußerung mitgeteilt, daß sie die Fragen und 
Vorschläge im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens prüfen werde. Mit Kabinettsbeschluß vom 
4. Oktober 1989 hat die Bundesregierung diese Prü- 
fungszusage wahrgenommen und Änderungsvor- 
schläge im Wege der Formulierungshilfe dem Vorsit- 
zenden des Ausschusses für Wirtschaft zugeleitet. 
Durch diese Änderungsvorschläge wird den Anre- 
gungen des Bundesrates im wesentlichen Rechnung 
getragen. Den finalen Programmsatz in § 16 Satz 1 
KWKG (neu) hält die Bundesregierung allerdings 
auch nach nochmaliger Prüfung für nicht entbehr- 
lich. 

Dem Vorschlag zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 24 a des Atomge- 
setzes), in Satz 1 die Worte „zuständigen obersten 
Bundesbehörden" durch die Worte „zuständigen 
Bundesbehörden" zu ersetzen, hat die Bundesregie- 
rung in ihrer Gegenäußerung widersprochen. Der ge- 
regelte Bereich des Atomrechts werde in Bundesauf- 
tragsverwaltung vollzogen. Aus fachlicher Sicht er- 
scheine es zweckmäßig und geboten, daß die atom- 
rechtlichen Behörden des Bundes und der Länder die 
Informationen der obersten Bundesbehörde zuleiten 
und diese nach Prüfung die weitere Informationsüber- 
mittlung auf der Ebene von obersten Bundesbehörden 
vomimmt. Durch die Ermöglichung des Informations- 
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austauschs zwischen den atomrechtlichen Behörden, 
die die Genehmigungen erteilt haben, und den Ge- 
nehmigungs- und Überwachungsbehörden (Bundes- 
amt für Wirtschaft, Zolldienststellen, Zollkriminalin- 
stitut) sei eine Kontrolle des Informationsflusses nicht 
gewährleistet. 

Zur Bitte des Bundesrates, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, ob in Artikel 2 in § 12 
Abs. 4 Satz 2 FzVwG die Nummer 1 a nicht wie folgt 
gefaßt werden sollte: „la Es wirkt bei der Überwa- 
chung des Wirtschaftsverkehrs mit Wirtschaftsgebie- 
ten außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
mit, “ hat die Bundesregierung ausgeführt, daß sie die 
Regelung der Informationsübermittlung an andere 
Behörden nicht für entbehrlich halte, weil durchaus 
streitig sein könne, ob die Unterrichtung von Geneh- 
migungs- und Strafverfolgungsbehörden über vorlie- 
gende Erkenntnisse zur Aufgabe der Außenwirt- 
schaftsüberwachung gehöre. Die Bundesregierung 
halte auch die Zweckbindungsregelung für den Über- 
mittlungsempfänger nicht für überflüssig. Abgesehen 
davon, daß im Einzelfall zweifelhaft sein könne, ob die 
aus der Überwachung des Außenwirtschaftsverkehrs 
übermittelten Erkenntnisse dem Schutz des Steuerge- 
heimnisses nach § 30 der Abgabenordnung unterlie- 
gen, stehe auch der Inhalt der zu erwartenden Quer- 
schnittsregelungen zur Informationsbearbeitung der- 
zeit noch nicht fest. 

Die Bundesregierung hält auch die bereichsspezifi- 
sche Regelung im Hinblick auf die zu erwartenden 
Querschnittsregelungen zur Informationsbearbeitung 
nicht für entbehrlich. Hierzu hatte der Bundesrat in 
Nummer 2 seiner Stellungnahme gebeten, im weite- 
ren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob auf die 
Regelung in Artikel 1 Nr. 1 (§ 19 Abs. 1 Satz 4 

— neu — des Atomgesetzes) verzichtet werden 
könne. Die Bundesregierung meint allerdings, daß im 
Hinblick auf das Ergebnis der bisherigen Beratungen 
§ 19 Abs. 1 Satz 4 des Atomgesetzes wie folgt gefaßt 
werden könnte: „Der für die kemtechnische Sicher- 
heit und den Strahlenschutz zuständige Bundesmini- 
ster kann die ihm von den nach den §§22 bis 24 
zuständigen Behörden übermittelten Informationen, 
die auf Verstöße gegen Ein- und Ausfuhrvorschriften 
dieses Gesetzes oder der aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen, gegen die hierauf 
beruhenden Anordnungen und Verfügungen der Auf- 
sichtsbehörden oder gegen die Bestimmungen des 
Bescheids über die Genehmigung hin weisen, an den 
Bundesminister des Innern übermitteln, soweit dies 
für die Wahrnehmung der Aufgaben des Bundeskri- 
minalamtes bei der Verfolgung von Straftaten im Au- 
ßenwirtschaftsverkehr erforderlich ist; die übermittel- 
ten Informationen dürfen, soweit gesetzlich nichts an- 
deres bestimmt ist, nur für den Zweck verwendet wer- 
den, zu dem sie übermittelt worden sind." 

Mit einer solchen Formulierung würde nach Auffas- 
sung der Bundesregierung sachlich die Zielrichtung 
der Regelung auf den Bereich des Außenwirtschafts- 
verkehrs besser hervorgehoben werden. Dabei wird 
davon ausgegangen, daß die Informationen jeweils 
ein- und ausfuhrrelevante Sachverhalte betreffen, un- 
abhängig davon, ob es sich um Verstöße gegen 

— atomgesetzliche Vorschriften, 


— Vorschriften der Strahlenschutzverordnung, 

— aufsichtliche Anordnungen und Verfügungen 
oder 

— die Bestimmung von Genehmigungsbescheiden 

handelt. Verstöße im Sinne des Buchstaben b wären 
auch solche gegen Anzeige-, Melde- oder sonstige 
Mitteilungspflichten . 


IV. 

Der mitberatende Verteidigungsausschuß hat in sei- 
ner Stellungnahme vom 25. Oktober 1989 die An- 
nahme des Gesetzentwurfs in seiner ursprünglichen 
Fassung mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen der SPD und DIE GRÜNEN 
vorgeschlagen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung ebenfalls 
am 25. Oktober 1989 dem Gesetzentwurf mit den 
Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP bei Enthaltung der Mitglieder der Fraktio- 
nen der SPD und DIE GRÜNEN zugestimmt. Er hat 
dabei den Beschluß des Bundeskabinetts vom 4. Ok- 
tober 1989 einbezogen. Der wegen der Änderung des 
Atomgesetzes beteiligte Ausschuß für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit hat beschlossen, auf 
eine Mitberatung zu verzichten. 

Der Auswärtige Ausschuß hat in seiner Sitzung am 
14. Februar 1990 dem Gesetzentwurf in seiner ur- 
sprünglichen Fassung mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß der Ausschuß davon ausgehe, daß die seinerzeit 
noch anstehenden rechtlichen Probleme geklärt wer- 
den könnten. 

Der Ausschuß für Forschung, Technologie und Tech- 
nikfolgenabschätzung, hat in seiner Sitzung am 
9. Mai 1990 dem Gesetzentwurf und dem Änderungs- 
antrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP mit den 
Stimmen der Mitglieder der Koalitionsfraktionen zu- 
gestimmt. 

Der mitberatende Rechtsausschuß hat in seiner Sit- 
zung am 16. Mai 1990 dem Gesetzentwurf mit den 
Änderungsanträgen der Koalitionsfraktionen zuge- 
stimmt und die verfassungsrechtliche Unbedenklich- 
keit bejaht. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat am 23. Oktober 1989 
zu dem Gesetzentwurf eine öffentliche Anhörung 
durchgeführt. 

Er hat die Vorlage in seinen Sitzungen am 9. und 
16. Mai 1990 ausführlich beraten. 

Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und FDP ha- 
ben dabei die folgenden Änderungsanträge gestellt: 

1. Die Eingangsformel ist wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen". 

2. In Artikel 1 Nr. 1 erhält § 19 Abs. 1 Satz 4 Atomge- 
setz folgende Fassung: 
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„Der für die kerntechnische Sicherheit und den 
Strahlenschutz zuständige Bundesminister kann 
die ihm von den nach den §§22 bis 24 zuständigen 
Behörden übermittelten Informationen, die auf 
Verstöße gegen Ein- und Ausfuhrvorschriften die- 
ses Gesetzes oder der aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen, gegen die hierauf 
beruhenden Anordnungen und Verfügungen der 
Aufsichtsbehörden oder gegen die Bestimmungen 
des Bescheids über die Genehmigung hinweisen, 
an den Bundesminister des Innern übermitteln, so- 
weit dies für die Wahrnehmung der Aufgaben des 
Bundeskriminalamtes bei der Verfolgung von 
Straftaten im Außen Wirtschaftsverkehr erforder- 
lich ist; die übermittelten Informationen dürfen, so- 
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur für 
den Zweck verwendet werden, zu dem sie übermit- 
telt worden sind. " 

3. a) In Artikel 1 Nr. 2 erhält § 24 a Atomgesetz fol- 

gende Fassung: 

„§ 24a 

Informationsübermittlung 

Der für die kemtechnische Sicherheit und den 
Strahlenschutz zuständige Bundesminister 
kann Informationen, die in atomrechtlichen Ge- 
nehmigungen der nach den §§22 bis 24 zustän- 
digen Behörden enthalten sind (Inhaber, 
Rechtsgrundlagen, wesentlicher Inhalt), an die 
für den Außenwirtschaftsverkehr zuständigen 
Obersten Bundesbehörden zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben bei Genehmigungen oder der Über- 
wachung des Außenwirtschaftsverkehrs über- 
mitteln. Reichen diese Informationen im Einzel- 
fall nicht aus, können weitere Informationen aus 
der atomrechtlichen Genehmigung übermittelt 
werden. Die Empfänger dürfen die übermittel- 
ten Informationen, soweit gesetzlich nichts an- 
deres bestimmt ist, nur zu dem Zweck verwen- 
den, zu dem sie übermittelt worden sind." 

b) In Artikel 2 erhält § 12 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 a Fi- 
nanzverwaltungsgesetz folgende Fassung: 

„ 1 a. Es wirkt bei der Überwachung des Wirt- 
schaftsverkehrs mit Wirtschaftsgebieten 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes mit und kann anderen Behörden, 
die in der nach § 12 Abs. 5 zu erlassenden 
Rechtsverordnung einzeln zu benennen 
sind, über ihm vorhegende Erkenntnisse 
unterrichten, soweit dies zur Erfüllung der 
gesetzlichen Aufgaben der Zolldienststel- 
len oder der anderen Behörden bei der 
Genehmigung, Überwachung oder Straf- 
verfolgung in diesem Bereich erforderlich 
ist; die Empfänger dürfen die übermittel- 
ten Informationen, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist, nur zu dem 
Zweck verwenden, zu dem sie übermittelt 
worden sind." 

4. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Artikel 3 Nr. 2 wird in § 16 der Satz 2 gestri- 
chen. 


b) In Arükel 3 Nr. 2 wird in § 17 Abs. 1 Nr. 1 am 
Ende das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt 
und nach der Nummer 1 folgende Nummer 1 a 
eingefügt: „ 1 a. einen anderen zu einer in Num- 
mer 1 bezeichneten Handlung verleitet oder". 

c) In Arükel 3 Nr. 2 wird in § 18 Nr. 1 am Ende das 
Wort „oder" durch ein Komma ersetzt und nach 
der Nummer 1 folgende Nummer 1 a eingefügt: 
„ 1 a. einen anderen zu einer in Nummer 1 be- 
zeichneten Handlung verleitet oder". 

d) In Artikel 3 Nr. 4 erhalten die §§ 19, 20 und 21 
folgende Fassung: 

„§ 19 

Strafvorschriften gegen Atomwaffen 

(1) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 
fünf Jahren wird bestraft, wer 

1. Atomwaffen im Sinne des § 17 Abs. 2 entwik- 
kelt, herstellt, mit ihnen Handel treibt, von ei- 
nem anderen erwirbt oder einem anderen 
überläßt, einführt, ausführt, durch das Bundes- 
gebiet durchführt oder sonst in das Bundesge- 
biet oder aus dem Bundesgebiet verbringt oder 
sonst die tatsächliche Gewalt über sie ausübt, 

1 a. einen anderen zu einer in Nummer 1 bezeich- 
neten Handlung verleitet oder 

2. eine in Nummer 1 bezeichnete Handlung för- 
dert. 

(2) Mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr 
wird bestraft, wer 

1. eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung ge- 
werbsmäßig oder als Mitglied einer Bande, die 
sich zur fortgesetzten Begehung solcher Strafta- 
ten verbunden hat, unter Mitwirkung eines an- 
deren Bandenmitglieds begeht oder 

2. durch eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung 

a) die Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch- 
land, 

b) das friedliche Zusammenleben der Völker 
oder 

c) die auswärtigen Beziehungen der Bundesre- 
publik Deutschland erheblich 

gefährdet. 

(2 a) Wird die Atomwaffe gegen Menschen ein- 
gesetzt und hat der Täter zur Zeit der Tat gewußt, 
daß sie gegen Menschen eingesetzt werden soll, so 
ist die Strafe lebenslange Freiheitsstrafe oder Frei- 
heitsstrafe nicht unter zehn Jahren. 

(3) In minder schweren Fällen 

1. des Absatzes 1 ist die Strafe Freiheitsstrafe bis 
zu drei Jahren oder Geldstrafe und 

2. des Absatzes 2 Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren. 

(4) Handelt der Täter in den Fällen des Absat- 
zes 1 Nr. 1 fahrlässig oder in den Fällen des Absat- 
zes 1 Nr. 1 a leichtfertig, so ist die Strafe Freiheits- 
strafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. Ebenso 
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wird bestraft, wer eine in Absatz 1 Nr. 1 bezeich- 
nete Handlung leichtfertig nicht unerheblich för- 
dert. Als unerheblich gilt insbesondere die Verbrei- 
tung von Kenntnissen in Wissenschaft und For- 
schung in Form von Veröffentlichungen, Vorträgen 
und Vorlesungen sowie in Form von Handlungen 
im Rahmen wissenschaftlicher Zusammenarbeit. 

(5) Wer in den Fällen 

1 . des Absatzes 2 Nr. 2 die Gefahr fahrlässig verur- 
sacht oder 

2. des Absatzes 2 Nr. 2 in Verbindung mit Absatz 1 
Nr. 1 fahrlässig oder in Verbindung mit Absatz 1 
Nr. 1 a oder 2 und Absatz 4 Satz 2 und 3 leicht- 
fertig handelt und die Gefahr fahrlässig verur- 
sacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für eine 
Handlung, die 

1. zur Vernichtung von Atomwaffen durch die da- 
für zuständigen Stellen oder 

2. zum Schutz gegen Wirkungen von Atomwaffen 
oder zur Abwehr dieser Wirkungen 

geeignet und bestimmt ist. 

§ 20 

Strafvorschriften gegen biologische und 
chemische Waffen 

(1) Mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr 
wird bestraft, wer 

1. biologische oder chemische Waffen entwickelt, 
herstellt, mit ihnen Handel treibt, von einem 
anderen erwirbt oder einem anderen überläßt, 
einführt, ausführt, durch das Bundesgebiet 
durchführt oder sonst in das Bundesgebiet oder 
aus dem Bundesgebiet verbringt oder sonst die 
tatsächliche Gewalt über sie ausübt, 

1 a. einen anderen zu einer in Nummer 1 bezeich- 
neten Handlung verleitet oder 

2. eine in Nummer 1 bezeichnete Handlunq för- 
dert. 

(1 a) Wird die biologische oder chemische Waffe 
gegen Menschen eingesetzt und hat der Täter zur 
Zeit der Tat gewußt, daß sie gegen Menschen ein- 
gesetzt werden soll, so ist die Strafe lebenslange 
Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter zehn 
Jahren. 

(2) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist 
die Strafe Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren. 

(3) Handelt der Täter in den Fällen des Absat- 
zes 1 Nr. 1 fahrlässig oder in den Fällen des Absat- 
zes 1 Nr. 1 a leichtfertig, so ist die Strafe Freiheits- 
strafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Ebenso 
wird bestraft, wer eine in Absatz 1 Nr. 1 bezeich- 
nete Handlung leichtfertig nicht unerheblich för- 
dert. Als unerheblich gilt insbesondere die Verbrei- 
tung von Kenntnissen in Wissenschaft und For- 
schung in Form von Veröffentlichungen, Vorträgen 


und Vorlesungen sowie in Form von Handlungen 
im Rahmen wissenschaftlicher Zusammenarbeit. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für eine 
Handlung, die 

1. zur Vernichtung von chemischen Waffen durch 
die dafür zuständigen Stellen oder 

2. zum Schutz gegen Wirkungen von biologischen 
oder chemischen Waffen oder zur Abwehr die- 
ser Wirkungen 

geeignet und bestimmt ist. 

§21 

Taten außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes 

§ 19 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 2 a, 3 Nr. 2, Abs. 5 und 6 
sowie § 20 gelten, unabhängig vom Recht des Tat- 
orts, auch für Taten, die außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieser Vorschriften begangen werden, wenn 
der Täter Deutscher ist und 

1. Inhaber eines Personaldokuments der Bundes- 
republik Deutschland ist oder 

2. verpflichtet wäre, einen Personalausweis zu be- 
sitzen, falls er eine Wohnung im Geltungsbe- 
reich dieser Vorschrift hätte.“ 

Artikel 5 ist wie folgt zu fassen: 

.Änderung der Strafprozeßordnung 

In § 100 a Satz 1 Nr. 3 der Strafprozeßordnung, 
die zuletzt durch Gesetz vom 15. Juni 1989 (BGBl. I 
S. 1082) geändert worden ist, wird die Angabe 
„§ 16 Abs. 1 bis 3" durch die Angabe „§ 19 Abs. 1 
bis 3, § 20 Abs. 1 bis 2, jeweils auch in Verbindung 
mit § 21, oder § 22a Abs. 1 bis 3" ersetzt.' 

Sie haben diese Änderungen wie folgt begründet: 

1. Zu den Eingangsworten: 

Die Änderung trägt der Stellungnahme des Bun- 
desrates, der die Bundesregierung zugestimmt hat, 
Rechnung. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 1: 

Diese Änderung geht auf die Stellungnahme des 
Bundesrates ein. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 2 und Artikel 2: 

Die Änderung der Vorschriften trägt sowohl der 
Stellungnahme des Bundesrates, soweit ihr die 
Bundesregierung zugestimmt hat, als auch den im 
Schreiben des Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz vom 12. Januar 1990 an die Vorsitzenden 
des Rechts- und Wirtschaftsausschusses des Deut- 
schen Bundestages enthaltenen Bedenken Rech- 
nung. Die mit dem Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz abgestimmten Fassungen beider Vor- 
schriften sind mit Schreiben des Bundesministers 
für Wirtschaft — Staatssekretär Dr. von Würzen — 
vom 7. Februar 1990 an die Vorsitzenden des 
Rechts- und Wirtschaftsausschusses des Deutschen 
Bundestages übermittelt worden. 
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a) Zu Artikel 1 Nr. 2: 

In der Neufassung wird in Satz 1 der Gegen- 
stand der Informationsübermittlung durch eine 
nähere Bezeichnung der Informationen, die 
übermittelt werden dürfen, dem Vorschlag des 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz ent- 
sprechend, durch den Hinweis auf „Inhaber, 
Rechtsgrundlagen, wesentlicher Inhalt“ kon- 
kretisiert. Zugleich wird in dem neuen Satz 2 
bestimmt, daß im Einzelfall — sollten diese In- 
formationen nicht ausreichen — auch weitere 
Informationen aus der atomrechtlichen Geneh- 
migung übermittelt werden dürfen, wenn das 
Informationsmaterial der Verwaltung bei der 
Beurteilung von Vorgängen nach dem Außen- 
wirtschaftsrecht in Zusammenhang mit Nukle- 
arausfuhren vergrößert werden soll. 

b) Zu Artikel 2: 

Entsprechend dem Vorschlag des Bundesbeauf- 
tragten für den Datenschutz wird in die Vor- 
schrift ein Hinweis auf den Kreis der datenemp- 
fangenden Behörden aufgenommen. Die Be- 
nennung der Behörden selbst erfolgt in einer 
nach § 12 Abs. 5 Finanzverwaltungsgesetz zu 
erlassenden Rechtsverordnung, in der Art und 
Umfang der Übermittlung personenbezogener 
Daten geregelt wird. 

4. Zur Änderung des Artikels 3 Nr. 2 und Nr. 4: 

Die Streichung des Satzes 2 in § 16 KWKG (neu) 
geht auf eine Prüfungsbitte des Bundesrates zu- 
rück; der Satz hatte keine eigene rechtliche Bedeu- 
tung, könnte jedoch insoweit mißverstanden wer- 
den. 

Die Begründung des Gesetzentwurfs geht davon 
aus, daß durch die Tathandlung „Fördern" auch 
Anstiftungshandlungen erfaßt werden. Da dies 
aber rechtlich zweifelhaft sein könnte, wird dies 

— ebenfalls auf Anregung des Bundesrates — 
durch Einfügung einer neuen Nummer la jeweils 
in Absatz 1 der §§ 17 bis 20 KWKG (neu) ausdrück- 
lich klargestellt. 

Wie die Bundesregierung bei den Beratungen des 
Gesetzentwurfs im Bundesrat erklärt hat (Nieder- 
schrift über die Sitzung des Unterausschusses des 
Rechtsausschusses am 18. April 1989, S. 24), zielen 
die in § 19 Abs. 1 Buchstaben a bis c des Regie- 
rungsentwurfs (Drucksache 11/4609) genannten 
Merkmale darauf ab, die Strafbarkeit von Aus- 
landstätigkeiten einzuschränken. Aus diesem Kor- 
rektiv dürfen sich jedoch keine Strafbarkeitslücken 
bei Inlandstaten ergeben. 

Notwendig ist deshalb eine Regelung, 

— die einerseits Strafbarkeitslücken bei Inlandsta- 
ten vermeidet, 

— andererseits eine Strafbarkeit von Auslandsta- 
ten Deutscher nur unter den zusätzlichen Vor- 
aussetzungen in § 19 Abs. 1 Buchstaben a bis c 
KWKG (neu) begründet. 


Dieser doppelte Zweck wird in der jetzt vorge- 
schlagenen Fassung des § 19 KWKG auf folgen- 
dem Weg erreicht: 

§ 19 Abs. 1 wird als Grundtatbestand ohne jede 
strafeinschränkenden Merkmale ausgestaltet. Da- 
mit werden mögliche Strafbarkeitslücken bei In- 
landstaten geschlossen. Die in § 19 Abs. 1 aufge- 
führten Tathandlungen entsprechen denen der 
Vorfassung. Die Strafdrohung (Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu fünf Jahren) ist dem geltenden 
§ 16 Abs. 1 KWKG entnommen. 

Dem Grundtatbestand in § 19 Abs. 1 folgt in Ab- 
satz 2 ein Qualifikationstatbestand (Freiheitsstrafe 
von einem Jahr bis zu fünfzehn Jahren), dessen 
Nummer 2 die bisher im Grundtatbestand einge- 
stellten Merkmale übernimmt. Gleichzeitig wird 
§ 21 KWKG (neu), der die Strafbarkeit von Aus- 
landstaten Deutscher regelt, dahingehend geän- 
dert, daß lediglich auf § 19 Abs. 2 Nr. 2 (und die 
zugehörigen Vorschriften in den nachfolgenden 
Absätzen), verwiesen wird. Mit dieser einge- 
schränkten Verweisung wird erreicht, daß eine auf 
A-Waffen bezogene Handlung im Ausland nur un- 
ter den besonderen Voraussetzungen des § 19 
Abs. 2 Nr. 2 KWKG (neu) strafbar ist. 

Im Unterschied zu § 19 Abs. 1 Buchstaben a bis c 
i. d. F. des Regierungsentwurfs ist der jetzt vorge- 
schlagene Qualifikationstatbestand in § 19 Abs. 2 
Nr. 2 nicht als Erfolgsdelikt, sondern als konkretes 
Gefährdungsdelikt formuliert („Gefährdung" statt 
„Beeinträchtigung" oder „Störung"). 

Auch diese Änderung dient dem Zweck, Strafbar- 
keitslücken soweit wie möglich zu schließen. Die 
noch weitergehende Lösung, § 19 Abs. 2 Nr. 2 
KWKG (neu) nach dem Vorbild des § 34 AWG 
i. d. F. der Fünften AWG-Novelle (Drucksache 
11/4230) als potentielles Gefährdungsdelikt auszu- 
gestalten, kommt wegen der hohen Strafdrohung 
in § 19 Abs. 2 nicht in Betracht. 

§ 19 Abs. 2 Nr. 1 übernimmt die Regelbeispiele des 
geltenden § 16 Abs. 2 Satz 2 KWKG als qualifizie- 
rende Merkmale. 

Angesichts der vorgeschlagenen Herabsetzung der 
Mindeststrafe in § 19 Abs. 1 und 2 von zwei Jahren 
auf ein Jahr wird in § 19 Abs. 2 a ein zusätzlicher 
Qualifikationstatbestand geschaffen (Mindest- 
strafe von 10 Jahren oder lebenslange Freiheits- 
strafe) und zwar für den Fall, daß es zum Einsatz 
der Atomwaffe kommt, allerdings nur dann, wenn 
sie gegen Menschen eingesetzt wird und der Täter 
dies z. Z. der Tat wußte. 

Die Strafdrohung für minder schwere Fälle in § 19 
Abs. 3 Nr. 1 entspricht dem geltenden § 16 Abs. 3 
KWKG, die in Absatz 3 Nr. 2 dem § 19 Abs. 2 i. d. F. 
des Regierungsentwurfs. 

Wie im geltenden § 16 Abs. 4 KWKG wird in § 19 
Abs. 4 fahrlässiges Handeln in den Fällen des Ab- 
satzes 1 Nr. 1 mit Strafe bedroht. Angesichts des 
weiten Tatbestands des Fördems und des Verlei- 
tens in § 19 Abs. 1 Nr. 1 a und 2 wird die Strafbar- 
keit dagegen in diesen Fällen — ebenso wie bei 
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B- und C-Waffen (vgl. § 20 Abs. 3) — auf leichtfer- 
tiges Handeln beschränkt. Eine weitere Begren- 
zung der Strafbarkeit soll dadurch erreicht werden, 
daß das leichtfertige Fördern nur dann strafbar ist, 
wenn es sich nicht nur um einen unerheblichen 
Tatbeitrag handelt. In diesem Zusammenhang 
wird zugleich klargestellt (§ 19 Abs. 4 Satz 3), daß 
die Verbreitung von Kenntnissen in Wissenschaft 
und Forschung unter bestimmten Voraussetzun- 
gen als unerheblich in diesem Sinne gilt. 

Damit ist gewährleistet, daß nicht jede an sich gut- 
gläubige Tätigkeit im Rahmen der friedlichen Nut- 
zung der Kernenergie — insbesondere bei der in- 
ternationalen Zusammenarbeit — der Gefahr einer 
strafrechtlichen Verfolgung ausgesetzt wird. Mit 
der Einbeziehung der Strafbarkeit des leichtferti- 
gen Fördems wird die Prüfungsbitte des Bundesra- 
tes unter Nummer 9 seiner Stellungnahme berück- 
sichtigt. 

Mit den differenzierten Fahrlässigkeitstatbestän- 
den in § 19 Abs. 5 wird der Prüfungsbitte des Bun- 
desrates unter Nummer 10 seiner Stellungnahme 
entsprochen. Ebenso wie im geltenden § 34 Abs. 3 
AWG, der als Vorbüd gedient hat, ist in Absatz 5 für 
die beiden dort geregelten Fälle derselbe Strafrah- 
men vorgesehen. Eine abgestufte Strafdrohung 
(wie etwa in § 315b Abs. 4, 5 StGB, vgl. anderer- 
seits z. B. § 315 c Abs. 3 StGB) erscheint insoweit 
nicht erforderlich. 

Die Änderung in § 19 Abs. 5 Nr. 2 ist eine schlichte 
Folgeänderung (Bezugnahme auch auf Absatz 4 
Satz 2 und 3). § 19 Abs. 6 entspricht § 19 Abs. 4 in 
der Fassung des Regierungsentwurfs. 

In § 20 Abs. 1 wird die vorgesehene Mindeststrafe 
von zwei Jahren nunmehr parallel zu der Regelung 
für Atomwaffen auf ein Jahr vermindert. Dafür 
wird auch bei B- und C-Waffen im § 20 Abs. 1 a ein 
zusätzlicher Qualifikationstatbestand geschaffen 
(entsprechend § 19 Abs. 2 a). Hierdurch ergibt sich 
eine Folgeänderung für § 20 Abs. 2: Bezugnahme 
nur auf Absatz 1, da bei Absatz la ein minder 
schwerer Fall nicht in Betracht kommen kann. 

§ 20 Abs. 3 übernimmt die vorgeschlagene Ände- 
rung bei Atomwaffen (§19 Abs. 4) wortgleich auch 
für die B- und C-Waffen. 

5. Zu Artikel 5: 

Folgeänderung zu Artikel 3 Nr. 4. Die Neufassung 
entspricht der Stellungnahme des Bundesrates und 
der Gegenäußerung der Bundesregierung (Druck- 
sache 11/4609 S. 14 und S. 16 jeweils zu Num- 
mer 11). 


1. a) In Artikel 3 Nr. 4 erhält der § 19 folgende Fas- 
sung: 


„§ 19 

Strafvorschriften gegen Atomwaffen 

(1) Mit Freiheitsstrafen von einem bis zu 
5 Jahren wird bestraft, wer 


1. Atomwaffen im Sinne des § 17 Abs. 2 ent- 
wickelt, herstellt, mit ihnen Handel treibt, 
von einem anderen erwirbt oder einem an- 
deren überläßt, einführt, ausführt, durch das 
Bundesgebiet durchführt oder sonst in das 
Bundesgebiet oder aus dem Bundesgebiet 
verbringt oder sonst die tatsächliche Gewalt 
über sie ausübt, 

la. einen anderen zu einer in Nummer 1 be- 
zeichneten Handlung verleitet oder 

2. eine in Nummer 1 bezeichnete Handlung 
fördert. 


(2) Mit Freiheitsstrafe nicht unter 2 Jahren 
wird bestraft, wer 

1. eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung ge- 
werbsmäßig oder als Mitglied einer Bande, 
die sich zur fortgesetzten Begehung solcher 
Straftaten verbunden hat, unter Mitwirkung 
eines anderen Bandenmitglieds begeht 
oder 


2. durch eine in Absatz 1 bezeichnete Hand- 
lung 

a) die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland, 

b) das friedliche Zusammenleben der Völker 
oder 


c) die auswärtigen Beziehungen der Bun- 
desrepublik Deutschland erheblich 

gefährdet. 

(3) In minder schweren Fällen 

1. des Absatzes 1 ist die Strafe Freiheitsstrafe 
bis zu 3 Jahren oder Geldstrafe und 

2. des Absatzes 2 Freiheitsstrafe von 3 Monaten 
bis zu 5 Jahren. 

(4) Handelt der Täter in den Fällen des Absat- 
zes 1 Nr. 1 fahrlässig oder in den Fällen des Ab- 
satzes 1 Nr. 1 a oder 2 leichtfertig, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu 2 Jahren oder Geld- 
strafe. 

(5) Wer in den Fällen 

1. des Absatzes 2 Nr. 2 die Gefahr fahrlässig 
verursacht oder 


Die Fraktion der SPD hat dagegen beantragt, das Ge- 
setz in der ursprünglichen Fassung lediglich mit den 
Änderungen zu verabschieden, die sich aus den von 
der Bundesregierung akzeptierten Anregungen des 
Bundesrates und der von der Bundesregierung am 
4. Oktober 1989 beschlossenen Formulierungshüfe 
ergeben. Die Änderungsanträge der Fraktion der SPD 
lauten: 


2. des Absatzes 2 Nr, 2 in Verbindung mit Ab- 
satz 1 Nr. 1 fahrlässig oder in Verbindung mit 
Absatz 1 Nr. 1 a oder 2 leichtfertig handelt 
und die Gefahr fahrlässig verursacht, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für eine 
Handlung, die 


794 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/8109 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — Drucksache 11/7221 


1. zur Vernichtung von Atomwaffen durch die 
dafür zuständigen Stellen oder 

2. zum Schutz gegen Wirkungen von Atomwaf- 
fen oder zur Abwehr dieser Wirkungen 

geeignet und bestimmt ist." 

b) ln Artikel 3 Nr. 4 ist in § 20 Abs. 1 nach der 
Nummer 1 folgende Nummer la einzufügen: 

„ la. einen anderen zu einer in Nummer 1 be- 
zeichneten Handlung verleitet oder". 

c) In Artikel 3 Nr. 4 erhält der § 21 folgende Fas- 
sung: 

„§ 21 

Taten außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes 

§ 19 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 Nr. 2, Abs. 5 und 6 
sowie § 20 gelten, unabhängig vom Recht des 
Tatorts, auch für Taten, die außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieser Vorschriften begangen 
werden, wenn der Täter Deutscher ist und 

1. Inhaber eines Personaldokuments der Bun- 
desrepublik Deutschland ist oder 

2. verpflichtet wäre, einen Personalausweis zu 
besitzen, falls er eine Wohnung im Geltungs- 
bereich dieser Vorschrift hätte." 

2. Artikel 5 ist wie folgt zu fassen: 

.Änderung der Strafprozeßordnung 

In § 100a Satz 1 Nr. 3 der Strafprozeßordnung, 
die zuletzt durch Gesetz vom 15. Juni 1989 (BGBl. I 


S. 1082) geändert worden ist, wird die Angabe 
„§ 16 Abs. 1 bis 3" durch die Angabe „§ 19 Abs. 1 
bis 3, § 20 Abs. 1 oder 2, jeweils auch in Verbin- 
dung mit § 21 oder 22a Abs. 1 bis 3" ersetzt.' 

Die Fraktion der SPD hat diese Änderungsanträge wie 
folgt begründet: 

Die Position der Bundesregierung nach Zustimmung 
zu den Vorschlägen des Bundesrates in der Form des 
Kabinettsbeschlusses vom 4. Oktober 1989, die durch 
den Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU und 
FDP zu der Drucksache 11/4609 entschärft zu werden 
droht, soll wiederhergestellt werden. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Anträgen der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP auf Änderung des 
Regierungsentwurfs mit der Mehrheit der Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion der SPD zuge- 
stLmrnt. Damit hat sich eine Abstimmung über die 
Anträge der Fraktion der SPD erübrigt. 

Der Ausschuß für Wirtschaft empfiehlt dem Deut- 
schen Bundestag mit Mehrheit, nämlich mit den Stim- 
men der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP, gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion 
der SPD, bei Abwesenheit von Mitgliedern der Frak- 
tion DIE GRÜNEN, dem Gesetzentwurf entsprechend 
den Änderungen aufgrund der Anträge der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und FDP, im übrigen unverändert 
entsprechend der Vorlage in Drucksache 11/4609 zu- 
zustimmen. 


Bonn, den 16. Mai 1990 


Kittelmann 

Berichterstatter 
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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Gesetz zur Verbesserung der Überwachung des Außenwirtschaftsverkehrs und 
zum Verbot von Atomwaffen, biologischen und chemischen Waffen 
— Drucksachen 11/4609, 11/7221 — 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 


Der Bundesrat hat in seiner 615. Sitzung am 22. Juni 
1990 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag 
am 1. Juni 1990 verabschiedeten Gesetz zu verlangen, 
daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem in der Anlage an- 
gegebenen Grund einberufen wird. 


Artikel 3 Nr. 4 (§§ 19 bis 21 KWKG) 

In Artikel 3 Nr. 4 sind die §§ 19 bis 21 wie folgt zu 

fassen: 

„§ 19 

Strafvorschriften gegen Atomwaffen 

(1) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf 

Jahren wird bestraft, wer 

1. Atomwaffen im Sinne des § 17 Abs. 2 entwickelt, 
herstellt, mit ihnen Handel treibt, von einem an- 
deren erwirbt oder einem anderen überläßt, ein- 
führt, ausführt, durch das Bundesgebiet durch- 
führt oder sonst in das Bundesgebiet oder aus dem 
Bundesgebiet verbringt oder sonst die tatsächli- 
che Gewalt über sie ausübt, 

1 a. einen anderen zu einer in Nummer 1 bezeichne- 
ten Handlung verleitet oder 

2. eine in Nummer 1 bezeichnete Handlunq för- 
dert. 


(2) Mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren wird 
bestraft, wer 

1. eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung gewerbs- 
mäßig oder als Mitglied einer Bande, die sich zur 
fortgesetzten Begehung solcher Straftaten verbun- 
den hat, unter Mitwirkung eines anderen Banden- 
mitglieds begeht oder 

2. durch eine in Absatz 1 bezeichnete Handlung 

a) die Sicherheit der Bundesrepubük Deutsch- 
land, 

b) das friedliche Zusammenleben der Völker 
oder 

c) die auswärtigen Beziehungen der Bundesrepu- 
blik Deutschland erhebüch 

gefährdet. 

(3) In minder schweren Fällen 

1. des Absatzes 1 ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder Geldstrafe und 

2. des Absatzes 2 Freiheitsstrafe von drei Monaten bis 
zu fünf Jahren. 

(4) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1 fahrlässig oder in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1 a oder 2 leichtfertig, so ist die Strafe Freiheits- 
strafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 


Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 22. Juni 1990. 
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(5) Wer in den Fällen 

1. des Absatzes 2 Nr 2 die Gefahr fahrlässig verur- 
sacht oder 

2. des Absatzes 2 Nr. 2 in Verbindung mit Absatz 1 
Nr. 1 fahrlässig oder in Verbindung mit Absatz 1 
Nr. la oder 2 leichtfertig handelt und die Gefahr 
fahrlässig verursacht, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für eine Hand- 
lung, die 

1. zur Vernichtung von Atomwaffen durch die dafür 
zuständigen Stellen oder 

2. zum Schutz gegen Wirkungen von Atomwaffen 
oder zur Abwehr dieser Wirkungen 

geeignet und bestimmt ist. 

§20 

Strafvorschriften gegen biologische und 
chemische Waffen 

(1) Mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren wird 
bestraft, wer 

1. biologische oder chemische Waffen entwickelt, 
herstellt, mit ihnen Handel treibt, von einem an- 
deren erwirbt oder einem anderen überläßt, ein- 
führt, ausführt, durch das Bundesgebiet durch- 
führt oder sonst in das Bundesgebiet oder aus dem 
Bundesgebiet verbringt oder sonst die tatsächli- 
che Gewalt über sie ausübt, 

la. einen anderen zu einer in Nummer 1 bezeichne- 
ten Handlung verleitet oder 

2. eine in Nummer 1 bezeichnete Handlung för- 
dert. 

(2) ln minder schweren Fällen ist die Strafe Frei- 
heitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1 fahrlässig oder in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. la oder 2 leichtfertig, so ist die Strafe Freiheits- 
strafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für eine Hand- 
lung, die 

1. zur Vernichtung von chemischen Waffen durch die 
dafür zuständigen Stellen oder 

2. zum Schutz gegen Wirkungen von biologischen 
oder chemischen Waffen oder zur Abwehr dieser 
Wirkungen 

geeignet und bestimmt ist. 

§21 

Taten außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes 

§ 19 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 Nr. 2, Abs. 5 und 6 sowie 
§ 20 gelten, unabhängig vom Recht des Tatorts, auch 
für Taten, die außerhalb des Geltungsbereichs dieser 
Vorschriften begangen werden, wenn der Täter Deut- 
scher ist und 


1. Inhaber eines Personaldokuments der Bundesre- 
publik Deutschland ist oder 

2 verpflichtet wäre, einen Personalausweis zu besit- 
zen, falls er eine Wohnung im Geltungsbereich die- 
ser Vorschrift hätte." 


Artikel 7 

Artikel 7 ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel 7 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. “ 


Begründung 

Eine Mindeststrafe von einem Jahr Freiheitsstrafe, auf 
die der Gesetzesbeschluß die Strafandrohung in § 19 
Abs. 2, § 20 Abs. 1 KWKG gegenüber dem Regie- 
rungsentwurf zurückgeführt hat, würde der besonde- 
ren Gefährlichkeit von Atomwaffen bzw. biologischen 
oder chemischen Waffen nicht gerecht. Sie stünde mit 
der Zielsetzung, die Beteiligung Deutscher an der Er- 
richtung von Anlagen zur Herstellung solcher Waffen 
zu verhindern, nicht in Einklang. Die Strafandrohung 
in § 19 Abs. 2, § 20 Abs. 1 KWKG unterschiede sich 
von der des § 16 Abs. 2 KWKG geltenden Rechts, der 
alle Kriegswaffen erfaßt, lediglich darin, daß eine 
Höchststrafe von fünfzehn statt von zehn Jahren Frei- 
heitsstrafe angedroht würde. 

Durch die vorgeschlagene Androhung einer Mindest- 
strafe von zwei Jahren Freiheitsstrafe wird der beson- 
deren Gefährüchkeit atomarer, biologischer und che- 
mischer Waffen Rechnung getragen. Die geringere 
Strafandrohung für minder schwere Fälle in § 19 
Abs. 3, § 20 Abs. 2 KWKG läßt hinreichenden Spiel- 
raum für die angemessene Ahndung weniger gravie- 
render Fälle. 

Aufgrund der vorgeschlagenen Mindeststrafe von 
zwei Jahren Freiheitsstrafe ist es nicht notwendig, 
eine besondere Strafandrohung für Fälle vorzusehen, 
in denen atomare, biologische oder chemische Waffen 
eingesetzt werden, wie es der Gesetzesbeschluß in 
§ 19 Abs. 2 a und § 20 Abs. 1 a vorsieht. Die Vorausset- 
zungen dieser Absätze werden sich kaum jemals fest- 
stellen lassen. Der Antrag sieht deshalb vor, diese 
Regelungen zu streichen. 

Als Folge sieht der Vorschlag vor, § 21 KWKG ent- 
sprechend zu ändern. 

Das leichtfertige Fördern der in § 19 Abs. 1 Nr. 1 und 
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 KWKG bezeichneten Handlungenist 
uneingeschränkt unter Strafe zu stellen, um Strafbar- 
keitslücken zu vermeiden. Die im Gesetzesbeschluß 
vorgesehene Begrenzung der Strafbarkeit in § 19 
Abs. 4 und Abs. 5 Nr. 2 sowie in § 20 Abs. 3 KWKG ist 
mehl geboten. Der Begriff der Leichtfertigkeit ist be- 
reits so eng, daß nicht jede „an sich gutgläubige Tätig- 
keit" im Bereich ziviler Forschung die Gefahr einer 
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strafrechtlichen Verfolgung in sich birgt. Überzeu- sich um eine Fiktion („gilt"), die im Ergebnis dazu 
gende Gründe für eine Beschränkung der Strafbarkeit führen würde, daß bestimmte Berufsgruppen in sach- 
darauf, daß das Fördern nicht unerheblich ist, sind widriger Weise von der Strafandrohung ausgenom- 
nicht ersichtlich. men werden. 

Unangebracht ist darüber hinaus die Herausnahme Durch die Neufassung des Artikels 7 soll sicherge- 
der Verbreitung von Kenntnissen in Wissenschaft und stellt werden, daß durch die Anrufung des Vermitt- 
Forschung aus dem Anwendungsbereich der Vor- lungsausschusses das Inkrafttreten des Gesetzes zum 
Schrift, wie es der Gesetzesbeschluß in § 19 Abs. 4 ursprünglich vorgesehenen Termin nicht verzögert 
Satz 3, § 20 Abs. 3 Satz 3 KWKG vorsieht. Es handelt wird. 
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Sachgebiet 74 


Beschlußempfehlung 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes (Vermittlungsausschuß) 


zu dem Gesetz zur Verbesserung der Überwachung des 
Außenwirtschaftsverkehrs und zum Verbot von Atomwaffen, 
biologischen und chemischen Waffen 
- Drucksachen 11/4609, 11/7221, 11/7507 - 


Berichterstatter im Bundestag: Abgeordneter Dr. Hüsch 
Berichterstatter im Bundesrat: Minister Dr. Schnoor 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 215. Sitzung am 1. Juni 
1990 beschlossene Gesetz zur Verbesserung der Überwachung des 
Außenwirtschaftsverkehrs und zum Verbot von Atomwaffen, bio- 
logischen und chemischen Waffen wird nach Maßgabe der in der 
Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 12. September 1990 


Der Vermittlungsausschuß 

Dr. Hüsch Dr. Schnoor 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Gesetz zur Verbesserung der Überwachung des Außenwirtschaftsverkehrs und 
zum Verbot von Atomwaffen, biologischen und chemischen Waffen 


1. Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 19 Abs. 2, 2a, 4 und 5 
KWKG) 

In Artikel 3 Nr. 4 wird § 19 wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „einem Jahr" 
durch die Worte „zwei Jahren" ersetzt. 

b) Absatz 2a wird gestrichen. 

c) Die Absätze 4 und 5 werden wie folgt gefaßt: 

„(4) Handelt der Täter in den Fällen des Ab- 
satzes 1 Nr. 1 fahrlässig oder in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. la oder 2 leichtfertig, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
Geldstrafe. 

(5) Wer in den Fällen 

1. des Absatzes 2 Nr. 2 die Gefahr fahrlässig 
verursacht oder 

2. des Absatzes 2 Nr. 2 in Verbindung mit Ab- 
satz 1 Nr. 1 fahrlässig oder in Verbindung mit 
Absatz 1 Nr. 1 a oder 2 leichtfertig handelt 
und die Gefahr fahrlässig verursacht, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft." 


2. Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 20 Abs. 1, la und 3 KWKG) 

In Artikel 3 Nr. 4 wird § 20 wie folgt geändert: 


a) In Absatz 1 werden die Worte „einem Jahr“ 
durch die Worte „zwei Jahren" ersetzt. 

b) Absatz la wird gestrichen. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Handelt der Täter in den Fällen des Ab- 
satzes 1 Nr. 1 fahrlässig oder in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. la oder 2 leichtfertig, so ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe." 


3. Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 21 KWKG) 

In Artikel 3 Nr. 4 werden in § 21 die Worte „§ 19 
Abs. 2 Nr. 2, Abs. 2 a, 3 Nr, 2, Abs. 5 und 6" durch 
die Worte „§ 19 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 Nr. 2, Abs. 5 
und 6" ersetzt. 


4. Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 

Artikel 7 wird wie folgt gefaßt: 

„Artikel 7 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. " 
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